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Vorwort. 


Vor  etwa  zwei  Jahren  wurde  in  einem  engen  Kreise  zum  ersten 
Male  der  Gedanke  erörtert,  in  Wien  einen  öslerreichisclien  Kinder- 
schutzkongreß abzuhalten.  Die  Besprechungen  über  diesen  Gegenstand 
wurden  fortgesetzt,  der  Kreis  der  Teilnehmer  an  denselben  erweiterte 
sich,  die  Zwecke  des  Kongresses  traten  immer  schärfer  hervor,  die  vor- 
bereitenden Arbeiten  vertieften  sich,  bis  endlich  der  Gedanke  feste 
Formen  annahm  und  der  Plan  des  Kongresses,  von  verschiedenen 
Seiten  durch  Rat  und  Mitarbeit  gefördert,  feststand. 

Geradezu  unabsehbar  liegt  das  Gebiet,  das  im  weitesten  Sinne  als 
Kinderschutz  bezeichnet  werden  kann,  vor  uns.  Daß  dieses  Gebiet  heute 
Gegenstand  wissenscliaftlicher  Forschung,  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung, gleichzeitig  aber  auch  eines  wesentlich  gesteigerten  menschlichen 
Empfindens  geworden  ist,  verdankt  es  der  modernsten  Auffassung  von 
den  Pflichten  des  Staates  und  der  GcsellschafL  Diese  Pflichten  erhalten 
durch  die  Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Forschungen  unserer  Zeit 
einen  sich  stets  verjüngenden  Inhalt.  So  sind  es  unter  anderem  die 
Physiologie,  die  Hygiene,  die  Pädagogik,  die  Erkenntnis  der  technisclien 
und  manuellen  Voraussetzungen  der  Wirtschaftsentwicklung,  w'elchc 
eine  Fülle  neuer  Gesichtspunkte  und  neuer  Ausblicke  zu  tage  gefördert 
haben,  die  einen  mächtigen  Anreiz  auf  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
sowie  auf  die  freien  Kräfte  der  Gesellschaft  ausüben:  zu  untersuchen, 
zu  prüfen  und  einzugi-eifen.  Dieser  Vertiefung  aller  gesellschaftlichen 
Untersuchungen  folgt  die  erhöhte  Intensität  staatlicher  und  gesellschaft- 
licher Betätigungen,  die  Sozialisierung  aller  Probleme. 

Die  heranwachsende  Generation  in  allen  ihren  Beziehungen  zu  der 
sie  umgebenden  Welt,  ihre  sittlich-religiöse,  geistige  und  körperliche 
Entwicklung,  ihre  Anpassung  an  die  wirtschaftlichen  und  kulturellen 
Verhältnisse,  ihre  Vervollkommnung  und  Stählung,  mit  einem  Worte 
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die  Erziehung  derselben  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  ist  auf  diese 
Weise  zu  einem  einheitlichen  Objekte  neuer  systematischer  Erforschung 
geworden.  Diese  Hichtung  sucht  sich  alle  inneren  Zusammenhänge,  alle 
treibenden  und  hemmenden  Einilüsso  auf  diesem  weiten  Gebiete  klar  zu 
machen  und  durch  die  Anwendung  neuer  Erfahrungen  und  Kenntnisse 
das  gesunde  Erblühen  der  Jugend  zu  befürdern.  Natürlich  wendet  sich 
das  lebhafteste,  von  warmem  Empfinden  getragene  Interesse  aller  gesell- 
schaftlichen Kreise  vor  allem  Jener  Seite  des  Problems  zu,  bei  welcher 
das  Herz  ebenso  niitsprichl  wie  der  Verstand.  Deswegen  tritt  beute  die 
Idee  des  Kinderschutzes  in  den  Vordergiuud.  Diese  Frage  beherrscht  in 
der  breiten  Öffentlichkeit  die  Phantasie  und  das  Mitgefühl.  Sie  hat 
sich  einen  ersten  Plalz  in  der  Diskussion  des  großen  Jugendproblems 
errungen,  wiewohl  sie  sich  nur  auf  einen  Teil  desselben  bezieht. 

Auch  bei  uns  ist  eine  Bewegung  der  Geister  in  dieser  Hichtung 
eingelreten,  die  nach  praktischer  Betätigung  ringt  und  bestrebt  ist, 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  beeinflussen.  So  lag  der  Gedanke 
eines  österreichischen  Kinderschutzkongresscs  nahe.  Dabei  war  die  Zahl 
der  Einzelfi'agen,  die  sich  zur  Verhandlung  wie  von  selbst  aufdränglen, 
erdrückend,  denn  es  war  von  vornherein  klar,  daß  eine  Beschränkung 
auf  die  Erörterung  des  Kinderschutzes  im  engeren  Sinne  des  IVortes 
nicht  genügen  würde.  Das  Nachdenken  jener,  die  den  Kongreß  zu  ver- 
anstalten sich  entsclilossen  hatten,  mußte  also  vom  Anfänge  an  darauf 
gerichtet  sein,  aus  der  Fülle  von  Beziehungen,  die  sich  darboten,  eine 
aktuelle  und  innerlich  zusammenhängende  Gruppe  von  Fragen  heraus- 
zuheben und  dem  Kongresse  vorzulegen,  welche  einen  wichtigen  Ge- 
dankenkreis des  großen  Jugcndproblems  einschließt,  zugleich  aber  eine 
feste  Begrenzung  der  Verliandlungen  bietet  — von  der  Erfahrung  aus- 
gehend, daß  bei  einer  solchen  Gelegenheit  nur  eine  kluge  Bescliränkung 
jene  Intensität  der  Beratung  verbürgt,  die  den  Wert  solcher  Verhand- 
lungen vor  allem  ausmacht.  Wiederholtes  Beraten  und  Durchdenken  des 
Gegenstandes  hat  zur  Feststellung  eines  Programmes  geführt,  das  hier, 
an  der  Schwelle  des  Kongresses,  nicht  nur  mitgeteilt,  sondern,  was 
seine  grundlegenden  Ideen  und  den  inneren  Zusammenhang  derselben 
betrifft,  auch  kurz  begründet  werden  soll. 

Wir  sind  dabei  von  einem  praktischen  Bedürfnisse  ausgegangen, 
welches  von  allen  Seiten  in  den  Vordergrund  gestellt  wird  — von  der 
Einrichtung  der  Fürsorgeerziehung  in  Österreich.  Dieses  Thema  soll  den 
Hauptgegenstand  des  Kongresses  bilden,  allerdings  niclit  isoliert,  sondern 
in  Verbindung  gesetzt  mit  jenen  Fragen,  die  damit  innerlich  und  des- 
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wegen  untrennbar  vi'rbunden  sind.  Dazu  geboren  vor  allem  gewisse 
Probleme  des  Kinderschulzes  im  engeren  Sinne  des  Wortes. 

Es  bedarf  wobl  keines  Beweises,  wie  innig  die  Zwecke  der  FQr- 
sorgeerziebung  mit  jenen  Maßregeln  zusammenhilngen,  die  das  Schick- 
sal von  Pflegekindern  überhau{)l  zum  Gegenstände  haben,  wobei  man 
uumittelbar  vor  der  Frage  steht,  welche  Rechte  den  Pflegeeltern  gegen- 
über den  ilmen  anvertrauten  Kindern  einzuritumen  wtü'en.  Dabei 
kommen  nicht  nur  physische  Personen  in  Betracht,  sondern  auch  Ver- 
eine, Anstidten  und  Körperschaften,  bezüglich  welcher  ebenfalls  ent- 
schieden werden  muß,  inwieweit  sie  Rechte  und  Pflichten  der  Vormund- 
schaft übernehmen  können.  Hier  berührt  sich  die  Armenverwaltung  der 
Gemeinden  mit  unserer  zukünftigen  Fürsorgegesetzgebung. 

Die  pflegschaftsbehördlichen  Funktionen  der  Gerichte  werden  sich 
in  der  Zukunft  intensiver  gestalten  müssen,  aber  damit  ist  zugleich  der 
Anstoß  gegeben  zu  untersuchen,  ob  sie  dabei  nicht  von  Organen  der 
Selbstverwaltung  in  den  einzelnen  Gemeinden  unterstützt  werden 
sollten  ? Ebenso  ist  die  Frage  naheliegend,  in  welchen  Beziehungen  die 
strafende  Gerechtigkeit  zum  Schutze  der  gefährdeten  Jugend  mehr  als 
bisher  berangezogen  werden  müsse,  sowie  die  weitere  Frage,  welche 
Maßregeln  in  sanitärer  Richtung  ergriffen  werden  sollen.  Eine  Erörte- 
rung der  Ursachen  der  Kindermißhandlungen,  verbunden  mit  Vor- 
schlägen für  die  Abhilfe  sowie  die  Heranziehung  der  Erfahrungen, 
welche  Gerichtsärzte  in  die.ser  Hinsicht  gemacht  haben,  schließen  die.se 
Gedankenreibe  ab. 

Aber  auch  nach  einer  anderen  Richtung  löst  die  Fürsorgeerziehung 
legislative  Maßnahmen  mit  Notwendigkeit  au.s.  Es  wird  in  den  die 
Arbeiten  des  Kongresses  vorbereitenden  Sebnften  ausfüliiiicb  nacb- 
gewiesen  werden,  wie  jene  Gedanken,  welche  die  Fürsorgeerziehung  be- 
herrschen und  welche  die  ethische  Kraft  sowie  das  praktische  Rückgrat 
dieses  neuen  Zweiges  der  Verwaltung  ausmachen  — die  Nacherziehung 
und  Zwangserziehung  — auch  auf  dem  Gebiete  des  Jugendstrafrechtes 
ihre  Berechtigung  haben  und  nach  einer  klai'en,  unzweideutigen  Ver- 
wirklichung bindrängen. 

So  verbinden  sich  die  Gegenstände,  die  dem  Kongresse  vorgelegt 
werden,  zu  einem  Ganzen,  dessen  Gnmdriß  die  Möglichkeit  bietet,  eine 
Reihe  der  wichtigsten  Fragen  des  Kinderschutzes  und  der  Jugend- 
fürsorge einer  konkretisierten,  aber  keineswegs  beengten  Diskussion  zu 
unterziehen,  welche  die  Meinungen  klären  soll,  damit  die  Gesetzgebung 
sicheren  Schrittes  das  neue  Gebiet  betreten  könne.  Die  drei  Sektionen 
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des  Kongresses  werden  sich  daher  mit  den  nachstehenden  Fragen  zu 
beschäftigen  haben,  von  denen  jede  durch  ein  oder  melirero  Gutachten 
vorbereitet  werden  soll.  Diese  Gutachten  werden  gedruckt  in  einem 
Bande  veröffentlicht  werden,  der  einige  Wochen  vor  Abljaltung  des 
Kongresses  erscheinen  wird. 

1.  Kinderschutz. 

1.  Welche  Maßnahmen  wären  zum  Schutze  der  bei 
fremden  Personen  in  Pflege  stehenden  Kinder  (Zieh-,  Haltc- 
und  Kostkiuder)  einzuleiten,  und  welche  Rechte  wären  den 
Pflegeeltern  in  Ansehung  dieser  Kinder  zu  gewähren? 

Referenten:  Direktor  Dr.  Riether,  Leiter  der  Landesfmdelanstalt 
in  Wien;  Hofrat  Dr.  Paul  v.  Vittorelli,  Präsident  dos  Landesgerichtes 
in  Strafsachen  in  Wien. 

2.  Empfiehlt  es  sich,  gewissen  Vereinen  und  Anstalten 
oder  Körperschaften,  in  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  be- 
findet, die  Rechte  und  Pflichten  der  Vormundschaft  zu  über- 
tragen, eventuell  unter  welchen  Voraussetzungen  und  Be- 
dingungen empfiehlt  sich  dies? 

Referenten:  Dr.  Hugo  Schauer,  Ministerialrat  im  k.  k.  Justiz- 
ministerium; Dr.  Eduard  Prinz  Liechtenstein;  Magistratsdirektor 
Dr.  Richard  Weiskirchner;  Dr.  Heinrich  Reicher. 

3.  Empfiehlt  es  sich,  in  den  einzelnen  Gemeinden  Organe 
der  Selbstverwaltung  zu  schaffen,  welche  die  Gerichte  in 
der  Ausübung  ilirer  pflegschaftsbehördlichen  Funktionen 
zu  unterstützen  hätten? 

Referent:  Ministerialrat  Dr.  Hugo  Schauer. 

4.  Empfiehlt  es  sich,  zum  Schutze  der  Gesundheit  sowie 
der  körperlichen  und  moralischen  Integrität  von  Kindern 
besondere  strafrechtliche  Normen  aufzustellen? 

Referent:  Hofrat  Dr.  Heinrich  Lammasch,  Profe.ssor  an  der 
Universität  in  Wien. 

n.  Welche  besonderen  sanitären  Verhältnisse  kommen 
in  den  Fragen  des  Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge 
in  Betracht,  und  welche  Maßnaliinen  sind  hier  in  erster 
Linie  zur  Anwendung  zu  bringen? 

Referent:  Dr.  Artur  Schattenfroh,  Professor  an  der  Universität 
in  Wien. 
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6.  Ursachen  der  Kindermißhandlung  und  Abhilfe  dagegen. 
Referent:  Fräulein  Lydia  von  Wolfring. 

7.  Erfahrungen  der  Gerichtsärzte  in  Fällen  von  Kinder- 
mißhandlungen. 

Referenten:  Dr.  Haberda  und  Dr.  Kollisko,  Professoren  an  der 
Universität  in  Wien. 


II.  Fürsorgeerziehung. 

Organisierung  der  Fürsorgeerziehung  in  Österreich. 

Referent:  Dr.  Heinrich  Reicher. 

III.  Jugendstrafrecht. 

Grundzüge  des  Jugendstrafrechtes  für  Österreich. 

Referenten:  Dr.  J.  M.  Baernreither;  Dr.  Lenz,  Professor  an  der 
Universität  in  Czemowitz,  und  Dr.  Heinrich  Reicher. 

An  dieser  Stelle  müssen  wir  aber  eine  Bemerkung  einschalten,  um 
jedes  Mißverständnis  auszuschließen.  Unter  allen  Einflüssen,  denen  die 
Jugend,  insbesondere  in  körperlicher  Hinsicht  ausgesetzt  ist,  macht  sich 
die  Arbeit  in  ihren  verschiedenen  Formen  am  entschiedensten  geltend. 
Eine  frühzeitige  übermäßige  und  unzweckmäßige  Arbeit  beeinflußt  das 
Gedeihen  der  Jugend  auf  das  ungünstigste.  Daher  ist  es  natürlich,  daß, 
sobald  man  von  Kindorschutz  spricht,  sofort  der  Gedanke  an  die  Kinder- 
arbeit geweckt  wird.  Dieser  Gedanke  faßt  aber  auch  wieder  die  ver- 
schiedensten Beziehungen  zusammen.  Die  Kinderarbeit  ist  Fabriksarbeit, 
häusliche,  landrvirtschaftliche  oder  gewerbliche  Arbeit  und  nicht  zuletzt 
Arbeit  in  der  Hausindustrie,  also  an  sich  ein  Gegenstand,  der  die 
Verhandlungen  eines  Kongresses,  dem  naturgemäß  immer  nur  eine 
beschränkte  Zeit  zur  Verfügung  steht,  allein  vollkommen  ausfüllen 
würde,  wobei  diese  große  Materie  in  einzelne  Fragen  aufgelöst  zur 
Verhandlung  gestellt  werden  müßte.  Das  vorbereitende  Komitee  des 
Kinderschutzkongresscs  hat  daher  nach  reiflicher  Überlegung  be- 
schlossen, diese  Seite  der  großen  Gesamtfrage  nicht  ausdrücklich  mit 
auf  die  Tagesordnung  dieses  ersten  Kongresses  zu  setzen,  da  dies  nur 
nebenher  hätte  geschehen  können,  wodurch  wir  der  großen  Bedeutung 
der  Frage  nicht  gerecht  geworden  wären.  Dabei  herrschte  der  Gedanke 
vor,  daß  die  Kinderarbeit  in  allen  iliren  Beziehungen  wohl  Gegenstand 
eine.s  nächsten  Kongresses  sein  würde. 
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Damit  soll  allerdings  nicht  gesagt  sein,  daß  die  frühzeitige  über- 
miißige  und  schUdliche  Kinderarbeit  mit  Ltiren  nachteiligen  Folgen  von 
den  Verhandlungen  dieses  Kongresses  etwa  ausgeschlossen  sein  soll  — 
im  Gegenteil,  sie  wird  unter  den  zu  besprechenden  Ursachen  der  Ver- 
wahrlosung der  .lugend  eine  liollespiclen;  nur  die  Erörterung  der  gegen 
die  Ausbeutung  der  Kinderarbeit  zu  ergreifenden  spezifischen  Maßregeln 
soll  aus  den  angegebenen  Gründen  nicht  in  den  Rahmen  dieses  Kon- 
gresses fallen. 

Zu  dieser  AulTassung  und  Begrenzung  unseres  Kongi'eßprogrammes 
wurden  wir  aber  noch  durch  einen  wichtigen  Umstand  be.stimint,  der 
die  vorbereitende  Tätigkeit  des  Komitees  in  einer  andern  Richtung  not- 
wendig machte  und  Zeit  und  Arbeit  vollauf  in  Anspruch  nahm. 

Das  erste  Erfordernis  der  auf  Verbcssci-ung  eines  sozialen 
Zu.shuides  gerichteten  Bestrebungen  ist  seine  gewi.ssenhafte  Unter- 
suchung. Hinsichtlich  der  dem  Kongresse  vorgeleglen  Fragen  bildet  die 
Erforschung  und  Feststellung  des  tatsächlich  vorhandenen  Zustandes 
der  Verwahrlo.sung  (b  r Jugend  jenes  Material,  aus  dem  erst  richtige 
Schlüsse  für  die  Beurteilung  dieser  sozialen  Erscheinung  gezogen 
sowie  Leitsätze  für  die  Organisationen  der  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung geschöpft  werden  können.  In  den  Sj>iüten  der  Tagesblätter  wird  — 
in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger  — über  einzelne  Fälle  berichtet, 
die  auf  eine  stets  weiter  um  sich  greifende  Verwalirlosung  der  Jugend 
hindeuten.  Einzelne  Ausschnitte  aus  diesem  traurigen  Kapitel  des  Volks- 
lebens sind  durch  Gerichlsveihandluugen  in  überreichem  .Maße  geboten 
worden.  Es  ist  Uber  diesen  Gegenstand  viel  gesprochen  und  geschrieben 
worden  — aber  es  fehlt  bis  jetzt  vollständig  eine  systematische 
Erhebung  über  die  Ursachen,  die  verschiedenen  Formen  und  die  Aus- 
breitung der  Verwahrlosung  der  Jugend  in  Österreich  sowie  eine 
entsprechende  Sichtung  und  Veraibeitung  eines  durch  geeignete 
Umfrage  gewonnenen  Materials.  Wir  waren  daher  gleich  bei  Beginn 
unserer  Arbeit  von  der  Notwendigkeit  überzeugt,  daß  wir  diese  Vorarbeit 
so  gut  als  möglich  zu  leisten  haben,  um  den  Kongi'eßverhandluugen 
jene  tatsächliche  Grundlage  zu  geben,  ohne  welche  gerade  die  best- 
g(!meinten  Bestrebungen  sich  von  der  Wirklichkeit  zu  entfernen  drohen. 
Wir  haben  daher  eine  Umfrage  im  größem  Stile  veranstaltet,  welche 
zusammengenommen  sich  als  eine  Enquete  über  die  in  den  ver- 
schiedenen iJlndern  Österreichs  hen'schenden  Zustände  der  Verwahr- 
losung der  Jugend,  über  die  spezifischen  Ursachen  derselben,  die 
Formen,  in  welcher  sie  auftritt,  sowie  über  den  lokalen  Umläng  dieser 
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so/.ialon  Erscheinung  darstellt.  Diese  Enquete  hat  — wenn  sie  aucli 
nicht  auf  Vollständigkeit  Anspruch  machen  kann  — doch  äußerst 
wertvolle  Resultate  zu  Tage  gefördert,  die  für  alle  von  uns  zur  Diskussion 
gestellten  Fragen  des  Kongresses  den  notwendigen  Hintergrund  bilden. 
IVir  waren  daher  bemüht,  diesen  ersten  Band  der  Kongreßschriflen  so 
rasch  als  möglich  zu  veröffentlichen. 

Von  Anfang  an  hat  der  damalige  Leiter  des  Justizministeriums 
und  jetzige  Justizmiuister  Dr.  Franz  Klein  unseren  Bestrebungen  seine 
wohlwollende  Aufmerksamkeit  geschenkt  und  sie  intensiv  gefördert. 
Die  jetzige  Regierung  — der  Ministerpräsident  Freiherr  von  Beck 
voran  — hat  unseren  Zielen  volles  Vei'ständuis  entgegengebracht  und 
uns  in  richtiger  Würdigung  der  großen  Frage,  um  die  es  sich  handelt, 
in  die  Lage  versetzt,  die  Drucklegung  dieses  ersten  Bandes  zu  einer 
Zeit  zu  unternehmen  und  fertigzustellen,  als  eigene  Mitlel  des 
Kongresses  noch  nicht  zur  Verfügung  standen. 

Aber  indem  wir  hier  unsern  aufrichtigen  Dank  aussprechen, 
nehmen  wir  dieses  Entgegenkommen  der  regierenden  Kreise  als  eine 
gute  Vorbedeutung  au.  Die  Aufgaben,  die  auf  dem  Gebiete  des  Kinder- 
scliutzes,  der  Fürsorgeeraiehung  und  des  Jugendstrafrechtes  nun  endlich 
auch  in  Österreich  gelöst  werden  müssen,  sind  nur  durch  ein  Zusammen- 
wirken staatlicher  und  gesellschaftlicher  Kräfte,  durch  das  Ineinander- 
greifen von  Reich,  Ländern,  Gemeinden  und  freien  Vereinigungen  zu 
erfüllen.  Diese  unbestreitbare  Tatsache  wird  sich  dent  Leser  auf  allen 
Blättern  der  in  diesem  Bande  veröffentlichten  Berichte  aufdrängen 
und  sie  wird  auch  in  den  folgenden  Gutachten  über  die  einzelnen 
Kongreßfragen  den  roten  Faden  der  Erörterung  bilden. 

Möge  es  dem  Ersten  österreichischen  Kinderschutzkongreß 
bcschieden  sein,  unbeirrt  durch  trennende  Strömungen  des  Tages 
dem  gemeinsamen  sozialen  Ziele  zustrebend,  eine  nützliche  und  ent- 
scheidende Arbeit  auf  dem  wichtigen  Gebiete,  das  er  betritt,  zu  leisten! 


Digilized  by  Google 


XIII 


Statut. 


§ 1. 

Der  erste  österreichische  Kindcrschutzkongreß  setzt  sich  zum  Ziele,  das 
Interesse  für  die  Fragen  des  Kinderschutzes  zu  verbreiten  und  zu  vertiefen,  die 
Voraussetzungen  einer  gesunden  Entwicklung  der  Geistes-  und  Körperkräfte  sowie 
des  sittlichen  Ileranrcifens  der  Jugend  zu  erörtern,  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
festzustellen,  die  vorhandenen  Obeistände  zu  ermitteln,  die  zu  deren  Beseitigung 
dienlichen  Maßnahmen  zu  besprechen  sowie  Vorschläge  für  die  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  zu  erstatten. 


§ 2. 

Der  Kongreß  wird  am  18.,  19.  und  20.  März  1907  in  Wien  abgehalten. 

§ 3. 

Der  Durchführung  der  Aufgaben  des  Kongresses  dient  die  Herau.sgabe  der 
eingeholten  Berichte  und  Gutachten  im  Drucke,  die  Abh.altung  von  Plenarver- 
sammlungen und  Abteilungssitzungen  und  die  Herstellung  und  Versendung  eines 
gedruckten  Berichtes  über  die  Verhandlungen  des  Kongresses. 


§ 4. 

Die  Verhandlungen  werden  in  Plenancrsammlungen  und  Abteilungssitzungen 
durchgeführt.  Nach  derErölTnungssilzung  teilt  sich  der  Kongreß  in  drei  Abteilungen, 
und  zwar  für: 

1.  Kinderschutz; 

2.  Fürsorgeerziehung; 

3.  Jugendstrafrecht. 
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§ 5. 

Zur  Teilnaliine  am  Kongresse  sind  berufen  die  ofllziellen  Delegierten  der 
Regierung,  der  kirchliclien  und  sonstigen  Beliörden,  der  autonomen  Verbände  und 
Körperscliaften,  die  Mitglieder  der  öfTentlichen  Verlretungskörper,  die  Vertreter 
und  Angehörigen  aller  Vereine  und  Anstalten,  die  sich  mit  Fragen  des  Kinder- 
schutzes, der  Kinderfürsorge  und  Kindererziehung  beschäftigen,  die  Funktionäre 
der  Religionsgenossenschaflen,  ferner  die  Personen,  die  in  öffentlicher  oder  privater 
Stellung  im  Unterrichts-  oder  Erziehungswesen  tätig  sind,  richterliche,  staats- 
anwaltschaftlicho  und  Verwaltungsbeamte,  Advokaten,  Notare,  Ärzte  und  beson- 
ders zur  Teilnahme  am  Kongresse  eingeladene  Personen. 

§0. 

Die  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  ist  durch  den  Besitz  einer  auf  Namen 
lautenden  Mitgliedskarte  bedingt,  welche  zur  Teilnahme  an  allen  Veranstaltiingen 
des  Kongresses  und  zum  unentgeltlichen  Bezug  der  Kongreßschriften  berechtigt. 
Für  die  Ausfertigung  der  Mitgliedskarte  haben  jene  Mitglieder  des  Kongresses,  die 
nicht  offizielle  Delegierte  der  Regierung,  der  kirchlichen  und  sonstigen  Behörden 
sowie  der  autonomen  Verb.ände  und  Körperschaften  sind,  einen  Betrag  von  acht 
Kronen  zu  entrichten. 


§7. 

Außer  den  Mitgliedskarten  werden  gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von 
zwei  Kronen  auf  Namen  lautende  Zuliörcrkarten  ausgegeben,  die  jedoch  nur  zum 
Eintritt  in  den  für  Zuhörer  bestimmten  Raum  bei  den  Plenarversammlungen  des 
Kongresses  berechtigen. 


§8. 

Die  Funktionär  e des  vorbereitenden  Komitees  bilden  das  provisorische  Bureau 
des  Kongresses. 

§9- 

Die  erste  Plenarversammlung  des  Kongresses  wird  von  dem  Präsidenten  des 
vorbereitenden  Komitees  eröffnet,  ln  dieser  Sitzung  wird  auf  Vorschlag  des  provi- 
sorischen Bureaus  das  definitive  Bureau  des  Kongresses  gebildet,  das  aus  einem 
Präsidenten,  mehreren  Vizepräsidenten,  die  gleichzeitig  als  V'orsitzende  der  Abtei- 
lung zu  fungieren  haben,  und  Schriftführern  besteht.  Dem  Kongresse  ist  die 
Ernennung  von  Ehrenpräsidenten  Vorbehalten. 

§ 10. 

Die  Tagesordnung  der  ersten  Plenarversamndung  wird  vom  vorbereitenden 
Komitee,  die  der  folgenden  vom  Bureau  des  Kongresses  festgesetzt. 
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In  der  EröfTnnngsversamnilimi,'  werden  die  Verhandlungsgegcnstilnde  den 
Abteilungen,  die  sieb  unmiltelljar  nacli  Schluß  der  ErölTnungsvcrsainmlung  zu 
bilden  haben,  durch  das  Kongreßburcau  zugewiesen. 


§ 11- 

Die  Abteilungen  wählen  ihren  SchriniTilirer  und  einen  oder  mehrere  Bericht- 
erstatter für  die  Plenarversammlung  und  benachrichligeii  den  Vorsitzenden  der 
Plenarversammlung,  sobald  ihre  Beratungen  abgeschlossen  sind. 


§ 12. 

Die  Abteilungen  können  nur  über  die  ihnen  zugewiesenen  Verhandlungs- 
gegensländc  beraten.  Eine  Ändening  oder  Ergänzung  des  Prograninies  bedarf  der 
vorherigen  Zustimmung  des  Kongreßbureaus. 

§ 13. 

Die  Reihenfolge  der  Verhandlungen  in  den  einzelnen  Abteilungen  bestimmt 
der  Voreitzende.  Die  Verhandlung  über  jeden  Punkt  des  Programmes  wird  durch 
einen  im  voraus  vom  provisorischen  Bureau  des  Kongresses  bestimmten  Bericht- 
erstatter eingeleitet. 

Am  Schlüsse  der  Verhandlungen  resümiert  der  Vorsitzende  die  Haupt- 
ergebnisse derselben. 


§ 14. 

Nach  Abschluß  der  Abteilungsberatungen  hält  der  Kongreß  wenigstens  noch 
eine  Plenarversammlung  ab,  in  welcher  über  die  Verhandhingen  referiert  wird,  die 
in  den  Abteilungen  durchgeführt  wurden.  Die  Plenarversammlung  kann  die 
Abhaltung  eines  zweiten  Kinderschutzkongres.ses  beschließen  und  ist  in  diesem 
Falle  das  Bureau  des  Kongresses  mit  den  Vorbereitungsarbeiten  betraut. 

§ 15. 

Die  Mitglieder  des  Kongresses,  die  in  einer  Plenar-  oder  jVbteilungssilzung 
das  Wort  ergreifen  wollen,  haben  sich  zu  diesem  Behufe  behn  Vorsitzenden  der 
betreffenden  Sitzimg  zu  melden. 

Die  Berichterstatter  dürfen  in  jenen  Sitzungen,  in  welchen  ihr  Referat  zur 
Verhandlung  gelangt,  das  Wort  nur  zweimal  und  jedesmal  nicht  länger  als  zwanzig 
Minuten  füliren.  Den  anderen  Rednern  wird  das  Wort  nur  auf  je  zehn  Minuten 
erteilt  und  nicht  öfter  als  zweimal  in  jeder  Sitzung  und  zum  gleichen  Gegenstände. 

Die  Versammlung  hat  das  Recht,  Abweichungen  von  den  vorstehenden 
Bestimmungen  zu  genehmigen  und  Scljuß  der  Debatte  zu  bescldießen. 
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§ le- 

üur  Kongreß  faßl  über  die  erstutleteu  Berichte  keinerlei  Besclilüsse. 


§ 17. 

Ober  jede  Sitzung  ist  seitens  des  Kongießbureaus  ein  den  wesentlichen  Inlialt 
der  Verhandlungen  wiedergebendes  Protokoll  zu  führen. 

Die  Berichterstatter  haben  dem  Bureau  einen  sclu-ifUichen  Auszug  ilirer  Aus- 
führungen bis  zu  dem  vom  Bureau  des  Kongresses  zu  bestimmenden  Tage  einzu- 
reichen, widrigenfalls  ein  vom  Sekretariat  des  Kongresses  angefertigter  Anszug  aus 
ihren  Ausführungen  in  das  Protokoll  aufgenommen  wird.  Die  endgültige  Redaktion 
der  Berichte  über  die  Kongreßverhandlungen  obliegt  dem  Bureau  des  Kongresses. 

§ 18. 

Während  der  Tagung  des  Kongresses  entscheidet  das  Kongreßbureau  über 
eventuell  sich  ergehende  in  diesem  Statut  nicht  vorgesehene  Fragen. 


Anmerkung. 

Die  nach  $ 5 dieses  Statuts  zur  Teilnahme  am  Kongreft  berufenen 
Personen  werden  eingoladen,  ihren  Beitritt  in  der  Geschäftsstelle  des 
I.  österreichischen  Kinderschutzkongresses,  Wien,  I.,  Biber- 
straße  2,  unter  Eriag  des  für  die  Mitgiiedskarte  entfallenden  Geld- 
betrages mündlich  oder  schriftlich  anzumelden,  woraufhin  die  Zustellung 
der  Mitgliedskarte  umgehend  veranlaQt  werden  wird. 
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Die  Bemerkungen,  welche  wir  in  den  folgenden  Seiten  den  gesammelten 
Berichten  über  die  Ursachen,  Erscheinungsformen  und  die  Ausbreitung  der  Ver- 
wahrlosung der  Jugend  vorausschicken,  verfolgen  den  Zweck,  über  die  Entstehung 
dieser  Arbeiten  und  die  dabei  befolgte  Methode  der  Untersuchung  Aufkläning  zu 
geben  und  anschließend  daran  einen  im  allgemeinen  orientierenden  Überblick  über 
jene  Fülle  der  Tatsachen  und  iknregimgen  zu  bieten,  welche  in  unserer  Enquete 
enthalten  sind. 

Wir  wollen  damit  der  Bearbeitung  dieser  Berichte  nicht  vorgreifen,  sondern 
dieselbe  nur  einleitcn.  Die  Ergebnisse,  die  sich  aus  der  ganzen  Enquete  schöpfen 
lassen,  beziehen  sich  auf  alie  Fragen,  die  der  Kongreß  verhandeln  wird.  Sie  werfen 
auf  Kinderschutz  und  Jugendstrafrecht,  vor  allem  aber  auf  das  Fürsorgeweson  in 
Österreich  ein  neues  Licht.  Wir  übergeben  sie  der  Öffentlichkeit  mit  dem 
lebhalten  Wunsche,  daß  sie  sich  nach  allen  Richtungen  hin  für  die  Verbesserung 
unserer  Zustfinde  als  nützlich  erweisen  mögen. 

Die  folgenden  Berichte  zerfallen  in  zwei  Gruppen.  Die  eine  besteht 
aus  Aufsätzen,  die  für  jedes  einzelne  Kronland  unter  Zusammenfassung  eines 
systematisch  zu  dic.sem  Zwecke  gesammelten  Materiales  ausgearl>eitct  worden 
sind,  die  .andere  aus  Einzeldarstellungen,  die  wir  Persönlichkeiten  verdanken, 
welche  in  hervorragender  Weise  durch  ihre  Vereinstätigkeil  oder  ihren  Beruf  in 
der  Lage  sind,  unmittelbar  aus  der  Erfahrung  zu  schöpfen  oder  die  als  Leiter  von 
Besserungsanstalten  seit  Jahren  die  praktische  Bekämpfung  der  Verwahrlosung  zu 
ihrer  Lebens.aufgabe  gemacht  haben.  Es  ist  die  Absicht  der  vorliegenden  Sammlung, 
daß  die  beiden  bezeichneten  Gruppen  sich  gegenseitig  cigänzen  sollen.  Neben  dem 
allgemeinen  Überblick,  den  die  Arbeiten  über  die  einzelnen  Kronländer  darbieten, 
sind  die  mehr  speziellen  Gutachten,  die  sich  ihnen  anreihen,  wertvolle  Einzel- 
bilder, die  das  Gesamtbild  imseres  Gegenstandes  nicht  nur  ergänzen,  sondern  auch 
vertiefen. 

Es  war  nicht  leicht,  für  alle  Königreiche  und  Länder  zusammenfassendo 
Berichte  zu  erlangen.  Wenn  es  trotzdem  gelungen  ist,  so  gebührt  das  Verdienst  in 
erster  Reihe  dem  Justizministerium,  dem  es  zu  danken  ist,  daß  wir  für  jedes 
österreichische  Kronland  einen  besonderen  Bericht  vorzulegen  in  der  Lage  sind. 
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Es  ist  nütwoiidig,  über  die  Quellen,  aus  denen  diese  lieriehlo  geschöpft 
haben,  ein  Wort  zu  sagen.  In  einer  sehr  günstigen  Lage  befand  sich  der  Ver- 
fasser des  Aufsatzes  über  die  Verwahrlosung  der  Jugend  in  Steiermark,  ln  diesem 
Lande  hal  te  der  Lande.sausschuß  im  Jahre  1S9‘.)  eine  Erhebung  über  die  Tatsachen 
der  Verwahrlosung  der  Jugend  durchgelührt,  das  Materi.al  im  folgenden  Jahre 
überprüft  und  ergiinzt  und  es  hat  Professor  l)r.  Mischler  diese  umfassende  und 
verläßliche  Vorarbeit  benützt.  Der  Verfasser  hebt  ausdrücklich  hervor,  daß  die 
Ergel  nisse  dieser  vor  sieben  Jahren  angestellten  Untersuchung  keineswegs  als 
veraltet  angesehen  werden  können. 

Bei  fast  allen  übrigen  Berichten  kam  es  den  Verfassern  zu  gute,  daß  das  Ein- 
sammeln  derselben,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  sich  unter  der  Ägide  des  Justiz- 
ministeriums vollzog,  so  daß  sich  die  Verfasser  der  einzehicn  Berichte  bei  ihren 
Umfragen  in  ausgedehntem  Maße  eines  amtlichen  Entgegenkommens  erfreuten. 
Auf  Grund  eines  sehr  sorgfältig  gearbeiteten  Eragebogens  hat  Dr.  Schuster 
V.  Uonnott  durch  die  Mitteilungen  der  Gerichte,  politischen  Behörden,  der  Gen- 
darmerie, der  Gemeindeverwaltungen,  Armenorgane,  Schulbehörden  und  Pfarren, 
der  Ärzte,  Besserungsanstalten  und  zahlreicher  Kinderschulzvereinc  eine  Fülle 
von  Tatsachen  konstatiert,  die  in  seinem  Bc-richtc  verarbeitet  sind.  Bezirksrichter 
Franz  Janisch  hat  seinen  Bericht  über  die  gestellte  Frage  für  Böhmen  fußend 
auf  7;13  Gutachten  (418  deutsche,  315  böhmische)  erstattet,  die  von  Schul- 
behörden, Gerichten,  Gemehiden,  Pfarren,  Besserungsanstalten,  Kinder.schutz- 
vereinen  und  der  Polizei  herrühren.  Dr.  Winkler  in  Kärnten  konnte  Erhebungen 
benutzen,  die  der  Landesausschuß  im  Verein  mit  der  Landesregierung  über  ilas 
Kostkinderwesen  veranstaltet  hat;  außerdem  verfügte  er  über  die  Strafregister  der 
Bezirksgerichte  und  des  Landesgerichles  in  seinem  engeren  Heimatlande.  Der 
Berichterstatter  aus  Tirol  Dr.  Wehhofer  verarbeitete  das  sorgfältig  gesammelte 
Material  des  Tiroler  Jugendfürsorgovereines,  der  trotz  seines  verhältnismäßig 
kurzen  Bestandes  eine  eingreifende  Tätigkeit  entfiütet.  Ebenso  hat  Landes- 
nusschußmitglied Dr.  Stölzel  in  Salzburg,  Landesgerichtsrat  Zöttl  in  Efferding, 
Gericht.ssekretör  Müller  Gerichtssekretär  Milöinski,  sowie  jener  Richter,  der 
sich  über  die  Verhältnisse  im  Kflstenlande  ausspricht,  ihre  Untersuchungen  und 
Feststellungen  auf  Informationen  basiert,  die  ihnen  von  staatlichen,  kirchlichen 
und  autonomen  Organen  sowie  Vereinen  uml  Einzelpersonen  in  reichem  Maße 
Zuflüssen. 

Diese  kurzen  Hinweisungen  genügen,  um  zu  zeigen,  daß  die  Gesamtencjuote, 
die  wir  vorlegen,  teils  eine  Zusammenfassung  und  Bearbeitung  von  Quellen  ist, 
die  bereits  vorhanden  waren  und  sonst  vielleicht  ungenützt  gehlieben  wären,  teils 
auf  eigens  zu  unserem  Zwecke  gesammeltem  Material  beruht,  das  zum  großen 
Teil  einen  ofliziellen  Charakter  an  sich  trägt  und  sich  aus  vielen  hunderten,  ja 
tausenden  Berichten,  Angaben  und  Äußerungen  zusammensetzt,  die  von  über  ganz 
Österreich  verbreiteten  Auskunftspersonen  herrühren.  Wir  haben  aber  den  großen 
Vorteil  gehabt,  daß  dieser  reiche  Stoff  von  Männeni  gesammelt,  gesichtet  und 
bearbeitet  worden  i^t,  die  mit  den  Landesverhältnisseti  vollkommen  vertraut,  den 
großen  kulturellen  Zusammenhang  zwischen  den  konkreten  Tatsachen  und  der 
sozialen  Entwicklung  des  betreffenden  laindes  nie  aus  dem  Auge  verloren  haben. 
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Wer  beispielsweise  das  interessante  und  proßzünixe  Untaohten  des  Gerichts- 
sekretilrs  Ladislaus  Möller  in  Lemberg  oder  die  bereits  erwähnten  Bcricblc  aus 
Oberösterreieb,  Krain  und  Tirol  liest,  wird  gewiß  anerkennen,  daß  die  Verfasser 
ihre  Aufgabe  nicht  an  den  uninitlelbar  sich  aufdrängenden  Beobachtungen  und 
Tatsachen  haftend,  sondern  forschend  nach  den  letzten  Ursachen  der  sozialen 
Krscheinungen,  die  sie  schildern,  aufgefaßl  und  gelüst  haben. 

Die  speziellen  Gutachten  fügen  sich  diesen  Landesberlchlen  an  und 
ergänzen  sie  durch  ihr  plastisches  Detail.  Sie  dienen  im  besten  Sinne  der  Ver- 
anschaulichung von  Tatsachen,  die  in  statistischen  Tabellen  kühl  an  uns  vorbei- 
ziehen. Die  Schilderungen  der  Wiener  V'erhältnisse,  die  wir  der  Feder  des 
Fräuleins  v.  Wolfring  verdanken,  oder  die  Darstellung  der  Zu.st.ände  in  einigen 
Bezirken  von  Ostböhmen,  die  Dr.  Gebauer  als  Sklavenhandel  bezeichnet,  endlich 
die  schlichlcn,  aber  durch  ihre  Tatsächlichkeit  wirkenden  .-\ngaben  der  Anstalts- 
direktoren in  Mähren  und  Schlesien  schlagen  eine  Saite  an,  die  in  Schwin- 
gungen kommen  muß,  wenn  das  Interesse  an  unserem  Gegenstände  sich  in  Taten 
Umsetzen  soll,  nämlich  die  Saite  dos  Erstaunens,  des  Mitgefühls,  ja  der  Empörung 
über  Zustände,  die  mitten  in  unserer  Zivilisation  immer  noch  möglich  sind. 

Auf  diese  Weise  eröffnet  die  Enquete  ein  weites  Gesichtsfeld. 

Tbcrall  in  den  österreichischen  Ländern,  wenn  auch  sehr  verschieden  nach 
Ursache,  Art  und  Umfang,  tritt  die  Venvahrlosung  der  Jugend  in  die  Erscheinung. 
Die  Berichte  eröfiiien  einen  Einblick  in  diese  Welt  des  Verkommen.s  und  Ver- 
derbens, wie  er  sich  bisher  noch  nicht  geboten  hat  Ohne  zu  verschlcii  rn  und 
ohne  zu  übertreiben,  durch  sorgfältig  gesammelte  Ziffern  und  die  Erzählung  von 
Tatsachen  wird  diese  sozi.ale  Erscheinung  festgehalten.  Vor  dem  Auge  des  Lesers 
ziehen  Bilder  vorbei,  die  zeigen,  wie  in  diesem  unglücklichen  Teile  der  Jugend 
Müßiggang,  Schulschwänzen,  Mißachtung  jeglicher  Salzung,  Abstumpfung  des 
Schamgefühls,  Verrohung  des  Gemütes  zu  Bettel,  Diebstahl,  Prostitution,  Alkoho- 
lismus und  Verbrechen  in  einer  verhängnisvollen  Steigerung  fort.schreiten. 

Von  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  suchen  die  Berichte  diese  traurige 
Fülle  von  Erscheinungsformen  auf  gewisse  Ursachen  zurückzuführon  und 
gruppieren  diese,  je  nach  dem  Ausgangspunkte  ihrer  Betrachtung,  in  verschiedener 
Weise.  Im  wesentlichen  kommen  sie  aber  — abgesehen  von  einigen  lokal  sich 
besonders  geltend  machenden  Umständen  — zu  den  gleichen  Resultaten,  zu  einer 
Reihe  bestimmender  sozialer  Tatsachen,  von  denen  die  eine  hier,  die  andere  dort 
schärfer  hervortritt,  die  aber  überall  jene  Verkettung  vou  Umständen  bilden 
welche  zur  Verkümmerung  und  Verelendung  eines  Teiles  unserer  Jugend  geführt 
haben  und  weiter  führen. 

Alle  Bedingungen,  unter  denen  die  Jugend  heranwächst,  alte  ihre  Beziehungen 
zum  Leben  tmd  zu  ihrer  Zukunft  bilden  den  großen  Hintergrund  zur  Erforschung 
der  Mängel  und  Übel,  die  in  diesem  ganzen  Entwicklungsgänge  bezüglich  der  ver- 
wahrlosten Jugend  zu  beobachten  sind.  Sehr  richtig  hat  in  .seinem  Berichte 
Gerichtssekretär  Ladislaus  Möller  in  Lemberg  ausgesprochen,  daß  die  Ursache 
der  V'erw'abrlosung  ,ln  den  allgemeinen  sozialen  Verhältnissen  liege  und  daher, 
nicht  abstrakt  für  sich  allein,  sondern  nur  auf  Grund  einer  Einsicht  in  die  Ge.saml- 
Indt  der  sozialen  Verhältnisse  erforscht  werden  könne*.  Dieser  entscheidende 
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Gesichfspunkl  ist  in  der  ganzen  Enquete  fcslgohallen.  Jene  Umstünde,  denen  wir 
als  den  unmittelbaren  sinnfälligen  Ursachen  der  Verwahrlosung  begegnen,  sind 
nur  Symptome  jener  gesellschaftlichen  Zustände,  die  in  letzter  Reihe  bestimmend 
sind,  sie  sind  abgeleitete  Erscheinungen  von  weiter  zurückliegenden  Ursachen, 
welche  in  der  wirtschaftlichen  Umgebung,  in  seelischen  und  organischen  Beschaffen- 
heiten der  Eltern  und  Kinder  wurzeln.  Sowohl  für  die  theoretische  Erkenntnis  als 
für  die  praktische  Bekämpfung  der  Verwahrlosung  ist  es  notwendig,  diese  beiden 
Gedankenreihen  auseinander  zu  halten.  Die  unmittelbar  praktische  Arbeit  muß 
sich  zunächst  an  die  sekundären  Ursachen  halten,  mit  ihnen  rechnen  und  die  zu  er- 
greifenden Maßregeln  unmittelbar  nach  ihnen  richten,  um  die  unmittelbare  Wirkung 
derselben  aufzuheben,  aber  alles,  was  die  Gesetzgebung,  Verwaltung  oder  die 
Gesellschaft  in  freier  Betätigung  ihres  Pflichtgefühles  auf  diesem  Gebiete  leistet, 
muß  stets  unter  dem  obersten  Einflüsse  einer  bewußten  sozialen  Wirtschafls-, 
Unterrichts-,  Gesundheitspolitik  stehen,  die  der  Staat  und  die  anderen  Gemein- 
wesen in  Erkenntnis  dieses  höheren  Zusammenhanges  aufwenden  müssen,  um  die 
eigentlichen  bestimmenden  Ursachen  der  Verwahrlosung  der  Jugend  zu  beein- 
flussen. Es  ist  der  große  Vorzug  der  folgenden  Berichte,  daß  sie  dies  vollkommen 
klar  machen  und  man  aus  denselben  alle  jene  Fäden  erkennen  kann,  welche  die 
traurigen  Bei.spiele  der  Verwahrlosung  mit  den  sozialen  Zuständen  der  verschie- 
denen Länder  verbinden,  daß  sie  nicht  bloß  Ziffern  bringen  und  Tatsachen  unter 
die  Lupe  nehmen,  sondern  wahrhaft  soziale  Bilder  entrollen. 

Darum  ist  es  nicht  schwer,  die  zahlreichen  Ursachen  der  Venvahrlosung, 
wiewohl  sie  bei  uns  in  Österreich  sehr  verschiedene  Gestalt  anmthmen  und  sich 
sehr  verschieden  kreuzen  und  verbinden,  unter  gewisse  Gesichtspunkte  zu  ver- 
einigen. 

Die  erste  .Stelle  gebührt  den  wirtschaftlichen  Einflüssen,  nicht  nur  weil 
sic  tiefgreifende  sind,  sondern  weil  sic  am  augenfälligsten  hervortrelen.  Wir 
haben  es  hier  mit  dem  Einflüsse  zu  tun,  den  der  motlerne  Wirtschaflsprozeß,  der 
intensive  Wettbewerb  auf  die  Familie  des  Arbeiters  ausübt,  indem  nicht  nur  der 
Mann,  sondern  auch  die  Frau  gezwimgen  ist  zu  erwerl)cn,  um  des  Lebens  Notdurft 
für  die  Familie  zu  erringen.  Die  Beaufsichtigung,  Wartung,  Pflege  der  Kinder,  jede 
erziehliche  Einwirkung  auf  dieselben  wird  dadurch  erschwert,  wenn  nicht  unmög- 
lich geraachl.  Immer  wieder  kommen  die  Berichte  auf  diesen  Pimkt  zurück. 
Einen  Schritt  weiter  und  wir  sind  bei  der  Kinderarbeit.  Wer  die  Angiilien  der  vor- 
liegenden Berichte  in  dieser  Richtung  zu  ergänzen  wünscht,  der  lese  in  dem 
Sammelwerke  der  Gewerbeinspektoren  ül)er  die  Heimarbeit  in  Österreich  (3  Bände 
herausgegeben  vom  Handelsministerium  1900/1901),  was  dort  bei  Erörterung  der 
einzelnen  Hausbetiiebe  über  die  Verwendung  der  Kinder  gesagt  ist,  deren  Ver- 
dienst in  einzehien  Fällen  bei  achtstündiger  Arbeit  (die  neben  den  Schulstundwi 
geleistet  wird)  zwischen  3 und  10  Kreuzern  täglich  schwankt  und  doch  ein 
unentbehrlicher  Beitrag  zum  Gesamtverdienst  der  Familie  ist,  die  sich  nur  mit 
Not  (lurchbringt.  Um  aber  vollen  Einblick  in  den  Umfang  und  die  Art  der  Kinder- 
arbeit in  Österreich  zu  erlangen,  wird  wohl  ehie  ganz  spezielle  Untersuchmig  dieser 
Tatsache  unerläßlich  sein,  ln  neuester  Zeit  ist  durch  eine  Interpellationsbeant- 
wortung  des  Handelsministers  bekannt  geworden,  daß  die  Regierung,  mn  eme 
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Basis  für  legislative  Schritte  in  Sachen  der  Kinderarbeit  zu  gewiiuien,  eine  solche 
Erhebung  über  die  tatsfichlichen  Verhültnisse  plant,  mit  welchen  das  arbeits- 
statistische Amt  betraut  worden  ist.  Einen  andern  Charakter  als  die  Kinderarbeit 
im  vorschulpflichtigen  mid  schulpflichtigen  Alter  hat  sic  im  nachschulpflichtigen 
insbesondere  dort,  wo  Fabriksbetrieb  und  Lohnarbeit  im  großen  vorherrs('ht. 
Auch  in  diesem  Lebensalter  hat  sie  schwere  Nachteile  im  Gefolge,  wenn  alle 
Gegengewichte,  die  in  erster  Reihe  in  einem  Forlbildnngsunterrii'ht  und  in  der 
unausgesetzten  Einwirkung  einer  geschlossenen  Familie  liegen,  fehlen. 

Durch  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  ist  die  sittliche  Einheit  der  Familie 
bedroht.  Die  Wohnungsverhältnisse  der  notleidenden  und  am  Rande  des  Existenz- 
minimnms  lebenden  Hevölkerungsklasse  verstärken  diese  Gefahr  noch  nm  ein 
Wesentliches.  Wer  in  den  folgenden  Berichten  die  anschaulichen  aber  jedes 
menschliche  Gefühl  tief  ergreifenden  Schilderungen  liest,  wie  die  engen  Wohnungs- 
verhältnisse, die  Massenquartiere,  die  Aftermiete  und  das  Bettgeherwesen  zer- 
störend auf  die  Familie  wirken  und  eine  unmittelbare  Ursache  der  Demoralisation 
der  Jugend  ausmachen,  wird  gerade  auf  diesem  Punkte  jenen  Faden,  von  dem 
wir  oben  gesprochen  haben,  leicht  verfolgen  können,  der  hier  von  dem  sittlichen 
und  körperlichen  Verkommen  eines  Teils  der  Bevölkening  direkt  in  jene  Regionen 
der  Sozialpolitik  führt,  in  denen  bei  uns  die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit 
entschieden  eingreifender  Reformen  mit  einem  erbgesessenen  Fiskalismus  leider 
noch  inuner  vergebens  kämpft. 

Eine  zweite  Gruppe  von  Erscheinungen  der  Verwahrlosung  ist  zurückzu- 
führen auf  die  persönlichen  Eigenschaften  der  Eltern,  auf  ihre  Unkenntnis 
und  ihren  Unverstand  oder  ihre  Pflichtvergessenheit  und  den  Mißbrauch  der 
elterlichen  Gewalt  Oft  fehlt  es  an  dem  primitivsten  Verständnis  dessen,  was  die 
Erziehung  überhaupt  zu  leisten  hat,  oft  sind  es  aber  Leichtsinn,  Arbeitsscheu, 
Alkobolismus  und  Genußsucht  Gleichgültigkeit  gegen  Sitle  und  Religion,  Nicht- 
achtung jeglicher  Autorität  Vagantentum  und  Verbrechen,  welche  ein  positives  Ver- 
schulden der  Eltern  bilden  und  die  sie  zu  einem  Unglücke  für  ihre  Kinder  machen. 
Zalüreich  sind  die  Beispiele,  welche  die  Berichte  bringen,  um  uns  die  ganze  Stufen- 
leiter von  der  Gleichgültigkeit  gegenüber  dem  Schicksal  der  Kinder  bis  zur  grau- 
samen Mißhandlung,  vom  bösen  Beispiele  bis  zur  bewußten  Verleitung  zu 
Bettel,  Prostitution  und  strafbarer  Handlung  zu  veranschaulichen.  Wirtschafllicho 
Ungunst  der  Verhältnisse  wirkt  hier  vielfach  mit,  denn  die  Not  stumpft  ab  und 
auch  die  Sittlichkeit  steht  unter  dem  Einfluß  von  Kummer  und  Elend,  aber  die 
Berichte  weisen  unzweifelhaft  nach,  daß  die  sittliche  Verkommenheit  der  Eltern 
eine  selbständig  ins  Auge  zu  fassende  Ursache  der  Verwalirlosung  der  Jugend  ist, 
die  mit  den  wirtschaftlichen  Ursachen  zwar  oft  zusammenliängt,  aber  keineswegs 
untrennbar  damit  verbunden  ist.  Schwere  Erziehungssünden  kommen  in  allen 
Ständen  vor,  wie  es  andererseits  Fälle  gibt,  in  denen  bei  ännliclien  Lebensverhält- 
nissen Ordnung,  Sitte  und  Erziehung  bewunderungswüidlg  vereinigt  werden. 

Die  Ausbeutung  der  Kinderarbeit  ist  oft,  wie  wir  schon  bemerkt  haben,  von 
der  Not  diktiert,  aber  man  lese,  was  Fräulein  v.  Wolfring  von  jenen  Eltern 
erzählt,  die  ihre  Kinder  auf  Bettel  und  Diebstahl  ausschicken,  um  davon  bequem 
und  im  Müßiggänge  zu  leben,  oder  was  Dr.  Gebauer  von  dem  Kinderverkauf  an 
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herumziehende  Harfenisten  berichtet,  und  man  wird  zugebeii,  daß  diese  grasseslen 
Fälle  des  Mißbrauches  der  elterlichen  Gewalt  keineswegs  unter  dem  Einflüsse  einer 
Notlage  stehen. 

Eine  dritte  selbständige  Gruppe  von  Ursachen,  auf  welche  gewisse  Erschei- 
nungen der  Jugendvcrwahrlosung  zurückgefflhrl  werden  müssen,  bildet  die 
körperliche  oder  geistige  jMinderwerligkeit  der  Kinder  selbst  Mit  Recht 
bemerkt  Professor  Dr.  Mischler  in  dem  interessanten  Teile  seines  Referates, 
welcher  von  der  Vererbung  und  Degeneration  handelt,  daß  diese  Ermittlungen 
eines  der  schwierigsten  Gebiete  der  Wissenschaft  betreffen.  Es  muß  auch  z\i- 
gegeben  werden,  daß  da.s  uns  vorliegende  Material  über  von  Ärzten  medizinisch 
untersuchte  und  beschriebene  Fälle  nicht  verfügt.  Aber  diese  Einschränkung  vor- 
ausgeschickt  muß  doch  hervorgehoben  werden,  daß  unsere  Berichte  eine  Reihe 
von  Tatsachen  ans  Licht  fördern,  die  es  außer  jeden  Zweifel  stellen,  daß  wir  es 
mit  einer  Gruppe  von  Erscheinungen  zu  tun  haben,  die  auf  nichts  anderes 
zurückzuführen  sind  als  auf  angeborene  Ent.artung.  Gerichtssekretär  Milfinski 
berichtet  aus  Krain  über  einen  sonst  unerklärlichen  Fall  von  Wandertrieb  bei 
einem  Knaben  aus  .-uiständiger  Arbeiterfamilie,  der  trotz  liebevoller  Behandlung 
doch  immer  aus  dem  Elternheim,  in  dem  sich  alle  seine  Geschwister  sehr  wohl 
fühlten,  entwich  und  sich  monatelang  herumtrieb,  indem  er  beim  Betteln  die 
abenteuerlichsten  Angaben  machte.  Der  Fall  des  fünfjährigen  Totschlägers,  von 
dem  Fräulein  v.  Wolfring  eingehend  Mitteilung  macht,  ist  ein  markantes  Beispiel 
der  moral  insanity. 

Nur  in  großen  Umrissen  haben  wir  hier  wiedergegeben,  was  in  den  Berichten, 
ausfülirlich  mit  Ziffern  und  Tatsachen  belegt,  dargestelU  ist  und  was  ein  Gesamt- 
bild der  sozialen  Erscheinung,  von  der  wir  sprechen,  in  den  österreichischen 
Landen  wiedergibt. 

Für  die  praktischeVerwerlung  des  Materials,  da.s  hier  zusammengebracht  ist, 
für  die  Folgerungen,  die  man  aus  den  Tatsachen  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
zu  ziehen  hat,  für  das  soziale  Urteil,  das  man  über  unsere  Zustände  fällt,  ist  es 
wichtig,  festzustellen,  in  welchem  Umfange  und  Maß  die  aus  den  ango- 
deuteten  Ursachen  entspringende  Verwahrlosung  der  Jugend  tatsäch- 
lich vorhanden  ist,  inwieweit  die  Totalität  aller  Übel  und  Mängel,  die  man 
unter  .Verwalniosuiig  der  Jugend“  zusammenfaßt,  die  Gegenwart  und  Zukunft 
unseres  Volkslebens  beeinflussen  oder  bedrohen.  Es  handelt  sich  also  dai'um,  Inten- 
sität und  Verbreitung  der  Verwahrlo.sung  richtig  abzuschälzen. 

Es  wäre  ein  großer  Fehler,  wenn  man  sich  aus  welchem  Giamde  immer  in 
dieser  Hinsicht  einer  Übertreibung  schuldig  machen  wollte.  Sie  würde  dahin 
führen,  daß  in  unser  ganzes  Erziehungswesen  ein  inquisitorischer  Zug  käme,  daß 
die  freie  Bewegung  der  Jugend,  die  sie  innerhalb  gewisser  fester  Schranken  immer 
haben  muß,  gehemmt,  daß  eine  ungerechtfertigte  Einmischung  in  Familienverhält- 
nissD  statlflnden  würde  und  daß  man  schließlich  damit  enden  müßte,  dem  Staate 
eine  Erziehungsarbeit  und  eine  Verimtwortung  unmittelbar  aufzubürden,  die  er  zu 
übernehmen  nicht  im  stände  wäre  und  die  andrerseits  die  Gefahr  in  sich  schlösse, 
das  Püichtgefülil  in  den  Familien  abzustumpfen,  wenn  nicht  geradezu  ein  leicht- 
sinniges Abwälzen  dieser  Pflichten  und  Verantwortungen  hervorzurnfen. 
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Es  ist  nicht  der  geringste  Vorzug  unserer  Berichte,  daß  sie  in  diesen  Fehler 
nicht  verfallen.  Man  lese  sie.  Es  sind  Alarinrufc,  die  von  allen  Seiten  erhoben 
werden,  laut  und  eindringlich,  aber  nicht  ohne  vorhergehende  gewissenhalte 
Ahw,'lgung  alter  Um.stSnde,  die  in  Beti-achl  kommen.  Die  Berichte  verarbeiten  das 
ihnen  zugekommene  Material  kritisch;  sic  behaupten  nicht  mehr  als  sie  beweisen 
können;  sie  schränken  allgemeine  Behauptungen  ein,  wo  es  notwendig  ist;  sie 
malen  nicht  .absichtlicli  schwarz  in  schwarz;  sie  kommen  zu  Endresultaten,  die 
klar  und  fest  umschrieben  sind.  Aber  Umfang  und  Grad  der  \^.-rwahrlosung  der 
Jugend,  die  hier  festgestellt  werden,  sind  trotzdem  eine  ernste,  furchtbare 
Mahnung.  Sie  erinnern  uns  alle,  wes  Nationalität,  Glaube  oder  Beruf  wir  sind,  an 
eine  in  Österreich  lange  vemachl.ässigte  Pflicht. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  in  Einzelheiten  einzugehen,  doch 
wollen  wir  die  Gesamturleile  aus  den  Berichten  herausheben  und  kurz  skizzieren. 
Es  ist  von  Wert,  daß  die  Berichte  in  der  Methode  der  Beobachtung  überein- 
stimmen.  Professor  Miscliler  sagt  mit  Recht,  daß  wir  es  mit  einer  .Stufenleiter 
von  leichten  bis  zu  recht  schwer  in  die  Wagschale  fallenden  Vergehungen  gegen 
Gesetz,  Moral,  Disziplin  und  Sitte  zu  tun  haben,  mit  einer  Stufenleiter,  deren  eines 
Ende  sich  in  einfachen  Ursachen  und  schlechten  Gewohnheiten  verliert,  während 
das  andere  hart  an  die  Mauern  des  Gefängnisses  auschlägt“.  Von  der  Beobach- 
tung dieser  verschiedenen  Stadien  der  Verwahrlosung  gehen  alle  Berichte  aus. 
Sie  betrachten  sie  als  eine  Entwicklung,  die,  je  nachdem,  durch  äußere  Umstände 
beschleunigt,  verzögert  oder  aufgehalten  werden  kann. 

AVir  beginnen  mit  Wien  und  Niederösterreich.  Schuster  v.  Bonnott 
zieht  aus  den  sorgfältigen  und  umfassenden  Erhebungen,  die  er  angestellt  hat, 
einen  ziffermäßigen  Schluß.  Er  berechnet  für  Wien  allein  die  Zahl  der  verwahr- 
losten und  hochgradig  gefährdeten  Minderjäluigen  auf  10.220,  wovon  nach  dem 
allgemeinen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  rund  7500  auf  Jugendliche  bis  zum 
vollendeten  18.  Lebensjahre  entfallen  dürften.  Die  Zahlen  für  g;uiz  Niederöster- 
reich berechnet  er  mit  14-.500,  beziehungsweise  10.500.  Diese  ZitTern  — selbst 
wenn  sie  über  die  Wirklichkeit  hinausgehen  — • bilden  allein  eine  unwiderlegliche 
Anklage  gegen  unsere  Zustände.  Sie  werden  durch  dieAussprüche  des  Polizeirates 
Edmund  Gaycr  ergänzt,  der  bestätigt,  daß  die  Verwahrlosung  und  der  Hang  zu 
Gesetzesübertretungen  in  der  Jugend  stetig  wachse,  immer  bedenklichere  Formen 
annehme  und  daß  der  Grund  davon  in  erster  Linie  in  der  Armut,  in  den  kümmer- 
lichen Erwerbs-  und  Lobensverhältnissen  der  unteren  Schichten  der  Großstadt- 
bevölkerung, dann  aber  auch  in  den  Mängeln  und  Fehlern  der  Erziehung  zu 
suchen  sei.  Ausgefüllt  mit  lebendigen,  eingreifenden  Einzelheiten  werden  diese 
Ziffern  und  Urteile  durch  dasjenige,  was  Fräulein  v.  Wolfring  aus  der  täglichen 
Erfahrung  des  Pestalozzi-Vereines  in  so  anschaulirher  Weise  mitleilt.  Für  Ober- 
österrcich  liegt  eine  zifl'ennäßige  Berechnung  der  Zahl  der  Verwahrlosten  nicht 
vor,  aber  aus  den  eingehenden  Schilderungen  ergibt  sich  unzweifelhaft  — wenn 
auch  lokal  in  sehr  verschiedenem  Grade  — daß  auch  in  diesem  wohlhabenden 
L,ande  die  Verw,ahrlosung  der  Jugend  Fortschritte  macliL  Bezeichnend  ist  es  jeden- 
falls, daß  in  den  dortigen  Schulen  an  krüppclhaftcii,  schwerhörigen,  kurzsichligen 
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und  schwachsitmigen  Kindern  rund  9100  gozälilt  wurden,  die  diu  notwendige 
speziflsclic  Fürsorge  nicht  genießen. 

Dr.  Stölzel  schildert  die  Verhältnisse  in  Salzburg  als  relativ  günstige, 
schreibt  die  Hauptschuld  der  Fülle  eintretender  Verwahrlosung  der  Armut  zu  und 
erklärt,  daß,  wenn  trotz  Armut  und  Sorge  um  das  tägliche  Brot  die  Zahl  der  Ver- 
wahrlosten in  Salzburg  verhältnismäßig  gering  ist,  dies  dem  vorwiegend  guten 
Charakter  der  Bevölkerung,  dem  Mitleide  di  itter  Personen  und  einer  gewissen 
gegenseitigen  Überwachung,  sowie  der  gesellschaftlichen  Mißachtung  zu  danken 
ist,  welche  pflichtverge.ssene  Eltern  und  Pfleger  trifft.  Mit  diesem  Urteil  berührt 
sich,  rvas  Dr.  Winkler  von  Kärnten  sagt;  .Nur  dem  günstigen  Einfluß  der  Schule 
und  der  Schulaufsichtsbehörden,  dem  religiösen  Sinne  und  angeborenen  Scham- 
gefühl, wie  auch  der  sprichwörtlichen  Gutherzigkeit  und  Mildtätigkeit  der  Bevölke- 
l ung  sei  es  zu  danken,  daß  bisher  in  Kärnten  von  einer  allgemeinen  Verwahr- 
losung der  Kinder  und  Jugendlichen  noch  nicht  gesprochen  werden  könne“.  Aber 
sehr  bedeutungsvoll  fügt  Dr.  Winkler  hinzu,  daß  bei  der  steten  Zunahme  der 
Bevölkerung,  mit  welcher  die  Schaffung  neuer  Erwerbsquellen  und  die  Erleichte- 
lung  in  der  Erwerbsmöglichkeit  nicht  gleichen  Schritt  halten,  diese  allgemeine 
Verwahrlosung  eintreten  werde.  Die  Jugendverwahrlosung  wird  von  Dr.  Webhofer 
in  Tirol  als  eine  allgemein  verbreitete  Volksseuche  bezeichnet  Er  erklärt  aus- 
drücklich, daß  sie  Überall  anzutreffen  sei,  in  den  Städten  so  gut  wie  auf  dem 
Lande,  daß  sie  keinen  Stand  verschont  und  keinen  Untersrhied  zwischen  Geburt, 
Geschlecht  und  Altersstufe  macht.  Er  stellt  die  interessante  und  für  die  Aus- 
dehnung des  Übels  gewiß  bezeichnende  Tatsache  fest,  daß  der  Jugendfürsorge- 
Verein  für  Tirol,  der  Ostern  1904  seine  Tätigkeit  begonnen  hat,  am  Schlüsse  des 
ersten  Jalires  191  Kinder  in  seinen  Schutz  genommen  hatte,  daß  der  Stand  im 
Februar  190G  schon  .550  und  im  Herbste  desselben  Jahres  700  Kinder  war  und 
daß  der  monatliche  Zuwachs  25  bis  30  Kinder  beträgt  Professor  Mischlor 
berechnet  für  Steiermark  rund  1000  Fälle  der  Verwahrlosung  und  Gefährdung; 
jedoch  geht  aus  seinen  Erörterungen  über  den  Umfang  der  gemachten  Erhebungen 
sowie  aus  dem  von  ihm  mitgeleilten  Altersaufbau  der  Verwahrlosten  und  sittlich 
Gefälirdeten  hervor,  daß  diese  Ziffer  sieh  eigentlich  nur  auf  die  schulpflichtigen 
Kinder  bezieht  und  die  nachschulpflichtige  Jugend  nur  in  einem  offenbar  viel  zu 
geringen  Maße  mitberücksichligt  ist  Gerichtssekretür  Milcinski  faßt  sein  Urteil  für 
Krain  dahin  zusammen,  daß  trotz  des  unvollständigen  Materials,  über  das  er 
verfügt,  sich  ein  derartiger  Einblick  in  das  erbarmungswürdige  physische  und 
moralische  Elend,  in  dem  ein  Teil  der  Jugend  steckt  cröfffiet,  daß  die  Hälfte 
genügen  müßte,  um  die  gesetzliche  Regelung  der  Kinderfürsorge  als  unabweislich 
und  unaufschiebbar  erscheinen  zu  lassen.  Für  Böhmen  gibt  Bezirksrichter  Janisch 
an,  daß  von  den  733  Gutachten,  die  er  von  den  verschiedensten  Behörden  und 
Personen  eingeholt  hat,  89  Prozent  die  Ausbreitung  der  V'erwahrlosung  von 
Kindern  und  Jugendlichen  als  unzweifelhaft  festslehcnd  erklären  und  er  kommt 
zu  dem  Ergebnisse  daß  die  Verwahrlosung  in  steter  und  fortschreitender  Zu- 
nahme begriffen  ist,  weil  alle  ihre  wirtschaftlichen  und  entsittlichenden  Ursachen 
immer  intensiver  werden  und  eine  planmäßige  Gegenwirkung,  umfassende  und 
allgi  ineiite  Vorkehrungen  von  Seite  des  Staates,  des  Landes,  der  Gemeinde  orler 
gesellschaftlicher  Organisationen  fehlen. 
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Die  zalilreichen  typiäcliea  Fälle,  welche  die  Direklion  der  Laadesbesserungs- 
anstalt  ia  NeuUtscheia  milleilt  uad  die  gerade  wegen  ihrer  prägnaiilen  Kürze  lehr- 
reiche Einblicke  in  den  traurigen  Verlauf  solcher  Fidle  erölTnen,  lassen  cs  wühl 
außer  Zweifel,  daß  wir  auch  In  Mähren  mit  der  Verwahrlosung  der  Jugend  als 
einer  unzweifelhaften  Tatsache  rechnen  müssen.  Eine  gewichtige  Stimme  aus 
Schlesien,  Alois  Hajek,  Leiter  der  Franz  Joseph-Erziehungsanstalt  in  Olbersdorf, 
der  bisher  13  Jahre  an  dieser  EiziehungsansUdt  gewirkt  hat,  leugnet,  daß  die  fort- 
schreitende Kultur  auch  Fortschritte  der  Venvahrlosung  mit  sich  bringt  und 
erklärt,  es  sei  schon  schwer  nachzuweisen,  daß  die  Zahl  der  Vorwalirlosten  im 
V'erhältnisse  zur  Bevfilkeningszuld  tatsächlich  zugenommen  habe,  da  man  in 
früherer  Zeit  keine  oder  nur  mangelhafte  Statistik  führte  und  diu  Auffassung  von 
der  ganzen  Frage  der  Vewalirlosung  eine  andere  war.  Aber  auch  er  kommt  zu 
dem  Schlüsse,  daß  die  Verwahrlosung  einen  großen  L'mfung  angenommen  hat  und 
.daß  unser  liebes  Vaterland  ein  Heer  von  Verwahrlosten  aufstelleu  könnte".  In 
einer  sehr  klaren  Weise  faßt  das  Gutachten  für  Galizien  die  Antwort  auf  die 
Frage  der  Ausbreitung  der  Verwalu-Iosung  zusammen;  .Ein  großer  Teil  der  länd- 
lichen .lugend  ist  in  dem  Siime  verwahrlost  zu  nennen,  daß  ihre  moralische  mid 
intellektuelle  Entwicklung  nicht  die  wünschenswerte  Höhe  erreicht,  daß  sie  uifolge 
dessen  nicht  zu  vollwei-tigen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  werden  und  dem 
Scldechten  leichter  zugänglich  sind.  Aber  die  endgültige  Deteriorierung  eines 
Individuums  in  dem  Maße,  daß  es  als  eine  soziale  Last  der  Gesamtheit  beschwer- 
lich werde,  kommt  verhältnismäßig  selten  vor*.  Anders  allerdings  in  den  Städten, 
woliin  die  schlechten  Elemente  des  flachen  Landes  abfließen,  wo  schlechte  Ein- 
flüsse von  verschiedenen  Seiten  wirken,  wo  die  schlechten  Beispiele  und  die 
Gelegenheit  zum  Bösen  häufiger  ist,  so  daß  die  Stadt  mehr  Opfer  holt  als  das 
Land.  Verfasser  nimmt  mit  aller  Bestimmllieit  an,  daß  in  Lemberg  wenigstens 
1 5 bis  20  Prozent  aller  Kinder  der  Verwahrlosung  im  hohen  Grade  ausgesetzl 
sind  und  daß  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  mehr  als  die  Hälfte  dieser  Individuen 
der  Verwalirlosung  endgfiltig  anheimfällt.  Ein  grelles  Licht  wirft  es  auf  die  dortigen 
Verhältnisse,  daß  eine  im  Jahre  190-1  in  zwei  städtischen  Schulen  angestellte 
Untersuchung  ergab,  daß  sich  ein  Viertel  der  befragten  Kinder  zu  ständigem, 
beinahe  zwei  Dritlcl  zu  gelegentlichem  zUkoholismus  bekannten  und  bloß  7 bis 
15  Prozent  aussagten,  daß  sie  keinen  Alkohol  genießen.  Der  Bericht  aus  dem 
Küstenlande  besagt,  daß  das  Ergebnis  der  Umfrage  zwar  kein  tro.stloses 
genannt  werden  könne,  die  Verwahrlosung  sei  nicht  zu  einer  Landplage  geworden, 
allein  auch  nur  halbwegs  befriedigend  könnten  die  Verhältni.sse  nicht  genannt 
werden.  Selbst  wenn  man  von  dem  großen  Zentrum  Triest  sowie  von  anderen 
größeren  Orten  absehe,  seien  auch  auf  dem  Lande  und  in  den  kleineren  Orten  F’älle 
von  Verwahrlosung  nicht  selten,  wobei  Fälle  von  ungenügender  oder  vernach- 
lässiglcr  Erziehung  nicht  mitgezählt  sind.  Für  Dalmatien  endlich  berichtet 
Landesgerichtsrat  v.  Hubelli  in  Zara,  daß  in  der  Landbevölkening  trotz  der 
physischen  und  psychischen  Vernachlässigung  der  Erziehung  der  Kinder  diese  im 
reiferen  Alter  brauchbare  Soldaten,  Matrosen  und  Arbeiter  abgeben;  dagegen 
lassen  seine  Schilderangen  von  der  Verwahrlosung  der  Jugend  in  den  größeren 
Städten,  ohne  daß  er  zu  ziffermäßigen  Schrit'iingen  kommt,  ersehen,  daß  dort 
das  Übel,  und  zwar  ohne  jede  Gegenwirkung  in  größerem  Umfange  besteht. 
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Mail  muß  der  nfiheren  Begründung  aller  dieser  Urteile  in  den  einzelnen 
Berichten  nachgelieti,  um  den  vollen  Eindruck  über  die  Verbreitung  der  Verwahr- 
losung der  Jugend  in  Österreich  zu  gewinnen.  Die  wenigen  Streiflichter,  die 
wir  hier  aut  den  Gegenstand  haben  fallen  lassen,  ergänzen  aber  dasjenige,  was 
wir  üben  in  dem  Überblick  bezüglich  der  Ursache  der  Verwahrlosung  gesagt 
haben.  Wir  kommen  an  der  Hand  aller  dieser  Tatsachen  zu  einer  fundamentalen 
Feststellung,  die  in  das  allgemeine  Bewußtsein  übergehen,  unser  aller  Pflichtgefühl 
beleben,  den  Staat  und  die  Länder  zu  einer  energiscle  n Aktion  befeuern  muß. 
Trotz  aller  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Länder  in  kultureller  und  nationaler 
Beziehung,  trotzdem  die  Verwahrlosung  der  Jugend  nicht  überall  gleich  intensiv 
auftritt,  trotzdem  sie  sehr  verschiedene  Ursachen  und  Erscheinungsformen  auf- 
weist, geht  unbezweifelbar  aus  unserer  Enquete  hervor,  ja,  es  ist  die  Quint- 
essenz derselben,  daß  bei  uns  — sehr  im  Gegensätze  zu  anderen  Län- 
dern — eine  planmäßige  Gegenwirkung  gegen  die  Verwahrlosung  der 
Jugend  nicht  organisiert  ist,  daß  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zahl- 
reiche Lücken  und  Mängel  aufweisen,  daß  die  Bekämpfung  der  Ver- 
wahrlosung heule  ein  Stückwerk  ist,  daß  die  aufgewendeten  Kräfte, 
so  aufopfernd  und  erfüllt  von  den  besten  Absichten  sie  sein  mögen 
der  Vereinigung  entbehren,  nur  lokal  wirken  und  daß  jeder  bewußt 
einheitliche  Zug  in  der  Sache  fehlt.  Wir  sind,  was  die  Verbreitung  der  Ver- 
wahrlosung betrilTl,  offenbar  in  einem  gewissen  Übergang.ssladium.  Die  Verwahr- 
losung der  Jugend  ist  in  großen  Städten  und  verkehrsreichen  Landbezirken  weit 
vorgeschritten  und  weist  die  traurigsten  Erscheinungsformen  auf;  in  anderen 
Gegenden  aber,  in  denen  die  Ursachen  der  Wrwahrlosung,  die  oben  besprochenen 
Wirtschaftsformen,  die  Armut  mid  Demoralisation  der  Bevölkerung  noch  weniger 
wirksam  sind,  beginnt  erst  die  Verwahrlosung  sich  mit  der  Zunahme  dieser 
Ursachen  auszubreiten.  Die  soziale  Tätigkeit  hat  also  auf  diesem  Gebiete  bei  uns 
nicht  nur  eine  repressive  sondern  vor  allem  auch  eine  vorbeugende  Aufgabe 
und  es  ist  letztere  nicht  weniger  als  die  erstere,  die  unsere  ganze  Energie  hcraus- 
fordert, 

ln  den  Berichten  kehrt  der  Gedanke  immer  wieder,  daß  auch  gewisse 
Mängel  in  unserer  öffentlichen  Einrichtung  Ursachen  der  Verwahrlosung 
der  Jugend  seien.  Aller  diese  Mängel  unserer  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
erscheinen  docli  nur  äußerlich  genommen  als  Ursachen  der  Verwahrlosung.  Sie 
sind  eigentlich  Unterlassungssünden,  die  aus  Lücken  in  der  Volkseraiehung, 
V’ernachlässigungen  der  Jugendfürsorge,  Gleichgültigkeit  gegen  gewisse  Symptome 
der  Verwahrlosung,  falscher  Behandlung  der  auf  Abwegen  geratenen  Jugend 
bestehen  und  die  vorhandenen  Keime  der  Verwalirlosung  statt  zu  vernichten, 
reifen  lassen. 

Die  Berichte  unterziehen  unser  Pflegschaftsw'esen,  unser  Schulwesen, 
die  strafrechtliche  Behandlung  der  Jugend  einer  mehr  oder  weniger  aus- 
führlichen Kritik. 

Es  ist  natürlich,  daß  die  Erörterung  unseres  Pflegschafts wesens  im 
Vüi-dergrunde  steht.  Dasselbe  ist,  seit  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge  auch  bei 
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uns  eine  Rolle  spielen,  jjel  genauei-  beobaclilet  worden  als  früher  und  es  sind 
seine  Mängel  nach  verschiedenen  Richlungen  hloßgelegt. 

Gerichte  und  Justizbehörden  haben  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  diesem 
Zweige  ihrer  Tätigkeit  eine  erhöhte  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Der  Präsident  des 
Wiener  Oberlandesgerichtes,  Graf  Karl  Ghorinsky,  hat  schon  im  Anfänge  der 
Neunzigerjahre  des  vorigen  Jahrhunderts  unermüdlich  darauf  hingewiesen,  daß  es 
notwendig  sei,  die  vorn  Gesetze  vorgeschriebene  Pürsorgetätigkeil  der  Pllegschafts- 
gerichte  neu  zu  beleben  und  zu  organisieren.  Die  Justizministerialverordnung  vom 
10.  November  1893  ist  dieser  Anregung  gefolgt,  indem  sie  allen  Gerichten  den 
prinzipiell  wichtigen  Gesichtspunkt  in  Erinneiung  brachte,  daß  die  Pflegschafls- 
gerichte  sich  nicht  darauf  beschränken  dürfen,  die  Minderjährigen  und  Pflege- 
befohlenen hinsichtlich  ihrer  Vermögensinteressen  zu  schützen,  .sondern  daß  sie  auch 
den  persönlichen  Verhältnissen  der  Pupillen  ihie  Fürsorge  zuwen<len  müssen.  Seit- 
her hat  das  Justizministerium  eine  unermüdliche  Tätigkeit  zur  Verwirklichung  des 
Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge  entwickelt,  soweit  dies  im  Rahmen  der 
bestehenden  Gesetze  und  der  vorhandenen  Mittel  überhaupt  möglich  war.  W'ir 
veröDentliehen  in  einem  Anhänge  die  betreffenden  Verordnungen  und  Erlässe.  Die 
Absichten  des  Juslizmiuistoriuras  lassen  sich  unter  vier  Hauplgesichtspunkte 
zusainmeufassen.  Durch  eine  Reihe  von  Erlässen  war  da.s  Justizministerium  bemüht, 
den  Gerichten  die  richtige  Auslegung  der  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen sowie  die  entsprechende  Handhabung  derselben  nahezulegen. 
Es  wurde  auf  die  Ergänzung,  beziehungsweise  Neuanlegung  der  Waisenbücher 
gedrungen,  die  Gerichte  wurden  wiederholt  aufmerksam  gemacht,  durch  ernste 
Anwendung  des  Gesetzes  den  Kindermißhandlungen  entgegen  zu  treten,  durch 
einsichtige  und  energische  Handhabung  der  Schutzbestimmungen  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  und  durch  Einleitung  provisorischer  Schutzmaßregeln 
dem  Geiste  unseres  bürgerlichen  Rechtes  zu  entsprechen.  Die  Gerichte  wurden 
angewiesen,  die  persönüchen  Verhältnisse  der  Pflegebefohlenen  periodisch  zu  über- 
wachen, auf  die  Feststellung  der  Vaterschaft  unehelicher  Kinder  von  Amts  wegen 
hinzuwirken  und  dafür  zu  sorgen,  daß  Alimonlationsansprüche  geltend  gemacht 
werden.  Die  Vorschriften  über  die  Benachrichtigung  des  Pflegschaflsgerichtes  in 
Fällen  der  Verwahrlosung  wurden  eingeschärfl  und  auf  die  Mittel  des  geltenden 
Rechtes  hingewiesen,  bei  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  dieselbe  zu  entziehen 
oder  zu  beschränken  und  das  Kind  in  einer  anderen  Familie  oder  in  einer 
Erziehungsanstalt  unterzubringen.  Mit  diesen  Bestimmungen  im  Zusammenhänge 
war  das  Justizministerium  bemüht,  auf  die  Wahl  geeigneter  Vormünder  hin- 
zuwirken. Die  Gerichte  sollen  bei  derselben  individualisierend  Vorgehen,  den 
Vormündern  ihr  Amt  erleichtern,  sie  mit  Hat  und  Tal  unterstützen  und  auf  eine 
Änderung  der  landläufigen  Anschauung  über  die  Bedeutung  dieses  Amtes  Ein- 
fluß nehmen.  Auch  der  Verkehr  zwischen  Gericht  und  Vormund  wurde  erleichtert, 
von  unnötigen  Formalitäten  befreit,  pflichttreuen  Vonnünderu  die  Anerkennung 
ausgesprochen.  Neue  Bahnen  hat  ferner  das  Justizministerium  dadurch  ein- 
geschlagen, d.aß  es  bemüht  war,  ein  Zusammenwirken  zwischen  den 
Gerichten  und  den  Organisationen  der  Privatwohllätigkeit  anzu- 
bahnen. Es  ist  das  ein  bedeutsamer  Schritt,  der  mit  lebhafter  Befriedigung 
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begriißt  werden  kann,  denn  es  isl  der  moderne  Weg^Die  Gericlile  wurden  auf- 
gefordert,  die  PrivatwohltStigkrit,  die  sich  den  Kinderschutz  zum  Ziel  setze,  zu 
fördern,  eine  ständige  Verbindung  mit  solchen  Vereinen  aufrecht  zu  erhalten, 
eine  Kvidenz  derselben  zu  führen  und  die  Bildung  freier  Organisationen  anzuregen. 
In  dieser  Hinsicht  ist  die  Justizverwaltung  bereils  in  der  Lage,  auf  einen  namhaften, 
Krfolg  hinweisen  zu  können.  In  mehreren  Kronländern  besteht  schon  ein  lücken- 
loses Netz  von  Waisenräten,  eine  Einrichtung,  die,  heute  allerdings  erst  freiwillig 
geschaffen,  in  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  bereits  segensreiche  Wirkungen 
aufweist. 

Endlich  hat  das  Justizministerium  auch  die  Behandlung  der  straffälligen 
Kinder  und  Jugendlichen  zum  Gegenstand  seiner  Sorgfalt  gemacht 
insoweit  dies  bei  der  Rückständigkeit  unseres  Strafrechtes  und  dem  vollständigen 
Mangel  von  besonderen,  nach  den  neuen  Grundsätzen  eingerichteten  Anstalten  für 
Jugendliche  überhaupt  möglich  war.  Es  wurde  aber  darauf  gedrungen,  daß  beim 
Strafverfahren  gegen  Jugendliche  die  Verständigung  ihrer  gesetzlichen  Vertreter 
erfolge,  damit  diese  alle  zu  ihrem  Schutz  dienenden  Mittel  an  wenden  können;  es 
wurde  insbesondere  dahin  gewirkt,  daß  den  Minderjährigen  bei  ihrer  Entlassung 
aus  einer  Besserungs-  oder  Strafanstalt  ein  entsprechender  Schutz  und  eine  geeig- 
nete Fördenmg  bezüglich  ihres  Fortkommens  von  Seile  der  Pllegschaftsgerichte 
nicht  fehle.  Sowohl  der  Rechtsschutz  der  Minderjährigen  während  des  Strafver- 
fahrens als  der  Strafvollzug  an  Unmündigen  und  Jugendlichen  wurde  als  ver- 
besserungsbedürftig erklärt,  indem  endlich  auch  bei  uns  die  Rücksichten  auf  die 
körperliche  Entwicklung,  auf  die  Hebung  des  moralischen  Zustandes  sowie  auf  die 
Ausbildung  der  Erwerbsfähigkeit  der  straffälligen  Jugend  ernstlich  in  den  Voider- 
gnmd  gestellt  wurde. 

Die  guten  Absichten,  die  allen  diesen  Verfügungen  zu  Gnmde  liegen,  werden 
bereitwillig  anerkannt,  und  es  ist  zweifellos,  daß  sie  nicht  ohne  Wirkung  geblieben 
sind  und  manches  Gute  und  Wohltätige  geschaffen  und  angeregt  haben,  aber  aus 
den  Berichten  gcdit  ebenso  unzweifelhaft  hervor,  daß  eine  entscheidende  Wendung 
zum  Bessern  nur  durch  viel  einschneidendere  Maßregeln,  das  heißt  durch  Her- 
stellung einer  neuen  Rechtsgrundlage  und  einer  darauf  basierten 
neuen  Praxis  erreicht  werden  könne.  Vorderhand  bietet  die  Wirklichkeit  noch 
sehr  düstere  Bilder.  Aus  der  großen  Zahl  von  Einzelfällen,  die  erzählt  werden, 
mögen  hier  nur  einige  aufs  Geratewohl  herausgegriffen  werden. 

So  stellt  der  Bericht  für  Kärnten  fest,  daß  von  den  in  Beobachtung  gezo- 
genen 930  Koslkinderii  100  ehelicher,  dagegen  824  von  unehelicher  Geburt  sind, 
und  daß  von  den  letztem  47-7  Prozent  eines  Vormundes  entbehrten,  was  die  Klage 
aus  demselben  Kronlande  begreiflich  macht,  daß  der  Bevölkerung  noch  die  Über- 
zeugung von  der  Wichtigkeit  dieses  Amtes  und  der  damit  übernommenen  Pflichten 
fehle,  daß  dieses  Amt  so  oft  als  Last  empfunden,  leicht  genommen  und  gerade  von 
jenen  Personen  so  viel  als  möglich  gemieden  werde,  die  dazu  besonders  befähigt 
wären.  Diese  Klagen  wiederholen  sich  auch  in  andern  Kronländern.  Wie  eine  grau- 
same Ironie  liest  es  sich,  daß  ein  von  einem  Wiener  Bezirksgericht  für  ein  unehe- 
liches Kind  bestellter  V'ormund  aus  seiner  Schlafstälte  — einem  Gasrohr  auf  der 
Schmelz  — hervorgeholt  werden  mußte,  um  die  Vorladung  des  Gerichtes  zur  Ein- 
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vernähme  über  die  zum  Wohl  des  Kindes  zu  treffenden  Maßnahmen  enlgegen- 
zunehmen.  EinBezirksgerieht  in  Niederösterreich  klagt,  daß  Kostparteien,  bei  welchen 
AnsUinde  vorltamen,  trotzdem  wieder  Pßeglingc  erhielten  und  ein  anderes  Gericht 
führt  direkt  an,  diiß  cs  einer  energischen  Intervention  bedurfte,  um  zu  verhindern, 
daß  einer  Pflegefrau,  bei  welcher  innerhalb  kurzer  Zeit  fünf  Kinder  nacheinander 
starben,  nicht  weitere  Findelkinder  zur  Pflege  übergeben  wurden.  In  Wien  hat  es 
sich  zugetragen,  daß  zwei  Knaben  bei  einer  magistraüschen  Kostfrau  in  einem  ver- 
wahrlosten Zustand  gefunden  wurden,  die  von  Eltern  stammten,  welche  in  leid- 
lichen Verhältnissen  leben  und  — sich  auch  Kostkinder  halten! 

Die  Pflegegelder,  die  gezalilt  werden,  sind  wohl  in  den  meisten  Fällen  unzu- 
reichend. Was  kann  man  von  einer  Pflegcschafl  verlangen,  wenn  — wie  in  Dalmatien 
— für  Findlinge  im  ersten  Lebensjahre  monatlich  7'20  K.  vom  zweiten  bis  fünften 
Jahre  5’50  K,  vom  seclisten  bis  actiten  Lebensjahre  4-80  K und  im  neunten  und 
zehnten  Lebensjahre  2'0  K an  Pflcgegcld  gezahlt  werden,  wenn  erz.ählt  wird,  daß 
selbst  diese  Beträge  aus  Gewinnsucht  begehrt  sind,  die  diesbezüglichen  Zahlungs- 
anwei.sungen  an  Geschäftsleute  unter  wucherischen  Abzügen  im  vorhinein  ver- 
pfändet werden?  Aber  auch  in  Kärnten  Oberstieg  das  monatliche  Kostgeld  in  5P3 
Prozent  der  in  dem  Berichte  des  Dr.  Winkler  besprochenen  930  Fälle  den  Betrag 
von  8 K nicht  und  Bezirksrichter  Janisch  berichtet  aus  Böhmen,  daß  es  in  Dorf- 
gemeinden vorkomme,  Waisen  an  den  Mindestfordernden  gegen  eine  Entlohnung 
von  20  bis  30  K jährlich  zu  .verpachten*.  Eine  Schule  des  Bezirkes  Mödling  führt 
einen  Fall  an,  daß  eine  verwitwete,  nach  Nioderöstcrreich  zuständige  gänzlich 
mittellose  Mutter  mit  vier  Kindern  monatlich  8 K Erziehungsbeitrag  erhält  und  ein 
Bezirksgericht  in  Niederösterreich  schildert,  wie  kleine  unbemittelte  Bauern  in  den 
zahlreichen  Findelkindern  .geduldige  Abnehmer  ihrer  wegen  der  Entfernung  vom 
Markte  gar  nicht  oder  ungünstig  venvendbaren  Naturalien  finden*. 

Doch  genug  der  Einzelheiten.  Der  Le.ser  findet  sie  in  überreicher  Fülle  in 
den  folgenden  Blättern.  Wir  kehren  zurück  zu  dem  Gedankengang  der  Berichte. 
Lebhaft  wird  von  vielen  Seiten  die  Erlassung  eines  Fürsorgegesetze.s  verlangt,  wo- 
bei man  sowohl  in  Niederösterreich  als  in  Tirol,  was  den  Kreis  der  in  Fürsorge- 
erziehimg  zu  übernehmenden  Jugendlichen  betrifff,  weitergehen  möchte  als  in 
Deutschland.  In  erster  Reihe  wird  die  Familienerziehung  für  wünschenswert  erklärt 
und  ihr  der  Vorzug  vor  der  Anstaltserziehung  gegeben,  zugleich  aber  die  Durch- 
führbarkeit der  ersteren  nur  in  eingeschränktem  Maße  für  erreichbar  erklärt.  Ver- 
mehrung, Verbesserung  und  Spezialisierung  der  Fürsorgcanstalten  ist  daher  ein 
Wunsch,  der  immer  wiederkehrt.  Einige  Berichte  teilen  wertvolle  Verzeichnisse 
der  in  den  betreffenden  Kronländern  vorhandenen  Anstalten  mit.  Im  allgemeinen 
fehlt  aber  ein  verläßlicher  Kataster  aller  Fürsorgeanstalten  in  Österreich  mit  ihren 
Einrichtungen  und  insbesondere  dem  vorhandenen  Belegraum.  An  letzterem  fehlt 
cs  überall.  Für  Niederösterreich  wird  angegeben,  daß  gegenüber  den  für  dieses 
Kronland  berechneten  10.500  Verwahrlosten  nur  etwa  1000  Plätze  in  Anstalten 
vorhanden  sind.  Das  Bezirksgericht  Wiener-Neustadt  zählt  40  Kinder  auf,  die  in 
Anstalten  kommen  sollten  und  wegen  Übcrfüllung  nirgends  unterzubringen  sind. 
In  einzelnen  Kronländern  gibt  es  sehr  wenig  Anstalten,  in  Dalmatien  gar  keine. 
Ober  die  vorhandenen  Besserungsanstalten  lauten  die  Urteile  ungünstig.  Jene 
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Beiklilurslatler,  die  auf  diesen  Gegenstand  nSher  eingclien,  üben  a?i  der  in  diesen 
Anstalten  befolgten  Mettiode  der  Zwangserziehung  scharfe  Kritik.  Die.se  Häuser 
sind  melir  Strafanstalten  als  Erziehungsanstalten.  Ülierall  macht  die  Koslenfrago 
Schwierigkeiten.  Geradezu  unerliört  ist  es,  wenn  berichtet  wird,  daß  m.an  ein 
Kind  pro  forma  mit  einer  gericlitlichen  oder  polizeilichen  Strafe  belegen  läßt,  um 
dicAbg.abe  de.sselben  in  eine  Besserungsanstalt  von  Amts  wegen,  also  kostenlos,  zu 
veranlassen,  weil  sich  niemand  findet  oder  verpllichtet  ist,  diese  Kosten  zu 
bezahlen.  Eine  ständige  Klage  ist  es,  daß  sowohl  ans  Mangel  an  Belegraum  als 
wegen  der  ungelüsten  Kostenfrage  die  Unterbringung  eines  Kindes  in  einer  Bes.se- 
rung.sanstalt  auf  große  Hindernisse  stößt.  Die  Lelirer  eines  Wiener  Bezirkes 
äußern  sich  in  <iieser  Hinsicht,  daß  es  überhaupt  leichter  sei,  eüi  Kind  in  das 
Tlieresianum  zu  bringen  als  in  eine  Besserungsanstalt. 

In  einigen  Berichten  wird  die  Frage  der  Einschränkung  und  Entziehung  der 
väterlichen  Gewalt  besprochen.  Den  Kern  der  Sache  trilTI  MUiiuski  mit  der  Bemer- 
kung, ilaß  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  nur  eine  formelle  Bedeutung 
habe  und  daß  die  Hauptsache  für  das  Kind  seine  anderweitige  Unterbringung 
bleibe,  was  heute  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden  sei.  Die  Ausnützung  jeder 
Möglichkeit,  eine  subsidiäre  taugliche  Familicnerzichung  zu  erzielen  sowie  die 
Erweitening  und  Reorganisation  bestehender  und  die  Gründung  neuer  Fürsorge- 
anstalten werden  daher  von  allen  Seiten  als  die  natürlichen  und  notwendigen 
Voraussetzungen  jeder  Bestrebung,  die  auf  Beschränkung  und  Entziehung  der 
väterlichen  Gewalt  gerichtet  ist,  bezeichnet. 

Verschiedene  Bestimmungen  unseres  bürgerlichen  Rechtes  werden  in  Er- 
innerung gebracht,  und  ihre  Befolgung,  die  häufig  ganz  vernachlässigt  sei,  ver- 
langt. Dem  schädlichen  Gebrauche  gegenüber,  den  kaum  der  Schule  entwachsene 
.Minderjährige  von  ihren  Fabrikslöhnen  machen,  wird  auf  § 145  a.  b.  G.  B. 
hingewiesen,  wonach  dem  Vater  die  Verwaltung  dieses  Ehwerbes  nach  dem 
Gesetze  znkomme.  Es  wird  vorgeschlagen,  dort,  wo  der  Vater  sich  dieses 
Rechtes,  welches  aber  auch  eine  Pflicht  ist,  begibt,  subsidiäre  Maßregeln  zu 
ergreifen,  welche  die  wirtschaftliche  Erziehung  des  jugendlichen  Arbeiters 
bezwecken  würden  und  denen  sich  weder  einseitige  Unternehmer  noch  die  arhei- 
teiiden  Klassen  seihst  zu  widersetzeu  ein  Interesse  hätten.  Der  Bericht  aus  Kärnten 
hebt  hervor,  daß  die  in  § 189  a.  b.  G.  B.  vorgeschriebene  Anzeigepfiieht 
der  V'erw!mdlcn,  der  politischen  Behörden,  Gememden  und  Pfarrer  .wie  anderswo 
so  auch  in  Kärnten  völlig  in  Veigessenlicit  geraten  ist*.  Auch  Ausgestaltungen 
einzelner  Paragraphen  unseres  bürgerlichen  Gesetzbuches  werden  verlangt.  Der 
§ 178  a.  b.  G.  B.  soll  die  Ausdehnung  erfahren,  daß  d,as  Gericht  nicht  nur  dann 
zu  einem  Einschreiten  befugt  sein  soll,  wenn  ein  Verschulden  des  Vaters  vorliegt, 
sondern  auch,  wenn  objektiv  die  Verwahrlosung  eintritt  oder  die  Gefahr  derselben 
vorliegt.  Dieser  wichtige  Punkt  wird  in  dem  zukünftigen  Fürsorgegesetz  seine 
klare  Lösung  linden  müssen.  Es  wird  weiter  als  wünschenswert  bezeichnet,  daß 
der  § 24lj  a.  b.  G.  B.  eine  Abänderung  dahin  erfahre,  daß  die  Dienstverlräge 
Jugendlicher,  etwa  bis  zum  vollendeten  18. 1.ebcn.sjahre  zur  Gültigkeit  der  Zustim- 
mung des  Vormundes  bedürfen  und  von  diesem  mit  Genehmigung  der  Vormund- 
schaflsbehörile  jederzeit  wieder  aufgelörl  werden  können  Endlich  wird  als 
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dringend  nötig  bezeiclinet,  die  Bestimmung  des  § 270  a.  b.  G.  B.  über  die  Fülle 
der  Kuratel  durch  die  Aufnahme  der  Trunksucht  zu  erweitern. 

Unleugbar  geht  bei  allen,  die  sich  über  die  Reform  unseres  Vormundschafts- 
wesens aussprechen,  der  Zug  nach  der  gesetzlichen  Einführung  der  Gesarat- 
vorniundschaft  (Berursvormundschuft).  Schuster  v.  Bonnott  spricht  aus, 
daß  die  Individualvormundschaft  rücksichtlieh  der  großen,  nicht  bodenständigen 
Volksmassen  hauptsüchlich  in  der  Großstadt  unanwendbar  geworden  ist  und  daß 
eine  taugliche  Form  der  Gesamtvormundschafl  gefunden  werden  müsse.  Es  wird 
von  verschiedenen  Seiten  die  gesetzliche  Einfülirung  von  Waisenriiten  verhuigt, 
die  sich  dort,  wo  sie  freiwillig  zu  Stande  gekommen  sind,  vollkommen  bewflhrcn. 

Dem  Zwecke  dieser  einleitenden  Bemerkungen,  welche  eüie  Übersicht  des 
durch  die  Berichte  zu  Tage  geförderten  Stoffes  geben  wollen,  entspricht  es  wohl, 
wenn  wir  aus  den  vorliegenden  Äußerungen  eine  Siunme  ziehen,  um  die  Aus- 
sichten einer  Reform  auf  dem  so  überaus  wichtigen  Gebiete  unseres  Plleg- 
schaflswesens  abzusch.ülzen 

Nicht  euiseitig  erwarten  die  Stimmen,  die  in  unseren  Berichten  laut  werden, 
alles  Heil  von  der  Gesetzgebung  oder  der  behördlichen  Tätigkeit  Sie  sind  sich 
klar,  daß  nur  durch  em  Zusammenwirken  und  Ineinandergreifen  freiwillig  organi- 
sierter gesellschaftlicher  Kräfle  mit  beliönilichen  Einrichtungen  dieses  große,  sonst 
unfaßbare  Gebiet  beherrscht  werden  könne.  Das  ist  der  moderne  hoß'nungsvolle 
Gnindton  der  Enquete.  Aber  sie  beweist  auch,  daß  wir  ülier  die  bewegenden  Kräfte, 
die  sich  freiwillig  darbicten  müssen,  in  ausreichendem  Maße  verfügen  werden, 
sobald  nur  der  Glaube  und  das  Vertrauen  gew  eckt  und  befestigt  w ird,  daß  bei  uns 
endlich  eine  von  klaren  Zielen  erfüllte,  mit  den  nötigen  Mitteln  ausgestattete, 
führende  Tätigkeit  der  öffentlichen  Gewalten  entfaltet  werden  wird,  die  nicht  nur 
Stückwerk  bleibt  und  wieder  erlahmt,  sondern  die  Biirgschafl  einer  umfassenden 
und  stetigen  Füi-sorgepolitik  in  sich  trägt.  Unsere  Enquete  hat  soziale  Vorgänge 
aufgedeckt,  die  sonst  wold  nicht  bekannt  geworden  wären.  Zu  den  wertvollsten 
Erkenntnissen  gehört  es  al>er,  daß  wir  von  der  uneigennützigen,  stillen,  aber  erfolg- 
reichen Arbeit  von  Individuen  und  Vereinigungen  hören,  die  sich  längst  in  der 
Richtung  bewegt,  welche  allgemein  zum  Durchbruch  kommen  soll.  Es  handelt 
sieh  darum,  diese  vielen  isolierten  Kräfte  zu  vereinigen,  aber  die  Hauptsache  ist 
doch,  daß  sie  vorhanden  sind,  in  unserem  Richterstand,  in  unserer  autonomen 
Verwaltung,  in  unserer  Lehrerschaft,  in  den  geistlichen  und  weltlichen  Vor- 
stellungen der  Gemeinden  und  in  zahlreichen  Einzelpersonen,  die  schon  Hand 
angelegt  haben.  Es  sind  die  wertvollsten  Blätter  der  folgenden  Berichte,  auf  denen 
verzeichnet  ist.  wie  viel  Sinn  und  Verständnis  für  die  Fragen  des  Kindei-schutzes 
in  Österreich  vorhanden  ist,  wie  Herz  und  Hand  schon  in  Bewegung  sind,  um  zu 
helfen.  Diese  Blätter  Ingen  insbesondere  ein  vollwichtiges  Zeugnis  al)  für  die 
soziale  Befähigung  unseres  Richterslandes,  aus  dessen  Milte  wir  die  überwiegende 
Zahl  der  hier  veröflcnllichten  Berichte  erhallen  haben.  Unsere  Richter  weixlen 
berufen  sein,  bei  der  Durchfülirung  der  erwarteten  Reform  eine  erste  Rolle  zu 
spielen. 

Es  zeigt  von  einer  richtigen  Erkenntnis  des  Zusemmenhanges  unserer  Frage 
mit  der  allgemeinen  Volksbildung  und  Erziehung,  daß  fast  alle  Berichterstatter 
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sich  mehr  oder  weniger  ausfülirlicli  über  die  Einwirkung  der  Schule  auf  die 
Jugend  und  über  die  dabei  zu  Tage  tretenden  Mängel  aussprechen. 

Sie  unterecheiden  aber  dabei  sehr  wohl  zwischen  der  allgemeinen  Rück- 
ständigkeit der  Volkserzielmng,  wie  sie  leider  in  gewissen  Gegenden  unseres 
Vaterlandes  konstatiert  werden  muß,  und  der  Verwahrlosung  als  Einzelerscheinung. 
So  heißt  es  in  dem  Gutachten  für  Ostgalizien,  daß,  trotzdem  sich  die  Verhältnisse 
in  den  letzten  Jahren  bedeutend  gebessert  haben,  doch  auf  dem  Lande  die  Sorge 
um  das  Kii.d  sich  beinalie  ausschließlich  auf  die  r<‘in  physische  Pflege  beschränke, 
daß  von  einer  bewußt  erzieherischen  Tätigkeit  keine  Rede  sei  und  daß  die 
Erziehung  so  zu  sagen  auf  rein  natürlichem  Wege  zu  stände  komme,  indem  das 
Kind  durch  Nachaliraung  dieselben  Eigentümlichkeiten  und  Kenntnisse  erwirbt, 
welche  der  erwachsenen  Generation  und  seiner  Umgebung  eigen  sind.  Gerade  in 
solchen  Gegenden  ist  al>er  von  einer  individuellen  Verwalmlosung  viel  weniger  die 
Rede  und  alle  Maßregeln  werden  in  erster  Reihe  auf  die  allgemeine  Hebung  der 
Volkserziehung  gerichtet  sein  müssen. 

Wo  dagegen  das  allgemeine,  wirtschaftliche  und  kulturelle  Niveau  ein  höheres 
ist,  die  Volksbildung  und  Erziehung  auf  einer  höheren  Stufe  steht  und  wo  gerade 
wegen  der  fortgeschrittenen  wirtschafllichen  Verhältnisse  mit  allen  ihren  Vor- 
unil  Nachteilen  die  speziflsclien  Ursachen  der  Verwahrlosung  stärker  \virken  — 
dort  differenzieren  sich  die  einzelnen  Fälle  der  Verwahrlosung  gegenüber  dem 
allgemeinen  Niveau  stärker,  das  Bild  der  Verwahrlosung  wird  durch  den  Kontrast 
schärfer  und  es  erhalten  neben  den  auf  die  allgemeine  Hehimg  der  Volkserziehung 
gerichteten  Bestrebungen  die  spezifischen  öffentlichen  Einriclilungen  zur 
Bekämpfung  der  drohenden  und  eingelretenen  Verwahrlosung  eine  erhölite 
Bedeutung. 

Dieses  Zusammenhanges  zwischen  der  allgemeinen  Erziehungspolilik  und  der 
neuen  besonderen  Fürsorgepolitik  sind  sich  die  vorliegenden  Berichte  vollkommen 
bewußt.  Die  Jugendfürsorge  ist  ein  neues  Reis  an  dem  gemeinsamen  Stamme 
unserer  Volksbildung.  Sie  unterliegt  daher  auch  denselben  Entwicklungs- 
gesetzen wie  diese.  Zur  richtigen  .äutfassung  der  in  den  folgenden  Berichten 
enthaltenen  Urteile  und  Anregungen  in  der  Erzieliungsfrage  ist  es  notwendig, 
davon  ein  Wort  zu  sagen. 

Die  Entwicklung  unserer  Wirtschaft  ist  auch  erziehungspolitisch  von  ent- 
scheidender Bedeutung,  denn  es  handelt  sich  in  allen  Verhältnissen  dimum,  ilas 
Individuum  für  eine  gewisse  wirtschaftliche  Umgebung  tauglich  zu  machen.  Diese 
wirtschaftliclie  Umgebung  der  heranwachsenden  Generation  ist  im  Begriffe  sich 
vollständig  zu  ändern  und  mit  ilir  werden  die  natürlichen  und  notwendigen  An- 
forderungen an  die  Volkserziehung  andere.  Die  wirtschafttichen  Umwälzungen,  die 
wir  meinen,  treten  bei  uns  nicht  überall  gleich  intensiv  auf.  Sie  sind  in  den  Mittel- 
punkten der  industriellen  Produktion  und  des  Güteraustausches  weit  fortgeschritten 
oder  schon  vollendet  und  haben  die  alten  wirtschafllichen  Formen,  die  wir  in  halb 
vergangener  Zeit  noch  für  neue  gehalten  haben,  verdrängt.  Dagegen  sind  sie 
anderwärts  erst  im  Begriffe  sich  durchzusetzen  und  haben  die  Wirtschaflsformen 
aus  der  halb  und  ganz  vergangenen  Zeit  noch  nicht  überwunden.  Aber  der  Gang 
der  Dinge  Ul  überall  crsichllich  und  unaullialtsam.  Die  Verw'erlung  der  Nalur- 
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Produkte  hat  in  ungeheuerem  Maße  zugenommen,  das  mcnschliclie  Arbeitsfeld  ist 
erweilerl,  die  menschliche  Arbeitskraft  in  einem  iingealmten  Umfange  in  Be- 
wegung gesetzt  Wir  leben  im  Zeitalter  der  Technik  und  der  Unternehmung.  Sie 
bauen  eine  wirtschaftliche  Welt,  in  der  sich  die  mechanischen  und  geistigen  Kräfte 
in  einem  neuen  Aggregatzustand  befinden  werden.  Lebhafter  Wettbewerb  und 
fortgeschrittenste  Arbeitsteilung  haben  die  menschliche  Arbeitsweise  viel  inten- 
siver gestaltet.  Diese  erhöhte  Intensität  der  Arbeitsleistung  ist  das  wirlschallliche 
Hauptmerkmal  unserer  Zeit  Das  ruhige  Forllebcn  in  einem  gesicherten  Kreise  ist 
eine  Ausnahme  geworden  und  es  ist  diese  behagliche  Form  des  Daseins  auch 
künstlich  nicht  zu  erh.'üten,  denn  der  Weltljewerb  ist  nicht  bloß  ein  nationaler 
sondern  ein  internationaler  und  beim  Festhalten  an  überlebten  Formen  bliebe  nicht 
nur  das  Individuum,  sondern  das  Gemeinwesen  zurück.  Wir  müssen  uns  eben  wie 
alle  anderen  Völker  in  jenes  große  und  unerbittliche  Entwicklungsgesetz  mensch- 
licher Arbeit  zu  schicken  wissen,  das  die  Welt  seit  der  AbschalTung  der  .Sklaverei 
beherrscht,  steigende  Leistungen  verlangt  und  an  das  arbeitende  Individuum 
immer  höhere  Anforderungen  stellt. 

Zu  diesen  wirtschaftlichen  Gesetzen  h.at  die  Erziehungspulitik  Stellung  zu 
nehmen.  Sie  hat  längst  begonnen  — halb  bewußt,  halb  unbewußt  — Impulsen  in 
dieser  Dichtung  nachzugeben  und  sich  diesem  neuen  wirtschaftlichen  Wesen  anzu- 
passen. Sie  folgt  ihm  — wie  dies  nicht  anders  sein  kann  — nur  schrittweise, 
aber  es  ist  klar,  welche  Dichtung  sic  einschlagen  muß.  Wir  sprechen  hier  lediglich 
von  der  eigentlichen  Volksbildimg,  der  Volks,schule  und  ihren  unmittelbaren  Fort- 
setzungen des  Fach-  und  F’ortbitdungsunterrichtes.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um 
eine  bloße  Erweiterung  des  Unterrichtsstoffes,  sondern  um  die  Anpassung  der 
Erziehungsmethode  an  die  Wirtschaftsmethode,  um  eine  Intensivierung 
auch  des  Ei’zichungswcrkes,  um  eine  ganz  bew'ußto  Förderung,  Entwicklung  utid 
Schulung  aller  in  der  heranwachsenden  Generation  liegenden  Kräfte,  um  sie  für 
den  Wettbewerb  und  die  erhöhten  Ansprüche  an  ilire  Arbeitslähigkcil  tauglich  zu 
machen. 

Der  heute  vorwiegend  auf  intellektuelle  Ausbildung  abzielende  Unterrichts- 
stoff genügt  nicht  mehr.  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  verlangen  ihr  Decht,  die  eine 
viel  unmittelbarere  Beziehung  zu  denv  Milieu  haben,  auf  welches  die  heran- 
wachsende  Jugend  im  späteren  Leben  angewiesen  sein  wird.  Die  Her;ud)ildung 
gewisser  Eigenschaften  des  Geistes  und  Willens  erhält  durch  das  heutige  Leben 
eine  weit  größere  Bedeutung,  als  dies  früher  der  Fall’  war.  Um  die  Fälligkeit  zu 
erlangen,  intensiver  zu  arbeiten,  muß  die  Gabe  der  richtigen  Beobachtung,  ein 
geschärftes,  sicheres  und  rasches  Urteil  entwickelt  werden  und  deswegen  sind  die 
erhöhte  Willenskraft  und  Energie,  rasche  Entschlußfähigkeit  und  nicht  minder 
der  moralische  Halt  jene  Eigenschallen,  deren  planmäßige  Anerziehung,  Pflege 
und  Ausbildung  in  der  Erziehungspolitik  jedes  wirtschalllich  und  moralisch  fort- 
schreitenden Volkes  in  den  Vordergrund  getreten  sind.  Aber  vielleicht  das  bezeich- 
nendste Merkmal  dieser  modernen  Anschauung  ist  es,  daß  man  die  körperliche 
Entwicklung,  die  Gesundheit  der  heranwachsenden  Generation,  ihr  physisches 
Können  neben  der  moralischen  und  intellektuellen  Ausbildung  als  gleichberech- 
tigtes Ziel  der  Erziehung  allgemein  anzuerkennen  beginnt. 

2 


Digitized  by  Google 


18 


EinlcUung. 


Dinsen  flüchtiK  skizzierten  Rlcmenlen  eines  neuen  Erzieliungswcsens  be- 
gegnen wir  aucb  in  unsern  Bericlilen.  Es  ist  eiklärlieli,  duß  gerade  bei  der  Beob- 
aebtung  des  vcrnaeblässigtcn  Teiles  unserer  Jugend  ihre  Bereiddigung  anerkannt 
imd  besonders  hervorgelioben  wird.  Der  Leser  wird  mit  Interesse  verfolgen,  wie 
übcreinsliinmend  die  Bericbte  gewisse  Mängel  unseres  Erziebungswesens  mit 
Rüeksiebt  auf  die  verwalirloste  Jugend  hervorheben. 

Für  das  sehnlpflichtige  Alter  wird  betont,  daß  der  Schwerpunkt  der  Er- 
ziehung nicht  ausschließlich  auf  die  intellektuelle  Bildung  zu  legen  sei  und  daß 
das  Volksscbulwesen  einer  Ausgestaltung  bedürfe.  Auf  sittliche,  aber  auch  auf 
körpi'rliche  Wohlfalirt  werde  zu  wenig  Gewicht  gelegt.  Wir  büren  Klagen  wegen 
flberfüllung  der  Schulen,  die  eine  Individualisierung  unmöglich  macht  und  es  ist 
sehr  bemerkenswert,  daß  die  Schulerleichterungen,  selbst  in  jenen  Ländern,  in 
denen  sie  seinerzeit  lebhaft  verlangt  wurden,  keineswegs  mehr  als  eine  Wohltat 
angesehen  werden  und  daß  sich  eine  gegenteilige  Ansicht  sehr  entschieden  durch- 
zasetzen  beginnt.  Ein  niederösterreichisches  Bezirksgericht  will  die  allgemeinen 
Sommerbefreiungen  ganz  ausgeschlossen  wissen  und  plaidiert  dafür,  bei  Schul- 
versSumnissen  sofort  vollstreckbare  Geldstrafen  eintreten  zu  lassen.  Der  Buf  naeh 
Kräftigung  des  raonUischen  Gefühles,  naeh  religiöser  Erziehung,  nach  nberwachung“ 
der  schuliiflichtigen  Jugend  auch  außerhalb  der  Schule  ertönt  von  allen  Seiten. 
Zur  Vcnvahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  führe  nicht  nur  die  Vernach- 
lässigung der  Schulbildung,  sondern  auch  die  unzulänglichen  Strafmittel  der 
Schule  und  die  Vernachlässigung  der  religiösen  Erziehung.  Allgemein  wird  die 
Forderang  erhoben,  daß  für  die  minderwertige,  geistig  und  köriierlich  zurück- 
gebliebene und  verwalirloste  Jugend  besondere  Anstalten  als  Pflichtanstalten  ein- 
gerichtet werden  sollen.  Professor  Misclüer  erhebt  nachdrücklich  die  Forderung, 
daß  Kinder,  die  den  gemeinsamen  Schulunterrichte  gefälirden,  auch  wirklich  aus 
dem  gemeinsamen  Volksschulunterricht  zu  entfernen  sind,  weil  sie  für  die 
übrige  Schuljugend  eine  stete  Gefahr  bedeuten.  Aber  die  Durchführung  der 
Bestimmungen  über  die  Ausschließung  solcher  Elemente  begegnet  großen 
Schwierigkeiten  und  wird  nur  im  äußersten  Notfälle  gehandhaht,  weil  keine 
besonderen  Anstalten  als  Pflichtanstaltcn  für  die  Ausgeschlossenen  heslehcn. 
Schuster  v.  Bonnott  bespricht  auf  Grund  zahlreicher  Berichte  von  Schulbehörden 
diese  Frage  eingehend  und  die  von  ihm  zitierten  Beispiele  beweisen,  was  für  eine 
klaffende  Lücke  in  unserem  Schulsystem  hierauszufüllen  i.st.  In  dieser  Hinsicht 
hat  die  neue  Schul-  und  Unterrichtsordnung  eine  Bessenmg  angebahnt,  aber  es 
wird  wohl  mit  Beeilt  bemerkt,  daß  ohne  die  Errichtung  nötiger  Anstalten  und 
Disziiilinurklassen  ihre  V'orschriften  eigentlich  nur  einen  akademi.schen  Wert 
besitzen.  Auch  die  Disziplinarinittel  der  Schule  w’erden  vielfach  erörtert  und  es 
erheben  sich  Stimmen  für  die  körperliche  Züchtigung  als  Disziplinarmittcl,  rvenn 
alle  andern  versagen. 

Das  Wesentliche  bleibt  aber,  daß  alle  Urteile  von  dem  Bewußtsein  getragen 
sind,  daß  die  Volksschule  eine  intensivere  Erziehung  zu  vermitteln  habe  als  bisher 
und  neben  der  Volks.schule  Einrichtungen  geschaffen  werden  müssen,  welche  die 
Wirksamkeit  der  Schule  ergänzen,  unterstützen  und  verstärken  müssen.  Daß 
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jodoch  neben  diesen  Vorkehriingen,  welche  den  Eltern  einen  Teil  ihrer  Sorge  und 
Veranlworlung  abnehnien,  auch  ein  starker  Druck  auf  gewissenlose  Eltern 
ausgeübt  werden  müsse,  um  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  zu  ver- 
halten oder  wenigstens  zu  einer  Beitragsleistung  heranzuziehen,  damit  diese 
subsidiäre  öffentliche  Fürsorge  nicht  geradezu  demoralisierend  wirke,  beleuchtet 
ein  vom  Bezirksrichter  Janisch  mitgeteiltcr  drastischer  Fall.  Die  Eltern  sind  junge, 
rüstige  Leute,  kümmern  sich  aber  um  ihre  Tochter  nicht  und  schicken  sie  nicht 
in  die  Schule.  Der  Lehrer  verlangt  die  Mutter  zu  sprechen,  welche  erklärt,  daß, 
wenn  sie  ihre  Tochter  in  die  Schule  schicken  müsse,  sie  auch  dort  gefüttert 
werden  solle.  Mit  Hilfe  des  Pfarrers  verschafft  der  Lrdirer  dem  Mädchen  nicht 
nur  Kost,  sondern  auch  Kleidung.  Daraufhin  bleibt  sie  wieder  aus  und  die  Mutter 
läßt  sagen,  daß  sie  damit  nicht  zufrieden  sei,  sondern  verlange,  daß  auch  sie, 
die  Mutter  selbst,  verköstigt  werde,  dann  erst  werde  das  Kind  in  die  Schule 
kommen. 

Eine  Reihe  von  Anregungen  werden  von  den  Beriehlerslattem  für  das  nacli- 
schulptlichtige  Alter  gemacht.  Wiederholt  wird  darauf  hingewiesen,  daß  mit  dem 
14.  Lebensjahre  für  das  Kind  Aufsicht  und  Ei-ziehung  noch  lange  nicht  entbehrlich 
werden.  Als  ein  unmittellrar  wirkender  Grund  der  Verwahrlosung  wird  die 
mangelnde  Cberwachung  der  Kinder  unterer  Volksschichten  beim  Eintritt  in  das 
Erwerbsleben  bezeichnet.  Schon  während  der  Schulzeit  soll  durch  den  obliga- 
torischen Handfertigkeilsunlenicht  vorgebaut  werden  und  die  Weiterbildung  der 
Jugend  in  Forlbildungsschulen  soll  ebenfalls  obligatorisch  gemacht  werden. 

Die  llesultiercüde  aus  allem,  was  die  Berichte  rücksichllich  des  Schulwesens 
sagen,  ist  leicht  gezogen.  Neben  eine  allgemeine,  durch  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  bedingte  Erziehungspolitik  hat  ein  spezifisches 
Fürsorgewesen  zu  treten,  welches  den  Minderwertigen  gewidmet  ist, 
nicht  als  Bevorzugung,  wie  manchmal  behauptet  wird,  sondern  um 
durch  die  in  diesen  Fällen  notwendigen  spezifischen  Maßnahmen  den 
gefährdeten  und  verwahrlosten  Teil  der  Jugend  auf  das  Niveau  zu 
bringen,  weiches  durch  den  Zustand  der  allgemeinen  Erziehung 
gegeben  isL  Die  Ausfühiimgen  der  vorliegenden  Berichte,  insbesondere  die 
anschaulichen  Beispiele  zeigen,  wie  weit  wir  noch  von  diesem  Ideal  entfernt  sind 
Es  muß  hervorgehoben  werden,  daß  unsere  Regierung  in  der  letzten  Zeit  ihr 
Augenmerk  auch  auf  diese  Seile  der  großen  Frage  gerichtet  hat.  Wir  besitzen 
ein  gi'eifbares  Resultat  davon  in  dem  vierten  llauptstück  der  neuen  Schul-  und 
Unterrichtsordnung,  welches  von  der  Kindorfüi-sorge  handelt.  Aber  es  bleibt  doch 
erst  der  weiteren  Bearbeitung  des  Gegenstandes,  seiner  Durchdringung  mit  ganz 
bewußten  Grundsätzen,  dem  ernstlichen  Willen,  auch  die  nötigen  finanziellen 
Mittel  flüssig  zu  machen,  Vorbehalten,  aus  diesen  Ansätzen  zwingende  Vor- 
schriften herauszuarbeiten  und  jene  Anstalten  und  Einrichtungen  zu  schall'en, 
ohne  die  der  gute  Wille  nicht  zur  Tat  werden  kann. 

Fast  alle  Berichte  besprechen  die  Behandlung  der  straffälligen 
Jugend.  Theoretische  Gesichtspunkte  werden  nur  gestreift.  .Zweck  der  Strafe*, 
heißt  es  in  dem  Berichte  aus  Tirol,  .sollte  einzig  und  allein  die  Besserung  sein 
und  die  Anerziehung  einer  gewissen  Lcistung.sfähigkeit  und  .Arbeitsfreudigkeil“, 
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Aber  wenn  auch  die  anderen  Gulaclilen  theoretische  Aussprüche  nicht  enthalten, 
so  sind  sie  doch  bei  ihrer  Kritik  der  bestehenden  Zustände  unil  bei  den  praktisciien 
V'orschlägen,  die  sie  machen,  von  demselben  Grundgedanken  erfüllt.  Von  ver- 
schiedenen Seilen  wird  die  Art  der  Behandlung  der  strnffrdligen  Jugend  bei  uns 
direkt  als  eine  Ursache  der  sieh  immer  weder  nusbreitenden  Venvahrlosnng  ange- 
geben, nachgewiesen,  wie  unsere  verfehlte  Methode  das  Gegenteil  von  dem  heiror- 
ruft,  was  der  .Strafvollzug  eigentlich  bezwecken  will,  und  behauptet,  daß  sie  nicht 
eine  Einschränkung  und  Herabminderung  der  Strafffdiigkeit,  sondern  eine  Ver- 
breitung und  Steigerung  derselben  verschulde.  Wie  sehr  diese  Ansicht  verbreitet 
ist,  beweisen  uns  jene  Lchrerstimmen,  die  sich  in  Wien  dahin  veniehmen  la.ssen, 
daß  .sehr  häufig  die  Schule  geradezu  auf  die  Unterlassung  von  Strafanzeigen 
Einfluß  nimmt,  um  die  nach  unserem  heutigen  Jugendstrafrecht  und  dem  Straf- 
vollzüge bei  dem  Mange!  von  Eürsorgceiurichtimgen  zu  befürchtende  weitere 
Schädigung  des  betreflenden  Kindes  zu  verhindern*. 

Alle  Berichte,  die  sich  Ober  die  Strafmündigkeit  aussprechen,  brechen  den 
Stab  über  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  unseres  Strafgesetzbuches.  Polizei- 
rat Edmund  Gayer  bezeichnet  die  allzu  niedrige  Strafmündigkeitsgrenze  als  eine 
Ursache  der  Verwahrlosung,  der  Bericliterslalter  für  Tirol  nennt  das  Hinaufrücken 
der  Strafmündigkeitsgrenze  eine  Kardinalforderung  bei  ImuigrifTnahmc  der  Straf- 
rechtsreform. I)r.  Winkler  erweitert  in  seinem  Berichte  über  Kärnten  diese 
Fordenmgen,  indem  er  eine  grundsätzliche  Änderung  der  gegenwärtigen  Bestim- 
mungen ülier  die  Verantwortlichkeit  von  Kindern  und  Jugendlichen  lebhaft  ver- 
langt, und  der  Hichtcr,  dem  wir  die  interessanten  Schilderungen  der  kiistcn- 
ländischen  Verhältnisse  verdanken,  sagt,  daß  cs  als  Härte,  ja  als  Grausamkeit 
bezeichnet  werden  müsse,  wenn  Kinder  von  10  bis  14  Jahren  in  den  Unter- 
suchungsgefängnissen angehallen  und  dem  Strafverfahren  uiderzogen  werden,  von 
dessen  Wesen  und  Zweck  sie  gar  keine  Ahnung  haben.  ,\ber  diese  Stimme 
erhebt  auch  Einspruch  gegen  die  bisherige  strafrechtliche  Behandlung  der  Jugend- 
lichen zwischen  14  und  16  Jahren;  hier  müsse  nicht  der  Strafrichter,  sondern  der 
Erzieher  eingreifen  und  als  die  unlci-ste  Grenze  der  Strafmündigkeit  sei  deswegen 
das  vollendete  16.  Jahr  feslzusetzen.  Es  ist  gewiß  sehr  b(“Zoii-hnend,  wie  der 
innere,  notwendige  Zusammenhang  zwischen  dieser  wichtigen  Heformfrage  unseres 
Strafrechtes  und  der  Beantwortung  der  Krage  nach  den  Ursachen  der  Verwahr- 
losung, ohne  daß  diese  strafrechtliche  Seite  ausdrücklich  zur  Diskiis.sion  gestellt 
worden  wäre,  geradezu  automatisch  zum  Ausdruck  kommt. 

Es  sind  allbekannte,  oft  wiederholte  Klagen,  die  in  den  verschiedenen 
Berichten  über  Strafverfahren  und  Strafvollzug  an  Kindern  und  Jugend- 
lichen erhoben  werden,  aber  sie  verdienen  hier  besondere  Beachtung,  nicht  nur 
weil  sie  Obelslände  neuerlich  ans  Licht  ziehen,  die  trotz  aller  Kritik  und  trotz 
aller  Ungeheuerlichkeit  immer  noch  fortbestehen,  sondern  weil  sie  beweisen,  daß 
auch  bei  uns  ein  radikaler  Umschwung  in  der  Beurteilung  der  straffälligen  Jugend 
sich  zu  vollziehen  beginnt.  Dabei  möge  nicht  übersehen  werden,  daß  alle  diese 
Äußerungen,  auf  die  wir  hier  Bezug  nehmen,  aus  Bichterkreisen  stammen.  Auch 
bei  uns  wird  jetzt  verlangt,  daß  bei  Behandlung  der  straflälligen  Jugend  der  Stand- 
punkt der  Erziehung  zur  Geltung  komme,  auch  bei  uns  wird  der  Besserungszweck 
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— bei  dem  es  sich  vor  allem  darum  liandell,  aus  den  Verwalirlosten  und  ver- 
breclicrisch  Veranlagten  für  das  Leben  taugliche  Individuen  zu  machen  — bei  der 
Ucurleilung  der  slralTälligen  Kinder  oder  Jugendlichen  allen  anderen  Zwecken 
vorangestellt,  auch  bei  uns  wird  man  sich  allgemein  bewußt,  daß  die  Stellung  des 
Richters  zu  den  Straffällcn  der  Jugend  eine  ganz  andere  werden  muß  als  bisher, 
daß  das  Strafrecht  unil  der  Strafvollzug  sich  dem  allgemeinen  Slaiidimnkt  anzu- 
passeii  habe,  wonach  die  ganze  Stufenleiter  der  verlassenen,  verwahrlosten,  slraf- 
ftilligen  Jugend  als  eine  zusammenhiingendc  soziale  Erscheinung  aufzufasseii  und 
nach  einheitlichen  Grundsätzen  der  Vorbeugung,  Zwangserziehung  und  wirtschaft- 
lichen Einordnung  in  ihre  Umgebung  zu  behandeln  sei.  Unsere  ganze  Enquete 
spricht  lebhaft  für  diese  Auffassung.  Die  einzelnen  ül)er  die  strafrechtlichen  Fragen 
gemaiditen  Äußerungen  sind  nur  Aiisslrahhuigen  eines  neuen  gcsellschafUichcu 
l’llichtbewußtsems  gegenüber  der  Jugend.  Edmund  Gayer  weist  auf  die  in  Amerika 
bestehenden,  zur  Straljudikalur  über  Kinder  und  Jugendliche  berufenen  Jugend- 
gerichte hin  und  erklärt,  daß  das  Kind  die  schwerste  Schädigung  beim  Straf- 
vollzüge erfährt,  daß  seine  Anhaltung  im  Am^st  oder  Kerker  nur  ehie  weitere 
moralische  Ansteckung  durch  die  Umgebung  zur  Folge  habe.  Nicht  selten  gerät 
ein  Jugendlicher,  — so  wird  in  dom  Berichte  über  Ostgalizien  angeführi  — der 
noch  keineswegs  verloren  ist,  in  den  Polizei-  und  Gemeindearresten  der  größeren 
Städte  mit  dem  Abhub  der  menschlichen  Gesellschaft  zusammen  und  es  werden 
.sogar  manchmal  obdachlo.se,  verlassene  Kinder,  denen  die  Verwahrlosung  nicht 
unmittelbar  droht,  von  den  Polizeibehörden  vorübergehend  in  den  Arresten  imter- 
gebrachl.  Eine  ähnliche  verderbliche  Wirkung  hat  auch  die  Unterbringung  von 
Waisenkindern  in  den  Armenhäusern. 

Berichte  aus  Niederösterreich  bezeichnen  diesen  V'organg  als  unverantwort- 
lich und  ein  Bezirksgericht  schildert,  wie  die  Insassen  eines  Armenhauses,  obwohl 
dort  keine  Kinder  untergebracht  sind,  auf  die  ganze  in  der  Umgebung  wohnende 
Jugend  einen  höchst  verderblichen  und  die  Verwahrlosung  fördernden  Einfluß 
ausüben.  Wer  beilenkt,  wie  heute  in  allen  Ländern  dahin  gewirkt  wird,  daß 
hei  Unterbringung  von  verlassenen,  verwahrlosten  und  straffälligen  Jugendlichen 
so  viel  als  möglich  eine  cutsprechende  Sonderung  einli'ete,  daß  man  klassifiziert, 
um  zu  vermeiden,  daß  solche  Anstalten  den  Ansteckungsstoff  noch  weiter  ver- 
breiten, daß  alle  möglichen  Vorkehrungen  getroffen  weiden,  jene  Kinder  und 
Jugendlichen,  die  bloß  gefährdet  sind,  bei  denen  die  verbrecherischen  Anlagen 
noch  nicht  zu  strafbaren  Handlungen  geführt  haben,  von  Jenen  zu  trennen,  die 
bereits  einen  ausgesprochenen  Hang  zum  Bösen  bekunden  und  die  bereits  auf  der 
verbrecherischen  Laufbahn  betreten  wurden  — der  wird  in  den  Berichten  zu 
seinem  schmerzlichen  Erstaunen  finden,  daß  dieses  Ziel,  welches  anderwärt.s 
überall  angestrebt  und  vielfach  erreicht  ist,  bei  uns  aus  Mangel  .an  Mitteln  und  aus 
Mangel  an  der  nötigen  Energie  gegen  die  Gleichgültigkeit,  in  diesen  Dingen  an- 
zukämpfen, noch  als  ein  fernes  bezeichnet  werden  muß.  Aus  der  Tabelle,  welche 
die  Direktion  des  Landeserziehungshauses  für  Knaben  in  Brünn  mitteill.  ist  ersicht- 
lich, daß  sich  in  dieser  Anstalt  unter  der  Gesamtzahl  von  31G  Jugendlichen 
HC  befinden,  denen  Diebstahl,  13,  denen  Einbruchsdiebstahl,  12,  denen  Brand- 
legung zur  Last  fällt,  wälirend  mit  diesen  unter  andern  75  zusammen  erzogen 
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wonlon  sollen,  weloh«?  bloß  wpp.'n  Vagalxiininge  und  Beitels  unter  dem  gleiclien 
Dache  wohnen,  ja  daß  bei  2(i  nur  die  drohende  Verwaln  losung  die  Ursache  ihrer 
Anhaltung  bildet. 

Besonders  beherzigenswert  i.sl  die  Kritik,  die  GerichtssekretSr  Milcinski  an 
den  mit  Zwangsarbeitsanstalten  verbundenen  Kotrigendenableilungen  übt.  Er 
erklärt,  daß  sie  in  ihrer  gegenwärtig  üblich(>n  Einrichtung  überhaupt  wenig  geeignet 
sind,  eine  Besserung  der  in  ihnen  angehaltenen  Korrigenden  zu  erzielen.  Er  gibt 
eine  kurze,  aber  anschauliche  Schildening  derKorrigendenabteilung  der  krainisehen 
Zwangsarbeilsanslall.  Von  den  in  den  Jahren  1808  bis  1002  entla-ssencn,  im 
Eaibacher  Gericht.shofsprengel  heim.atsberechliglcn  23  Korrigenden  sind  nur  vier 
nicht  wieder  rückfällig  geworden,  bezüglich  welcher  aber  auch  nicht  fcsisleht,  was 
aus  ihnen  geworden  ist;  die  übrigen  19  haben  seil  ihrer  Entlassung  18  Verbrechen 
und  63  Oberlretungon  begangen!  Mitte  März  100«)  befanden  sich  in  dieser  Anstalt 
ini  ganzen  35  hinter  vergitterten  Türen  und  Kenstern  verwahrle,  in  trostloser 
Slräflingskleidung  steckende  Knaben  und  Jugendliche,  von  denen  der  Jüngste 
1 1 Jahre  alt  war,  von  denen  ferner  0 noch  nicht  14  Jahre,  27  noch  nicht  18  Jahre 
alt  waren,  Deutsche,  Slowenen,  Italiener  gemischt.  Der  Berichlcrslatler  hebt  mit 
vollem  Rechte  hervor,  daß  eine  einheitliche  Erziehung  dieses  bunten,  nach  Alter, 
Sprache,  Temperament  und  Vorleben  so  grundverschiedenen  Materials  von  vomc- 
herein  ausgeschlossen  ist  und  daß  es  unter  solchen  Umstünden  reinster  Hohn  sei. 
wenn  der  Pupillarrichter  einen  armen  Jungen  in  die  Korrigendenabteilung  stecke 
und  diese  Maßregel  als  Jugendsclmlz  erkläre! 

Ähnliche  Zustände  wie  die  hier  geschilderten  haben  in  früheren  Zeiten 
mehr  oder  weniger  überall  geherrscht.  Sie  haben  .aber  in  England  schon  vor  mehr 
als  80  Jahren  den  Anstoß  zu  einem  vollständigem  Umschwung  in  der  Einrichtung 
und  Führung  jener  Anstalten  gegeben,  welche  für  die  verwahrloste  und  slralfäl- 
lige  Jugend  bestimmt  sind.  Diese  Heformbewegung  hat  — wie  ja  sehr  gut  bekannt 
ist  — ungefähr  seit  der  Mille  des  vorigen  Jahrhunderts  auch  in  Frankreich, 
Deutschland,  Belgien,  Holland,  der  Schweiz,  in  den  nordischen  Staaten  so  gut  wie 
in  Italien  und  in  der  letzten  Zeit  auch  in  Ungarn  große  Fortschritte  gemacht  und 
bedeutende  Erfolge  erzielt.  Solche  Schilderungen  der  bei  uns  immer  noch  beste- 
henden Zustände  müssen  daher  niedriger  gehängt  werden,  damit  der  vorhandene 
gute  Wille  der  Regierung  durch  die  öffentliche  Meinung  zu  einschneidenden  Maß- 
nahmen gedrängt  werde.  In  dieser  Hinsicht  sagt  der  Richter  aus  dem  Küstenlande, 
daß,  sollen  die  Maßregeln  von  einigermaßen  erfolgreicher  und  dauernder  Wirkung 
sein,  die  Schaffung  von  Besscrungs-  und  Erziehiingsanshdten,  die  in  allem  und 
jedem  den  modernen  Anforderungen  und  dem  hohen  Zweck,  dem  sie  dienen  sollen, 
entsprechend  eingerichtet  und  verwaltet  sein  müssen,  eine  erste  Notwendigkeit 
sei.  Mit  dem  System  der  Arbeitshäuser,  die  zugleich  Besserungszwecken  dienen 
sollen,  müsse  unbedingt  gebrochen  werden,  denn  sie  sind  nichts  anderes  als  Slraf- 
gefüngnissc.  Goldene  Worte  sind  es  aber,  die  derselbe  Berichterstatter  über  das 
Personal  solcher  Anstalten  aussprichl.  Er  verlangt  ein  hoch-  und  vielseitig  gebil- 
detes Beamten  personal  mit  einem  für  den  Zweck  eigens  und  sorgfältig  erzogenen 
Aufsichlspersonal,  welches  auch  entsprechend  gezahlt  werden  müsse.  „Tüchtige, 
ausgewählte  Kräfte  mit  Liebe  zur  Sache,  Arbeitsfreuile  und  Opferwdlligkeit  werden. 
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wenn  auch  in  geringercrAnzahl,  melirwirkeii  als  eine  Menge  verdrossener  Beamte.“ 
Dieselbe  Stimme  verlangt  im  Strafverfahren  gegen  Jugendliche  bis  zum  20.  Lebens- 
jahre den  Ausschluß  der  Ölfcnllicbkeif,  die  bedingte  Verurteilung  und  die  bedingte 
Entlassung,  jedoch  mit  langer  Bewaliningszcit. 

Wir  sind  am  Schlüsse  unserer  zusammenfa.ssen<leii  Bemerkungen.  Es  war  — 
wir  wiederholen  dies  ausdrilcklich  - nicht  unsw-e  Absicht,  den  Inhalt  der  Berichte 
erschöpfend  wiederzugeben,  aber  vielleicht  werden  jene,  welche  diese  Einleitung 
gelesen  haben,  geneigt  sein,  in  den  Berichten  selbst  jenen  Fragen  nai'hzugehen,  die 
wir  nur  skizziert  haben. 

Diese  flüchtige  Übersicht  genügt  aber  doch,  um  zu  beweisen,  wie  mannig- 
faltig die  Verhältnisse  sind,  wie  verschieden  gefärbt  die  Zustände  erscheinen,  wenn 
man  den  vergleichen<len  Blick  auf  die  einzelnen  Länder  und  Gegenden  Österreichs 
richtet.  Es  ist  gar  kein  Zweifel,  daß  Volkscharakler,  Nationalität,  wirtschaftliche 
und  kulturelle  Entwicklung  die  Frage  des  Kinderschulzes  und  der  Jugendfürsorge 
sehr  verschieden  beeinflussen.  Das  verschiedene  Durchschnittsniveau  der  Sittlich- 
keit. Wirtscliatl  und  Kultur  macht  sich  bei  Beurteilung  dessen,  was  man  Verwahr- 
losung der  Jugend  nennt,  geltend  und  stempelt  diesen  Begriff  zu  einem  relativen. 
Aber  trotz  dieser  Relativität,  trotz  der  verschiedenen  Wirksamkeit  und  Intensität 
d(‘r  Verwaltung,  trotz  der  ganz  verschiedenen  Hemmungen  oder  Förflerungen,  die 
ein  und  dieselbe  Maßregel  in  den  verschiedenen  Teilen  Österreichs  linden  würde, 
trotz  des  verschiedenen  Umfanges  und  Wertes  der  freiwilligen  gesellschaftlichen 
Impulse  und  Bestrebungen  — beweist  diese  Enquete  doch  ganz  unzweifelhaft,  daß 
die  Verwahrlosung  der  Jugend  im  großen  Ganzen  Ober.all  die  gleichen  Ursachen 
luit,  mögen  sie  greifbarer  sein  oder  entfernter  liegen,  mögen  sie  einfacher  oder 
komplizierterer  Natur  sein. 

Sie  beweist  ferner,  daß  die  konkreten  Gegenwirkungen  gegen  die  drohende 
und  um  sich  greifende  Verwahrlosung  nirgends  ausreichend  vorhanden  sind,  daß 
sie  teils  ganz  fehlen,  teils  nicht  gehörig  organisiert  sind,  teils  des  gehörigen  Nach- 
druckes von  Recht  und  Verwaltung  enlbelwen.  Aber  die  Enquete  beweist  auch, 
daß  wir  uns  über  feste  mid  klare  Grundzüge  der  Bekämpfung  der  Verwahrlosung 
mit  allen  ihren  Foigeübeln  einigen  müssen,  die  überall  durchzuwirken  haben,  um 
gleiches  Recht  für  den  vernachlässigten  Teil  unserer  Jugend  zu  schaffen.  Aber 
ebenso  klar  ist  es,  daß  die  Mittel  und  Wege,  um  diese  auf  unsem  gemeinsamen 
sittlichen  Gefühlen  beruhenden  Grundsätze  durchzuführen,  in  den  verschiedenen 
Teilen  Österreichs  verschiedene  Gestalt  werden  annehmen  können,  ja  müssen, 
wenn  man  den  auf  den  spezitischen  Zuständen  beruhenden,  voneinander 
abweichenden  Formen  der  Verwahrlosung  wird  wirksam  begegnen  wollen. 

An  der  Lösung  dieser  Aufgabe  haben  alle  Nationalitäten  Österreichs  das 
gleiche  Interesse,  denn  dieses  quillt  überall  aus  dem  Volkswillon  unmittelbar  hervor, 
ist  eine  natürliche  Forderung  aller.  Es  leuchtet  aus  den  Berichten,  welche  die 
unmittelbaren  Quellen  zitieren,  aus  denen  sie  geschöpft  haben,  deutlich  hervor, 
daß  von  unten,  von  ehrlichen,  von  dem  unmittelbaren  Eindruck  der  Übel.stände 
erfüllten  Menschen,  die  einfach  ohne  komplizierte  Abstraktion  urteilen,  aber  mit 
offenen  Augen  betrachten,  was  um  sie  herum  vorgeht,  was  besser  gemacht  werden 
und  was  vermieden  werden  könnte,  ein  mächtiger  Anstoß  zu  der  Reform  kommt. 
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ln  den  rulgenden  BläUeni  ist  verzeichnet,  wie  man  auf  tausoml  Wegen  die  Ent- 
wicklung, Erzieliung  und  wirtschafHicIie  Ausbildung  unserer  Jugend  sucht  und 
— wie  ein  deutscher  Geschiehtsschreiber  der  Gegenwart  sagt  — Versuche  macht, 
.eine  höhere  und  vor  allem  wahrhaftigere  Sittlichkeit  zu  erringen*. 

Die  Notwendigkeit  einer  raschen  und  entschiedenen  Reform  auf  unserem 
Gebiete  ist  heule  Gegenstand  der  Gedanken  und  Empfindungen  weiter  Volkskreise 
geworden.  Dieses  seelische  Moment  darf  in  einer  Zeit  nicht  vernachlässigt  werden, 
in  der  mmi  mit  den  allgemeinen  Gcffdilen  großer  Volkskreise  viel  melir  zu  rechnen 
hat  als  fröher  und  in  welcher  seelische  Dispositionen  nur  zu  leicht  um  sich 
greifenden  Unmut  und  Unzufriedenheit  auslösen.  Dr.  Winkler  weist  in  seinem 
Berichte  mit  vollstem  Rechte  darauf  hin,  daß  die  Erinnerung  an  die  an  Freude  und 
GlQck  so  arme,  an  Entbehrung  und  harter  Behandlung  so  überreiche  Jugendzeit 
jener  verwahrlosten  Klassen  im  reiferen  Aller  Neitl,  Erbilterung  und  Haß  gegen  die 
bestehende  Ordnung  erzeugen  und  die  sozialen  Gegensätze  noch  mehr  verschärfen. 
Wenn  er  deswegen  das  Einschreiten  der  öffentlichen  Gewalt  zu  Gunsten  der  durch 
unglückliche  Umstände  getroffenen  Jugend  auch  von  diesem  Standpunkte  aus 
verlangt,  so  zieht  er  damit  eigentlich  die  Summe  slaal.spolitischer  Erwägungen, 
welche  für  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge  sprechen. 

Die  ölfenUicheu  Gewalten  haben  bei  uns  nur  die  Wahl,  die  Hoffnungen, 
welche  jetzt  in  Österreich  auf  unserem  Gebiete  gehegt  werden,  zu  erfüllen  oder 
aber  die  Gleichgültigkeit,  Zweifelsucht  und  den  Pessimismus  zu  nähren,  der  sich 
bei  uns  mehr  als  ii'gendwo  sonst  einem  frischen  Eingreifen  cntgegenstellL  Diese 
Wahl  wird  nicht  schwer  fallen,  aber  wir  können  aus  all  dem  Gesagten  nicht 
emphatisch  genug  folgern,  daß  wir  keine  Zeit  mehr  zu  verlieren  haben.  Wir  können 
mit  Kinderschulz  und  Jugendfürsorge  nicht  länger  warten;  wir  dürfen  uns  nicht 
auf  eine  vielleicht  später  kommende  Ara  allgemeiner  Reformen  auf  den  Gebieten 
des  Zivil-  und  .Strafrechtes,  der  Armengesetzgebung  und  ]>olitischen  Verwaltung 
vertrösten  la.sscn.  Jam  proximus  ardet  Uealegon.  Wir  müs.sen  selbstämlig  und 
rasch  vergehen. 

Die  allgemeinen  Ziele  unserer  Gesetz.gcbung  und  Verwallimg  werden  dadurch 
nur  gewinnen  und  lebhaft  gefördert  werden.  Blicken  wir  doch  noch  einm.al  zurück 
auf  die  Fülle  von  Anregungen,  die  hier  neue  Gebiete  der  Verrv-iltung  erschließen, 
alte  verbessern  und  ergänzen  wollen.  Gelingt  es,  sie  zu  verwirklichen,  so  wird  der 
Zuwachs  an  neuem  idealen  Inhalte,  den  unsere  Verwaltung  dadurch  erhält,  ein 
bedeut-samer  sein  und  die  Vorteile  davon  werden  allen  Völkern  Österreichs  in 
gleichem  Maße  zufallen. 
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Welches  sind  die  Ursachen  und  Erscheinungs- 
formen der  Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugend- 
lichen? 

Von 

Dr.  Gustav  Schuster  v.  Bonnott, 

(•<‘richt«»4>ltr<*Ur  <le»  Wirner  Ob^risodeKferichl^'it. 


§ I.  Einleitung.  Beschaffung  des  Materials,  kritische  Beur- 
teilung desselben. 

Als  es  sich  darum  handelte,  für  da.s  vorliegende  Gutachlon  das  nötige 
Material  durch  eine  Enquete  zu  be.<chafTen,  schien  es  nicht  zweckinflßig,  die  Frage 
nach  den  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  V'erwahrlosung  in  allgemeiner 
Stilisierung  an  die  mit  dem  Gegenstände  praktisch  hefaßlen  Kreise  zu  richten.  Das 
Ergebnis  eines  solchen  Vorganges  wären  Antworten  gewesen,  wel  che  ziemlich 
übereinstimmend  die  landlänfigeii  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Verwahr- 
losung aufgezählt  hätten,  also  bei  einem  großen  Aufwand  von  Arbeit  seitens  der 
Enquctcteilnehnier  ein  höchst  unübersichtliches  Material.  Ich  habe  vielmehr  zum 
Zwecke  dieser  Umfrage  den  in  der  Anlage  1 beigeschlossenen  Fragebogen  entwor- 
fen, welcher  bereits  die  häutigsten  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Ver- 
wahrlosung Jugi'iidlicher  enthält  und  hauptsächlich  darauf  Gewicht  legt,  einen 
klaren  Einblick  in  die  statistischen  Ziffern  und  insbesondere  in  das  Verhältnis  zu 
gewinnen,  in  welchem  die  verschiedenen,  diese  soziale  Erscheinung  erzeugenden 
Kräfte  zu  einander  und  zu  den  sonstigen  sozialen  Phänomenen  stehen,  welches 
Verhältnis  bei  den  verschiedenen  Erscheinungsformen  ihrer  Häufigkeit  und  Inten- 
sität nach  zu  konstatieren  ist,  welche  besondere  Ursachen  und  Erscheinungs- 
formen endlich  etwa  für  gewisse  Gebiete  charakteristisch  sind. 

Dieser  Fragebogen  wurde  zunächst  an  das  Landesgericht  in  Strafsachen  in 
Wien  sowie  an  alle  Bezirksgerichte  in  Niederösterreich,  und  zw.ar  mit  dem  Er- 
suchen versendet,  behufs  Ausfüllung  desselben  auch  mit  den  politischen  Sichcr- 
heitsbehörden,  den  Gewerbebcliörden,  der  Gendarmerie,  den  Gemeindeverwal- 
tungen, den  Armenorganen,  den  Bezirks-  und  Ortsschulbehörden,  den  Pfarren, 
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Ärztim  und  dpn  im  Anschliissp  an  die  fJericlite  geschalTenen  Pnegscliaflsfür-orgp- 
orgatiisalionen  ins  Einvernehmen  zu  treten. 

Außerdem  wurde  eine  Reihe  von  Aiiätallcn  und  Vereinigungen  um  die 
Austfdlung  des  Fragebogens  ersuelit.*) 

Die  naehträglich  eingelangten  Kcriehle  der  Landeslresserungsanslall  Eggen- 
l)urg,  des  Bezirksgerichtes  Ottakring  und  des  katlinliselien  Landeslehrervereines 
wurden  soweit  als  möglich  noch  verwertet. 

Allerdings  zeigt  das  eingelangle  Materi.al  maneherlei  Ungleiohmäßigkeilen, 
welche  in  erster  Linie  die  Arbeitsfibcrbürdung  der  befragten  Behörden  und  die 
Kürze  der  zur  Beantwortung  der  Fragen  festgesetzten  Zeit  zur  Ursache  haben, 
insbesondere  aber  auch  den  Umstand,  daß  in  vielen  fiericht.ssprengeln  <lie  von 
d(>n  fjerichtsvorständen  begrüßten  übrigen  Behörden  und  Organe,  wie  sie  im 
Unndschreiben  aufgezähll  waren,  nur  zum  Teile  Außenmgen  an  die  Gerichte  i'in- 
sendeten.  Hiedurch  wurde  bewirkt,  daß  in  vielen  Fragebogen  die  Gruppiening 
nach  dem  Frageschema  nicht  für  alle  angegebenen  Fidle  durchgeführt  werden 
konnte  und  daß  vielfach  die  Gerichte  auf  ihre  eigenen,  oft  dürftigen  Erfahrungen 
angewiesen  waren. 

Des  weiteren  begegnete  der  Begriff  der  Verwahrlosung  und  hochgradigen 
Gefährdung  einer  recht  verschiedenen  Auffassung:  es  gibt  Berichte,  welche  nur 
die  grassesten  Fälle  in  den  Bereich  der  Fragebeanlwortung  zogen. 

Verschieden  war  auch  der  Zeitraum  der  Beobachtungen,  welcher  den  Frage- 
beantworlnngen  zu  Grunde  gelegt  wuiale  und  der  meist  zwi.schen  einem  Jahre  und 
zehn  Jahren  schwankt.  Hiebei  ist  übrigens  zu  beachten,  daß  die  inteasivere 
Betonung  des  Kinderschutzes  in  unserer  Verwaltung  erst  seit  den  letzten  Jahren 
datiert  und  d.aß  insbesondere  auch  die  erwähnten  Pftegschaftsfürsorge-Oi'ganisa- 

*)  NiedcrösUirreicliische  Landes-FiiidclausUill,  Niederöalt'iroicldsciio  Laudes-Besseruags- 
anstatt  Eggonburg.  NiedcrösU’rrcieldsclio  lauides-ZwangBarbtdU-  iinil  Bi'sserungsanstalt  Kenieu* 
t>urg,  Erziehungsanstalt  „Cliorilas“  in  Lonsdurt  (bei  Melk),  Osterreicinsebe  Oesetlsciiart  für 
Kinilerforselrnng  in  Wien  (zu  Händen  des  SeliriafOlirers  Direktor  Dr.  Heller),  XIX.,  I.angacker. 
gasse  lä  (Heilanstalt),  Kinderschutz,  und  Itettungsgesellsctian,  Wien,  I.,  Hinmieipfortgasse  9, 
Verein  «KindersebutzstaUonen*,  I.,  Wipplingerstraöe  8,  Wiener  Scliutzverein  zur  Kettung  ver- 
walirioster  Kinder,  V.,  Wildeinannga.sse  7,  Verein  Franz  Josephs-Jugendasyl  zur  Kettung  verwalir- 
bistcr  Kinder,  I.,  Neues  Katliaus,  Verem  Werk  des  lieiligen  Franziskus  regis,  I-,  Annagasse  9, 
Verein  Kinderscliutz,  I.,  Kotentunnstraße  ü,  K.ittioliseIier  Waisenhilfsverein,  I.,  Wollzeile  20, 
,Knabenlieiiii*,  XX.,  Daininstraße  31,  Verein  «Treue*,  I.,  Scliidtenring  4,  Pestalozziverein  zur 
Fftrdening  des  Kinderscliuties  und  iler  Jugendfürsorge,  VIII.,  bandesgi-rielitsstraBo  15.  ..Säuglings- 
schütz*,  IX-,  Ziminerniaunsplatz  8,  Verein  .Hunianitas*,  I.,  Domtbeergasse  2,  Erster  Wiener 
Human,  Verein  .Kinderfreunde*,  I.,  Kärulnerring  9,  Verem  zur  Versorgung  liiifsbedürftiger  Waisen 
der  israeliUschcn  Kultusgemeindc  in  W'ien,  1.,  Eeitenstettengassc  -i.  Evangelischer  W^aisenversor- 
gungsverein,  V.,  Wienstraße  5t,  Verein  .SetUement*,  XVI.,  Friedrich  Kaiserstraße  5t,  Maria 
Joscflnuin,  XVI.,  Hyrtlgasse  28,  Zentralverein  zur  Verkösligung  armer  Schulkinder,  I.,  Neues  Kat- 
liaus,  Zentralkrippenveretn,  1..  SoilersUUte  lU,  Zentraiveo-in  für  die  Kinderwartanstailcn,  1., 
Sleplianspiatz  6,  Iteichsverband  der  kaUiolieelien  Woldlätigkcitsrereme,  1.,  Bückerstraße  14, 
Verein  .Heimat*,  III.,  Hintere  Zoilamtsstraße  9,  Zentralverein  zur  Bekleidung  armer  Schul- 
kinder, XVtll.,  Antonigasse  15,  Liga  zur  Bekämpfung  des  Mädctienliandels  (Generalsekrctariat  VI,, 
Küstlergasse  5),  Verein  für  Zwangserziehung  und  Fürsorge  in  Komeubiirg  {zu  Hauden  des  Direktors 
der  Landes-Za'angsarbeiLs-  und  Besserungsanstalt). 
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tionoii  (Wai'cnri'ilo,  Waisenkomitpps  u.  (igl.)  in  manclien  Geiiehlssprongeln  <!i"Sl 
in  (Kt  allerlelzlen  Zeit  gcgrilndet  wurden. 

HauptsAdilich  aber  sind  die  beobachlelen  Scliwierigkeiten  der  Expertise  auf 
xwei  Ursadien  zuröckzuführon,  weldie  pro  futiiro  be.sonders  lehrreidi  .sind. 

Es  zeigte  sich  nämlich  fast  in  allen  Sprengcln  der  Mangel  jeder  Evidenz- 
führiing  fiber  diese  wichtige  soziale  Erscheinung,  so  daß  manche  BeliOnieii 
gezwungen  waren,  geradezu  nach  der  persönlichen  Erinnerung  ihrer  Funktionäre 
hei  der  Fnigebeantwortung  vorzugehen,  zumal  eine  Durchsicht  sämtlicher  in 
Betracht  kommender  Akten  einen  idierm.'ißigen  Aufwand  von  Arbeit  erfordert 
hätle.  Ans  diesem  Grunde  bezeichnen  e.s  viele  Gutachten  mit  Recht  als  notwendig, 
künftighin  genaue  Aufzeichnungen  über  die  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der 
Verwahrlosung  bei  den  einzelnen  Behörden  zu  führen,  um  einen  sicheren  Einbli<’k 
in  diese  Materie  zu  gewinnen.  Unter  diesen  z\ußenmg(>n  befindet  sich  auch  Jene 
der  Abteilung  XII  des  Wiener  Magistrates,  welche  dafurhrdl,  daß  die  Feststellung 
der  Gnmdlagen  für  solche  statistischen  Erhebungen  aller  beteiligten  Behörden  ein 
passendes  Thema  für  den  bevorstehenden  Kindirschntz.kongi-eß  liefern  würde. 
Erwähnt  sei  hiezu,  daß  auch  die  mit  Justizministerialerlaß  vom  13.  Dezember  1004 
(Nr.  10  Verordnungsblatt)  vom  Jahre  1005  angefangen  eingeführten  Zählkarten 
nur  die  kriminelle  Seite  der  Verwahrlosung  klarlegen  werden,  und  auch  die  von 
Dr.  Winkler')  erwälniten,  mit  eimm  Erlasse  de.s  Ministeriums  des  Innern  vom 
2.  August  1890  angeordnelen  regelmäßigen  Berichte  der  Landesbessenmgs- 
ansl  alten  keine  erschöpfende  Darstellung  des  Themas  gewähren  können.  Das 
Bezirksgericht  Rudolfsheim  hat  erklärt,  eine  solche  allseitige  Evidenz  von  nun  an 
zu  führen. 

ln  zweiter  Linie  ist  aber  die  beobachtete  Hilflosigkeit  bei  der  Beschaffung 
des  Materials  auf  den  Mangel  Jedes  Zusammeidiangc.s  zwischen  den  auf  dem 
Gebiete  des  Kinderschutzes  tätigen  Behörden  und  Organen  znrückzuführen.  Es 
fehlt  uns  eben  leider  — hauptsächlich  in  der  Groß.sladt  Wien  — noch  ganz,  an 
einem  lückenlosen  und  großzügigen  System  von  Einrichtungen  auf  diesem  Gebiete 
sozialer  Wohlfahrt. 

Trotz  aller  dieser  Mängel  des  cingeholtcn  Materiiils  war  es  dennoch  möglich, 
durch  gegenseitige  Vergleichung  und  Abschätzung  der  verschiedenartigen  Angaben 
und  an  der  Hand  der  amtlichen  Statistik  sowie  der  im  Texte  zitierten  Lileratur  ein 
ziemlich  verläßliches  Bild  zu  gewinnen,  insbesondere  über  die  Gesamtzahl  der 
Vcrwalirlosungsfällc,  über  das  Verhällnis  der  Ehelichkeit  und  Unehelichkeit  der 
von  Verwalirlosung  bedrohten  oder  ergriffenen  Kinder,  ferner  über  die  Häufigkeit 
der  sozialen  Ursachen,  endlich  auch  über  das  Verhältnis  der  nicht  kriminellen  zu 
den  kriminellen  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung. 

§ 2.  Zahl  der  beobachteten  Fälle  von  Verwahrlosung. 

Zunächst  soll  ein  Cbcrblick  über  die  äußeren  Zahlen  Jener  Fälle  gegeben 
werden,  in  welchen  von  bereits  eingetretener  Verwalirlosung  oder  hochgradiger 

>)  ,Zivangsarlieits-  und  Besscningsanskilleii  in  Österreich*,  Stalislische  Monalsschrid,  neue 
Folge,  IV.  Jahrgang. 
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sittlicher  Gcfährdunj?  gesproclicn  werden  muß.  Schon  hier  ergaben  sich  bei  der 
Bearbeitung  des  gewonnenen  Materials  große  Schwierigkeiten,  da  die  Berichte  in 
Bezug  auf  die  Anzahl  der  überhaupt  beobachteten  Frdle  meist  ziemlich  unveiiäß- 
licti  waren  und  diese  Zahl  wegen  mangelhafter  Evidenz  viel  zu  gering  veran- 
schlagten. Dies  zeigt  sich  in  manchen  Berichten  schon  äußerlich  darin,  daß  die 
ZilTern  über  die  kriminelle  Form  der  Verwahrlosung,  über  hungernde  oder  ver- 
watirloste  Schulkinder  oder  ülrer  minderjährige  Prostituierte  allein  die  an  der 
Si>itze  des  Fragebogens  angcführie  Gesamtzahl  bedeutend  übersteigen.  Doch  haben 
sich  sow(dd  in  Wien  als  auch  in  den  übrigen  Gebieten  des  Kronlandes  Berichte 
gefunden,  welche  bei  besonders  gründlicher  Bearbeitung  als  symptomatisch  für 
die  übrigen  Bezirke  mit  gleicher  Struktur  der  Bevölkerung  gelten  können. 

Was  zunächst  das  Gebiet  von  Wien  betrifft,  so  gibt  der  Bericht  desGerichts- 
vorstandes  in  Rudolfsheim,  Landesgerichtsrates  Dr.  Aufednifiek,  in  V'ergleichung 
mit  dem  nachträglich  eingelangten  Berichte  des  Bezirksgerichtes  Ottakring  die 
Möglichkeit  einer  genauen  Berechnung  für  die  ganze  Stadt  Wien.  Der  erstcre 
Bericht  weist  auf  Grund  statistischer  Daten  und  verläßlicher  Berechnungen,  deren 
Modus  detailliert  auseinaudergeselzt  wurde,  eine  Mindestzahl  von  42f>  Fällen  aus, 
von  denen  151  auf  schulpflichtige  Kinder  entfallen.  Hiebei  wird  ausgeführt,  daß 
diese  Zahl  bei  strengster  Vorsicht  in  der  Berechnung  gewonnen  wurde  und  daß 
Personen,  welche  die  Verhältnisse  des  Bezirkes  aus  ihrer  langjährigen  Wirk- 
samkeit als  Lehrer,  Armenräte  oder  Ortsschulräte  sehr  genau  kennen,  versichert 
h.aben,  es  sei  die  Zahl  der  Verwahrlosungsfälle  in  diesem  Bezirke  eigentlich  mit 
000  nicht  zu  hoch  gegriffen. 

Vergleicht  man  nun  mit  dieser  Ziffer  die  Bevölkerungszahl  des  genannten 
Bezirkes  — derzeit  95.000  — und  die  Z.ild  der  hievon  entfallenden  Minder- 
jährigen, welche  ich  auf  Grund  der  später  zitierten  slatistischcn  Behelfe  mit 
43.000  berechnet  habe,  so  findet  man,  daß  die  Verwahrlosungs-  und  hochgradigen 
Gefährdungsfülle  mit  1 Prozent  sämtlicher  Minderjährigen  veranschlagt  werden 
können.  Ich  habe  nun  nachfolgende  Tabelle  über  sämtliche  Wiener  Bezirke  auf 
Grund  der  statistischen  Jahrbücher  der  Stadt  Wien')  und  auf  Grund  der  öster- 
i-eiciiischen  Statistik  *)  angelegt  und  hiehei  bereits  auf  die  Einbeziehung  des 
Bezirkes  Floridsdorf  und  die  Gebietsänderung  des  Bezirkes  Hietzing  Bedacht 
genommen.  Die  Ziffeni  stammen  zwar  teilweise  — mangels  anderer  Behelfe  — 
von  der  Volkszählung  des  Jahres  1900,  dürften  jedoch  bei  den  unwesentlichen 
Schwankungen  der  Bevölkerung  seit  dieser  Zeit  auch  für  die  Gegenwart  noch 
Gültigkeit  haben.  Für  den  Bezirk  Hudolfshcim  wurde  wegen  seiner  besonderen 
Wichtigkeit  bei  der  Berechnung  die  derzeitige,  einigermaßen  veränderte 
Bevölkerungsziffer  eingesetzt.  Diese  Tabelle  zeigt  außer  der  Zahl  der  tninder- 
jälungen  auch  jene  der  schulpflichtigen  Kinder,  ferner  zur  Beurteilung  der 
Bevölkerungsstruktur  in  den  einzelnen  Bezirken  den  Beruf  der  Ellern  und  Pflege- 
parteien  der  schulpflichtigen  Kinder,  endlich  zur  Vergleichung  auch  die  dem 

9 Pro  UN)1  Seite  3j,  <10  uiiiJ  48  iin  Zuaammeiih»lle  mit  den  Angaben  pro  ltH)3  Seite  -453. 
4ÖC  und  4t)7. 

*)  Bond  LXXIV,  3.  UeÖ,  Seite  3. 
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')  IH«««  ZitTora  wur<[<'n  tur»lge  Erhebung  n«ch  deot  SUn<l«  lu  Ende  lOllj  «iDgenolzt,  beiteliuiigowni«« 
bericliUgl. 

Datou  bU  lum  rollandeten  IS.  Lebcnxjalire  ruod  ijOO.OOO. 

*)  Tlie  woibiidien  Ohrr»i<-gon  die  mAnnlicbeo  nm  sirka  |00l>;  bet  den  Hinderjahrigeo  Oberhaupt  halleo 
nich  aber  heida  Gaachhchler  baiUufig  <Uk  GleichgeMicht. 

Rnod  a'ao  tO.500:  daron  bis  ram  voilendoten  IK.  LebrD.«jabra  tirka  ITiCß. 
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statisliüchen  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  entnommenen  ZilTei  n üt)er  jene  Fälle,  in 
welchen  in  der  Schule  eine  mangelhafte  Erziehung  vun  Kindern  als  Ursache  der 
Wiederholung  eines  Schuljahres  konstatiert  wurde. 

ln  dieser  Tabelle  win  de  nun  bei  jedem  Bezirke  die  Anzahl  der  Verwahrlosten 
eingesetzt,  welche  sich  nach  obigem  dem  Berichte  des  Bezirksgerichtes  Rudolfs- 
heiin  entnommenen  Berechnungsmodus  (1  Prozent  der  Minderjährigen)  ergibt, 
beim  Bezirke  Ottakring  aber  die  vom  Bezirksgerichte  Ottakring  angegebene,  dieses 
Prozontverhfdtnis  weit  übersteigende  Ziffer.  Ein  Beweis  für  die  Zuverlässigkeit 
der  Berechnung  ist  darin  zu  erblicken,  daß  einige  andere  Bezirk-sgerichte  Zahlen 
anfohren,  welche  der  angegebenen  Berechnungsart  des  einen  Prozentes  als 
Minimum  entsprechen  oder  nahekommen;  so  die  Gerichtsbezirke  Leopoldstadt 
(für  die  Bezirke  11  und  XX),  Wieden,  Favoriten,  Simmering  und  Floridsdorf.  Das 
Bezirksgericht  Wieden  geht  mit  der  Zald  von  578  sogar  weit  über  den  Prozentsatz 
(2  W)  hinaus;  nichlsdcstowcnigor  wurde  bei  diesem  Bezirke  vorsichtsweisc  nur  die 
kleinere  Ziffer  des  1 Prozent  eingesetzt 

Bei  dieser  Berechnung  ergibt  sich  sonach  für  das  ganze  Gebiet  von  Wien 
eine  Anzahl  von  10.220  verwalirlostcn  und  hochgradig  gefährdeten  Minderjährigen, 
wovon  nach  dem  allgmneinen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  nind  7500  auf 
Jugendliche  bis  zum  voUendelen  18.  Lebensjahre  enlfidlen  dürften.  Diese  Gesamt- 
ziffer der  Minderjährigen,  welche  mit  Beruhigung  auf  10.500  angerundet  werden 
kann,  stellt  jedoch  das  Minimum  der  derzeit  vorhandenen  Fälle  eingetretener 
Venvahrlosung  oder  hochgradigster  sittlicher  Gefährdung  dar.  Jener  Abfall,  welcher 
sich  etwa  in  den  Bezirken  mit  besser  situierter  Bevölkenmg  (Innere  Stadt  Maria- 
hilf, Neubau,  Josefstadt  und  Alsergrund)  von  der  einprozentigen  Quote  ergibt, 
dörrte  reichlich  durch  jene  Bezirke  aufgcwogeii  werden,  in  welchen  die  Gewerbe- 
und  Fabriksarheiter  und  T.iglöhner  das  Gros  der  Bevölkerung  ausmachen  (außer 
dem  bereits  berücksichtigten  Bezirke  Ottakring  die  Bezirke  Favoriten,  Simmering, 
Meidling,  Hudolfsheim,  Hernals  und  FloridsilorO.  Wie  gering  der  erwähnte  Abfall 
zu  veranschlagen  sein  dürfte,  zeigt  der  bereits  erwähnte  Bericht  des  Bezirks- 
gerichtes Wieden,  also  auch  eines  Bezirkes  mit  scheinbar  wohlhabender  Bevölke- 
rung, und  weiter  der  Umstand,  daß  die  Ziffern,  betreffend  die  durch  mangelhafte 
Erziehung  verursachte  Wiedeiholung  einer  Schulklasse,  so  ziemlich  in  allen 
Bezirken  — einschließlich  iler  Inneren  Stadt  — ebenfalls  mit  I Prozent  sämt- 
licher schulpllichtigen  Kinder  gegeben  sind.  Das  letztere  Moment  bezieht  sich  zwar 
nur  auf  die  V'envahrlosnng  in  der  geistigen  Erziehung,  dürfte  jisloch  trotzdem  als 
symplomutisch  gelten  können.  Wie  groß  aber  anderseiLs  der  Aufschlag  für  die 
Bezirke  mit  Arbeiterbevölkerung  zu  mai'hen  int,  zeigte  die  Ziffer  des  Bezirks- 
gerichtes (Hlakring,  welche  A'!-  Prozent  der  Minderjährigen  diesi's  Bezirkes  dar- 
stellt,  obwohl  dort  die  Berichlsgrundlage  nicht  vollständig  war  uiul  insbesondere 
weniger  als  die  Hälfte  aller  Schulen  Antworten  einsandten. 

Prüfen  wir  nun  diese  gewonnene  Gcs,imlziffer  noch  in  anderer  Beziehung 
auf  ihre  Stichhältigkeit.  Schon  bei  Ilöchtiger  Beobachtung  erscheint  sie  nicht  zu 
hoch  gegriffen,  wenn  wir  in  der  Statistik  Wiens  (Statist.  Jahrb.  1!)02,  S.  118  ff.) 
lesen,  daß  bei  d«'r  Volkszählung  des  Jahres  l'.KK)  in  Wien  37.0011  ArbeiLsloso  mit 
I A.500  Kindern  gi’zählt  wurden.  Ferner  sind  die  im  Gutachten  der  Polizeidirektion 
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in  Wien  angegebenen  Ziffern  über  die  im  Jahre  190V  erfolgten  polizeilichen  Arre- 
tierungen obigem  Ergebnisse  ziemlich  adSquat.  Solche  Arrotieningen  wegen  der 
für  die  Venvahrlorung  charakteristischen  Vergehungen  fanden  nämlich  im  ganzen 
11738  statt;  in  Kavoriten  allein  wurden  mu-  dem  Ortsschulrate  2.j5  Polizeimizeigen 
gegen  schulpflichtige  Kinder  erstattet  (darunter  96  wegen  Diebstahls).  Daß  aber 
letztere  Zahlen  sicher  nicht  alle  Fälle  eingetretencr  Verwahrlosung  umfassen 
können,  geht  daraus  hervor,  daß  keineswegs  immer  die  polizeiliche  Amtshandlung 
in  Anspruch  genommen  wird  und  daß  diese  Ziffern  bloß  das  eine  J,ahr  1904 
betreffen. 

Man  wird  obigem  Ergebnisse  vielleicht  die  Statistik  der  Länder  des 
Deutschen  Reiches,  insbesondere  Preußens,  Bayerns  und  Württembergs  entgeg<>n- 
halten;  ')  es  kamen  nämlich  im  letzten  Ausweisj:Uire  auf  lO.OtX)  Personen  der 
Altersgruppen  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  in  Bayern  nur  2 01,  in 
Preußen  4'5  (in  Berlin  zirka  9),  in  Württemberg  2 9 Fälle  der  Anordnung  einer 
Zwangserziehung;  es  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  die  Fürsorgegesetzgebung  dieser 
Länder  nur  einen  Teil  der  Vcrwahrlosungsfälle  in  ihren  Geltungsbereich  gezogen 
hat,  indem  das  18.,  in  Bayern  sogar  meist  das  16.  Lebensjahr  die  Grenze  bildet, 
daß  ferner  Zwangserziehung  nur  bei  schuldhaftem  Verhalten  der  lebenden  Eltern, 
hei  Verwaisung  oder  bei  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  seitens  des  Minder- 
jährigen oder  endlich  im  Falle  bereits  eingetretener  totider  Verwalirlosimg  statt- 
hat,  also  gerade  die  meisten  Fälle  sittlicher  Gefährdung  noch  nicht  getroffen  sind, 
das  i)reußische  Kammergericht  endlich  die  Zwang.serziehung  nur  dann  eintreten 
läßt,  wenn  alle  anderen  Mittel  zur  Verhütung  der  Verwahrlosung  versagen.  Auch 
ist  zu  be.achten,  daß  die  angeführten  Ziffern  der  reichsdeutschen  Statistik  nur  die 
Fülle  eines  einzigen  Jahres  betreffen,  in  welchem  allein  unmöglich  alle  bereits 
bestehenden  Fälle  der  unter  das  Gesetz  fallenden  Verwahrlosung  getroffen  .sein 
können.  In  Preußen  kehrt  in  den  vier  Jahren  1901  bis  1904  alljährlich  so  ziemlich 
die  gleiche  Übenveisungszahl  (durchschnittlich  6700)  wieder,  so  daß  derzeit  ül)er 
2,').000  Zöglinge  in  Zwangserziehung  stehen.  Bei  Schaffung  des  Fürsorgcgo.sctzes 
wurde  dort  berechnet,  daß  nach  Begehing  des  jährlichen  Zu-  und  Abganges  der 
Zöglinge  jedes  Jahr  -10.(X)0  bis  50.000  Kinder  der  Fürsorge  teilhaft  werden 
■lürften.*) 

Was  mm  das  Kronland  Niederösterreich  außerhidb  Wiens  betrifft,  so 
gestaltete  sich  hier  mit  Rücksicht  auf  das  lückenhafte  Material  die  Zählung  noch 
schwieriger.  Es  wurde  bei  Aufstellung  der  folgenden  Tabelle  nachslehendcr  Vor- 
gang beobaehtot:  Zunächst  wurden  jene  Geriehtsbezirke  herausgehoben,  für 
welche  in  Bezug  auf  den  Charakter  der  Bevölkerung  (Städte,  Industrieortc)  die  für 
Wien  gewonnene  Berechnung  angewendet  werden  kann.  Bei  diesen  wurde  sonacl.', 

*)  Statistik  öIkt  die  Filrsiirgoerzicliutis  Mimtcrjftlirigcr  ctc.  pro  titttt,  licarlHÖtct  vom  köiiis- 
licli  proufiisi'tien  Miiiistcriiim  des  Innern,  Berlin  UHMi.  — Statistik  der  Zwaneserzielmrig  Minder- 
jStiriger  in  Bayern  pro  lltOt.  .Sonderabdruek  aus  lier  Zeitsrtirin  des  kdiiiplicti  liayrisetien  stati- 
stischen Bureaus.  Jalirgang  ItlOl-,  Heft  4. 

V)  Vergteictie  aueli  Franz  Buetineder,  I'aris  und  Wien:  ,Die  Verhillung  und  Beliandlung 
der  Vemalirlosuiig  Jugendlielicr  in  Frankreieli  und  Ösierreieli*,  int  Auäna^e  des  Stadtrates  und 
des  k.  k.  Bezirkssetiulrates  Wien.  Wien  I'.MIC,.  Vertag  des  k.  k.  Bezirksseiiulrates.  — Seite  IG3. 
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unbekümmert  um  die  teilweise  ganz  unzureichenden  Zaldenangaben,  I Prozent 
aller  Minilerjährigen  als  verwahrlost  gerechnet.  Zu  dieser  Kategorie  wurde  der 
ganze  ländliche  Sprengel  des  Landesgeriehtes  Wien  und  einige  Orte  der  übrigen 
Gerichtssprengel  gezählt.  Es  sei  schon  an  dieser  Stelle  vermerkt,  daß  auch  hier 
die  Angaben  vieler  Berichte  mit  diesem  Bereehnungsmodus  übcrcinslimmen,  so 
jene  der  Bezirksgerichte  Bruck  a.  d.  Leitha,  Liesing,  Ober-Hollabrunn,  W'o  ähnlich 
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wie  beim  Hezirksgcrichtc  Wieden  selbst  das  eine  Prozent  weit  überschritten  wii-d, 
und  äluilich  in  Zwettl.  Die  übrigen  ländlichen  Sprengel  wurden  bloß  mit  den 
wirklich  angegebenen  Ziffern  gezählt,  hiebei  aber  jene  Bezirke  besonders  eisiehtlich 
gemacht,  welche  trotz  ihres  ländlichen  Charakters  selbst  höhere  Zifl’ern  angaben, 
die  der  Wiener  Berechnung  nahekomnien.  Die  Angaben  der  Tabelle  über  die 
Bevölkerung  überhaupt  wurden  wieder  der  österreichischen  Statistik  entnommen, 
dagegen  mußte  die  Anzahl  der  minderjährigen  und  schulpflichtigen  Kinder  nach 
dem  laut  dieser  Statistik  ziemlich  verläßlichen  idlgemeinen  Maßstabe  schätzungs- 
weise angenommen  werden:  Minderjährige  mit  '/«i  Schulpflichtige  mit  Vp  *1®!' 
gesamten  Bevölkerung. 

Die  für  das  Kronland  Niederösterreich  außerhalb  Wiens  resultierende  Zahl 
von  rund  4(XK)  Füllen  der  Verwahrlosung  und  hochgradigsten  Gefährdung  stellt 
aber  wieder  sicherlich  nur  ein  Minimum  dar,  da  viele  Berichte  der  erwähnten 
rein  ländlichen  Sprengel  auf  sehr  vagen  Gmndlagen,  manchmal  mu-  auf  der 
Erinnerung  der  Richter  allein  basierten  und  überhaupt  alle  im  § 1 erwähnten 
Mängel  der  Materialbeschaffung  aufwiesen;  hauptsächlich  aber  auch  deshalb, 
»'eil  trotz  der  später  zu  erörternden  höchst  mißlichen  und  die  V'erwalulosung  in 
hohem  Grade  begünstigenden  Verhältnisse  der  Findel-')  und  sonstigen  Kostkinder 
sehr  wenige  dieser  Kinder  unter  obigen  Zahlen  figurieren,  und  zwar  deshalb,  weil  — 
wie  ebenfalls  später  zu  erörtern  sein  wird  — die  genaue  Evidenz  über  diese  Fälle 
der  Verwahrlosung  mangelt. 

In  drastischer  Weise  zeigt  der  in  der  Tabelle  besonders  hervorgehobene 
Bericht  des  Bezirk.sgerichtes  Gföhl,  also  eines  rein  ländlichen  Sprengels,  daß  die 
genannte  Ziffer  als  zu  gering  angesetzt  sein  dürfte,  ln  die.sem  Bozii’ke  mit  selu- 
vielen  Fin<lelkindern  übersteigt  nämlich  die  angegebene  tferwahrlosungsziffer 
sogar  das  für  die  Industriestädte  angenommene  eine  Prozent.  Nicht  verschwiegen 
soll  auch  werden,  daß  zum  Beispiel  das  Bezirksgericht  Dobersberg  von  den  ver- 
mutlich besser  gezälüten  schuli>flichtigen  Kindern  allein  1 '/,  Prozent  als  verwalir- 
lost  ausweist,  daß  einige  Schulen  des  Bezirkes  Mödling  diesfalls  noch  höhere 
Prozeiitverhültnisse  angeben  und  daß  das  Bezirksgericht  latschau,  welches  bloß 
vier  Fälle  anführte,  heigefügt  hat,  im  dortigen  Gerichtssprengel  seien  streng 
genommen  ÜO  Prozent  aller  Kinder  körperlich  verwahrlost,  was  jedoch  mit  Rück- 
sicht auf  die  An.sc.hauung  der  Bevölkerung  bei  der  vorliegenden  Zälilung  nicht 
beachtet  worden  sei.  Jedenfalls  wiegen  bei  der  gefundenen  Ziffer  von  rund  4000 
die  nicht  gezählten  verwahrlosten  Findelkinder  jenes  Minus  auf,  welches  sich 
etwa  daraus  ergibt,  daß  in  den  Sprengehi  der  Gerichte  am  Orte  einer  Stailt  oder 
einer  Industrie  die  Berechnung  des  einen  Prozent  der  Vereinfachung  halber  von  der 
Bevölkerung  des  ganzen  Sprengels  und  nicht  nur  von  jener  des  Fabriksortes  selbst 
gewählt  wurde.  \'on  diesen  4000  venvahrlosten  Minderjährigen  entfallen  auf  die 
Altersklasse  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  unter  Berücksichtigung  der  im 
§ 3 erörterten  .Momente  zirka  3000. 


')  Laut  der  von  der  Findelaiistall  dem  Bpzirksgpnchtp  Josefstadt  mitgpteilten  Daten  waren 
am  3t.  Oktober  ItKtä  von  20.571  Findelkttidem  915  üt  Wien  und  7490  in  Niederösterreicti  außer  * 
Wien  in  entgeltlicher  Pflege  untergebracht. 
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Im  Durchschnille  kommen  sonach  in  Niederösterreich  ohne  Wien  auf 
zusammen  678.000  Minderjährige  rund  4<J00  Verwahrloste,  was  ungefähr  ’/s  l^ro- 
zent  ausmacht. 

Fassen  wir  nun  die  Ergebnisse  obiger  Berechnungen  für  das  ganze  Kronland 
(einschließlich  Wien)  zusammen,  so  finden  wir  ein  Minimum  von  14.300  Fällen 
derzeit  vorhandener  Venvahrlosung.  Inwiefern  beim  Eintritte  einer  ölTentlichen 
Fürsorge  eine  Änderung  der  Ziffer  von  Jahr  zu  Jahr  durch  Zuwachs  und  Abfall 
sich  ergeben  würde,  ist  nach  dem  gegebenen  mangelhaften  Material  schwer  zu 
beurteilen;  es  scheint  mir  jedoch,  daß  mit  einem  festen  Stande  von  Fürsorge- 
zöglingen in  dieser  Höhe  würde  gerechnet  werden  können. 

Stellen  wird  nun  gleich  hier  der  Zahl  von  14.500  Verwahrlosten  des  ganzen 
Kronlandes  Niedcrösterreich,  von  welchen  10.500  auf  die  Altersstufe  bis  zum 
vollendeten  18.  Lebensj.ahre  entfallen,  die  statistische  Ziffer  der  lieutigen  zur 
Abhilfe  gegen  Verwahrlosung  gebotenen  Mittel  gegenüber.  Das  Um  und  Auf  der 
Hilfsmittel  für  alle  Arten  der  Verwahrlosung  (körperliche,  geistige  und  sittliche) 
sind  die  öffentlichen  und  privaten  Besserungsanstalten,  nachdem  die  allerdings 
sehr  verdienstvoll  wirkenden  Tagesheimstätten,  Erholungsst.ätten,  Kindergärten, 
Schulküchen  und  ähnliche  Institutionen  der  Privatvvohltätigkcit  ')  nur  in  gewissen 
Richtungen  der  Prophylaxe  und  auch  hier  nur  mit  ganz  unzulänglichen  Mitteln 
wirken,  keineswegs  aber  einheitliche  Maßregeln  gegen  die  Verwahrlosung 
gewähren,  überdies  meist  verwahrloste  oder  bereits  hochgradig  gefährdete 
Kinder  mit  Rücksicht  auf  die  Gefalir  der  morali.schen  Ansteckung  zur  Aufnahme 
nicht  zulassen.  Die  erwähnten  Besserungsanstalten  haben  folgenden  Belegraum : 
Eggenburg,  die  An.st.alt  für  Unmündige  (neuestens  aber  auch  für  mündige  Mädchen) 
gegen  600  Plätze  für  Knaben  und  Mädchen.  Komeuburg,  für  männliche  Jugend- 
liche im  Alter  von  14  bis  18  Jahren,  200  Plätze,  dagegen  wunle  die  im  V.  Bezirke 
Wiens  (Siebenbrunnengasse)  bestandene  autorisierte  Privatbcsseningsanstalt  für 
weibliche  Korrigenden  bereits  aufgelöst.  Dazu  kommen  nur  die  privaten  Besse- 
rungsanstalten des  Schutzvercines  für  verwahrloste  Kinder  in  Wien-Hietzing  und 
in  Ernstbrunn  mit  zusammen  zirka  100  Plätzen  und  das  Kaiser  Fnuiz  Josef- 
Jugendasyl  in  Weinzierl  mit  ebenfalls  ungeffdir  100  Plätzen.  Es  stehen  somit, 
ganz  abgesehen  von  der  unten  zu  erörternden  Untauglichheit  dieser  Anstalten 
zur  Heilung  aller  Arten  von  Verwahrlosung,  den  oben  erwähnten  14.500,  bezie- 
hungsweise 10.500  Verwahrlosten  kaum  1.00(3  Plätze  gegenüber,  von  denen  jedoch 
manche  auch  für  Kinder  außerhalb  Niedcrösterrcichs  zur  Vergebung  gelangen. 
Hiebei  ist  noch  zu  beachten,  daß  diese  Besserungsanstalten  zum  größten  Teile 
bereits  besetzt  sind  und  daher  zur  Aufnahme  irgend  eines  beträchtlichen  Teiles 
der  ausgewiesenen  verwahrlosten  Kinder  nicht  zur  Verfügung  stehen.  *)  Wahr- 

1)  FinsclilicttUcIi  itcr  Verenic  KinderBclmtzslaüoncn,  Vinzenzius-Vcrcin.  Ppstalnzzi-Verein 
und  Kinderschutz,  und  Hettuugsgcsellseliafl,  welch  letztere  jetzt  daran  gellt,  ein  eigenes  Heim  fdr 
verwahrloste  Kinder  (aber  nur  mit  35  Plätzen)  zu  erricliten.  Vergl.  die  Mitteilungen  dieser  Gesell- 
schaft Nr.  i e»  liMJö. 

Z)  Dieses  nngitnstiee  Zahlenverliältnis  wird  auch  dnrcli  die  wenigen  auderhalb  Niedenlster- 
rcich  bestehenden  Anstalten  niidit  versolmhen,  und  zwar  auch  nicht  wesentlieh  rärksiclitlich  tier 
in  Wien  vorliandenen,  nacli  anderen  Kronländeni  zuständigen  Khider,  zumal  die  spätere  Krörte- 

3* 
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haflig  ein  trostloses  Ergebnis  und  eine  überraschende  Widerlegung  des  Vorwurfes 
ür.  Hügels  ')  von  dem  .Fürsoi-geparoxysmus,  bei  dessen  Umarmung  der  Eür- 
gesoi'gle  zu  ersticken  droht*.  Dieser  Vorwurf  gilt  wohl  zunächst  für  anderwärtige 
Staaten,  könnte  aber  für  Österreich  nur  insoweit  als  richtig  anerkannt  werden,  daß 
entsprechend  der  Eigeniirl  der  Öffentlichkeit,  sich  nur  um  das  zu  kümmern,  was 
nach  Abhilfe  schreit,  seit  den  bekannten  grassen  Mißhandlungsfällen  des  Jahres 
1899  sich  die  Fürsorge  zunächst  nur  auf  Fälle  gröblicher  Mißhandlung  — bekannt- 
lich ein  sehr  geringer  Prozentsatz  der  Verwahrlostmg  — vielleicht  in  etwas  über- 
triebener Weise  erstreckte,  imd  d;iß  bei  uns  — ähnlich  wie  in  Deutschland  vor 
Erlassung  der  Fürsorgegesetze  — sich  jetzt  die  vermeintliche  meist  aber  an  den 
Mangel  der  nötigen  Mittel  scheiternde  Fürsorge  hauptsächlich  der  slraffälligen 
Jugend  zuwendet,  während,  wie  sich  später  ergeben  wird,  der  Großteil  der  Auf- 
g.ihcn  auf  der  nicht  kriminellen  Seite  der  Verwahrlo.sung  liegt 

Ich  kann  mir  nicht  versagen,  bereits  an  dieser  Stelle  eines  mir  bekannten 
Falles  der  Praxis  zu  gedenken,  welcher  in  drastischer  Weise  dartut,  wie  unser 
Gemeinwesen  aller  Humanität  entgegen  und  zu  seinem  eigenen  Schaden  in  Ver- 
wahrlosungsfallen seinen  wirksamen  Schutz  gänzlich  versagen  muß,  weil  es  sich 
selbst  nicht  die  Mittel  zur  Verwirklichung  dieses  Schutzes  gönnen  will. 

Ein  im  Jahre  1890  außerehelich  geborener  Knabe  B.  wurde  von  einer  Wiener 
Wohltätigkcitsanstalt  im  Jahre  1900  in  Schutz  genommen,  weil  er  von  seiner  nach- 
träglich verheirateten  Mutter,  einer  Bedienerin,  gröblich  inißhandelt  worden  war. 
Der  Knabe  war  in  den  Jahren  1901  bis  1904-  in  der  Obhut  dieser  humanitären 
Anstalt,  wo  er  jedoch  einen  derartigen  Hang  zur  Vagabondage  zeigte,  daß  er  nach 
mehrmaligem  Entweichen  einen  eigenen  Lehrer  unter  Berücksichtigung  seiner 
mangelhaften  Fähigkeiten  (Mikrocephalie)  erhielt,  trotzdem  :iber  nicht  gebessert 
werden  konnte  und  vom  Juli  bis  Ende  1904  bei  sieben  verschiedenen  Lehrmeistern 
untergebracht  war,  welche  alle  ihn  wegen  seiner  Unehrlichkeit  und  Arbeitsfaulheit 
entließen.  Schließlich  sah  die  Wohltätigkcitsanstalt  keinen  anderen  Ausweg,  als 
den  Knaben  anfangs  1905  aus  ihrer  Obhut  zu  entlassen,  gleichzeitig  aber  das  Vor- 
mundschaflsgericht  hievon  mit  dem  Antrag  auf  Abgabe  des  Knaben  in  eine 
Besserungsanstalt  zu  verständigen.  Nach  den  vom  Bezirksgerichte  Ottakring  dies- 
falls gepflogenen  Erhebungen  wurde  die  Abgabe  des  Knaben  in  eine  Besserungs- 
anstalt pnegcschaftsbehördlich  genehmigt,  doch  mußte,  da  der  Knabe  auswärts 
zuständig  w'ar,  wogen  der  Tragung  der  bezüglichen  Kosten  an  den  betreffenden 
larndesausschuß  herangetreten  werden,  welcher  jedoch  die  betreffende  Anfrage 
nicht  erledigte.  Nachdem  nun  der  Knabe  trotz  mehrfacher  Bemühungen  inzwischen 
nirgends  unterznbringen  war,  nrußte  er  in  dieser  Zwangslage  wieder  bei  seiner 
wegen  Mißhandlung  verurteilt  gewesenen,  in  Wien  lebenden  Mutter  untergebracht 
werden.  Kurz  danach  wurde  er  außerhalb  Wien  vagierend  und  bettelnd  auf- 
gegriffen und  strafrechtlich  verurteilt,  wobei  die  Aligabc  in  eine  Besserungsanstalt 

nmg  ergeben  wird,  Haß  die  Abgabe  solcher  Kinder  in  eine  auswärtige  nesserungsanstalt  infolge 
der  damit  verbundenen  luaunigfacheii  ßcliwierigkeiten  sehr  selten  in  Betracht  kommt.  Ober  das 
Detail  vergleiche  Winkler  a.  a.  0.  und  Buchneder  a.  a 0. 

t)  Die  strafrechtliche  Behandlung  jugendlicher  Personen  von  OlMjrslsatsanwalt  Dr.  Hugo 
Hdgel  in  der  Gerichtszeitung  ItKkl,  Nr.  36, 
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nun  auch  vom  Strafgerichte  ausgesprochen  wurde.  Da  die  Heimatsgemeinde, 
beziehungsweise  der  Landesausschuß  die  erwälmte  Zuschrift  wegen  Tragung  der 
Kosten  noch  immer  nicht  erledigt  hatte,  mußte  der  Knabe  als  politischer  Ver- 
wahrungsliäfUing  vom  29.  Juni  bis  17.  August  190.7  zurückbehalten  werden,  eine 
Maßregel,  deren  Zulässigkeit  nach  dem  Gesetze  über  die  Zwangsarbeits-  und 
Besserungsanstalten  sehr  zweifelhaft  erscheint.  Sodann  wurde  er  zum  Abschube 
an  die  Polizei  überstellt;  diese  Cibergab  ihn  wieder  seiner  Mutier,  welche  jedoch 
dem  Knaben  sogleich  die  Tür  wies,  so  daß  er  neuerlich  wegen  Vagabundage  auf- 
gegriffen, diesmal  aber  nach  Erhebung  des  Sachverhaltes  vom  Gerichte  frei- 
gesprochen  wurde.  Hierauf  wanderte  er  ins  Wiener  Polizeigefangenliaus.  (!)  Alle 
Schritte  wegen  selbst  nur  provisorischer  Unterbringung  dieses  Knaben,  welcher 
fiberdies  bei  seinem  Vagabundenleben  eine  Hanlkranklicit  akquiriert  hatte  und  des- 
halb vorübergehend  im  Spital  gewesen  war,  blieben  ohne  jeden  Erfolg,  obwohl 
die  verschiedensten  Schutzanstalten,  der  Waisenrat  und  die  Irrenanstalt  Mauer- 
Ölding  angegangen  worden  waren;  die  Aufnahme  wurde  teils  wegen  Konipetenz- 
schwierigkeitcn,  teils  wegen  zu  hohen  Alters,  teils  wegen  der  aus  dem  vcrwaln- 
losten  Zustande  des  Knaben  entspringenden  Gefahr  für  andere  Kinder  abgelclmt. 
Die  Versorgung  durch  die  Heimatsgemeinde  schien  aber  ebenfalls  ganz  zu  scheitern, 
da  dieselbe  die  Zuständigkeit  des  Verwahrlosten  nicht  anerkannte.  Nachdem  dieser 
vom  Jänner  I90.>  angefangen  fort  und  fort  der  tot.alen  Verwahrlosung  preisgegeben 
war,  erfolgte  endlich  im  Oktober  1905  infolge  energischen  Einschreitens  seine  Auf- 
nahme in  die  Besserungsanstalt  Korneuburg,  und  zwar  im  Wege  der  Polizei- 
behörde. Hiebei  ist  es  noch  immer  sehr  zweifelhaft,  ob  für  den  Knaben  wegen 
seines  teilweisen  Schwachsinnes  eine  solche  Anstalt  passend  erscheint 

Derartige  Fälle  könnte  der  Bezirk  Ottakring  noch  viele  liefern,  jener  Bezirk, 
in  welchem  es  einmal  vorgekommen  ist,  daß  der  nach  dem  Gesetze  zur  allseitigen 
Wahrung  der  Interessen  eines  unehelichen  Kindes  bestellte  Vormund  aus  seiner 
Schlafstätte  — im  Gasrohr  auf  der  Schmelz  bervorgcholt  werden  mußte,  um  die 
Vorladung  des  Gerichtes  zur  Einvernahme  über  die  zum  Wohle  des  Kindes  zu 
treffenden  Maßnalimen  entgegenzunehmen. 

Als  charakteristisch  für  die  mangelhafte  Fürsorge  wäre  auch  nocli  anzu- 
führen. daß  gerade  die  vorliegende  Enquete  selbst  in  einigen  Gericht.ssprengeln 
eine  ziemlich  bedeutende  Anzaid  von  Verwahrungsfällen  zu  Tage  förderte,  welche 
sonst  gar  nicht  in  Evidenz  gekommen  wären. 

§ 3.  Gruppierung  der  Verwahrlosungsfälle  nach  Alter  und 
Geschlecht. 

n>  Alter.  Im  Fragebogen  wurden  vier  Altersstufen  unterschieden,  und  zwar 
bis  zum  vollendeten  6..  vom  C.  bis  10.,  vom  10.  bis  14-.  und  vom  I4-.  bis 
24.  I.,eben.sjalire.  Diese  letzte  Gruppe  wurde  ohne  weitere  Unterscheidung 
gebildet  und  die  Erhebung  bis  zum  24.  Leben-sjalire  ausgedehnt,  obwold  in 
neuerer  Zeit  der  besondere  Altersidjschnitt  des  18.  Lebensjahres  als  Grenze 
der  Jugendlichkeit  angenommen  wird.  Dies  geschah  einerseits,  um  die  stati- 
stischen Erhebungen  nicht  durch  eine  weitere  Untergruppe  zu  erschweren. 
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anderseits  deshalb,  weil  nach  unserem  heutigen  bürgerlichen  Gesetzbuch 
der  durch  das  Gesetz  gewälirleistete  besondere  Pflegescdiaftsschutz  bis  zur 
Großjätirigkeit,  das  ist  bis  zum  vollendeten  24.  Lebensjahre,  als  obligatorisch 
erklärt  ist  und  daher  der  Kreis  der  Schutzbefohlenen  auch  rücksichllich 
der  Vorwahrlosungsfälle  nicht  willkürlich  eingeengt  werden  kann,  freilich 
enthalten  einige  Gutachten  auch  Vorschläge  gerade  wegen  Heraiisetzung 
der  Volljährigkeitsgrenze,  zum  Beispiel  das  Bezirksgericht  Rudolfsheini, 
welches  im  Anschlüsse  an  die  Praxis  der  Gerichte  bezüglich  der  Groß- 
jährigkeitserklärung das  vollendete  20.  Lebensjahr  als  Grenze  in  Vorschlag 
bringt. 

Was  den  Anteil  der  verschiedenen  Altersstufen  an  den  gezählten 
Verwalinmgsfällen  anbelangt,  so  gab  das  Material  kein  solch  deutliches  Bild, 
daß  eine  genaue  statistische  Ziffer  gegeben  werden  könnte;  so  viel  ist  alter 
deutlich  zu  erkennen,  daß  das  Alter  unter  0 Jahren  an  der  Ziffer  der  Ver- 
walirlosungsfälle  minimal  beteiligt  ist,  offenbar  aus  dem  Grunde,  weil  in 
diesem  frühen  Alter  der  Infantia  und  mangelhaften  geistigen  Entwicklung 
nur  ganz  seilen  von  einem  auffälligen,  insbesondere  sittlichen  Verkommen, 
gescluveige  denn  von  bereits  eingetretener  Verwahrlosung  gesprochen  werden 
kann.  Es  fehlt  aber  meistens  nur  der  sinnfällige  Ausdruck  des  Zustandes  der 
V'erwahrlosung.  Wird  doch  von  vielen  Gutachten,  speziell  auch  von  polizei- 
licher Seite,  mit  Recht  hervorgehoben,  daß  gerade  in  den  ersten  Lebens- 
jahren, hauptsächlich  auch  schon  im  Säuglingsalter,  der  in  den  wirtschaft- 
lichen Verluiltnissen,  in  der  Gleichgültigkeit  oder  Schuldhaftigkeit  der  Eltern 
wurzelnde  Mangel  der  körperlichen  Pflege  und  Ernälirung  den  Grund  zu 
späterem  physischen  und  moralischen  Siechtum  legt,  inbe.sondere  auch 
zu  den  Proletarierkrankliuiten  der  Tuberkulose  und  Skrophulose,  selbst 
wenn  ein  Kind  gesund  und  nicht  belastet  von  der  ewigen  Krankheit  der 
Trunkenheit  oder  des  Lasters  zur  VVTlt  gekommen  sein  sollte.  Dem  Bezirks- 
gericht Mödling  ist  vollkommen  beizupflichten,  wenn  es  ausführt,  daß  die 
starke  Progression  der  Verwahrlosung  mit  dem  zunehmenden  Alter  darauf 
zuröckzuführen  ist,  daß  in  den  früheren  Lebensjahren  die  Fälle  mehr  latent 
sind  und  daher  nicht  zur  Kenntnis  der  Gerichte  und  anderer  Behörden 
kommen,  später  aber  durch  äußere  Anlässe  aufgedeckt  werden. 

Die  drei  Altersstufen  C bis  10,  tO  bis  11  und  über  14  Jahre  stehen  nach 
den  Summen  der  wenigen  hiefür  überhaupt  verwertbaren  Angaben  in  Wien 
durchschnittlich  beiläufig  in  dem  Verhältnisse  3:11:15'),  während  in 
ländlichen  Sprengeln  die  letzte  Altersstufe  viel  weniger  beteiligt  ist  und  erst 
nach  der  zweiten,  der  stärksten  Altersstufe  rangiert,  die  erste  der  angeführten 
Altersstufen  id)er  auch  dort  den  kleinsten  Anteil  hat.  Diese  geringere  Beteili- 
gung der  letzten  Altersstufe  auf  dem  Lande  mag  auf  eine  bessere  Versorgung 
der  nicht  der  Großstadt  zuströmenden,  sondern  in  den  ländlichen  V'erhält- 
nissen  verbleibenden  Schulentwachsenen,  zum  Teil  aber  auch  auf  eine 
mangelhafte  Evidenz  der  Behörden  zurückzuführen  sein. 


')  Nach  dem  iiachlrAglich  oingelanglen  Beridile  Ollakring  allein  aber  3:5;  4t. 
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Die  angegebenen  Ziffern  kbnnen  aber  um  so  weniger  als  ganz  verläßlich 
gelten,  weil  bei  manchen  Gutachten  als  hauptsächlichste  Grundlage  die 
Angaben  des  Lehrpersonales,  also  nur  rüeksichtlich  der  schulpflichtigen 
Kinder,  erscheinen  und  aus  dem  gesammten  Material  auch  kein  festes 
Gesetz  in  der  Richtung  ausfindig  zu  machen  war,  wie  der  Werdegang  der 
in  der  Schule  als  verwahrlost  geltenden  Klemente  nach  dem  Aiilhftren  der 
Schulpflicht  sich  gestaltet. 

Eine  V'erglcichung  des  Anteiles  der  verschiedenen  Altersstufen  mit  den 
V'erhältnissen  des  Deutschen  Reiches  ist  nicht  möglich,  weil  dort  eine  andere 
Altersstufe  von  12  Jahren  eingeschoben  ist;  es  s(>i  nur  darauf  verwiesen, 
daß  auch  in  Preußen ')  der  größte  Teil  der  Fürsorgezöglinge  in  der  Großstadt 
über  12  Jahre  alt  ist  utid  von  diesen  wiederum  ein  großes  Kontingent  auf 
die  schulentlassenen  Kinder  entfällt,  während  aus  den  ländlichen  Gegenden 
weniger  Zöglinge  über  14-  Jahre  der  Fürsorge  teilhaft  werden. 
b)  Geschlecht.  Was  das  Verh.ältnis  der  Geschlechter  der  Verwalrrlosten 
betrifft,  so  kann  mit  dem  gleichen  Vorbehalte  nicht  voller  Verläßlichkeit  und 
mit  der  Bemerkung,  daß  dieses  Verhältnis  in  den  einzelnen  Altersgruppen 
nicht  ganz  gleich  erscheint,  folgendes  fesigestellt  werden : Nach  dun  Angaben 
der  Wiener  Gerichte  über  sämtliche  Verwahrlosungsfälle  (kriminelle  imd 
nicht  kriminelle)  beträgt  das  Verhältnis  des  männlichen  zum  weiblichen 
Gescldechte  beiläufig  7 : 3.  Das  Bezirksgericht  Josefstadt  in  Strafsachen  gibt 
als  V'erhältnis  der  strafrechtlichen  Verurteilungen  % : ‘/s  und  nach  den 
bereits  oben  zitierten  Angaben  der  Polizeidircktion  über  die  im  Jahre  llt04 
erfolgten  Arretierungen  von  Minderjälirigcn  wegen  der  für  ilie  Verwahrlosung 
charakteristischen  Vergehungen  beträgt  dieses  Verhältnis  10  : 3. 

Trotz  dieser  Unterschiede  ist  so  viel  zu  ersehen,  daß  das  der  österreichi- 
schen Statistik  über  Verbrechen  und  Vergehen*)  zu  entnehmende  V'erhällnis 
von  7 : 1 sehr  in  der  Richtung  einer  größeren  Beteiligung  des  weiblichen 
Geschlechtes  an  der  Verwahrlosung  (im  Gegensatz  zur  Vcrbrechenstraffällig- 
keit)  verschoben  erscheint.*)  ln  den  ländlichen  Sprengeln  Niederösterrcichs 
scheint  eine  charakteristische  Minderbeteiligung  des  weiblichen  Geschlechtes 
konstatierbar,  das  Verhältnis  beträgt  nämlich  5:1. 

Vergleichen  wir  obige  Ergebnisse  mit  der  preußischen  und  bayrischen 
Stali.stik,  so  zeigt  sich  eine  ziemliche  Cbereinstimmung.  ln  Preußen  ist  das 
Verhältnis  : ‘/j,  in  Bayern  (rücksichtlich  aller  der  Zwangserziehung  bereits 
Unterworfenen)  rund  67  : 33  Prozent.  In  Württemberg  erscheint  der  Anteil 
des  weiblichen  Geschlechtes  größer. 


9 Seile  XLV  der  obenzitierten  SUlisUk  der  Fdritorgeomehung. 

•)  Band  74-,  Heft  3,  Seite  LXXXV.  — Vergl.  auch  Högel,  ,Die  Stnin^Ugkeit  des  Weibes“ 
Separalabdnick  aus  dem  Archiv  für  Anthropologie  und  Kriminalistik. 

*)  Nur  im  Berichte  Ottakring,  welcher  bei  obigen  Bereclmungen  nicht  berdcksichligt  wurde, 
zeigt  sich  aulTAlligcrweise  ein  VcrhAlUiis  von  89:1!  Prozent  der  VerwalirlosungsfSilie  Männlicher  zu 
jenen  Weiblicher. 
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§ 4.  Gruppierung  der  erhobenen  Verwahrlosungsfälle  nach 
Abstammung  und  Familienstand. 

a)  Von  großer  Wichtigkeit  für  die  Beurteilung  des  Tliemas  ist  die  Frage  nach 
der  Ehelichkeit  und  Unehelichkeit  der  als  verwalu-lost  eruierten  Kinder. 
Ganz  evident,  und  ohne  auf  Schätzungen  angewiesen  zu  sein,  erhellt  aus  den 
Erhebungen,  und  zwar  sowohl  für  Wien  als  auch  lür  NiederösteiTeich  außer 
Wien  die  Tatsache,  daß  zunächst  nach  den  absoluten  Zahlen  der  über- 
wiegende Teil  der  verwalirlosten  Kinder  (einschließlich  einiger  weniger 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimierter  Kinder)  ehelicher  Abstammung  ist, 
während  die  unehelichen  einen  kleineren  Prozentsatz  ausmachen.  Aber  auch 
relativ  an  dem  Prozentverhältnisse  von  unehelichen  und  ehelichen  Kindern 
in  der  Gesamthevölkeriing  gemessen,  zeigen  die  Verhältniszahlen  durch- 
schnittlich keine  wesentlich  größere  Beteiligung  iler  Unehelichen  an  der 
Verwahrlosung. 

Bei  den  ehelichen  Kindern  bilden  wieder  jene  den  größeren  Teil, 
welche  noch  beide  Eltern  besitzen,  die  einseitig  oder  beiderseits  verwaisten 
sind  in  der  Minderzalil. 

Dieses  Verhältnis  stellt  sich  für  die  einzelnen  Gebiete  folgender- 
maßen dar: 

Es  kommen  auf  je  100  verwahrloste  Kinder: 


Gebiet 

Ehelich 

oder 

legitimiert 

Von  den  ehelichen  oder 
legitinnerten  I 

unehelich 

einfach 

doppelt 

verwaist 

Wien,  einsdiliofilich  Leopuldstadl  und 

Brigitleiiau  *) 

58 

20 

S 

42 

Wien  ohne  die  beiden  Bezirke  11 

und  XX 

68 

20 

7 

32 

Niederöalerrclch  auflcrliatb  Wien  .... 

74 

16 

\ 

2il 

Ein  ähnliches  Ergebnis  liefem  die  für  die  öffentlichen  und  privaten 
Besserungsanstalten,  sowie  die  auf  Grmid  der  Angaben  des  Vereines  , Settle- 
ment“ in  Ottakring  berechneten  Verhällniszahlen. 


*)  Im  Bcrirkc  Ottakring  konnte  die  Frage  nach  Ehelichkeit  und  Unehelichkeit  nicht  beant- 
wortet werden. 
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Zieht  man  aus  allen  diesen  Ziffern  den  Dnrcbselinitt,  so  ergeben  sich 
folgende  Zalüen: 

72  21  C 28 

Die  Verhällniszahl  zwischen  Ehelichen  und  Unehelichen  in  der  Gesamt- 
bevölkerung beträgt,  wieder  vom  Hundert  berechnet,  für  Wien  (J9:31,  für 
Niederösterreicli  außerhalb  Wiens  77  : 23  (Österr.  Statistik  über  die  Volks- 
zählung 1900,  Band  LXIII,  Seite  XLVlll). 

Zu  obigen  Verhältniszalden  über  die  Verwahrlosungsfälle  ist  zu 
bemerken,  daß  in  Wien  die  Zifl'em  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Bezirke  II  und  XX  deshalb  eingesetzt  wurden,  weil  das  Bezirks- 
gericht Ueopoldstadl  1 für  dieselben  in  ganz  aulTullender  Weise  eine  starke 
Beteiligung  der  unehelichen  Kinder  (2G0  gegen  120  eheliche)  ausgewiesen 
und  weiters  angegeben  hat,  daß  von  den  ehelichen  fast  sämtliche  ent- 
weder einseitig  oder  beiderseits  verwaist  seien.  Auch  das  Bezirksgericht 
Simmering  findet,  daß  der  größere  Teil  der  Verwalu-losungsfälle  unter  den 
unehelichen  Kindern  zu  suchen  sei,  ohne  aber  genaue  Ziffern  anzugeben. 
Diese  vereinzelten  Angaben  mögen  zum  Teile  auf  die  besonderen  Be- 
völkerungsverhältnisse dieser  Bezirke,  zum  Teile  aber  auch  auf  die  nicht 
ganz  richtigen  Schätzungen  zurückzuführen  sein.  Was  aber  die  ländlichen 
Sprengel  außerhalb  Wien  betrifft,  so  dürfte  das  für  dieselben  oben  ange- 
gebene Prozentverhältnis  insofern  eine  kleine  Verschiebung  erfahren,  als 
die  nicht  in  genügender  Evidenz  stehenden  Findel-  und  sonstigen  Kost- 
kinder, insbesondere  auch  die  in  der  Armenversorgung  sich  befindenden, 
nicht  ausreichend  berücksichtigt  wurden.  Dies  zeigen  ganz  klar  die  Berichte 
einiger  Gerichte  des  Kremser  Sprengels,  welcher  bekanntlich  mit  Findel- 
kindern besonders  gesegnet  ist,  zum  Beispiel  die  Bezirke  Eggenburg,  Iloni, 
Pöggstall  und  Waidhofen  an  der  Thaya,  hauplsächlich  aber  der  Bericht  des 
Bezirksgerichtes  Gföhl,  welcher  unter  8t>  Verwalirlosungsfallen  nur  18  eheliche 
und  G2  uneheliche  Kinder  zählt  und  von  letzteren  27  Findelkinder.  Daß  in 
ganz  Niederösterreich  außerluUb  Wien  749G  Findelkinder  in  entgeltlicher 
Pflege  stehen,  und  zwar  zum  größten  Teile  bei  fremden  Pflegefrauen,  wurde 
bereits  oben  erwähnt,  daß  aber  die  Lebensverhällnisse  dieser  Kinder  die 
denkbar  ungünstigsten  sind,  wird  später  zu  erörlem  sein.  Besonders  drastisch 
sind  die  Zahlen  der  Besserungsanstalt  Eggenburg  über  die  Verwahrlosung 
der  Findelkinder. 

Dort  waren  von  den  in  den  letzten  drei  Jahren  aufgenommenen 
409  Knaben  73  Findlinge,  von  den  129  Mädchen  24  Findlinge,  Zahlen, 

*)  Aus  dem  Fragebogen  nicht  zu  ersehen. 
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welche  über  60  Prozent  der  dort  gezilhlten  Unehelichen  allein  ansmachen. 
ln  Armenversorgung  sichende  Kinder  wurden  33  Knaben  und  7 Mädchen 
gezählt. 

Trotzdem  beliauplen  aber  für  das  ganze  Gebiet  von  Niederösterreich 
die  ehelich  geborenen  Kinder  noch  immer  den  größten  Anteil  an  der 
Vcrwahrlosungszifler.  Dasselbe  Verhälliiis  ergab  sich  im  Deutschen  Reiche; 
in  Bayern  (Seile  5 der  obenzitierten  Statistik)  sind  7 1 Prozent,  in  Preußen 
(Seite  XLVII  der  dortigen  Statistik)  gar  über  82  Prozent  der  Pärsorge- 
zöglinge  ehelicher  Geburt.  Bezüglich  der  Verwaisten  gibt  die  Statistik  dieser 
Staaten  keine  abgesonderten  Daten  für  die  ehelichen  Kinder,  doch  ist  zu 
entnehmen,  daß  in  Bayern  von  rund  800  ehelichen  nur  380  einseitig  und 
ein  ganz  geringer  Teil  beiderseits  verwaist  gewesen  zu  sein  scheint,  und  CSV 
unter  väterliclier  Gewalt  standen,  endlich,  daß  in  drei  Viertel  aller  Fälle  die 
Zöglinge  früher  im  Kltemhause  die  Erziehung  genossen  batten.  Auch  in 
Preußen  und  Württemberg  entfallen  große  Prozentsätze  auf  jene  Kinder, 
deren  beide  Ellern  noch  am  Leben  sind. 

Es  zeigt  sich  also  evident,  daß  heule  nicht  mehr  der  mangelhafte 
Schulz  der  Unehelichen  und  Waisen  die  Domäne  der  Verwahrlosung  abgibl, 
die  letztere  vielmehr  zum  größten  Teile  in  den  später  zu  erörternden  sozialen 
Ursachen  wurzelt,  welche  die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder 
mehr  Iriffl,  und  zwar  deshalb,  weil  diese  Kinder  überhaupt  den  größeren 
Prozentsatz  aller  Minderjährigen  ausmachen,  speziell  aber  auch  aus  dem 
Grunde,  weil  für  die  unehelichen  Kinder  und  v.aterlosen  Waisen  durch  die 
Fürsorge  der  Pupillarin.stanz  und  die  Möglichkeit  der  unmittelbaren  Armen- 
fürsorge in  allen  Formen  besser  gesorgt  erscheint  als  für  Kinder  unter 
väterlicher  Gewalt,  um  die  sich  in  der  großen  Regel  weder  Vormundschafls- 
gericht  noch  Armenversorgung  kümmen).  Man  gedenkt  hiebei  unwillkürlich 
jenes  Pcrlmutterdrechslers,  eines  in  Wien  wohnhaften  braven  Familienvaters 
mit  drei  Kindern,  welcher  im  J.ahre  1904  ebenso  wie  die  meisten  seuicr  Berufs- 
genosseu  brotlos  geworden,  trotz  monateUuiger  Bemühungen  keinen  Ver- 
dienst finden  konnte,  schließlich  — Zeitungsnachrichten  zufolge  — am 
27.  Februar  1905  sich  entleibte  und  einen  Zettel  zurückließ,  in  welchem  er 
in  erschütternden  Worten  seine  und  seiner  Familie  Qualen  .schildert,  aber  die 
zuversichtige  HolTuung  ausspricht,  daß  die  Familie  als  verwaist  jene  Hilfe 
finden  werde,  welche  ihr  zu  seinen  Lebzeiten  nicht  zu  Teil  werden  konnte. 
Seine  Abschiedsworle  schließen  mit  dem  Salze:  ....  und  für  diesen 
Preis  gebe  ich  mein  Leben  hin.“ 

Mit  Rücksicht  aul  obige  Ergebnisse  kann  die  Bemerkung  Dr.  Reichers '). 
daß  die  Hilflosigkeit  der  Waisen  und  die  m.angelhafle  Pflegschaftsfürsorge 
der  hauptsächlichste  Grund  der  Verwahrlosung  sei,  nicht  geteilt  werden, 
wenn  auch  zugegeben  werden  muß,  daß  unsere  Waisenfürsorge,  insbesondere 


*)  Vortrag,  gchaJleii  in  der  Oslerreichischcn  Geselbchaft  för  Kinderforschung  am  24.  März 
1006,  abgedruckt  im  Hen  21  der  Beiträge  zur  Kinderfurscimiig  und  Heilerzieimiig  (Zeitschrift  Tür 
Kinderfurschung).  Langensalza  lOOti. 
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was  die  Beistellung  der  Mittel  für  dieselbe  betriffl,  nocli  sehr  viel  zu 
wünschen  übrig  lüßt. 

Als  interessanter  Umstand  soll  noch  angeführt  werden,  daß  obiges 
VerhiUtnis  zwischen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  auch  bei  den 
niindcrjrdirigen  Prostituierten  Wiens,  soweit  deren  Anzahl  erhoben  wurde, 
zutriCfl.  Das  Polizeilcommissariat  Innere  Stadt  hat  dem  dortigen  Bezirks- 
gerichte ein  vollständiges  Verzeichnis  sämtlicher  im  Bezirke  ansässigen 
minderjährigen  Prostituierten  zur  V'erfügung  gestellt,  welche  seit  dem 
1.  Jänner  1903  unter  sittenbehördliche  Kontrolle  gestellt  wurden,  und  dies- 
falls zufolge  der  später  zu  erwähnenden  Normen  dem  Pflegschaftsgeriehte 
namhaft  gemacht  worden  sind.  Von  den  im  Jahre  1903  derart  in  Evidenz 
gekommenen  103  Prostituierten  waren  72  ehelich  und  31  unehelich  geboren; 
von  den  72  ehelichen  halten  beide  Ellern  43,  nur  den  Vater  0,  nur  die 
Mutter  11  und  keine  Eltern  13,  von  den  uneheliclien  31  hatten  18  noch  die 
Mutter. 

cj  Die  im  Fragebogen  enthaltene  Frage,  wie  viele  von  den  unehelichen  Kindern 
unter  familienähnlicher  Obhut  (Konkubinat,  Sliefvatorfamilie,  Obhut  der 
Mutlerverwandtschalt  oder  der  Mutier  allein)  stehen,  wurde  vielfach  un- 
richtig verstanden;  es  kann  daher  die.sbezüglich  ein  genaues  Verhältnis  dieser 
Kinder  zu  den  unter  fremder  Fainilienpflege  stehenden  Kostkindern  nicht 
gegeben  werden.  So  viel  ist  aber  nach  obigen  Erörterungen  sicher,  daß  die 
gering  angegebene  Zahl  der  letzteren  einschließlich  der  Findelkinder  und 
magistratischen  Koslkinder  in  Wien  auf  die  nicht  ausreichende  Überwachung 
und  Evidenthallung  zurückzuführen  ist. 

Als  in  AnslalUpllege  befindlich  werden  wenige  verwalirloste  Kinder 
angegeben,  was  ja  insofern  selbstverständlich  erscheint,  weil  solche  Kinder 
ohnedies  in  entsprechender  Obhut  stehen  und  daher  gegenwärtig  nicht  mehr 
als  verwahrlost  bezeichnet  werden  können.  Dagegen  findet  sich  unter  den 
Verwahrlosten  eine,  wenn  auch  nicht  große,  so  doch  immerhin  erkleckliche 
Anzahl  solcher,  die  unbekannter  Abstammung  sind. 

dj  Die  Zahlen,  belrefl'end  den  Stand  der  Eltern  der  verwahrlosten  Kinder 
(beziehungsweise  dieser  selbst,  so  weil  sie  bereits  selbständig  sind),  richten 
sich  ganz  nach  der  im  § 5 zur  Besprechung  gelangenden  sozialen  Schichtung 
der  Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Kronlandes.  Das  über- 
wiegende Kontingent  stellen  — ebenso  wie  in  Deutschland  — die  Industrie- 
und  gewerblichen  Arbeiter,  hauptsächlich  die  ungelernten,  sogenannten 
Hilfsarbeiter  und  Taglöhner,  einschließlich  der  Dienstboten,  Kutscher, 
Wäscherinnen  u.  dgl.  Der  landwirtschaftliche  Stand  ist  außerhalb  Wien 
größtenteils  mit  uaselbständigen  landwirtschaftlichen  Taglöhnem,  ein- 
schließlich der  Hauer  und  landwirtschaftlichen  Dienstboten,  seltener  aber  mit 
selbständigen  Bauern  beteiligt.  V'ielfach  kommen  auch  die  berufslosen  in 
Armenversorgung  stehenden  oder  wegen  Arbeitsscheu  von  Bettel  oder 
Prostitution  lebenden  Ellern  vor,  vereinzelt  sind  auch  Diumisleu,  ein  aus- 
wärtiger Gefangenaufseher,  daim  Briefträger,  Straßenraeister  genannt.  Das 
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Bezirksgericht  Josefstadt  in  Zivilrechtssachen,  dessen  von  den  übrigen 
Äußerungen  etwas  abwcicliender  Bericht  später  besprochen  werden 
wird,  zäldt  von  den  dein  Gerichte  bekanntgewordeneu  72  Verwalirlosungs- 
fällen  an  Eltern:  18  selbständige  Gewcrbsleute,  G Handelsleute,  C Leulc  der 
gebildeten  Stände  und  42  Arbeiter;  an  Jugendlichen  selbst:  6 vermögende 
ohne  jeden  Beruf,  G Bureauangestclite,  *J  nicht  qiialiflzierte  Hilfsarbeiter  und 
30  gewerbliche  Hilfsarbeiter.  Diese  vereinzelte  Darstellung  ist  zum  Teile  auf 
die  soziale  Struktur  die.ses  Bezirkes  (siehe  oben  Tabelle  bei  § 2),  zum  gi'ößten 
Teile  wohl  darauf  zurückzuführen,  daß  das  Gericht  nur  jene  Fälle  zählt, 
welche  zu  einer  vormundschaflsgerichtlichen  Amtshandlung  — meist  Ent- 
ziehung der  väterlichen  Gewalt  — Anlaß  gegeben  haben. 

Die  gebildeten  Stände  sind  im  übrigen  nur  mit  vereinzelten  Ziffeni 
vertreten,  größere  Zahlen  weisen  nur  noch  das  Bezirksgericht  Rudolfsheim 
(unter  430  Verwahrlosungsfällen  G.h  auf  die  gebildeten  Stände  entfallende) 
und  das  Bezirksgericht  Innere  Stadt  II  aus,  bei  welch  letzterem  von  den 
wenigen  angeführten  Fällen  (14)  .sogar  die  Hälfte  den  gebildeten  Ständen 
angehört.  Auch  beim  Bezirksgerichte  Wäliring  stellt  der  Stand  der  Gebil- 
deten einen  größeren  Prozentsatz,  was  ebenfalls  aus  der  starken  Vertretung 
dieses  Standes  in  diesem  Bezirke  erklärbar  sein  dürfte.  Es  sei  daran  erinnert, 
daß  vor  kurzer  Zeit  dort  ein  Universitätsdozent  wegen  Mißhandlung  und 
Verwahrlosung  eines  Kindes  vor  Gericht  stand. 

e)  Bezüglich  der  Heimatszuständigkeit  der  Verwahrlosten  ist  zu  konstatieren, 
daß  sich  dieselbe  den  allgemeinen  Heimatsverhältnissen  der  gesamten  Be- 
völkerung anschließt.  In  Wien,  wo  laut  der  Volkszählung  im  J.ihre  1900  von 
der  Gesamtbevölkerung  rund  63G.OOO  nach  Wien,  lOl.tKX)  nach  Nieder- 
Österreich  außerhalb  Wien,  847.000  außerhalb  Niedei-ö.slerrcich  zuständig 
waren  und  wo  speziell  die  Arbeiter-  und  sonstige  besitzlose  Bevölkerung 
den  größten  Anteil  an  den  auswärts  Zuständigen  hat,  stellen  auch  unter  den 
Verwahrlosten  die  nicht  Einheimischen  ein  bedeutendes  Kontingent,  im 
Gegensätze  zu  den  ländlichen  Sprengeln,  welche  eine  mehr  bodenbesländige 
Bevölkerung  besitzen.  Eine  Ausnahme  hievon  machen  nur  Orte  mit  mehr 
großstädtischem  Charakter,  zum  Beispiel  Baden,  ferner  vielleicht  noch  Orte 
mit  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Findelkindern,  in  welcher  Richtung  das 
Bezirksgericht  Gföld  ein  lehrreiches  Beispiel  gibt. 

Schuberkenntnisse  gegen  auswärts  zuständige,  unmündige  Kinder 
konnten  mit  Ausnahme  eines  vom  Bezirksgerichle  Ottakring,  eines  vom 
Bezirksgerichte  Munk  und  eines  von  der  Bezirkshauplmannschaft  Mödling 
angeführten  Falles  nicht  eruiert  werden.  Das  Bezirksgericht  Mistelbach 
erwähnt,  daß  Kinder  nur  bei  Inschubsetzung  der  Eltern  in  Mitleidenschaft 
gezogen  werden.  Das  Bezirksgericht  Leopoldstadt  I vermißt  es,  daß  inFällen, 
wo  Minderjährige  von  der  Abschaffung  durch  die  politische  Behörde  betroffen 
werden,  dem  Pflegschaftsgerichte,  welches  doch  wegen  der  Fürsorge  im 
fremden  Gebiete  (Vomiundschaflsbestellung  etc.)  Vorkehrung  treffen  soll, 
eine  Anzeige  nicht  erstattet  wird. 
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§ 5.  Gruppierung  des  Stoffes  über  die  Ursachen  und  Erschei- 
nungsformen der  Verwahrlosung. 

Nunmehr  haben  unter  Vei-wertung  des  oben  gewonnenen  Zillemmaterials 
die  Ursachen  und  Ei-scheinungsforincn  der  Verwalirlosung  zur  Darstellung  zu 
kommen,  wobei  das  im  angeschlossenen  Fragebogen  ersichtliche  System  zu  Gninde 
gelegt  werden  soll  Demnach  werden  von  den  Ursachen  zunächst  jene  besprochen, 
welche  auf  Seite  der  Eltern  oder  anderer  Aufsichtspersonen  liegem,  und  von  diesen 
wieder  vorerst  jene,  welche  von  den  erwähnten  Personen  nicht  verschuldet  sind 
(Unfähigkeit  der  Aufsichtsperson),  sodann  jene,  welche  auf  ein  schuldhaftes  Ver- 
halten derselben  zurückzufiihren  sind  (Schuldhaftigkeit  oder  UnwQrdigkeit  der 
Aufsichtsperson).  Es  folgen  sodann  die  Ursachen,  welche  in  der  Veranlagung  des 
Kindes  selbst  liegen,  weiters  jene,  welche  direkt  aus  unserer  nuangelhaften  Orga- 
nisation der  Jugendfürsorge  fließen;  endlich  sollen  spezifisch  lokale  Ursachen  zur 
Darstellung  gelangen. 

Die  Erscheinungsformen  werden  hauptsächlich  in  kriminelle  und  außerhalb 
strafgesetzlicher  Vergehen  liegende  gruppiert. 

§ 6.  Die  auf  Seite  der  Eltern  oder  anderer  Aufsichtspersonen 
liegenden,  von  diesen  nicht  verschuldeten  Ursachen,  insbe- 
sondere die  sozialen  Grundlagen  der  Verwahrlosung. 

I. 

.Die  Verwahrlosung  der  Jugend  ist*  — wie  Baernreither  *)  treffend  sagt  — 
.nichts  .anderes  als  die  Venvahrlosung  eines  Teiles  des  Volkes  Oberhaupt.  Die 
Einflüsse,  welche  im  großen  und  ganzen  auf  das  Volksleben  ungünstig  einwirken, 
sind  gewöhnlich  auch  die  Ursachen  jener  gesellschaftlichen  Gebrechen,  welche  die 
modenie  Jugendfürsorge  zu  bekämpfen  sich  vornimml.“  Die  wichtigsten  dieser 
Ursachen  gehören  jenem  Gebiete  des  Kampfes  der  besitzlosen  Volksklassen  um 
ihr  tägliches  Brot  und  um  ihre  Wohlfahrt  an,  welches  man  mit  dem  Schlagworte 
.Soziale  Frage*  zu  ch.arakterisieren  pflegt. 

In  dieser  Richtung  sind  nach  der  Verschiedenheit  der  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  vier  Gebietskategorien  des  Landes  Niederöslcrreich  zu 
imterscheiden,  nämlich  die  Großstadt  Wien,  andere  größere  Städte  und  Industrie- 
orte, ländliche  Gebiete  mit  ausgedehnten  Latifundien,  wo  der  Großteil  der  Bevöl- 
kerung auf  die  Lohnarbeit  angewiesen  ist,  endlich  ländliche  Gebiete  mit  selb- 
ständigem bäuerlichen  Kleinbesilz. 

(1/  Die  Großstadt  als  das  Zentrum  der  gewerbliclien  und  Fabriksindustrie  ver- 
einigt ein  Heer  von  industriellen  Arbeitern  und  Taglöhnern,  welchem  außer 
den  Einlicimischen  auch  die  die  landwu'tschaftliche  Arbeit  fliehenden  und  in 
der  Stadt  einen  besseren  und  freieren  Verdienst  erhoffenden  ungelernten 
Arbeitskräfte  der  übrigen  Kronländer  Zuströmen,  um  dann  dem  Sammel- 
begriff der  sogenannten  Hilfsarbeiter  anzugehören. 


*)  Jugendfürsorge  und  Strafrecht  iu  den  Vereinigten  Staaten  von  .Amerika.  Seite  XII. 
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In  diesem  fluktuierenden  Prolelariate  wird  ein  ehernes  Gesetz  der 
Kinderverwahrlosung  und  Degeneration  wirksam.  Ziemlich  übereinstimmend 
hezcicimen  die  Gutachten  als  häutigste  und  intensivste  Ur-saclie  der  Ver- 
walirlosung  jene  Aufsichtslosigkeit  der  Kinder,  welche  durcli  den  Krwerb  der 
Eltern  bewirkt  wird  und  die  von  Dr.  Heicher  *)  besonders  hervorgehoben 
wurde. 

Um  den  Lebensunterhalt  zu  verdienen,  müssen  Mann  und  Weib  in 
angestrengter  Arbeit  sich  verdingen,  der  Mann  in  seinem  Berufe  als  Fabriks- 
oder sonstiger  Lohnarbeiter,  als  Musiker,  Dienstmann,  Kutscher,  Feilenhauer, 
das  Weib  als  Näherin,  Wäscherin,  Bedienerin,  Zeilungsaustriigerin,  Tag- 
lohnerin,  und  müssen  so  beide  den  größten  Teil  des  Tages,  zumeist  sogar 
über  die  Mittagmahlzeit,  außer  Hause  sein.  Ohne  eigentliche  soziale  Not, 
weil  beide  Teile  mit  ihrer  Hände  Arbeit  für  sich  und  ihre  Familie  redlich 
erwerben,  daher  auch  ttach  unserer  Armengesetzgebang  keiner  Unterstützung 
teilhaftig  werden,  wird  die  Mutter  ihrem  natürlichen  Berufe  als  Pflegerin  und 
Beschützerin  ihrer  Kinder  entfremdet,  wird  die  zahlreiche  Nachkommen- 
schaft ohne  Wartung  und  ohne  Erziehung  sich  selbst  überlassen,  da  die 
Aufnalime  einer  Aufsichtsperson  srdbstversländlich  das  Budget  der  Arbeiter- 
familie weit  überschreiten  würde.  Besten  Falls  werdeir  die  Kinder  Nachbarn 
oder  anderen  fremden  Personen  anvertraut,  meistens  aber  sind  in  der 
elenden  Wohnung  die  jüngeren  Kinder  der  allen  Begriffen  der  Hygiene  hohn- 
sprechenden Pflege  und  Ernähnmg  durch  die  älteren  Geschwister  über- 
antwortet, ein  Umstand,  unter  welchem  auch  die  letzteren  selbst,  und  zwar 
nicht  nur  körperlich,  sondern  auch  geistig  leiden,  weil  sie  zum  größten  Teile 
dem  Schulbesuche  entzogen  werden.  So  kommt  cs  zu  jenen,  immer  mit 
einem  gerichtlichen  Freispniche  endenden  Ffdlen,  wo  Kinder  sich  selbst 
überlassen  aus  dem  Fenster  stürzen,  durch  Spielen  mit  Zündhölzchen  Brand 
stiflen  u.  dgl. 

Alle  diese  Kinder  werden  der  Straße  preisgegehen  und  hier  .sind  sie 
nicht  nur  den  UnglücksRillen  durch  Überfahren  u.  s.  w.  ausgesetzt 
sondern  hier  auf  der  Straße  ist  — wie  die  meisten  Gutachten  in  glühenden 
Farben  schildern  — die  eigentliche  Brutstätte  der  Verwahrlosung.  Von  der 
harmlosen  Belästigung  der  Pas.santen  durch  mutwilliges  Fragen  nach  der 
Zeit,  vom  Verdienen  einiger  Heller  als  Gepäckträger  angefangen  bis  zum 
Steinewerfen,  Messerstechen,  zur  Zus,ammenrottung  in  .Platten“  und  zur 
Prostitution,  vom  unschuldigen  Kugclspielen  bis  zum  leidenschaftlich  betrie- 
benen Hasardspiel,  vom  Hausieren  und  Betteln  aus  Genäschigkeit  bis  zum 
Taschendicbstalil,  von  kleinen  Diebereien  bei  Marktbuden  u.  dgl.  bis  zum 
Einbruch  und  Raub  machen  hier  die  sich  selbst  überlassenen  und  vagabun- 
dierenden Kinder,  staunend  auflrlickend  zu  ihren  älteren  Lehrmeistern  der 
Verworfenheit,  eine  ganze  Schule  der  Verwahrlosung  durch.  Sie  .stürzen“ 
die  Schule,  verlieren  jede  Scheu  vor  einer  Autorität,  so  daß  selbst  Mahnungen 

•)  Im  olmn  aagezcigtcii  Werke,  Seite  15  un»l  an  anderen  Stellen,  aueli  im  zitierten  Ver- 
trage Seite  9 IT. 
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der  Eltern  oder  I.,ehrer  niclif  gphört  wei-den.  Durch  das  Ilenimhmgem  wirii 
ihnen  die  Lust  zur  Arbeit  benommen,  jener  widiliysten  Grundlage  und 
Stütze  jeder  Existenz.  Die  weiteren  einzelnen  Plagen,  welche  dem  Milieu 
des  Proletariats  angehören  und  dasselbe  zu  einem  wahren  Herde  der  Vcr- 
wahrlo.sung  stempeln,  weil  sie  den  körperlichen,  moralischen  und  geistigen 
Huin  der  Jugend  herbeiführen,  wurden  schon  so  oft  und  eingehend  geschildert, 
daß  es  genügt,  sie  hier  nur  mit  einigen  Worten  anzudeuten. 

Da  ist  die  fortwährend  zunehmende  Verteuerung  aller  Lehensbedin- 
gungen, welche  den  Standard  of  Life  der  Arbeiter  immer  mehr  und  mehr 
herai)dmckt,  die  ungenügende  Nahrung,  die  Körper  und  Seele  untergräbt 
und  jenes  fürchterliche  Hungergefülil  erzeugt,  welches  die  Kinder  zum 
Bettel  und  zu  Eigentumsdelikten  treibt;  die  körperlich  und  moralisch  ver- 
derbende Wohnungsnot,  wo  die  miserabelsten  Woluiungsbedingungen  noch 
durch  das  Beltgeherwesen  vergiftet  werden,  weil  der  Zins  ohne  Altermieter 
nicht  erschwungen  werden  könnte,  ln  einer  elenden  Kammer  schlafen  oft 
über  20  Personen  verschiedenen  Geschlechtes  zusammen,  welche  ungeniert 
vor  den  kleinen  und  halbwüchsigen  Kindern  sich  allen  sexuellen  Intimitäten 
hingeben,  ein  Umsland,  durch  den  insbesondere  bei  den  Mädchen  das 
Schamgefühl  untergiaben  wird.  Diese  Wohnungsnot  allein  schon  treibt  die 
Kinder  auf  die  Straße,  wo  sie  wenigstens  freie  Luft  atmen,  überdies  alier 
auch  alle  beschriebenen  Loi  kungen  ihrer  harren.  Oft  jedoch  wird  auch  die 
Wohnung  von  den  Eltern  während  ihrer  ganztägigen  Abwesenheit  geradezu 
versperrt,  weil  — wie  die  Kinderschutz-  und  Rettungsgesellschaft  hervor- 
heht  — Kinder  keine  guten  Behüter  einer  Wohnung  sind.  Von  einer 
Anhallung  zum  Schulbesuche  kann  selbstverständlieh  keine  Rede  sein.  Aber 
selbst  dort,  wo  die  Eltern  ihr  Brot  in  Heimarbeit  venlienen  und  ihre  Kinder 
nicht  verla.ssen  müssen,  ist  cs  wieder  die  beschränkte  Wohnung,  welche  für 
die  zahlreiche  Familie  keinen  genügenden  Raum  bietet  und  die  Eltern 
zwingt,  die  Kinder,  und  zwar  die  schulpflichtigen  wenigstens  außerhalb  der 
Schulzeit,  auf  die  Straße  zu  schicken,  ln  erhöhtem  Maße  tritt  dies  bei  Krank- 
heitsfällen in  der  Familie  ein.  Speziell  bei  den  Heimarbeitern  kommt  noch 
die  Ausnützung  der  kindlichen  Arheit.skrafl  zur  Mibirbeit  und  zu  allerlei 
Hilfsdiensten  im  Erwerb  in  Betracht;  die  Kinder  werden  zu  Liefeigängen. 
zum  Zeitungsaustragen  u.  dgl.  verwendet 

Nach  beendeter  Schulpflicht  wird  das  nunmehr  14  jährige  Kind,  um 
den  Eltern  nicht  weiter  zur  I.aist  zu  sein,  oft  sogar,  um  diesen  eine  Ver- 
sorgung zu  gewähren,  ohne  weitere  berufliche  Ausbildung  als  ungelernter 
Hilfsarbeiter  in  das  harte  Leben  hin,ausge.stoßen.  Ohne  Betreuung,  ohne  Auf- 
sicht wirkt  sowohl  in  diesen  Fällen  wie  auch  bei  der  Unterbringung  von 
Jugendlichen  in  einer  Lehre  der  Urngmig  mit  erwachsenen  und  moralisch 
niedrig  stehenden  Arbeitern  verderbend  ein.  Dazu  kommt  häufig  noch  die 
später  zu  besprechende  verfehlte  BorufswaliL 

Dies  alles  bildet  in  dem  geschilderten  Milieu  den  normalen  wirtschaft- 
lichen Entwicklungsgang;  kommt  aber  zu  alledem  noch  die  wirkliche  grause 
Not,  die  Brotlosigkeit  durch  Krankheit  oder  Dienstentlassung,  dann  leiden 
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die  herallwachsenden  Kinder  darunter  am  meisten  an  Leib  und  Seele.  Sie 
werden  von  den  eigenen  erwerbslosen  Eltern  zum  Beiteln  oder  zu  den 
geschilderten  kleinen  SlraÜenverdiensten  ausgeschickl:  verlernen,  vom 
Hunger  gepeinigt,  mit  elenden  Fetzen  bekleidet,  jede  Unterscheidung  von 
Mein  und  üein  und  jeden  sittlichen  Begriff. 

Hieher  gehört  das  Kapitel  Ohdacldosigkeit  und  Massenquartiere, 
welches  in  Wort  und  Bild  bereits  zur  Genüge  dargestellt  wurde;  ich  erinnere 
an  jenes  Bild  des  .Urania* -Vortrages  über  die  Quartiere  des  Elends  und 
Verbrechens,')  wo  in  den  Wärmestuben  die  Kinder  in  Fetzen  gehüllt  buch- 
stäblich wie  die  Tiere  auf  dem  Boden  schlafen;  ich  verweise  auf  die 
Schilderung  des  Gutachtens  der  Polizeidircktion,  wonach  von  ganzen 
obdachlosen  Familien  die  Unterkunft  im  Polizeiarreste  des  Abends  als  eine 
Woldtat  empfunden  wird.  Entsetzlich  sind  dalier  auch  die  Wahrnehmungen 
über  hungernde  und  schlecht  gekleidete  Schulkinder  in  jenen  Bezhken,  wo 
die  Arbeitslosigkeit  bei  dem  großen  Prozentsatz  der  Lolmarbeiter  sehr 
häufig  ist,  zum  Beispiel  in  Favoriten,  Budolfsheim,  Ottakring,  Hernals  und 
Floridsdorf.  Eine  einzige  Schule  des  Bezirkes  Rudolfsheim,  die  Knaben- 
schule in  der  Lortzinggasse  3,  konstatiert  aus  den  allerletzten  Monaten 
168  Fälle  der  Arbeitslosigkeit  von  Ellern  oder  Aufsichtspersonen.  Da  ist 
auch  die  Beihülfe  der  Privatwohltätigkeit  mit  Speisemarken,  Wärmestuben- 
marken und  Bekleidung  wie  ein  Tropfen  Wasser  in  eine  Feuersbrunst 
Eiinnem  wir  noch  daran,  daß  unter  den  von  Max  Winter  •)  und  im 
erwähnten  Vortrage  in  der  .Urania*  geschilderten  lichtscheuen  und  obdach- 
losen Gestalten  auch  manche  Minderjährige  zu  linden  sind,  so  vervollständigt 
sich  das  Bild  des  Elends. 

Diese  sozialen  Ursachen  wirken  gleiihmäßig  auf  alle  ihnen  unler- 
worfenen  Bevölkcrungsschichlcu.  Hier  macht  cs  keinen  Unterschied,  ob  ein 
Kind  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt,  ob  es  bei  den  eigenen  Eltern,  bei 
Stief-  oder  Pnegeeltern  untergebracht  ist,  nur  daß  in  letzteren  Fällen  noch 
das  natürliche  Elterngefühl  wegfällt  Daß  in  einem  solchen  Milieu  von  einer 
Betreuung  und  Erziehung  der  rasch  aufeinanderfolgenden  Kinder  keine  Rede 
sein  kann,  daß  vielmehr  ilie  Eltern  oder  Pllcgcr  selbst  wie  im  Notstände  die 
Verwahrlosung  der  Kinder  fördern,  ist  selbstverständlich.  Allerdings  gibt  es 
Eltern,  welche  trotz  alledem  unter  allen  möglichen  Entbehnmgen  den 
Kindern  treu  bleiben,  die  .abgemüdet  nach  llan.se  kommen  und  sich  noch 
der  erziehlichen  Euiwirkimg  auf  die  Kinder  widmen,  aber  solche  moralisch 
starke  Naturen  sind  nicht  häufig.  Der  berühmte  Stnifrechtslehrer  Liszt  *) 
führt  aus:  .Wenn  der  Vater  als  Geselle  außer  Hause  arbeitet  und  die  Mutter 
krimk  oder  schwach  ist;  wenn  der  Vater  den  ganzen  Tag  ui  der  Fabrik  oder 
auf  dem  Felde  beschätligt  ist  und  die  Mutter  durch  Aufwarten,  Waschen, 


I)  Von  Drawe-Kläger. 

V)  Tm  unterirdischen  Wien. 

*)  Vergl.  Dr.  Hans  Groß,  .Die  Ueliainlliing  verw'ahrlosler  Kimler  und  jugendlicher  Übel- 
täter*, Gerichtszeitung  Nr.  50  vom  Jalire  1905. 
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Nühnn  in  rreiiulcn  Fuinilien  den  unentbulirlichen  ZiiscliuB  zu  den  Wuchen- 
einnalimen  vei-dienen  inuB;  wenn  in  die.seti  und  hundert  ülinlieiien  Fällen 
die  zaldreichen  Kinder  ohne  genügende  Aufsictit  zurü' kgelassen  werden  und 
nun  allmäliUdi  kOrpcrIidi  und  silllidi  verkonmieti:  kann  man  da  von  einem 
Verschulden  spredien,  liegt  hier  nicht  die  Schuld  an  der  Gesellschan,  in 
weldier  solche  Zustände  mögUcli,  ja  notwendig  sind?“  Und  der  von 
Dr.  Ucicher  in  seinem  angeführten  Vorträge  zitierte  Staatsminisler  Freiherr 
von  Berlepscli  sagt  nach  Scliilderung  der  angestrengten  Tätigkeit  der 
Arbeiterfrau  im  Erwerbsleben:  ,Kaum  Zeit,  um  die  Kinder  einige  Minuten 
auf  den  Schoß  zu  nehmen,  ihre  kleinen  Schmerzen  zu  lindern  und  kleinen 
Freuden  zu  teilen;  kaum  Zeit,  um  den  wannen  Strom  der  Mutterliebe  in  die 
kleinen  Herzen  fließen  zu  lassen,  sie  zu  warnen  vor  dem  Bösen;  noch  viel 
weniger  Zeit,  mit  dem  Manne  ihre  Gedanken  auch  nur  kurze  Zeit  zu 
erhebc'ii,  über  die  Plagen  des  nächslliegenden  alltäglichen  Lebens  hinaus 
den  Fragen  zu,  deren  richlige  Beantwortung  eutsclieidend  ist  für  den  sitt- 
lichen Wert  oder  Unwert  des  Menschen.  Wer  will  den  ereleii  Stehi  auf  sie 
werfen,  wenn  die  Arbeiterin  unter  diesen  Verhältnissen  niclit  nur  körper- 
lich, sondern  auch  geistig  erschlalll,  wenn  sie  die  Erziehung  der  Kinder 
vernacldässigt,  wenn  die  Emplindung  sittlicher  V'erptlichlung  aligestumpfl 
wii-d?“ 

Meist  komiiil  zu  all  den  geschilderten  Erscheinungün  noch  dazu,  daß 
der  ätann  bei  seinem  freiidtusen  Dasein  den  Lockungen  des  Alkoliols  nicht 
entsagen  kann,  daß  damit  das  Haus  zum  ächuii|datze  der  wüstesten  Koheits- 
au-sbrüche  gegen  Weib  uml  Kind  wird,  welche  oft  von  Trunkenbolden  auf 
die  Straße  gesetzt  werden,  daß  aber  auch  die  gi'ringen  Subsistenzmittel  der 
Familie  dann  größtenteils  entzogen  w erden.  Welchen  Einfluß  aber  genule 
die  Hoheit  auf  das  kindliche  Gemüt  ausübt,  ist  liekannt.  Wie  steht  es 
erst  mit  der  Familie,  wenn  der  Vater  stirbt  oder  W'eib  und  Kind  schuldliaft 
verläßt? 

b)  Nicht  viel  besser  als  in  der  Großstadt  liegen  die  V'erhältnisse  in  den  übrigen 
großen  Städten  und  Industrieorten.  Denselben  sind  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  Kurorte  und  be.suchte  Sommerfrischen  anzureihen,  welche  etwas  von 
den  sozialen  uml  demoralisierenden  Mängeln  der  Großstadt  besitzen.  Es  sei 
von  den  Orlen  in  der  Nähe  Wiens  beispielsweise  nur  hingewiesen  auf  die 
Fabriksorle  Liesing  und  Mödling;  dies  Bezirksgericht  Mödling  schildert 
besonders  eingehend  die  Verhältidsse  der  Ziegelwerksarbeiter  und  die 
dortigen  Massenquartierc.  Auch  das  Bezirksgericht  Poltenstcin  stellt  ähnliche 
Verhältnisse  bei  der  W'ohnungsnot  und  den  hohen  Preisen  dar,  so  daß  den 
Sommer  über  sogar  alle  Dachboden  als  Massenquartierc  überfüllt  siml. 

c)  Was  die  ländlichen  Orte  betrifft,  in  welclien  bei  ausgedehntem  Latifundien- 
besitz  das  Gros  der  Bevölkerung  auf  die  landwirtschaftliche  oder  gewerbliche 
Taglotmimheit  :mgewiesen  ist,  so  sind  auch  hier  die  sozialen  Grundlagen  der 
Vcrw.ahrlosung  die  ungünstigsten,  nur  mit  dem  Untersdiicde,  daß  die  Eltern 
und  Aufsichtspersonen  nicht  in  Fabriken  und  seltener  auch  in  Werkstätten 
arbeiten,  sondern  zumeist  auf  dem  Felde,  in  Weingärten,  als  Viehhirlen 
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♦ Yu.  s.  w.,  jedoch  immer  wieder  den  ganzen  Tag  außer  Haus  beschafligl  sind. 
_j^^i?icherlicli  sind  manche  Lebensbedingungen  da  günstiger:  die  gesunde  Luft, 
der  eigene  Gemüsebau,  die  palriarehalisclien  Vx>rtiällnisse  der  lündüclien 
.^•'^ßrrAj  Bevölkerung,  welche  alle  Kinder,  auch  jene  der  Dienstboten,  in  die  einheit- 

liehe  Hausgemeinschaft  aufnimmt  u.  dgl.  Alles  das  wird  aber  durch  einen 

anderen  Obclstand  paralysiert,  das  ist  die  Kostkinderwirtschaft.  Die 
Kostkinder,  seien  cs  nun  Findlinge,  in  Armenversorgung  Iteflndliche  oder  von 
ihren  Eltern,  insbesondere  von  armen  gefallenen  Frauenspersonen  in  Kost 
gegebene  Kinder,  werden  — wie  später  dargestellt  wird  — wegen  der 
ungenügenden  Entlohnung  hauptsächlich  nur  von  den  ärmsten  Leuten  und 
oft  auch  von  solchen,  welche  wegen  ihres  Alters  oder  infolge  Kntppel- 
haftigkeit  erwcrbsunfäliig  sind,  in  Pflege  genommen,  und  zwar  zur  Be- 
schaffung eines  Nebenerwerbes,  also  nur  als  Ansbeutungsobjekt.  Daß  die 
Pflegekinder  hauptsächlich  in  ländlichen  Gebieten,  wo  die  Lehensbe<lingungen 
im  allgemeinen  günstiger  sind,  Vorkommen,  zeigen  die  bereits  angeführten 
Ziffern  der  Landesfindelanstalt,  wonach  nur  nmd  ttlK)  Pfleglinge  in  Wien, 
aber  7500  in  Niederösterreich  außerhalb  Wien  untergebracht  sind. 

So  wiederholen  sich  denn  die  verderblichen  Lebenshedingungen  der 
Großstadt  auch  in  dii'sen  Orten  in  etwas  veränderter  Erscheinungsform. 
Was  zum  Beispiel  die  Wohnungsnot  und  das  Zusammenleben  großer 
Familien  in  engbegrenzten  Käumlichkeiten  anbelangt,  so  .schiidci't  das 
Bezirksgericht  Tulln,  wie  bei  den  Pflegeelteni  in  einem  beschränkten  Zimmer 
oft  bis  zu  zehn  Kindern  auf  den  Strohsäcken  voll  Unreinlichkeit  und  Unge- 
ziefer herumliegcn,  ein  Ma.ssenquarlier  im  kleinen.  Es  komme  vor,  daß  ein 
Paar  Schuhe  abwcchslungsweise  von  mehreren  Kindern  benutzt  werden 
müsse,  wenn  sie  im  Winter  in  den  Hof  oder  in  die  Kirche  gehen.  Dieser 
Bericht  führt  auch  einen  Fall  an,  wo  die  Eltern,  außer  Haus  in  die  Arbeit 
gehend,  ihre  Kinder,  darunter  auch  eine  geistig  etwas  minderwertige  Tochter, 
in  der  Wohnung  vereperrt  allein  ließen,  was  sich  ein  Bursche  des  Ortes 
zu  nutze  machte,  indem  er  regelmäßig  in  die  Wohnung  einstieg  und  die 
Tochter  verführte.  Es  wird  ferner  eiti  F’idl  angeführt,  daß  ein  Sattler,  der 
außer  Haus  zu  den  Bauern  auf  Arbeit  ging,  sein  Kind  mitnahm,  damit  es 
ihm  nicht  durchgehe,  und  dieses  so  ohne  Schulbesuch  blieb  und  der  Ver- 
wahrlosung preisgegeben  wurde.  Viele  Bezirksgerichte  schildern,  wie  auf 
dem  Lande  die  Kinder  der  Beaufsichtigung  und  Betreuung  ihrer  jüngeren 
Geschwister  oder  gar  schwachsinnigen,  zur  Arbeit  nicht  mehr  brauchbaren 
Personen  anvertraut  werden  und  welche  Zustände  bei  sulchen  Pflegekindern 
herrschen.  Das  Bezirksgericht  Zwettl  brandmarkt  auch  die  Laxheit  der 
Bevölkerung,  welche  selbst  ältere  Kinder  verschiedenen  Geschlechtes  in 
einem  Bette  zusammenschlafen  lasse. 

Am  stärksten  tritt  die  Aluilichkeil  solcher  Orte  mit  den  Industrial- 
. gebieten  hervor,  wenn  eine  ganz  arme  Bevölkerung  vorhanden  ist  und  sich 

keine  genügenden  Arbeitsgelegenheiten  bieten.  D.aß  Gegenden  mit  Weinbau 
durch  den  größeren  Konsum  von  Alkohol  auf  das  physische  und  geistige 
W'ohl  der  künftigen  Generation  unmittelbar  und  mittelbar  schädigend  ein- 
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wirken,  wird  in  einigen  Berichten  aus  solchen  Gegenden  angeffdirl,  wfdirend 
andere  Berichte  dieser  Gebiete,  zum  ßeis]iiel  der  des  Bezirksgerichtes  Mödling, 
beliaupten,  daß  ein  größerer  Prozentsatz  der  Verwalirlosung  in  weinlrau- 
treibeuden  Gegenden  des  dortigen  Bezirkes  — zum  Beispiel  Gumpolds- 
kirchen und  Guntramsdorf  — nicht  nachweisbar  sei,  daß  vielmelir  überall 
hauptsächlich  der  Branntweingenuß  zerstörend  wirke.  Daß  endlich  Orte  mit 
großen  Militärgarnisonen  einen  größeren  Prozentsatz  entsittlichter  Frauens- 
personen aufweisen,  wird  insbesondere  vom  Bezirksgerichte  Wiener-Neu- 
stadt angedeutet. 

d)  Verhältni  mäßig  die  günstigsten  sozialen  Bedingungen  zeigen  die  Orte  mit 
selbständigem  bäuerlichen  KIchibcsitze;  aber  auch  hier  finden  sich  manche 
der  geschilderten  Schädlichkeiten,  so  der  Unfug  mit  den  Pflegekindern,  ferner 
der  Obelstand,  daß  heranwachsende  Kinder  mit  den  Dienstboten  die  Schlaf- 
slätte  teilen,  vielfach  W'erdcn  auch  von  den  Kleinbauern  Bettgeher  ange- 
nommen, um  die  Zmsen  der  auf  dem  Hause  haftenden  Kapitalien  leichter 
bezalilen  zu  können.  Es  kommt  also  selbst  in  diesen  Gegenden  darauf  an, 
ob  eine  reichere  oder  ärmere  Bevölkerung  vorhmiden  ist.  Daß  die  Kinder 
zu  Grunde  gegangener  Gewerbsleute  und  Bauern  oft  der  V'crwahrlosung 
anheinifallen,  ist  klar,  cs  kommt  aber  auch  häufig  vor,  daß  Häusler  außer 
Haus  gehen  müssen,  um  sich  den  notwendigen  Niüirungsuntertuüt  zu  ver- 
dienen. 

Charakteristisch  ist  die  Bemerkung  des  Bezirksgerichtes  Kirchscidag, 
daß  die  Kinder  der  Besitzlosen  dieselbe,  aller  mangelhaftere  Fürsorge  wie 
Bauerukinder  genießen.  Erwähnenswert  ist  auch  noch  die  Bemerkung  einer 
Pfarre  des  Bezirkes  Maulern,  daß  uifolge  der  Not  an  landwirtschaftlichen 
Dienstboten  allmählich  auch  bei  bemittelten  laindwirten  die  Preisgebung  der 
Kinder,  ähnlich  wie  beiden  außer  Haus  arbeitenden  Taglöhnern,  einzutreten 
beginnt.  Analog  hebt  auch  die  Stadt  Korneuburg  hervor,  daß  bei  kleinen 
Landwirtschaftsbesitzern  beide  Eltern  außerhalb  des  Hauses  zubringen,  weil 
die  Frau  dem  Gatten  bei  der  Feldarbeit  behiinich  sein  muß. 

Diesen  sozialen  Ursachen  stehen  alle  übrigen  weil  nach.  Die  Aufsichtslosig- 
keit  der  Kinder  ohne  eigentliche  Not,  infolge  des  Berufes  der  Eltern,  zeigt  sich  bei 
einem  Prozentsatz  bis  zu  drei  Viertel  aller  Fälle,  nach  einigen  Berichten  in  allen 
Fällen  der  Verwahrlosung  als  Ursache.  Jetzt  ist  es  auch  erklärlich,  wannn  die 
Mehrzahl  der  Verwahrlosten  ehelicher  Abstammung  ist 

Es  gilt  auch  für  uns  jenes  Wort  der  preußischen  Statistik,  das  ausfülirl,  in 
welch  erschreckendem  Maße  die  Groß.städle  und  die  Induslriezentrt-n  auf  die 
Jugend  voi-derblich  ciuwirken  und  daß  wir  den  Glanz  der  indu.striellcn  Entwick- 
lung zum  nicht  geringen  Teile  mit  unserer  Jugend,  das  heißt  mit  der  Zukunft 
imseres  Volkes  bezalilen.  *) 

i)  Cliarakteristisrli  sind  aiirli  die  ZifTem  der  niederCsterreieinseiien  Landesbcsserunjrsnnstalt 
Kggeaburg.  Von  den  in  den  letzten  Jaitren  Aufgenommenen  wenien  70s/q  unter  den  Itubriken: 
Soziale  Nut  und  Äufsiciitslosigkeit  infolge  Berufes  der  Kltem,  gefülirt.  Die  Anstalt  scliildert.  wie 
die  meisten  zuwacbseiiden  Kinder  sebteebt  gentibrl  und  bekleidet,  meist  voll  Ungeziefer,  oft  auch 
mit  Aussclilägen,  Krätze  n.  dgl.  beliaftet  sind.  Aiinlicb  ist  <ias  Pruzentverbältids  in  der  Bessenings- 

f* 
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Amlereiseils  pelU*n  aber  die  oben  erörtert»  n GesirhlsjUinklo  nicid  aus- 
sdilioßlich  für  die  iiiduslrie-  und  sonsligen  Loliiiarhoilcr,  soiidorii  iiiah  für  alle 
übrigen  Bovülkermigssdiichleii,  welche  milcr  dem  Pauperijiiius  leiden,  das  heißt 
bei  geringem  Einkommen  einen  schweren  L(*benskampr  zu  führen  haben. 

II. 

Als  ziemlich  seltener  Grund  der  V’erwahrlosung  wird  da.s  hd.sächliche  Ver- 
lasseiiseiti  von  Kindern  infolge  momentaner  äußerer  Umstände,  znm  Beispiel  durch 
die  zeitliche  Verhinderung  des  Vaters  in  Ausübung  seiner  väterlichen  Gewalt 
(§  17(5  a.  b.  ü.  B.)  angeführt,  verhältnismäßig  häutiger  kommt  eine  wenn  auch 
nur  vorübergehende  Preisgehung  der  Kinder  bei  Untersuduings-  oder  Stniflialt 
der  Ellern  oder  Aufsichtspersonen  vor.  Das  Um  und  Auf  der  Hilfe  in  solchen  Fällen 
ist  die  lii'stimmiing  des  § 50  der  SIrafgerichtsinsIrnktion  vom  IG.  Juni  lS5t, 
H.  G.  151.  Nr.  lO.j,  und  die  privaten  Wohltätigkeilsanstalten,  auf  welche  die  Gerichte 
bei  der  Durchführung  dieser  Bestimmung  in  höchst  mangelhall  er  Weise  angewiesen 
sind.  Wie  eine  Farce  mutet  es  manchmal  an,  wenn  Ellern  w(‘gen  strafbarer  Gefähr- 
dung des  Wohles  ihrer  Kinder  verurteilt  werden  und  dann  die  Kinder  gerade 
wätirend  dieser  .Strafliaft  ihrer  Eltern  hilflos  sich  seihst  überla.s.sen  bleilnai.  Eine 
praktisch  irgendwie  in  Erscheinung  tretendt-  Bessemng  wurde  auch  durch  das 
niederösterreichischc  Landesgeseb.  vom  20.  August  1901,  L.  G.  Bl.  Nr.  ti,  über 
die  Gebarung.mberschüsse  der  kumul.iliven  Waisenkassen  nicht  herbeigeführt,  da 
die  dort  für  zulässig  erklärte  Behandlung  von  Kindern  Verliaileter  ids  .verlassene' 
im  Sinne  ries  Gesetzes  nur  auf  besonders  berücksichtigenswerte  Fälle  eingeschninkt 
wird  und  tatsächlich  nie  vorkommt. 

Das  Bezirksgericht  Neulcngb.ich  erzählt  einen  Fall,  in  dem  ein  Lehrling 
gänzlich  verlassen  war,  weil  seine  Eltern  in  Bulgarien,  der  Vormund  aber  in  Böhmen 
sicli  belinden.  Die  Verwahrlosung  dic.ses  Lehrlings  nahm  von  ih?r  Verleitung  zum 
Diebstahl  durch  Erwachsene  ihren  Ausgangs|iunkt. 

Die  Kiiiderschutz-  uml  Uettungsgesellschafl  .schildert  einen  jetzt  in  der  Isdire 
untergebrachten,  aber  einen  eigentümlichen  Hang  zum  Unstäten  auBveisenden 
Jungen,  der  mit  1 1-  Jahren  aus  einem  kleinen  l.schechi.scheu  Orte  nacli  Wien 
geschickt  wurde,  wobei  ihm  die  .Mutter  lediglich  das  Heisigeld  und  einen  Zettel 
gal),  auf  welchem  der  N.ime  eines  V’erwandten  in  Wien  stand,  an  den  sieh  der 
Knabe  wenden  sollte,  der  sich  aber  um  den  Jungen,  welcher  kein  Wort  deutsch 
versteht,  nicht  im  mindesten  kümmert.  So  kam  derselbe  durch  Verleitung  auf 
Abwege  und  wurde  ein  Gewoludieitsdieb.  Solche  sprachliche  Schwierigkeiten 


anstatt  Komeuburg.  tnleressiuit  siml  die  von  iler  .\tisljilt  Rggenl>urg  angegebenen  detaillierten  Daten 
rd)er  die  firztlirben  UntersuehnngslH-funde.  Von  den  .Aurgenoimnenen  waren  bei  den  Kn.ilKtii  nur 
Ö2«/,,  bei  den  Mädeben  btto/y  norimil  enlwiekell  und  gesund,  der  liest  war  inangelbah  enlwiekelt, 
mit  angeborenen  oder  erworl>enen  Oebreeben  fbaniils.’lchlictt  llbacbitis,  uncli  tjkmpbulose, 
Tulierkulose.  Exzem  elc.,  am  liäufigsten  aber  mit  Defekten  iler  Augen  und  de»  Gebbrganges) 
beliattet.  Häufig  sind  aueb  angeborene  Köqieranotnalion.  Kropf,  alter  auch  Narlten  nueb  schweren 
Verlelzungen.  Erwähnt  sind  insbesoinlent  noeli  patlnilogiselie  Angstzustäiiilit,  GoistessebwäeJie  lind 
tituinpfsimi,  siciie  aucli  bei  §t>. 
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werden  auch  in  anderen  Gulaclitcn  als  eine  Ursache  der  Vetwalirlosunj; 
bezciclinet. 

Diu  Fälle  schuldharien  Verlassens  einer  Familie  seitens  dc.s  Vaters  gehören 
zum  § 8. 

111. 

Als  meist  unverschuldele  Ursache  können  noch  die  unglücklichen  F.hen 
angeführt  werden,  in  welchen  alle  sozialen  äliß.'lände  doppelt  fühlbar  werden, 
aber  auch  bei  den  besseren  Ständen  die  Kindereraiehung  arg  danieiler  liegt,  zutnal 
eine  ungleiche  liehandlung  der  Kinder  von  jedem  der  beiden  Elternteilc  ohne  Jedes 
Einverständnis  derselben  einirilt.  Es  wäre  nur  zu  wünschen,  daß  bei  allen  Ehe- 
scheidungen, welche  clie  Gerichte  vornehmen,  immer  auch  das  Wohl  der  Kiniler 
zum  (ii^genslande  eingehender  pflegschaflsbehördlicher  Maßregeln  gemacht  werde. 

IV. 

Schließlich  sei  erwfdinl,  daß  in  der  Stadt  und  auf  dem  Lande  Familien  zu 
Grunde  gegangener  selbständiger  Existenzen  ein  gefährliches  Terrain  für  die  Ver- 
wahrlosung der  Kinder  abgeben.  Lesen  wir  doch  so  häutig  in  den  Tagesblättem 
Notrufe  für  meist  .schuldlos  im  Konkurrenzkamiife  zuGnmde  gegangene  Geschäfls- 
leule  u.  dgl.  mit  darbi  nden  kinderreichen  Familien.  Es  wäre  wünschenswert,  daß 
die  Zeilungsredaktionen  sich  entschlössen,  in  allen  ihnen  bekimnt  werdenden 
Fällen  der  Not,  wo  Kinder  in  Betracht  kommen,  ein  geordnetes  Eingreifen  der 
Behörden  und  der  Privat  Wohltätigkeit  (im  Wege  akkreditierter  Vereine)  oinzuleilen. 

§7.' Übergang  zu  den  Formen  schuldhaften  Verhaltens  der 
Eltern  und  Pflegepersonen. 

Außer  den  im  vorhergehenden  Paragraphen  geschilderten  sozialen  Ursachen 
gibt  es  freilich  auch  noch  andere,  unser  ganzes  Volksleben  und  alle  Kreise  der 
Bevölkerung  durchsetzende  Schädlichkeiten,  welche  mit  eine  Quelle  der  V'erwahr- 
losmig  bilden.  Vielen  Gutachten  zufolge  sind  hieher  zu  rechnen  die  immer  mehr 
um  sich  greifende,  das  politische,  nationale  und  konfessionelle  Leben  durch- 
dringende Verrohung,  das  Schwinden  jede.s  moiailischen  Haltes  und  sittlichen 
Ernstes,  gepaart  mit  Genußsucht,  Willensschwäche  und  Hintansetzung  jedes 
Autorilätsgefühles,  Mangel  jeglicher  Geduld,  des  ersten  Requisites  der  Kinder- 
erziehung, schließlich  das  niedrige  Niveau  der  Volksbildung  in  praktischer  Richtung. 
In  den  Reihen  der  Geistiiehkeit  und  von  katholischen  Vereinen  wird  hauplsäcldich 
auch  das  Schwinden  alles  religiösen  Gefühles  gebrandmarkt,  ein  V'orwurf,  der  von 
der  Pfarre  Hietzing  in  Wien  in  folgende  Worte  gekleidet  wird:  .Zurück  zum 
alten  Herrgott,  treue  Befolgung  seiner  Gebote,  tiefe  Religiosität  auf  allen  Linien 
des  öffentlichen  Lebens,  d.as  ist  die  Rettung  der  menschlichen  Gesellschaft  und  die 
Regelung  des  sozialen  I.a:bcns,  alles  andere  ist  Humanitätsdusel  und  temporäres 
Flickwerk!* 

Dazu  kommt  noch  da.s  so  häufig  zu  beobachtende  Leben  über  den  Rahmen 
des  Verdienstes  und  der  sozi.alen  Verhältnisse  hinaus.  Die  allen  diesen  Ei-schei- 
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iimigt'ii  eiitspringendon  Erzichiing.-isündeii  geliör<-ii  dom  Grciizgel)iolc  von  unvcr- 
sclmlilelcn,  dem  Volkslelieii  angeliflreiiden  Ursachen  einerseits  mid  der  von  den 
Erziehern  verschnidelen  Ursachen  der  Verwahrlosung,  meist  aber  dem  Gebiete 
der  Fahrlässigkeit  an.  Die  Kinder  werden  selbst  wieder  im  Sinne  dieser  .sozialen 
Gebrechen  erzogen,  amlrerseil.s  geben  die  letzteren  den  Aufsichtspersonen  sellist 
Anlaß  zur  Vernachlässigung  der  Jugendwartung  und  Erziehung.  Es  ist  auf  ein  und 
da.«selbe  schädigende  Agens  zurückzufnhren,  wenn  die  Arbeiterfrau,  trotzdem  der 
.Mann  ausreichenden  Verdienst  hat,  die  Erziehung  ihrer  Kinder  vern.'ichlässigl, 
so  daß  dieselben  in  diesen  Verhältnissen  der  Verwahrlosung  anheimfallcn  — und. 
wenn  gebihlele  Kreise  ihre  Kinder  kontrollns  d(>n  Dienstboten  überl.assen,  um 
selbst  ein  freies  heben  zu  genießen. 

Der  mindeste  Grad  von  Verschulden  ist  .aber  — wie  bereits  oben  erwähnt  — 
dort  vorhanden,  wo  harte  Arbeit  und  ein  bitlerer  Lebenskampf  das  Fatnilien- 
gefühl  und  den  Sinn  für  Verantworlliehkeit  abslumpR,  wenn  dann  die  Teilnanis- 
losigkeit  gegenäber  der  Kindererziehung  und  dem  Schulunterrichte  eintritt  und, 
wie  so  viele  Lehrerslimmen  beklagen,  die  Ellcni  auf  der  einen  Seile  in  einer 
bornierten  Verzärtelung  die  Kinder  gegen  den  Lehrer  in  Schutz  nehmen,  auf  der 
andern  Seite  al)er  wieder  den  Kindern  eine  unrichtige  und  rohe  Behandlung 
zu  teil  werden  lassen.  Wie  aber  oft  auch  in  bessersiluierlen  Familien  des  Gewerbc- 
standes  <lie  Kinder  utiler  der  Beschränktheit  und  Lässigkeit  der  Ellern  physisch 
und  moralisch  verkommen,  davon  kann  uns  manchmal  ein  Blick  in  das  Heim  einer 
solchen  Familie,  /„  B.  auch  in  manche  Il.ausmeisterwolmung,  überzeugen. 

Jene  Fülle  mangelhafter  Erziehung,  welche  häullg  unter  die  gei.stige  Minder- 
wertigkeit der  Ellern  oder  Aufsichtspersonen  subsumiert  werden,  gehören 
gcwöhidich  diesem  Grenzgebiete  an,  seltener  liegt  wirklicher  Schwachsinn  der 
Erzieher  vor,  die  durch  schlechtes  Beispiel  oder  Irreführung  die  Kinder  verderben. 
Oft  ist  auch  die  Minderwertigkeit  durch  Trauksuchl  oder  silllicbc  V'erkonimenheit 
verursacht,  ein  Thema,  welches  jedoch  dem  nächsten  Paragraphen  angehört. 
Erwähniuig  sei  auch  noch  Jener  I.ehrstimmen  getan,  welche  erzählen,  daß  sich  die 
Eltern  oft  fürchten,  ilire  unbotmäßigen  Kinder  zu  züchtigen,  weil  sie  die  Denun- 
ziation der  Nachbarn  wegen  Kindermißhandlung  besorgen.  Das  Bezirksgericht 
Amstellcn  erzählt  einen  Fall  der  Mißhandlung  eines  Kindes  durch  seinen  Stief- 
vater, gleichzeitig  Vormund,  welcher  bei  der  gerichtlichen  Slrafverhandlung  frei- 
gesprochen  worden  sei;  dieses  Vorkommnis  habe  bewirkt,  daß  das  Kind  keine 
Autorität  melir  respektierte,  viehnelir  drohte,  jeden  anzuzeigen,  der  es  züchtigen 
würde.  Schließlich  ist  an  dieser  Stelle  des  strengen  Urteils  des  Bezirksgerichtes 
Ebreichsdorf  zu  gedenken,  nach  welchem  00  Prozent  der  Eltern  und  Pfleger 
mangels  eigener  Erziehung  und  Moral  die  Fälligkeit  zur  Kindererzieliung  nicht 
besitzen. 

Aber  auch  von  anderen  Seiten  wird  über  die  mangelhaften  Kenntnisse  der 
ßevölkenmg  in  Bezug  auf  körperliche  und  geistige  Erziehung  geklagt. 
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§ 8.  Die  Schuldhaftigkeit  der  Eltern  oder  Aufsichtspersonen. 

I. 

Da.s  schuldhafle  Verhalten  von  Eltern  oder  anderen  Pflegepersonen  läßt  im 
einzelnen  Eallc  nur  selten  eine  seharfe  Abgrenzung  der  einzelnen  im  Fragebogen 
erwähnten  Abstufungen  und  Formen  erkennen  (gröbliche  Vernachlässigung  der 
Aufsiehl.s-  und  Erzieliungspflicht,  insbesondere  auch  seitens  der  Eehrherren  iiml 
(lesindehalter,  dann  der  Unteihaltspflicht.  Mißbrauch  der  Erziehungsgewalt  durch 
iMißhmidlung,  schlechtes  Beispiel  in  allen  Formen,  von  der  Hoheit  angefiuigen 
bis  zur  Straffälligkeit.  Anleitung  zum  Verbotenen,  schuldhaftes  Abhalten  der 
Kinder  von  der  Schule,  Ausbeutung  der  kindlichen  Arbeit.skraft  durch  vorzeitige 
Venvendung  zu  Erwerbszwecken,  endlich  Arbeitsscheu  und  sittliche  Verkommen- 
heit, Prostitution,  Kuppelei,  Unzucht  überhaupt,  Trunksucht).  Meist  sind  diese 
verschiedenen  Formen  miteinand<T  kombiniert,  und  zwar  untereinander  oder  mit 
einzelnen  der  in  §§  ti  und  7 geschilderten  Ursachen.  Durch  das  '/usammentrefTen 
zweier  verderblicher  Kn'ifle  tritt  eine  gegenseitige  Veretärkung  derselben  ein.  Oft 
scheint  es  auch  auf  den  ersten  Blick,  daß  eine  unverschuldete  wirtschaftliche 
Notlage  vorliege  und  erst  bei  näherer  Betrachtung  entpuppt  sich  der  Fall  als  eine 
Erscheinung  grasseu  Verschuldens. 

Die  Mißhandlung  von  Kindern  in  allen  Formen  wurde  besonders  eingehend 
in  den  Schriften  von  Lydia  v.  Wolfring  geschildert. 

Die  Ausbeutung  der  kindlichen  Arbeitskraft  durch  Verwendung  zu  Erwerbs- 
zwecken kennt  alle  möglichen  Erscheinungen.  Minder  bedenklich,  aber  doch  schon 
diu  Schulbildung  beeinträchtigend  sind  die  bereits  im  § 5 erwähnten  Ver- 
richtungen der  Kinder  als  Laufburschen  und  Laufmädchen  aller  Art.  Bedenklicher 
erscheint  bereits  die  Verwendiuig  von  Kindern  zur  Wartung  jüngerer  Geschwister 
oder  zur  Krankenpllcge.  Die  Schide  in  Wien,  XIV.  Bezirk,  Lortzinggasse  2,  gibt 
aus  der  letzten  Zeit  252  Fülle  an,  in  welchen  Kinder  unter  Gefährdung  des  Schul- 
besuches zu  Liefergängen,  zu  Gängen  ins  Versatzamt  (!),  sowie  Beaufsichtigung 
kleiner  Kinder  verwendet  wurden.  Am  bedenklichsten  sind  aber  jene  Verwen- 
dungen, welche  die  schwache  Kraft  des  kindlichen  Organismus  übersteigen,  dessen 
Entwicklmig  hemmen  oder  die  Sittlichkeit  gefährden,  liier  setzt  der  sogenannte 
gewerbliche  Kinderschutz  ein,  auf  welchen  au  dieser  Stelle  nicht  näher  ein- 
gegangen werden  kami;  es  soll  nur  bemerkt  werden,  daß  laut  Notiz  der  Wiener- 
Zeitung  vom  11.  Juli  19ÜC  im  Schoße  des  k.  k.  Obersten  Sanitätsrates  ein  Reichs- 
gesetz über  den  gewerblichen  Kinderschulz  in  Vorbereitung  steht;  weiters  soll 
hingewiesen  werden  auf  die  bei- Dr.  Reicher')  eingehend  beschriebene  Verwen- 
dung von  Kindern  im  Gasthausgewerbe  (.als  Aushilfskellner,  Brot-  und  Zigarren- 
verkäufer, Eßzeugputzer.  Kegelaufsetzer  u.  dgl.),  dami  auf  das  Hausieren  mit 
Blumen,  Planeten,  kleinen  Bildern,  ja  sogar  unzüchtigen  Ansichtskarten  u.  s.  f., 
manchmal  auch  bei  Nacht  in  Gasthäusern;  auf  das  auch  in  sanitärer  Richtung 
höchst  bedenkliche  Hadem-  und  Strazzensammeln,  ferner  auf  die  Verwemlung 
von  Kindern  zu  öffentlichen  Schaustellungen,  deren  auch  später  noch  gedacht 
werden  muß,  endlich  auf  die  Verwendung  von  Kindern  als  Taglöhner  aller  Art. 

1)  Im  angezeigten  Werke,  II.  Teil,  S.  391. 
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Gi^leilte  Buiiiloiliinp  erfälirt  die  HeranzieluiriR  von  Kindern  zu  landwirl- 
schafUiclien  Arbeiten.  Während  einige  Uulaciden  auch  diese  in  der  Regel  ver- 
pönen,  erklären  andere,  insbesondere  die  Rozirk-sgerichte  Neulengbadi  und  Haag, 
eine  solche  Verwendung  von  Kindern  nicht  für  schädlich;  das  letztere  Gericht 
billigt  cs  sogar  sehr,  daß  Landwirte  ihre  Kindci  frühzeitig  zu  nicht  übermäßigen 
Arbeiten  in  der  LandwirLschaft  heranziehen,  uni  dem  Müßigg.ange  zu  steuern  und 
den  Kindern  für  die  Zukunft  Fertigkeiten  beizubringen  — im  Gegensätze  zu  ilen 
Kindern  Besitzloser,  welche  sich  seihst  überlassen  und  dem  Nichtstun  preis- 
gegeben  seien.  Das  Bezirksgericht  Zistersdorf  brandmarkt  insbesondere  die  vor- 
zeitige V'erwendung  von  Mädchen  als  Kindermädchen. 

Eine  wichtige  Bolle  spielt  bei  der  Frage  der  Kinderarbeit  der  verkürzte 
SchulimterricliL  Das  Bezirksgericht  Zwettl  beschreibt,  wie  Kinder  zur  Erntezeit 
auf  ein  liiübes  Jahr,  angeblich  zur  Hebung  des  Bauernstandes,  vom  Schulbesuche 
befreit  werden.  Von  vielen  Berichten  wird  aber  auch  geschildert,  wie  solche  Schul- 
befreiungen  von  den  Ellern  mißbräuelilich  ausgonülzt  werden,  indem  in  Wahrheit 
die  Kinder  aufsic.ht.sio.s  und  ohne  Verwendung  zur  Arbeit  sich  selbst  überlassen 
werden.  Das  Bezirksgericht  Herzogenbnrg  bezeichnet  es  ;Us  eine  allgemi'inc 
Erscheinung,  daß  bei  Kindern,  um  welche  sich  ihre  unehelichen  Ellern  früher  nie 
gekümmert  hatten,  plötzlich  ein  erbitterter  Kampf  zwischen  diicsen  Eltern  um  das 
Kind  uiitbrcnnt,  soludd  es  das  l i.  ladiensjahr  überschritten  hat  und  lUs  Arbeits- 
kraft verwendbar  erscheint. 

Das  bereits  oben  erwähnte  verfrühte  Eintreten  schulentwachsener  Kinder 
ins  Erwerbsleben  als  Markthelfer,  Taglöhner  n.  s.  w.  muß  dann  als  schuhlhaftcs 
Voi'gelien  der  Eltern  qualifiziert  werden,  wenn  ein  Zwang  der  Not  nicht  vorliegt 
und  die  Eltern  aus  Bequeinliehkeit  oder  Arbeilsschen  das  Kind  in  die  fremden 
Vcrbältnissc  und  damit  dem  entsittlichenden  Einflüsse  niedrigsteliender  älterer 
Arbeitskräfte  überliefern.  Mancher  könnte  auch  von  scheinbar  den  besseren 
Ständen  angehörenden  Ehepaaren  oder  in  gemeinsamem  Haushalte  lebenden 
Leuten  erzälden,  welche  im  Leichtsinn  dabinleben,  der  .Mann  seinen  Erwerb  ver- 
scherzt und  wo  ilann  der  Verdienst  der  schlechtgenährten,  aber  noch  recht- 
schalTenen  Kinder  von  den  Eltern  eingezogen  wird. 

An  dieser  Stelle  wird  von  einigen  Gutachten  des  Umstandes  gedacht  daß 
auch  geistige  Überanstrengung  von  Kindern  über  ihr  Aller  und  ihre  Fähigkeiten 
auf  den  Organismus  verderblich  wirkt. 

Der  höchste  Grad  von  V'erschulden  ci  scheint  uns  bei  jenen  sittlich  ver- 
kommenen, arbeitsscheuen,  vagalumdierendcn  und  dem  Trünke  ergebenen  Indivi- 
duen gegeben,  welche  vom  Bettel,  Gewohuheitsdiebstahl,  von  Prostitution  und 
Kuppelei  leben,  ihie  Kinder  dem  gleichen  Lose  verfallen  lassen,  von  der  Recht- 
schaffenheit und  vom  Scliulbcsuche  direkt  abhalten,  die.selben  nach  allen  Rich- 
tungen erlaubter  und  unerlaubter  Verwendung  ausbeuten  und  die  Mädcben  zur 
Prostitution  zwingen.  Doch  auch  rücksichtlich  dieser  Auswürflinge  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  muß  gerechterweisc  erwogen  wurden,  daß  sie  gewöhnlich 
schon  von  Jugend  an  der  Venvahrlosung  und  iler  Passivität  der  menschlichen 
Gesellschaft  dieser  gegenüber  zum  Opfer  gefallen  sind.  Wird  die  Kette  der  Gene- 
ration des  Lasters  und  der  Verkommenheit  nicht  energisch  unterbrochen,  so 
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setzt  sie  sich  uimiirtinltsem  und  an  Ciefiitirlichkeil  ztinehniond  fort.  In  einem 
solchen  Milieu  ist  die  Unzudil  auch  zwischen  leiblichen  Eltern  und  Kindern,  und 
zwar  auch  mit  Kindern  desselben  Geschlechtes  häutig.  Das  Bezirksgericht  Zwettl 
schildert  anschaulich  einen  dem  Trünke  ergebenen,  arbeitsscheuen  und  ganz 
verkommenen  V'ater  (früher  Gewerbsmann),  welcher  seine  unehelichen  Kinder 
zur  Unzucht  verhielt,  weiters  einen  Ziegelschläger,  welcher  ungescheul  vor  den 
ehelichen  KindiTii  neben  dem  Weibe  ein  Verhältnis  mit  deren  unehelicher  Tochter 
unterhielt.  Es  erzählt  auch  von  einem  nach  Zwettl  zuständigen  Schotterschläger, 
welcher  nacheinander  woiudiart  in  leerstehenden  Baracken  und  in  fast  allen 
Gemeinden  des  Bezirkes,  von  seinem  Weibe  fünf  Mädidien,  welche  sich  pro- 
stituierten und  von  der  außerc.dielichen  Tochter  seines  Weibes  weitere  fünf  Kinder 
hatte.  Da  diese  außereheliche  Tochter  noch  minderjährig  war  und  in  seiner 
Erzielnmg  stand,  wurde  der  Mann  dreimal  mit  Kerkir  bestraft.  Die  Ptleg- 
schallsbehörde  erfuhr  in  diesen  Eälleti  leider  erst  mit  dem  Tode  der  Aus- 
würflinge (in  dem  zweiten  Falle  wurde  der  Vater  von  der  unehelichen  Tochter 
ermordet),  von  diesen  Funiiiien,  da  auch  die  l!>wölkurnng  sich  scheute,  die  in 
einzelnen  Bararkcn  wohnenden,  als  gefährlich  geltenden  Leute  zur  Anzeige  zu 
bringen  und  da  diese  Familien  sich  durch  wechselnden  Aufenthalt  jeder  behörd- 
lii  hon  Eindußnuhme  entzogen.  Das  Bezirksgericht  Zwettl  stellt  dann  noch  ein- 
gehend ilie  Sdiwierigkciten  dar,  welche  sich  bei  der  Fürsorge  für  alle  diese  ver- 
kommenen Kinder  mangels  gi.'eigneler  Institute  ergiiben. 

Ilieher  gehört  auch  der  von  den  Gutachten  der  Polizeidirektion  geschilderte 
Mißbrauch  von  Kindern,  insbesondere  krüppelhaflen,  zum  Betteln;  der  Slraßeu- 
beltel  der  Weiber  mit  erbarmungswürdigen  Kindergestalten  auf  dem  Arme, 
Erscheinungen,  welche  nach  der  Schilderung  einiger  Bezirksgcriclite,  zum  Beispiel 
'rulln,  auch  auf  dem  L.andc  Vorkommen.  Die  Kinderschutz-  und  Itettungsgesell- 
scliaft  führt  aus,  wie  häufig  Familien  von  ihren  Kindern  erhalt,  n werden  und  daß 
es  Leute  gibt,  welclie  sich  eigens  Kimler  annehmen,  damit  diese  für  ihren  Lebens- 
unterhalt sorgen.  Dies  gelte  nicht  nur  für  jene  Kinder,  welche  — wie  erwähnt  — 
bettelnd  und  hausierend  in  Stiaßen  und  Gasthäusern  hernmziehen,  sondern  auch 
für  sehr  viele  Schulentwachsene,  welche  als  unqualilizicrtc  Taglöhner  ausgebeutet 
werden. 

Eine  spezielle  Form  der  schuldhaften  Verwahrlosung  ist  es  auch,  wenn 
Väter  sich  ihrer  Aliiiu  ntationspllicht  entziehen  oder  ihre  Familie  hilflos  im 
Stiche  lassen. 

II. 

Der  Häufigkeit  nach  finden  sich  die  hier  geschilderten  sclmldhafien  Ursachen 
der  Verwahrlosung  am  meisten  dort,  wo  das  n.itürliclie  Familieidiand  zwis<dien 
Eltern  un<l  Kindern  fehlt  oder  gelockert  ist,  also  bei  Kindern  in  fremder  Pllege 
(Kost-,  Pllege-,  Haltekinder,  einschließlich  der  Findlinge  und  magi.stratisrhen 
Kostkinder),  dann  bei  Stiefeltern,  bei  vor  der  Ehe  geborenen,  später  legitimierten 
Kindern,  welche  früher  außer  Haus  ei zogen  waren  und  daher  bei  ihrer  späteren 
Aufnahme  in  die  Familie  als  sogenannte  übeizählige  Kinder  betrachtet  werden; 
ferner  bei  unehelichen  Kindern  von  im  Konkubinate  lebenden  Eltern,  insbesondere 
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dann,  wenn  ein  Teil  in  dieser  wilden  Ehe  nicht  der  leibliche  V'aler,  respektive  die 
leibliche  Mutter  des  Kindes  ist;  endlich  auch  bei  in  Zwist  lebenden  und  der 
Trunksuchl  ergebenen  Ellern. 

Auch  Lchrherren  und  Ge.sindeh;lller  machen  sich  häufig  einer  Vernachläs- 
sigung oder  eines  Mißbrauches  ihrer  Pflicht  schuldig.  Es  ist  nur  aufTallend,  daß  die 
licrichte,  ofleribar  bloß  wegen  matjgelharter  Evidetr/.  oder  infolge  mangelnder  .sach- 
licher Aufsicht  der  Behörden,  so  wenige  Fälle  mißbräuchlieher  Verwendung  von  Lehr- 
lingen und  jugendlichen  llilfsarbcitem  anffihren  können.  Werden  doch  — wie  manche 
Gutachlen  r.ugehen  — sehr  häufig  die  lajhrlinge  zu  häuslichen  Verrichtungen 
herangezogen,  fdier  ilm?  Kräfte  als  Arbeiter  ausgebeutet  oder  von  Meister  und 
(iesidlen  schlecht  behandelt.  V'on  den  Bezirksgerichten  Neubau  und  Mariahilf  wird 
angcführl,  daß  pro  ,lahr  nur  etwa  Anilshandlungen  wegen  Vernachlässigung, 
Mißhandlung,  Gefähnlung  oder  mißbräuchlicher  Verwendung  von  Lehrlingen  uml 
jugendlichen  Hilfsarbeilcni  Vorkommen.  In  Favoriten  werden  aus  der  letzten  Zeit 
sieben,  in  Itndolfsheim  neun  solcher  Fälle  erwähnt,  welche  meist  die  Vernachlässi- 
gung des  geweiblichcn  Forlbildungsunicrrichles  der  Schützlinge  betreflen.  An  der 
mangelhaften  Beaufsichtigung  der  Lehrlinge,  aber  auch  aller  Kategorien  von  Dienst- 
boten in  der  Großstadt  wie  auf  dem  Lande  tragen  auch  die  später  zur  En'irterung 
gelangetiden  organisatorischen  Mängel  und  ungenügenden  Einrichtungen  zur  Beauf- 
sichtigung und  Unterbringung  schuld.  Daß  idjer  die  weiblichen  Dienstboten,  welche 
vom  Lande  in  die  Stadt  konunen,  am  allenneisten  der  Verführung  ausgesetzt  shid 
und  das  giAßte  Kontingent  zur  Prostitution  liefern,  ist  eine  bekannte  Tatsache. 

Cberhaupt  siml  bei  dieser  Gruppe  von  Ursachen  wie<ler  die  niederen  Stände 
am  häufigsten  vertreten.  Ziemlich  vereinzelt  steht  die  Äußerung  des  Bezirks- 
girrichtes  Josefstadt  in  Zivilrechtssa<'hen  in  Wien,  welches  betont,  daß  mit  Aus- 
nahme von  ü der  gezählten  72  dem  Gerichte  bekanntgewordenen  Fälle  von 
V'erwahrlosung  die  Eltern  oder  Aufsichtspersonen  in  sehr  erträglichen,  manche 
sogar  in  sehr  guten  Verhältnissen  leben. 

Was  den  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  betiitfl,  so  wird  vielfach 
behauptet,  daß  in  ländlichen  Gebieten  pflichtvergessene  Eltern  seltener  seien  als  in 
der  Stadt,  daß  die  Eltern  dort  vielmehr,  wenn  sie  Anstalten  finden  würden,  welche 
ihren  Kindern  diu  Bettung  aus  dem  sozialen  Notslande  gewähren  könnten,  gerne 
die  Kosten  der  Unlerbiingung  zahlen  würden.  Das  Bezirksgericht  Baden  .d)er  und 
einzelne  andere  Gerichte  sagen,  daß  ein  Drittel  der  alimentationspflichtigen 
Personen  des  Arbeiter-,  insbesondere  des  Landwirtschafts-  und  Hauerstandes 
sich  der  Alimentationspflicht  entziehen.  Was  speziell  die  außerehelichen  V'äter 
betrilTl,  so  wird  von  einigen  Gerichten,  insbesondere  seitens  des  Bezirksgerichtes 
Ebreichsdorf  hervorgehoben,  daß  50  Prozent  der  von  Tag-  oder  Wochenlohn 
lebenden  unehelichen  Väter  sich  der  Alimentationspflicht  entziehen. 

liier  sei  auch  der  Wiuiiung  gedacht,  welche  manche  Berichte  geben,  daß 
nämlich,  je  mein-  üfTeiiUiche  Fürsorge  eintritt,  desto  melu'  das  Verantwortlichkeits- 
gefühl der  Eltern  rücksichtlieh  ihrer  F'ürsorge  für  die  erzeugten  Kinder  sinke,  eui 
Umstand,  welcher  der  Reform  bezüglich  der  dieslÄUigen  K.autelen  den  Weg 
weisen  muß. 
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Bei  den  Pflegeellem,  welche  größtenteils  den  ländlichen  Gebieten  luigehören, 
sind  — wie  bereits  angedculel  — alle  möglichen  schiildbuflen  Ursachen  der  Verwahr- 
losung zu  finden,  hauptsächlich  aber  auch  die  Ausbeutung  der  Kinder  zu  Erwerbs- 
zwecken, welche  wieder  die  Ursache  in  der  Niedrigkeit  des  för  die  Pllege 
bezahlten  Kostgeldes  hat  Das  Bezirksgericht  Tulln  erzählt  außer  den  bereits  oben 
angeführten  Vorkommnissen  einen  Fall,  in  welchem  die  l’flegefraii  die  Kostkinder 
bei  j(Kler  Jahreszeit  tagb'iglich  zeitlich  morgens  vor  dem  Schulgange  hinaus- 
schickte, damit  sie  Futter  für  die  Tiere  aus  verlorenen  Frucht-  und  Getreide, 
ablallen  sammeln,  und  wie  die' Kinder  nach  und  nach  dun-h  harte  Bestrafung,  wenn 
sie  nichts  brachten,  ztim  Futteixliebstahl  griffen,  ohne  darin  etwas  Böses  zu 
erblicken.  Neuerlich  soll  an  dieser  Stelle  auf  die  symptomatisch  hohe  ZilTer  von 
verwahrlosten  Findelkindern  im  Bezirke  Gföhl  und  auf  diu  .ingefülirlen  Z.ihlen  der 
Bcsscnmgsanstalt  Eggenlmrg  hingenäesen  wenlen. 

Einen  großen  Prozentsatz  schuldhafter  Eltern  und  Plleger,  insbesondere  der 
oben  zuletzt  angeführten  Verkommenheitskalegorie,  stellen  die  strafrechtlich  Vor- 
bestraften, !il>er  auch  Leute,  welche  in  der  Anuenversorgung  stehen.  liier  IrilTl 
aber  bereits  ein  großer  Teil  der  Schuld  die  mangelhafte  Organisation  unserer 
Armenptlcge. 


III. 

Daß  die  Trunksucht  und  ganz  besonders  der  Branntweingenuß  fast  bei  allen 
schuldhaften  Formen  der  Verwidirlosung  eine  wichtige  Bolle  spielt,  «iirde  bereits 
erwälint.  Daß  schon  das  bloße  Wohnen  von  Kindern  neben  oder  in  der  Nähe  von 
Prostituierten  den  verderblichsten  Einfluß  ausübt,  ist  eine  in  anderen  Staaten 
bereits  zum  Gegenstände  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  gemachte  Tat- 
sache; daß  .aber  auch  als  Folge  geschlechtlicher  Ausschweifung  die  verheerende 
V'olksseuche  der  Syphilis  das  kör|)erliche  Siechtum  und  die  geistige  Minderwertig- 
keit der  Kinder  und  die  Untergrabung  ganzer  Familien  nach  sich  zieht,  wird  noch 
viel  zu  wenig  gewürdigt. 

Zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  noch  zwei  aus  dem  reichhaltigen  Tatsachen- 
materiale der  Enquete  geschöpfte  Beispiele.  Der  Verein  „Settlement“  in  Ottakring 
führt  an;  Das  Kind  eines  trunksüchtigen  Vaters,  ein  Knalae,  fand  die  Verhältnisse 
zu  Hause  infolge  von  Oberarbeittmg  und  Mißhandlung  so  unerträglich,  daß  er  eine 
Veruntreuung  am  Gelde  der  Mutter  beging,  ,um  in  die  Besserungsanstalt  zu 
kommen“.  Hechtzeilig  gerettet,  soll  er  jetzt  ein  braver  Junge  geworden  sein. 

Der  Bcferent  des  katholischen  Landes-Lehrervereines  gibt  folgendes 
Sittenbild:  Ein  körperlich  völlig  verwahrloster  Schüler,  mit  ganz  verschwollcncm 
Gesichte,  Augen  eiternd,  ohne  Verband,  wohnt  bei  seinem  Vater  in  einer  Hütte 
auf  dem  Bauplatze  zusammen  mit  vier  anderen  Kindern.  Im  ganzen  ein  Bett, 
entsetzlicher  Unrat,  Ungeziefer;  er  muß  die  Schulaufgaben  auf  einem  umgesturzten 
Wasserschaffe  machen;  er  kann  bei  Licht  nicht  schreiben,  weil  nur  eine  Lampe 
im  Baume  ist,  bei  welcher  der  V’ater  jeden  Tag  tarokiert;  er  lernf  die  Heligion 
hinter  dem  Bette,  der  Vater  d.arf  es  nicht  sehen,  sonst  schlägt  er  ilm. 


Digltized  by  Google 


XiiMlrroskTfvii'h  cijiRflilii’ßlirli  Wi«*ri. 


{}{> 


§ 9.  Veranlagung  des  Kindes  selbst. 

1 . Körperliche  Gebrechen,  insbesoiulere  KrüppelhafUiikeit,  Taubheit,  Biin<i- 
lieit,  Taubstummheit  des  Kindes  wird  in  den  mit  Not  kämplendeii  Volksschichten 
oder  bei  verkommenen  FUtern  leicht  zu  einer  Ursaclie  iler  Verwulirlosung.  Einer- 
seits werden  solche  Kinder  — wie  oben  bereits  angef'alirt  wurde  — für  den  Beitel 
ausgeniitzt  und  oft  sogar  verliehen.  Ftühmend  ist  liier  einer  Aktion  des  niederösler- 
reiehischen  Landesausschusses  aus  dem  Jahre  1001  zu  gedenken,  welclie  den 
Zweck  verfolgte,  jedes  in  den  Straßen  zur  Erweckung  des  ölTentlichen  Mitleides 
ausgeslellte  krüppclhafte  Kind  sofort  und  in  der  kürzesten  Form  in  ein  Krüppel- 
asyl  unterzubringen.  Zur  Durehfühmng  dieser  wirksamen  .Maßregel  hat  der  Landes- 
ausschutl  auch  das  Fanvernehmen  mit  der  Justizverwaltung  wegen  Biühilfe  der 
l’ilcgschaftsbehönieii  gepllogcn.  Andererseits  ist,  wie  die  Kinder.silmtz-  und 
Bettung.sgesellschaft  hervorhebt,  das  krüppelhafte  Kind  selbst  oft  verleitet,  sein 
Gebreclien  anszunützen,  wodurch  es  der  Arbeilssehou  in  die  Arme  gelrieben  wird. 
Dieser  Verein  erzählt  einen  Fall,  daß  ein  Junge,  dem  ein  Freiplalz  in  einer  llandel.s- 
schule  verschafft  wurde,  stets  das  Verlangen  stellt,  sieh  selbst  nberla.ssen  zn 
bleiben,  weil  er  liofll,  aus  seinem  knippelhafti'ii  Zuslande  ohne  Arbeit  Kajiital  zu 
schlagen. 

2.  Psychopathische  Anlagen  (Kretinismus,  Schwachsinn,  Epilepsie'  n.  dgl.) 
werden  sowohl  in  den  nachweisbaren  als  auch  in  den  nacli  der  Abstammung  ver- 
muteten Formen  von  den  Bi'iichten  nur  in  einem  sehr  kleinen  Prozeniverhältnis 
aller  Venvahrlosungsfälle  erwähnt.  Zum  Teile  mag  dii'S  darauf  zurückznfflhren 
.sein,  daß  diesem  Gegenstände  viel  zn  wenig  Beachtung  ge.sctienkt  wird,  welch 
letztere  übrigens  abgesehen  von  di?r  strafreclilliclien  Seile  nicht  sehr  viel  nützen 
würde,  ila  es  (mit  Ausnahme  einer  einzigen  Anstalt  in  Wien  und  einigen  Hilfs- 
schulen und  Instituten  für  schwaclisinnige  Kimler)  an  den  nötigen  Anstalten 
für  Psychopatliische  mangelt,  so  daß  auch  schwachsinnige  Kinder  oft  in  die 
Besserungsanstalten  kommen!')  Die  Kinderschutz-  und  Uettungsgesellschaft 
weist  auf  die  oft  erörterte  Tatsaclie  hin,  daß  es  Kinder  gibt,  welche  einen 
krankhaften,  oll  mir  periodisch  zum  Ausbruch  kommenden  Hang  zum  Vagieren 
oder  zur  Wiederholung  der  meist  angc'lerrilen  strafliaren  Handlungen,  voi-nehm- 
lich  dc^s  Diebstahls,  zeigen.  Ein  solcher  Junge  mit  Iß  Jahren  wurde  vor  das 
Strafgericht  gestellt,  von  den  Psychiatern  als  einem  1 0jährigen  Kinde  kör)ierlich 
und  geistig  glcichstehcnd  charakterisiert.  Auch  andere  Gutachten  verweisen  auf 
solclie  allnormale  Veranlagungen  lon  Kimiern  braver  FJltem,  insbesondere  auch 
auf  unbesiegbare  Bosheit  und  Ueiutenz.  F'örmlich  Kretinismus  kommt  bekanntlich 

>)  In  iter  ßcsscruiig.^anstalt  Eggcnliurg  sinil  scliwaclisiimizc  Knallen  in  der  Anzalil  von 
einem  Prozenl  ailer  männiiclim  Züglingc  unlergebraclit . in  der  Anstalt  Koniculmrg  sogar  zwei  Pro* 
zcnl.  Ersleie  Anstalt  IielKTttcrgl  aiieli  zwei  krüp]M-11mfte  EnvcrlisuntTdiiget  Der  Direktor  der  nieder- 
östcrreicliisciien  Landefptl.'rcftnstalt  in  Yblis,  I)r.  Dogdam,  stclite  seinerzeit  eingehende  Unter- 
suchungen der  Pfleglinge  in  Eggenhurg  an  und  fand  hei  einem  damaligen  Stande  von  äiU  KnaJicn 
nur  eveuige.  die  nicht  Zeiclien  kflr|>crliclter  Degenerationen  an  sicii  trugen,  und  viele,  welche  aus* 
gesprochenen  Vi'rl'rc*'Iieriypus  zeigten,  i 'er  vorjäluige  hiellverlreter  des  Eggenhurger  rVnstallsarzles, 
Dr.  Itomanovsky,  fand  linier  den  -tf  Knallen  eines  Saales  nur  einen  einzigen  mit  normaler  Sciiädel- 
iiildting. 
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in  i'ewisspn  ländliclii!!;  ücbicton  liäuligt-r  vor  als  in  ytiulten;  zum  Teil  ist  dies 
sielicr  auf  spezdVehe  scli;idig>  iide  Einwirkungen  lokaler  Nulur  zuräekzufrilircu, 
zum  Teil  aber  aurb  aul  die  gerade  auf  dem  llaebeu  Uindu  zu  beobacbteudiui 
graueiiliaricn  Zustande  der  Kinderpflege  in  den  ersten  Lebensjaliren. 

3.  Eine  wichtige  Holle  bezüglich  der  geistigen  und  kürperliehon  Minder- 
wertigkeit spielen  die  Trunksucht  und  Verkommenheit  der  Eltern,  aber  auch  die 
hustseuche.  ln  Berichten  aus  Weingegenden  wird  geklagt,  daß  auch  schon  ganz 
kleinen  Kindern  Wem  zu  veridrreichen  eine  V'olksgewohnheit  sei.  Das  Bezirks- 
gericht Tulln  hebt  hervor,  daß  die  Findelkinder  auch  deshalb  vielfach  minder- 
wertig seien,  weil  sie  gemeiniglich  im  Trünke  erzeugt  werden.  Aber  übcrliaupt 
entspricht  das  blutarme,  rhachitische,  skrophulöse  oder  tuberkulöse,  dann  meist 
aiudi  geistig  nicht  vollwertige  Kind  dem  im  g G geschildertim  Milieu  des  Prole- 
tariats und  des  Elends.  Daß  jedoch  schwachsinnige  oder  krüppelhafle  Kinder  am 
meisten  unter  dem  Pauperismus  leiden  und  um  .so  sicherer  der  Verwahrlosung 
und  Kriminalität  verfallen,  sind  bekannte  Tatsachen,  welche  aber  in  unserem 
heutigen  Strafrechte  viel  zu  wenig  gewürdigt  werden.  Besonders  eingehend  wird 
die  psyciiu|ialhische  Anlage  als  Ursache  der  Verwahrlosung  dargesUllt  von 
l)r.  Heller,  dem  Dheklor  jener  einzigen  Aiishdt  in  Wien,  in  lli'ft  100  der  ,Ö.sler- 
reiebischen  Itumlschau*  (Berger-Ulossj),  Seite  dS7  If.  Derselbe  fültft  aus,  daß  die 
überwiegende  Mehrzalil  der  sitllieh  defekten  Jugend  aus  Kranken  besiehe,  mul 
verlangt  im  Uegeiisalze  zum  preußischen  FOrsorgege.;elze  besondere  Berück- 
.sichligung  dii.ser  Tatsache  bei  der  (jeselzgebung,  da  der  Kumpf  gegen  die  Ver- 
wahrlosung in  erster  Linie  in  der  rechtzeitigen  planinüßigeii  helfenden  Fürsorge 
für  die  i’sychopathischeu  bestehen  müsse. 

4.  Bedauerlich  ist  es,  daß  laut  der  eingelanglen  Äußerungen  die  nicht  voll- 
sinnigen  Kinder  in  manchen  Bezirken  gar  nicht  oder  nur  bei  der  Schulbehörde 
(anhlßlich  der  Schülerkoiiski  iption)  in  Evidenz  geführt  werden.  Es  wider.siiriehl 
dies  einigen  Anordnungen  der  niederösterreiehischen  Stallhallerei,  welche  eine 
solche  Evidentbaltung  durch  die  politisclum  Bebörden  und  Gemeinden  ausdrück- 
licli  vorschreiben.  Am  meisten  IritU  dieser  Vorwurf  itas  Gebiet  von  Wien  selbst, 
wie  Polizeiürzle  mit  Hecht  hervorheben.  Durch  diese  mangelhafte  Evidenz  wiril 
— wie  das  Bezirksgericht  Gloggnitz  bemerkt  — auch  die  wirksame  Behandlung 
des  Kretinismus  gehindert,  welche  schon  von  den  ersten  Lebensjahren  angefangen 
beginnen  soll. 

§ lO.  Spezifische  Ursachen,  insbesondere  lokaler  Natur. 

Unter  diese  Rubrik  des  Fragebogens  gehören  laut  der  eingescndelen  Berichte 
in  .Niederöstcrreich  diu  Zigennerkiuder  und  die  Kinder  fahrender  Leute,  Scheren- 
schleifer, (iaukler  idler  Art  n.  dgl.  Dagegen  kommen  Auswanderer-  und  Ainnien- 
kinder  für  Niederöslerreich  weniger  iu  Betracht.  Auch  die  Diiaislbolenkinder  zeigen 
keine  besonderen  Erscheinungsformen,  sondern  fallen  zumeist  in  die  Kategorie 
der  Pflegekinder.  Speziell  winden  solche  nur  von  den  Bezirgsgerichten  Dobersberg 
und  Waidhefen  a.  d.  Thaya,  aber  auch  von  der  Besscriing-anslalt  Eggi  nburg 
genannt.  Die  Erscheinung  des  Durchzuges  von  Zigeunern  belriffl  hauplsrichlich 
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«owisse  Laiulslridie,  insbesondere  an  der  ungarischen  Grenze,  wAlirend  diu  faliren- 
den  Leute  (Scherenschleifer,  Rcgenschirmflicker,  Slrazzensamnder,  Zirkusgesell- 
schaflen  und  andere  Gaukler)  so  ziemlich  überall  Vorkommen,  haupLsächlich  in  den 
ländlichen  Sprengeln.  cVbor  auch  in  Wien  hat  das  Bezirksgericht  Leopoldstadt  rück- 
sichtlich  des  Prutergebietes  bereits  seinerzeit  auf  die  Kinder  wandernder  Zirkus- 
und  Schauspiclcrtruppen  mit  dem  Bemerken  hingewiesen,  daß  eine  strenge  Hand- 
habung der  Meldevorsohriften  und  die  jeweilige  Verständigung  des  Pflegschafls- 
gerichtes  von  Fällen  am  Platze  sei,  wo  es  zweifelhaft  erscheint,  ob  ein  solches 
Kind  einen  gesetzlichen  Vertreter  hat,  wcldier  sich  um  dasselbe  kümmert. 

Daß  die  Kinder  solcher  Leute  oluie  jede  Evidenz  bleiben,  daher  auch 
meistens  dem  Schulbesuche  entzogen  werden,  so  daß  sie  Analphabeten  bleiben, 
überdies  durch  den  Beruf  der  Ellern  selbst  zu  V'aganten  und  Dieben  werden, 
be.slen  Falls  aber  wieder  den  Beruf  der  Eltern  wählen,  ist  notorisch.  (Vergl.  auch 
Ueicher  im  angezeigten  Werke,  Seite  ßOO.)  V'orkehrungen  der  Schulbehörde  bezüg- 
lich der  Bewirkung  des  Schulbesuches  solcher  Kinder  wurden  zwar  bereits  mehr- 
fach erlassen,  doch  scheitern  dieselben  an  dem  umherziehenden  Berufe  von  .selbst. 
Viele  Gutachten  bezeichnen  cs  als  bedauerlich,  daß  das  Auftreten  von  Kindein  bei 
Gauklern,  wo  sie  doch  systematisch  körperlich  und  moralisch  zu  Gnmde  gerichtet 
werden,  von  unserer  ölfcntlichen  Verwaltung  niclit  wie  in  anderen  Staaten  ver- 
holen ist.  *) 

Das  Bezirk-sgericht  Auistetten  beantragt,  daß  die  politischen  Behörden 
Lizenzen  für  Scherenschleifer  etc.  nicht  erteilen  sollten,  weil  sich  sonst  kein  An- 
halt.spunkl  dafür  lindcl,  den  Eltern  zu  verbieten,  ihre  Kinder  niitzunehmen,  zumal 
die  Eltern  dieselben  zur  Ausübung  des  Gewerbes  (Kundctisiunmeln,  Rückstellung 
der  reparierten  Gegeustäiido  u.  s.  w.)  dringend  bedürfen.  Eine  Abgabe  in  die 
BesserungsanstiUl  oder  ähnliche  Maßregeln  sind  aus  diesem  Grunde  und  weil  die 
Eltern  nicht  zu?limmen,  so  ziemlich  niemals  möglich.  Das  Bezirksgericht  schildert, 
daß  diese  umherziehenden  Baiulen  in  Zunahme  begritVen  seien,  da  eine  ganze  sieh 
vergrößernde  Generation  sich  diesem  zweifeUiafleii  Berufe  widmet.  Das  Bezirks- 
gericht Herzogenburg  führt  aus,  daß  auch  die  Stallliallcreivcroriinung  vom  17.  Ok- 
tober 1853,  welche  das  Mitnehnien  von  Kindern  unter  14  Jahren  bei  solchen 
Leuten  verbietet,  nichts  fruchtet,  weil  daun  soli  hc  kleine  Kiiuler  zu  Hause  ver- 
kommen müßten.  Das  Bezii'ksgericht  Munk  schildert,  daß  bei  diesen  Leuten  Kon- 
kubinate mit  großer  Gefährdung  di-r  Kinder  au  der  Tagesordnung  sind. 

Die  Besserungsanstalt  Eggenburg  berichtet  von  einem  dort  untergebrachl 
gewesenen  Zigeunerkinde,  dessen  Mutter  (in  .Niederösterreich  zuständig)  als 
Musikerin  heriunzichend,  den  Knaben  nach  der  Entlassung  bald  wieder  an  sich 
zog  und  die  Mühe  der  Anstalt  zu  nichte  machte. 

Das  Bezirksgericht  Tulln  nennt  unter  jenen  Kindern,  welche  häufig  der  V'er- 
walirlosung  ausgesetzt  sind,  auch  die  Kinder  von  Eisenbalmbedienstelen.  Es  sei 
auch  die  Bemerkung  des  Bezirksgerichtes  Baden  registriert,  wonach  das  Kur- 
Iiublikum  insbesondere  der  orientalischen  Staaten  sowie  das  Rcnniilatzpublikum 


1)  Ober  da-s  Detail  der  Verwendung  von  Kindeni  zu  öfTentticlien  Schaustellungen,  vergl. 
Beicher,  Seite  39t. 
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einen  verdcrbüelien  Einfluß  auf  die  lieramvaehsende  Jugend  ausüben.  Dort  ent- 
wickelt sich  auch  das  Hausieren  der  Kinder  mit  Kennprogranunen  u.  dgl.  Das 
Bezirksgericht  Kirchschlag  erzählt  von  einer  lokalen  Gepflogenheil,  in  der  Zeit  von 
Ostern  bis  zum  November  jedes  Jahres  Kinder  (meist  unter  11-  Jahren)  aus  den 
uugarisclicn  Ortsehuftcn  zum  Viehhalten  oder  zu  sonstigen  landwirtschaftlichen 
Dien.stleistungcn  aufzunehmen.  Diese  Kinder  seien  dann  häufig  Gegenstand  rück- 
sichtsloser Ausbeutung  und  meistens  auch  der  Scliulpflichl  entzogen. 

Die  Pfarre  Hiedermannsdorf  klagt  darüber,  daß  bei  den  aus  Ungarn  stam- 
menden und  in  verschiedenen  Diensten  stehenden  Mädchen  und  Männern  ein  Herd 
der  Kinderverwalirlosung  und  der  Unsittlichkeit  zu  beobachten  sei,  ja  daß  manch- 
mal Kinder  solcher  Leute  plätzlicli  verschwinden. 

Ähnlich  führt  das  Bezirksgericht  Marchegg  an,  daß  im  dortigen  Bezirke  die 
Kinderverwahrlosung  hauiilsüclilich  bei  den  aus  Ungarn  stammenden  slovakischen, 
dann  mährischen  Arbeitern  vorkomme. 

§ II.  Orgranisatorische  Mängel. 

Eng  zusammenhängend  mit  der  Schilderung  der  sozialen  Ursachen  der  Ver- 
walirlosung  sind  die  von  den  Bericlderi  dargestellten  Mängel  unserer  Organisation 
alles  dessen,  was  man  unter  dem  Begriffe  Jugendfürsorge  zusammenzufa.ssen  pflegt. 
Der  möglichst  den  eingelangten  Berichten  angepaßten  Besprechung  dieser  Mängel 
ist  die  Grenze  gezogen,  daß  dadurch  den  abgesonderten  Gutaclden  über  die  Details 
der  notwendigen  Beformen  nicht  vorgegriffen  werden  soll.  Es  werden  dalier  nur 
jene  Punkte  zu  eröiiera  sein,  welche  entweder  in  direkter  Einwirkmig  auf  be- 
stimmte Fälle  beobachtet  wurden,  also  zum  Tatsaelienmaterial  geliören,  oder 
welche  einen  unabweislichen  Zusammenliang  mit  den  oben  in  den  ti  bis  10 
dargestellten  Ursachen  zeigen,  ohne  jedoch  dort  oder  in  der  unten  folgenden  Dar- 
stellung des  giß  des  näheren  erwähnt  zu  sein. 

I. 

Ziemlich  einstimmig  ist  die  Klage  der  Berichte  über  unsere  Armen- 
Versorgung  im  weitesten  Sinne. ')  Die  Hauptmängel,  welche  liervoigehoben 
werden,  sind: 

II)  Daß  die  Armenpflege  auf  dem  Prinzip  der  Heimatzuständigkeit  ohne 
systematische  Sicherung  ihrer  Verwirklichung  beruht.  Dadurch  werden  große 
Schwierigkeiten  der  Armen  Versorgung  und  insbesondere  ein  Zwiespalt  in.sofern 
geschafTcn,  als  die  Pflegscbaftsgerichtsbarkeit  nicht  auf  dieser,  sondern  auf  dem 
Prinzipe  der  Ansässigkeit  basiere,  so  daß  das  Pflegschaflsgericht  häufig  vor  die 
Undurchführbarkeit  der  Armenversoigung  sich  gestellt  sehe,  da  die  in  Befracht 
kommenden  Schichten  zumeist  dem  auswärts  Zuständigen  angi  hörenj  denn  die 
auswärtigen  Zustäiuligkeitsgcmeinden,  besonders  der  Kronländer  Böhmen,  Mäliren 
und  Galizien  wie  auch  Krain,  gewähren  sehr  selten  eine  Hilfe,  beantworten  trotz 


I)  Vergt-  Ober  dieses  liier  nur  kurz  zu  erörternde  Gebiet  das  angezeigte  Werk  von 
Or.  Rcioher,  S.  i7  ff. 
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Bi'Uniliungeii  die  ciiesfälligen  Eraiidien  ülierliuiipt  iiiclit,  weisen  auf  die  Armut  dei’ 
tJemeinden  hin  oder  maelicn  die  Armcnver.sorguiig  iluvon  abliüngig,  daß  die  Kinder 
in  die  Heimaisgemeinden  zur  Naluralverpnegung  gebracht  werden,  eine  Maßregel, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  sprachlichen  Schwierigkeiten  und  auf  den  hier- 
zulande begründeten  Erwerb  der  Pfleger  oder  d<‘r  Kinder  selbst  fast  nie  zur 
Durchführung  kommen  kann.  Bestenfalls  aber  tritt  die  Armenfürsorge  sehr  ver- 
.spfitet  ein,  zumal  auch  die  ZustAndigkeitsfesUtellungen  unglaublich  lange  dauern. 
Doch  auch  die  vorläufige  Fürsorge  der  hiesigen  Armenverwaltung  für  auswärts 
Zuständige  nach  § 28  des  Heimatsgesetzes  läßt  nach  den  Gulachten  sehr  zu 
wünschen  übrig,  da  dioselhe  fast  überall  nur  in  den  dringendsten  Fällen  und 
sehr  ungern  oder  aber  nur  dann  gewährt  wird,  wenn  eine  Ersatzleistung  seitens 
der  auswüidigeii  Zusländigkeitsgeineinde  zu  erwarten  ist,  so  daß  bei.spielswei.-e 
die  Armenversoi-guiig  von  nach  Ungiwn  zuständigen  Kindern  fast  ganz  ausge- 
schlossen erscheint.  Allenlings  berichtet  vereinzelt  das  Bezirksgericht  Gföhl,  ilaß 
die  ungarischen  Waisenstühle  wegen  Armenversorgung  bei  den  Zusländigkeits- 
gomeindeii  mit  Erfolg  interveniert  haben,  so  daß  von  dort  oft  Verpfh'gskoslen- 
beiträge  ebenso  zu  erlangen  gewese  n seien,  wie  seitens  der  Armenpllegschaflsräle 
in  D(‘utschland. 

b)  Im  Zusammenhänge  mit  dem  vorigen  Punkte  wild  geklagt,  daß  das  Plleg- 
schallsgericht,  welches  die  allseitigen  Interessen  des  Kindes  wirksam  wahrnehmen 
soll,  nicht  selbst  die  notwendigen  Mittel  zur  Durchführung  von  .Maßnahmen  zum 
Schulze  des  Kindes  in  der  Hand  hat,  vielmehr  nach  allen  Richtungen  der  Fürsorge 
auf  den  guten  ^V'illen  anderer  Behürileii  und  Oigane  angewiesen  ist  und  die 
Armenversorgung  bei  dem  schwerfälligen  Gange  der  Verhandlungen  auch  für  hier 
Zusb'mdige  ver.spätet  eintrilTt.  ln  diesem  Zusammenhänge  wird  auch  die  alte 
Klage  häufig  erhoben,  daß  die  Oberschüsse  der  kumulativen  Wai.senkas.sen,  ein 
ärarisches  Geld,  weli'hes  nur  der  Tätigkeit  der  Gerichte  entstammt,  durch  ilas 
Gesetz  vom  8.  Juni  1901,  R.  G.  Bl.  Nr.  02,  den  Ländern  ziigewicscn  wurden  und 
so  den  Pllegsi  haftsgerichlen,  in  deren  Tätigkeit  ja  wieder  das  Schwergewicht 
der  Jugendfürsorge  zu  suchen  ist,  entwunden  wurden.  Das  Bezirksgericht  Zwelll 
schildert,  wie  es  aus  den  GebarungsüberschOssen  der  dortigen  Waisenka.s.se  die 
Bedürfnisse  seines  Sprengels  für  die  Verhütung  der  Verwahrlosung  ganz  decken 
könnte  und  noch  einen  Obersidmß  für  andere  Sprengel  erübrigen  wüiale. 

Aus  den  erwähnten  Gründen  wird  auch  von  einigen  Gerichten  neuerlich  der 
bereits  öfter  aufgetauchle  Gedanke  einer  Verbindung  von  Pllegschaflsgerichl 
und  Armcnverw.allung,  und  zwar  wenigstens  durch  Gewährung  einer  Virilstimrae 
im  Bezirksarmenrat  an  den  Bezirksrichler,  rege  gemacht.  (Bei  die.ser  Gelegenheit 
empfiehlt  das  Bezirksgericht  Tulln,  d;iß  die  Bezirksrichler  trachten  sollten,  auch 
der  Gemeindevertretung  anzugehören.)  Einige  Gutachten  klagen  auch  darüber, 
daß  die  P’unklionäre  der  Armenbehörden  in  Nicderöslerreich  nicht  mit  der  genü- 
genden Vorsicht  ausgewählt  werden. 

c)  Der  dritte  Haupimangel  ist  der,  daß  die  Armenversorgung  bei  Lebzeiten 
des  ehelichen  Vaters,  wenn  derselbe  nicht  selbst  iin  armenrechtlichen  Sinne  hilfs- 
bedürftig ist,  also  — wie  unsere  Statistik  lehrte  — in  den  meisten  Fällen  der 
Verwahrlosung  (infolge  Berufes  der  Eltern)  nicht  einlrill;  aber  auch  dann,  wenn 
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der  V.-iler  zahlungsunfähig  ist  oder  sich  der  Erhallungspilicht  entzieht,  wird  die 
Armenversorgung  als  ganz  ungenügend  hezeiihnet.  Wenn  endlich  die  Eltern 
selbst  armenrochtlich  der  Hilfe  bedürftig  sind,  wird  für  die  Kinder  nicht  immer 
al)gesondert  in  zielbewußter  Weise  vorgesorgt,  sondern  dieselben  werden  häufig 
nur  als  mitunlerslützt  der  Verpflegung  und  Erziehung  der  Elleni  überlassen.  (Ver- 
gleiche § 22  ff.  des  niederösterreichisclien  Armenge.setzes  vom  13.  Oktober  18‘.13 
und  Dr.  Reicher  a.  a.  0.)  Darüber,  daß  in  diesen  Riefidungen  auch  durch  die  Gesetz- 
gebung über  die  kumulativen  Wai-senkassen  keine  merkliche  Besserung  cingetreten 
ist,  insbesondere  was  die  V5:rwendung  dieser  Cberschüs.se  zum  Schutze  jener 
Kinder  betrilTt,  gegen  deren  Väter  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  oder  eine 
Verfügimg  nach  § 178  a.  b.  G.  H.  in  Anwendung  kommt,  verbreitet  sich  Reicher 
a.  a.  O.,  S.  73  ff. 

d)  Die  größten  Mängel  zeigen  sich  bezüglich  der  pekuniären  Unzuläng- 
liclikcit  der  Armenversorgung  überhaupt  und  der  Durchführung  derselben,  und 
zwar  auch  bei  jenen  Kindern,  welche  ihrer  direkt  teilhaft  werden.  Bezüglich 
der  pekuniären  Unzulänglichkeit  wird  von  einigen  Gerichten  erwähnt,  daß  die 
Armenversorgung  nur  Schutz  vor  Hunger  und  Erfrieren  der  Versorgten  gewähre 
und  werden  die  in  den  verschiedenen  Bezirken  verschiedenen  Beträge,  überall 
aber  Armengelder  in  unzureichender  Höhe  angeführt.  So  erwähnt  beispielsweise 
das  Bezirksgericht  Matzen,  daß  für  Selbstunterstülzte  8 bis  16  K,  für  Mituider- 
stützte  1 bis  4 K monatlich  bezahlt  werden,  Beträge,  w'elchc  nicht  zu  den 
geringsten  im  Kronlandc  gehören.  Eine  Schule  des  Bezirkes  Mödling  führt  einen 
Fall  an,  daß  eine  verwitwete,  nach  Niederösterreich  zuständige,  gänzlich  mittellose 
Mutier  mit  vier  Kindern  monatlich  8 K Erziehungsbeitrag  erhält! 

Was  die  Art  der  Durchführung  betrifft,  so  bezeichnen  es  einige  Gutachten, 
insbesondere  Gänsemdorf,  Mistelbnch  und  Raali.s  als  unverantwortlich,  Waisen- 
kinder in  Armenhäusern  unter/.ubringen,  wo  sie  in  Ge.sellschafl  meist  ;d)gewirt- 
schafteler  und  unzufriedener  Insassen  verdorben  werden.  Welch  schlechtem  Ein- 
flüsse die  Kinder  hier  ausgesetzt  sind,  kann  man  sich  nach  dem  Berichte  des 
Bezirksgerichtes  Purkersdorf  vorstellen,  welches  schildert,  daß  die  In.sassen 
des  Armenhan.ses  in  Mauerharh,  obwohl  dort  keine  Kinder  uiilergebrarht  sind, 
auf  die  ganze  in  der  Umgebung  wohnende  Jugend  einen  höchst  verderblichen  und 
die  Verwahrlosung  fördernden  Einfluß  ausüben. 

Meist  aber  erfolgt  die  Unterbringung  von  Kindern  bei  P/legeparteien.  Hielier 
gehört  das  ganze  traurige  Kaiiitel  der  Kostkinder,  in.sbesonderi’  auch  der  Findlinge 
und  magistratischen  Kostkinder.  Es  ergeben  sich  hier  zunächst  zwei  Hauptmängel; 
1.  die  zu  geringe  Entlohnung,  weh’he  bewirkt,  daß  nur  die  Leute  der  ärmsten 
Bevölkerungsschichlen  sich  Pflegekinder  aufnehmen,  daraus  aber  nur  ein  Geschäft 
machen,  um  sich  einen  Nebenerwerb  zu  verschaffen.  Um  so  mehr  werden  dann 
die  Kinder  bei  dem  geringen  Kostgelde,  welches  selb.-t  unter  voller  Ausnützung 
zu  einer  anständigen  Verpflegung  unzureicliend  wäre,  im  zartesten  und  empfäng- 
lichsten Alter  der  Verwahrlosung  ausgi  setzt,  in  den  ersten  Lebensjahren  — wie 
manche  Gutachten  besagen  — nur  so  W’eit  genährt,  daß  sie  nicht  verhungern,  vom 
sechsten  Jahr  an  aber  als  Arbeitskraft,  bei  schlechter  Ernährung,  Erziehung  und 
Pflege  in  der  furchtbarsten  Weise  ausgebculet.  Es  wird  auch  dargelegt,  wie  solche 
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Kinder  in  der  ganzen  Familie  der  Pflegefrau,  ja  im  ganzen  Orte  roh  behandelt  und 
mit  Schimpfnamen  — wie  .Findelfratz*  u.  dgl.  — belegt  worden.  Charakteristisch 
ist  es,  daß  auch  die  wenigen  Findelkinder,  welche  in  Wien  selbst  unlergebracht 
sind,  fast  nur  in  Bezirken  mit  der  ärmsten  Taglölmerbcvölkerung,  speziell  in 
Favoriten  zu  finden  sind,  wo  dann  bei  den  teuren  la-bensverhältnissen  das 
Schicksal  dieser  armen  Geschöpfe  ein  um  so  traurigeres  ist,  2.  Die  mangelhafte 
Auswahl  der  Pflegeparteien,  ungenügende  Evidenz  und  Beaufsichtigung  der 
Findelkinder.  In  ersterer  Beziehung  wird  von  vielen  Gutachten  geklagt  über  die  oft 
gewissenlose  Durchführung  jener  Kautelen,  welche  verhindern  sollen,  daß  Kost-, 
insbesondere  aber  Findelkinder  in  arme  kinderreiche  Familien  und  überhaupt  in 
solche  Familien  kommen,  wo  sic  der  Engelmachcrei  oder  wenigstens  der  gröb- 
lichsten Vernachlässigung  ausgesetzl  sind. 

Allerdings  wird  mit  wenigen  Ausnahmen  von  den  Gerichten  hervorgehoben, 
daß  geeignete  Pflegeparteien  im  Bezirke  nicht  zur  Verfügung  stehen.  Bei  diesem 
Mangel  an  geeigneten  Pflegern  hat  sich  auch  derniederöslerreichische  Landesausschuß 
bemüßigt  gesehen,  die  der  Durchsetzung  der  Kinderinteressen  abträgliche  Ge- 
pflogenheit der  Abgabe  von  Kostkindem  an  ungarische  Pflegeparteien  beizu- 
behalten, zumal  diese  in  manchen  Richtungen  die  besten  Resultate  erzielen  sollen. 
Freilich  warnt  das  Bezirksgericht  Tulln  davor,  speziell  den  dortigen  Wohl- 
verhaltungszeugnissen und  Berichten  zu  viel  Glauben  zu  schenken.  Das  Bezirks- 
gericht Pottenstein  erklärt,  daß  im  dortigen  Bezirke  die  Lebensverhältnissc  zu 
teuer  sind,  dalier  dort  nicht  viele  Findlinge  unlergebracht  seien,  jene  wenigen  aber, 
welche  vorhanden  sind,  seien  bei  besseren  Leuten  nicht  schlecht  gehalten. 

Eine  Erhöhung  der  Pflcgegcldcr  ohne  Änderung  der  ganzen  Lebensbodin- 
gungen  der  Findelkinder  soll  nach  den  Erfahrungen  des  Landesausschusses 
wirkungslos  sein,  da  diese  Erhöhungen  nur  dem  Säckel  der  Pflegeparteien 
zufließen  würden,  ohne  den  Kindern  selbst  zu  gute  zu  kommen. 

In  Bezug  auf  die  Evidenzführung  und  Beaufsichtigung  der  Findlinge  hat 
auch  die  von  der  Justizverwaltung  angeregte  und  vom  I,andesausschusse  mit 
Freuden  begrüßte  Einbeziehung  der  in  Sprengeln  außerhalb  Wiens  untergebrachten 
Findelkinder  in  die  nach  Gemeinden  geordnete  gerichtliche  Evidenz  der  Pflege- 
befohlenen — wie  es  scheint  — wenig  gefnichtet,  und  zwar  infolge  der  Mängel 
der  ganzen  Organisation. 

So  erzählt  da.s  Bezirksgericht  Alzenbrugg  von  einer  Pflegofrau,  bei  welcher 
innerhalb  kurzer  Zeit  fünf  Kinder  nacheinander  starben;  es  habe  einer 
energischen  Intervention  bedurft,  damit  nicht  weitere  Findelkinder  an  sie  zur 
Pflege  abgegeben  wurden.  D.as  Bezirksgericht  Nculengbach  berichtet  in  ähnlicher 
Weise,  daß  es  im  Jahre  1903  ein  halbes  Jahr  hindurch  eine  Statistik  der  bei 
Pflegeparteien  verstorbenen  Kinder  geführt  habe  und  eine  starke  Sterblichkeit 
sowie  den  Umstand  erhob,  daß  bei  einer  Partei  im  Laufe  dieses  Halbjahres  drei 
Kinder  starben.  Eine  strafrechtliche  Vyfolgung  war  jedoch  nicht  möglich,  weil  die 
Partei  erhobenermaßen  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  genommen  und  sich  dahin 
verantwortet  hatte,  die  Kinder  seien  aus  der  Großstadt  bereits  erkrankt  in  die 
Pflege  übernommen  worden.  Das  Bezirksgericht  Pöggstall  schildert,  wie  kleinere, 
minderbemittelte  Bauern  in  ilen  zahlenden  Findelkindern  geduldige  Abnehmer 
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ihrer  wegen  der  Entfernung  des  Marktes  gar  nicht  oder  ungünstig  verwendbaren 
Naturalien  finden  und  daß  nur  in  seltenen  Füllen,  wo  ein  Findelkind  bei  besseren 
Bauern  oder  Gewcrhsleuten  untergebracht  ist,  diese  auch  nach  Aufliören  der 
Zahlung  seitens  der  Findelanstalt  dasselbe  bei  sich  bch, allen  und  für  die  weitere 
Ausbildung  sorgen.  Die  armen  Pfiegeparteien  dagegen,  welche  das  größte  Kon- 
tingent ausmachen,  geben  die  Kinder,  wenn  die  Zahlung  der  Kostgelder  aufliört, 
meist  in  vernachlässigtem  Zustande  an  die  Anstalt  zurück,  worauf  die  Kinder 
gerade  wieder  in  dem  Alter,  in  welchem  sie  der  Slülze  am  meisten  bedürfen, 
heimatlos  von  Hand  zu  Hand,  oft  auch  in  Länder  mit  fremder  Sprache  und  anderen 
Lebensformen  wandern,  aber  selbst  dann,  wenn  sie  den  Eltern  übergeben  werden, 
wie  fremde  Kinder  behandelt  werden.  Da  nun  diese  Kinder  meistens  auswärts 
zuständig  seien,  entgehen  dem  Bezirksgerichte  die  meisten  Fülle  der  Gefährdung 
und  zeigen  die  verderblichen  Ursachen  ihre  Wirkung  in  ganz  anderen  Bezirken 
oder  Ländern.  Diese  meist  erst  nach  vo  lcndetem  zehnten  Lebensjahre  äußerlich 
in  Erscheinung  tretende  Verwalirlosung  der  Findel-  und  sonstigen  Kostkinder  wird 
auch  von  der  Besserungsanstalt  Eggenburg  unter  besonderem  Hinweise  auf  die 
ererbten  moralischen  und  geistigen  Gebrechen  dieser  Kinder  dargestollt. 

Das  Bezirksgericht  Zwettl  verlangt,  daß  während  der  Versorgung  der  Findel- 
kinder durch  die  Anstalt  für  deren  einwandlieies  Fortkommen  vorgesorgt  werde 
oder  die  Anstaltsfürsorge  wenigstens  bis  zum  Eintritte  der  anderweitigen  Ver- 
sorgung durch  die  Eltern  oder  Armenbehörden  provisorisch  fortdauern  solle.  Das 
Bezirksgericht  Ebrcichsdorf  sagt,  daß  von  den  Kindern  fremder  Pfiege  ßO  Prozent 
nur  Ausbeutungsobjekte  der  Pfiegeparteien  seien. 

Alle  die  geschilderten  Mängel  bestehen  auch  bei  jenen  Ko.stfrauen,  welche 
von  privater  Seite  Kinder  ui  Pfiege  nehmen.  Hier  ist  die  ölTentliche  Einwirkung 
zu  Gunsten  einer  Besserung  noch  geringer,  es  bleibt  — wie  ein  Bericht  ausführt  — 
bei  unserer  heutigen  Organisation  nichts  anderes  übrig,  als  daß  der  Gemeinde- 
vorsteher die  Leute  über  die  Unlauglichkeit  gewisser  Personen  zur  Kinderpflege 
aufklärt  und  warnt.  Die  von  einigen  Berichten  hier  angeführten  Vorscliläge  wegen 
ölfentlich-rechtlicher  Konzessionierung  des  Pflege-  und  llaltekinderwesens  und 
der  Schaffung  besonderer  Inspektionsorgane,  insbesondere  auch  einer  geeigneten 
ärztlichen  Kontrolle,  gehören  dem  Gebiete  eines  besonderen  Gutachtens  an. 

Trotz  dieser  geschilderten  Mängel  muß  utier  auch  der  rühmlichen  Bestrebun- 
gen des  niederösterreichischen  Lande.sausschusses  gedacht  werden,  welche  auf 
eine  Besserung  dieser  Zustände  hinzielen.  Darüber  geben  die  eingehenden  Berichte 
desselben  über  eine  schrittweise  Veivollkommmmg  der  Waisenfürsorge  und  des 
Findelkinderwesens  Aufschluß,  welche  in  den  stenographischen  Protokollen  des 
niederösterreichischen  Landtages')  enthalten  sind.  Wichtige  Schrille  in  dieser 
Richtung  sind  die  in  den  letzten  Jahren  eingerichteten  Landeskinderheime  und  die 
eben  im  Zuge  befindliche  Aktivierung  der  Rechlsschutzabteilung  der  Landes- 
flndelanstalt,  verbunden  mit  der  Heranziehung  der  unehelichen  Väter  zur  Aliuieu- 
tationsleistung,  sowie  die  begonnene  Errichtung  von  Landespllegekolonien. 


*)  Vergt.  insbesondere  Xr.  XX  der  Beilagen  zu  den  slenograplnselien  PrutokoUcn  der 
VIII.  Wahlperiode  und  Xr.  XI  der  Beilagen.  I.X.  Wahlperiode. 
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Diü  lelzteren  sollen  nach  den  löblichen  Tendenzen  des  Laiidesausschusscs  auch 
der  Entnationalisierung  der  Findelkinder  Vorbeugen  und  steht  im  Zusammenhänge 
hiemit  auch  die  Heranziehung  der  Pficgsehaftsgerichte,  Waisenrüte  und  Waisen- 
komitees  zur  Ausfindigmachung  tauglicher  Pllegeparteien  in  Aussicht.  ’) 

Hinsichtlich  der  Qualität  der  Armenpflege  des  Landes  Niederösterreich  über- 
haupt wird  wohl  vielfach  zugegeben,  daß  sie  trotz  der  geschilderten  Mängel  noch 
immer  weitaus  besser  sei,  als  jene  anderer  Länder.  Doch  scheinen  — wie  die  ver- 
schiedenen Gutachten  nahelegen  — Unterschiede  nach  einzelnen  Sprengeln  offen- 
bar je  nach  der  Art  des  Fnnktionicrens  der  zuständigen  Bezirksarmenräte, 
insbesondere  auch  was  die  vorläufige  Fürsorge  nach  g 28  des  Heimatsgeselzes 
betrifft,  zu  bestehen. 

Endlich  die  .Armenpflege  der  Stadt  Wien  anlangend,  geben  wohl  die  meislen 
Berichte  derselben  das  Zeugnis,  d.iß  sie  jener  der  meisten  anderen  Städte  wegen 
ihrer  verhältnismäßigen  Vorzüge  zum  Vorbilde  dienen  könne,  daß  sic  jeiioch 
wieder  mangels  ausreichender  Mittel,  speziell  in  den  Bezirken  mit  notleidender 
Bevölkerung,  ganz  unzureichend  sei.  Von  einigen  Gutachten  wird  insbesondere 
auch  hervorgehoben,  daß  die  heutigen  Waisenpfründen  und  Erziehungsbeiträge 
ganz  ungenügend  seien  und  deren  Bewilligung  oft  monatelang  dauere.  Diesem 
Vorwurfe  kann  wold  die  Berechtigung  nicht  ver.sagt  werden,  wenn  die  überlebende 
Mutter  bei  einer  Zahl  von  .sieben  unmündigen  Kindern  oft  monatlich  nur  16  K 
Waisengeld  erhält  und  gezwungen  ist,  falls  sie  Oberhaupt  die  Fähigkeit  zu  arlteilcn 
besitzt,  .selbst  in  der  energischesten  Weise  einem  Erwerbe  nachzugehen  und  so 
ihre  Kinder,  besonders  die  im  zarten  Aller  stehenden,  der  Verwalirlosung  ver- 
fallen zu  lassen.  Ein  Gutachten  fülwt  dies  ganz  besonders  ausführlich  an  und  fügt 
bei,  daß  für  die  Nichteinheimischen,  das  ist  bei  der  Mehrzahl,  notorisch  meist  gar 
nichts  geschehe,  und  vermeint,  daß  in  diesen  Bichtungen  ohne  jeden  Aufschub 
eine  durchgreifende  Reform  Not  tue.  Ein  anderer  V'ereiu  erzählt  einen  Fall,  in 
welchem  ein  Kind  bei  der  unehelichen  Großmutter  unlergebracht  ist,  die 
keinerlei  Unterslülzung  für  den  Unterhalt  des  Kindes  bezieht  und  selbst 
Pfründnerin  ist  Eine  Schule  im  Bezirke  Hietzing  erzählt  einen  Fall,  wo  der 
krOppelhafle  Großvater  des  Kindes  als  Vormund  nicht  im  stände  isL  seiner  Pflicht 
nachzukoinmen,  da  er  ,in  der  Versorgung“  lebt. 

Bezüglich  der  magistratischen  Kostkinder  gelten  gleichfalls  alle  oben 
erwähnten  Mängel,  und  führt  ein  Bezirksgericht  an,  daß  Kostparteien,  bei  welchen 
Anstände  vorkamen,  trotzdem  wieder  Plleglinge  erhielten.  Beachtenswert  sinil  die 
scharfen  Vorwürfe,  welche  der  katholische  Landeslclmerverein  gegen  das  Kost- 
kinderunwesen  in  Wien  erhebt,  und  zwar  bei  Schilderung  eines  Falles,  wo  zwei 
bei  der  magistratischen  Koslfrau  ganz  verwahrlosende  Knaben  die  Kinder  von 
Ellern  sind,  welche  in  leidlichen  Verhältnissen  leben  und  — sich  auch  magistra- 
tische Kostkinder  halten! 

Es  können  jedoch  auch  hier  löbliche  Be.slrebungen  der  Gemeindeverwaltung 
nach  einer  Abstellung  der  Mängel  anerkannt  werden.  Erinnert  sei  beispielsweise 


1)  Vgi.  Biiltter  für  das  Armeiiwe.son  der  Sladt  Wien.  190G,  Nr.  59,  Seite  306. 

I)f)H  (jiilachtcn  ven^eist  auch  auf  die  , Katholische  Schulpresse**  Nr.  11  cx  1906. 
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an  eine  in  den  lelzicn  Tagen  ergangene  Anordnung  des  Wiener  Magistrates, 
welche  unvermutete  nächtliche  Revisionen  in  den  Wohnungen  der  Kostfrauen  zum 
Gegenstände  hat. 

Die  in  Wien  untergebrachten  Findelkinder  sind  zufolge  einer  Vorschrift  der 
Gemeinde  Wien  aus  der  letzteren  Zeit  i-ücksichllich  ihrer  Oberwachung  durch 
die  Armenräte  den  magistratischen  Koslkindern  gleichgestellt.  Ein  Wiener  Bezirks- 
gericht schildert  die  Unzulänglichkeit  dieser  Oberwachung,  indem  sogar  die 
Änderung  der  Pflegestellen  oft  gar  nicht,  manchmal  erst  nach  einem  halben 
Jahre  angezeigt  werde  und  Urgenzen  unberücksichtigt  bleiben.  Dasselbe  gelte 
för  die  magistralischen  Kostkinder  selbst.  Es  wunle  zwar  hinsichtlich  der  in  Wien 
untergebrachten  Findlinge  seinerzeit  eine  lleranzietmng  der  Gerichte  zur  Ober- 
wachung dadurch  angebatmt,  daß  die  Armeninstilutsvorstehungen  für  die  Bezirke  I 
bis  XX  angewiesen  wurden,  die  bei  ihnen  einlangenden  Versl.ändigungen  von 
der  Abgabe  eines  Findlings  an  eine  Pflegepartei  in  Wien  dem  Bezirksgericht 
Josefstadt  in  Zivilrechtssachen  zur  Kenntnisnahme  gegen  sofortigen  Rückschluß 
zuzumitteln.  Einen  praktischen  Erfolg  dürfte  alier  diese  Maßregel  bei  der  großen 
Anzahl  der  hiebei  in  Betracht  kommenden  Kinder  und  auch  deshalb  nicht 
zeitigen,  weil  die  beim  Bezirksgerichte  einlangenden  Anzeigen  infolge  der  Dürf- 
tigkeit der  Daten  eine  gerichtliche  Ingerenz  ohne  vorherige  weitere  Erhebutigen 
nicht  emiöglithen. 

Alinlich  wie  bei  der  Armenversorgung  zeigt  sich  das  verderbliche  Manko 
zwischen  dem  notwendigsten  Leben.sbedarfe  und  dem  tatsächlich  gewälirten 
Unterhalte  auch  bei  anderen  Notversorgungen,  zum  Beispiel  bei  der  Pensions- 
Versorgung.  Hier  sei  nur  an  die  geringe,  für  den  Unterhalt  einer  Familie  ganz 
unzulängliche  Höhe  der  staatlichen  Pensionen  bezüglich  jener  Angestellten 
erinnert,  welche  bei  noch  kurzer  Dienstzeit  dauermi  erwerbsunfähig  und  in  den 
Ruhestand  versetzt  werden.  Diese  kleinen  Ruhebezüge  geben  dann  auch  nach  dom 
Ableben  des  Familienoberhauptes  die  Grenze  für  die  Pensionsbezüge  der  Witwe 
samt  den  Erzichung.sbeiträgen  der  Kinder  ab  (Pensionsgesetz  vom  1(>.  Mai  18%, 
R.  G.  Bl.  Nr.  74)  und  erscheinen  die  diesfalls  festgesetzten  Minimalpensionen 
wohl  auch  als  unzureichend. 

II. 

In  vielen  Fällen  wird  als  unmittelbar  einwirkender  Grund  der  Verwalir- 
losung  die  beieits  oben  angedeutete  mangelnde  Überwachung  der  Kinder  unterer 
Volksschichten  beim  Eintritte  Ins  Erwerbsleben,  welcher  mit  der  erwachenden 
Pubertät  zusammenfällt,  angeführl.  Die  Kinder,  in  diesem  Alter  ins  wirtschaft- 
liche Leben  hinausgestoßen  und  der  Überwachung  der  Familie  oder  Vormund- 
schaft entbehrend,  sind  der  Einwirkung  älterer  verdorbener  Elemente,  der  weib- 
liche Teil  jedoch  der  Verführung  ausgesetzt.  Es  wird  deshalb  die  umfassendste 
Regelung  einer  einwandfreien  Unterbringung  der  Jugendlichen  mit  der  nötigen 
Beaufsichtigung  bis  zur  vollen  Selbständigkeit  verlangt  [Lehrlingshorle,  Horte  für 
vazierende  Dienstboten,  aber  auch  Kauteien  für  die  Verläßlichkeit  der  Unter- 
bringung bei  Meistern,  verbunden  mit  einer  stetigen  Kontrolle ').  Institutionen 

r)  Die  Nutwenciigkeit  der  strengsten  KunlruUu  des  Dienst*  und  Arbeitsverlrages  Minder- 
jiUiriger  hat  insbesondere  aiieh  Dr.  Anton  Menger  in  seinem  Werke  ,Das  Uechl  der  besiuiusen 
Volksktassen*,  Seite  70,  betont 
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zum  Schutze  und  gegenseitigen  Anschlüsse  Jugendlicher  während  der  arbeits- 
freien Zeit,  wie  sie  jetzt  in  deti  wenigen  Sonntagskursen  und  Patronagen  gewährt 
werden].  Gleiclizcitig  gefordert  wird  eine  gewi.sfcnhafte,  unentgeltliche  Stellen- 
vermittlung  sowie  die  Einführung  einer  obligatorischen  Weiterbildung  der  Jugend- 
lichen in  Fortbildungsschulen  der  Industrie,  des  Gewerbes  und  der  Eandwirt- 
schafl,  hei  Weiblichen  der  Unterricht  fiber  die  Haushaltung,  Kinderpflege  u.  dergl. 
(Haushaltungs-  und  Dien.stbotenschulen).  Aber  auch  bereits  während  der  Schulzeit 
soll  durclt  Schulwerkslätten  für  den  Han.lfertigkeitsunterricht  vorgebaut  werden'). 
Als  besonders  mangelhaft  wird  auch  geschildert,  daß  die  Benifswahl  eine  willkür- 
liche sei,  zu  wenig  den  Neigungen,  geistigen  oder  körperlichen  Fähigkeiten  des 
Kindes  Rechnung  getragen  werde,  so  daß  deshalb  und  weil  keine  ärztliche  Unter- 
suchung erfolgt,  oft  der  Wechsel  des  Berufes  eintritf,  was  bei  den  Jugendlichen  die 
Arbeitsfreuddigkeit  untergrabe.  Dieser  Gedanke  gilt  nicht  nur  für  die  verschiedenen 
Zweige  der  handwerksmäßigen  Berufe,  sondern  auch  bezüglich  der  Wahl  einer 
höheren  Bildung.  Man  denke  an  die  zu  gründe  gegangenen  Mitlelschüler,  welche 
ilann  einem  niedrigen  Berufe  zugeführt  werden. 

Anknüpfend  an  die  erwähnten  Forderungen  wild  geklagt,  daß  das  Ver- 
hältnis der  Lehrlinge  zu  den  .Meistern  vielfach  ein  unhaltbares  geworden  sei,  daß 
die  frühere  Gepflogenheit,  das  leibliche  und  sittliche  Wohl  der  aufgedungenen 
Lelu-linge  ganz  der  Verantwortung  des  Meisters  anzuvertrauen,  immer  mehr  und 
mehr  abuehme,  da  die  Lehrlinge  sogar  außer  Hause  wohnen  müssen.  Das  Bezirks- 
gericht Zistersdorf  Schilde)  t die  Sekkatiiren,  welche  die  Dienstgeber  jugendlichen 
Dienstboten  anstatt  einer  erziehlichen  Überwachung  und  Einwirkung  zuteil 
werden  las,sen,  und  wie  diese  Jugendlichen  dann  der  Bosheit  und  allen  möglichen 
anderen  schlechten  Eigenschaften  zugeführt  werden.  Das  Bezirksgericht  Zwettl 
führt  den  Mißbrauch  iui,  daß  Lehrlinge  bei  Bäckern  und  Fleischern  ins  ,Güii“ 
geschickt  werden,  das  heißt  in  Wirtshäusern  einkehren  müssen. 

ln  einer  Äußerung  aus  dem  Bezirke  Margarethen  in  Wien  wird  hervor- 
gehuben,  daß  die  Schutzlosigkeit  der  Lehrlinge  noch  durch  den  Umstand  ver- 
schärft werde,  daß  solche  meist  aus  amleren  Kronlündern  (Böhmen  etc.) 
.importiert*  werden. 

Einige  Berichte  erwähnen,  daß  oft  Schulentlassene  überhaupt  nicht  in  die 
Lehre  treten,  sondern  dem  Nichtstu))  preisgegeben  sind  und  eine  ernste  Gefahr 
für  jüngere  Kinder  werden. 

Eine)i  diesem  Kapitel  alier  auch  jenem  über  das  Findlingselend  angehören- 
de)) krassen  Fall  förderte  im  Mai  dieses  Jahres  ein  Strafverfahren  in  Wien  zu  Tage. 
Ein  1 djähriger  Knabe  sta))d  vor  dem  Bezirksgerichte  Josefstadt  in  Strafsachen  als 
Vagabund.  Er  ist  ei)i  Findelkind,  welches  bei  einer  Ko.stfiau  in  Pflege  war  und  nach 
Erhalt  eines  guten  Schulentlassungszeug))isses  bei  einon  Bäckermeister  in  die  Lehre 
trat.  Aus  dieser  nach  wenigen  Tagen  entlassen,  trieb  sich  der  Junge  monatelang 
obdachlos  U))d  von  zugeworfenen  Brotabfälloi  lebend,  U)nl)cr,  da  er  eine))  Vater 
nicht  kannte,  seine  Mutter  aber,  eine  kra)ike  Arbeiterin,  ihm  die  Wohnung  verbot 
u))d  auch  der  Vorrnmid,  selbst  Vater  von  fünf  Kindern,  sich  um  ihn  nicht 

')  Vergleiche  auch  Buchneüer  a.  a.  0.  Seite  17i  und  unten  bei  $ 73. 
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kümmerte.  Dieser  Vormuml  vertrat  bei  der  üericlitsvcrhandlung  den  Standpunkt, 
daß  der  Knabe,  obwohl  er  nichts  angestellt  habe,  in  eine  Besserungsanstalt  gehöre, 
da  er  keine  Arbeit  habe.  Da  sich  niemand  fand,  der  sich  um  den  von  der 
früheren  Kostfrau  als  brav  geschilderten  Knaben  angenommen  hätte,  blieb  dem 
Richter  nichts  übrig,  als  das  Kind  nach  dem  Freispruche  der  Polizei  zu  über- 
stellen und  nur  gleichzeitig  das  Armendepartement  und  das  V'ormundschafts- 
gericht  zu  verständigen.  Ob  eine  wirksame  Füi-sorge  dann  überhaupt  einlrat, 
entzieht  sich  meiner  Kenntnis. 


III. 

Der  Handhabung  der  öffentlichen  f^itteiipollzei  im  weitesten  Sinne  wird 
zum  Vorwurfe  gemacht,  daß 

u)  zur  Beseitigung  des  eine  Ilauptursache  der  Verwahrlosung  nach  mehrfacher 
Richtung  hin  darstellenden  Alkoholismus,  insbesondere  des  verderblichen 
Branntweingenusses  keine  ausreichenden  Vorkelirungen  getroffen  werden. 
Es  werden  für  verkommene  Eltern  und  Flieger  Trinkerasyle  verlangt,  zur 
Hintanhaltung  des  Alkoholismus  der  Jugendlichen  selbst  aber  wird  gefordert, 
daß  im  Zusammenhänge  mit  den  sub  11  erwähnten  .Schlitzbestrebungen  ein 
strenges  Verbot  des  Gasthausbesuches  für  Minderjälirige  bis  zu  einer 
gewissen  Altersgrenze  überhaupt,  eventuell  ohne  Begleitung  Erwachsener,  zu 
erlassen  sei.  Einige  Gerichte  sehen  eine  radikale  Abhilfe  nur  in  der  Ent- 
ziehung von  zwei  Dritteilen  der  Berechtigungen  zum  Aus.schanke  von 
Branntwein.  Das  Bezirksgericht  Ebreichsdorf  verlangt  überdies  ein  Trunkeii- 
heitsgesetz  mit  der  Sanktion  der  Unklagbarkeit  von  Zechschulden  Jugend- 
licher. Es  sei  strenge  zu  verbieten.  Schenken  in  Räumen  zu  errichten,  wo 
Kinder  sich  aufhalten  und  durch  die  dort  vernommenen  unsittlichen 
Gespräche  verdorben  werden  können.  Hand  in  Hand  mit  diesen  Forderungen 
schildern  viele  Berichte,  wie  schon  Jugendliche  von  14  Jalircn  an  Sonn-  und 
Feiertagen  in  den  Gasthäusern,  zum  Teile  in  Gesellschaft  liederlicher 
Mädchen,  zechen,  obszöne  Lieder  singen  und  unsittliche  Gespräche  führen. 
Einige  Berichte  verlangen  sogar  ein  Verbot  des  Verkaufes  von  Tabak  an 
Jugendliche  bis  zu  einer  bestimmten  Altersgrenze. 

h)  Geklagt  wird  ferner,  daß  die  unsittliche  Einwirkung  von  Volkssängein, 
Theatervorstellungen,  Tanzschulen  und  Tanzunterhaltungen  auf  die  Jugend 
bisher  unbekämpft  bleiben,  daß  halbwüchsige  Mädchen  bis  spät  nachts  in 
Parkanlagen  herumllanieren,  daß  es  an  einer  pädagogischen  Überwachung 
auf  Plätzen,  wo  viele  Kinder  Zusammenkommen,  fehle;  daß  unsittliche 
Bilder,  Bücher,  Zeitungen  etc.  auch  der  halbwüchsigen  Jugend  in  unbe- 
schränktem Maße  zugänglich  seien,  daß  die  den  Markt  überschwemmeuden 
Schundromane,  Räuber-  und  Indianergeschichten  einen  verderblichen  und 
verrohenden  Einfluß  auf  das  kindliche  Gemüt  üben.  In  letzterer  Beziehung 
erzählt  das  Gutachten  der  Polizeidirektion  einen  drastischen  Fall,  in  welchem 
ein  Knabe  durch  solche  Schundromane  zu  einem  Attentat  auf  seinen 
eigenen  V’ater  verleitet  worden  sei,  um  sich  bei  seinen  Kameraden,  in  der 
sogenannten  .Indianerplatte“,  mit  einem  blutbefleckten  Messer  zeigen  zu 
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können.  Endlich  wird  geklagl,  daß  (il>crhaui)t  keine  Maßregeln  gegen 
Geschäftsleute  getrolTen  werden,  welche  die  Sittlichkeit  der  Kinder 
gpfrdirdende  Unternehmungen  betreihen  oder  aus  dem  Unverstände  der 
Jugend  Nutzen  ziehen.  In  dieser  Richtung  werden  beispielsweise  die  ver- 
schiedensten Sehauhudenbesitzer,  auch  Kinemalogiaphenvorstellungen,  wo 
alle  Kniffe  der  Pariser  Apachen  drasti.sch  vorgeführt  wenien,  Händler  mit 
Klanhertpistolen,  Spielereien  und  Näschereien  etc.  genamd,  während  bezüg- 
lich der  sogenaunlen  PlaUentrödler  auf  das  unter  § 12  Gesagte  hingewieseii 
werden  kann. 


IV. 

Unserer  Schiilorganisatinn  wird  zum  Vorwurf  gemacht,  daß  die  Schule  die 
intellektuelle  llildung  überschätze,  zum  Teil  auch  übertreibe,  dagegen  auf  die 
ethisch-sittliche,  aber  auch  auf  die  körperliche  Wohlfahrt  (Schulärzte,  .Schul- 
hygiene) zu  wenig  Gewicht  lege;  ferner  daß  in  der  Großstadt  wegen  des  Mangels 
an  Schulen  einem  Lehrer  zu  viele  Kinder  zugewiesen  sind,  daher  von  einer  indivi- 
dualisierenden Einwirkung  auf  die  Schuljugend  unmöglich  die  Rede  sein  könne; 
daß  endlich  kein  genügendes  Augenmerk  auf  die  schwach  befähigten  Kinder 
gerichtet  werde  (Hilfsschulen). 

Von  den  Schulbesuchbefreiungen  war  bereits  in  einem  anderen  Zusammen- 
hänge die  Hede.  Das  Bezirksgericht  Gloggnitz  will  die  generellen  Sommerbefrei- 
ungen ganz  ausgeschlossen  wissen  und  phiidiert  dafür,  bei  Schulbe,«uchsversäum- 
nissen  sofort  vollstreckbare  Geldstrafen  eintreten  zu  lassen  und  einer  diesfälligen 
Beschwerde  keine  aufschiebende  Wirkung  zuzui'rkennon. 

Endlich  wird  geklagt,  daß  die  Uisziplinarniittel  der  Schule  insbesondere  auch 
nach  der  neuen  Schul-  und  Unterricht.sordnung  vom  September  UK)5  bei  reni- 
tenten Elementen,  speziell  auch  bei  absichtlichem  Wideistand  der  Eltern  oder 
Pfleger  nicht  ausreicben.  Von  einigen  Seiten,  hauptsächlich  von  der  des  Lehrer- 
standes, wird  nach  dem  Vorbilde  auswärtiger  Staaten  die  Wieiiereinführung  der 
köriK’i  liehen  Züchtigung  als  lelztes  Auskunffsmittel  mit  den  notwendigen  Kautelen 
verlangt;  gleichzeitig  wird  aber  von  Buchneder  a.  a.  0.,  Seiten  129  und  176.  auch 
das  Fehlen  des  letzten  Endgliedes  auf  der  andern  Seite,  nämlich  der  Belohnung 
— wie  es  in  Frankreich  zu  linden  sei  — bedauert. 

Ein  besonders  bedenkliches  Kapitel  bilden  die  di.sziplinarcn  Ausschließungen 
aus  der  Schule.  Da  weder  Disziplinär-  oder  Besseningskhissen,  noch  Korrektions- 
schulon,  verbunden  mit  den  nötigen  Fürsorgevorkehrungen  bestehen,  aber  auch 
die  im  § 59  des  Reichs-Volksschulgeselzes  vorgesehenen,  wirklich  geeigneten 
Anstalten  für  sittlich  verwahrloste  schulpilichlige  Kinder  fehlen,  sehen  sich  laut  der 
eingclangtcn  Berichte  die  Schulbehörden  gezwungen,  von  der  Maßregel  der  Aus- 
schließung zum  Schaden  der  gefährdeten  Mitschüler  eines  verkommenen  Kindes 
fast  nie  Gebrauch  zu  machen,  denn  diese  .Maßregel  würde  für  den  ausgeschlos- 
senen Schüler  selbst  nur  seine  volle  Preisgebung  an  die  Verwahrlosung  und  an 
das  Verbrechen  bedeuten,  da  bei  dem  häuslichen  Milieu,  welches  solchen  Fällen 
eigen  ist,  ein  Ersatzunterricht  mit  entsprechender  Erziehung  im  Hause  aus- 
geschlos.sen  erscheint.  Diese  Maßregel  würde  aber  auch  meistens  eine  Gefahr  für 
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die  übrigen,  sittlich  niciit  ganz  gefestigten  Schüler  bedeuten,  welche  in  der  Aus- 
schließung nur  eine  willkommene  Uefreiung  vom  Untcrrichtszwangc  erblicken, 
mit  dem  Ausgeschlossenen  zusammen  zu  kommen  traclilen  und  dann  ebenfalls  die 
Schule  stürzen.  Diese  llißslflnde  werden  sowohl  in  der  Stadt  als  auch  aut  dem 
l.ande  geschildert;  besonders  eingehend  verbreiten  sich  hieriiber  die  Schulen  des 
Bezirkes  llenials  und  stellen  dar,  welche  Wirkung  eine  Ausschließung  auf  sitllich 
verkommene  Mädchen  ausübt,  die  dann  auch  ohne  jeden  Unterricht  bleiben,  daß 
aber  doch  bei  oft  schon  der  Prostitution  ergebenen  Schulmädchen  diese  Maßnahme 
zum  Schutze  der  Mitschülerinnen  zeitweise  nicht  zu  umgehen  sei.  Solche  Not- 
behelfe der  Ausschließung,  und  zwar  für  einige  Wochen,  kommen  auch  in  anderen 
Bezirken  vor,  teilweise  auch  in  der  ger.idezu  lächerlichen  Form  der  Zuweisung 
an  eine  andere  Schule,  sofern  die  letztere  dagegen  nicht  protestiert.  Es  wird  der 
verderbliche  Einfluß  geschildert,  den  ein  Kind  nach  einer  zeitweisen  Ausschlies- 
sung auf  die  übrigen  Kinder  ausübt,  wenn  es  wieder  als  Held  noch  mehr  verlottert 
zu  seinen  Mitschülern  zunickkehrt.  Wie  selten  aber  die  Abgabe  an  eine  Besserungs- 
anstalt eintritt,  bespricht  besonders  eingehend  Buchneder')  in  historischer  Ent- 
wicklung. Derselbe  stellt  dar,  daß  aus  Scheu  vor  der  Bemakelung  des  Schülers 
durch  Abgabe  in  die  Bessermigsanstalt  von  diesem  letzten  Auskunftsmittel  nur 
sehr  spärlich  Gebrauch  gemacht  werde,  obwohl  im  Jahre  1891  eine  Aktion  des 
Bezirksschulrates  Wien  im  Vereine  mit  dom  niederösterreicliischcn  Landesaus- 
schusse  die  Erleichtening  der  Abgabe  in  Besserungsanstalten  zu  Tage  förderte. 
Wie  lange  jedoch  die  Verhandlungen  wegen  solcher  Abgaben  von  Schülern  in 
Besserungsanstalten  sich  gewöhnlich  hinausziehen  und  wie  verderblich  cs  ist,  wenn 
ein  ausgeschlossenes  Kind  Monate  hindurch  ohne  jede  Fürsorge  und  ohne  jeden 
Unterricht  bleibt,  schildern  ebenfalls  viele  Berichte.  Eis  wird  von  Fällen  erzälilt, 
in  welchen  wegen  Raubes,  Diebslaldes  und  Notzucht  verurteilte  Individuen  derart 
behandelt  wurden.  Buchneder  sieht  bezüglich  dieser  Frage  das  Arkanum  ebenfalls 
wieiler  in  den  Überschüssen  der  kumulativen  Waisenkassen,  wenn  dieselben  zweck- 
entsprechend verwendet  werden  würden  und  macht  unter  Anführung  der  Ein- 
richtungen des  Deutschen  Reiches  Vorschläge  zur  Errichtung  von  Erziehungs- 
häusem  der  Shidt  Wien  (Seite  200  iT.).  ln  dem  bereits  erwähnten  Bezirke  Hernals 
wird  auch  der  drastische  Fall  mitgeteilt,  daß  das  Söhnchen  eines  bemittelten 
Bürgers  ein  unverbesserlicher  Vagant  war,  auch  der  Vater  sich  mit  dem  Kinde 
nicht  mehr  zu  helfen  wußte  und  dasselbe  nur  ab  und  zu  von  der  Polizei  nach 
seiner  Aufgreifung  immer  wieder  dem  Vater  überstellt  wurde,  ohne  daß  irgend 
eine  andere  Maßnahme  getroCfen  worden  wäre.  Im  einzelnen  werden  Fälle  von 
Ausschließungen  noch  erwähnt  in  den  Bezirken  Währing  (8  E'älle  gänzlicher 
Ausschließungen  in  den  letzten  3 Jahren;  außerdem  einige  zeitweise  Aus- 
schließungen je  durch  1 — 6 Wochen  ohne  Erfolg),  Döbling  (2  E’älle  im  Jahre 
1905)  und  vom  Ortsschulrate  Hietzing.  Im  Berichte  von  Favoriten  wird  von  einer 
geschwängerten  Schülerin  gesprochen,  welche  mit  Rücksicht  auf  vorhandene 
Schulbefreiungsgründe  ganz  aus  der  Schule  entla.ssen  werden  konnte,  sowie  von 
einem  ganz  enisittlichten  Knaben,  welcher  im  letzten  Jahre  der  Schulpflicht 

»)  A.  a.  0.  Seite  132  IT.,  Seite  159  ff.,  Seile  177  ff. 
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sieht,  vorläufig  ohne  Sclmlbesuch  mit  dem  Vermerk  ,ScliuIveisäumniäse  ent- 
scliuldigt“  geführt  wird  und  am  Schlüsse  des  Jalircs  sein  Entlassungszeugnis 
erhalten  soll!  Vereinzelte  Fälle  von  Aiiäsihließungen  erwähnen  außerdem  die 
Bezirksgeiichte  Liesing,  Mödling,  Zwettl,  liua.  Dobersberg,  Wiener-  Neustadl 
und  Glogtnitz,  das  letzte  einen  Fall,  in  dem  der  Schider  bereits  nahe  an 
14- Jahren  war  und  ganz  aus  der  Schule  entfernt  wurde.  Einige  dieser  Berichte 
kritisieren  auch  wie<ler  den  langen  Zeitraum,  der  oft  zwischen  der  Ausschließung 
aus  der  Schule  und  der  Abgabe  in  die  Besserungsanstalt  lag  (sogar  ein  Vierteijahri. 

In  manchen  Ilichlungen  der  Schulorganisation  hat  die  neue  Schul-  und 
Unterrichtsordnung  eine  Besserung  inauguriert,  aber  ohne  radikale  Abhilfe,  da 
insbesondere  die  nötigen  Anstalten,  Disziplinarklassen  u.  dgl.  fehlen  und  alle 
Vorschriften  eigentlich  einen  mehr  akademischen  Wert  buben.  Immerhin  ist  das 
angebahnte  kräftige  Zusammenwirken  von  Lehrerschaft  und  Pflegschaftsgericht, 
welches  durch  das  Einvernehmen  der  zuständigen  Laudesbehörden  (Landesschul- 
rat und  Oberlande-sgerichts-Präsidium)  geregelt  wird,  zu  begrüßen.  Hier  sei  nur 
der  Meinung  Baum  gegeben,  daß  viele  der  oben  erwähnten  Refomivorscbläge  ein 
Abirren  auf  einen  bedenklichen  Notbehelf  bedeuten.  Die  Schule  wird  nie  die  häus- 
liche Erziehung  ersetzen  können.  Doi  l,  wo  die  letztere  fehlt,  den  Wirkungskreis 
der  Schule  über  Gebühr  auszudehnen,  heißt  ihr  eine  Aufgabe  zuleilcn,  welche  sie 
nie  zu  lösen  im  stände  sein  wird.  Besondere  Vorsicht  wird  bezüglich  der  Frage 
der  köriierlichen  Züchtigung  am  Platze  sein.  Man  schaffe  eine  die  häusliche  Erzie- 
hung ersetzende  Fürsorgemaßregel  und  statte  diese  dann  mit  den  Rechten  der 
häuslichen  Zucht  aus! 


V. 

Was  die  Besserungsanstalten  betrifft,  so  werden  hauptsächlich  folgende 
M.ängel  hervorgehoben: 

a)  Die  Verwirklichung  der  Abgabe  eines  Kindes  in  die  Besserungsanstalt  ist 
vor  allem  wieder  durch  die  heimatsrechtliche  Regelung  der  Kostenfrage  sehr 
erschwert.  Bei  den  auswärts  Zuständigen  müssen  langwierige  Verhandlungen 
mit  den  betreffenden  Landesfonds  geführt  werden,  von  manchen  Ländern  — 
wie  beispielsweise  Krain  — ist  eine  Zustimmung  zur  Aufnahme  von  Kindern 
überhaupt  nicht  zu  erreichen.  Auch  bezüglich  der  ungarischen  Staatsangehörigen 
sollen  sich  nach  Mitteilung  des  Bezirksgerichtes  Baden  besondere  Scliwierigkeiten 
ergeben.  Die  Länder  Böhmen  und  Mähren  jedoch,  welche  selbst  Besserungs- 
anstalten besitzen,  requirieren  meist  die  dorthin  zuständigen  Kinder  in  die  eigenen 
Anstalten  und  stimmen  der  Abgabe  derselben  in  die  hie.-ige  Besserungsanstalt  auf 
ihre  Kosten  nicht  zu.  Abgesehen  davon,  daß  die  Kinder  dann  wegen  sprachlicher 
Hemmnisse  oder  aus  Ersparungsrücksichten  bald  wieder  aus  den  Besserungs- 
anstalten dieser  Länder  entlassen  werden  und  nach  Niederösterreich  zurückkehren, 
ergeben  sich  insbesondere  in  Jonen  Fällen,  wo  die  Abgabe  als  Erziehungsmaßregel 
nach  § IG  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  t)0,  erfolgen  soll,  bezüg- 
lich der  Tragung  der  Cberstellungskosten  große  Schwierigkeiten.  Der  auswärtige 
LanJesfonds  erklärt  nämlich  auch  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  er  das 
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betreffende  Kind  in  die  dortige  Bcsscrungsanstult  übeniinmit,  die  Kosten  der 
Oberstellung  nicht  zu  tragen,  üa  nun  bloß  bei  der  — wie  es  heißt — .aus  öffentlichen 
Rücksichten“  — gemäß  S 8 des  Gesetzes  vom  Ü4.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89  — 
erfolgenden  Abgabe  eines  Kindes  in  eine  Besserungsanstalt  die  Oberstcllung,  und 
zwar  meist  in  die  hiesige  Anstalt,  von  Amts  wegen  durch  die  Polizeibehörde 
veranlaßt  wird,  giiff  man,  wenn  auch  die  private  Wohltätigkeit  die  erwähnten 
Cberslellungskosten  nicht  bestreiten  wollte,  zu  der  geradezu  unerhörten  Maßregel, 
das  Kind  pro  forma  mit  einer  gerichtlichen  oder  polizeilichen  Strafe  zu  belegen, 
um  nach  dem  zitierten  g 8 Vorgehen  zu  können,  ln  dieser  Beziehung  hat  der 
Zentral  verband  der  Wiener  Waisenräte  einen  Reformantrag  gestellt,  welcher  noch 
in  Verhandlung  der  Zentralstellen  steht.  Hiebei  wurde  darauf  hingewiesen,  daß 
mindestens  die  gleichen  öffentlichen  Rücksichten  bestehen,  wenn  die  Fürsorge  für 
ein  gefährdetes,  aber  noch  nicht  abgestraftes  Kmd  in  Frage  kommt.') 

Diese  Schwierigkeiten  haben  zur  Folge,  daß  — wie  die  Berichte  ausführen 
— die  Abgabe  auswärts  zuständiger  Kinder  in  eine  Besserungsanstall  so  gut  wie 
gar  nicht  zu  erreichen  ist.  Aber  auch  bezüglich  der  Einheimischen  wird  der  Weg 
der  Verhandlungen,  welche  der  Unterbringung  vorangehen,  als  ein  viel  zu  um- 
ständlicher und  langwieriger  bezeichnet,  da,  wie  schon  oben  erwähnt,  oft  Monate 
vergehen,  bis  die  Landeskommission  entschieden  hat,  die  Um.slände  jedoch  fa.st 
immer  die  sofortige  Enlfermmg  des  Kindes  aus  den  gefährlichen  Verhältnissen 
erfordern.  Dazu  kommt,  daß  auch  die  Eltern  oft  ihre  Zustimmung  zur  Abgabe  des 
Kindes  in  die  Besserungsanstalt  nicht  erteilen,  miuichmal  auch  aus  pekuniären 
Gründen,  weil  sie  entweder  die  Kosten  nicht  tragen  wollen  oder  mit  der  Abgabe 
des  Kindes  in  die  Besserungsanstalt  der  Wegfall  eines  Erziehungsbeitrages  ver- 
bunden ist.  Umgekehrt  betonen  allerdings  auch  einige  Berichte,  hauptsächlich  aus 
Lehrerkreisen,  daß  oft  Eltern  oder  Pfleger  die  Abgabe  insbesondere  unebelicher 
Kinder  ohne  triftigen  Gnmd  betreiben,  um  sich  von  der  Last  des  Kindes  zu  befreien. 
Charakteristisch  für  die  Mängel  unseres  Fürsorgewesens  ist  der  von  einer  Schule 
in  Hernals  erzählte  Fall,  daß  eine  Schülerin  auf  Kosten  der  Lehrerin  in  der  Privat- 
anstalt Ernstbrunn  untergebracht  wurde.  Im  Bezirke  Rudolfsheim  äußern  sich  die 
Lehrer  in  drastischer  Weise,  es  sei  überhaupt  leichter  ein  Kind  in  das  .Theresia- 
num“ zu  bringen  als  in  eine  Besserungsanstalt. 

b)  Der  zweite  .Mangel  ist,  daß  die  Besseningsanstalten  als  einzige  be- 
stehende Institution  zur  Bekämpfung  der  Verwahrlosung  für  alle  Arten  derselben 
in  Anspmch  genommen  werden,  für  körperliche,  sittliche  und  geistige,  und  zwar 
sowohl  für  drohende  als  auch  für  die  bereits  vorhandene,  obwold  diese  Anstalten 
doch  ihrer  ganzen  Organisation  nach  nur  für  sittlich  schon  recht  lief  gesunkene 
Kinder  geeignet  erscheinen.  .Welch  gemischte  Gesellschaft*  sieh  daher  in  dieser 
Anstalt  Zusammenfindel,  hat  Dr.  Reicher*)  sowie  Professor  Dr.  Groß*)  geschildert: 

')  Über  eine  Anregung  des  ntederösterreichisdien  Landcsausscliusses  vom  Jalire  1895  wegen 
Anüiebung  der  Kostenei satzptlicht  räcksiclittich,  der  Besserungsanstalten  zwisclieo  den  einzelnen 
Läiidei-n.  vergl.  Beleber  iro  angezcigicn  Werke  Seite  957. 

•)  Im  zitierten  Vortrage,  Seite  91,  ausfObrlichcr  im  angegebenen  Werke,  Vergl.  auch  Bucli. 
neder  a.  a.  0.  Seite  IGß  fT.  und  Seite  197. 

*)  Gericblszeitung,  Jahrgang  1905,  Seite  999. 
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Nebwipinander  alle  Altersstufen  und  alle  Grade  der  sittlichen  Gefällirdung  und  Ver- 
wahrlosung krimineller  und  nicht  krimineller  Natur,  sogar  Verschließungssträflinge, 
welclic  ihre  Strafe  in  der  Anstalt  verbüßen. 

Es  sind  mir  Fälle  untergekommen,  daß  Kinder,  welche  in  der  Schule  größten  - 
teils  die  Siltennote  .Eins*  hatten  und  nur  im  Fortgange  ganz  schlecld  waren,  in 
die  Besserungsanstalt  anfgenommen  wurden,  wälirend  für  solche  Kinder  doch  die 
Abgabe  in  Ililfssclnden,  verbunden  mit  einer  Försorgemaßregel  zur  Bannnng  des 
venierbliclien  Einflii.sses  des  häuslichen  Milieus  in  Betracht  kommt.  Derartige 
Verirrungen  werden  auch  vielfach  dadurch  verursacht,  daß  wir  keine  geeigneten 
Anstalten  besitzen,  um  die  noch  nicht  verkommenen  Kinder  in  wirksamer  Weiso 
dem  schlechten  F.inllnsse  der  Eltern  zu  entziehen. 

Die  Bedenklichkeit  der  erwähnten  Zusammenwnrfelung  der  verschiedensten 
Elemente  kann  auch  durch  die  in  den  Anstalten  übliche  Einteilung  der  Zöglinge 
in  verschiedene  Gruppen  oder  Disziplinarkl.assen')  nie  ganz  beseitigt  werden. 

Anderseits  wird  geklagt,  daß  Kinder  mit  körperlichen  Gebrechen,  zum  Bei- 
spiel auch  krüppelhalle  Kinder,  in  die  Besserung.sanstalt  nicht  aufgenommen 
weiden,  wenn  das  änttliche  Guhtchten  abteimeud  lautet,  aber  auch  andere 
Anstalten  für  sulclie  Kinder  nicht  bestehen  (vgl.  aber  auch  oben  § 9). 

t)  Enge  zusammenhängend  mit  dem  vorbesprochenen  Mangel  ist  es,  daß 
die  Besserungsanstalten  ihrer  ganzen  Einrichtung  nach  sich  nicht  eignen,  wirklich 
dauerhafte  Besserungsresultatc  zu  erzielen.  Wenige  Berichte  erzählen  von  meistens 
nur  voröbci-gehenden  Ucsultaten,  die  Mehraahl  derselben  aber  äußert  sich  dahin, 
daß  die  Zöglinge  nur  noch  schlechter,  weil  verstockt,  aus  der  Anstalt  kommen. 
Daß  wegen  Einbrnchsdiebstahls  Verurteilte  sämtlich  in  der  Besserungsanstalt 
gewesen  waren,  erzählen  die  Bezirksgerichte  Josefstadt  in  Zivilsachen,  Atzen- 
brugg,  Gloggnitz  und  Tulln;  das  Bezirksgericht  Burkersdorf  betont,  daß  die  ent- 
lassenen Zöglinge  gefährliche  Lehrmeister  für  die  übrige  Jugend  werden.  An 
diesen  schlechten  Resultaten  tiagen  neben  dem  lub  h)  erwähnten  Umstande  noch 
zwei  weitere  Mängel  die  Schuld,  welche  einerseits  die  Art  der  Einwirkung  auf 
den  Zögluig  während  seiner  Unterbringung  in  der  Anstalt,  anderseits  die  Für- 
sorge für  denselben  nach  seiner  Entlassung  betreffen,  ln  ersterer  Beziehung  wird 
hervorgehoben,  daß  die  Üi-ganisation  der  Besserungsanstalten  auf  die  individuali- 
sierende Erziehung  nicht  genug  Gewicht  lege.  Es  hängt  diesen  öffentlichen  Besse- 
rungsanstalten aus  ihrer  historischen  Entwicklung  noch  immer  der  Charakter  von 
Strafliäusorn,  nicht  aber  von  Erziehungsanstalten  an.  (Vergl.  darüber  Dr.  Reicher.) 
Schon  der  Name  zeigt  ihre  rein  polizeiliche,  jeder  Fürsorge  abholde  Natur,  weshalb 
auch  in  den  meisten  Gutachten  vor  allem  die  Änderung  der  bisherigen  Bezeichnung 
in  .Erziehungsanstalten*  für  notwendig  erklärt  wird. 

Man  glaube  nicht,  daß  hierin  eine  Sentimentalität  gegenüber  der  verrohten 
Jugend  liegt,  man  lese  vielmehr  in  den  oben  zitierten  Berichten  des  preußischen 
Staatsministeriums  über  die  Erfolge  der  Fürsorgeerziehung  n.aeh  und  wird  dort 
finden,  daß  gerade  die  Behandlung  als  erziehungsbedürfliger  Zögling  dem 

1)  Vcrgl.  ilarül,cr  Winkler  a.  a.  O. 
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vei  walirlostun  Jugfiiiillic’hen  am  unangimelimsten  ist  und  die  Verbüßung  einer  Slraf- 
liafl  seiner  Großmannssucht  melir  entspricht. 

Die  Vorkelnungen  beim  Austritte  des  Zöglings  aus  der  Anstalt  sind  gleich- 
falls mangelhaft.  Schon  der  odiose  Charakter  der  Anstalt  hängt  dem  Kinde  sein 
Leben  lang  an;  alles  betrachtet  den  entlassenen  Zögling  wie  einen  entlassenen 
Strälling,  er  findet  daher  keine  einwandfreie  Arbeitsgelegenheit,')  zumal  er  — wie 
viele  Gutachten  betonen  — für  den  Erwerb  nicht  genügend  gelernt  habe.  So  kehrt 
der  Zögling  entweder  in  das  frühere  verderbliche  Milieu  wieder  zurück  oder  er 
wird  als  Taglöimcr  oder  Handlanger  niederster  Sorte  in  der  Fabrik,  beim  Straßen- 
bau, als  Schiffszieher  u.  s.  w.  aufgenomraen,  die  größte  Gefahr  für  den  Hückfall 
beim  Fehlen  jeder  Aufsicht  und  Fürsorge. 

Soweit  aber  nach  der  Entlassung  eine  Überwachung  geübt  wird,  hat  sie  — 
wie  in  den  Gutachten  hervorgcdioben  wird  — den  Charakter  einer  Polizeiaufsicht, 
wirkt  daher  nur  schädlich  für  den  Zögling,  welcher  sich  aus  der  menschlichen 
Gesellschaft  verstoßen  fühlt.  Der  Bericht  der  Anstalt  Eggenburg  selbst  führt  an, 
daß  die  Nichtüberwachung  oder  mangelhafte  Überwachung  der  Entlassenen 
währcnil  der  Lehr-  oder  Dienstzeit  eine  häufige  Ui-saehe  der  Rückfälligkeil  bilde, 
schildert  aber  gleichzeitig,  daß  eine  gedeihliche  Überwachung  ohne  schädliche 
Folgen  für  den  Pflegling  heute  bei  der  Zerstreuung  bedingt  Entlassener  über  alle 
Länder  und  bei  dem  Abgänge  geeigneter  Organe  nicht  möglich  sei.  Als  solche 
Organe  werden  FOrsorgeräle  in  den  einzelnen  Sprengeln  empfohlen. 

Begreiflich  ist  es  bei  den  besprochenen  Mängeln,  daß  allseits  eine  große 
Abneigung  gegen  die  Abgabe  eines  Kindes  in  die  öffentliche  Besserungsanstalt 
vorherrscht  und  diese  nur  als  letztes  Ausknnftsmillel  angesehen  wird.  Dies  gilt 
sowohl  für  die  Schulbehörden  als  auch  für  die  Gerichte.*)  Die  Seltenheit  der 
Benülzung  dieses  einzigen  Hilfsmil  tels  im  Kampfe  gegen  die  Verwahrlosung,  ins- 
besondere was  die  Abgabe  als  Erziehungsmaßregel  nach  § 11!  des  zilierten  Gesetzes 
betrifft,  zeigen  auch  die  Ziffern  sowohl  der  Statistik  der  Strafrechtspflege  als  auch 
der  eingelanglen  Gutachten,  speziell  auch  der  Polizeidireklion  Wien.  Laut  des 
Berichtes  der  Landesbessenings-Anslalt  Eggetiburg  wurden  im  ganzen  Zeiträume 
seit  der  Eröffnung  der  An.slalt  (1888)  bi.s  zum  30.  Juni  1900  nur  ai87  unmündige 
Knaben  und  608  Mädchen  aus  allen  Ländern  in  die  Anstalt  abgegeben,  ln  den 
letzten  drei  Jahren  allein  betrug  diese  Ziffer  nur  409  Knaben  und  129  Mädchen. 
Die  Besserungsanstalt  Korneuburg  führt  an,  daß  im  Jahre  190.5  136  Zöglinge 
im  Aller  von  14  bis  18  Jahren  dort  aufgenommen  wurden  und  der  derzeitige 
Ge.samtsland  einschließlich  der  bedingt  Entlassenen  317  betrage  (vergl.  auch 
Winkler  a.  a.  0.). 

Zugegelwn  muß  jedoch  werden,  daß  in  manchen  Richtungen  Fort-schiiUe  zu 
verzeichnen  sind,  besonders  infolge  der  dankenswerten  Bemühungen  des  atis  den 
Beamten  der  Zw.angsarbeits-  und  Besserungsan.stalten  bestehenden  Vereines  .für 

1)  Die  Anstall  Eg^etilmrj;  selbst  betont  freilieh,  daß  cs  viele  latbrberren,  auch  in  Wien,  gebe, 
welche  an  die  Anstalt  wegen  Zuwendung  von  Lehrlingen  berantreten  und  kein  Vorurteil  gegen  die 
Pfleglinge  hegen. 

*)  Bezüglich  der  diesntlligen  Klagen  des  Landesausschusses  vergl.  Buchneder,  Selb?  143. 
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Zwangspr/.ielmng  uml  Fürsorge*,  hauptsächlich  auch  in  Bezug  auf  die  Fürsorge 
nach  der  Entlassung  der  Zöglinge.  In  letzterer  Richtung  ist  auch  auf  die  im  Juli 
1904  seitens  des  k.  k.  Justizn)inisteriums  und  Ministeriums  des  Innern  erflosscnc 
Verordnung  zu  verweisen,  wonach  von  jeder  Entlassung  eines  Zöglings  das  zu- 
ständige PlU'gschaltsgericht  zu  verständigen  ist. 

Im  niederösterreichischen  Landesamtsblattc  Nr.  22  ex  1906  ist  die  Erwei- 
tening  der  Besserungsanstalt  in  Eggenburg  geschildert;  dieselbe  ist  bis  jetzt  so  weit 
gediehen,  daß  im  März  1906  bereits  die  Einweihung  jenes  Gebäudes  erfolgen 
konnte,  welches  zur  Unterbringung  jener  Korrigendinnen  bestimmt  wurde,  die 
früher  in  der  nunmehr  aufgelassenen  Anstalt  in  Wien,  V.,  Siebenbrunnengasse, 
Aufnahme  gefunden  hatten.  Ausständig  ist  noch  der  Bau  von  Pavillons  für  Knaben, 
um  die  Besserungsanstalt  in  Korneubiirg  zu  entlasten;  hiedurch  soll  die  Not- 
wendigkeit des  Neubaues  einer  Besserungsanstalt  für  Knaben  entfallen  sein. 

Immerhin  ist  es  aber  charakteristisch,  daß  die  Besserungsanstalten  Komeu- 
burg  und  Eggenburg')  selbst  in  ihren  Äußerungen  auf  die  Notwendigkeit 
hingewiesen  haben,  verbesserte  Erziehungsanstalten  mit  mehr  Differenzierung 
und  Individualisienmg  für  die  verschiedenen  Grade  der  Verwahrlosung  zu  schaffen, 
und  zwar  zerstreut  unter  möglichster  Anpassung  an  das  sogenannte  Familien- 
system, etwa  in  landwirtschaftlichen  Kolonien  oder  im  Pavillonsysteme. 

Etwas  günstigere  Resultate  als  die  öffentlichen  Besserungsanstalten  sollen 
jene  der  privaten  Wohltätigkeit  erzielen,  welchen  ja  auch  eine  größere  Auswahl 
des  Zöglingsmaterials  und  ülierhaupt  bessere  Bedingungen  ihrer  Wirksamkeit 
zur  Seite  stehen;  so  erklärt  beispielsweise  der  Schutz  verein  zur  Rottung  verwahr- 
loster Kinder,  daß  80  Prozent  seiner  Zöglinge  wirklich  als  gebessert  bezeichnet 
werden  können.  Freilich  dringen  manchmal  auch  rücksichtlich  der  Privatanstalten 
Nachrichten  über  Mängel  in  die  Öffentlichkeit. 

VI. 

Auf  dem  Gebiete  des  .StrafrechtON  würde  die  Erörterung  der  Reform- 
bedürlligkeit  unseres  Jugendstrafrechtes  überhaupt,  insbesondere  bezüglich  der 
StrafmündigkeiLsgrenzc  und  der  Art  de.s  Verfahrens,  sowie  die  Darstellung  der 
körperlich  und  moralisch  depravierenden  Wirkung  des  Strafvollzuges  an  Jugend- 
lichen, welcher  ültrigens  in  der  Justizminislerialverordnung  vom  September  190.Ü 
einige  Reformen  erfahren  hat.  über  die  Grenzen  dieses  Gutachtens  hinausgehen. 
Betont  muß  aber  werden; 

1.  daß  sich  in  den  Berichten  Stimmen  tbiden,  welche  sich  gegen  die  Justiz- 
niinisterialverordnung  vom  2."i.  Novemlier  1902  über  die  unbedingte  Begnadigung 
Jugendlicher  aussprechen  und  jenen  hiedurch  geschaffenen  Rechtszustand  kriti- 
sieren, welcher  von  Dr.  Baernreither  und  Dr.  Reicher  treffend  mit  den  Worten 


1)  Obwohl  lelzterc  auf  den  Bcrirtil  des  niederCsterrcidiischen  Landesausschusses  über  seine 
Amtswirksamkeit  pro  I897;'98  liinweist,  nach  welchem  der  positive  Erfolg  der  korrektionellen 
Erzietmng  während  der  ersten  zehn  Jahre  des  Bestandes  der  Anstalt  Eggenhurg  8t>- 1 Prozent 
betragen  haben  soll. 
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gi'koniueicIiiR't  wurde,  .man  lasse  den  jugendlichen  Missetäter  unter  gewissen 
V'orausscizungon  einfach  laufen  und  lasse  weder  Strafe  noch  Fürsorge  eintreten*. 

ln  einem  Gutachten  des  Bezirkes  Itudolfsheim  wird  auf  die  nachteilige 
Wirkung  dieser  Begnadigung  ohne  gleichzeitige  Besserung.-maßregcln  hei  über- 
mütigen Jungen  hingewiesen,  welche  straflos  dem  Gesetze  ein  Schnippchen 
schlagen  zu  können  vermeinen. 

Dem  gegenüber  wird  allerdings  von  anderen  Gutachten  angedeulet,  daß  oft 
Erstdelikte  Jugendlicher,  selbst  Diebstähle,  zum  Beispiel  an  Holz  oder  Fischen, 
auf  die  Unkenntnis  der  Strafbarkeit  solcher  Handlungen  zurüekzuführen  seien. 

linnicr  aber  sollte  es  sich  darum  handeln,  dort,  wo  die  mangelhaften 
Sittlichkeitsbegriffe  der  Jugendlichen  den  scliädlichen  Einflüssen  des  Milieus,  in 
dem  sie  leben,  unmittelbar  oder  mittelbar  (z.  B.  infolge  zurückgebliebener  Ent- 
wicklung) entstammen,  diese  Einflüsse  durch  geeignete  Fürsorgemaßregeln  zu 
beseitigen  und  die  Jugendlichen  vor  dem  Verbreehertume  zu  bewahren. 

?.  Auch  über  die  ganz  mangelhafte,  jeder  Organisation  entbehrende  Fürsorge 
für  aus  der  Strafhaft  entlassene  Jugendliche  wird  geklagt  und  darauf  hingewiesen, 
daß  selbst  in  Fällen,  wo  der  minderjährige  Übeltäter  moralisch  einwandfreie 
Aufsichtspersonen  (Eltern  oder  Erzieher)  besitzt,  häutig  seine  volle  Schutzlo.sigkeit 
deshalb  eintrele,  weil  diese  Aufsichtspersonen  ihn  nach  der  Abstrafung  verstoßen. 

Die  Arbeitsvermittlung  in  Verbindung  mit  einer  fürsorgenden  Überwachung 
der  weiteren  Auffühning,  eventuell  einer  förmlichen  Nacherziehung  des  Straf- 
entlassenen, fehlt  so  gut  wie  ganz. 

Es  sind  in  dieser  Uichtung  sicherlich  Fortschritte  zu  verzeichnen,  und  zwar 
durch  die  mit  Justizministcrialverordnnng  vom  2ß.  Juli  ItlOt  angeordnete  Ver- 
ständigung des  Pflegschaftsgerichlcs  von  jeder  bevorstehend!  n Entlassung  eines 
Minderjährigen  aus  der  Sirafliaft,  hauptsächlich  aber  durch  das  Wirken  derPrivat- 
woldtätigkeit. 

Der  Leiter  der  Jugendabteilung  des  Wiener  Strafgerichtes  erreicht  durch  die 
Mithilfe  des  St.  Vinzenz -Vereines,  Wiener  Sträflingsfürsorgevereines,  der  Wiener 
Waisenratsvereine  und  des  Zentralvereines  für  Lehrlingsunterbringung  in  den 
genannten  Richtungen  erfreuliche  Resultate. 

Auch  außerhalb  Wien  nehmen  sich  jetzt  neben  den  Sträflingsfürsorge- 
vereinen auch  die  Waisenräte,  Waisenkomitces  u.  dgl.  dieser  Sache  infolge  der 
Anregungen  der  Justizminislerialverordming  vom  September  11)05  an. 

Allein  bei  der  Mangelhaftigkeit  der  durchgreifenden  Organisation  auf  diesem 
Gebiete,  deren  Anbahnung  der  kürzlich  i inberufer.e  Kongreß  sämtlicher  öster- 
reichischer Häfllingsfürsorgevcreine  zuin  Ziele  hatte,  k:uin  ein  ganzer  Erfolg  nie 
erreicht  werden  und  bleibt  die  Tätigkeit  immer  auf  den  guten  Willen  einiger 
arbeitsfreudiger  Altruisten  abgestcllt. 

3.  Die  in  vereinzelten  Gutachten  verlangte  strenge  Anwendung  der  Straf- 
gesetze gegen  Leute,  welche  ihre  Kinder  schuldtmft  verkommen  lassen,  sowie  die 
Schaffung  neuer  Strafbestimmungen  gegen  schuldhafte  Aliiuentationscntziehung 
u.  dgl.  kann  nur  in  dem  .Sinne  gelten,  daß  bei  Anwendimg  solcher  Normen  im 
einzelnen  Fall  gleichzeitig  für  die  entsprechende  anderweitige  Unterbringung  des 
Kindes  gesorgt  wird. 
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Welche  zweckwidrigen  Wirkungen  ein  Strafverfahren  unter  Belassung  des 
Kindes  in  der  Gewalirsame  des  Beslrafien  liat,  welcher  gegen  das  Kind  nur  nocli 
mehr  verbittert  wird,  ist  bekannt;  ganz  abgesehen  von  der  oben  besprochenen 
Hilflosigkeit  des  Kindes  während  des  Haftvollznges  selbst. 

VII. 

Auch  unser  Vorninndschartswesen  wird,  wenngleich  die  im  lelzten  Dezen- 
nium eingetrelenen  bedeutenden  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete  dankbar  anzu- 
erkennen sind,  als  reformbedürftig  bezeichnet. 

Die  Hauptpunkte  sind  hier: 

1.  Die  mangelhafte  Ingcrenz  des  Vormundschafl-sgorichtes  bezüglich  der 
unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder,  welchen  ja  der  grüßte  Teil  aller  Ver- 
wahrlosten angehört; 

2.  der  in  der  Individualvormundschafl  un.seres  bürgerlichen  Rechtes  liegende 
Anaclmonismus;  und 

3.  die  mangelhafte  Umgürtung  des  Vormundschaftsgerichtes  mit  den  zim 
Durchführung  seiner  Anordnungen  erforderlichen  Hilfsmitteln. 

Zum  1.  Punkte  wird  ausgeführt,  daß  die  Ingerenz  des  PflegschafLsgerichtes 
bei  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kindeni  sich  eigentlich  mir  auf  die  Ver- 
mögensverwaltung derselben  beschränke;  Fälle  der  Verwahrlosung  aber  hier 
um  so  weniger  rechtzeitig  zur  gerichtlichen  Kenntnis  kommen,  als  sieh  die  Bevöl- 
kening  gegen  die  Erstattung  von  Anzeigen  im  Sinne  de.s  § 178  a.  b.  G.  B.  wegen 
der  damit  verbundenen  Unannehmlichkeiten  meist  abgeneigt  zeigt. 

Ebenso  wie  seinerzeit  bei  vaterlosen  Waisen  und  unehelichen  Kindern  die 
gerichtliche  Tätigkeit  sich  größtenteils  auf  die  Vermögensverwaltung  beschränkte 
und  für  vennögenslose  Pupillen  fast  nichts  geschah,  jetzt  aber  bezüglich  der 
letzteren  ein  so  großer  Fortschritt  zu  verzeichnen  ist,  mag  die  Hoffnung  berechtigt 
.sein,  daß  auch  riicksichtlich  der  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  eine 
schrittweise  Besserung  erfolgen  werde,  wofür  die  Anßnge  bereits  gemacht  sind. 
Freilich  ist,  wie  bereits  oben  angedeutet,  die  erste  sachliche  V'orau.sselznng  hiefür 
die  Bereitstellung  der  für  die  Ersatzerziehung  nötigen  Mittel;  fi-eilich  ist  auch  ein 
Eingriff  in  die  väterlichen  Familienrechtc  überhaupt  ein  sehr  heikles  Gebiet,  an 
welches  sich  auch  die  Fürsorgegesetze  des  Deutschen  Rciche.s  nicht  recht  heran- 
gewagt haben,  indem  sie  bei  Bestehen  der  elterlichen  Gewalt  eine  zwangsweise 
Abnahme  dos  Kindes  nur  bei  schuldhaftom  Verhalten  der  Ellern  ermöglichen, 
nicht  aber  dort,  wo  ohne  Verschulden  der  Eltern  die  Naturanlagen  des  Kindes 
oder  die  wirtschaftlichen  oder  intellektuellen  Verhältnis.se  der  Eltern  eine  Ersatz- 
erzichung  der  öffentlichen  Gewalt  erheischen  Wörden. 

Darüber  hinaus  wurde  bei  uns  in  letzter  Zeit  von  der  Justizverwidtmig  ‘)  der 
nicht  ganz  unbedenkliche  Versuch  gemacht,  den  g 178  unseres  bürgerlichen 


I)  Eutgegeii  dem  noch  in  der  Justizministerialvcrordnung  vom  23.  Juli  1!H)4  (S.  232 
J.  M.  V.  Bl.)  eigenommenen  Standpunkte.  Vergl.  aber  auch  den  Justizministerialerlaä  vom 
10.  April  1002,  Z.  7W3;2  (V.  Bl.,  S.  97/1902),  belrelTeud  die  MaBivgeln  nach  § 178  a.  b.  G.  B. 
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Gesetzbuches  dahin  zu  deuten,  daß  auch  hei  den  (jedachlen  unvei-scluddelon 
Ursachen  der  Verwahrlnsung  eine  Vei  fiigung  (in-lies andere  die  Uiilerhringuiij;  des 
Kindes  in  einer  Anstalt)  gegen  den  Willen  des  Valers  veranlaßt  werden  kdnne. 

Die  Auslegung  wird  nämlich  in  dem  Sinne  versm  hl,  daß.  wenn  der  Vater 
trotz  Helchrung  über  die  dom  Kinde  drohenden  Gefahren  auf  seinem  Widerstande 
hehaiTl,  hierin  gewissermaßen  eiti  schuldhaftes  Verhalten  zu  erhlicken  sei  und  ein 
Kurator  zur  Movierung  der  geeigneten  Anträge  bestellt  werden  kfmne. 

Jedenfalls  ist  es  zu  btalauern,  wenn  manche  Gerichte  auch  heule  noch  zu 
sehr  auf  die  Zustimmung  der  Kltern  bei  nolsvendigcn  Verfügungen  gegen  die 
Verwahrlosung  Gewicht  legen. 

Sicher  aller  sollte  in  weiterer  Ausgestaltmig  der Grimdsrilze  des  g 178  a.  b.G.B. 
eine  allgemeine  Anzeigepllicht  rücksii  htli<  h aller  jener  Fälle  eingeführt  werden, 
wo  die  Verwahrlosung  eines  Kindes  eingetreten  oder  mit  Grund  zu  hefürchlen  ist; 
hauiitsfichlich  auch  eine  Vei-iillichtung  aller  ölTentlichen  Beliörden  und  Organe 
zur  Wahrnehmung  soh  her  Fälle  und  Mitteilung  deivcdben  an  das  zuständige  l’ßcg- 
schaflsgericht.  Dies  gilt  auidi  abgesehen  von  der  Frage  der  väterlichen  Gewidt 
von  allen  Unfällen.  Selbstmorden  und  dergleichen,  welche  die  Sclmlzlosigkeit  und 
Gefährdung  Minderjähriger  in  Erscheinung  treten  oder  befürchten  lassen. 

Zu  Punkt  2.  Ein  wichligcr  Mangel  ist  es,  daß  ilie  unserem  bürgerlii dien 
Gcselzbu(dic  bekannte  einzige  Form  der  Individnalvormundsi  haft  rücksii  htlich  der 
großen,  nicht  bodenständigen  Volksmassen,  hau]itsächlich  in  der  Großstadt  ganz 
obsolet  gcwonlen  ist,  da  siidi  selten  jemand  findet,  der  die  hast  einer  V’ornmnd- 
schafl  für  arme  Kinder  zu  übernehmen  und  gewissenhaft  zu  tragen  geneigt  isl. 

Auch  die  in  letzter  Zeit  von  der  Justizverwaltung  mit  der  Aufstellung  von 
Listen  tauglicher  und  williger  Vormünder  für  die  einzelnen  Bezirke  gemachten 
Versuche  haben  keine  wesentliche  Besserung  ergehen.  Es  muß  vielmehr  eine  taug- 
liche Form  derGesamtvormundsidiafl  gefunden  werden.  Was  speziell  die  Anstalls- 
vormundschafl  betrifft,  so  wurden  allerdings  auch  einige  Stimmen  gegen  dieselbe 
erhoben.  Auf  die  Erörterung  dieser  Frage  und  auf  die  jetzt  auf  der  Tagesordnung 
stehenden  Probleme  bezüglich  der  Bechtsschulz.abtoilung  der  Findelanstalt  kann 
hier  nicht  nälier  eingegangen  werden. 

Das  Bezirksgericht  Gföhl  hat  angeführt,  daß  dort  zum  Vormund  aller  ,proh- 
Icmalischen  Naturen“  der  Gericht.sadjunkl  beslellt  werde,  welcher  dann  durch 
stete  Einwirkung  und  Hilfeleistung  die  Minderjälirigen  vor  Verwahrlosung 
bewalirc. 

Eine  idlgi  meine  Forderung  isl  auch  die  vermehrte  Heranziehung  der  Frauen 
zum  Amte  eines  Voraiundes  oder  Pflegers. 

Daß  sich  für  die  GroB.stadt  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Vorinundschafts- 
gerichtes  nach  dem  Vorbild  der  für  Exekulionssachen  erfolgten  Zentralisierung 
und  in  teilweiser  Anlehnung  an  die  amerikanischen  Jugendgerichte  empfehlen 
würde,  mag  hier  nur  angedentet  werden.  Sehr  beachlenswert  sind  aber  auch  die 
Slimmen,  welche  henorheben,  daß  die  Gerichte  ihrer  ganzen  .Stellung  und  Organi- 
sation nach  nie  im  Stande  sein  wi  rden,  eine  voll  befriedigende  Jugendfürsorge  zu 
präsliercn,  daß  vielmehr  für  diesen  Zweck  eigene  Behörden  nach  .\rt  der  ungari- 
schen Waisenslühle  geschaffen  werden  sollten. 

li 
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Zu  Punkt  3.  Die  mangelhafte  Ausslaltung  des  Gerichtes  mit  den  nialcrieltun 
Hilfsmitteln  zur  Durchfülirung  der  notwendig  befundenen  Maßnahmen  wurde 
zum  Teil  bereits  oben  erörtert,  zum  Teil  kommt  dieselbe  in  § 13  zur  Sprache. 

In  allen  diesen  drei  Richtungen  haben  die  Gerichte  aus  eigener  Initiative 
und  unter  Förderung  der  Justizverwaltung  eine  Besserung  durch  Schaffung  der 
Waisenratsvereine,  Waisenkomitees,  Waisenkommissionen  oder  Einzclvertrauens- 
männer  des  Gerichtes  in  Pflegschaflssaehen  ungebahnt.  Es  sind  dies  zum  Teil 
auf  dem  Vereinsgesetze  beruhende,  zum  Teil  an  die  Organisation  der  Gemeindc- 
und  Armenverwidtung  angegliedertc,  überall  aber  im  engsten  Anschlüsse  an  das 
Pflegschaflsgericht  selbst  bestehende  Försorgeorganisationen,  welche  der  gesetz- 
lichen Regelung  vorausgeeilt  sind.  Es  muß  mit  der  größten  Befriedigung  erffdlen, 
daß  insbesondere  in  Wien  diese  (hier  in  einem  Zentralvcrbande  vereinigte) 
Institution  volles  Verständnis  und  werktätige  Beihilfe  fand  und  daß  auch  die 
Übei'wachungstätigkeit  der  Waisenräte  und  Waisenpflegerinnen  selbst  ohne 
wesentliche  Reibungen  in  der  Bevölkerung  funktionieren  kann. 

W’enn  in  ländlichen  Gebieten  die  Erfolge  nicht  so  einstimmig  anerkannt 
werden,  so  ist  dies  zum  Teil  auf  den  Charakter  der  Bevölkemng,  zum  Teil  auf 
den  völligen  Mangel  an  Barmilteln  zurückzuführen. 

Überall  darf  aber  diese  Organisation  nur  als  provisorischer  Notbehelf  gellen, 
welcher  ehestens  durch  ein  gesetzliches  Detinitivum  abgelöst  werden  muß,  und 
zwar  nicht  nur  deshalb,  weil  sie  mangels  gesetzlicher  Basis  auf  dem  guten  Willen 
von  Privatpersonen  beruht,  sondern  auch  darum,  weil  diu  geringen  pekuniären 
Mittel  dieser  Vcreiiugungen  auch  in  der  Stadt  bei  weitem  nicht  ausrcichen,  idle 
jene  Lücken  auszufüllen,  welche  unsere  Gesetzgebung  in  der  Durchführung  der 
Jugendfürsorge  gelassen  hat.  Was  lielfen  die  tadellosesten  Wahmehmungsberichte 
der  Waisenpfleger,  wenn  die  Mittel  nicht  da  sind,  um  die  nach  diesen  Berichten 
nötigen  Maßnahmen  zu  trelTen?  Sie  gleichen  jenen  ilurch  die  Verordnung  über 
die  Tuberkiilosebekämpfung  für  alle  Tuberkulosefälle  imgeordneten  ärztlichen 
Anzeigen,  welche  sich  bei  den  politischen  Behörden  zu  Aktenstößen  häufen,  ohne 
daß  irgendwie  geholfim  werden  könnte. 

Damm  schildern  einige  Gerichte  (auch  außerhalb  Wien),  wie  das  Aneifern 
der  Waiscn|ifleger  und  Vormünder  immer  wieder  in  Sand  verläuft,  weil  das 
Gericht  mangels  geeigneter  Anstalten  und  sonstiger  Hilfsmittel  nicht  in  der  Luge 
ist,  seinen  Verfügungen  irgend  einen  Nachdnick  zu  geben,  und  wie  dieser  limsland 
das  Ansehen  der  Gerichte  geradezu  schädige  und  die  Organi-sationen  selbst,  bei 
der  immer  wieder  zu  Tage  tretenden  Fruchtlosigkeit  ihrer  Bemühungen  aufreilxc 
Anderseits  könne  es  aber  auch  dem  Richterstande  auf  die  Dauer  nicht  zugemiitet 
werden,  zur  Verwirklichung  von  Aufgaben,  welche  der  öffentlichen  Verwaltung 
zufallen,  stets  von  neuem  die  private  Mildtätigkeit  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Das  Bezirksgciicht  Gloggnitz  macht  die  heherzigen.swerte  Bemerkung,  daß 
in  lUlen  von  ihm  beobachteten  Fällen  die  Verwahrlosung  der  Kinder  hätte  hintan- 
gehallen  werden  können,  wenn  die  sy-slematische  Fürsorge  vor  zehn  .lahren 
organisiert  gewesen  wäre. 
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VIII. 

Wa.s  dit!  Prlvutwohltntigki'it  betriirt,  ««lohe  in  der  iig<‘iitliclioii  Fürsorge 
tiKiite  noch  den  wichtigsten,  ja  einzigen  Platz  eiiininiint,  so  wird  darüber  geklagt, 
daß  sie  gänzlich  unzulänglich  und  völlig  zersplittert  sei,  große  Arbeits-  und  Uold- 
verschwendung  in  der  getrennten  Administration  so  vieler  kleiner,  demselben 
Zwecke  dienender  Vereine  liege,  auch  mißbräuchliche  Inanspiuchnahmen  nichts 
seltenes  seien.  Die  erste  Voraussetzung  einer  gedeihlichen  Wirksamkeit  der 
Privatwohltätigkeit  ist  deren  Zentralisierung,  welche  wohl  mit  vielen  Schwierig- 
keiten verbunden  ist,  für  welche  aber  bmeits  einige  bemerkenswerte  Ansätze 
vorhanden  sind;  insbesondere  in  den  Einrichtungim  des  Wiener  Magistrates  zur 
Vermeidung  von  Mißbräuchen  bei  der  Weihnachtsbeteiligung  der  Schulkinder  und 
in  den  im  Schoße  der  Wiener  Waisenräte  entstaiulenen  Zentralisiermigsaktionen. 

Die  Privatwohltätigkeit  selbst  klagt  darüber,  iluß  heute  der  Staat  auf  ihrem 
Gebiete  nur  koulrollieiv,  fordere  und  juiordne,  ohne  aber  Mittel  zu  gewähren, 
und  daß  dieses  Prinzip  der  Cberwälzung  staatlicher  Aufgaben  auf  ihre  Schultern 
sich  auf  ilie  Dauer  nicht  halten  lasse. 


§ 12.  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  und  hoch- 
gradigen Gefährdung. 

1.  Dil-  V'erwahrlosung  wird  deliniert  als  der  durch  vernachlässigte  Pflege  und 
Erziehung  oder  durch  die  Naturanlagen  des  Kindes  verursachte  Mangel  der  kör|)cr- 
lichcn,  sittlichen  oder  geistigen  Ileranhildung  desselben;  mit  der  Folge,  daß  das 
Kind  das  .Mindestmaß  jener  Anforderungen  nicht  erreicht,  welche  in  diesen  Rich- 
tungen an  ein  Kind  dieses  Alters,  Standes  und  dieser  Volksangehörigkeil  durch- 
schnittlich gestellt  werden  können,  so  daß  die  gewöludichen  Erziehungsmittel  von 
Schule  und  [laus  als  nicht  ausreichend  erscheinen,  vielmehr  die  Anwendung 
außerordentlicher  Maßregeln  der  ötTcnllichen  füi-sorgeiiden  Gewalt  (Ersalzerziehung) 
nölig  wird.  Gefährdet  sind  Minderjähiige,  welche  in  so  ungünstigen  Verhältnissen 
leben,  daß  der  Eintritt  obigen  Zustandes  mit  Grund  befürchtet  werden  muß. 

llienach  ist  bezüglich  der  Erscheinungsformen  zu  unterscheiden:  die  körper- 
liche, sittliche  und  geistige  (intellektuelle)  V^erwahrlosung.  ln  Wirklichkeit  Hießen 
zwar  diese  drei  Formen  meistens  ineinander,  und  zwar  die  körjierliche  oder 
geistige  Verw.ahrlosung  ofl  als  Vorläufer  der  sittliidien.  Die  Unterscheidung  ist 
aber  nichtsdestoweniger  hauptsächlich  für  die  Anwendung  der  richligen  Maßregeln 
zur  Bekämpfung  der  Wrwahrlosung  von  \Vichligkeil.  In  die.ser  Beziehung  wird 
gerade  bei  unserem  heutigen  Rechtszustande  sehr  gefehlt,  indem  die  Abgabe  in 
die  Besscningsanslalt  als  einziges  zur  Verfügung  stehendes  .Mittel  zur  Abhilfe  hin- 
sichtlich aller  drei  Kategorien  der  V'erwahrlosung  angewendel  wird. 

2.  Eine  praktisch  wichtige  Unterscheidung  bl  jene  in  die  krinnnelle  und 
tnehlkriminelle  Form  der  Verwahrlo.sung,  das  heißt  jene  V'erwahrlosung,  welche 
sich  ohne  Begehung  strafgeselzlich  verpönter  Handlungen  äußert,  und  jene,  bei 


>)  Vcrgl.  aurli  I)r. Spit/.i-r.  .I'her  umi  Alinln^rtc  iler  Verwjihrlosunr“,  zilicrl 

Im'i  l>r.  Moichcr  im  Vorlrai-'t',  Suili*  Ui. 
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der  soli  he  VergoliuiiK'  n sich  zcigf-n.  ,\iif  diesen  Unlerscliied  wurde  auch  die 
(;ni|ipienmg  der  Erscheinunfrsformcn  im  Fragebogen  aufgebaut. 

Eine  .strenge  Scheidung  der  verscliiedenen  dort  angegebenen  Ersclieinungs- 
forinen  V ist  nacli  den  eingelangten  Gutachten  nicht  möglich.  Einerseits  kommen 
die  verschiedenen  nichlkrimincllen  Äußerungen  des  verwahrlosten  oder  gefähr- 
deten 7,nslande.s  in  der  Wirklichkeit  zumeist  miteinander  und  mit  der  kriminellen 
l''onn  kombiniert  vor  (im  Fragebogen  sind  bei  den  nichtkriminellen  Formen 
genannt:  l'nreinlichkeit,  Genäschigkeit,  Lügenhaftigkeit,  Trotz,  Autoritätsmiß- 
aclitnng,  Irreligiositfit,  Hauflust,  Gewalttätigkeit  überhaupt,  Tierquälerei,  Spiel- 
snclit,  Arbeitsscheu,  Hang  zur  Vagabondage  mit  der  charakteristischen  Begleit- 
erscheinung, daß  bei  der  Aufgreifung  falsche  Angaben  zur  Vermeidung  der  Cber- 
slellung  in  das  Erzieliungshau.s  oder  in  die  Schule  gemacht  werden,  Betteln  und 
Hausieren,  Schulllucht,  Tntnksucht,  geschlechtliche  Unsittlichkeit):  anderseits 
ließen  diu  Gutachten  zum  großen  Teile  in  mißverständlicher  Aulfassung  die  krimi- 
nellen und  nichtkrimiiiellen  Formen  bei  der  Zählung  ineinderlließen. 

Trotzdem  sind  zwei  wichtige  Ergebnisse  deutlich  wahrnehmbar: 

a)  Daß  die  nicht  kriminelle  Form  der  V'erwahrlosung  und  Gefährdung  praktisch 
der  Zahl  der  Fälle  und  der  Intensität  nach  weitaus  überwiegt.  Dies  ist  ein 
neuerlicher  Beweis,  daß  die  künftigen  Fürsorgebestrebungen  sich  nicht  so 
sehr  auf  dem  Gebiete  der  Kriminalität  der  Jugend,  sondern  auf  dem  Ge- 
biete der  Erforschung  und  Bekämpfung  der  ohne  kriminelle  Formen  sich 
äiißernileii  (drohenden  oder  bereits  vorhandenen)  Venvahrlosung  zu  bewegen 
haben  werden,  damit  geholfen  wenlc,  bevor  der  Jugendliche  mit  dem  Straf- 
gesetze in  Kollision  gerät,  bevor  es  also  für  die  Besserung  meist  schon  zu 
spät  ist.  *) 

Dieses  Ergebnis  zeigen  insbesondere  jene  Berichte  zur  Evidenz,  welche 
auch  im  übrigen  besonders  genau  gearbeitet  sind,  und  speziell  die  Berichte 
aus  Bezirken,  welche  die  größten  Ziffern  der  Verwahrlosung  überhaupt  aus- 
weisen.  Solche  Berichte  sind  jene  aus  den  Bezirken  Floridsdorf,  Favoriten, 
Uudolfsheim,  Hernals,  Liesing,  Oberhollabrunn,  Gföhl,  Krems,  Zwettl, 
Herzogenburg,  Asp:ing  und  Gloggnitz:  aber  auch  aus  anderen  Berichten  ist 
dasselbe  Ergebnis  zu  entnehmen,  trolzdem  die  Evidenz  der  Gerichte  gerade 
über  die  Verurteilung  der  Jugendlichen  begreiflicherweise  eine  viel  bessere 
war  als  jene  über  die  nichlkriminellen  Fälle.  Dieselbe  Erscheinung  zeigen 
die  Berichte  der  verschiedenen  \\>reine  und  Anstalten,  ja  sogar  der  Besse- 
rung.sanstalt  für  mündige  Korrigenden  in  Korneuburg,  welche  254  nicht- 
kriminelle  gegen  10(1  kriminelle  Fälle  ausweist.  Die  Besserungsanstalt  in 

>1  Vergl.  auch  I>r.  Siiilzcr,  ,riK*r  SynipLoinatulogic  um!  Atiulügie  der  Venv.ahrlosurig*  ziliert 
liej  br.  Iteichcr  tai  .-ingegt'lieneit  Vortraye  Seile  tli. 

-’l  Vec,:!.  I*jitfcssiir  l)r.  Gl*e!l  in  ilcr  GerichlszeiUing  Seite  Nel)cnl>ei  sei  hier 

tiarauf  liiio'cwiescn,  daä  ilie  Kriminalstalistik  heute  für  die  Krage  der  Jugendverwahrlosung  ganz 
unzureichende  .Vidiallspuntle  gibt,  da  sie  hezüglicii  lier  |HTsönhchen  Verhältnisse,  also  auch  hin. 
sichtlich  des  Alters,  nur  liher  Verbrechen  und  Vergehen,  nicht  alter  auch  über  Übertretungen  (mil 
Ausnalinie  des  ^ Sntl  St.  G.'  eerührt  wirtl. 
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Eggpnbiirg  zahlt  von  den  iinmöndigcn  Knaben  178  kriminell  beslrafte  und 
■i9H  nichlkrltiiinelle  Formen,  zu  welch  lelzicren  noch  234  nicht  beslrafte 
Vergeilungen  gegen  das  Strafgesetz  kommen.  Bei  den  unmündigen  und 
mündigen  Mädchen  sind  28  kriminell  be.slratle,  1C9  niclitkriminelle  Formen, 
dazu  38  nichlbestrafte  V'ergeliungen  gegen  das  Strafgesetz  angegeben. 

Ähnliche  Ergebnisse  zeigt  auch  das  Deutsche  Reich,  obwold  dort  nach 
den  gesetzlichen  Be.stimmungen  die  kriminelle  Form  der  Verwahrlosung 
noch  ein  großes  Gebiet  für  die  Anwendung  des  Gesetzes  abgibl. 

Diese  Statistik  ergibt,  daß  die  Verwahrlosung,  ganz  besonders  aber  die 
hochgradige  Gefährdung  am  häutigsten  dort  zu  suchen  ist,  wo  es  sich  um 
ein  überhauiit  nicht  unter  das  Strafge.setz  fallendes  Verhalten  handelt;  cs 
ist  aber  auch  zu  beachten,  daß  — wie  Professor  Zucker  *)  betont  — selbst 
viele  strafgesetzlich  veriiünten  Handlungen  iugendlicher  nicht  zur  Entdeckung 
oder  zur  Anzeige  kommen  oder  aber  nicht  mit  einer  Verurteilung  enden, 
ganz  aJjgesehcn  von  den  strafbaren  Handlungen  in  dem  Alter  bis  zum  10., 
beziehungsweise  14.  Jahre.  Einige  Lehrerstimmen,  insbesondere  Wiens, 
haben  ausgeführt,  daß  sehr  häufig  geradezu  die  Schule  auf  die  Unterlassung 
von  Strafanzeigen  Einfluß  nimmt,  imi  die  nach  unserem  heutigen  Jugend- 
strafrechte und  Strafvollzüge,  wie  auch  bei  dem  Mangel  vou  Fürsorgeein- 
richtungen zu  befürchtenden  weiteren  Schädigungen  des  betreffenden  Kindes 
zu  verhindern.  .Mit  diesem  Gedankengange  stimmen  auch  die  bereits  oben 
zitierten  Ausführungen  Hügels  *)  überein,  welcher  überdies  mit  Recht  betont, 
daß  nicht  jede  strafbare  Handlung  Jugendlicher  an  sich  auf  Verwahrlosung 
schließen  läßt  und  eine  Nacherziehung  erfordert.  Dies  gilt  zum  Beispiel  von 
manchen  mutwilligen  Handlungen  — wie  das  von  Hügel  angeführte  Bei.spiel 
der  Studenten  — , aber  auch  von  vielen  Trunkenheihs-  und  Fahrlässigkeits- 
delikten, sowie  von  Erstdelikten,  welche  aus  mangelnder  Einsicht  in  die 
Strafbai-keit  der  Tat  begangen  werden,  ohne  daß  die  äußeren  Um.stände  des 
Falles  die  drohende  Verwahrlosung  erkennen  lassen. 

b)  Die  zweite  markante  Tatsache  ist,  daß  die  überwiegende  Mehrzahl  der  nicht- 
kriminellen  Verwalirlosungsfälle  der  Gruppe  24  des  Fragebogens  iVagieren, 
Bettel,  Schulflucht  u.  dgl.)  angehürt,  bei  kriminellen  jedoch  die  Form  der 
Eigentumsdelikte  die  hüchste  Ziffer  innehat.  Dies  entspricht  auch  der  allge- 
meinen üstcrreichischcn  Statistik  der  Strafrechtspflege  über  Verbrechen. 
Nachstehend  wurde  beispielsweise  die  dem  Statistischen  Jahrbmdic  <ler 
Stadt  äVien  pro  1903,  Seite  333  fl’.,  entnommene  Statistik  über  die  beim 
Landesgerichtc  Wien  im  Jahre  1903  wegen  Verbrechen  verurteilter  Jugend- 
lichen zusamniengestellt. 


')  Oie  aagegebeiien  Zatitea  dürfen  nichl  einfacti  suimniert  werden,  da  die  venjelnedenen 
Fumicn  memaiulcrflicßon. 

In  sciiieu  «Sluüicii  Ober  die  Bvhaiidluii);  verbtvrlicriHcher  Ju)reud*. 

*)  In  der  GerichlszcUung  lUOi,  Nr.  3ü. 
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Alter  und  Gc.schlechl  der  Verurteilten 

l 

Arl  tl<*s  Verhrochons 

unter  Hi  Jahren , 

Ifi— 18  Jahre  i 

18—20  Jahre  I 



20—25  Jahre 

mfinnl. 

weihl. 

iiiännl. ! 

weihl. 

nirmni. 

weihl. 

iiiAmil. 

weild. 

MajcstAlstH.*loi«ii(nm};  . . . 

■■ 

1 

(juwalt  AinU- 

pcrsoiuMi  

i 

17 

5t) 

2 

Uoslrnfti*  Kigf'iitunts- 



■■ 

3 

13 

Erpirs^unj? 

1 

5 

(ipfahrliclic  Drfihitti}; . . . 

1 

3 

5 

MünzvoHlilschnnK 

Unzucht 

1 

17 

1 

i 

2 

1 

2i 

1 

Mord,  auch  Kimlosmont 

3 

1 

T<»tsrhlag 

•• 

t 

1 

.. 

Fmchlablreihung 

2 

2 

Schwere  körjjerliclu*  Be 
M*hft()i(nit)(; 

1 

f> 

10 

35 

1 

ßramiiegung 

i dtiel.slahl 

öö 

Hl 

1^1 

31) 

liTi 

45 

, :tö9 

110 

1 Vcniiilreuurij; 

S 

2 

15 

28 

3 

«i;  |Uaub  

^ lBt‘lnip 

1 K 

1 

13 

2 

1 

15 

3 

1 3 

j 4^i 

13 

Verleumdung 

■■ 

1 

Verbrechern  pelelsteler 
Vursclmh 

1 

Summe.  . 

07 

HJ 

HI7 

15 

218 

.-.ä 

; 584 

1 

139 

Die  einzige  Übcrtretungsslalislik.  belreffeiici  die  V'erurleibing  Unmündiger 
tiatli  S 2(i*J,  Sl.  zeigt  leider  keine  Unlersclieidung  der  strafliarcn  Hand- 
lungen. ') 


Die.sem  Ergebni.sse  adäquat  sind  auch  die  von  der  Polizeidirektion  ange- 
lübrlen  ZilTem  über  die  Arretierungen  Jugendlicher  und  die  ganz  erschreckenden 
Zahlen,  welche  speziell  im  Bezirke  Favoriten  angegeben  wurden. 

Im  licz'u'kc  Ilerzogenburg  hat  die  Gendarmerie  von  einem  Einbruchsdieb- 
stahl eines  Mädchens  unter  sechs  Jahren  berichtet. 

Auf  das  erwähnte  VerhälUiis  ist  mit  Bezug  auf  die  Ausführungen  Ilögcis 
besonderes  Gewicht  zu  legen,  da  bei  den  Eigentumsdelikten  Jugendlicher  wohl  in 


*)  Die  auf  der  nficlistca  Seile  folgende  kleine  Zusammenstellung  wurde  aus  der  üstcr- 
roicliisdien  Statistik,  ttand  LXXtV,  3.  lieft.  Seite  70,  Igd.  äl3  und  d5l>  gewonnen. 
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den  meisten  Frdlen  die  Ffirsorj'o  in  vciienienli^slcr  Weise  zur  Reltiing  des  Kindes 
aus  dem  vcrderbliclien  Milieu  eintreten  muß,  zumal  die  Statistik  |■d)er^1^Ulll  bei 
derartigen  Delikten  die  größte  Z;dil  der  Hückfütle  ausweist  und  auch  die  Jugend- 
lichen selbst  sich  oft  das  Stehlen  bereits  zur  Gewohnheit  gemacht  haben. 

Ini  übrigen  variieren  die  einzelnen  Formen  der  Verwahrlosung  ihrer  llaiifig- 
keit  nach  je  nach  dem  V'olkscharakter.  So  sind  beispielsweise  Roheitsdeliktc  dort 
hünfiger,  wo  die  ganze  Bevölkerung  zur  Roheit  neigt  und  nicht  gutmütigen 
Charakters  ist. 

Immerhin  kommen  meistens  die  im  Frag(d)ogen  sub  27  angeführten  Roh- 
heilsakte der  Häufigkeit  nach  den  Eigentumsdelikten  zunäch.st.  Brandlegungen 
kommen  fast  nur  in  den  ländlichen  Sprengeln  uml  auch  dort  bloß  vereinzelt  vor. 
Al.s  ein  auffallender  Umstand  ist  bezüglich  der  strafrechtlichen  W-mrleilungen 
noch  zu  registrieren,  daß,  soweit  die  Berichte  davon  sprechen,  die  Begnadigungen 
Jugendlicher  im  Sinne  der  neuen  Justizministerijilvcrordnung  vom  25.  November 
lf)02  .selten  eintreten. 

Was  die  geschlechtlichen  Unsittlichkcilen,  mit  Ausschluß  der  später  zu 
erörternden  Prostitution  belritTt,  so  wurde,  abgesehen  von  der  häufigen  gegen- 
seitigen Verleitung  der  Jugendlichen  zur  unnatürlichen  Befriedigung  des 
Geschlechtstriebes,  über  die  Laxheit  der  Bevölkerung  bezüglich  der  Freiheit  des 
Geschlechtslebens  vielfach  geklagt,  infolge  deren  unreife  Jugendliche  bereits 
geschlechtlichen  Verkehr  üben  und  uneheliche  Geburten  kaum  ICjäliriger  Mädchen 
Vorkommen.  D.as  Bezirksgericht  Ebreichsdorf  wie  auch  .Schilderungen  aus  Wien 
weisen  darauf  hin,  daß  die  Eltern  häufig  auf  «lern  Stand|mnkle  stehen,  cs  sollen 
sexuelle  Intimitülen  vor  den  Kindern  nicht  vermieden  werden,  weil  man  diesen 
solche  Sachen  rechtzeitig  zeigen  müsse  und  daß  kaum  über  die  Pubertät  gelangte 
Mädchen  zum  Männerfang  angelcitet  werden.  Der  Polizeiarzt  in  Rudolfsheiin 
bringt  einen  Fall  vor,  in  welchem  ein  zehnjähriger  Knabe  ein  gleicb.altriges  Mäd- 
chen zum  geschlechtlichen  Verkehre  aufforderte.  Das  Bezirksgericht  Meidling  erzählt 
einen  gleichen  Fall  der  Verführung  eines  dreizehnjährigen  Mätlchens  durch  einen 
Schulknaben  desselben  Alters.  Daß  Schülerinnen  bereits  geschwängert  sind,  wird 
insbesondere  von  den  Schulen  in  Favoriten  angeführt. 

Daß  all  dies  nicht  vereinzelt  vorkonimt,  daß  vielmehr  ein  lasterhafter 
Ge.schlechtsverkehr  und  andere  sexuelle  Verirrungen  schon  bei  acht-  bis  zehnjährigen 
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Kna))c-ii  und  Miidclii'n,  insbesondere  in  den  „äußeren“  Bezirken  Wiens,  von 
erselireckender  Häufijrkeit  sind.  zei(ren  die  Sdiilderimgen  des  kaUiolischen  Landes- 
lehrervereines, welcher  schaudererregende  Einblicke  in  die  das  Abbild  des  Eltern- 
hauses dai'slellende  frühzeitige  sittliche  Verworrenheit  der  Jugend,  aber  auch  in 
ilercn  autoritätsfeindliehe  Verrohung  gewährt.  Dieses  Thema  wird  auch  in  einer 
nachträglich  eingelaiigten.  der  Güte  der  l’olizeidireklion  zu  verdankenden  Äuße- 
rung') besiuoclien.  Al)  uiul  zu  werden  ihesfüllige  Enthüllungen  auch  der  Ötlent- 
lichkeit  bekannt.  So  kann  erinnert  werden  an  die  iin  Sommer  1903  ans  Tageslicht 
gekommenen  Unterschhiijfstätten  halbwüchsiger  Burschen  und  Mädchen,  ans  den 
letzten  Tagen  aber  an  die  Zeilungsnaclirichten  über  die  Verhaftung  einer  ganzen 
Diebsbande,  großenteils  noch  schulpflichtiger  Knaben  und  Mädchen  im  Bezirke 
Ottakring. 

Neben  der  systemati.schen  Verderbung  der  Kinder  durch  das  Elternhaus  (sei 
es  durch  Unvorsicliligkeit  und  Laxheit  sittlicher  Begriffe,  sei  es  durch  jiositive 
S<'huldhaftigkeit)  und  der  Vergiftung  der  Jugend  durch  das,  insbesondere  bei 
magistratischen  Kostkindern,  häulige  Si’hlafen  von  Kindern  verschiedenen 
Geschlechtes  in  einem  Bette  wird  im  Gutachten  des  katholischiui  Landeslehrer- 
vereines der  häufige  fehler  angedeutet,  daß  gerade  die  berufensten  Hüter  der 
Moralität  durcli  schablonenhafte  und  unvorsichtige  Fragen  betreffend  die  Keusch- 
heit erst  die  Aufmerksamkeit  von  jugendlichen  Leuten  auf  Unsittliches  lenken, 
über  d.as  dann  seitens  verdorbener  Kollegen  Belehrungen  gegeben  werden. 

Geschildert  wird  beispielsweise  auch,  wie  seinerzeit  im  Wienflußbette 
10-  bis  lojährige  Sdiidkinder  und  Ihdbwüchsige  abends  sich  zu  den  wüstesten 
sexuellen  Orgien  ziisammenfanden,  und  wie  schulpflichtige  Mädchen  zu  späten 
Abenitstundcu  auf  dem  Karlsplatze  männliche  Passauleu  belästigten  und  dann 
schrien,  es  seien  ihnen  unsittliche  Anträge  gemacht  worden. 

Ein  Arzt  des  Bi'zirkes  Margarethen  betont  die  Notwendigkeit  einer  besonderen 
Aufmerksamkeit  auf  venerische  Krankheiten  von  Schulkindern  seitens  ein- 
zuführendor  Schulärzte. 

Das  Bezirksgericht  Neulengbach  schildert,  wie  ein  Bursche  durch  unsittliche 
Gespräche  von  Milkui'chten  sexuell  erregt,  ein  Sittlichkeil.sattentat  auf  Schulkinder 
beging.  Es  wird  aber  auch  vielfach  die  Gewissenlosigkeit  der  Männerwelt  der 
besseren  Krei.se  in  Bezug  auf  Verführung  Junger  Mädchen  gebrandmarkt;  daß  aber 
verführte  Mädchen  häufig  der  Broslitiition  verfallen,  ist  eine  allgemein  bekannle 
TaLsache.  Die  Püure  Döbling  in  Wien  weist  nach,  daß  auf  etwa  200  Geburten 
übel  lumpt  ungefähr  2.ö  außereheliche  von  .Minderjährigen  geborene  Kinder  ent- 
fallen. Bei  Unziicblsfällen  siiiclen  neben  der  Verführung  der  Alkohol,  aber  auch 
sexuell  perverse  Verimlagungen  eine  große  Bolle. 


I)  In  dieser,  weli-lic  siel)  tniuplsäclilieti  mit  dem  Pliittemvi'sen  und  dem  ZuliAltCl'tuni  (siche 
unten)  t)esehäfli|-'t.  uiol  als  hitußg  heuhaelitete  Krscheinunp  hervorneheben,  dal»  hetteliide  l?eliul- 
niädchen  Unzuehl  mit  gleiehalieri^ren  Knahen  treiben,  oder  bewußt  und  gewerbsmäßig  von 
Wüstlingen  sieb  niißbrauelien  lassen  und  weiters,  daß  diese  sittlicli  entarteten  Kimter  auf  der 
Straße'  an  bannlnsen  Passanten  Erpressungen  zu  verülien  versueben.  indem  sie  dieselben  völlig 
grundlos  nnzüebliger  Handlungen  bescliuldigen. 
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3.  Eitif  besomleru  Rpsj>r(>rlmng  erfordert  die  Froslilulion  niinderjüliriger 
Mädchen  und  das  Zuhältei  wesen. 

<(>  In  der  .Stadt  Wien  wurde  das  |>olizeiliclie  Prostitutionswesen  durch  eine 
Instruktion  vom  17.  Jänner  1900  geregelt,  in  welcher  als  MininialaltiT  für 
die  Ausfolgung  eines  .Ge.sundheitshuchcs“  in  der  Hegel  das  zurückgelegte 
IC.  Ix'hensjahr  angegeben  und  angeordnet  wurde,  daß  hei  einem  Alter 
zwischen  It  und  IC  Jahren  fallweise  vom  Hezirkskomniissariate  an  die 
Polizeidirektion  zu  berichten  sei.  In  früherer  Zeit  war  bei  der  Ausfolgung 
eines  Gesimdheitsbflchels  an  eine  Minderjährige  das  Pflegsciiaflsgericht  nur 
in  jenen  Fällen  verständigt  worden,  wo  das  Mäiichen  vaterlos  war  und  auch 
keinen  Vormund  halle.  Im  Jahre  1900  aber  wurde  auf  Grund  eines  Einver- 
nehmens zwischen  den  polilisclien  und  Gerichtsbehörden  die  Einführung 
getrolTen,  daß  in  allen  Fällen  des  Ansuchens  einer  Minderjährigen  um  ein 
solches  Buch  gleichzeitig  mit  der  Erteilung  desselben  (welche  ,aus  sanitäts- 
liolizeilichen  Gründen  nicht  aufgeschoben  werden  darf“)  das  Polizei- 
kommissaiiat  line  Anzeige  an  das  Pllegschaftsgerichl  zu  machen  hat,  damit 
dieses  auch  bei  den  unter  väterlicher  Gewalt  Stehenden  die  Anwendung  der 
§}S  177  ff.  des  a.  b.  0.  B.  in  Erwägung  ziehen  könne.  Diese  Mitteilung  erfolgt 
der  Vereinfachung  halber  immer  an  das  Wiener  Gericht,  welches  im  Falle 
der  Zuständigkeit  eines  auswärtigen  Pflegschaflsgeriiddes  die  Anzeige  an  das 
letztere  :ibtiitL  Abgesehen  von  dieser  Schwierigkeit,  fruchtete  bisher  diese 
Maßi  egel  in  der  Praxis  auch  deshalb  sehr  wenig,  weil  das  Gericht  kein 
wirksames  Mittel  in  der  Hand  hat.  die  der  Pro.rtilntion  bereits  verfallenen 
Minderjährigen  zu  retten  uird  sich  gemeiniglich  auf  das  gütliche  Zureden 
verlegen  muß,  dessen  Wirkung  vom  Bezirksgciiehle  Rudolfsheini  trcITend 
mit  dem  Werfen  von  Erbsen  an  die  Wand  verglichen  wird.  Übenlies  soll 
bisher  diese  Maßregel  von  den  verschiedenen  Kommissariaten  Wiens  ver- 
schieden gchandhabt  wonlen  sein.  Eine  gegenwärtig  aus  Anlaß  des  Sen- 
salionsprozesses Riehl  vom  Zenlralverbrmde  der  Wiener  Waisenräte  im 
Einvernehmen  mit  der  österreichischen  Liga  zur  Bekämpfung  des  Mädchen- 
handels und  mit  den  kompetenten  Behörden  eingeleitele  Aktiou  zürn  wirk- 
samen Schutze  minderjähriger  Mädchen  wird  hofTeullich  reelle  Erfolge 
erzielen.  Als  wissenswert  mag  noch  aus  der  zitierten  Instruktion  erwähnt 
werden,  daß  im  g 3.5  derselben  der  Wohmmgsgeberin  verboten  wird, 
unmündigen  männlichen  Gästen  Zutritt  zu  gewähren  und  daß  der  g 33  den 
Beisatz  enthält,  daß  die  Zulä.ssigkcit  des  Wohnens  von  Prostituierten  bei 
Parteien,  welche  unmündige  oder  halb  erwachsene  Kinder  haben,  .nach 
Beschaffenheit  der  lokalen  Verhüllnisse“  zu  beurteilen  sei.  Der  g 33  läßt  es 
allerdings  der  Polizeibehörde  unbenommen,  mit  der  Untersagung  des 
Wohnens  von  Prostituierten  in  bestimmten  Häusern  oder  bei  einer  bestimmten 
Partei  vorzugehen,  g 41  schreibt,  da  sich  erfahrungsgemäß  die  Prosti- 
tuierten hauptsächlich  aus  vazierenden  Dienstboten  ri  krutieien,  eine  beson- 
dere Aufmerksamkeit  auf  solche  vor.  Daß  das  polizeiliche  Prostitutions- 
wesen überhaupt  in  manchen  Richtungen  einer  einschneiilenden  Reform 
bedarf,  hat  sich  anläßlich  des  erwähnten  Strafprozesses  Riehl  in  augen- 
fälliger Weise  ergeben. 


Digitized  by  Google 


'JO 


NieikTö*it<‘rrcirli  ciiiM’lilirUlicIi  Wk'ii. 


Audi  die  Slrafgerichte  sollen  jeden  Fall  der  Prostitution  einer  Minder- 
jfdirigen  dem  Pllegschaftsgcridite  zur  Kenntnis  bringen. 

Was  nun  die  Anzulil  minderjfdiriger  Prostituierter  in  Wien  betrilTt,  so 
wcrdi'i)  im  Bezirke  Innere  Stadt  jrdirlicli  zirka  100  minderjährige  Prostituierte 
unter  sitten|iolizeiliclic  Kontrolle  gestellt,  ganz  abgesehen  von  den  so- 
gi'nannten  geheimen  Prostiluierlen.  Der  gröüte  Prozentsatz  gehört  gewesenen 
Dienstmädchen  an,  welche  aus  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  stammen. 
Daß  die  ehelich  geborenen  Mädchen  den  größeren  prozentuellen  Anleil 
haben,  wurde  im  § 4 dargcstelll.  Aurrulleiid  ist  es,  daß  in  den  Gutachten 
der  meisten  übrigen  Bezirke  Wiens  nur  von  einer  geringen  Zahl  minder- 
jähriger Prostituierter  die  Bede  ist  Da  aller  das  Bezirksgericht  Budolfs- 
heim  in  .seinem  Sprengel  etwas  über  100  ilerzeit  vorhandene  minderjährige 
Prostituierte  zählt,  darunter  5 Mädchen  unter  14  Jahren,  welche  sich 
tatsächlich  der  Prostitution  ergeben,  im  Bezirke  Ottakring  ebenlalls  über 
100  minderjährige  Prostituierte  zu  wohnen  scheinen,  in  Margaretlien  21 
solche  in  Evidenz  stehen,  das  Bezirksgericht  Fünfliaiis  endlich  ß!)  minder- 
jährige  Mädchen  ausweist,  so  dürße  diese  Ungleichheit  in  den  Bezirken 
Wiens  weniger  auf  die  vermchrle  Nachfrage  nach  jugendlichen  Proslituicrten 
in  der  Inneren  Stadt,  welcher  Bezirk  immerhin  liezüglich  der  Anzahl  minder- 
jähriger Prostituierter  an  erster  Stidle  rangiert,  als  vielmehr  auf  eine  mangel- 
liaße  Berichlsgrundlagc  zurückzuführen  sein.  Daß  aber  auch  im  Bezirke 
Hernals  bereits  unter  schulpllichtigcn  Mädi  hen  Prostituierte  Vorkommen, 
von  denen  sich  mehrere  zusammen  ein  Kabiiii  t mieten  und  die  auch  auf 
der  Straße  Kinder  zur  Unsittlichkeit  verführen,  beklagt  diu  Vorsteherin 
einer  Mädchenschule;  Fälle,  welche  durchwegs  dem  Milieu  voller  Ver- 
kommenheit, insbesondere  der  Mutter,  entstammen.  Grauenhafte  Einblicke 
in  die  Prostitution  noch  schulpflichtiger  Mädchen  eröfliiele  auch  die  in  den 
letzten  Tagen  erfolgte  Aufdeckung  eines  derartigen  .Salons*  für  halbreife 
weibliche  Geschöpfe,  welcher  anläßlich  der  Verhaftung  der  erwähnten  Diehs- 
bande  bekannt  wurde. 

b)  Außerhalb  Wüen  sind  die  in  den  Berichten  angegebenen  Fälle  der 
Prostitution  minderjähriger  Mädchen  begreiflicherweise  nur  vereinzelt,  bloß 
in  Wiener  - Neustadt  wird  von  2ß  unkontrollierten  mmderjährigen 
Prostituierten  sowie  davon  gesprochen,  daß  dort  jährlich  ungefälir  30  Mäd- 
chen zu  Falle  kommen.  Es  handelt  sich  hier  eben  — wie  bereits  erwähnt 
wurde  — um  einen  Garnisonsort. 

Das  Bezirksgericht  Tulln  erzählt  folgenden  F;dl:  Ein  Mädchen,  welches 
in  einem  Kloster  erzogen  wuide,  von  tadelloser  Sittlichkeit  war  und  dessen 
Vonnund  sich  in  einer  guten  Situation  befand,  kam  als  besseres  Stuben- 
mädchen nach  Wien  und  nach  einiger  Zeit  erfuhr  der  Vormund  zu  seinem 
Entsetzen,  daß  dieses  sein  .Mündel  um  ein  — Gesundheitsbuch  angesucht 
habe.') 


I)  In  diesem  Falle  soll  üliripens  nueh  die  oben  enväliidu,  eine  gezenleilige  Wirtmig  fördernde 
Inquisitiun  aber  Keusctibeitsrni|,*en  von  Kinflub  geive-en  sein. 
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c)  Den  gewissenloson  Not,  Leichtsinn  und  Ünerfalirenheit  ausljeulenden 
Müddienhandel  in  allen  seinen  Formen  zu  erörtern,  würde  hier  zu  weit 
fuhren,  dodi  möchte  ich  nocli  der  viel  zu  wenig  beaditelen  IVeisgehting 
von  jungen  Mädciien  als  Modelle  für  Künstler  und  als  Objekte  der  soge- 
nannlt>n  Künstlerphotogruphien  gedenken. 
li)  Ober  jene  arbeitsscheuen  mrmnlichcii  Individuen,  wtdehe  aus  der  Prosli* 
lution  Nutzen  ziehen  und  sich  als  Bescliützer  der  Prostiluierieu  (Louis, 
Strizzi)  gebaideu,  gibt  die  oben  Seile  SH  (bei  Anmerkung  1)  ervvrdinte  Dar- 
stellung der  Polizeibehörde  Aufschluß,  welche  in  der  Amnerkimg*)  abge- 
druckl  ist 


‘)  Das  m’U  der  Proslitulion  «nlronnhar  vcrkmlpne,  fiußcrst  pcRUiriicliP  Zult’illprtiim  oder  , 
Strizzitunt  ist  nur  miUelbar  als  eine  Krsc-Iicinun^'sronit  der  Ver^alirlostiiiK  ju^ndlit  lior  IVrsoiieii 
in  Betracht  zu  ziehen.  Der  (leincingeruhrlichkeit  des  Zuhälleriuins  zu  slcuem,  ist  in  einigen 
lJtndi>rn  durch  Erlassung  strenger  Btslimmungi'n,  leider  zumeist  ohne  großen  Erfolg,  veisuclil 
worden.  Die  Zuliälter  sind  fast  ausnalinislos  wegen  (icwaUlaligkeit  und  Dichslahls  v.  rhesltafte 
Individuen,  welche,  zunflchst  ein  LirbcsverhlUlnis  mit  der  Prostiluierten  anknüpfend,  in  ihr  den 
geringen  Best  jedweden  Selhsirindigkeitsgerühlcs  ertaien  und  sie  vollkommen  unterjochen.  Sie 
i>egleilen  die  Prostituierten  auf  ilm'n  nßchüichen  Spaziergängen,  um  dieselben  cincrsoili}  gegen 
die  Konkurrenz  der  anderen  Prostituierten  zu  schützen,  androrsoits  um  diese  beim  Heiamiatien 
bebüniliclier  Organe  rechtzeitig  zu  warnen.  Für  den  prekrircn  Schulz,  welchen  der  Zuliällcr  der 
Proaliluierlen  angedcilien  laßt,  verlangt  er,  daß  dieselbe  in  ausgiebiger  Weise  die  Mittel  zu  seinem 
liCbensuTilerhaltc  beschaffe.  Wenn  die  Einkommonquelle  aus  dem  Schandgewerbe  zu  versiegen 
droht,  zwingt  der  Zuhälter  sein  Opfer  durch  Mißhandlungen  und  Drohungen  zu  einer  inlonsivoren 
Betreibung  des  unzflrhligen  Gewerbes,  durch  welches  erpresserische  Vorgehen  die  ohnehin  nur 
mit  geringer  Wülenskrafl  au^statlete  Prostituierte  in  derarüge  Furcht  versetzt  wird,  daß  sie  da.s 
AhhängigkeiLsverhälinis  nicht  zu  lösen  wagt. 

Im  österreichischen  Hechle  fehlt  die  scharfe  Abgrenzung  des  Bi^grifTes  des  Zuhälters  vom 
Kuppler.  Die  einzige  gegen  ZuhriUor  gerichtete  Bosümmung  ist  im  § h des  Gcst'tzes  wider  Arbeits* 
scheue  und  Landstreicher  vom  2t.  Mai  1885,  U.  G.  Bl.  Nr.  89,  enlhallen:  .Personen  beiderlei 
Geschlechtes,  welche  außer  den  Fällen  des  §512,  Strafgesidz  vom  27.  Mai  1852,  aus  der  gowerhs- 
ni&ßigcn  Unzucht  anderer  ihren  Unterhalt  suchen,  sind  mit  strengem  Arrest  von  acht  Tagen  bis 
zu  4lrci  Monaten  zu  l>e.slrafcn.*  Diese  Deslinimung  ist  in  der  Praxis  schwer  anwendbar.  In  den 
meisten  Fällen  gelingt  cs  dem  Zuhälter,  einen  scheinbait^n  Erwerb  als  sogenannte.-  Provisitms- 
agent  nachzuweisen.  Erschwert  wird  noch  die  FesLslellung  des  Tatbestandes  durch  die  regelmäßig 
nickhälüge  Aussage  der  Prostituierten,  welche,  vom  Zuhaller  oingeschQchlert,  es  nicht  wagt,  ihn 
zu  l)csclmldigcn,  daß  er  au  ihrem  Seliandlohno  partizipiere.  In  dem  Momente,  wo  es  dem  Zuhälter 
gelingt,  nachzuweison,  daß  er  einen,  wenn  auch  nur  sebeinharen  redlichen  Erwerb  hat,  bietet  die 
Subsumplion  des  Tatbestandes  unter  die  angeführte  gesetzliche  Bestimmung  die  größten 
Schwierigkeiten,  auch  dann,  wenn  nach  allen  äußeren  Umständen,  wie  sländige.s  Verweilen  in 
Ges(d!s4‘hafl  der  Prostituierten,  kein  Zweifel  ülwr  tieni  faktischen  (Iharakter  de.s  fraglichen 
Individuums  obwallid.  In  dieser  Beziehung  ist  das  deutsche  Strafgesetz  vorzuziehen,  welcho.s  im 
§ 181  a folgende  Bestimmungen  enthält:  «Zuhälter  ist  die  männliche  Person,  welciie  von  einer 
Frauensperson,  die  gewerbsmäßige  Unzu<.!)t  treibt,  unter  Ausbeulung  ihres  uusilllichen  Enverbes 
ganz  oder  teilweise  den  Lebensunterhalt  bezieht.*  .Zuhälter  ist  aber  auch  derjenige,  der  einer 
solchen  Frauensperson  gewohnheitsmäßig  oder  aus  Eigennutz  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des 
unzüchtigen  Gewerbes  Schutz  gewährt  oder  sonst  förderlich  ist.* 

Nach  dem  deutschen  Gesetze  bt  es  demnach  möglich,  auch  jene  Individuen,  bezüglich 
welcher  der  Nachweis  nicht  gelingt,  daß  das  unzüchtige  Gewerbe  der  Prostituierten  für  sie  eine 
Einnahmsquelle  bilde,  der  Bestrafung  zuzuföhren.  Gleich  dem  österreichischen  und  dem  deutschen 
Strafgesetz  stellt  auch  das  belgische  Gesetz  vom  27.  November  1801  und  das  französische  Gesetz 
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i.  Das  so^'cnannle  IMattonwesen  in  Wien.  Der  Ausdruck  .Platte*  .stammt 
voll  dem  AVorle  .plattin.u  licn*,  das  ist  ,ini  Freien  näciiligen*.')  Eine  besonders 
einjji'lieiide  Scliildernng  dieses  l'mvesens  liegt  von  Seite  des  Bezirksgeridites 
Kmlolfstieim  und  des  Ortsscliulrates  Favoriten  sowie  in  der  erwälinten  mir  nach- 
IräKlicli  zugekonmienen  Darstellung  der  Polizeibelibrde  vor.  Als  erste  An.sälze 
dieses  Unfuges  wird  (abgesehen  von  den  harmlosen  Vereinigungen  von  Kindern, 
die  beispielsweise  «las  bei  den  Akrobaten  und  anderen  derartigen  Leuten  Gesehene 
auf  freien  Plätzen  naehniaeheu),  das  genieinsiune  llertimlungern  von  K'mdern 
lezeiclinel,  welche  noch  schulpllichtig  oder  auch  bereits  schulmündig  sind,  Ziga- 
retten rauchen  und  sich  mit  dem  Tragen  von  Gepäcksstücken  u.  a.  in.  Geld  ver- 
schaffen. Dieser  Verdienst  wiiil  zum  Einkäufe  von  Eßwaren  u.  dgl.  verwendet, 
ortmals  aber  auch  selbst  von  Dui-schen  im  Alter  zwischen  II  und  14  Jahren 
bereits  in  den  llnhteii  des  Isisters,  insbesondere  in  Kaffeeschänken  niedrigster 
Art  verjubelt.  Verkommene  Eltern  begünstigen  dieses  l.eben. 

Die  Si-liilderimg  des  OrLsschulrates  Favoriten  vom  Frühjahre  190G  fährt  wie 
folgt  fort: 

.Aus  den  Vereinigungen  jener  Burschen,  welche  das  14.  Leben.sjahr  schon 
zurückgelegthabeii  und  welche  weder  selbst  trachten. eine  ständigoArbeit  zu  erhalten, 
noch  von  ihren  Eltern  in  eine  Lehre  gebracht  oder  zu  einer  .anderen  Arbeit  ange- 
halten wei-den,  entstanden  die  .Platten*.  Diese  .Platten*  haben  dun  .sogenannten 
Zweck:  .Zuspielen“.  Dieses  Spiel  ist  aber  kein  harmlo.ses,  sondern  besteht  im 
Steinewerfen,  Fenster  mit  Sihleudern  eiuwerfeii,  Haufen,  Stehlen,  Taschel- 
ziehen,  Einbrechen,  Leute  Oberfallen  und  auch  mit  dem  .Messer  zu  stechen.  Nach 
den  Gassen  oder  Plätzen  oder  den  Wirten,  wo  sich  die  Plattenmitglieder  auflialten. 
werden  die  einzelmm  Platten  benannt.  In  Favoriten  sind  mehr  als  10  Platten, 
darunter  einige  sehr  gefährliche,  bekannt. 

.Jede  Platte  hat  einen  Anführer,  den  sogenannten  .Plattenführer*.  Derselbe 
ist  gewöhnlich  noch  schulpflichtig,  damit  ihn  die  Polizei  oder  das  Bezirksgericht 
noch  nicht  bestrafen  kann.  Er  kennt  die  Wege  und  die  anderen  Platten  sehr  genau 
und  muß  schnell  und  Hink  sein.  Die  kleinen  .Plattler*,  meist  Schulkinder,  gehen 
spionieren,  um  zu  erfahren,  wo  es  etwas  zu  stehlen  gibt  oder  fangen  mit  Leuten 
Händel  an.  Hält  sich  ein  Vorübergehender  auf,  so  macht  der  kleine  .Plattler* 


vom  27.  Mai  18S5  die  ZuhriHur  mit  den  IsandstrtMchem  In  gleiclie  Linie  und  errnögliciit  deren 
Allgabe  tu  Korreklioiisiuluser  oder  Zwangsarbeilsan&talten. 

Das  leiiler  nur  allzu  große  Heer  der  ZuliJlUer  r»‘biuliert  sich  aus  Indivitluen,  welche  in  ihrer 
Kindheit  sittlich  verwahrlost  wurden  und  iiiolst  gezwungen  waren,  zufnUligem  Straßenerwerho 
nachzugeheii  und  die  infolgedessen  tllo  gcrogeltc  Benifstfltigkeit  nichl  kennen  gelernt  haben.  Der 
Hang  zum  Müßiggang,  das  reblcn  jedweder  nioralLschen  Km]dlndung,  die  unterlassene  Krleruung 
eines  Ut^nifcN,  endlich  der  bereits  frühzeitig  ^tcii  CDtwickclnde  ungebundene  geschlechtliche 
Verkehr  treiben  den  verkommenen  Jüngling,  uaclidein  er  das  cnt*-|>rechendc  Aller  erreicht  hat, 
in  welchen  er  der  Prostituierten  zu  iini'oniercn  in  der  I«age  ist,  in  die  Anne  des  Zubältcrtums. 
Wenn  deniiiach  auch  die  Zuhälter  erfahrungsgemäß  meist  das  18.  Lebensjahr  bereits  überschritten 
haben,  daher  nichl  <leij  eigentlich  .jugendlichen*  Personen  zugezahll  werden  kdnncn,  muß  den- 
noch nacli  den  dargelegt>*n  Ursachen  des  Zuhältcriums  dasselbe  mindeslcns  mittelbar  als 
Ersclioimingsform  der  Verwahrlosung  jugeiidiiclier  Personen  in  Betracht  gezogen  werden. 

))  Vergl.  Max  Winter,  .Im  uiilerirtlisclton  Wien*,  S.  IG. 
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einen  Pfiff  (jede  Platte  hat  einen  bestimmten)  und  von  allen  Ecken  und  Seilen 
kommen  Kameraden  heran,  um  ihrem  kleinen  Genossen  zu  helfen.  Es  entsteht  der 
gewünschte  Auflauf  oder  eine  Rauferei,  welche  die  Aufmerksamkeit  der  Pa.ssanten 
oder  lieschüftsleute  auf  sich  zieht  und  welche  den  Platlenniit;;liedcrn  Gelegenheit 
gibt,  etwas  (Geldbörsen,  vor  Geschäften  ausgelegte  Kleider  u.  dgl.)  zu  erha.schen. 
An  den  Ecken  gewisser  Gassen  stehen  die  Plattenmitglieder,  Zigaretten  rauchend, 
herum,  um  Vorübergehende  — insbesondere  Frauen  und  Mädchen  — zu  belästigen 
uimI  zu  beschimpfen.  Schulkinder  werden  autgehalten  und  es  wird  ihnen  unmöglich 
gemacht,  in  die  Schule  zu  gehen.  Kinder,  welche  Pakete  tragen,  hallen  sie  auf  luid 
entlocken  ihnen  dieselben  durch  List,  erenluell  entreißen  sie  ihnen  dieselben  auf 
räuberische  Weise.  Wehe  den  Envachsenen,  welche  sich  besonders  abends  in 
eine  solche  Angelegenheit  mischen!  Das  Messer  ist  bei  solchen  Burschen  gleich 
bei  der  Hand. 

,ln  der  Nähe  der  Schulen  treiben  sich  die  Plattenroitglieder  herum  und 
stören  durch  ganz  unartikuliert  es  Geschrei  den  I.’nlerricht.  Die  Plalleumitgliedcr  ver- 
wenden auch  sogenannte  , Tupfgaten*,  das  sind  mit  Vogelleim  bestrichene 
Gerten,  welche  beim  Greißler,  Kaufmann  auf  die  ausgelegten  Waren  hincin- 
geworfen  werden.  Der  betreffende  Gegenstand  bleibt  kleben  mal  verschwindet  mit 
großer  Geschwindigkeit  imd  Geschicklichkeit  in  den  Taschen  der  Platten. 

.Die  Gcschäflsleule  haben  von  denPlattenbanden  überhaupt  viel  zu  leiden.  Aus- 
gelegleWaren  werden  gestohlen,  Fässer  umgeworfen,  Streifwagen  beraubt,  Auslagen 
erbixiclien,  Metallbestandteile  von  den  Häusern  abgerissen,  Gasrohre  aligeschlagen, 
kurz,  es  ist  unmöglich,  alles  aufzuzälilen.  wodurch  diese  Plattenbanden  der 
menschlichen  Gesellschaft  Schaden  zufOgen. 

.Die  erbeuteten  Sachen  müssen  dem  Plattenführcr  id)geliefert  werden,  der 
sie  eidweder  selbst  beim  Platteidrödler  verkauft  oder  ilurcb  andere  verkaufen 
läßt  Leider  gibt  cs  noch  Pgfsonen,  auch  Geschäftsleute,  welche  dieses  Treiben 
unterstützen,  den  Plaltenmitgliedem  Unterstand  geben  und  sie  vor  der  Polizei 
warnen.  Am  Abend  versammeln  sich  Angehörige  der  größeren  Platten  in 
bestimmten  Gast-  und  Kaffeehäusern  oder  auch  i?i  gew  issen  Privatwühnungen,  wo 
dann  der  Erlös  in  Gesellschaft  von  Mädchen  verjubelt  wiixl.  Nur  selten  gelingt  es 
der  Polizei,  einer  solchen  Bande  hid)hafl  zu  werden,  weil  sie  ihre  Spitzel  nach  allen 
Seilen  ausgeschickt  hat  und  weil  der  betreffende  Gastwirt  oder  Kaffeesieder  im 
Einverständnis  mit  die.sen  .Herren“  Gästen  ist. 

.Das  Stichwort,  mit  welchem  die  Polizei  gemeint  wird,  läßt  alle  verschwinden. 
Die  Beratungen  der  Platten  werden  gewöhnlich  im  Freien,  wohl  aber  auch  in 
ihren  Stammlokalen  abgehalten,  wo  sie  ihre  Haubzüge  und  sonstigen  Schlechtig- 
keiten beschließen.  Die  Zahl  der  Platten  und  deren  Mitglicderzald  wächst  täglich 
und  beinidie  machtlos  muß  die  Sicherheilsbehörde  Zusehen,  wie  in  Wien  und 
besonders  in  Peripheriebezirken,  das  Leben  und  Eigentum  der  ruhigen  Staats- 
bürger durch  diese  Banden  bedroht  wird,  weil  die  .ktizahl  der  Sicherheitswache, 
und  zwar  speziell  wieder  in  den  äußeren  Bezirken,  viel  zu  gering  ist. 

.Wie  so  manche  Bewegung  b(“i  ihrem  Enlstehen  gering  geachtet  wurde  umi 
immer  mehr  und  mehr  an  Ausdehnung  gewonnen  hat,  so  daß  ihr  nicht  mehr  Ein- 
halt geboten  werden  komde,  so  wird  in  Wien  auch  das  Platlemvesct]  iiuimr 
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"lößcr«  Aiisdtfhming  gewinnen,  wenn  nicht  rechtzeitig  Schritte  gegen  dafselhe 
imternoinnn  n wcnlen.  Jetzt  könnte  der  Plattenbcwegung  noch  Einhalt  geboten 
werden,  d.a  die  Mitglieder  noch  im  Jünglingsalter  stehen.  In  einigen  Jahren  jedoch 
wo  die  Plattler  schon  zu  Männern  herangewaclisen  sind,  werden  dieselben  nicht  nur 
In  Wien,  sondern  vielleicht  sog.ar  ini  ganzen  Staate  gefährlich  werden.  Von  Jugend 
auf  an  keine  Arbeit,  sondern  nur  an  Müßiggang  und  Untätigkeit  gewöhnt,  werden  sie 
dann  überall,  wo  etwas  zu  bekommen  ist,  stehlen, rauben  und  vielleicht  sogar  morden. 
Um  dem  Pluttenwesen  Einhalt  zu  gebieten,  müßten  sowohl  der  Staat  als  auch  das 
Land  und  die  Gemeinde  energische  Maßregeln  ergreifen.  Zum  gräindlichen  Studium 
dieser  Frage  hat  der  Ortsschulrat  Favoriten  einen  Ausschuß  eingesetzt,  welchem 
auch  Vertreter  der  Schule  und  Experten  anderer  Behörden  angehören.  Dieser  Aus- 
schuß hat  die  Frage,  nach  vorheriger  Einholung  von  Gutachten  sämtlicher  Schulen 
des  XIV.  Bezirkes,  in  mehreren  Sitzungen  eingehend  durchberalen  und  sein  Gut- 
achten dem  Urlsschulrate  zur  Beschlußfassung  vorgelegt.  Auf  Grund  dieses  Gut- 
achtens hat  der  Orlsschulrat  einstimmig  beschlossen,  Anträge  zur  Bekämpfung  des 
Plaltenunwesens  zu  stellen.“  *) 

Diese  Vorschläge  gehen  nun  unter  anderem  dahin,  Kazzias  bei  Tage  vtn 
Zeit  zu  Zeit  durch  verstärkte  Sicherheitswache,  insbesondere  auch  Geheimpolizisten 
zu  veranstalten;  ferner  den  Geschäftsleuten,  ganz  sjieziell  aber  TKidlem  strenge 
zu  verbieten,  Sachen,  welche  ihnen  Kinder  zubringen,  anzukaufen;  desgleichen 

9 Aliiiticli  obigen  Scliililcrungcn  sind  auch  diu  Ausfülining>-n  der  crwaiinlcn  Äußerung  der 
l'olizoibcliOrdo  in  Wien.  Ausg<‘hcmi  vun  iluii  Vuntiriiguiigcn  der  auf  der  .Stnifie  lieniniluiigemden 
Kinder  lieliufs  (,*eineiDsanien  .Spieles  unter  Anschluß  an  üllere,  geistig  überlegene  Eleineote,  Hlhrt 
diese  Außenitig  fori,  wie  fuigt: 

Mtjßiggaug,  der  infolge  steten  Aiitenlhaltes  auf  der  Straße  wuelisende  Hang  zur  Unge- 
hiindenheit,  ferner  die  iiii  Alter  der  l’uberlal  sich  enlwiek4?lnde,  durch  die  unter  dt-r  Jugim«!  ver- 
breitele  Sehnmtzlileratur  genShrle  Neigung  zum  AbiMiteuerliehen,  cmllich  auch  das  böse  Beispiel 
Tillerer  (jcnossen,  dt‘ren  Streiche  soilens  der  Jüngeren  als  lleldenlaleii  gewertet  wenlen,  sind  die 
Veranla-ssung.  daß  avis  den  zunfiehst  zum  gemeinsamen  Spiele  uml  sunstigen  harmlosen  Treiben 
gebildeten  Gni]>pen,  unter  Anfrilirung  eines  fUleren  Knaben  Vereinigungen  von  ofl  nueb  schul- 
pllielitigen  Kindern  eiitsltdien,  weleln?  mit  amleren,  gleichartig  on?anisierten  Voibindungen  aus 
geringfügigen  Anlässen  einen  Streit  beginnen  und  auch  Vor  dem  Gebrauelic  des  Messers  nicht 
ztirückscbreckon.  Das  Beispiel  Erwachsener  iiachabmend,  beschrfijiken  sich  aber  diese  Verbin* 
düngen  nicht  darauf,  einaiuler  zu  befehden,  sondern  beginnen  auch,  barinluse,  jugcndlielie 
l'assaiil<‘ii  zu  behelligen  und  an  ihnen  Kr|)res8iingen  zu  verüben.  Diese  «len  (UiarakUT  der  Gewalt* 
iäiigkeil  an  sich  tragenden  Vi'rbiminngcn  werdtui  trelTi^nd  als  Randalplallen  bez(“icbnei.  Sie 
liezeicbnen  sich  selbst  als  IMallen  und  b'gen  sich  einen  Namen  Ihm,  der  entweder  auf  den  Spitz* 
naiiien  des  Anführers,  oder  aber  auf  den  Hauplselinuplalz  der  Täligkell  bimveisl.  Nebst  diesen 
Itanilalplatten  Ist  die  Vt'rbintbing  jugendlicher  Personen  zu  Diebsbanden  o«ler  Dicbsplallen  eine 
li.äufigc  Krscbeiniing.  Die  Diebsplaltcn  treiben  in  verscbiedeiien  Formen  ihr  rnwesen.  Man 
kann  bauplsäcblicii  drei  Abarten  derselben  iinlerscbeidcn.  Einmal  die  s(«genaimloii  Ketzer- 
platten,  deren  Mitglieiler  die  vor  GeseliuHen  bäiigemlen  oder  ausgoleglen  Waren  stehlen  und 
die  lb‘ute  unlereinander  teilen;  f«>rner  die  Tascbendicbsplatlen,  die  gewribniieli  aus  einer 
geringeren  Anzahl  von  Milgliod«'rn  bestehen,  entllicb  die  Dadendiebsplatten.  Die  V«*röbung  der 
Ladendiebsirdilo  erfolgt  in  der  Weise,  «laß  «las  geistig  überlegene  Mitglied  der  Platte  — zumeist 
tier  Anführer  bi  (tosellsebafl  eines  zweiten,  in  «dn  GesebärislokHl  ointTitt  und  dort  durch 
Vursrbützen  eines  Einkaufes  die  Aufinerk-iamkeit  des  La«leni>ersonaleK  ahlenkend,  Waren  stieblL 
Das  entwend«“lc  Gut  winl  auf  <ler  Straße  dadurch  rasch  in  Sjcberboil  gebracht,  daß  es  den  in  der 
Nähe  wartenden  Genossen  y.ngesJ«'ckt  wlnl,  welchen  «lann  «lie  Veivveitimg  iles  Erbeuteten  obliegt.* 
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"ogen  Wirlsletilc,  Kaffeesieder  and  Brannlweinschenker,  welche  jugendlichen 
Verbrechern  Vorschuh  leisten  und  ihnc'n  sogar  auch  Unterstand  geben,  die  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnungen  strengstens  anzuwenden.  Weilers  soll  nach 
deutschem  Muster  eine  Anordnung  darüber  erlassen  werden,  daß  wiShrend  der 
Zeit  des  Schulunterrichles  heriinilimgcrnde  Kinder  zu  arretieren  und  der  Schule, 
bzw.  dem  Ellcmhause  mit  den  notwendigen  Maßregeln  vorzuführen  seien.  Auch 
daß  die  Besserungsanstalten  vermehrt  und  der  Vorgjmg,  betrelTend  die  Aufnahme 
von  Kindern  in  dieselben,  erleichtert  werde,  wird  gefordert,  endlich  daß  auch  das 
Publikum,  welches  in  Fiillen  des  Einschreitens  der  Polizei  gewöhnlich  zu  Gunsten 
der  Bean'tündelcn  Partei  nimmt,  aufgeklärt  werde.  Es  sollen  ferner  Maßregeln 
behufs  Durchführung  des  Schulzwiuiges,  insbesondere  rücksictillich  der  in  der 
Armenversorgungstehendenundbei  magistratischen  Pflegeparteien  untergebrachlen 
Kinder  getroffen  werden.  D>  Durchführung  einiger  dieser  Vorschläge,  speziell 
al)or  in  letzlercr  Richtung  seitens  des  Wiener  Magistrates  ist  aus  den  lilätti-rn  des 
Armenwesens  der  Stadt  Wien  — April  1905,  Seile  CG  — zu  entnehmen;  allein 
alle  diese  Maßregeln  lassen  die  zielbcwußlc  Fürsorge  *),  welche  den  Obelständen  von 
Grund  auf  .an  den  Leib  rücken  soll,  vermissen,  erscheinen  vielmehr  nur  als  |)olizei- 
liche  Repressalien.  Das  Bezirksgericht  Rudolfsheim  fügt  bei,  daß  in  einem  Falle 
sogar  ein  aehlj.ähriger  Knabe  Fülirer  einer  Platle  war. 

Eine  Lokalkorrcspondenz  meldete  in  letzter  Zeit  auf  Grund  der  Mitteilung 
von  G.astwirten  im  X.  Bezirke,  welche  beschlossen  hatten,  Streifungen  durch 
Militärpatrouillen  während  der  Naclilzcit  zu  erbitten,  weil  die  Polizeiorgane  gegen- 
über dem  Plaltenun wesen  zu  schwach  seien: 

,In  einzelnen  Bezirksteilen,  z.  B.  auf  dem  Eugenplatze,  in  der  Leibnilzgasse 
und  in  deren  Umgebung,  sei  es  nicht  ratsam,  abends  nach  '/jD*  Uhr  uuszugeheii, 
da  man  Gefahr  laufe,  überfallen  zu  werden.  Die  Platten  operieren  in  diesem 
Bezirke  mit  Vorliebe  auch  um  hellichten  Tage.  Ein  Teil  zähle  zu  seinen  Mitgliedern 
sieben-  und  achtjährige  Schulbuben,  welche  die  Aufgabe  habi.'ii,  die  Passanten  ilurch 
atlerhand  Streiche  zu  belästigen.  Wenn  sich  der  Passant  dann  an  den  Jungen  in 
irgend  einer  Weise  rev;inchiei'e,  trete  die  Platte  in  Aktion.  So  hätten  auf  dem 
großen  Platze  vor  der  Antoniuskirche  immer  mehrere  Platten  sozusagen  ,liereit- 
schafl“.  Auf  den  Wie.sengründcn  heim  Franz  Josefspitid  an  der  Triesler  Reichs- 
straße  dürfe  sich  auch  tagsüber  kein  Mädchen  sehen  lassen.  Am  schlimmsten 
seien  unter  diesen  Verhältni.ssen  die  Gastwirte  daran.  Schenkt  der  Wirt  einem 
Plattenbruder  nichts  ein,  dann  sei  der  Skandal  fertig,  und  lut  er  es,  komme  es  erst 
recht  zu  einem  Exzeß.  Und  dabei  gingen  die  Platten  immer  darauf  aus,  die  Ein- 
richtung eines  Gasthauses  zu  demolieren.  Wie  gering  aber  diT  Schutz  sei,  der  den 
(histwirtcn  zu  teil  werde,  zeige  folgender  Vorfall:  Vor  einigen  Tagen  kam  zu  einem 
Wirte  in  der  Erlachgasse  eine  Platte.  Da  der  Wirt  die  Bursche  kiumte,  schenkte  er 

*)  Sü  legi  auch  üie  erwäliiite  Äußerung  der  Pnlireilielulrde  fiewield  d,iraiif.  daß  suwotd  das 
l'lalleimesen,  als  auch  das  Zuli.ülterliiiu,  wie  ü herhaupl  die  Verwahrlnsiiug  der  Jugend  am  wirk- 
samslen  rlureli  eine  prävenUve  Fürsorge  gegen  dndiende  Venv,alirlosuiig  bekämpfl  werden  können, 
<laß  die  Ansicht  von  der  Veriueliriing  iler  liesseningsanslallen  als  lleuiedium  eine  ülterwundeiie 
genannt  werden  mfisse,  und  daß  die  Hesscrungsanslalten  derart  organisiert  werden  sollen,  daß  sie 
mehr  dem  Charakler  von  Frzieliungs*  als  .Slranuduseru  entsjweelien. 
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ihnen  nieliLs  ein  nml  wies  sie  aus  ilem  Lokal,  worauf  sie  zu  iiiun  en  h.  eannen.  Der 
Wirt  jedoch,  ein  sehr  kräfliger  Mann,  warf  die  ganze  GeselUchafl  hinaus.  Nach 
kurzer  Zeit  kamen  die  Bursche  zurück,  jeder  mil  Steinen  bewaffnet,  uml  eröfTneten 
ein  Bombardement.  Dem  Wirte  wurde  hiebei  das  linke  Ohr  durchgeschlagen  uml 
eine  Frau,  die  int  Lokal  als  Gast  saß,  durch  einen  Steinwurf  am  linken  Ober- 
schenkel bedenklich  verletzt.  Der  Rädelsführer  der  Platte  wurde  zur  Polizei  gestellt 
und  dort  — nach  Angabe  des  Nationales  wieder  enthafteL  Unmittelbar  darauf 
erschien  die  Platte  wieder  bei  dem  Wirt  und  machte  neuerdings  Krawall. 

,Zu  einem  Weinschenker  in  der  Favoritenstraßc  in  der  .Nähe  des  Südbahn- 
viadnktos  kam  dieser  Tage  eine  Platte.  Im  Lokal  saß  ein  Detektive.  Zu  diesem 
ging  ein  Plaltcnbnider,  zcigle  ibm  seinen  Einberufungssehein  zur  WalTonübung 
und  machte  ihn  darauf  aufmerksam,  daß  er  nicht  arretiert  werden  dürfe,  da  er 
jetzt  der  .Militärbehörde  unterstehe.  Bald  darauf  begann  der  Exzeß,  der  damit 
endete,  daß  rlie  Platlenbrüder  hinausgeworfen  wurden.  Einer  von  ihnen,  der  hiebei 
eine  Verletzung  durch  den  Wirt  erlitt,  ging  zur  Polizei,  ließ  sich  ein  ärztliches 
Purere  ausstellen  und  erslattele  gegen  den  Wirt  die  Anzeige.  In  den  Nächten  vom 
Sonntag  zum  Montag,  wo  das  Wirtsgeschäft  am  stärksten  geht,  seien  die  Platten 
am  eifrigsten  bei  der  Arbeit  und  der  Schaden,  den  einzelne  Wirte  durch  sie 
erlitten,  sei  ganz  bedeutend.“ 

Was  das  Plattcnwcsen  in  den  übrigen  Bezirken  anbelangt.  so  fclilen  leider 
ausführliche  Äußerungen  der  Polizeikommis.sariate  und  auch  ein  Bericht  aus  dem 
Bezirke  Ottakring.  Der  dortseibst  tätige  Veriun  .Settlement-  betont  die  große 
Gef.ahr  der  Verführung  zum  Vagieren,  zum  Spiel  und  zu  slrafl)aren  Handlungen, 
welche  allen  Kindern  durch  die  Platten  und  durch  die  auf  der  Schmelz  kampieren- 
den Obdachlosen  drolit.  Da.s  Polizeikommissariat  Schmelz  hat  in  drei  Monaten 
HO  unterstandslose  Personen  (Erwachsene  mil  Kindern)  in  Evidenz  geführt.  Der 
genannte  Verein  vermeint  ;d)cr,  daß  das  Plattenwesen  jetzt  in  Almahme  begriffen 
sei.  Die  Kinderschulz-  und  Rctlungsgesellschaft  schildert  einen  drastischen  Fall, 
wie  ein  früher  einer  Platte  angehörender  Knabe  in  einem  Kinderheim  der  Gesell- 
schalt Aufnahme  fand  uml  durch  seine  Verführungskün.stc  eine  ganze  Revolution 
herbeigeführt  habe.  Das  Bezirksgericht  lludolfsheim  spricht  von  drei  sich  in 
die.sem  Bezirke  auflialtenden  Platten,  mit  30  .Platlenbrödeni“.  Im  Bezirke  Hernals 
wird  mangels  eines  Beri<  htes  des  dortigen  Polizeikommissariates  nur  von  zwei 
Schulen  des  Plattenwescns  erwähnt  und  insbesondere  beigefügt,  daß  die  sogc- 
namite  ,Bceri)latle‘  Unfug  treibe,  daß  aber  viele  von  den  venneintlichen  Platten 
nur  sogenannte  Renommierverbimlimgen  seien.  Das  Bezirksgericht  Fünfhaus  sagt, 
daß  im  dortigen  Bezirke  wohl  Platten  Vorkommen,  aber  eine  Beteiligung  von 
Per.sonen  unter  18  Jahren  nur  ganz  ausnahmsweise  zu  beobachten  sei.  Das 
Bezirksgericht  Wieden  führt  sieben  Fälle  der  Platlenzngchöiigkeit  bei  Gelegenheit 
mehrerer  Strafverfaliren  an.  Das  Bezirksgericht  Simmering  erzählt  auch  von 
mehreren  Platten,  welche  insbe-sondiTe  den  Diebstahl  an  Eisenbahngülern  und  in 
Gärten  betrieben  haben,  daß  jedoch  infolge  strenger  Bestrafungen  nunmehr  Ruhe 
sei.  Laut  Mitteilung  des  Bczirksgcricliles  Meidling  wird  öfters  von  Seile  der  Eltern 
und  Vormünder  über  die  Gefahren  Klage  geführt,  welche  den  Kindern  durch 
die  Platten  drohen;  bei  den  meisten  Minderjährigen  unter  18  Jahren,  welche  im 
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dortigen  Bezirke  wegen  Eigentumsdelikten  abgestrafl  werden,  wurde  eine  Ver- 
bindung einer  Platte  konstatiert,  lin  Bezirke  Margarethen  wird  unter  anderem  auch 
erzählt,  daß  sich  vor  einigen  Jahren  in  den  zwei  oberen  Klassen  einer  Bürger- 
schule eine  Diebsbande  gebildet  habe,  die  bis  auf  den  Weihnachtsmarkt  am  Hof 
ihre  Tätigkeit  erstreckte  und  der  mit  einer  einzigen  Ausnahme  durchwegs  Kinder 
aus  gut  situierten  Familien  angehörten.  Das  Bezirksgericht  Floridsdorf  berichtet, 
daß  Platten  in  den  Donauauen  Vorkommen  und  dort  hauptsächlich  Diebsb.anden 
darstellen.  In  den  letzten  Tagen  wurde  in  Ottakring  von  der  Polizei  eine  aus 
großenteils  noch  schulpflichtigen  Knaben  und  Mädchen,  unter  dem  Kommando 
älterer  Elemente  bestehende,  hauptsächlich  den  Geschäflsauslagen  gefährliche 
Diebsbande  ausgehoben,  deren  bereits  oben  Erwähnung  geschah.  Die  bezügliche 
Zeitungsnotiz,  daß  ein  zu  dieser  Bande  gehöriger  1 1 jähriger  Knabe  bereits  7 tmal 
von  der  Polizei  aufgegriffen  und  ins  Elternhaus  gebracht  worden  sein  soll,  zeigt 
wieder  die  Unhaltbarkeit  unserer  Zustände  in  grellem  Lichte. 

Auch  von  den  Berichten  aus  Gebieten  außer  Wien  werden  plattenähnliche 
Verbindungen  erwähnt;  so  vom  Bezirksgericht  Schwechat  eine  aus  sieben  Teil- 
nehmern bestehende  Rotte,  welche  Gewalttätigkeiten  verübt  und  sieben  Fälle  von 
Diebstählen  durch  Platten;  ferner  aus  dem  Gebiete  Mödlings.  Auch  das  Bezirks- 
gericht Ebreichsdorf  erzählt,  daß  Diebsplatten  bei  Jahrmärkten  Vorkommen, 
während  im  übrigen  Jungen  sich  nur  zum  Hasardspiel  zusammenrotlen. 

5.  Eine  besonders  beklagenswerte  Form  der  Verwahrlosung  Jugendlicher  ist 
in  den  Selbstmorden  der  Kinder  zu  erblicken.  In  den  Bezirken  M.ari.'ihilf  und  Neu- 
bau wurden  in  den  ersten  sieben  Monaten  des  Jahres  1906  13  Selbstmorde  und 
Selbstmordversuche  Minderjähriger  verzcicluiet,  wie  überhaupt  gerade  die  Minder- 
jährigen das  größte  Kontingent  von  Selbstmördern  stellen.  Diese  Erscheinung  könnte 
einen  Tiefst.and  der  sittlichen  Anschauungen,  aber  auch  die  Häufigkeit  der  abnor- 
malen Veriuilagung  verraten,  soll  aber  bei  kleineren  Kindern  zum  größten  Teile 
auf  Mißhandlungen  und  Ausbeulungen  derselben  bei  Nahrungsentziehung  u.  s.  w. 
zurückzuführen  sein,  welche  schon  im  kindlichen  Gemüte  einen  Haß  gegen  das 
freudlose  Marterleben  auslösen.  Nach  den  Zeitungsnotizen  war  der  jüngste  Selbst- 
mörder der  letzten  zehn  Jahre  ein  elfjähriger  Knabe,  vor  kurzer  Zeit  hat  sich 
jedoch  der  Selbstmord  eines  achtjährigen  Schulmädchens  ziigetragen.  Es  war  dies 
das  uneheliche  Kind  eines  in  den  schlechtesten  Verhältnissen  und  im  Konkubinat 
lebenden,  noch  zwei  jüngere  Kinder  besitzenden  Paares,  von  welchem  der  Mann 
Taglöhner  ist,  während  das  Weih  sich  im  Haush.altc  betätigt.  Da.s  erwähnte  acht- 
jährige Mädchen  war  bis  zu  .seinem  sechsten  Lebensjahre  auf  dem  Lande  in  Pflege 
und  wurde  dann  zu  den  Eltem  hiehergebracht.  Der  Vorfall  wurde  anfänglich  in 
den  Zeitungen  so  dargestellt,  als  ob  das  Kind  zur  Vagabondage  geneigt,  sittlich 
verkommen  gewesen  wäre  und  aus  Unlust  zur  Schule,  an  welche  es  sich  in  Wien 
nicht  habe  gewöhnen  können,  zum  Selbstmord  getrieben  worden  sei.  Die  Er- 
hebungen des  , Pestalozzi- Vereines  zur  Förderung  der  Jugendfürsorge“  haben 
jedoch  in  einer  berichtigenden  Notiz  in  den  Zeitungen  das  Ergebnis  zu  Tage 
gefördert,  daß  da.  unglückliche  Kind  durch  unausgesetzte  .Mißhandlungen  und 
Entziehung  der  Nahrung  in  den  Tod  getrieben  worden  sei.  Es  beging  den  Selbst- 
mord, während  es  von  der  .Mutter  nach  seiner  Einbringung  durch  die  Polizei  in 
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einom  Zimmer  allein  eingespcrrt  belassen  worden  war.  Das  SchluBerijebnLs  der 
bi  hördliclien  Krhebungen  über  die.stn  Fall  ist  mir  noch  nicht  bekimnl  geworden. 

Ein  anderer  Fall  aus  der  jüngsten  Zeit  betrifll  eine  13jährige  Volksschülerin, 
ein  magistratisches  Kostkind,  welche.s  ein  Schulentlassungszeugnis  entlockt  hatte 
und  sich  aus  Furcht  vor  Verfolgung  und  wegen  falscher  Zeugenaussage  in  einer 
darauf  bezüglichen  Verhandlung  gleichfalls  aus  dem  Fenster  stürzte. 

Das  Traurigste  aber  ist,  daß  Selbstmorde  Jugendlicher  häufig  auch  in  der 
dauernden  Arbeitslosigkeit  derselben,  ohne  die  .Möglichkeit,  einen  Verdienst  zu 
finden,  ihren  Grund  haben.  Diese  Erscheinung  fordert  gebieterisch  eine  Abhilfe  in 
der  oben  § 1 1,  Punkt  11,  erörterten  Dichtung. 

Schon  bei  etwa  l.'ijährigen  Jugendlichen  ist  auch  .unglückliche  Liebe“  ein 
häufiges  Sclbstmordmotiv. 

Daß  endlich  manche  Selbstmorde  unreifer  Leide  auf  die  oberwülmte  Ein- 
wirkung von  Schundromanen  oder  Zeitungsnachrichten  zurückzuführen  sind,  deren 
erstere  nicht  nur  Unsittlichkeiten,  sondern  auch  Selbstentleibungen  verherrlichen 
und  anpreisen,  wird  von  einer  Seite  behauptet 

§ 13.  Abhilfe  in  den  beobachteten  Fälien  der  Verwahrlosung 

(Gefährdung). 

Die  Punkte  35  bis  10  des  Fragebogens  beschäftigten  sich  mit  der  Frage, 
auf  welche  Weise  in  den  beobachteten  Fällen  der  Verwahrlosung  die  Abhilfe 
erreicht  wurde  oder  bei  Vorhandensein  der  faktisch  fehlenden  Hilfsmittel  hätte 
erreicht  werden  können. 

1. 

Zum  Punkte  35  des  Fragebogens  stimmen  die  meisten  Gutachh.'ii  dahin 
überein,  daß  die  Familie  die  Grundlage  jeder  Erziehung  sei,  welche  sich  durch 
keine  andere  Maßregel,  Anstaltserziehung  u.  dgl.  ersetzen  lasse,  daß  daher  nicht 
nur  vom  ethischen  Standpunkte  aus,  sondern  auch  aus  erzielmugsleclmischen 
Gründen  das  Fauiilienband  möglichst  aufrecht  erhalten  werden  soll.  Erklärt 
doch  sogar  der  sozialistische  Schriftsteller  Dr.  Anton  Menger  (Neue  .Staatslehre, 
Seite  17.8  tf.t,  daß  die  Grundlage  der  Kinderfürsorge  die  Familie  mit  der  Erhaltungs- 
pflicht der  Eltern  bleiben  müsse.  Von  diesem  Standpunkte  aus  erschiene  es  ins- 
besondere dort,  wo  nur  wirtschaflliche  V'erhältnisse  den  Grund  der  Vei-wahrlosung 
bilden,  aller  auch  bei  gewissen  Graden  schuldhaften  Verhaltens  der  Aufsichts- 
personen, als  die  geeignetste  Maßregel,  die  Jugendlichen  in  den  bisherigen  Ver- 
hältnissen zu  belassen,  gleidizi.-itig  aber  eine  entsprechende  Überwachung  der 
Behandlung  derselben,  etwa  durch  Fflrsorgeorgane,  zu  üben.  Hiezu  muß  jedoch 
als  wesentliches  Hequisit  noch  die  soziale  Hebung  der  Ellern  oder  Aufsichts- 
licrsonen  kommen.  Die  letztere  wäre  bei  Arbeitslosigkeit  durch  VerschalTung  von 
Verdienst,  sonst  aber  (nach  unserem  heutigen  Dochtszustande)  durch  ausreichende 
Amienunlerstützung  zu  gewähren.')  So  erwähnten  2 Schulen  des  Bezirkes  Ilem.als, 
daß  in  etwa  U von  14-,  beziehungsweise  11  Fällen  bcobaclilcler  Kinderverwahr- 

i)  Um  beispielawcee  den  Krivcrl)  der  Mutter  außer  ttausc  entln^hrlich  zu  machen. 
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losuiig  die  Verscliiiffung  von  Verdienst  für  die  Eltern  als  Maßregel  genügen  würde! 
Und  daß  eine  einzige  Schule  in  Uudolfsheim  ans  der  allerletzten  Zeit  1G8  Fälle 
der  Arbeitslosigkeit  von  Eltern  oder  Aufsichtspersonen  konstatierte,  wurde  bereits 
oben  im  § 6,  Punkt  I,  erwälmt. 

Rücksichtlich  dieser  sozialen  Hebung  ergeben  sich  jedoch  zwei  Bedenken. 
Einerseits  kann  die  Gewälirung  derselben  heute  bei  den  im  § 1 1 geschilderten 
Mängeln  der  Armengesetzgebung  insbesondere  in  der  Großstadt  fast  ausschließ- 
lich nur  seitens  der  ganz  unzureichenden  Privatwohltätigkcit  erfolgen;  in  der 
Zukmifl  würde  aber  die  Gewährang  der  sozialen  Hilfe  aus  üffentlichen  Mitteln 
meist  über  den  Rahmen 'der  Jugendfürsorge  hinausgehen.  Andei-seits  läge  die 
Gefahr  nahe,  daß  die  Gewähriuig  dieser  sozialen  Hilfe  den  Kindern  überhaupt 
nicht  zu  gute  kommt.  Aus  diesen  Gnänden  und  weil  überhaupt  die  Fälle  selten 
seien,  wo  durch  die  bloße  Besserung  der  Lebensbedingungen  die  Gefalireu  für  ein 
Kind  beseitigt  werden  können,  schildert  auch  Buchiieder  u.  a.  U.,  Seite  IS5  ft.,  im 
Vergleiche  mit  den  Einrichtungen  des  Deutschen  Reiches  die  seltene  Anwendbar- 
keit dieser  Maßregel.  Damit  stimmen  auch  viele  Berichte,  zum  Beispiel  der 
Besserungsanstalt  Eggenburg,  überein.  Charakteristisch  ist  es  aber,  daß  das 
Bezirksgericht  Floridsdorf  fast  in  allen  beobachteten  Fällen  der  Verwahrlosung 
als  Ablulfc  die  m Rede  stehende  Maßregel  nennt,  freilich  verbunden  mit  der 
Fordenmg  nach  ausgiebiger  Vermehrung  der  unten  zu  besprechenden  Kinderhorte 
nebst  Bekleidung  und  Bespeisnng  der  Schulkinder.  Beim  Abgänge  ausreichender 
anderer  Mittel  sehen  sich  eben  die  Gerichte  meist  gezwungen,  das  Kind  in  den 
bisherigen  Verhältnissen  zu  belassen.  W'as  hilft  die  Abnahme  des  Kindes,  was 
hilft  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt,  wenn  keui  Ersatz  der  Familienerziehung 
zu  finden  ist  und  das  Kind  ganz  schutzlos  dasteht.  Unter  diesen  Umständen  muß 
es  sich  das  Pflegschaflsgeriehl,  wie  das  Bezirksgericht  Rudolfsheim  hervorhebt, 
leider  meist  genügen  lassen,  eindringliche  Mahnungen  an  Eltern  oder  Aufsichts- 
personen zu  richten  und  die  formelle  Überwachung  durch  Waisenräte  einzuleiten. 

Das  Bezirksgericht  Ebreichsdorf  steht  auf  dem  Standpunkte,  daß  meist  nur 
die  Abnahme  des  Kindes  von  Erfolg  sei,  da  nach  seinen  Widirnehmungen  behörd- 
liche Einwirkungen  oder  Beaufsichtigungen  die  Eltern  oder  Pfleger  nur  boshalt 
machen  und  das  Obel  steigern. 

In  jedem  Falle  aber,  wo  die  Belassung  des  Kindes  in  der  Familie  gewühlt 
wird,  sollten  gleichzeitig  die  nötigen  Kautelen  für  die  einw;mdfreie  Beliandluiig 
und  Erziehung  des  Kindes  geschaffen  werden.  Damm  wird  an  dieser  Stelle  die 
.auch  von  Dr.  Reicher  verpönte  Praxis  der  Polizeibehörde  gebrandmarkt,  nach 
welcher  verwahrloste  oder  gefährdete  Kinder  itiren  verkommenen  Ellern  ohne  jede 
weitere  Fürsorgemaßregel  und  Kontrolle  zur  Züchtigung  (zum  Beispiel  in  den  Fällen 
der  §§  237  oder  273  St.  G.)  übergeben  wurden,  ein  Vorgang,  von  dem  Dr.  Reicher 
Seite  101  mit  Recht  sagt,  daß  er  beispielsweise  bei  zum  Betteln  mißbrauebten 
Kindern  eine  doppelte  Züditigung  zur  Folge  hat:  Einmal,  wenn  sie  nichts  erbettelten 
und  einmal,  wenn  sie  von  der  Polizei  aufgegriffen  wurden,  ln  engem  Zusammen- 
hänge mit  der  eben  besprochenen  Maßregel  der  Belassung  dos  Kindes  bei  den 
Eltern  steht 
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II. 

die  Frage  der  Beaufsichtigung  der  Kinder  während  des  Tages,  also  während  der 
Ahwesenheit  auswärts  arbeitender  Eltern  oder  Pfleger  in  den  verschiedenen  Horten, 
nämlich  Krippen  för  Säuglinge,  Kinderbewahranstalten  und  Kindergärten  für  vor- 
schulptlichtige  Kinder  (zur  Beaufsichtigung  und  Verplleguug  während  des  ganzen 
Tages),  Schulgärten,  Schuhverkstätten,  Tage.sheimstütten,  Beschäftigungsiuistalten, 
Erholungs-  und  Spielstätten  u.  dgl.  (zur  Beaufsichtigung  und  Verpflegung  von 
schulpflichtigen  Kindern  während  der  schulfreien  Zeit,  auch  Bekleidung  derselben). 
An  diese  Horte  gliedern  sich  dann  die  bereits  oben  § 1 1 erwälmten  Heime  etc.  für 
Schulentwachsene  an. 

Fast  einstimmig  werden  von  den  Gutachten,  und  zwar  sowohl  der  Stadt  als 
auch  des  Landes,  diese  zum  Teile  bereits  bestehenden  Institutionen  als  höchst 
wichtige  Faktori.m  zur  Bekämpfung  der  Verwahrlosung  in  dem  Milieu  der  Lohn- 
arbeiter bezeichnet  und  noch  beigefügl,  daß  auch  eine  ausgiebige  Fürsorge  für 
Säuglinge  schon  durch  Hilfe  für  die  gebärende  Mutter  inauguriert  werden  sollte 
(heute  leisten  die  zwei  in  Wien  bestehenden  V'creine  .Säuglingsschutz*  und 
.Säuglingsmilchverteilung*  sehr  Anerkennenswertes,  aber  im  Vergleiche  zum 
Säuglingselend  der  Großstadt  doch  nur  Minimales). 

Von  allen  Gutachten  der  Bezirke  mit  Indiustrial-  oder  landwirtschaftlichen 
Taglöhnem  wird  die  ausgiebigste  Vermehrung'),  aber  auch  die  organisatorische 
Verbessenmg  dieser  Anstalten,  welche  in  vielen  Sprengeln  überhaupt  noch  nicht 
vertreten  sind,  verlangt.  Abgesehen  von  der  ganz  unzureichenden  Zahl  besitzen 
nämlich  die  heutigen  Tagesheimstätten,  trotz  Anerkennung  der  großen  Verdienste 
auf  diesem  Gebiete,  einige  Mängel. 

Die  Leitung  derselben  liegt  heute  einzig  und  allein  in  den  Händen  derPrivat- 
wohltätigkeit,  so  daß  es  bei  der  Auswahl  der  Aufsichtskräfle  mit  Bücksicht  auf  die 
geringen  Geldmittel  mehr  auf  <ien  guten  Willen  als  auf  die  volle  Eignung 
ankommt  und  später  oft  diese  Kräfte  ihre  meist  nicht  neidenswerte  Tätigkeit  als 
Last  empfinden.  So  kommt  es,  daß  einige  Gutachten  klagen,  es  seien  die  Kinder 
nicht  reinlich  genug  gehalten  oder  es  fehle  die  nötige,  aber  schwierige  individuali- 
sierende BehandUmg  der  Kinder,  ja  es  werde  oft  gerade  durch  die  Heimstätten  die 
Schulflucht  begünstigt.  Andere  Gutachten  klagen,  daß  der  Verwahrlosung  schon 
naliestehende  Kinder  nicht  zur  Aufnahme  kommen,  was  übrigens  wegen  der 
Gefahr  moralischer  Ansteckung  für  die  übrigen  Kinder  nur  begreiflich  ist.  Endlich 
wird  hervorgehoben,  daß  Eltern  oft  aus  Indolenz  oder  weil  sie  die  kleinen  fest- 
gesetzten Kostenersatzbeträge  tiicht  zalilen  wollen,  die  Heimstätten  trotz  deren 
Vorhandenseins  nicht  benützen. 

Diese  Institutionen  könnten  sich  daher  nur  dann  in  ein  System  von  Jugend- 
fürsorgecinrichtungen  passend  einfügen,  wenn  sie  genügend  vermelud  und,  rück- 
sichtlich  der  schulpflichtigen  Kinder  etwa  an  die  Schulen  angeschlossen,  unter 
öffentliche  einwandfreie  Leitung  und  Erhaltung  gestellt  würden  und  ein  Zwang 

>)  ln  Beriehlcn  aus  dein  Bezirke  Hernals  wird  ansgefälirt,  ilafl  nur  1 TagesheimstäUe  dort 
bestehe,  aber  mindeslens  10  nötig  wären.  Ein  noch  größerer  Bedarf  wäre  in  Ottakring. 
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zur  BenOtzung  in  den  Fällen,  wo  sie  Abhilfe  bezwecken,  staluiert  wörde').  (Jeden- 
falls ist  auch  das  Verbot  der  Milnalinie  von  Kindern  in  Wärmestuben  u.  dergl.  zu 
erlassen.)  Die  sorgfältige  Organisation  dieser  Anstalten  wäre  insbesondere  dann 
nötig,  wenn  unser  Fürsorgegcsetz  sich  dem  Vorbilde  Deutschlands  anschließen 
und  die  nur  aus  wirtschaftlichen  Verhältnissen  drohende  Verwahrlosung  nicht 
uumittelbai-  in  ihren  Bereich  einbeziehen  sollte. 

Kinige  der  besprochenen  Anstalten,  voran  die  vom  Ortsschulrate  Lang- 
enzersdorf  erhaltene,  verlangen  dringlichst  die  tiewälirung  staatlicher  Sub- 
ventionen. 

ln  vielen  ländlichen  Orten  niQssen  sich  heute  Schulen  und  Pfarren  um 
Hespeisung  und  Bekleidung  der  Schulkinder  bekvimmem. 

An  die  besprochenen  Anstalten  sollen  sieh  noch  nach  anglo-amerikanis.cheni 
Muster  Ferienschulen  zur  Erreichung  der  gleichen  Zwecke  während  der  Schul- 
ferien und  Vorkehrungen  anschließen,  welche  eine  angemessene  Erholung  der 
Kinder  im  Freien  und  eine  Befriedigung  ihres  natürlichen  Dranges  nach  Bewegung 
und  Austollen  unter  entsprechender  Aufsicht  sowie  die  Hebung  der  Liebe  zur 
Natur,  aber  auch  des  Kunstsinnes  ermöglichen.  Eine  Lehrerin  des  Bezirkes  Hernals 
und  ein  städtischer  Arzt  haben  mit  Recht  auf  die  Bedeutung  hingewiesen,  welche 
bei  Kindern  des  Elends  der  Weckung  der  Jugendfreude  zukommt,  deren  Fehlen 
ihr  Gemüt  und  ihren  Charakter  untergräbt. 

Großes  wird  in  allen  genannten  Richtungen  von  I.,and  und  Gemeinde,  ins- 
besondere aber  von  der  Privatwohltätigkeit  geleistet;  es  sei  nur  an  die  Schöpfungen 
des  St.  Vinzenz- Vereines  (Hacker’sche  Erbschaft)  und  des  Vereines  Kinderschulz- 
stationen (Tagesheimstätten  und  Nachtschutzstationen)  und  an  die  wichtige  Bei- 
hilfe des  letzteren  Vereines  bei  anderen  Institutionen,  insbesondere  bei  Ver- 
köstigung von  Schulkindern  und  bei  den  Erholungsstätten  des  Landes  Nieder- 
österreich in  Pötzleinsdoif  und  Hütteldorf*)  erinnert;  dann  an  die  vielen  Ferien- 
kolonien, an  die  Waisenralsvereine  u.  s.  w.  Aber  all  dies  Große  ist  verschwindend 
klein  angesichts  der  Übermacht  der  sozialen  Not  der  Großstadtkinder,  gegenüber 
dem  dräuenden  Kolosse  , Verwalirlosung* ! 

III. 

Nach  den  unter  I.  entwickelten  Grundsätzen  sollte  dort,  wo  eine  Belassung 
des  Kindes  in  der  eigenen  Familie  nicht  statthaben  kann,  der  möglichst  adäquate 
Ersatz  der  llauserziehung  durch  die  Unterbringmig  in  einer  andern  Familie 
gefunden  werden. 

Nach  dem  heutigen  Zustande  ergeben  sich  aber  biegegen  gewichtige 
Bedenken. 

Wie  bereits  oben  ausgeführl,  fehlt  es  heute  in  Niederösterreich  und  in  Wien 
fast  überall  an  wirklich  verläßlichen  Pflegefamilien  und  ist  das  ganze  Kostkinder- 
wesen, hauptsächlich  durch  die  zu  geringe  Entlohnung  der  Plleger,  ganz  vergiftet. 

r)  Eiuige  Gutachten  empfehlen  auch,  Fabrikshesitzer  zur  Einrichtung  solcher  Anstalten  für 
die  Kinder  ihrer  Arbeiter  zu  verhalten. 

*)  Eine  kurze  treffende  Schilderung  der  Tätigkeit  dieses  Vereines  bei  Buchneder  a.  a.  0., 
Seite  180  Cf. 
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Zu  allen  geschilderten  wirtschaftlichen  Mängeln  kommt  noch  der  Wegfall  des 
verwandtschaltlichen  und  ethischen  Uandes  zwischen  Kind  utid  Kamilie,  welcher 
die  Wiederkehr  aller  in  der  eigenen  Familie  des  Kindes  bestandenen  Mängel 
noch  verstärkt. 

Dazu  kommt,  daß  jede  Ptlegparlei  lieber  nonnalc  zalJende  Kostkinder, 
insbesondere  in  den  ersten  Lebensjahren,  nimmt,  als  in  der  Erziehung  oder 
Pflege  vemachlässigle  Jugen<iliche,  deren  Behandlung  große  Mühe  verursacht. 
Mit  wenigen  Ausnahmen  bezeichnen  dalier  auch  die  Gutachten  die  Durchführung 
einer  Unterbringung  des  verwahrlosten  Kindes  in  anderer  Familienerziehung 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  als  sehr  schwer  oder  gar  nicht  durchführbar, 
da  verläßliche  Pllegefamilien  derzeit  nicht  zu  Gebote  stehen,  insbesondere  die 
besseren  Leute,  einschließlich  der  ländlichen  Wirtschaftsbesitzer,  nur  bei  besonders 
guter  Z.ihlung  zu  haben  wären,  nie  aber,  und  zwar  aus  mangebidem  Verständnis 
und  Gemeinsinu  sich  mit  Freude  der  Chernahine  von  Kindern  unterziehen.  Das 
Bezirksgericht  Budolfsheim  hebt  hervor,  daß  hauptsächlich  in  der  Großstadt  die 
Prüfung  einer  Pflegefamilie  auf  ihre  Eignung  sehr  schwierig  sei. 

Eine  Ausnahme  machen  die  Berichte  der  Bezirksgerichte  Innere  Stadt  11  in 
Wien  und  Zwettl,  von  denen  das  erstere  (erklärt,  daß  alle  Kinder,  auch  der  unteren 
Volk.sklasscn,  selbst  hei  Wegfall  des  Vaters  oder  Nichtleistung  einer  Alimentation 
seitens  desselben  gut  gehalten  werden,  da  im  Bezirke  bessere  Erwerbs-  und 
Vcrdienstverhältnisse  herrschen.  Das  letztere  Bezirk-sgericht  erzälilt  einen  Fall, 
daß  der  Waisenfürsorgeverein  Zwettl  sogar  eine  geeignete  Pflegepartei,  welche 
das  Kind  ganz  unentgeltlich  übernahm,  ausfindig  gemacht  habe.  Hienach  scheint 
es  eben  auf  die  richtige  Auswahl  anzukommen,  welche  heute  noch  recht  im 
argen  liegt. 

Anschließend  an  diesen  Punkt  erörtert  die  Kinderschutz-  und  Rettungs- 
gesellschafl  die  üblen  Erfahrungen,  welche  sie  mit  dem  sogenannten  Familien- 
systemc  in  ihren  Kinderheimen  gemacht  habe.  Ein  geeignetes  Pflegepaar  zu 
finden,  sei  ein  reiner  Glücksfall,  alle  bisher  erprobten  Paare  hätten  sich  aber  nicht 
bewährt  und  hätten  aus  ihrer  Anstellung  ein  Geschäft  gemacht.  Diese  Erfalirungen 
haben  die  genannte  Gesellschaft  bestimmt,  trotz  der  theoretischen  Vorzüge  dos 
Familiensystems,  jetzt  die  Kinderheime  derart  einzurichten,  daß  Kinder  beiderlei 
Geschlechts  unter  Aufsicht  einer  gebildeten  Aufsichtsperson  stehen,  welcher  ein 
Lehrer  und  eine  Kindergärtnerin  attachiert  sind.  Diese  Kinder  werden  in  dem 
Ueiu.e  gepflegt,  besuchen  die  öffentliche  Schule  und  verrichten  zu  Hause  alle 
häuslichen  Arbeiten.  Jenes  Heim,  in  welches  zuerst  die  verwahrlosten  Kinder 
kommen,  ist  begreiflicher  Weise  nach  dem  Geschlechte  getrennt. 

Es  ist  also  nach  diesen  Erfahrungen  immerhin  fraglich,  ob  jenes,  heule 
ziemlich  allgemein  aufgestelltc  Prinzip  durchführbar  sein  wird,  nach  welchem  nur 
ganz  verderbte  oder  wegen  körperlichen  Gebrechen  ärztlicher  Aufsicht  und  Pflege 
bedürfende  (zum  Beispiel  schwachsinnige,  kriippelhafte,  tuberkulöse  Kinder)  in 
einer  Anstalt  untergebracht  werden  sollen,  im  übrigen  aber  das  Familiensystem 
(unter  Betonung  des  weiblichen  Einflusses  in  den  früheren  Lebensjahren),  und 
zwar  auch  zum  Zwecke  der  Nacherziehung  nach  beendeier  Anstaltserziehung  Platz 
zu  finden  habe. 
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Auf  die  Frage  der  von  vielen  Gutacliteu  besprochenen  landwirtschaft- 
lichen ')  und  gewerblichen  Kolonien  und  auf  die  aufgetauchlen  Vorschläge  wegen 
Anwerbung  gelährdeler  Minderjähriger  zui-  Marine,  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden. 

IV. 

Was  schließlich  die  Unterbringung  von  Kindern  in  Anstalten  (abgesehen 
von  den  oben  bereits  besprochenen  Besserung.sanstalten)  betrifft,  so  hört  man  aus 
allen  Berichten  in  den  vei-schiedensten  Tonarten  die  Klage,  daß  solche  Anstalten 
in  vielen  Bezirken  ganz  fehlen,  die  vorhandenen  öffentlichen  und  privaten  aber 
ständig  idierfüllt  seien,  so  daß  es  meist  einer  förmlichen  Protektion  bedürfe,  um 
nur  hie  und  da  in  den  grassesten  Fällen  die  Kinder  unterzubringen.  Dazu  kommen 
rficksichtlich  der  auswärts  Zuständigen  die  geschilderten  Schwierigkeiten  der 
Iteiiuatversorgiuig.  Ganz  ungenügend  ist  auch,  wie  schon  oben  erwähnt,  für 
Anstalten  zur  Aufn.ahine  geistig  oder  körperlich  nicht  vollwertigen  Kinder,  ein- 
schließlich der  Krankenanstalten,  vorgesorgL 

Der  Beispiele  ist  eine  Legion,  daß  w'egen  Abgang  einer  Anstalt  die  Kinder 
sozusagen  preisgegeben  werden  mußten;  kouinit  es  doch  häufig  vor,  daß  für  ganze 
Familien  infolge  Verwahrlosung  oder  Verlassenseins  vorgesorgt  werden  soll.  Das 
Bezirksgericht  Wiener-Neustadt  allein  zählt  aus  der  letzten  Zeit  mindestens 
iO  Kinder,  welche  in  eine  Anstalt  kommen  sollten  und  wegen  Überfüllung 
nirgends  aiifgenunimen  werden  können. 

Dieses  traurige  Bild  muß  wohl  für  die  Geselzgebung  ein  Wink  sein,  die 
Fürsorgeerziehung  in  ihren  materiellen  Gnmdlagen  radikal  zu  regeln  und  nicht 
auf  die  unzulängliche  Hilfe  schon  bestehender  Anstalten  zu  rellektieren. 

Schließlich  wird  von  vielen  Gutachten  auch  bedauert,  daß  jeder  Unter- 
bringung eines  Kindes  zu  viele  verzögernde  Erhebungen  vorangeheii,  provisorische 
Maßregeln  aber  ebenfalls  sehr  schwer  durchführbar  seien. 

§ 14.  Schlußwort. 

Fassen  W'ir  die  Ergebnisse  der  Erörterungen  kurz  zusammen,  so  finden  wir, 
daß  heute  gegen  die  drohende  Vorwahl  losung  in  vorbeugender  und  heilender 
Richtung  fast  gar  nichts  geschieht,  daß  alle  Maßregeln  der  öffentlichen  Gewalt 
gegen  vorhandene  Verwalnlosung  des  Charakters  der  verständnisvollen  Fürsorge 
entbehren,  zum  Teil  partikularislischer  Tendenz  und  ganz  ungenügend  sind 
(heimatsrechtliche  V'ersorgung),  zum  Teil  den  Stempel  lokalpolizeilicher  Repres- 
salien (Abschaffung,  Abschiebung,  dann  Reversion)  an  sich  tragen  — alles  dies  ohne 
Walimehmung  der  Interessen  und  Bedürfnisse  des  großen  Staatsganzen  und  ohne 
die  Ursachen  der  Verwahrlosung  als  sozialer  Gefahr  von  Grund  aus  zu  bekämpfen. 
Dasjenige  aber,  was  an  wiiklicher  Fürsorge  heute  bereits  geleistet  wird,  gehört 
fast  ausschließlich  der  Privatwohltäligkcit  an,  welche  in  ihren  Mitteln  ganz 

c)  Daß  die  durch  diese  zu  beküaipfeiide  „Landflucht  * aucli  durch  Fehler  in  der  Landwirt- 
schaft selbst  verursaclit  wurde,  schildert  Kleebinder  in  Nr.  25  des  niederöslerreichischeu  Taindes- 
Anitshlaftcs  lÜOd,  Seite  17.  Einige  Berichte,  insbesuudere  des  Bezirksgerichtes  ZwelÜ,  betonen, 
daß  landwirtschafUicbe  oder  gewerbliche  Kuluuien  unter  sachkundiger  Leitung  und  sti  enger  Staat- 
lieber  Aufsicht  stehen  luQßlcn. 
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ungenügend  ist  und  jeder  Organisation  enlbclirt.  Daß  Abhilfe,  insbesondere  die 
gesetzliche  Festlegung  der  für  die  Jugendfürsorge  nütigen  finanziellen  Mittel  aus 
den  öffentlichen  Fonds  nottut,  ist  heute  bereits  allgemein  anerkannt. 

Wenn  auch  die  meisten  Wurzeln  der  Verwalirlosung  in  soziiUen  Ursachen 
zu  suchen  sind,  so  wäre  doch  nichts  widersinniger,  als  mit  der  Organisation  der 
Jugendfürsorge  bis  zur  befriedigenden  Lösung  der  sozialen  Frage  zu  warten;  es 
muß  vielmehr  ein  Weg  gefunden  werden,  dieses  Problem  selbständig  zu  regeln 
imd  die  notwendigen  Kautelen  zu  schaffen,  daß  die  hiezu  bereilgestellten  Mittel 
nicht  durch  gewissenlose  Ansprüche  arbeitsscheuer  Elemente  überflutet  werden, 
daß  nicht  die  wahllose  Überwälzung  der  Alimentatious-  und  Erziehungspflicht 
der  Familie  auf  die  öffentliche  Fürsorge  eintrete  (Zwang  zur  teilweisen  Kosten- 
tragung, im  Bedarfsfälle  wirksamer  Arbeitszwang).  Werden  wir  doch  kaum  in 
absehbarer  Zeit  den  von  Baernreitlier  a.  a.  O.,  Seite  172,  crwälintcn  hohen  Stand- 
punkt einiger  amerikanischer  Staaten  einnehmen  können,  welche  im  Mißbrauch 
der  öffentlichen  Mittel  em  geringeres  Übel  erblicken,  als  in  der  um  sich  greifenden 
Verwahrlosung  mit  allen  ihren  Folgen. 

Hüten  wir  uns  aber  bei  der  Wahl  der  Reformen  vor  jeder  Halbheit,  vor  jeder 
stückweisen  und  systemlosen  Umgestaltung;  gehen  wir  insbesondere  über  die 
Grenzen  der  Fürsorgegesetze  Deutschlands  hinaus  und  rücken  wir  auch  der 
drohenden  Verwahrlosung  unter  elterlicher  Gewalt  stehender,  nur  unter  sozialen 
Mißständen  leidender  Kinder  mutig  an  den  Leib.  Alle  Aushagen  für  die  Jugend- 
fürsorge werden  sich  bei  uns  ebenso  wie  in  den  Staaten  Deutschlands '),  auch  am 
rein  geschäftlichen  Maßstabe  gemessen,  gewiß  .rentieren“,  angesichts  der  Ersparnis 
alles  Schadens,  welchen  die  Tausende  gesellschaflsgefährlicher  Menschen  im  Laufe 
ihres  Lebens  anrichten,  aller  jener  Au.slagen,  welche  Stadl,  I,and  und  Gemeinde 
durch  ihre  Strafliaft  und  Versorgung  in  Armen-  oder  Siechenliäusem  erleiden, 
angesichts  endlich  des  für  die  Gesellschaft  gewonnenen  Arbeitskapitals. 

Möge  es  unserem  Staat  und  unserer  Gesellschaft  beschieden  sein,  die  Verwirk- 
lichung aller  notwendigen  Reformen  baldigst  zu  erleben.  Darauf  haben  einen 
Anspruch  die  unschuldig  entrechteten  Kinder,  das  dürfen  verlangen  die  Steuer- 
träger eines  Kulturstaates,  angesichts  des  Vorbildes  der  übrigen  Kulturstaaten, 
d:irauf  haben  aber  auch  An.spruch  jene  unverdrossenen  Altrui-ten,  welche  sich 
heute  im  öffentlichen  Dienste  oder  auf  dem  Gebiete  der  Privatwohltätigkeit  mit 
einer,  bei  der  mangelhafl^n  Ge.samtorganisation  nie  ganz  zum  Ziele  führenden 
Arbeit  abraühen.  Möge  dann  auch  bei  uns  das  Wort  Geltung  haben*),  daß  .das 
Herz  des  Volkes  bei  dieser  edlen  Sache  ist“,  möge  zuvörderst  in  unserer  Millionen- 
stadt das  so  oll  schablonenhaft  genannte  goldene  VVienerherz  ein  Born  echten 
und  ernsten  sozialen  Gemeinsinnes  werden!  Mögen  dann  insbesondere  .die 
besitzenden  Volksklassen  nicht  vergessen,  daß  die  väterliche  Fürsorge  für  diese 
Ärmsten  und  Schwächsten  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  wie  kaum  eine  andere 
Einrichtung  geeignet  ist,  den  furchtbaren  Gegensatz  zwischen  Arm  und  Reich 
zu  mildem“.*) 

>)  Vergleiche  (len  zitierten  statistischen  Bericht  Preußens  pro  ItXH,  Seite  XXXVI. 

*)  Vergleiche  Prcußisclie  Statistik  pro  IU03. 

*)  Dr.  Anton  Menger:  .Das  Hecht  der  besitzlosen  Vulksklusscn“,  Seite  73. 
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Anhang  I. 


Fragebogen  für  Niederösterreich  zur  Enquete 

„Welches  sind  die  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der 
Verwahrlosung  Minderjähriger?“ 


Frage  Nr.  1.  Die  Angaben  erfolgen  (nicht  Znlrelfendes  zu  streichen)  auf 
Grund  Krfalining  folgender  Behörden  (Organe): 


der  letzten  10  Jahre, 

Frage  Nr.  2.  und  zwar  zufolge  Beobachtung  der  letzten  3 Jahre,  wobei  in 

des  letzten  Jahrc.s, 

den  slatistischen  Ziffern  tunlichst  nur  die  noch  gegenwärtig  verwahrlosten 
(gelährdeten)  Kinder  erscheinen. 


Frage  Nr.  3.  Die  Angabe  dieser  Ziffern  erfolgt 


schätzungsweise. 

auf  Grund  statistischer  Behelfe. 


I.  Anzahl  überhaupt. 

Frage  Nr.  4-.  Zahl  der  überhauiit 
beobachteten  Ffdie  schon  eingdretener 
Verwahrlosung  oder  hochgradiger  siü- 
licher  Gefährdung  Minderjähriger. 

Frage  Nr.  5.  Gegenüberstellung  der 
Zahl  der  im  Kompetenzbereiche  wohn- 
haften Minderjährigen  überhaupt  (even- 
luell  nur  schulpflichtigen  Kinder). 

II.  Gruppierung  nach  Alter  und  Personenstatus. 

(Anzahl  der  Fälle,  eventuell  Charakterisierung). 

Frage  Nr.  G.  Alter  und  Gesclüecht 
der  Verwahrlosten  (hochgradig  Gefähr- 
deten) : 

a)  unter  vollendeten  6 Jahren  / 

I weibl. 

C-10  Jahre  {“• 
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7)  10- 14  Jahre/"’'""'- 
\ weihl. 

S)  14-24  Jahre  / 

\ weibl. 

davon  ungelernte  Arbeiter: 


Frage  Nr.  7.  Abstammung: 
a)  ehelich  oder  legitimiert 


davon 


( einseitig  verwaist 
l voll  verwaist 


fl)  unehelich 


davon : 


ii'ij  unter  familienrdmlicher  Obhut 
(Konkubinat, Stiefvaterfamilie, 
Obhut  der  Multer-V’erwaiidt- 
scliatl  oder  der  Mutter  allein) 
in  fremder  Familienptlege 
{Plloge-  und  Haltekinder) 
cc)  in  Anstaltspflogc. 

ND.Cberallwärendie  Findel- 
kinder (das  heißt  in  Obhut  einer 
Findelanstalt  gestandene  oder  noch 
helindliche  Kinder)  und  die  in 
sonstiger  Armenversorgimg  stetien- 
den  Kinder  besonders  auszuweisen 
(,F‘,  ,A‘) 

t)  luibekannter  Abstammung  ein- 
schließlich der  Findlinge  im  engsten 
Sinne. 


Frage  Nr.  8.  Stand  der  Eltern  be- 
ziehungsweise der  bereits  selbsUindigen 
Kinder  selbst: 

a)  Industriearbeiter 
ß)  Landwirtschaftsstand 
t)  gebildete  Stände 


Frage  Nr.  9.  Heimatszustfaidigkeit: 
«)  Wien 

ß)  NiederOsterreich  außer  Wien 
t)  außer  Niederösterreich 
8)  unbekannt 

Kamen  Schuberkenntnisse  gegen 
Kinder  unter  14  Jahren  vor? 
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III.  Gruppierung  nach  den  Hauptursachen  der  einzelnen  Fälle  der  Ver- 
wahrlosung (hochgradigen  sittlichen  Gefährdung). 

(Anzahl  der  Fälle,  eventuell  Charakterisierung.) 

.‘I.  Ursachen  auf  Seite  der  Eltern  beziehungsweise  anderen  Aufsichts- 
personen, von  diesen  nicht  verschuldet. 

(.Unfähigkeit  der  Aufsichtspersonen.“) 

Frage  Nr.  10.  Soziale  Notlage  mit 
allen  Folgen  für  Körper  und  Sittlichkeit 
(auch  Wohnungselend,  Betlgehcrwesen, 
.\Ia.ssenc|nartierc,Ohdachlosigkpit,Stralien- 
kinder,  etc.)  einschließlich  Erwerbs- 
unfähigkeit und  lieschäftigungslosigkeil, 

Wahrnehniungcri  über  hungernde 
und  mangelhaft  bekleidete  Schulkinder. 

Frage  Nr.  1 1.  Aufsichtslosigkeit  ohne 
eigenilii'he  soziale  Not,  infolge  Berufes 
der  Eltern  oder  Aufsichtspersonen,  welche 
die  Mittel  zum  Unterhalte  in  harter  Arbeit 
erwerben  müssen. 

Frage  Nr.  12.  Geistige  Mindenverlig- 
keit  (Schwachsinn  etc.)  der  Eltern  (Auf- 
sichlsijersonon),  infolgedessen  mangel- 
hafle  Erziehung. 

Frage  Nr.  13.  Tatsächliches  Vcr- 
lassensein  des  Kindes  infolge  äußerer 
Umstände  (z.  B.  zeitliche  Vcrhindenmg 
des  Vaters  in  Ausübung  seiner  väterlichen 
Gewalt  § 17(i  a.  b.  G.  B.) 

H.  Ursachen  auf  Seite  der  Eltern  (Aufsichtspersonen),  von  diesen 

verschuldet 

(.Schuldhaftigkeit  der  Aufsichtspersonen.“) 

Frage  Nr.  14.  Gröbliche  Vernach- 
lässigung der  Aufsichts-  und  Erziehimgs- 
pflicht  (auch  der  LehrheiTen)  sowie  der 
Unterhultspnicht 

Frage  Nr.  15.  Mißbrauch  der  Er- 
ziehungsgewalt durch  Mißhandlung,  durch 
schlechtes  Beispiel  und  Anleitung  zu 
Verbotenem,  durch  Ausbeutung  der  kind- 
lichen Arbeitskruft(vorzeitige  Verwendung 
der  Kinder  zu  Erwerbszwecken). 


Digitized  by  Google 


108 


Ni'‘fleröslonvk*li  eilisrhließlich  Wien. 


Frage  Nr.  16,  Arbeitsscheu,  sittliche 
Verkommenheit  der  Aufsichtspersonen 
(Verbindung  mit  Prostitution  u.  dgl.). 

Frage  Nr,  17.  Spezifische  Ursache: 
Trunksucht  des  Erziehers  oder  der  Elteni. 
Wirkimg  des  Alkoholisnuis  der  Erzeuger 
auf  das  Kind, 


C.  Veranlagung  des  Kindes  selbst. 

<0  körperliche  Gebrechen  (Krüppel- 
haftigkeit etc.)  mit  iMinderung  oder 
Aufhebung  der  Erwcrbsfiihigkeit. 

ß)  psj  choi>atische  Anlagen  (Kretinis- 
mus, Scliwachsinn  etc.) 

(ij  nachweisbar  (sind  die  nicht 
vollsinnigen  Kinder  in  Evi- 
denz ?) 

b)  vermutet  nach  der  Abstam- 
mung von  psychopatischen 
Ellern. 

D.  ln  direkter  Einwirkung  auf  spezielle  Fülle  nachweisbare  Ursachen 

aus  mangelhafter  Organisation  der  Jugendfürsorge. 

Frage  Nr.  20.  Zum  Beispiel  Nichtöberwachung  der  Kinder  Besilzloser  beim 
Einlritte  in  das  Erwerbsleben;  mangelhafte  Anstaltserziehung  oder  Fumilien])fiege 
von  in  Armenversorgung  stehenden  Kindern  oder  Findelkindern,  zu  geringe  Ent- 
lohnung der  Flieger  (überhaupt  Mängel  in  der  Pflege  der  Halte-  und  Kost-,  auch 
Findelkinder);  mangelhafte  Fürsorge  für  aus  der  Strafhaft  oder  Besserungsanstalt 
entlassene,  eventuell  strafrechtlich  begnadigte  Jugendliche  (Nacherziehung,  Arbeits- 
vermittlung und  Überwachung). 

Kurze  Erörterung,  ob  die  Armenversorgung  der  Kinder  im  weitesten  Sinne  . 
im  Bezirke  ausreichend  ist,  ob  insbesondere  auch  die  vorläufige  Fürsorge  für  aus- 
wärts Zuständige  nach  28  ff.  lleimatsgesetz  prästiert  wird  — Erfalumngen  über 
die  definitive  Versorgung  seitens  der  auswärtigen  Zuständigkeitsgemeinden. 

E.  Andere  spezifische  Ursachen  (eventuell  lokalerNatur,  zum  Beispiel 
Auswanderer-,  Zigeuner-,  Ammen-,  Dienstboten-,  Gauklerkinder.) 

Frage  Nr.  21. 
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IV.  Cruppierungr  nach  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung 
(Gefährdung). 

(Anzahl  der  Fälle,  eventuell  Chaniktcrisiening.) 

.'(.Außerhalb  strafgesctzlicher  V'ergehungen. 

Frage  Nr.  22.  Geuäschigkeit,  Lügen- 
haßigkeit. 

Frage  Nr.  23.  V'errohiuig  (llmiflust, 

Gewalttätigkeiten,  Tierquälerei  etc.), 

Frage  Nr.  24.  Spielsucht,  Arbeits- 
scheu, Vagieren,  Bettel  (einschlieBlich 
Herunihausieren  als  Vorwand  des  Bettels), 

Schulllucht. 

Frage  Nr.  25.  Trunksucht  der  Jugend- 
lichen. 

Frage  Nr.  26.  Geschlechtliche  Un- 
sittlichkeit, Prostitution  minderjähriger 
Mädchen. 


ß.  Vergehungen  gegen  Strafgesetz. 

(Tuiüichsl  bei  einzelnen  Gruppen  unzugeben,  wie  viele  Fälle  von  voller  Bcsserungs- 
fähigkeit  und  Begnadigung  Jugendlicher.) 

Frage  Nr.  27.  Boheitsakte  (ein- ) 

.schließlich  Beschädigungen  fremden  Eigen- 
tums, Delikte  gegen  körperliche  Sicher-  | 
heit  und  Leben,  Tierquälerei). 


Frage  Nr.  28.  Verbotene  Spiele, 

Bettel,  Vagabundage,  Prostitution. 

Frage  Nr.  20.  Trunkenheit.sdelikte. 

Frage  Nr.  30.  Eigentumsdelikte 
(Dieh.stahl,  auch  Betrug). 

Frage  Nr.  3(.  Brandlegung. 

Frage  Nr.  32.  Geschlechtliche 
Exzesse. 

Frage  Nr.  33.  Andere  slrafgesetz- 
liche  Taten. 

C.  Sonstige  besondere  Erscheinungsformen. 
Frage  Nr.  34. 
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V.  Zur  Abhilfe  in  den  beobachteten  Fällen  der  Verwahrlosung 
(Gefährdung)  genügt,  beziehungsweise  genügte:  (tunlichst  in  elnzeinen 
Rubriken  Anzahl  der  bezüglichen  Fälle). 

Frage  Nr.  35.  Überwachung  der 
n.-iltung  des  Kindes  oder  Jugpn<lliehen 
unter  Belassnng  in  den  bislicrigen  Ver- 
hiHlnissen,  etwa  verbunden  mit  sozialer 
Hebung  der  Eltern  (Aufsichtspersonen) 
durch  Verschaffung  von  Verdienst  oder 
ausreichende  Armenuntei'stfitzung. 

Frage  Nr.  36.  Unterbringung  in 
anderer  Familietu'rziehung.  (.Stehen  ge- 
eignete unegefamilien  iiu  Bezirke  zur 
VerfügungV) 

Frage  Nr.  37.  Unterbringung  in 
Anstaltserziehung.  (Stehen  geeignete 
Anstalten  zur  Verfügung?) 

Frage  Nr.  3H.  Speziell  Abgabe  in 
Besserungsanstalt  (sind  die  Schritte  zur 
Unlirbringung  in  siilche  von  Erfolg  be- 
gleitet, warum  etwa  nicht  — lleiinats- 
zuständigkeit?  — ; sind  Erfolge  der 
Besserungsanstalt  zu  beobachten?) 

Frage  Nr.  39.  Beaufsiehligiing  der 
Kinder  nur  während  des  Tages.  (Krippen, 

Bewabranslalten,  Tagesheiinslällen,  Be- 
schAfligungsanslalten  für  schulfreie  /.eil.) 

Frage  Nr.  40.  Welche  andere  Mittel? 

Besonders  w'ünschenswert  wäre  es  auch, 
wenn  die  erfolgten  Ausschließungen  von 
Kindern  aus  der  Schule  infolge  sittlicher 
Verwahrlosung  als  Disziplinarmiltel  be- 
sprochen würden,  insbesondere  welcher 
Ersatz  für  die  Sehulerziehung  und  Vor- 
beugungstnaßregeln  dann  ergriffen  wurden, 
wie  lange  Zeit  die  Ausschließung  faklLsch 
dauerte. 

VI.  Eventuello  nähere  Angaben  zu  einzelnen  Rubriken,  besondere  Fälle. 

Frage  .Nr.  41. 
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Welches  sind  die  Ursachen  und  die  Erscheinungs- 
formen derVerwahrlosungvon  Kindern  und  Jugend- 
lichen? 

Von 

Edmund  Gayer« 

k.  k.  Polixeir*i. 


Kinder  und  Jugendliche  benötigen  enlsprechender  Pflege,  welche  sich  auf 
Geist  und  Körper  erstrecken  muß.  Vernachlässigung  nach  der  einen  oder  anderen 
Richtung  gefährdet  das  Wohl  des  Kindes  und  hat  dessen  Verwahrlosung  in 
geistiger,  sitUiclicr  und  körperlicher  Beziehung  zur  Folge. 

Mit  Besorgnis  muß  nun  die  Tatsache  verzeichnet  werden,  daß  die  Verwahr- 
losung und  der  Hang  zu  Gesetzesübertretungen  unter  der  Jugend  stetig  waclisen  uml 
— wie  die  Lokalchronik  und  die  Gerichtssaalrubrik  der  Tagesblätlcr  nur  allzu 
grell  dartim  — immer  bedenklichere  Formen  annehmen.  Diese  .soziale  Erschei- 
nmig  hat  denn  auch  den  Notruf  nach  baldiger  Abhilfe  laut  werden  lassen,  welcher 
in  der  weiten  Öffentlielikeit  mächtigen  Widerhall  gefunden,  zur  Gründung  der 
Kinderschutzorganisationen  in  Wien  den  ersten  Impuls  gegeben  und  zur  Schaltung 
jener  Werke  der  Näciistenliebe  geführt  hat,  welche  in  den  letzten  Jahren  m Wien 
zum  Schutze  der  mißhandelleii,  verlassenen,  verwaisten,  köi-perlich  und  geistig 
verwahrlosten  und  sittlich  gefährdeten  Kinder  durch  Privat  Wohltätigkeit  ins  Leben 
gerufen  wurden. 

W'as  nun  die  Ursachen  der  fortschreitenden  V'erwahrlosung  von  Kindern  uttd 
Jugendlichen  behiffl,  so  sind  sic  in  erster  Linie  in  der  Armut  und  in  den  kümmer- 
lichen Erwerbs-  und  Leberrsverhällnissen  der  unteren  Schichten  der  Großsladt- 
bevölkerurig,  dann  in  Mängeht  itnd  Fehlern  der  Erzielnrng  zu  suchen.  Der  Kampf 
ums  Dasein  treibt  den  Mann  dem  Erwerbe  zu  und  zwingt  auch  die  Frau,  welche 
mit  dem  Einkommen  des  Mannes  bei  der  andauernden,  emirllndlichen  Steigenmg 
der  Wohnungs-  und  aller  Lebensrnitlclpreise  kein  Auslangen  findet,  dem  täglichen 
Broterwerbe  rmchzugehen  und  ihre  Kinder  der  Obhut  fremder  Personen  oder 
älterer,  oft  kaum  der  Schule  entwachsener  Geschwister  anzuvertrauen.  Daß  eine 
solche  Aufsicht  unzulänglich  ist,  lehrt  die  tägliche  Erfahrung  und  die  Statistik  der 


Digitized  by  Google 


112 


Niedoröstorreich. 


ünglüeksnille.  Der  Mangel  an  einer  genügenden  Anzahl  von  Krippen,  Kinder- 
bewaliranstallen  und  Kindergfirten,  dnreh  welche  dem  herrschenden  Übelslande 
wenigstens  einigermaßen  abgcholfen  werden  könnte,  macht  sich  da  empfindlich 
geltend.  Gerade  in  dem  Alter,  in  welchem  die  Kinder  wegen  dos  erwachenden 
Tätigkeitstriebes — außer  der  körperlichen  Pflege  und  der  entsprechenden  Aufsicht 
— der  Anleitung  zu  angemessener  Beschäftigung,  zu  Reinlichkeit,  Ordnung  und 
guter  Sitte  bedürfen,  fehlt  es  oft  an  allem.  Sich  selbst  überlassen  oder  zur  War- 
tung untauglichen  Personen  anvertraut,  vernachlässigt  oder  verzärtelt,  wachsen 
sie  ohne  jeden  sicheren  Halt  heran,  ohne  daß  ihre  Fehler  einem  Tadel  von 
berufener  Seite  begegnen.  An  eine  elterliche  Zurechtweisung  nicht  gewöhnt, 
nehmen  sie  bidd  auch  begründete  Abmahnungen  von  fremden  Personen  nur  mit 
Widerspruch,  Trotz  und  Hohn  entgegen  und  eignen  sich  so  frühzeitig  schon  ein 
unfolgsames,  widerspenstiges  Wesen  an.  Der  Mangel  jeder  Aufsicht  und  die- 
traurigen  sanitätswidrigen  Wohnungsverhältnisse  führen  sic  dann  der  Straße  zu, 
deren  schädigenden  Einflüssen  ausgesetzt,  sie  bald  der  Verrohung  und  dem  sitt- 
lichen Verderben  anheimfallen.  Schwere  Existenzkämpfe,  der  geringere  Bildungs- 
grad und  zuweilen  Trunksucht  der  Eltern  verursachen  überdies  öfters  ira  Familien- 
kreise Auftritte  und  Roheitsausbrüchc  der  häßlichsten  Art,  welche  bei  der  Auf- 
nahmsfähigkeit  des  jugendlichen  Gemütes  für  äußere  Eindrücke  die  ethische  Bil- 
dung der  solchen  Szenen  beiwoluienden  Kinder  nachteilig  beeinflussen  und  zur 
Folge  haben,  daß  ihnen  frühzeitig  schon  der  Gebrauch  von  allerlei  Schimpfworien 
geläufig  wird. 

Als  nicht  minder  ungünstig  für  das  sittliche  Wohl  der  Kleinen  erweist  sich 
das  gerade  in  den  ärmeren  Familien  herrschende  Allermietwesen  und  Betlgeher- 
tum.  Um  die  Ijcbensbedürfnis.se  leichter  decken  zu  körmen,  sieht  sich  der  Haus- 
vater gar  oft  genötigt,  den  einzigen  ihm  und  den  Seinigen  zur  Verfügung  stehen- 
den W'ohnraum  an  fremde  Pi'rsonen  oder  Familien  — ohne  Auswahl  — gegen 
geringes  Entgelt  zur  leilwei.sen  Benützung  zu  überlassen.  Die  .schädlichen  Folgen 
eines  solchen  Zusammenlebens  von  nicht  zusammengehörigen  Personen  beiderlei 
Geschlechtes  in  einem  kleinen  Zimmer,  in  welchem  Kinder  mit  Erwachsenen  die- 
selbe Schlafstätte  teilen,  sind  einleuchtend.  Abgesehen  von  den  sanitären  Obel- 
ständen,  welche  mit  einem  solchen  Wohnungselende  verbunden  sind,  fällt  jedoch 
hier  weit  schwerer  noch  die  moralische  Infektion  der  in  so  gearteter  Sphäre  hau- 
senden Kinder  ins  Gewicht.  Die  persönliche  Beobachtung  von  alleihand  sexuellen 
IntimiUten,  zu  deren  Wahrnehmung  dus  geschilderte  Milieu  reichliche  Gelegenheit 
bietet,  führt  zur  Minderung  und  allmählich  zur  gänzlichen  Abtötung  des  Scham- 
gefühls. Die  V'erwahrlosung  von  Kindern  tmd  Jugendlichen  äußert  sich  hier  in 
unsittlicher  Denk-  und  Handlungsweise,  wobei  ihnen  die  Schmutzliteratur  des 
Tages  die  Wege  sveist.  ln  den  Auslagen  der  Buch-  und  Kun.sthandlungen  sowie 
der  Tabaktrafiken,  in  den  Witzblättern,  im  Inseratenteile  der  Tagesiwesse  finden 
sie  in  nur  allzuleicht  zugänglicher  Form  die  gesuchten  Heizungen.  Sie  lesen  mit 
Vorliebe  schlüpfrige  Bücher,  bekritzeln  die  Wände  mit  Unflätigkeiten,  zeichnen 
obszöne  Bilder,  suchen  vorzeitig  geschlechtlichen  Verkehr  und  ergeben  sich 
sexuellen  Ausschweifungen,  schließlich  bei  Einwirkung  von  weiteren  verderblichen 
Faktoren  werden  sic  Opfer  ihres  sittenlosen  Lebenswandels  (Prostituierte, 
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Zuhälter)  und  scheuen  dann  auch  vor  Unsitllichkeitsattentaten  und  schweren 
Unzuchtsakten  nicht  zurück. 

Eine  besondere  Ursache  der  Verwahrlosung  der  Jugend  in  den  ärmeren 
Volks-schichten  liegt  in  der  Obdachlosigkeit  mancher  Familien.  Die  Unzulänglich- 
keit der  öffentlichen  Armenpflege  bringt  es  zuweilen  mit  sich,  diiß  der  durch 
Krankheitsfälle,  Erwerbsunfähigkeit,  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  snbsistenzmittel- 
und  unterstandslos  gewordene  Familienvater  bei  Anbruch  der  Nacht  nach  voll- 
ständiger Resultatlosigkeit  aller  anderen  zur  Unterbringung  der  Scinigen  unter- 
nommenen Schritte  in  der  äußersten  Bedrängnis  bei  der  Polizeibehörde  die  letzte 
Zufluchtsstätte  vor  der  Unbill  des  Wetters  sucht  und  die  ihm  und  seinen  Ange- 
hörigen im  Arrestlokale  gewährte  Unterkunft  noch  als  eine  Wohltat  empfindet. 
Die  sittlichen  Gefahren  einer  solchen  Nächtigung  sind  evident  Es  handelt  sich  hier 
um  einen  sozialen  Notstand,  der  dringend  eine  Abhilfe  erheischt  und  es  ist  nur  ein 
Gebot  der  Humanität,  daß  diese  überaus  wichtige  Frage  der  Armenfürsorge  einer 
befriedigenden  endgültigen  Lösung  ziigefülirt  werde.  Ein  glücklicher  Versuch  nach 
dieser  Richtung  wurde  seitens  der  Leitung  des  Vereines  ,Heim  für  obdachlose 
Familien"  in  Wien  unternommen  durch  die  Vf>r  wenigen  Jahren  im  XX.  Bezirke 
erfolgte  Errichtung  des  nach  diesem  Vereine  benannten  Heimes,  in  welchem 
Familien,  die  in  Wien  ansässig  sind  und  ihren  Unterstand  verloren  haben,  ohne 
Unterschied  der  Nationalitit  und  des  Glaubensbekenntnisses  vorübergehende 
Unterkunft  findeir.  Deshalb  verdienen  auch  die  auf  die  Gründung  von  weiteren 
ähnlichen  Anstalten  in  Wien  abzielenden  Bestrebungen  des  gedachten  Vereines 
die  vollste  Würdigung  und  Förderung  seitens  aller  benifenen  Faktoren. 

Außer  den  Fällen  der  Verwahrlosung,  welche  — wie  im  vorstehenden  aus- 
geföhrt  wurde  — in  der  Armut  und  deren  Begleiterscheinungen  und  in  Mängeln 
oder  Fehlern  der  Erziehung  ihren  Ursprung  haben,  ist  dieselbe  nicht  zum 
geringsten  Teile  auf  den  im  Volke  wuchernden  Alkoholismus  zurilckzuführen.  Die 
Trunksucht  der  Eltern  hat  zur  nächsten  Folge  die  Entartung  der  von  ihnen 
abstammenden  Kinder,  welche,  in  physischer  und  psychischer  Beziehung  minder 
veranlagt  — und  eben  deshalb  nach  beiden  Richtungen  hin  minder  widerslands- 
Rlhig  — der  körperlichen  wie  der  moralischen  Verderbnis  leichter  zum  Opfer 
fallen.  Gerade  die  Kinder  der  Alkoholiker  sind  aber  von  elterlicher  Seite  der 
Gefahr  körperlicher  Vernachlässigung  sowie  sittlicher  Verderbnis  am  meksten  preis- 
gegeben. Gerade  sic  entbehren  oft  der  notwendigen  Pflege  und  haben  von  ihren 
infolge  überreichlichen  Alkoholkonsums  zu  Zomansbrflehen  leicht  geneigten  Eltern 
die  ärgsten  Mißhandlungen  zu  erdulden,  wie  denn  andrerseits  gerade  sie,  durch 
das  böse  Beispiel  der  Eltern  verleitet,  an  den  Genuß  von  berauschenden  Getränken 
allmählich  sich  gewöhnen  und  so  dem  Dämon  Alkohol  verfallen.  Trunksucht  in 
jungen  Jahren  hat  aber  bei  den  verderblichen  Wirkungen  des  Alkohols  auf  das 
Nervensystem  — und  mittelbar  auf  den  Intellekt  — die  physische  und  moralische 
Minderwertigkeit  des  dem  Trünke  fröhnenden  Individuums,  dessen  wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch  und  schließlich  dessen  völligen  Untergang  zur  notwendigen 
Folge. 

Unter  jenen  Verh.ällnissen,  welche  auf  das  physische  Gedeihen  und  die  ethi- 
sche Bildung  von  Kindern  und  Jugendlichen  oft  ungünstig  einwirken  und  deren 
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Verwahrlosung  nacli  sich  ziehen,  kommt  weitere  ,der  Verlust  der  Eltern“  und 
im  Zusammenhänge  mit  diesem  jMomente  .die  mangelnde  Waisenfürsorge*  in 
Betracht.  Die  Erkenntnis  der  Gefahren,  welchen  Waisenkinder  in  dieser  Beziehung 
ausgeselzt  sind,  gab  den  Ansporn  zu  der  in  den  letzten  Jahren  in  Wien  erfolgten 
Bildung  von  .Waisenratsvercinen“,  welche  sich  die  Förderung  des  Wohles  der 
Waisen  und  der  von  ihren  Eltern  vemachlSssigten  Kinder  zum  Zwecke  gesetzt 
haben.  Die  Einrichtung  der  Waisenrflte,  welche  in  VormiindschafLs-  und  Kuratels- 
angeh'genlieiten,  in.sbesondere  aber  bei  der  Überwachung  der  persönlichen  Ver- 
hältnisse der  Pflegebefohlenen  den  Gerichten  wirksame  Dienste  zu  leisten  berufen 
sind,  stellt  sich  demnach  als  eine  sozialpolitische  Errungenschaft  von  großer 
Bedeutung  dar.  Ein  weiterer  Au.sbau  der  Kindersclmtzorganisalion  wurde  ange- 
bahnt durch  die  Ende  Dezember  1905  im  111.  Wiener  Gemeindebezirke  stalt- 
gehabte  Konstituierung  des  .Verbandes  der  Uuidslraßer  Wohltätigkeitsvereine“, 
welcher  eine  Zentralstelle  für  die  Fürsorgehestrebungen  der  ihm  angegliederten 
Einzelvercine  bilden  soll  und  in  Nolstandsföllen  energische  Aktionen  zur  Abhilfe 
des  Elends  durchznführen  berufen  ist. 

Auch  die  uneheliche  Geburt  beeinflußt  oft  in  nachteiliger  Wei.se  die  Weiter- 
entwicklung des  Kindes,  insofern  es  — was  zumeist  zutrifft  — bald  nach  der 
Geburt  in  fremde  Pflege  abgegeben  wird. 

Relativ  günstig  liegen  die  Verhältnisse  noch  bei  jenen  Kindern,  welche  von 
den  Findelanslalten  auswärtiger  Obhut  anvertraut  werden  (bei  den  sogenannten 
Findelkindeml;  werden  doch  in  diesem  Falle  die  Pflegeparteien  zunächst  auf  ihre 
Eignung  zur  Obeniahme  von  Findlingen  geprüft  und  ist  doch  hier  auch  für  eine 
Beaufsichtigung  vorgesorgL  Traurig  gestaltet  sich  jedoch  das  Los  jener  Kinder 
(Haltekinderl,  welche  von  der  Mutter  auf  privatem  Wege  fremden  Kostparteien 
in  entgeltliche  Pflege  übergeben  werden.  Gänzlich  vernachlässigt  seitens  ihrer 
unter  keinerlei  Überwachung  stehender  Pfleger,  bei  welchen  zumeist  schnöde 
Gewinnsucht  das  einzige  Motiv  der  Pflegschaftsübemahme  gewesen  ist,  siechen 
sie  infolge  schlechter  Ernährung  langsam  dahin,  bis  sie  der  Tod  — nicht 
unerwünscht  manchmal  für  die  im  Elende  schmachtende  uneheliche  Mutter  — 
von  ihrem  Leiden  befreit.  Die  erschreckende  Morialität  dieser  Kinder  — vornehm- 
lich in  der  ersten  .Altersstufe  — legt  in  greller  Weise  diesen  sozialen  Mißsland 
bloß.  Aber  auch  dann,  wenn  diese  Kinder  nicht  schon  im  zarten  Alter  dahingeraffl 
werden,  gehen  sic  unter  der  Einwirkung  der  ihren  Lebensgang  bestimmenden 
schädlichen  Verhältnisse  zumeist  moralisch  zu  Grunde.  Die  harte,  oft  grau.same 
Behandlung,  welche  sie  erfahren,  macht  sie  verstockt  und  verlogen;  sie  entweichen 
vom  Hause,  streifen  oft  tage-  und  nächtelang  planlos  auf  der  Straße  umher  und 
setzen  sich  lieber  jedem  Ungemach  und  den  größten  Entbehrungen  aus,  als  daß 
sie  an  die  ihnen  verhaßt  gewordene  Stätte  fortgesetzter  ungerechtfertigter  Züchti- 
gungen und  Mißhandlungen  zurückkommen  würden.  Bei  allfälliger  Rückkehr  zu 
ihrer  — inzwischen  vielleicht  schon  verheirateten  — Mutter  tritt  eine  Bcssenmg 
in  der  Lage  dieser  Kinder  nur  selten  ein.  Auch  hier  werden  sie  als  ungebetene 
Gäste,  die  den  Ehegatten  nur  Anlaß  zum  Zwiste  bieten,  mit  scheelen  Augen  ange- 
sehen; auch  hier  harrt  ihrer  oft  seitens  der  eigenen  Mutter  eine  lieblose  Behand- 
lung, welche  es  begreiflich  erscheinen  läßt,  daß  sie  das  ihnen  fremde  neue  Heim 
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bald  meiden  und  der  Straße  zustreben,  welche  fortan  für  ihre  Weiterentwicklung 
richtunggebend  wird.  In  Gesellschaft  von  Alteregenossen,  deren  schlechte  Gewohn- 
heiten und  Sitten  sie  ini  Verkehre  annehmen,  tummeln  sie  sicli  dann  umher, 
behelligen  friedliche  Spaziergänger  durch  höhnende  Zurufe,  bekrilzeln  und 
besudeln  die  Häuser,  beschädigen  die  Slriißeidaternen,  bewerfen  Eisenbahnzüge 
mit  Steinen,  verüben  Akte  der  Tierquälerei  und  treiben  sonstigen  Unfug,  durch 
welchen  ihre  Verwahrlosung  bereits  deutlich  in  Ei-scheinung  tritt. 

So  kommen  die  Kinder,  oft  schon  sittlich  minderwertig,  in  die  Schule,  welche 
allein  die  Schäden  der  fehlenden  oder  der  vernachlässigten  häuslichen  Erziehung 
gidzumachen  nicht  im  stände  ist.  Dieser  Aufgabe  kann  die  Schule  schon  deshalb 
nicht  in  vollem  Maße  gerecht  werden,  weil  sie,  dermalen  wenigstens,  vorwiegend 
auf  die  intellektuelle  Ausbildung  Wert  legt;  weiters  auch  aus  dem  Grunde,  weil 
die  herrschende  Oberfüllung  der  Schulen  eine  individuelle  Behandlung  — - welche 
Methode  gerade  bei  verwahrlosten  Schülern  von  Erfolg  sein  könnte  — erschwert, 
wenn  nicht  unmöglich  macht ; schließlich  aber  auch  darum,  weil  die  Disziplinär- 
mittel  der  Schule  vielfach  als  unzureichend  erachtet  werden  müssen.  Zum  großen 
Teile  wird  auch  der  veredelnde  Einfluß  der  Schule  durch  das  schlechte  Beispiel  von 
Schulkameraden,  die  Einwirkungen  der  Straße  auf  das  kindliche  Gemüt  und  die 
ungünstigen  Verhältnisse  im  Ellernhause  paralysiert.  Wohl  gibt  es  .Kinderhorte', 
welche  den  Zweck  verfolgen,  schulpflichtigen  Kindern  in  der  schulfreien  Zeit 
Beschäftigung  und  Aufsicht  zu  gewähren,  doch  ist  deren  Anzald  so  gering,  daß  nur 
wenige  der  Wohltaten  solcher  Institute  teilhaftig  werden  können. 

Die  große  Mehrheit  jener,  welche,  sich  selbst  überlassen,  die  Straße  zu  ihrem 
Tummelplätze  machen,  sinkt  durch  Verleitung  und  Müßiggang  sittlich  immer 
tiefer,  verfällt  bald  der  Arbeitsscheu  und  dem  Vagantenlum  ganz  und  gleitet  auf 
der  einmal  betretenen  abschüssigen  Bahn  unaufhaltsam  zum  Verbrechen  hinab. 
Die  Hungerempfindung  und  der  durch  die  materielle  Not  im  Hause  bedingte 
Zwang,  den  Lebensunlerh,alt  für  sich  selbst  zu  beschaffen  oder  wenigstens  zu  den 
Kosten  des  Eamilienunterhalles  entsprechend  beizutragen,  treiben  den  kleinen 
Vaganten  zunächst  dem  Gelegenlieilsverdienste  der  Straße  zu.  Er  stürzt  die  Scliide 
und  gehl  mit  Planeten,  Zündhölzciien,  Schuhriemen,  An.sichlskarlen  ii.  rigl. 
hausieren,  bietet  sich  zu  Botengängen,  zum  Gepäckslragcn  an  und  versucht  es  in 
der  Folge  mit  dem  Bettel,  ln  der  Hegel  haben  die  Ellern  der  Bellelkinder  von 
deren  Treiben  Kenntnis,  begünstigen  es  un<l  halten  ihre  Kinder,  da  das  erbettelte 
Geld  zum  großen  Teile  in  ihre  Taschen  fließt,  zum  Betteln  an.  Sie  begleiten  ihre 
Kinder  bei  ihren  Beutezügen  und  halten  sich  in  deren  Nähe  auf,  um  gegebenen- 
falls, insbesondere  bei  Beanständungen  durch  die  Wache,  als  deren  Beschützer 
zur  Stelle  zu  sein.  Beklagenswert  ist  nur  die  nicht  seltene  Ei-scheinung,  daß  das 
Publikum  bei  Anhaltung  von  bettelnden  Kindern,  vornehmlich  dann,  wenn  diese 
krüppclhafl  oder  mit  sichtbaren  Gebrechen  bchaflet  sind,  in  den  Arretierten  die 
Opfer  behördlicher  Willkür  erblickt,  gegen  da.s  behördliche  Orgim  Partei  zu 
nelimen  pflegt  und  so  mittelbar  dem  Betlelunwesen  und  der  Arbeitsscheu  Vorschub 
leistet  I.a?ider  fehlt  es  auch  an  einer  entsprechenden  Zahl  von  Anstalten  zur  Auf- 
nahme von  krüppelhaflen  Kindern,  welcher  Mangel  zur  Folge  hat,  daß  diese 
bedauernswerten  Geschöpfe  zum  größten  Teile  verwahrlost  in  der  Armenpflege 

8* 


Digitized  by  Google 


116 


Niederes  terreicli. 


lobon,  ohne  eine  ihren  scliwachcn  Kräften  angemessene  Beschäftigung  zu  finden. 
Vom  Straßenbettel  geht  der  im  Müßiggänge  verkommene  jugendliche  Vagant,  wenn 
es  die  Befriedigung  der  leiblichen  Bedürfnisse  gilt,  bald  zu  kleinen  Gclegcnheils- 
diebslählen  über,  schreitet  dann,  mit  höherem  Alter  und  wachsenden  Lebens- 
anspröclicn  zu  Angriffen  schwererer  Art  gegen  fremdes  Eigentum  fort  und  schreckt 
sclüießlich,  um  einer  fremden  Sache  habhaft  zu  werden  und  sich  in  deren  Besitze 
zu  erhalten,  auch  vor  der  äußersten  Gewaltanwendung  nicht  zurück.  Nicht  ver- 
einzelt ist  auch  die  Erscheinung,  daß  jugendliche,  oft  kaum  der  Schule  entwachsene 
oder  gar  noch  schulpflichtige  Vagabunden  sich  zu  kleineren  oder  größeren  Banden 
(Platten)  zusammenrotten,  Kinder  und  Passanten  böswillig  überfallen,  Messer- 
stechereien verüben  und  sonst  die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  bedrohen. 

Die  Anregung  zu  solchem  Tun  bietet  auch  vielfach  die  Lektüre  von  bliit- 
rönsligen  Romanen,  Indianergeschichten  oder  auch  Zeitungsnotizen  aus  dem 
Gerichtssaale,  in  welchen  der  Hergang  bei  der  Ausführung  des  Verbrcadiens 
dclaillieri  beschrieben  und  durch  erdichtete  Zutaten  in  sensationslüsterner  Weise 
ausgeschmückt  wird.  Bezeichnend  in  dieser  Hinsicht  ist  der  kürzlich  erst  in  einem 
Wiener  Vorortebezirko  vorgekommene  Fall,  daß  ein  läjähriger  Knabe,  durch  das 
Lesen  von  Indianerbüchern  verleitet,  einer  aus  mehreren  gleichaltrigen  Schul- 
kameraden gebildeten  , Indian erplattc*  als  Mitglied  sich  angeschlossen  und  in  der 
Folge,  um  sich  durch  den  Vorweis  eines  blutigen  Messers  die  Wahl  zum  Platten- 
häuptling zu  sichern,  seinen  eigenen  Vater  nachts  einm.al  mit  hochgeschwungenem 
Messer  am  Leben  bedroht  hat. 

Bei  Erörterung  der  Ursachen  der  Verwahrlosung  der  Jugend  kommt  weiters 
auch  die  Heranziehung  von  Schulkindern  zur  gewerblichen  Arbidl  in  Betracht 
Durch  diese  werden  die  Kinder  zunächst  körperlich  geschädigt,  weil  ihr  zarter 
Organismus,  namentlich  bei  schlechter  Ernährung  und  Bekleidung,  bei  mangel- 
haftem Schlafe  und  ungünstigen  Witterungseinflüssen  den  Anforderungen  einer 
größeren  Arbeitsleistung  ganz  und  gar  nicht  gewachsen  ist.  ln  geistiger  Beziehung 
erleiden  sie  aber  dadurch  Schaden,  daß  sie  einerseits  die  Schule  nur  unregel- 
mäßig besuchen  können,  andrerseits  infolge  Überanstrengung  dem  Unterrichte 
nicht  mit  der  entsprechenden  Aiifmerk-samkcit  zu  folgen  vermögen.  Die  sittlichen 
Gefahren  der  gewerblichen  Kinderarbeit  liegen  aber  darin,  daß  Kinder  atif  den 
Arbeitsplätzen  durch  den  Verkehr  mit  Erwachsenen,  durch  das  Anhören  ihrer 
Reden  und  die  Beobachtung  ihrer  Handlungen  Eindrücke  empfangen,  durch  welche 
ihr  Gemüt  geschädigt  wird.  Hier  sei  vornehmlich  auf  die  hausierenden  sowie  die 
im  Schankgewei'be  verwendeten  Kinder  hingewiesen  und  bei  diesem  Anlasse  gleich 
die  Unsitte  der  öfteren  Mitualinie  von  Kindern  in  Ga.stliäuscr  gehrandnnu'kt. 

Mit  dem  Austritte  aus  der  Schule  trifft  sehr  häufig  auch  die  Trennung  von 
der  Familie  zusammen  und  damit  hört  für  die  schulentlassenen  Jugendlichen  oft 
jede  Fürsorge  auf.  Von  den  Ursachen  der  Verwahrlosung  in  diesem  Lebens- 
abschnitte ist  zunächst  die  Wahl  eines  ungeeigneten  Berufes  hervorzuheben.  Die 
Erfahnmg  lehrt,  daß  der  Jugendliche  einen  bestimmten  Beruf  zumeist  über  Anraten 
seiner  Angehörigen  wählt.  Die  Notlage  der  Eltern  und  der  Zwang,  die  erste  beste 
Gelegenheit  zur  Versorgung  zu  ergreifen,  sowie  andere,  oft  nebensächliche  und 
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rein  fiußere  Momente,  wie  höherer  Anfangslohn,  Nähe  derWohmmg  u.  dgl.  spielen 
dabei  eine  große  Rolle. 

Eine  Untersuchung  auf  die  körperliche  Eignung  findet  nicht  statt  und  als  ein 
genügender  Nachweis  für  die  erforderlichen  geistigen  Fiihigkciten  wird  das  Schul- 
zeugnis angesehen.  Ist  nun  der  Jugemlliclie  für  den  gewfdillen,  vielleicht  etwas 
anslreiigcndcren  Beruf  nicht  kräftig  genug,  so  wird  er  infolge  der  körperlichen 
Überanstrengung  vorzeitig  invalid;  ist  er  aber  in  geistiger  Beziehung  seinem  Berufe 
nicht  gewachsen,  so  sieht  er  sieh  früher  oder  später  vor  die  Notwendigkeit  gesetzt, 
nach  einem  anderen  Fortkommen  Umschau  zu  halten.  Ein  solcher  Wechsel  ist 
aber  stets  mit  der  wii  tscliaftlichen  .Schädigung  des  betreffenden  Individuums  ver- 
bunden und  zieht  häufig  noch  den  weiteren  Dbelsland  nach  sich,  daß  der 
Jugendliche  die  Lust  an  geregelter  Arbeit  überhaupt  verliert  und  dem  Müßiggänge 
verfällt.  Des  weiteren  liegt  eine  Schädigung  des  Jugendlichen  und  zugleich  die 
Ursache  seiner  späteren  Verwahrlosung  oft  darin,  daß  mancher  Klcinmeister  in 
dem  ihm  überlassenen  Lehrlinge  nur  eine  billige  Arbeitskraft  erblickt,  die  er  nach 
Möglichkeit  auszunülzen  trachtet,  daß  er  demgemäß  seinen  Lehrling  zu  häuslichen, 
mit  seinem  Gewerbe  in  keinem  Zusammenhänge  stehenden  Dienstleistungen  ver- 
wendet und  ihn  noch  obendrein  sclüecht  behandclL 

Auch  die  allzufrühe  Selbständigkeit  und  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  des 
jugendlichen  Arbeiters  trägt  zur  Verwahrlosung  wesentlich  bei.  Die  friihere  Sitte, 
diiß  der  Lehrling  Kost  und  Unterstand  bei  seinem  Lehrherm  hatte  imd  unter 
dessen  ständiger  Aufsicht  sich  befand,  schwindet  immer  mehr;  heute  entbehrt  der 
Jugendliche  jeder  Aufsicht  bezüglich  seiner  Lebensfühning  und  genlt  so  bald  auf 
Abwege.  Anstatt  in  freier  Zeit  für  seine  geistige  Fortbildung  zu  sorgen,  sucht  er, 
dem  Beispiele  der  Kameraden  folgend,  im  Gaslhause  — beim  Trünke  oder  im 
Kartenspiele  — Zerstreuung  von  des  Tages  Mühe  und  wird  so  leicht  zum 
Alkoholiker  und  Spieler. 

Eine  weitere  Schädigung  erfährt  er  durch  das  Wohnen  in  Massenquartieren, 
welche  nicht  mit  Unrecht  geradezu  als  die  Brutstätten  des  Lasters  bezeichnet 
werden  können.  Das  Nächtigen  in  beschränkten  VVohnräumen,  oft  in  Gemeinschaft 
mit  erwachsenen  Personen  des  anderen  Geschlechts,  führt  von  selbst  zur  völligen 
Ablötung  des  Schamgefühls.  Tritt  dann  noch  Verleitung  seitens  der  moralisch 
defekten  Umgebung  hinzu,  so  fällt  der  haltlose  Jugendliche  bei  der  Unreife  seines 
Charakters  diesen  Einflüssen  leicht  zum  Opfer. 

Unter  diesen  Umständen  werden  besonders  jugendliche  Arhoiterinnen  und 
stellenlose  Dienstmädchen  der  Uiisittlichkeil  und  der  Prostitution  off  in  die  Arme 
getrieben,  wobei  wohl  auch  die  kümmerliche  Entlohnung  der  weiblichen  Arbeits- 
kräfte milspielt.  Anstalten  (Lehrlingsheimc  imd  Lehrlingshorte,  Mädclienheime), 
in  welchen  die  weder  in  der  Hausgenossenschafl  des  Lehrherm  noch  in  jener 
ihrer  Angehörigen  lebenden  Jugendlichen  hygienisch  entsprecdiende  Unterkunft 
finden  und  unter  bewährter  Aufsicht  ihre  freie  Zeit  in  anregender,  gemülbildender 
Weise  verbringen  könnten,  sind  leider  nur  spärlich  vorh.anden.  Ebenso  fehlt  es 
bedauerlichenveise  ganz  an  Wohlfahrtsschöpfungen,  wie  sie  der  geniale  engli.sche 
Philantlu-op  Dr.  Barnardo  — zur  Rettung  von  gefallenen  Mädchen  vor  gänzlichem 
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Untergänge  oder  zum  Schutze  von  Kabriksarbeiterinnen,  stellenlosen  Dienst- 
mädchen und  anderen  enverbenden  Mädchen  vor  den  Gefahren  der  Großstadt  — 
im  großen  Stile  ins  Leben  gerufen  hat.  Ist  aber  einmal  der  Jugendliche  gefallen 
und  gerichtlich  bestraft  worden,  so  ist  er  für  die  menschliche  Gesell-schaft  in  den 
meisten  Füllen  rettungslos  verloren,  da  mit  der  Bestrafung  der  Besscrungszweck 
nur  selten  eireicht  wird.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  allzuniedrige  Slrafmündigkeils- 
grenze  als  ein  Mangel  und  eine  weitere  Ursache  der  Verwahrlosung  zu  bezeichnen. 
Hier  sei  auf  die  in  Amerika  bestehenden,  zur  StraQudikatur  über  Kinder  und 
Jugendliche  berufenen  Gerichtshöfe  (JugendgeriehUhöfe)  verwiesen. 

Die  schwerste  Schädigung  erfährt  aber  der  Jugendliche  beim  Strafvollzüge, 
da  eine  längere  Aidiallung  im  Arreste  oder  im  Kerker  zumeist  nur  eine  weitere 
)noralische  Ansteckung  durch  die  Umgebung  zur  Folge  hat.  So  verläßt  er  nicht 
gebessert  sondern  noch  mehr  veiderbt  die  Slrafhaft,  um  die  Schar  der  jugend- 
lichen Gewohnheitsverbrecher  zu  verstärken.  Eine  Wanillung  zum  Besseren  wurde 
durch  den  Erlaß  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  30.  Se|dember  1905  über  die 
Neuregelung  des  Strafvollzuges  an  Unmündigen  und  Jugendlichen  angebahnt. 

Was  nun  die  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  von  Kindern  imd 
Jugendlichen  betrifll,  so  sind  sie,  je  nach  dem  Überwiegen  der  korrumpierenden 
EinOüs.se  auf  das  jugendliche  Individuum,  verschieden.  Jede  Ursache  hat  — wie 
in  der  vorliegenden  Darstellung  an  einzelnen  Stellen  bereits  angedcutet  wurde  — 
die  ihr  entsprechende  Erscheinungsform.  Am  auffälligsten  kommt  die  Verwahr- 
losung der  Jugend  in  deren  Straffälligkeit  zum  Ausdrucke.  Von  Vergehen  gegen 
die  Bechtsordnung  kommen  hier  in  erster  Linie  Eigentumsdelikte  in  Betracht  an 
welche  sich  Verfehlungen  gegen  die  Sicherheit  des  Lebens  und  die  körperliche 
Sicherheit  sowie-Sittlichkeitsdelikte  anreihen. 

I.ehrreich  und  überzeugend  i.st  die  Sprache,  welche  die  nackten  Zahlen  der 
geg(;nständlich  für  das  Jahr  11104  aufgestellten  Statistik  sprechen. 

Danach  wurden  in  diesem  Jidire  arretiert: 

A.  Kinder  bis  zum  vollendeten  zehnten  Lebensjahre: 

I . wegen  Verbrechen  gegen  die  öffentliche  Sicherheit  des  Lebens  und  die 
körperliche  Sicherheit:  — ; 

b)  wegen  Übertretungen  dieser  Art:  3(1  Knaben,  3 Mädchen; 

2.  n)  wegen  Verbrechens  gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums:  2 Knaben; 
b)  wegen  Übertretungen  dieser  Art;  130  Knaben,  23  Mädchen; 

3.  wegen  Sittliclikeilsvergehen:— ; 

4.  wegen  Betteins:  93  Knaben,  72  Mädchen; 

5.  wegen  Vagierens:  306  Knaben,  65  Mädchen. 

U.  Kinder  vom  zehnten  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre: 

1.  lu  wegen  V'erbrechen  gegen  die  Siclierheit  des  Lebens  und  die  körperliche 
Sicherheit:  7 Knaben; 

6z  wegen  Übertretungen  dieser  Art;  167  Knaben,  11  Mädchen; 


Digitized  by  Google 


Nie<lerflsterreicb. 


119 


2.  a)  wcgon  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums:  41  Knaben 

10  Mädchen; 

b)  wegen  Übertretungen  dieser  Art:  579  Knaben,  105  Mädchen; 

3.  aj  wegen  Sittlichkeilsverbrechen:  — ; 

bj  wegen  Übertretungen  dieser  Art:  10  Knaben,  4 Mädchen; 

4.  wegen  Betteins:  203  Knaben,  122  Mädchen; 

5.  wegen  Vagierens:  517  Knaben,  IGl  Mädchen. 

C.  Jugendliche  vom  vierzehnten  bis  zum  vollendeten  achtzehnten 

Lebensjahre. 

1.  a)  wegen  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Lebens  und  die  körperliche 

Sicherheit:  74  Jünglinge,  9 Mädchen; 
h)  wegen  Übertretungen  dieser  Art:  358  Jünglinge,  29  Mädchen; 

2.  aj  wegen  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums:  281  Jünglinge, 

69  Mädchen; 

b)  wegen  Übertretungen  dieser  Art;  797  Jünglinge,  208  Mädchen; 

3.  aj  wegen  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit:  20  Jünglinge,  3 Mädciien; 
bj  wegen  Übertretungen  dieser  Art:  60  Jünglinge,  141  Mädchen; 

4.  wegen  Belleins : 1 28  Jünglinge,  67  Mädchen ; 

5.  wegen  Vagierens:  1354  Jünglinge,  473  Mädchen. 

An  Besserungsanstalten  wurden  — im  Jahre  1904  — 65  Knaben  und 
24  Mädchen  abgegeben. 

Die  hohe  Zahl  der  von  tlen  Kindern  und  Jugendlichen  begangenen  Eigentums- 
delikte und  die  weitere  Wahrnehmung,  daß  gerade  in  den  Familien  der  besser 
situierten  Gesellschaftskreise  Fülle  von  Kriminalität  jugendlicher  Personen 
seltener  sind,  lassen  die  fortschreitende  Verwahrlosung  der  Jugend  als  ein  Produkt 
des  sozialen  Elends  der  unteren  Volksschichten  der  Großstadt  erscheinen. 

Was  nun  das  auf  den  ersten  Blick  auffallende  Mißverhältnis  in  der  Zahl  der 
von  den  Knaben  und  Mädchen  begangeneti  Vermögensdolikte  betrifft,  so  dürfte 
diese  Erscheinung  darin  ihre  natürliche  Erklärung  linden,  daß  bei  den  weiblichen 
Individuen  eben  die  Prostitution  an  die  Stelle  des  Diebstahls  tritt.  Dieser  Umstand 
erweist  auch  die  Bichtigkeit  der  weiteren  Behauptung,  daß  es  nicht  immer  die 
kriininello  Form  ist,  in  welcher  die  Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen 
zu  Tage  tritt.  Nicht  geringere  Beachtung  verdienen  auch  jene  Erscheinungsformen, 
welche  vom  Strafgesetze  nicht  getroffen  werden,  sondern  der  polizeilichen 
Ahndung  überlassen  bleiben  und  oft  auch  dieser  sich  entziehen.  Schließlich  darf 
wohl  auch  in  den  steigenden  Ziffern  der  Selbslmordstatistik  von  Kindern  und 
Jugendlichen  ein  nicht  unwichtiges  Symptom  der  stetig  zunehmenden  Verwalir- 
losung  der  Jugend  gesucht  werden. 

in  Erkenntnis  und  voller  Würdigung  der  Gefahren,  welche  die  überhand- 
nehmende Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  für  das  Gemeinwesen 
bedeutet,  hat  denn  auch  bei  uns  die  Staatsverwaltung  in  den  letzten  Jaliren  den 
Fragen  der  Jugendfürsorge  ihre  Aufmerksamkeit  zugewendet  und  dieses  Interesse 
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an  der  Sache  durch  Förderung  jener  humanitären  Institute,  welche  die  Idee  des 
Kinderschutzes  propagieren,  durch  gegenständliche  Weisungen  an  die  Unter- 
behürden  und  durch  die  Entsendung  von  Delegierten  in  den  Vorstand  der  einzelnen 
Fachorgiuiisationen  auch  praktisch  betätigt 

Mit  lebhaftem  Anteile  verfolgt  die  Öffentlichkeit  jede  Aktion  der  staatlichen 
Kürsorgepolitik,  welche  die  Rettung  der  Jugend  vor  Verwahrlosung  und  deren 
Erziehung  zu  einem  nützlichen  Gliede  der  menschlichen  Gesellschaft  zum  Zwecke 
hat,  und  der  Wunsch,  daß  es  den  berufenen  Faktoren  gelingen  möge,  das  erstrebte 
Endziel  zu  erreichen,  beseelt  alle  Gemüter. 
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Die  Ursachen  der  Verwahrlosung  der  Jugend. 

Von 

Lydia  v.  Wolfrin^» 

V onitxeod«D  don  «PestAloizi-Tereioet  zur  FCrdsrnn|t  du  KüulfiraehutzAa  uod  der  JugendfDrsorge*  in  Wien. 


Das  dunkle  Gebiet  des  Küiderelends  zu  erforschen,  die  Ursachen  der  Kinder- 
kriiidnulitüt  zu  ergründen,  gehört  zu  den  Aufgaben  des  berichtenden  Vereines. 
Reiche  Gelegenheit  bietet  ihm  zur  einschlägigen  Beobachtung  die  praktische 
Betätigung  des  Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge.  Der  unmittelbare  Verkehr 
mit  dem  Volke,  der  rege  Kontakt  mit  dem  Milieu,  welches  sich  einer  nälieren 
Beobachtung  gewöhnlich  entzieht,  gewährt  uns  einen  Einblick  in  soziale,  wirt- 
schaftliche und  Eamilienverhältnisse  eines  Teiles  der  großstädtischen  Bevölkerung, 
der  sonst  für  Außenstehende  nicht  leicht  zugänglich  ist 

Unsere  Ausführungen  über  die  Ursachen  der  Verwahrlosung  der  Jugend  in 
der  Großstadt  stützen  sich  daher  nicht  auf  abstrakte  Studien,  sondern  entspringen 
der  Erfahrung  des  täglichen  Lebens.  Die  mannigfaltigsten  Ursachen  führen  ims 
die  schutzbedürftige  Jugend  zu.  Viele  Hunderte  schiitzbedürfliger  Kinder  haben 
wir  beobachtet,  und  gefunden,  daß  die  ofBziellen  amtlichen  Berichte  über  die 
individuelle  Veranlagung  der  betreffenden  Kinder  und  ihre  häuslichen  VerhälL 
nisse  mit  den  Tatsachen  meist  nicht  übercinstimmen. 

Elle  wir  von  der  Verwahrlosung  der  Jugend  siircchen,  wollen  wir  versuchen, 
diese  im  praktischen  Leben  so  oft  angewendete  Bezeichnung  näher  zu  definieren. 

Unter  Verwahrlosung,  auf  französisch  »abandon  moral*,  das  lieißt  moralisch 
vernachlässigt  sein,  pflegt  man  eine  intensive,  dauernde,  schwere  und  grobe  Ver- 
nachlässigung des  Kindes  in  moralischer,  oft  auch  in  physischer  Beziehung  zu 
bezeichnen,  welche  zur  Entartung  fährt. 

Wenn  auch  die  Ursachen,  wegen  welcher  unsere  Hilfe  angerufen,  ein  Obel 
groß  geworden  ist,  auf  den  ersten  Blick  sehr  verschieden  erscheinen,  ist  doch  bei 
längerer  Praxis  und  genauerer  Erforschung  der  E.älle  die  Erfahnmg  zu  machen, 
daß  bestimmte  typische  Erscheinungen  »dederkehren,  welche  ihrerseits  bestimmte 
tyjiische  Ursachen  haben,  die  die  Verwahrlosung  und  Krimimdität  der  Kinder 
und  Jugend  begründen.  An  der  Hand  von  einzelnen,  einer  größeren  Zahl  ent- 
nommenen Beispielen  wollen  wir  nun  unsere  Ergebnisse  darstellen.  Knüpfen  sich 
auch  un.sere  persönlichen  Erfalirungen  überwiegend  an  schutzbedürftige  vorschul- 
und  schulpflichtige  Kinder,  so  fehlt  es  uns  doch  nicht  an  Beobachtung  filier  die 
schulentlassene  Jugend. 
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Betrachtet  man  die  Verwahrlosten  näher,  so  zerfallen  sie  je  nach  den 
Ursachen  ihrer  Verwahrlosung  in  folgende  auf  das  schärfste  zu  sondernde 
Gruppen. 

Die  soziale  Ursache  ihrer  physisclien  und  sittlichen  Verwahrlosung  liegt: 

A.  in  der.Entartung  der  Eamilie; 

B.  in  unzureichendem  Rechtsschutze  des  Kindes; 

C.  in  mangelnder  Jugendfürsorge; 

D.  in  der  falschen  Kriminalpolitik  bei  straffälliger  Jugend,  oder 

E.  in  individueller  krimineller  Veranlagung  der  Individuen  selbst 


A.  Entartung  der  Familie. 

Die  Ursachen  der  physischen  und  sittlichen  Verwahrlosung  sind  meistens 
in  der  Zerrüttung  der  Familie,  oft  mit  erblicher  Entartung  derselben  innig  verknüpft, 
zu  suchen,  und  zwar  sind  hier  vier  llauptgruppen  zu  unterscheiden:  I.  Eltern,  die 
unverschuldet  ins  Elend  geraten  sind;  11.  Pflichtvergessene  Eltern;  III.  Sittlich  ent- 
artete Eltern,  an  deren  Kindern  strafbare  Handlungen  begangen  oder  deren  Kinder 
zu  Sülchen  angehaltcn  werden ; IV.  Eltern,  die  ihre  Kinder,  und  zwar  üherwiegend 
voreheliche,  uneheliche  oder  Stiefkinder,  mißhandeln. 

I.  Unverschuldet  in  Not  geratene  Eltern. 

Bei  der  Gruppe  der  unverschuldet  ins  Elend  Geratenen  kann  die  Verwalir- 
losung  der  Kinder  in  der  materiellen  Bedürftigkeit  der  Eltern  ihren  Grund  haben, 
infolge:  <i)  Krankheit  und  Arbeitslosigkeit,  b)  Mißverhältnisses  zwischen  dem  Ver- 
dienste der  Familie  und  den  bescheidensten  Lebensbedürfnissen,  c)  weil  der 
Em.ährer  der  Familie  unheilbar  krank,  verschollen  oder  gewohnheitsmäßiger 
Trunksucht  ergeben  ist.  Arbeitsame,  anständige  Leute,  die  durch  Krankheit, 
Erwerbslosigkeit  aus  ihrer  harmonischen  Existenz  gekommen,  ins  Unglück  geraten 
sind,  sind  oft  außer  stände,  sich  mit  eigener  Hilfe  gegenüber  eingetretenen  wirt- 
schaftlichen Krisen  zu  erhalten.  Sie  bedürfen,  wenn  auch  vorübergehend,  eines 
Bei.standes,  um  ilire  und  ihrer  Kinder  Existenz  zu  sichern.  Bleibt  dieser  Bei- 
stand aus,  so  verlädt  die  Familie  b-otz  der  besten  individuellen  iVnlagen  einem 
physischen  Siechtum,  welches  nach  und  nach  auch  die  Moral  angreift  und  all- 
mählich vernichtet.  Die  Kinder  fallen  dann  als  Opfer  des  unverschuldeten  Elends 
ihrer  Eltern  in  herahgekonimenem  Zustande  der  öffentlichen  Fürsorge  zur  Last. 
Am  bedauernswertesten,  weil  hilflosesten,  sind  die  verlassenen  oder  verwitweten 
Frauen,  welche  bessere  Zeiten  gesehen,  ihren  Pflichten  nachgekommen  sind  und 
mit  einem  Schlage,  oft  mit  einer  zahlreichen  Familie  belastet,  unversorgt  dastehen. 
Eine  schwere,  nicht  zu  bewältigende  Aufgabe  obliegt  dann  Frauen,  welche  einem 
selbständigen  Erwerbe  nicht  gewachsen  sind;  ist  die  Frau  zudem  kränklich  oder 
direkt  krank  und  jeder  Erwerb  ausgeschlossen,  so  ist  sie  so  gut  wie  dem  lang- 
samen Verhungern  ausgeliefert.  Folgende  Beispiele  sollen  die  Tyjjen  dieser  Gruppe 
darstellen ; 
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a)  Not  infolge  von  Krankheit  und  Arbcitmangel. 

1.  L.  E.,  35  Jahre  alt,  Kuischer,  ist  durch  einen  Leistenbruch  in  seiner 
Arbeitsfähigkeit  gehindert  und  hat  4 Kinder  im  Alter  von  l'/t  bis  5 Jahren, 
die  Frau  ist  schwanger;  seil  Monaten  arbeitslos,  ist  der  Mann  ohne  jegliche  Unter- 
stützung. 2.  A.  K.,  45  Jahre  alt,  Eisengießer;  die  Frau  im  Spital  schwer  krank; 
der  Mann  monatelang  arbeitslos,  hat  2 Kinder,  darunter  eineti  Säugling  gegen 
Kostgeld  in  Anßenpflege  und  ein  achtjähriges  Mädchen,  welches  er  im  .Massen- 
quartier mit  sich  hcnimzuschleppen  gezwungen  war,  was  ihn  zur  Vcrawciflung 
brachte.  3.  H.  S.,  40  Jahre  alt,  Metalldrucker,  hat  eine  kränkliche  Frau  und 
f>  Kinder  im  Alter  zwischen  4 Monaten  und  10  Jahren,  ist  arbeitslos,  ohne  Unter- 
stützung. 4.  1.  Z.,  35  Jahre  alt,  Witwe,  Bedienerin,  schwer  krank,  h.at  2 Kinder 
im  Aller  von  7 imd  9 Jahren;  als  die  Mutter  ins  Spital  kam,  blieben  die  Armen, 
von  Ungeziefer  strotzend,  in  Lumpen  gehüllt  allein,  wurden  in  halbverhungertem 
Zustande  übernommen.  Die  Mutter  starb  bald.  5.  E.  1’.,  45  Jahre  alt,  Feilenhauer^ 
krank  im  Spital,  die  Frau  nach  einer  schweren  Operation  in  einem  Rekonvales- 
zentenheini,  hat  einen  Knaben  von  12  Jahren,  durch  Monate  herumvagierend. 
sittlich  verwahrlost,  ß.  R.  S.,  30  Jahre  all,  Metallschleifer;  die  Frau  ist  schwer 
krank  und  bat  4 Kinder  im  Alter  zwischen  1 '/«  und  ß Jahren.  Der  Mann  war  in 
verzweifelter  Lage,  seine  Ersparnisse  waren  zu  Ende,  er  konnte  nicht  mehr  für 
die  Familie  sorgen,  mußte  seine  Arbeit  aufgeben,  um  die  Frau  und  Kinder  zu 
betreuen ; endlich  wuivle  die  Frau  im  Spital  untergebrachl,  wo  sie  starb,  sein 
Haushalt  wurde  aufgelöst;  er  mußte  Arbeit  suchen;  die  Kinder  mußte  man  zeit- 
weise versorgen,  damit  der  Vater  freie  Hand  bekomme,  um  sich  forlzubringen; 
nach  vier  Wochen,  da  er  ein  tüchtiger  und  verläßlicher  Arbeiter  war,  wurde  er 
in  einem  größeren  industriellen  Unternehmen  in  der  Umgebung  Wiens  angeslellt ; 
dankerfüllt  kam  er  seine  Kinder  abzuholen;  er  konnte  sie  behalten,  da  er  mit 
Verwandten  zusammenzog  und  seine  Schwester  die  Kinder  besorgen  wollte.  Von 
dritter  Seile  wurde  der  Antrag  gemacht,  eines  seiner  Kinder  zu  adoptieren,  er 
lehnte  das  aber  ab.  7.  1.  S.,  35  Jahre  alt,  Taglöhner,  lungenkrank,  hat  3 Kinder 
im  Alter  zwischen  1 ’/j  und  9 Jahren;  die  Frau  ist  kränklich,  die  Familie  völlig 
subsistcnzlos,  ohne  jegliche  Hilfe  und  geht  der  Verwahrlosung  entgegen.  8.  Ein 
ISjähriges  Mädchen,  defekt  gekleidet,  krank  und  aufgeregt,  ersucht  um  Beistand; 
ihre  Aufregung  ist  so  groß,  daß  sie  ihre  Angelegenheit,  von  Schluchzen  unter- 
brochen, nur  in  abgerissenen  Sätzen  erzählt;  sie  war  Dienstmädchen,  halte  einen 
Monatslohn  von  20  K,  ist  jetzt  stellenlos,  weil  lungenkrank;  der  Arzt  verlangt, 
daß  sie  in  das  Spital  gehe;  ihr  3 Monate  altes  Kind  ist  in  Kost;  sie  konnte  die 
letzte  Rate  des  Kostgeldes  nicht  bez;ihlen  und  bekam  die  Nachricht,  daß  ihr  das 
Kind  nächstens  überstellt  werden  wird.  Krank,  ohne  V'erdicnsl,  ohne  Geld,  konnte 
sie  den  Säugling  nicht  übernehmen,  mußte  selbst  das  Spital  aufsuchen.  Auf  die 
Anfrage  wegen  der  Alimente  gab  sie  zur  Antwort,  sie  bekomme  keitic,  weil  der 
V';der  des  Kindes,  ein  junger  Taglöhner,  auch  nichts  habe. 

Alle  diese  Eltern  erfreuten  sich  des  besten  Leumundes,  waren  arbeits- 
willige, fleißige  Menschen,  welche  mit  rührender  Aufopfemng  an  ihren  Kindern 
hängen. 
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b)  Not  infolge  eines  Mißverhältnisses  zwischen  dem  Verdienste  der 
Familie  und  den  bescheidensten  Lebensbedürfnissen. 

9.  F.  L-,  40  Jahre  alt,  Perlmutterdrechslergehilfe,  verdient  12  K wöchentlich 
und  hat  Frau  imd  6 Kinder  im  Alter  zwisdien  2 und  13  Jahren  zu  erhalten. 
10.  K.  F.,  39  Jidire  alt,  Hilfsarbeiter,  vei-dient  2 K 40  h i>ro  Tag  bei  Saisonarbeit; 
die  Frau  ist  kränklich  und  hat  7 Kinder  im  Alter  zwischen  4 Monaten  und 
11  Jahren.  11.  1.  L.,  38  Jahre  alt,  Schuhmacher,  verdient  täglich  2K  40  h;  die 
Frau  ist  nach  längerer  Kranklieit  gestorben;  er  hat  7 Kinder  im  Alter  zwischen 
7 Monaten  und  14  Jahren  zu  versorgen.  12.  L.  P.,  32  Jahre  alt,  Hilfsarbeiter, 
verdient  2K  40  h täglich  bei  Saisonarbeit;  die  Frau  ist  nach  längerer  Krankheit 
gestorben;  er  hat  4 Kinder  im  Alter  zwischen  4 und  13  Jahren  zu  versorgen. 

Bei  Familien,  wo  Mißverhältnisse  zwischen  dem  Verdienste  und  den  Lebens- 
bedürfnissen hen’schen,  haben  wir  die  Erfahrung  gemacht,  daß  infolge  des  Todes 
der  Frau  ein  totaler  materieller  und  sittlicher  Zusanimeubruch  der  Familie  zu 
erfolgen  pflegt.  Diese  Erscheinung  ist  wohl  begründet;  wo  findet  ein  Mann, 
welcher  zum  Beispiel  einen  täglichen  Verdienst  von  2 K 40  li  hat  und  dabei  für 
7 unmündige  Kinder  sorgen  soll,  wenn  er  seine  Frau  verloren,  ein  Weib,  welches 
mit  ihm  lebt  und  die  Kinder  entsprechend  behandelt?  Nur  eine  leibliche  und 
gute  Mutter  vermag  eine  Existenz  zu  führen,  bei  der  sie  sich  von  früh  bi.s  abends 
im  eigenen  Heime  und  mit  Nebenverdienst  anstrengen  muß,  damit  die  Kinder  nicht 
verhungern,  nicht  verwahrlosen  und  die  nötige  körperliche  Pflege  linden,  vermag 
auf  die  eigene  Erholung  und  jedes  Vergnügen  zu  verzichten,  damit  dem  Kinde 
das  notwendigste  geboten  werde. 

Die  häufige  Erscheinung  der  subsistenzlosen  Witwer  mit  zahlreichen  Kindern 
hat  ihren  Grund  wold  darin,  daß  die  Proletariermutter  oft  iu  Ei-füllung  ihrer 
Aufgaben,  welche  ihre  Ki'äfle  weit  übersteigen,  frühzeitig  zu  Grumie  geht.  Ilu-Tod 
be<ieutet  meist  einen  tragischen  Schicksalsschlag  für  ihre  unversorgten  Kinder. 
Der  Mann  wird  niciit  selten  der  Sorgen  überdrüssig  und  Oberläßt  seine  Kinder 
dem  Zufälle  oder  er  nimmt  ein  Weib  ins  Haus,  welches  danach  trachtet,  mit  den 
Kindern  .irgendwie  fertig  zu  werden*,  damit  sie  .ein  neues  Leben*  mit  dem 
Witwer  beginnen  kann. 

e)  Der  Ernährer  unheilbar  krank,  verschollen  oder  Gewohnheits- 
trinker. 

13.  F.  P.,  35  Jahre  alt,  Malergehilfe,  ist  gei.steskrank  in  einer  Irren.anstalt; 
die  Frau  hat  als  Büglerin  mit  dem  kargen  Verdienste  von  8 K wöchentlich  sich  und 
ihre  4 Kinder  iiuAlter  zwischen  2 und  13  Jahren  zu  erhalten.  14.  F.  S.,45  Jahre  alt, 
Buchhalter,  rückenmarkleidend,  hat  4 Kinder;  die  Frau,  welche  meist  leidend  ist, 
hat  als  Weißnälicrin  ihren  erwerbsunfähigen  Mann,  der  keine  Versorgung  genießt, 
zu  erhalten.  15.  Eine  junge,  verhärmte  Frau,  mit  hübschem  und  feinem  Gesichte, 
erscheint  mit  einem  achtjährigen  augenkranken  Mädchen;  sie  erklärt,  sie  sei 
schwer  lungenkrank  und  soll  in  Spitalpflcge  übernommen  werden;  sie  hat  weder 
Geld  noch  Heim,  sie  ist  überall  schuldig,  vermag  ihr  Kind  nicht  zu  verla.ssen,  da 
es  sonst  unterstandslos  bleibt.  Sie  hat  vor  zehn  Jahren  geheiratet,  als  ilm  Mann 
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ein  gut  gehendes  Geschflfl  als  Meister  leitete.  Im  sechsten  Jahre  ihrer  Ehe  wurde 
ihr  Mann  uni  er  Anklage  eines  Sittlichkeitsverbrechens  verhaftet;  in  Anbetracht 
besonderer  Milderungsgründe  bekam  er  nur  eine  dreimonatliche  Freiheilsstrafe; 
nach  AbbüBung  derselben  ist  er  noch  eine  Zeitlang  bei  dem  GeschSfle  geblieben, 
die  Kunden  aber  hatten  sich  verlaufen,  es  ging  immer  schlechter  und  bald  mußte 
er  sperren;  er  ist  dann  ins  Ausland  gegangen,  um  einen  Ei-werb  zu  suchen;  er  hat 
sie  die  erste  Zeit  unterstützt;  bald  aber  blieb  jede  Nachricht  aus  und  seit  drei 
Jahren  ist  er  ganz  verschollen.  Um  sich  mit  dem  Kinde  durchzubringen,  ist  die 
Frau  in  die  Fabrik  gegangen;  bald  mußte  sie  diese  Arbeit  in  Anbetracht  ihrer 
angcgrifTenen  Lunge  aufgeben;  sie  bat  versucht,  sich  durch  Krägennähen  forl- 
zubringen,  aber  auch  diese  Beschrdligung  bat  ihr  Leiden  in  so  hohem  Maße 
gesteigert,  daß  sie  der  Spitalpflege  bedürftig  wurde;  die  Unterbringung  ihres 
Kindes  war  ihre  Sorge;  umsonst  hatte  sie  sich  bei  den  verschiedenen  Kindorschutz- 
und  Wohlfahrtseinrichtungen  darum  bemüht.  16. 1.  St.,  34  Jahre  alt,  verlassene  Ehe- 
frau, hat  für  6 Kinder  im  Alter  von  10,  8,  G,  4 Jahren  und  neugeborene  Zwillinge 
zu  sorgen;  nach  Niederkunft  der  Frau  mit  d>’n  Zwillingen  verließ  der  Mann,  ein 
Schneidergehilfe,  das  Haus  mit  der  Bemerkung:  .Das  wäre  ihm  schon  zu  dumm“, 
und  ist  seither  verschollen.  Die  Frau  und  Kinder  blieben  total  unvei'soi'gt  zurück. 
17.  T.  H.,  32  Jahre  all,  verlassene  Ehefrau,  hatte  für  3 Kinder  im  Alter  von  8, 
4 und  2 Jahren  zu  sorgen;  der  Mann  war  ein  gutsituierter  Tischlermeister;  das 
Eheleben  war  harmonisch,  bis  der  Frau  von  dem  behandelnden  Arzte  nach  einer 
schweren  Operation  die  größte  Schonung  auferlegt  wurde.  Bald  darauf  fand  der 
Mann  eine  Geliebte  und  schlug  der  Frau  vor,  diese  in  den  Haushalt  aufzunehincn. 
Als  die  Frau  darauf  nicht  einging,  ist  er  einfach  durchgegangen  und  ließ  seine 
F'rau  in  dem  größten  Elende  zurück.  18.  F.  v.  R.,  34  Jahre  alt,  verlassene  Ehefrau, 
erwerbsunfähig,  subsistenzlos,  hat  für  sich  und  3 Kinder  im  Aller  zwischen  1 '/a  und 
12  Jahren  zu  sorgen.  Der  Mann,  Gewohnheitstrinker,  nach  euier  bewegten 
Beamtenkarriere,  in  der  er  in  seiner  Dienststellung  immer  tiefer  sank,  verschollen. 
19.  S.W.,  28  Jahre  all,  geschiedene  Ehefrau,  Miedemäherin,  hat  für  sich  und  3 Kinder 
im  Aller  von  10,  8 Jahren  und  6 Monaten  zu  sorgen;  der  Mann,  Gewoluiheits- 
trinker,  welcher  sie  und  die  Kinder  mißhandelt,  trachtet  von  ihrem  kargen  Verdienste 
noch  Geld  zu  erpressen.  Trotz  der  Scheidung  äußerte  er  öfter  gefährliche  Drohungen; 
sie  muß  aliein  für  ihre  Kinder  sorgen.  20.  B.  D.,  Hilfsarbeiterin,  35  Jahre  alL  der 
Mann  ist  seit  4 Jahren  in  der  Landesirrenanstalt  geisteskrank;  die  Frau  soll  mit 
einem  Verdienste  von  8 K wöchentlich  .sich  und  3 Kinder  im  Alter  von  5 bis 
12  Jahren  erhalten.  21.  M.  K.,  30  Jahre  all,  schwer  epileplisch,  seil  einem  Jahre 
in  einer  Landesanslalt  untergebracht,  ist  vor  sechs  Jahren  mit  einem  Kinde  nieder- 
gekommen, ohne  eine  Almung  zu  haben,  wer  der  Vater  des  Kindes  ist.  Der 
Großvater  ist  in  der  Versorgung,  die  Großmutter  alt  und  krank. 

Streiflichter  ühor  <!io  Sitten  mancher  Subsistenzloser. 

22.  M.  Z.,  30  Jahre  alt,  von  einem  Bahnwächter  verlassene  Ehefrau,  hat  für 
3 Kinder  im  Alter  von  11,  9 und  8 Jahren  zu  sorgen;  ihr  Verdienst  als  Ililfs- 
arbeiterin  ist  unregelmäßig  und  karg.  23.  B.  1).,  40  Jahre  alt,  Tischlergeliilfe, 
arbeitslos,  hat  für  eine  Frau  und  eine  iknzahl  unmündiger  Kinder  zu  sorgen.  Da  in 
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l)iiidon  Fällen  die  Kinder  darunter  schwer  gelitten  halien,  haben  die  k.  k.  Bezirks- 
gerichte   die  verlassene  Frau  und  den  Arbeitslosen  zu  uns 

gesendet.  Wir  waren  in  der  glücklichen  Lage,  beiden  ArlHÜt  zu  verschaffen.  Der 
Zufall  hat  gewollt,  daß  sie  wenige  Tage  in  demselben  Hause  beschäftigt  waren. 
Diese  zwei  Menschen  haben  einander  früher  nicht  gekannt,  sind  auch  später  niclit 
wieder  zusamnicngekommen.  Nach  neun  Monaten  erfuhren  wir,  daß  ,die  verlassene 
Frau“  zur  Entbindung  in  die  Findelanstalt  eingerückt  ist  24.  A.  P.,  Mitte  der 
Dreißig,  von  Beruf  Bedienerin,  seit  einigen  Jahren  verwitwet,  erscheint  in  hoch- 
schwangerem Zustande  mit  der  Bitte,  zwei  ihi  er  Kinder  zu  versorgen,  während  sie 
in  der  Findelanstalt  bleibt;  sie  hat  bereits  fünf  uneheliche  Kinder  von  fünf 
verschit;denen  V'ätem,  alle  noch  in  schulpflichtigem  Alter,  die  drei  älteren  hat 
die  lleimatsgenieinde  übernommen,  die  beiden  jüngeren  von  ti  und  4 Jahren 
wollte  sie  durch  uns  versorgt  haben. 

II.  Pflichtvergessene  Eltern. 

Es  handelt  sich  hier  um  mehr  weniger  sorglose,  teils  auch  gewissenlose 
Subjekte,  die  entweder  durch  den  Existenzkampf  abgestumpft,  nicht  selten  auch 
durch  leichten  Erwerb  verwühnt,  das  Leben  leichtsinnig  vergeuden,  ohne 
besondere  firundsätze  der  Moral  mit  leichtem  Sinne  durchs  Leben  steuern.  Sie 
haben  keine  Prinzipien,  kennen  keine  Gewisscn-skonflikte.  Durch  Zufall  betreten 
sie  die  abschüssige  Bahn  des  Verbrechens;  das  Pflichtgefühl  ist  ihnen  fremd;  viele 
von  ihnen  verlragen  keine  geordneten  I.,ebensverhältni.sse.  Hier  werden  die  Kinder 
auch  zu  Erwerbszwecken  ausgebeutet,  ln  der  Heimarbeit,  in  häuslichen  Diensten 
werden  die  Kinder  in  einem  ihre  Kräfte  weit  übersteigenden  Grade  verwendet. 
Dazu  kommen  Bci-ufe,  welche  nicht  nur  ihre  irhysische,  sondern  auch  ilwc  ethische 
Entwicklung  total  untergraben:  Nachtdienst  in  Schanklokalen,  Gauklerbenif, 
Zusammenleben  mit  Prostituierten  u.  s.  w. 

Zu  den  gewissenlosen  Eltern,  respektive  Vätern,  zählen  wir  auch  alle  die- 
jenigen, welche  ihre  außerehelichen  Kinder  trotz  günstiger  Vermögensverhältnisse 
im  Elende  verkommen  lassen.  Beispiele  der  hierher  gehörigen  Typen:  25.  M.  S., 
:t0  Jahre  :ilt,  angeblich  Zeitungsausträgeriii,  lebt  zur  Aftermiete  in  einem  Kabinett 
;d)wechse!nd  mit  verschiedenen  Zuhältern;  sie  hat  ein  achtjähriges,  uneheliches 
.Mädchen,  welches  sie  schlecht  behandelt.  Da.s  Kind  hat  die  häuslichen  Arbeiten 
zu  verrichten,  schwere  Wasserkrüge  über  drei  Stockwerke  zu  schleppen,  zu 
waschen  imd  zu  reiben;  es  besucht  nur  unregelmäßig  die  Schule  und  wird  daheim 
von  der  Mutier  unter  Schlägen  angehalten,  Preisetlikelten  für  Juwelen  einzufäden. 
Bei  zehnstündiger  Tagesarbeit  erwirbt  die  Kleine  20  h täglich  — die  Mutter  und 

ihr  Zuhälter  führen  ein  flottes  Leben.  26.  Das  k.  k.  Bezirksgericht 

schreibt  uns;  ,Das  hiergerichlliche  Mündel  R.  B.,  geboren  1902  in  Wien,  .als 
uneheliches  Kind  der  M.  H.,  geborene  B.,  wird  von  seiner  Mutter  gänzlich  ver- 
w.ahrlost.  Nach  Angaben  des  dem  Gerichte  .als  sehr  verläßlich  bekannten  Vor- 
mundes S.  S.  verwendet  die  Mutter  die  Beträge,  welche  ihr  bisher  aus  einem 
bereits  aufgezehrten  Abfindungsbeträge  ausgcfolgt  wurden,  lediglich  für  ihre 
Zwecke.  Sie  ist  dem  Alkohol  ergeben,  verwendet  das  Geld  auch  zum  Teile  zur 
Beschaffung  von  Wäsche  von  Prostituierten,  die  sie  in  dem  Kabinett  hält,  welches 
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sie  mit  dem  Minderjährigen  bewolint.  Kleidungsstücke,  die  der  Vormund  für  den 
Minderjährigen  anschatlle.  hat  sie  verkauft.  Auch  Mutter  und  Schwester  der 
Kiniiesmutter  sind  nach  Angabe  des  Vormundes  zur  Cberuahmo  der  Ptlege  nicht 
geeignet.  Die  Heimatzuständigkeit  des  Minderjährigen  konnte  bisher  nicht  fest- 
gestellt werden,  weil  sich  die  in  Betraclit  kommenden  Gemeinden  weigern,  dieselbe 

anzuerkennen ‘.  27.  F.  und  A.  N.,  der  Mann  ist  Polier  und  das  Ehepaar 

bekleidet  eine  Hausmeisterstelle;  es  lebt  in  guten  wirtschaftlichen  Verhältnissen, 
hat  2 Kinder:  einen  vorehelichen  13jährigen  Knaben,  welcher  in  der  Findel- 
anstalt zur  Welt  gekommen,  mit  ß J.ihren  den  Ellern  zugestellt  wurde  und 
ein  1 Ijähriges  Mädchen,  in  der  Ehe  geboren  und  in  der  Familie  erzogen.  Das 
letztere  wird  auf  das  sorgfältigste  gepflegt,  weit  über  den  Stand  der  Leute 
gehalten.  Der  Knabe  hat  dagegen  das  schlechteste  Leben;  hungrig,  mißhandelt, 
wurde  er  nur  als  Lasttier  betrachtet;  das  Kind  hatte  am  Tage  die  Reinigungs- 
arbeiten im  ganzen  Hause  zu  besorgen,  in  der  Nacht  — das  Tor  zu  öffnen. 
Wenn  er  während  der  Nacht  erschöpft  durch  die  übermäßige  Tagesarheit  ein- 
schlief und  das  Läuten  nicht  hörte,  wurde  er  von  seinen  Eltern  durch  Hiebe 
auf  den  Kopf  geweckt.  28.  B.  R.,  35  Jahre  alt.  Geschäftsdiener,  verwitwet,  hat 
einen  10jährigen  Kiudien;  dieses  Kind  wurde  in  Schanklokalen  zum  Nacht- 
dienste vermietet.  Als  der  Vater  wegen  V’enmtreuung  eine  Freiheitsstrafe 
abzubüßen  hatte,  nahm  sich  eine  Bedienerin  des  Knaben  an  und  er  wurde  aus 
Mitleid  von  den  Parteien  des  Hauses  so  gut  es  ging  verköstigt.  Trotz  der  gänz- 
lichen Verwahrlosung,  welche  in  diesem  Falle  mehr  die  physische  als  die  sitt- 
liche Seite  des  Kindes  tangierte,  trotz  seines  abenteuerlichen  Lebenswandels 
und  dem  unregelmäßigen  Besuche  der  Schule  war  er  der  Erste  seiner  Klasse. 
(Die.se  ungewöhnliche  Erscheinung  hat  die  Sehlde  veranlaßt,  unsere  Hilfe 
anzurufen.)  29.  Ehepaar  F.  ü.,  der  Mann  ist  Lastenkulscher,  die  Frau  Hilfs- 
arbeiterin, 2 Söhne  sind  selbständig,  desgleichen  eine  Tochter  (Prostituierte), 
2 Töchter  im  Alter  von  7 und  9 Jahren  sind  üi  der  Obhut  der  Familie;  die 
Kinder  haben  nur  unregelmäßig  die  Schule  besucht  und  waren  an  eine  Akro- 
batengescllschafl  vermietet,  wo  wälirend  der  Saisonarbeit  an  die  Schule  nicht 
zu  denken  war.  Diese  Geschäftsspekulation  war  für  die  Elteni  einträglich. 
30.  A.  0.,  32  Jahre  alt,  angeblich  Wäscherin,  Witwe,  tieibl  gewerbsmäßig  Unzucht 
imd  beherbergt  fünf  öffeni  liehe  Mädchen.  Sie  hat  3 Kinder  im  Alter  zwischen 
6 und  13  Jahren,  2 Mädchen  und  1 Knaben;  die  Kinder,  die  Mutier  und  die 
sogenannten  ,Bettgeherinnen“  wohnen  alle  in  einem  Zimmer,  welches  zugleich 
als  .Empfangsraum*  dient.  31.  A.  C.,  V7  Jahre  all,  Gastwirt,  lebt  in  Mähren, 
ist  zum  dritten  Male  verheiratet,  hat  mehrere  erwachsene  null  auch  schul- 
pflichtige Kinder;  ein  ISjähriges  Mädchen  wird  vom  Hause  weggeschickl,  weil 
es  der  Stiefmutter  nicht  zu  Ge.sicht  steht.  Eine  in  Wien  im  Dienste  stehende 
.Schwester  erbamit  sich  der  Kleinen,  bringt  das  Kind  unter  und  entrichtet  von 
ihrem  bescheidenen  Verdienste  das  Kostgeld.  Nach  einem  Jahre  .ändern  sich  die 
Lebensverhältnisse  der  erwachsenen  Schwester  und  sie  kann  nichts  mehr  für  das 
Kuid  tun.  Sie  appelliert  an  das  Pflichlgeföhl  des  Vaters,  für  das  Kind  zu  soi’gen  und 
bekommt  folgende  Antwort:  .Die  Marie  ist  schon  groß  genug,  um  ihren  Unterhalt 
auf  der  Gasse  zu  finden!“  Die  Schule  wandte  sich  an  mis,  mit  der  Bitte,  sich  diese.s 


Digilized  by  Google 


12fi 


Mederösterreich. 


in  jeder  Beziehmip  aiißerpewOlinlich  pul  peartclen  Kindes  anzunehmen;  wir  hal>en 
aiicli  mit  dem  Mädchen  die  besten  Erfalirunpen  peniaetit.  33.  J.  W.,  Ausliilfs- 
diener  in  einem  Ministerium,  ist  Witwer  und  liat  eine  13jäluige  Tocliter;  um 
sich  jeder  Auslage  für  die  Erhaltung  seines  Kindes  zu  entledigen,  übergab 
er  das  Schulmädchen  der  Pflege  und  Obhut  einer  Halbschwester,  welche  als 
Prostituierte  ein  flotles  Lel>en  führt.  Da.s  Schulmädchen  teilte  den  Lelien.s- 
wandel  .seiner  Halbschwester.  Die  Schule  ersuchte  ims  in  diesem  Falb-,  zur 
Kettung  dieses  Mädchens  einzuschreiten.  33.  Ein  Wiener  Fiaker,  welcher  kaum 
seinen  Namen  unterschreiben  kann,  mit  einem  schönen  Einkommen,  führt  ein 
lustiges  Leben.  Daß  er  von  einer  armen  Handarbeiterin  einen  luiehelichen 
Sohn  hat,  ist  für  ihn  ein  unliebsamer  Zufall;  er  kümmeit  sich  auch  weder 
um  die  Mutter  noch  um  das  Kind.  Der  8jährige  Knabe,  ein  hübscher  Junge, 
streift  aufsichlalos  in  den  Gassen;  die  Mutter,  ein  bescheidenes  und  beschränktes 
Geschöpf,  muß  so  gut  wie  allein  das  Kind  erhalten,  da  der  Vater  trotz  seines  aus- 
schweifenden Lebenswandels  aus  formellen  Gründen  nicht  zur  Alimentations- 
zahlung angehalten  werden  kann.  Schmutzig  und  halb  hungrig  läuft  das  Kind 
wochenlang  mit  den  Straßenbuben  frei  herum.  Wenn  gerade  der  Papa  einmal  die 
Laune  hat,  durch  ein  neues  Gewand  den  Buben  , fesch*  herzurichten,  sieht  man 
ihn  am  Sonntag  mit  einem  modernen  Kragen  bekleidet.  Einmal,  freilich  selten,  der 
weiße  hohe  Sleifkragen,  sonst  aber  schmutzige  Lumpen,  wechseln  in  dem  Leben  des 
Knaben  ab.  l>angsam  geht  solch  ein  Kind  der  Verwalirlosung  entgegen,  stets  vor 
Augen  — einerseits  die  unfirodiiktive  schwere  Arbeit  der  Mutter  mit  ihrer 
traurigen  Existenz,  andrerseits  das  frohe  Leben  des  Vaters  ohne  Anstrengung  und 
Midie.  34.  Ein  Gericht  schreibt  uns:  «Der  am  16.  August  1896  geborene  Josef  L. 
ist  am  24.  März  1906  seinem  Vater,  einem  Kupferschmied  in  Wien,  wegen  angeb- 
licher, vom  Vater  allerdings  in  Abrede  gestellter  Mißhandlung  entlaufen  und 
befindet  sich  seit  einiger  Zeit  bei  seiner  Mutter,  Gasthausköchin.  Die  Kindcseltern 
sind  gerichtlich  geschieden,  die  Mutter  kann  den  Knalien  vermöge  ihrer  dienenden 
Stellung  nicht  bei  sich  behalten,  der  Knabe  will  zu  seinem  Vater  nicht  zurück,  da 
er  sich  vor  demselben  scheinbar  förchtel.  Gegen  die  Unterbringung  des  Knaben 
bei  Verwandten  der  Mutier  am  Lande  wehrt  sich  der  Vater.  Für  die  Unterbringung 
des  Knaben  in  einer  Anstalt  oder  in  einem  Kostorlo  würden  von  beiden  Ellern 
Beiträge  geleistet  werden.“  Nachdem  wir  das  Kind  übernommen  hatten,  welches 
in  einem  sehr  verwahrlosten  Zustand  war,  stellte  sich  heraus,  daß  keines  der 
Eltern,  die  doch  einen  selir  guten  Verdienst  hatten,  nun  etwas  zahlen  wollten. 
Nachdem  sie  angeblich  besitzlos  waren  und  nur  in  dienender  Stellung,  war  uns 
auch  die  Möglichkeit  genommen,  sic  durch  Exekution  zu  ihrer  Zahlungspflicht 
anzuhalten.  35.  Das  Ehepaar  I,,  noch  junge  Leute  — er  ursprünglich  Fabrikant, 
später  Handelsagent  — haben  ein  luxuriöses  Leben  geführt.  Nachdem  die  Schulden 
ihnen  über  den  Kopf  waichscn,  sind  sie  eines  Tages  verschwunden.  Die  Gläubiger, 
eine  leere  Wohnung,  unbezahlte  Dienstboten  und  2 Knaben  von  4 und  5 Jahren 
blieben  zurück.  Die  verlassenen  Kinder  waren  gesund,  hübsch  und  aufgeweckt 
Niemand  von  den  Verwandten,  welche  gut  situiert  sind,  wollte  sich  der  Kinder 
annehmen,  alle  behaupteten,  für  die  Eltern  bereits  viel  geleistet  zu  haben. 
36.  M.  K.,  eine  junge  Bonne  aus  Deutschland,  verschenkt  ihr  Kind  bald  nach  der 
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Geburt  an  Kleinbürger  und  hat  sicli  nie  mehr  um  das  Kind  gekümmert.  Im  Laufe 
der  Zeit  haben  sich  die  wirlschafllichcn  Verliältnisse  der  PflegeeUem  sehr 
geändert,  der  Mann  starb,  die  Frau  blieb  in  dürftigen  Verhältnissen  zurück  und  als 
sie  krank  wurde  und  ins  Spitiü  kam,  wo  sie  bald  starb,  blieb  das  zehnjährige 
Mädchen  total  verlassen.  37.  F.  11.,  35  Jahre,  Kutscher,  nach  Wien  zuständig,  läßt 
seine  Frau  in  den  dürftigsten  Vertiältnissen  zurück  und  geht  nach  Amerika,  ohne 
ihr  materielle  Hilfe  zukommen  zu  lassen.  Nach  wenigen  Monaten  stirbt  die  Frau; 
ihre  zwei  Knaben  von  7 und  9 Jahren  fallen  ihrer  Großmutter  zur  Last,  einer  total 
subsistenzlosen  Frau,  welche  durch  Bedienung  ihr  Leben  fristet;  als  die  Groß- 
mutter totkrank  ist,  wird  unsere  Hilfe  angerufen.  Der  Vater  ist  unauflindbar. 
38.  A.  B.,  22  Jahre  alt,  bescheidener  Dienstbote,  hat  für  einen  Säugling  zu  sorgen, 
dessen  Kostgeld  ihren  ganzen  Lohn  aufzehrt.  In  einem  Badeorte  hat  sie  den  Vater 
ihres  Kindes,  einen  reichen  Fremden,  der  sich  nicht  weiter  um  das  Schicksal  der 
Mutter  und  des  Rindes  gekümmert  hat,  nur  wenige  Tage  gekannt 


III.  Kinder  entarteter  Eltern,  an  denen  strafbare  Handlungen  begangen, 
oder  die  zu  solchen  angehalten  werden. 

Überwiegend  rekrutiert  sich  die  venvahrloste  Jugend  der  Großstadt  aus  den 
Kindern  eines  arbeitsscheuen,  moralisch  defekten,  alkoholisierten,  in  Promiskuität 
lebenden  Lumpenproletariats.  Dii'Se  Kltein  gehen  keiner  regelmäßigen  Arbeit 
nach  und  haben  auch  keinen  regelmäßigen  Erwerb,  kein  regelmäßiges  Euikommen. 
Die  Familieribande  werden  durch  Zufall  geknüpft  und  gelöst;  von  ihrer  Festigkeit 
kann  in  den  meisten  Fällen  kaum  die  Rede  sein.  Wir  müssen  dabei  an  die  Ant- 
wort eines  achtjährigen  Knaben  denken,  welcher  uns  auf  die  Frage:  .Wie  heißt 
dein  Vater?“  zur  Antwort  gab:  .Welcher  Vater?  von  welcher  Wohnung?“  Er 
hatte  deren  im  letzten  Jahre  fünf  gehabt,  so  oft  die  W'ohnung  gewechselt  wurde, 
einen  andern. 

Vagalmndage,  Bettel,  Diebstahl  sowie  Prostitution  der  Kinder  sind  an  der 
Tagesordnung  — «auch  geschlechllicher  Mißbrauch  der  Kinder  seitens  der  nächsten 
Verwandten  ist  eine  häutige  Erscheinung.  Gleich  wie  bei  den  gewissenlosen,  spielt 
auch  bei  diesen  Eltern  der  Alkohol  eine  enorme  Rolle. 

Bettelkinder!  Wir  wurden  einmal  abends  in  einer  Seitengasse  der  inneren 
Stadt  von  einer  Anzahl  von  Kindern  im  Alter  von  ß bis  10  Jahren  belagert;  cs 
waren  Knaben  und  Mädchen,  eine  kleine  Bande,  welche  auf  ein  gegebenes  Zeichen 
einem  den  Weg  absperrtc  und  sich  so  lange  um  den  Passanten  herunitrieb,  bis 
man  sich  mit  einigen  Hellern  loskaufle.  ln  diesem  Falle  wollten  wir  in  die  Verhält- 
nisse der  Kleinen  näheren  Einhlick  bekommen  und  wir  nalimen  sie  in  ein  nahe- 
Uegendes  Gasthaus,  um  sie  zu  bewirten;  cs  waren  im  ganzen  7 Kinder;  bei  dem 
kalten,  windigen  Herbstabende  folgten  sie  der  Einladung  mit  Freuden;  schon 
beim  Anldicke  der  heißen  W'ürstel  wurden  sie  zutraulich  und  im  Laufe  des  Nacht- 
mahls auch  mitteilsam.  40.  2 Mädchen  und  1 Knabe  waren  Geschwister;  alle 
wurden  zum  Bettel  angehialtcn,  alle  haben  die  Schule  nur  unregelmäßig  be- 
sucht; ein  lAjähriger  Bruder  war  wegen  eines  Eigentumsdeliktes  in  einer 
Korrektionsanstalt:  die  Mädchen  haben  jede  in  den  Abendstunden  2 bis  3 K, 

9 


Digiiized  by  Google 


130 


NiederAsterreich. 


die  Knaben  1 bis  2 K zusaminengebrachl;  es  war  oft  mehr,  so  daß  der  Gesaml- 
verdienst  sicli  auf  ü bis  10  K pro  Tag  belief;  der  Vater  der  Kinder  war  Flick- 
schuster, fand  im  Erbettelten  seiner  Kinder  sein  Auskommen  und  seine  Schusterei 
war  nur  ein  Vorwand  nach  außen.  41.  2 der  Kinder  waren  Mädchen  im  Aller 
von  7 und  9 Jahren;  sie  wurden  betteln  geschickt,  als  der  Valer  ins  Spital  kam 
und  die  Mutter  sich  mit  ihren  4 Kindern  nicht  durchbringen  konnte;  das  Betteln 
hat  der  Familie  so  viel  eingebracht,  daß  ihre  Existenz  gesichert  schien;  als  der 
Vater  aus  dem  Spital  kam,  fand  er  auch  nicht  gleich  Arbeit ; da  wurden  die  Kinder 
wieder  betteln  geschickt;  die  Einnahmen,  welche  schließlich  die  Kinder  der  Familie 
brachten,  waren  so  leicht  gewonnen,  daß  er  sich  zuletzt  nicht  viel  um  Arbeit  zu 
bekümmeni  schien.  42.  Die  2 anderen  Knaben  von  9 und  10  Jahren  gehörten  einem 
Witwer,  welcher  arbeitsscheu  war,  im  Konkubinate  mit  einer  leichtfertigen  Person 
lebte  und  sich  um  die  Kinder  gar  nicht  kümmerte. 

Da  die  Kinder  uns  ihre  Adressen  angaben,  konnten  wir  durch  die  Erhebungen 
die  von  den  Kindern  gemachten  Aussagen  bestätigen  und  ergänzen ; diese  Kinder 
waren  auch  öfters  von  der  Polizei  wegen  Bettels  beanständet.  43.  3 Kinder  eines 
sogenannten  Maurergehilfen  sind  im  Aufträge  der  Eltern  mit  Professionsbettel 
beschäfligt;  tagtäglich  mit  seltenen  Unterbrechungen  haben  die  Kinder  die  ver- 
schiedenen Bezirke  Wiens  abzulaufen;  so  lange  cs  hell  ist  .arbeiten  sie  l>ei 
Parteien*,  das  heißt,  sie  betteln  in  den  Häusern.  Abends  schreiten  sie  durch  die 
Gassen  und  bieten  den  Passanten  Kleinigkeiten  zum  Kaufe  an.  Wir  konstatieren 
auch  hier,  daß  dieser  .Beruf*  den  Eltern  eine  sehr  schöne  Einnahme  sichert  und 
ihnen  erlaubt,  ein  sorgloses  Leben  voll  Müßiggang  zu  führen.  44.  Das  k.  k.  Bezirks- 
gericht   wendete  sich  mit  dem  Ersuchen  an  uns,  verwahrloste  Kinder  zu 

übernehmen  und  teilt  mit:  .Nach  dem  Berichte  des  k.  k.  Polizeikommissariates 

vom  19.  September  1905  sind  die  Kinder  verwahrlost,  die  Wohnung  ist 

voll  Wanzen,  die  Betten  sind  ohne  Wäsche  und  auch  nach  Aussagen  der  Parteien 
voll  Läuse.  Der  Gatte  ist  ein  Trinker  und  auch  die  Kindesrautter.  Sein  Wochen- 
lohn von  10  bis  14  K geht  auf  Getränke  auf,  mit  Ausnahme  der  Miete  und  des  not- 
wendigsten Essens  für  sich.  Seine  Gattin  und  Kinder  leben  von  geschenkten 
Speiseüberresten  aus  den  Gasthäusern.  Die  Kleider  der  Kinder  sind  sehr  mangel- 
haft und  starren  von  Schmutz*.  45.  Der  zehnjährige  Rudolf  P.,  Sohn  eines  Trunken- 
boldes, welcher  zeitweise  bei  den  Maurern  arbeitet,  ist,  um  Mißhandlungen  seines 
Vaters  zu  entgehen,  aus  dem  zweiten  Stocke  gesprungen  und  wurde  mit  mehr- 
fachen Knochenbrüchen  in  das  Spital  gebracht.  Nach  seiner  Genesung  nahmen  wir 
das  total  vcrwalirloste  Kind  in  Obhut.  Der  Knabe  konnte  weder  lesen  noch 
schreiben,  hat  nie  eine  Schule  besucht  und  war  bis  dahin  cm  V'agant.  Von  seinem 
sechsten  Lebensjahre  an  lebte  er  nicht  mehr  bei  seinen  Eltern,  sondei-n  fristete 
sein  Leben  mit  einer  Schar  in  gleichen  Verhältnissen  stehenden  Kindern  haupt- 
sächlich vom  Bettel.  Im  Sommer  waren  die  Kinder  im  Volksprater  Kegelbubcn, 
bei  .Artisten*  etc.;  die  filteren  mit  10,  12  Jahren  trieben  sich  in  den  Nachtgast- 
häusern als  Planetenverkäufer  umher,  stellenweise  dienten  sie  Prostituierten  als 
Aufpasser.  Die  Verdienste  dieser  Kinder  waren  je  nach  der  Jahreszeit  zwischen 
2 und  9 K täglich.  In  der  warmen  Jahreszeit  schliefen  sie  meistens  im  Freien,  mit 
Vorliebe  in  Neubauten,  auch  auf  äViesen  und  unter  der  Reichsbrücke;  im  Winter 
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gegen  ein  Nachtlagergeld  von  20  Hellem  bei  .Wörslelweibem*,  auch  bei  öffent- 
lichen Mädchen. 

Das  Geld  verbrauchten  die  Kinder  zum  Teil  für  den  eigenen  Unterhalt,  teil- 
weise auch  zur  Aushilfe  bei  bedürftigen  Kollegen,  einen  großen  Teil  mußten  die 
Kinder  von  Zeit  zu  Zeit  ihren  Eltern  abgeben.  Unter  diesen  Kindern  befand  sich 
auch  eines,  welches  die  einzige  Stütze  seiner  verwitweten,  mit  mehreren  kleineren 
Geschwistern  belasteten  kranken  Mutter  war.  Der  obengenannte  Hudolf  P.  hat 
wegen  brutaler  Bebandlung  seitens  des  Vaters  und  wegen  Hungei-s  da.s  F.lterahaiis 
verlassen;  er  hat  aber  seine  Mutter  gern,  lauerte  ihr  oft  auf  der  Gasse,  wenn  sic 
von  ihrer  Tagesarbeit  von  den  Maurern  heimkehrto,  auf.  um  ihr  das  Geld  von 
.seinem  Verdienst“  zu  schenken.  Die  Frau,  welche  noch  kleine  Kinder  zu  Hause 
hatte,  mißhandelt  von  ihrem  Manne,  welcher  auch  ihren  kargen  Verdienst  oft 
vertrank,  hatte  ein  schweres  Leben.  Rudolf  suchte  es  ihr  durch  seine  Geld- 
geschenke zu  erleichtern,  traute  sich  aber  nur  selten  in  die  elterliche  Wohnung, 
um  nicht  vom  Vater  erwischt  zu  werden.  Wurde  das  Heimweh  nach  der  Mutter  zu 
groß,  kehrte  er  für  wenige  Tage  nach  Hause  zurück  und  wußte  von  vornherein, 
daß  er  dann  Knödel,  anderereeits  aber  auch  eine  Tracht  Prügel  erhalten  würde. 
Als  Rudolf  in  unsere  Pflege  aufgenommen  wurde,  war  ihm  jede  gesittete  Lebens- 
führung fremd;  er  hat  sich  sehr  willig,  intelligent  und  dankbar  erwiesen.  Anfangs 
war  er  ganz  vergnügt;  nach  wenigen  Wochen  bekam  er  Heimweh  nach  seinen 
Lebensgefährten,  von  welchen  er  getrennt  war,  und  eines  schönen  Tages  ver- 
schwand er.  Er  kam  sinät  abends  nach  Hause,  ganz  erschöpft  und  aufgeregt,  nach- 
dem er  den  ganzen  Tag  die  bekannten  Orle  im  Prater  durchstreift  hatte,  ohne 
seine  früheren  Kollegen  zu  finden;  er  wollte  wis.sen,  wie  es  ihnen  geht,  ob  sie 
nicht  einer  Hilfe  bedürften;  er  kam  flehend  zu  uns  unit  bat  um  die  Ausforschung 
der  andern  Kinder,  ln  rührender  Weise  suchte  er  uns  zu  bewegen,  diese  Kinder 
ausfindig  zu  machen  und  bei  uns  aufzunehmen;  er  versprach,  sie  würden  sehr 
brav  und  folgsam  sein  und  meinte,  sie  möchten  auch  gern  etwas  lernen.  Es  stand 
leider  nicht  in  unserer  Macht,  dieser  Bitte  nachzukommen  und  nachdem  der  Kleine 
öfter  erw.ähnt  hatte,  er  mag  nicht,  daß  es  ihm  so  gut  geht,  wenn  es  andere,  die  er 
lieb  hat,  schlecht  haben,  ist  er  verschollen.  46.  Nach  .Monaten,  an  einem  kalten 
Sp.äthcrbsttage,  stand  Rudolf  vor  unserem  Fenster  mit  einem  anderen  halb- 
wüchsigen Burschen  von  zirka  14  Jahren,  in  Lumpen  gehüllt  und  ganz  herab- 
gekommen. Er  blickte  hinauf,  traute  sich  aber  nicht  herein;  als  die  beiden  Knaben 
geholt  wurden,  stellte  sich  heraus,  daß  er,  nachdem  es  ihnen  in  der  letzten  Zeit 
besonders  schlecht  ergangen  war,  beschlossen  hatte,  mit  seinem  neuen  Kameraden 
bei  uns  Zuflucht  zu  suchen.  Der  größere  Bub  sah  wie  ein  Strolch  aus;  sein  herab- 
gekommencs,  frierendes  Aussehen,  sein  unruhiger  Blick,  der  Angstausdruck  in 
seinem  Gesichte,  als  ob  er  bei  jeder  Handbewegung,  die  man  machte,  einen  .Schlag 
befürchtete,  machten  einen  hödrst  ungünstigen  Eindruck.  Es  gehörte  eine  gewisse 
Überwindung  d.azu,  diesen  Knaben  aufzuneliinen.  Wir  erfuhren,  daß  er  zu  groß 
war,  um  sich  durch  Bettel  weiter  fortbringen  zu  können,  und  seit  Wochen  ein 
K,analrohr  im  111.  Bezirke  als  Schlafstälte  benützte.  Es  wurde  hie  und  da  mit 
Resten  in  Gasthäusern  gespeist;  sein  Vater,  ein  arbeitsscheues  Individuum,  war  vor 
mehreren  Monaten  gestorben;  da  er  sein  Leben  als  Musikant  in  Schanklokalen 
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(jefrislot  hatte,  mußte  das  Kind  das  vagiercnde  Leben  des  Vaters  teilen;  es  bcsuclite 
nie  eine  Schule,  konnte  weder  lesen  noch  schreiben;  von  seiner  Mutter,  welche 
einen  leichtfertigen  Lebenswandel  führte,  wurde  er  nach  dem  Tode  seines  Vaters 
auf  die  Gasse  gesetzt ; er  sollte  sich  helfen,  wie  er  könnte,  meinte  seine  Mutier. 
Total  verlassen,  ohne  jemand  zu  haben,  der  sich  seiner  annahm,  kam  er  mit  einer 
Einbruchsbande  in  Berührung  und  wurde  von  letzterer  als  Aufpasser  benützt, 
womit  er  seinen  Unterhalt  verdiente.  Seil  einem  Monate,  da  die  Bande  unter  Schloß 
und  Uiegel  war,  mußte  er  hungern.  Nachdem  der  Knabe  von  uns  gespeist,  gereinigt 
und  gekleidet  worden  war,  änderte  sich  auch  sein  Außeres  merklich;  nach  wenigen 
Tagen  gewann  sein  Gesichtsausdruck  und  man  konnte  kaum  in  ilim  einen 
Vaganten  vermuten.  Im  Grunde  genommen  war  er  ein  sehr  gut  veranlagter, 
arbeitswilliger  und  folgsamer  Knabe;  ungeachtet  der  jaltfelangen  Verwahrlosung 
hat  seine  ethische  Veranlagung  die  Oberhand  behidten.  Leider  wurden  wir 
eines  schönen  T.agos  durch  eine  gerichtliche  Zuschrift  überrascht,  daß  der  Knabe 
in  einer  Besserungsanstalt  unlerzukommen  hat;  das  war  die  Folge  seiner  Verbindung 
mit  der  Diebsbande. 

Nachdem  wir  mlheren  Einblick  in  die  Verwahrlosung  der  Großstadticinder 
gewonnen  hatten,  gelang  es  uns  einige  Schlupfwinkel  zu  eruieren  und  manche 
Lebensverhällnisse  verwahrloster  Kinder  kennen  zu  lernen.  Wir  eruierten  unter 
anderem  eine  kleine  Bande  von  zirka  30  Kindern,  darunter  eine  Anzahl 
Mädchen  im  Aller  zwischen  10—1+  Jahren,  welche  täglich  10 — 12  Kronen  durch 
Prostitution  verdienten.  47.  Im  sogenannten  Reichsbrückenhof,  im  II.  Bezirke 
wohnte  ein  Würstelmann  1.  S.;  er  halte  im  dritten  Stocke  ein  kleines  Kabinett 
inne;  mit  ihm  lebte  im  Konkubinate  eine  Frauensperson,  welche  ihm  die  Wirtschaft 
führte;  sein  sechsjähriges  Kind  hatte  der  Mann,  welcher  Witwer  war,  bei  sich; 
meist  in  der  Nacht  gegen  ein  Uhr  kehrten  dort  allerlei  verdächtige  Individuen  ein, 
welche  bei  Tagesanbruch  verschwanden;  dort  fanden  auch  Unterkunft  Minder- 
jährige von  der  oben  erwähnten  Kinderbande.  Den  Zustand,  in  welchem  sich  diese 
.Wohnung“  befand,  k.ann  man  sich  kaum  vorstellon;  die  Luft  war  dumpfig,  alles 
starrte  vor  Schmutz.  Als  unser  Recherchent  die  IVohnung  betrat,  spielte  der  sechs- 
jährige Sohn  des  Wohnungsinhabers  mit  einem  Hunde;  auf  die  Frage,  ob  er  in  die 
Schule  gehe,  erwiderte  er:  .Das  brauche  ich  ja  nicht“  Wir  brachten  in  Erfahrung, 
daß  er  tatsächlich  die  Schule  nicht  besuchte  und  den  Schuldiener,  der  ihn  holen 
wollte,  in  die  Hand  gebissen  hat  Das  Kind  war  sehr  verschlagen,  gab  ungern 
Antwort  und  erklärte,  daß  der  Vater  bei  der  Kronprinz  Rudolfsbrückc  Würstel 
verkaufe;  die  Frauensperson  besorgte  das  Kabinett,  welches  allnächtlich  zum 
Massenquartier  wurde.  Bei  der  Forschung  nach  anderen  Personen,  welche  ver- 
wahrloste Kinderhänden  beherbergen,  stellte  sich  heraus,  daß  eine  Würstel- 
verkäuferin bei  der  Kronprinz  Rudolfsbrücke,  eine  gewisse  Z.,  sowie  eine  leicht- 
fertige Person,  von  allen  nur  .Marie“  genannt,  auch  schulpflichtige  Mädchen  zu 
sittenlosem  Lebenswandel  anhalte.  +8.  Unter  den  letzteren  befand  sich  die 
dreizehnj.ährige  M.  K.  Der  Vater  war  in  einem  Magazin  um  Handelskai  als 
Hilfsarbeiter  beschäftigt;  die  Mutter  befand  sich  seit  Monaten  im  Allgemeinen 
Krunkenhause,  die  kleineren  Geschwister  waren  sich  selbst  überlassen.  Dieses 
Mädchen  sollte  besonders  gefährlich  sein,  weil  sie  andere  Kinder  an  sich  lockte 


Digitized  by  Google 


Niederöslorreich. 


133 


und  verfühile.  Dip  Geschiclite  einiger  anderer  Kinder,  welche  dieser  Bande 
angehörten,  ist  folgende:  49.  Der  neunj.'ihrige  Stephan  und  der  achtjährige 
Josef  D.  treiben  sich  im  Prater  hemm  infolge  von  Mißhandlungen,  welche  sie  von 
ihrem  Vater  erdulden  mußten;  sic  brachten  sich  hauptsächlich  mit  Bettehi  durch, 
verdietilen  bis  10  Kronen  täglich  und  fanden  Unterstand  bei  oben  erwähnter 
Quartiergeberin;  Wochen  und  Wochen  sind  die  Kinder  vom  Hause  entfernt!  Wenn 
die  Polizei  die  Kinder  auffiudet  und  die  Mutter  auffordert,  die  Kinder  zu  holen, 
flehen  die  Kinder  kniend  mit  erhobenen  Händen,  sie  möge  sie  nicht  nach  Hause 
bringen,  denn  bevor  sie  es  tut,  werden  sie  in  die  Donau  springen ; wie  wir  erhoben 
haben,  ist  der  betreffende  Vater  ein  gewalttätiger  und  roher  Trunkenbold,  welcher 
Weib  und  Kind  oft  prügelt;  er  hat  z.  B.  mit  einem  Riemen,  welchen  er  in  Wasser 
tauchte,  die  Kinder  derart  geschlagen,  daß  sie  sich  nicht  vom  Boden  erheben 
konnten;  er  erhielt  öfters  Vorladungen  zur  Polizei;  nachdem  aber  weder  Mutter 
noch  Kinder  sich  trauten,  gegen  den  Gewalttätigen  auszusagen,  blieb  die  Sache 
resultatlos;  die  Mutter  machte  bei  den  verschiedenen  Wohltätigkeitsgcsellschaften 
vergebliche  Versuche,  die  Kinder  unterzubringen;  sie  weint  halbe  Nächte 
durch,  weil  die  Kinder  trotz  alledem  gut  sind  und  dem  Verderben  zugeföhrt 
werden.  50.  Eines  Tages  erschien  bei  uns  eine  wohlbeleibte  ältliche 
Kleinbürgersfrau  und  brachte  uns  ein  achtjähriges  blondes  Mädchen,  aus 
dessen  kindlichem  Gesichte  manche  wenig  kindliche  I/ebenserfahrung  sprach: 
»Ichbitf  Euer  Gnaden,  nehmens  sich  um  das  Mädel  an,  denn  sonst  müßt"  sie  zu 
gmnde  gehen,  ich  kann's  nicht  tun.  Der  Vater  des  Mädels  ist  zu  mir  verwandt,  aber 
ich  muß  Ihnen  gestehen,  eine  solche  Diebsbande  kommt  nicht  oft  vor;  wenn  ich 
auch  das  Kind  bei  mir  behalten  wollt’,  werd'  ich  bedroht  und  beschimpft  und  bin 
meines  Lebens  nicht  sicher.*  ,Vor  drei  Wochen*,  erzählte  das  Frauenzimmer 
weiter,  ,ist  die  Anna  zu  mir  gekommen,  blutig  geschlagen  von  ihrer  Stiefmutter, 
weil  sie  zu  wenig  Geld  abgcliefert  hat.  Sie  muß  auf  den  .Geschäftsgang*,  das  ist 
betteln,  eventuell  stehlen.*  Nach  und  nach  haben  wir  folgendes  erfahren:  Di>r Vater 
der  Kleinen  war  Lastkutschcr,  die  Stiefmutter  Arbeiterin  bei  einem  Bau.  Sie  hatte 
zwei  eigene  Töchter,  von  denen  die  eine  mit  17  Jahren  nach  dem  dritten  Kinde 
durch  und  durch  infiziert  im  Spital  gestorben  ist;  die  zweite,  neunzehnjährige  lebte 
von  Prostitution  und  fand  zeitweise  mit  mehreren  Freundinnen  Nachtquartier  bei 
ihren  Eltern,  wo  in  Zinuner,  Kabinett  und  Küche  bereits  das  Ehepaar,  zwei  minder- 
jälirige  Stiefkinder  und  drei  Bettgeher  schliefen.  Die  beiden  jüngeren  Mädchen,  die 
achtjährige  Anna  und  die  zwölfjährige  Betty,  wurden  vorwiegend  zum  Bettel,  teil- 
weise zum  Diebstalil  abgerichtet  Das  Stehlen  der  Wäsche  vom  Boden  war  eine 
Spezialität  der  Stiefmutter.  Außerdem  ging  sie  mit  beiden  Mädchen  in  den 
Geschäften  herum  und  stahl  aus  der  Auslage;  zu  diesem  Zwecke  hatten  gewöhn- 
lich die  Frau  und  die  Kinder  breite,  lange  Umhängkrägen;  wie  die  Kleine  sagte, 
mußte  man,  wenn  man  etwas  wegnehmen  wollte,  nie  mit  dem  Gesichte  zu  dem 
betreffenden  Gegenstand  stehen,  sondern  mit  dem  Kücken  und  so  die  Ware  zu 
sich  nehmen;  alle  drei  hatten  genau  zu  beobachten  und  auf  ein  gegebenes  Zeichen 
der  Stiefmutter  eventuell  das  Lok.al  zu  verlassen.  Diese  Stiefmutter  trieb  einen 
eigentümlichen  Betrug  mit  Hausierern  für  Lernen-  und  BaumwoUwaren.  Sie  nahm 
ein  Stück  Ware  auf  Ratenzaldung,  gab  eine  kleine  Angabe  und  als  der  Hausierer 
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zur  Ablioluiig  seiner  Haie  erschien,  üherflel  sie  den  Nichtsalmenden  mit  Schimpf- 
worlen,  er  hätte  sie  betrogen,  und  drohte  ihm  mit  dem  Gericht.  Der  Mann  ging 
dem  Weibe  aus  dem  Wege  und  so  behielt  sie  die  Ware,  welche,  wie  die 
gestohlene,  meistens  gleich  ins  Versatzamt  wanderte.  Die  Frau  schickte  auch  die 
beiden  Mädchen  fleißig  stehlen  und  betteln:  stehlen  war  aber  den  Kindern  so  zu- 
wider, daß  sie  verschiedene  Ausreden  fanden,  um  es  nicht  zu  tun;  um  so  mehr 
mußten  sie  dalier  trachten,  durch  Betteln  zu  verdienen.  Die  Forderung  der  Sticf- 
multi’r  war  aber  hoch  und  um  den  Mißhandlungen  zu  entgehen,  griffen  die  Kinder 
alsbald  zur  Prostitution.  Die  Familie  lebte  bis  auf  die  zwei  kleinen  Mädchen, 
welche  oft  hungern  mußten,  in  Saus  und  Braus;  im  Essen  und  Triuken  ging  es 
wie  in  einem  gut  bürgerlichen  Haushalte  her;  der  Zins  war  pünktlich  bezahlt,  der 
Hausmeister  hatte  sein  reichliches  Trinkgeld  und  so  genoß  die  Familie  nach  außen 
einen  guten  Leumund.  Einmal  wagte  eine  unbesonnene  Nachbarin  eine  jVnzeige. 
Die  Familie  erhielt  aber  davon  rechtzeitig  Kenntnis;  die  gestohlene  Ware  wurde 
teils  beseitigt,  teils  versteckt,  so  zwischen  den  Spiralfedern  der  Polsterraöbel.  Als 
die  .Herren  Vertrauten“  zur  Hausdurchsuchung  kamen,  war  es  eine  .Mordshetz“, 
wie  die  Kleine  erzählte,  ,es  war  alles  in  schönster  Ordnung,  sie  haben  natürlich 
nichts  gefunden,  der  Vater  hat  sie  selbst  herumgeführt  und  hat  sie  sogar  auf  den 
Huden  geleitet,  um  ihnen  alles  zu  zeigen.  Wir  haben  uns  krank  gelacht  und  abends 
gal)  es  ein  Festessen.  — Der  Nachbarin  erging  es  schlecht;  die  Stiefmutter  kl.agte 
sie  auf  Ehi  enbeleidigutig,  sie  mußte  eine  Geldstrafe  zahlen  und  seit  der  Zeit  liatten 
wir  Uuhe.“  51.  Folgender  Gerichtsfall  wirft  ein  Licht  auf  die  erziehliche  Wirkung 
mancher  Familie;  im  .Neuen  Wiener  Journal*  vom  21.  September  1905 
lesen  wir; 

.Eine  .Muslerfamilie.  Vor  dem  Strafrichter  der  Leopoldstadt,  Gerichtssekretär 
Dr.  P.,  hatte  sich  gestern  die  Bedienerin  Marie  Stehlik  wegen  Diebstalilsteilnehmung 
zu  verantworten.  Wie  aus  den  zVkten  hervorgeht,  ist  das  Oberhaupt  der  Familie, 
Wenzel  Stehlik,  wegen  wiederholter  Vergehen  gegen  das  Eigentum  abgestraft  und 
aus  Niederösterreieh  ausgewiesen.  Die  Mutter  ist  beim  Landesgerichte  abgestraft 
und  der  Sohn  ist  ein  notorischer  Taschendieb,  der  gleichfalls  wiederholt  abgestrafl 
ist.  Das  neunjährige  Mädchen  geht  mit  dem  Burschen  auf  Kaubzüge  aus  und  bringt 
die  Beute  der  älutter,  die  deshalb  angeklagt  war.  Das  Kind  befindet  sich  jetzt  im 
Kloster  zu  J.;  die  Polizei  bezeichnet  es  als  ein  Kuriosum,  daß  eine  Tochter  dieser 
Familie  an.ständig  ist.  Sie  steht,  wie  es  im  Akte  heißt,  durch  ihre  Moral  und  ihren 
Trieb  zur  Bildung  .auf  einer  höheren  sozialen  Stufe“.  Dafür  wird  sie  von  der 
Mutter  maltraitiert  und  in  der  Freiheit  beschränkt.  Der  Hiebtor  verurteilte  die  Frau 
zu  acht  Tagen  Arrest 

52.  Das  k.  k.  Bezirksgericht schreibt  uns:  .Die  am  10.  April  1895 

geborene  Aiuia  M.  ist  geistig  etwas  zurückgeblieben,  besucht  noch  die  zweite 
Klasse  der  Volksschule  und  wohnt  bei  ihren  Eltern,  Marie  M.,  W'äscherin,  und 
Franz  M.,  Schniiedgehiife.  Da  der  Mann  oft  arbeitslos  ist,  sind  die  Einkommens- 
verhältnisse der  Familie  die  dürftigsten. 

Es  wurde  von  Frau  M.  die  Anzeige  erstattet,  daß  ihr  Mimn  mit  ihrer  zehn- 
jährigen Tochter  wiederholt  geschlechtlichen  Verkehr  gepflogen  habe  und  das 
Kind  hat  bei  der  eingeleiteten  Untersuchung  die  .iVnzeige  in  allen  Punkten  ganz 
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detailliert  in  allen  Einzelheiten  bestätig;  auch  die  gerichtsärztlirhe  Untersuchung 
bot  der  Beschuldigung  unterstützende  Momente.  Zu  einer  Anklage  und  Verurteilung 
i.st  es  allerdings  nicht  gekommen.  Nunmehr  wohnen  die  beiden  Eheleute  M.  wieder 
beisammen  und  scheinen  sich  versöhnt  zu  haben.  Frau  M.  will  die  ganze  von  ihr 
erstattete  Anzeige  widerrufen.  Wenn  auch  nicht  nachgewiesen  ist,  wie  weit 
der  Vater  sich  an  der  Tochter  vergangen  hat,  so  scheint  doch  tatsAchlich  ein  Miß- 
brauch des  Kindes  erfolgt  zu  sein,  andererseits  ist  es  augenscheinlich,  daß  das 
Kind  von  seiner  Mutter  zum  Lügen  angchalten  wird;  jedenfalls  schien  es  höchst 
wünschenswert,  das  Kind  dieser  ungesunden  und  gefAlirlichen  Umgehung  zu  ent- 
ziehen . . . ‘ 


IV.  Kindermißhandlung;  und  -Verwahrlosung;. 

Mißhandelte,  überwiegend  voreheliche  oder  uneheliche  und  Stiefkinder 
wollen  wir  nur  insofern  erwAhnen,  als  fortgesetzte  Mißhandlungen  eine  direkte 
Verwahrlosung  von  Kindern  sind.  Die  fortgesetzten  Mißhandlungen,  die  zu  den 
tragischesten  und  verkanntesten  Kriminalerscheinungen  gehören,  sind  an  anderer 
Stelle  zu  erörteni.  Die  mißhandelten  Kinder  werden  seitens  der  .Sicherheilsbehördc 
meist  als  .vagierend*,  .diebisch“  und  .verlogen“  geschilderL  Aus  diesem  Grunde 
finden  sie  auch  selten  Schutz  und  wenn  sich  mitleidige  Nachbarn  für  sie  e'mzu- 
setzen  versuchen,  werden  sie  barsch  abgewiesen. 

Hflufig  werden  im  V'erhalten  der  mißhandelten  Kinder  Ursachen  und  Wirkung 
verwechselt.  Ein  Kind,  welchem  systematLsch  die  Nahrung  entzogen  wird,  nimmt,  was 
es  findet,  um  seinen  Hunger  zu  stillen  und  das  wird  als  .Diebslald“  paragraphiert; 
um  den  fortgesetzten  Mißhandlungen  zu  entgehen,  flüchtet  es  aus  dem  Hau.se  und 
man  konstatiert,  daß  es  zum  .Vagabundieren“  neigt;  von  der  Behörde  aufgegrilfen, 
gibt  es,  um  seinen  Peinigern  nicht  zurückgcstellt  zu  werden,  falschen  Namen  und 
Adresse  an;  es  ist  .verlogen“. 

Wenn  wir  von  Mißhandlung  als  Ursache  der  Verwahrlosung  sprechen,  ist 
ein  klassischer  Fall  in  Erinnerung  zu  bringen : Der  berüchtigte  Prozeß  Kutschera 
welcher  im  Spätherbste  1899,  bald  nach  dem  Prozeß  Hummel  stattfand  und  in  allen 
Gesellschaftskreisen  berechtigtes  Aufsehen  enegte.  Ein  sechsjähriges  Sticfkhid 
wurde  von  der  Kutschera  zu  Tode  mißhandelt;  die  älteren  Kinder  durch  fortgesetzte 
Mißhandlungen  aus  dem  Hause  getrieben  und  der  Vcrwalmlosung  preisgegeben. 

Ähnliche  Erfahrungen  wie  im  Falle  Hummel  und  Kutschera  haben  wir  in 
unserer  Kinderschutzpraxis  reichlich  gesammelt;  von  den  130  Beispielen , welche  wir 
in  den  letzten  zwei  Jahren  beobachtet  haben,  mögen  folgende  zur  Illustration  dienen. 
53.  Unter  der  Überschrift  .Selbstmordversuch  einer  Elfjährigen“  brachten  die 
Blätter  im  März  190C  folgende  Nachricht:  .Die  elfjährigePutzerstochlerStephanieB., 
in  Ottakring  wohnhaft,  ein  abnormes  Kind,  das  zum  Vagieren  und  Stelden  neigt, 
hatte  wegen  eines  neuen  Gelddiebstahls  Strafe  zu  fürchten.  Als  heute  mittag  ihr 
Vater  heimkehrte  und  Stephanie  seinen  Schritt  hörte,  geriet  sie  so  in  Angst,  daß  sie 
vom  dritten  Stock  auf  die  Straße  sprang.“  Einzelne  Blätter  benützten  diesen  Fall, 
um  spaltenlange  Aufsätze  zu  publizieren,  in  welchen  sie  in  sentimentaler  Weise 
die  trostlose  Lage  der  braven  Eltern,  welche  ein  so  entartetes  Kind  besitzen 
schilderten.  Wenn  man  nur  halbwegs  mit  dem  tiefen  Kinderelend  vertraut  ist. 
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wonn  man  die  völlige  Schutzlosigkeit  eines  gemarterten  Kindes  kennt,  wenn  man 
Erfaliningen  über  die  einseitige,  parteiische  Beurteilung  der  Eltern  gesammelt  hat, 
weiß  man,  was  hinter  einer  so  trockenen  Zeitungsnotiz  über  ein  .ungeratenes* 
Kind,  das  sich  das  I,eben  nehmen  will,  steckt.  Daher  waren  wir  in  der  Lage,  in 
den  Tagesblätlern  Wiens,  welche  die  gegebene  Notiz  unter  Hinweis  auf  die  poli- 
zeiliche Nachricht  veröflentlicht  hatten,  am  18.  März  folgende  Berichtigung  des 
Falles  zu  geben: 

,ln  den  heutigen  Tagesblättern  erschien  ein  Bericht  über  den  .Selbstmord- 
versuch einer  Elfjährigen“,  der  die  Selhstmordkandidalin  Stephanie  B.  als  abnormes 
Kind,  geneigt,  zu  stehlen  und  zu  vagieren,  darstellt,  das  sich  aus  Angst  vor  der 
Strafe  wegen  eines  begimgenen  Diebstahls  das  Leben  nehmen  wollte.  Nach 
unseren  sofort  gepllogenen  Erhebungen  und  einer  Bücksprache  mit  dem  schwer- 
verletzten Mädchen  sehen  wir  uns  genötigt,  im  Interesse  des  Kindei-schutzes  im 
allgemeinen  und  der  kleinen  Stephanie  B.  iin  besonderen  dem  Publikum  diesen 
Fall  rvahrheitsgemäß  darziilegen.  Die  1 IJfdirige  Stephanie  B.  ist  außer  der  Ehe 
geboren  und  war  bis  zu  ihrem  zehnten  Jahre  in  Kost  bei  ihrer  Großmutter  auf 
dem  Lande;  sie  wurde  vor  zwei  Jahren  zu  ihren  Eltern  nach  Wien  gebracht  und 
lernte  da  erst  ihre  Mutter  kennen;  .Stephanie  B.  Ist  ein  hübsches  Kind,  physisch 
gut  entwickelt  und  sehr  intelligent.  Von  den  Parteien  des  Hause.s.  in  dem  ihre 
Eltern  wohnen,  wird  sie  als  brav,  folgsam  und  fleißig  geschildert.  Dessenunge- 
achtet halte  die  anne  Kleine  ein  wahres  Martyrium  im  Ellemhause  auszustehen; 
sic  soll  bis  Mitternacht  und  von  4 oder  5 Uhr  friih  an  gearbeitet  haben.  Die  lieb- 
lose, rohe  Behandlung  der  Mutter,  die  fortwälirenden  Mißhandlungen  konnte  das 
Kind  nicht  mehr  ertragen;  sie  versuchte  öder,  zu  lliehen;  zu  diesem  Zwecke  nahm 
sie  Geld.  Sie  wollte  stets  ihre  Großmutter  aufsuchen,  um  sie  zu  bitten,  sie  doch 
zu  behalten.  Neulich  fand  sie  in  der  Thali.astraße  eine  Börse  mit  einem  Gulden; 
sie  wollte  das  Geld  nicht  hei'geben,  da  sie  sich  zu  einem  neuen  Fluchtversuche 
rüstete.  Sie  wurde  aber  von  der  Mutter  zurückgehalten  und.  um  den  unaus- 
gesetzten Mißhandlungen  zu  entgehen,  wollte  sie  sieh  durch  einen  Sprung  vom 
dritten  Storke  das  Leben  m>hmen.  Der  Zufall  wollte,  daß  ein  vorübergehender 
Soldat  das  von  der  Höhe  stürzende  Kind  sah  und  es  aufzufangen  versuchte;  er 
fiel  mit  dem  Kinde  zu  Boden;  dadurch  läßt  sich  wohl  erklären,  daß  d,as  Kind 
nicht  mit  zerschmettertem  Schädel  tot  blieb,  sondern  nur  schwere  Verletzungen 
an  den  unteren  Extremitäten  erlitten  hat.  Ein  kurzer  Beitrag  zu  dem  Kapitel 
.Kindermißhandlungen“,  durch  die  die  Kinder  zu  Tode  gemartert  oder  in  den  Tod 
getrieben  werden. 

Seitdem  sind  Monate  vergangen.  Die  kleine  Stephanie  kam  nach  der  Ent- 
lassung aus  dem  Spitale  in  unsere  Pflege  und  wir  betonen  nach  halbjähriger 
Erfahrung,  daß  die  Stephanie  B.  besonders  intelligent,  eines  unserer  bestveran- 
laglcn  Kinder  ist,  fleißig,  arbeitsam,  folgsam  und  in  jeder  Hinsicht  verläßlich.  Sic 
ist  auch  überglücklich,  bei  uns  bleiben  zu  dürfen.“ 

Wie  steht  es  al.«o  mit  der  öffentlichen  Behauptung,  auf  Grund  amtlicher 
Erhebungen,  cs  sei  ein  .abnormes,  zum  Vagieren  und  Stehlen  geneigtes  Kind“? 
.ö4.  Auf  Ersuchen  des  Vormundes  haben  wir  einen  verwahrlosten  7jährigen 
Knaben,  Ludwig  G.  übemommen.  Er  kam  als  uneheliches  Kind  nach  der  V'erhei- 
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raluiig  seiner  Mutier  ins  Haus  und  war  dem  Manne,  einem  Hand.schulimacher. 
der  7.U  Hause  arbeitete,  ein  Dom  im  Auge;  er  konnte  das  Kind  nicht  au-slehen 
und  benützte  jede  Gelegenheit,  um  es  zu  iniBhandeln.  Um  das  Kind  vor  den  Miß- 
handlungen des  Vaters  zu  schützen,  halte  die  Mutter  getrachtet,  daß  es  sich 
möglichst  wenig  tagsüber  in  der  Wohnung  aufhalte;  das  Kind  mußte  sich  auf 
diese  Weise  in  den  Gassen  herumtreiben;  venstolden  schlich  es  sich  ins  Haus,  um 

sein  Essen  zu  bekommen.  55.  Das  k.  k.  Bezirk.sgericht schreibt  uns: 

.Der  in  Wien  wohnhaften  Bedienerin  M.  P.  wurde  bei  der  am  8.  November  1904 
slaltgefundencn  Strafverhandlung  wegen  liebloser  Mißhandlung  ihres  unehelichen, 
1902  geborenen  Kindes  Karl  ein  Venveis  erteilt  Die  gepflogenen  Erhebungen 
ergaben,  daß  der  minderjährige  Karl  P.  bei  seiner  Mutter  verwahrlose  und  wegen 
grober  Verletzung  der  Sitte  aus  der  Schule  ausgewiesen  worden  sei.  Die  Leitung 
der  bclreffenden  Bürgerschule  halte  eine  Entziehung  des  Knaben  aus  der  Aufsicht 
und  dem  Einflüsse  seiner  Mutter  fttr  dringend  geboten,  spricht  sich  jedoch  nach- 
drücklich gegen  eine  Abgabe  desseltren  in  eine  Besserungsanstalt  aus,  da  der 
Knabe  in  keiner  Weise  eine  verbrecherische  Anlage  zeige  und  durch  entsprechende 
Beaufsichtigung  von  seuicm  bisherigen  Lebenswandel  abgebrachl  und  bei  seiner 
Begabung  wieder  gänzlich  gebessert  werden  könnte.  Eine  Anfrage  an  die  Direktion 
des  .Wiener  Schulzvereines  zur  Kettung  verwahrloster  Kinder“  blieb  aus  dem 
Grunde  erfolglos,  weil  bei  diesem  Vereine  wegen  Pialzmangel  eine  Aufnahme  üi 
eine  der  V'ereinsanstalten  derzeit  unmöglich  ist.  Da  eine  rasche  Entziehung  des 
Knaben  aus  der  Erziehung  seiner  Mutter  nach  den  angeführten  Umständen  dringend 
geboten  erscheint,  beehrt  sich  das  gefertigte  Gericht  mit  der  ergebensten  Anfrage, 
ob  und  unter  welchen  Bedingungen  eine  Aufnahme  des  Knaben  unter  die  Schütz- 
linge Ihres  Verbandes  ermöglicht  werden  könnte.  Bejahendenfalls  würde  die  Beschaf- 
fung der  Dokumente  des  minderjälirigen  Karl  P.  von  Amts  wegen  erfolgen.“  Wir 
haben  mm  erhoben,  daß  der  kleine  Karl  P.  als  uneheliches  Kind  einer  Bedienerin, 
welche  noch  zwei  Kinder  hat,  in  der  Eindelanstall  zur  Welt  gekommen  und  seiner 
Mutter  mit  10  Jahren  zugeslellt  worden  ist.  Der  Knalie  war  gut  veranlagt,  in  jeder 
Beziehung  brav  und  folgsam,  wurde  aber  von  seiner  Mutter  in  grausamer  Weise 
mißhandelt,  nachts  aus  dem  Hause  gejagt  und  bekam  nichts  zu  essen. 
Die  Schule  hat  nur  Gutes  über  ihn  ausgesagt.  Der  Knabe  hatte  nie  etwas  angeslellt 
und  war  auch  nicht  aus  der  Schule  ausgeschlossen  worden.  Unsere  Erhebungen 
standen  also  im  grellsten  Widerspruche  zu  dem  Leumund,  welchen  die  entartete 
Mutter  ihrem  Kinde  ausslellte,  um  sich  durch  Abgabe  in  eine  Korreklionsanstalt 
des  Knaben  zu  entledigen  und  für  denselben  nicht  sorgen  zu  müssen.  Nachdem 
sich  der  Knabe  bereits  zwei  Jahre  in  unserer  Obhut  und  Pflege  befindet,  können 
wir  noclunals  die  ganz  besonders  gute  Veranlagung  des  Kindes  bestätigen,  welches 
sich  in  jeder  Beziehnng  zufriedenstellend  beträgt  Auch  dieser  E’all  beweist,  daß 
Kinder  entarteten  Eltern  schutzlos  ausgeliefert  sind  und  nicht  nur  mißhandelt  und 
verfolgt,  sondern  auch  in  ihrer  Zukunft  geschädigt  werden.  56.  Ein  Lmnpen- 
sammlcrpaar  lebt  von  allerlei  unsauberen  Geschälten  in  einem  schmutzigen  Winkel 
an  der  Wien;  auf  Essen  und  Trinken  wird  viel  gehalten;  sie  haben  zwei  Kinder, 
das  Wickelkind  verhätscheln  sie,  während  sie  den  1 1jährigen,  vorehelichen  Knaben 
unglaublich  quälen.  Er  muß  zum  Beispiel  im  Winter  im  eiskalten  Wasser  Wüsche 
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waschen;  wenn  sich  mitleidige  Nachbarn  seiner  erharmen  und  ihm  warmes  Wasser 
geben,  kommt  die  Mutter  und  verschüttet  es.  Unbarmherzig  geschlagen,  erhält 
er  nur  die  -äbfälle  ihrer  Mahlzeiten,  muß  hungern  und  frieren.  Ober  Auffor- 
derung des  k.  k.  Bezirksgerichtes Übemuhmen  wir  Franz  J.,  der  bald 

die  Freude  seiner  Lehrer  und  Pflegeeltem  wurde  und  einer  unserer  bestveran- 
lagten Schützlinge  ist. 

B.  Unzureichender  Rechtsschutz  des  Kindes. 

Die  Hechte  der  Minderjährigen  finden  im  allgemeinen  zu  wenig  Beachtung! 
Die  pllichtvergessenen  oder  gar  entarteten  Eltern  werden  gegenüber  ihren  schutz- 
bedürftigen Kindern  vorwiegend  allein  beachtet. 

57.  Ein  Bezirksgericht  wandte  sich  im  September  190C  mit  folgender 
Zuschrift  an  uns:  ,In  der  Vormundschaft.ssache  des  Anton  B.  wird  mitgeteilt.  daß 
dieser  am  21.  Juni  1895  geborene  Knabe  von  seinen  außerehelichen  Eltern  wegen 
seiner  Verwahrlosung  nicht  mehr  behalten  wird.  Dessen  Unterbringung  in  eine 
Besserungsanstalt  wurde  eingeleitet.  Nachdem  aber  die  Zuständigkeit  des 
Knaben  noch  nicht  festgestellt  ist,  würde  es  sich  bis  dahin  um  eine  provisorische 
Unterbringung  desselben  handeln.  Es  wird  nun  gebeten,  so  rasch  als  möglich 
bekanntzugeben,  ob  nicht  die  provisorische  Unterbringung  des  Minderjährigen 
möglich  wäre.“  Die  Erfahrung  legte  uns  die  Vermutung  nahe,  daß  es  sich  wieder 
um  ein  unglückliches  außereheliches  Kind  handelt,  welches  man  durch  unaus- 
gesetzte Mißhandlungen  voraussichtlich  zu  einem  physischen  und  moralischen 
Krüppel  geschlagen  hatte  und  dessen  man  sich,  nachdem  es  anders  nicht  geht  und 
das  Kind  auch  vielleicht  sittlich  bereits  verwalirlost  ist,  durch  Abgabe  in  eine 
Besserungsanstalt  entledigen  wolle.  Die  Vomiundschaflsakten  und  unsere  Er- 
hebungen zeigten,  daß  wir  Hecht  gehabt  hatten:  Der  umfangreiche  Akt  mit 
knappen  amtlichen  Vormerkungen  erweist  die  ganze  Leidensgeschichte  eines 
Kindes,  welches  unerwünscht  zur  Welt  kommt. 

Anton  B.  ist  1895  als  außereheliches  Kind  einer  gewissen  K.  Sch.,  einer 
geschiedenen  Frau,  im  Findelhause  zur  Welt  gekommen.  Er  wurde  ursprünglich 
irrtümlich  auf  den  Namen  des  Ehegatten  Sch.  eingetragen,  später  aber  auf  den 
Mädchennamen  der  Frau  umgeschrieben.  Als  der  außereheliche  Kindesvater  wurde 
Anton  P.,  Schlosser,  angegeben,  mit  dem  die  Mutter  in  gemeinschaftlichem  Haus- 
halte lebte.  Auf  deren  Ersuchen  wurde  der  außereheliche  Vater  des  Anton  B.  im 
Jahre  1896  vom  Gerichte  zum  Vormunde  des  Kindes  ernannt.  Im  Jänner  des 
Jahres  1900  ersuchte  die  Mutter  des  Kindes,  nachdem  der  A.  P.  sie  verlassen,  um 
Bestellung  eines  anderen  Vormundes  und  um  Heranziehung  des  ersteren  zur 
Alimentenzahlung.  Im  Februar  1900  wird  der  außereheliche  Vater  P.  in  seinem 
neuen  Aufenthaltsorte  Salzburg  eruiert  und  wegen  Zahlung  von  Alimenten 
gemahnt;  zu  gleicher  Zeit  wird  vom  Gerichte  in  Wien  der  Gastwirt  D.  zum  Vor- 
munde vorgeschlagen.  Der  letztere  aber  erklärt  wegen  seiner  Kränklichkeit  die 
Stelle  nicht  übernehmen  zu  können.  Darauf  wird  im  April  ein  Händler  G.  als  Vor- 
mund bestellt.  Da  der  außereheliche  Vater  seinen  V'erpflichtungen  der  Alimentation 
nicht  nachkoimnt,  wird  er  im  Februai-  1901  zu  Gericht  geladen.  Er  muß  polizeilich 
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ausgeforscht  werden,  was  mit  großen  Umständen  verbunden  scheint.  Ini  Müra  1901 
erklärt  der  zu  Gericht  gestellte  außereheliche  Vater,  er  könne  nur  monatlich 
sechs  Kronen  für  sein  Kind  zahlen;  nach  seinen  eigenen  Angaben  verdient  er  als 
Schlosser  über  120  Kronen  monatlich.  Der  Vonnund  bittet  nun  um  Klage- 
legitimation und  Armenrecbt,  was  auch  gewährt  wird.  Im  Juli  1901  ersucht  der 
V'ormund  das  Gericht,  man  möge  den  Vater,  nachdem  er  anfangs  die  Alimentation 
bezahlt  habe  und  jetzt  im  Rückstand  sei.  vorladen.  Ini  August  gibt  der  Vormund 
an,  daß  der  außereheliche  Vater  mit  einer  angeblichen  Verwandten  wohne  und 
diese  sich  bereit  erkläre,  das  Kind  zu  übernehmen,  wozu  der  Vormund  seine  Zu- 
stimmung gibt.  Im  Dezember  1902  wird  gegen  die  Eheleute  P.,  dem  inzwischen  mit 
seiner  Verwandten  verehelichten  Vater,  das  Strafverfahren  nach  g 420,  beziehungs- 
weise § 431  SL  G.  anhängig,  da  dieselben  beschuldigt  sind,  den  bei  ihnen  in  Pflege 
befindlichen  sechsjälirigen  Anton  B.  mißhandelt  zu  haben.  Der  Vormund  gibt  im 
Jänner  1903  über  die  außerehelichen  Eltern  die  beste  Aussage  ab;  er  habe  die 
Besichtigung  des  Kindes  vorgenommen  und  cs  war  nicht  verletzt,  vielmehr  gut 
genährt  und  gut  gehalten:  er  wolle  das  Kind  von  Zeit  zu  Zeit  besuchen  und  finde 
eine  gerichfliche  Verfügung  nicht  nötig.  Am  17.  Februar  1903  wird  der  außer- 
eheliche Vater  des  Kindes  wegen  g§  413  und  411  St.  G.  (Kindemiißhandlung)  zum 
Verweise  verurteilt  Die  Zeugen  sagen  aus,  daß  der  außereheliche  Vater  sowie 
seine  Frau  das  Kind  sehr  mißhandle,  mit  Pfeifenrohr,  Riemen  schlage  und  es  an 
einen  Kastenschrmik  schleuderte,  daß  es  Blutunterlaufungen  an  dem  Auge  erhielt. 
Infolge  von  Verletzungen  konnte  das  Kind  die  Schule  einige  Tage  nicht  besuchen. 
Im  April  gibt  der  Vormund  an,  es  gehe  dem  Kinde  sehr  gut  und  es  sei  seitens 
des  Vormund3chaft.sgcrichtcs  kein  Anlaß  einzuschi-eiten;  auch  die  Stiefmutter  des 
Knaben  erscheint  und  gibt  die  Erklärung  ab,  daß  sie  und  ihr  Gatte  stets  das  Beste 
des  Kindes  im  Auge  haben.  Im  Dezember  1903  gibt  der  Vormund  an,  daß  der 
kleine  Anton  B.  körperlich  gut  gehalten  sei;  die  Stiefmutter  sei  aber  in  keiner 
Weise  liebevoll  zu  dem  Kinde,  es  müsse  in  einer  finsteren  Nebenkammer,  also 
nicht  in  der  Wohnung  schlafen  und  er  finde  cs  für  zweckmäßig,  das  Kind  von  dort 
wegzmiehmcn.  Das  Gericht  scheint  nun  dem  Vormunde  den  strengen  Auftrag 
gegeben  zu  haben,  das  Kind  zu  überwachen;  er  dürfte  aber  kaum  diesem  Aufträge 
nacligekommen  sein,  gibt  auch  bei  der  Vorladung  bei  Gericht  1904  an.  das 
Kind  sei  gut  genährt,  aber  die  Frau  sei  .etwas  streng*.  Im  Juni  1905 
kommt  die  Stiefmutter  mit  dem  Vormund  zu  Gericht,  beschuldigt  das 
Kind  des  Diebstahls  und  auch  eines  versuchten  Einbruches,  der  Unter- 
schlagung von  fremden  Briefen  und,  nachdem  kein  Zureden  und  keine 
Ermahnungen  helfen,  ersucht  sic  um  Abgabe  des  Knaben  in  eine  Besserungs- 
anstalt. Die  Schule  gibt  auf  Anfrage  des  Gerichtes  eine  Äußerung  ab,  wonach  das 
Kind  geistig  nicht  ganz  norniat  sein  dürfte,  Hang  zum  Lügen  habe,  nachlässig  sei. 
Im  Juli  erklärte  der  außereheliche  Vater:  .Ich  werde  den  Knaben  nicht  in  eine 
Erziehungsanstalt  geben,  nachdem  ich  hoffe,  ihn  durch  strenge  Erziehimg  auf  die 
richtige  Bahn  zu  bringen.  Der  Knabe  ist  nicht  schlecht  veranlagt,  aber  ich 
vermute,  geistig  stark  zurückgeblieben;  ich  nehme  den  Antrag  zur  Kenntnis,  den 
Knaben  polizeiärztlich  auf  seinen  Geisteszustand  untersuchen  zu  lassen  und  werde 
längstens  in  vier  Wochen  ein  Gutachten  vorlegen.*  Nach  Aussage  der  Stiefmutter 
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soll  im  Augiist  1905  der  Knabe  im  Ambulatorium  für  Nervenkranke  des  Wiener 
Allgemeinen  Krankenhauses  eingetragen  sein.  Außerdem  soll  er  sich  eines  kleinen 
Diebstahls  schuldig  gemacht  haben  und  wird  von  obigem  Ambulatorium  als 
gemeingefährlich  bezeiclmet  Der  Begleiterin,  der  Stiefmutter  des  Kindes,  wurde 
empfohlen,  den  Knaben  behufs  Aufnahme  desselben  ln  eine  Anstalt  polizeiürztlich 
untersuchen  zu  lassen,  ob  er  gemeingefährlich  sei.  Das  Gericht  wendet  sich  behufs 
Feststellung  der  obgenannlcn  lichauptungen  an  das  Polizeikommissariat,  welches 
dieselben  lautParere*)  des  Polizeiarztes  bestätigt.  Im  November  erklärt  der  außerehe- 
liche Vater,  daß  er  einverstanden  sei,  daß  das  Kind  in  eine  Besserungsanstalt  unter- 
gebracht werde,  daß  er  aber  außer  stände  sei,  die  Kosten  zu  tragen.  Seine  Frau 
macht  bei  Gericht  die  ungünstige  Aussage  über  das  Kind.*)  Der  Vormund  des  Kindes 

*)  Wir  haben  im  Ali^femeinen  Krank«  nliause  bei  dem  genannten  Ambulatorium  Eriiebungen 
gepflogen  und  erfuhren,  daß  der  in  Frage  stehende  Knabe  dort  nirgends  eingetragen  war. 

*)  Parere. 

.Anton  B..  außereliclicher  Sohn  des  Schlossergebilfen  Anton  P.,  10*/*  Jalire  all,  bei  seinem 
Vater  wohniiafl,  wurde  über  die  Zuschrift  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  XV,  Abt.  III,  vom  13.  d.  M-, 
Z.. . einer  Untersuchung  seines  Geisteszustandes  unterzogen. 

Der  Untersuchte  ist  kürperlich  krfiüig  entwickelt  (er  ist  ein  ausgezeichneter  Turner),  besucht 
aber  erst  die  dritte  Volkssclmlklasse,  obwohl  er  schon  das  fünfte  Jahr  die  Schule  frequentiert. 
Nach  den  glaubwürdigen  Angaben  der  Stiefmutter  Josefinc  P.  treibt  er  sieh  viel  in  schlechter 
Geseüschafl  lierum  und  «schwänzt*  die  Schule,  insbesondere  auch  wieder  in  den  letzten  Monaten. 
Der  Untersuchte  kann  lesen,  sdireiben  und  kleine  Reclinungen  machen  und  kann  sich  in  säral- 
liehen  Bezirken  Wiens  gut  orientieren.  Die  Mutter  gibt  an.  er  habe  zu  Hause  wiedcrhi>U  Geld 
gestohlen,  die  K&ssc  einer  im  selben  Hause  befliidUchen  Geuosseiischanskraukenkassc  habe  er  zu 
erbrechen  versucht,  Hauspaiieien  habe  er  Briefe  unterschlagen,  weil  er  darin  Geh!  vcmiutele  und 
dergleiihen.  Schon  der  frühere  Pflegevater,  ein  Schuster,  bei  dem  B.  bis  zum  sechsten  Jahre  unter* 
gebracht  war,  habe  darüber  geklagt,  daß  er  stelde  und  böse  Streiche  mache.  Im  vorigen  Jahre 
habe  er  einen  Buben  bluüg  gcsclüagcn,  euie  Katze  erschlagen  uu«i  det^leichen.  Er  gebrauche  die 
ordinäreten  Ausdrücke  und  rezitiere  die  geineiDSten  Verse.  In  der  Schule  störe  er  nur  den  Unterricht 
und  sei  eine  Geisel  für  die  Lehrer  und  Mitschüler.  Er  sei  verlogen;  auf  einen  Vorhalt  bitte  er 
um  Veneihnng.  sei  aber  unverbesserlich. 

Der  Untersuchte  ist  mcht  geistesgestört,  aber  moralisch  schlecht  veranlagt  und  trotz  seiner 
Jugend  so  depraviert,  daß  er  sich  für  die  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  eignet,  da  die  Erziehung 
und  Beaufsichtigung  zu  Hause  nicht  zureichend  ist,  weil  der  Vater  den  ganzen  Tag  in  der  Arbeit 
und  die  Stiefmutter  als  Hausbesorgerin  vielfach  abwesend  ist.* 

K.  k.  Polizeikommissariat. ...  Dr.  L., 

29.  Oktober  1905.  k.  k.  Polizeibezirksarzt. 

s)  Aussage  der  Stiefmutter. 

.Der  ininderjäJirige  Antun  B.  befand  sich,  bevor  ich  ihn  ühemahm,  bei  einer  mir  dem 
Namen  nach  nicht  bekannten  Partei  ini  lünfleu  Bezirke  Wiens  in  Pflege  und  war  «lerarl  verwal^r* 
lost,  daß  ich  mich  seiner  erbarmte  und  ihn  im  August  des  Jalires  1901  in  Pflege  fil>cmahm.  Doch 
ist  der  Knabe  derart  scliiochl  geartet,  daß  alle  Bemühungen,  ihn  zu  bessern,  vergeblich  sind. 

Seitdem  Eintritte  seiner  Schulpflicht  im  Herbste  1901  war  er  ein  schlechter  Schüler, 
besuchte,  wiewohl  Ich  Um  regelmäßig  forfsandte,  nur  selten  die  Schule,  und  ging  während  der 
Schulzeit  anderswohin. 

Er  ist  mit  seinen  Ix>hrem  frech  und  unfolgsam,  gewalttätig  und  roh  gegen  seine  MiUclntlcr 
und  andere  Kinder.  Er  hat  schon  öfter  Sachen  und  Gchibeträge  sich  angeeignet  und  den  Erlös  für 
dieselben  vergeudet.  Auch  beschädigte  er  mutwillig  Sachen  und  unterschlägt  schon  öfters  Briefe. 
Im  gmizon  ist  er  ein  höchst  verlogener  Bursche,  keck  und  frech  in  jeder  Beziehung. 
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stellt  auch  das  Ansuchen  *)  auf  Abgabe  des  Kindes  in  eine  Besserungsanstalt,  weil  mit 
ihm  nichts  anzufangen  sei  und  er  in  seiner  Schlechtigkeit  forlschrcitc.  Im  Dezember 
1905  wendet  sich  das  Gericht  an  eine  Reihe  von  Wohlfahrtsanstalten:  An  das  Franz 
Joseph-Asyl,  an  die  Kinderschutzstationen,  an  den  Schutzverein  für  verwahrloste 
Kinder  und  endlich  an  die  Kindei*schutz-  und  -rettungsgesellschafl.  Da  alle  diese 
Versuche  fehUchlugen,  schreitet  das  Gericht  zur  Übergabe  au  die  Besserungs- 
anstalt, und  zwar  nach  der  Zuständigkeit  des  Kindes  in  eine  böhmische  Korrek- 
tionsanstalt und  hat  in  diesem  Stadium  die  oben  zitierte  Zuschrift  an  uns  gerichtet. 

Als  wir  unsere  Recherchen  über  den  Fall  pflogen,  ergab  sich  folgendes: 

Der  Schuhmacher  Eduard  W.  in  Wien  hatte  den  Knaben  früher  in  Pflege. 
Er  schildert  den  Jungen  als  sehr  hübsches,  gesundes  bnivcs  Kind,  welches  durch 
sein  munteres,  kluges  Wesen  der  Stolz  seines  Pflegevaters  und  die  Freude  der 
Hausparteien  war.  Boshaft  und  eigensinnig  war  er  nie.  Mit  Trfmen  in  den  Augen 
erzäliU  der  Mann,  wie  ungern  er  den  Knaben  seinem  V^Uer  zuruckgegeben  und  wie 
er  nur  durch  seine  eigene  Notlage  dazu  gezwungen  war,  nachdem  P.  ihm  schon 
38  fl.  Kostgeld  schuldete  und  er  das  Kind  unmöglich  länger  auf  eigene  Kosten 
behalten  konnte.  Als  die  Stiefmutter  den  Knaben  abhollo,  äußerte  sie  sich  über 
das  damals  blühende  Aussehen  des  Kindes  in  folgender  Weise:  , Mir  scheint,  Du 
kriegst  da  mehr  zu  essen  als  Schläge;  von  nun  an  wird  das  aber  anders  werden.“ 
Als  wir  Herrn  W.  sagten,  daß  der  Junge  als  stumpfsinnig  erklärt  wird,  antwortete 
er:  »Die  haben  ihn  zum  Tölpel  geschlagen.*  Die  Nachfrage  bei  den  Parteien  des 
Hauses,  in  welchem  das  Ehepaar  P.  den  Hausbesorgerposten  innehatte,  ergab, 
daß  der  Kleine  die  ganze  Hausarbeit  machen  muß  und  daß  derselbe  immer  ein 


Gegenwärtig  hcsuckl  er  die  Volksschule  iiu  siebenten  Bezirke,  welche  über  sein  moralisches 
Verhalten  in  der  Schule  noch  genauere  Daten  anzugeben  vermag.  Gewöhnliche  Slraren  gehen  gan« 
fruchtlos  an  dem  Knaben  vorüber,  im  Gegenteil  lacht  er  noch  nach  jeder  Züchtigung.* 

9 Ansuchen  des  Vormundes 

«auf  Abgabe  seines  Mündels,  des  minderjährigen  Anton  B.  in  eine  Besserungsanstalt  des  König- 
reiches Böhmen  und  begründet  dieses  sein  Ansuchen  damit,  daß  nach  den  ge[iflogcnenErhe})ungen 
eine  zweckmäßige  Erziehung  des  minderjährigen  Anion  B.  durch  seinen  außerehelichen  Vater 
Anton  P.  oder  andere  Privatpersonen  undurchführbar  sei;  die  Gefalir  bestehe,  daß  Anton  B.  hei 
Fortführung  seines  bisherigen  Lebenswandels  gänzlich  verkomme  und  nur  durch  Aufnabrue  in  eine 
Besserungsanstalt  Hoffnung  vorhanden  sei,  erziehlich  und  bessernd  cinzuwirken  und  den  minder- 
jährigen Anton  B.  wieder  auf  den  rechten  Weg  zu  bringen. 

Die  DetenÜoiiskosten  erklärt  der  Vormund  aus  Eigenem  nicht  tragen  zu  können  und  bean- 
tragt er  mit  Rücksicht  darauf,  daß  der  Minderjährige  seihst  kein  Vermögen  besitzt,  die  uncnlgelt- 
liehe  Aulnalime  des  niindeijälirigen  Anton  B.  in  eine  BessonmgsanstaU  des  Königreiches  Böhmen. 

Ferner  erklärt  Herr  G.  sicii  seiner  gesetzlichen  Rechte  als  Vtirmund  während  der  Dclcntion 
des  minderjährigen  Anton  B.  zu  Gunsten  der  Ansialtsleitung  der  betreffenden  Bosserungs.instalt  zu 
begeben.* 

Beschluß  des  Gerichtes: 

.Dieser  Antrag  des  Vormundes  des  minderjährigen  Anton  B-,  Herrn  K.  G..  wiH  dem  Landes- 

ausschusse  des  Königreiches  Böhmen  in  Prag zur  weiteren  Verfügung  mit  dem  Bemerken 

übersendet,  daß  das  gefertigte  Pflegeschaftsgerichl  die  Aufnalime  des  Anton  B.  in  eine  Bessenmgs- 
anstatt  als  Erziehungsmittel  als  dringend  notwendig  eraciitet  und  daher  hiezu  die  Zustimmung  gibt. 
Der  genannte  Minderjährige  besUzL  keinerlei  Vermögen. 

Um  Hillellung  des  Verfügten  wird  ersucht.* 
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seltsam  geHrnoktes Wesen  zur  Schau  trägt;  es  habe  den  Anschein,  als  hätte  er  von 
seiner  Stiefmutter  den  Auftrag  bekommen,  mit  den  Leuten  nur  das  notwendigste 
zu  sprechen.  Die  Parteien  wollen  jedoch  nichts  weiter  aussagen,  sondern  geben  an, 
daß  sie  nur,  wenn  es  nötig  ist  mit  Frau  P.  verkehren,  da  sie  wegen  ihrer  Streit- 
sucht in  der  ganzen  Umgebung  gefürchtet  ist. 

In  der  Schule  konnte  der.setbe  Lehrer,  welcher  über  die  behördliche  Erhebung 
verschiedene  Missetaten  des  Knaben  angab  (entnommen  den  Erzählungen  der 
Stiefmutter)  aus  eigener  Erfahrung  nichts  sagen,  als  daß  der  Knabe  in  der  .Schule 
überhaupt  nichts  angestelll,  nur  immer  vor-  und  nachmittags  geschlafen  hat  und 
er  ihn  für  schwach.sinnig  halte.  Die  Stiefmutter  des  Kindes  beklagte  sich,  daß  der 
Knabe  an  Schlafsucht  leide  und  daß  sie  deswegen  bereits  bei  mehreren  Ärzten  um 
Hilfe  zu  bitten  war.  Der  Knabe  befindet  sich  zwar  erst  wenige  Wochen  bei  uns, 
aber  so  weit  sind  wir  von  seiner  individuellen  Veranlagung  unterrichtet,  daß  wir 
auf  Grund  gen.auer  Beobachtung  feststellen,  daß  der  Knabe  psychisch  normal  ist, 
intelligent,  fleißig  und  arbeitsam,  anhänglich  an  die  Pflegeeltern,  folgsam,  von 
rührender  Gutmütigkeit  und  für  seine  Umgebung  stets  wohlwollend. 

Dieser  arme  Knabe  wurde  also,  wie  wir  aktenniäßig  nachgewiesen  haben, 
durch  Zufall  davon  gerettet,  gleich  Tausenden  von  seinen  Leidensgefährten  als  ein 
sittlich  entartetes  Individuum  behandelt  zu  werden  und  mit  diesem  Leumund  ein- 
mal den  schweren  materiellen  Existenzkampf  zu  beginnen. 

Man  hat  kaum  eine  Vorstellung  von  der  Hilflosigkeit  eines  seinen  Peinigern 
schutzlos  ausgelieferten  Kindes. 

Bei  Aussagen  von  Kindern  \md  Eltern,  welche  sich  gegenüberstehen,  ist 
man  stets  von  vorneherein  geneigt,  den  Behauptungen  der  Eltern  Glauben  zu 
schenken.  Wir  geben  ein  Beispiel  aus  einer  Gerichtsverhandlung,  entnommen  dem 
.Neuen  Wiener  Journal“  vom  18.  Mai  1901  in  Wien: 

£8.  .Vor  dem  Erkenntnisgerichte  fand  gestern  eine  geheime  Verhandlung 
gegen  den  Taglöhner  Franz  B.  statt.  Dieser  wurde  bereits  1880  vom  Kreisgerichte 
Znaim  wegen  Ermordung  seiner  Gattin  Julimine  und  wegen  Totschlages  seiner 
Schwiegermutter  zum  Tode  durch  den  .Strang  verurteilt,  jedoch  zu  fünfzehnjährigem 
schweren  Kerker  begnadigt. 

Nach  Verbüßung  dieser  Strafe  ging  er  mit  der  Taglöhnerin  Marie  M.  ein 
Liebesverhältnis  ein,  die  in  dieses  Verhältni.s  ein  im  Jahre  1888  außerehelich 
geborenes  Mädchen  milbrachte;  dieses  Kind  nahm  die  Marie  M.,  als  Franz  B.  sie 
anfangs  1896  heiratete,  zu  sich. 

Der  Stiefvater  zwang  das  Kind  zu  ungehörigen  Willfährigkeiten  und  miß- 
handelte es  in  unerhörter  Weise,  wenn  es  sich  bei  der  Mutier  über  den  Stiefvater 
beschwerte;  er  schlug  es  mit  einem  Hiemen  oder  den  Fäusten  blutig,  warf  es  zu 
Boden  oder  an  die  äVand  und  trat  es  mit  Füßen.  Nicht  genug  an  dem,  erpreßte 
er  fernere  Willfährigkeiten  des  Kindes  und  Verschweigen  seines  Verbrechens 
durch  Todesandrohungen.  Wie  ernst  diese  gemeint  waren,  geht  daraus  hervor, 
daß  die  Mutter  einmal  das  jämmerlich  schreiende  Kind  aus  den  Händen  des  Vaters 
befreien  mußte,  als  er  Miene  machte,  es  an  einem  Riemen  aufzuhängon.  Der  von 
Dr.  D.  verteidigte  Angeklagte  erklärt  alle  Angaben  des  Kindes,  worauf  die  vom 
Slaalsanwaltsubstitul  Dr.  Sch.  vertretene  Anklage  b.-usierl  ist  und  die  größtenteils 
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von  mehreren  Zeugen  bestritigl  werden,  für  unwahr  und  beliauplet,  sie  seien  ein 
Hacheakt  für  eine  von  ilun  erstattete  Strafanzeige.  ^Vnfangs  1899  soll  ihm  nämlich 
ein  Sparkassabuch  entwendet  worden  sein.  Er  bezichtigte  die  Taglöhnerinneu  Dw. 
und  Dol.,  mit  denen  er  verkehrte,  des  Diebstahls,  und  zwang  sogar  sein  Stief- 
töchterchen,  gegen  diese  beiden  Frauenspersonen  falsch,  das  heißt  im  Sinne  seiner 
Anzeige  auszusagen. 

Später  aber  gab  das  Kind  der  Wahrheit  die  Elua;;  es  mußte  daher  das 
Verfahren  gegen  die  beiden  Frauenspersonen  eingestellt  weiden.  Wegen  dieses 
Zwischenfalles  wurde  bei  der  ei-sten  Anzeige  gegen  den  Stiefvater  dem  vermeint- 
lich verlogenen  Kinde  kein  Glauben  geschenkt  und  Franz  B.  im  April  vorigen 
Jahres  vom  Bezirksgericht  S.  freigesprochen. 

Nun  aber  steht  es  fest,  daß  das  Kind  seine  damalige  freiwillige  Hückkehr 
von  der  erzwungenen  Unwahrheit  zur  Wahrheit  blutig  zu  büßen  gehabt  hatte;  die 
bela.stenden  Angaben  des  netten  blonden  Mädchens  fanden,  soweit  es  überhaupt 
möglich,  durch  das  Gutachten  der  Gerichtsärzte  Bestätigung.  Die  Aussage  des 
gequälten,  moralisch  und  physisch  mißhandelten  Mädchens,  das  von  maßgebendster 
Seite  als  brav,  folgsam  und  walirhcitsliebend  geschildert  wird  und  in  der  Schule 
die  beste  Sittennote  erhielt,  bestätigt,  daß  sogar  daraus  ein  Verschulden  der  leib- 
lichen Mutter  des  Kindes  in  der  Hinsicht  erwiesen  wurde,  daß  sie  dem  Gebaren 
des  Stiefvaters  nicht  energisch  entgegentrat.  Die  Mutter  wird  sich  ebenfalls  nur 
vor  dem  Bezirksgerichte  zu  verantworten  haben;  das  Mädchen  hat  mittlerweile 
einen  Vormund  erhalten.  Franz  B.  wurde  im  vollen  Umfange  der  Anklage  schuldig 
erkannt  und  zu  5 Jahren  schweren  Kerkers  verurteilt,  ln  der  Urteibsbegründung 
wurde  die  Glaubwürdigkeit  des  Küides  betont  und  erwäbnt,  daß  diesem  Gerichts- 
erkenntnis ein  eindringlicheres  Straferkenntnis  nicht  eingeräumt  sei.“ 

Wir  könnten  noch  eine  Reihe  analoger  Fülle  anführen  und  fragen;  Wer  prüft 
die  tatsächlichen  Vorgänge?  ln  ausschlaggebender  Weise  die  Polizei,  die  sich,  wie 
wir  gesehen  haben,  vorwiegend  an  die  Aussagen  der  gesetzlichen  Beschützer  des 
Kindes  hält.  Wer  nimmt  sich  des  Schicksales  des  Kindes  an?  Die  Wohlfahrts- 
einrichtungen? Die  bekommen  nur  die  Akten,  nicht  das  Kind  zu  sehen,  und  nach 
diesen  Akten  beschließen  sie  über  die  .Würdigkeit“  oder.Unwürdigkeit“  desKindes, 
einer  Fürsorge  teilhaftig  zu  werden,  soweit  es  die  freien  Plätze  gestatten.  Wer  sieht 
und  hört  das  Kind  selbst?  Der  Richter?  Der  bekommt  es  kaum  zu  Gesicht  und 
nur  in  Gegenwart  seiner  Peiniger,  wo  das  Kind  zitternd,  halb  tot  vor  Angst 
dasteht  Altes  muß  sich  an  die  Akten  halten,  und  was  ein  Akt  oft  bedeutet,  das 
haben  wir  gesehen. 

Man  übersieht,  daß  in  der  Großstadt  Tausende  von  Existenzen  die  Hefe  der 
menschlichen  Gesellschaft  bilden.  Diese  Individuen  setzen  Kinder  in  die  Welt, 
ohne  irgend  welche  moralische  Verpflichtung  in  sich  zu  fühlen.  Das  Wohl  ihrer 
Kinder  ist  ihnen  ganz  gleichgültig;  aus  eigennützigen  Motiven  benützen  sie  sie  zu 
unlauteren  Zwecken;  sind  ihnen  die  Kinder  nicht  genehm,  so  suchen  sic  sich  ihrer 
in  irgend  einer  Weise  zu  entledigen  — eine  Erscheinung,  die  übrigens  im  Klein- 
bürgertum an  vorehelichen,  unehelichen  und  Stiefkindern  häufig  zu  beobachten 
ist  Fortgesetzte  Mißhandlungen  und  köi-pcrliche  Gefährdung  scheinen  ihnen  die 
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sichersten  Mittel,  um  das  Kind  aus  dem  Lehen  oder  wenigstens  aus  dem  Hause 
verschwinden  zu  lassen.  (Siehe  Fälle;  Kutschern,  53,  55,  56,  57.) 

Rs  muß  jedoch  hervorgohohen  werden,  daß  es  bei  der  herrschenden  üerichts- 
praxis  dem  Gerichte  oft  schwer  Gült,  sich  ein  klares  Bild  über  den  Sachverhalt  zn 
bilden,  wenn  es  sich  um  an  Kindern  l)egangene  strafbare  Handlungen  seitens 
der  Eltern  handelt,  oder  wenn  sie  verschiedener  Missetaten  seitens  der  Eltern 
beschuldigt  werden. 

Weder  über  die  individuelle  V’eraidagung  der  Kinder  noch  über  die 
moralische  Beschaflfenheit  der  Eltern  kann  sich  der  Richter  ein  Urteil  bilden. 
Er  bekommt  die  Parteien  nur  flüchtig  zu  Gesicht;  die  polizeiliche  V'orerhebung 
bildet  das  einzige  Beweismaterial,  auf  welches  sich  die  Gerichtsverhandlung 
hauptsächlich  zu  stützen  hat. 

Die  Erhebimgen  über  Delikte  an  Kindern  gehüren  zu  den  schwierigsten  Auf- 
gaben, welche  auch  die  bestorganisierte  Polizei  ohne  .Mithilfe  von  privaleii 
Kindersclnitzorganisationen  durchzuführen  außer  Stande  ist.  (Vergleiche  England: 
,Thc  Prevention  of  Cruelty  to  Children  Act  and  the  National  Society  for  tlie 
Prevention  of  Cruelty  to  Children.*)  Die  letzte  Ursache,  welche  eine  so  ausschlag- 
gebende Bolle  für  das  Schicksal  von  mißhandelten  und  verwahrlosten  Kindern 
bildet,  soll  bei  der  Wiener  Polizei  indem  Mangel  an  entsprechenden  Hilfskräften 
liegen.  Seitens  derjenigen,  welche  mit  diesen  Diensten  vertraut  sind,  wird  be- 
hauplet,  daß  es  den  Polizeiagenten  wegen  Cberbürdung  mit  anderseiliger  Arbeit 
physisch  unmöglich  ist,  entsprechende  Erhebungen  über  die  Vorfälle,  welche  genau 
und  richtig  sein  sollen,  der  Justizbehörde  zu  liefern.  Aus  diesem  Grunde,  wie  wir 
in  unserer  Tätigkeit  bereits  unzähligemale  zu  konstatieren  Gclcgeidreit  hatten, 
bewegt  sich  der  ganze  Prozeß  in  falschen  Bahnen.  Es  fehlt  bei  den  Gerichten  in 
Wien  für  diese  Zwecke  (bei  an  Kindern  und  von  Kindern  begimgenen  strafbaren 
Handlungen)  an  Vertraucnspersonen. 

Die  Feststellung  des  Tatbestandes  bei  der  Gerichtsverhandlung  stößt  außer- 
dem oft  auf  Schwierigkeiten.  Der  Widerwille  des  Volkes  gegen  Gerichte  ist  sehr 
groß.  Es  gibt  sogar  bei  einzelnen,  besonders  bei  Frauen,  Fälle,  wo  die  Borniertheit 
so  weit  geht,  daß  sie  durch  die  bloße  Einladung  zur  Zeugenablegung  vor  Gericht 
sich  betroffen  fühlen  und  glauben,  daß  durch  ihr  bloßes  Erscheinen  im  Gerichts- 
saal ihr  guter  Ruf  schon  bemakelt  wirf. 

Die  Furcht  vor  der  Rache  enlartetcr  Eltern  bewegt  Zeugen,  sich  der  be- 
lastenden Aussage  zu  entziehen,  was  auch  nicht  die  Eniierung  des  Tatbestandes 
erleichtert;  andererseits  wissen  die  Leute,  daß  in  den  meisten  Fällen  durch  die 
bloße  Gerichtsverhandlung  dem  Kinde  nicht  geholfen  wird.  Den  Eltern  , geschieht 
eh’  nix“  und  dem  Kinde,  welches  ihnen  meist  belassen  wird,  ergeht  es  dann  noch 
schlechter.  Erteilen  doch  die  Gerichte  selbst  bei  fortgesetzten  Mißhandlungen  den 
entarteten  Eltern  bei  der  ersten  Gerichtsverhandlung  fast  ausschließlich  nur  die 
.Strafe  des  V’erweises!  Dieser  Bechtsspruch  ist  so  ideal  gedacht,  daß  er  in  den 
Kreisen  der  Bevölkerung,  in  welchen  er  angewendet  wird,  nicht  als  Strafe  auf- 
gefaßt und  didier  von  dem  Volke  als  ,es  ist  ja  nichts  gescheh'n*  bf  zeichnet  wird. 

Hier  brauchte  man  uneigennützige  Rechtsanwälte,  die  als  Vertreter  zum 
Schutze  der  Interessen  des  Kindes  gegenüber  seinen  entarteten  Eltern  zur  \’er- 
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fngunp  stehen  wnrJen:  Rcchtsschulzorganisationen  für  Kinder  und  Jugendliche 
nach  amerikanisch-englischem  Vorbildc. 

Wir  wissen  aus  eigener  Erfahrung  wie  aus  vielseitigen  Klagen  aus  Richter- 
kreisen, daß  man  sich  schwer  helfen  könne  ohne  i>rivate  Einrichtungen,  die  derart 
organisiert  sind,  daß  sie  unparteiische,  gewissenliafle  klare  Darlegung  der  Ver- 
hältnisse des  schutzbedörfligen  Kindes  aut  Grund  genauer  eigener  Erhebungen 
vorlegen  und  zu  jeder  Zeit  ohne  bei  philanthropischen  Gesellschaften  gebräuch- 
liche, zeitraubentle  Kormalitäten,  auf  Anrufen  des  Gerichtes  durch  rasches  Ein- 
greifen das  Kind  tatsächlich  retten. 

Wie  anders  sich  das  Schicksal  eines  verfolgteu  und  mißhandelten  Kindes 
ge^lallet,  wenn  dem  Gerichte  eine  Rechtsschutzorganisation  zum  Schutze  der 
Kinder  beistellt,  ergeben  folgende  Beispiele. 

59.  Das  k.  k.  Bezirksgericht schreibt  uns:  ,St.  S.,  Motorführer 

der  städtischen  Straßenbaimen  in  Wien,  beantragt  die  Abgabe  seines  in  Wien 
1894  geborenen  Sohnes  Ludwig  an  eine  Be.sserungsanstalt,  da  der  Knabe  lügen- 
haft sei,  Geldbeträge  unterschlagen  habe,  Diebstähle  verübte,  öfters  aus  dem 
Hause  entwich  und  gleich  6 bis  14  T.ige  auf  der  Straße  henimvagiertc.  Die 
Leitung  der  V'olksschule,  wo  der  Knabe  die  fünfte  Kla.sse  besucht,  teilt  mit,  daß 
derselbe  sehr  tieißig  in  die  Schule  kam  bis  zum  Monate  März,  wo  er  oft  ausblieb 
und  die  Schulleitung  erklärte,  daß  sie  nicht  in  der  I^age  sei,  die  Abgabe  dos 
Knaben  an  eine  Besscnmgsanstalt  zu  befürworten.  Es  wird  ersucht,  durch  Vereins- 
organe Erhebungen  pllegen  zu  lassen  und  bekanntzugeben,  ob  eventuell  die 
Vereinsleitung  den  Knaben  in  Vercinspflcge  übernehmen  würde.“  Unsere 
Recherchen  ergaben  folgendes:  Die  Stiefmutter  gibt  an,  sie  hat  den  Knaben  mit 
sechs  Jahren  übernommen ; er  bat  schon  oft  gesl  olden  und  war  tagelang  vom 
Hause  fort.  Er  war  in  einem  Knabenhoi  t untergebracht;  durch  14  Tage  log  er 
der  Mutter  vor,  daß  er  noch  dort  sei,  während  er  inzwischen  mit  einem  Gauner 
herumvagierte.  Sie  hat  sein  Fortbleilien  schon  so  oß  angezeigt,  daß  man  ihr  dort 
riet  abzuwarten,  bis  er  wiederkommc.  Der  Polizeikommissär  soll  ihr  geraten 
haben,  den  Knaben  in  einer  Besserungsanstalt  unlerzubringen.  ln  letzterer  Zeit 
soll  er  nicht  so  viel  hcnimstreifen,  da  mau  ihm  auf  der  Polizei  gedroht  hat,  ihn 
das  näcliste  Mal  dort  zu  beh,ilten;  die  Stiefmutter  bchaupteL  den  Knaben  selw 
gerne  zu  haben ; er  sei  ein  gescheiter  Bursche,  wolle  aber  absolut  nicht  folgen. 
Der  Vater  hätte  einen  Beruf,  der  ihn  den  ganzen  Tag  fendiält,  könnte  also  auch 
keinen  großen  Einfluß  auf  ihn  ausüben;  als  er  ihn  einmal  schlug,  hielten  sich  die 
Nachbarn  danüber  auf,  mid  der  Knabe  sei  nur  noch  schlimmer  geworden.  So  weit 
die  Behauptungen  der  Stiefmutter.  Der  Lehrer  des  genannten  Kindes  dagegen 
wiederholt,  daß  er  in  keiner  Beziehung  über  den  Knaben  zu  klagen  habe;  nur 
habe  er  in  den  14  Tagen,  die  er  vom  Hause  entwichen  war,  die  Schule  nicht 
besucht.  Der  Direktor  meinte,  zu  Hause  würde  unter  den  obwaltenden  UmsUinden 
kaum  viel  Gutes  aus  ihm  werden,  aber  für  eine  Be.-serungsanstalt  hätte  die  Schule 
noch  ganz  andere  Fälle.  Merkwürdigerweise  hat  sich  die  Oberin  des  Hortes  gegen 
das  Kind  ausgesprochen. 

Trotz  der  widersprechenden  Angaben  wurde  es  uns  nicht  schwer,  die  Wahr- 
heit zu  erkennen : ein  verhaßtes  Stiefkind  soUte  das  Haus  verlassen,  um  in  seiner 
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Er/.ieliuiig  und  Erhaltung  den  Ellern  nicht  zur  Last  zu  falten;  durch  allerlei  Miß- 
handlungen, Hungerleidcn  u.  s.  w.  zwang  ihn  die  Sliefmniler  zum  Verlassen  des 
Hauses;  sein  Stehlen  bestand  darin,  daß  er  ii'gend  etwas  zum  Essen  nahm,  wenn 
er  vom  Hunger  geplagt  war,  sein  Vagieren  im  Entweichen  vom  Hause,  um  sich 
vor  Mißhandlungen  zu  schützen;  man  wollte  sich  durch  ein  Einsperren  des 
Kindes  in  eine  Besserungsanstalt  seiner  entledigen  und  die  Erhaltungskosteii 
nicht  zalilen.  Die  Umsicht  des  Gerichtes  und  die  gewissenhaften  Aussagen 
der  Schule  haben  die  Pläne  der  Familie  durchkreuzt;  die  Aussagen  der 
Leiterin  des  Knalienhortes  dagegen  waren  ein  Beweis  von  Oberfläehliclikeil 
des  Urteils,  welches  sic  sich  unter  dem  ausschließlichen  Einllusse  der  boshaften 
Reden  der  Stiefmutter  gebildet  hat.  Wir  haben  nicht  gezögert,  das  Kuid 
zu  übeniehmen;  es  sind  .Monate  vergangen  und  das  in  Jeder  Beziehung 
musterhafte  Betragen  des  Kindes  hat  uns  wieder  einmal  bewiesen,  daß 
wir  reclit  hatten.  Es  wäre  interessant,  einzelne  Lebensgeschichtcii  derjenigen 
Kinder  zu  prüfen,  welche  seitens  ihrer  Familie  für  eine  Besserungsanstalt  bestimmt 
waren.  Dies  würde  aber  zu  lange  auflialten.  Von  einem  Dutzend  von  Fällen, 
welche  in  dem  letzten  Jalire  uns  von  der  Behörde  zur  Äußerung,  ob  die  Kinder 
wirklich  moralisch  verkommen  sind,  zugewiesen  wurden,  befand  sich  nur  ein 
einziges,  welches  sich  für  eine  normale  Erziehung  in  einer  Familie  nicht  eignete. 
Bis  auf  einen  Fall,  wo  cs  sich  um  ein  physisch  abnormes  Kind,  welches  vagierte, 
handelte,  konstatierten  wir,  daß  die  in  Frage  kommenden  Kinder  gut  veranlagt 
waren,  und  daß  dieselben  nur  durch  die  Bosheit  ihrer  Familie  und  durch  das 
gewissenlose  V’erhalten  derselben  dem  Kinde  gegenüber  langsam  aber  systematisch 
vcrwalirlost  und  auf  die  abschüs.sige  Bahn  iles  Verbrechens  geführt  winden. 

ln  den  »Erinnerungen  aus  meinem  Leben“  schreibt  Josef  Schöffel: 

»Durch  Verkehr  mit  den  sogenannten  moralisch  verwahrlosten  Kindeni  in 
Eggenburg  habe  ich  mich  überzeugt,  daß  bei  diesen  Kindeni  von  einer  »moral 
insanity“  keine  Spur  zu  finden  sei,  daß  vielmehr  der  größte  Teil  dieser  armen 
Geschöpfe  von  Natur  be.sscr  veranlagt  ist  als  zahllo.se  Kinder  reicher  und  vor- 
nehmer Eltern. 

Wenn  sich  diese  sozusagen  aus  der  menschlichen  Gescll.-chaft  aus- 
gestoßenen  Kinder  gegen  die  Gesetze  dei'  öffentlichen  Mond  und  gegen  die  stumpf- 
sinnigen Paragraphen  des  Strafgesetzes  vergangen  haben,  so  sind  sie  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  dazu  durch  Hungerpein  und  Mißhandlungen  gezwungen 
worden. 

Wenn  ich  die  Lebens-  und  Leidensgeschichte  eines  solchen  Kindes  anhöric, 
fragte  ich  mich  unwillkürlich,  was  wäre  aus  dir  seihst  geworden,  wenn  du,  wie 
dieses  Kind,  verachtet,  gestoßen,  geschimpft,  geprügelt,  halb  nackt,  mit  Ungeziefer 
bedei;kt,  hungrig  und  krank  so  herumgeworfen  worden  wärest. 

Mein  Gewissen  antwortete ; Ein  Verbrecher,  der  an  der  bestialischen  Gesell- 
schaft blutige  Rache  genommen  hätte!“ 

Den  Umschwung,  welcher  in  der  Behandlung  der  Kinderschulzfragim  dank 
der  erlem  hteten  Anweisungen  der  obersten  Justizverwaltung  bei  den  Gerichten 
eingetreten  ist,  kennzeichnet  folgende  Korrespondenz: 
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.An  den  löblichen  Pestalozzi-Verein.  Wien,  VIII.,  Landesgericht.'^älraße  l."). 
Der  neunjährige  J,  K.  beflnilet  sich  derzeit  in  Pflege  seiner  Mutter  A.  K.,  wo- 
selbst er  aber  kaum  bela.ssen  werden  kann,  weil  diese  im  Konkubinate  lebt  und 
entsprechende  Pflege  dort  nicht  zu  gewärtigen  ist.  Der  geschiedene  Gatte  der- 
selben, J.  K„  welcher  gleichfalls  mit  einer  Konkubine  lebt,  will  aber  den  Knaben 
in  eine  Besserungsanstalt  geben,  weil  der  Knabe  nach  seiner  Ansicht  verdorben 
ist  Es  wird  ersucht,  ehestens  anher  milzufeilen,  ob  die  löbliche  Vereinsleitung 
nicht  ui  der  Lago  wäre,  durch  eine  anderweitige  Unterbringung  des  Knaben  diese 
ultima  ratio  (Abgatie  in  eine  Bessenmgsanslalt)  zu  vermeiden.  K.  k.  Bezirks- 
gertcht ,19.  Mai  190.5.“ 

,An  das  k.  k.  Bezirksgericht ln  Beantwortung  Ihrer  Zuschrift 

vom  19.  in  Angelegenheit  des  minderjährigen  J.  K.  erlauben  wir  uns  mitzuteilen, 
ilaß  wir  eventuell  bereit  sind,  den  Knaben  in  unsere  Pflege  zu  öbemehmen,  unter 
folgenden  V'oraussetzungen : 1.  wenn  er  nacli  unseren  Erhebungen  tatsächlich 
nicht  in  eine  Besserungsanstalt  gehört,  2.  wenn  dem  Vater  die  väterliche  Gewalt 
entzogen  und  für  das  Kind  ein  Vormund  bestellt  wird.  3.  wenn  der  Vater  nach 
seinen  Verhältnissen  zur  Leistung  eines  entsprechenden  Erziehungsbeitrages  an- 
gehalten wird. 

Wir  werden  im  1.  Punkte  unsere  Erhellungen  sofort  pflegen,  ersuchen  aber 
zu  Frage  2 und  3 um  gefällige  Mitteilung.“ 

,An  das  k.  k.  Bezirk-sgericht In  Angelegenheit  des  minder- 

jährigen J.  K.  erlauben  wir  uns  weiter  mitzulcilen,  daß  wir  nach  den  gepflogenen 
Erhebungen  in  der  Schule  vernommen  haben,  daß  der  Knabe  bei  seinem  Vater 
sehr  verwidirlost,  daß  er  aber  begabt  ist  und  dem  Schulunterrichte  gut  folgen 
kann,  daß  verzwickte  Familienverhältnissc  die  Einsicht  erschweren,  wer  von  den 
Eltern  recht  oder  unrecht  hat,  daß  der  Knabe  in  keiner  Hinsicht  die  iVbgabe  in 
eine  Kon'eklionsanstalt  verdient  und  daß  es  wohl  wünschenswert  wäre,  ihn  dem 
Eiiiflus.se  des  Vaters  zu  entziehen  und  letzterem  die  väterliche  Gewalt  abzuei  kennen. 
Der  minderjälirige  J.  K.  macht  einen  guten  Eindruck.  Die  Nachforschungen  über 
die  Mutter  und  die  Wahrnehmungen,  welche  man  in  ihrem  Heim  gemacht  hat, 
sprechen  zu  ihren  Gunsten.  Unter  solchen  Umständen,  gestützt  auf  die  Aus.sagen 
der  Lehrer,  welche  sich  für  den  Knaben  besonders  einsetzen,  wären  wir  nicht 
abgeneigt,  denselben  in  unsere  Pflege  zu  übernehmen  unter  den  Voraussetzungen, 
daß  1.  dem  Vater  die  väterliche  Gewalt  entzogen  und  für  das  Kind  ein  Vormund 
bestellt  wird,  und  2.  daß  der  Vater  seinen  Verhältnissen  gemäß  zur  Leistung  eines 
entsprechenden  Erziehungsbeitrages  angehalten  wird.  Da  sich  die  Schule  erbeten 
hat,  ihr  das  Resultat  milzuteilen,  so  ersuchen  wir  um  gefällige  Mitteilung  des 
Beschlus.se3,  welcher  vom  k.  k.  Bezirk.«gerichle  gefaßt  wurde.“ 

,An  den  Pestalozzi- Verein.  Da  die  gepflogenen  Erhebungen  eine  Verwahr- 
losung des  minderjährigen  J.  K.  seitens  .seines  ehelichen  Vaters  J.  K.  ergeben 
haben,  wird  der  letztere  der  väterlichen  Gewalt  über  den  minderjälirigen  J.  K. 
gemäß  § 177  a.  b.  G.  B.  verlustig  erklärt  und  die  Bezirksvorstehung  für  den 

Bezirk  in  Wien  ersucht,  einen  energischen  Vormund  schleunigst  für 

dieses  Kind  .anher  vorziischlagen.  Dagegen  wird  das  Kind  auch  nicht  der  Obhut 
seiner  Mutter  A.  K.  belassen,  da  auch  von  ihr  eine  gedeihliche  Pflege  und  Erziehung 
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des  Kindes  nicht  zu  gewärtigen  ist,  und  wird  daher  der  Pestalozzi-Verein  ersucht, 
iiingeliend  die  anderweitige  Unterbringung  des  Kindes  zu  veranlassen.  Wegen 
Heranziehung  des  J.  K.  zur  Zahlung  einer  entsprechenden  Alimentation  wird 
das  k.  k.  Polizeikommissariat ersucht,  schleunigst  die  Erwerbs- 

verhältnisse dessel})en  zu  erheben  und  anher  bekamitzugcben.  K.  k.  Bezirks- 
gericht   * 

.An  das  k.  k.  Bezirksgericht In  Erwiderung  Ihrer  Zuschrift  vom 

'il.  Mai  erlauben  wir  uns  mitzuteilen,  daß  wir  uns  in  Anbetracht  der  in  Aussicht 
gestellten  Aberkennung  der  vfderlichen  Gewalt  des  J.  K.  über  seinen  minderjährigen 
Sohn  J.  und  der  in  Aussicht  genommenen  Bemühungen  wegen  Zahlung  der  Ali- 
mentation im  Interesse  des  Kindes  veranlaßt  gesehen  haben,  den  Knaben  in 
unsere  Obhut  zu  übernehmen,  was  bereits  geschehen  ist.  Wir  erlauben  uns  noch 
das  Ersuchen  zu  stellen,  uns  die  Dokumente  des  Kindes  verschalTen  und  üter- 
senden  zu  wollen.“  Der  Vater  des  Kindes  protestierte  gegen  den  Beschluß  des 
Bczirksgericlites  und  gegen  die  .Abgabe  seines  Sohnes  zur  Erziehung  an  den 
Pestalozzi-Verein,  worauf  in  zweiter  Instanz  folgender  Beschluß  gefaßt  wurde : 

.Das  k,  k.  Landesgericht  Wien  in  Zivilsachen  als  Rekursgericht  hat  in  der 
Pflegschaftssache  des  minderjährigen  J.  K.  infolge  Rekurses  seines  Vaters  J.  K. 

gegen  den  Beschluß  des  k.  k.  Bezirksgerichtes vom  27.  Mai  ....  mit 

welchem  derselbe  iler  väterlichen  Gewalt  über  sein  Kind  J.  K.  verlustig  erklärt 
wurde,  folgenden  Beschluß  gefaßt : Dem  Rekurse  wird  keine  Folge  gegeben  und 
der  angefoiditene  Beschluß  bestätigt.  Begründung:  Rekurrent  gibt  selbst  zu,  daß 
sein  erst  10  Jahre  alter  Sohn  J.  sittlich  vi'rdorben  sei  und  in  eine  Besserungs- 
anstalt gehöre,  daß  der  Knabe  schon  wiederholt  durchgegangen  sei  und  durch  die 
Polizei  zurückgeführt  wurde.  SeiiU!  Behauptung  aber,  ilaß  ihn  an  der  sittlichen 
Verwahrlosung  des  Knalien  kein  Verschulden  treffe,  ist  nach  der  Sachlage  ganz 
ungerechtfertigt.  Denn  der  Knalie  befand  sich  seit  10.  Jänner  100.J  ununterbrochen 
in  der  Erziehung  und  Verpflegung  seines  Vaters,  welchem  gemäß  g 139  a.  b.  G.  B. 
obliegt,  seinem  Kinde  nicht  bloß  den  anständigen  Unterhalt  zu  reichen,  sondern 
auch  durch  Entwicklung  seiner  körperlichen  und  geistigen  Kräfte,  durch  Ver- 
schaffung des  nötigen  Unterrichtes  den  Grund  zu  seiner  künftigen  Wohlfahrt  zu 
legen.  Wenn  es  aber  dem  Kinde  möglicti  wurde,  das  väterliche  Haus  eigenmächtig 
zu  verlassen  und  sich  auf  der  Gasse  Tag  und  Nacht  herumzutreiben,  so  kann 
daraus  nur  gefolgert  werden,  daß  der  Vater  seine  Pllicht  in  Bezug  auf  die  Beanfsicli- 
ligung  und  Erziehung  des  Kiniles  gänzlich  vernachlässigt  hat,  weil  sonst  derartige 
wiederholte  Ausschreitungen  des  Kindes  nicht  hätten  Vorkommen  können.  Für  die 
Anschauungen  des  Rekurrenten  über  die  ihm  in  Betreff  der  Erziehung  und  Ver- 
pflegung seines  Sohnes  zukoinmenden  Pflichten  ist  es  aber  bezeichnend,  daß  er 
sogar  die  Abgabe  desselben  in  eine  Besserungsanstalt  dem  dermaligen  höchst  vor- 
teilhaften Erziehungsorte  (Kinderheim  des  Pestalozziverehies)  vorzieht,  und  zwar, 
wie  nicht  bezweifelt  werden  kann,  bloß  deshalb,  weil  er  zur  Leistung  eines  ent- 
sprechenden Unterhaltsbeitrages  nicht  bereit  ist.  Demnach  war  der  erstrichterliche 
Beschluß  unter  Verweisung  auf  die  ganz  zutreffenden  Griinde  des  die  Vor- 
stellung abweisenden  Beschlus.ses  des  Bezirksgerichtes  zu  bestätigen.  AVien,  am 
27.  Juli  1906.“ 
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Es  sei  bemerkt,  daß  dieser  Knabe,  welclier  bereits  1 */>  Jahre  in  unserer  Pflege 
steht,  bisher  in  keiner  Beziehung  zur  Klage  Anlaß  gegeben  hat.  An  Erziehungs- 
beitrag liahen  wir  bis  heute  nicht  ehien  Heller  erhalten. 

Die  Entziehung  der  väterlidien  Gewalt  muß  bei  entarteten  Elementen  zum 
Wollte  des  Kindes  streng  durchgeführt  werden,  wenn  man  das  Kind  tatsächlich 
retten  will.  Das  ist  die  erste  Voraussetzung  des  Schutzes  eines  Kindes. 

Die  meisten  mißhandelten,  verlassenen,  verwahrlosten  Kinder  fühlen  sieh,  wie 
Erfahrungen  lehren,  durch  die  Unterbrechung  aller  Beziehungen  mit  ihrer  Familie 
sicher  und  glücklich.  Nur  m vereinzelten  Fällen,  bei  Bettlern  und  Vagabmiden,  wo  die 
Kinder  mit  »Affenliebe*  verzogen  werden  und  in  dem  unregelmäßigen  liehen  einen 
gewissen  Beiz  finden,  welcher  wohl  die  hüchsle  Gefaiir  für  ihr  weiteres  Leben  bildet, 
trennen  sie  sich  nur  .schwer  von  ihren  Eltern.  ebcnso  wie  später  von  den  geregelten 
V'erhältnissen.  Im  allgemeinen  sind  alle  diese  Kinder  glücklich,  in  geregelte  Familien- 
verhällnisse  zu  kommen  (hei  »Kindergruppenfamiliensystem“),  und  es  gilt  in  Fällen 
von  Ungehorsam  als  die  schärfste  Drohung,  die  Kinder  ihren  Eltern  znrück- 
zu geben. 

Von  welch  unermeßlicher  Bedeutung  die  Aberkennung  der  väterlichen 
Gew'alt  bei  Kindern  von  unwürdigen  Elementen  für  deren  weiteres  Lebensschicksal 
ist,  um  sie  vor  dem  elterlichen  Einflüsse  zu  schützen,  wissen  die  Leiter  der 
Korrcktions- und  Strafanstalten  für  Jugendliche  einiges  zu  erzählen : Wenn  man 
allein  zum  Wohle  der  Jugendlichen  handeln  wollte,  müßte  wohl  die  Administration 
verschiedener  Wohlfahrtseinrichtungen,  Besserungsanstalten  u.  s.  w.  freie  Hand 
hei  Versorgung  von  Jugendlichen  haben,  ohne  durch  die  entarteten  Kindeseltern 
daran  gehindert  zu  sein. 

Wir  wollen  auch  hiefür  einige  Beispiele  anfüliren : 

(iO.  Von  einer  staatlichen  Landesbesserungsanstalt  für  jugendliche  Korri- 
genden bekam  der  »Pestalozzi-Verein*  folgende  Zuschrift: 

»Am  10.  Juni  I.  J.  wurde  aus  der  hiesigen  Anstalt  der 1890 

geborene Knabe  J.  R.  entlassen  und  dem  Herrn  W.  L.,  Zimniermaler  in 

in  die  Lehre  gegeben. 

Nach  einer  soeben  eingelangten  Mitteilung  wurde  der  Knabe  am  28.  Juni  1.  J. 
von  seiner  Mutter  und  deren  Geliebten  aus  der  Lehre  weggelockt,  nachdem  zu  der 
Zeit  der  Meister  gerade  auswärts  beschäftigt  war.  Es  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen, 
daß  der  Knabe,  wenn  er  nicht  sofort  aus  der  Umgebung  seiner  verderbten  Mutter 
und  deren  noch  viel  schlechteren  Geliebten  gebracht  wird,  sich  bald  wieder  das 
Herumvagieren  und  Nichtstun  .angowöhnen  und  auch  sicherlich  wieder  zum  Stehlen 
greifen  wird. 

Die  gefertigte  Direktion  wendet  sich  daher  an  den  löblichen  Verein  mit  dem 
dringenden  Ersuchen,  hier  dadurch  helfend  einzugreifen,  daß  der  genannte  Knabe 
von  den  Einflüssen  seiner  jVngehörigcn  losgemacht,  aus  ihrer  Umgebung  entfernt 
und,  wenn  möglich,  wieder  zu  seinem  früheren  Meister,  Herrn  L.,  welcher  sich  seiner 
gewiß  redlich  angenommen  hätte,  gebracht  werde. 

Rasche  Hilfe  wäre  hier  dringend  notwendig. 

Beiliegend  auch  das  Schreiben  des  W.  L.  in  Abschrift.“ 
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Interessunl  it-t  folgende  Schilderung  des  Meislors  Ober  die  gegebenen  hüu!:- 
licheu  VerhriUnisse  und  die  daraus  nneinwandlich  folgende  Verwahrlosung  der 
Jugend: 

.Geehrte  OirekUon!  Knlschiihligen,  daß  ich  solange  keine  Mitteilung  machte; 
ich  halle  außerhalb  Wien  eine  Kirche  zu  machen.  Ich  kam  zu  Hause,  fand  eine 

Zustellung  zum  Bezirksgericht wegen  J.  R.  und  wegen  dos  mit  seiner 

Mutter  zusanmieulcbcnden  A.  H.  Ich  ging  hin,  von  da  mußte  ich  zum  Bezirks- 
gericht iin Bezirk.  Bei  [dien  zwei  Gerichten  sagte  ich:  .Der  Bursch  ist  am 

28.  Juni  zum  Essen  gegangen  und  nicht  mehr  wiedergekommen,  auch  von  Seile 
seiner  Angehöiigen  w urde  nichts  ges«dien  noch  gehört.  Notiert  wurde  hei  beiden  Ge- 
richten inchts.  Beim  zweiten  Gericht  wurde  mir  gesagt,  ich  soll  ndch  um  nichts  mehr 
bekümmern.  Ich  mache  der  wertim  Direktion  zu  wdssiui,  zmn  Aufdingen  bei  der 
Genossenschaft  ist  es  nicht  gekommen,  wie  aus  [illem  ersichtlich  ist,  war  es  seiner 
Mutier  nnd  deren  Geliebten  A.  II.  nur  darum  zu  tun,  den  Buben  luszumaclicn,  und 
jetzt  wird  er  so  wie  seine  zwei  Brüder  acht  Tage  bei  dem  it:dieinschen  Fuhrwerke 
als  Kutscher  not  dem  zweirildrigen  Karren  fidireii,  eine  Weile  nichts  tun,  dann  hei 
einem  henunzichenden  Zirkus  als  Ililfslmrsche  und  dann  wieder  eine  Weile  nichU 
tun.  Ein  zweites  M:il  gehe  ich  nicht  mehr  in  die  Wohnung  hin,  ich  habe  genug  mit 
[lern  einen  Mal,  WiCs  ich  gesehen  h:ibe,  — aus  solchen  Buhen,  wo  zu  Hause  für  die 
Jugend  eine  geradezu  vernichtende  Wirtschaft  geführt  wird,  k;mu  unmöglich  etwas 
Ordentliches  werilen.  — Ich  sage  heule,  der  Mann,  der  den  Burschen  von 

G (Korreklionsanslalt)  mir  ins  Haus  brachte,  hat  vollkommen  recht 

gehabt  in  der  Äußerung  über  J.  H.'s  Eltern.  Falls  die  werte  Direktion  den  Gedanken- 
strich aufgeklärt  wünscht,  bin  ich  bereit,  es  zu  tun,  und  Herr  Direktor  wird 
.sagen,  da  kann  der  Meister  noch  so  tüchtig  sein,  da  hilft  alles  nichts,  und  somit  Ist 
wieder,  noch  dazu,  daß  ich  keine  Kinder  habe,  eine  gute  Meinung  aus  iler  Well 
geschalTcn.“ 

Der  .Beslalozzi-Verein“  hat  Erhebungen  in  dic.ser  Angelegenheit  gepflogen, 
koiuite  die  bereits  bekannten  Tatsachen  konstatieren  und  hat  sich  an  das  zustän- 
dige Vormundschafl-sgericht  gewendet,  ohne  dessen  Intervention  dem  Ersuchen  der 
Korrektionsanstalt  unmöglich  Folge  geleistet  werden  kann.  Solange  die  Gewalt 
den  unwürdigen  Ellern  über  das  Kiml  zusieht,  ist  Jede  Intervention  vergeblich. 

Der  Erfolg  oder  Mißerfolg  des  Eingreifens  in  diesem  Falle  zum  Schutze  des 
Jugendlichen  wird  einzig  davon  al)hängig  sein,  ob  das  zuständige  Vormundschafts- 
geiichl  die  Aberkennung  der  mütterlichen  Gewalt  verfügt  oder  nicht  und  auf  diese 
Weise  ermöglicht,  ungehindert  die  Fürsorge  für  diesen  Minderjährigen  aus- 
zufüluen. 

Gerade  in  den  österreichischen  Korrekt ionsanstalten  und  .'Strafanstalten 
konnten  wir  öftei-s  die  Frage  seitins  der  Leitung  hören:  .Was  sollen  wir  machen, 
wo  das  Kiml  nur  schlecht  geworden  ist,  weil  cs  ilazu  von  den  Eltern  angehalten 
winde,  und  Wics  soll  unsere  ganze  Erziehung  nützen,  wenn  das  Kind  zu  den 
gleichen  Ellern  zurückkehrt  und  wieder  zu  dem  früheren  Lebenswandel  ange- 
hallen  wirdr“ 

Mangelnde  gesetzliche  Be.slimmungen  zum  Schutze  der  Kinder  im  Hause, 
in  Gewerbe  und  Industrie,  mangelnde  stautliihe  Aufsicht  über  die  dort  beschäf- 
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tigten  Jiigoiidlichen,  sowie  ungenügende  Hegehing  vcr.scliiedener  pvivatreclitlicher 
Fragen  zwischen  erwerbenden  Kindern  und  Ellern  mögen  nur  allgemein  als 
Faktoren  der  Rechtlosigkeit  der  Kinder  envähnl  werden.  Die  mangelhafte  Vormund- 
schaft sowie  die  ungenügenden  gesetzlichen  Maßregeln  und  das  Fehlen  jeder 
Zwangsmittel,  um  unwürdige  und  strafbare  Eltern  durch  Zahlung  von  entsprechen- 
den Erziehungsbeitrügen  wenigstens  teilweise  zu  ihrer  Pllichterfüllung  anzuhalten 
(siehe  die  englische  Poor  laiw  Act,  1899J,  spielen  unter  den  Ursachen  der  Ver- 
w’alirlosung  der  Jugend  eine  nicht  unbedeutende  Rolle. 

C.  Mangelnde  Jugendfürsorge. 

Die  Mängel  der  Jugendfüreorge  treten  aber  besonders  zu  Tage  infolge  der 
Unzulänglichkeit  der  öffentlichen  Armenpflege. 

02.  Das  k.  k.  Bezirksgericht schreibt  uns;  .Am  9.  Juli  190i 

ertrank  der  Taglöliner  D.  in  Wien  mit  Hinterlassung  einer  Witwe  und  ü Kindern, 
geboren  1895,  1898,  1900,  1902,  1903,  von  denen  letzteies  sich  in  Böhmen  in 
Pflege  befindet;  die  Familie  lebt  in  den  traurigsten  Verhältnissen,  so  daß  die 
.Mutier  zwei  Mädidien  mit  -Schuliriemen  hausieren*  schickt;  dadurch  werden 
dieselben  dem  Schulbesuche  fast  ganz  entzogen;  insbesondere  die  ältere  Josefa, 
was  um  so  mehr  zu  bedauern  ist,  als  deren  Verhallen  von  der  Schulleitung  als  gut 
bezeichnet  wird.  Zahlreiche  Re.anständungen  bewogen  die  Polizeibeliöide,  die 
Abgabe  des  älteren  Kindes  in  eine  Besserungsanstalt  auszusprechen,  wogegen  die 
Mutier  als  Vormünderin  rckuiricrtc.  Es  ist  sicher,  daß  die  Mutter,  die  auch  der 
deutschen  Sprache  nicht  mächtig  ist,  absolut  nicht  geeignet  und  auch  nicht  im 
stände  ist,  die  drohende  gänzliche  Verwahrlosung  der  Kinder  aufzuhalten,  im  Gegen- 
teile hinderte  sie  vom  Milvormuud  ergriffene  Maßregeln.  Ich  erlaube  mir  daher, 
die  Kinder,  insbesondere  die  älteren  Mädchen,  dem  Vereine  zur  timlichsteu 
BcrOck.sichtigung  zu  empfehlen,  und  ersuche  höllichsl  imi  eheste  Bekanidgabe  der 
Entschließung,  da  die  Polizeibehörde  die  vonnundschaflsbehördliche  Genelimigmig 
ihres  Erkenntnisses  begehrt.“ 

Wir  berichten  wie  folgt;  .Trotz  der  großen  Inanspruclmahine  sehen  wir  uns 
veranlaßt,  in  Anbetracht  der  drohenden  gänzlichen  Verwahrlosung  die  Kinder 
Anna  und  Josefa  D.  in  unsere  Obhut  zu  übernehmen,  unter  der  Voraussetzung, 
daß  der  Einfluß  der  Mutter  und  ihre  Rechte  eingeschränkt  werden  und  daß  wir 

nur  mit  dem  Mitvormunde  der  Kinder ausschließlich  in  Berührung  kommen. 

Die  Erfahrungen,  welche  wir  mit  den  sittlich  verkommenen  Eltern  gemacht  haben, 
sind  derart,  besonders  in  den  Familien,  in  denen  die  Kinder  zum  Bettel  angehalten 
werden,  daß  es  sich  als  eine  zwingende  Notwendigkeit  ergibt,  falls  man  das  Kind 
wirklich  retten  will,  möglichst  jeden  Verkehr  mit  der  verwahrlosten  Familie  abzu- 
schneiden und  die  Rechte  dieser  Ellern  auf  das  weitere  Schicksid  ihrer  Kinder, 
welche  auf  dem  Wege  sind,  sich  eine  ehrliche  bürgerliche  Existenz  zu  schaffen, 
zum  Schutze  dieser  Kinder  abzuerkennen  oder  einzuschränken. 

Sollte  das  k.  k.  Bezirksgericht  als  Pflegschaftsgericht  diese  unsere  Ansicht 

teilen,  so  bitten  wh  den  Mitvonnund zu  verständigen,  daß  wir  bereit  sind, 

diese  Kinder  sofort  in  unsere  Obhut  und  Pflege  zu  übernehmen.“ 
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Hierauf  erging  folgemlc  ZuBchrift  des  Bezirksgerichtes  iui  den  Mitvorimmd; 

.Herr wird  verständigt,  daß  der  Peslalozzi-Vorein  sich  bereit  erklärt,  die 

minderjährige  Anna  und  Josefa  1).  in  Obsurge  sofort  zu  übernehmen  unter  der 
Bedingung,  daß  der  Einlluß  der  Kalliarina  I).  und  ihre  neehle  eingeschränkt 
werden  und  daß  der  Verein  nur  mit  dem  Mitvorinunde  der  Kinder  ausschließlich 
in  Bcrfihrung  komme.* 

.Dieser  Antrag  wird  vormundschaftlich  genelunigt  und  Herr ange- 

wiesen, sich  mit  dem  Vereine  ehestens  in  Verbindung  zu  .setzen  und  l)innen  vier 
Wochen  schriftlich  oder  mündlich  über  die  Unterbringung  der  Kinder  zu  berichten.“ 

Die  Heiinatsgemeinde  bat  für  diese  Familie  Irolz  wiederholter  Malinungen 
nichts  gelei.stet. 

62.  Der  nächste  Fall  zeigt,  wie  mangelnde  Einrichtungen  zur  Versorgung 
arbeitsunfähiger,  kninker  Familien  und  schutzbedürftiger  Kinder,  sowie  die  oft 
versagende  ftlfentliche  Armenpflege  und  das  ziellose  Almosenausteilen  von 
Privalen  obne  Abhilfe  zu  schalTen  oft  ganze  Familien  zum  langsamen  Verhungern 
verurteilt  und  anderseits  das  Schmarotzertum  verschiedener  arbeitsscheuer  Indi- 
viduen züchtet. 

Im  II.  Bezirke,  in  einer  Kellerwohnung,  welche  kein  Licht  von  außen  hatte, 
sondern  nur  eine  Tür  auf  den  Korridor,  lag  eine  an  Gelcnksrheumatismus  schwer 
kranke  Frau  und  halte  um  sich  drei  halb  verhungerte  Kinder;  einen  zweijährigen 
Knaben  und  ein  sechs-  und  zehnjähriges  Mädchen.  Die  Frau,  eine  Arbeiterswitwo. 
zuständig  nach  Böhmen,  halte  ihr  jüngstes  Kind  im  Witwenslande  bekommen;  so 
lang  sie  gesund  war,  halle  sie  sich  kümmerlich  mit  den  Kindern  durchgebracht; 
seitdem  sie  aber  bettlägerig  wurde,  verhungerte  die  Familie  fast;  nachdem  sie  den 
Zins  nicht  zahlen  konnte,  wies  mau  ihr  die  Kellerwohnung  an;  sic  konnte  sich 
infolge  der  Kr.ankheit  nicht  bewegen;  das  älteste  Kind  besorgte  die  .ILaushaltung"; 
Beste  von  Speisen,  welche  die  Bewohner  des  Hauses,  <lie  selbst  meist  in  dürftigen 
Verhältnissen  lebten,  ihr  zukommen  ließen,  bildeten  die  Nahrung.  In  ihrem  Elende 
wurde  sie  einmal  mit  vier  Kronen  von  ihrer  Heiinatsgemeinde  unterstützt,  ln  dieser 
Familie  fehlte  es  auch  nicht  an  Männerhilfe,  seitens  eines  Witwers  im  mittleren  Alter, 
welcher  ohne  jede  Beschäftigung  sich  angebliidi  :ius  Mitleid  und  Horzensgüte  um 
diese  hungernde  Familie  annahm;  er  gab  sogar  angeblich  seinen  Erwerb  auf,  um 
sich  der  Pflege  dieser  Frau  zu  widmen;  die.se  merkwürdige  Erscheinung  hat 
unsere  Neugierde  nicht  wenig  geweckt,  wie  auch,  daß  er  aus  iler  trostlosen  Lage 
der  Familie  sich  ein  schönes  persönliches  Einkommen  zu  verschaffen  verstand.  Er 
suchte  verschiedene  mildtätige  Wohltäter  auf,  machte  sie  auf  die  Lage  der  Familie 
aufmerksam  und  nachdem  die  Tatsachen  jede  Schilderung  des  Elends  Dbertrafen, 
bekam  er  oft  reichliche  Geldunterstülzungen,  welche  ihm  gestalteten,  ein  sorg- 
und  arbeitsloses  Leben  zu  führen. 

Auch  in  diesem  Falle  ist  die  Verabreichung  eines  Almosens,  unbekümmert 
darum,  ob  und  in  welchem  Muße  dem  Unglücklichen  wirklich  damit  geholfen  ist, 
unzweckmäßig.  Um  hier  Wandel  zu  schaffen,  mußte  man  die  Frau  ins  Spital 
bringen  und  die  drei  Kinder  versorgen;  das  erstere  ist  verhältnismäßig  leicht 
gelungen,  das  zweite  war  ahoi’  undurchführbar:  es  gibt  kaum  eine  Wohlfahrls- 
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pinrichlung  in  Wien,  die  wir  nicht  angegangen  hätten,  die  Kinder  zn  öhernchmen; 
alles  umsonst;  von  einer  Stelle  rnirde  uns  milgeteill,  man  hätte  dieser  Familie 
eine  Spende  von  zehn  Kronen  gewährt;  es  blieb  uns  nichts  übrig,  als  selbst  die 
Kinder  in  Obhut  zu  übernehmen,  wobei  es  uns  mit  der  Zeit  gelungen  ist,  eines 
davon  dank  persönlicher  Beziehungen  in  einem  Kinderasyl  unterziibringen.  Zur 
bbergubo  der  Kinder  an  die  Heimatsgemeinde  von  Amts  wegen  konnten  wir  uns 
wegen  des  Gehabens  der  Mutter  nicht  eiiLschließen,  wir  haben  diesmal,  wie  so 
oft,  erlebt,  daß  die  hilflosen  Klteni  bei  dem  Gediuiken  des  Abschubes  der  Kinder 
in  die  Heünatsgemeinde  in  helle  Verzweiriung  geraten  und  fest  behaupten,  sie 
gehen  dort  ganz  zu  tirunde,  lieber  sollten  sie  gleich  sterben.  Nai-hdem  die  F’raii 
nach  vielen  Monaten  aus  dem  Spitale  ziemlich  hergestnllt  entlassen  wurde,  haben 
wir  dafür  gesorgt,  daß  sie  in  ihre  Heimat  zu  Verwandten  reiste  und  dort  eine 
Beschäftigung  suchte;  sie  kam  aber  bald  wieder;  ihr  Freund,  welcher  sie  in  ihrer 
Krankheit  so  l)etreute,  hatte  sic  nach  Wien  kommen  lassen;  er  wollte  versuchen, 
von  neuem  den  Bettelerwerb  zu  betreiben;  wieder  ging  er  um  Unterstützung 
hemm,  «Fiesmal  holTentlich  mit  weniger  Firfolg,  denn  die  Frau  war  nicht  krank  und 
hatte  keine  Kinder  mn  sich. 

(>3.  Einen  weiteren  Fall  teilte  uns  Herr  Waisenrat  .\1.  mit:  .Alexander  11.  ist 
am  l(i.  Jänner  1898  als  das  außereheliche  Kind  der  Katharina  II.  geboren.  Der 
außereheliche  Vater  Alexander  F.  ist  Magazinsaspirant  bei  der  Bahn  in  11.  bei  .1 
in  Ungarn  und  wurde  .seinerzeit  vom  Bezirksgericht  J.  zu  einer  Alimenlation  von 
zwölf  Kronen  monatlich  verurteilt,  zahlt  aber  nichts.  Die  Mutter  hatte  den  Knaben 
eine  Zeitlang  in  fremder  Fliege,  konnte  aber  aut  die  Dauer  die  Kosten  nicht 

bestreiten  und  hat  jetzt  den  Knaben  (sie  ist  Köchin  bei  Herrn  Dr.  B ) mit 

Zustimmung  ihres  Dienstgebers  vorlätifig  bei  sich.  Tagsüber  muß  sie  den  Knaben 
meist  zu  einer  Tante  schicken,  ihrer  einzigen  V'erwandlen  in  Wien,  die  leider  in 
Hernals  wohnt.  Dies  hat  leider  zur  Folge,  <laß  der  Knabe,  dem  früher  von  der 
Schule  (er  besucht  die  dritte  Klasse  der  Volksschule  in  der  lt...gasse)  hiti- 
sichllich  des  sittlichen  Betragens  und  des  F'ortg.anges  das  vollste  Lob  ausge- 
sprochen wurde,  nunmehr  im  Fortgange  nachläßt. 

Unser  Verein  hat  zunächst  der  Mutter  unentgeltlichen  Heehtsbeistand  zur 
Kiekutionsfühnmg  gegen  den  Kindesvater  verschalTt,  womit  aber  bisher  kein 
Erfolg  erzielt  werden  koiuite,  dann  sind  wir  an  die  lleimatsgcmeinde  des  Kindes  4. 
in  Bfihmen  wegen  Gewährung  eines  Erzichuugsbeitrages  herangetreten,  wurden 
aber  abschlägig  beschieden,  da  die  Gemeinde  arm  und  mit  ähnlichen  Verpflich- 
timgen  bercils  überbürdet  ist. 

Der  Versuch,  der  Mutter  und  dem  Kinde  die  Zuständigkeit  in  Wien  zu  ver- 
schaffen, ist  leider  ebenfalls  aussichtslos,  da  die  Mutter  in  den  letzten  zehn  Jahren 
unglücklicherweise  einmal  auf  ein  Jahr  auf  einem  Diensti)oslen  in  Ungarn  war. 

Unsere  weiteren  Bemühungen,  ein  Institut  ausfindig  zu  machen,  das  den 
Knaben  vollständig  übernehmen  würde,  sind  gleichfalls  gescheitert,  und  zwar 
deshalb,  weil  die  Multer  nur  ein  monatliches  Kostgeld  von  zwölf  Kronen  zahlen 
kann,  alle  diese  Institute  aber  weit  höhere  Anspriiche  für  Veriiflegungskoslen 
stellen. 
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Wir  wollen  uns  aber  durch  diese  bisherigen  Mißerfolge  nicht  abschroeken 
lassen,  uns  für  das  arme  Kind,  das  wirklich  der  Teilnahme  würdig  ist,  weiter  zu 
bemühen,  und  richlen  ileshalb  an  Ihren  vcrchrli<  hcn  Verein  die  dringende  Ditte, 
den  Knaben  in  ein  Asyl  anfznnehmon  oder  falls  dit!S  ni«'ht  möglich  sein  sollte,  uns 
einen  anderen  Verein  namhafl  zu  machen,  der  si«di  dieses  armen  Kindes  an- 
nehnien  würde.* 

04.  bis  08.  Ein  Bezirksrichler  vom  Lande  schrieb:  ,Ich  erbitte  Ihre  gütige 
Hilfe  in  nachstehenden  Füllen:  1..4.H.,  geboren  1895  in  der  niederösterreichischen 
Findelanstalt,  von  der  Schulleitung  als  keck  und  frech  bezeichnet,  wird,  da  er 
seinen  Zieheltern  nicht  gehorcht  und  sich  den  ganzen  Tag  auf  der  Gasse  heruin- 
Ireibt,  zur  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  in  Antrag  gebracht. 

Ich  kann  mich  zur  Zuslimmung  nicht  entschlieBen  und  würde  gern  das 
Ergebnis  weiterer  Beobacbtungeii,  jedoch  außerhalb  der  Einllußsi)häre  der  bi.s- 
lierigen  Ei7.ieher  des  Knaben,  nbwarten.  Monatlicher  Beitrag  acht  Kronen. 

i.  Karolinen.,  1898,  Tochter  einer  Witwe,  bringt  sich  als  Dienstmagd  fort. 
Da  sie  das  Kind  bei  sich  hat,  bezieht  sie  einen  .lahrosgchalt  von  CO  Kronen,  von 
welchem  sic  noch  zum  Teile  für  die  Erhaltung  ihres  zwülljrdu  igea  Knaben  auf- 
zukommen hat.  Die  Mutter  ist  durch  ihre  dienstlichen  Obliegenheiten  derart 
in  Anspruch  genommen,  daß  das  Kind  den  gi-ößten  Teil  des  Tages  unbeaufsichtigt 
ist.  Nicht  selten  wird  das  Müdchen  von  den  Dienstgobern  zu  Arbeiten  heran- 
gezogen, welche  das  physische  Gedeihen  des  Kindes  gefülirden.  Erzicliungsbeitrag 
pro  Monat  drei  Kronen. 

3.  Anton  S..  geboren  1899  in  der  Findelanstalt,  sehr  schlecht  genährt,  sanft- 
mütig und  folgsam.  Unterstützungsbeitrag  monatlich  acht  Kronen  würde  erwirkt. 

4.  Gottfried  G.,  geboren  190d  in  der  niederösterreichischen  Findelanstalt, 
sehr  intelligent,  lebhaft;  eine  längere  Belassung  bei  der  70j,ährigen  Ziehmutter 
wäre  dem  Kinde  sehr  nachteilig.  Kein  Unterstützungsbeitrag. 

5.  Juliana  Amalia  W„  geboren  190(5.  Mutter  ist  Prostituierte,  derzeit  in  der 
Zwangsarbeitsanstalt.  Das  Kind  ist  kräftig,  bedarf  jedoch  dringend  operativer 
Spitalsbehandlung.* 

Daß  es  den  Heimatsgemcinden,  auch  den  beslsituierten,  um  das  Wohl  der 
Kinder  meistens  nicht  viel  zu  tun  ist  und  daß  sie  nur  trachten,  jede  Auslage  zu 
ersparen,  möge  das  folgende  Beispiel  beleuchten: 

(59.  Der  10jährige  K.  P.,  ein  uneheliches  Kind,  wohnt  bei  seiner  .Mutter, 
deren  Gatte  zugleich  Vormund  des  Knaben  ist.  Dieses  Kind  war  zeitweise  in  aus- 
wärtiger Pflege  und  ging  zerlunipt.  Es  wurde  von  seiner  Mutter  und  dem  Vormunde 
fortgesetzt  mißhandelt.  Man  ersuchte  uns  nun,  dieses  Kind,  das  sehr  gut  geartet, 
begabt  und  hübsch  ist,  vor  dem  Untergänge  zu  erretten.  Wir  haben  das  V'ormund- 
sebaftsgericht  verständigt  und  den  Antrag  wegen  Absetzung  des  Vormundes  und 
Bestellung  eines  neuen  gemacht  und  uns  erboten,  den  Knaben  provisorisch  in 
uusere  Obhut  zu  übernehmen;  als  er  zu  uns  kam,  stellte  sich  heraus,  daß  er  mit 
Krätze  behaftet  und  arg  vernachlässigt  war.  Wir  waren  genötigt,  das  Kind  sofort 
in  Sliitalspflege  zu  geben,  wo  es  mehrere  W'oclien  verblieb;  nachdem  es  sich  .schon 
mehrere  Monate  in  unserer  Obhut  befand,  der  entarteten  .Mutter  aber  der  Zutritt 
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zu  dem  Kiiaben  verweigert  wurde,  Iml  sie  versucht  durch  Verleumdung  unserer 
Organisation  auf  das  Gericht  einen  Druck  auszuüben,  damit  ihr  der  Knabe  ausge- 
folgt werde. 

Inzwischen  haben  wir  uns  an  die  Ileimatsgemeinde  des  Knaben  mit  der 
Anfrage  gewendet,  in  welcher  Weise  sie  geneigt  wäre,  mit  uns  die  Lasten  der 
Krhaltiing  des  Kindes  zu  teilen;  die  Gemeinde  antwortete,  daß  sie  das  Kind  selbst 
übernehmen  wollte;  eines  schönen  Vormiltags  erschien  eine  Klosterschwester  aus 
dein  Amienhause  der  beIrcfTcnden  Gemeinde  wegen  Übernahme  des  betreffenden 
Knaben.  Auf  unsere  Frage,  was  mit  dem  Knaben  weiter  geschehen  solle,  antwortete 
sie  unbefangen,  sie  hätte  einen  schriftlichen  Auftrag  tiiil,  das  Kind  sofort  den  Litern 
zu  übergeben;  wir  erklärten  kategorisch,  daß,  nachdem  uns  das  Kind  wegen  fort- 
gesetzter Mißhandlungen  gerichtlich  übergeben  wurde,  dasselbe  nur  auf  Veran- 
lassung des  Gerichtes  der  Ileimatsgemeinde  ausgefolgt  würde.  Nachdem  aber  die 
Ileiiuatsgemcindc  ungeachtet  dessen,  daß  sie  über  die  Gründe,  warum  wir  zum 
Schutze  des  Kindes  eingeschrilten  sind,  nnterriclitet  war,  dieses  dennoch  seiner 
entarteten  Mutter  übergeben  wollte,  sahen  wir  uns  veranlaßt,  beim  Vormundschafls- 
gerichlc  zu  empfehlen,  daß  das  Kind  der  Heimatsgemeinde  nicht  früher  ausgeliefiu  t 
werde,  bis  diese  die  schrißlicbe  Erklärung  allgibt,  daß  das  Kind  in  entsprechender 
Weise,  das  heißt  in  einem  Waisenhause  versorgt  wird;  die.sem  Anträge  wurde 
Folge  geleistet  und  das  Kind  der  Gemeinde  unter  obenerwülmten  Dediiigungen 
nusgefolgt.  Ohne  das  Einschreiten  einer  Itechtsschutzorgauisation  wäre  das  Kind 
in  die  früheren  Veihältnisse  geraten  und  durch  fortgesetzte  Mißhandlungen,  gleich 
unzäldigen  anderen  unehelichen  Kindern,  zu  Grunde  gerichtet  worden.  Die  Heimals- 
geineinde  bietet  seinen  Kindern  meistens  keinen  Schulz.  Wie  sorgen  die  Gemein- 
den für  die  in  ihrer  Pflege  befindlichen  Kinder?  Bezeichnend  ist,  daß  sich  der 
ücgrilT  „Gemeindekind*  bei  vielen  mit  derVoi-stellung  eines  .verlassenen,  betteln- 
den und  vagierenden“  Kindes  deckt.  Die  anständigen  hilfsbedürftigen  Ellern, 
welche  an  ihren  Kindern  hängen,  geraten  direkt  in  Verzweillung,  wenn  sie  sich 
gezwungen  sehen,  selbst  in  ihrer  drückenden  Notlage,  ihre  Kinder  der  Heimats- 
gemeinde anzuvertrauen.  In  unzähligen  Fällen  werden  wir  von  diesen  Unglück- 
lichen bestürmt,  ihre  Kinder  .zu  retten“  und  sie  nicht  der  Gemeinde  .au.szu- 
licfern*.  Es  wird  uns  lebhaft  die  Verzweiflung  einer  Mutter  in  Erinnerung  bleiben, 
welche  vor  einer  schweren  Operation  stand,  aus  Angst  aber,  daß  nach  ihrem 
eventuellen  Tode  ihre  Kinder  der  Ileimatsgemeinde  überlassen  werden,  erklärte, 
sie  lasse  sich  nicht  behandeln,  sondern  gehe  lieber  mit  ihren  Kindern  gleich  in 
die  Donau. 

Ist  dieses  .Mißtrauen  des  Volkes  gegen  die  Gemeindefürsorge  berechtigt? 

Nach  unserer  eigenen  Erfahrung  müssen  wir  dies  leider  unerfreulicherweise 
bejahen.  So  zum  Beispiel  w'urden  wir  einmal  seitens  des  Gerichtes  um  Schutz  für 
ein  mißhandeltes  Gemeindekind  angerufen.  Es  war  ein  ISJähriges  Mädchen.. auf  einem 
Auge  blind,  am  Fuße  hatte  es  eine  frische  Wunde.  In  der  ersten  Koststelle  vor 
mehreren  Jahren,  hat  cs  sein  Auge  verloren,  .durch  einen  ungeschickten  Stoß“, 
wie  cs  sich  ausdrückte.  Die  Wunde  am  Fuße  wurde  durch  Nachwerfen  eines 
Messers  seitens  seiner  zweiten  Pflegemutter,  welche  das  Kind  systematisch  miß- 
handelte, verursacht  und  bot  schließlich  Anlaß  zum  Einschreiten  des  Gerichtes. 
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Wir  wollen  ilaniit  nicht  behaupten,  daß  normalei-weise  die  Gemeindekinder 
in  ihren  Kostslellen  schweren  körperlichen  Verletzungen  aiisgesetzt  sind;  aber  das 
Obige  ist  doch  bezeichnend  dafür,  welche  Wahl  der  Koststellen  seitens  der 
Gemeinden  oft  getroffen  wird. 

Eine  freudenlose  Kindheit,  schmale  Kost,  übermäßige  Arbeitsan-strengung 
lind  viele  .Puffer*  seitens  der  verschiedenen  Hausgenossen  bilden  wohl  über- 
wiegend das  Schicksal  der  .Gemeindekhidcr*. 

Ein  Lehrer  schreibt  im  .Neuen  Wiener  Tagblatt“  vom  13.  Juli  1905  fol- 
gendes; .Manche  der  bedauernswerten  Kleinen  treffen  es  aber  mit  ihren  Pllege- 
eltein  so  ungünstig,  daß  sic  ein  wahres  Martyrium  durchzumachen  haben.  Ihre 
schwache  Arbeitskraft  wird  oft  in  gewissenloser  AVeisc  und  bis  zur  vollen 
Erschöpfung  ausgebcutet,  wie  dies  das  folgende  Beispiel  illustrieren  mag: 

ln  der  fünflen  Klasse  einer  Mädchenschule  bemerkte  derlaihrcr  schon  in  der 
ersten  Unterrichtsstunde  an  einem  Mfidcheii,  das  im  Katalog  als  Pflegekind 
bezeichnet  war,  eine  befremdliche  Uimihe.  Zur  Rede  gestellt,  gab  das  Kind  unter 
Schluchzen  an,  daß  es  wegen  Schmerzen  in  den  Kiugern  nicht  milschreiben  könne. 
Der  Lehrer  fand  laLsächlich  die  Hände  des  elfjährigen  Mädchens  an  vielen  Stellen 
wund  und  die  Finger  mit  kleinen  Löchern,  wie  von  scharfer  Lauge  zerfressen.  Er 
erfuhr,  daß  da.s  Mädchen  mit  seiner  Pflegemutter  und  mit  einem  zweiten  Püege- 
kinde,  das  im  Hause  gehalten  wurde,  von  3 Uhr  morgens  bis  gegen  den  Beginn 
des  Unterrichtes  in  der  Waschküche  hatte  waschen  müssen.  Das  Kind  war  also 
sogar  in  einer  der  Nachtruhe  bestimmten  Zeit  zu  einer  schweren,  stundenlang 
and.iucrnden  Arbeit  verhalten  worden,  die  m<ui  sonst  nur  von  einem  erwachsenen 
Dienstboten  verrichten  lassen  kann.  Der  Lehrer  erfuhr  überdies  noch  von  einigen 
anderen  Schülerinnen,  die  das  Mitleid  mit  <Iem  armen  Kinde  zur  Mitteilsamkeit 
drängte,  daß  das  Pflegekind  zu  Hause  gar  nicht  aus  der  Arbeit  herau.skam  und  daß 
das  Kind  täglich  13  bis  15  Slunden  Arbeitszeit  halte.“ 

Wie  Heimaisgemeinden  für  die  unterstützungsbedürftigen  und  hungernden 
Familien  sorgen,  reizt  unwillkürlich,  die  Aufmerk.samkeit  weiterer  Kreise  auf  diese 
Tatsachen  zu  lenken. 

70.  Eine  erwerbsunfähige  Frau  mit  drei  kleinen,  unmündigen  Kindern,  sich 
selbst  überlassen,  wird  von  einer  reichen  Heimatsgemeinde  mit  3 K monatlich 
unterstützt,  so  geringfügig  sind  die  Erziehungsbeilrüge  von  Heimatsgemeinden; 
wir  fragen  aber,  wie  .soll  m.an  ein  Kind  für  I K 33  h im  Monate  veikösligen, 
kleiden  und  erziehen?  Wer  diesen  unleugbaren  Tatsachen  gegenüber  die  Augen 
zudrückt,  dem  möchten  wir  doch  empfehlen,  diese  Versorgung  näher  zu  analysieren. 
,Irgend.wo“,  das  heißt  in  den  Schlupfwinkeln  des  Verbrecherproletariats  findet 
ein  solches  Kind  Unterkunft,  .irgend  elwa.s*  bekommt  es  hie  und  da  zu  essen, 
einmal  durch  eine  Speisemarke  von  der  .Schule,  von  einem  philanthropischen 
Verein,  manchmal  W'ird  es  aus  Mitleid  in  einer  fremden  Köche  ge.speist,  nicht 
selten  müssen  aber  gestohlene  Nahrungsmittel  den  Hunger  des  Kindes  stillen; 
manchmal  gibt  es  reichlich  zu  essen,  manchmal  gar  nichts;  halb  hungrig  ist  es 
fast  immer;  .unterernährt“,  wie  sich  die  Ärzte  ausdrOcken,  aber  an  dieser  .Unter- 
emähnmg“  slirbt  man  nicht.  Jahre  vei-gehen,  das  Kind  wächst,  das  körperliche 
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Gedeihon  nimmt  nicht  zu;  einer  akuten  Krankheit,  die  den  Organismus  rasch 
erschöpft,  leisten  diese  Kinder  des  Elends  mit  ihrer  im  Grunde  merkwürdig 
gesunden  Kon.stitution  aufTiülenden  Wideretand.  Sie  leben  weiter;  aber  einem 
schleichenden  Obel,  das  langsam  an  ihnen  nagt,  wie  zum  Beispiel  die  Tuber- 
kulose, fallen  sie  meist  zum  Opfer;  gehindert  im  Existenzkämpfe  durch  Mangel  an 
physischen  KrAften,  können  sie  nicht  sterben  und  nicht  leb(m. 

Von  der  moralischen  Seite  dieser  .Erziehung“  wollen  wir  nicht  reden ; das 
hungernde,  sich  selbst  überlassene  Kind,  der  schutzlose  jugendliche  Knahe  oder 
das  Mädchen,  subsistenzlos,  oft  der  wii  tschafilichen  Ausbeutung  des  gewissenlosen 
Dieustgebers  oder  Lehrherrn  ausgeliefert,  bilden  Ja  das  Ihiuptkontingent  unserer 
kriminell  gewordenen  Jugend. 

Alle  diejenigen,  welche  sich  von  dem  Kinderschulze  ahwcnden  und  sich  damit 
trösten,  daß  diese  mißhandelten  und  verwahrlosten  Kinder  schon  .irgend  wie* 
untergebracht  werden,  sollten  gleich  an  die  Errichtung  von  Siechenhäu.“ern 
und  Gefängnissen  gehen,  denn  diese  Aufg:ibe  dürfte  ihnen  die  Zukunft  kaum  ersparen. 

Einerseits  die  mangelnde  öffentliche  Armenpflege,  andrerseits  die  systemlose 
private  Wohltätigkeit,  welche  in  unzfddige  große  und  kleine  Knusr;  zerfällt,  wovon 
jeder  .seine*  Armen  zu  versorgen  suchl.  ist  zum  Teil  an  der  Korruption  der 
Besitzlosen  schuld.  Da  werden  Unterstützungen  ausgefolgl,  ohne  d;iß  die  einzelnen 
in  der  Lage  sind,  eine  Prüfung  vorzunehmen,  welche  Almosen  rler  üiltslellcr 
bekommt  und  zu  welchen  Zwecken  er  sic  verwendet.  Der  Mangel  an 
Zentralisation  gerade  in  charitativeni  Wirken  muß  zu  großen  .Mißbräuchen  führen. 
Dazu  kommt,  daß  viele  gutherzige  Menschen,  welche  für  große  soziale  Ideen  nicht 
zu  haben  sind.  jedenBettler,  welcher  sieangeht.  mit  Gold  beschenken  und  leichtfertig 
auch  größere  Summen  ausfolgcn.  Auf  diese  Weise  wird  das  Schmarolzerlmn 
gezüchtet  und  Unsummen  zu  Zwecken  verwendet,  welche  direkt  den  .Absichten 
des  Wohltäters  zuwiderlaufen. 

Der  Kinderbettel  greift  in  Wien  in  erschreckender  Weise  um  sich.  Das 
Publikum,  welches  durch  reichliche  Alinosens|)enden  beim  Haus-  und  Straßen- 
bettel die  Unsitte  und  das  Verderben  der  Kinder  züchtet,  denkt  freiludi  über  ilic 
Folgen  nicht  nach.  Es  ist  weniger  anstrengend  und  bequem,  mit  einigen  Hellern 
oder  Kronen  eine  ausgeslreckle  Bclllerhand  zu  be.-i(!henken,  als  einmal  sich  der 
Mühe  zu  unterziehen,  gi’ündlich  der  Sache  nachzugehen  und  falls  notwendig,  durch 
ausgiebige  Hilfe  die  Existenz  eines  Kindes  zu  sichern  oder  dasselbe  dem  verderb- 
lichen Einflüsse  der  Umgebung  zu  cnlzichcn  und  für  dasselbe  dauernd  zu 
sorgen. 

71.  Im  November  1905  erschien  in  umserer  Kanzlei  ein  recht  verkommen 
aussehendes  Frauenzimmer,  welches  nach  Alkohol  roch,  und  ein  -tjähriges  Kind, 
schmutzig  und  in  Lumpen  gchöUl;  sie  übergab  uns  folgendes  Gesuch;  ,1m  Namen 
meines  Mündels  wage  ich  mich,  um  eine  allergnädigste  momentane  Unterstützung 
zu  bitten,  zumal  dessen  Mutter  seit  drei  Monaten  unterslandslos  ist  und  das  ärmste 
Kind  infolgedessen  schon  vor  Unrat  und  Ungeziefer  strotzt.  Ich  wiederhole  meine 
Bitte  und  liehe  um  Erbaimen  für  dieses  ;irme  Wesen,  ln  tiefster  Ehrfurcht  für 
Johann  U.  Franz  R.,  Vormund.“  Weinen  sollte  uns  bestimmen,  eine  Geldunter- 
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Stützung  auszufolgeii.  Es  war  nirht  scliwer  zu  erkennen,  daß  wir  es  in  diesem 
Falle  mit  einer  siltlicli  lief  gesunkenen  Person,  von  Beruf  Vagantin  und  Beltteriii, 
zu  tun  hatten,  welcdie  ihr  kleines  Kind  als  Wt'rkzeug  zum  Erwecken  des  Mitleids 
benützte.  Merkwürdig  erschien  uns  allerdings  die  Zuschrift  des  Vormundes.  Auf 
unsere  Fragen  gab  sie  an,  Marie  U.  zu  heißen,  unterstandslos  und  nach  Galizien 
zuständig  zu  sein;  ihr  außereheliches  Kind  brachte  sie  im  Findelhause  zur  Welt 
und  der  Valer  des  Kindes  ist  nach  Ameribi  ausgewanderl.  Als  Vormund  hezeich- 
nele  sie  den  Hilfsarbeiter  0.  Ihr  Wunsch  war,  für  das  ,arme  Kind*  e'uie  Gcld- 
imterstülzung  zu  erlangen.  Die  Sache  nahm  .aber  für  ilie  Bettlerin  eint;  unerwartete 
Wendung;  wir  erklärten,  daß  bei  uns  prinzipitll  keine  iVlmosen  ausgcteilt  werden, 
sondern  daß  wir  schutzbedürnige  Kinder  umgehend  in  Pflege  übernehmen,  wodurch 
den  Eltern  Gelegenheit  geboten  wird,  .Arbeit  zu  suchen  und  sich  eine  Existenz  zu 
schaffen.  Wir  erklärten  auch,  daß  wir  ihr  Kind  sofort  übernehmen  wolllen;  sic  war 
darüber  sehr  erstaunt  und  als  wir  ihr  sagten,  wir  würden  ihr  auch  Arbeit  schaffen 
und  ihr  d:us  Kind  zurOckgeben,  nachdem  sie  Unterstand  gefunden  und  in  geregelte 
Verhältnisse  gekommen  sein  m'inle,  entschloß  sie  sich  nach  einigem  Zögern,  das 
Kind  für  ein  paar  Tage  bei  uius  zu  lassen.  Als  sie  aus  unserer  Kanzlei  trat,  wurde 
beobachtet,  daß  bei  dem  Tore  ein  Mann  auf  sie  wartete;  die  beiden  gerieten  in 
heftigen  Streit;  wie  wir  später  erfühlen,  war  dies  der  .Vormund*,  welcher  durch 
die  Abgabe  des  Kindes  eine  V'erschlechterung  des  Geschäftsganges  voranssah  und 
seiner  Zuhälterin  V'orwürfe  machte.  Nachdem  das  Kind  in  unserem  Kinderheime 
gereinigt  worden  w;ir,  erwies  es  sich  als  ein  gesundes,  hübsches  Kind,  das  trotz  des 
Vaganlenlebens  gut  genährt  aussah.  Zur  Arbeit,  zu  der  wir  das  AVeib  bestellt 
butten,  meldete  es  sich  nicht;  :iber  nach  einigen  Tagen  kam  es.  d.as  Kind  zuriiek- 
zuverlangen;  die  Erhebungen  über  den  Fall  hallen  uns  aber,  obgleich  die  meisten 
Angaben,  welche  cs  gemacht  hatte,  falsch  w.iren,  zur  Eruienmg  des  Vonmmd- 
schaflsgerichlcs  geführt  ; dort,  wie  auch  bei  dem  Waisenrate  des  Bezirkes,  war  der 
Fall  bekannt  und  die.ses  Weib  wurde  sogar  öfters  mit  Geldbeträgen  unterstützt. 
Es  erwies  sich,  daß  der  .Vormund*  des  Kindes  bereits  bei  dem  Vonnundschafls- 
gerichle  den  unehelichen  Vater,  «'elchcr  in  Wien  lebt,  zur  Zahlung  von  Alimenten 
zu  seinen  Hiänden  als  Vormund  geklagt  hatte,  uns  aber  gal)  die  Person  an,  der 
Valer  sei  nach  Amciika  ausgewandert;  sic  kam  noch  einige  male  und  versuchte  in 
d;is  Kinderheim  zu  dringen,  war  stets  total  betrunken,  machte  Spektakel  und 
schrie,  sie  müsse  das  Kind  zurück  haben,  weil  sic  es  zum  Betteln  brauche.  Diese 
Äußerungen,  vor  mehreren  Zeugen  gemacht,  in  Verbindung  mit  ihrem  Lebens- 
wandel, haben  uns  genügende  Anhaltspunkte  gegeben,  um  bei  der  Vormundsebafts- 
behörde  die  nötigen  Vorslclhingcn  zu  erheben,  damit  ihr  das  Recht  über  ihr 
Kind  entzogen,  ihrem  Komplizen  die  Vürmundschuft  allgenommen  und  diese 
einem  von  uns  bestellten  Vormunde  übergeben  werde;  unserem  Ersuchen  wurde 
auch  vom  Gerichte  in  vollem  Maße  Rechnung  getragen  und  d;idurch  wurde  cs 
ermöglicht,  das  Kind  vor  der  Verwahrlosung  und  sittlichen  Entartung  zu 
behüten. 

72.  Bei  einem  Besuche  im  Wiener  .A.syl  der  Obdachlosen  machte  uns  die 
Verwaltung  auf  ein  Frauenzimmer  aufmerksam,  das  mit  5 Kindern  im  Aller  von 
8 falu-en  bis  4 Monaten  sich  als  Bettlerin  herumlreibt  und  das  Asyl  mehr  in 
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Anspmdi  nimmt,  «Is  es  den  Vurschriflen  nacli  gesUiUel  wäre.  Das  Frauenzimmer 
war  gleicli  den  Kindern  in  Lumpen  geliölll;  sie  saßen  in  einer  Ecke  des  Sdilaf- 
saalos  um  einen  alten  Kinderwagen  herum,  worin  die  beiden  jüngsten  Kinder  — 
Zwillinge  — unter  einigen  alten  Töpfen  und  Geschirren  lagen.  Auf  unsere  Frage, 
wieso  sie  zu  diesem  Lebenswandel  kommt  und  warum  sie  nicht  versucht,  in 
geregelte  Lebensvcrhällnisse  zu  gelangen,  erwiderte  sie  unter  Tränen,  sie  wüi'e 
eine  verlas.sene  Witwe,  deren  Mann  schon  mehrere  Jahre  tot  ist,  deren  sich 
niemand  annchmen  will;  sie  unterließ  selbstverständlich  nicliL  uns  sofort  anzu- 
betteln. Als  wir  jedes  Almosen  verweigerten,  ihr  aber  erklärten,  daß  wir  von 
morgen  an  bereit  seien,  ihre  5 Kinder  zu  versorgen,  und  sie  daher  arbeiten  gehen 
und  sich  eine  Existenz  schaßen  und  vielleicht  nach  und  nach  einen  Teil  ihrer 
Kinder  erhalten  könne,  war  sie  derart  verblüfft,  daß  sie  im  ersten  Momente  unseren 
Vorschlag  gar  nicht  fa.ssen  konnte;  nachdem  er  ihr  aber  klar  geworden,  schlug  sie 
ihn  kurzweg  ab  mit  der  uns  bei  Bettlern  und  Vagabunden,  welche  aus  ihren 
Kindern  einen  materiellen  Nutzen  ziehen,  wohlbekannten  Ausrede,  ihr  .Vlutterherz 
gestatte  ilu-  nicht,  sich  von  ihren  Kindern  zu  trennen. 

Daß  es  mit  der  Fürsorge  für  vorschul-  und  schnlpllichtige  schutzbedürßige 
Kinder  schlecht  bestellt  ist,  ist  bekannt,  aber  daß  ilnrch  Mangel  an  entsprechender 
Fürsorge  Tausende  schutentta.ssener  Kinder,  ungeachtet  guter  individueller  Anlage 
sittlich  verkommen,  dürfte  nicht  allgemein  bekannt  sein.  Die  meisten  Arbeitsgeber 
nehmen  nicht  gerne  Knal)en,  welche  in  äbissenquartieren  schlafen  müssen,  für 
deren  Wäsche  und  Kleider  niemand  sorgt,  welche  schlecht  genährt  und  gehalten 
sind.  Sie  haben  ja  nur  zu  wählen  und  bekommen  zur  Genüge  Lehrlinge,  Hilfs- 
arbeiter, welche  eine  geregelte  Existenz  haben.  Was  soll  aber  ein  Junge  anfangen 
welcher  mit  14.  Jahren  ohne  Hilfe  und  Fürsorge  sicli  selbst  überlassen  ist?  Wer 
in  seiner  Jugend  außer  stände  war,  etwas  zu  lernen  und  regelmäßige  Arbeit  zu 
bekommen,  verliert  sehlioßlich  die  Fähigkeit  solche  zu  leisten  und  zieht  endlich  die 
unregelmäßige  Existenz  vor.  So  entsteht  ein  schwankendes  Arbciterproletariat, 
das  von  dem  kleinsten  wirtschaftlichen  Drucke  schwer  betroffen  wird,  das  größte 
Kontingent  zur  Armee  der  Beschäftigiingslosen,  wie  auch  zu  denen  liefert,  welche 
sich  gegen  fremdes  Eigentum  vergehen.  Gelegenslieitsarbeiter,  Gelegenheits- 
almosenempfänger, Vaganten,  Diebe  erwachsen  aus  mißhandelten,  verlassenen 
und  verwahrlosten  Kindern,  infolge  dra  Mangels  an  einer  eutspreehenden  Jugend- 
fürsorge. 

Infolge  von  Mangel  an  Rechtsschutz  und  Fürsorge  geht  ein  Teil  der  erwer- 
benden Jugend  beiderlei  Geschlechtes  auf  diese  Weise  zu  Grunde.  Mit  dem 
•Mädchen  ist  cs  noidi  schlechter  bestellt  als  mit  dem  Knaben.  Die  elenden  Löhne 
für  die  weibliche  Arbeitskraft  und  die  oft  schlechte  Behandlung  treiben  einen 
Teil  der  Schutzlosen  direkt  der  Prostitution  zu. 

74.  Im  Oktober  Hi04  hat  uns  der  Innsbrucker  Jugendfürsorgeverein  die 
Akten  der  18jährigen  Isabelle  H.  übermittelt,  welche  in  Wien  unter  sittenpolizei- 
lichcr  Aufsicht  steht.  Es  wurde  auf  die  Jugend  des  Mädchens  hingewiesen  und 
auf  die  Machtlosigkeit  der  väterlichen  Gewalt,  dieselbe  von  ihrem  Lebenswandel 
abzubringen,  und  gebeten,  in  Anbetracht  tles  jugendlichen  Alters  des  Mädchens 
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ilen  Versuch  zu  luiichen,  es  auf  andere  Bahnen  zu  bringen.  Wir  sind  dieser  Krage 
näher  getreten.  Das  Mädchen  enlslammle  einer  kinderreichen  Familie  vom  Lande 
imd  hat  mit  14  Jaliren  einen  Diensiplatz  in  Innsbruck  genommen.  Dort  ist  es 
allmählich  der  Prostitution  verfiülen  und  wurde  schließlich  als  solche  ausübend 
in  Wien  gemeldet.  Wir  luiben  das  betreffende  Mädchen  zu  einer  Unterredung 
geladen  und  haben  durch  persönliche  Rücksprache  erfahren,  daß  es  während 
seiner  Dienstzeit  in  hmsbruck  schlimme  Erfahrungen  gemacht  hatte;  das  Mädchen 
klagte  über  schlechte  Behandlung,  ungenngetide  Kost  und  willkürliche  Zurück- 
haltung seines  kläglichen  Lohnes.  Es  sah  schOchtem  aus  und  machte  im  allge- 
meinen einen  gewinnenden  Eindruck.  Entschlos.sen  sah  es  der  Zukunft  entgegen, 
betrachtete  sich  zwar  als  aus  der  Gesellschall  ausgeschlossen,  nahm  aber  seinen 
Erwerb  dennoch  als  einen  gesetzlich  erlaubten  Beruf  hin.  Sie  sagte,  ihre  Eltern 
seien  in  Anbcti-acht  der  Schwierigkeit  des  Lehens  einverstanden,  daß  sie  diesen 
.Beruf*  wählte;  sie  wäre  mit  ihnen  in  bestem  Einvernehmen,  schicke  ihnen  Geld 
und  die  .Mutter  hatte  sie  hesnchl.  Um  eine  Lizenz  von  der  Polizei  zu  erhalten, 
mußte  sie  die  Einwilligung  ihrer  Eltern  haben.  Die  Mutter  hatte  ihr  gesagt;  «wenn 
.sie  nur  .fromm*  und  .brav*  wäre,  wäre  nichts  einzuwenden.*  Sie  schätzte  ihre 
.gnädige  Frau*  für  die  gute  und  rücksichtsvolle  Beh,andlung  der  .Pensionärinnen* 
hoch.  Das  Haus  wäre  sehr  .fein*  in  Bezug  auf  die  Klientel  und  Behandlung. 
12  Mädchen,  überwiegeml  in  ilirem  Alter  und  noch  jünger,  sämtliche  — bis  auf 
eine  Waise  von  10  Jahren  — üblen  diesen  Beruf  mit  Zustimmung  ihrer  Eltern 
und  viele  führten  das  Geld  ihrer  Familie  zu.  Die  gesicherte  Existenz,  che  gute 
Behandlung,  Kleidung,  Nahrung,  die  .schöne*  Eiiinabnie  von  120  bis  240  K monat- 
lich stellten  nach  ihrer  Erzählung  sie  und  ihre  Kolleginnen  ganz  zufrieden.  Der 
Ton,  womit  sie  die  .gnädige  Frau*  rähmle,  die  zwei  .alte  Pensionärinnen*,  die 
doch  nichts  mehr  verdienen  konnten,  behielt,  wirkten  rührend  naiv.  Auf  unsere 
eindringlichen  Vorstellungen,  einen  anderen  Lebenswandel  zu  versuchen,  zu 
welchem  wir  ihr  durch  eutsprechendc  Unterbringung  verhelfen  wollten,  ging  sie 
nicht  ein;  sie  lehnte  erst  zögernd,  nach  und  nach  sehr  bestimmt  ab.  Wenn  sie  auch 
wollte,  die  .gnädige  Frau“  würde  sie  doch  nie  weglasseu.  Immer  würde  man  ihr 
auch  Vorwürfe  über  ihre  V'ergangenheil  machen.  Sie  wolle  aber  nicht  imter  Leute, 
welche  sie  verachten  und  bleibe  lieber  dort,  wo  mau  sie  gern  habe;  sie  habe  schon 
genug  durchgemacht,  damit  sie  auf  Unsicheres  gehe.  War  auch  den  früheren  Ver- 
hällnissen  ganz  entwöhnt,  habe  nie  was  ordentliches  gelernt,  würde  nur  von  ihren 
Dienstgebern  wieder  .seckiert*  — entschieden  könne  sie  die  heutige  sichere 
Existenz  nicht  aufgeben.  Diese  Unterredung  ließ  uns  ein  Einschreiten  der  Jugend- 
fürsorge nicht  geboten  erscheinen.  Dieses  Mädchen  machte  trotz  seiner  Jugend  in 
mancher  Beziehung  den  Eindruck  einer  reifdenkenden  und  urteilenden  Person. 
Hier  Erziehungsversuche  anzuwenden  schien  längst  verspätet.  Dieses  Beispiel  soll 
nicht  als  lllustralion  zur  Zufriedenheit  mit  ihrem  Berufe  und  ihrer  Unterkunft 
dienen,  sondern  soll  die  Auffassung  des  Volkes  über  das  Sehimdgewerbe  charak- 
terisieren. 
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D.  Falsche  Kriminalpolitik  bei  straffälliger  Jugend. 

Bei  Beanständungen  wegen  Landstreicherei  wird  die  betretfende  Person  der 
nächsten  Schubsüilion  zur  Abschiebung  in  ihre  Heimat  eingeliefert.  Diese  soge- 
nannte .Heimat*,  oft  ein  entlegener  Ort  in  einem  fremden  Lande,  nicht  selten 
fremdsprachig,  ist  zum  Beispiel  für  die  Jugend  der  Großstadt,  in  welcher  sie 
geboren  und  erzogen  wurde,  unbekannt  und  fremd  und  sie  sieht  sich  in  derselben 
hilflos,  ganz  sich  selbst  überlassen.  In  dieser  .Heimat*,  in  welche  er  zwangsweise 
zugeschoben  wird,  findet  er  gewöhnlich  keine  Arbeit;  und  wenn  eine  solche 
wirklich  vorhanden  wäre,  so  nimmt  den  Schübling  niemand  auf,  denn  der  Schub 
ist  in  den  Augen  der  Landbevölkenmg  entehrender  als  das  Zuchthaus.  Der  Zuge- 
schobene muß  sich  daher  wieder  auf  die  Suche  nach  Arbeit  begeben,  wird  wieder 
ergriffen  und  abermals  der  nächsten  Schubstalion  eingelieferl.  So  gehl  es  von 
Schub  zu  Schub,  bis  endlich  selbst  der  ordentlichste  Jugendliche  durch  diese  Art 
der  Behandlung  total  verwahrlost  und  zum  Verbrecher  gemacht  wird.  Wie  geht 
es  dabei  zum  Beispiel  einem,  welcher  bereits  das  Unglück  halte,  abgestraft  zu 
sein  und  subsistenzlos  im  .Schub*  gesetzt  wird?  Ein  solcher  Jugendlicher  ist 
von  vornherein  zur  Rezidive  prädestiniert,  muß  als  Verbrecher  enden,  denn  nur 
zu  oft  kann  er  sich  trotz  aller  Bemühungen  keine  ehrliche  Existenz  verschaffen. 

Möge  der  folgende  Eall  ein  Beispiel  geben; 

Im  Jämier  laufenden  Jalires  bekamen  wir  von  einem  Richter  aus  Mähren 
eine  Zuschrift  mit  der  Bitte,  uns  eines  mehrfach  abgestiaften,  jugendlichen  Vaga- 
bunden A.  P.,  20  Jalire  alt,  anzunehmen;  er  ist  seit  seiner  frühesten  Kindheit 
verwaist;  mit  seinem  16.  Lebensjahre  kam  er  als  Drucker  in  die  Lehre;  nach  zwei 
Jahren  verübte  er  ein  Eigentumsdelikt  und  nun  folgt  eine  Statistik  seiner  Abstra- 
fungen: 14.  Juli  1900  nach  § 183  St.  G.,  Lande.sgerichl  Wien,  zwei  Monate  Erei- 
heitsslrafe;  8.  Jänner  1901  nach  § 401  St.  G.  Bezirksgericht  Brünn,  ein  Monat 
Arrest;  10.  April  1901  nach  § 4 V.  G.  Bezirksgericht  Brünn  ein  Monat  Arrest, 
5.  Juni  1900  nach  §§  460,  Ö61  St.  G.  und  § 1 und  2 V.  G.,  Bezirksgericht  Brünn, 
ein  Monat  Arrest;  14.  Oktober  1901  nach  §§  1 und  2 V.  G.,  Bezirksgericht  Brünn, 
zwei  Monate  Airesl;  26.  Dezember  1901  nach  §§  1 und  2 V.  G.,  Bezirk.sgericlit 
Brünn,  zwei  Monate  Arrest.  Darauf  war  er  dreißig  Monate  in  der  Landesbesserungs- 
ansUill  in  Neutitschein;  dort  «airde  er  im  Steinbruch  venvendet  und  mit  einem 
Cbervcrdiensle  von  10  K entlassen.  30.  Oktober  1904  nach  §§  1 und  2 V.  G., 
Bezirksgericht  Laa,  ein  Monat  Arrest;  0.  Dezember  1904  nach  § 2 V.  G.,  Bezirks- 
gericht Biünn,  acht  Tage  Arrest;  31.  Dezember  1904  nach  § 2 V.  G.,  Bezirks- 
gericht F , drei  Wochen  Arrest. 

Wir  lassen  hier  einige  aus  den  an  uns  gerichteten  Zuschriften  des  Richters 
folgen:  .Als  Mitglied  des  .Pestalozzi -Vereines“  beehre  ich  mich  eine  für  die 
Zwecke  des  Vereines  entsprechend  ausgeführte  Strafkarte  des  bisherigen  Vaganten 
mit  dotn  Ersuchen  zu  übersenden,  demselben,  w'enn  irgend  tunlich,  faUs  er  den 
Schulz  des  Vereines  anrufl,  eine  Arbeitsgelegenheit  zu  verscliaffen.  P.  reist  mittels 
einer  für  ihn  liier  beschafften  Eisenbalmkarte  nach  Wien  und  wimde  angewiesen, 
sich  vorzustellen.  Wenn  auch  über  das  Kindesalter  weit  hinaus,  erscheint  P. 
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lim  (len  sich  seit  seinem  dritten  Lebensjahre  kein  Menseli  bekümmert  lial,  des 
Sclmtzes  des  Vereines  im  hö(;hsten  Grade  bcdfirflig;  daß  er  desselben  im  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte  vielleiclit  nietil  melir  würdig  ist,  daran  ist  walirhaft  nicht 
er,  sondern  unsere  mangolhafle  Reclitsinslitution  scliuld.*  — ,I)er  Überbringer 
dieses  Sclireibcns  bittet  flehentlich  um  eine  Arbeit,  am  liebsten  als  Handlanger 
in  einem  industriellen  Betriebe;  wenn  Sie  dem  Überbringer  einige  Augenblicke 
der  Beachtung  widmen,  wird  Ihrem  Blicke  nicht  entgehen,  daß  trotz  seiner 
20  Jahre  ein  durch  Unglück  Verschüchterter  vor  Ihnen  steht;  die  Bestätigung 
für  die  Richtigkeit  dieses  ersten  Eindruckes  will  ich  akteninäßig  erbringen;  zu 
diesem  Bchufc  sandte  ich  gleichzeitig  mittels  Post  eine  Str.afkarte  über  den 
Gesuchswerber  P.,  aus  welcher  Sic  den  ganzen  Lebensgang  dieses  Unglücklichen 
entnehmen  können,  dem  ein  grausames  Geschick  frühzeitig  all  das  geraubt  hat, 
was  Tausenden  seiner  Genossen  d.as  Korlschnuten  .auf  gerader  Lebensbahn  so 
bequem  macht:  den  fürsorgenden  Schutz  liebender  Eltern.  Daß  P.  nach  vierjäh- 
rigem Vagabundenleben  mit  einem  Schlage  ein  für  die  Gesellschaft  brauchbarer 
Mensch  werden  könnte,  ist  leider  kaum  zu  erhoffen.  Gerade  deshalb  aber  bitte  ich 
Sie,  den  jungen  Mann  unter  Ihren  einflußreichen  Schutz  zu  nehmen.  Ich  halie  die 
feste  Zuversicht,  d;iß  P.  bei  einiger  Geduld  die  ihm  zugewendete  Fürsorgetätigkeit 
nicht  mit  Undank  lohnen  wird.  Schon  in  den  +8  Stunden,  seitdem  er  weiß,  daß  er 
statt  per  Schub  nach  Brünn,  in  seine  Geburtsstadt  Wien  kommen  und  dort 
Beschäftigung  finden  wird,  ist  ein  neuer  Mensch  in  ihm  erwaciit.  An  P.  hat  die 
Gesellschaft  viele  Unterlassungssünden  gutzumachen.  V'on  der  Vormundseliafls- 
behörde  O.  werde  ich  die  Pflegschaflsakten  requirieren  und  werde  mir  erlauben, 
die  zweckdienlichen  Daten  daraus  mitzuteilen.* 

Es  war  keine  leichte  Aufgabe,  dem  neunmal  gerichtlich  abgeslraften,  erst 
20jährigen  Menschen  eine  Arbeit  zu  verschaffen,  ohne  welche  er  neuerlich  zuni 
Verbrecher  werden  mußte.  Der  Fall  gibt  eine  reiche  Illustration  zu  den  unhalt- 
baren Zuständen,  welche  herrschen  und  in  erster  Linie  daran  Schuld  tragen,  daß 
bei  der  Entwicklung  des  modernen  Wirtschaftslebens,  wo  Tausende  und  Tausende 
von  Jugend  an  angewiesen  sind,  Unterkunft  in  der  Großstadt  nud  in  Induslrie- 
zentren  als  Hilfsarbeiter  zu  suchen,  keine  Vorkehrungen  getroffen  worden,  welche 
zweckmäßig  dafür  Sorge  tragen,  daß  einem  solchen  Jugendlichen  zum  Erlangen 
einer  Arbeit  verholfen,  aber  nicht  diese  erschwert  wird,  wie  cs  heute  geschieht.  Ein 
Unterstandslaser,  welcher  keine  Beschäftigung  aufweisen  kann,  wird  einfach  in 
seine  Heimat  abgeschoben.  Es  wäre  Ja  wohl  noch  begreiflich,  wenn  der  BetrefTende 
wirklich  eine  Heimatsgemeinde  hätte,  aber  zum  Beispiel  bei  A.  P.  ist  seine  Heimat 
faktisch  Wien,  er  ist  liier  auf  die  Welt  gekommen,  wurde  hier  erzogen,  hat  auch 
Wien  nie  verlassen,  bis  er  das  Unglück  hatte  mit  IG  Jahren  ein  Eigentumsdelikt 
zu  begehen,  nach  Abbüßung  dessen  er  vorschriftsmäßig  an  seine  rechtliche 
lleimatsgemeinde  abgeschoben  wurde.  Wie  er  dort  aufgenommen  wurde,  läßt  sich 
denken;  aller  Mittel  beraubt,  ohne  entsprechende  Kleidung,  wird  er  in  eine  fremde 
Gegend  gebracht,  wo  es  dank  der  lokalen  Verhältnisse,  besonders  als  entlassener 
Sträfling  schwer  ist,  Arbeit  zu  finden.  .So  wird  er  gi'zwungen,  mit  10  Jalircn  zum 
Bettler  und  Vag.abunden  zu  werden,  denn  essen  muß  er  ja,  und  was  soll  er 
anfangen,  wenn  er  keine  Arbeit  findet?  So  wechselt  er  jahn-lang  zwischen 
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Gerangnis  und  Gasse.  Jetzt  bricht  allerdings,  dank  der  försorglichen  Tätigkeit  der 
obersten  Justizverwaltung,  eine  neue  Ära  an;  der  Strafrichter  fängt  an,  jugendliche 
Delinquenten  genauer  ins  Auge  zu  fassen;  der  Vorniundschaftsrichter  sorgt  für  die 
Wahl  niögliclist  entsprechender  Vormünder,  der  Strafrichter  versucht,  die  Fülle  der 
Jugendlichen  doch  zu  individualisieren.  Im  allgemeinen  sind  es  auch  schwache 
Versuche;  cs  fehlt  an  verschiedenen  Ecken  und  Enden.  In  diesem  Falle  ist  seitens 
des  Richters  mehr  geschehen,  als  nnui  überhaupt  einem  solchen  zumuten  kann. 
Die  materielle  Fürsorge  für  die  schutzlose  Jugend  ist  ja  nicht  eine  Aufgabe  des 
Richters.  Für  A.  P.  wurde  eine  Sanunlung  eingeleitel,  eine  Eisenhahnkartc  wui-de 
ihm  verschain,  damit  er  in  Wien  sich  eine  Existenz  vorschafTen  könne.  Empfeh- 
lungsbriefe wurden  geschrieben  und  eine  ausgiebige  Aktion  veranstaltet.  F.alls  es 
in  jedem  ähnlichen  Falle  in  gleicher  Weise  vor  sich  gehen  sollte,  müßte  der  Richter 
außer  seinem  Berufe  eine  Tätigkeit  entwickeln,  welche  an  sich  einen  zweiten  Beruf 
bilden  könnte.  A.  P.  erschien  an  einem  frostigen  Jäimernachniittage  in  defekter 
Kleidung  mit  dem  Schreiben  des  Stnifrichters  X.  in  unserer  Kanzlei;  wir  haben 
den  BetrcfTenden  mit  Speisemarken  für  die  Volksküche  beteilt  und  ihm  ein  Nacht- 
(piartier  verschaflt.  Es  war  ü Uhr  al)ends,  als  wir  ihn  in  das  Asyl  für  Obdachlose 
sandten  mit  dem  Aufträge,  am  nächsten  Morgen  wieder  bei  uns  zu  erscheinen;  in 
einer  Stunde  war  er  wieder  zurück;  es  war  kein  Platz  mehr,  eine  sofortige  sclirill- 
lichc  Empfchlimg  an  die  Verwaltung  hat  in  diesem  Falle  ihre  Wirkung  nicht 
verfelilt;  am  nächsten  Morgen  war  er  da.  Nun  gingen  die  telephonischen  Anfragen 
nach  idlen  Richtungen  an,  um  xkrbeit  zu  verschaffen;  das  Nächstliegende  war,  im 
städtischen  Asyl-  und  W'erkhaus  anzufragen;  die  xVnlwort  lautete  ja,  aber  nur, 
wenn  P.  nach  Wien  zuständig  ist.  Dann  wurde  bei  den  verschiedensten  B.au- 
iiieistern  und  Unternehmern  angefragl,  ob  sie  Arbeit  hätten,  — umsonst.  Nun  ist  er 
selbst  auf  die  Suche  nach  Arbeit  in  die  verschiedensten  Arbeilsverniitthmgsämtcr 
gegangen;  es  war  alles  vergebens;  das  Nachtasyl  gewährt  aber  nur  fünf  Tage  Unter- 
kunft; mit  Speisemarken  und  Kleidern  wäre  er  obdachlos  und  jedenfalls  per  Schub 
seiner  angeblichen  HeimaLsgerneinde  zugeslellt  worden,  wenn  wir  ihm  nicht  eine 
Schlafslätle  gemietet  hätten;  sechs  Wochen  hat  es  gedauert  bis  wir  xkrbeit  bei 
einem  Baue  gefunden  hatten;  spannend  war  es  al)er  zu  sehen,  wie  ihn  die  Hoffnung 
auf  Arbeit  in  Atem  hielt;  munter  und  energisch  sah  er  in  den  ersten  Tagen, 
apatliisch  und  gleichgültig  später  drein.  Als  endlich  die  langersehnteStellung  kam. 
war  er  glückstrahlend  und  auf  die  Bemerkung,  er  habe  Balken  zum  Bau  hinauf- 
zutragen, was  bei  seiner  schwächlichen  Konstitution  keine  leichte  Arbeit  sei, 
erwiderteer:  , Es  wird  sich  schon  machen;  jeder  Anfang  ist  schwer.“  Bei  uns 
wurde  er  nicht  als  einer  behandelt,  der  aus  der  Gesellschaft  ausgestoßen  ist, 
sondeni  wie  ein  Arbeitsloser,  welcher  sich  durch  ehrliche  Arbeit  fortl)ringen 
möchte,  denn  bei  Kindern  und  Jugendlichen  muß  man  stets  darauf  bedacht  sein, 
die  guten  Seiten  möglichst  zu  festigen,  das  Ehrgefüld  möglichst  schonen  uiul  es 
nicht  verletzen.  Es  scheint,  daß  diese  Behandlung  auch  in  diesem  Falle  die 
Wirkung  nicht  verfehlt  hat,  obgleich  wir  uns  dieser  Sache  mit  großer  Skepsis 
angenommen  haben.  Um  so  größer  war  unsere  Überraschung,  wie  der  Betreffende 
reagierte;  es  war  ihm  sichtlich  unangenehm,  unsere  Unterstützung  so  lange  in 
Anspruch  zu  nehmen;  unter  anderem  klagte  er  gelegentlich,  es  ginge  ihm  an  den 
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kalten  Winterabenden  die  Suppe  ab;  auf  die  Antwort,  er  könne  tAplich  kommen 
und  würde  eine  Suppe  erhalten,  erwiderte  er:  .Ich  bin  doch  kein  Bettler.*  Mit 
Befriedigung  und  einem  gewissen  Selbst!>ewußtsein  kam  er,  als  er  Arbeit  hatte. 
Nach  einiger  Zeit  erhielt  ich  folgenden  Brief  von  ihm:  .ich  bitte  mein  langes 
Ausbleiben  zu  entschuldigen,  da  Sie  vielleicht  nicht  wissen  werden,  wo  ich  mich 
befinde.  Wie  Sie  sich  erinnern  können,  haben  Sie  sich  mit  mir  Mühe  gegeben,  wie 
ich  von  F.  gekommen  bin,  mir  eine  Arbeit  verschafft.  Wie  Sie  wissen,  arbeitete  ich 
vom  28.  Februar  bis  zum  15.  März.  Ich  bekam  in  Bruck  a.  d.  Leitha  eine  Arbeit, 
wo  ich  zum  Herrn  Polier  um  mein  Buch  ging.  Der  Herr  Polier  war  nicht  dort,  so  gab 
mir  der  Bauzeichrier  mein  Buch  und  schrieb  mir  das  Zeugnis,  daß  ich  vom  28.  bis 
15.  März  gearbeitet  habe.  Zum  größten  Unglücke  vergaß  er  von  dem  Kalender  den 
gestrigen  Datum  abzureißen,  nämlich  den  14.;  so  schrieb  er  zuerst  den  14.,  dann 
über  den  14.  schrieb  er  15.  Dies  war  mein  Unglück.  Ich  sagte  dies  dem  Bau- 
schreiber, mit  dem  Buch  bin  ich  verloren.  Er  sagte,  das  macht  nichts.  Ich  ging 
also  nach  Bruck,  aber  dort  wunle  ich  angehalten  wegen  des  Buches,  wo  ich  nach 
sechsLAgigcr  Untersuchung  freigesprochen  wurde.  Ich  suchte  mir  Arbeit  in  S.,  wo 
ich  leider  wieder  mit  dem  Buche  eingeliefert  wmrde.  Ich  sagte  alles,  wie  dies  war. 
Die  sagten  mir  dort  auf  dem  Bezirksgerichte,  das  kümmert  uns  nichts.  Sie  haben 
jetzt  zwei  Monate  und  kommen  nach  verbüßter  Strafe  in  eine  Zwangsarbeits- 
anstalt. Ich  verlangte  das  Arbeitsbuch,  sie  sagten  mir,  sic  haben  keines  und  mir 
haben  sie  es  auf  der  Polizei  dort  abgenoramcn.  So  war  ich  vom  15.  März  bis  zum  27. 
ohne  Arbeit.  Ist  dies  gerecht  geurteilt,  zwölf  Tage  ohne  Arbeit  und  in  Zwang  zu  ur- 
teilen. Zwölf  Tage,  ist  dies  gerecht?  Ich  glaube,  wenn  Sie  ein  Herz  haben,  so 
werden  Sie  denken,  dies  ist  nicht  gerecht.  So  bin  ich  seit  dem  27.  Mai  1905  in  der 
Zwangsarbeitsanstalt  in  Z.  Ich  bitte  recht  schön,  mir  aus  dieser  Not  zu  helfen,  denn 
ein  Kind,  was  keine  Eltern  hat,  wird  verstoßen,  ich  bitte  nochmals  das  Möglichste 
zu  tun,  was  ich  schon  mit  Sehnsucht  auf  Ihr  Schreiben  warte.  Mein  Name  ist 
A.  P.,  ich  befinde  mich  von  der  Anstalt  auf  auswärtiger  Arbeit  und  meine  jetzige 
Adresse  lautet  ....  * 

Auf  unsere  Anfrage  bei  dem  k.  k.  Bezirk.sgericht bekamen  wir 

eine  Abschrift  des  Urteils,  welches  lautet: 

.A.P.ist  schuldig,  daß  er  lange  Zeit,  zuletzt  am  26.  März  1905  in  SL  geschäfis- 
und  arbeitslos  umhergezogen  sei  und  nicht  nachzuweisen  vermöge,  daß  er  Mittel  zu 
seinem  Unterhalte  besitze  oder  redlich  zu  erwerben  suchte,  habe  hiedurch  die 
Übertretung  der  Landstreicherei  und  des  Bettels  nach  §§  1 und  2 des  Gesetzes  vom 
24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  beg.angcn  und  wird  nach  § 1 zu  zwei  Monaten 
strengen  Arrest,  verschärft  durch  einen  Fasttag  wöchentlich,  sowie  gemäß  § 389 
St.  P.  0.  zum  Ersatz  der  Kosten  des  Strafverfahi’ens  verurteilt.  Gleichzeitig  wird 
gemäß  § 7 m/2  leg.  dt.  die  Zulässigkeit  der  Anhaltung  des  Beschuldigten  in  eine 
Zwangsarbeitsanstalt  ausgesprochen.“ 

Die  Antwort  aus  der  Zwangsarbeitsanstalt  lautete: 

,In  Erledigung  Ihres  geschätzten  Schreibens  vom  25.  September  1906  gibt 
die  gefertigte  Direktion  bekannt,  daß  P.  A.  seit  27.  Mai  1905  in  hierortige 
Anstalt  auf  Grund  des  Urteils  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  in  St.  am  23.  März  1905, 
Z.  U.  245/5,  angehalten  und  voraussichtlich  im  ersten  Halbjahre  1907  zur  Ent- 
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lassung  gelanpon  wird.  P.  hat  wahrend  der  ganzen  hierortigen  Anhaltung  fleißig 
gearbeitet  und  hat  sich  der  Hausordnung  entsprechend  aufgeführt.  Bei  dem  Um- 
stande aber,  daß  P.  bereits  siebenmal  nach  1 und  2 des  Vagabundengesetzes 
bestraft  worden  ist,  läßt  sich  schwer  annehmen,  ob  die  Mühe,  ihm  zu  einem  ehr- 
lichen Lebenswandel  zu  verhelfen,  auch  von  Erfolg  begleitet  sein  wird.  (?  !)  Jeden- 
falls jedoch  wäre  zu  empfehlen,  für  P.  irgend  eine  Beschäftigung  bereit  zu  halten, 
so  daß,  er  diese  unmittelbar  nach  seiner  Entlassung  aus  hierortiger  Zwangs- 
arbeitsanstalt aufnehmen  könnte.“ 

Wer  kann  es  ermessen,  wie  groß  die  eigene  Schuld  oder  nur  die  der  herr- 
schenden gesellschaftlichen  Ordnung  und  staatlichen  unzweckmäßigen  Einrich- 
tungen an  dem  Verderben  dieses  und  tausend  anderer  jugendlicher  Individuen 
mitgewirkt  hat? 

.Wie  soll  ein  am  Geiste  und  Leibe  schlecht  genährtes,  in  physischer  und  sitt- 
licher Emiederung  aufwachsendes  Kind  der  elenden  großstädtischen  Armen- 
quartiere ein  tüchtiger  Arbeiter  werden,  namentlich  da  es  nie  die  Gelegenheit 
gehabt  hat  'on  Hand  und  Kopf  guten  Gebrauch  zu  machen  und  sich  in  stetem 
Fleiße  zu  üben?  Das  Bitterste  an  dem  bitteren  Los  der  Armen  ist,  daß  sic  der 
Gelegenheit  beraubt  sind,  gut  arbeiten  zu  lernen.“  (Hobson:  .Armutsprobleme“.) 

Mit  Vorliebe  wird  als  Ursache  der  Verwahrlosung  der  Jugend  einerseits  die 
gegenwärtige  Wirtschaftsordnung,  andererseits  auch  das  Sinken  des  religiösen 
Gefühles  im  Volke  hervorgehoben. 

Wir  erinnern  dabei,  daß  im  XVI.,  XVII.  und  XVIll.  Jahrhunderte  die  gegenwär- 
tige Wirtschaftsordnung  noch  nicht  bestand,  das  religiöse  Gefühl  im  Volke  damals  ein 
sehr  reges  war,  und  doch  war  verhältnismäßig  die  Zahl  der  Vaganten  und  Bettler 
und  der  für  die  Sicherheit  der  Bürger  gefälirlichen  Elemente  eine  weit  größere  als 
heule.  An  Strafen  hat  cs  auch  zu  jener  Zeit  nicht  gefehlt;  so  zum  Beispiel  gegen 
die  Vagabundage  wurden  die  schwersten  Leibes-  und  Lebensstrafen,  die  Ächtung, 
der  Pranger,  die  Prügelstrafen,  Werk-  und  Arbeitshäuser  angewendet  und  erwiesen 
sich  als  fruchtlos,  ln  neuester  Zeit,  in  der  Sitzung  des  Abgeordneteidiauses  vom 
25.  Mai  1887,  als  die  Idee  der  Deportation  von  Verbrecheni  und  unverbesser- 
lichen Landstreichern  angeregt  wurde,  konstatierte  man,  daß  jene  mit  dem  kaiser- 
lichen Patente  vom  14.  Juni  1766,  also  bereits  vor  121  Jahren,  angeordnet  und 
ohne  Erfolg  durchgeführt  wurde. 

Wir  fragen  imwillkürbch,  wie  viele  Millionen  bereits  der  Staat  für  die  zweck- 
lose Kriminalpolitik  hinausgeworfen  hat  und  was  er  andererseits  für  den  Kinder- 
schutz und  die  Jugendfürsorge  leistete? 

E.  Individuelle,  kriminelle  Veranlagung. 

Mögen  auch  die  sozialen  Faktoren  in  den  Ursachen  der  Verwahrlosung  der 
Jugend  im  Vergleiche  zur  individuellen  Veranlagung  die  weitaus  dominierende  Bolle 
cinnehmen,  so  dürfen  wir  doch  nicht  übersehen,  daß  ein  Teil  der  kiiminellen 
Jugend  eine  ausgesprochen  ethisch  defekte,  erbliche  Veranlagung  hat.  Man  kann 
sagen,  daß  jede  Handlung  eines  Menschen  aus  zwei  Gruppen  tieferen,  kombi- 
niertenUrsachen  entspringt:  Die  erbUche  Anlage  und  die  Einwirkung  der  Außenwelt. 


Digitized  by  Google 


160 


Niederöslerreich. 


Im  Vergleiche  zu  der  absoluten  Ziffer  der  sogenannten  sittlich  Verwahrloslen  und 
Kriminellen  bilden  die  ethisch  Defekten  nur  einen  Bruchteil 

Die  individuelle,  ethisch  defekte  Veranlagung  eines  Kindes,  welches  trotz  ent- 
sprechender Behandlung  keiner  erziehlichen  Beeinllussung  zugänglich  ist,  wird 
als  .moralische  Idiotie“  bezeichnet.  .Ais  moralisches  Irresein  oder  Idiotie 
bezeichnet  man  heutzutage  den  erblichen  angeborenen  Defekt  des  Gewissens, 
der  ethischen  oder  moralischen  Instinkte  des  Menschen.  Wenn  dieser  Hauptdamm 
gegen  seine  Baubtierinslinkte  fehlt,  wird  der  Mensch  in  der  Tat  zu  einem  Haubtier. 
Die  moralischen  Idioten  sind  die  schwersten  und  gefährlichsten  Verbrecher.  Es 
handelt  sich  hier  um  den  Defekt,  das  Fehlen  einer  erblichen  Anlage.  Diese  Ver- 
brechernaturen kennen  keine  Liebe,  Zuneigung,  haben  keine  Freude  am  Mensch- 
lichen. Andere  Menschen  sind  ihnen  nur  feindliche,  unliebsame  Hindernisse.  Sie 
sind  unfähig,  sich  die  Begriffe  .Gewissen“,  .Pflicht“  gut  zu  bilden.  Die  entsprechen- 
den Wörter  und  Sätze  sprechen  sie  nach  wie  Papageien.“  (Forel:  .Jugendliche 
Geisteskranke*.  Aus  den  Verhandlungen  der  ersten  Schweizerischen  Konferenz  für 
das  Idioten  wesen  in  Zürich  1892.) 

Die  Anlage  zum  Verbrechen  kann  aber  ohne  ethische  Idiotie  infolge  von 
pathologisch  erhöhten  Trieben,  einer  krankhaften  Impulsivität  des  Willens  und 
anderen  Abnormitäten  des  Charakters,  der  erstcren  analog  sein.  Die  mot.alischen 
Idioten  und  andere  defekte  und  pathologische  Gehirne  der  besitzlosen  Klassen 
fallen  früher  oder  später  einer  sogenannten  sittlichen  Verwahrlosung  anheim  und 
geraten  mit  dem  Strafgesetze  in  Konflikt.  Es  gibt  aber  auchhierAusnahmcn.Größere 
Intelligenz  oder  Talent,  das  mit  moralischen  Defekten  sehr  gut  Hand  in  Hand  gehen 
kann,  mag  ihnen  eine  materielle  Existenz  sichern  und  bei  geistigen  Fähigkeiten 
könnensie  ihre  Handlungen  den  formellen  Anforderungen  desSiltlichkcitsgesetzes  so 
anpassen,  daß  sie  mit  dem  Strafgesetze  nicht  in  Konflikt  geinten.  Die.se  Erscheinung 
bildet  aber  doch  nur  eine  die  Regel  bestätigende  Ausnahme.  Meist  besitzen  diese 
Individuen  mehrfache  Schwächen  des  Geistes  und  sind  daher,  wenn  sie  den  besitz- 
losen Klassen  angehören,  von  vornherein  bestimmt,  in  jugendlichem  Alter  die  Kor- 
rektionshäuser, später  Zwangs-  und  Strafanstalten  zu  füllen.  Unter  den  Weibern 
fallen  viele  der  Prostitution  anheim.  Nicht  selten  findet  m:m  sie  auch  in  Irren- 
anstalten. Unter  den  vielen  Tausenden  von  verwahrlosten  Kindern  bilden  moralische 
Defekte,  wie  wir  sie  geschildert  haben,  eine  Ausnahme.  Unter  den  Hunderten  von 
verwahrlosten  Kindern,  bei  welchen  wir  in  den  letzten  Jahren  zu  intervenieren 
hatten  und  an  welchen  wir  eine  .moralische  Idiotie“  konstatieren  konnlen,  waren 
im  ganzen  vier  ehelich  geboren. 

1.  Ein  fünfjähriger  Totschläger  Franz,  Sohn  eines  Alkoholikers  und  einer 
Diebin,  verlogen,  jälizornig,  habgierig  und  neidisch,  ohne  jeden  Funken  von  Gemüt 
und  Anhängliclrkeit,  zu  einem  überlegten  Morde  fähig. 

Zur  nälicren  Bezeichnung  der  .moralischen  Idioten“  wollen  wir  diesen  Fail 
ausführlicher  schildern : 

Im  Juni  1901  berichteten  dioTagcsblftUcr  Wiens  über  «ion  Totschlag,  begangen  an  einem  fünf- 
jühngeu  Kinde  von  einem  unbekannten  glelchallcrigen  Kinde.  Nach  wenigen  Tagen  berichtete  die 
• Arbeiter-Zoilimg*  folgendes  :,Nac)i  drcilSgigem  Suchen  ist  cs  der  Polizei  gelungen,  den  jugendlichen 
Tutschlilger  von  der  M ...  .gasso  auszuforschen.  Der  unghlcUiche  Vater  des  gestochenen  Kindes. 
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<ias  inzwisrhcn  gestorben  ist,  der  Friseur  N.  Sch.,  diirchslrciftc  mit  den  PoUzeiagenten  die  ganze 
Gegend  und  brai-lile  in  Erfahning,  daß  ein  etwa  fttnijäbriger  Knabe  hei  dem  Schleifer  A.  G.  einen 
Sclmslerkiieip  nbgelmll  liahe,  der  üim  ziim  Schleifen  übergeben  worden  war.  Da  die  Wunde  des 
gestorticnon  Knaben  nacli  firztiidier  Aussage  walirscheinlich  mit  einem  Sclmstcrkneip  beigebraclit 
wurde,  wurde  der  Schleifer  über  den  Knaben,  der  den  Kneip  al)geiioU  hatte,  befragt;  der  Schleifer 
sagte  folgende»  aus:  Es  kam  ein  kleiner  Knirps  und  holte  das  Messer  ah;  da  der  Bursche  sich 
sofort  in  meiner  Werkstätte  heimisch  fühlte  uml  alles  bclAStcte,  .sagte  ich  zu  ihm:  Du  bi.sl  aber  ein 
couragierter  Bursche;  wie  heilU  Du  denn?  Darauf  sagte  er  mir  im  Weglaufen:  W. ...  heiße 
ich.  Auf  Grund  dieses  Namens  wunlc  ein  Schuster  ausgefoi'scht  und  man  fand  dort  auch  den 
güsuclilen  Knaben.  Der  Jahre  alle  Franz  W.,  Sohn  des  Schuhmachers  W.,  gestand  nach 
längerem  hartnäckigen  Leugnen,  nachdem  ihn  der  Schleifer  als  denjenigen  agnoszierte,  der  das 
Messer  hoi  ihm  geholt  hatte,  die  Tat  ein.  Das  Kind  hat  von  dem  Attentate  niemandem  ein  Wort  er- 
zählt, spielte  ungczw'ungcii  mH  anderen  Kindern.  Bei  der  Polizei  legte  der  Kleine  uochmals  ein 
Gestäntinis  ab.  Mit  Hücksirlit  auf  seine  zarte  Jugend  wurde  er  nach  Aufnahme  des  Tatbestandes 
seinen  Eltern  fil)ergohen.*  Die  Zeitungsnotiz  scldießt  mit  «ler  Bemerkung:  ,Es  handelt  sich  hier  offen- 
bar um  einen  sehr  merkwürdigen  Falt  von  Verbrechcrinslinkt  uml  cs  wäre  sehr  notwendig,  daß 
Uicse.s  Kind  besonders  sorgfältig  erzogen  wird."  Naclidcin  es  aber  in  Österreich  für  solche  Kimicr 
keine  Erziehungsanstalt  gibt  und  in  den  Korreklions&n.stalleii  vor  beendigtem  sechsten  Lebensjolire 
kein  Kind  aufgenomnieu  winl,  wendete  man  sich  von  verschiedenen  Seiten  an  die  Verfasserin  mit 
(lern  Ersuchen,  sich  dieses  Kindes  anzunehmen.  Dieselbe  hat  sich  cnUchlossen,  dieses  Kind  pro- 
visorisch unter  eigene  Beobachtung  zu  stellen  und  entsprechend  dom  Ergebnisse  das  Weitere  zu 
veranlassen.  Der  Knabe  war  zirka  drei  Woeben  in  unserer  Beobachtung.  Seine  besondere  Inteili- 
genz,  Findigkeit,  Scblagfertigkeit,  die  große  Begabung  in  Bezug  auf  Handfertigkeit,  .standen  in 
keinem  Verhältnisse  zu  semem  Alter.  Seinem  Benehmen  nach  außen  koimte  er  eher  als  brav 
und  folgsojn  geschildert  werden.  Seine  Heuchelei  war  die  eines  abgcfcimlcn  Gauners,  seine 
Hinterlistigkeit  die  eines  Geisteskranken,  liu  allgemeinen  war  er  jähzornig,  zuweilen  sehr  eigen- 
sinnig, uoschhon.,  verlogen  und  diebisch,  mit  einem  besonderen  Hang  zur  Verleumdung. 

Über  den  Totschlag  des  anderen  Kindes  von  uns  befragt,  leugnete  er  wieder  hartnäckig,  es 
getan  zu  haben,  ist  aber  auf  die  Frage  eingegangeii  und  iiat  seine  subjektiven  Empfindungen  gc> 
schildert,  als  man  ihm  angeblich  Glauben  schenkte,  daß  diese  ein  dritter,  ein  unbekannter  großer 
Buh,  verübt  hat.  Darauf  hat  sich  folgender  Dialog  entwickelt:  .Hast  Du  gesehen,  wie  der 
gestochene  Buh  umgefallen  ist?"  ,Jx"  »War  es  Dir  um  ihn  nicht  leid?“  ,0  nein,  es  war  doch 
kein  Freund  zu  mir!"  ,Wa.s  dachte  sich  der  große  Bub,  welcher  gestochen  hat?"  „Nichts!*  „War 
ihm  nicht  leid  darum?"  „Nein!"  „Möchte  er  noch  einmal  stechen?"  ,0  ja!"  „Wen  denn?"  „Den 
Friseur!"  „Welchen  Friseur?"  „Dem,  der  ihm  eine  Watschen  gegeben  hat;  wenn  er  den  trifft, 
wird  er  Um  noch  stechen,"  „Warum  hat  der  Bub  den  Kiemen  gestochen?"  „Weil  er  nicht 
wollte,  daß  er  die  Augen  aufmachen  kann  und  sagen,  wer  cs  getan  hat"  Er  wird 
gefragt,  unter  Hinweis  auf  ein  Taschcntnc.Hser,  ob  er  niclit  eines  haben  möchte;  er  winl  verlegen 
dabei,  man  merkt  ihm  einen  gewissen  innerlichen  Kampf  an  und  er  lohnt  es  ab  mit  der  Bemer- 
kung: „Wenn  der  Bua  a Messer  hat,  wird  er  wieder  stechen."  Er  wird  nachdenklich  und  nach 
einer  Weile  laut  auflaehcnd  sagt  er:  „Wenn  der  Bua  winl  stechen  wollen,  winl  er  sich  schon  ein 
Messer  stehlen.“ 

Während  der  Zeit,  in  welcher  er  bei  uns  in  Beobachtung  war,  hat  er  zum  Beispiel  einem 
Stul>enmädchcn,  welches  fremde  Gegenstände  an  drittem  Orte  abzugeben  halte,  geraten,  die  Sachen 
an  einen  Tnödlcr  zu  verkaufen  und  dos  Geld  mit  ihm  zu  teilen;  er  hätte  sich  nämlich  gern  einen 
Hund  gekauft  und  den  „möchte  er  recht  schlagen,  damit  der  Hund  weiß,  daß  er  ihm  gehört“. 
Einmal  bekundete  er  große  Freude,  als  er  Stanniolpapicr  gefunden  hat;  er  setzte  sieb  sofort  zur 
Arbeit,  um  einige  Kreuzer,  die  er  hatte,  damit  zu  versilbern  und  daraus  „Sechscrl"  zu  machen.  Er 
versprach  sich  davon  viele  Zuckerl  und  erzählte,  daß  er  schon  öfters  bei  Grelslem  solche 
Sechscrl  in  der  Dämmerung  ausgegebcu  hat,  fügte  aber  gicicii  die  Bemerkung  hinzu,  daß  die 
Bänder  sehr  gut  eingemacht  werden  müßten,  sonst  „wird  man  es  kennen".  Er  verlangte  einmal 
vom  Stubenmäilcben  eine  Bäckerei,  welche  am  Rastcu  stand;  als  ihm  dieselbe  verweigert  wunle. 
sagte  er:  „Geben  Sie  's  nur  her,  wir  sagen,  das  hat  die  Mizzl  gestohlen*.  Einmal  verscluffte  er  sich 
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einen  kleinen  SchlQ$sel  von  einer  Kassotle;  er  bildete' sich  ein,  es  milsso  eine  Geldkassette  sein, 
zu  welcher  dieser  Sctdüssel  {^hOrtc;  in  den  freien  Stunden,  in  welchen  er  sich  selbst  ül>erlasscu 
war,  war  er  unermüdlich  damit  beschäftigt,  an  den  verschiedenen  EmrichtungsgegcnstSndcn  diesen 
Schlüssel  zu  versuchen.  Er  hat  es  nicht  finden  khnnen;  da  hat  er  sich  cnb^;hIos6cn,  das  Stuben 
mfidehen,  welchem  der  Auftrag  gegeben  war,  sich  mit  dem  Kinde  auf  guten  Fuß  zu  stellen,  passiv 
zu  verhalten  und  sein  Vertrauen  zu  gewinnen,  ins  Vertrauen  zu  ziehen,  daß  er  einen  Mord  beab- 
sichtigt; er  bot  ihr  eine  Krone  dafür,  daß  sie  ihm  die  MügUchkeit  verschafft,  die  Verfasserin 
während  des  Schlafes  zu  überfallen.  In  seiner  kindlichen  Fliantasie  stellte  er  sich  vor,  daß  er  den 
Tod  durch  das  Einschlagen  eines  Nagels  in  die  Schläfe  herbeiführen  wird.  Diese  Erzählung  des 
Stubenmädchens  wolilo  man  kaum  glauben,  bis  man  die  Überzeugung  gewonnen  hatte,  nachdem 
auf  Ersuchen  des  Mädchens  ein  Gespräch,  welches  der  Knabe  mit  ihr  führte,  vom  zweiten  Zimmer 
belauscht  wurde.  Einmal,  als  die  Verfasserin  in  das  Zimmer  trat,  sprang  in  wilder  Freude  das 
Kind  umher,  wollte  aber,  über  den  Grund  seiner  guten  Laune  befragt,  keine  Antwort  geben.  Das 
Stubenmädchen,  ganz  verstCrt,  gab  zur  Antwort:  .Der  Franz  hat  eine  solche  Freude  bei  dem 
Gedanken,  wie  Sie  ausschen  werden,  wenn  Sie  tot  sind*  und  erklärte  darauf,  sie  bleibe  nicht  ini 
gleichen  Hause  mit  diesem  Kinde. 

Es  führte  zu  weit,  weitere  Det^s  über  die  moralische  Beschaffenheit  dieses  Kindes  zu 

geben. 

Nachdem  wir  uns  ganz  klar  waren,  daß  wir  es  mit  einem  ausgesprochen  moralisch  defekten 
und  gemeingefälirlicben  Individu\]m  zu  tun  hatten,  hoben  wir  unter  Angabe  der  von  uns  mit  Franz  W. 
gemachten  Erfahrungen  dem  VormundschofUgcricbte  die  Angelegenheit  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt.  Wie  wir  nachträglich  erfuhren,  hat  sich  ursprünglich  ein  geistlicher  Herr  bereit  erklärt, 
diesen  Knal>en  zu  sich  zu  nehmen,  um  auf  denselben  durch  den  Einfluß  der  Religion  einzuwirken 
Nach  kaum  acht  Tagen  hat  er  ober  den  Knaben  zunlckgestcilt  Er  sollte  in  ein  Kloster  zur 
Erziehung  kommen,  Ist  aber  nach  mehrfachem  Wechsel  der  Pflegeparlei  bei  einem  Rauer  in 
Steiermark  derzeit  untergebracht.  Auf  unsere  Anfrage  im  Sommer  1905  bekamen  wir  von  dem 
betreffenden  Bauer  Ober  Fianz  W.  die  Auskunft,  daß  dieses  Kind  .voll  Schlechtigkeit  sei*,  es  gibt 
keine  Bosheit,  deren  er  nicht  ffUiig  wäre,  er  bedarf  einer  strengen  Zucht,  ist  aber  unverbesserlich. 

Interessant  ist  auch  die  Familie,  aus  wclclier  dieser  moralisch  Defekte  stammt.  Der  Vater 
war  ein  Alkoholiker,  bekannt  brutaler  Mensch,  die  Mutter  wegen  Diebstahls  abgestraft.  Dieses  Ehe- 
paar hatte  außer  dem  5jährigenTotschläger  Franz  noch  vier  Kinder,  den  Ifl  jährigen  Karl,  Lehrling, 
unbeanständet,  nicht  mehr  in  der  Fürsorge  der  Familie;  der  15 jährige  Ludwig,  wegen  Diebstahls 
mit  drei  W'oehon  Einschließung  bestraft  und  nachträglich  in  eine  Besserungsanstalt  unlergebrachl; 
den  11jährigen  Josef  und  die  Sjäiirige  Marie;  die  beiden  letzteren  in  Obhut  der  Eltern. 

2.  Der  achtjährige  A.  P.,  Sohn  eines  berüchtigten  Helrögers  und  Verleum- 
ders. Der  Vater  durch  BrutaUlät  allgemein  gefürchtet,  die  Mutter  eine  leichtfertige 
Person;  der  Knabe  verlogen,  frech,  feig,  mit  Hang  zum  Diebstalil,  ohne  jeden 
Gemütsfunken. 

3.  Ein  vicrzelmjäliriges  Mädchen,  Tochter  sehr  braver  Eltern;  Familie  erblich 
belastet  durch  Geisteskrankheiten.  Das  Mädchen  hatte  eine  lebhafte  perverse 
Phantasie, litt  an  Zwangsvorstellungen,  wareine  paüiologische  Lügnerin  mit  unwider- 
stehlichem Drange  zu  sittenlosem  Leben.  Totaler  Mangel  an  Schamgefühl,  Dank- 
barkeit, Anhänglichkeit  etc. 

4.  Nicht  unenvTdint  wollen  wir  folgendes  Geschelmis  lassen : Eines  Nach- 
mittags erschien  in  unserer  Kanzlei  eine  ältere,  verkümmert  und  ärmlich  aussehende 
Frau  mit  einer  Empfehlung  um  Rat,  wie  sie  sich  mit  ihrem  14jährigen  Sohne  helfen 
solle.  Der  Knabe  ist  ganz  venvahrlost,  streift  den  ganzen  Tag  mit  arbeitsscheuen 
Individuen  herum  und  sie  fürchtet,  daß  aus  ihm  nichts  Reddes  wird.  Nachdem  wir 
nähere  Erhebungen  gepflogen  haben,  sind  wir  zu  der  Überzeugung  gelangt,  daß 
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hier  jedeMühe  verloren  wäre  und  der  Bursche  interniert  und  zur  Arbeit  angchaltcn 
werden  müsse.  Die  betreffende  trau  war  mit  einem  Handwerker  verheiratet,  hatte 
16  Kinder  und  ein  sehr  schweres  Leben  mit  dem  brutalen  und  rücksichtslosen 
Manne,  welcher  sein  Leben  in  der  Irrenanstalt  beendet  hat.  Der  14jährige  Adolf 
war  von  Anfang  an  ein  wdderspenstiges,  rohes,  gemütloses  Kind,  welches,  wie  die 
Mutier  sagt,  mit  dem  Vater  in  seiner  Charakteranlage  frappante  Ähnliclikeit  bcsizt. 
Sie  steht  heule  den  Streichen  Adolfs  machtlos  gegenüber,  weil  bei  seiner  phy- 
sischen Kraft  sie  den  Mißhandlungen  des  Sohnes  wehrlos  gegenübersteht,  wie  sie 
seinerzeit  den  Mißhandlungen  des  Vaters  ausgesetzl  war.  Er  schwänzt  natürlich 
auch  die  Schule  und  ist  weder  zum  Lernen,  noch  zur  Arbeit  anzuhallen; 
A.  \V.  schloß  den  Bericht  ihrer  traurigen  Erlebnisse  mit  der  Bemerkung:  .Die 
Lehrer  meinen,  er  gehört  in  eine  Besserungsanstalt,  wenn  er  auch  noch  nicht 
gestohlen  hat“. 

Bei  einem  solchen  Individuum  klingt  der  Vorschlag  der  Abgabe  in  eine 
.Besserungsanstalt“  wie  eine  Ironie.  Was  soll  an  einem  Unverbesserlichen  und 
Unheilbaren  zu  bessern  sein?  Hier  heißt  cs,  nur  durch  entsprechende  soziale  Ein- 
richtungen solche  Individuen  unschädlich  zu  machen,  damit  dieselben  die  anderen 
nicht  schädigen  und  mißbrauchen  können  und  nicht  zur  ewigen  Plage  der  Sicher- 
heits-  undJustizbehörde  werden.  Der  Mangel  jeglicher  Anstaltfür  moralisch  Defekte 
macht  sich  bei  Individuen,  wie  die  oben  Geschilderten,  recht  fühlbai-.  (Als  Organi- 
sationsentwurf für  solche  Anstalten  siehe:  Int.  Monatsschrift  Nr.  12,  Dezember 
1890.  Forel  .Ober  Asyle  für  unheilbare  Trinker  und  ethisch  defekte  Menschen 
von  Geburt  an.“)  Man  steht  diesen  Fällen  ratlos  gegenüber  und  kann  der  oft 
unglücklichen  Familie  absolut  nicht  helfen.  Unter  der  schutzbedürftigen  Jugend, 
wie  wir  gesehen  haben,  gibt  es  eine  g<mze  Reihe  von  verschieden  individuell  Ver- 
anlagten. Es  sind  darunter  etliisch  Veranlagte  und  moralisch  Defekte.  Ungeachtet 
dieser  Erkenntnis,  welche  kaum  jemand  in  Abrede  zu  stellen  versuchen  wird,  kennt 
man  für  die  verwalirlostc  Jugend  nur  eine  Erziehungsform:  die  Besserungs-  oder 
Korrektionsanstalt ! 

Bei  diesem  schablonenhaft  einheitlichen  Vorgehen  in  der  Behandlung  der  ver- 
wahrlosten Jugend  müssen  wir  unwillkürlich  an  die  Worte  Pestalozzis  denken: 

.Wenn  die  Tiere  der  Erde  Auferziehung  nötig  hätten,  wie  miser  Geschlecht, 
so  würde  man  doch  den  Wolf  und  das  Schaf,  den  Fuchs  und  den  Hasen  nicht  in 
die  gleiche  Schule  schicken;  wir  würden  die  Würmer,  die  an  der  Erde  nagen,  nicht 
dem  Adler  auf  den  Rücken  legen,  daß  er  mit  ihnen  nach  der  Sonne  fliege;  wir 
würden  das  Tigerfutter  nicht  dem  Elefanten  und  das  Elefanlenfutter  nicht  dem 
Tigertier  vorlegen;  wir  würden  die  Spatzen  nicht  mit  Ameiseneiern  und  die  Nach- 
tigall nicht  mit  dem  Korn  des  Feldes,  das  Spalzenspeise  ist,  näliren  wollen.  Aber 
die  Auferziehung  des  Menschen  ist  gar  oft  so  ein  Mischmasch  von  Spalzenspeise 
und  Ameiseneiem,  von  reinem  Elefardenlülter  und  von  Äseni,  welche  nur  Raub- 
tiere fressen.“ 

Aus  der  vorgeführten  flüchtigen  Darstellung  der  Ursachen  der  Verwahr- 
losung der  Jugend  geht  hervor,  daß  sich  durch  direkte  zivil-  und  slrafgesetzliche 
Bestimmungen  allein,  und  wären  dieselben  noch  so  ausgezeichnet,  die  erstere 
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wegen  der  Versehiedenheit  der  hier  in  Betraelil  kommenden  Fakloren  und 
Momente  nicht  beseitigen  läßt.  [Erfolgreiche  Abhilfe  könnten  in  dieser  Kithtiiiig 
nur  sozialgesetzliche  Neuschöpfungen  auf  den  vei-schiedensten  Gebieten  des 
öffentlichen  Lebens  im  Sinne  des  modernen  Kindersclmtzes  und  der  Jugend- 
fürsorge bringen. 

Solange  beispielsweise  eine  dieses  Ziel  streng  und  unentwegt  verfolgende 
Reform  der  öfTentlichen  und  privaten  Armenpflege  auf  idlen  Gebieten  ihrer  pmk- 
tischen  Tätigkeit  nicht  durchgeführt  wird,  werden  auch  in  Zukunft  nicht  nur 
moralisch  negative  und  indiflercnle,  sondern  auch  moralisch  positive  Elemente, 
die  subsistenzliis  sind,  der  V'erwahrlosung  zugc'führt  werden. 

Solange  der  Rechtssctiutz  des  Kindes  ein  Stiefkind  unserer  Rechtspflege 
bleibt  und  solange  für  Kinder  Reclitsscliutzorganisationen,  welclie,  gleich  den 
englisch-amerikanischen,  den  Kampf  um  da.s  Recht  dek  Kindes  aufnelimen,  nicht 
vorlianden  sind,  werden  Minderjährige  auch  weiter  von  gewissenlosen  Eltern, 
Vormündern,  Meistern,  Dienstgebem  etc.  in  ihren  Rechten  brutal  vergewaltigt  und 
cmpflndlich  geschädigt  werden.  Und  ebenso  lange  werden  die  Kinder  infolge  ihrer 
Schutzlosigkeit  und  ihrer  durch  das  zarte  Alter  bedingten  Unbeholfenheit,  nament- 
lich in  Rechtsangelegenheiten,  im  ungleichen  Kampfe  unterliegen  und,  auch  wenn 
sie  die  bestvemnlagten  wären,  physisch  und  moralisch  zu  Grimde  gehen. 

Solange  ferner  die  eigentliche  Jugendfürsorge  in  Österreich  vom  Staate  nicdit 
selbst  gei)flegt,  sondern  nur  den  charitativen  Anstalten  überlassen  wird,  und 
solange  diese  nur  für  diejenigen  Kinder,  welche  .formell“  tadellose  Sitten  auf- 
weisen  können  und  für  welche  gezaldt  wird,  Platz  haben  (die  freien  Stiflsplätze 
und  Plätze  in  Waisenhäusern  sind  in  so  beschnänkter  Anzahl  vorhanden,  daß  sie 
gar  nicht  in  Betracht  kommen),  solange  weiters  in.sbesondcre  nicht  wenigstens  die 
Heimatsgemeinden  erfolgreich  dazu  verhalten  werden,  für  ihre  schulzbedürftigen 
Kinder  entsprechend  zu  sorgen,  kann  der  Verwahrlosung  der  Jugend  kein  Einhalt 
getan  werden. 

Solange  bei  der  straffälligen  Jugend  die  individuelle  Veranlagung  des  Minder- 
jährigen und  die  Motive  seiner  Tat  nicht  volle  Berücksichtigung  finden,  sondern 
die  Handlung  allein  nach  den  starren  Strafge.sctzesparagraphen  entscheiden  winl, 
solange  seitens  des  Richters  betreffs  der  straffälligen  Jugend  keine  Klassifizierung 
und  Individualisierung  stattfmdel,  und  solange  bezüglich  der  jugendlichen  Delin- 
quenten eine  zweckmäßige  Erziehung  und  kein  Pachunterricht  für  die  einzelnen 
Kategorien  eingeführt  werden,  solange  infolgedessen  der  entlassene  jugendliche 
Sträfling  schütz-  und  subsistenzlos,  ohne  jegliche  Kenntnis  eines  ihn  ernährenden 
Handwerkes  oder  Faches,  dem  sozialen  Kampfe  ums  Dasein  ausgeliefert,  und 
solange  oft  auch  seine  besten  Absichten,  ein  nützliches  Mitglied  der  Gesellschaft 
zu  werden,  infolge  herrschender  Vorurteile  oder  infolge  seiner  Unterordnung  unter 
die  Gewalt  unwürdiger  Eltern  oder  durch  Cbercifer  der  Sicherheitsbehörde  ver- 
eitelt werden,  solange  wird  die  Kriminalität  der  Jugend  zunehmen. 

Solange  das  psychologische  Verständids  und  die  Einsicht  für  die  mannig- 
faltigen Ursachen  der  Verwahrlosung  der  Jugend  fehlen,  solange  bei  der  Recht- 
sprechung in  Fällen  von  strafbaren  Vorgehen  der  Jugendlichen  auf  die  Kon- 


Digitized  by  Google 


Niederösterreich. 


171 


Sequenzen  der  .Bcslrafunf'*  keine  Rücksicht  genommen  werden  wird,  kann  von 
einer  vernünftigen  Kriminalpolitik  kaum  die  Rede  sein. 

Solange  zwischen  den  moralisch  defekten  (oder  moralischen  Idioten)  und 
zwischen  den  moralisch  positiven  oder  auch  moralisch  indifferenten  Individuen, 
welche  eine  strafbare  Handlung  begangen  haben,  nicht  ein  Unterschied  gemacht 
werden  wird,  und  solange  alle  diese  verschiedenen  Kategorien  im  Strafprozesse,  bei 
der  Verhandlung  imd  bei  dem  Strafvollzüge  summarisch  gleich  behandelt  werden, 
solange  ferner  für  die  moralisch  Defekten  keine  entsprechenden  besonderen  An- 
stalten errichtet  werden,  in  welchen  sie  dauernd  beschäftigt  und  unschädlich 
gemacht  werden,  wird  ein  Urteil  über  die  Richtigkeit  und  Zweckmäßigkeit  der 
einen  oder  anderen  Kriminalpolitik  schwur  zu  gewinnen  sein.  Mit  einem  Worte, 
solange  die  Beurteilung  und  die  Behandlung  der  venvalirlosten  Jugend  unter  Nicht- 
beachtung einer  der  wichtigsten,  hier  in  Betracht  zu  ziehenden  Naturwissen- 
schaften, der  P.sychologie,  vorgenommen  wird,  kann  der  Kampf  gegen  die  Ver- 
wahrlosung und  Kriminalität  der  Jugend  auch  bei  sonstigen  günstigen  Voraus- 
setzungen stets  nur  zu  einem  partiellen  Erfolge  führen. 
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Referat  zu  Zwecken  des  Kinderschutzkongresses 

in  Wien, 

erstattet  von 
Dr,  Hans  Zötl, 

LandesgerichUnt. 

I.  Einblicke  in  die  Verhältnisse  des  Landes. 

Das  älteste  Kronland  des  Deiches,  Oberösterrcich,  mit  einer  Fläclie  von 
1 1.1)84- tm’  und  810.000  Einwohnern,  vereinigt  in  sich  alle  landscliaftlichen  Schön- 
heiten, zeigt  eine  große  Mannigfaltigkeit  der  natürlichen  Hilfsquellen  und  eine 
bedeutende  Entfaltung  der  verschiedenen  Erwerbszweige,  ln  entschiedenster 
Weise  herrscht  Land-  und  Forstwirtschaft  vor  und  gewährt  mehr  als  der  Hälfte 
der  Bevölkerung  Nahrung  und  Unterhalt.  Der  landwirtschaftliche  Besitz  ist  weit 
überwiegend,  ein  bäuerlicher  mit  rund  49.000  kleineren  und  mittleren  Anwesen 
von  5 bis  50  Joch  — 2-8  bis  28  ha  und  den  großen  Bauernwirtschaften  mit  ihren 
durchschnittlich  wohl  arrondierten  Grundstücken.  Nach  einer  verläßlichen  Schätzung 
liefert  die  landwirtschaftliche  Produktion  nach  Deckung  des  eigenen  Bedarfes  di‘r 
Bevölkerung  noch  einen  Gesamtüberschuß  im  Werte  von  rund  22  Millionen  Kronen, 
entstammend  der  fleißigen  und  strebsamen  Tätigkeit  seiner  landwirtschaftlichen 
Bevölkening. 

Auch  auf  seinen  Anteil  an  der  großen  deutschen  Literatur  und  Kunst  darf 
Oberösterrcich  mit  Befriedigung  blicken. 

Ja,  alles  in  allem  genommen,  könnte  es  kraft  seiner  natürlichen  Veraidagung 
— ziidbewußt  gefördert  — heute  dastchen  als  ein  Agrikulturland  und  überhaupt 
als  Kulturhand  ersten  Ranges. 

Hemmungen  aller  Art  haben  seine  Entwicklung  gedriiekt  und  den  Volks- 
charakter nicht  in  der  wünschenswerten  Weise  vervollkommnen  lassen,  ln  dem 
Bauernkriege  des  Jalires  1G26,  einzig  in  seiner  Art,  wimd  die  Kraft  des  Bauern- 
standes gebrochen;  die  Grausamkeit  der  Gegenreformation  vertilgte  mit  Stum])f 
und  Stiel  die  Erinnerung  an  die  Vergangenheit,  die  Folgezeit  tat  nichts  oder 
doch  viel  zu  wenig  zur  Wiederbelebung  des  historischen  Bewußtseins  und  so  feldt 
es  dom  Landvolke  daran  noch  heutigentags.  Die  Geschichte  soll  aber  die  Lehr- 
meisterin  sein  und  ein  freies  Volk  kennt  seine  Gescliichte.  Unter  den  vielen  Kriegen 
und  inneren  Wirren  des  Reiches  hatte  das  Land  zu  leiden  und  wunlen  überdies 
seine  reichen  Hilfsquellen  ganz  unverhältnismäßig  für  die  Bedürfnisse  des  Reiches 
in  Anspruch  genommen  imd  das  Land  selbst  vernaclilässigt.  So  litt  und  leidet  es 
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fort  unter  ungünstigen  Beilingungcn  und  fetilt  es  vor  ullem  an  einer  wirksamen 
Konzentration  all  seiner  Mittel  und  Kräfte,  an  einem  große  Talente  von  nah 
und  fern  vereinigenden  Hrennpunkte  — an  einer  Hochschule. 

Gegenüber  den  anderen  Kronländem  nimmt  hienaeh  Überösterreich  eine 
ganz  vereinsamte,  geradezu  exzeptionelle  Stellung  ein,  weil  hier  der  staatliche 
Unterriehtsaufwand  von  der  direkten  Steuerleistung  ungefähr  um  das  Dreifache 
übertroffen  wird.  Dieser  Aufwand  bleibt  aber  auch  hinter  der  V'erhältniszahl  der 
Bevölkcningsziffer  am  stärksten  zurück,  da  die  Verhältniszahl  des  staatlichen 
Unterrichtsaufwimde.s  nur  die  Hälfte  der  Bevölkenmgsquote  ausmacht.  Erst  wenn 
einmal  den  eigenen  Landoskindern  im  eigenen  Lande  die  leichtere  Gelegenheit 
geboten  sein  wird,  ihre  Tiüente  nach  Gebühr  auszubilden  und  zur  Verwertung 
zu  bringen,  erst  dtmn  kann  sich  ein  gründlicher  Wandel  der  Dinge  vollziehen. 

Mittlerweile  hat  sich  aber  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  in  der 
ganzen  Welt  eine  allgemeine  Umwälzung  vollzogen  durch  das  Einsetzen  der 
Wissenschaft  und  ihrer  unendlichen  Anwendungsarien  auf  alle  Urkräfte  und  alle 
Üucllen  menschlicher  Tätigkeit  Das  Leben  des  einzelnen  und  das  der  Gesellschaft 
ist  ein  gründlich  anderes  geworden;  an  die  Stelle  der  Werkstätte,  welche  von 
der  benachbarten  Kundschaft  lobte,  ist  die  Großindu.stric  getreten,  mit  einem 
einzigen  großen  Weltmärkte.  Der  Wohlstand  des  Kleinbürgertums  begann  zu 
schwinden  unter  der  Verkümmerung  seines  Nachwuchses  und  des  Kleingewerbes; 
die  Landwirtschaft  aber  unter  dem  Drucke  der  Folgeerscheinungen  des  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Umsturzes,  der  Agrarkrise,  Landflucht  und  der  immensen 
Militärlast,  arbeitete  in  seinem  strebsamen  Teile  selbst  schwer  um  das  tägliche 
Brot,  während  in  dem  leichtlebigeren  Teile  und  bei  den  Dienstleuten  unter  dem 
Einflüsse  dos  modernen  Lebens  Genußsucht  und  Unbobnäßigkeit  um  so  mehr  einriß. 

Anstatt  nun  mit  .allen  Kräften  von  Staats  und  vor.an  von  Landes  wegen  durch 
zielbewußte  Hebung  der  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Dinge  auch  hinzusteuem 
auf  volle  Leistung.sfähigkeit  des  Bauernstandes,  als  dem  Nährvater  des  Landes, 
wuide  diese  noch  herabgedriiekt  durch  Hintanstellung  des  Volksschulwesens.  So 
ist  es  gekommen  im  Zusammenwirken  all  derungünsÜgen  Entwicklungsbedingungen, 
daß  das  Land  mehr  verarmte  und  notleidet  an  seinem  V'ulksschulwescn  und  an  den 
den  Zcitverhältnisscn  entsprechenden  Wohlfahrlscinrichtungen,  die  anderwärts  schon 
seit  Jahrzehnten  bestehen.  Tatsache  ist  es  ja,  daß  m.an  sich  in  beiden  Parteilageni 
scheut,  die  Lanile.sumhage  zu  erhöhen  trotz  aller  jahrelangen  Bedrängnis.  Nur  ein 
bedeutsames  Zeichen  in  der  Landwirtschaft  für  viele:  Wie  hoch  entwickelt  und 
ertragreich  könnte  kraft  der  natürlichen  Bedingungen  der  Obstbau  sein,  wie 
veredelnd  in  seiner  Einwirkung  auf  die  bäuerliche  Jugend  — und  wie  erschrecklich 
wenig  ist  sie  tatsächlich  im  allgemeinen  vertraut  mit  den  allerjuimitivsten 
Kenntnissen  und  Übungen. 

Allein  die  Not  ist  gottlob  auch  eine  vorzügliche  Lehrmeisterin  und  lehrt 
das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  schätzen,  das  doppelt  erfolgreich  wirkt,  wenn 
unter  hingebungsvoller  Fühning  Fleiß  und  Strebsamkeit  geweckt  werden.  Eine  in 
die.sem  Geiste  geleitete  Stätte  ist  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  in  der  mit  dem 
Mu.steranwescn  verbundenen  landwirtschaftlichen  Volksbildungsstätte  des  Georg 
Wieninger  in  Ütterbach-Schärding  erstanden  (in  Nr.  US  .Deutsche  Landwirt- 
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scliafUiclie  Presse“,  Berlin  1005,  gefeiert  als  .Eine  Volkslioelisehule“  nach  d.lnischein 
Muster  in  Oberflslerroieh  von  Professor  Dr.  L.  Steuert).  Anfänglich  nur  für  die 
nähere  Umgehung  wirksiun,  w.ard  sie  allmählich  bahnbrechend  für  die  Gründung 
spezieller  landwirtschaftlicher  Vereinigungen  und  Betriebsgenossenschaften.  Unter 
der  Führung  Wieningers  gelang  es,  alh'  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Und 
gerade  diese  sich  so  mühselig  emporarbeitende  Selhsttätigkeit  forderte  hoffnungs- 
volle Ansätze  einer  kraftbewuDten  Selbständigkeit  und  damit  einen  festen  ein- 
sichtsvollen Zusammenschluß  von  Genossenschaftsmitgliedern. 

Durch  diese  Vorarbeit  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  und  vorbereitet  durch 
Vorträge  in  allen  Gemeinden  über  die  Waisenfürsorge,  konnte  dann  mit  froh- 
gemutem Ausblicke  auf  Erfolg  die  Neuorganisierung  der  Waisenfürsorge  über- 
haupt durch  Einführung  des  Gemeindewaisenrates  in  allen  Gemeinden  dieses 
Gerichtsbezirkes,  verbunden  mit  der  Gnändung  des  I.  Kinderschutzvereincs,  auf- 
gebaut werden.  Kund  S200K  wurden  im  Bezirke  in  kürzester  Zeit  aufgebracht  unter 
lebhaftester  Beteiligung  der  Landbevölkerung  als  Gründer  und  Stifter  mit  je  300, 
respektive  je  100  K.  Ein  vollbegründeter  Antrag  des  landwirtschaftlichen 
Bezirksvereines  Efi  rding  auf  Förderung  der  Waisenfürsorge  wurde  bei  der  Voll- 
versammlung der  k.  k.  Oberösterreichischen  Landwirtschaflsgesellschatt  vom 
1 2.  Mai  1902  einhellig  zum  Beschlüsse  erhoben,  ln  richtiger  Erfassung  und  Aus- 
nützung dieser  günstigen  Wendung  beantragte  dieselbe  auch  unter  der  Führung 
ihres  Präsidenten  Wieninger  beim  Landtage  die  Errichtung  einer  sogenannten 
Winterackerbauschulc,  wie  solche  schon  in  andern  Ländern  des  Reiches  wirksam 
bestehen,  in  Otterbach-Schärding.  Daselbst  war  alles  hiefür  vorbereitet,  vom  Acker- 
bauministerium eine  Subvention  zugcsicherl  und  es  handelte  sich  nur  noch 
um  eine  jährliche  Subvention  von  300  fl.  seitens  des  Landes  für  den  bereits  auf- 
genommenen fachmännischen  Leiter  der  Schule.  Der  Landtag  lehnte  jedoch  ab, 
unter  imderm  auch  in  der  Besorgnis  vor  einer  Beeinträchtigung  der  bestehenden 
Landes-Ackerbauschulo  in  Ritzlhof  mit  ihrem  2 '/»jährigen  Unterrichte  und  durcli- 
sr  linittlich  35  Zöglingen.  So  eine  zweijährige  Winter-Ackerbauschule  für  Oktober 
bis  Ende  Mürz  in  jedem  Viertel  des  Landes  wäre  von  weittragender  Bedeutung,  so 
für  die  Fundierung  der  Genossenschallen  und  der  Fortbildungskurse  für  die 
Lehrerkreise  als  mitbeteiligt  lehrend  und  lernend,  während  der  ständige  fach- 
männisch gebildete  Leiter  der  Schule  in  iler  übrigen  Zeit  auf  Wanderkursc 
ausgehen  könnte.  Die  weitere  Entwicklung  der  Dinge  würde  von  selbst  auf  die 
Ausgestaltung  der  Landcs-Ackerbauschule  zu  einer  solchen  höherer  Ordnung 
hindrängen,  wie  sie  das  Land  beanspnichcn  kann  und  braucht,  und  au.s  der  dann 
selbst  wieder  die  nötigen  Lehrkräfte  herauswachson! 

Nicht  kluge  Reden,  die  allerorten  so  gern  geführt  werden,  sondern  kon- 
sequente, gemeinsame,  hinanführende  Arbeit,  an  der  es  so  viel  fehlt,  greift  trotz  aller 
Hemmnisse  doch  segensreich  durch;  da  werden  auch  die  Grundlagen  gelegt  für 
d.as  Verständnis  eines  richtigen,  den  Bedürfnissen  wirklich  entsprechenden 
Genossenschaft-swesens.  Das  ist  das  mächtige  Ausgleichsiiuttel  aller  Interessen, 
das  sich  allentlialben  zum  großen  Werkzeuge  für  das  .Sichselbständigmachen“ 
auswachsen  muß  für  das  ganze  wirtschaftliche  Gebiet  und  speziell  für  das  Klein- 
gewerbe und  die  Landwirtschaft. 
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Die  betrübende  Aussicht  auf  das  unversorgte  Alter  ist  neben  vielfach  mangel- 
liaflcr  Kost,  Wohnung  und  mangelnder  Organisierung  der  allgemeinen  Volks- 
bildung die  schwerwiegendste  Ursache  der  Flucht  der  Jugend  vor  der  Landwirlschall 
und  dem  Gewerbe,  selbst  zu  den  mindestwertigen  Anstellungen,  die  aber  eine 
Altersversorgung  mit  sich  bringen. 

Andrerseits  bildet  insbesondere  auch  der  jetzige  Zustand,  wonach  die  jugend- 
lichen Arbeiter  alsbald  die  volle  Höhe  des  Lohnes  crreiclien,  einen  der  schwersten 
Obelstände,  weil  der  Unverheiratete  sich  derartig  an  Bedürfnisse  gewöhnt,  welche 
er  nach  Gründung  einer  Familie  nicht  mehr  befriedigen  kann,  und  nichts  ist  trauriger 
für  den  Arbeiter  als  die  Abnahme  des  Lohnes  und  die  Erschwerung  der  Arbeits- 
gelegenheit bei  fortschreitendem  Alter. 

Eine  dem  steigenden  Einkommen  der  Beamten  entsprechende  Regelung  des 
Lohnwesens  erscheint  daher  ein  Vorgehen,  welches  einmal  vorbildlich  für  die 
Kollektivverträge  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitern  eines  Berufes  werden  k.ann. 

Angebalmt  kann  und  muß  aber  der  Weg  zu  einer  gewissen  iVltersvcrsorgung 
schon  dermalen  werden  durch  das  Zusammenwirken  der  Genossenschaften  mit  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  und  deren  Angehörigen  und  — soweit  Pflegebefohlene 
Arbeiter  in  Betracht  kommen  — im  Vereine  mit  dem  Pflegschaflsgerichte  durch 
Festlegung  eines  verhrdtnismüßigen  Teiles  des  Lohnes  zur  fi-uchtbringenden 
Anlegung.  Die  Sparkassebüchel  werden  vinkuliert,  den  Jugendlichen  selbst  in 
Händen  bela.ssen  zur  weiteren  Anspornung  für  sich  und  andere.  Das  ist  ein 
Erziehungsmittel  ersten  Ranges. 

Ein  solcher  Arbeiter,  der  selbst  zu  hausen  versteht,  hilft  auch  in  jeder 
Richtung  mitwirtschaften  dem  Arbeitgeber.  Spielend  — klein  — kroncnwei.se 
fangt  man  an  und  der  Erfolg  bleibt  nicht  aus.  So  wird  die  Wirtschaftlichkeit 
anerzogen,  die  nachhaltig  wirkt  für  die  eigene  Lebensführung  und  anregend,  bessernd 
auf  die  Einsicht  und  Strebsamkeit  der  Umgebung.  So  lernt  der  Jugendbehe  Maß- 
lialten,  Selbstbeherrschung,  Beständigkeit,  richtiges  Einschätzen  der  Ausbildung 
zur  Erreichung  vollster  Leistungsfähigkeit. 

Leider  fehlt  viel  in  dem  Bemühen  für  die  ländliche  Jugend.  Kaum  der  Schule 
entwachsen,  ist  sie  schon  zumeist  auf  sich  selbst  gestellt.  Wie  segensreich  könnte 
lia  nicht  der  Öberösterreichische  Volksbitdungsverein  eingreifen!  Gegründet  im 
Jalire  1872  von  den  maßgebendsten  Schulmännern  des  Landes  unter  der  Führung 
des  Landeshauptmannes  und  aufgebaut  auf  den  Schultern  der  Lehrerschaft,  hat  er 
sich  zur  Aufgabe  gestellt:  aj  Errichtung  und  Förderung  von  Bildungsstätten; 
h!  Unterstützung  der  Volksschulen  mit  Lehr-  und  Lernmitteln  sowie  derSuppen- 
anstalten;cj  Gründung  und  Erweiterung  von  Schul-  und  Volksbüchereien;  d)  Heraus- 
g;ibe  und  Verbreitung  von  Druckschriften;  e)  Veranstaltung  von  öfleuttichen  Vor- 
trägen; f)  Aussendung  von  Wanderlehreni. 

Wie  umfassend  der  vorgezeichnele  Wirkungskreis,  wie  allzu  bescheiden  sein 
Können  mit  dem  jährlichen  Mitgliedsbeitrage  von  60  kr.  (wofür  noch  dazu 
sein  Organ  ,Der  Volksbote“  zugesendet  wird),  ohne  Landessubvention,  ohne  all- 
gemeinste Beteiligung,  so  daß  er  jetzt  nach  mehr  denn  ßOjährigem  unermüdlichen 
Wirken  anstatt  etwa  70.000  erst  gegen  7000  Mitglieder  zählt  Das  schreiendste 
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Bedürfnis  nach  seiner  Vollwirksamkeit,  wie  es  sich  kuntlgihl  in  den  folgenden 
Kapiteln,  muß  nun  doch  alle  Kreise  unnbweislich  zur  Mitwirkung  drängen,  auf 
daß  dieses  Ziel  erreicht  werde  in  der  untrüglichen  Überzeugung,  daß  bei  der 
Jugend  mit  kleinen  Mitteln  Großes  geleistet  und  Größeres  vorbereitet  wird.  Gegliedert 
in  so  viele  Ortsgruppen  als  Schulgemeinden  im  Lande  sind,  wäre  er  berufen  zur 
Fütirerscliaft  für  aße  heimatlichen  Interessen  und  damit  zugleich  an  den  Landorten 
ein  Mittelpunkt  geschaffen  zur  Ausgestaltung  der  allgemeinen  Volksbildung. 


II.  Betrachtungen  über  die  notwendige  Ausgestaltung  unseres 
Volksschulwesens  durch  Schutzeinrichtungen.  Besserungs- 
anstalten. 

Vielleicht  auf  keinem  anderen  Gebiete  ist  während  der  letzten  Jahrzehnte 
so  Hervorragendes  geleistet  worden  wie  auf  dem  der  Jugenderziehung  und  des 
Volksschulunterrichtes.  Die  Volksschule  und  was  damit  zusammenhängl  ist  der 
Augapfel  unseres  ganzen  Volkstums,  lim  so  trauriger  und  bedenklicher,  wenn 
gegenüber  dem  allgemeinen  Zuge  des  Foitschrittes  da.s  eigene  Land  im  Volksscliul- 
wesen  einen  unbestreitbaren  Rückfall  aufzuweisen  hat,  begründet  durch  die  V'er- 
kürzung  und  V'erkümmerung  des  Unterrichtes  im  äVege  der  unterschiedlichen  Arten 
von  Schulbesuchserleichterungen  seit  dem  Jahre  1883;  so  die  speziell  nur  für 
Überösterreich  geltende  Schulbesuchserleichtening  mit  sechsjährigem  Besuche 
der  Alltagsschule  und  wöchentlich  Cstündigem  Unterrichte  im  siebenten  und 
achten  Schuljahre  und  des  fort  und  fort  sich  ausbreitenden  Halbtagsunterrichtes. 

Der  verkürzte  Unterricht  hat  die  noch  schulpflichtigen  Kinder  zur  Erwerbs- 
tätigkoit  stellig  gemacht,  einerseits  um  sie  aus  dem  Brote  zu  bringen,  andrerseits 
zur  Gewinnung  billiger  Arbeitskräfte.  Durch  übermäßige  körperliche  Anstren- 
gung nehmen  diese  Kinder  Schaden  an  Körper  und  Geist,  werden  teilnahmslos  in 
der  Schule  sowie  außerhalb  derselben  für  ihre  geistige  Ausbildung  und  selbst  früher 
brave  Schäler  leisten  soviel  wie  nichts  mehr  im  verkürzten  Unterrichte.  Als 
Stallbube  verkehrt  der  Kn.abe  auch  schon  mit  den  andern  Dienstleuten,  lernt  ihre 
rohen  Redensarten,  wird  zum  Spielen,  Rauchen  und  Trinken  abgerichtet,  teilt  mit 
ihnen  gemeinsame  Schlafstättcn,  wird  Zeuge  von  Unsittlichkeiten,  und  steckt  aut 
dem  Schulwege  die  jüngeren  Mitschüler  an.  Ähnliches  gilt  von  den  Mädchen.  Es 
wäre  daher  zum  mindesten  einmal  deren  möglichste  Absonderung  auf  dem  Schul- 
wege und  die  Abschaffung  solcher  gemeinsamer  Schlafstätten  von  der  Orts- 
polizei zu  veranlassen.  Natürlich  gibt  es  auch  wieder  bessere  Dienstorte,  wo 
bessere  Verhältnisse  bestehen;  aber  es  sind  auch  wieder  Dien?tgeber  verzeichnet, 
die  den  Gulden  Sclmlstrafe  gern  zahlen,  weil  ihnen  der  Stallbubo  diesen  Entgang 
nach  ihrer  eigenen  Äußenmg  an  einem  Tage  wieder  hereinbringt. 

Die  Erwerbstätigkeit  der  Schulkinder  ist  unbedingt  hinlanztdialten  und  auf 
ein  diesbezügliches  gesetzliches  Verbot  hinzusteuem.  Allerdings  besteht  eine 
gewisse  Zwangslage  in  Anbetracht  des  Dienstbotenmangels  für  den  Dienstgidrcr, 
so  daß  sich  dieser  nur  zu  gern  zufrieden  gibt,  wenn  der  Dieiistbote  nur  bei  der 
Arbeit  das  Seinige  leistet  und  die  Fürsorge  für  denselben  mehr  minder  eiilfüllt, 
wodurch  natürlich  auch  wieder  die  Kinder  und  Jugendlichen  mitleiden.  Dadurch 
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steigert  sich  die  Zwangslage,  während  wirksame  Abhilfe  nur  die  Beseitigung  der 
Gründe  bringt,  die  den  Dienstboten  zur  Landflucht  getrieben  haben.  Es  muß  ihm 
die  Landwirtschaft  auf  der  heimatlichen  Scholle  für  Körper,  Geist  und  Gemüt  lieb 
und  wert  gemacht  und  die  Bedingungen  für  einen  eigenen  häuslichen  Herd 
freundlicher  gestaltet  werden. 

Dazu  gehören  auch  Wohlfahrtseinrichtungen  aller  Art.  Obenan  steht  in  der 
natürlichen  Reihenfolge  der  einzelnen  Altersstufen  eine  umfassende  Fürsorge 
schon  für  die  ersten  Lebensjahre  des  Kindes  in  der  Einsicht,  daß  Notlage  und  über- 
haupt Eindrücke  in  dieser  Zeit  von  maßgebender,  ja  entscheidender  Bedeutung  sind 
für  sein  ganzes  Leben.  ,Das  Kind  zu  beaufsichtigen,  während  die  Mutter  arbeitet, 
es  zu  pflegen,  solange  sie  abwesend  ist,  bei  seiner  Erziehung  behilflich  zu  sein, 
das  ist  die  menschlichste,  vernünftigste  und  erfolgreichste  Hilfe*,  sagt  der 
Begründer  der  Krippen  (Pflegeanstalten  für  Säuglinge,  Kriechlinge  und  Gehlingc), 
der  französische  Arzt  F.  Marbeou,  1840). 

Während  nun  Krippen  vorwiegend  als  Pflegeanstalten  in  Betracht  kommen, 
ebenso  wie  die  reinen  Kinderbe  wahranstalten,  so  wirtl  durch  die  Kindergärten  mit  ihrer 
Belebung  desFrohsinuos,  der  Willenskraft  durch  Zucht  und  Beispiele,  die  Gewöhnung 
der  geselligen  Tugenden  und  damit  schon  die  Familienerziehung  gefördert.  In 
hispektionsbcrichten  ist  wiederholt  hingewiesen  auf  die  Notwendigkeit  der  Ver- 
bindung von  Krippen  und  Kinderbewahranstaltcn,  weil  größere  Mädchen  der 
ärmeren  Bevölkerung,  wenn  sie  so  kleine,  für  die  Bewahranstalt  noch  nicht  taug- 
liche Geschwister  haben,  oft,  wenn  die  Mutter  in  Arbeit  abwesend  ist,  vom  Schul- 
besuche femgehalten  werden.  Eine  milde  Praxis  bei  den  diesfütligen  Schulversäum- 
nissen  fiihi-t  zu  bedenklichen  Konsequenzen  und  das  Gegenteil  verbittert  mehr  als 
es  nützt.  Also  beide  vereinigt  zu  sogenannten  Volkskindergärten  sind  — unter 
der  Aufsicht  der  Bezirksschulbehörde  und  in  der  Verwaltung  der  Ortsschulbehörde 
mit  einem  Frauenkomitee  an  der  Seite  — ebenso  wichtig  mid  segenbringend  für 
die  Erziehung  des  Kindes  wie  die  Volksschule  selbst.  Auf  dem  Lande  (für  das  mir 
an  einzelnen  Orten  die  bestehenden  Kinderbewahranstaltcn  in  Betracht  kommen) 
behilft  man  sich  oft  genug  damit,  die  Kinder  in  der  Wohnung  einzusperren  (selbst 
in  einem  Schweine.stalle  ist  cs  vorgekommen)  und  sie  Branntwein  saugen  zu 
lassen  zur  Eraielung  des  Schlafes,  wenn  die  Eltern  auswärts  beschäftigt  sind.  Als 
natürliche  Folgeerscheinung  tritt  dann  Kretinismus  ein. 

ln  dem  Punkte  der  Besserung  der  Verhältnisse  in  der  Kleinküidererziehung 
muß  eingesetzt  w'crden.  Es  fehlt  nocli  viel,  viel  in  der  Erkenntnis  und  in  dem  Ver- 
ständnisse der  Angehörigen  von  der  Entwicklungsweise  des  kindlichen  Geistes  und 
von  den  rechten  Erziehungsmitteln;  daher  hat  die  Schule  dann  vorerst  Schlechtes 
abzustreifen  und  Versäumtes  nachzuholen,  bevor  sie  aufbaucn  kann.  Dazu  hebt 
ein  Oberbezirksarzt  wörtlicli  hervor:  ,Dcr  Übergang  zur  Schulpflicht  ist  für  die 
Kinder  zu  unvermittelt.  Das  Kind  wird  plötzlich  unter  ganz  veränderte,  ungewohnte 
Lebensverhältulsse  gestellt,  welche  eine  einschneidende  Wirkimg  auf  die  Entwick- 
lung ausüben.  Bi.shcr  frei,  muß  das  Kind  sich  plötzlich  einer  strengen  Disziplin 
unterv^'crfen,  muß  stundenlang  stillsitzen,  geistig  arbeiten  und  das  in  einem  über- 
füllten Baume,  dessen  Luft  schlecht  ist.  Der  üble  Einfluß  dieser  Verhältnisse  macht 
sich  bei  den  Schülern  sehr  bald  durch  auffallend  schlechteres  Aussehen  der  Kinder 
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bemerklich.  Während  der  ganzen  Schulpflicht  leiden  dann  die  Kinder  durch  den 
Aufenthalt  in  der  schlechten  Luft  der  Lehrzimmer,  die  schlechte  Ernährung  und 
die  mangelhafte  oder  gänzlich  vernachlässigte  körperliche  Erziehung.* 

Es  liegt  auch  im  Geiste  des  Reichsvolksschulgesetzes,  daB  eine  gesunde, 
vernünftige  Erziehung  der  Kinder  im  vorschulpflichtigen  Alter  einen  wichtigen  Teil 
der  gesamten  Volkserziehung  bildet.  (§  10  des  Gesetzes  und  der  Ministerial- 
verordnung  vom  22.  Juni  1872,  Z.  4811.) 

Demgemäß  sind  auch  die  erforderlichen  Einrichtungen  tatsächlich  zu  treffen 
als  Schutzwehr  gegen  Verwahrlosung.  Die  Volksschule  selbst  hat  Erziehung  und 
Unterricht  gleichmäßig  und  gleich  sorgfältig  zu  vermitteln.  Dagegen  wird  selbst 
von  Pädagogen  oft  bemängelt,  daß  die  Schule  allzuviel  unterrichtet  und  allzuwenig 
erzieht.  Dem  Lehrer  obliegt  die  schwierige  Aufgabe  und  Pflicht,  die  sittlichen 
Zustände  seiner  Schulgemeinde  und  die  Leistungsfähigkeit  seiner  Schüler  in 
sittlicher  Beziehung  zu  beobachten  und  zu  prüfen,  um  dieselben  in  charakteristische 
Gruppen  und  in  merkwürdige  Einzel-  und  Ausnahmsindividuen  sondern  zu  können. 

Dabei  ist  die  sittliche  Erziehung  mangelhaft  oder  gar  schlecht  erzogener 
Kinder  viel  schwieriger  als  die  Unterweisung  sittlicher  Wildlinge,  die  überhaupt 
keine  Erziehung  genossen  haben,  aber  auch  noch  nicht  durch  verwerfliche  Ein- 
wirkung seitens  Erwachsener  verdorben  sind.  Das  Kind  muß  selbst  auf  sich,  auf 
seine  Erscheinung  etwas  halten.  Sehr  rohe,  verwahrloste  Kinder  haben  gewöhnlich 
keine  menschliche  Seele,  der  sie  sich  mit  Vertrauen  nähern  könnten ; eine  humane 
Erziehung,  die  sie  sich  aneignen,  praktizieren  sie  dann  auch  in  ihren  Kreisen. 

Es  gibt  in  der  Schule  mehr  geisteskranke  Kinder  als  man  gewöhnlich 
annimmt.  Die  Krankheilsanlagen  und  Formen  haben  ihren  verborgenen  Sitz  im 
Gefühls-  oder  Gemütsleben,  in  den  Nerven  oder  in  der  Blutbeschaffenheit  der 
Kinder  und  beeinflussen  die  geistigen  Funktionen  doch  so  merklich,  daß  damit 
unbedingt  gerechnet  werden  muß.  In  Wien  wird  nach  langjährigen  und  verschie- 
denen Beobachtungen  auf  10  bis  22  Prozent  gerechnet.  Diese  sollen  gemeinsam 
besonders  behandelt  werden. 

Für  schwachsinnige,  schwerhörige,  stark  kurzsichtige  und  krüppelhafleKinder 
sollen  an  größeren  Schulen  eigene  Al>teilungen  eingerichtet  werden,  so  daß  derlei 
Kinder  dort  auch  von  anderen  Schulen  aus  der  Umgebung  untergebracht  werden 
könnten  zur  Vorbeugung  der  gänzlichen  Verkümmerung  und  Erwerbsunfähigkeit. 
Einzuschließen  wären  dann  auch  Taubstumme  und  Blinde,  insoweit  sie  nicht  in 
Anstalten  kommen;  denn  tatsächlich  besuchen  vereinzelt  auch  solche  Kinder  die 
Volksschule. 

Der  Geist  der  V'erträglichkeit,  das  Gefühl  der  Achtung  und  Freundschaft,  die 
Liebe  zur  gegenseitigen  Hilfeleistung,  Schonung  und  Unterstützung  soll  bei  den 
Kindern  sorgsam  gepflegt  werden,  in.sbesondere  durch  Führung  von  Mustergesprächen 
und  Vorführung  von  Gleichnissen.  Pünktlichkeit  muß  gepflegt  werden;  Überfüllung 
der  Lehrzimmer  hemmt  die  Schulzucht. 

Der  Unterricht  muß  sich  praktisch  gestalten,  das  Können  gegenüber  dem 
Wissen  stärker  betont  werden.  Daher  sind  Handfertigkeitsunterricht  und  hauswirt- 
schaflliche  Unterweisung  damit  zu  verbinden  und  nicht  zu  vergessen  die  Schul- 
gartenarbeit, wobei  sich  das  Kind  in  der  Natur  schon  praktisch  und  selbständig 
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bct.'Stigen  kann  mit  dein  segenvollsten  Gewinne  für  seine  Entwicklung  an  Körper, 
Geist  und  Gemüt.  Keichsvolksschulgesetz  sowie  Schul-  und  ünterriclitsordnung 
nelinien  liierauf  Bezug. 

Das  wirkliche  wohlgestaltete  Schullehen  ist  die  beste  Sittenlehre;  Disziplin, 
Ordmingslic>bc,  Beinlichkeit—  auch  in  denSchulzimmem  — , freundliches,  gefälliges 
Benehmen  auch  außerhalb  der  Schule  den  älteren  Leuten  gegenüber.  Ein  einfacher 
Gang  durch  das  Dorf  belehrt  uns,  oh  Lehrer  und  Katechet  auch  Erzieher  ihres 
Volkes  sind  durch  das  Benehmen  der  Jugend.  Je  mühseliger  und  verantwortlicher 
aber  deren  Amt,  um  so  selbständiger  muß  deren  Stellung  ausgestaltet  werden. 
Die  Zensur  in  den  Sitten  ist  erfreulicherweise  im  Aufwärtssteigen  begriffen,  wo 
Wohlfahrtseinrichtungen  zur  Seite  stehen  und  namentlich  dort,  wo  sich  die 
W'ohnungsverhältnisse  bessern,  ln  diesen  fehlts  aber  arg;  abgesehen  von  den 
bereits  bemerkten  gemeinsamen  Schlafstätten  schulpllichtiger  Stallbuben  mit 
erwachsenen  Diensthoten  auf  dem  Lande,  sind  in.sbesondere  nur  allzuhäuflg  die 
Schlafkammem  selbst  unge.sund  und  überhaupt  zumeist  die  mindestwertigen 
Lokalitäten  in  der  Behausung,  wo  auch  die  wenigste  oder  gar  keine  Ordnung  und 
Reinlichkeit  herrscht,  meist  mangelt  es  gänzlich  an  deren  Lüftung,  namentlich 
zur  Winterszeit. 

Der  bereits  erwähnte  Oberbezirksarzt  berichtet:  .Die  Sittlichkeit  der  Schul- 
kinder wird  in  den  Familien  der  Bauern,  Kleinhäusler,  kleinen  Gewerbetreibenden 
und  Arbeiter  friihzeitig  übel  beeinflußt,  und  zwar  durch  das  Zusammenleben  in  be- 
schränkten Wohnungen,  das  Schlafen  der  Kinder  in  demselben  Raume,  sehr  häufig 
in  einem  Bette  mit  Erwachsenen,  durch  den  Vorkehr  mit  den  Dienstboten,  das 
Viehhüten  und  das  Beobachten  der  Begattimg  der  Haustiere.  Orilnung  und 
Reinlichkeit  sind  im  allgemeinen  Begriffe,  welche  leider  einem  Großteile  der  Be- 
völkerung abgehen.  Auch  zur  körperlichen  Reinlichkeit  fühlt  die  Bevölkerung  zu 
wenig  Bedürfnis  und  werden  daher  auch  die  Kinder  nicht  gehörig  hiezu  ange- 
halten.“ 

Andere  Berichte  äußern  sich  wieder  zufrieden;  jene  für  die  größeren  Städte 
und  Fabriksorte  klagen  dafür  über  die  vielen  ungesunden  Kellerwohnungen  und 
über  arge  Oberfüllung  in  beschränkten  Lokalitäten  und  es  gibt  Kinder,  die  über- 
haupt nur  eine  Rank  oder  Truhe  u.  dgl.  mit  Fetzen  als  Bett  benützen  müssen. 

Jede  Hygiene  beginnt  und  endet  in  der  Wohnung.  Zur  V'crbesserung  des 
Wohnungswesens  erscheint  schrittweise  Zwangsdurchführung  empfehlenswert,  und 
zwar  auf  Grund  einer  jährlichen  Wohnungsschau  durch  die  Ortspolizei  unter  Bei- 
ziehung des  Arztes,  um  doch  den  größten  Obeiständen  abzuhelfen  und  allmählich 
zu  durchwegs  annehmbaren  Zuständen  zu  gelangen;  in  größeren  Städten  in  um- 
fassenderer Weise  durch  Errichtung  eines  kommunalen  Wohnungsamtes  behufs 
regelmäßiger  Wohnungsschau  und  Begutachtung  gemeindeamtlicher  Maßnahmen 
und  Organisation  der  Wohnungsvermittlung. 

Die  Schulgesundheitspflcge  ist  anzubahnen  zur  Feststellung  des  Gesundheits- 
zustandes der  Schüler  und  zu  möglichst  frühzeitiger  Abhilfe  gegen  vielfach 
bestehende  Gebrechen  von  Kurzsichtigkeit,  Schwerhörigkeit  und  Bekämpfung  der 
Zahnfäule  als  einer  Volkskrankheit  ersten  Ranges.  Damit  im  Zusammenhänge 
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steht  die  Forderung  der  Körperpflege  durch  Bäder,  Schwimtmmlerricht,  Hebung 
des  regelmäßigen  Turnunterrichtes  und  der  Jugendspiele. 

Sorgfältige  Erhebungen  in  der  Schule  haben  ergeben,  daß  regelmäßig  die 
bessere  körperliche  auch  eine  bessere  geistige  Entwicklung  mit  sich  bringt. 
Hingewiesen  wird  in  der  Monatsschrift  ,DieHumanität‘,Heichenberg,  I.  Heft  1905, 
auf  das  System  Mr.  Setons,  die  unkultivierte  Straßenjugend  der  Städte  für  Wett- 
spiele zu  organisieren.  Der  unbändigste  Junge,  der  dem  Erzieher  oder  den  Eltern 
gegenüber  trotzig  und  ungebärdig  ist,  widersei  zt  sich  nicht  der  allgemein  gültigen 
Regel  des  gleichalterigen  Spielkameraden,  der  ihm  seinesgleichen  repräsentiert. 
Solche  Naturmethodik  soll  unserer  gesamten  Jugend  frommen. 

Voraussetzung  für  eine  gute  Erziehung  ist  jedoch  die  Ernährung.  .Gute 
Ernährung  — halbe  Erziehung!“  Diesfalls  äußert  sich  der  zitierte  Oherbezirksarzt : 
.Die  Ernährung  ist  zwar  bei  den  wohlsituierten  Bauern  und  be.sser  gestellten 
Gewerbetreibenden  quantitativ  reichlich  und  für  schwer  arbeitende  Erwachsene 
auch  zweckmäßig,  jedoch  für  Kinder  nicht  zweckentsprechend  wegen  zu  geringen 
Eiweißgelialtes. 

ln  zweiter  Linie  leidet  die  Ernährung  der  Kinder  auch  dieser  Kreise 
wähnrnd  der  Schulpflicht  durch  die  Unregelmäßigkeit  der  Nahnmg.seinnahme; 
den  ganzen  Tag  vom  Hause  fern,  hungern  die  Kinder,  sind  den  Witterungs- 
einflüssen und  körperlichen  Anstrengungen  auf  dem  Schulwege  ausgesetzt 
bekommen  dann  am  späten  Nachmittag,  zu  Hause  angelangt,  ein  aufgewärmtes 
oder  ein  kaltes  Essen,  oft  nur  Kaffee  und  Brot,  welches  sie  schnell  hinein- 
schlingen, um  nur  wieder  hinaus  zu  kommen.  Ebenso  ist  es  morgens  mit  dem 
Frühstücke. 

In  den  ärmeren  Kreisen  der  Häusler  und  Arbeiter,  welchen  die  große 
Mehrheit  der  Schulkinder  angchört,  ist  die  Ernährung  zumeist  quantitativ  und 
qualitativ  ungcnügetid  und  unzweckmäßig,  bei  anderen  wieder  quantitativ  wohl 
ausreichend,  aber  dabei  wertlos:  Kraut, Erdäpfel, schlechterKaffce,  meist  Surrogate, 
Brot,  Fett,  sehr  selten  Fleisch.  Für  Kinder  ist  natürlich  diese  Ernälirung  ganz 
unzureichend  und  unzweckmäßig.“ 

Auch  im  Punkte  der  Ernälirung  bestehen  anderwärtig  im  allgemeinen 
wieder  bessere  Zustände.  Geklagt  wird  allentlialben  über  den  schon  frühzeitigen 
Genuß  von  Most  oder  Bier  bei  den  Kindern,  ja  sogar  von  Rum,  Kaffee  oder  Tee 
und  Schnaps,  aber  auch,  daß  häufig  schlechter  Kaffee  die  Hauptmahlzeit  ist. 

Als  notwendige  Wohlfahrtseinrichtungen  für  das  schulpflichtige  Alter  und 
zumeist  hinübergreifend  in  das  vor-  und  nachschulpflichtige  Alter  kommen 
Betracht : 

Obenan  die  V'ermehrung  und  bessere  Einrichtung  der  Supponanstalten 
möglichst  in  einem  Schullokale  untergebracht  und  verbunden  mit  Kinderhort 
für  Kinder,  welche  außerhalb  der  Schulzeit  der  elterlichen  Führung  entbehren 
müssen,  mit  planmäßiger  Beschäftigung  und  Beaufsichtigung,  dem  Leben  in  einer 
wohlgeordneten  Familie  gleichend,  wo  Ernst  und  Heiterkeit  ihre  Hechte  finden 
und  auch  für  Bekleidung,  Schuhwerk  und  insbesondere  für  das  Wechseln  der 
Schuhe  gesorgt  wird. 
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Das  Institut  des  (iemeindewaisenrates  mit  Pfamorstand,  Schulleiter  und 
Gemeindevorsteher  als  Mitglieder  von  Amts  wegen  und  damit  die  Herstellung  einer 
innigsten  Verbindung  von  Haus,  Schule,  Ortspolizei  und  PflcgschaflsgerichL  Damit 
in  organischen  Zusammenhang  gebracht,  Kinderschutzvereine  in  allen  Gerichls- 
bezirken  zur  Beschaffung  von  Mitteln  für  Armenkinder,  Besorgung  guter  Pflegeorte 
und  zur  weitesten  Ausdehnung  und  tätigen  Mithilfe  in  der  Überwachung  und 
Fürsorge  für  alle  des  Schutzes  bedürftigen  Kinder  und  Jugendlichen. 

Ober  die  verderblichen  Folgen  des  frühzeitigen  Austrittes  aus  der  Schule 
üuBert  sich  der  Oberbezirksarzt:  .Ein  großer  Cbelstand  ist  es,  daß  die  Kinder  die 
Schule  zu  früh  verlassen,  was  nicht  nur  hinsichtlich  der  Festigung  und  bleibenden 
Einprägung  des  Erlernten,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Körperentwicklung 
wichtig  isL  Geistig  zu  wenig  vorbereitet,  körperlich  schwach,  sind  sie  gerade  in 
(Jer  hochwichtigen  Zeit  der  Pubertät  körperlichen  Überanstrengungen,  dem  Alko- 
hol- und  Nikotingenusse,  sowie  sexuellen  Exzessen  frühzeitig  ausgeliefcrt,  sei  es  in 
einer  Behre,  in  einem  bürgerlichen  oder  landwirtschaftlichen  Dienste,  Daher  wird 
bei  den  Assentierungen  eine  so  erschreckende  Zahl  von  körperlich  unentwickelten 
Jammergestalten  beobachtet.“ 

Mit  der  Schul[)flicht  muß  dann  die  Wehrpflicht  Hand  in  Hand  arbeiten  für 
das  nachschulpflichtige  Alter.  Jeder  hat  die  Pflicht,  durch  Beispiel,  Wort  und  Tat 
erzieherisch  auf  die  jungen  Leute  im  Alter  zwischen  14  und  20  Jahren  zu  wirken. 

ln  der  V'olksschule  gefördert,  müssen  unentwegt  weiter  entwickelt  werden: 
Ordnungssinn,  Pflichttreue,  Ehrgefühl,  Vaterlandsliebe,  Arbeitsfreudigkeit  und 
Sparsamkeit,  Dazu  gehört  auch  eine  eigene  Organisation,  und  zwar  im  Wege 
eines  obligaten  Fortbildungsunterrichtes  in  Fortbildungsschulen  und  Kursen, 
angepaßt  den  lokalen  Verhältnissen,  dienend  den  tatsächlichen  Bedürfnissen. 

Nun  verpflichtet  allerdings  bereits  der  § 95/2  der  Gewerbeordnung  und  dazu 
die  Novelle  vom  23.  Februar  1897,  R.  G.  Bl.  Nr.  63,  die  Lehrherren,  die  Lehrlinge 
anzuhalten  zum  Besuche  des  Fortbildungsunterrichtes,  wo  ein  solcher  besteht. 
Ja,  bei  der  Unterlassung  wird  der  Lehrherr  nach  § 919  a.  b.  G.  B.  für  ersatz- 
pflichtig erklärt.  (Erkenntnis  des  Gewerbegerichtes  Nr.  617  der  Sammlung  zum 
Justi/.ministerial-Verordnungsblatt  ex  1903.) 

Im  Anschlüsse  an  den  Fortbildungsunterricht  erscheinen  die  bereits  in  so 
manchen  Turnvereinen  eingeführten  Zöglingsriegen  besonders  verdienstlich.  Spiel 
und  Wanderungen  führen  zu  einem  unbefangenen  Verkehr  zwischen  Jung  und  Alt; 
dabei  wird  volksmäßiger  Sang  und  Klang  gefördert  und  damit  vermitteln  sich 
weiters  anregende  Volksuulerhaltungen  und  das  Bedürfnis  nach  Volksbüchereien. 
Köimen  die  Mädchen  unter  den  heutigen  sozialen  Verhältnissen  die  erforderlichen 
Kenntnisse  und  Geschicklichkeiten  nicht  in  der  eigenen  Familie  sich  aneignen, 
so  ist  es  eine  wichtige  Aufgabe  der  Gemeinde,  für  einen  angemessenen  Koch-  und 
Haushaltungsunterricht  zu  sorgen. 

Auf  solche  Weise  kommt  es  allmälilich  zur  Organisation  der  allgemeinen 
Volksbildung.  Dies  ist  gleichsam  der  Oberbau  der  Volksschulen  im  freien  Stile. 

Also  Hand  in  Hand  mit  der  Fürsorge  für  Kranke,  Schwachbegabte  und 
Hilfsbedürftige  muß  unbedingt  gehen  das  allseitige  zusammenwirkende  Bestreben, 
in  der  kritischeu  Übergangszeit  aus  der  Schule  ins  Erwerbsleben  auch  deu 
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Leistungsfälligen  aller  Kreise  die  Mrtgliclikeit  einer  guten  Ausbildung  zu  geben 
und  sie  binzuleilen  zu  einer  wirtscbafllichen  Lebensföhiaing,  auf  daß  das  Volk  als 
Ganzes  befähigt  werde,  den  großen  wirtscbafllichen  Wettkampf  erfolgreich  zu 
bestehen  und  in  jeglicher  Art  der  Verwahrlosung  entgegen  zu  arbeiten. 

Zur  vollständigen  systematischen  Krziehung  gehören  schließlich  auch  Bes- 
serungsanstalten. Es  sind  eigene  Anstalten  notwendig  für  schwerer  zu  behandelnde 
und  verwahrloste  Kinder  und  solche  ausnahmslos  und  ohne  Verzug  dahin  abzugeben. 

Ober  das  Verhältnis  der  Anstalts-  und  Familienerziehung  in  unserem  Lande 
kann  hier  nur  verwiesen  werden  auf  die  Druckschrift  .Kinderschutzpflege*,  Separat- 
abdruck aus  dem  .Volksboten*,  Linz,  1906.  Nach  der  dortigen  Darlegung  hat 
regelmäßig  die  Familienerziehung  Platz  zu  greifen.  Es  steht  fest,  daß  es  genug 
ungeeignete  Pflegeorte  für  Armenkinder  gibt,  aber  es  geht  auch  wieder  aus  den 
vielfachen  Berichten  warme  Anerkennung  für  die  unterschiedslose  Haltung  der 
Armenkinder  mit  den  eigenen  hervor. 

Somit  wäre  durch  ein  Zusammenwirken  mit  der  Oberwachungslätigkeit  des 
Gemeindewaisenrates  tatsächlich  die  Grundbedingung  gegeben  für  die  regelmäßige 
Unterbringung  der  Armenkinder  in  die  natürliche  Privatpflege.  Der  nach  den 
Erhebungen  sich  ergebende  durchschnittliche  monatliche  Verptlegskostenbelrag 
von  12  K für  gute  Pflegeorte  ist  ein  mäßiger. 

Es  handelt  sich  also  um  werktätiges  Zusammenwirken  alier  berufenen 
Faktoren  zu  umfassender  Hebung  und  Inanspruchnahme  der  Privatpflege,  wodurch 
auch  die  Anstalten  entlastet  werden. 

Wo  aber  Familienerziehung  mangelt  oder  nicht  ausreicht,  hat  die  Zwangs- 
erziehung einzutreten  gegen  drohende  oder  tatsächliche  Verwahrlosung.  Von 
ihrer  Einrichtung  wird  der  Erfolg  bedingt  sein.  Volksschulgesetz,  Schul-  und 
Unterrichtsordnung  schließen  verwahrloste  Kinder  von  der  Schulgemeinschaft  aus; 
es  wurde  auch  der  Schulbehörde  zur  Pflicht  gemacht,  in  solchen  Ffdlen  das 
Pflegschaftsgericht  anzurufen.  Dieses  muß  dem  Gesagten  gemäß  auf  die  Unter- 
stellung in  die  Zwangserziehung  dringen. 

Wie  nun  zur  Selbsterhaltung  des  ganzen  Staates  für  seine  Wehrkraft  die 
notwendigen  Mittel  aufgebracht  werden  müssen  und  werden,  so  muß  dies  auch 
grundsätzlich  gelten  bezüglich  der  systematischen  Erziehung  des  Volkes  und 
somit  auch  für  die  Errichtung  einer  genügenden  Anz.ahl  von  Besserungsanstalten 
in  jedem  I.ainde.  Der  Mangel  rächt  sich  bitter  durch  die  zunehmende  Verwahr- 
losung und  die  damit  im  Gefolge  stehende  Steigerung  der  unproduktiven  Auslagen 
an  den  Kosten  der  Strafrechtspflege,  den  Schubkosten  und  was  alles  damit 
zusammenhängt. 

Mit  dem  Mangel  an  Besserungsanst.alten  hängt  auch  zusammen  die  geringe 
Zahl  von  Fällen,  in  welchen  richterlicherseits  auf  die  Zulässigkeit  der  An- 
haltung der  Jugendlichen  in  einer  Besserungsanstalt  erkannt  wird.  Daran  ist  die 
mangelhafte  Durchführung  des  mit  dem  Gesetze  vom  2 i.  Mai  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  90, 
eingeführten  Systems  schuld.  Das  trifll  ganz  besonders  zu  für  unser  Land,  weil 
daselbst  überhaupt  noch  kehie  — den  modernen  Anforderungen  entsprechemle  — 
Landeshesserungsanslalt  besteht  und  die  vorhiuidenen  Privatanstalten  nicht  voll- 
wertig sind,  vielfach  ein  Gemisch  nicht  zusammengehöriger  Zöglinge  aufweisen  und 
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einer  wirksamen  Staalsaufsicht  enibehren.  Darin  liegt  eine  wesentliche  Ursache 
der  Ausbreitung  der  Verwalirlosung.  Das  Interesse  der  Schule  erheischt  eine 
genügende  Anzidd  von  leistungsffdiigen  Besserungsanstalten.  Dal)ei  soll  sich  di«; 
Zwangserziehung  wenigstens  regelmäßig  beschränken  auf  verbrecherische  und 
arg  verwnlu'loste,  das  ist  bettelnde,  landsl  reicherische,  arbeitsscheue  und  in 
unzüchtigen  Verhältnissen  lebende  Jugend. 

Das  Verhältnis  der  Anstalts-  zur  Familienerziehung  ist  präzise  charakteri- 
siert in  der  Druckschrift  .Entwurf  einer  landwirtschaftlich-gewerblichen  Kolonie“ 
von  Lydia  von  tVolfiing.  Wien,  Verlag  des  Pestalozzi -Vereines,  1904.  Zur  über- 
zeugungsvollsten  Einträchtigkeit  wirken  da  zusiunmen  Theorie  und  Praxis.  Es 
sei  daraus  kurz  skizziert  ein  Zwischenglied  zwischen  gewöhnlicher  Privatpflege 
und  Anstaltserziehung.  Der  Wunsch,  dem  Kinde  normale  Familienverhältnisse  zu 
schaffen,  dasselbe  in  den  Mittelpunkt  einer  zweckmäßigen  Fürsorge  von  Seite  der 
Familie  zu  stellen  und  ein  möglichst  großes  Gleichgewicht  zwischen  seinen  Erzie- 
Imugsfaktoren  herzustellen,  legte  den  Gedanken  nahe,  es  mit  einem  sogenannten 
.Kindergruppen-Familiensystem“  zu  versuchen.  Ilaupt|irinzip;  Koedukation  (ge- 
meinschaftliche Erziehung  von  Knaben  und  Mädchen  vom  2.  bis  zum  14.  Lebens- 
jahre) sowie  Gruppierung  von  10  bis  12  Kindern  verschiedenen  Alters  in  einer 
Familie  unter  Leitung  eines  intellektuell  und  sittlich  gut  veranlagten  Ehepaares, 
welches  gesunden  Menschenverstand  und  Neigung  für  Kinder,  aber  keinerlei  päda- 
gogische Fachkenntnisse  zu  besitzen  braucht.  Es  wurden  verläßliche,  arbeitsame 
kinderlose  Eheleute  aus  dom  besseren  Arbeiterstande  gewälilt,  von  welchen  der 
Mann  frei  seinem  Erwerbe  nachgehen  konnte,  die  Frau  aber  sich  ganz  der  Pflege 
und  Erziehung  der  Kinder  zu  widmen  hatte.  Die  Bestrebung  ging  dahin,  Frauen, 
deren  materielle  Existenz  durch  den  Verdienst  des  Mannes  gesichert  war,  welche 
die  nötige  Intelligenz,  Tatkraft  und  Erfahrung  zur  Führung  eines  Haushaltes 
besaßen,  deren  Fähigkeiten  aber  durch  den  Mangel  an  eigener  Familie  brach  lagen, 
Gelegenheit  zu  geben,  dieselben  für  fremde  Kinder  zu  verwerten.  Das  Kinder- 
gruppen-Faniiliensystcm  erscheint  in  folgender  Weise  praktisch  durchgeführt;  Es 
wunle  in  der  Umgebung  Wiens,  entfemtvonFabrikszenti-en,  eineWohnungmitGarten 
gemieteL  in  welcher  sich  ein  Zimmer  für  die  Pflegeeltern  und  zwei  entsprechend 
gi-oße  Zimmer  für  10  bis  12  Kinder  nebst  den  nötigen  Nebenräumen  befanden. 
Die  von  den  Kindern  zu  bewohnenden  Zimmer  wurden  vollkommen  eingericlitct, 
das  heißt  jedes  Kind  bekam  ein  Bett,  eine  eigene  Abteilung  eines  Kastens,  eigenes 
Wasch-  und  Eßgeschirr  sowie  die  sonstigen  Utensilien  und  Bett-  und  Hauswäsche. 
Dem  Kinde  wurd(>  dauernd  die  volle  Bekleidung  geliefert  und  den  Pflegeeltern  ein 
bestimmtes  Kostgeld  in  der  Höhe  von  20  K monatlich  pro  Kind,  bei  Gruppen 
von  mindestens  10  Kindern  ausbezahlt.  Alle  sonstigen  Ausgaben,  Schulrequisiten, 
Fahrten  etc.  sowie  ein  Überschuß  für  Heizung  und  Beleuchtung  in  den  Winler- 
monaten,  wurde  extra  vergütet  Die  Ge.samtkosten  für  ein  Kind  stellten  sich  auf 
300  K jährlich.  Der  materielle  Vorteil  der  Pllegeidtern  war  bei  der  Verpflegung  von 
10  Kindern  die  Gratisbestreitung  ihres  eigenen  Haushaltes;  das  war  auch  der 
materielle  Lohn  für  die  Hausarbeiten  der  Pflegemutter.  Dieselbe  hatte  bei  Wah- 
rung vollkommener  Freiheit  und  Unabhängigkeit  ihrer  Stellung  die  notwendigen 
Vorschriflen  in  Bezug  auf  körperliche  und  sittliche  Haltung  der  Kinder  zu  befolgen. 


Digitized  by  Google 


Oi>er5stemMrh. 


185 


Die  luimillclbare  Aufsicht  über  die  Kinder  luiUen  der  Orlsgeisllidie,  der  Schul- 
lehrer und  der  Arzt  öhernonimen.  Zinn  Zwecke  der  schwierigen  richtigen  Ein- 
teilung der  Kinder  wurde  das  I.  Kinderheim  der  Kinderschutz-  und  Reltungsgesell- 
schaft  als  eine  Art  von  Beubachtungsstalion  und  zugleich  auch  provisorisches  Hehn 
für  jedes  schutzbedütllige  Kind  ohne  Unterschied  der  Nationalität  und  der  Kon- 
fession errichtet.  Zur  Aufnalime  bedurfte  es  keiner  weiteren  Formalitäten.  Außer- 
dem diente  dieses  Kinderheim  auch  als  vorübergehende  Aufnahmestätte  für  die- 
jenigen auswärts  mitergebrachten  Pfleglinge,  welche  eine  ambulatorische  Behand- 
lung in  der  Großstadt  benötigten.  Erst  nach  Wochen  konnte  zur  Verteilung  der 
Kinder  an  die  einzelnen  Gruppen  geschritten  werden.  Jede  Pflegemutter  hat  ein 
eigens  eingerichtetes  Pflegebuch  zu  führen.  Sieben  in  eigenen  Landhäusern  in 
der  Umgebung  Wiens  untergebrachte  Kindergruppen  werden  nach  diesen  Prin- 
zipien erzogen  und  das  praktische  Resultat  ist  ein  glänzendes.  Die  Koedukation 
hat  sich  auch  hier  wie  in  jeder  normalen  Familie  als  ein  mächtiger  erziehlicher 
Faktor  für  beide  Geschlechter  erwiesen.  Verfeinerung  der  Sitten  und  des  Emp- 
findens bei  den  Knaben,  geistige  Anregung  und  Selbständigkeit  bei  den  Mädchen, 
das  sind  die  Resultate  der  Koedukation.  Die  Erziehung  der  Kinder  verschiedenen 
Alters  (2  bis  14  Jahren)  im  gemeinsamen  Haushalte  erweckt  das  Pflichtgefühl,  die 
Fürsorge  des  Stärkeren  gegen  den  Schwächeren.  Der  Besuch  der  öffentlichen 
Schule,  der  Kontakt  mit  "anderen  Kii  dem,  der  freie  Verkehr  mit  der  Umgebung, 
der  Anteil  an  der  wirtschaftlichen  Sorge  und  Arbeit  der  Pflegceltem,  überhaupt 
die  Erziehung  inmitten  des  praktischen  Lebens  mit  all  seinen  Freuden  und  Leiden 
regt  das  Kind  zu  selbständigem  Denken,  zur  Selbstbetätigung  an,  bildet  seine 
Urteilsfähigkeit  und  gibt  ihm  damit  eine  gesunde  Vorbildung  für  die  Zukunft. 

Zur  Gründung  solcher  Kindergrappen  bedarf  man  einer  Wohnung  von  drei 
bis  vier  Räumen,  eines  Kapitales  von  700  bis  800  K für  die  notwendigen  Einrich- 
tungsgegenstände, die  Anstellung  eines  zur  Erziehung  von  zehn  bis  zwölf  Kindern 
geeigneten  Ehepaares,  welches  gewissenhaft  die  gegebenen  Vorschriften  befolgt. 
Damit  hat  man  eine  zweckmäßige,  leicht  kontrollierbare  Versorgung  für  die 
Kinder  geschaffen,  die  von  Gemeinden  oder  privaten  Vereinigungen  ihrer  Ein- 
fachheit, Billigkeit  und  Zweckmäßigkeit  halber  mit  wenig  Kostenatifwand  nach- 
geahmt  werden  kann. 

Ohne  Kenntnis  von  dieser  Einrichtung  und  Druckschrift  ist  auch  in  der 
Sondorbeilage  zu  Nr.  G des  , Volksboten“  vom  23.  Mürz  1904  .Die  WaisenfOrsorge 
für  den  Gerichtsbezirk  Eferding*  angei^t  worden  die  Einschaltung  eines  der- 
artigen Bindegliedes  zwischen  Anstaltserziehung  und  der  üblichen  Privalpflegc, 
sowie  die  Angliedenmg  von  Bezirksheimstätten  in  Verbindung  mit  ländlichen 
Altersheimen.  .Ein  solcher  sichtbarer  Mittelpunkt  im  Gemeinwesen  — heißt  es 
dort  — müßte  sich  segensvoll  geltend  machen,  insbesondere  auch  gegenüber  der 
Landflucht * 

Vielfach  wehrt  man  sich  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gegen  die  sieben- 
jährige Schulpflicht  und  überhaupt  gegen  eine  bessere  Schulbildung,  abgesehen 
von  den  Kosten,  noch  in  der  Anschauung,  vermehrte  Kultur  vermindere  bei  ihren 
Dienstleuten  Liebe  und  AnhängUchkeit  zur  Landwirtschaft  und  Botmäßigkeit 
gegenüber  dem  Dienslhcrrn.  Tatsächlich  luirmonirrl  die  sielnnjährigc  Schulpflicht 
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mit  den  wirtschaftliihen  VcrhtÜlnissen  vollends.  Es  sind  aber  die  obigen  Eigen- 
schaften der  Dienstboten  stark  geschwunden  und  damit  das  früher  allgemein 
bestandene  patriarchalische  Verhältnis  im  Bauern-  und  Gewcrbcstande,  auch  noch 
lierabgedrückt  durch  mangelnde  Fürsorge  oder  durch  eigene  abträgliche  Beispiele 
auf  Seite  der  Arbeitgeber.  Gegenüber  ihrer  Berufung  auf  diese  fühlbare  Tatsache 
nützt  der  bloße  Hinweis  auf  die  wirklichen  Ursachen  dieser  Folgeerscheinungen 
wenig.  Es  hilft  nur:  Hebung  des  Volksschulwesens,  Aufbau  der  allgemeinen 
Volksbildung  und  Wohlfahrtspflege.  Auf  solcher  Gesamtorganisation  des  Volks- 
lebens vermag  sich  dann  in  verjüngter  Gestalt  wieder  zu  erheben  ein  patriarchali- 
sches Leben  im  Bauern-  und  Gew'erbestande  und  demgemäß  im  ganzen  Lande. 


III.  Der  gregenwärtigre  notleidende  Stand  unseres  Volks- 
schul- und  Pflegrschaftswesens.*) 

Aus  den  vorliegenden  statistischen  Daten  ergeben  sich  die  folgenden 
Zusammenstellungen: 


A.  Das  Schuljahr  1904/6. 

518  öftenlUche  Volksschulen  mit  1394*  Klassen  und  114.336  Schülern, 
davon : 


Klassen 

Schülern 

durchschnilUich 

1172 

mit  78.01 1 

67  = 68  Prozent 

bei  ganztägigem  Unterrichle, 

222 

, 21. 4-86 

97  = 19  . 

bei  halbtägigem  Unterrichte, 

— 

14.839 

- = 13  . 

bei  verkürztem  Unterriclite. 

*)  Nach  informativer  Besprechung  im  Landesgerichtsprilsidium  wurde  mit  einem  Entwürfe 
von  fünf  umständlichen  Fragebogen,  begleitet  von  einem  gemeinsamen  Rundschreiben,  die  Fest- 
stellung des  Standes  der  Dinge  im  weilen  Umfange,  daijer  samt  ihren  tiefgehenden  allseiügcn 
Beziehungen  cingcleilet  und  in  kollegialer  Beratung  mit  den  Fachreferenlen  der  k.  k.  Statthaltcrei 
dieser  Entwurf  — nach  vorausgegangenen  vielseitigen  Besprechungen  — einer  Schlußredaktion 
unterzogen.  Die  für  die  Bozirkshaiiptniaimscliarten  einschließlich  der  Pfarrämter  für  die  Schul- 
leitungen, Gemeinden  und  Anstalten  bestimmten  Fragebogen  gelangten  auf  Grund  eines  ein- 
gehenden Ersuchschreibens, enthaltend  auch  die  Bitte  um  anderweitige  Auskünfte  und  Materialien, 
im  Wege  der  k.  k.  Statlhallerei  zur  Zuwendung  und  insbesondere  auch  zur  Verfassung  führender 
gutachtlicher  Äußerungen  seitens  derBczirksschulinspektoren  und  Bezirksärzle.  Für  die  Mitwirkung 
der  Pflegschaflsgerichle  auf  Grund  der  für  diese  bestimmten  Fragebogen  waren  die  Gerichtshof- 
präsidien besorgt.  Außerdem  ergingen  Ersuchen  an  den  Lamlesausscliuß  und  an  verscliiedene 
Vorstände  und  Kürperschaften,  so  insbesondere  an  alle  Zweiglehrervcreine  unter  Anschluß  der 
Fragebogen  I und  II  und  an  Private.  Es  liegen  vor:  Die  gednicklcn  Jahresberichte  des  Landes- 
schulrates für  die  drei  letzten  Jalm>  samt  seinen  statistischen  Jahreshericlilen  von  1895/90  al)  und 
ebenso  die  letzten  zehn  Jaliresberichte  der  Bezirksschulinspekloren;  deren  und  der  Bezlrksärztc 
zusaminenfassendc  Äußerungen  Ober  ihre  Wahrnehmungen  und  Erfahrungen  samt  den  beant- 
wortet zurückgolangton  Fragebogen,  enthaltend  vielfach  huchsdiätzenswerte  führende  Dar- 
stellungen, und  zumeist  von  den  Bezirksiiauptmannschaften  zuvorkommendst  in  mühsame 
Bezirksübersichlon  gebracht;  die  instruktiven  Tabellen  des  LandesIehror\'ercines  „Cber  die  Schul- 
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Schulen 

Ieinklassige,  davon  Halbtagsunterrielit  in  109]  543 
zweiklassige,  , » , 32 1 reiner 

mehrklassige  mit  . . 2] 

llfi  J mehrklassige, teilsganz-, teilslialblägigerUnterrichlin  11(1  J 
mit  ganztägigem  , , 103] 

. . . , 156f 


Unter- 

richt 


103] 


259 


3 s 


rs  I 


518 


518 


ganz. 

259  tä- 

pger 

518 


Also  weit  über  die  Hälfte  ein-  und  zweiklassige  Schulen  und  die  Hälfte  der 
Schulen  mit  überwiegend  halbtägigem  Unterrichte. 


Dreiklassige  Schulen 99 

Vierklassige  , 45 

Fünfklassige  , 58 

Sechsklassige  , 15 

Siebenklassige  , 3 

Achtklassige  , 1 


221 


Durchschnittliche  Schülerzahl  der  überfüllten  Klassen 

bei  ganztägigem  Unterrichte 90 

, halbtägigem  , 117 

und  zwar  bei  ganztägigem  Unterrichte  210  Klassen  mit  mehr  als 

80  Schülern,  Gesamtzahl 18.876 

bei  halbtägigem  Unterrichte  307  Klassen  mit  Durchschnittszahl  102 

Schülern,  Gesamtzahl  . . 31.389 

daher  nur  von  dieser  Seite  aus  betrachtet  nahezu  die  Hälfte  per  . 50.265 

der  ganzen  Schülerzahl  per 114.336 

notleidend  im  Unterrichte. 


TertiäUnisso  in  Oberöslerreich*  aus  seiner  Zeitschrift  ex  1905  und  die  sonst  erbetenen,  zum  Teile 
recht  tiefgehenden  Auskünfte  samt  Belegen.  — Somit  ist  ein  gar  umfangreiciies,  sciiwcrwiegcndes 
Material  gesammelt,  dessen  gründliche  Verarbeitung  auBerlialb  der  verfügbaren  Zeit  und  des 
Rahmens  der  gegenwärtigen  Arbeit  einer  eigenen  Behandlung  Vorbehalten  bleiben  muß.  Zum 
Teile  schon  für  den  II.  Abschnitt  verwendet,  kommen  hier  die  statistischen  Daten  und  führenden 
Gesichtspunkte  in  Betraclit,  die  aber  dafür  kraft  ihrer  Authentizität,  weil  geschöpft  von  Fachleuten 
ia  solch  großer  Zahl  aus  dem  pulsierenden  I>cben.  zur  unanfechtbaren  Bedeutung  für  eine  richtigo 
Beurteilung  der  Sachlage  in  Aiiseliung  der  Fragen  nach  den  Ursachen  und  der  Ausbreitung  der 
Verwahrlosung,  sowie  der  Wege  zur  Abhilfe  sich  erheben.  Im  Jahresberichte  des  Landesschulrates 
pro  t90t/5  wurden  den  statistischen  Daten  jene  des  Berichtes  pro  1895/96  gegenüber  gestellt  und 
bilden  dieser  Jahresbericht  und  die  slaüsüscheii  Tabellen  des  Lchn^nrerciues  Beilagen  dieses 
He  orales. 
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Zu  diesen  kommen  noch  in: 

1.  <i)  1 i öffentlichen  Uürgerschulen  (gegen  10  im  Juhrc  1895)  6.139 

b)  48  Privat-schulen 6.838 

2.  Die  schulpflichtigen,  aber  eine  höhei’e  Schule  besuchenden 

Kinder 1.5,55 

3.  Wegen  Gebrechen  keine  Schule  besuchende  Kinder  . . 563 

4.  Nonnale,  keine  Schule  besuchende  Kinder 4 

zusammen  129.435 

im  Jahre  1895  118.064 

Differenz.  11.371 


I.  Unterricht. 


1895/6 

1904/5 


B.  1895  6 gegen  1904  5. 


ünterrifbl 


ÖffonUicht* 

ganz- 

halb- 

teils gaiii-, 

Selifllerraiil 

Schulen 

ligig 

tägig 

teils  hdblftgig 

508 

243 

146 

119 

118.064 

518 

259 

143 

llfi 

129.433 

259 


518 


II.  Auf  Schulbesuchserleichterung  hatten  Anspruch: 

Scbul-  Schal-  Kinder» 

gemeinden  Kindern  gemeinden 

1895/6  mit  tt)  generell  368  mit  16.442;  h)  individuell  112  mit  6.701 

1904/5  . a)  , 385  , 1.5.5(X);  y . 140  . 5.590 

und  erhielten: 

189.5/6  mit  a)  generell  368  mit  14.888;  b)  individuell  106  , 4.9-48 

1904/5  , a)  , 384  , 14.380;  b)  , 125  . 4.376 

Von  keiner  Schulbesuchserleichterung  haben  Gebrauch  gemacht  1905 
16  Schulgemeinden  mit  2.334  Kindern. 


189.5/6 

III.  Unterrichtserfolg 

1 ‘JUi'/o 


Unterrichfserfdlg 


*lt?r  Luhr* 
luittel 


Zustaiid 

d»  r Einrichlungs* 
der  Geblliide  gia.  to  der  «ffenl- 

liehen  Scimlen 


1.  sehr  gut 

2.  gut 

3.  minder  gut 

4.  schlecht 


118 

139 

213 

1,50 

50 

121 

106 

60 

298 

an 

289 

240 

301 

278 

518 

227 

'240 

508 

276 

93 

527 

90 

45 

509 

52 

194 

Schulen 

174 

102 

1-40 

9 

10 

5 

5 

6~ 

61 

33 
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IV.  Lehrkräfte : 

Lehrer 

Lehrerinen 

zus.'immen 

Kehgioniilehrer 

189.5/6 

1.027 

339 

1.356 

693 

1904/5 

1.050 

443 

1.493 

745 

V'.  Turnlokale  bestehen  nur  wenige,  dalicr  der  Turnunterricht  sich  fast 
ausschließlich  auf  die  günstige  Jahreszeit  und  zumeist  auf  Freiübungen  beschränkt. 
Die  Mädchen  beteiligen  sich  an  diesem  Unterrichte  verhfdtnismfißig  sehr  wenig.  Für 
die  Erteilung  des  Schwimmunterrichtes,  der  einen  integrierenden  Bestandteil  des 
Volksschulunterrichtes  bilden  sollte,  fehlt  es  zumeist  an  der  nötigen  Einrichtung. 
Schulbrausebäder,  die  bei  der  ziemlich  allgemeinen  Klage  über  mangelnde  oder 
mangelharte  Reinlichkeit  allenthalben  notwendig  wären,  kommen  selbst  für  die 
Städte  nur  vereinzelt  in  Betracht  Ebenso  mangelt  es  am  Handfertigkeitsunterrichte ; 
es  wird  nur  von  dem  im  Linz  bestehenden  berichtet  Der  Unterricht  in  weiblichen 
Handarbeiten  wurde  an  443  örtentlichen  Volksschulen  im  Jahre  1895/G  und  an  484 
im  Jahre  1904/5  betrieben.  Die  Zahl  der  Schulgärten  ist  von  243  auf  136  — tief 
bedauerlich  — zurückgegangen.  Nur  an  einzelnen  Schulen  werden  die  Knaben  auf 
dem  Lande  in  der  Veredlung  und  Pflege  der  Ob.stbäume  und  die  Mädchen  in  der 
Blumenzucht  und  im  Gemüsebau  unterwiesen;  dafür  erfreulicherw'eise  auch 
vielfach  in  der  Bienenzucht  Schülerbibliotheken  gab  es  521  im  Jahre  189.5/6  und 
524  im  Jahre  1904/5  mit  unterschiedlichem  Umfange,  aber  sehr  häufig  fehlen 
Bücher  über  Heimatkunde.  Eine  intensivere  Pflege  von  Gesang  und  Musik,  wie 
solche  unserem  dafür  ganz  besonders  eingenommenen  Volkswesen  entsprechen 
würde,  hängt  ab  von  der  Befähigung  und  Liebe  der  einzelnen  Lehrer.  Wo  eine 
solche  Wirksamkeit  für  das  Volkslied  in  Verbindung  mit  dem  Vortrage  von 
heimatlichen  Dichtungen,  so  zur  Weihnachtszeit  und  bei  Schülerausflügen  besteht, 
da  gibt  cs  auch  schöne  nachhaltige  Erfolge  für  die  Schule  und  eine  warme 
Fühlung  mit  dem  Elternhause,  die  auch  auf  die  Umgebung  von  Bedeutung  wird. 
Die  in  den  Schulliederbüchem  gesammelten  Lieder  gehen  ins  Volksleben  nicht 
ein;  an  ihre  Stelle  muß  eine  Sammlung  heimatlicher  Lieder  treten. 

Gegenüber  der  grundlegenden  Bedeutung  der  Heimatkunde  für  die  Erziehung 
des  Kindes  notleidet  Überhaupt  noch  deren  Pflege  gar  stark  in  der  Schule  und  die 
Lelu-erwelt  beruft  sich  darauf,  daß  dafür  viel  zu  wenig  Zeit  verbleibt.  Somit  muß 
es  am  Lehrplane  fehlen. 

Vielfach  sind  heimatliche  Vortrüge  mit  den  Weihnachtsbescherungen 
verbunden.  Diese  und  voran  die  bestehenden  245  Suppenanstalten,  sowie  die 
8 Knabenhorte  fördern  den  Schulbesuch.  Leider  sind  die  Suppenanstalten  für 
den  Winter  anstatt  im  Schulhause  regelmäßig  in  Wirtshäusern  eingerichtet  und 
entbehrt  in  der  übrigen  Zeit  die  Schuljugend  auf  dem  Lande  zu  einem  Gulteile 
einer  warmen  Mitlagskost.  Hoffentlich  bringt  die  definitive  Schul- und  Unterrichts- 
ordnung eine  ausgiebige  Besserung  auch  in  diesem  Kapitel  mit  sich. 

Die  Bekleidung  und  Beschuhung  ist  im  allgemeinen  genügend  und  sind  an 
vielen  Schulen  Wcchselschuhc  für  den  Winter  eingeführt. 

VI.  Für  das  nachschulpflichtigc  Alter  bestehen: 
aj  15  Fortbildungsschulen,  davon  6 kaufmännische; 
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b)  laut  Jahresberichtes  des  Landesschulrates 


davon  landwirtschaftliche,  gewerbliche, 
VII.  Humanitätsanstalten : 


1895/G  111 
1904/5  84 

. 17 


Fortbildungskurse 


für  Mädchen. 


A.  Für  das  vorschulpflichtige  Alter: 

a)  Kinderbewahranstalten  und  Kindereärten,  zumeist  unter 

1904/0  88  z4 

Leitung  von  Ordenskongregationen,  auf  die  einzelnenVierteln  ziemlich  gleich 

mäßig  verteilt  — aber  für  die  Landbevölkerung  nur  ausnahmsweise  benützbar; 

b)  Krippen:  An  den  vom  Vereine  der  Kleinkinderbewahranstalt  in  Linz  daselbst 
unterhaltenen  2 Anstalten  besteht  auch  je  eine  Abteilung  als  Krippe  für 
Kinder  im  Aller  von  2 bis  3 Jahren  (j>ro  1905  mit  223  Kindern),  ebenso 
in  Stadl-Paura  und  Wels  (pro  1905  mit  7 respektive  35  Kindern). 

B.  Für  nicht  vollsinnige,  für  arme,  verwaiste  und  verwahrloste  schulpflichtige 
Kinder: 

a)  Taubstummenlehranstalt  in  Linz mit  100  Zöglingen; 

b)  Privatblindeninstitut  in  Linz  44  , 

c/ die  Hilfsschule  für  schwachbelahigte  Kinder  in  Linz  . , 54  Kindern; 

d)  die  Idioten-  und  Kretinenanstalt  in  Hartheim  . . . . , 69  Pfleglingen, 

davon  18  schulpflichtig; 

e)  Anstalten  für  arme,  verwaiste  und  verwahrloste  Kinder: 

1.  Kinderasyl  des  Vinzentinums  in  Linz mit  234  Schulkindern 

2.  drei  Kinderhorte  in  Linz 180  , 

(dazu  als  vierter  jener  in  der  Fabrik  H.  Frank  & Söhne  in  Linz), 

3.  das  katholische  Waisenhaus  in  Linz mit  279  Zöglingen, 

darunter  105  schulpflichtige;  ein  Ableger  davon  die  landwirt- 
schaftliche Kolonie  in  Hart  bei  Linz, 

4.  Schutzanstalt  für  arme  Kinder  in  Steyr mit  95  Kindern, 

5.  K.aiser  Franz  Josef-Knabenhort  in  Steyr 80  Knaben, 

6.  das  katholische  Waisenhaus  in  Steyr 102  Kindern, 

7.  das  Kronprinz  Rudolf-  und  Slephanie-Kinderasyl  in 

Gmunden 54  , 

8.  die  Charitas  in  Ischl 61  , 

9.  das  Erzherzogin  Marie  Valerie-Kinderasyl  in  Wels  ...  89  , 

10.  der  Knabenhort  in  Stadl-Paura 56  Knaben, 

11.  , , , Lambach 74  , 

12.  , , , Grieskirchen 32  , 

13.  . , , Urfahr 42 

14.  die  evangelische  Waisen-  und  Rettungsanstalt  in 

Weikersdorf 81  Kindern, 

15.  die  Erziehungsanstalt  , zum  guten  Hirten"  in  Wels  . . , 105  , 

darunter  86  schulpflichtige. 
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IC.  die  Rellungsanstalt  für  Mädchen  in  Baumgartenberg  . mit  ItO  Kindern 
darunter  68  schulpflichtige. 

Von  allen  diesen  Anstalten  sind  G unter  weltlicher  Leitung,  nämlich  jene 
ad  c und  e,  2 bis  5,  und  1 3. 

VIII.  Pi  ivatschulen,  zumeist  unter  Leitung  von  Ordenskongregationen,  und 

zwar: 

1895/6  33  mit  5252  Schülern 

1904/5  48  , 6838  , . 

Unser  Schulwesen  ist  hienach  notleidend; 

1.  Im  schulpflichtigen  Alter  nach  Maßgabe  der  vorgeführten  Übersichten 
.1  und  B,  deren  Ziffemsprache  einer  weiteren  Erörterung  nicht  bedarf. 

2.  Im  Fortbildungswesen,  wie  teilweise  schon  im  Abschnitte  II  erwähnt; 
dasselbe  stagniert  oder  geht  zurück  wegen  des  Mißverhältnisses  zwischen 
Mühe  und  materiellem,  sowie  Lehrerfolg.  Für  die  Fortbildungskurse  ist  eine 


Landesdotation  per 2400  K 

und  eine  Staatsdotation  per 1100  , 


somit  ein  Gesamtbetrag  per  . . 3500  K 

verfügbar;  eine  Vermehrung  der  Mittel  ist  laut  Mitteilung  des  Landesschulrates  aus- 
geschlossen und  ebenso  nach  allen  Berichten  bei  dem  Stande  der  Dinge  eine 
durchgreifende  Besserung,  solange  nicht  ein  obligatorischer  Fortbildungsunterricht 
cingefühit  wird.  Haushaltungsschulen  bestehen  unter  geistlicher  Leitung  in  Mistel- 
bach und  Ischl  und  eine  Koch-  und  Haushaltimgsschule  in  Linz,  von  Linzer  Frauen 
geleitet. 

Derlei  Kurse  wären  unbedingt  in  allen  Pflegschaftsgerichtsbezirken  einzu- 
richten. wie  dies  ebenfalls  in  vielen  Berichten  lietworgchoben  wird. 

3.  In  Ansehung  der  Wühlfahrtseinrichtungen  muß  bemerkt  werden,  daß  sie 
der  Landbevölkerung  nur  in  geringem  Maße  zu  gute  kommen,  insbesondere  so 
weit  sie  sich  auf  das  vorschulpfliehtige  und  schulpflichtige  Alter  beziehen. 

An  Anstalten  zur  mittlerweiligen  Unterbringung  von  Kindern  bei  dringlich 
notwendigen  Veränderungen  fehlt  es  ganz.  Auch  der  Jahresbericht  des  Landes- 
schulrates führt  an:  .Die  Vervollkommnimg  im  Unterrichte  schreitet  nur  langsam 
fort,  nachteilig  wirken  auch:  die  Überfüllung  vieler  Klassen,  der  fort  und  fort  sich 
ausbreitende  Halbtagsunterricht,  die  wiütgehende  Schulbcsuchserleichlerung  nach 
dem  Ministerialerlasse  vom  14.  Februar  1884,  Z.  2684,  und  der  noch  immer  fühl- 
bare Lehrermangel.  Zur  Fördenmg  der  erziehlichen  Tätigkeit  der  Schule  wäre  die 
Vermehrung  und  respektive  Errichtung  von  Erziehungs-  und  Rettungsanstalten 
und  die  Erleichterung  der  Unterbringung  vei  wuhrloster  Kinder  in  solchen  Anstalten 
dringend  geboten.* 

4.  Jetzt  kommen  aber  erst  noch  in  Betracht  die  mannigfachen  Hemmungen, 
als  Not  in  der  Ernährung,  Bekleidung  und  Wohnung,  weite  Schulwege,  dann  auch 
Mangel  an  Reinlichkeit  und  Ordnungsliebe,  Kinderkrankheiten,  ferner  Alkoholis- 
mus, geschlechtliche  Ausschreitungen,  Nasch-,  Spiel-,  Putz-  und  anderweitige 
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Vergnügungssucht,  frühzeitiges  Rauchen  und  Tabakkauen,  schlechte  Lektüre  bei 
den  Erwachsenen  und  Jugendlichen. 

Aber  cs  ertönen  auch  wieder  hoffnungsvolle  Stimmen,  speziell  auch  aus 
ärmeren  Gegenden. 

Das  Institut  der  Schulärzte  ist  erst  in  der  Anbahnung  begriffen.  Gezählt 
werden  in  den  Schulen,  nach  Maßgabe  der  eingelangten  Fragebogen  (abgerundet) 


Kröppelhaflo  800 

Schwerhörige 2700 

Kurasichtige 4000 

Schwachsinnige  (Schwachbegabte) 1000 


Summe  . . 9100. 

Die  Anzahl  der  unentschuldigten  Absenzen  steigt  mit  der  Zunahme  der 
Armenkinder,  wenn  nicht  gegen  die  Verwahrlosung  derselben  vorgesorgt  wird,  und 
namentlich  in  den  größeren  Städten  durch  das  böse  Beispiel,  wenn  aus  der  Schule 
Entwachsene  beschäftigungslos  sich  herumtreiben.  Mehr  als  die  Hälfte  der  unent- 
sciiuldigteii  Absenzen  beschränkt  sich  unter  normalen  Verhältnissen  zumeist  auf 
eine  bestimmte  Anzahl  unter  dem  Zeichen  der  Verwahrlosung  stehender  Kinder 
und  hier  läßt  sich  schon  etwas  ausrichten  durch  ein  energisches  Zusammenwirken 
von  Schule,  Ortspolizei  und  Pflegschaftsgcricht.  Auf  Arrest-  und  Geldstrafen  wurde 
wegen  nicht  entschuldigter  Schulversäumnisse  in  denJahren  1895/6  in  2698Fällen, 
in  den  Jahren  1904/5  in  2542  Fällen  erkannt. 

Über  die  im  Verhältnisse  zu  dem  immensen  Mühe-  und  Kostenaufwande 
mangelhafte  Nachhaltigkeit  des  Schulerfolges  herrscht  daher  auch  weit-  und  tief- 
gehende Klage.  Sie  und  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Notlage  des  Schulwesens 
spiegeln  getreulich  wieder  Ursache  und  Erscheinungsformen  der  allgemeinen 
sozialen  Notlage. 

Da  ist  nun  — gar  kein  Zweifel  — die  Organisation  des  Kinderschutzes  und 
der  Fürsorgeerziehung  berufen  und  auserwählt,  speziell  für  das  Volkssclmlweseii 
im  schuli)(lichtigen  Alter  reformatorisch  anleitend  und  ausgleichend  einzu- 
greifen; denn  die  damit  ins  Werk  gesetzte  umfassende  einzelweise  und  korporative 
Beschäfligung  der  vielen  Funktionäre  aus  allen  Schichten  der  Bevölkerung  auf 
diesem  weit  ausgedehnten  Arbcilsfelde  läßt  sie  erkennen,  wie  weit  es  fehlt,  wie 
die  fortschreitende  Fäule  der  Verwahrlosung  immer  mehr  den  gesunden  Stamm 
anfrißt,  läßt  sie  den  Zusammenhang  der  Dinge,  die  Ursachen  des  Verderbens 
begreifen,  die  Einsicht  und  das  Interesse  steigern  für  die  allseitigen  Aufgaben  der 
Erziehung,  wie  der  Kostenaufwand  hiefür  bei  zielbcwußtem  Vorgehen  sich  im 
Verlaufe  als  der  nutzbringendste  erweist. 

Ira  Verlaufe  der  letzten  Jahre  hat  sich  bei  sämtlichen  40  Bezirksgerichten 
des  Landes  die  Einbeziehung  der  Ortsgemeinden  (als  den  nächsten  Interessenten) 
zur  Förderung  des  Pnegschaftswesens  im  Wege  der  Bestellung  teils  von  einzelnen 
Vertrauensmännern,  teils  von  korporativen  Gemeindewaisenräten  allmählich 
vollzogen : 
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In  13  Bezirken  kuriiorative  Verlrelutig, 

. 27  , Verlrauensmänner, 

,6  , gemischt  (am  Sitze  des  Gerichtes  korporativ,  im  übrigen 

Vertrauensmänner). 

Damit  ist  wenigstens  überall  ein  kleiner  Anfang  zur  Be.sserung  der  unhalt- 
baren Zustände  auf  diesem  Gebiete  gemacht  und  die  Berichte  über  die  Wirk- 
samkeit dieser  Funktionäre  lauten  fast  ausschließlich  günstig. 

-Allgemein  ist  die  Klage  über  die  Leichtlebigkeit  und  Unbotmäßigkeit  der 
Jugend  und  so  verschieden  auch  die  Anschauungen  Ober  die  Grundursachen  und 
die  Mittel  zur  Abhilfe  je  nach  der  Einsicht  und  den  Lebensverhältnissen  der  ein- 
/.i-lnen  sein  mögen,  so  gibt  es  doch  in  jeder  Gemeinde  Einsichtsvolle  genug,  die 
guten  Willen  mit  Opferwilligkeit  vereinen,  wenn  ihnen  unter  freundlicher  Führung 
ein  Weg  eröffnet  wird,  auf  dem  sie  sich  auch  auf  diesem  Arbeitsfelde  betätigen 
können.  Und  gerade  unter  den  einfachen,  selbst  mit  der  Lebensnotdurft  im  Kampfe 
berindlichen  Leuten  sind  sic  zu  (Inden.  Je  schwieriger  aber  für  den  einzelnen  ein 
solches  Amt  bei  gewissenhafter  Ausübung  sich  gestaltet  gegenüber  all  den  wider- 
strebenden Elementen,  um  so  mehr  muß  schon  von  vornherein  ein  weites  Ziel 
gesteckt  und  planmäßig  darauf  hingestcuert  werden  durch  stete  Vervollkommnung 
der  Org!iiiisation  und  Beschaffung  größerer  Mittel.  Es  zeigt  sich  schon  ein  wesent- 
licher Fortschritt  dort,  wo  für  jede  Gemeinde  mehrere  Vertrauensmänner  bestellt 
sind  mit  doch  cinhalbjährlicher  Berichterstattung,  und  wird  sich  bei  jenen  Ge- 
richten, an  deren  Sitze  eine  korporative  Vertretung  bereits  besteht,  durch  das 
gegebene  Beispiel  um  so  eher  wenigstens  allmählich  in  den  übrigen  Gemeinden 
eine  solche  Vertretung  einführen  lassen.  Den  schließlichcn  Ausbau  zum  voll- 
wirksamen korporativen  Gemeindewaisenrate  macht  dann  der  eigene  Drang  fertig. 

Tatsächlich  Ijewährt  sich  die  Urganisatiun  des  Gemcindewaisenrates  mit 
Gemeindevorsteher,  Pfarrer  und  Schulleiter  als  Mitglieder  kraft  ihres  Amtes  und 
einer  weiteren  Anzalil  gewählter  Mitglieder,  verteilt  in  einzelne  Gaue,  beteilt  mit 
Waisenkarten  für  die  einzelnen  l’llegebefohlenen  und  unter  der  Leitung  eines 
Waisenvaters  nach  dem  Vorbilde  des  Gemeinderates  (Öberösterreichisches  Landes- 
gesetz vom  5.  September  1880,  Nr.  12)  immer  mehr,  je  intensiver  dui  ch  energische 
pllegsrhaftsgerichtliche  Führung  seine  Wirksamkeit  sich  gestaltet.  Eine  solche 
vollwirksame  Gestaltung  ist  auch  nur  möglich,  dann  aber  auch  für  jeden  einzelnen 
Funktionär  umso  erfolgreicher  und  ermutigender,  wenn  Haus,  Gemeinde,  Schule, 
Kirche  und  Pllegscbaftsgericht  sich  in  ihrer  Vertretung  zu  einem  zielbewußten, 
vollkräftigen  Gesamtkörper  vereinigen.  Durch  die  definitive  Schul-  und  Unterrichts- 
ordnung ist  die  Schule,  dieser  wichtigste  Faktor,  in  diesen  Organismus  von  Amts- 
wegen einverleibt  worden  und  sie  wird  auch  den  größten  Vorteil  daraus  ziehen, 
wenn  ihre  Vertretung  mit  Leib  und  Seele  darin  sich  zur  Geltung  bringt.  Ihr 
eigenstes  Interesse  fordert  daher,  mit  vollen  Segeln  auf  die  Herstellung  dieser 
Organisation  allerorten  loszugehen,  und  zwar  vorweg  durch  allgemeine  Bereit- 
willigkeit, das  Amt  eines  Waisenrates  anzuuehmen  und  sich  überhauijt  in  den 
vollen  Dienst  der  Sache  zu  stellen. 

Planmäßig  verfolgte  daher  auch  die  giuize  Aktion  mit  dem  Fragebogen  vor- 
nehmlich den  Zweck,  allseits  an/.uregen,  sich  tiefer  mit  den  Dingen  zu  befassen 
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und  anderseits  seine  lyeiito  kcjiiieii  zu  lernen,  mit  denen  auf  eine  möb’lii  tist  cin- 
lieitlielie,  vollwertige  Oi'ganisation  des  Pllegsclialtswcscns  im  ganzen  Lande  mit 
Erfolg  liingearbeilet  werden  könne,  unter  Bedaclitnahme  auf  die  lokalen  Verhrdt- 
nisse.  Dieser  Zweck  crsclieint  uucli  erreicht  nach  Maßgabe  des  Ergebnisses  der 
Kragebogen  und  sind  im  Anschlüsse  liicran  einschlägige  Vorträge  seitens  der 
Pnegschaftsrichter  in  Zweiglehrcrvereincn  und  bei  Bezirkslehrerkonferenzen  in 
Aussicht  genommen.  Damit  wird  voraussichtlich  die  Einführung  des  korporativen 
Oemeindewaisenrates  ailenthaiben  gefördert  werden. 

Nach  Maßgabe  der  beim  Bezirksgerichte  Eferding  wirksamen  Geschäfts- 
ordnung liat  der  Gemeindewaisenrat  wenigstens  einmal  im  Quiu-tal  eine  Sitzung 
ahznhalten.  Dabei  iiahen  die  einzelnen  Funktionäre  ausgiebige  Gelegenheit,  sich 
wirksam  zu  erweisen,  insbesondere  der  Schulleiter  an  der  Hand  der  Klassen- 
protokolle  und  des  Ergebnisses  der  monatlichen  Lokallehrerkonferenz,  um  so  mehr, 
als  die  Sitzungsprolokolle  in  Original  oder  .Abschrift  dem  Pilcgschaftsgericht  mitzu- 
tcilen  sind  und  von  diesem  nach  Gestalt  der  Dinge  des  weiteren  Amts  gehandelt 
wird.  Auf  diese  Weise  wird  der  Weg  zum  Pflegschaflsgeriehte  behufs  Abhilfe  erst 
so  rcclit  bekannt. 

Aufgebaut  auf  dem  vielgestaltigen  Gemeindewaisenrate  ist  beim  Pflegschafts- 
gerichle  Eferding  der  Bezirkswaisenrat.  Gebildetaus  den  lOWaisenväternderlOOrts- 
gcmeinden  linier  dem  Vorsitze  desGerichtsvorstehers,  versammelt  er  sich  quartaliter. 
Es  werden  die  Waisenkarten  revidiert,  die  Sitzungsprotokolle  des  Genieindt- 
waisenrales  behandelt,  Erfahrungen  gesammelt  und  Vortrüge  aus  führenden  Werken 
gehalten.  Sollen  energisch  die  Zügel  geführt  werden  seitens  des  Gerichtes, 
muß  eine  solche  zusammenfassende  periodische  Fühlungnahme  Platz  grellen.  Mit 
der  Hebung  der  amtlichen  Fürsorge  geht  aber  Hand  in  Hand  die  Organisation 
der  Privatwohltätigkeit  durch  Gründung  von  Pflegschaftsvereinen  zur  Ausdehnung 
der  Obsorge  und  Beschaffung  von  .Mitteln.  Derzeit  bestehen  drei  solche  Vereine, 
und  zwar  in  Eferding,  Ried  und  Engelszell  für  den  ganzen  Bezirk.  Durch  solches 
Zusammenwirken  unter  Einbeziehung  der  Frauen  wird  es  möglich,  allmählich  das 
polizeiliche  Meldungswescn  bezüglich  der  Pflegekinder  energisch  zu  handhaben 
und  des  weitem  einen  gewissen  Grandstock  besonders  geeigneter  Pflegeorte  zu 
gewönnen  und  heranzuzügeln;  ein  dies  zusammenslellendes,  gemeindew'eises 
Verzeichnis  wird  dann  ein  höchst  schützbarer  Behelf  für  die  jeweilige  zweck- 
entsprechende Unt  erbringung  schutzbedürftiger  Kinder  in  die  Familienerziehung. 

Nach  den  pfarramtlichen  Ausweisen  werden  in  den  letzten  10  Jidiren 
abgerundet  gezählt: 

Geburtsfälle,  und  zwar  eheliche  24-8.000,  außereheliche  .üG.OOO  Kinder 

Sterbefälle  . , . 79.000,  , 18.000  . 

und  9000  Jugendliche  (im  .Alter  von  14  bis  20  Jahren).  Hiebei  wui-den  für  die 
Zahl  jener  Pfarrämter,  von  welchen  diese  Daten  nicht  eingelangt  sind,  die  aus  der 
Gesamtzahl  der  Pfarrämter  und  der  eingclangten  Daten  sich  ergebenden  Verhältnis- 
zahlen bei  der  Gesamlberechnung  eingestellt. 

Bei  den  40  Bezirksgerichten  .stehen  deizeit  unter  waisenamtlicher  Fürsorge 
rund  G8.700  Armenkinder,  davon  21.400  eheliche  und  47.300  außereheliche,  von 
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iliosoii  :{SOO  mit  olwas  Vermöi'Pii.  Damit  ist  wohl  die  unabweisharn  Nohvemiij;- 
fcWl  iMiier  vitiirasseiidoii  waisoiiamllicheii  Fürsoi^e  festgeslHlt. 

Zufolge  Erlasses  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  10.  August 
1001,  Z.  32587,  ist  nun  schätzenswert  auch  die  Gendarmerie  in  den  Dienst  des 
Kindersohutzes  gestellt. 

ln  die  Frage  der  Organisation  spielen  auch  die  nachfolgenden  statistischen 
Daten  teils  mittelbar,  teils  unmittelbar  herein:  Die  Agglomerierung  der 
Bevölkerung  ist  nämlich  hierzulande  weit  geringer  als  in  ganz  Österreich;  hier 
waren  im  Jahre  1890  32-5  Prozent  aller  Einwohner  in  Ortschaften  mit  mehr  als 
2000  Einwohnern  anwesend,  dort  nur  I5’l  Prozent.  Dabei  ist  das  Land  popula- 
lionistisidi  außerordentlich  konservativ;  nächst  Tirol  zeigt  es  im  Dezennium 
1880 bis  1890  die  geringste  Bevölkerungszunahme, nämlich  nur  3'5  Prozent  (gegen- 
über 7-9  Prozent  in  ganz  Österreich)  und  auch  diese  ist  zum  großen  Teile  auf  die 
Sbidte  Linz  (14  4 Prozent)  und  Steyr  (25  Prozent)  zurückzuführen. 

Trotz  der  größeren  Anzahl  der  im  heiratsfähigen  Aller  stehenden  Personen 
ist  die  relative  Zahl  der  Trauungen  in  Oberösterreich  bedeutend  geringer  als  im 
Staatsdiirchschnitte,  im  Jahre  1895  6-95  gegen  8-00  auf  je  1000  Einwohner,  des- 
gleichen die  relative  Anzahl  der  Lebendgeburten  (30'70  gegen  37-C8  Prozent). 
Infolgedessen  ist  auch  die  durch  die  Kindersterblichkeit  wesentlich  bestimmte 
Mortalität  besonders  gering  (25’17  gegen  27'34),  Die  langsamere  Bevölkenmgs- 
lieweguiig  muß  naturgemäß  auch  in  dem  Altersaufbau  der  Bevölkerung  zum  Aus- 
drucke kommen.  Die  noch  nicht  erwerbsfähige  Bevölkerung  (unter  14  Jahren)  ist 
in  Oberösterreii  h geringer  als  im  Staatsdurchsclmitte  (29"4l  gegen  34’ 15  Prozent), 
die  erwerbsfähige  Bevölkerung  größer  als  im  Staalsdurchschnitte  (59  99  gegen 
58-84  Prozent),  die  nicht  mehr  erwerbsfähige  Bevölkerung  (I0  57  gegen  7-01  Pro- 
zent) größer  als  in  irgend  einem  anderen  Kronlande. 

Was  nun  die  Mittel  belangt  für  wirksamen  Kinderschutz  und  Für- 
Eorgeerzielmng,  so  kommen  in  erster  Linie  in  Betracht  die  Leistungen  der  eigenen 
Angehörigen.  Auf  die  Ordnung  der  Alimentation  für  die  außerehelichen  Kinder 
wird  bereits  allgemein  von  der  Geburt  ab  seitens  der  Pflegschaftsgerichte  gesehen, 
wobei  freilich  noch  vielfach  die  Feslstellung  einer  bestimmten  Alimentations- 
leLstung  über  einhelligen  Verzicht  der  Parteien  unterlassen  wird,  natürlich  mit 
dem  Nachteile,  daß  späterhin  eine  solche  unter  veränderten  Verhältnissen  um  so 
schwieriger  sich  anläßt.  Da-s  Interesse  des  Kindes  erheischt  unbedingt  in  jedem 
Falle  die  Feststellung  der  Vaterschaft  und  V'ollstreckbarkeit  der  Alimenlaüons- 
leistung,  um  für  alle  Fälle  gedeckt  zu  sein.  Das  durchschnittliche  monatliche 
Pllegegeld  beträgt  12  K,  die  monatliche  Alimeidationsleistung  der  Kindes- 
vätcr  im  Durchschnitte  kaum  0 K,  so  daß  die  Mütter  und  andere  Angehörige  dem- 
gemäß meist  stärker  belastet  sind.  Die  Leistungswilligkeit  der  Kindesväter  ist  eine 
ziemlich  mittelmäßige  und  häufig  genug  entziehen  sie  sich  mit  Erfolg  ihrer 
Zahtungspflicht,  wenn  nicht  mit  aller  nachhaltigen  Energie,  die  keine  Mühe  scheut, 
dagegen  gewirkt  wird,  was  um  so  weniger  allgemein  praktiziert  werden  kann,  da 
vielfacli  sonstige  Arbeitsüberbfirdung  in  Frage  steht.  Gesetzliche  Bestimmungen 
zur  Ilintanhaltung  dieses  Unwesens  von  Seite  der  Kindesväter,  eventuell  durch 
Verhängung  der  Haft,  sind  daher  unbedingt  notwendig.  Einen  Versorgungsbetrag 
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pcmAß  g ICifi  a.  b.  Ci.  B.  fest^.iilcgen,  kommt  regolmflßig  nicht  in  Anwcmlung, 
wird  aber  angcbalmt  durch  Aiisdehmmg  der  Lcistungsverpllicldung  der  Kindi-s- 
vfder  vom  zuriickgeleglen  14.  bi.s  zum  IG.  Lebensjahre,  um  nach  MAgliehkcil  die 
Alimentation  für  diese  Zeit  fruchtbringend  anzulegen. 

Wird  die  anderweitige  Unterbringung  ehelicher  Kinder  infolge  Verwahr- 
losung in  der  eigenen  Familie  notwendig,  so  nifissen  seitens  des  Pflegschafls- 
gericblcB  mit  allen  Mitteln  die  arbeitsffihigon,  aber  arbeitsscheuen  Ellern  zur 
Alimentationsleistuug  herangezogen  werden,  eventuell  unter  Beihilfe  der  Gcineiii- 
den  durch  Anwendung  der  cinschlSgigen  Beslimmungen  des  Vagabimdcngesetzes. 

Gar  traurige  Verhfdtiiissc  treten  ein,  wenn  das  außereheliche  Kind  in  der 
Familie  iler  Mutter  oder  Anverwandten  keine  Aufnahme  findet,  vom  Kindesvater 
ki'inc  Alimentation  hereinzubringen  ist,  die  Mutter,  was  oft  genug  vorkomml. 
gleich  für  mehrere  Kinder  aufzukommen  hat  oder  ihre  eigene  Leistung  durch 
Arbeitsunfähigkeit  oder  Tod  entfällt.  Mfdter  im  Alter  von  Iß  Jahren  und  solche 
mit  drei  und  mehr  außerehelichen  Kindeni,  meist  von  verschiedenen  Vätern,  sind 
keine  Ausnahmen  mehr. 


IV.  Ursachen,  Ausbreitung  und  Erscheinungsformen  der 
Verwahrlosung.  Notwendigkeit  einer  umfassenden  Fürsorge- 
erziehung. 

A.  Gutachtliche  Äußerungen  der  Bezirksärzte. 

Als  Endziel  der  Kinderschutzbewogung  ist  die  allmähliche  Förderung  der  all- 
gemeinen Volkscntwicktung  in  physischer,  moralischer  und  psychischer  Hichtung 
zu  betrachten.  Es  fehlt  an  dem  richtigen  Versländnisse  für  die  Notwendigkeit 
und  Bedeutung  der  individuellen  und  allgemeinen  organischen  Volksentwicklung 
und  dieser  Mangel  wird  noch  bedeutend  verschärft  durch  den  impulsarmen,  oll 
indolenten  Volkscharaktcr.  Die  mangelhafte  Ernährung  der  ärmeren  Kinder  im 
vor-  und  schulpflichtigen  Alter  bessert  sich  wohl  häufig  mit  dem  Dienstointritte 
mit  13  und  14  Jahren  und  schon  früher,  es  bleibt  aber  dann  die  ganze  Ent- 
wicklung zumeist  bis  zum  17.,  ja  selbst  bis  zum  18.  und  20.  Lebensjahre  infolge 
köiperlicher  Überanstrengung  stehen.  Infolge  dessen  und  der  einwirkenden 
moralischen  Schäden  fühlt  sich  der  Jugendliche  gequält  und  wird  dadurch  zum 
versteckten  Feinde  des  Diensigebers  und  daher  die  Klagen  des  letzteren  über 
Faulheit,  Unbotmäßigkeit  und  Böswilligkeit  der  Dienstleute.  Nach  Maßgabe 
des  gesamten  Entwicklungsganges  der  hierländischen  Bevölkerung  erscheint 
es  unbedingt  notwendig,  daß  die  Bestrebungen  zur  dauernden  Kräftigung 
und  Hebung  des  Charakters  und  der  ganzen  Entwicklung  iler  Bevölkerung  vom 
Grunde  aus  einheitlich,  streng  systematisch  und  von  naturwissenschaftlichen 
Gesichtspunkten  aus  eingeleitet  und  durchgeführt  werden,  dann  wird  auch  der 
Kinder-  und  Jugendschutz  sicher  die  erste  und  wichtigste  Stelle  unter  diesen 
Bc.strebungen  einnehmen.  Wie  selten  wird  ärziliche  Hilfe  in  Erkrankungslällen 
der  Kinder  noch  geholt!  Aber  der  Familienvater  hat  oft  genug  nicht  einmal  die 
nötige  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung  für  sich  und  seine  Angehörigen,  woher 
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soll  er  die  Mittel  für  Ar/l  und  Medikamente  uelimcn?  Auch  die  ärmeren  Gemeinden 
sind  außer  stand,  helfend  einzugreil'en,  weil  der  Hilfebedüi-fligen  zu  viele  imd  sie 
bereits  mit  Armenlasten  überbürdet  sind.  Wie  wenig  Mütter  stillen  ihre  Kinder 
selbst,  ohne  körperliches  Unvermögen  oder  sonstige  hindernde  Verhältnisse  nach- 
weisenzu können;  nahezu  zwei  Drittel  der  Säuglinge  — wenn  nicht  mehr  — 
werden  künstlich  und  noch  dazu  recht  unzweckmäßig  ernährt,  dem  entsprechend 
beträgt  auch  die  Sterblichkeit  der  Kinder  im  Alter  von  0 bis  5 Jahren  durch- 
schnittlich .30  bis  45  Prozent  und  liefert  die  höchsten  Prozentsätze  die  Land- 
bevölkerung. 

Der  erste  Kinderschutz  läge  in  der  Aufklärung  der  Ellern  übe.'-  rationelle 
Kinderernährung  und  wären  hiezu  in  erster  Linie  ein  tüchtiger  und  auf  einem 
besseren  IJihhmgsniveau  stehender  Stand  von  Hebammen  berufen;  dieselben 
sollen  auch  verhalten  werden  zur  Eintragung  des  Uin.standes  in  ihre  Ausweise, 
ob  das  Kind  von  der  Mutter  gestillt  oder  künstlich  ernährt  wir<L  Es  müßte  für 
die  Errichtung  von  Verkaufsstellen  für  Kindermitch  insbesondere  in  den  Zentren 
größerer  industrieller  Betriebe  gesorgt  werden.  Säuglingsanslalten  täten  sehr  not 
und  könnte  namentlich  mancher  Fabriksherr  da  recht  Gutes  stiften,  ln  einzelnen 
Gemeinden,  hauptsächlich  im  Gebirge  kommt  es  vor,  daß  Kindern  bereits  Schnaps 
zur  Beruhigung  verabreicht  wird,  wobei  darauf  hingewiesen  werden  mag,  daß 
speziell  in  diesen  Gemeinden  die  meisten  Kretins  vorhanden  sind.  Allzufrüh 
wird  den  Kindern  aber  auch  die  Kost  der  Erwachsenen  verabfolgt,  eine  Kost,  die 
tür  den  kindlichen  Verdauungsapparat  nicht  zu  verabreichen  ist  ln  der  Induslrial- 
bevölkerung  wird  Tee,  wenn  auch  in  geringen  Mengen  verabfolgt,  aber  meist  mit 
Zusatz  von  sogenannlem  Rum.  Viel  schlechteren  Einfluß  bedingt  der  Alkohol- 
genuß  bei  Kindeni  in  Form  von  Most,  der  den  Kindern  gerade  auf  dem  Lande 
jederzeit  zugänglich  ist  und  zur  Freude  der  Eltern  auch  mit  großer  Vorliebe  von 
den  Kleinen  konsumiert  wird. 

Während  der  Schulzeit  der  Kinder  mag  vielleicht  auch  der  Umstand  von 
nachteiliger  Folge  für  die  Entwicklung  sein,  daß  die  oft  weil  vom  Schulorte  ent- 
fernt wohnenden  Schüler  untertags  außer  den  milgebrachten  Nahrungsmitteln  gar 
nichts  erhalten  und  so  auch  infolge  der  Unregelmäßigkeit  der  Mahlzeiten  oft  eine 
schwächlichere  KörperbeschalTenhcil  Zeigen.  Die  Landkost  und  Nahrung  iler 
änneren  Klassen  Ist  im  großen  und  ganzen  schwer  verdaulich  und  das  Verhältnis 
zwischen  Eiweiß  und  Kohlehydraten,  beziehungsweise  Fell  besonders  in  der 
.ärmeren  Bevölkerung  nicht  dem  von  1 : .5  entsprechend.  Die  Ernährung  der  laiml- 
hevölkerung  ist  häufig  als  .Unternährung“  zu  bezeichnen.  Es  fehlt  an  der  Kennlnis 
von  dem  Nährwerte  der  zur  Verfügung  stehenden  Naturprodukte.  Linsen  und 
Bohnen  werden  zum  Beispiel  als  für  die  Schweine  gehörig  angesehen,  dafür  Kraul 
und  Erdäpfel  und  Unmengen  von  Surrogatkaflee  genossen;  die  Zubereitung  der 
Speisen  ist  eine  mangelhafte. 

Es  wäre  sehr  wünschenswert,  wenn  die  Schule  die  Kinder  so  oft  und  ein- 
dringlich als  möglich,  besonders  in  den  höheren  Mädchenklassen,  über  ralionelle 
Ernährung;  weise  belehren  würde:  es  wäre  sogar  durchaus  zu  begrüßen,  wenn  mit 
der  Schule  auch  ein  pruklisidier  Haushalt,  hesonders  Kochunterriehl  verbunden 
Werden  könnte,  du  die  Kochkunst  bei  vielen  .Mütlein  auf  einer  sehr  niedrigen  Stufe 
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stellt,  wodurch  die  minderwertige  Nahrung  noch  weiter  Terschtcchtcrt  wird  und 
den  Kindern  zu  Hause  keine  üidegenheit  geboten  ist,  ihre  etwa  in  der  Schule 
ersvorbenen Kenntnisse  über  rationi'lleErn.'thrung  in  diePraxis  umsetzen  zu  können. 

Dem  Arzte  ist  so  oft  auf  dem  Lande  Gelegenheit  gelioten  zu  beobachten,  wie 
schwer  es  ist,  dem  Kranken  eine  halbwegs  gute  Krankenkost  und  besonders  eine 
in  appetitlicher  Form  dargereichte  Nahning  zu  beschaffen. 

Bei  der  Fabriksbcvölkerung  ist  die  Kost  eine  gemischte  und  auch  genügende. 
Die  Leute  verdienen  so  viel,  daß  sie  Fleisch  und  Milch  sich  in  ausreichender  Menge 
verscliaffen  könnten.  Sie  trinken  aber  im  allgemeinen  zu  viel  Bier  und  verschwenden 
auf  diese  Weise  viel  Geld.  Die  Folge  ist,  daß  sic  sich  und  die  Ihrigen  nicht 
eiilspreclicnd  eniShrcn. 

Die  Wohmingsverhrdtnisse  sind  auf  dem  Lande  leider  vielfach  sehr  ungünstig, 
indem  schlecht  oder  gar  nicht  ventilierte,  mangelhaft  belichtete,  oft  feuchte  Par- 
terrelokalitäten als  Schlafräume  verwendet  werden,  die  oft  dazu  noch  mit  Küchen, 
Speisekammcni,  ja  sogar  mit  Stallungen  in  Verbindung  stehen,  während  die 
Zimmei-  im  1.  Stocke,  die  oft  [irächlig  und  gesund  sind,  unbenutzt  bleiben.  Bei 
der  industriellen  Arbeiterschaft,  aber  auch  bei  den  landwirischafllichen  Flilfs- 
arbeitern  sind  die  Wohnrüiime  zumei.st  sehr  beschränkt  und  vielfach  überfüllt.  Durch 
das  enge  Zusammenleben  der  Kinder  mit  den  Elteni  bekommen  die  Kinder  vieles 
zu  sehen,  was  ihnen  besser  verborgen  bliebe.  Eine  Wohnungsschau  hätte  nur  dann 
einen  Erfolg,  wenn  diese  von  der  politischen  Bezirksbehörde  erfolgen  würde. 

Die  Erbauung  von  Arbeiterwohnhäusem  müßte  auf  jede  Weise  begünstigt 
werden  und  wären  die  wohnungspolizeilichen  Vorschriften,  insbesondere  in  Hinsicht 
auf  die  Erteilung  des  Wohnungskonsenses  viel  strenger  zu  handhaben.  Reinlichkeit 
und  Ordnungsliebe  läßt  im  allgemeinen  vieles,  off  alles  zu  wünschen  übrig  und 
werden  hiezu  die  Jugendlichen  wenig  angchallen.  Rasscnverschlcchterung  durch 
Heiraten  unter  Verwandten,  frühzeitige  Exzesse  in  vencre  und  Alkohol,  fcnier 
frühzeitige  Heranziehung  zu  schweren  Arbeiten  bedingen  das  frühzeitige  Auftreten 
von  Gebrechen,  wie  infantile  Entwicklung,  Krampfadern,  Plattfüße,  Bruchleiden  etc. 
Für  ilie  körperliche  Entwicklung  des  jugendlichen  Organismus  in  den  einzelnen 
Lebensobergängen  ist  in  keiner  Weise  gesorgt,  der  Turnmderricht  äußerst  mangel- 
haft, der  Kör|>er  bleibt  ganz  sich  selbst  überlassen. 

Am  schlechtesten  sind  wohl  im  allgemeinen  die  Verhältnisse  für  die  außer- 
ehelichen Kinder  und  namentlich  für  die  Findelkinder  bestellt,  weil  sie  zumeist 
bei  armen  Leuten  unlergebracht  sind,  die  von  deren  Pllegc  (?)  leben. 

Trotz  der  überwiegend  sehr  religiö.sen  Bevölkerung  ist  die  .Moral  auf  dem  Lande 
eine  sehr  mindere  und  linden  schon  in  frühester  Jugend  Exzesse  in  venere  statt.  Bei 
dem  ungezwungenen  Verkehre  der  Geschlechter  werden  die  Kinder  früh  auf  den 
s(!xuellcn  Verkehr  aufmerksam  gemacht.  Erhält  sich  ein  Kind  bis  zum  I t.  Jahre 
rein,  so  wird  cs  besonders  auf  dem  Lande,  sobald  es  im  Dienste  steht,  in  die 
.Mysterien  der  Liebe  eingeführt,  ln  der  Mügdekammer  teilt  das  kaum  der  Schule 
entwachsene  Mädchen  da.s  Lager  mit  der  Magd  und  deren  Liebhabern,  die  oft  nach- 
einander sich  einllmlcn.  Die  Bürschchen  hören  von  ihren  älteren  Mitknechten  die 
schandoseslen  Ge.sprfu  he,  die  ohne  Scheu  vor  dem  noch  kindlichen  Ohre  zum 
besten  gegeben  werden.  Im  llenbo<len,  im  Freien,  werden  sie  Zeugen  der  Exzesse 
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in  vcncrc  und  so  seihst  zu  solchen  anijcleitel.  Die  alle  Magd,  die  bei  den  Burschen 
keinen  Anwert  lindel,  sucht  oft  bei  solchen  jugendlichen  Individuen  Ersatz  und 
macht  die  Lehrmeisterin.  Die  ganz  jugendlichen  Knechte  sitzen  mit  den  allen  am  Bier- 
tische, rauchen,  ja  kauen  mitunter  schon  Tabak,  spielen  mit  ihnen  auf  der  Kegel- 
bahn und  werden  so  gehalten  wie  ihresgleichen.  Eine  Einwirkung  auf  Gemüt  und 
Charakter  gibt  es  nicht  und  da  der  Mensch  sich  das  Schlechte  immer  leicditer 
aneignel  als  das  Gute,  so  sind  die  jüngsten  Knechte  bald  bestrebt,  es  den  Erwach- 
senen in  Roheit,  Trunk  und  geschlechtlichen  Exzessen  gleichzutun. 

ln  der  industriellen  Arbeiterschaft  ist  auch  das  jugendliche  Individuum  der 
frühen  Verderbnis  ausgesetzt.  Das  Beispiel  daheim,  dieungenierten  Redendererwach- 
senen  Arbeitsgenossen  bedingen  hier  auch  eine  sehr  ungünstige  Rückwirkung  auf 
ilas  Gemüt  und  die  Reinheit  des  Körpers  und  der  Seele.  Auch  hier  sehen  wir  eine 
unzcitige  Erweckung  der  Genußsucht,  vor  allem  unzeitige  Einführung  in  den 
Alkoholgenuß  (insbe.sondere  auch  Schnaps)  und  die  daraus  resultierenden  Exzesse. 
Daß  die  größeren  Kinder  der  Eabriksarbeiter  im  allgemeinen,  mit  gewissen  Aus- 
nahmen, ausgelassener  sind,  ist  ja  auch  natürlich,  da  ja  die  nötige  Aufsicht  fehlt. 
Mann  und  Frau  sind  oft  zugleich  in  der  Fabrik.  Ferner  ist  noch  die  Nachtschicht 
zu  erwähnen,  was  die  Leute  körperlich  sehr  herabbringt,  der  Mangel  der  nötigen 
Nachtruhe;  insbesondere  macht  sich  dies  bei  den  jüngeren  Leuten  geltend,  welche 
noch  in  der  Entwicklung  begrilTen  sind.  Es  muß  sich  daher  die  Fabrik.sbevölkening 
aus  anderen  Bevölkeningsschichten  regenerieren.  Ablenkung  der  Kinder  der 
Fabriksbevölkerung  auf  landwirtschaftliche  Betriebe  wäre  daher  nur  von  Nutzen. 
Untersuchung  der  Aufzunchmenden  durch  die  Arzte,  wie  es  ohnehin  zumeist 
geschieliL  leistet  sehr  Ersprießliches. 

Schwer  leidet  die  Jugend  dadurch,  daß  sie  so  frühzeitig  zur  harten  Arbeit 
herangezogen  wird.  Man  sieht  bereits  Kinder  unter  li  Jahren,  welche  stundenlang 
vor  dem  am  Pfluge  gespannten  Ochsen  einhergehen  müssen  und  Kinder  mit 
10  bis  12  Jahren,  deren  Rücken  von  der  Last  der  Arbeit  gekrümmt  ist.  Die  früh- 
zeitige schwere  Arbeit  führt  nicht  nur  dazu,  daß  die  Arbeitskraft  vorzeitig  erlalimt, 
sondern  auch  dazu,  daß  das  Kinderwachslum  beeinflußt  wird,  was  besonders  beim 
weiblichen  Geschlechle  (Beckenverengerung)  oft  uidieilvoll  wird.  In  der  Tat  ist 
<lie  Zahl  der  engen  Becken  und  der  schweren  Geburten  eine  auffallend  große. 
Zahlreiche  Kinder  und  manche  Mütter  müssen  deswegen  alljährlich  ihr  Leben 
lassen. 

Der  Mangel  einer  Fürsorge  für  die  Jugendlichen  nach  Auslrill  aus  der  Schule 
macht  sich  auf  dem  Lande  allenthalben  und  in  der  empfindlichsten  Weise  gelb'mt. 

Ein  Kapitel  möge  hier  noch  Erwäbming  finden,  das  ist  die  auf  dem  Lande 
noch  immer  bestehende  Unsitte  der  Armeneirdage,  die  nicht  wen'g  zur  Verrohung 
der  Jugend  beitragen  mag.  Meist  sind  die  Armeneitdeger  alle,  mit  körperlichen 
Gebrechen  behaftete  Leute,  die  die  Ziidscheibe  des  Hohnes  und  Spottes  der 
ganzen  Jungwelt  dos  Bauernhofes  sind.  Im  Anfangsstadium  der  senilen  Demenz 
sind  unsittliche  Attentate  auf  die  Jugend  nicht  zu  selten  und  können  dalier  Kinder 
in  moralischer  Hinsicht  durch  derartige  Eiideger  in  Gefahr  kommen;  zum 
mindesten  wirkt  der  Anblick  der  meist  auch  in  der  äußeren  Ei-scheinnng 
vcrnachlä.-siglen  unil  herabgekonunenen  Individurm  nicht  erhebend. 
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B.  Aus  den  Berichten  der  Bezirksschulinspckloren. 

Speziell  für  die  Ijandeshauplsladl  wird  liervorgehoben:  Mil  dem  Schul- 
unterrichte ist  es  dank  der  Bemfihunpen  der  Lehrpersonen  auch  um  arme  Schüler 
und  Schülerinnen  im  allgemeinen  gut  hestelll.  Sehr  viel  und  in  der  bereitwilligsten 
Weise  leistet  die  Stadtgemeinde  nicht  nur  durch  eine  ganz  ausreichende 
Beteilung  armer  Schüler  mit  den  erforderlichen  S<-hulrequisiten,  durch  Erhaltung 
von  vier  Suppenanslallen  und  F'ördening  der  Kinderhorte,  der  Bäder  und  der 
Benützung  der  .slüdlischen  Schwiminschule,  sowie  durch  Schiilstillungen  für 
Besehuhung  armer  Schulkinder.  Die  Gemeinde  erhält  ferner  eine  nach  Art  eines 
Kindergartens  eingerichtete  Kindcrhewahranstalt.  Auch  sonst  kommen  den  armen 
Kindern  reichliche  t.hiterslützungen  zu.  NalOrlieh  kann  nicht  jede  Xot  gemildert 
und  behoben  werden.  Dasselbe  gilt  entsprechend  für  die  llauptorte,  die  sich  da 
anschließen.  Nur  macht  sich  auch  teilweise  die  Oberfüllung  von  Klassen  nachteilig 
bemerkbar.  Im  allgemeinen  wird  der  Unterricht,  soweit  die  ersten  sechs  Sidiuljahre 
in  Betracht  kommen,  von  der  überwiegenden  Zahl  der  Lehrpersonen  sowohl 
hinsichtlich  des  Unlcrrichts-stoffes  wie  der  Methode  in  befriedigender  Wei^e  und 
mit  entsprechenden  Erfolgen  erteilt.  Leider  trillt  das  Gesagte  bezüglii  h des  Unter- 
richtes in  den  folgenden  zwei  Schuljahren,  im  verkürzten  Unterrichte,  nicht  mehr  zu, 
weil  in  den  meisten  Schulen,  selbst  in  Märkten,  die  Schüler,  insbesondere  die  in 
einem  Dienstverhältnisse  hcfindlichen,  nicht  mehr  in  ausreichendem  Maße  dem  sitten- 
bildenden  Einflüsse  der  Schule,  sondern  nur  zu  oft  dem  verderblichen  der  zumeist 
erwachsenen  Mitbediensteten  unterstehen.  Denn  der  Dienstgeber  kümmert  sich 
wohl  um  die  Arbeitsleistung  des  schulpflichtigen  Dienstbeflissenen,  nicht  aber  auch 
um  sein  sittliches  Verhalten  und  um  .seine  Lernerfolge  in  der  Schule.  Die  Folge 
hievon  ist,  daß  Roheit  und  Zügellosigkeit  in  diesen  Jahresstufen  in  höch.st 
betrübender  Weise  selbst  bei  sonst  recht  braven  Schülern  einreißen. 

Diesen  und  noch  anderen  die  Sittlichkeit  schädigenden  Einflüssen  steht  die 
Schule  mit  ihren  beschränkten  Zuchlmilteln  in  vielen  Fällen  ziemlich  machllos 
gegenüber,  denn  das  schärfste  Strafmittel,  die  Ausschließung  aus  der  Schule, 
brächte  solchen  Jugendlichen  nur  die  erwünschte  Befreiung  vom  vermeintlichen 
Joche  der  Schule.  Die  Kinder  dieser  Altersstufen,  also  im  13.  und  14.  Lebensjahre, 
stehen  fast  alle  in  einem  Dienstverhältnisse,  ja  selbst  schon  Alltagsschüler 
werden  häufig  zu  Arbeiten  verwendet,  für  die  ihre  Körperkräfle  nicht  ausreicheii. 

Obwold  die  Dienstgeber  wissen,  daß  Arbeit  kein  Entschuhligungsgrund  lür 
Schulversäumnisse  ist,  al.so  eveiduell  Strafe  na<  h sich  zieht,  zahlen  viele  lieber 
letztere,  wenn  sie  nicht  gar  zu  hoch  wird,  mit  der  Begründung;  .Der  Bub  leistet 
mir  an  einem  Tage  mehr  als  um  einen  Gulden!*  Durch  diese  Schulbcsuchs- 
erleichlerungen  leiden  die  Kinder  sowohl  am  Körper  als  am  Geiste  Schaden.  Dazu 
kommt  noch  die  Meinung,  mit  dem  verkürzten  Unterrichte  sei  es  so  genau  nicht  zu 
nehmen.  Was  kann  man  von  einem  solchen  armen  Geschöpfe  verlangen,  das,  wie 
es  namentlich  bei  Knaben  zutrifft.  um  3 oder  4 Uhr  früh  aufslehen,  bis  zur  Schul- 
zeit arbeiten  und  dann  vier  Stunden  in  er  Sclude  sitzen  muß?  Ein  solcher  Knabe 
schlätt  entweder  in  der  Schule  oder  sitzt  wenigstens  teilnahmslos  da,  daher  selbst 
recht  brave  Alltagsschülor,  wimii  sie  eine  Zeill.ing  im  verkürzten  Unlerriclile  .sind. 
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mir  melir  sein-  wuiiig  leisten.  Gerade  die  geislif,'  reiferen  Kinder  werden  auf  diese 
Weise  dem  regelmäßigen  Scliulimterrichle  entzogen.  Auch  kommt  die  Lehrkraft 
um  den  notwendigen  wöchentlichen  Ferialtag  und  verliert  so  mangels  der  dringend 
nötigen  Erholung  nur  zu  leicht  die  erforderliche  Spannkraft  für  die  ihr  obliegende 
Berufsarbeit.  Das  gilt  namentlich  von  den  Lehrern  an  ein-  und  jenen  zwei- 
kliLssigen  Schulen,  an  denen  eine  weibliche  Ijehi  kraft  wirkt,  wo  somit  die  allge- 
mein als  drückende  Büide  empfundene  Unterrichtserteihing  au  die  Schüler  des 
verkürzten  Unterrichtes  jahraus  jahrein  auf  denselben  Schultern  lastet.  Zieht  man 
hiebei  noch  das  seelische  Mißbehagen  in  Betracht,das  naturgemäß  jede  Sisyphusarbeit 
— und  um  eine  solche  handelt  es  sich  hier,  denn  die  Erfolge  des  in  Rede  stehen- 
den Unterrichtes  werden  von  den  in  Betracht  kommenden  Lehrkräften  allgemein 
als  Null  oder  doch  nicht  entfernt  als  im  Verhältnis  zu  der  zu  ihrer  Erzielung  aufge- 
wendoten  Mülie  stehend  bezeichnet  — so  darf  es  nicht  wunderm  hmen,  wenn  die 
Erfolge  mancher  Lehrkraft  im  allein  Erfolg  verheißenden  Alltagsunferrichte  nicht 
jene  sind,  die  sic  unter  günstigeren  Verhältnissen  sein  könnten.  Es  können  daher 
die  Erfolge  .an  der  Alltagsschulo  mit  sechsjährigem  Besuche  nur  als  minderwertig, 
re.spektive  als  genügend  bezeichnet  werden,  würden  aber  viel  besser  sein,  wenn 
die  Kinder  auch  zu  Hause  zürn  Lernen  angehallen  Wörden;  allein  der  häusliche 
Fleiß  mangelt  häufig  gänzlich  — und  die  SchulnachrichtenbOcher  weisen  oft  eine 
enonne  Zahl  von  entschuldigten  und  nicht  entschuldigten  Absenzen  aus.  Die  Not 
an  landwirlschafilichen  Dienstboten  ist  es  auch,  welche  die  Eltern  oder  Dienst- 
geber zu  tadelnswerter  Nachsicht  gegenüber  den  eigenen  Kindern  sowie  gegenüber 
den  im  19.,  13.  oder  M.  Lebensjalire  aufgenommenen  kindlichen  Dienstboten 
zwingt  und  ihnen  den  Mund  schließt  bei  allen  Ausschreitungen  dieser  Kinder.  Wird 
derlei  jungen  Leuten  ein  einziges  energisches  Wort  über  ihre  Lebensführung  gesagt, 
so  verlassen  sie  das  Haus  und  wechseln  den  Dienstplatz;  denn  um  einen  solchen 
sind  sie  bei  der  dermaligen  Not  an  Dienstboten  keinen  Augenblick  verlegen.  Die 
sozialen  Verhältnisse  der  kleinen  Bauern  sowie  der  Arbeiter  auf  dem  Lande  und 
in  den  Fabriken  sind  bei  der  herrschenden  Teuerung  der  Lehensmittel  und 
Wohnungen  nicht  die  besten  und  werden  noch  ungünstiger  dadurch  gestaltet,  daß 
in  diesen  Familien  meist  sehr  viele  Kinder  vorhanden  sind.  Die  Ernährung  der 
Schulkinder  ist  vielfach  nicht  gmiügend  oder  unzweckmüBig;  verhältnismäßig  gibt 
es  aber  auf  dem  Lande  schlecht  ernährte  Kinder  weniger  als  in  der  Slailt.  Im 
übrigen  erscheint  bemerkenswert,  daß  die  Kinder  der  ländlichen  Bevölkerung 
frühzeitig  Most  erhalten,  welcher  ihnen  geradezu  zum  GewohnheiUgetränk  wird. 

Zusammengefaßl  ergehen  sich  als  Übelstände,  welche  den  Unterrichlserfolg 
ungünstig  bceintlu.ssen: 

1 . Weite  Schulwege,  die  bei  schlechter  Witterung  einen  schlechten  Schul- 
besuch erzeugen. 

2.  Oberfüllung  der  Klassen  (mehr  als  80  Kinder). 

3.  Die  verschiedenen  Arten  des  verkürzten  Unterrichtes. 

■V.  WirLschaftlh  he  Notlage  und  infolgede.s.sen  schlechte  Ei  nälnung.  mangel- 
hafte Bekleidung  und  Besi  huhung. 
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5.  Arbeiten  der  Kinder  im  Hause  oder  auf  dem  Felde  wegen  Dienstbolcn- 
mangel  u.  dgl.,  obwold  die  Scliulferien  den  Be<lürfiiLsscn  der  Bevölkerung  ent- 
sprechend angesetzt  werden. 

(5.  Nachlässigkeit  und  Gleichgültigkeit  so  mancher  Eltern,  die  sich  um  ihre 
Kinder  wenig  kümmern,  die  den  Nutzen  und  die  Notwendigkeit  eines  regelmäßigen 
Schulunterrichtes  nicht  einsehen  und  den  Wert  einer  guten  Schulbildutig  nicht 
zu  erfassen  vermögen. 

7.  Der  herrschende  Lehrermangel. 

Auf  die  Sittlichkeit  der  Kinder  wirken  nachteilig  ein: 

1.  Gemeinsame  Schlafstätten  und  sonst  beschränkte  Wohnungsräunie. 

2.  Mangelhafte  Heüdichkeit  und  Ordnungsliebe. 

3.  Nichtbcaufsichtigung  der  Kinder  außerhalb  der  Schulzeit,  die  dann  häufig 
dem  Müßiggänge  anbeimfollen. 

4.  Schlechtes  Beispiel  erwachsener  Personen  und  ungeziemende  Bedensarteii 
derselben  in  Gegenwart  der  Kinder. 

5.  Schlechte  Gesellschaften. 

6.  Lesen  schlechter  Bücher  und  Schriften. 

7.  Gasthausbesuch  der  Kinder  mit  den  Eltern. 

8.  Das  Beisein  der  Kinder  beim  Schlachtern  und  Belegen  von  Tieren,  die 
Anwesenheit  der  Kinder  bei  sogenannten  .Ilaustänzen*,  die  in  der  Regel  mit 
zoteidiaften  Liedern  verbunden  sind. 

Notwendig  ist  die  ausgiebige  Vermehrung  der  Wohlfahrtsanstaltcn  für  das 
vorschulpflichtige  und  schulpflichtige  Alter  und  die  Verlängerung  der  Alltags- 
schulpflicht  auf  dem  Lande  auf  sieben  volle  Jahre  mit  Anschluß  eines  obligaten 
Forlbildungsunterrichtes.  Wirten,  die  Kindern  Alkohol  verabreichen,  soll  die 
Konzession  entzogen  werden.  Die  Traliken  sollen  den  Kindern  unzugänglich  sein. 
Die  Herstellung  gedeckter  Turnräume  muß  mit  allem  Nachdrucke  gefordert 
werden;  iler  bisherige  Tumimtemcht  verdient  diesen  Namen  gar  nicht.  Es  gibt 
genug  Orte,  die  sich  eine  bescheidene  Turnhalle  leisten  könnten,  aber  das 
Sparen  setzt  überall  bei  der  Schule  ein.  Mit  den  Wohnungen,  der  Ordnungs- 
liebe und  Reinlichkeit  ist  es  ganz  individuell;  im  gleichen  Dorfe  steht  neben 
der  musterhaften  llauswirUchafl  einer  netten  Hausfrau  der  Schweiuestall  einer 
von  Schmulz  starrenden  Person,  die  auch  an  ihren  Jungen  die  Wasserscheu 
pflegt;  bei  der  einen  ist  der  Zimmerbodim  weit  appetitlicher  wie  hei  der  anderen 
der  Tisch.  Am  meisten  fehlt  es  an  der  Lüftung  und  doch  dient  gar  häufig  der  eine 
Raum  zum  Arbeiten,  Kochen  und  Schlafen.  Unsere  Kinder  sind  im  allgemeinen 
geistig  wenig  ausdauernd.  Die  Ausnützung  der  jugendlichen  Arbeitskraft  ist  einfach 
— ein  Verbrechen.  Im  zweiten  Schuljahre  stehendi:  Knirpse  sind  schon  in  einem 
Dienstverhältnisse.  Die.ser  Skiuidal  ist  angeblich  im  Interesse  der  Landwirtschall 
unvermeidlich.  Wenn  es  möglich  wäre,  würde  der  Dieiisteinlritt  vor  dem  Schul- 
unterrichte erfolgen.  Wenn  nicht  der  Zufall  spielt,  kennt  die  Schulleitung  den  Vor- 
luiitid  überhaupt  nicht.  Der  Prozentsatz  der  außerehelich  geborenen  Kiiidiu'  ist 
sehr  hoch.  Die  meislen  Mädchen  werden  Mülter.  Das  i-t  ganz  sellistvcrstäudlieh. 
Die  Mutter  hat  oder  nimmt  keinen  Einfiuß;  sie  hat  auch  .ein  paar*  gehabt. 
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An  dor  zwoiklassigcn  Scimle  bei  IlnlbliigHunlemclit  mit  drei  bis  vier  Stunden 
wird  bei  Kindern  von  sieben  und  aeld  Jahren  in  der  drillen  Stunde  wenig  mehr 
erreicht,  gescliweigc  in  der  vicrien.  Von  191  Kindern  haben  49  zu  Millag  kaltes 
Essen,  38  mangelhafte  Bekleidung  und  Beschuhung,  waschen  sich  34  tfiglieh,  die 
übrigen  wöchentlich,  18  haben  nicht  normales  Uückgrat,  27  haben  schwache 
Augen.  1 ö sind  schwerhörig,  7 1 scliwach  begabt.  An  der  einklassigen  .Schule  sind 
seil  7 Jahren  durchschnittlich  150  Schüler  und  eine  Hebung  dieses  Elends  in 
absehbarer  Zeit  noch  nicht  zu  cnvarlen. 

C.  Äußerungen  von  Gemeinden. 

(Kurze  Auszdge  aus  den  Antworten  einzelner  Gemeinden.) 

1.  Bevölkenmg  palriotisch,  religiös,  obgleich  der  Zeitgeist  an  manchen  nicht 
spurlos  vorübergeht,  arbeitsam;  doch  reicht  die  jüngere  Generation  nicht  an  die 
Altere  hinan,  leichtlebig,  daher  auch  in  sittlicher  Beziehung  mehr  und  mehr  defekt 
und  die  Unterordnung  der  Autoritfit  gegenüber  verlassend. 

2.  Da  die  Enverbsverhältni.sse  ziemlich  günstige,  der  Schuldenstand  im  all- 
gemeinen ein  großer  ist,  so  ist  diese  Disharmonie  jedenfalls  aulTallend;  sie  dürfte 
ihre  Begründung  finden  im  übermAßigen  Aufwande  für  Alkohol,  Luxusartikel  und 
Vergnügungen.  Fortwährend  gibt  es  Hochzeiten,  Kirchtage,  Märzenbier  und  sonstige 
Unterhaltungen,  wo  stets  ein  großer  Zuzug  von  Menschen  ist.  Hier  sieht  man  keine 
Not;  speziell  auffallend  ist  aber,  daß  bei  solchen  Unlerhallungen  jugendliche 
Individuen,  kaum  der  Schule  entwachsen  oder  auch  sogar  noch  in  die  Feierlags- 
schule gehörig,  hier  rauchend,  singend,  tanzend  und  lärmend,  zum  Teile  auch 
große  Hauflust  entwickelnd  gefunden  werden,  traurigerwei.se  sogar  im  Beisein  oder 
wenigstens  mit  Wissen  der  Eltern.  zVueh  Mädchen  in  diesem  zarten  Alter  wnden 
Last  durchgehends  schon  auf  dem  Tanzlioden  gefunden  bis  lief  in  die  Nächte  hinein. 
Auf  diesem  Gebiete  könnte  vielleicht  tatkräftig  eingewirkt  werden,  um  die  Jugend 
diesen  Vergnügungen  zu  entzielnm  und  zu  größerer  Sparsamkeit  anzuhallen. 

3.  Es  ist  ein  Übelstand,  daß  nach  vollendeter  Schulpflicht  die  Jugendlichen 
zu  viid  sich  selbst  überlassen  sind;  sie  sind  insbesondere  dort,  wo  es  viele  Dieiisl- 
boleii  gibt,  keinem  guten  Einllnsse  ansgeselzl.  Besonders  beklagenswert  und  der 
größtmöglichen  Füreorge  bedürftig  sind  arme  Kinder,  die  keine  Mutter  mehr 
liaben.  weil  sich  nm  diese  selten  jemand  kümmert,  ebenso  Kinder  von  ledigen 
l’crsonen,  wenn  sie  beim  Bauern  unter  den  Dienslbolen  anfwachseii  müssen. 
Auch  der  zVnjmt  wird  in  etwas  gesteuert  weivlen  und  eitle  Zwangversichemng  iler 
Arbeiter  und  Dienstboten  Platz  greifen  müssen. 

4.  Hauptursachen  schlechter  Verhältnisse  sind,  daß  nicht  für  alle  Zweige  eine 
streng  gesetzliche  Kranken-  und  Invalidilütsversicherung  besieht,  wodurch  die 
Elleni  in  Krankheitsfällen  etc.  in  die  Lage  verselzl  wären,  die  Kinder  ordenilich 
Verpflegen  und  erziehen  lassen  zu  können;  daß  die  Elleni  zur  Leistung  einer  enl- 
sprechenden  Alimentation  nicht  mit  Erfolg  gezwungen  werden  können;  der 
iinnülzige  Alkoholgenuß  bei  jungen  Leuten  und  die  iinzureichemlen  Mittel  einer 
llenieinde  zur  Versorgung  und  Erziehung  der  Kinder.  Ellern,  Staat,  Land  und 
Gemeinden  hätten  beizutragen.  Es  ist  Abhilfe  nolwendig  durch  die  Schaffinig  von 
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Gemeinde- (evenlueil  Geiieiil-sl)ezirks-)  Erzielmngs-  und  Amieniiäuscni.  wozu  obiRe 
beiznlragen  hätten  und  wozu  aullerdeni  die  (ielräiikeauflage  verwendet  werden 
könnte. 

li.  Ursachen  der  schleclden  KiiidererzieiiuuR  dörflen  sein:  MaiiRol  an  Iteligion 
und  Ehrgefühl  seitens  der  Ellern,  leichlsinuig  geschlossene  Ehen  und  Armut, 
welclie  jedocli  leider  auch  vielfach  selbst  verectiuldet  ist  durch  Arbeil.s.scheu  und 
Mangel  an  Sparsamkeit.  Ferners  herrscht  bei  Jung  und  Alt  eine  kecke  Gleichgültig- 
keit gegenüber  den  Aufsichtsbehörden  (Autoritülslosigkeit);  hiezu  gesellt  sich  oft 
strikte  Gehorsamsverweigerung.  Entsprechende  Zuchtmitlelreclile  wären  eine  ebenso 
rationelle  Kur  wie  die  Aufbauung  des  Volksschulunterrichtes  auf  religiöser 
(inmdlage. 

6.  Den  heutigen  Obelständen  könnte  in  besonderer  Weise  abgeholfen  weiden 
durch  Einschränkung  der  Ehefreiheit  der  unbemittelten  Klasse,  Bestrafung  des  Konku- 
binatlebens und  des  nächtlichen  Beischlafes  bei  ledigen  Personen. 

Die  neue  Ehereform  würde  nur  dazu  dienen,  diese  Obeistände  zu  vermehren, 
weshalb  dieselbe  mit  allen  Mitteln  zu  bekämpfen  ist.  Bezüglich  der  schulpflichtigen 
Jugend  wird  besonders  erinnert  an  die  in  letzterer  Zeit  aufgetrelenen  Schul- 
gebetsaffären,  wodurch  schon  in  das  zarte  Kinderherz  der  Keim  des  Hasses 
gegen  Anderegläubige  gelegt  und  dadurch  das  religiöse  Bewußlsein  geschwächt 
wird. 

Eine  unermeßliche  Woldtat  wäre  für  jeden  größeren  Ort  eine  von  Ordens- 
schwestern geleitete  Kindorbewaliranstalt,  verbunden  mit  Unterricht  um!  Hand- 
arbeiten. 

Gesetzlich  sollte  geregelt  werden,  daß  Kinder  im  Winter  nach  C Uhr,  im 
Sommer  nach  8 Uhr  abends  ihr  Heim  nicht  mehr  verlassen  dürfen,  außer  im 
Beisein  der  Eltern,  Lehrer  und  Erzieher. 

Für  den  Winter  wären  für  arme  Kinder,  die  mittags  nicht  nach  Hause  gehen 
können,  Suppenanstalten  zu  schaffen,  voniAustritt  aus  derScbulebiszum  vollenden- 
den IG.  Lebeicsjalire  Christenlehre  wieder  einzuführen. 

Glauben  und  sillliches  Betragen  stärkt  zum  Berufe. 

Die  Schulverhältnisse  in  dem  Orte,  von  dem  ein  Bericht  spi  ichl,  siml  im  all- 
gemeinen gut  gestaltet.  Der  Ort  hat  ein  sehr  schönes,  modenies,  ganz  neu  gebautes 
Schulhaus  nnt  vorzüglicher  Einrichtung,  auch  ist  die  Bevölkerung  opferwillig 
und  sieht  modernem  Scliuluuterrichle  nach  gesetzlichen  Bestimmungen  mit 
großen  HofTnungen  entgegen. 

Nur  tief  zu  beklagen  ist  eben  der  Halblagsuntenicht  und  die  nur  eigentlich 
seclisjälirigeSchulbesuchszeil  mit  dem  zweijälirigen,  wöchentlich  nur  fünfstündigen 
verkürzten  Unterrichte,  aber  man  istbestrebt,  jetztdiesiebenJätirigeSchulpflichtein- 
ziiführen.  mit  nur  ein  Jahr  verkürztem  Unterrichte.  Für  das  vorsehulptlichlige  Alter 
ist  wohl  noch  keine  Vorsorge  getroffen.  Aber  es  wäre  ein  altes  Schulhaus  da, 
welches  zu  einem  Kindergarten,  Bewahranstall  mit  Krippe  nach  einigem  Umbau 
sehr  dafür  geschaffen  wäre,  nachdem  auch  ein  entsprechendes  Stück  Garten  für 
ilie  Erholung  der  Kimh  r dazu  verwertet  werden  könnte.  Es  gibt  hier  eine  Menge 
wohlgebildeter  Frauen,  welche  sich  am  Kinderschulze  und  Fürsorgeerziehung 
beieiligen  können,  ein  eventuell  zu  gründender  Kindeigarlen  könnte  ganz  gut  auch 
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tinlor  (Iflrcn  Gosamllpilunp  pfistHIl  wprdpti.  Pin  Fraupn  lipsitzpii  niUiutjg  mul 
auch  Liehe  zur  Sache. 

9.  Die  Schulvei  hällnissc  werden  in  einer  größeren  Marklgeinoinde  als  schlecid 
gi-pclnlderl.  Die  Klassen  sind  deraid  iiberfQllt  (bis  120  Schüler  in  einer  Klasse),  daß 
die  doppelte  Anzahl  von  Klassen  als  normal  besucht  gellen  könnte.  Die  Folge  der 
Uberfüllung  ist  vorhiUtnismüßig  langsames  Forlschreiten  der  Schulbildung 
.schlechte  Luft  in  den  Sehulzimmcrn,  in  denen  auch  die  Überkleider  infolge 
Mangels  einer (iarderobe  hängen  müssen,  durch  das  enge  ancinandergedrängleSilzen 
der  Kinder  ist  der  Verbreitung  von  Infektionskrankheiten  Vorschub  geleistet.  Zu- 
folge der  nicht  zureichenden  Klassenzahl  müssen  normal  anfsteigende  Kinder 
mehrere  Jahre  in  der  letzten  Klasse  die  Vollendung  ihres  I L Lcbensjalires  ab- 
warten,  daher  die  mehrmalige  Wiederholung  des  Lehrstoffes  Langeweile  und 
Widerwillen  bei  den  Kindern  hervomift. 

Kinderbewahranslalt  besteht,  Krippe  keine,  das  Bedürfnis  hienach  wäre 
ein  dringendes. 

10.  Gänzlich  verarmte  Familien  gibt  es  hier  nicht  und  leben  bei  den  billigen 
Preisen,  da  hier  alles  bei  den  i.andwirten  erh.ältlich  ist,  auch  Taglöhnerfamilieu 
ganz  .anständig. 

Seit  zirka  20  Jahren  ist  hier  kein  Fall  vorgekommen,  daß  ein  Jugendlicher 
in  einer  Besserungsanstalt  untergebrachl  worden  wäre. 

11.  Neben  einer  Miriderz.ahl  ordenilicher  und  oraver  Leute,  die  Mehrz.ihl 
böswillige,  nach  mühelosem  Erwerbe  trachtende  Ungenügsame,  welche  cs  vielfach 
nicht  einmal  mit  Ehrlichkeit  und  Redlichkeit  genau  nehmen. 

Die  Gemeinde  muß  nämlich  wegen  der  billigeren  Wohnungen  einen  großen 
Teil  des  Mobs  der  Lande.shauplstadt  aul'nehmen  und  machen  sich  die  sozialdemo- 
kratischen Grundsätze  daselbst  in  hohem  Grade  gellend. 

1 2.  Es  haben  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches die  Ellern  für  ihre  Kinder  selbst  zu  sorgen,  die  Wegnahme  dieser  Sorge 
wäre  eine  ganz  ungerechtfertigte  Belastung  der  Besitzenden  und  würde  den  ün- 
bemillcllen  zur  Arbeitsenthallung  verführen. 

13.  Als  Hauptursaclicn  der  Verrohung  und  Venvahrlosung  der  Jugend  wird 
in  einem  anderen  Berichle  die  fortschreitende  Verarmung  und  Proletarisierung 
der  Bevölkerung  bezeichnet. 

Diese  fortschreitende  Verarmung  der  Bevölkerung  ist  eine  Folge  davon,  daß 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  ein  Besitzer  nach  dem  anderen  seinen  meist  aus  Wald 
und  Wiese  bestehenden  Grundbesitz  oft  samt  dem  Hause  an  die  herrschaftlichen 
Großgrundbesitzer  verkauft  hat.  so  daß  von  den  einst  zahlreichen,  einigermaßen 
gutsituierten  selbständigen  Besitzern  dei7,eit  verhältnismäßig  nur  noch  wenige 
übrig  geblieben  sind,  von  denen  idier  der  größte  Teil  in  absehbarer  Zeit  voraus- 
sichtlich auch  noch  von  den  Großgrundbesitzern  absorbiert  werden  wird.  Die 
Folge  davon  ist,  daß  aus  den  einstigen  selbständigen  Besitzern  nun  ein  Heer  von 
Taglöhnern  geworden  ist,  von  denen  zahlreiche  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit,  von 
Krankheit  u.  dgl.  der  Gemeinde  zur  Last  fallen. 

Da  die  Alm-  und  Weidewirtschaften  und  die  Wiesenheugcwinnmig  im  .selben 
Maße,  als  die  herrschaftlichen  Jagdgebiete  an  Ausbreitung  gewinnen,  im  steten 
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Ilüi.k>.'aii"c  l(f[;riirL’n  sind,  induiii  frrtlier  als  WcnUdaiidsrliall  und  Wirsmi  bonülzlc 
IJodcnstri'i  kon  in  Koisl-  und  Jagdlcrrain  iinignwandclt  wordi'ii,  feriipr  infolge  des 
Umstandes,  daß  von  vielen  Grundbesitzern  das  gewonnene  Heu  des  leichteren 
Gewinnes  wegen  an  die  Jagdbesitzer  für  die  WildfOtterung  verkaull  wird,  ist 
die  Viehzucht  und  somit  aucli  die  Gewinnung  von  Kulnnilch  etc.  im  steten  Ittlck- 
giuige  begrilTen. 

Da  die  Kinder  hierorts  nicht  in  natürlicher  Weise  von  den  Müttern  genährt, 
sondern  fa.st  ausnahmslos  künstlich  aufgezogen  werden,  da  ferner  infolge  des  vor- 
erwälmten  Rückganges  der  Milchproduklion  für  sehr  viele  Leute  Milchnahrung 
nicht  zu  erreichen  ist,  so  ist  es  ru'ktärlich.  daß  die  .Mütter  mit  allerlei  ungeeigneten 
.Surrogaten,  wie  Zuckerwasser,  Kamillentee  und  alndichos  die  Milchnahrung  zu 
ersetzen  trachten. 

Dal!  bei  einer  solchen  Ern.ährungsweise  die  Sterblichkeit  unter  den  Kindern 
beträchtlich  sein  muß,  daß  aber  auch  die  Entwicklung  der  gesund  gebliebenen 
Kinder  erheblich  unter  der  Norm  bleiben  muß,  darüber  dürfte  wohl  kein 
Zweifel  sein. 

Mit  der  Armut  im  Zusammenhänge  steht  auch  der  Mangel  an  körperlicher 
I’llege,  der  Alkobolismus  und  der  hierorts  übliche,  allzu  freie  Verkehr  zwischen 
den  Geschlechtern  bei  jugendlichen  Personen,  so  daß  diese  Gemeinde  in  dem 
prozentuellen  Verhältnisse  der  unehelichen  Geburten  zu  den  Geburten  überhaupt 
fast  sämtlichen  übrigen  Gemeinden  der  betreffenden  Bezirkshauptmannschaft  über- 
legen ist. 

14.  Bemerkt  wird,  daß  die  Venvahrlosung  der  Kinder  vorzüglii  b durch  leicht- 
sinnige oder  auch  verkommtne  ältere  Dienstboten  und  Subjekte  angeregt  und 
befördert  wird,  welche  wiederum  durch  unmoralische  Romane  und  alles  be- 
schimpfende und  jede  Autorität  untergrabende  Zeitschriften  verlottert  werden. 

Wer  unter  diesen  Leuten  zu  leben  Gelegenheit  hat,  kann  beobachten,  was 
für  eine  Unbotmäßigkeit  und  Zügellosigkeit  unter  der  dienenden  Klasse  vorkomml, 
was  kleinere  und  größere  Kinder  sehen  und  hören,  welche  dadurch  oft  irn  jugend- 
lichen Alter  verdorben  werden. 

Lä.  Nach  der  An.schauung,  die  in  einem  Berichte  zum  Ausdrucke  kommt, 
durfte  die  Verw  ahrlosung  der  Kinder  und  der  Jugendlichen  in  erster  Linie  auf 
den  mangelhaften  Zustand  der  allgemeinen  Volk.sbildung  zuiöckzuführen  sein,  da 
in  den  meisten  Eälleii  das  Vei-ständnis  einer  richtigen  Kindererziehung  schon  den 
Vorgenerationen  mangelte  und  daher  bei  der  jetzigen  lucht  zutrifft. 

Von  diesen  abgeleitet,  wirken  die  Standesflberhebungen  eineiseits,  der 
fühlbare  Druck  anderseits  auf  die  Verrohung  der  Jugendlichen  stark  ein,  da  diese 
Umstände  den  Keim  zu  einer  gewissen  Spannung  und  gegenseitigen  Abneigung 
legen. 

Im  weiteren  trägt  zu  solchen  Verwahrlosungen  derKiiider  recht  oft  eine  grenzen- 
lose Notlage  starker  Familienkörper  bei,  wo  dieKindcr  nicht  selten  sich  selbst  über- 
lassen bleiben  und  häufig  ihren  Trieben  folgen,  beziehungsweise  folgen  müssen, 
um  die  nötige  Ernährung  zu  erzielen  und  in  diesen  Fällen  sind  zumeist  dann 
noch  schuld  Leichtlebigkeit  der  Eltern,  gegenseitige  Mißachtung,  Zänki-reien, 
bchimplereien  und  Exzesse  zwischen  ihnen  und  Roheit  gegen  die  Kinder, 
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Kin  hcsornl«rcr  ömslami  auf  die  Enlsitlliclmng  uml  Verrohung  der  Jugend- 
liflion  ist  die  sogenannte  Freizügigkeit;  dadurch  entziehe  n sich  dieselben  jeder 
Aufsicht,  arbeiten  insbesondere  beim  Baugewerbe  als  Handlanger  die  Arbeits- 
stunden durch  und  die  übrige  Zeit  verleben  sie  unter  verdorbenen  Gesellen  und 
betreten  damit  zumeist  den  Weg  der  Zerstörung  des  eigenen  Menschen, 

l’llegc  der  Bildung.  Bcligion  und  Humanität,  Einschränkung  des  letzteren 
Umslandes  (Freizügigkeit)  bis  zu  einem  Maximalalter  müßten  gegen  die  angeführten 
Übel  wirken  und  soll  in  erster  Linie  selbst  in  der  Schule  hierauf  Einfluß  genommen 
werden. 

1(5.  DieVerwahrlosung  derKinder  und  Jugendlichen,  meint  ein  andererBeriehl, 
dürfte  nicht  den  schlechten  Zeilen  — wie  man  sich  heutzutage  ausdrückt  — oder 
der  mangelhaften  Bildung  zuzuschreiben  sein,  sondern  Gleichgültigkeit  im  allge- 
meinen und  nicht  minder  auch  in  der  Beligion  ist  zweifellos  der  Hauptgrund. 

Auf  dem  Lande  sind  die  Erwerbs-  und  Sclmlverhiiltnisse  weit  besser  als  vor 
;iO  bis  -tO  Jahren;  damals  war  man  genügsam  und  zufrieden,  daher  die  heutigen 
Fälle  von  Kindcrverwahrlosung  etc.  nicht  gekannt  waren. 

Der  VVirlshausbesuch  ist  ein  Grundübel  für  jugendliche  l’crsonen  und  das 
Milnehmen  von  Kindern  ins  Wirtshaus  ist  nicht  genug  zu  verurteilen. 

Heute  wird  vom  Großteile  der  Arbeiterschalt  nur  geschimpft,  und  zwar  über 
alles  und  nur  Unzufriedenheit  geäußert. 

Der  Jugendliche  wächst  schon  unter  Gleichgültigkeit  undUnzufriedenheil  auf, 
das  aus  der  Schule  mitgebrachte  Nützliche  ist  bald  vergessen  und  der  Emst  des 
Lebens  wird  gar  nicht  mehr  kennen  gelernt. 

Nicht  selten  hört  man  die  gleichgültig  gc.spi ochenen  Worte:  „Die  Gemeinde 
wird  mich  schon  erhalten“  u.  dgl. 

Diese  kranken  Zustände  erklären  erfahrene  und  einsichtsvolle  Männer  haupt- 
sächlich damit,  daß  der  jVrbciter  zum  Großteile  keine  gesicherte  Endversorgung 
hat  und  für  das  Alter  oder  der  vorzeitigen  Erwerbsunfälligkeil  samt  seiner  Familie 
der  traurigen  Gemeindearmenversoigung  entgegensieht. 

Eine  allgemeine  Arbeiter-  oder  Altersversorgung,  welche  selbstverständlich 
ein  ordentliches  Verhalten  bedingt  und  wozu  auch  der  Arbeiter  nach  Maßgabe 
beizutragen  hätte,  würde  nicht  nur  die  bestehende  Gleichgültigkeit,  Unzufriedenheit 
und  Disziplinlosigkeit  zum  Großteile  entfernen,  sondern  auch  hinsichtlicli  der 
Erziehung  der  Kinder  und  Jugendlichen  ganz  bessere  Zustände  schafifen;  denn  cs 
ist  erwiesen,  daß  in  jenen  wenigen  Arbeitskreisen,  wo  für  Alter  etc.  gesorgt  ist, 
auch  heute  noch  Fleiß  und  Strebsamkeit,  verbunden  mit  emem  ordentlichen 
Familienleben,  zu  finden  ist. 

Kinderbewahranstalten  sollen  auch  in  den  kleinsten  Orlen,  überhaupt  überall 
bestehen  und  wird  deren  wohltätiges  Wirken  nicht  genug  gewürdigt. 

1 7.  Es  ist  die  liebe  Einfuehheil,  die  einem  falschen  Prunke  weichen  mußte ; statt 
der  edlen  Gesinnungen,  die  vorherrschend  waren,  wird  Parleihaß  gej)redigt  und  so 
verlor  auch  die  Familie  ihren  sittlichen  Halt. 

Die  Wohltätigkeit  in  nrodeines  Kleid  gehüllt,  lindet  nur  Gefallen  an  Unter- 
stützung von  geriebenen  Heuchlern  und  die  wahrhaft  Armen,  die  sich  ihrer  Armut 
schämen  und  denen  sehr  oft  leicht  geholfen  weiden  könnte,  werden  über.<ehen  und 
so  gehen  die  besten  Familien  zu  Grunde. 
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Kein  Wuniler  bfi  (Inn  KKoismu.s  iiiistTor  T;ipo,  wo  ji'dcr  mir  auf  sich  selbst 
bedacht  ist  und  seinen  Nobenmonschen  nur  so  lange  niilkommcn  läfit,  als  cs  für 
ihn  vom  Vorteil  ist. 

Oie  eine  Hälfte  der  Kinder  ist  durch  Verwahrlosung  verdorben  und  durch 
schlechte  Sitten,  die  andere  Hälfte  ist  verzogen  und  wird  dem  Kinde  schon  Lieb- 
losigkeit und  Geringsch.ätzung  cingeimpft. 

Auf  seine  künftigen  Generationen,  wenn  so  fort  gearbeitet  wird,  kann  der 
Staat  nicht  mehr  stolz  sein.  Hier  muß  der  Staat  Mittel  und  Wege  suchen,  um  vor 
allem  anderen  die  Familie  als  solche  wieder  zu  Ehren  zu  bringen. 

Denn  die  beste  Erzieherin  der  Kinder  ist  die  Liebe,  und  zwar  jene  echte 
Liebe,  die  sich  im  Entsagen  kundgibt  und  von  welcher  Schiller  sagt,  daß  sic  den 
Himmel  himmlischer,  die  Erde  zum  Himmel  m.icht. 


D.  Aus  den  Hezirksübersichten  der  Bczirkshauptmannscbalten. 

Die  Bevfilkemng  ist  gutmütig,  mildtätig,  arbeitsam,  streng  konservativ  und 
Neuerungen  schwerer  zugänglich.  Es  bekundet  sieh  mit  wenig  Ausnahmen  ein 
allgemeines  Interesse  an  derHebung  des  Kind  rschutzes  und  der  Fürsorgeerziehung. 
Die  Wirksamkeit  der  bestehenden  Wolilfahrtseinriehtungen  und  insbesondere  der 
verschiedenen  Bewahranstalten  werden  allseits  rühmlichst  anerkannt  und  selbst 
in  kleinen  Landorten  die  Errichtung  solcher  Anstalten  gewünscht.  Die  Kinder  sind 
ira  allgemeinen  gesund  und  ziemlich  kräftig,  soweit  nicht  traurige  Notlagen  vorherr- 
schen, und  deren  Auflührung  zufriedenstellend.  Bei  Jugendlichen  fehlt  es  zumeist  an 
Fortbildung,  sie  sind  sich  mrdir  minder  selbst  überlassen  zum  Nachteile  ihrer  Ent- 
wicklung. Lohnerspaniissc  werden  verhältnismäßig  wenige  gemacht. 

Für  den  politischen  Bezirk  Berg  mit  -kd  Ortsgemcinden  und  42.7!)!)  Ein- 
wohnern liegt  eine  für  weitere  derlei  Arbeiten  mustergültige  tabellarische  Über- 
sicht über  die  Bevölkerungsbewegung  vor: 

1.  Bevi'dkcrungsbcwcgung  in  den  letzten  zehn  Jahren, 

2.  die  Erwerbsverhältnisse, 

3.  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Armenfonds. 
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Die  fettgedruckten  Ziffern  sind  Durchschnittslöhne,  beziehungsweise  Prozente. 


1.  Ertr&gnis  des  ArmenfoDds  in 
Kronen  im  Durchschnitt  der 
letzten  drei  Jahre 
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IV.  Aus  der  Geraeinde- 
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Einzelne  Berichte  sprechen  sich  bezüglich  der  betreffenden  Bezirke  in  nach- 
stehender Weise  aus: 

1.  Dort,  wo  industrielle  Unternehmungen  bestehen,  sind  die  dabei 
beschäftigten  Arbeiter  zumeist  Kleinhäusler  und  Inwohner  aus  der  Umgebung,  die 
nur  in  den  seltensten  Fällen  in  eigentlichen  Arbeiterwobnungen  wohnen, 
zum  weit  überwiegenden  Teile  aber  in  kleinen  Bauernhäusern  in  nicht 
geschlossenen  Orten.  Dies  erscheint  von  großer  Bedeutung  für  die  Beurteilung 
der  sanitären  und  der  Wohnungsverhältnisse  auch  dieses  Teiles  der  Bevölkerung, 
wie  auch  der  Verhältnisse,  unter  welchen  die  Jugend  heranwächst.  Die  Gemeinde- 
ärzte  üben  einen  außerordentlich  günstigen  Einfluß  auf  die  Hebung  der  sanitären 
Verhältnisse.  Eine  periodische,  unter  Zuziehung  des  Gemeindearztes  vor- 
genommene  Wohnungsscliau,  wenigstens  der  abseits  gelegenen  kleinen  und  von 
unbemittelten  Inwohnern  bewohnten  Wohnungen,  wäre  geeignet,  den  schwersten 
Obeiständen  abzuhelfen.  Eine  traurige  Folge  des  allgemein  beklagten  Mangels 
an  landwirtschafUichen  Dienstboten  ist  es,  daß  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter 
zu  Arbeiten  herangezogen  werden,  zu  welchen  ihnen  die  nötige  physische  Kraft 
fehlt,  was  sehr  nachteilig  auf  ihre  Entwicklung  einwirkt,  zumal  wenn,  wie  dies  in 
Gebirgsgemeinden  meistens  der  Fall  ist,  die  Ernährung  keine  hinreichende  ist  und 
besonders  Fleischkost  beinahe  gänzlich  fehlt.  Eine  Folge  des  Mangels  an  landwirt- 
schafUichen Dienstboten  ist  es  auch,  daß  die  Bevölkerung  trachtet,  die  Jugend  so 
früh  als  möglich  der  .Vlllagsschule  zu  entziehen  und  der  Fortbildung  der  Jugend 
nach  dem  Austritte  aus  dem  schulpflichtigen  Alter  nicht  freundlich  gegenübersteht. 
Der  gewerbliche  Fortbildungskurs,  welcher  unter  derLeitung  eines  von  den  zwölf 
vereinigten  Genossenschaften  gewählten  Komitees  steht,  von  den  I.etirlingcn 
frequentiert  wird  (etwa  25)  und  vom  Oktober  bis  April  währt,  bewährt  sich  vor- 
züglich und  dürfte  in  nächster  Zeit  zu  einer  Fortbildungsschule  ausgestaltet 
werden.  Die  landwirtschaftlichen  Fortbildungskurse  könnten  außerordentlich  günstig 
auf  die  Fortbildung  der  der  Schule  entw'achsenen  Jugend  einwirken,  wenn  sie 
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enL^prncliend  ausgeRlaltfil  und  allgemoin,  womöglich  an  allen  Landschulen 
während  der  Wintermonatc  eingeführt  würden.  Tatsächlich  geschieht  für  die 
Fortbildung  der  Jünglinge  in  der  Zeit  von  ihrem  Austritte  aus  der  Schule  bis  zur 
Assentierung  gar  nichts  und  es  ist  nicht  zu  wundern,  daß  Jünglinge  das  in  der 
Schule  Gelernte  bis  zur  Stellung  oft  so  weit  vergessen  haben,  daß  sie  kaum  fähig 
sind,  ihren  Namen  zu  schreiben.  Während  in  den  Landgemeinden  mit  Ausnahme 
von  zwei  Orten  keine  Kinderbewabranstalten  bestehen,  besteht  in  jeder  Markt- 
gemeinde je  eine  solche  Anstalt.  Der  Vorteil  dieser  Anstalten  ist  ein  eminenter; 
denn  gerade  diese  Anstalten  sind  es,  die  der  Verwahrlosung  der  Kinder  im  frühen, 
vorschulpflichtigen  Alter  am  meisten  entgegenwirken.  Mit  allen  diesen  Anstalten 
sind  auch  Arbeitsschulen  verbunden.  Von  den  Schulleitungen  werden  die  erzielten 
Erfolge  dieser  Anstalten  lobend  anerkannt.  Gespart  wird  nur  von  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern,  während  die  gewerblichen  Arbeiter,  obwohl  sie  höheren  Lohn 
genießen,  nicht  sparen.  Letztere  besuchen  viel  häufiger  die  Gasthäuser  und 
treiben  überhaupt  höheren  Aufwand  wie  die  landOTrtschaftlichen  Dienstboten. 
Recht  erfreulich  ist  die  Erscheinung,  daß  von  jugendlichen  landwirtschaftlichen 
Arbeitern  nicht  unbedeutende  Ersparnisse  in  den  Raifieisenkassen  hinterlegt 
werden.  Trunksucht  und  R.-mfereien  kommen  in  diesem  Bezirke  nicht  häufig  vor, 
auch  wird  im  allgemeinen  über  das  Betteln  der  Kinder  nicht  geklagt  und  gehören 
Fälle  von  Kindermißhandlungen  zu  den  größten  Seltenheiten.  Im  allgemeinen 
hat  ja  die  Bevölkerung  sehr  gutmütigen  Charakter  und  es  werden  die  Kinder 
liebevoll  behandelt.  Nicht  dem  Mangel  an  gutem  Willen,  sondern  dem  Unverstände, 
der  Indolenz,  der  wirtsehaftliclien  Notlage  und  dem  Mangel  an  genügenden  Hilfs- 
kräften sind  die  in  der  Erziehung  der  Kinder  wahrgenommenen  Cbelslände  zuzu- 
schreiben. Sehr  bemerkenswert  ist  die  große  Anzahl  der  außerehelichen  Geburten, 
liesonders  in  den  Gebirgsgemeinden,  und  sehr  beklagenswert  die  Anzahl  der 
Mädchen,  die  schon  in  sehr  jugendlichen  Jahren,  kaum  der  Schule  entwachsen, 
Mutter  werden.  Mangelnde  Aufsicht  bei  den  verschiedenen  landwirtschaftlichen 
Arbeiten,  insbesondere  aber  bei  der  Almwirtschaft,  trägt  einen  Großteil  der  Schuld 
daran.  Die  Armenpflege  liegt  in  vielen  Gemeinden  sehr  im  argen.  Bei  dem 
Umstande,  daß  die  Gemeinden  hinsichtlich  der  Armenpflege  so  gut  wie  gar  nicht 
überwacht  werden  — der  Landesausschuß  wird  von  einzelnen  Parteien  der  Ent- 
fernung und  der  Umständlichkeit  der  schrifllichen  Beschwerde  wegen  wohl  nur 
in  den  seltensten  Fällen  aiigemfen  — hängt  es  ganz  von  dem  mehr  oder 
minderen  Wohlwollen  und  der  Einsicht  der  Gemeindefunktionäre  und  Annenvüter 
ab,  in  welcher  Weise  die  Armenpflege  gehandhabt  wird  und  leider  gehört  cs  zu 
den  nicht  seltenen  Wahrnehmungen,  daß  alte,  kranke  Leute  in  die  Einlage 
gegeben  werden,  deren  Unterbringung  in  einem  Krankenhause  oder  einem  Vor- 
sorgungshause  dringend  geboten  wäre.  Die  gar  nicht  entsprechende  Armenpflege 
und  der  Mangel  an  guten  Anstalten  in  genügender  Anzahl,  woselbst  verwahrlo.ste 
oder  verkrüppelte  Kinder  auch  von  unbemittelten  Eltern  untergebracht  werden 
können,  gehört  gewiß  zu  den  traurigsten  Erscheinungen  unseres  öffentlichen 
Lebens,  die  einer  Remediir  am  dringendsten  bedürfen. 

2.  Die  Armenpflege  nach  dem  bisher  üblichen  System  bildet  einesteils  für 
die  Gemeinden  eine  geradezu  unerschwingliche  Last  und  andrerseits  muß  sie 
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dennoch  als  vollkommen  unzureichend  und  sehr  im  argen  liegend  bezciclmet 
werden.  Wenn  liierin  Wandel  ge.schaffen  werden  könnte,  würde  damit  auch  der 
Verwahrlosung  der  Kinder  bedeutend  gesteuert  werden. 

3.  Aus  der  Übersicht  ergibt  sich,  daß  in  diesem  politischen  Bezirke  bei  der 
religiösen  und  zum  Teile  in  patriarchalischen  Verhältnissen  lebenden  Bevölkerung 
von  einer  Kinderverwahrlosimg  im  eigentlichsten  Sinne  des  Wortes  nicht 
gesprochen  werden  kann.  Eine  erfolgreiche  Aktion  der  Kinderfürsorge  (ins- 
besondere für  bessere  Schulbildung  und  Erziehung)  Irätte  zur  Voraussetzung  vor 
allem  die  Hebung  des  allgemeinen  Volkswohlstandes;  letztere  würe  bedingt  durch 
die  Schaffung  besserer  Verkelirsverhältiiisse,  neuer  Erwerbszweige  und  hiedurch  von 
ArbeitsgelegenheiL  Auf  dem  Gebiete  der  Landwü-tscliaft  müßte  der  Ausbau  des 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesen.^  und  die  fachliche  Ausbildung 
gefördert  werden;  ebenso  die  gewerbliche  Fortbildung.  Insbesondere  bei  der 
Kinderfürsorge  wäre  zu  empfehlen  die  Heianziehung  (eventuell  Subventionierung) 
der  Landärzte  sowie  Ausgestaltung  des  Sanitätswesens  in  den  Gemeinden 
überhaupL  so  daß  die  Landärzte  bei  ihrer  mehr  oder  minder  ausgedehnten  Praxis 
in  die  Lage  versetzt  würden,  diesem  Teile  der  ärztlichen  Tätigkeit  eine  erhöhte 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  (Lokalgesundheitskommission,  Schulärzte  u.  s.  w.l. 
Der  Übertritt  der  Alltagsschüler  iii  den  verkürzten  Unterricht  ist  zu  früh  gesetzt; 
längere  alltägliche  Einwirkung  auf  die  Jugend  von  Seite  der  Schule  ist  unbedingt 
notwendig,  ebenso  intensive  Hebung  der  Volksbildung,  mit  welcher  Volkswohlfahrt 
verbunden  ist,  ferner  größere  Obsorge  des  Staates  für  die  Volksschule.  Die  Schaffung 
eines  Erziehungsgesetzes  ist  selu-  notwendig;  Rauchverbot  bis  zu  einem  gewissen 
iVlter;  Schaffung  von  Gelegenheiten  zur  geistigen  und  köi-perlichen  Ausbildung  der 
Jugend;  Hebung  der  sanitären  Verhältnisse  in  der  Familie;  größere  Einwirkung 
im  Guten  mid  Schönen  auf  die  Jugend  durch  die  Erwachsenen  in  und  außer 
dem  Hause. 


E.  Nach  Äußerungen  der  Pflegschaftsgorichtu 

soll  der  Kindersclmtz  als  ein  Teil  der  ganzen  .sozialen  Frage*  in  Verbindung 
mit  den  ausgiebigsten  Mitteln  aller  Art  und  im  Zusammenwirken  aller  maß- 
gebenden Faktoren  organisiert  sein.  Aber  gerade  deswegen  ist  zur  Zeit  die 
Arbeit  auf  diesem  Gebiete  die  allerschwierigste  und  nicht  zum  mindesten  für  die 
Gemeindewaisenräle,  die  festen  Sinnes  etwas  uusriciilen  wollen  und  die  auch  für 
ihre  Barauslagen  noch  keine  Entschädigung  erhalten. 

Wer  sich  da  Vorspannen  läßt  an  den  schweren  Lastwagen,  muß  eine  zwei- 
imd  dreifache  Ration  ausfassen  von  Nächstenliebe,  Einsicht,  Tatkraft,  Geduld, 
Opferwilligkcit  und  Selbstüberwindung;  denn  es  geht  häufig  genug  durch  die 
Nacht  des  Unverstandes  und  im  Zwielichte  des  Zweifels  auf  noch  ungebahnten 
Wegen  über  Stock  und  Stein  und  durch  Versumpfung  hinein  in  die  Wildnis 
menschlichen  Elends.  Es  heißt  sehr  viel  cinstecken  und  soll  alles  nichts  kosten. 
Unter  dem  Hinweise,  daß  die  vorhandenen  Mittel  gar  nicht  laugen  für  die  bisherige 
Armenpllege,  ja  diese  ohnehin  gegen  früher  ungleich  höhere  Auslagen  infolge 
der  schon  fühlbaren,  energischen  Handhabung  der  W^aisenfOrsorge  verursachen, 
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besieht  keine  besondere  Geneiglheil  gegenüber  neuen  Wohlfahrtseinrichtungen 
und  Kosten.  Kein  Zweifel,  daß  schon  das  Armenwesen  arg  notleidend  ist  und  die 
kleineren  Gemeinden  für  sich  allein  häufig  nicht  leistungsfähig  sind,  daher  auch 
eine  durchgreifende  Reform  des  Armenwesens  längst  notwendig  geworden  ist. 
Um  so  mehr  muß  die  allgemeine  Einsicht  zum  Durchbruche  kommen,  daß  eben 
durch  umsichtige  Fürsorgeerziehung  am  allerwirksamsten  der  Verarmung  und 
Verwahrlosung  entgigengcarbeitet  wird  und  günstige  Gelegenheiten,  welche 
Mittel  einbringen,  in  erster  Linie  für  diese  Zwecke  auszunützen  sind.  Und  ist 
einmal  die  eine  oder  .andere  Wohlfahrtseinrichtung,  wo  es  halbwegs  möglich  ist, 
mit  sichtlich  günstigem  Erfolge  hergestellt,  geht  es  schon  vorwärts. 

F.  Berichte  der  kirchlichen  Behörden. 

1.  Das  bischöfliche  Ordinariat  hat  über  die  folgenden  Fragen  von  allen 
Dekanalsämlern  Gutachten  eingeholt  und  dieselben  in  einem  umfangreichen 
Berichte  zusammengefaßl. 

Wie  ist  es  mit  der  Sittlichkeit  bestellt  bei  Kindern  und  Jugendlichen?  Welche 
Gebrei-.hen  sind  besonders  auffallend  und  worin  sind  sie  begründet? 

Der  sittliche  Zustand  der  Jugend  ist  im  allgemeinen  ein  befriedigender. 
Ein  bedauerlicher  Niedergang  ist  jedoch  allcrwärts  bemerkbar.  Ursache  meist 
schlechter  Einfluß  der  Eltern  oder  Erwaclisenen  überhaupt.  Beschränkte 
Wohnungen,  Auslieferung  von  Pflegekindern  an  Personen,  denen  die  Erziehung  ein 
reines  Geschäft  ist,  und  Annahme  an  »Kindesstatl*,  um  sich  unbezahlte  Dienst- 
boten zu  verschaffen,  unbegrenzte  Genußsucht  und  Alkoholismus,  mangelhafte 
polizeiliche  Überwachung  der  Sperrstunden,  unumschränkte  Freiheit  der  Jugend 
hinsichtlich  des  Gasthausbesuches  und  volle  Freiheit  der  Schankinhaber;  öffent- 
liche politische  Straßenaufzüge  und  Demonstrationen,  zahllose  Tanzunlerhaltungen, 
die  pornographischen  Erzeugnisse  der  Presse  und  die  anstößigen  vielfachen  Schau- 
stellungen, das  Prostituierten-  und  Schlafgehenmwesen  und  die  Konkubinate  und 
der  lichtscheuen  Gewerbe  so  mancher  Geschäfte  mit  ehrlichem  Aushängeschild 
und  die  sattsam  bekannte  schlechte  Presse. 

Wie  ist  es  überhaupt  mit  der  Erziehung  bestellt  hinsichtlich  Schulung  und 
Verständnis  und  Umsicht  in  den  einzelnen  Pfarrsprengeln?  Wird  den  religiösen 
Pflichten  entsprechend  nachgekomraen,  oder  wo  fehlt  es? 

Obelslände  im  Elternhause  und  in  der  Schule;  Emst  und  Strenge,  häusliche 
Nachhilfe  und  Fortbildung  nicht  selten  mangelhaft  im  Eltemhause  und  Duldung 
des  freien  Gassen-  und  Lokalverkehres  von  Kindern  zu  später  Abendstunde.  Die 
Seelsorger  sind  wohl  meist  die  einzigen,  die  da  entgegen  wirken.  Mangelhafte 
Unterstützung  der  Kirche  seitens  der  Schule,  ganz  abgesehen  von  dem  ganzen 
Gepräge  der  Neuschule  mit  ihrem  der  Religion  abholden  Charakter,  auch  zutreffend 
bei  gar  vielen  Lehrern.  Der  ganztägige  Unterricht,  auf  dem  Lande  ungünstig  ein- 
wirkend in  sittlicher  Beziehung,  wenn  Kinder  über  Mittagszeit  in  und  außer  der 
Schule  ohne  Aufsicht.  Mangelnder  Privatunterricht  für  verdorbene  Kinder,  die 
ausgeschlossen  werden  sollten,  mangelndes  Züchtigungsrecht,  gefährlicher  Einfluß 
gewisser  Jugendspiele.  Zu  oft  mangelndes  gutes  Beispiel  der  Vorgesetzten,  der 
gebildeten  Stände  und  Gesellschaftskreise  in  Ausübung  der  religiösen  Pflichten. 
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Was  ist  bezüglich  des  Religionsunterridites  geschehen,  um  den  gesteigerten 
sozialen  Anforderungen  zu  entsprechen? 

Eine  kleine  Vermehrung  der  Religionsstunden  für  die  Volksschulen; 
Bemühung,  in  jeder  Lehranstalt  religiösen  Unterricht  erteilen  zu  lassen;  besonders 
pädagogische  Bildung  des  Klerus  in  den  Seminarien  und  katechetische  Kurse. 
Segensreiche  Wirksamkeit  der  christlichen  Vereine  und  Bündnisse  sowie  der 
klösterlichen  Kongregationen.  Ihren  Bemühungen  in  neuester  Zeit  entgegen  den 
Stürmen  gegen  das  katholische  Schulgebet,  die  Bestrebungen  der  »Freien  Schule* 
und  die  geplante  .Ehereform*,  welche  sich  die  Hand  reichen  zur  Zerslönmgs- 
arbeit  an  wahrer  Erziehung  und  Sittlichkeit.  Anfangs  Juli  d.  J.  wird  in  Linz  der 
dritte  Charitaskongreß  unter  dem  Vorsitze  des  Landeshauptmannes  tagen,  der  sich 
mit  der  Frage  des  Kinderschutzes  vielseitig  und  eingehend  beschäftigen  wird. 
Schließlich  werden  auch  Persönlichkeiten  namhaft  gemacht,  die  sich  um  die 
Kinderfürsorge  sehr  verdient  gemacht  haben  und  den  damit  zusammenhängenden 
Zielen  besonderes  Interesse  entgegenbringen.  Des  weiteren  wird  ganz  besonders  hin- 
gewiesen auf  den  segensreichen  Verein  .Das  Seraphische  Liebeswerk*,  gegründet 
vor  zwei  Jahren  über  Initiative  des  Bischofes  und  betont:  .Eine  wahre  Sittlichkeit 
kann  nur  auf  dem  Fundamente  des  positiven  Glaubens  aufgebaut  werden  . . . 
daher  konfessionslose  Anstalten  nur  als  halbe  Maßregel  betrachtet  werden  können, 
die  keine  Gewähr  sicheren  Erfolges  geben.“  Religion  ist  die  höchste  Kultur  und  in 
dieser  Erkenntnis  hat  auch  der  heilige  Vater  Pius  X.  am  Beginn  seinesPontifikates 
das  Losungswort  gegeben:  .Omnia  restaurare  in  Christo!* 

Aus  den  katholischen  Pfarren  liegt  nur  eine  unmittelbare  Äußerung  vor. 

Verrohte  und  verwahrloste  Kinder  eigentlichen  Sinnes  werden  in  der 
hiesigen  Gemeinde  wenig  oder  nicht  gefunden  sein,  aber  es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  daß  die  Zeit,  in  welcher  wir  solche  hier  haben  werden,  nicht  fern  ist. 
Die  Proletarisierung  unserer  Bevölkerung  schreitet  rasch  vorwärts  und  danmter  muß 
schließlich  die  Jugend  schwerstens  leiden.  Bei  uns  kommen  nämlich  die  jungen 
Leute  sehr  rasch  zu  schönem  Verdienen.  So  lange  sie  Eltern  haben  mit  Waldbesitz, 
arbeiten  sie  für  diese  im  Walde  und  erhalten  nur  zugesprochen,  was  sie  für 
Kleidung  etc.  und  zu  bescheidenen  Vergnügungen  bedürfen.  Durch  die  Ungunst 
der  Verhältnisse  (teure  Übernahmen,  hohe  Besteuerung,  unvernünftiges  Roden  des 
Waldes,  liederlicher  Lebenswandel  etc.)  verschwindet  hier  der  kleine  Besitz  und  der 
Besitzer  wird  zum  Lohnarbeiter.  Auch  seine  Kinder  werden  dasselbe,  verlassen 
schon  frühzeitig  ihre  Eltern  und  wenn  nicht,  haben  die  Eltern  an  Autorität  doch 
eingebüßt,  ihr  Einfluß  schwindet.  Sie  arbeiten  ja  nicht  mehr  oder  selten  gemeinsam 
und  nicht  für  eine  wertvolle  Sache,  das  väterliche  Gut.  Der  jugendliche  Arbeiter 
verdient  nicht  mehr  mit  für  die  Eltern  und  den  Besitz  derselben  und  hat  auch  nicht 
oder  selten  ein  Verständnis  dafür,  daß  man  in  der  Jugend  sparen  müsse,  um  später 
das  Nötige  zu  haben.  In  diesen  Jahren  fallen  die  jungen  Leute  bei  ihrem  reich- 
lichen Verdienste,  den  sie  frei  verwenden  dürfen,  der  Genußsucht  zum  Opfer.  Jung 
gewohnt,  alt  getan!  Bar  jedes  Opfermutes,  nur  auf  sich  selbst  bedacht,  gründen 
sie  sich  Familien,  obwohl  sie  mit  ihrem  Verdienste  nicht  einmal  für  die  eigene 
Person  auskommen.  Die  graue  Sorge  regiert,  Mann,  Weib  und  auch  die  Kinder 
sinken  physisch  und  moralisch  herab.  Bei  uns  hätten  zweifellos  ohne  kräftigste 
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Anwendung  jener  Mittel,  die  dem  kleinen  Besitzer  sein  wenn  auch  bescheidenes 
Fortkommen  auf  Eigentum  sichern  (Erleichterung  der  Schuld  und  Steuerlasten, 
Verhinderung  starker  Belehnung,  Verliinderung  der  Vereinigung  kleiner  Güter 
in  Weniger  Händen,  Verstärkung  der  väterlichen  Autorität  gegenüber  Minder- 
jährigen, Verwendung  eines  Teiles  des  Lohnes  Minderjähriger  zu  Einlagen,  um 
ihn  unvernünftiger  Verw'endung  zu  entziehen,  eine  gute  Wirkung  und  würden 
einer  künftigen  Verwahrlosung  der  Jugend  trefflich  entgegen  arbeiten. 

Nach  dem  zusammonfassenden  Berichte  der  Öberösterreichischen  evan- 
gelischen Superintendentur  ist  es  mit  der  Sittlichkeit  bei  Kindern  und  Jugend- 
lichen in  den  verschiedenen  Gemeinden  verschieden  l)estellt  und  haben  über 
besondere  Verwahrlosung  derselben  nicht  alle  Pfarrämter  zu  klagen.  Vielfach 
werden  aber  die  seelsorgerlichen  Bemühungen  der  Geistlichkeit  auf  die  Behebung 
sittlicher  Obelstünde  beeinträchtigt  durch  die  Unzahl  von  Gasthäusern  und  Schank- 
stätten, durch  die  Verbreitung  von  unsittlichen  Schriften  und  Bildern,  durch  die 
verderblichen  Sensationsberichte  aus  dem  Gcrichtssaale,  durch  das  verderbliche 
Beispiel  der  in  den  Städten  oder  beim  Militär  vielfach  um  allen  sittlichen  Halt 
gekommenen  und  wieder  in  ländliche  Verhältnisse  zurückkehrenden  Envachsenen, 
durch  den  in  den  Tages-  und  Witzblättern,  bei  vielen  Volksversammlungen  und 
zumal  auch  im  Parlamente  herrschenden  rohen  Ton  und  durch  das  hiedurch 
gegebene  schlimme  Beispiel  von  oben  her.  Verbot  des  Gasthausbesuches  und  der 
Tanzunterhaltungen  für  Kinder  und  Jugendliche,  strenge  Überwachung  der  'Woh- 
nungsverhältnisse,  Kampf  gegen  die  Schmutzliteratur,  Einführung  der  zweijährigen 
Dienstpflicht,  Aufliebung  des  Verbotes  der  Bibelkolportage  könnten  segensreich 
wirken.  Einen  kaum  gutzumachenden  Schaden  fügte  der  evangelischen  Erziehung 
und  den  evangelischen  Gemeindeschulen,  ohne  es  zu  wollen,  das  Reichsvolkschul- 
gesetz zu,  welches  im  § 2 die  früher  öffentlich  gewesenen  evangelischen  Ge- 
meindeschulen zu  Privatschulen  degradierte  und  jene  evangelischen  Gemeinden, 
welche  ihre  Schulen  nicht  aufließen,  nötigte,  die  Lasten  der  öffentlichen  Schulen 
mitzutragen,  ohne  für  ihre  Schulen  — wenigstens  in  Oberösterreich  — eine  Sub- 
vention aus  Landesmitteln  zu  erhalten.  So  fristen  die  evangelischen  Privatschulen, 
die  für  die  Erziehung  der  Kinder  im  evangelischen  Geiste  so  notwendig  wären, 
ein  kümmerliches  Dasein  — können  sich  nicht  fortentwickeln,  wie  es  den  sozialen 
Anforderungen  entsprechend  so  wünschenswert  wäre. 

Die  altkatholische  Gemeinde  Ried  bezeichnet  den  Sittlichkeitsstand  in  ihrer 
Gemeinde  als  einen  verhältnismäßig  günstigen  und  wird  im  Religionsunterrichte 
auf  die  Veredlung  des  Herzens  und  Heranbildung  von  Charakteren  hingewirkt. 

Die  israelitischen  Kultusgemeinden  Linz  und  Steyr  sind  ebenfalls  zufrieden 
mit  dem  Zustande  ihrer  Jugend  in  sittlicher  und  religiöser  Beziehung.  Beim 
Religionsunterrichte  wurde  eben  mit  Rücksicht  auf  die  gesteigerten  sozialen 
Anforderungen  weniger  auf  den  formellen,  als  auf  den  ethischen  Teil  der  Religion 
die  größte  Sorgfalt  verwendet.  Es  wird  aber  als  sehr  wünschenswert  befunden, 
wenn  ihre  Kinder  an  den  üblichen  Schulgebcten  teilnehmen  könnten. 
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SchluBbemerkung. 

Die  tatsächliche  Verwahrlosung  xnit  ihren  Erscheinungsformen  ist  bereits 
im  IIL  Abschnitte  festgestellt,  soweit  die  Erhebungen  von  Erfolg  waren.  Das  positive 
Resultat  beschränkt  sich  also  nur  auf  die  dort  angefülirten  sehr  lückenhaften  Daten 
und  wäre  insbesondere  hienach  die  Führung  eines  eigenen  Vormerkes  über  die 
sämtlichen  Notionierten  in  Verbindung  mit  den  Waisenkarten  bei  den  Pflegschafls- 
gcrichten  notwendig.  — Der  k.  k.  Landesschulrat  knüpft  am  Schlüsse  seines 
Jahresberichtes  pro  1902/3  die  Bemerkung:  «Die  Zahl  jener  Oitechulräte,  die 
ihren  Ohliegenheiten  genügt  zu  haben  glauben,  wenn  sie  für  die  unumgänglich 
notwendige  Beheizung  der  Schulzimmer  sorgen,  ist  noch  immer  sehr  groß.  Die 
Erhaltung  der  Schulgebäude  und  die  innere  Ausgestaltung  der  Schulverhültnisse 
läßt  sie  kalt.  Sie  ignorieren  scbulbehördliche  Aufträge  und  treffen  eigenmächtig 
Verfügungen,  bestimmen  z.  B.  den  Beginn  der  Ferien,  olme  auch  nur  dem  Bezirks- 
schulrat eine  iknzeige  zu  erstatten.  Sie  treten  jeder  notwendigen  Schulerweiterung 
entgegen  und  erblicken  in  der  Einfülirung  des  Halbtagsunterrichtes  in  allen 
Klassen  eine  besondere  Errungenschaft.  Die  Ortsschulinspektoren  lassen  sich  oft 
das  ganze  Jalu-  hindurch  in  der  Schule  nicht  sehen.  Erfreulicherweise  gibt  es  ira 
Kronlande  auch  Ortsschulräle,  die  den  Aufgaben  der  Schule  Verstämlms  und  Eifer 
entgegenbringen  und  nicht  bloß  für  die  sachlichen  Bedürfnisse  der  Schule  soi  gen, 
sondern  auch  dem  Schulbesuche  die  gebührende  Aufmerksamkeit  zuwenden  und 
die  Lehrkräfte  in  ihrer  oft  schwierigen  Wirksamkeit  kräftig  unterstützen.“ 

Ein  derartiger  Notruf  von  solcher  Stelle  aus  darf  und  soll  nur  aufgefaßt  werden 
als  der  Ausdruck  sclunerzlichsten  Empfindens,  wie  weit  die  Erziehungsnot  zurück- 
greift. Und  soll  es  Emst  werden  mit  einem  gründlichen  Wandel  im  Erzieliungs- 
wesen,  dann  muß  zugleich  in  aller  Aufrichtigkeit  und  Herzkräfligkeit  entgegen 
aller  politischen  Frömmelei  und  Scheinheiligkeit  und  Intoleranz,  die  den  Volks- 
charakter verdirbt,  hingesteuert  werden  auf  eine  allgemeine  Wiederaufrichtung 
des  tiefen  religiösen  Sinnes  im  Familienleben.  Nach  seiner  ganzen  Individualität 
ein  auserwählter  Gewährsmann  auf  dem  Gebiete  des  religiösen  Erziehungswesens 
im  Lande  äußert  seine  private  Anscliauung,  wie  im  nachfolgenden  auszugsweise 
wiedergegeben:  . . Das  moralische  Elend  schreit  nach  Abtiilfe  wider  soziales 

Elend.  Die  öffentliche  allgemeine  Moral  muß  gehoben  werden.  Die  Erziehung 
beruht  auf  Autorität;  wie  können  Kinder  erzogen  werden,  wenn  sie  allenthalben 
die  Autorität  verachtet,  bekämpft,  gehaßt  sehen,  vielleicht  sogar  jene  als  Kämpfer 
wider  die  Autorität  sehen,  die  Erzieher  des  Kindes  sein  sollten.  Was  nützt  es,  dem 
Kinde  Tugend  zu  predigen,  weim  allüberall  im  Bild,  im  Wort  das  Laster  sich  ihm 
aufdrängt,  die  Nerven  reizt,  schwächt  und  das  geschwächte  Kind  elend  verzehrt! 
Die  Publizität  ist  vielfach  ein  Fluch  geworden:  Die  Publizität  des  freien  Lasters, 
die  Publizität  der  zersetzenden  Kritik,  die  Publiziiät  der  Ehrabschneidungen  und 
Verleumdungen.  Es  gibt  keine  .Sünde“  mehr  — dafür  um  so  mehr  Verbrechen 
imd  Vergehen.  Im  Gefängnis  findet  dann  der  Jugendliche  .Religionsunterricht“. 
Wie  viel  kann  aber  überhaupt  der  Religionsunterricht  nützen,  2 oder  3 Religions- 
stunden, wenn  keine  religiöse  Erziehung  gegeben  wird.“  ....  Um  so  mehr  muß  der 
Religionsunterricht  verbreitet  und  vertieft  werden  . . . dann  sollte  aber  erst  die 
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Hauptsache  kommen,  die  Belebung,  die  Vollendung  zum  Ziel:  Die  religiöse 
Erziehung.  Kann  das  überhaupt  der  Katechet  allein  leisten?  . . . Zur  postulierten 
Vertiefung,  Verbreitung,  Befeuerung  des  Glaubens,  des  Glaubenslebens,  zur 
Weckung  und  Einführung  des  Kindesgeistes  für  und  in  die  Schönheiten  des  Gottes- 
dienstes, die  Großartigkeit  der  Offenbarungsgeschichte  und  auch  der  Kirchen- 
geschichte (die  so  vielfach  Kunst-  und  Kulturgeschichte  ist),  zu  dem : Das  Kind 
atmen  zu  lassen  die  soziale  Bedeutung  kirchliclier  Einrichtungen,  so  mancher 
Heiligen.  Zu  all  dem,  w.as  die  Seele  des  Kindes  erst  recht  erweitern,  begeistern, 
was  ihm  die  .Roligionsstunden“  erst  recht  interessant  und  lieb  und  teuer  machen 
könnte,  wie  soll  dazu  ein  Volksschulkatechet  kommen!  Ich  sage  nicht,  daß  man 
das  alles  dem  Kinde  vordozieren  sollte,  ich  sage  nur,  dafür  geweckt  soll  der  Geist 
des  Kindes  werden  können.  . . . Wenn  aber  die  Religion.sstunden,  eine  um  die 
andere,  im  mühsamen  Abfragen  nach  dem  Gelernten,  im  mühsamen  Fortarbeiten 
am  Notwenigsten  verlaufen  müssen,  kann  das  dem  Kinde  Glaubensfreudigkeit 
bringen?  Rede  ich  nun  vielleicht  einer  weiteren  Vermehrung  der  Religionsstunden 
das  Wort?  Wir  haben  jetzt  schon  kaum  Leute  genug,  die  wenigen  zu  halten!  Was 
also?  . . . Hilfe,  Unterstützung  in  der  Arbeit  von  allen  Seiten,  Vorarbeit,  Mitarbeit, 
nichts  vernachlässigen,  aber  bei  allen  ein  Ziel:  Die  Erziehung!  Welche?  Wie  lautet 
die  programmatische  Scheidung  für  das  XX.  Jahrhundert:  Für  oder  gegen 
Autoritätsglauben!  Und  worauf  beruht  die  Erziehung?  Der  Staat?  Die  Ordnung? 
Gebt  doch  allen  Kindern  in  die  Not  des  Lebens  einen  Schatz:  Ein  reiches  Wissen  (die 
Schule  bahne  es  an!),  ein  rechtes  Können,  ein  gutes  Herz,  einen  frommen  Sinn! 

Die  innigste  Beziehung  der  obervormundschaftlichen  Behörden  zu  den  Ver- 
wahrlosten, Hilflosen,  insbesondere  aber  auch  zu  den  Pflegestätten  des  Kindes 
kann  aufrichtig  freudig  begrüßt  werden;  sie  entspricht  sicherlich  der  idealen  Auf- 
fassung von  Staatsgewalt  und  Staatsaufgabe.  Der  Betätigung  der  staatlichen 
Behörden  auf  diesem  Gebiete  muß  mit  vollem  Vertrauen  entgegengesehen  werden 
nach  den  Erfahnmgen,  die  bisher  diesbezüglich  in  unserem  Lande  gemacht  wurden.“ 


Benützte  Materialien. 

1 . Jahresberichte  des  k.  k.  oberösleircichischen  Landesschulrates  über  den  Zustand  des 
Yolksschulwesens  in  Oberösterreich  für  die  letzten  3 Jahre  samt  statistischen  Ausweisen  Qber  die 
letzten  10  Jahre. 

3.  Jahresbauptberichte  der  k.  k.  Bezirksschulinspektoren  für  die  letzten  10  Jalire. 

3.  Tabellen  über  die  SohuiverhiUtnisse  in überOsterreich,  Zeitschrift  des  oberösterreichischen 
Landeslehrervereines,  1905,  Nr.  11,  12,  13  und  19. 

4.  Dr.  Reicher:  Die  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend,  I.  und  U.  Teil,  Wien,  1904/5, 

Manz. 

5.  Jugendfürsorge  und  Strafrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  ven  Amerika,  Dr.  J.  H.  Bacne 
reither;  Leipzig,  Duncker  & Humblott,  1905. 

6.  Geschichte  und  Statistik  des  Volksschulweseus.  Jubilüunissonderausstellung  .Jugend* 
halle*,  Wien  1898. 

7.  Kronprinzenwerk. 

8.  Jahresbericht  der  Öberösterreichischen  Handels-  und  Gowerbekamraer  pro  1899. 

9.  Jules  Meline:  .Die  Rückkehr  zur  Scholle';  Berlin,  Paul  Parey,  1906. 

lU,  56,  und  74.  Baud,  11.  Heft,  der  k.  k.  sLalistischen  Zeutralkomtuission  in  Wien. 
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11.  Tätig^keitsbericht  des  Landesobslhauvereinos  Air  NiederOslcrroIcIi  pro  1905. 

12.  Jäiiresbericht  über  deo  Besuch  der  slSlndigea  tandwirlschufUichen  Vortr&ge  tu  OUer- 
bach-Sebärding. 

13.  , Deutsche  landwirtschaftliche  Presse*«  Berlin  1905,  Nr.  98. 

14.  , Volksbote*«  *1®*  Öberösterreichischen  VolksbÜdungsvcreines,  Sonderbeilagen 

ex  1902/1904: 

a)  Die  Kinderfürsorge  — Eiiiehung  In  Österreich,  von  Dr.  Karl  Pröll; 

b)  Über  das  Bedürfnis  einer  zeitgemäßen  Ausgestaltung  des  Öberösterreichischen 
Votksbildungsvereines,  von  Dr.  Hanz  ZöU; 

e)  Die  WaisenfOrsorge  für  den  Gcrichtsbezirk  Eferding,  von  demselben 

d)  Kinderschutzpflege,  von  demselben.  19U5. 

15.  Piliwein:  Geschicble,  Geographie  und  Statistik  von  Oberösterreich>  Linz,  1832. 

16.  Erfahrungen,  Ratschläge  und  Bedingnisse  für  Schule  und  Familie  zur  richtigen  Kinder* 
erziebung,  von  Kranz  Jaeger,  Bürgerschullchrer,  Wien.  lS9i  Manz'sche  Buchhandlung. 

17.  .Entwurf  eines  Brziehungsgesetzes*,  von  Lehrer  J.  Niemetz  io  W'ien,  1898,  Verlag  des 
usterrcichischen  Lehrerbundes,  V.,  Nikolsdorferslraßo  18. 

18.  Statuten  des  Vereines  .Kinderhort*  in  Linz. 

19.  .Humanität*,  Monatsschrift,  Heichenhei^,  1905. 

20.  .Kinderafheit  und  Kinderschlitz*,  U.  Agahd.  Leipzig,  Felix  Dietrich,  1904. 

21.  Gewerbegesetz  und  respektive  Novelle  vom  25.  Februar  1902. 

22.  .Über  die  Behandlung  der  verbrecherischen  und  arg  verwahrlosten  Jugend  in  Oster* 
reich*,  von  Dr.  A.  Zucker.  Wien,  190t,  Manz. 

23.  .Die  sozialen  Aufgaben  der  deutschen  Städte*,  zwei  Vorträge,  gehalten  auf  dom  I. 
deutschen  Slädtelag  in  Dresden,  2.  Septemlwr  1905;  Leipzig,  Duncker  & Humblotl. 

24.  .Die  Scheidung  der  Schüler  nach  ihrer  Begabung*,  Mannheimer  Schulreform  von 
Dr.  Sikingor  und  Gegenschrift  von  G.  Hcydner  ln  Nümbe^. 

25.  Jahresbericht  des  Unterstützungsvereines  für  arme  Schulkinder  in  Linz,  1905. 

26.  Prumemoria  über  einen  planmäßigen  Vorgang  bd  Anlage  von  Schuten  und  der  damit 
zusammenhängenden  W’ohlfohrtseinrichtungcn  \om  vormaligen  k.  k.  StadtschuUnspektor  und 
derzeit  k.  k.  Kealschuldireklor  Hans  Coninicnda,  Ltnz,  6.  Juni  1899,  gerichtet  an  den  Stadtschulrat 
Linz.  Von  demselben  Instruktion  zur  Abgabe  verwahrloster  schulpflichtiger  Kinder  in  eine 
Besserungsanstalt. 

27.  Kalender  .Der  Oberösterreicher*,  linz,  von  Fink,  1906. 

28.  .Pädag<^ische8  Magazin^,  Abhandlungen  vom  Gebiete  der  Pädagogik  und  Uirer  Uilfs- 
wisseoschaAen,  berausgegeben  von  Friedrich  Mann,  Langensalza;  ilcnuaim  Berger  und  Söbne, 
1894  bis  1906. 

29.  Jahresbericht  über  das  höhere  Schulwesen«  von  Konrad  Reihwich  für  190-4,  Berlin, 
WeidniannscliG  Buchhandlung.  1905. 

30.  .Die  Woche*,  Illustrierte  Zeitschrifl,  Berlin,  1906,  A.  Scherl;  HeA  5.  — .Säuglings- 
fürsorgo  in  München.* 

31.  .Über  die  Errichtung  staatlicher  Kinderasyle*,  J.  M.  V.  Bl.  vom  29.  März  1902.  Die 
PflegsebaA  über  die  auf  öffentliche  Unterstützung  angewiesenen  Kinder  über  7 Jahre,  öslerr.  Gerichts* 
Zeitung  Nr.  29  ff.  ex  1901.  .Kindermißhantllung  und  Kimierschutz.* 

32.  Franz  Slelzhamcr,  Einblicke  in  sein  Leben,  Weben  und  Schaffen,  von  Hans  Zoll. 
Band  XI  .Aus  dä  Hoamut*,  linz,  1900,  Verlag  des  Slelzbamerbundes. 

33.  Landwirtschaftliche  ZeitsciiriA  für  Oberöslerrcich  vom  1.  Juli  1902.  .Antrag  des 
landwirtschaltlichen  Bczirksvereines  Eferding  bei  der  Generalversaninilung  der  k.  k.  Öberöster- 
reichischen LandwirtschoAsgesellscliaA  in  Linz  in  Saclicn  der  Waisenfürsorge. 

34.  Dr.  Kerachensteiner  .Staatsbürgerliche  Erziehung  der  deutschen  Jugend*,  Erfurt,  1901, 
Verlag  von  G.  VillareL 

35.  Der  staaUbürgerliche  Unterricht,  von  F.  Staerk.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig,  Verlag 
von  J.  G.  B.  Mohr. 

36.  ZeilschriA  für  Kiuderfurschung,  lnhall&\er*eichuis  der  ersten  10  Jahrgänge,  zusammen* 
gestellt  von  E.  Schulze,  I^ngen:salza  Hermann  Berger  und  Srdiue,  U>05. 
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37.  Anlage  und  Bewirtschaftung  Ton  Schulgärten,  von  Oberlehrer  i.  Perras  in  Grieskirchen, 
Verlag  dos  Katholischen  Landeslehrers'eroines  für  OberOsterreich  in  Grounden. 

38.  Jahresbericht  Aber  die  evaugelische  Waisenanstall  in  Weikorsdorf  bei  Gallneukirchen, 
Linz,  1904. 

39.  Erster  Rechenschaftsbericht  des  AusschuBses  des  ZentralTerbandes  der  Wiener  Waisen- 
räte pro  1905/6. 

40.  Bericht  über  die  Kinderbewahranstalt  (Kindergarten,  Industrieschule  und  Knabenhort)  in 
Windischgarsten,  1906. 

41.  Jahresbericht  der  landwirtschaftlichen  Winterseholen  in  Saaz,  Scfaluckenau,  Pohrlitz 
und  Staab. 

42.  Die  Verletzung  der  elterlichen  Fürsoi^epflicht  und  ihre  Bestrafung.  Vortrag  der  Frieda 
Duensing,  Beiblatt  der  .Münchner  Allgemeinen  Zeitung"  rom  9.  und  11.  Mai  1903. 

43.  Ländliche  Wohlfahrtsarbcit;  Berlin  S.  W.,  deutscher  Dorfschriftonverlag  1901  ff. 

4<i>.  Grüne  Blätter  für  Kunst  und  Volkstum;  Leipzig  und  Berlin  S.  W.  46  bei  G.  A.  Mayer, 
Heirnat-Verlag. 

45.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  oberüslerreichischen  Landtages  1903/5. 

46.  Statuten  des  Pestalozzi-Vercincs  in  Wien  und  Entwurf  einer  landwirtscbaftlich>gewerb> 
liehen  Kolonie,  Ton  Lydia  von  Wolfring,  Wien,  1904. 

47.  Mitteilungen  des  Vereines  der  Beamten  der  üsterreichisclien  Koirektionsanstalten: 
Komeuburg,  lÖOÜ.Oö. 

48.  Die  eingelangten  Fragebogen  der  politischen  Bezirkshehürden  und  Pfarrämter,  der 
Schulleitungen,  Zweiglehrervereinc,  Ortsgemeinden,  Anstalten  und  Pflegschaflsgerichte  mH  den 
Bezirksübersichten  der  k.  k.  Bezirksbauplmannschaften,  den  zusaouneufasseuden  Berichten  der 
geistlichen  Behörden,  den  gutachtlichen  Äußerungen  der  Bezirksärzle,  Bezirksschulinspektoreii, 
Gemoindeärzte,  Anstalten  und  Pflegscliaftsgcrichte  sowie  die  sonstigen  cingelangten  Erhebungen. 
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Referat  über  Ursachen  und  Erscheinungsformen 
von  Kinder-  und  Jugendlichen-Verwahrlosung  im 
Herzogtum  Salzburg.’) 

Erstattet  von 
Dr.  Artur  Stölzel, 

Hof-  und  Goricbliuulvokat  und  Luidoanusarhuftmitglicd  in  Salibarg. 


Als  Referent  für  das  Herzogtum  Salzburg  bezüglich  Ursachen  und  Erschei- 
nungsformen von  Kinder-  und  Jugendlichen-Verwahrlosung  werde  ich  im  folgen- 
den versuchen,  der  Aufgabe,  insoweit  es  in  meinen  Kräften  steht,  gerecht  zu 
werden,  dabei  vor  allem  im  Auge  behaltend,  daß  cs  sich  nicht  um  eine  theore- 
tische Abhandlung,  sondern  um  eine  möglichst  getreue  Wiedergabe  der  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  handelt. 

Bei  Bearbeitung  der  vorliegenden  Materie  kann  ein  gewisses  Gefühl  der 
Befriedigung  nicht  wolü  unterdrückt  werden,  wenn  die  Reihe  von  Fehlrelationen  der 
verschiedenen  politischen,  gerichtlichen  und  Schulbehörden  auf  die  Frage  der  Anzahl 
der  Kinderverwahrlosungen  in  den  einzelnen  Bezirken  und  Gemeinden  ins  Auge 
gefaßt  und  insbesondere  die  Statistik  der  Abstrafungen  der  Kinder  und  Jugendlichen 
sowie  der  Entziehung  der  elterlichen  Gewalt  im  Ilinbbck  auf  die  Bevölkerungszahl 
erwogen  wird  (bei  derzeit  mindestens  200.000 Emwolmeni  in  den  letzten  zw  ei  Jahren 
im  ganzen  40  Abstrafungen  vonKindern  unter  14  Jahren  und  13  Fälle  der  Entziehung 
der  väterlichen  Gewalt,  weiters  147  Fälle  Bestrafung  von  jugendlichen  Personen 
bis  zu  16  Jahren  einschließlich  der  Kinder,  endlich  zirka  100  Fülle  der  ausge- 
sprochenen Verwahrlosung).  Es  sprechen  diese  Zahlen  gewiß  zu  Gunsten  der 
Salzburger  Bevölkerung,  dies  um  so  mehr,  weim  erwogen  wird,  daß  weitaus  der 
größte  Teil  derselben  sich  in  mühevoller  Arbeit,  in  ärmlichen  Verhältnissen,  auf  dem 
T,ande  als  kleine  Bauern  auf  hartem  Gebirgsboden  als  Taglölmer  sowie  Dienst- 
personen, in  den  wenigen  Städten,  Märkten  und  gnößeren  Ortschaften  als  Hand- 
werker, Besitzer  kleiner  Häuser,  Fabriksai-beiter  etc.  fortbringt  und  wohl  nur  in 


r]  Der  Herr  Verfasser  hat  von  der  Landesregierung,  dem  Landesausschuß,  dem  Landes- 
gerichtsprfisidium,  dem  Landesschulrate  in  Salzburg,  ferner  von  Gerichten,  Bezirksschulräten, 
Schulleitungen  und  Gemeindevorstehungen  ein  reiches  statistisches  Material  und  wertvolle  Infor- 
mationon  erhalten. 
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der  Landesliauplstadt  Salzburg  selbst  ein  gewisser  Wohlstand,  allein  auch  nur  in 
sehr  beschränktem  Maße  zu  finden  ist,  sowie  nur  in  dem  Bezirke  Salzburg- 
Umgebung  größere  Bauerngüter  in  der  Nähe  der  oberösterreichischen  und  bayeri- 
schen Grenze  vorhanden  sind. 

Das  Moment  der  Wohlhabenheit  glaubt  der  Referent  bei  diesem  Berichte 
besonders  berücksichtigen  zu  müssen,  denn  wenngleich  erfahrungsgemäß  bei 
besonderer  Wohlhabenheit  der  Bevölkerung  häufig  Hoheit  und  Cbermutsdelikte 
jugendlicher  Personen  vorzukommen  pflegen,  wird  doch  bei  durchschnittlicli 
größerer  allgemeiner  Wohlhabenheit  die  Verwahrlosung  der  Kinder  schon  aus  dem 
einfachen  Grunde  nicht  größere  Dimensionen  annehmen,  weil  die  Nichtverwahr- 
losung mit  wenig  Opfern  für  die  betrelTenden  Eltern  und  Pfleger  verbunden  ist, 
wälirend  bei  ärmlichen  Durchschnittsverhältnisson  die  nach  Kräften  geleistete  gute 
Kindererziehung  relativ  bedeutende  materielle  und  moralische  Anstrengung  der 
Eltern  und  Pfleger  erfordert.  Um  so  mehr  aber  fällt  diese  Erwägung  bei  dem  Urteile 
über  die  Ursachen  der  Kinderverwahrlosung  ins  Gewicht,  wenn,  wie  im  gegen- 
wärtigen Falle,  aus  den  übereinstimmenden  Berichten  aller  diesfalls  befragten 
Behörden  und  Vertrauenspersonen  erhellt,  daß  dort,  wo  tatsäclüich  Kinderver- 
wahrlosungen feststehen,  zum  größten  Teile  ärmliche  Verhältnisse  vorhanden  sind, 
welche  die  Eltern  vermöge  ilmer  Sorge  ums  tägliche  Brot  ihren  Kindern  die  nötige 
Obsorge  angedeihen  zu  lassen  verhindern,  oder  aber,  wie  dies  zumeist  bei  den 
außerehelichen  Kindern  mittelloser  Eltern  der  Fall  ist,  diese  Kinder  an  sogenannte 
An-  oder  Aussliflspläfzen  zu  versorgen  zwingen,  endlich  die  Kinder  in  sehr  jugend- 
lichem Alter  schon  sich  ilmen  Lebensunterhalt  selbst  verdienen  lassen  müssen. 
Wenn  nun  alldem  zum  Trotze  die  Zahl  der  verwahrlosten  Kinder  und  Jugendlichen 
im  Lande  Salzburg  eine  verhältnismäßig  geringe  ist,  so  kann  dieser  Umstand  wohl 
nur  aus  dem  vorwiegend  gutartigen  Charakter  der  Bewohner  erklärt  werden, 
welcher  einerseits  Mißhandlungen  und  absichtliche  Vernachlässigung  der  Kinder 
kaum  aufkommen  läßt,  anderseits  aber  auch  mitleidiges  Annehmen  dritter  Per- 
sonen um  vernachlässigte  Kinder  und  eine  gewisse  gegenseitige  Überwachung, 
sowie  die  gesellschaftliche  Mißachtung  pflichtvergessener  Eltern  und  Pfleger  zur 
Folge  hat. 

Dies  vorausgeschickt  sei  nun  vor  allem  auf  die  Erscheinungsformen  bestehen- 
der Kinderverwahrlosung  und  sohin  auf  deren  Ursachen  eingegangen. 

Was  die  ersteren  betrifil,  so  kann  wohl  von  typischen  Salzburger  Erschei- 
nungen kaum  gesprochen  werden.  Die  Verwahrlosung  seitens  der  Eltern  oder 
Pfleger  äußert  sich  im  allgemeinen  bei  ganz  kleinen  Kindern  naturgemäß  vor- 
wiegend in  körperlicher  Hinsicht:  Hintansetzung  der  nötigen  Reinliclikeit,  mangel- 
hafter, häufiger  aber  unzweckmäßiger  Ernälirung  (schwere  fette  Mehlspeisen,  füi; 
Erwachsene  bestimmt),  im  Gebirge  leider  auch  durch  Gewährung  von  kleinen 
Quantitäten  Schnaps  zur  Bemhigung  und  Einschläferung  der  Kinder.  Im  schul- 
pflichtigem Alter  der  Kinder  und  später  treten  dann  zu  diesen  Erscheinungsformen 
noch  hinzu  die  nicht  genügende  Überwachung  der  Jugend  seitens  der  Eltern  und 
Pfleger  beim  Erwachen  der  sexuellen  Empfindungen  der  Kinder,  weiters  nicht 
genügende  Abhaltung  von  unzweckmäßigen  Anblicken  und  Bewahrung  vor 
schädlichen  Einflüssen,  zu  geringe  Rücksichtnahme  auf  die  Kinder  bei  gesclilecht- 
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liciiem  Gebaren  oder  Rohcitsszcuen  seitens  der  Eltern,  Pfleger  oder  Dienst- 
personen, Mitnehmen  der  Kinder  in  Gasthäuser,  Gewöhnen  derselben  an  alko- 
holische Getränke,  Vernachlässigung  der  Vorsicht  bei  Auswahl  des  Umganges  der 
Kinder  und  derjenigen  Personen,  welchen  dieselben  anvertraut  werden.  Direkte 
Kindermifihandlungen  in  feindseliger  Absicht  sind  höchst  selten,  geradezu  ver- 
einzelt und  nur  bei  allgemein  herabgekommenen  oder  krankhaft  veranlagten 
Ellern  oder  Pflegern  zu  finden.  Während  auf  Bauernhöfen  die  Kinder  häufig  mit 
den  erwachsenen  Dienstboten  in  fortwährender  Berührung  stehen  und  hiebei 
häufig  Zeugen  geschlechtlicher  Unarten  imd  unpassender  Redensarten  sind,  ist 
wiederum  bei  armen  Arbeitern  sehr  häufig  durch  zu  enges  Beisammcnlebcn  der 
Familien,  oft  in  einem  Zimmer,  der  geschlechtliche  Umgang  der  Eltern  den 
Kindern  sehr  bald  kein  Geheimnis  mehr.  Hiezu  kommt,  daß  auf  dem  Lande  die 
Kinder  beiderlei  Geschlechtes  oft  einen  stundenlangen  Weg  zur  Schule  haben, 
welcher  in  seiner  Einsamkeit  eventuelle  geschlechtliche  Unarten  der  Kinder 
begünstigt,  während  wieder  in  den  größeren  Ortschaften  durch  das  sich  der 
Beobachtung  entziehende  Zusammenkommen  verschiedener  Kinder  untereinander 
und  mit  schon  der  Schule  entwachsenen  Personen,  ferner  in  Städten  durch 
mancherlei  Zufälligkeiten  die  Gefühle  der  Sittlichkeit  untergraben  werden. 

Aufhetzungen  gegen  Verfügungen  der  Eltern,  Pfleger  und  Lehrer  sind  natur- 
gemäß durch  den  Umgang  der  Kmder  mit  schon  verderbten  Kindern  oder  anderen 
derartigen  Personen  in  den  Städten  und  überhaupt  größeren  Orten  häufiger,  ins- 
besondere auch  eventuelle  Anreizungen  der  Khider,  sich  fremdes  Gut  anzueignen 
und  sich  hiefür  Genüsse  durch  Schleckerei.  Rauchutensilien,  zMkohol  oder  Kinder- 
spielzeug etc.  zu  verschaffen,  nachdem  die  Überwachung  hiebei  erschwert  ist. 
Folgen  davon  sind  wieder  geschlechtliche  Unsittlichkeiten,  Roheit,  Unbotmäßig- 
keit und  Gesellschaftsdiebstähle  von  Kindern. 

W'as  die  Geschlechtliclikeit  anbelangt,  so  darf  nach  Ansicht  des  Referenten 
nicht  unerwähnt  gelassen  werden,  daß  gerade  oft  allzudeulliche  Warnungen  und 
Gewissenserforschungen  seitens  hiezu  sieh  berufen  fülilcnder  Persönlichkeiten  bei 
für  solche  Dinge  empfänglichen  Kindern  den  größten  Schaden  verursachen  und 
das  Gegenteil  des  Gewollten  erzielen,  da  hiedurch  erst  das  der  Geschlechtlichkeit 
entgegenreifende  Kind  auf  Dinge  und  Gefühle  aufmerksam  gemacht  wird,  an 
welchen  es  ohne  diese  Warnungen  vielleicht  gedankenlos,  aber  unschuldig  vorüber- 
gegangen wäre.  Auf  dem  Lande  führt  in  sexueller  Hinsicht  allerdings  auch  noch  die 
stete  Beobachtung  des  geschlechtlichen  Verkehres  der  Tiere  in  gewisser  Hinsicht 
zur  frühen  Erweckung  des  Geschlechtslriebes. 

Nach  Austritt  aus  der  Schule  verstärken  sich  alle  angeführten  Erscheinungen; 
auf  dem  Lande  arbeitet  das  Baucmkuid  oder  der  junge,  kaum  der  Schule  ent- 
waclisene  Dienstbote  den  ganzen  Tag  mit  den  erwachsenen  Knechten,  bezie- 
hungsweise Mägden,  schläft  mit  den  erwachsenen  Dienstboten.  Der  junge  Bub 
besucht  schon  Wirtshäuser  und  schließt  sich  mit  Stolz  den  älteren  Kameraden  an, 
die  kaum  der  Schule  Entwachsenen  teilen  die  Mühen  der  Großen  und 
wollen  aber  auch  deren  Freuden  mitgenießen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  soll  darauf  hingewiesen  werden,  daß  das  zu  frühe 
Verlassen  der  Schule  in  keiner  Weise  günstig  auf  die  Jugend  wirkt,  weder  in 
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kftrperlicher  Hinsicht  wegen  zu  früher  Belastung  mit  schwerer  Arbeit,  norli  in 
geistiger  Hinsicht  wegen  Aufgebens  jeder  anderen  als  der  Handarbeit,  endlich  in 
Bezug  auf  die  Moral,  wegen  zu  frühen  Eintrittes  des  Kindes  unter  die  Erwachsenen. 

Es  muß  dalier  trotz  des  bestehenden  Dienstbolenmangels  auf  dem  Lande  im 
Interesse  der  Jugend  vor  übermiißigen  Schulbesuchscrleichlerungen  nachdrüek- 
lichsl  gewarnt  werden,  ln  den  wenigen  größeren  Städten  und  Märkten,  ins- 
besondere auch  der  Landeshauptstadt,  tritt  an  die  der  Schule  (welche  glücklicher- 
weise bis  zum  gesetzlichen  Alter  zu  besuchen  ist)  entwachsenen  Jugendlichen  die 
Gefahr  der  Entsittlichung  wie  in  allen  größeren  Orlen  in  mehrfacher  verstärkter 
Weise  heran.  Der  Knabe  wird  als  Lehrling  hinausgestelll  ins  Leben,  findet  häufig 
nicht  den  Familienanschluß  bei  seinem  Lehrlierrn,  weist  ihn  aber  auch,  wenn 
schon  verdorben  oder  doch  falsch  beraten,  leider  auch  manchmal  zurück,  liebt  es 
in  GeselLschafl  mit  seinesgleichen  jede  freie  Zeit  oft  in  Wirtshäusern  (ja  sogar 
ist  es  in  neuester  Zeit  vorgekommen,  in  Versammlungen)  zu  verbringen;  auf 
ge.schäfUichen  oder  außergeschäfllichen  Gängen  bieten  sich  ihm  genügend  Gelegen- 
heiten zu  Handlungen  unmoralischer  oder  doch  unpassender  Natur,  welche  ein 
Schüler  einer  Mittelschule,  ganz  abgesehen  von  der  Einwirkung  erhaltener  besserer 
Sittenbildung  schon  aus  Besorgnis  vor  den  Disziplinarfolgen  in  der  Schule  ver- 
meiden wird,  während  der  arme  Lehrling  oder  angehende  Taglöhner  dieses  in 
der  Jugend  wolüläligen  Zwanges  meistens  wegen  zu  großer  Unbc'kümmertheil 
seines  Lehrherm  oder  sonstigen  Vorgesetzten  entbehrt.  Zu  früh  wird  von  dem 
annen  Kinde  die  Arbeit  und  nur  die  Arbeit  verlangL  ohne  Bücksicht  darauf, 
daß  es  auch  noch  der  Erziehung  bedarf,  um  ein  brauchbares  Mitglied  der  Gesell- 
schaft zu  werden.  Das  gleiche  trilB  bei  dem  mittellosen  Mädchen  zu,  das  als 
Dienst-  oder  Lehrmädchen  sofort  nach  Austritt  aus  der  Schule  sein  Brot  ver- 
dienen muß.  Die  betreffenden  Dienst-  oder  Arbeitgeber  sind  gar  häufig  davon 
nicht  freizusprechen,  daß  sie  vergessen,  nicht  nur  berechtigt  zu  sein,  die  Arbeits- 
kraft des  jungen  Geschöpfes  zu  gebrauchen,  sondern,  daß  sie  auch  als  Menschen 
die  Pflicht  haben,  nach  Kräften  zu  wirken,  die  guten  Charakteranlagen  der  ihnen 
als  Dienst-  und  /Vrbeitgeber  auch  im  Sinne  unseres  Strafgesetzes  anvertrauten 
Wesen  zu  entwickeln,  die  schlechten  Anlagen  zurückzudämmen,  für  die  körper- 
liche Entwicklung  zu  sorgen  und  die  sittliche  Reinhaltung  zu  erstreben,  ein- 
gedenk, daß  die  Notwendigkeit,  dienen  zu  müssen,  nicht  ein  Wesen  zu 
einem  Geschöpfe  niederer  Kategorie  herabdrückt,  welches  froh  sein 
muß,  sein  Brot  zu  haben  und  nichts  von  der  Zukunft  erwarten  darf. 

So  entwickelt  sich  denn  auf  dem  Lande  und  in  den  .Städten  leider  so  häufig 
ein  allzufrüher  Gesclüechtstrieb,  Alkoholismus  und  Gewinnsucht,  die  Keime  jedes 
Verlalles  und  wie  mancher  Dicnslbote,  mancher  armer  Arbeiter  könnte  einem 
edleren  Gedankenkreise  zugänglich  sein,  wenn  ihm  nicht  in  der  Jugend,  zur  ZeiL 
da  er  noch  bildungsfähig  und  oft  auch  bildungsfreudig  war,  die  Gelegenheit  und 
Lust  zur  Fortbildung  gedankenlos  zwar,  aber  hiedurch  schon  grausam  genommen 
worden  wäre.  Zweifellos  wirken  als  eine  der  schädlichsten  Erscheinungsfonnen 
sittlicher  Vcrwalirlosung  die  geschlechtlichen  Ausschweifungen  unreifer  Knaben 
ebenso  wie  die  zu  frühe  Schwangerschaft  kaum  entwickelter  Mädchen  für  die 
Allgemeinheit,  da  ein  degeneriertes  Geschlecht  hiedurch  geschaffen  wird.  Dies- 
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falls  muß  nun  leider  gesagt  werden,  daß  in  einzelnen  Gebirgstälern,  wo  früher 
viel  Inzucht  getrieben  wnirde  und  wohin  auch  Geschlechtskrankheiten  ver- 
schleppt wurden,  die  körperliche  Entwicklung  der  Bewohner  manches  zu  wünschen 
übrig  läßt. 

Wenn  die  Erscheinungsformen  von  Verwahrlosung  jugendlicher 
Personen  in  sittlicher  Beziehung  angeführt  werden,  so  soll  auf  eine  Tatsache  ver- 
w'iesen  werden,  welche  dem  Fernerstehenden  möglicherweise  als  Zeichen  besonderer 
Verwahrlosung  oder  Roheit  erscheint,  von  dem  Eingeborenen  aber  milder 
beurteilt  zu  werden  pflegt  Das  ist  die  Tatsache  der  verhällnismäßig  häufigen  V'er- 
urteilung  auch  jugendlicher  Personen  wegen  der  §§  411,  431,  460  und  461  des 
Strafgesetzes.  Was  die  V'erurteilung  wegen  Gefährdung  der  körperlichen  Sicher- 
heit insbesondere  bei  Raufliändeln  betrifft,  so  sind  dieselben  am  Lande  eine  Folge 
des  Anschlusses  der  ganz  jimgen  Burschen  an  die  älteren  Bauernsöhne  und 
Knechte,  in  den  sogenannten  »Zechen“;  diese  Zechen  bestehen  in  der  freien  Ver- 
einigung einzelner  Gruppen  von  Ortsburschen,  welche  mitsammen  Sonntags  die 
Wirtshäuser  besuchen,  auf  Hochzeiten  und  Tanzmusiken  gemeinsam  gehen,  Land- 
partien machen  etc.  und  welche  den  Namen  Zeche  davon  haben,  daß  einer  der 
Burschen  (Zechmeister  genannt),  gewöhnlich  ein  älterer  Bursch  (Bursch  bleibt  er, 
bis  er  heiratet,  wo  er  »gestandener  Mann*  wird),  gewissermaßen  als  Säckelwarl 
die  Kasse  führt  und  die  Zeche  bezalilt.  Diese  Zeche  bleibt  beisammen  in  frohen 
aber  auch  in  ernsten  Stunden,  auch  wenn  die  altbajuvarische  Rauflust  durchbricht 
und  der  bäuerliche  Ehrenstandpunkt  mit  dem  Maßkruge,  dem  Ochsenziemer, 
leider  auch  manchmal  mit  dem  Messer  und  dem  sorglich  umwickelten  Hobeleisen 
vertreten  werden  soll.  Da  glaubt  nun  der  junge  löjälirige  Buhe  mittun  zu  müssen, 
um  nicht  als  Feigling  angesehen  zu  werden,  und  das  Ende  ist  Verurteilung  nach 
§ 411,  431,  wenn  nicht  gar  1.57  des  Strafgesetzes. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  noch  heute  in  den  Augen  der  bäuerlichen 
Gebirgsjugend  mit  dem  Glorienscheine  der  Schneid  umwobenen  Wilddiebstahle; 
möge  derselbe  bei  den  alten  Wilderem  immerhin  zumeist  aus  vcnveiflichen, 
gewinnsüchtigen  Motiven  entspringen,  der  Jugend  erscheint  das  Wildem  mit  der 
Büchse  noch  immerhin  als  nachahmenswerter  Sport,  bei  dem  sich  die  »Schneid“: 
Entschlossenheit  und  Schlauheit,  voll  eq>roben  könne  und  so  sehr  der  anständige 
Gebirgler  den  gemeinen  Diebstahl  verachtet,  kommt  ihm  doch  überhaupt  nicht 
zum  Bewußtsein,  daß  die  von  ihm  widerrechtlich  ausgeübte  Jagd  vom  Gesetze 
unter  die  entehrenden  Delikte  gesetzt  ist.  Es  ist  dies  auch  wieder  ein  uralter  Über- 
rest aus  dem  Jahrhundert,  fast  Jahrtausend  alten  Kampf  um  die  Jagdbarkeit. 

Gewiß  kann  und  soll  weder  der  Rauflust  noch  dem  Wilddiebstahle  irgend 
welche  Billigung  oder  Berechtigung  zugesprochen,  aber  unter  Erscheinungsformen 
der  Verwahrlosung  dürfen  derartige  Vorkommnisse  nicht  gerechnet  werden. 

Viel  bedenklicher,  aber  auch  trotz  alledem  aus  angestammten  Anschauungen 
erklärbar  ist  die  Neigung  unserer  bäuerlichen  Bevölkerang,  bei  Zeugenaussagen 
gerne  durch  sehr  subjektiv  gefärbte  Brillen  zu  sehen;  trotz  großer  Religiosität  und 
Achtung  vor  dem  Eide  glaubt  mancher  Zeuge  auch  unter  Eid  vor  Gericht  nicht  so 
sehr  objektiver  Berichterstatter  über  die  Wahrheit,  sondern  vor  allem  »Eideshelfer“ 
der  ihm  befreundeten  Partei  sein  zu  müssen  und  dies  drückt  sich  charakterisüscher- 
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weise  fast  nur  in  Slrafsacliun  aus,  wShrend  bei  ZiviIj)rozessen  die  Zeugen 
wirklich  bestrebt  sind,  objektiv  auszusagen. 

Wenn  nun  im  vorhergehenden  von  den  Erscheinungsformen  und  teilweise 
naturgemäß  auch  schon  von  den  Ui-sachen  hauptsäi^hlicli  der  sittlich-moralischen 
Verwahrlosung  gesprochen  wurde,  so  soll  nun  auch  kurz  der  Verwahrlosung  in 
intellektueller  und  körperlicher  Hinsicht  gedacht  werden. 

Was  den  Begriff  der  Verwahrlosung  in  ereter  Hinsicht  betrifft,  so  ist  natür- 
lich derselbe  höchst  relativ  zu  beurteilen,  denn  wenn  von  hochgebildeter,  mancli- 
mal  überfeinerter  Seite  jede  Vernachlässigung  höherer  Bildung  schon  als  geistige 
Verwahrlosung  aufgefaßt  werden  kann,  wird  wold  durchschnittlich  schon  dann 
von  befriedigenden  allgemeinen  Volksbildungsresultaten  gesprochen  werden 
können,  wenn  allgemein  die  Kenntnis  des  Lesens,  Schreiliens  und  Rechnens, 
gewisse  obertläcldicheGeschichts-.Geograplde-  undNaturlehrekenntnisse  vorhanden 
sind  und  die  Zahl  der  Analphabeten  gering  ist;  wichtig  erscheint  auch,  daß  die 
sittlich-religiösen  Begriffe  nicht  rein  mechanisch  eingedrillt,  sondern  auch  intellek- 
tuell erfaßt  sind. 

Im  allgemeinen  kann  der  Volksbildungsgrad  aisziemlichbefriedigendbezeichnet 
werden,  die  Z;dd  der  Analphabeten  (im  Lande  Salzburg  nach  der  Volkszählung 
vom  Jahre  1900  einschließlich  aller  Kinder  von  der  Geburt  an,  nur  3Ü.344)  nimmt 
stetig  ab  und  es  ist  auch  ein  gewisser  Bildungsdrang  im  Volk  vorhanden,  wie  der 
verhältnismäßig  sehr  gute  Schulbesuch  im  ganzen  L.ande,  insbesondere  auch 
der  bestehenden  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Fortbildungskurse,  der 
landwirtschaftlichen  Lehranstalt  in  Kleingmain,  der  Gewerbeschulen  in  Salzburg 
und  Hallein,  ganz  abgesehen  von  den  Mittelschulen,  zeigt.  Erfreulicherweise  wird 
auch  von  den  maßgebenden  Faktoren,  Regierung.  Land  und  Gemeinden  im  Vereine 
mit  den  Schulbehörden  dieser  vorhandene  Bildungsdrang  lebhaft  gefördert,  auch 
für  Taubstumme,  Schwach.sinnige,  geistig  zurückgebliebene  Kinder,  endlich  in 
neuester  Zeit  auch  für  Idioten  ist  durch  entsprechende  Anstalten  gesorgt  und  wird 
durch  eifrige  Förderung  eines  Blindenfonds  die  scinerzeitige  Errichtung  eines 
Blindenhauses  vorbereitet  (siehe  statistischen  Anhang). 

Was  den  körperlichen  Zustand  der  Bevölkerung  anbelangt,  so  ist  derselbe 
gleichfalls  nicht  ungünstig,  wenngleich  in  einzelnen  Gebirgstälern  diesell)e  infolge 
früherer  Vernachlässigung  körj)orlich  etwas  zurückgeblieben  ist,  wogegen  auch 
wieder  besonders  kräftige,  sehr  ausdauernde  und  auch  wohlgestaltete  Leute 
allentlialben  zu  finden  sind,  und  auch  militärischcrseits  das  Salzburger  Soldaten- 
material als  brauchbar  und  gut  bezeichnet  ist.  Allerdings  die  Stellungsergebnisse 
sind  wegen  liäuliger  vorkommenden Biähhalses  und  wegen  Leistenkanaierweitemng, 
teilweise  insbesondere  im  Gebirge  auch  wegen  der  .Daehsbeine*  (krumme  Beine, 
durch  das  Steigen  hervorgerufen)  nicht  sehr  günstig,  im  tdachgau  bedeutend  besser 
als  im  Gebirge.  Wenn  einzelne  Krankheiten  wie  Tuberkulose,  Magenkrankheiten 
etc.  trotz  der  guten  Höhenluft  Vorkommen,  so  ist  die  Ursache  davon  teils  in  erb- 
licher Belastung,  teils  in  der  zu  schworen  fettreichen  Kost,  oft  aber  auch  in  der 
harten  Arbeit  und  mangelhaften  Ernährung,  in  den  Städten  auch  in  ungenügenden 
Wohnräumen  zu  suchen. 
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Es  wird  Aufgabe  einer  ziclbewußten,  nicht  so  sehr  allgemein  befcliletiden,  als 
eindringlich  in  einzelnen  Fällen  belehrend  wirkenden  Sanitälspflege  sein,  die  dies- 
falls bestehenden  Mißstände  zu  beheben  und  insbesondere  auch  nach  Kräften  auf 
rechtzeitige  Eingriffe  orthopädischer  Natur  bei  Kindern  zu  dringen  (wozu  Ja  auch 
völlig  Mittellosen  in  dem  Landesspitale  und  eventuell  sogar  durch  Unterstützung 
seitens  des  Landes  in  auswärtigen  Kliniken  Gelegenheit  geboten  wird),  durch 
welche  rechtzeitige  Hilfe  derzeit  noch  allzuhäuflg  zu  findende  Mißbildungen  und 
Verkrüppelungen  in  der  Jugend  behoben  worden  könnten.  Was  nun  die  Ursachen 
all  der  im  vorstehenden  angeführten  Verwahrlosungserscheinungen  belrifft,  so 
wurden  dieselben  ja  schon  teilweise  erörtert,  sollen  aber  noch  kurz  zusammen- 
gefaßt  werden. 

Die  tiefgehendste  und  gewichtigste  Ursache  aller  Formen  der  Verwalirlosung 
von  Kindern  und  Jugendlichen  ist  in  der  Armut  der  Eltern  zu  suchen,  sei  es  nun, 
daß  die  verehelichten  Eltern  infolge  ihrer  Armut  und  auch  teilweise  aus  einer 
daraus  entstehenden  Stumpfheit  und  Gleichgültigkeit  gegen  den  Zustand  und  die 
Zukunft  ihrer  Kinder  die  pflichtgemäße  Obsorge  für  dieselben  vernachlässigen,  sei 
es,  daß  außereheliche  Kinder,  durch  die  Armut  der  Mütter  und  oft  Pflicht- 
vergessenheit der  außerehelichen  Väter  aller  Subsistenzmittel  beraubt,  nur  in  den 
billigsten  und  dabei  leider  oft  schlechtesten  Pflegeplätzen  unteigcbracht  werden 
können. 

Die  weitaus  größere  Anzahl  verwahrloster  Kinder  ehelicher  Geburt  stammen 
von  Eltern  ab,  bei  welchen  infolge  großen  Kindersegens,Mangel  jedwedesVermögens 
oder  festen  Einkommens  beide  EUtemteile  dem  Verdienste  naebgehen  müssen  und 
ihre  Kinder  teils  unbeaufsichtigt,  teils  die  kleineren  Kinder  den  etwas  größeren 
anvertraut  überlassen.  Naturgemäß  werden  derartige  Kinder  ollen  Unarten  leichter 
frönen  und  schlechten  Einflüssen  leichter  zugänglich  sein  als  solche,  welche  einer 
wirklichen  Beaufsichtigung  teilhaftig  sind.  Hiezu  kommt  noch,  daß  den  Eltern  in 
manchen  Fällen  auch  das  nötige  Pflichtgefühl  mangelt,  um  ihre  Kinder  eingehend 
in  der  Entwicklung  zu  beobachten,  der  Vater  Alkoholiker,  die  Mutter  stumpf 
geworden  durch  die  Last  der  Geburten,  der  Arbeit,  der  Sorge  ums  tägliche  Brod, 
gleichgültig  in  die  Zukunft  blicken  und  der  Ansicht  sind,  .die  Kinder  werden  sich 
schon  fortbringen,  wir  haben  es  auch  nicht  besser  gehabt“.  Werm  dann  die  Kinder 
der  Schule  gerade  entwachsen  sind,  treten  sie  in  den  Dienst  oder  in  die  Lehre, 
die  Eltern  kümmern  sich  fast  gar  nicht  mehr  um  dieselben,  bei  den  Kindern  wieder 
tritt  eine  gewisse  Gleichgültigkeit  gegen  die  Eltern  oft  mit  dem  bitteren  Gefühle 
ein,  daß  sie  ihnen  ja  doch  nur  eine  Last  waren  und  daß  sie  daher  denselben  keine 
Verantwortung  ihres  ferneren  Lebenslaufes  schulden.  So  folgt  dann  oft  in  frühen 
Jahren  bei  den  Mädchen  der  Verlust  der  Unschuld,  bei  den  Knaben  der  zeitige 
Alkoholgenuß  mit  allen  seinen  bösen  Folgen  als  Resultat  zu  großer  Unge- 
bundenheit 

Auf  dem  Lande  insbesondere  im  Gebirge,  teilweise  aber  auch  in  den  Städten 
lernen  die  Kinder  schon  in  jungen  Jahren  den  Schnapsgenuß  im  väterlichen  Hause 
kennen. 
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Kalle,  feuchte  und  ungenügende  Wohnungen,  auf  dem  Lande  auch  sehr  liäufig 
Vernachlfissigung  hei  Krankheiten,  tragen  das  ihrige  zur  kfirperlichcn  Ver- 
wahrlosung bei. 

Sehr  traurig  ist  in  vielen  Fällen  das  Los  armer  außerehelicher  Kinder,  deren 
Geburtenzahl  im  Kronlandc  nach  der  Statistik  vom  Jahre  1900  in  den  einzelnen 
Bezirken  zwischen  15'80  Prozent  bis  35'14  Prozent  iüler  Geburten  schwankt 

Diese  unehelichen  Kinder  vermögensloser  Mütter  und  zahlungsunßhiger 
oder  aber  gewissenloser  Väter  werden  teils  von  den  Müttern  selbst,  teils  von  den 
zum  Unterhalte  verpflichteten  Heimaisgemeinden,  wie  schon  erwälinL  in  möglichst 
billigen  Kostplälzen  untergebrachl  und  genießen  daselbst,  da  ja  die  betreffenden 
Pflegepersonen,  meist  ältere,  sonst  arbeilsunfäliige  Frauen,  darin  eine  Art  Erwerb 
suchen,  nur  die  notdürftigste  Pflege  und  in  den  seltensten  Fällen  eine  wirkliche 
Erziehung.  Die  Mutter,  eine  arme  Dienstmagd,  kann  wenig  oder  gar  nichts  zahlen, 
ist  oft  weit  fort  im  Dienste,  kümmert  sich  wenig  um  das  Kind  oder,  wie  es  leider 
vorkommt,  um  ihre  mehreren  Kinder.  Bemerkenswert  ist,  daß  Pinzgau  die 
meisten  unehelichen  Geburten,  Bezirk  Hallein  die  wenigsten  aufweist,  daß  aber 
anderseits  die  Statistik  nicht  im  Einkl.ange  steht  mit  der  über  die  sittlich  verwahr- 
losten, eher  die  körperlich  verwahrlosten  Schulkinder;  überhaupt  ist  auch  diese 
Frage  der  Wechselwirkung  der  unehelichen  Gehurt  mit  der  Verwahrlosung  keines- 
wegs im  allgemeinen,  sondern  nur  von  Fall  zu  Fall  zu  heurleilen;  in  Betracht  zu 
ziehen  ist  bei  der  verhältnismäßig  großen  Anzahl  der  venvalrrlosten  Kinder  im 
Bezirke  Hallein  das  Vorhandensein  einer  relativ  großen  Fabriksarbeiterschaft 
daselbst 

An  dieser  Stelle  muß  übrigens  mit  Bedauern  darauf  hingewiesen  werden, 
daß  in  manchen  Fällen,  speziell  bei  armen  Kindern,  die  bezüglichen,  meist  selbst 
mittellosen  Vormünder  derartiger  armer  außerehelicher  Kinder  ofl  bei  bestem 
Willen,  aber  Unvermögenheit,  ofl  aber  auch  aus  Leichtfertigkeit  und  Gleichgültig- 
keit die  Obsorge  für  die  Kinder  nicht  in  der  Weise  ausüben,  wie  es  sich  der 
Gesetzgeber  in  Hinblick  auf  die  persönliche  Fürsorge  für  die  Mündel  gedacht 
haben  mag. 

Wenngleich  die  Gerichte  als  Vormundschaftsbehörden  bei  all  ihrer  ofl  wirk- 
lich bedeutenden  Arbeitslast  in  allen  Fällen,  wo  sie  zum  Einschreiten  angerufen 
werden  oder  selbst  Mißstände  walimehmen,  energisch  und  zielbcwußt  Vorgehen, 
so  entziehen  sich  naturgemäß  dennoch  eine  große  Anzahl  solcher  Fälle  ihrer  Auf- 
sicht. Es  ist  daher  sehr  zu  begrüßen,  daß  sich  in  mehreren  Gemeinden  bereits 
Gemeindewaisenräte  gebildet  haben,  welche  die  Verpflegung  solcher  Kinder  über- 
wachen. 

Aber  auch  bei  verhältnismäßig  besser  situierten  ehelichen  Kindern  finden  sich 
insbesondere  auf  dem  Lande  gewisse  Mißstände  dadurch  vor,  daß  infolge  Dienst- 
botenmangels die  Pflege  und  Beaufsichtigung  der  Kinder  ofl  älteren  unfähigen 
Personen  anvertraut  wird,  welche  weder  das  Verständnis  noch  die  körperlichen 
Fähigkeiten  besitzen,  um  die  Kinder  zweckentsprechend  pflegen  und  leiten  zu 
können,  während  die  von  der  Wirtschaft  vollauf  in  Anspruch  genommenen  Ellern 
ihren  Kindern  nicht  die  nötige  Aufmerksamkeit  widmen. 


Digitized  by  Googl 


Hiilzlxtrg.  2^7 

Es  ist  woiil  solion  in  den  letzten  Jahrzehnten  vieles  besser  geworden  in  dieser 
Hinsicht,  cs  bricht  sich  mehr  die  Erkenntnis  Bahn,  daß  den  Eltern  die  Pflicht 
obliegt,  den  Kindern  das  körperliche,  geistige  und  moralische  Rüstzeug  milzugeben 
für  den  Kampf  ums  Dasein,  das  Bewußtsein,  daß  innere  Religiosität,  aber  auch 
vermehrte  Schulbildung  die  wertvollsten  Schätze  für  die  Zukunft  der  Kinder 
bilden.  Möge  diese  Erkenntnis  nie  verdunkelt  werden. 

Zu  Beginn  dieser  Arbeit  hat  Referent  auf  den  gutartigen  Ch,arakter  der  Salz- 
burger Bevölkerung  hingewiesen  und  er  tut  dies  auch  am  Sclilusse,  dadurch,  daß 
er  auf  die  im  Anhänge  verzeichneten  zahlreichen  humanitären  Anstalten  verweist 
und  der  sicheren  Hoffnung  Ausdruck  gibt,  daß  alle  öffentlichen  Faktoren  und  die 
Bewohnerschaft  Salzburgs  selbst  ihre  ganze  Kraft  einsetzen  werden  zur  Erhaltung 
und  Förderung  alles  dessen,  was  zur  Hebung,  Erhaltung  und  Förderung  einer  in 
jedem  Sinne  gesunden  Jugend  dient.  Möge  Kirche,  Schule  und  Haus  einträchtig 
zusammensu'beiten.  Möge  das  Hauptgewicht  nicht  auf  bloßes  dogmatisches, 
formales  Wissen,  nicht  bloß  einzig  auf  bessere  Erwerbsfithigkeit,  sondern  auch  ein 
gut  Teil  auf  ethische  Ausbildung  der  Jugend  gelegt  werden.  Mögen  alle  maßgeben- 
den Faktoren  ihrer  Pflicht,  der  Sorge  für  die  Gesellschaft  und  insbesondere  für  die 
Gesellschaft  der  Zukunft  unserer  Jugend,  stets  eingedenk  sein,  dann  wird  auch  das 
Kapitel  .Verwahrloste  Kinder“  als  kaum  mehr  in  Betracht  kommender  letzter 
Anhang  der  Jugendstatistik  erscheinen. 

Derzeit  ist  die  Frage  der  Bekämpfung  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und 
Jugendlichen,  wenigstens  in  diesem  Referate  auftragsgemäß  nicht  zu  beantworten, 
allein  der  Referent  möchte  seiner  Ansicht  dahin  Ausdruck  geben,  daß  die  Lösung 
dieser  Frage  nach  drei  Richtungen  zu  erfolgen  hat.  Einmal  durch  stete  Vermehrung 
und  Vergrößerung  von  den  der  Kindererziehung,  Kinder-  und  Krankenpflege 
gewidmeten  öffentlichen  Anstalten  sowie  auch  der  Privatwohltätigkeitsvereine. 
Insbesondere  auch  die  letzteren  seien  für  die  Zukunft  keineswegs  auszuschalten, 
da  gerade  sie  durch  die  freiwillige  Mitarbeit  der  Gesellschaft  das  Interesse  der- 
selben für  den  Kinderschutz  wachhalten.  Weiters  aber  soll  durch  alle  hiezu 
berufenen  Faktoren  in  jedem  einzelnen  Falle  eine  nachhaltige  erzieherische  Ein- 
flußnahme auf  Eltern,  Vormünder  und  Pfleger  geübt  werden,  um  deren  Verant- 
wortlichkeitsgefühl nach  jeder  Richtung  hin  zu  erhöhen.  Schließlich  müßte,  wenn 
schon  die  Einzelncrziehung  insbesondere  in  der  Familie  sich  aus  verschiedenen 
Gründen  als  unmöglich  herausstellt,  allerdings  zur  Zwangserziehung  gegriffen 
werden,  ohne  daß  derselben  al)er  natürlich  das  Odium  eines  .Zuchthauses“ 
ardiaflen  darf,  ja  selbst  die  ausgesprochenen  Besserungsanstalten  sollen  den  in 
ihnen  untergebracht  gewesenen  Kindern  und  Jugendlichen  nicht  das  Brandmal  der 
Schande  für  ihr  Leben  aufdrücken. 

Das  Böse  im  Menschen  soll  nicht  in  Kelten  gelegt,  sondern  nach 
Kräften  getilgt  werden. 

Die  Veredelung  der  Jugend  und  hiedurch  die  Veredelung  unseres  gesamten 
Volkes  sei  der  Lohn. 
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Vergleichende 

über  die  von  den  ScliulleUungen  und  Gemeinden  des  Kronlandcs 


Poltlischer  Bezirk 

Fälle  von  Kinderverwahrlosung, 
die  in  letzter  Zeit  bekannt  wurden 

Ursachen  hiezu 

Salzburg,  Stadl 

Verwahrlosung 

Mißhandlung 

Mißliche  ErwerbsTcrhäll- 
nis.se  der  Ellern,  Mangel 
jeder  Beaufsichtigung,  Roh- 
heit der  Eltern.  Notlage  der 
Familien,  Kinderreichtum, 
Verführung  durch  die  El- 
lern, Gewissenlosigkeit  der 
Eltern,  Trunksucht,  Alko- 
holisiuus  der  EUtem.  Ab- 
neigung der  Eltern  gegen 
die  Kinder,  besonders  ge- 
gen außereheliche,  Ab- 
wesenheit der  Eltern  tags- 
über vom  Hause  infolge 
Arbeit,  An^nützungssucht 
der  Pflcgeeltem,  Ausstillen 
der  außerehelichen  Kinder, 
Arbeitgeber  des  Kindes 
betrachten  da.ssclbe  nur 
als  Arbeitskraft,  Gleich- 
gültigkeit der  Eltern  bei 
der  Erziehung,  schlechte* 
Beispiel  derElU^m,  geistige 
Beschränktheit  der  Eltern. 

körper- 

lich 

fi'ttlich 

5 

4 

Salzburg,  Land 

S 

10 

3 

Hallciii 

37 

s 

St.  Juhann  \.  P. 

11 

■ 

4 

Zell  a.  S. 

7 

4 

l 

Tamsweg 

4 

1 
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Übersicht 


Salzburg  eingelangten  Antworten,  betreffend  Kinderverwahrlosung. 


F&lle  besonderer  Hoheit  und 
Zeichen  besonderer  sUÜiclier  Ver- 
wahrlosung sowohl  bei  schul- 
pflichtigen  Kindern  als  auch  der 
Schule  kürzlich  entwactisenen 
Kindern 

Fälle  gerichtlicher 
Abstrafung  schulpflichtiger 
Kinder,  Abstrafung  von 
Eltern  wegen  Kinder- 
vcrwabrlosung  (Entziehung 
der  väterliclicn  Gewalt) 

Institutionen  zum  Schutze 
der 

1 verwahrlosten  Kinder 

4 Knaben  (Diehstälile  in  Terschie- 
denen  Geschäften) 

9 Mädchen  (Diebstahlsteilnahme) 
l kurz  der  Schule  entwachsenes 
Mädchen  (Diebin) 

Ellern 

Kinder 

Zufluchtshaus  für  verwahr- 
loste Mädchen, 
Kuabenoriiehungsanstalt 
.Edmundsburg* 

2 

9 

1 Knaben  (Gewalttätigkcih  Unsitt- 
Hchkeit) 

3 Minderjährige  (Kaufliändel) 

2 , (Wildem) 

5 

IG 

Bestellung  von  Aufsichls- 
Organen  durch  die  k.  k. 
Bezirksgerichte,  Aufstellung 
von  Vertrauensmännern 
durch  die  Gemeindever- 
tretung; Vinzenziusverein 
und  l^derbow’ahnmstalt 
in  Oberndorf 

Mehrere  Mindeijährige  (Diebslalil) 

Aufstellung  von  V ertmuens- 
männera  durch  die  Ge- 
meinden. 

KIcinkinderbe  Wahranstalt, 
Kinderheim,  Knaben-  und 
Mädchenhort  in  Hallcin 

1 Knabe  (wurde  von  einem  Bahn- 
arbeiter zur  Onanie  verführt  und 
soll  einige  seiner  Kameraden 
wieder  verführt  liaben) 

2 Knaben  (Diebstähle) 

1 

Bestellung  von  Vertrauens- 
personen 

> 

Waisenrat,  Aufstellung  von 
Wrlrauensmännern, 
Kinderspital  Land  Saal- 
feldcn,  Kindererziehungs- 
anstalt MariU  Saulfclden 

1 

2 

— 

K I c inkind  erbe  wah  rans  tal  l 
Mautemdorf,  Aufstellung 
von  Verlrauensmännem 
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Nachweisung 

über  die  in  den  letzten  zwei  Jahren  vorgekommonen  Bestrafungen  jugentilicher 
Personen  im  Alter  bis  zu  Ift  Jahren.  (Strafdelikt  und  Strafau.smaß.) 


Bezirks- 

gericht 

Anzahl 

der 

Jugend- 

lieben 

Strafdelikt 

Strafausmaß  i Anmerkung 

i 

i 

Abtenau 

l 

Verbrechen  des  ÜiebslabU 

3 Wochen  Vorsrhließung 

Verbrechen  der  Schfindung 

14  Tage  Verschließung 

Gaslein 

1 

§ 111  SL  6. 

48  Stunden  Arrest 

1 

§ 320  c u.  g Sl.  G. 

3 Woclien  strengen  Arrobt 

1 

§320gSl.  G. 

24  Stunden  Arrest 

S 320  r Sl.  G. 

24  Stunden  Arrest 

§ lUO  SL  G. 

10  Tage  strengen  Arrest 

1 

§ 11 1 St.  G. 

3 Tage  Arrest 

> 

g 161  Sl.  G. 

5 Tage  Arrest 

St.  Gilgen 

. 

g 100  SL  G. 

24  Stunden  Arrest 

Goliing 

1 

g 312  SL  G. 

48  Stunden  Arrest 

I 

§§  üio  u.  4r>t  st.  G. 

3 Wochen  strengen  Arrest 

HalU’iii 

2 

wegen  Notzucht  nach 
§ 269  a Sl.  C. 

1 Woche  Verschließung 

3 

4 Tage  ViTscbließiing 

I 

Diebtdalil 

3 Wochen  Arrest 

I 

Ehrenbeleidigung 

12  Stunden  Arrest 

1 

g 131  SL  G. 

lü  K Geldstrafe 

1 

g 111  SL  G. 

24  Stunden  Arrest 
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Bezirks- 

gericht 

Anzahl 

der 

Jugend- 

lichen 

Strafdelikt 

Strafausmaß 

Anmerkung 

Halioiit 

1 

§ 4-GO,  beziehungsweise 
4G4  St.  G. 

12  SlUiideri  Uausarrcst 

3 

M Stunden  Arrest 

1 

I 

14  Tage  strengen  Arrent 

§ Ml  SL  ü. 

24  Stunden  Hausarrest 

1 

§ 1 V.  G. 

lU  Tage  strengen  Arrest 

Sl.  Johann 

1 

§ «2  SL  G. 

24  Stunden  Arrest 

2 

§ MO  SL  G. 

24  Stunden  Arrest 

1 

S tüü  Sl.  G. 

48  Stunden  Arrest 

Mattsce 

1 

§ 431  SL  6.  unvorsichtiges 
Radfahren 

30  K Geldstrafe 

1 

§ 411  SL  G. 

48  Stunden  Aircst 

begnadigt 

St.  Micliac'l 

2 

Diebstahl 

h Tage  Arrest 

1 

leichte  körperliche  Beschä- 
digung 

1 Woche  Arrest 

> 

gegen  die  öffentliche  Sitt- 
lichkeit 

14  Tage  strengen  Arrest 

1 

Landstrcicherei 

8 Tage  strengen  Arrest 

1 

körperliche  Siclierheit 

24  Stunden  Arrest 

MittersiU 

1 

Brandlegung 

24  Stunden  Arrest 

Slrale  im 
Gnadenwege 
festgesetzt 

1 

ObcrliclungdesDiehstaliU 

1 Woche  Arrest 

1 

Cbcrla*lungdcsDiel>btalils 

48  Stunden  Arrest 

begnadigt 

1 

Verbrechen  des  DiehslahiB 

5 Tage  Verschließung 

1 

Cbcrtrelungdus  Dieli.^tahls 

l Monat  Arrest 

1 

g V31  SL  G. 

4 K Geldstrafe 

1 

§ 4ai  SLG. 

10  K Geldstrafe 

i 
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Anzahl 

Bezirks- 

gericht 

der 

Jugend- 

lichen 

Strafdelikt 

Strafausmaß 

Anmerkung 

1 

Diebstahl 

4 Tage  Arrest 

Miltcrsili 

1 

§ 516  St.  6. 

24  Stunden  Arrest 

1 

§ t«0  Sl.  G. 

I Woche  Arrest 

• 

§ +60  SL  G. 

3 Tage  Arrest 

HHH 

1 

§§  197,  199  a,  237,  269  a 
Sl  g. 

1 Woche  Verschließung 

1 

8 2 V.  G, 

8 Tage  strengen  Arrest 

3 

8 516  St.  G. 

34  Stunden  strengen  Arrest 

3 

8 +31  SL  G. 

34  Stunden  Arrest 

Neumarkt 

' 

§ 461)  St.  G. 

34  Stunden  Arrest 

■ 

§g  400,  431  Sl.  G. 

3 Tage  Arrest 

I 

8 460  SL  G. 

3 Tage  Arrest 

l 

8 +60  SL  G. 

10  Tage  strengen  Arrest. 
2 Fasttage 

2 

nach  8209SLG.  Diebstahl 

24  Stunden  Verscldießung 

' 

8 460  SL  G. 

24  Stunden  Arrest 

1 

§431  SLG. 

2 K.  eventuell  13  Stunden 
Arrest 

1 

boshaflc  Sachbeschädigung, 
88  32  u.  36  W.  P. 

21-  Stunden  Arrest 

Oberndorf 

1 

8 +31  SL  G. 

4 K.  eventuell  12  Stunden 
Arrest 

1 

Amtaehrenbeleidigung 
nach  § 313  St.  G. 

10  K.  eventuell  24  Stunden 
Arrest 

1 

nach  8 3 u.  460  St.  G. 

12  Stunden  Arrest 

> 

8 36  W,  P. 

2 K,  eventuell  12  Stunden 
Arrest 

' 

EhrenbeleidiguTig 

94  Stunden  Arrest 
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Bezirks- 

gericlil 

Anzahl 

der 

Jugend- 

lichen 

Strafdelikt 

Strafausmaß 

Anmerkung 

RadstniH 

1 

§ 460  SL  G. 

24  Stunden  Arrest 

1 

§§  171,  m,  237  St.G. 

14  Tage  Verschließung 

' 

S I u,  2 V.  G. 

1 Monat  strengen  Arrest 

1 

§ 1 V.  0. 

14  Tage  strengen  Arrest 

Saalfelden 

1 

« 460  St.  G. 

5 Tage  strengen  Arrest 

1 

$411  St.G. 

34  Stunden  Arrest 

1 

$431  St.G. 

24  Stunden  Arrest 

Salzburg 

1 

$$  431,  468  St.  G. 

48  Stunden  Arrest 

1 

$ 460  St.  G. 

14  Tage  Arrest 

2 

$ 460  St  G. 

8 Tage  Arrest 

§ 5 V.  G. 

8 Tage  strengen  Arrest 

§461  St.  G. 

8 Tage  Arrest 

1 

$ 461  SL  G. 

1 Tag  Arrest,  veischärfl 
mit  1 Fa.sltag 

2 

Diebstatil 

1 Monat  Verschließung 

2 

Diebstahl 

6 Tage  Arrest 

Diebstahl 

34  Stunden  Arrest 

1 

§ 237  St.  G. 

14  Tage  Arrest 

1 

$ 237  St.  G. 

1 Woche  Verschließung 

1 

1 

§411  StG. 

3 Tage  Arrest 

$ &02  St.  0. 

1 Woche  Arrest 

I 

$411  St.  G. 

24  Stunden  Arrest 

2 

§ 431  St  G. 

24  Stunden  Arrest 

3 

1 2 V.  G. 

48  Stunden  Arrest 

1 

Diebstahl 

3 Tage  Verschließung 
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Salzburg. 


Bezirks 

gericbt 

Anzahl 

der 

Jugend- 

lichen 

Strafdelikt 

Strafausmaß 

Anmerkung 

Salzburg 

1 

Üiebsialil 

4 Tage  VersclUießung 

1 

Diebstahl 

1 Tag  Verachiießung 

1 

Diebstahl 

48  Stunden  Arrest 

2 

§ i V.  G. 

24  Stunden  Arrest 

2 

Diebstahl 

I Woche  Verschließung 

1 

Diebstahl 

12  Stunden  Arrest 

1 

Diebstahl 

24  Stunden  Arrest 

1 

Diebstahl 

4 Tage  Arrest 

Tanisweg 

t 

§ 111  st.  G. 

24  Stunden  Arrest 

I 

§ 2 V.  G. 

24  Stunden  Arrest 

1 

§2  V.  G. 

48  Stunden  Arrest 

TaxcnbacI» 

1 

§ 320  f Sl.  G. 

24  Stunden  Arrest 

Timigaii 

8 2 V.  G. 

24  Stunden  Arrest 

\ 

8 1 V.  G. 

5 Tage  strengen  Arrest 

1 

8 130  Sl.  G. 

5 K Geidstrafe 

1 

§ 468  u.  459  St.  ü. 

48  Stunden  Arrest 

Werfen 

1 

8 wo  Sl.  G. 

48  Stunden  Arrest 

1 

Ehrcnbclcidigung 

48  Stunden  Arrest 

l 

§ 4GÜ  St.  G. 

2i  Stunden  Arrest 

Zctl  am  See 

l 

8 Wl  st.  G. 

8 Tage  Vemliüeßung 

1 

§ 131  Sl.  G.,  1 36  W.  P. 

8 K Geldstrale 

1 

§ n w.  p. 

4 K Geldstrafe 

I 

g wo  Sl.  G. 

8 Tage  strengen  Arrest 

1 

g 131  Sl.  G. 

ö K Geldstrafe 
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Verzeichnis 

über  die  beim  k.  k.  Landesgerichte  .Salzburg  verurteilten  jugendlichen  Personen  bis 
zu  16  Jahren  mit  Ausschluß  der  nach  § 260  St.  G.  bestraften  Unmündigen  in  der 
Zeit  vom  1.  Jänner  1904  bis  31.  März  1906. 


-3 

C 

P 

1 

1 

Name  1 Urteil 

Delikt 

Strafausmaß 

Anmerkung 

1904. 

> 

Andreas  N. 

li 

>-» 

Verbrechen  der 
cnenUichcn  Gewalt- 
tfiligkeitnach  §85a 
St.  ü-,  Oberlretung 
des  Diebstahls  nach 
§ 460  Sl.  G.  und 
gegen  die  körper- 
liche Sicherheit 
nach  §411  St.  G. 

3 Monolc  schweren 
Kerker,  verschärft 
mit  cininai  dunkler 
Absperrung  monat- 
lich. 

0 

OUo  N. 

Pobmar 

1904 

Verbreclien  dos 
Diebstahls  nach 
§§  171,  173,174  Ilb 
Sl.  G.  und  Übertre- 
tung des  § 36  Waf- 
fonpalenles. 

4 Monate  scliweren 
Kerker,  1 Fastlag 
monatlich. 

3 

Sebaidiaii  N. 

Februar 

I91>4 

Verbrechen  des 
Diebstahls  nach 
§ 171.  174  LI  b und 
der  Teilnehmung 
daran  nach  §§  185, 
186  b St  G. 

3 Monate  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
monatlich. 

4 

5 

G 

Malllias  N. 

Märe  IflOt 

Verbrechen  des  ver- 
suchten Diebstahls 
nach  §§8,171, 17411b 
St.  G. 

14  Tage  schweren 
Kerker,  l Fas.llag. 

Begnadigt  zu 
3 Tagen  Ver- 
schließung. 

Clirisloph  N. 

März  im 

Verhreclieii  des 
Diebstahls  nach 
§§  171,173,17411  d. 
17C II cSt  G. 

1 Monat  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
inonatiieh,  Landes- 
verweisung. 

Mario  N. 

Juni  1904 

Verbrechen  des 
Diebstahls  nach 
§§  171,  I7Ü  U b St 
G.  und  Übertretung 
nach  § 1 Vagabuti- 
dengeselz. 

4 Monate  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
monallicli. 
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Saliburg. 


1 

UrteU 

Delikt 

Strafau^mafi 

Anmerkung 

7 

Franz  N. 

September 

19<)4 

Verbrechen  der 
DicbstahlsteUneli- 
mungnach  §§  18o. 
186  a St.  0. 

14  Tage  Kerker. 

Begnadigt  zu 
3 Tagen  Ver- 
schließung. 

8 

Josef  N. 

Oktober 

1904 

Verbrechen  des 
Diebstahls  nach 
$§  171,173.174lld 
SU  G. 

4 Monate  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
luonaüicb. 

9 

Karl  N. 

November 

1904 

Verbrechen  der 
Schändung  nach 
§g  128  SU  G. 

14  Tage  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
wöchentlich. 

Gnadenweise 
in  14  Tage 
Verschließung 
umgewandclU 

lÜ 

Marie  N. 

Dezember 

1904 

Verbrechen  des 
Diebstalds  nach 
§ 171,173  SU  G. 

2 Monate  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
monailich. 

1905. 

11 

Martlia  N. 

Marz  1905 

Verbrechen  des 
Diebstahls  nach 
§§171,  173,174Ild. 
176  lib  SU  G. 

2 Monate  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
moDallich. 

12 

Hilpert  N. 

Jimi  1905 

Verbrochen  des  ver- 
suchten Diebstahls 
nach  §§8.171, 176 11 1> 
SU  G. 

6 Wochen  schweren 
Kerker,  zweimal 
liartes  Lager. 

13 

Josef  N. 

Juli  HK)5 

V’crhrechen  der 
Unzucht  wider  die 
Natur  nach  § 129  Ib 
StG. 

14  Tage  schweren 
Kerker,  1 Fastlag. 

li 

Josef  N. 

August 

1905 

Übertretung  gegen 
dio  öfTenlliche  Sitt- 
lichkeit nach  §516 
SU  G. 

5 Tage  Arrest. 

15 

Franz  N. 

August 

1905 

Verbrechen  des 
Diebstahls  nach 
§§171,174IIbSuG. 

2 Monate  Kerker. 
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1 Fortlaufende  i 
Zahl  1 

Name 

Urteil 

Delikt 

1 

1 

SLrafausmafi 

Anmerkung 

1906. 

16 

Johann  N. 

Jäiincr 

lOüti 

Voj  brechen  des 
Diebstahls  nach 
§§  171,174  II  b,8 
SL  G. 

14  Tage  schweren 
Kerker,  1 Fasttag 
wöchentlich. 

17 

Franz  N. 

Jilnncr 

190Ü 

Verbrechen  des 
Dichstalds  nach 
§§171,174  IlbStG. 
und  Übertretung 
nach  § 1 Vagabun- 
dengesetz. 

4 Monate  scliweren 
Kerker,  1 Fastlag 
monatlich. 

lä 

Chrislinc  N. 

Jänner 

1906 

Verbrechen  des 
Diebstahls  nach 
§§  171,  173,  174 II  b 
St.  G. 

14  Tage  schweren 
Kerker,  Fasttag. 

19 

Stephan  N. 

Jänner 

1906 

Verbrechen  der 
Schändung  nach 
§ 128  St.  G. 

1 Monat  schweren 
Kerker,  1 Fasttag. 

20 

Johann  N. 

Februar 

1906 

Verbrechen  der 
Schändung  nach 
§ 128  St.  G. 

2 Monate  schwi’ren 
Korker,  1 Fasttag 
monatlich. 

21 

Raiinimd  N. 

März  1!)UC 

Verbrechen  des 
Dicbslabls  nach 
§§  171,  173,  174 II  h 
SL  G. 

14  Tage  schweren 
Kerker,  1 Fasttag. 
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Salzburg. 


Gesamtbevölkerung. 


1.  Stiicll  Salzburg 33.007 

± lä.-zirk  Hallein 22.398 

3.  , St.  Johann 31.943 

4.  , Salzburg 57.800 

5.  , Tains  weg 12.974 

0.  . Zell  am  Sec 34.575 

Kronland  Salzburg  . . 192.703 


(nach  der  Zählung  vom  31.  Dezember  1900). 


Lebendgeborene  im  Jahre  1901. 


ehcliclic 

uneheliche 

zurammeii 

1 . Stadt  Salzburg  . . 

545  (07  Prozente) 

273  (33  Prozente) 

818 

2.  Bezirk  Hallein  . . . 

665  (83  . ) 

135(17  , ) 

800 

3.  , St.  Johann 

836  (77  . ) 

240  (23  . ) 

1.082 

4.  . Salzburg  . . 

1.511(77  . ) 

467  (23  . ) 

1.978 

5.  . Tamsweg  . . 

301  (75  . ) 

101  (25  , ) 

402 

0.  , Zell  am  See  . 

694  (03  , ) 

410(37  . ) 

1.104 

Kronland  Salzburg 

4.552  (74  Prozente) 

1.032  (20  Prozente) 

0.184 
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Salzburg. 


2.  Geschlossene 
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Armenpflege. 


Jahr  1902. 


Jahr*  1001  Hir 

Eiaoahmen  im  Jahr*  1901  aus 

A k Urv  p rm  nnn 
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3 

3 

1 

1 
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9 
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3 

J3 

% 

9 

N 

» 

•9 

3 

< 

. 

■ 

c 

1 
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a 
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a 

£ 

M 
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•9 

a 

S 

9 

a 

£ 

a 

& 

« 

6 

1 

9 

e 

■j 

a 

B 

9 

1 

D 

K 

r o 

a « a 

J& 

10 

17 

18 

19 

20 

21 

U 

23 

“ 

25 

90 

27 

28 

(1902). 

i«io 

to.iio 

11  Ml 

71.702 

117 

31.152 

104.071 

609.524 

1.6MU75 

2.385.700 

7.000 

2,378.700 

1.401 

317 

I2.84S 

3.877 

9.756 

9.790 

23  423 

146  000 

lOö.lttf» 

256.680 

1.060 

256.530 

1.014 

1.306 

17.777 

6.7'JO 

5.937 

4.328 

1.579 

17.084 

53.371 

1.55.216 

10.281 

218.868 

004 

217.964 

S.4fe 

l.«W 

91.013 

8.019 

812 

9.068 

15.065 

S.904 

144.196 

103.294 

247.490 

40.630 

906.860 

1 3.W9 

8.471 

46.016 

7.969 

507 

13.282 

23.862 

46.700 

226.242 

147.786 

29.WS4 

303.862 

63.520 

340.342 

1.001 

5.V66 

3.«**7 

1.8G') 

4K5 

o.om 

lK.9f4 

71.017 

89.881 

100 

89.881 

».C4 

».VII 

102.174 

ice.ou 

0.763 

39.2« 

Slft'Ct 

231.0r^ 

1.2«i947 

i.railo 

40.11.5 

1.G(«.481 

113.104 

3.489  277 

IG 
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Halzhuru. 
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Zusammenstellung. 

1902. 

Verteilte 

Gelder 

und 

Natura- 

lien 

zu- 

$:ammcn 

ln  Kronen 
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Verteilte 
Gelder 
und  Na- 
turalien 
zusammen 

in  Kronen 

iO 

1 

1 

1 

1- 

Geldwert 

der 

verteilten 

Natura- 

lien 

Betrag 
der  ver- 
wendeten 
Gelder 

s 
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Verz-eicHnis  von  Anstalten  und  Vereinen, 

■ welche  sich  mit  der  Erziehung  armer  Kinder  befassen. 


Edmundsburg  in  Salzburg. 

Knabenasyl  Johanneum  in  Salzburg. 

Mädchenwaisenhaus  - Landesanstalt  unter  Leitung  der  barmherzigen 
Schwestern. 

Kinderasyl  in  Mülln-Salzburg. 

Dienstmädchen-Erziehungsanstalt  in  St.  Sebastian-Salzburg. 

ZuHuchthaus  St  Josef  in  Salzburg. 

Volksschulverein  in  der  Stadt  Salzburg. 

KathoUscher  Verein  der  Kinderfreunde  in  Salzburg. 

Kinderasyl  zu  St  Gilgen. 

Kleinkinderbewahranstalt  in  Oberndorf. 

Kinderasyl  zum  Herzen  Jesu  in  Maxglan. 

Mädchenpensionat  in  Hallcin. 

Herz  Jesu-Erziehungsanstalt  in  Abtenau. 

Privat-Müdchenlehr-  und  Erziehungsanstalten  in  Piesendorf,  Mittersill, 
Bramberg,  Lend,  Alm. 

Erziehungsanstalt  für  Mädchen  in  Tamsweg. 
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Uber  die  Ursachen,  Erscheinungsformen  und  die 
Ausbreitung  der  Jugendverwahrlosung  in  Tirol. 

Von 

Dr.  Bruno  Webhofer, 

k.  k.  AuskulUntoo  io  Inosbruck. 


Bei  der  Darstellung  der  Ursachen,  Erscheinungsformen  und  ,\usbreitung 
der  Jugondverwahrlosung  wird  man  sich  für  unsere  engere  Heimat  im  we.sentlichen 
an  die  Erfahrungen  hallen  können,  welche  die  das  ganze  Land  umfassende 
Tätigkeit  des  Jugendfürsorgevereines  für  Tirol  an  die  Hand  gibt,  dessen  Bedeutung 
am  besten  die  Tatsache  illustriert,  daß  die  Zahl  der  von  ihm  in  etwas  mehr  als 
1 V«  Jahren  merilorisch  behandelten  Fälle  das  erste  halbe  Tausend  schon  über- 
schritten hat.  Die  aus  dem  Akteninaterial  des  Jugcndfüi'sorgevereincs  geschöi)ften 
Daten  bieten  übrigens  mangels  sonstiger  speziell  die  Grafschaft  berücksichtigender 
statistischer  Erhebungen  den  einzigen,  verläßlichen  Anhaltspunkt  für  die  Beur- 
teilung der  aufgeworfenen  Frage,  verläßlich  di^shalb,  weil  sie  nicht  bloß  aus  einer 
Quelle  fließen,  sondern  die  Wahrnehmungen  mehrerer,  größtenteils  amtlicher  Aiis- 
kunfts])crsonen  (Richter,  Geistliche,  Lehrer,  Gendarmerie,  Polizei)  enthalten,  wobei 
die  nachträglich  in  periodischen  Zwischenräumen  eingeholten  Erfolgsberichte 
Gelegenheit  zu  einer  Kontrolle  gewähren.  Die.se  sowohl  vor  als  nach  dem  Ein- 
schreiten in  jedem  einzelnen  Falle  zuströmenden  Informationen  enthalten  eine 
Summe  wertvoller,  sich  gegenseitig  berichtigender  und  ergänzender  Details,  aus 
deren  vergleichender  Betrachtung  sich  eine  genaue  Klassifizierung  des  betreffenden 
Jugendlichen  ergibt. 

Bedeutet  Erziehung  die  fortwährende,  planvolle  und  zielbewußle  Einwirkung 
der  Erwachsenen  auf  die  Heranwachsenden  im  Sinne  einer  harmonischen  Ent- 
wicklung aller  köri)erlichen  und  seelischen  Kräfte,  so  sprechen  wir  von  Verwalir- 
losung  dort,  wo  diese  Einwirkung  ganz  oder  teilweise  fehlt  oder  gar  in  verkehrter 
Richtung  l.älig  ist;  Verwahrlosung  ist  daher  ein  Zustand  der  Minderwertigkeit  der 
körperlichen  oder  seelischen  Verfassung,  erzeugt  durch  einen  Mißbrauch  der 
Erziehungsgewalt  oder  durch  Vernachlässigung  oder  durch  Unzulänglichkeit 
oder  durch  völligen  Mangel  der  Erziehung.  Im  weiteren  Sinne  umfaßt  der 
Begriff  der  Venvahrlosung  nicht  allein  die  bereits  eingetretene,  sondern  auch 
die  erst  drohende  Verwahrlosung:  die  Gefährdung,  die  bei  nicht  rechtzeitigem 
Eingreifen  ln  die  Verwahrlosung  im  engeren  Sinne  übergehl. 
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Die  oben  angegebenen  Kategorien  der  Verwahrlosungsgründe  lassen  sich 
wieder  motivieren  durch  Trunksiiclit,  sittliche  Verkomme nlieit,  Arbeits- 
scheu und  Landstreicherei,  Nachsicht  und  Schwäche,  Tod,  Krankheit, 
Abwesenheit,  Armut,  angeborene  Entartung,  schlechten  Umgang. 

Wenn  wir  schließlich  die  subjektive  Seite  berühren,  so  ergibt  sich,  daß  die 
Verwahrlosung  einerseits  zuriiekführt  auf  ein  Verschulden  verantwortlicher 
Erzieher,  welche  ihre  Pflicht  schlecht  oder  gar  nicht  erfüllen,  andrerseits  auf 
psychologisch-pathologische  Faktoren  (.angeborene  Entartung)  oder  auf 
wirtschaftliche  und  soziale  Phänomene  oder  auf  ungenügende  Einrichtungen 
der  öffentlichen  Gewalt  und  unzureichende  Selbsthilfe  der  Gesell- 
schaft. 

Bei  500  bis  Ende  Jänner  d.  J.  behandelten  Fällen  wurde  konstatiert: 


Tafel  1.  *) 


*}  Dafi  die  Gesamtsunmie  der  im  einzelnen  Falle  konstatierten  Ursachen  (ö73)  bedeutend 
grbßer  ist  als  die  Zahl  der  berdcksichtit^ten  Fälle,  findet  seine  Krklüruiig  darin,  dafi  bei  Verwahr- 
losung eines  einzigen  klndcs  oft  mehrere  Ursachen  (in  147  Fällen  2,  in  13  Fällen  3 Ursachen; 
673  — [147  -4-  2 X13]  = 500)  gleichzeitig  oder  in  zeitlicher  Aufeinanderfolge  mitwlrklen  und 
manche  Ursachen  auch  derart  Zusammenhängen,  dafi  sie  fast  regelmäßig  in  Verbindung  Vor- 
kommen, so  z.  B.  Tod,  Krankheit,  Abwesenheit  des  einen,  schlechter  Lebenswandel  oder  Glelch- 
gflltigkeit  des  anderen  Eltemteiles,  Leichtsinn  der  Erzieher  in  der  Überwachung  und  schlechter 
Umgang  etc.  Daher  muhte  die  II.  Tabelle,  betreffend  das  Verschulden  der  Erzieher,  auf  Grund  einer 
gcr-onderlcn  Machleso  und  Üererbmuig  gewonnen  werden. 
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Beilenkt  man,  daß  bei  81  “/o  Allein- oder  Milverschulden  seitens  der  leiblic  hen 
Kltern  vorliegt,  so  ist  leicht  zu  ermessen,  welchen  Einfluß  die  Familienverhältnisse 
auf  die  Erziehung  eines  Kindes  ausnben  und  wie  schwerwiegend  .seitens  der  Eltern 
hier  gesündigt  werden  kann  und  in  der  Tat  auch  gesündigt  wird. 

Einen  wie  mächtigen  und  unersetzlichen  Pfeiler  des  Lebensglückes  eine 
gesunde  Familie  darslellt,  so  verderblich  ge.stalti*t  sich  für  das  Kind  das  stete 
Zusammensein  mit  lasterhaften,  rohen,  verkommenen,  leichtsinnigen  und  arbeits- 
scheuen Leuten,  die  in  krassem  Egoismus  nur  auf  sich  selbst  bedacht  sind,  mit- 
einander in  Unfrieden  leben,  keinen  geregelten  Haushalt  fühlen,  das  Kind  in 
Schmutz  und  Unordnung  aufwachsen  lassen,  ohneihm  das  notdürftigste  an  Kleidung 
und  Nahrung  zu  geben,  die  es  statt  mit  Liebe  und  Geduld  leidenschafllich  und 
ungerecht  behandeln,  über  die  Maßen  mit  Schlägen  traktieren,  die  es  frühzeitig  zu 
den  härtesten  Verrichtungen  heranziehen,  dem  armen  Geschcüpfe,  welches  in  seiner 
Jugend  die  entscheidenden  Eindrücke  aufnimmt,  das  böseste  Beispiel  geben,  es  zu 
Schlechtigkeiten  verleiten,  ob  seiner  V'ersclüagenheit  und  Spitzfindigkeit  beloben, 
die  es  zum  Lumpen  und  zur  liederlichen  Dirne  machen,  so  daß  es  endlich  ins  Zucht- 
haus gerät,  wenn  es  nicht  vorher  schon  geistiger  Umnachtung  verfallen,  ver- 
hungert, erfroren,  an  Auszehrung  oder  an  den  Folgen  brutaler  Mißhandlungen 
gestorben  ist.  Ein  solches  Elternhaus  bildet  nicht  eine  Heimstätte  der  Gc.sittung, 
sondern  eine  Pflanzstätte  der  Verbildung  und  manche  Kinder  verleben  so  ihre 
Jugend,  die  anderen  eine  Quelle  der  schönsten  Erirmerungen  ist,  unter  fortwähren- 
den Qualen  und  führen  still,  von  niemandem  bemerkt,  ein  Märtyrerdasein. 

Diese  Schilderung  mag  übertrieben  genannt  werden  und  doch  bleibt  sic 
hinter  der  traurigen  Wirklichkeit  zurück,  die  uns  die  abscheulichsten  Bilder  von 
Kindcrelend  vor  Augen  führt,  von  denen  Femerstehende  kaum  eine  Ahnung 
besitzen.  Nur  dann  und  wann  wirft  ein  in  die  Öffentlichkeit  gedrungener  haar- 
sträubender Fall  ein  grelles  Streiflicht  auf  diese  Nachtseiten  der  menschlichen 
Gesellschalt. 

Viel  trägt  daran  die  Tatsache  Schuld,  daß  man  den  Eltern  von  vornherein 
ungemessenes  Vertrauen  entgegenbringt  und  sie  als  die  besten,  weil  natürlichen, 
Beschützer  der  Interessen  ihrer  Kinder  ansieht,  die  keinem  anderen  Forum 
Rechenschaft  schuldig  sind  wie  nur  ihrem  eigenen  Gewissen.  Die  Folge  davon  ist. 
daß  man  noch  immer  die  uralte  Anschauung  von  der  Unantastbarkeit  der  Familien- 
schranken, die  fast  an  die  heidnisch-römische  Auffassung  der  Patria  potestixs 
gemahnt  und  die  Autorität  der  Familie  dort  stützt,  wo  sie  es  nicht  verdient,  kaum 
zu  überwinden  vermochte.  Daher  die  Scheu  der  Nachbarn  und  Hausgenossen,  als 
Anzeiger  und  Ankläger  aufzutreten,  daher  die  Vorsicht  und  Nachsicht,  mit  der  die 
öffentliche  Gewalt  diesem  geheimen  Bannkreis  gegenübertritt. 

Interessant  ist  es,  die  Fälle,  in  denen  den  Vater  das  Alleinverschulden  an 
der  Verwahrlosung  trifft,  jenen  gegenüberzustellen,  in  denen  die  Mutier  die  Allein- 
schuldige ist.  Das  Haupt  der  Familie  bleibt  mil  104  Anteilen  weit  hinter  der 
Mutter  mit  178  zurück,  ein  .iVnzeichen,  das  den  Schluß  .auf  die  überragende  Be- 
deutung des  erzieherischen  Einflusses  der  Mutter  innerhalb  der  Familie  recht- 
fertigen könnte.  Freilich  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  uneheliche  Kinder  fast 
ausnahmslos  der  Mutter  anhcimfullen  und  diese  genötigt  ist,  die  Erziehung  allein 
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auf  sicli  zu  nelimen,  bestenfalls  unterstützt  durch  einen  Alimentationsbeitrag  des 
Kindesvalers,  wenn  letzterer  es  nicht  vorzieht,  sich  der  Sorge  um  Mutter  und  Kind 
zu  entschlagen  und  beide  in  Schande  und  Not  zu  verlassen. 

Wie  in  allen  Gebirgsgegenden,  zumal  den  vom  bajuvarischen  Stamme  be- 
wohnten, ist  der  Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten  auch  hierzuland  ein  ver- 
Inlltnismäßig  hoher,  was  unter  anderem  mit  der  Schwierigkeit  der  Gründung  eines 
eigenen  Haushaltes  im  Zusammenhänge  steht. 

Auf  der  Straße,  im  Gchärhause  oder  in  der  Kindelanstalt  zur  Welt  gekommen, 
werden  s<ilche  außer  der  Ehe  geborene  Kinder,  kaum  der  nfdirendcn  Mutterbrust 
entwöhiit,  da  sic  die  auf  Arbeit  angewiesene  Mutier  an  der  Freizügigkeit  hindern 
und  in  der  Wahl  der  Arbeitsgelegenheit  beeinträchtigen  würden,  gegen  ein  Zucht- 
geld von  4 bis  10  K monatlich  ausgestattet.  Sie  wachsen  nun  bei  einer  Bauern- 
familie schlecht  und  recht  auf,  ohne  daß  sich  sonst  jemand  um  das  arme  Wesen, 
von  dem  man  zuweilen,  da  bei  der  Aufnahme  keine  Dokumente  Vorlagen,  nicht 
eiTimal  den  Namen  weiß,  kümmern  würde.  Zur  Vormundbestellung  kommt  es  hier 
wie  sonst,  wenn  es  sich  um  verla.ssene  Kinder  handelt,  manchmal  gar  nicht,  regel- 
mäßig aber  verspätet,  oft  erst,  wenn  das  Kind  mit  dem  Besuche  der  Schule  in  die 
ÖlTentlichkeit  tritt  oder  zur  Vornahme  einer  rechtlich  relevanten  Handlung  ^Ver- 
ehclichung)  der  Zustimmung  eines  gesetzlichen  Vcrtrclers  bedarf.  Die  Pllegeeltern 
nehmen  das  Kind  bloß  des  Erw’erhes  W'egen  und  suchen  es  nach  Kräften  aus- 
zunützen, inilem  sie  noch  herzlos  genug  sind,  demselben  keine  Zurücksetzung  zu 
ersparen.  Bleibt  dann  vielleicht,  weil  die  uneheliche  Mutter  eine  Zeitlang  keine 
Arbeit  gefunden,  der  Monatsznschuß  aus,  wird  das  llaltkind  erbarmungslos  vor  die 
Türe  gesetzt,  die  Aufcnthaltsgemeinde  schiebt  cs  der  Heimalsgemeinde  zu  und  dort 
wandert  das  Kind  als  .Einleger“  von  einer  Hand  in  die  andere,  ohne  ein  ruhiges 
Plätzchen  zu  finden,  nirgends  gerne  gesehen,  niemandem  zur  Freude,  jedem  zur 
Last.  So  stehen  diese  Kinder,  die  nie  ein  trauliches  Heim  genossen  haben,  sondern 
frülizeitig  ins  rauhe  Lehen  hinausgestoßen  wurden,  in  einer  fremden  Welt,  die 
ihnen  weder  Rückhalt  noch  Ratschlag,  ja  nicht  einmal  eine  freundliche  Erinnerung 
bietet.  Kommt  aber  die  Mutter  später  in  bessere  Verhältnisse  und  gelingt  es  ihr 
am  Ende,  sich  einen  Hausstand  zu  gründen,  so  kehrt  das  Kind  verbittert  und 
entfremdet  zurück,  für  sie  eine  stete  Mahnung  an  ihre  schwache  Stunde,  vom 
Stiefvater  aber  mit  kaum  verhohlener  Mißgunst  verfolgt,  für  beide  die  Veranlassung 
ehelichen  Unfriedens  und  ein  Gegenstand  sich  wiederholender  Interessenkonflikte. 
Ähnlich,  ja  vielfach  noch  schlechter  ist  das  Schicksal  der  Kinder,  die  mit  der 
ledigen  Mutter  in  die  Familie  eines  Verwandten  (Großeltern)  eintreten. 

Am  erträglichsten  haben  es  noch  die  durch  nachfolgende  Ehe  Legitimierten 
und  die  unter  der  Obhut  der  ledig  verbliebenen  Mutier  stehenden  Kinder,  .aber 
gerade  diese  zwei  Tyi>en  treten  bei  uns  hinter  den  Pflege-  und  Stiefkindern 
zurück. 

Ein  eigentümlicher  Unterschied  macht  sich  in  der  Stellung  geltend,  welche 
die  ehelichen  Eltern  und  die  uneheliche  .Mutter  einnehmen,  wenn  ihnen  das  Kind 
ahgenommen  und  anderswo  imtergehracht  werden  soll.  Wälirend  nämlich  die 
uneheliche  Mutier  meist  klug  genug  ist,  der  in  Aussicht  stehenden  Verbesserung 
der  Lage  ihres  Kindes  keinen  Widerstmid  entgegenzusetzen,  und  es  nicht  ungern 
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sieht,  wenn  man  sich  iiires  Kindes  annimmt,  entdecken  die  unmensclilichslen  und 
gleicligillti(,'sten  Eltern,  sobald  man  Emst  macht,  plötzlich  ilm  Herz,  an  das  früher 
vergeblich  appelliert  wurde,  und  bereiten  der  W'egnahme  ihres  Kindes,  zumal 
wenn  es  sich  im  Alter  beginnender  Erwerbskraft  befindet,  alle  nur  erdenklichen 
Schwierigkeiten.  Richterliche  Hilfe,  Gendarmerie-  und  Polizoigewalt  müssen  auf- 
geboten  werden,  um  das  Kind  seiner  Umgebung  zu  entreißen  und  es  möglichst 
vveit  entfernt  vom  unwirtlichen  Valerhause  in  Pflege  zu  geben.  Auch  dann  noch 
versuchen  die  Eltern  das  Kind  ungünstig  zu  beeinflussen  und  zurückzuführen;  sie 
geben  sich  mit  dem  Bescheid  der  ersten  Instanz  nicht  zufrieden  und  trachten  im 
Rekurswege  ihr  verscherztes  Recht  zurückzuerobern. 

Eine  V’orstellung  vom  Umfange  des  subjektiven  Verschuldens  der  Ei-zieher 
gibt  ein  Blick  auf  unsere  statistische  Zusammenstellung  (Tab(dle  II),  wonach  unter 
500  Kindeni  in  172  Fällen  (Ol  lVo)  ein  Verschulden  der  Erzieher  vorlag,  und 
zwar  in  123  Frd'en  Verschulden  beider  Ellemteile,  in  10 1-  Fällen  Alleinvcrsclnddim 
des  V'ateis,  in  178(!)  Fällen  Alleinverschuldmi  der  Multer,  in  57  Fällen  Verschulden 
Fremder.  In  den  SarnmclbegrilT  .Fremde*  wurden  auch  Verwandte,  Stiefeltern 
und  Vormünder  einbezogeu.  Das  Charakteristische  ihres  Verhaltens  gegenüber  den 
ihrer  Obhut  anverlrauteu  Pfleglingen  ist  <lie  aus  Mangel  an  Interesse  entspringende 
Gleichgültigkeit  und  Lieblosigkeit.  Während  sie  in  den  übrigen  Spalten  der 
Tabelle  I nur  mit  Zwergzahleu  vertreten  sind,  steigt  ihr  Anteil  in  der  -1.  Rubrik 
auf  42 ! Daß  auch  der  V'ormund,  namentlich  der  gerichtlich  bestellte,  der  vielfach 
geradezu  als  der  zur  Vertretung  der  Mündel  der  besitzlosen  Klassen  berufene 
Anwalt  gilt,  keine  Ausnahme  macht,  sondern  den  Durchschnillslypus  der  Indolenz 
darbietet,  hat  seinen  Grund  in  Mangel  an  geeignetim  AnwüHern  und  in  der  ein- 
seitigen Auffassung  der  Vormundschaft  als  bloßer  V^ermögenstutel.  Nicht  mit 
Unrecht  wairdc  daher  von  der  .Eisregion  der  richterlichen  Vomiundschaft* 
gesprochen,  die  ihren  Höhepunkt  in  der  Pnegschaft  über  uneheliche  Mündel 
erreicht. 

Nicht  unerwähnt  bleibe,  daß  das  .Soll*  gegenüber  dem  .Haben“  der 
fremden  Erzieher  sofort  in  die  Höhe  sclmellen  würde,  gelangte  man  zur  Kenntnis 
jener  zumal  in  den  besser  situierten  Kreisen  des  Mittelstandes  häufigen  Fälle,  wo 
Kinder  von  ihren  durch  gesellschaftliche  Verpflichtungen  und  Vergnügungen  ab- 
gehaltenen Müttern  Dienstbotim  und  ungebildeten  .Mietlingen  überlassen  werden. 

In  unserer  Heimat  allerdings,  wo  selbst  die  städti.schen  Bevölkerungszentren 
nur  zu  gewissen  Zeiten  des  Jahres  ein  lebhafter  pulsierendes  Gcsellschaflsleben 
aufweiseii,  wird  der  hier  gerügte  Übelstaud  kaum  je  bedenklichere  Dimensionen 
annehmen. 

Um  einen  tieferen  Einblick  zu  gewinnen,  mußten  wir  versuchen,  das  Ver- 
schulden im  einzelnen  Falle  auf  den  konkreten  Tatbestand  zu 
reduzieren. 

Die  für  Mißbrauch  der  Erziehungsgewalt  — und  darunter  fallen,  wie  bemerkt, 
Mißhandlungen,  Ausbeutung,  Verleitung  zum  Bösen  und  schlechtes  Beispiel  — an- 
gegebene Zahl  dürfte  inVV'ahrheit  weit  überholt  werden.  Denn  nur  die  gravierendsten 
Fälle  dringen  aus  dem  engen  Rahmen  der  vier  VV'ände  des  Hauses  in  dieöfferit- 
lichkeit  und,  wenn  sie  schon  nicht  unbemerkt  bleiben,  werden  sie  aus  Mangel  an 
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Pnii'litgefühl  und  Scheu  vor  Un.innelimlichkeiten  seitens  der  Augen-  und  Ohren- 
zeugen verschwiegen.  Auf  die  bloßen  Angaben  des  Kindes  kann  aber,  weil  sie 
stets  auf  Widerspruch  stoßen,  nicht  unbedingt  Gewicht  gelegt  werden,  soweit  sie 
von  dritter  Seite  keine  BestiUigung  finden. 

Kaum  glaubhaft  klingt  es,  daß  Kinder  in  den  mannigfachsten  Formen  und 
vom  zartesten  Alter  angefangen,  von  verkommenen  Kltem  au.sgebeulet  werden, 
sei  cs,  daß  ein  wimmernder  Säugling  das  Mitleid  der  Passanten  erwecken  soll, 
daß  Kinder  zum  Betteln  gegen  Entgelt  ausgcliehen,  als  gefügiges  Werkzeug  bei 
Biebslählen,  Betiügereien  und  anderen  Straftaten  benützt  oder  daß  Mädchen  von 
eigensüchtigen  Eltern  gezwungen  werden,  den  Tribut  der  „Dankbarkeit*  für  die 
genossene  schlechte  Erziehung  durch  das  Opfer  ihrer  Unschuld  und  Reinheit  ab- 
zukaufen, oder  daß  Eltern  ihr  eigen  Blut  zu  den  unwürdigsten  und  aufreibendsten 
Arbeiten  im  Haushalte  und  in  der  Werkstätle  pre.ssen  oder  ins  Ausland  verschicken. 

Eine  Art  der  Ausbeutung  jugendlicher  Arbeit-skrafl  isl  in  Nordtirol  und  im 
angrenzenden  Teile  Vorarlbergs  gimz  besonders  im  Schwünge.  Das  Verdingen  der 
Schwal>enkinder  nach  Bayern,  Württemberg  und  Baden.  Die  Kinder,  meist  solche 
aus  Oberinnlal  und  VinLschgau,  werden  im  Frühjahre  in  der  Gegend  von  Imst 
gesammelt  und  in  geschlossenen  Transporten  von  erklecklicher  Anzalil,  oft  bis  zu 
mehreren  Hunderten,  zum  Markte  nach  Ravensburg  verfrachtet,  wo  sic  an  die 
Meistbietenden  verkauft  werden.  Dort  Sommer  über  bleiben  sie  draußen  und  linden 
in  irgend  einem  schwäbischen  Dorfe,  beim  Bauern,  der  sie  aufgekauft,  in  der  Land- 
wirtschaft, namentlich  als  Viehhfiter  Verwendung.  Fahren  .sie  dann  im  Herbste 
nach  Hause,  bekommen  sie  je  nach  Körperkraft  und  Anstelligkeit  einen  Lohn  von 
im  ganzen  (10  bis  100  K nebst  einem  Anzuge  und  Schuhzeug  mit.  Dafür  sind  sie 
gehörig  ausgebeutet  worden,  ganz  abgesehen  davon,  daß  sie  den  größten  Teil  des 
.Jahres  die  Schule  versäumt  haben.  Zur  Beseitigung  der  gröb.slen  Auswüchse  hat 
sich  vor  wenigen  Jahren  in  Pettneu  ein  Verein  gebildet,  der  den  mit  den  Trans- 
porten verbundenen  Gefaliren  durch  Mitgabe  vertrauenswürdiger  Begleiter,  meist 
in  Gestalt  von  Geistlichen,  zu  begegnen  suchte  und  durch  Ubemahme  der  Rolle 
eines  Arbeitsvennittiers  auch  Einfluß  auf  die  Abschließung  der  V'erdingungs- 
kontrakte  gewann. 

Groß  ist  die  Zahl  der  dem  Alkohol  ergebenen  Erzieher,  namentlich  unter 
jenen  Benifsklassen,  die  sich  hauptsächlich  im  Freien  aufhalten  und  deren  Ver- 
dienst von  der  Witterung  abhängig  ist.  Das  Hauptkoniingent  stellt  in  dieser  Kolonne 
der  V'aler,  was  angesichts  des  der  erwa<disenen  männlichen  Bevölkerung  offen- 
stehenden  Wirtshauses  begreiflich  erscheint.  Weil  entweder  kein  Sinn  für  Häus- 
lichkeit vorhanden  oder  weil  dieser  durch  Unfrieden  und  Elend  verleidet  ist,  sucht 
man  Bierkneipen  und  Branntweinsehenken  auf  und  ertränkt  die  Bitternis  des 
Daseins.  Die  zerrüttende  Wirkung  der  als  Volkskrankheit  zu  bezeichnenden  Ge- 
wohnheit auf  die  Gesundheit  und  sittliche  Integrität  und  das  Familienleben  sind 
bekannt.  Der  Anblick  des  in  seinem  berauschten  Zustande  zum  Tier  erniedrigten 
Erziehers,  der  seinen  Instinkten  die  Zügel  schießen  läßt,  muß  jede  Achtung  und 
Pietät  ersticken  und  gibt  ihn  zu  guter  Letzt  dem  Fluche  der  Lächerlichkeit  preis. 
Die  Krone  setzen  aber  jene  Ellern  auf,  welche  ihre  Kinder  mit  Alkohol  geradezu 
ernähren,  und  doch  sind  derartige  Fälle  keineswegs  selten. 
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Eine  schwere  Anklage  gegen  die  Mutter  erhebt  die  Rubrik:  .sittliche 
Verkommenheit*.  Die  Mutter,  welche  sich  so  weit  vergißt,  daß  sie  zur  Konkubine 
oder  zur  Prostituierten  wird,  bat  dadurch  den  Anspruch  als  .Erzieherin*  verwirkt, 
denn  sie  verwandelt  hiemit  den  Fjimilienherd  zur  I.,asterhflhle  und  macht  die 
Kinder  zu  Zeugen  der  abstoßendsten,  das  SittlichkeitsgefOhl  aut  das  gröblichste 
verletzenden  Szenen,  denen  diese  bei  gemeinschafllichem  Scblafraurae,  wenn  sie 
auch  wollten,  gar  nicht  entgehen  könnten.  Der  Kampf  gegen  beide  Übel,  deren 
Wurzel  die  ungebSndigte  Sinnlichkeit,  die  nackte  Not  und  die  durch  die  erschwerten 
Exi.stenzbedingungen  geschaffene  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  der  mit  der  Gi  ündung 
eines  geregelten  Haushaltes  verbundenen  Verpflichtimgen  bildet  ist  ebenso  alt  wie 
erfolglos;  ja  es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  nicht  jede  Erschwerung  der  ehelichen 
Verbindung,  wie  eine  solche  der  in  Tirol  noch  als  Oberbleibsel  aus  dem  absoluten 
Polizeistaat  aufrecht  erhaltene  Ehekonsens  für  .unamsässige  Dienstboten,  Gesellen, 
Tagwerker  und  Inwohnet*  darstellt  gerade  das  regellose  Zusammenleben  von 
Mann  und  Weib  befördert  hat;  wenigstens  kommen  derartige  wilde  Ehen  in 
den  von  der  bezeichneten  Vorschrift  betroffenen  Bcvölkerungsscliichten  am 
hüufigsten  vor. 

Der  überhandnehmende  Leichtsinn  und  die  Arbeitsscheu  hängen  mit 
der  in  der  modernen  Zeit  durch  eine  sozialistische  Unterströmung  auch  in  die 
tiefsten  Volksschichten  gedrungenen  Auffassung  vom  gleichen  Ansprüche  aller  auf 
die  materiellen  Lebensgenüsse,  mit  der  bequemen  Theorie  vom  Ausleben  zu- 
sammen, die  das  Element  der  Unzufriedenheit  und  allgemeinen  Verdrossenheit 
aussäte  und  die  Abhilfe  von  politischen  Quacksalbern  erwartet.  Anstatt  sich  selbst 
em.sig  zu  rühren,  das  Erworbene  zur  Befriedigung  der  dringendsten  Bedürfnisse  zu 
verwenden,  unnötige  Ausgaben  zu  vermeiden,  mit  einem  Worte:  wirtschaftlich 
sparsam  zu  sein  und  sich  mit  wenigem  zu  be.scheiden,  hat  es  der  kleine  Mann 
verlernt,  sich  nach  der  Decke  zu  strecken,  tritt  äußerlich  prätentiös  auf,  hungert 
lieber  die  ganze  Woche,  als  daß  er  Sonntags  auf  ein  .Vergnügen*  verzichten 
würde,  und  was  an  Putz  und  sonst  überflü.ssigcm  Luxus  aufgeht,  bleibt  man  getrost 
schuldig  oder  bringt  es  durch  Entbehrungen  dort,  wo  sie  nicht  iun  Platze  sind, 
herein.  Darunter  leiden  die  Kinder,  denen  kein  Sinn  für  Zufriedenheit  und  Spar- 
samkeit anerzogen  wird  und  die  ob  des  leidigen  Kannegießens  und  Haisonnicrens 
selbst  den  Autoritätsglauben  einbüßen. 

Eine  wahre  Fundgrube  der  Jngendverwahrlosung  tut  sich  uns  auf,  wenn  wir 
das  zahlreich  im  Lande  vorhandene  fahrende  Volk  ins  Auge  fassen.  Wie  Ungarn 
seine  Zigeuner,  Böhmen  seine  Rastelbinder,  so  kennt  Tirol  seine  .Dörcher  und 
Karrenzieher*,  welche  mit  Ausnahme  des  strengen  Winters  unstet  von  Ort  zu  Ort 
umherziehen,  sich  b.'ild  da,  bald  dort  für  kurze  Frist  niederlassen  und  mit  Korb- 
llcchten,  Pfannen-  und  Kesselflickcn,  als  Schaukel-  und  Budenbesitzer  durch 
Schaustellungen  etc.  ihr  karges  Brot  verdienen.  Die  Eltern  leben  meist  in  freier 
Ehe  zusammen,  die  Kinder  schließen  sich  b;ild  dieser,  bald  jener  Wandertruppe 
an,  wachsen  in  völliger  Ungebundenheit  und  steter  Gemeinschaft  mit  den  älteren 
liCuten  auf,  ohne  einen  geregelten  Unterricht  zu  genießen.  Von  einem  regelmäßigen 
Schulbesuche  ist  natürlich  keine  Rede  und  gerade  das  bot  der  öffentlichen  Gewalt 
die  Handhabe,  eine  Eindämmung  des  Obels  zu  versuchen.  Statthaltereiverordnungen 
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aus  ()<‘n  Jahren  1865  und  1867  verboten  den  Dörchern  und  Karrenziehern,  sehul- 
pllichtige  Kinder  auf  ihren  Wanderungen  milzunchmen,  und  suchten  dem  Übel  durch 
obligatorische  Reiselegilimationen  zu  steuern,  welche  für  Kinder  über  10  Jahren 
nur  für  einen  bestimmten  Termin  zur  Sommerszeit  ausgefolgt  werden  durften, 
wogegen  sie  die  Winterschule  2 bis  3 Jahre  länger  besuchen  mußten.  Allein  diese 
Verordnungen  gelangten  nicht  zur  Unrchführung  und  mit  der  bloßen  Anerkennung 
des  nachteiligen  Einllusses  die;  er  Wanderungen  schulpflichtiger  Kinder  auf  die 
Scliulbildung  (Ministerialverordnnng  1883)  ist  nichts  getan,  solange  man  sich  nicld 
zu  einem  Verbote  versteht.  So  ist  ein  Aufgreiien  solch  umhervagierender  Banden 
ziemlich  selten,  noch  seltener  kommt  es  zu  einer  zwangsweisen  Abn.ihme  der  mit- 
geführten Kinder. 

Auch  die  Spalte  mit  der  Obeischrifl  .Nachsicht  und  Schwäche*  würde 
sich  füllen,  hätte  msm  Gelegenheit,  alle  jene  ungezogenen  Rangen,  von  denen  sich 
schwache  Eltern  unter  gänzlicher  Verkennung  ilirer  Stellung  und  Pflicht  in  törictiter 
Aflcnliebc  tyrannisieren  lassen,  in  woldverdiente  Zucht  zu  nehmen. 

Es  erübrigt  noch,  mit  der  .angeborenen  Entartung“  einen  Faktor 
einzuführen,  der  bereits  vor  der  Geburt  des  Individuums  prädisponierend  wü'kt. 
Degenerierte  Erzeuger  hinterlassen  ihrem  Geschöpfe  das  Vermächtnis  einer 
Minderwertigkeit  (erbliche  Belastung),  die,  wenn  niclit  durch  konsequente,  streng 
geregelte  Erziehung  paralysiert,  pathologische  Formen  anniramt  und  den  ,reo  nato“ 
zum  willenlosen  Spielball  seiner  ungestüm  hervorbrechenden  Leidenschaften  und 
Begierden  macht.  Ahrdiche  Wirkung  hat  übrigens  das  in  kleineren  Städten  und 
Dörfern  noch  immer,  wenngteich  niclit  in  der  früheren  .\usdehnung  übUche  Inein- 
anderheiraten von  Familien. 

Daß  die  Erziehung  in  einem  durch  die  geschilderten  Ursachen  vergifteten 
Milieu  keine  befriedigende  sein  kann,  beweist  die  Erfahrung  des  täglichen  Lebens. 
Was  das  Haus  versäumt  oder  verbrochen  hat,  können  weder  die  Schule  noch 
die  innerhalb  eines  gewissen  Rahmens  reaktionsfähige  Kirche  noch  der  Staat 
auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  wesentlich  naehholen  oder  verbessern.  Denn 
erstlich  ist  die  Schule  zum  Unterrichten  und  nicht  zum  Zureehtbringen  da;  sie  hat 
vor  allem  eine  intellektuelle  Bildung  zu  vermitteln  und  auf  der  bereits  geschaffenen 
sittlich-religiösen  Gnmdlage  weilerzubauen,  kann  aber  dort  nichts  Ersprießliches 
ausrichten,  wo  das  ohnehin  zeitlich  stärkere  Haus  entweder  ganz  versagt  oder 
konstant  entgegenwirkt;  sie  wird  vielmehr  ilu'  Ziel  nur  erreichen  in  ununter- 
brochener, einmütiger  Fülüungnahme  und  bewußter  gegenseitiger  Ergänzung.  Die 
Kirche  setzt  ebenfalls  das  Vorhandensein  ide.aler  Güter,  zumindest  aber  den 
Glaulien  an  eine  sittliche  Autorität  voraus,  weil  ihr  sonst  jegliche  Handhabe  fehlt. 
Der  plumpe  .\rm  des  Staates  endlich  gicifl  mit  den  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln  derzeit  erst  ein,  wenn  er  gerufen  wird  und  cs  meistens  zu  spät  ist. 

Wenn  auch  ein  ungeheures  Schuldkonlo  zu  Lasten  der  Erzieher  unbe- 
glichen aushaftel,  so  dürfen  wir  doch  niem;ds  vei  gessen,  daß  jede  Ursache  wiederum 
eine  Reihe  von  Antezedenlien  hat,  von  deren  Konstellation  der  Eintrilt  des  Erfolges 
abhängt,  und  daß  der  Mensch  sich  nicht  losgelöst  vom  Boden,  auf  dem  er  steht, 
kämpft  und  — fällt,  betrachten  läßt.  Einen  Fingerzeig  bietet  schon  die  Tatsache, 
daß,  sei  es  allein,  sei  es  konkurrierend  mit  einem  gleichzeitigen  oder  nachfolgenden 
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Verschulden  der  Erzieher  in  00  Fällen  der  Tod  eine  unersetzliche  Lücke 
gerissen  und  die  Kinder  zu  Wai.sen  gemacht,  in  25  Fällen  Krankheit  die  Lebens- 
energie der  Erzieher  gelähmt,  in  21  Fällen  Abwesenheit  die  Aufsicht  erschwert 
und  in  43  Fällen  drückende  Notlage  oder  Wohnungselend  die  ungünstigsten 
Bedingungen  für  eine  w’irksame  Erziehung  geschaflen  hat.  Mag  auch  zu  diesen 
objektiven  Momenten  subjektives  Verschulden  des  anderen  Eltenitciles  oder  dritter 
Personen  hinzugetreten  sein,  immer  müssen  doch  erstcre  als  Bedingungen  für  den 
Eintritt  des  Erfolges  (der  Verwahrlosung!  gelten,  die  Lebensverhältnisse  heben  sich 
eben  erst  von  der  Folie  des  wirtschaftlichen  Hintergründe  s deutlich  ab, 
mit  einer  Veränderung  dieses  verschieben  sich  auch  jene.  Der  wirtschaftliche 
Hintergrund  hat  nun  in  der  Tat  eine  durchgreifende  Änderung  erfahren,  welche 
heute  noch  lange  nicht  ülierwundene  Krisen  heraufbeschwor.  Abgesehen  von  der 
Verschärfung  des  uralten  Gegcnsatze.s  zwischen  Reiclituin  und  Armut,  Kapital  und 
.Arbeit  hat  sich  auch  die  Organisation  der  einzelnen  Wirtschaftskreise  geändert, 
indem  an  Stelle  <ler  früher  gebundenen  freie  Formen  traten,  die  eine  Reihe  vordem 
selbständiger,  kleiner  Unternehmer  auf  die  Stufe  unselbständiger  Arbeiter  herab- 
drückten und  mangels  verfügbaren  Kapitals  dauernd  doit  festhielten.  Die  Gruml- 
entlastung  hat  den  Bauc'm  auf  eigene  Füße  gestellt,  die  sich  mitunter  als  zu 
schwach  erwiesen,  bis  ein  reich  entfaltetes  Genossensclmft'ileben  die  zersplitterten 
Kräfte  zu  machtvollen  Kraftgruppen  vereinigte;  der  Handwerker  sah  sich  — aus 
der  engbegrenzten  Zunflstube  heransgetreten  — einer  erdrückenden  Konkurrenz 
von  Hausindustrie  und  Fabrik  gegenülier;  der  Hiuidel  erüffnete  neue  Al>satz-, 
aber  auch  neue  Produktionsgebiete  und  Konkurrenzmärkte;  der  freie  Arbeits- 
vi'rtrag  hat  den  Lohn  des  Arbeiters  dem  unerbittlichen  Gesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage  unterworfen  und  zu  einem  unsicheren  und  mit  den  Marktpreisen  der 
Produkte  schwankenden  gemacht.  Der  in  der  modernen  Volkswirtschaft  entfesselte 
freie  Wettbewerb  öffnete  im  Bestreben,  möglichst  billige  Arliiutskräfte  zu  verwenden, 
der  Ausbeutung  des  wirtschaftlich  Schwächeren  Tür  und  Tor.  Dir;  Technik  endlich 
hat  durch  die  Ausbildung  des  Maschinenwesens  viele  Arbeitskräfte  überflüssig 
gemacht  und  durch  eine  bis  ins  kleinste  gehende  Arbeitsteilung  einerseits  den 
Arbeiter  zu  einer  einförmigen  und  aufreibenden  Tätigkeit  verdammt,  die  ihm  den 
Übergang  von  der  einmal  gewählten  Verrichtung  zu  einer  anderen,  vielleicht  aus- 
sichtsvolleren erschwert,  andrerseits  durch  die  Verwendung  unqualitizierter 
Arbeitskräfte  die  allseitige  Inbetriebsi'tzung  aller  in  der  Familie  vorhandenen 
Kräfte  (auch  der  Frauen)  ermöglichte. 

Ist  auch  durch  die  Arbeilerschutzgesetzgebung  der  unmittelbaren  Exploitiermig 
gröbsten  Kalibers  ein  Riegel  vorgeschoben,  so  tritt  doch  unweigerlich  eine 
Lockerung  und  Aullösung  des  Fanlilienhaushalles  ein,  wenn  der  Mann  nicht  mehr 
im  Stande  ist,  die  stets  wachsende  Familie  durcli  seiner  Hände  Arbeit  allein  zu 
ernähren,  und  die  Frau  durch  die  Not  gezwungen  wii  d,  ebenfalls  ins  Erwerbsleben 
einzutreten.  Um  ihren  Gallen  zu  unterstützen  und  den  unentbehrlichen  Zuschuß  zu 
den  Wochencinnahmen  zu  verdienen,  verläßt  die  Mutter  den  ihr  durch  die  N;itur 
angewiesenen  Platz  am  häuslichen  Herilc.  So  gehen  denn  beide  Ellein  außer 
Hause  ilem  Verdienste  des  täglichen  Brotes  nach  und  über  der  Erfüllung  der 
Unlerhallspflichl  leidet  die  Erziehung  der  Kinder,  die  sich  selbst  oder  der 
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ObcrwacliunifdpräUorenGcsclnvistoroderjfleichgüUiper  Nachbarn  und  Hausgenossen 
überlassen  bleiben.  Was  ist  natürlicher,  als  daß  die  Kinder  in  ihren  Mußestunden 
die  öde  Wohnung  verlassen  und  sich  auf  der  Gasse  herumtreiben,  aufsichls-  und 
schutzlos  deren  Gefahren  preisgegeben?  Hier  wäre  ein  weites  Feld  privater  Fürsorge 
gegeben,  die  durch  Errichtung  von  Krippen  und  Kinderhorten  den  Kindern  während 
der  Zeit,  als  die  Eltern  beruflich  abwesend  sind,  das  Heim  ersetzen  könnte.  Es 
bestehen  ja  derartige  Anstalten  unter  den  verschiedensten  Namen,  sic  erfüllen  aber 
ihren  Zweck,  abgesehen  von  der  besschrfiiikten  Zalil,  nur  unvollkommen,  da  sie 
zumeist  konfessionellen  Anstrich  tragen  und  die  «klassenbewußten*  Arbeiter  sie 
wie  überhaupt  das  ganze  Fatronagesystem  der  Fürsorge  der  Bourgeoise  für  das 
Proletariat  mit  Goringschützung  behandeln,  wenn  nicht  direkt  ablehnen. 

Noch  ungünstiger  gestalten  sich  die  Folgen  der  gleichfalls  durch  die  Arbeits- 
teilung ermöglichten  frülizeitigen  Verwertung  der  eingelernti-n,  schwachen,  kind- 
lichen Arbeitskraft  unter  der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  abträglichen  Einflüssen. 
Diesbezüglich  sei  nur  im  die  augenmörderische  Tätigkeit  der  in  den  Baumwoll- 
spinnereien Vorarlbergs  beschäftiglen  .Fädlerinnen*  erinnert. 

Es  wäre  ein  Irrtum,  anzunelunen,  daß  die  eben  geschilderten  Verhältnisse 
auf  die  Industrie  und  ilu-e  Zentren,  die  Großstädte,  beschränkt  sind  und  datier  zwar 
im  gewerblich  rührigen  Nachbarländchen,  minder  aber  im  agrarischen  Tirol 
zur  Geltung  kommen,  dem  eine  großzügige,  bodenständige  Industrie  felilt.  Hier 
führen  die  Glieder  einer  verwandten  Kausalkette  zu  einem  ebenfalls  ungünstigen 
Ergebnisse.  Der  industrielle  Arbeiter  hat  immerhin  auf  Gnmd  der  Arbeiterschutz- 
und  Versicherungsgesetze,  des  Aufenthaltes  in  Städten  mit  ihren  AVohlfahrts- 
cinrichtuugen  und  seiner  straff  gegliederten  Organisation  eine  wirlschafUich  und 
sozial  bessere  Stellung,  um  die  ihn  sein  Genosse  auf  dem  Lande  beneidet. 

Seit  das  Reformwerk  des  Jahres  1848  durch  Zertrümmerung  der  feudalen 
Einrichtungen  den  Zwergbesitzer  dos  patriarchalischen  Rückhaltes  der  Gutsherr- 
schafl  gegenüber  beraubte,  hat  sich  nämlich  auch  in  Tirol  eine  vom  Boden  los- 
gelöste ländliche  Arbeiterklasse  gebildet,  deren  Angehörige  hierzulande  teils  als 
Dienstboten  in  der  Familie  des  Bauern  Wohuung  und  Verpflegung  erhalten  und, 
für  längere  Zeit  gegen  Geld-,  beziehungsweise  Naturallohn  verdungen,  dem  land- 
wirtschaftlichen Betriebe,  insbesondere  der  Wartung  und  Pflege  der  Haustiere 
dienen,  teils  als  freiwerbende  Taglölmor  von  der  Hund  in  den  Mund  leben  und 
sich  auf  kürzere  Zeit,  eventuell  nur  zur  Ausfüllung  bestimmter  fErnte-)  Arbeiten 
verdingen,  in  Gegenden  mit  zerstreuten  Ansiedlungcn  aber  und  jm  Winter  keine 
Arbeitsgclegeidieit  und  datier  auch  kein  Einkommen  linden.  Das  Gesinde  unter- 
steht der  Dienstbotenordnuug,  welche  das  Rechtsverhältnis  ziemlich  einseitig  zu 
Gunsten  des  Herrn  ordnet  und  vielfache  Härten  enthält,  beiden  Kategorien  fehlt 
insonderheit  in  Gebieten  geschlossener  Höfe  die  Möglichkeit  des  Emporrückens  in 
die  Stellung  des  selbständigen  Landwirtes,  beide  Kategorien  genießen  nicht  die 
Vorteile  des  Ärbeiterschutzes,  der  Kranken-  und  Unfallversicherung,  •)  beide 
entbehren  einer  geeigneten  Organisation  und  vermissen  schmerzlich  die  reicher 
entwickelten  städtischen  Woldfahrtseinrichtungen  sowie  die  Befriedigung  des 

•)  Die  bei  landwirl!irh.ifUielien  Mascliineti  besrhüfliglen  Arbeiter  fallen  bei  der  In  Tirol 
Obliclieu  extensiven  Agrikultur  kaum  nennenswert  ins  Gewicht. 
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Bihiungs-,  Erholiuifts-  und  Kindurhaltiingsbedürfnisse.s,  wie  sic  in  den  Städten 
geboten  wird  durch  Fortbildungsschulen  ITir  Knaben,  Hauslmllungskurse  für 
Mädchen,  durch  Volksbibliotheken,  Rezitations-  und  Theaterabende  u.  s.  w. 

ln  ihrer  Verallgemeinerung  zu  weit  gehende  Bedenken  verwehrten  bislang 
die  Einführung  dieser  Mittel  einer  vernünftigen  Volksbildung  und  Aufklärung,  weil 
eine  im  einzelnen  nicht  immer  einwandfreie  Organisation  in  ihnen  Elemente  der 
Zersetzung  erblicken  ließ.  Das  Bewußtsein  dieser  unzulänglichen  .Stellung  der 
ländlichen  Arbeiterbevölkerung  auf  der  einen  und  die  Anziehungskraft,  welche  die 
Städte  als  Mittelpunkte  der  Kultur  und  Sitze  einer  höheren  Lohn  verheißenden 
Industi’ie  auf  der  anderen  .Seite  naturgemäß  ausüben,  hat  eine  Wanderbewegung 
ausgelöst,  deren  Ziel  teils  die  städtischen  Gebiete,  teils  die  angrenzenden,  teils  die 
überseeischen  Länder  bilden.  Die  Folge  davon  ist  »in  eiiipfmdlicher  Mangel  an 
landwirtschaftlichen  Arbeitern.  Das  unzureichende  Angebot  bewirkte  ein  Empor- 
schnellen der  Lohnforderungen.  Die  grundbe.sitzende  bäuerliche  Bevölkerung  zog 
es  dc.shalb  vor,  statt  der  noch  zu  Gebote  stehenden,  teuer  zu  erkaufenden  Arbeits- 
kräfte und  neben  diesen  sich  nach  anderen  billigen  Arbeitskräften  umzusehen, 
welche  die  entstandenen  Löcken  ausfüllen  sollten.  So  werden  die  zuröckbleibenden 
Weiber  und  Kinder  bald  ständig  bald  aushilfsweise  herangezogen  und  dabei  über 
Gebür  ausgenützt.  Wo  die  allgemeine  .Schulpllicht  im  Wege  .st.md,  suchte  man 
der  Legislative  eine  Konzession  abzuringen  und  tatsächlich  wurde  durch  die  soge- 
nannte Liechtensteinsche  Novelle  zum  Reichsvolksschulgesetz  aus  dem  Jahre  1883 
die  Möglichkeit  der  Sommerbefreiung  der  schulpflichtigen  Kinder  im  7.  und  8. 
Schuljahre  sbituiert,  was  nichts  anderes  bedeutet,  als  die  Sanktionierung  der  Aus- 
nützung der  Arbeitskraft  von  der  Schule  noch  nicht  entwach.senen  Kindern  zum 
landwirtschaftliclien  Betriebe.  Die  Zahl  der  so  als  Hirten,  dann  zur  Wartung  und 
Pflege  der  Haustiere,  aber  auch  zu  Ernte-  und  Holzarbeiten  verwendeten  Jugend- 
lichen ist  Legion. 

Für  Tirol  stehen  keine  neueren  ofllziellen  Daten  zur  Verfügung ; n.ach  den 
gemachten  Erfahmngen  aber  dürfte  d.as  nach  dem  Berichte  der  Gewerbe- 
inspektoren und  der  statistischen  Zentralkommission  für  das  ganze  Reich  ange- 
gebene Verhältnis,  wonach  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  oder  anderweitig 
verwendetmi  schulpflichtigen  Kinder  mit  ungefähr  100.000  nahezu  das  Doppelte 
der  gewerblicli  Tätigen  (.50.0001  betrug,  eher  noch  mehr  zu  Ungunsten  der  letzteren 
ausfallen.  Außerdem  werden  Kinder  zu  allen  möglichen  uidergeordneten 
Verrichtungen  herangezogen,  welche  keine  besondere  fachliche  Ausbildung  ver- 
langen, am  häufigsten  in  Köche,  Haus  und  Hot  zur  Reinigung  der  Räumlichkeiten 
und  Gerätschaften,  als  Besteck-,  Schuh-,  Wagen  und  Pferdejmtzer,  als  Wäscherinnen; 
zum  Sammeln  von  Kräutern  un<l  Beeren;  als  Bedienerinnen;  im  Gast-  und 
Schankgewerbe  als  Kellner  und  Kegelaufselzer;  im  Hausierhandel  als  Blumen-, 
Bilder-  und  Zuckerwarenverkäufer; zum  Austragen  von  Zeitungen;  als  Laufl)urschen 
und  Laufmädehen,  ferner  im  Kleingewerbe  als  Lehrlinge  uml  in  der  Hausindustrie 
zum  Nähen,  Stricken,  Spitzenklöpi)cln,  Flochten  u.  s.  w. 

Was  die  Unzulänglichkeit  der  Einrichtungen  der  öffentlichen 
Gewalt  betrifft,  so  ist  vor  allem  zu  beklagen,  daß  die  in  verschiedenen  Gesetzen 
zerstreuten,  dem  Kinderschutze  gewidmeten  Bestimmungen  fast  durchwcg.s  nur 
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ropres.^iv  wirken.  Eine  viel  dankbarere  .Aufgabe  wAre  es,  niehl  erst  leilnahm.slos  zu 
warten,  bis  das  Kind  ein  Opfer  von  Sünden  der  Eraielier  umi  von  Verhiiltnissen 
der  Umgebung  wirti,  .sondern  einzugreifen,  bevor  das  Kind  auf  jVbwege  geraten 
und  schuldig  geworden  ist;  freilich  müßte  man  dann  den  rein  passiven  Stand- 
punkt der  Verteidigung  verlassen,  zur  energi.sohen  OlTi  nsive  vergehen  und  dabei 
den  Schwer[)unkt  des  Angriffskrieges  gegen  die  Verwalirlosung  in  deren  ersten 
Anfänge  zu  verlegen,  um  schon  den  Aufmarsch  ihrer  Gefcchlstnippen  zu  stören. 

Ein  allgemeines  EOrsorgegesetz  nach  dem  Muster  der  von  einzelnen  Staaten 
Deutschlands  geschaffenen  Vorbilder  hätte  zunächst  den  Begriff  der  Verwahr- 
losung nach  den  konkreten  Tatbeständen  genau  zu  umschreiben  und  damit  unter 
Verfolgung  der  im  geltenden  Recht  gezogenen  Richtungslinien  als  V'oraus- 
setzungen  für  die  Ersatz-,  beziehungsweise  Zwangserziehung  festzustellen: 

1.  V'erschulden  unwürdiger  Erzieher,  sei  es  Mißbrauch  der  elterlichen,  bezie- 
hungsweise vorinundsciiaflliehen  Gewalt,  insbesondereMißhundlung,  Anstiftung  und 
Verleitung  zum  Bösen  und  Ausbeutung  der  jugendlichen  Arbeitskr.all  (§  178,  169, 
218  a.  b.  G.  B.,  g 414  ff.  St.  G.),  ferner  an  sich  chronische  Trunksucht,  Prostitution, 
Konkubinat  und  Verurteilung  der  Erzieher  wegen  gewisser  qualifizierter  V'erbrechcn. 

2.  Vollständiger  Mangel  oder  Unzulänglichkeit  oder  Vernachlässigung  der 
erziehlichen  Einwirkung  seitens  der  unfähigen  Erzieher  (§  177,  217  a.  b.  G.  B., 
§ 16  Gesetz  vom  24.  Mai  1885),  ohne  daß  die  Zustimmung  oder  der  Antrag  der 
gesetzlichen  Vertreter  erforderlich  wäre. 

3.  o)  Die  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  seitens  des  Mindeijährigen, 
soweit  ihr  allgemeiner  Charakter  (Gemeingefährlichkeit,  L’nsittlichkeitsdelikte, 
Landstreicherei,  Bettel,  Unredlichkeiten)  oder  die  Art  ihrer  Verübung,  in  der 
sicii  eine  besondere  Roheit  oder  Verkommenheit  ausprägt  oder  die  Inlemsitüt 
des  zu  Grunde  liegenden  bösen  Vorsatzes  einen  verläßlichen  Rückschluß  auf 
moralische  Depravierung  iialielegt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Tat  an  sich  ein 
Verbrechen  oder  bloß  ein  V'crgehen  oder  eine  Übertretung  darstellt; 

b)  fortgesetzte  Schulversäumnisse  und  Ausschluß  aus  der  V'olksscliulc, 
falls  die  sowolil  bei  «)  als  b)  cingeleitete  Offizialuntersuchung  der  häuslichen  Ver- 
hältnisse des  jugendlichen  Delinquenten  dessen  offenbare  Erziehungsbedürftigkeit 
dartut  und  die  Loslösung  aus  seiner  bisherigen  Umgebung  geraten  erscheinen  läßt 
(§  269, 270,  273  St.  G.,  § 8 des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  Reichs- 
volksschulgesetz vom  12.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  62  mrd  dcf.  Schul-  und  Unter- 
richtsordnung vom  29.  September  1905.) 

Objekt  einer  allfälligen  Försorgeerziehmig  hätten  alle  Kinder  und  Jugend- 
lichen bis  zum  Alter  von  20  Jahren  ohne  Fixierung  einer  unteren  Grenze  zu  bilden. 

Aus  dem  Kreise  der  Mittel  der  Ersatz-,  beziehungsweise  Zwangserziehung 
wären  die  den  Zwangsarbeitsanstalten  für  Erwachsene  angegliederten  Korrigenden- 
abteilungen ganz  auszuschalten,  die  ihnen  gleichgestellten  Bessonmgsan.stalten 
länderweise  ihrem  eigentlichen  Zweck  entsprechend  umzuwandehi,  dagegen  neu 
einzuführen:  Belassung  in  der  eigenen  Familie  unter  gleichzeitiger  Obsorge  für 
Überwachung  der  Aufführung  und  Haltung;  Unterbringung  in  anderer  geeigneter 
Familie  gegen  V’ertrag  oder  in  Anstalten  (staatliche,  kommunale,  kirchliche  und 
private  Erzichungsanstidten,  Waisenhäuser  etc.)  auf  Gnind  der  normierten  Bedin- 
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gungpn  je  nach  dem  Grade  und  der  Arl  der  Verwahrlosung;  Abgabe  in  einen  Dienst 
oder  in  die  Lelire  nadi  Ablauf  des  sclmlpdiclitigen  Alters;  alles  dies,  soweit  es  nicht 
Anstalten  betrült,  unter  Beigabe  eines  tauglichen  Vertrauensmannes  als  Fürsorger 
jedes  Zöglings. 

Eine  Enllassungaus  der  Fürsorgeerziehung  vordem  20.  Lebensjahre  dürfte 
nur  erfolgen  durch  eine  Verfügung  des  Pllegschaftsgerichtcs,  wenn  ihm  dargetan 
wird,  daß  der  Zweck  der  Fürsorgeerziehung  bereits  erreicht  ist,  und  in  keinem 
Falle  abhängig  sein  vom  Gutachten  jener  Organe  und  Verbände,  welche  für  die 
Kosten  der  Erziehung  aufzukommen  haben. 

In  letzterer  Richtung  hätte  jede  Gemeinde  auf  ihre  Kosten  für  die  mittler- 
weilige  Unterbringmig  von  Kindern,  die  rascher  Hilfe  bedürfen,  zu  sorgen.  Am 
besten  würde  dieser  Zweck  erreicht,  wenn  die  zu  Konkurrenzverbänden  zusammen- 
gefaßten Gemeinden  eines  jeden  Gerichtsbezirkes  am  Sitze  des  Gerichtes  ein  Asyl 
zur  provisorischen  Unterbringung  angefallcner  Kinder  beizustellen  hätten.  Die 
Länder  hätten  unter  Halbparthaftung  des  Staates  Erziehungsanstalten  für  verwahr- 
loste Kinder  im  schulpflichtigen  Alter  (§  59 Reichsvolksschulgesetz)  und  Besserungs- 
anstalten mit  verschiedenen  nach  Alter,  Art  und  Grad  der  Verwahrlosung  abge- 
stuften Abteilungen  zu  errichten,  beziehungsweise  die  bereits  vorhandenen  Besse- 
rungsanstalten in  diesem  Sinne  umzuwandeln. 

Die  Errichtung  von  Strafanstalten  für  Jugendliche  über  dem  Alter  der  Straf- 
mündigkeit fiele  dem  Staate  allein  als  Aufgabe  zu.  Die  Transportkosten  könnten 
am  ehesten  dem  Armenfonds  des  Wohnortes,  die  übrigen  Kosten  einer  Konkurrenz 
aller  jener  Faktoren  auferlegt  werden,  deren  Budget  durch  die  Fürsorgeerziehung 
eine  Entlastung  erfahren  hat.  Die  Verteilung  müßte  pro  lata  partc  dieser  Ent- 
lastung nach  gesetzlich  genau  bestimmtenQuoten  geschehen.  Bezüglich  aller  Kosten 
mit  Ausnahme  der  Investitionen  bei  Errichtung  der  genannten  Airstalton  stünde 
gegen  den  Zögling  und  dessen  alimentationspflichtige  Verwandte  ein  Rückgriff  zu. 

Die  Anordnung  der  Fürsorgeerziehung  im  einzelnen  Falle  würde  über 
Beschluß  des  Pflegschaftsgeriebtes  entweder  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag 
einer  Behörde  nach  Anhörung  dieser  sowie  des  Gemeindevorstandes,  Seelsorgers, 
Lehrers  und  gesetzlicher  Vertreter  des  Kindes  erfolgen. 

Im  Anschlüsse  daran  sind  als  Kardinalforderungen  bei  Inangriffnalune 
der  Strafrechtsreform  zu  bezeichnen:  Hinaufrücken  der  Strafmündigkeitsgrenze  bis 
zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  und  radikale  Verbesserung  des  Strafvollzuges  bei 
Jugendlichen  im  Sinne  der  wohlbekannten  Prinzipien  einer  modernen  Kriminal- 
und  Gefangnispolitik,  also  unbedingte  Aulhebung  der  Gemeinschaflshaft,  strenge 
Absondenmg  der  jugendlichen  von  den  erwachsenen  Verbrechern  in  eigenen  Straf- 
anstalten mit  Behandlung  nach  dem  Individualgruppensystem.  Zweck  der  Strafe 
dürfte  einzig  und  allein  nur  die  Besserung  sein  und  die  Anerziehung  einer  gewissen 
Leistimgsfähigkeit  und  Arbeitsfreudigkeit. 

In  Tirol  macht  sich  besonders  fühlbar  das  Fehlen  einer  Lande.sbesserungs- 
anstalt,  der  Mangel  eines  ausführenden  Landesgesetzes  zum  Reichs-Volksschul- 
gesetze  (dessen  allgemeine  Schulpflicht  durch  die  bezirksschulrätliche  Entlassung 
im  achten  und  die  Sommerbefreiung  im  siebenten  und  achten  Schuljahre  leider  durch- 
brochen wurde)  und  zum  Reichsheimatgesetze  (Gesetz  vom  3.  Dezember  1863,  R.  G. 
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Bl.  Nr.  105),  die  vollkommen  ungcnögende  Armenpflege  undErrdehungsfürsorge  der 
zumeist  finanziell  schwachen  Zuständigkeitsgemeinden,  das  Nichtvorhandensein 
kumulativer  Waisenkassen,  deren  Gcbarung.süberschllsse  in  anderen  Kronhändern 
Armenversorgungs-  und  Erziehungszwecken  dienstbar  gemacht  werden,  die  Nichl- 
cinbezichung  der  im  Handwerke,  in  der  Hausindustrie  und  in  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft beschäftigten  Arbeiter  in  die  Arheiterschutz-  und  Versicherungs- 
gesetzgebung. 

Wie  anderwärts  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Wohlfahrtspflege  die 
Selbsthilfe  der  Gesellschaft  als  Ersatzmann  cinzutreten  berufen  ist,  wenn  die 
öffentlichen  Faktoren  versagen,  so  blieb  auch  auf  dem  größtenteils  brach  licgen- 
gelassenen  Felde  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  ein  gutes  Stück  für  die 
Privatwohltätigkeit  übrig.  Indes  die  Aufgabe  war  zu  groß  und  vielseitig,  die  auf- 
gewandten Mittel  sind  zu  bescheiden,  um  allen  Anforderungen  Genüge  zu  leisten. 
Auch  in  Tirol  mußte  man  die  gleiche  Erfahrung  machen,  was  bei  dem  Umstande, 
daß  hierzulande  Träger  ansehnlicher  Vei-mügensmassen  verhältnismäßig  selten 
sind  und  ein  eigentliches  Großkapital  nicht  vorhanden  isl,  kaum  auffallen  kann. 
Ein  weiterer  Grund  liegt  im  Verwalten  engbrüstiger  parteipolitischer  und  kon- 
fessioneller Vorurteile,  die  ein  weiter  ausgreifendes,  gedeihliches  Wirken  unter- 
binden und  zum  Beispiel  den  italienischen  Landesteil  in  kalter  Ablehnung  unsern 
Bestrebungen  gegenüberstchen  lassen. 

Nicht  zu  übersehen  ist  ferner  die  erhebliche  Zahl  der  gleiche  oder  älinliche 
Zwecke  verfolgenden  V'ereine,  welche  das  Publikum  verwirren  und  eine  Krüftc- 
zcrsplitlerung  bedingen,  die  ein  einheitliches,  machtvolles  Vorgehen  aus.schließt, 
vielmehr  ein  Wettlaufen  von  Konkurrenten  hervorrufl,  deren  jeder  für  sich  allein 
zur  Erreichung  dos  gesteckten  Zieles  zu  schwach  ist.  Diese  Planlosigkeit  und  Zer- 
fahrenheit hat  auch  eineungleichmäßige  Verteilungdes  Sehutzesauf  die  verschiedenen 
Altersstufen  zur  Folge,  indem  zwar  viele  geschäftige  Hände  zu  Gunsten  der  Kinder 
im  vorschulpflichtigen  Alter  tätig  sind,  die  schulbesuchenden  Kinder  indessen  zu 
kurz  kommen  und  bei  dem  Obergange  von  der  Schule  ins  Leben,  wo  sie  das 
Stadium  der  Gebundenheit  mit  dem  der  Selbständigkeit  vertauschen,  erst  recht  der 
dringend  benötigten  Stütze  entbehren. 

Allerdings  läßt  sich  eineltegidierung  nicht  leicht  aiibahnen,  da  hier  die  persön- 
liche Liebhaberei  als  Patronin  eine  wichtige,  vielleicht  die  entscheidende  Holle  spielt. 

Der  unökonomischen  Menge  humanitärer  Vereine  und  Anstalten  in  den 
Städten,  wo  es  nachgerade  zum  guten  Ton  gehört  und  Mode  geworden  ist,  sich 
für  Kinderschutzbestrebungen  zu  interessieren,  steht  eine  erschreckende  Leere  am 
Lande  entgegen,  in  Stadt  und  Land  aber  begegnet  man  gleichermaßen  der  vor- 
gefaßten Meinung,  es  sei  nicht  angezeigt,  sich  eines  verdorbenen  Kindes  anzu- 
nehmen, man  möge  lieber  die  verlassenen  retten.  So  ist  es  denn  manchmal  außer- 
ordentlich schwierig,  geeignete  Unterkunftstätlen  für  verwahrloste  Kinder  zu  linden. 
Familien  imd  Anstalten,  gerne  bereit,  Waisen  ein  Obdach  zu  gewähren,  ver- 
schließen sich  ängstlich  vor  .verwahrlosten*  Geschöpfen,  die  meist  den  sittlich 
ganz  verkommenen  gleichgeballen  werden. 

Tirol  verfügt  zwar  über  eine  erkleckliche  Menge  von  Irefilich  eingerichteten 
und  geleiteten  Waiseninstitulen  — wir  erwähnen  darunter  nur  das  musterhafte. 
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von  Siberer  gestiftete  sowie  das  Mädchcmvaisenliaus  in  Innsbruck,  das  Leo- 
Waisenliaus  in  Brixen,  das  Waisenhaus  in  Reulte,  das  Elisabothinum  in  Bozen  — 
besitzt  hingegen  nur  wenige  private  Retlungs-  und  Besserungsansialten. 

Da  muß  man  eben,  nachdem  sich  die  vor  zwei  Jahren  gepIanteGründung  einer 
Landesan.stalt  in  Stadelhof  bisher  nocli  nicht  verwirklichte,  mit  dem  Josephinum 
in  Volders,  der  landwirtschaftliciien  Anstalt  in  Mieming  und  der  in  Vorarlberg 
gelegenen  Rettungsanstalt  Jagdberg  das  Auslangen  zu  linden  trachten. 

Überhaupt  arm  an  humanitären  Einrichtungen  ist  der  italienische  Teil  von 
Tirol,  so  daß  oft  genug  eine  Unterkunft  außerhalb  der  Reichsgrenze  gesucht  werden 
muß,  da  die  Unterbringung  in  Deutschtirol  mit  dem  Germanisierungsvorwurfe  zu 
rechnen  hat. 

Halten  wir  Rückschau  auf  das  durchwanderte  Gebiet  der  Jugendverwahr- 
losung i primärer,  sekundärer  und  tertiärer  Natur),  so  wird  uns  letztere  nicht  als 
Resultierende  einfacher  Komponenten  eines  Kräfteparallelogramms  erscheinen, 
sondern  als  das  Ergebnis  einer  vielfach  durclibrocheiieii  Zusammenwirkung 
verschiedener  Kräftegruppen,  welche  trotz  ihrer  oft  auseinanderliegendcn 
Angriffspunkte  nach  einer  und  derselben  Richtung  hin  tätig  sind. 

Die  als  Ursachen  der  Verwahrlosung  gescliilderten  Momente  können  nun 
entweder  in  Erscheinung  treten  oder  nicht.  Letzlerenfalls  bleibt  das  Kind  vor- 
läulig  unberührt,  freilich  nur  vorläufig,  denn  es  droht  der  Verwalirlosung  anheim- 
zufallen, wenn  es  nicht  rechtzeitig  aus  seiner  unheiUchwaugeren  Atmosphäre 
herausgehoben  und  in  reinere  Luft  versetzt  wird. 

Zumeist  aber  werden  die  als  Gründe  der  V'erwahrlosung  bezeichneten  \'er- 
hältnisse  ihre  Wirkung  äußern  und  mehr  oder  weniger  deutliche  Spuren  hinter- 
lassen, welche  untrüglich  das  Merkmal  ihrer  Herkunft  an  der  Stirne  tragen.  So 
halten  wir  im  Regislerfolium  eines  jeden  uns  anvertrauten  Plleglings  ein  Blatt  in 
Hfmden,  welches  bald  ganz  unbeschrieben  ist,  b,'ild  nur  schwach  gezogene  Richtungs- 
linien aufweist,  bald  in  scharf  umrissenen  Konturen  die  Art  der  durch  die  Verwahr- 
losungsgründe hervorgebrachten  Veränderungen  verrät.  Ob  das  eine  oder  das 
andere  der  Fall  ist,  hängt  ab  a)  von  der  Art  der  kausalen  Faktoren,  b)  von  ihrer 
Stärke  und  der  Dauer  ihrer  Einwirkung,  c)  von  der  Empfänglichkeit  des  Objektes, 
welche  am  ausgeprägtesten  in  jenen  Jahren  ist,  wo  sich  das  Kind  in  einem  von 
mancherlei  Rückfällen  duichkreuzten  Stufengange  seiner  selbst  klar  bewußt  wird 
und  sich  aus  dem  Helldunkel  des  Trieblebens  unter  Anleitung  des  Denkens  und 
gleichzeitiger  .Mitwirkung  sowohl  von  Gefühlen  als  von  Strebungen  zur  Selbst- 
bestimmung durchringl,*)  d)  vom  Vorhandensein  etwaiger  in  entgegensetzter 
Richtung  wirkender  Kräfte. 

Sind  nach  den  angegebenen  vier  Richtungen  dieVoraussetziingen  gegeben,  so 
äußert  sich  die  Wirkung  der  Verwahrlosungsursachen  unfehlbar  in  einem  venvahr- 
losten  Zustande,  der  wieder  mannigfaltige  Schattierungen  zeigt  von  der  beginnenden, 
noch  nicht  ausgesprochenen  Entartung  bis  zur  hochgradigen  Verkommenheit. 
Unsere  Beobachtung  lehrte  uns  die  verschiedensten  Formen  der  Verwahrlosung 

•)  Daraus  erklärt  sich  das  aulTallendeObergcvvichl  der  im  schulpDichtigcn  Alter  (6 — 14  Jahre) 
stehendea  Kinder,  die  mit  35S  einen  Satz  von  7t'Gv/e  erreichen;  vgl,  Tafel  VII. 


Digitized  by  Google 


2G2 


Tirol. 


aufdecken,  die  mau  sich  nur  vergegenwärtigen  kann,  vom  Beltelknabcn  oder  vom 
flegelhaften  Gassenjungen  bis  hinauf  zum  Gewohnheitsdiebe  oder  von  dem  durch 
Unreinlichkeit  und  Mißhandlung  zum  Idioten  herabgesunkenen  Kinde  bis  zum  früh- 
zeitig entnervten  jugendlichen  Säufer,  vom  verschlagenen,  unfolgsamen  Bengel  bis 
zum  unverbes-serlichcn  Gesctzcsübertreteroder  vom  sittlich  mißbrauchten  Mädchen 
bis  zur  frühreifen  Dime.  Die  lebhafteste  Phantasie  reicht  indes  nicht  aus,  um  sich 
ihre  düsteren  Bilder  auszumalen,  die  sich  dabei  unseren  Blicken  entrollten,  eine 
traurige  Perspektive  für  die  Zukunft  eröffnend. 

Nach  den  Typen  der  Verwalu-losung  erfaßt,  weisen  die  500  Fälle  folgende 
Zahlenverhültnisse  auf: 


Tafel  Ml. 


Bereilsi  eingeUelene 
Verwahrlosung 

Beginnende  Ent* 
artung  noch  nicht 
ausgesprochener 
Hichtung 

(le^irdung.  noch 
unverdorben 

308=6 

davon  f»Ö=*13‘8®/* 

4.6=92»/, 

140=  29-2«/, 

Sträflinge 

Die  eingangs  gekennzeichnete  Alternative,  wonach  die  Folgen  der  V(>rwahr- 
losung  entweder  zu  Tage  treten  oder  sich  vorderhand  noch  nicht  zeigen,  recht- 
fertigt die  Unterscheidung  der  bereits  eingetretenen  von  der  erst  drohenden 
V e r w a h r 1 o s u n g (Go  fährdung). 

Eine  Gegenüberstellung  beider  verleiht  ersterer  mit  f>lT>»  „ ein  bedeutsames 
ObergewiehL  Immerhin  mag  der  beträchtliche  Prozentsatz  von  29'2"/,  bloß  gefähr- 
deter noch  unverdorbener  Kinder  darauf  hindeuten,  wieviel  kostbares,  intaktes 
Menschenmaterial  auf  dem  Wege  von  Präventivmaßnahmen  gerettet  w'erden  könnte. 


*)  Bei  Anlegiintr  der  Tafel  IV  ergab  sich  öfler  die  .Notwendigkeit,  bei  einem  einzigen  Kinde 
mehrere  Erscheinuiigsfurmcn  zu  konstatieren,  inSonderlieit  niancliederscllien  innige  Verwandtschaft 
aufweisen  und  regelniüäig  vereinigt  Vorkommen.  Znm  ßcis|Mcl  Hang  zur  Läge  und  zum  Stehlen;  ein 
solches  Kind  muhte  daim  in  zwei  oderdreiSpalten.  in  jeder  miteiner  andern  Ersclieinungsfürin.gehncht 
werden.  DeshaJb  ergibt  auch  die  Addition  der  Posten  eine  3US  äbersteigende  Quersumme  (409), 
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Beim  Cbt'rgajige  auf  die  einzelnen  Typen  der  Verwahrlosung  (Tafel  IV)  stoßen 
wir  auf  eine  durch  die  nach  drei  rtiehtungen  ausgreifende  Erziehung  bedingte  Tri- 
chotomie.  Ebenso  wie  nilmlieh  die  Eraiehung  sieh  auf  Körper,  (leist  und  Sittlichkeit 
erstreckt,  so  macht  sich  auch  der  aus  einem  Mißbrauche,  einer  Vernachlfissigung, 
einem  Mangel  oder  der  Unzulänglichkeit  derselben  hervorgehende  Eolgezustand 
entweder  als  äußerliche  (körperliche)  Verwahrlosung  oder  als  geistige  Rück- 
ständigkeit oder  als  sittlicher  Defekt  geltend.  Dabei  darf  jedoch  nicht  übersehen 
werden,  daß  diese  Typen  von  einander  abhängig  sind,  insofern  als  sie  sich  zuweilen 
gegenseitig  liurchdringen,  da  ja  zwischen  den  Funktionen  des  Denkens  einerseits, 
des  Fuhlens  und  Wollens  andrerseits  eine  lebhafte  Wechselwirkung  stattlindet. 

\'on  Geburt  aus  schwächliche,  tuberkulöse,  syphilitische  Kinder,  nachlässig 
gepflegte,  schlecht  genährte  Kinder  erscheinen  schon  äußerlich  herabgekommen, 
abgeniagert.  oft  mit  Unrat  und  Schmutz  bedeckt,  in  zerrissene  Kleider  und  Lumpen 
gehüllL  in  unreiner  Wäsche,  von  Ungeziefer  geplagt,  trugen  bereits  Keime  von 
Krankheiten  in  sich,  die  sie  ihr  ganzes  freudloses  Lehen  lang  herumschleppen 
müssen,  um  endlich  von  einer  akuten  Krisis  hinweggeraöl  zu  werden  oder  einem 
schleichenden  Obel  zu  erliegen;  der  unmenschlich  Mißhandelte  weist  unverkennbare 
Spuren  der  Peinigung  auf,  ist  zum  Kräppel  geschlagen  oder  zum  Kretin  geworden; 
das  durch  übermäßige  Anspannung  seiner  noch  unentwickelten  Kräfte  ausgenötzte 
Kind  ist  frühzeitig  ausgemergelt  und  verbraucht,  allen  aber  fehlt  die  nötige 
physische  Widerstandskraft  und  Leistungsfähigkeit,  obwohl  sie  in  erster  Linie  auf 
ihrer  Hände  Arbeit  angewiesen,  für  den  ihnen  bevorstehenden  Kampf  doch  wenig- 
stens halbwegs  gesunde  Glieder  brauchen  würden. 

Dem  geistig  zurückgebliebenen  Kinde  geht  mit  der  entsprechenden  Ver- 
slandesausbildung  ein  unentbehrliches  Rüstzeug  ah  und  gelingt  es  nicht,  das  Ver- 
säumte nachzuholcn,  so  rangiert  es  in  Schule  und  Leben  stets  in  zweiter  Reihe ; 
dort  kann  es  dem  Unterrichte  nicht  folgen  und  bleibt  sitzen,  hier  wird  es  vom 
Gescheiteren  überholt,  und  was  der  Kopf  nicht  hat,  muß  der  Beutel  zahlen. 

Der  sittlich  Defekte  endlich  ist  ein  willenloser  Spielball  seiner  Begierden 
und  Gelüste,  deren  er  nicht  Herr  zu  werden  gelernt  hat,  weil  ein  Hauptfaktor 
ethischer  Erziehung  fehlte:  die  sittliche  Gewöhnung,  welche  das  Kind  anfangs 
durch  den  sanften  aber  unnachgiebigen  Druck  der  Autorität,  die  ihm  Belohnung 
verheißt  oder  Strafe  androht,  an  eine  bestimmte  sillliche  Richlungslinie  bindet 
und  so  das  Gute  tun,  das  Böse  meiden  läßt,  wobei  das  gute  Beispiel  der  Umgebung 
und  der  eigene  Nachahmungstrieb  zusammen  wirken.  Wie  viele  ethische  Werte 
auf  dem  Wege  der  Gewöhnung  beigebracht  werden  können,  so  buntscheckig  ist  die 
Miisterkarte  von  schlechten  Eigenschaften  sowohl  ihrer  Gattung  als  dem  Grade 
nach,  die  wir  an  Kindern  beobachten,  welche  olme  sittliche  Gewöhnung  aufzu- 
wachsen verurteilt  waren.  Eine  ganze  Stufenleiter  ist  cs,  auf  der  der  Jugendliche 
von  der  Unart  auf  dem  Wege  unbeanständeter,  manchmal  durch  Versuchung  und 
fremde  Schuld  aufgedrungener  oder  leicht  gemachter  Cbung  zur  Neigung,  von 
dieser  zur  Gewohnheit  und  endlich  zum  Laster  und  zum  Verbrechen  herabsinkl. 

Der  geschilderte  Entwicklungsgang  konnte  von  uns  bei  jeder  einzelnen 
Erscheinungsform  der  sittlichen  Verwahrlosung  verfolgt  werden.  Langweile  und 
Müßiggang,  durch  k'ine  Anhaltung  zu  ernster  Beschäftigung  unterbrochen. 
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({«wcMiiicn  das  Kind  an  ein  gefährliches  dolce  liir  iiienle,  das  zu  allem  möglichen 
Zeitvcrii-eibe  reizt.  Jeder  Arbeit  wird  ängstlich  aus  dem  Wege  gegangen,  der  Faule 
ist  zu  keiner  häuslichen  Verrichtung  zu  brauchen,  da  er  sie,  um  ja  ein  andermal 
nicht  wieder  herangezogen  zu  werden,  widerwillig,  oft  nur  zur  Hälfte  vollführt,  in 
der  Schule  träge  und  unaufmerksan«.  Lieber  als  die  Schulbank  ist  ihm  die  Gasse, 
wo  der  Gcselligkeitstrieb  ihn  mit  gleichgesinnten  Kameraden  herumtollcn  und 
allerlei  Unfug  treiben  läßt.  Oft  gerät  der  Jiuige  oder  das  Mädchen,  da  sie  ohne 
Aufsicht  auf  der  Straße  .sich  selbst  und  dem  Zufall  überlassen,  in  zweifelhafte 
Gesellschaft  und  auf  Abwege,  vergißt  wohl  auch  ganz  aufs  Nachhausegehen, 
schlendert  planlos  im  Freien  herum  und  entzieht  sich  geflis.sentlich  tagelang  der 
elterlichen  Aufsicht.  Damit  ist  eine  Bahn  betreten,  die,  wie  so  viele  unserer  Pfleglinge 
beweisen,  zur  unüberwindlichen  Arbeitsscheu,  zum  Landstreichertum  und 
Bettel  führt.  Wie  das  Elternhaus  und  die  Schule,  so  wird  späterhin  die  Pflege- 
stütte,  der  Lehr-  und  Dieustplatz  verlassen,  eine  ewige  Umuhe  treibt  diese 
jugendlichen  Vaganten  aus  der  Heimat  und  von  einer  kaum  begonnenen  Beschäf- 
tigung zur  andern.  Scidießlich  kennen  sie  von  jedem  Berufe  etwas,  von  keinem 
etwas  Ordentliches  und  finden  weder  Freude  noch  Befriedigung  an  geregelter 
Arbeit. 

Der  jedem  Kinde  innewohnende  Zerslörungstrieb  und  das  namentlich  bei 
Knaben  mit  zunehmendem  Alter  wachsende  Kraftgefühl  und  Oberlegenheits- 
bewußlsein,  in  Verbindung  mit  einer  gewissen  Sucht  zum  Anstänkern  macht  sie 
zu  B.aufbolden  und  Vandalen.  Mutwillig  wird  alles  Erreichbare  beschädigt. 
Schwächere  werden  verhöhnt  und  rücksichtslos  behandelL  arme  Tiere  gequält  und 
zu  Tode  gemartert.  Aus  Spiel  und  Scherz  wird  Ernst,  aus  dem  verwegenen, 
gemütsrohen  Schlingel  ein  gewalttätiger,  bösartiger  Mensch,  dem  nichts  mehr 
Kespekt  einflößt  und  der  sich  skrupellos  über  alle  Bedenken  liinwegsetzt,  wenn  es 
gilt,  sein  Verlangen  zu  stillen. 

Unmäßigkeit  im  Essen  und  Trinken,  der  Wunsch,  es  den  Erwachsenen  gleich 
zu  tun  und  den  kleinen  .Gernegroß*  zu  spielen,  zuweilen  herbuigeführt  oder  unter- 
stützt von  unvernünftigen  Eltern,  die  ihre  Kinder  tagtäglich  um  Branntwein 
schicken  oder  ins  WirLshaus  mitnehmen,  macht  sie  mit  aufregenden  und  ent- 
nervenden, dem  kindlichen  Organismus  abträglichen  Genüssen  bekannt  und  treibt  sie 
dem  Alkohol-,  Spiel-  und  Tahakteufel  in  die  Anne. 

Unaufrichtigkeit  führt  zu  Verschmitztheit,  zu  Tücke,  Verschlagenheit,  Lug 
und  Trug.  Gerade  an  der  Lügenhaftigkeit  der  Kinder  tragen  die  Erzieher  oft 
selbst  die  Schuld,  wenn  sie  bei  jedem  kleinen  Fehltritte  eine  hochnotpeinliche  Unter- 
suchung anstellen  und  das  Kind  scheu,  ja  furchtsam  machen.  Das  Kind,  welches 
dann  angesichts  der  in  Aussicht  gestellten  Züchtigung  seine  Schuld  leugnet  oder 
verschweigt,  belindet  sich  in  einem  Zustande  der  Notwehr  und  handelt  unter  dem 
Einflüsse  eines  durch  seine  Angst  erzeugten,  unwiderstehlichen  Zwanges. 

•Mit  Nascliliaftigkoit.  die  in  Abwesenheit  von  Aufsichtspersonen  an  freistehen- 
den Hausvorräten  befriedigt  wird,  und  sonstigen  kleineren  Unredlichkeiten,  die  nicht 
zwischen  Mein  und  Dein  unterscheiden,  beginnt  eine  V'erschiebung  der  Begriffe 
.fremdes*  und  .eigenes  Gut*  zu  entstehen,  allmälilich  entwickelt  sich,  gelingen  die 
ersten  schüchternen  Versuche,  ohne  daß  man  erw'ischt  wird,  ein  Hang  zum 
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Stehlen.  Immer  öfter  folgt  das  Kind  demselben,  da  er  seinem  Begehren,  alles  zu 
.haben*, Erfüllung  verspricht.  Die  Vei-suchung  wirkt  auf  das  Kind  um  so  unwider- 
stehlicher, als  es  außer  dem  .Nehmen*  nur  das  .Schenken*  als  Eigentumserwerbs- 
arten kennt  und  noch  lange  hinaus  nicht  in  die  Lage  versetzt  wird,  sich  etwas 
Gewolltes  zu  kaufen,  da  ilira  nicht  das  nötige  Geld  zur  Verfügung  steht  und  dieser 
Weg  als  zu  lang  und  koslspiclig  erscheint.*) 

Kinder,  welche  Zeugen  oder  Opfer  unzüchtigen  Treibens  gewonlen,  merken 
sich  erfahrung.sgemäß  das  VVahrgenommene  mit  der  ihnen  eigenen  Hartnäckigkeit 
und  prägen  sich  unverstandene  Worte  und  Vorgänge  ein,  um  bei  Gelegenheit  dar- 
über Aufklärung  zu  holen.  Ist  erst  mit  täppischer  Hand  der  Schleier  gelüftet,  den 
das  Zartgefühl  in  weiser  Einsicht  über  das  Geschlechtsleben  breitet,  dann  stößt  der 
in  den  Hegel-  und  Backfischjahren  unbewußt  erwachende  sexuelle  Trieb  den  ohne- 
hin labilen  Gleichgewichtszustand  des  jugendlichen  Gemütes  um;  das  durch  keine 
kräftigen  Gegenvorstellungen  abgehallonc,  ohne  Schulzmaßnahmcn  veraländiger 
Erzieher  dem  unerwailcten  Ansturm  seiner  elemenlai-  hervorbrechenden  Begierden 
überlassene  Kind,  dessen  Wille  noch  nicht  so  gestählt  ist,  um  diesem  Angriffe  zu 
begegnen,  gibt  sich,  einem  dunklen  Drange  nach  Lust  folgend,  allen  möglichen 
Ausschweifungen  hin  und  findet  Gefallen  daran.  Der  unbewmf^hte  Knabe  wird 
zum  Selbstbeflecker  und  V'erführur,  das  kokette  Jlädchen  läßt  seine  Künste  trotz 
ihres  kurzen  Böckchens  schon  wirken  und  übt  sich  die  Mätzchen  für  den  künftigen 
.Beruf*  ein,  der  sie  der  Schande  ausliefert.**) 

Mangel  an  Ordnungssinn,  Unpünktlichkeit,  ünreinlichkeit,  persönliche  Eitel- 
keit sind  die  Vorläufer  von  Flalterhaftigkeil,  Putz  und  Gefallsucht  und  geleiten  im 
weiteren  Verfolge  zu  Unwirlschaftlichkcit  und  Verschwendung:  alles  .Nuancen* 
dos  einen  .göttlichen  Leichtsinnes*,  der  durch  sein  mißverstandenes  Postulat 
vom  .Leben*  und  .leben  lassen“  der  so  erschreckend  gerade  in  den  unteren 
Schichten  des  Volkes  emporwuchemdeu  Genußsucht  Tür  und  Tor  öffnet  und, 
wenn  die  Befriedigung  der  letzteren  an  der  Unzulänglichkeit  der  Mittel  scheilerL 
zur  llerbeischaffung  dieser  Mittel  sogar  vor  Betretung  krummer  Pfade  nicht 
zurückscheut. 

Ein  echt  kindlicher  und  .scheinbar  ganz  harmloser  Fehler  ist  der  Eigen- 
sinn, von  schwachen  Ellern  an  ihren  Sprößlingen  als  Anzeichen  künftiger  Cha- 
rakterfestigkeit angesehen,  und  doch  gehl  er,  weim  dem  .Trotzköpfchen*  nicht,  so 
lange  cs  Zeit  ist,  ein  unbeugsamer  Wille  entgegentrilL  nur  zu  leicht  in  Keckheit, 
Ungehorsam  und  Störrigkeit  über,  an  deren  Panzer  alle  gut  gememleii  Ermahnun- 
gen fi-uchtlüs  abgleilen.  Mil  jeder  Niederlage  des  Erziehers  wird  seine  Aussicht, 
des  Kindes  Herr  zu  werden,  geringer,  die  Siegeszuversicht  des  Bongels  größer.  Im 
Dünkel,  alles  besser  zu  wissen,  kennt  der  Unbotmäßige  keine  Instanz  außer  sich 
selbst,  ist  unverträglich,  schenkt  den  Anordnungen  der  Eltern  und  ihrer  Slell- 


•)  Bezeichn<-nd  ist  es,  daß  unter  308  Fällen  wirklich  eingelretener  Verwahrlosung  101  Falle 
als  .diebisch*  qualißziert  werden  mußten,  so  «laß  diese  Spczialerscheinungsforin  der  Verwahr- 
losung alle  anderen  weit  ilbertrilTt. 

•*)  Die  mit  19  angegebene  Zahl  der  .UnsitÜichen*  titUl  der  mit  je  51  verzcichneten  der 
.ArbeiLsscheuen*  und  .Lügenhaften*  die  Wage;  vgl.  Tat.  IV. 
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verlroler  kein  Gehör,  setzt  dem  Lehrer  verstockte  Renitenz  entgegen  und  mißaclitet 
spüterliin  jede  Autorität,  auch  die  des  Staates  und  der  Kirche,  da  er  cs  in  seinem 
Isoliennigshestreben  nie  gelcmt  hat,  sich  in  den  bestellenden  Organismus  einzu- 
gliedem.  Der  passive  Widerstand  im  Eltemhause  und  in  der  Schule  findet  so  seine 
Fortsetzung  in  einem  aktiven  Widerstreben  gegen  jede  Unterordnung  unter  eine 
sittliclie  Norm;  aus  dem  an  sicli  unschädlichen  Trotzkopfe  ist  ein  Geselzesverächtcr 
geworden,  ein  nnduldsame.s,  zersetzendes  Element  mit  ausgesprochen  antisozialer 
Tendenz. 

Die  zwei  zuletzt  besprochenen  Erscheinungsformen:  Leichtsinn  und  Unge- 
horsam tragen  so  viele  generelle  Momente  in  sich,  daß  fast  jede  andere  Erschei- 
nungsform ihre  Zöge  entliehen  hat.  ln  vielen  Füllen  erscheinen  sie  geradezu  als 
Übergangs-  und  Diirchzug.sstadium  för  andere  Typen.*) 

Ist  der  Jugendliche,  sei  es,  weil  er  schon  von  Geburt  aus  durch  erbliche  Be- 
lastung prädisponiert  erscheint,  sei  es  aus  einem  seiner  Erziehung  anhaftenden 
Mangel  einer  der  vielen  Versuchungen,  die  an  ihn  herantreten,  zum  Opfer  gefallen, 
so  legt  in  einem  Alter,  wo  er  kaum  zum  klaren  Bewußtsein  seiner  Selbstbestim- 
mung und  der  ihn  umgebenden  Verhältnisse  vorgedrungen  ist,  die  ölTentliche 
Gewalt  ihre  rauhe  Hand  auf  ihn,  um  ihn  als  verantwortliches  Subjekt  vor  den 
Richterstuhl  zu  zerren.  Nach  dem  Urteilsspruche,  der  an  sich  <ler  -Selbstachtung 
des  Kindes  die  tödlichste  Wunde  schlägt,  schließen  sich  hinter  ihm  die  Tore  des 
Gefängnisses  oder  der  Strafanstalt. 

Mag  die  Spanne  Zeit,  welche  der  Jugendliche  hinter  Schloß  und  Riegel  ver- 
bringt, noch  so  kurz  sein,  sie  genügt,  um  ihn  nicht  .gebessert*,  sondeni  ,ver- 
bösert“  und  mit  dem  .Makel,  gesessen  zu  liaben,  der  ihn  unauslöschlich  und  er- 
barmungslos fürs  g;uize  Leben  zeichnet,  zu  entlassen. 

.Mit  der  Strafverbüßung  sind  aber  noch  in  anderer  Richtung  die  Folgen  der 
Übeltat  nicht  abgetan.  Selbst  dem  besserungsfähigen,  jugendlichen  Sträfling 
wird  es  h.äufig  unsäglich  schwer,  nach  Entlassung  aus  der  Haft  einen  Arbeitsplatz 
zu  finden.  Das  Brandmal  des  begangenen  Verbrechens  schreckt  viele  sonst  mit- 
leidige Arbeitgeber  ab,  weil  sie  begreiflicherweise  fürchten,  der  D:mk  für  die  Auf- 
nahme könnte  ihnen  bei  nächster  Gelegenheit  durch  Verübung  einer  Straftat  gegen 
sei  selbst  quittiert  werden.  So  irrt  der  junge,  vielleicht  von  den  besten  Voi-sätzen 
beseelte  .Mensch  unstfit  umher,  streifi,  weil  die  Welt  bei  ihm  von  vornherein  keine 
guten  Eigi'nschaflen  mehr  vermutet,  selbst  jene  ab,  die  er  noch  gerettet  hat,  erlebt, 
sobald  unter  schlechter  Gesellschaft,  einen  Rückfall  und  bald  ist  das  Zuchthaus 
für  iliii  ein  Aufenthaltsort,  an  den  er  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  zurückkehrt: 
das  gewolmheitsmäßigeVerbrecliertum  hat  einen  neuen  Rekniten  ausgehoben,  der 
sich  auf  der  eingcschlagenen  Lanfiialin  manchen  Stern  verdienen  wird,  die 
Kriminalstatislik  ist  um  eine  dankbare  Nuininer  reicher. 

Was  die  Art  der  von  Jugendlichen  begangenen  Straftaten  anlangt,  so  wurde 
die  Erfalirung  gemacht,  daß  sie  im  allgemeinen  meist  solche  Verbrechen  verüben, 
die  impulsives,  den  augenblicklichen  Eingebungen  folgendes,  schnell  zugreifendes 

*)  VerhälliiismüBig  wenige  Kinder  sind  auf  dieser  Stufe  stellen  geblielicn:  die  Kolnnne 
.Leiftilsinn*  zeigt  deren  iS,  die  Sp-alte  .Unfolgsntii“  g.nr  nur  deren  iü. 
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Handeln  ohne  lange  Obeilegung  erfordern.  Oft  sind  es  nur  mutwillige,  von  frischer 
Wagelust,  Besitxhegier,  Zerstfirimgstrieh  und  geschmeichelter  Eitelkeit  diktierte 
.Bubenstreiche“  und  erst  wenn  mit  zunehmendem  Alter  Umsicht  und  Besonnenheit 
wächst,  machen  sie  Delikten  Platz,  bei  denen  vorsichtiges  Abwägen  und  raffiniertes, 
planmäßiges  Vorgehen  mit  einem  bestimmten  Endzwecke  im  Auge  nötig  ist.  *) 
Die  Erscheinungsformen  der  Verwahrlo.sung  haben  neben  der  theoretischen 
eine  eminent  praktische  Bedeutung,  da  sich  die  gegen  die  Verwahrlosung  ge- 
richteten Mittel  nach  der  Erscheinungsform  der  Verwahrlosung  dilTerenzieren.  Die 
Rücksicht  auf  diese  wird  mit  den  durch  die  Ursachen  derselben  und  durch  das 
Alter  des  Zöglings  gebotenen  Direktiven  zu  einem  System  der  Fürsorge 

kombiniert,  dessen  Grundzüge  sich  für  uns  kurz  in  folgende  Punkte  zusaramen- 

drängen  lassen: 

I.  Jugendliche  Personen,  bei  denen  eine  erst  beginende  Entartung  noch  nicht 

ausgesprochener  Richtung  vorliegl,  an  deren  Entstehung  der  Umgebung  kein  Ver- 
scludden  beizumessen  ist  werden  auf  ihrem  derzeitigen  Platze  belassen.  Jedoch 
wird  derObelstand  im  Auge  behalten,  das  Augenmerk  der  Erzieher  unter  geeignetem 
Ratschlag  darauf  gelenkt  und  für  eine  passende  Überwachung  seitens  des 

Gerichtes,  Seelsorgeamtes  und  der  Schule  gesorgt,  welche  verbunden  sind,  all- 

fällige Mängel  sofort  zur  Anzeige  bringen. 

II.  Verwahrloste  und  gelahrdcte  Jugendliche,  für  deren  Zustand  Eltern  oder 
Stellvertreter  verantwortlich  gemacht  werden  können,  werden  den  bisherigen 
Erziehern  entris.sen  und 

a)  wenn  möglich  in  Güte  bei  durch  verläßliche  Informationen  empfohlenen  Familien 
untergebracht  wo  das  Kind  auf  einen  natürlichen  Boden  gestellt,  einen 
Ersatz  für  das  vorlorene  Heim  finden  und  durch  das  Aufwachsen  inmitten 
eines  seinem  Stande  entsprechenden  Haushaltes  eine  gesunde  Richtung  fürs 
praktische  lieben  gewinnen  kann; 

b)  humanitären  Erziehungsvereinen  übergeben,  wenn  sie 

a)  mit  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechen,  namenllich  solchen  behaftet  sind, 
die  ansteckend  sind  oder  doch  eine  besondere  Wartung  und  Pflege 
voraussetzen ; 

ß)  wenn  sie  sittlich  derart  verkommen  sind,  daß  sic  wegen  Gefälrrdung  ihrer 
Umgebung  einer  braven  Familie  nicht  überantwortet  werden  können, 
sondern  erst  durch  strenge  Disziplin  an  eine  gewisse  Ordnung  und  Zuchf 
gewöhnt  werden  müssen; 

Y)  wenn  es  vorläufig  an  geeigneten  Unforkunftsplätzen  fehlt  und  schnelle  Hilfe 
dringend  erforderlich  ist  oder  wenn  inr  Zweifel,  ob  das  Kind  besser  für  eine 
Familie  oder  Anstalt  taugt,  eine  vorausgehende  Beobachtung  uner- 
läßlich scheint. 

•)  Von  unseren  69  StrAffingen  sinj  öher  80  Prozent  wegen  Dielistalils  und  Belruges  abge- 
slrafl;  der  Hest  verteilt  sieb  auf  K6ri>erverletzungcn,  SexualdeliLte  und  busbafle  Beseii&digung 
fremden  Eigentums.  Man  wird  niclit  fehlgcben,  liier  einen  Zusammerüiang  der  obgenannten  Ver- 
mOgenedetikte  (Diebstahl  und  BcU-ug)  mit  den,  wie  erwähnt,  die  hGchsten  ZifTeru  liefernden  Typen 
der  Verwahrlosung:  Hang  zürn  Stehlen  und  hügenliafligkeit,  zu  surlien. 
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III.  Entlassene  jugendliche  Sträflinge,  bei  denen  gegrändele  Aussicht  auf 
Besserung  besteht,  werden  unmittelbar  nach  verbüßter  Strafe  auf  Arbeitsplätze 
gebracht,  um  ihren  Rückfall  infolge  Müßiggangs  oder  schlechten  Umg.angs  zu 
vermeiden. 

IV.  Jugendliche  Personen  über  dem  schulpflichtigen  Alter,  welche  eine 
gewisse  muraiische  Abgestumpftheil  und  Unverbesserlichkeil  durch  wiedcrlioUe 
Slraffülligkeil  dokumentieren,  sind  an  eine  Besscrungsanslall  al)zugcben,  wo  sie 
unter  ihresgleichen  niemanden  verderben  können. 

Gelingt  dies  nicht  — und  wir  sind  diesbezüglich  auf  die  Ivorrektionsanstalten 
anderer  Kronländer  angewiesen  — daiui  ist  allerdings  die  Unterbringung  unmög- 
lich, der  Kall  rettungslos. 

Je  nach  dem  hdialtc  der  einlangeiiden  Erfolgsberichte  ergibt  sich  die  Not- 
wendigkeit, beziehungsweise  Zulässigkeit  von  Veränderungen,  indem  unter  ver- 
sehürfler  Aufsicht  stehende  Pfleglinge  anderweitig  untergebracht,  Anslallszöglinge 
auf  Familienplätze,  der  Schule  entwachsene  Knaben  in  die  Lehre,  schulentlassene 
Mädchen  auf  Dienstplätze  gegi-bcn  werden. 

Die  seitens  des  Vereines  getroffenen  Verfügungen  verteilen  sich  nachstehend: 


Tafel  V. 


Verschärfte  Aufsicht 

U 

Unterbringung  in  Famiüe 

löt 

|3til=7SS«, 

Unterbringung  in  Anstalt 

ai)7 

Anderweitige  Verfügung 

Untorhringking  im  Zuge  

34 

Unterhringaiig  unmöglich 

18 

Unterbringung  fll»erflöösig 

7 

Summe  . . 

500 

Die  Frage  der  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  im  Lande  fand  ihre  Beant- 
wortung zum  Teile  schon  durch  das  Vorangegangene. 

Sie  wird  am  besten  illustriert  durch  den  Umstand,  daß  der  Jugendfürsorge- 
vercin  für  Tirol,  der  zu  Ostern  PJOl-  mit  seiner  Tätigkeit  begann  und  am  Schlüsse 
des  ersten  Berichtsjahres  191  Kinder  in  seinen  Schutz  genommen  halte,  im 
Februar  1906:  550  Fälle  zälilte,  jetzt  aber  nahezu  deren  700  aufweist  und  mit 
einem  monatlichen  Zuwachse  von  rund  25 — 30  Kindern  zu  reclmen  hat.  der  im 
Vergleiche  zu  früher  die  Reihe  einer  arilhmelischen  Progression  gibt. 

Die  Jugendverwahrlosung  ist  eben  wie  überall  so  auch  in  Tirol  eine  allge- 
mein verbreitete  Volksseuche,  die  in  den  Städten  gleichenveise  wie  am 
flachen  Lande  anzulreffen  ist,  in  den  volkreichen  Talniederungeri  ebenso  zu  Hause 
ist,  wie  in  einsamen  Gebirgsgegenden,  keinen  Stand  verschont  und  keinen  prinzi- 
piellen Unterschied  zwischen  Geburt,  Geschlecht  und  Altersstufe  kemil. 
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Nach  dem  AufcnUialle  der  (500)  verwahi losten  Kinder  im  Zcitpimkle  des 
Aiifalles,  beziehungsweise  ihrer  Heimatszusländigkeit  ergibt  sieh  die  in  den 
folgenden  Tafeln  enthaltene  V'erteilung  auf  die  Landeshauptstadt  Innsbruck  samt 
Hötting  und  die  Gebiete  der  llaupUfdcr  samt  ihren  Nebenflüssen  sowie  auf 
Ladinisch-  und  Italienisch-Tirol. 

Tafel  VI. 


Inns- 

bruck 

und 

HfiUing 

Ober- 

inntal 

Unler- 

inntal 

Pusler- 

tal 

EUch- 

tal 

Wipp- 

und 

Eisak- 

Ul 

laadi- 

nisch* 

und 

Italic* 

nisch- 

Tirol 

.Anderes 

Krön 

land, 

Au.sland 

oder 

nicht 

fest- 

stehend 

Aufenthalt 

117 

5« 

HO 

59 

37 

07 

10 

Heimats- 

Zuständigkeit 

3l! 

Si 

101 

ti 

T4 

33 

07 

71 

Die  niedere  Ziffer  aus  Ladinisch-  und  Italienisch-Tirol  darf  nicht  verwundern, 
da  einerseits  viele  italienische  Familien  in  Deutsch-Tirol  ihrem  Erwerbe  nach- 
gehen und  insbesondere  Inn.sbruck  eine  ansehnli(die  Zahl  lluktuierender,  wälscher 
Elemente  aufweisl,  andrerseits  die  Ziffer  ileshalb  hinter  der  Erwartung  zuröck- 
bleibl.  weil  die  italienischen  Landeskinder  aus  politischen  und  nationalen  Gründen 
dem  Vereine  nicht  immer  das  V'ertrauen  entgegenbringen,  das  er  als  eine  auf  das 
ganze  Land  sich  erstreckende  Institution  wohl  verdient. 

Der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  wurde  bei  Besi)rechung  der  Verwabr- 
losimgsursachen  gestreift.  Der  ständischen  und  beruflichen  Gliederung  nach 
ist  die  Verwahrlosung  der  Jugend  vor  allem  in  den  unteren  V'olksschichten  ver- 
treten, deren  ungünstige  wirt.schaflliehc  und  soziale  Stellung  den  sekundär  auf- 
tretenden Verwahrlosungsgründcn  ein  weites  jVngriffsfeld  offen  hält  und  dimiit 
auch  die  iirimären  Ursachen  in  ihrer  Wirkung  verstärkt.*) 

Es  wäre  aber  ein  Irrtum  daraus  zu  scliließen,  daß  die  Kinder  der  oberen 
Zehntausend  sowie  des  wohlhabenden  Mittelstandes  gegen  die  Verwahrlosung 
gefeit  seien.  Das  Milieu  ist  im  allgemeinen  freilich  ein  günstiges,  Not  und  Elend 
dringt  nicht  in  diese  Kreise,  Erziehungssünden  kommen  indes  auch  hier  vor,  nur 
gelangen  sie  selten  zur  Kenntnis,  weil  sich  das  Familienleben  der  Wohlsituierten 
nicht  in  so  breiter  Öffentlichkeit  abspielt,  wie  das  der  ärmeren  Klassen  und  seihst 
grobe  Fehler  nie  in  so  brutaler  und  krasser  Form  sich  geltend  machen  wie  dort, 
vielmehr  durch  die  oft  geübte  Selbstbeherrschung  und  Urbanität  des  Umganges 
stets  wenigstens  äußerlich  übertüncht  erscheinen.  Positiv  schlechte  Einwirkungen 
werden  kaum  häufig  sein,  dafür  aber  gewisse  Verschuldcnsgattungen,  wie  Nach- 

•)  Die  unserer  Obhut  anvertraiilen  Pfleglinge  stammen  auch  durchwegs  aus  dem  Stande 
der  Besitzer  bäuerlicher  Zwergwirtsciialli'n,  der  Kleiiigewerhetrcibenden.  Dienstboten,  Taghihner 
und  Arbeiter. 
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sicht  um)  Schwäche,  Abwälzung  der  Erzicliimg  an  Fremde  (Ammen,  Dienstboten, 
Bonnen,  Gouvernanten  etc.),  geradezu  eine  Pnirogalivc  der  mit  ailen  Glücksgütern 
ausgeslaltelen  Kinder  des  Reichtums  bilden,  die  so  der  Gefahr  ausgeselzt  sind, 
entweder  unter  dem  Einflüsse  der  erschlaffenden  Verfeinerung  zu  lilasierten  Genuß- 
menschen ohne  Bück  für  das  praktische  Leben  lieranzuwachsen  oder,  unter  dem 
Stelen  Dracke  konventioneller  Fesseln,  zu  Puppen  und  Scliablonen  erniedrigt  oder 
unter  Vergewaltigung  der  Natur  einseitig  geistig  überangestrengl  zn  werden  und  des 
Segens  der  Kindiieit  sowie  des  steten  Kontaktes  mit  den  durch  gesellscliariliche 
Vi'rpflichtungen  anderweitig  in  Anspruch  genommenen  Eltern  zu  entbehren,  wobei 
Herz  und  Gemüt  leer  ausgehen. 

Die  Verteilung  auf  Alter,  Geschleclit  und  Geburt  ist  aus  der  naclistehenden, 
der  Vollständigkeit  halber  beigedruckten  Tafel  VII  ersichtlich. 


Tafel  VII. 


Aller 

Geschlecht 

Geburt 

unler 
0 Jahren 

«_10  1 10^15 

Jahre  | Jahre 

Ober 
15  Jahre 

mönnlich 

weiblich 

ehelich 

außer- 

ehcliih 

70 

16t  197 

358  = 71-6*; 

72 

= sa-i»/. 

380 

120 

Soweit  diese  Zahlen  einer  Erörtenmg  bedürfen,  ist  sie  bereits  im  früheren 
enthalten. 
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I.  Einleitung. 

Die  Veranlassung  zur  Erhebung.  — Der  BegrilT  der  Verwahrlosung.  — Die  Eigenart  und  Durch- 
führung der  Erhebung.  — Die  GesamtzifTer  der  Verwahrlosten.  — Der  Nährboden  der  Verwahr- 
losung im  ailgemeinen. 

Im  Sommer  1899  lial  das  statistische  Landesaml  von  Steiermark  in  Befol- 
gung eines  Aullrages  de?  sleiermürkisclien  Landesaussclmsses  eine  Krhebnng  über 
.Die  verwahrlosten  Kinder“  im  Lande  durcligefülirl.  Das  recht  spinöse  und  schwierig 
zu  beschaffende  Material  ist  dann  im  folgenden  Jahre  einer  sorgtiilligen  Über- 
prüfung und  Ergänzung  unterzogen  und  von  mir  textlich  bearbeitet  worden.  Infolge 
versctiiedencr  Umstände  gelangte  diese  damalige  Bearbeitung  der  Resultate  nicht, 
wie  es  ursprünglicli  beabsichtigt  war,  in  den  Mitteilungen  des  stalistisclien  Landes- 
amles  zur  Vcröffentlicliung  und  die  Angelegenheit  trat  vor  anderen  andrüngen- 
den  etwas  in  den  Hintergrund.*)  Angcsiclits  der  starken  Strömung  auf  dem  üebiele 


1)  Seltlier  sind  Abschnitte  aus  dieser  Bearbeitung,  und  zwar  in  dem  Buche:  ,Dio  Fürsorge 
für  die  venvalirlosie  Jugend,  ILTeU**,  Wien  1006,  des  ehemaligen  Mitgliedes  des  steiermärkischen 
1.andesausschussc8  Dr.  H.  Reicher  zum  Abdruck  gelangt. 


Digitized  by  Google 


Steiermark. 


273 


des  Kinderschutzes,’)  die  gegenwärtig  herrscht,  ist  cs  jedoch  von  Interesse  und 
Wert,  diesen  lebenswarmen  Ausschnitt  aus  dem  Volksleben,  der  damals  zu  Tage  ge- 
fördert wurde,  in  eingehender  Bearbeitung  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu  machen 
und  damit  einen  Beitrag  zu  dem  immer  ungestümer  andrängenden  Probleme  iles 
Kinderschutzes  beizubringen.  Ist  es  ja  doch  die  einzige  Untersuchung,  welche  über 
die  tatsächlichen  Zustände  der  Verwahriosung  im  Kindesalter  bis  in  die  jüngste 
Zeit  in  Österreich  vorgenommen  worden  ist,  und  auch  anderwärts  sind  sehr  wenige 
Arbeiten  in  dieser  Richtung  zu  verzeichnen.  Wohl  zum  Venvundern!  Sollte  man 
doch  glauben,  daß  es  das  allererste  wäre,  die  Zustände  der  vcrwalirlosten  Jugend 
eingehend  zu  erforschen,  ehe  man  daran  denkt,  Abhilfe  zu  schaffen.  Aus  diesem 
Grunde  soll  auf  den  nachstehenden  Blättern  die  seinerzeit  unterbliebene  Veröffent- 
lichung nachgetragen  werden.  Daß  ein  Zeitraum  von  etwa  sieben  Jahren  verstrichen 
ist,  seitdem  zum  ersten  Male  versucht  worden  ist,  diese  düsteren  Seiten  des  mensch- 
lichen Lebens  aufzuhellen,  tut  der  Sache  keinen  Eintrag,  denn  der  damalige  unmittel- 
bare amtliche  Anlaß  der  Erhebung,  Grundlagen  für  Maßregeln  administrativer  und 
finanzieller  Natur  zu  gewinnen,  berührt  die  Resultate  der  Enquete  nicht  und  die 
Zustände  können  nicht  im  geringsten  als  veraltet  bezeichnet  werden;  es  w'ürde  eine 
etwa  im  jetzigen  Zeitpunkte  vorzunehmende  Erhebung  dieselben  Bilder  ergeben, 
da  das  vornehmlich  agrikole  Land  mit  seiner  iangsam  vorsehreitenden  Industrie 
und  schrittweisen  städtischen  Entwickelung  denselben  Nährboden  für  diese  Sumpf- 
pflanzen darbietel  wie  früher. 

Die  Erforschung  der  Verwahrlosung  in  einem  Lande  ist  eine  sehr  schwierige 
Sache,  wie  jede  Erhebung,  bei  der  weder  iler  Begriff  der  zu  ermittelnden  Dinge 
feststeht  noch  die  einzelnen  Erhebungsobjekle  an  zweifellos  feststehenden  Merk- 
malen erkannt  werden  können.  Deshalb  wollen  wir  auch  gar  nicht  auf  die  Gesamt- 
ziffem  der  Verwahrlosten  schwören,  welche  wir  zu  Tage  förderten,  sondern  in 
ihnen  nur  Näherungsw-erte  erblicken,  womit  schon  viel  gewonnen  ist;  wir  wollen 
den  Wert  der  Erhebung  vielmehr  in  dem  plastischen  Detail  finden,  welches  über 
die  Lebensverhältnisse  dieser  Volksschichte  vielfach  zum  ersten  Mal  zu  Tage 
getreten  ist,  und  einer  nachfolgenden  Erhebung  wird  cs  fortan  wesentlich  leichter 
fallen,  den  Begriff  fester  zu  fundieren  und  die  Erkenmingsmomente  treffsicherer 
zu  bezeichnen. 

Was  nun  den  Begriff  der  „sittlichen  Verwahrlosung“  anbelangt,  so 
verzichtete  die  Erhebung  darauf,  den  antwortenden  Personen  eine  Definition  in 
die  Hand  zu  geben,  überließ  es  vielmehr  diesen,  welche  durchaus  der  gebildeteti 
Sphäre  angehörten,  den  Sprachgebrauch  richtig  anzuwenden.  Damit  aber  die 
statistische  Stelle  beurteilen  könne,  inwieweit  die  Auskunflspersonen  die  Vulgär- 
beieichnung  .verwahrlost“  zutreffend  verwendeten,  wurde  in  das  Frageblatt  eine 
Frage  nach  den  Wahrnehmungen  gestellt,  auf  Grund  welcher  das  Kind  als  sittlich 
verwahrlost  angesehen  wurde.  Der  Versuch  ist  als  geglückt  zu  bezeichnen,  und 
zwar  besser,  als  wenn  ver.sucht  worden  w'äre,  die  Antworten  an  eine  Definition 
der  Verwahrlosung  zu  binden,  mit  der  es  übrigens  leicht  hätte  fehlgehen  können. 


V)  Vgl.  hierüber  meinen  Artikel  „Kinderschutz  und  Jugendfürsorge“  im  Österreichisclien 
SUnOewOrlerbuche,  Ul.  Band. 

18 


Digitized  by  Google 


274 


Steiermark. 


Daß  es  sich  nicht  um  eine  Verwahrlosung  in  rein  armenpllegerischcr  Hinsicht 
handle,  also  um  einen  Mangel  an  Subsüstenr.milteln,  wurde  ebenso  verstanden, 
als  daß  es  nicht  auf  körperliche  Verwahrlosung  ankomme;  vollkommen  zutreffend 
wurde  erfaßt,  daß  die  erzieherische  Verwahrlosung  in  Rede  stehe,  welche  sich 
in  einem  Widerstreit  mit  den  sittlichen  Forderungen  äußere.  Daß  dabei 
manche  Auskunflspersonen  je  nach  ihrem  Standpunkte  ihre  besondere  Auffassung 
in  den  Vordergrund  stellten,  zum  Beispiel  der  Lehrer  die  Vergehungen  gegen  Schul- 
vorschriften oder  der  Seelsorger  die  Nichtbefolgung  konfessioneller  Pflichten,  ist 
erklärlich;  die  angeführten  Einzeltatsachen  ermöglichten  jedoch  die  Kritik  der 
Auffassungen  zur  Genüge. 

Die  Erhebung  erstreckte  sich  außer  auf  die  Verwahrlosten  auch  auf  die 
sittlich  Gefährdeten,  allerdings  ohne  daß  auch  hinsichtlich  dieser  eine  Defini- 
tion gegeben  worden  wäre.  Dabei  ist  unter  «sittlicher  Gefährdung“  nicht  etwa  die 
Gefahr  zu  verstehen,  welche  einem  Kinde  durch  ein  anderes  bereits  venvahrlostes 
droht;  in  diesem  Sinne  würde  derUmkreis  außerordentlich  groß  sein,  insbesondere 
auch  alle  Geschwister,  Mitschüler,  Spielgenossen  etc.  umfassen.  Es  dürfte  vielmehr 
zufolge  der  mehr  umschreibend  gehaltenen  Weisungen  des  Landesausschusses  die 
allgemeine  Auffassung  dahin  gegangen  sein:  «Verwahrlost*  sind  jene  Kinder, 
welche  grobe  Verstöße  gegen  Gesetz,  Religionsvorschriften,  Schulregeln, 
geschlechtliche  und  andere  Sitten  begangen  haben  und  eventuell  gerichtlich  oder 
polizeilich  bestraft  worden  sind;  «sittliche  Gefährdung*  kann  dann  angenommen 
werden,  wenn  derartige  Handlungen  vorliegen,  aus  denen  geschlossen  werden 
kann,  es  liege  das  Versinken  in  die  Verwahrlosung  nahe.  Es  müssen  also  unter 
allen  Umständen  schon  irgend  welche  Handlungen  vorliegen;  im  allgemeinen 
werden,  dies  eben  leichter  aufzufassendc  Vergehungen  sein.*)  ln  der  nachstehenden 
Darstellung  werden  Verwahrlosung  und  sitUiche  Gefährdung  dort,  wo  der  Unter- 
schied belangreich  ist,  auseinandergehaltcn,  sonst  aber  nicht  getrennt  werden  und  es 
sind,  wenn  von  «Verwahrlosten*  gesprochen  wird,  auch  die  Gefährdeten  inbe- 
griffen. 

Bei  dem  großen  Spielraum,  welchen  innerhalb  der  Erhebung  das  subjektive 
Ermessen  der  Auskunftspersonen  hatte,  ist  es  begreiflich,  daß  der  immerhin  im 
Sprachgebrauchc  fester  stehende  Begriff  der  «Verwahrlosung*  auch  mit  größerer 
Sicherheit  gehandtiabt  wurde,  während  der  auf  recht  schwachen  Füßen  stehende 
Begriff  der  «sittlichen  Gefährdung*  eine  mehr  willkürliche  Auswalil  aus  den 
leichteren  Fällen  der  Verwahrlosung  hervorgerufen  haben  dürfte.  Wir  müssen 
uns  überhaupt  vor  Augen  halten,  daß  schon  innerhalb  der  «Verwahrlosung*,  noch 
mehr  aber,  wenn  wir  ihr  die  «sittliche  Gefährdung*  anreihen,  eine  Stufenleiter 

r)  ln  den  Weisungen  des  Landesaasschusscs  war  der  Begriff  der  sitUichen  Gelahrdung 
dahin  umschrieben,  «daß  sitUicbo  Verwahrlosung  zwar  noch  nicht  eingetreten  ist,  jedocti  bei  Fort- 
dauer der  gegebenen  Verhältnisse  (Unzulänglichkeit  der  elternlosen  Erziehung,  sittliche  Defekte  der 
Eitern,  mangelnde  Aufsicht  u.  s.  w.)  zu  besorgen  steht*  Die  Berichterstatter  haben  aber  diese 
Weisungen  nicht  zur  Bichtschnur  genommen;  nach  denen  hätten  sie  alle  Kinder  jener  Eltern  als  ge- 
fährdet hinstellen  mflssen,  welche  ihre  Erziehungspllicht  gröblich  versäumen,  auch  hätte  sich  da  die 
Erhebung  in  erster  Linie  auf  die  Eltern  erstrecken  müssen.  Statt  dessen  gingen  die  Berichterstatter 
den  richtigen  Weg,  eine  sitUicho  Gefährdung  dort  anzunehmen,  wo  irgend  eine  im  Kinde 
liegende  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  das  heißt  eine  Betätigung  diese  Annahme  rechtfertigte. 
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von  leichten  bis  zu  recht  schwer  in  die  Wagschnle  fallenden  Vetvehungcn  gegen 
Gesetz,  Moral,  Disziplin  und  Sitte  eingeschlossen  ist,  eine  Stufenleiter,  deren  eines 
Ende  sich  in  einfache  Unarten  und  schlechte  Gewolinheilen  verliert,  w.^lirend  das 
andere  hart  an  die  Mauern  des  Geflngnisses  anschlägt. 

Das  statistische  Landesamt  wendete  sich  bei  Durchführung  der  Erhebung 
unter  Benützung  des  nachstehend  (s.  S.  277)  abgedruckten  Katasterhlaltes,  welches 
gleichzeitig  als  Fragebogen  und  Auszählkarte  zu  dienen  hatte,  an  die  Volksschul- 
leiter, Pfarrer  und  Distriktsärzte.  Dabei  stellte  sich  heraus,  daß  nm-  die  Lehrer,  das 
heißt  die  Volksschul-  und  Bürgerschullchrer,  für  die  Kon.slatiei-ung  der  verwahr- 
losten Kinder  geeignet  waren,  während  sowohl  die  Pfarrer  als  auch  die  Distrikts- 
ärzte fast  ausnahmslos  erklärten,  nicht  in  der  Lage  zu  sein,  derartige  Angaben  zu 
machen,  da  ihnen  die  Personalkonntnisse  mangeln.  Es  wurden  von  allen  diesen 
Auskunftspersonen  ü90  sittlich  verwahrloste  und  188  sittlich  gefährdete,  also 
zusammen  878  sittlich  verwahrloste  und  gefährdete  Personen  im  ganzen  Lande 
Steiermark  konstatiert,  d.  i.  5%o  der  schulpflichtigen  Kinder.  Von  diesen  wurden 
72.5  durch  die  Lehrer  und  nur  54-  durch  die  Pfarrer,  5 durch  die  Ärzte,  endlich  04 
durch  die  bestehenden  Spezialanstalten  konstatiert. 

Was  nun  die  Vollständigkeit  der  Erhebung  hinsichtlich  der  Erfassung 
sämtlicher  verwalirlosten,  respektive  sittlich  gefährdeten  Personen  anbelangt,  ist 
folgendes  zu  bemerken.  Die  Schulleitungen  haben  bis  auf  53  alle  geantwortet,  es 
fehlen  sonach  nur  G“/o  der  Berichte;  da  im  Durchschnitt  auf  eine  Schule  je  ein 
derarliges  Kind  entfällt,  könnten  wir  annehmen,  daß  sich  die  oben  genannte  Ziffer 
per  878  um  zirka  50  erhöht.  Überdies  ist  zu  bedenken,  d,aß  sich  die  Antworten 
der  Lehrer  nur  auf  die  schulbesuchenden  Kinder  beziehen,  sonach  nicht  auf  die 
Privatschulen  besuchenden  und  die  häu.slichen  Privatunterricht  genießenden  Kinder. 
Da  nun  gewiß  anzunelunen  ist.  daß  sich  auch  unter  diesen  sittlich  Verwahrloste 
und  Gefährdete  befinden,  so  wäre  die  Ziffer  nochmals  zu  erhöhen.  Es  besuchen 
8500  bis  9000  Kinder  PrivaLschulen ; demnach  hätten  wir  für  diese  (in  Anbetracht 
der  Quote  von  5»/oo)  zirka  30  Kinder  hinzuzufügen.  Sodann  bleiben  schließlich 
diejenigen  verwahrlosten  und  gefährdeten  Kinder  übrig,  welche  sich  aus  der  Zahl  der 
häuslichen  Unterricht  genießenden  oder  im  schulpflichtigen  Alter  in  Mittel-  und 
Fachschulen  befindlichen  Kindern  reknitieren.  Die  Zahl  dieser  letzteren  beträgt  zu- 
sammen etwas  über  2000,  wobei  wir  jedoch  nicht  genau  wissen,  wie  viele  davon 
Privatunterricht  genießen  und  wie  vieleMittel-  odcrFadischulen  besuchen.  Bei  allen 
diesen  Kategorien  sei  davon  ausgegangen,  daß  sich  unter  den  die  öffentliche  Pflicht- 
schule nicht  besuchenden  Kindern,  das  heißt  im  allgemeinen  der  wohlhabenden 
Klasse  ungehörigen,  ebenso  viele  verwahrloste  und  sittlich  gefährdete  befinden  als 
unter  den  die  Pflichtschule  besuchenden;  man  kann  hieriiber  leicht  anderer 
Meinung  sein,  aber,  da  Anhaltspunkte  nicht  vorliegen,  ist  es  am  besten,  sich  mit 
den  Durchschnittsziflern  zu  begnügen. 

All  das  Gesagte  zusammengefaßt,  ergibt  sich,  daß  — eine  annähernd  richtige 
Berichterstattung  der  Schulleitungen  vorausgesetzt  — zufolge  der  unbekannt 
geblichenen  Tatsachen  eine  Erhöhung  der  Ziffer  von  878  auf  rund  1000  vorzn- 
nehmen  ist.  Diese  Ziffer  von  1000  teilt  sich  in  die  Ziffer  der  V'erwahrlosten  und  in 
jene  der  sitilich  Gefährdeten.  Wie  groß  sich  der  Anteil  beider  an  der  Gesamtzahl 
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1000  stellt,  wissen  wir  natürlich  nicht:  die  im  Detail  bekannte  Ziffer  878  enthält 
C90  Verwahrloste  und  188  sittlich  Gefiihrdete. 

Datei  dürfte  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  man  den  Umkreis  der 
sittlich  Gefährdeten  ebensogut  weiter  spannen  könnte,  als  es  hier  seitens  der  Schul- 
leitungen geschehen  ist.  Jedoch  muß  betont  werden,  daß  im  großen  und  ganzen 
die  Beantwortungen  der  Lehrer  recht  verständnisvoll  waren  und  daß  die  strengere 
Tendenz  obwaltete,  den  Umkreis  wenigstens  der  Verwahrlosten  eher  weiter  zu 
spannen  als  notwendig,  da  mitunter  gröbliche  Verstöße  gegen  die  Schulordnung 
genügten,  um  die  in  Rede  stehenden  Schulkinder  als  verwahrlost  zu  bezeichnen. 

Das  Land  Steiermark  ist  in  ganz  vornehmlicherweise  agrikol,  und  zwar  ein 
Bauernland.  Die  industrielle  Entwicklung  kommt  weit  weniger  in  Betracht.  Danach 
ist  der  allgemeine  Nährboden  zu  beurteilen,  den  es  der  Verwahrlosung  darbieteL 
Fassen  wir  zunächst  die  landwirLsehaftlichen  Verhältnisse  ins  Auge.  Obersteier  ist 
ein  Land  der  Großbauern  und  ein  klassischer  Boden  hierarchischer  Dienstboten- 
verhältnisse. Soziales  Zwangszölibat  für  Knechte  und  Mägde,  eine  außerordentlich 
hohe  Quote  der  unehelichen  Geburten  und  spätes  Heiraten  in  der  Besitzerklasse, 
arme  Keuschler  (Häusler)  und  noch  ärmere  Inwohner  in  der  Mitte  zwischen  den 
ledigen  Dienstboten  und  dem  besitzenden  Bauer,  dem  .Vater*  auf  dem  Hofe.  Die 
.ledigen*  Kinder  der  Dienstmägde  bleiben  oft,  getreimt  von  der  Mutter,  auf  dem 
Hofe  des  früheren  Dienstplatzes  zurück  und  wachsen  wild  auf  oder  sie  ziehen  mit 
der  Mutter  von  einem  Dienstplatz  zum  andern.  Die  Freiheit  der  Landkinder  ist 
zumeist  sehr  groß  und  die  zerstreute  Lage  der  Gehöfte,  die  weite  Entfernung  zur 
Schule,  die  ausgedehnte  Verwendung  der  Kinder  zur  Viehhut,  das  Zusammenleben 
mit  den  erwachsenen  Personen  tun  das  übrige.  Im  Mittellande  fallen  viele  dieser 
Umstände  fort,  dafür  aber  hat  sich  hier  die  Bewohnerschaft  mehrerer  Bezirke, 
namentlich  in  Oststeier,  seit  vielen  Dezennien  berufs-  und  geschäftsmäßig  mit  der 
Pflege  unehelicher  Kinder  aus  den  Findelanstalten  von  Graz  und  Wien  befaßt, 
wodurch  eine  ähnliche  Prädisposition  geschaffen  wurde  wie  in  Obersteier.  Im 
Unterlande  ist  die  Grundzerstückelung  vielfach  bis  zur  Zwergwirtschaft  vor- 
geschritten und  das  Lebenshaltungsniveau  der  Bevölkerung  in  so  manchem  Bezirke 
sehr  niedrig. 

Die  industrielle  Tätigkeit  steht  hinter  der  agrikolen  erheblich  zurück;  doch 
besitzen  immerhin  einige  Distrikte  in  West-,  Mittel-  und  Untersleier  Kolilenwerke, 
Industrien  in  Steinen  und  Erden,  Glasfabriken,  größere  Bierbrauereien.  Papier- 
fabriken, Holzindustrie  u.  dgl.  mit  einer,  örtlich  genommen,  nicht  unerheblichen 
Arbeiterschaft  Insoweit  diese  vornehmlich  aus  ledigen  Hilfsarbeitern  besteht, 
wenn  die  Arbeitszeiten  lang  sind  und  die  Löhne  niedrig  stehen,  so  daß  die 
Arbeitersfrauen  mitarheiten  und  deshalb  die  Kinder  ebensowenig  erziehen  können 
wie  die  Väter,  sind  diese  industriellen  Gebiete  ein  ergiebiger  Nährboden  der 
Verwahrlosung. 

Die  städtische  Entwicklung  des  Landes  ist  nicht  groß;  deshalb  vermag  sic 
den  eigenartigen,  aus  populationistischen,  sozialen,  intellektuellen  und  ethischen 
Momenten  gemischten  Einfluß  auf  die  Hervorbringung  venvahrloslen  jugendlichen 
Mobs  nicht  auszuüben.  Dabei  sind  die  sozialderaoknitischen,  die  intellektuell- 
freigeistigen  und  die  gegen  bestimmte  Konfessionen  gerichteten  Strömungen, 
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Gemeinde: 


Gerichtsbezirk: 


Kataster, 

betreffend  verwahrloste  Kinder. 


1. 

Zuname: 

2. 

Taufname : 

3. 

Geburtsdatum  (Tag,  Monat,  Jahr): 

i. 

Religion: 

5. 

Bei  ehelichen  Kindern 

«) 

des  Vaters 

Name: 

Beruf: 

Zuständigkeit: 

Aufenthalt: 

1>) 

der  Mutier 

Name: 

Beruf: 

Aufenthalt : 

c)  hievon  lebt: 

(das  nicht  Zutreflende  ist 
durcbzustreichcn) 

der  Vater,  die  Mutter 

6. 

Bei  unehelichen  Kindern 

der 

unehelichen 

Mutier 

Name 

Beruf: 

Zuständigkeit: 

Aufenthalt: 

die  uneheliche  Mutter 
(das  nicht  Zutreffende  ist 
durchzustreichen) 

lebt,  ist  gestorben 

7. 

Falls  sich  das 
Kind  in  Pflege 
befindet, 
der  Pflegepartei 

Name: 

Beruf: 

Aufenthalt: 

8. 

Ist  der  Vater  oder  die  Mutter 
(oder  beide)  Trinker,  blödsinnig, 
schwachsinnig  oder  Kretin? 

9. 

{st  das  Kind  blödsinnig,  schwach- 
sinnig, Kretin,  blind,  (aubstumni 
oder  mit  anderen  Gebrechen  (dar- 
unter insbesondere  auch  Sinnes- 
Störungen)  behafle t und  mit  welchen? 
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10. 

War  das  Kind  an  Scharlach, 
Masern,  Diphtherie,  T^hus,  Me- 
ningitis, Wasserkopf,  Fraisen, 
Rhachitis,  angeborener  Syphilis, 
Kopfverletzungen  (infolge  Zangen- 
geburt oder  anderer  Art)  erkrankt; 
bejahenden  Falles,  an  welchen 
dieser  Krankheiten? 

u. 

Welche  Wahrnehmungen  lassen 
das  Kind  als  sittlich  verwaiirlost 
erscheinen? 

13. 

Hat  da.s  Kind  bereits  genchtliche 
oder  polizeiliche  Abstrafungen  er- 
litten und  bejahenden  Falles,  welche 
und  weshalb? 

13. 

Läßt  die  Beschaffenheit  des  Kindes 
den  gemeinsamen  Schulbesuch  mit 
anderen  Kindern  für  letztere  als 
bedenklicherscheinen  und  warum? 

14. 

Steht  das  Kind,  beziehungsweise 
dessen  Ellern  (uneheliche  Mutier) 
in  der  öffentlichen  Armenpflege? 

Allfällige  weitere  besondere  Bemerkungen : 

15. 

Ausgestellt  vom 

am 


Unterschrift. 
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namentlich  in  einigen  Stfldten  und  Industrieorten  in  der  Arbeiterschaft  und  der 
höher  gebildeten  Bevölkerungsklasse  nicht  ohne  Belang.  Ihnen  einen  Einfluß  auf 
die  Verwahrlosung  zuzu.sehreiben,  ist,  wie  ich  glaube,  unbegründet;  man  muß 
sich  aber  hüten,  die  in  einer  Volksklasse  herrschenden  Strömungen  schlechthin  auf 
diese  V'olksklasse  an  sich  zurüekzuführen,  anstatt  sie  aus  den  wirtschaftlichen 
Lebensverliältnissen  des  Milieus  zu  begreifen,  in  dem  diese  Volksklasse  steht  und 
von  dem  der  fragliche  Einfluß  ausgeht. 

Wo  wir  hitiblieken,  ist  es  immer  dieselbe  Grundursache  der  Verwahrlosung: 
Fehlen  der  Eltern  oder  arbeitstätige  Behinderung  derselben,  Ungeeignetsein  und 
Unverstand,  son.ich  erziehungsloses  Aufwachsen  der  Kinder.  Die  in  erster  Linie 
auf  die  Aneignung  gewisser  Fertigkeiten  gerichtete,  nur  einen  Teil  der  Tageszeit 
für  sich  beanspruchende  Volksschule  vermag,  so  wertvoll  diese  ihre  Betätigung 
ist,  in  erzieherischer  Hinsicht  das  mangelnde  Elternhaus  nicht  zu  ersetzen.  Solange 
es  ein  soziales  Zwangszölibat  gibt  und  solange  die  Lohnverhältnisse  der 
industriellen  Arbeit  so  beschaffen  sind,  daß  das  Weib  im  vollbeschäfligenden 
Beruf  mitarbeilen  muß  und  dem  Vater  kaum  Zeit  bleibt,  erzieherisch  tätig  zu  sein, 
mag  es  möglich  sein,  daß  der  berufstätige  Arbeiterstand  sich  in  gewissen  Kreisen 
intellektuell  hebt,  aber  für  die  Verwahrlosung  der  Naclikommenschaft  bleibt  der 
Nülu'boden  immer  bestehen.  Erst  wenn  die  Familie  dem  Kinde  auch  gegeben  ist, 
dann  wird  das  Unkraut  ausgerottet  werden  können.  Allerdings  wii-d  sich  dann  die 
Familie  zunächst  selbst  als  erziehungsbefähigt  erweisen  müssen,  was  seine  Zeit 
brauchen  wird,  aber  kein  unlösliches  Gesellschaftsproblem  darstellt,  sondern  sich 
zum  Teil  mit  der  Generationenfolge  von  selbst  in  die  Wege  leitet. 


II.  Allgemeine  Bevölkerungsmomente. 

Die  geographische  Verteilung  der  Verwahrlosten.  — Ihre  Gliederung  nach  dem  Geschlechte.  — Der 
AUersaun>au.  — Aufenthalt  und  Zuständigkeit. 

Die  geographische  Verteilung  der  Verwahrlosten  ülter  das  Land  Steier- 
mark (siehe  Tabelle  I auf  Seite  280)  ergibt  rund  200  Personen  im  Oberland,  je 
iiOO  im  MiUcllitnd  und  Unterland  und  1(X)  in  den  vier  Slädten  Graz,  Marburg, 
Cilli  und  Petlau.  Obersteiermark  hat  im  Verhältnis  zu  seinem  Bevölkerungsanteile 
eine  stärkere  Quote  der  Verwahrlosten,  was  den  obigen  Ausfülirungen  über  den 
allgemeinen  Nährboden  entsprechen  würde;  desgleichen  steht  der  Umstand,  daß 
die  Vcrwahrlostenziffer  der  vier  Städte  relativ  durchaus  nicht  größer  ist  als  jene 
des  übrigen  Landes,  mit  der  oben  gemachten  Bemerkung  über  den  geringen  Ein- 
fluß der  städtischen  Entwicklung  im  Einklänge. 

Gegenüber  dem  stärkeren  Hervortreten  des  Oberlandes  muß  jedoch  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  die  gerichtlichen  und  polizeilichen  Bestrafmigen  iin 
Unterlande  merklich  zahlreicher  sind  als  in  den  anderen  Landesteilen. 

Die  Geschlechtsverteilung  der  878  Verwahrlosten  und  sittlich  Gefälir- 
deten  ergibt  ein  starkes  Überwiegen  der  Knaben  gegenüber  den  Mädchen,  indem 
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Tabelle ). 


Geographische  Verteilung 
der  verwahrlosten  und  sittlich  gcfälirdeten  Kinder. 


MUgeleill  von  den 

Oberland 

Milteiland 

Unterland 

4 Städte  mit 
eigenem 
Statut 

siltliclj 

ver- 

wahr- 

lost 

sittlich 

gefilhr- 

del 

sittlich 

ver- 

wahr- 

lost 

sittlich 

gefthr- 

det 

sittlich 

ver- 

wahr- 

lost 

sitÜicli 

gelRhr- 

det 

sittlich 

ver- 

wahr- 

lost 

sittlich 

gel^r- 

det 

Zusaiii  iiie>  j 

Sthulleilungen 

117 

n 

17i 

73 

203 

49 

51 

ti 

725 

Pf&rrämtem 

2U 

3 

8 

6 

18 

•• 

54 

Ärzten 

3 

5 

Erzichungs-, 
Zwangs* 
orheits-  und 
BesstTungs* 
anstallen  für 
Männer 

Wallen- 

dorf 

7 

ül 

1 

•• 

23 

51 

Musseu- 

dorf 

6 

7 

u 

5 

32 

Zwangs- 
arbeils-  und 
Besse  nings- 
anslall  für 
weibliche 
Personen 

Lanko- 
will  *) 

1 

3 

3 

2 

9 

zusammen . . 
')  Dastt  xw*i  NidiUI 

151 

tiennark« 

47 

r. 

311 

81 

346 

49 

80 

11 

876 

726  Personen  männlichen  und  153  weiblichen  Geschlechtes  nachgewiesen  wurden 
Häusliche  Pflichten,  Warten  der  kleineren  Geschwister,  Mithilfe  im  Haushalte  treten 
viel  zeitiger  und  intensiver  an  das  früher  arbeitsfällige  Mädchen  heran  als  an  den 
Knaben,  auch  ist  sein  Urteilsvermögen  früher  entwickelt,  endlich  haben  Zucht  und 
Sitte  für  das  weibliche  Geschlecht  weit  mehr  Bedeutung  als  für  die  Knaben,  die  es 
oft  als  Heldentat  erachten,  ihre  überlegenen  Körperkräfte  zu  mißbrauchen  und 
Verbotenes  zu  tun,  im  Bewußtsein,  daß  sie  nur  die  Strafe,  aber  nicht  die  Miß- 
achtung zu  fürchten  haben. 

Hinsichtlich  des  Alters  (siehe  Tabelle  auf  Seite  281)  ist  es  in  gewissem  Sinne 
willkürlich,  bis  zu  welcher  Grenze  eine  Erhebung  ausgedehnt  werden  soll.  Sinn- 
gemäß müßten  die  kindlichen  iVltersstufen  ohne  Urteilsfähigkeit  außer  Betracht 
bleiben  und  die  Altersgrenze  nach  oben  bei  jenem  Lebensalter  festgesetzt  werdeu, 
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bei  dem  die  Erziehung  in  der  Regel  aufhört  und  die  Charakterselbständigkcit 
beginnt.  Für  die  von  den  Schulleitungen  nachzuweisenden  sittlich  Geftlhrdeten 
und  Verwahrlosten  war  die  Altersgrenze  mit  der  Grenze  der  Schulpflicht  ohnehin 
gegeben  und  es  beziehen  sich  diese  Angaben  deshalb  im  allgemeinen  auf  Kinder 
vom  siebenten  bis  vierzehnten  Lebensjahre.  Dagegen  haben  die  Ärzte,  dann  die 
Pfarrer  sowie  die  drei  Ei'ziehungs-,  respektive  Besserungsanstalten  Waltendorf, 
Lonkowitz  und  Messendorf  auch  Personen  höheren  Alters  mitgeteilL  Mit  Rücksicht 
darauf  wurde  die  Altersgrenze  für  diese  Personen  bis  gegen  das  SO.  Jahr  gezogen, 
so  daB  sich  die  Darstellung  nicht  nur  auf  Kinder,  sondern  auch  auf  sogenannte 
Jugendliche  bezieht. 

Allerdings  besteht  im  Materiale  hinsichtlich  der  Altersklassen  eine  ziemliche 
Verschiedenheit  Während  für  die  Altersgrenze  7 bis  14  ziemheh  vollständige  An- 
gaben vorliegen,  sind  sie  für  die  der  Schulpflicht  Entwachsenen  mehr  zufällig  in 
Erfalurung  gebracht;  die  Ansicht  ist  deshalb  gerechtfertigt,  daß  die  Zahl  der 
sittlich  Verwahrlosten  (jedoch  kaum  mehr  der  gefährdeten)  in  diesen  höheren 
Altersklsmsen  eine  größere  ist,  als  die  Zahlen  andeuten.  Dem  steht  allerdings 
gegenüber,  daß  der  Gedanke  des  erzieherischen  Momentes,  der  allen  Mitteln  gegen 
die  sittlich  Verwahrlosten  zu  Grunde  liegt,  um  so  mehr  an  Kraft  verliert,  je  höher 
die  Alterslagen  sind.  Eine  genaue  Altersabstufung  war  nicht  möglich,  weil  im 
allgemeinen  nur  die  Geburtsjahre  zur  Kenntnis  gelangten,  wobei  bekanntlich 
jedem  Geburtsjahre  (Krdenderjahie)  je  zsvei  Alteisstuten  entsprechen.  Doch 
genügt  auch  diese  Darstellung  vollkommen  für  die  Einsicht  in  den  Altersaufbau. 

Tabelle  II. 

Altersaufbau  der  Verwahrlosten  und  sittlich  Gefährdeten. 


Altersjahre 

Zahl  der  Pereonen 

bis 

7 . . . 

...  6 

7 

• 

8 . . . 

...  28 

8 

t 

9 . . . 

...  55 

9 

f 

10  . . . 

...  88 

10 

■ 

11  . . . 

. . . 118 

11 

t 

18  . . . 

. . . 137 

12 

* 

13  . . . 

...  155 

13 

14  . . . 

...  156 

14 

* 

15  . . . 

...  42 

15 

• 

16  . . . 

. . . 11 

16 

• 

17  . . . 

...  4 

17 

* 

18  . . . 

...  3 

18 

» 

19  . . . 

. . . 11 

19 

20  . . . 

...  1 

Unbekannt  . . 

...  63 

zusammen  . . 878 

ln  welchem  Alter  ist  die  Verwahrlosung  und  sittliche  Gefährdung  die  größte 
und  in  welchen  Alterslageii  nimmt  sie  zu,  respektive  ah?  Auf  diese  wichtigen  Fragen 


Digitized  by  Google 


282 


Steiermark. 


kann  unsere  Erhebung  einigermaßen  Antwort  geben.  Für  die  Lebenszeit  vom  siebenten 
bis  vierzehnten  Jahre  ist  das  Material  der  gemaehlcn  Mitteilungen  gleichförmig, 
von  denselben  Personen  mit  derselben  Genauigkeit  und  Glaubwürdigkeit  erbracht. 
Bei  den  Kindern  von  weniger  als  sechs  bis  sieben  Jahren  kann  von  sittlicher  Ver- 
wahrlosung wohl  auch  schon  die  Rede  sein,  aber  deren  Äußerungen  sind  kaum  mit 
annähernder  Sicherheit  erfaßbar.  Hinsichtlich  der  Jugendlichen  von  mehr  als  lAJahren 
lassen  uns  die  gemachten  Mitteilungen  im  Stiche ; die  Lehrer, die  verläßlichsten  Stützen 
unserer  Erhebung,  stehen  mit  diesen  Personen  nicht  mehr  im  Kontakt,  während 
die  Seelsorger  und  Ärzte  nur  über  einzelne  Fälle  in  gänzlich  willkürlicher  Aus- 
wahl berichten,  so  daß  es  ausgeschlossen  ist,  anzugeben,  wie  sich  die  Verwahr- 
losung der  Jugendlichen  im  nachschulpilichtigen  Alter  im  Verhältnis  zu  den 
früheren  Lebensphasen  stelle,  ob  sie  größer  oder  kleiner  sei.  Gewiß  ist  jedoch 
in  den  vorsehulpflichtigen  Altersklassen  die  Verwahrlosung  geringer  als  die 
sittliche  Gelährdung,  im  nachschulpflichtigen  umgekehrt  die  Verwahrlosung  größer 
als  die  Gefährdung. 

ln  der  Zeit  vom  siebenten  bis  zum  vierzehnten  Jahre  greift  die  Verwahrlosung 
mit  jedem  Altersjahre  immer  mehr  um  sich  und  scheint  gegen  Ende  der  schul- 
pflichtigen Zeit  einen  Gleichgewichtszustand  zu  erreichen.  Die  Hauptmasse  der 
Verwahrlosten  steht  im  Alter  von  zehn  bis  vierzelm  Jahren,  der  für  die  Aufgabe 
der  Erziehung  kritischesten  Spanne  des  Menschenlebens.  Wohl  wäre  es  hoch- 
interessant und  wichtig,  zu  wissen,  ob  die  steigende  Tendenz  oder  der  Gleich- 
gewichtszustand aidiäll,  sobald  der  Jugendliche,  dem  Einflüsse  der  Schule  und  des 
Hauses,  oft  auch  jedem  erzieherischen  Einflüsse  entwachsen,  den  Kampf  mit  dem 
Leben  beginnt;  stählt  dieser  die  Widerstandskraft  gegen  Unsitte  und  Laster  oder 
vermehrt  die  Aufsichts-  und  Erziehungslosigkeit  die  Zahl  der  Verwahrlosten? 
Wir  müssen  diese  Frage  leider  offen  lassen. 

Die  Angaben  darüber,  ob  die  Verwahrlosten  in  der  Aufenthaltsgemeinde 
heimatsberechtigt  sind  oder  anderen  Heimatsgemeinden  zugehören,  sind  sehr 
mangelhaft,  begreiflicherweise,  denn  gerade  in  jenen  Regionen,  in  denen  diese 
Sumpfpflanzen  wachsen  — namentlich  auch  bei  den  Unehelichen  — ist  es  mit 
der  Kemitnis  der  Heimatszuständigkeit  schlecht  bestellt.  Immerhin  wurde  die 
betreffende  Antwort  für  587  Kinder  erteilt,  von  denen  189,  also  kaum  ein  Drittel, 
in  der  Aufentlialtsgemeinde  heimatsberechtigt  waren,  während  348  aus  anderen 
steiermärkischen  Gemeinden  stammten  und  50  andern  Ländern  angehörten.  Dieses 
Ergebnis  war  zu  erwarten;  zunächst  wissen  wir  ja,  daß  Aufenthalts-  und  Heimats- 
gcmcinde  immer  mehr  auseinanderrücken,  und  ferner  sind  gerade  jene  Volks- 
schichten, welche  den  besten  Nährboden  der  V'erwahrlosung  abgeben,  sehr  häufig 
flottant. 


III.  Der  Nährboden  in  der  Familie. 

Die  Berufsverhallnisse  der  Eltern.  — Die  oheUebe  und  unehebche  Abstammung.  — Die  Ver* 
walsung.  — Die  Naclilieiraten  der  ledigen  Mflttor.  — Die  Verachwistening.  — Die  Armut  im  elter- 
lichen Heim.  — Die  Erziehung  durch  die  Eltern. 

Wollen  wir  nun  die  ursächliche  Verkettung  der  Verwahrlosung  entwirren, 
so  trifft  der  Blick  den  ureigensten  Näluboden,  die  Zustände  im  Elternhaus  oder 
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im  elterlichen  Heim  oder,  wenn  auch  von  diesem  keine  Rede  ist,  den  sonstigen 
Schauplatz,  auf  dem  das  Kind  aufvvächst. 

Die  Berufsverteilung  der  Eltern  ist  für  752  Kinder  bekannt  geworden 
und  wird  in  der  Tabelle  III  nach  den  zwei  Hauptgebielen  der  ländlichen  und 
städtisch-gewerblichen  Berufe  dargestellt. 


Tabelle  Ul. 


Berufsvertelluns  der  Eltern. 

Zahl  der  Kinder,  deren  Eltern  Ireiben 


ländliche  Beschämungen 
Besitzende  Landwirte  (einschliefilich 

Keuschler) 1Ü7 

Liwohner.. 39 

Winzer 4tJ 

Landwirtschaftliches  Gesinde 87 

zusammen..  1293 


städtische  und  gewerbliche  Beschäftigungen 


Gewerbmeister  und  Gehilfen  I.ö9 

Grofiindustriearbeiter 83 

Bergarbeiter 39 

Städtische  Dienstboten  und  Nehen- 
dienste 33 

znsannnen. . 393 


sonstige  und  nicht  aufteilbare  Beschämgungen 


Tagläbner  13ti 

Freie  Berufe 3,n 

Bettler.  Ortsamie,  Vaganten,  Sträflinge  etc 16 


zusammen..  177 


Nach  dieser  Aufstellung  würde  sich  herausslellen,  daß  etwa  je  die  Hüllte  der 
Kinder  als  ländlicher  und  als  städtischer,  respektive  gewerblicher  Herkunft  anzu- 
sehen ist,  vorausgesetzt,  daß  die  aus  Taglöhnerfamilien  herstammenden  Kinder 
nicht  etwa  den  Ausschlag  nach  der  einen  oder  anderen  Seite  geben.  Nun  liegt 
aber  die  Sache  doch  nicht  so  einfach,  denn  die  große  Zahl  der  Gewerbstneister 
und  -gehilfen  kann  in  einem  so  ausgesprochen  agrikolen  Lande,  wie  dies  Steier- 
mark ist,  nicht  ohneweiters  als  eigentlich  gewerblich  und  als  städtisch  angesehen 
werden;  vielmehr  besteht  ein  Teil  dieser  Personen  aus  Grtmdbesiizeni,  welche 
gleichzeitig  ein  Gewerbe  betreiben,  oder  umgekehrt  Gewerbsleuten  am  Lande, 
welche  auch  Landwirtschaft  besitzen  und  betreiben,  beziehungsweise  Gehilfen,  die 
in  solchen  gemischten  Betrieben  bedienstet  sind.  Es  dürfte  also  die  Zahl  der 
Kinder,  die  aus  ländlichen  Kreisen  stammen,  größer  sein  als  die  Tabelle  anzeigt. 
Aber  dessenungeachtet  treten  die  gewerblich-städtischen  Berufe  etwas  mehr  in 
den  Vordergrund,  als  man  bei  der  relativ  geringeren  Entwicklung  dieser  beiden 
Momente  annehmen  sollte.  Sollte  darin  ein  Hinweis  liegen,  daß  die  gewerblichen 
Kreise  und  die  städtischen  Verhältnisse  einen  besseren  Nährboden  enthalten  als 
die  landwirtschaftlichen?  IVir  enthalten  uns  der  Antwort  hierüber,  so  wie  stets 
dort,  wo  die  Ergebnisse  der  Erhebung  einen  zu  unsicheren  Boden  ergeben. 

Charakteristisch  ist,  um  auf  die  Berufe  im  speziellen  nur  hinsichtlich  eines 
Falles  cinzugehen,  die  verhältnismäßig  starke  Beteiligung  der  Winzer,  welche 
allerdings  zu  häufigem  Ortswechsel  gezwungen  und  vielfach  außer  stände  sind, 
ihre  Kinder,  denen  der  stete  Aufenthaltswechsel  nicht  gerade  gut  tun  mag,  zu 
überwachen. 
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Von  den  ehelichen  verwahriosten  Kindern  stammen  die  meisten  aus  Familien 
von  Gewerbsmeistem  und  -gehilfen,  Großindustriearbeitem,  Taglöhnern,  Klein- 
besitzern, Winzern  und  Bauern;  die  unehelichen  von  LandmSgden,  Taglöhnerinnen, 
Inwohnerinnen  und  Stadtdienstboten  ab. 

Bei  unehelichen  Abstammungsverhältnissen  ist  die  Verwahrlosung  häufiger 
anzutreffen  als  bei  ehelichen  Familienzuständen. 


Tabelle  IV. 


L.egitimltät  der  Geburt. 


Es  waren  Knaben  Mädchen  zusammen 

ehelicher  Geburt 455  103  558 

unehelicher  Geburt 201  40  241 


unbekannterLegitimitätsverhältnisse  69  10  79 

zusammen  . . 725  153  878 


Die  79  Verwahrlosten,  deren  Abstammung  nicht  klar  stand,  sind  sicherlich 
zum  größeren  Teile  uneheliche,  denn  deren  Familienverhältnisse  werden  lieber  im 
Dunklen  gehalten  als  jene  der  ehelichen.  Nehmen  wir  mm,  allerdings  willkürlich, 
an,  daß  ein  Drittel  derselben  den  ehelichen  und  zwei  Drittel  den  unehelichen 
Kindern  zugercchnct  werden  dürfen,  so  können  wir  das  Ergebnis  dahin  zusammen- 
fassen,  daß  unter  den  Verwahrlosten  und  Gefährdeten  der  (b  itte  Teil  unehelicher 
Abstammung  ist,  während  das  hinsichtlich  der  Gesamtbevölkenmg  (respektive  der 
Geborenen)  in  Steiermark  nur  im  Verhältnisse  zu  einem  Viertel  gilt  Es  ist  also  die 
Verwalirlosimg  bei  dem  ledigen  Volke  merklich  größer  als  bei  dem  verheirateten. 

Dieses  Resultat  wird  niemanden  wundemehmen,  wohl  aber  dürfte  der  Ein- 
fluß der  Verwaisung  im  allgemeinen  ganz  anders  taxiert  werden,  als  es  die  Tat- 
sachen ergeben. 

Tabelle  V. 


Die  Verwolsungsverhaitnlsee. 


Verwaisungsgrad 

•beliebe 

Zahl  der  Kinder 
unefaeUehe 

lusammen 

Vater  gestorben 

51 

— 

51 

Mutter  gestorben 

64 

25 

89 

Beide  Eltern  gestorben  .... 

16 

_ 

16 

Beide  Eltern  (respektive  unehe- 
liche Mutter)  leben  . ... 

422 

199 

621 

zusammen  . . 

553 

224 

777 

Es  sind  sonach  — abgesehen  von  79  Kindern,  deren  Legitimität  und  Ver- 
waisungsgrad unbekannt  sind  — 115  halbverwaist,  41  ganz  verwaist  und  621  be- 
sitzen entweder,  wenn  sie  ehelich  sind,  beide  Eltern  oder,  sind  sie  unehelich,  die 
Mutter. 

Angesichts  dieser  Ziffern  wird  niemand  behaupten  können,  so  sehr  ihn  sein 
Inneres  dazu  dränge,  daß  die  Verwahrlosung  vornehmlich  unter  den  elternlosen 
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oder  halbvcrwaisten  Kindern  etwa  besonders  groß  sei!  Nein,  ini  Gegenteil,  sie  ist 
gerade  dort  urüieimlicb  gefabrdrobend,  wo  der  .normale“  Hecbts-  und  Fainilicn- 
zustand  bestellt,  wo  beide  Eltern  leben  und  sonacb  alle  ßediiigungen  gegeben  Sind, 
von  denen  das  Familienrecht  und  die  weitverbreitete  Volksimscbauung  eine  all- 
gemein menschliche  oder  klassengeartete  Erziehung  erwarten. 

Daß  hier  nicht  nur  manches,  sondern  vieles  in  den  elterlichen  V'erhlllnissen 
faul  sein  mag,  steht  außer  jedem  Zweifel  und  es  sei  an  dieser  Stelle  nur  auf 
einen  Umstand,  nämlich  auf  die  Nachheiraten  lediger  Mütter,  hingewiesen. 
Von  den  241  uuehehcb  geborenen  Kindern  der  Tabelle  IV  sind  44  nachträglich 
(d.  h.  seit  ihrer  Geburt  bis  1899)  durch  Legitimalion  oder  Nachheiiatcn  der 
ledigen  Mütter  in  Ehen  gelangt.  Legitimiert  wurden  durch  die  nachfolgende  Ehe 
nur  3,  wälirend  dies  hinsichlich  41  nicht  der  Fall  gewesen  ist.  Es  haben  sich  aber 
nur  5 dieser  ledigen  Mütter  mit  dem  Vater  des  unehelichen  Kindes,  dagegen  36 
mit  einem  andern  Manne  verheirateL  (Von  einer  Verheirateten  wird  berichtet,  daß 
sie  Kinder  geboren  hat,  welche  laut  Taufbuch  von  ein  und  demselben  außer- 
ehelichen Vater  hcrslammen.)  Hieraus  scheint  hervorzugehen,  daß  weder  das  Vor- 
handensein eines  unehelichen  Kindes  die  motivische  Eignung  besitze,  die  ledige 
Mutier  und  den  Vater  ihres  Kindes  am  Altäre  zu  vereinigen,  noch  daß  die  Tat- 
sache des  Besitzes  unehelicher  Kinder  eine  ledige  Frauensperson  in  ihrer  .Ehefähig- 
keit mindere“,  wenigstens  was  jene  Schichten  anbelangt,  aus  denen  die  Verwalir- 
losten  zum  größten  Teile  hervorgehen;  gewiß  ein  Symptom  minderwertiger  sexual- 
sittlicher  Anschauungsweise,  die  begreillicherweise  in  die  Denkweise  der  Kinder 
übergeht. 

Je  größer  die  Verschwisterung  in  eurer  Familie  ist,  desto  größer  ist  die 
Gefalir  für  die  sittliche  Gefährdtrng  und  .sonach  die  aus  dieser  emporschießende 
V'erwatirlosung.  Dieses  motivische  Moment  hat  nur  für  die  ehelichen  Kinder  Belang, 
da  Verschwisterungen  unehelicher  Kinder  relativ  selten  sind  urrd  zumeist  in  Kon- 
kubinaten Vorkommen,  deren  Zustände  öfters  jener  den  Ehen  gleicher  Schichten 
nahestohen  (Inwohner,  Taglöhner).  Von  den  241  ehelichen  Kindern  lagen  in 
44  Familien  Verschvr  isterrrngen  mit  zusammen  97  Kinderrr  vor,  von  denen  7 Fälle 
3 und  1 F.ill  4 Geschwister  unrfaßten,  während  in  der  Hauptmasse  nur  je  2 Ge- 
schwister vorhanden  waren.  Ira  allgemeinen  war  die  Kinderzahl  bei  den  läitdlichen 
Familierr  kleiner,  bei  den  Winzern  und  den  gewerblich-großindu.striellen  größer, 
was  deren  größere  Verwalirlosungsmtensität  zum  Teil  erkhärt.  Die  Ansicht,  daß 
die  Verwatirlüsung  gerade  in  sehr  kinderreicher;  Familien  besonders  groß  sei, 
ist  sonach  — ungeachtet  der  Richtigkeit  der  Gefahr  bei  Verschwisterung  — nicht 
begründet,  was  nicht  ohne  Gewicht  zu  sein  scheint. 

Eine  große  Schichte  derjenigen  Familien  und  Mütter,  bei  deren  Nach- 
kommenschaft die  Verwahrlostrng  ausgebrochen  ist  oder  in  gefahrdrohender  Nähe 
steht,  sind  arm,  bitter  arm  oder  sie  stehen  auf  jener  letzten,  untersten  Stufe  der 
rttenschlicben  Eigenexistenz,  von  der  das  Herabsinken  in  die  Hilflosigkeit  so 
furchtbar  leicht  ist  Die  Zald  der  in  Armenpflege  stehenden  Eltern  sittlich  ver- 
kommender Kinder  ist  weit  größer  tds  die  Anzahl  der  Eltern,  welche  die  Tabelle  III 
als  .Ortsarme  und  Bottler“  qualifizierte,  weil  in  mehreren  Fällen  die  Eltern 
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ungeachtet  sie  in  Amenpflege  stehen,  dennoch  einen  Beruf  haben.  Es  waren  in 
22  Fällen  die  Eltern  und  in  49  Füllen  die  Kinder  in  Ortsarmcnpflege,  so  daß 
zusammen  7 1 Kinder  oder  8 “/»  aller  Verwalirloslen  und  Gefährdeten  mittelbar 
oder  unmittelbar  in  Armenpflege  standen.  Da  der  Prozentsatz  der  Armenverpflogten 
zur  Bevölkerung  im  allgemeinen  zirka  3 ist  so  finden  sich  sittlich  verwahrloste 
und  gefährdete  Kinder  in  dieser  Bovölkerungsschicht  häufiger  als  unter  den  nicht 
in  Armenpflege  Stehenden 

Vergegenwärtigen  wir  mis  nun,  was  in  diesem  Abschnitte  über  den  Nähr- 
boden der  Verwahrlosung  in  der  Familie  gesagt  worden  ist  so  wird  es  nicht 
wundeniehmen,  wenn  der  Einfluß  der  Eltern  auf  die  Kinder  in  diesen  Schichten 
entweder  geradezu  schädlich  wirkt  oder  zum  mindesten  nicht  daliin  abzielt  eine 
sittliche  Gefährdung  hintaiizuhalten,  beziehungsweise  ein  verwahrlostes  Kind  durch 
planmäßige,  geduldig  Liebe  mit  .Strenge  paarende,  verständnisvolle  Einwirkung  auf 
den  richtigen  Weg  zmückzuführen. 

In  den  Berichten  über  die  Verwahrlosten  und  Gefährdeten  findet  sich  hin- 
sichtlich 275  Kindern  (also  35  •/•)  die  Anmerkung,  daß  die  Erziehung  eine 
mangelhafte  gewesen  sei  (Tabelle  VI). 


Taballa  VI. 


Die  Fälle  ungeeigneter  Erziehung. 

BesrhalTcnlieit  der  Erziehung  Zahl  der  stlUich  verwalirloslen  und  gcfälirdeleu  Kinder 

zusammen 


elielich 

unehelich 

(emechließlich  der  Kinder 
unbekannter  LegltimlUkt) 

Schwäche  der  Eltern  . 

31 

21 

53 

Mangelhafte  Erziehung 

. 107 

39 

1,53 

Vagieren  der  Eltern  . . 

4 

1 

5 

Mangelnde  Aufsicht  . . 

42 

20 

04 

zusammen  . 

. 184 

81 

275 

Bei  einem  reichlichen  Drittel  (35«/»)  der  sittlich  verwahrlosten  und  geffdir- 
deten  Kinder  kann  die  Ursache  dieses  Schicksals  ganz  oder  größenteils  direkt  den 
Eltern  zugeschrieben  werden,  welche  die  Pflicht  der  Erziehung  vernachlässigen; 
dabei  ist  es  als  besonders  traurig  zu  bezeichnen,  daß  in  diesen  Fällen  die  in  ehe- 
lichen Verhältnissen  lebenden  Eltern  um  kein  Ila.ar  besser  sind  als  die  .ledigen“ 
Mütter.  Wenn  es  auch  gerechtfertigt  ist,  in  diesen  Fällen  die  Unzulänglichkeit 
der  Eltern  als  die  oder  eine  der  nächstliegenden  Ursachen  der  Venvahrlosung  zu 
bezeichnen,  so  ist  damit  noch  nicht  gesagt  daß  ein  subjektives  Verschulden  der 
Eltern  bestehen  müs^e.  Wie  oft  Unverstand,  Sorglosigkeit  und  bewußte  Verletzung 
der  heiligsten  Eltempflichtcn  und  wie  oft  die  blanke  Unmöglichkeit,  erzieherisch 
einzugreifen,  vorliegen  mögen,  dies  zu  beurteilen,  geht  über  die  Grenzen  dieser 
Erhebung  hinaus.  Wohl  liegt  da  in  beiden  Fällen  auf  Seite  der  Ellern  die  subjektive 
Schuldfragc  verschieden;  für  die  Kinder  ist  jedoch  der  Effekt  häufig  ganz  gleich. 
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IV.  Die  Betätigungen  der  Verwahriosung. 

Die  kriminellen  und  die  minder  schweren  Vergehungen.  — Zuwiderhandlungen  gegen  die  Schul- 
ordnung und  VerhSItnis  zur  Schulpflicht  überhaupt.  — Vorbestrafungen. 

Die  Verwahrlosung  und  auch  die  sillliclie  Gefflhrdung  muß  sich  — soll  sie 
überhaupt  konstatiert  werden  können  — an  äußeren  Handlungen  manifestieren. 
Das  Bild,  das  sich  da  entrollt,  ist  sehr  duster  und  wirkt  dadurch  noch  ergreifender, 
daß  es  gleichzeitig  eine  Perspektive  in  die  weitere,  kriminelle  Laufbahn  dieser  so 
häufig  dem  Verderben  geweihten  wilden  Schößlinge  der  menschlichen  Gcsellschafl 
eröffnet  (Tabelle  VII). 

Die  Angaben  beziehen  sich  auf  die  konstatierten  .Fälle“  von  kriminellen  und 
sonstigen  Betätigungen,  Neigungen  etc.  und  nicht  auf  die  Kinder,  an  denen  sie 
konstatiert  wurden.  Letzteres  stellte  sich  als  unmöglich  heraus,  weil  für  ein  und 
dasselbe  Kind  häufig  mehrere  Betätigungen,  Neigungen  etc.  vermerkt  wurden, 
zum  Beispiel  Gewalttätigkeit  und  Brandlegung  etc. 

Tabelle  VII. 

Betätigungen  der  sittlichen  Verwahrlosung. 

Anzahl  der  Fälle,  in  denen  diese  Betätigungen  verfielen. 


A.  Betätigungen  schwerer,  krimineller  Art,  begangen  von 


Knaben 

Mädchen 

zusammen 

1.  Diebstahl 

367 

84 

451 

2.  Betrug 

20 

5 

25 

3.  Gewalttätigkeit  und  Bedrohungen  . . 

78 

— 

78 

4.  Zerstörungssucht  und  Beschädigung 
fremden  Eigentums 

23 

1 

24 

5.  Brandlegung • . . . . 

19 

1 

20 

zusammen  . 

.507 

91 

598 

Betätigungen  minderer  Art,  polizeiliche  Ahndung, 

geschlechtliche  Unsittlich- 

keiten  und  schlechte  Gewohnheiten  betreffend,  begangen 

von 

Knaben 

Mädclien 

zusatnroen 

1.  Geschlechtliche  Unsitilichkeiten  . . . 

78 

33 

111 

2.  Vag.ibondage 

169 

36 

205 

3.  Tierquälerei 

47 

1 

48 

4.  Trunksucht 

30 

— 

30 

5.  Bettelei 

29 

9 

38 

6.  Kartenspiel 

4 

— 

4 

zusammen  . 

357 

79 

436 

C.  Betätigungen  hinsichtlich  der  Schulpflicht  bei 

Knaben 

Mädchen 

zusammen 

1.  Planmäßiges  Schulstürzen 

145 

14 

159 

2.  Nur  die  Schulordnung  betreffend  . . 

, 34 

5 

39 

zusammen  . 

179 

19 

198 
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Es  ginge  nicht  an  und  hätte  das  Bild  ganz  verwischt,  wollte  man  für  jede 
Per.-on  nur  eine  derartige  Handlung  annehmen,  auch  stellt  sich  häuüg  keine  als 
die  wichtigere  heraus.  Deshalb  wurde  jede  Art  von  Zuwiderh.mdlungen,  zum 
Beispiel  Diebstahl,  so  oft  gezählt  als  sie  bei  versehiedenen  Personen  konstatiert 
wurde.  So  stellen  wohl  die  bei  jeder  einzelnen  Art  von  Zuwiderhandlungen  mit- 
geteillen  Ziffern  gleiclizeilig  die  Zahlen  jener  Personen  dar,  bei  denen  sie  vor- 
kamen;  doch  beziehen  sich  die  bei  den  verschie. lenen  Arten  von  Zuwiderhand- 
lungen vermerkten  Ziffern  möglicherweise  auf  dieselben  Personen.  Es  wurde  zum 
Beispiel  4.51  mal,  das  heißt  bei  451  Personen,  Diebstahl  konstatiert  und  bei  25 
Betrug;  letztere  können  aber  mit  den  ersteren  identisch  sein.  Im  ganzen  fehlten 
die  Angaben  für  140  Knaben  und  32  Mädchen,  zusammen  für  172  Kinder,  so  daiß 
sich  die  Ziffern  der  Tabelle  VII  von  1043  Füllen  bei  Knaben  und  189  Fällen  bei 
Mädchen,  zusammen  1232  Fällen  von  Zuwiderhandlungen,  auf  585  Knaben  und 
121  Mädchen,  zusammen  70C  Kinder,  beziehen.  Daraus  ist  zu  ersehen,  daß  bei  den 
Knaben  im  Durchschnitte  2 Arten  von  Zuwiderhandlungen  auf  eine  Person  enif.illen, 
dagegen  bei  den  Mädchen  erst  .auf  2 Personen  3 Zuwiderhandlungen. 

Die  Arten  der  Zuwiderhandlungen  sind  an  Häuflgkeit  untereinander  und 
mit  Hinsiitht  auf  die  beiden  Geschlechter  sehr  verschieden.  Als  die  am  meisten 
vorkommende  kriminelle  Betätigungsform  stellt  sich  der  Diebstahl  heraus,  indem 
von  den  585  Knaüjen,  für  welche  Daten  vorliegen,  451  und  von  den  121  Mädchen 
84  als  Diebe,  respektive  Diebinnen  oder  mit  diebischen  Neigungen  behaftet  ange- 
geben wurden.  Die  übrigen  schweren  kriminellen  Handlungen,  nämlich  Betrug, 
Gewalttätigkeit,  gewaltsame  Beschädigung  und  Brandlegung  finden  sich  ungleich 
seltener,  und  zwar  nahezu  nur  bei  den  männlichen  Personen.  Was  die  Fälle  der 
nicht  eigentlich  kriminell  zu  charakterisierenden  Zuwiderhandlungen  anbelangt, 
steht  ilie  Vagabondogc  mit  der  Neigung  zum  Herumstreichen,  tagelange  Abwesen- 
heit vom  Hause  etc.  an  der  Spitze,  wozu  auch  der  Bettel  zu  zählen  w.äre,  und 
zwar  gilt  dies  für  beide  Geschlechter.  Sodann  folgen  die  geschlechtlichen  Unsitt- 
lichkeiten.  und  zwar  steigt  hier  die  Häufigkeit  des  Vorkommens  beim  weiblichen 
Geschlechte  be.sonders  hoch  an,  wobei  aber  wohl  zu  beachten  ist,  daß  das  weib- 
liche Geschlecht  in  einer  Anzahl  von  F.ällen  als  Objekt  krimineller  Handlungen  in 
Betracht  kommt  (Notzucht)  und  daß  im  übrigen  gemäß  der  Volksanschauung 
gesclüechtliche  ünsittlichkeiten  beim  weiblichen  Geschlechte  schärfer  beurteilt 
werden  als  beim  männlichen.  Die  übrigen  Zuwiderhandlungen  und  Neigungen,  wrie 
Trunksucht,  Kartenspiel,  Tierquälerei,  betreffen  auch  ganz  vornehmlich  die 
Knaben. 

Was  endlich  die  Delikte  gegen  die  Schulordnung  anbelangt,  so  fällt  das 
.planmäßige  Schulstürzen ■“  zumeist  mit  der  Neigung  zur  Vagabondage  zusammen. 
Übrigens  gingen  die  Berichterstatter  (Schulleiter)  gerade  in  dieser  Hinsicht,  in 
der  Beurteilung  der  Handlungen  gegen  die  Schuldisziplin,  verh.ältnismäßig 
schneidig  vor. 

Das  Verhältnis  der  878  verwalirlosten,  respektive  sittlich  gefährdeten 
Kinder  zur  Schulpflicht  war  folgendes:  G67  waren  schulpflichtig  und  besuchten 
die  Schule  regelmäßig;  159  waren  zwar  schulpflichtig,  aber  planmäßige  Schul- 
stürzer;  IG  standen  im  schulpflichtigen  Aller,  waren  aber  aus  der  Schule  aus- 
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gestoßfii;  30  waren  niclit  mehr  nmi  0 iiocli  niclil  PLlmlptliihlig.  Da  sonach  sehr 
viele  verwahrloste  oder  sittlich  Gefährdete  die  Schule  besuchet!,  liegt  eine  cinineute 
Gefalu"  für  die  Mitschüler,  verdarben  zu  werden,  vor  und  es  ergibt  sich  ein  bedeutendes 
Hemmnis  des  Unterrichts.  Und  in  der  Tat  berichteten  die  Schulleitungen  hinsicht- 
lich 457  Kinder,  daß  tliese  den  gemeinsamen  Schulunterricht  gefährden.  H;Uten 
wir  uns  dies  vor  Augen  und  erwägen  wir  weiter,  daß  der  mittelbare  erzieherische 
Einfluß  der  Schule  gegenüber  den  planmäßigen  Schulstürzern  versagt,  so  ergibt 
sich  daraus  die  doppelt  begründete  Folgerung,  diese  Kinder  aus  dem  gemein- 
samen Volksschulunterricht  zu  entfernen,  einmal,  weil  sie  von  ihm  keinen  Nutzen 
ziehen,  indem  sie  ihm  nach  Kräften  auswcichen,  und  anderseits,  weil  sie  für 
die  übrige  Schuljugend  eine  stete  Gcfalir  oder  zum  mindesten  ein  erhebliches 
Hemmnis  des  Unterrichts  bedeuten.  Die  Schule  vermag  sich  im  äußersten  Falle 
nicht  anders  zu  helfen,  als  daß  sie  ein  solches  Kind  ausschließt,  wodurch  zwar  die 
Mitschüler  von  der  Gefälirdung  und  Stürung  in  der  Schule  befreit  sind,  das  aus- 
gestoßene Kind  jedoch  nunmehr  auf  legale  Weise  jenen  Zustand  erreicht  hat  den 
es  sich  früher  durch  Schulstürzen  selbst  faktisch  verschaffte,  nämlich  jenen  der 
Schullosigkeit 

Tabelle  VIII. 


Zahl  der  verwahrlosten  und  sittlich  gefährdeten  Kinder, 
welche  in  ihrem  bisherigen  Leben  Abstrafungen  erfahren  haben. 


!. 

MAdchen 

Zusammen 

Davon 

ehelidi 

unehelich 

fii 

13 

70 

53 

23 

31 

4- 

35 

28 

6 

10 

2 

12 

7 

5 

Durch  poUzeUich  angeordnele 

i 

4 

3 

I 

Gerichtlich  oder  polizeiUch 

10 

10 

0 

1 

03 

336 

334 

168 

Unbekannt,  ob  ab^'eslraA.  oder 

163 

42 

305 

104 

37 

Summe. . 
')  Tun  79  Kiodern  i«t  die  Legtlüai 

7 25 

Si  Dicht  beluuk 

153 

üt. 

878 

558  >) 

241  1) 

10 
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Dabui  laufen  diese  Früclileln  keine  Gefalir,  etwa  in  liesondere  Stdml-  oder 
Kr/iieimngsanstalten  zu  geraten,  also  vom  Hegen  in  die  Traufe  zu  kommen,  weil  es 
sulche  Anstalten  als  Pflichtuustallen  nicht  gibt,  wenngleich  sie  in  der  Schulgesctz- 
gebiing  vorgesehen  sind  und  weil  die  holTnungsvolle  Bnil  diese  Lücke  in  den  Ein- 
richtungen sehr  gut  kcniiL  Sonach  bewegt  sich  die  Schule  in  einem  verderblichen 
Zirkel:  Der  erzieherische  Einfluß  der  Schule  wäre  am  notwendigsten  gegenüber 
jenen,  die  sich  ilun  mit  Erfolg  selbst  zu  entziehen  wissen  oder  welche,  sei  es 
wegen  ihres  Verhaltens  oder  wegen  der  Gefährdung  der  Mitschüler,  aus- 
geschlossen werden  mußten,  das  heißt,  sie  versagt  mangels  der  Spezialschulen 
dort,  wo  sie  am  notwendigsten  ist  und  sie  straft  die  Kinder  mit  etwas,  was  diese 
lebhaft  ersehnen. 

Viele  Betätigungen  der  verwahrlosten  und  sittlich  Gefälirdeten  sind  derartiger 
Natur,  daß  sie  die  staatliche  Abwehr  herausfordem  und  daß  die  Übeltäter 
sclron  in  früher  Jugend  das  Kainszeichen  der  öffentlichen  Maßregelung  aufgedrückt 
erhallen.  Ober  diese  Brandmarkung  und  ihre  verschiedenen  Grade  und  Formen 
verbreitet  die  Tabelle  Vlll  (S.  S89)  einiges  Licht,  wenngleich  die  Annahme  sehr 
naheliegl,  daß  die  Fälle  der  Vorbestrafung  viel  häufiger  sein  mögen,  als  die 
Tabelle  andeutel.  Es  gibt  eben  niemand  mit  besonderer  Begeisterung  über  die 
Abstrafungen  sehier  Kinder  und  Pflegebefohlenen  Auskunft. 


V.  Vererbung  und  Degeneration. 

Erbliche  Beia-*<tung  der  Verwahrlosten  und  silüicb  Gefährdeten  in  körperlicher  und  sittlicher  Hin- 
sicht. — Körperliche  Defekte  der  Verwahrlosten  und  Gefährdeten.  — Vererbung  der  kOr|utrliclien 
Gebrechen.  — Überstandene  Krankheiten. 

Eine  Stali-  tik  der  verwahrlosten  Kinder  wäre  unvollständig,  wenn  sie  nicht 
auch  auf  die  Vererbtingsmomenle  und  auf  den  Zusammenhang  der  sittlichen  Ver- 
walirlosting  mit  körperlicher  und  geistiger  Minderwertigkeit  eingehen  würde.  Ja, 
hierin  liegt  der  eine  Pol  des  ganzen  Problems,  während  der  andere  in  der  sozial- 
wirtschaftlichen  Verumständung  zu  suchen  ist.  Damit  aber  gerät  eine  solche  Ennitt- 
Ittng  auf  eines  der  schwierigsten  Gebiete  der  Wissenschafl,  welches  selbst  für  den 
zünffigen  Forscher  ungelöste  und  dunkle  Fragen  in  Hülle  und  Fülle  birgt.  Auch 
standen  unserer  Erhebung  nicht  ärztliche  Kriifte  zu  Gebote,  welche  etwa  jeden 
Einzelfall  hätten  medizinisch  untersuchen  und  beschreiben  können.  Deshalb  müssen 
wir  uns  hier  bescheiden  und  in  Terminologie  und  Kombination  mehr  dem  all- 
gemeinen Sprachgebrauche  und  allgemein  verbreiteten  Ansichten  folgen,  als  den 
schulgerechlen  Anfordenmgen  der  Psychiatrie. 

Wir  traten  dieser  Frage  so  nälier,  daß  in  jedem  einzelnen  Falle  der  Verwahr- 
losung und  Gefährdung  eines  Kindes  konstatiert  wurde,  ob  Vater,  Mutter  oder 
beide  FJtern  einen  körperlichen  oder  sittlichen  Defekt  besitzen;  im  zutreffenden 
Falle  wurde  feslgeslelll,  wieviele  Kinder  dieser  Ehen,  respektive  unehelichen  Mütter 
solche  körperliche  oder  sittliche  Defekte  an  sich  halien;  sodann  wurtlen  die  Zahlen 
der  Eltern  mit  gleichartigen  Defekten  addiert  und  ihnen  die  Summen  der  von 
ihnen  abslammenden  verwahrlosten,  respektive  sittlich  gefährdeten,  körperlich  oder 
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(((•istig  mindiTwerligen  Kinder  gegcnübergcsli  lll,  und  zwar  verteilt  nach  den  ein- 
zelnen körperlichen,  respektive  sittlichen  Defekten.  Dadurch  ermöglichen  wir  die 
Beantwortung  einer  Frage,  welche  zu  lauten  hiltte:  Welche  körperlichen 
oder  sittlich  enDefekte  weisen  die  von  kör  perl  ich  oder  situ  ich  minder- 
wertigen Vätern,  Müttern,  Eltern  entstammenden  verwahrlosten  und 
sittlich  gefährdeten  minderwertigen  Kinder  auf,  respektive  wieviele 
solcher  Kinder  entstammen  ihnen?  Angesichts  der  Spärlichkeit  bestehender 
Untersuchungen  über  diese  schwierigen  Dinge,  hat  die  Statistik  schon  Nennens- 
wertes geleistet,  wenn  sie  zur  Kcimtnis  dieser  in  die  Vererhungs-  und  Degenei-ations- 
lehre  hineinleuchtenden  Umstände  einen  Beitrag  auch  nur  im  Sinne  der  eben  for- 
mulierten Fr.'ige  erbringt. 

Allerdings  wäre  es  vollständiger,  fcslzustcllen,  wieviele  Kinder  der  einzelnen 
defekten  Eltern  gleichfalls  defekt  und  wieviele  normal  sind,  respektive  umgekehrt, 
wieviele  defekte  Kinder  gleichfalls  defekte,  respektive  normale  Eltern  hatten;  aber 
hier  wäre  da.s  Bessere  der  Feind  des  Guten  gewesen;  wir  mußten  uns  bescheidm, 
bei  der  Befragung  hinsichtlich  der  Eltern  die  Frage  nur  nach  einigen  Defekten 
(Trinker,  Blödsinn,  Schwachsinn)  zu  stellen,  und  die  Antworten  hinsichtlich  der 
übrigen  Defekte  ebenso  dem  Zufall  zu  überlassen,  wie  die  Frage  nach  der  Voll-  oder 
Minderwertigkeit  der  Geschwi.ster.  Andernfalls  wären  wir  in  eine  Familienstands- 
aufnahme hineingeraten,  unter  deren  Druck  die  in  erster  Reihe  stehenden 
Probleme  gelitten  hätten,  und  welche  einen  viel  weitläufigeren  Apparat  erfordert 
hätte. 

Die  Resultate  der  Auszählung  der  von  defekten  Eltern  horstammenden 
mindenvertigen  und  verwahrlosten  (respektive  gefährdeten)  Kinder  sind  m der 
Tabelle  IX  (Seite  292  und  293)  zusammengefaßt,  welche  der  Wichtigkeit  der  Sache 
wegen  in  größerem  Detail,  als  es  sonst  geschah,  mitgeteilt  wird  und  aus  welcher 
die  Tabelle  auf  Seite  290  einen  Auszug  gibt. 

Als  häufigste  sittUche  Defekte  der  Eltern  werden  Alkoholismus,  diebische 
Neigung  und  Schwaclisinn  (einschließlich  Kretinismus)  angegeben. 

In  49  Fällen,  in  denen  die  Eltern  (beide  oder  ein  Teil)  schwachsinnig 
waren,  hatten  14  Kinder  gleichfalls  diesen  Defekt  und  8 andere  (körperliche) 
Defekte.  Ferner  hatten  von  diesen  49  schwachsinnigen  Eltern  nicht  weniger  als 
22  diebisch  veranlagte  Kinder,  und  traten  überhaupt  in  4.5  Fällen  in  der  Nach- 
kommenschaft die  oben  bezeichneten  sittlichen  Defekte  auf.  Wenn  rvir  diese  Fälle 
auf  Personen  reduzieren,  so  ergibt  sich,  daß  von  den  49  schwachsinnigen  Eltern 

10  Kinder  mit  körperlich-geistigen,  20  Kinder  mit  sittlichen  und  12  mit  beiderlei 
Defekten,  also  42  Kinder  mit  körperlich-geistigen,  respektive  sittlichen  Defekten 
hervorgingen. 

Trinker  waren  unter  den  Eltern  nicht  weniger  als  127;  in  deren  Nach- 
kommenschaft wiwen  9 Kinder  mit  körperlich-geistigen,  06  mit  sittlichen  und  1 1 
mit  beiderlei,  also  80  Kinder  mit  diesen  Dolektcn  überhaupt  vertreten.  Hier  liegt 
das  Schwergewicht  sonach  in  den  sittlichen  Defekten  der  Nachkommenschalt, 
und  zwar  fanden  sich  bei  derselben  in  56  4’ällen  diebische  Anlagen,  in  20  Fällen 
Neigungen  zu  gescbleehüichcr  Unsittlicheit,  in  13  Fällen  Alkoholismus  und  in 

1 1 Fällen  Gewalttätigkeiten  vor. 

tu* 
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VererbungS“ 

1.  Verwahrloste  und  sittlich  gefährdete  Kinder,  deren 


Von  den 
V&lern  sind 

Anzaiil 

der 

Vater 

Körperliche 

Gebrechen  der  Kinder; 

blöd- 

sinnig 

schwach- 

sinnig 

epilep- 

tisch 

taub- 

stumm 

stumm 

blind  oder 
mit  Aiigen- 
krankheiten 
behaftet 

blAdsinnig 

2 

I 

schwachsinnig  .... 

11 

7 

1 

. . 

epileptisch 

1 

I 

syphilitisch 

2 

Diebe  und  Betrüger 

6 

Gewaltlfttig  ... 

2 

Trinker 

90 

7 

2 

1 

1 

V 

Summe. . 

111 

15 

4 

1 

1 

4 

2.  Verwahrloste  und  sittlich  gefährdete  Kinder, 


Von  den 
Müttern  sind 

Anzahl 

der 

Mütter 

Körperliche  Gebrechen  der  Kinder; 

blöd- 

sinnig 

schwach- 

sinnig 

epilep- 

tisch 

taub- 

stumm 

stumm 

blind  oder 
mit  Augen- 
krankheiten 
behaftet 

blödsinnig 

schwachsinnig  .... 

32 

1 

5 

3 

taubstumm 

1 

1 

Diebin  u.  Betrügerin 

7 

1 

guschiecbüich  un- 
sittlich   

15 

Trinkerin 

14 

1 

Summe. . 

60 

1 

7 

1 

3 
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Tabelle  IX. 


momente. 

Väter  körperliche  oder  sittliche  Defekte  aufweisen; 


Zahl  der  Kinder 

Sittliche  Gebrcclien  der  Kinder;  Zahl  der  Fälle  des  Vorkommens 
solcher  Defekte 

stoUemd 

mit 

Wasser- 

kopf 

zu- 

sammen 

Dieb 

Brand- 

leger 

gcwalltfitig 
und  zer- 
stOrungs- 
süchtig 

Tier- 

quäicr 

Trinker 

tfe- 

schlechl- 

lich 

unsitL- 

lich 

zu- 

sammen 

1 

, , 

, . 

1 

9 

1 

3 

8 

1 

1 

1 

, . 

1 

1 

2 

ti 

1 

1 

8 

I 

1 

a 

18 

l 

IO 

i 

6 

15 

78 

2 

2 

29 

Ö2 

2 

13 

6 

6 

20 

98 

deren  Mütter  körperliche  oder  sittliche  Defekte  aufweisen: 


Zahl  der  Kinder 

Sittliche  Gebrechen  der  Kinder;  Zahl  der  Fälle  des  Vorkommens 
solcher  Defekte 

stottenui 

mit 

Wasser- 

kopf 

zu- 

sammen 

Dieb 

Brand- 

Icgcr 

gewalttätig 
und  zer- 
stflrungs- 
sücbtig 

Tier- 

quäler 

Trinker 

ge- 

schlecht- 

lich 

unsitt- 

lich 

zu- 

sammen 

9 

15 

5 

2 

4- 

28 

1 

, . 

1 

3 

2 

1 

3 

9 

■ 

I 

1 

5 

3 

17 

.. 

1 

■1 

1 

1 

1 

4 

8 

• • 

12 

2« 

9 

4 

9 

14 

92 
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3.  Vei  walirlosle  und  sittlich  gefährdete  Kinder,  deren 


Beide  iültern  siud 

Anzahl 

der 

Ellern- 

paare 

Kdq>erliche  Gebrechen; 

blöd- 

sinnig 

schwacli- 

stnnig 

epilep- 

tisch 

taub- 

stumm 

stumm 

blind  oder 
mit  Augen- 
krankiieiten 
behaftet 

schwachsinnig  .... 

6 

1 

3 

1 

Diebe 

9 

•• 

Trinker 

28 

1 

Summe. . 

S8 

8 

8 

1 

4-.  Summen:  Gesamtzahl  der  verwahrlosten  und  sittlich  gefährdeten  Kinder,  bei 


Vater  oder  Mutter 
oder  beide  sind 

Anzahl 

dieser 

Eltem- 

teile, 

resp. 

Eltem- 

paare 

Körperliche  Gebrechen; 

blöd- 

sinnig 

scbwacli- 

sinnig 

epilep- 

tisch 

taub- 

stumm 

stumm 

blind  oder 
mit  Augen- 
krankheiten 
behaftet 

blödsinnig 

2 

1 

.• 

schwachsinnig  .... 

49 

2 

U 

8 

3 

epileptisch 

1 

1 

syphilitisch 

8 

•• 

taubstumm 

1 

1 

Diebe  und  Betrüger 

88 

1 

-■ 

gewaltt&tig 

8 

geschlechtlich  un- 
sittlich   

15 

Trinker 

187 

1 

8 

3 

1 

1 

4 

Summe. . 

881 

3 

34 

6 

1 

1 

7 
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Tabelle  H.  (Schlug.) 

beide  Eltern  körperliche  oder  sittliche  Defekte  aufweisen: 


Zahl  der  Kinder 

Sittliche  Gebrechen  der  Kinder;  Zahl  der  Fälle  des  Vorkommens 
solcher  Defekte 

stuUentd 

mit 

Wasser* 

köpf 

zu* 

sammen 

Dieb 

Brand- 

leger 

gewalttätig 
und  zer- 
slönmfrs- 
süchtig 

Tier* 

quäler 

Trinker 

ge- 

schlecht- 

lich 

unsitl- 

lich 

zu- 

sammen 

4 

3 

1 

3 

2 

9 

7 

1 

' 

1 

10 

1 

13 

fi 

t 

SO 

5 

88 

1 

4 

1 

6 

4 

38 

denen  ein  oder  beide  Eltemteile  körperliche  und  sittliche  Defekte  aufweisen: 


Zahl  der  Kinder 

Sittliche  Gebrechen  der  Kinder;  Zahl  der  Fälle  des  Vorkommens 
solcher  Defekte 

stotternd 

mit 

Wasser- 

kopf 

zu- 

sammen 

Dieb 

Brand- 

leger 

gewalttätig 

Tier- 

quäler 

ge- 

schlecht- 
Trinkcr  lieh 
unsitt* 

I lieh 

zu- 

sammen 

•• 

1 

•• 

•• 

1 

8t 

28 

2 

S 

2 

2 

9 

45 

1 

1 

1 

l 

1 

2 

•• 

•• 

I 

16 

•• 

i 

I 

1 

5 

87 

1 

1 

7 

.. 

1 

1 

5 

3 

17 

1 

3 

SO 

56 

1 

11 

ß 

13 

20 

106 

9 

2 

46 

101 

3 

36 

10 

81 

38 

199 
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Sittliche  und  körperliche  Defekte  verwahrloster  Nachkommen  von 
4y  schwachsinnigen,  127  alkoholischen  und  22  diebischen  Eltern: 


1 

Zatil 

Zahl  der 
ihnen  ent- 
stammenden 
körperlich 
oder  geistig 
defekten 
Kinder 

Von  diesen  Kindern  sind  | 

1 

Vater,  Mutter  oder 
beide  Eltern  sind 

der  Kfllle 
scliwacli- 
sinniger  oder 
aUoiiuliächer 
Ellern 

blödsinnig 

"5  ^ 

e 

'7 

epileptisch 

blind 

stotternd 

s 

1 

ts 

mit  Wasser- 
kopf 

49 

22 

2 

u 

a 

1 

127 

20 

1 

8 

4 

1 

1 

1 

2 

— 

1 

Vater,  Mnlter  oder 
beide  Ellern  eind 

Zalil 

der  Falle 
schwach- 
siimiger. 
alkoholischer 
•xlri  diebisch- 
betrügeri- 
scher Eltern 

Zulü  der 
Fälle  sill- 
liclierUefekf*- 
in  der  ver- 
walirlusU'U 
P^f^gcnittt^ 

Von  diesen  Kindern  sind 

Diebe 

SO  H 

^ s 

1 * * 

m 1 S> 

Tierquälerei 

Trinker 

. -a 

-S-gj 

-c  e 

^ s 

acbwachsiiuiig 

49 

46 

2 j 8 

2 

3 

9 

Trinker 

127 

nx: 

51» 

1 1 n 

5 

13 

20 

Diebe  und  BelrQger  . . . 

22 

27 

it; 

. . t 4 

1 

l 

5 

Daß  sich  endlich  die  Neigung  diebischer  Eltern  in  den  Kindern  wiederllndot. 
zeigen  die  obenstehenden  Ziffern  in  deutlichster  Weise. 

Die  Gespenster  di:r  erbliehen  Delastung  treiben  ihr  Wesen  und  ein  erheb- 
licher Teil  der  Verwahrlosten  und  sittlich  Gefälirdeten  ist  direkt  ihr  Opfer  oder 
richtiger  das  Opfer  der  schuldigen  Eltern. 

Schon  in  der  vorstehenden  Tabelle  IX  ist  auch  auf  il,a.s  Vorhandensein 
körperlicher  Defekte  hei  den  sittlich  verwahrlosten  und  gefährdeten  Kindern  ein- 
gegangen  worden,  und  zwar  insofern,  als  solche  mit  Defekten  ihrer  Eltern  zu- 
sammentrafi  n.  Ange.siehts  des  nahen  Zusammenhanges  der  kör)ierlichen  Defekt- 
heit  mit  der  sittlichen  Brüchigkeit,  wollen  wir  auf  diese  Tatsache  noch  einige 
Schlaglichter  werfen,  und  zwar  zunächst  untersuchen,  wie  häufig  körperliche 
Defekte  bei  den  878  verw'ahrlosten,  respektive  Gefäludeten  aufgetreten  sind 
(Tabelle  X). 

Dieses  Moment  konnte  für  f>7  !■  Kinder  konst.atiert  werden.  Da  zeigte  sich, 
daß  für  591  sittlich  verwahrloste,  respektive  gefährdete  Kinder  die  ausdrückliche 
Mitteilung  von  dem  Niclitvorh.andensein  körperlich-geistiger  Defekte  vorl.ag. 
während  für  8.9  Kinder  das  Vorhandensein  von  solclien  angenommen  werden 
konnte;  hievon  entfielen  mehr  als  die  Hälfte,  n.ämlich  47  Fälle,  auf  Schwachsinn. 

Diese  Aufschlüsse  zeigten  deutlich,  in  welchem  Umfange  sich  aus  dein 
rVühleme  iler  Erziehung  der  Verwahrlosten,  res|ieklive  der  Behütung  der 
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Gcrährduten  das  wichtige  Problem  der  Gebrechlichen-Fürsorge  abzweigt,  mit 
dessen  U')sung  für  diese  Klasse  der  Unglücklichen  die  Verwalirlosungsfrage  von 
selbst  gelöst  wäre. 

Tabelle  X. 

Körperliche  Gebrechen 

als  Nebenerscheinungen  der  verwahrlosten  und  sittlich  gefölirdcteii  Kinder. 


Körperliche  Gebrochen  der  verwuhrloslen  und 

Verwalirloste  und  gefTilirdete 

gcfUhrücten  Kinder 

Knaben 

Mädchen 

zusammen 

Blödsinn 

3 

3 

Schwachsinn 

30 

11 

47 

Kretinismus 

' 

I 

Blindheit  und  Augonkrankheiten. . . . 

tu 

o 

13 

taubstumm  

1 

' 

E|iilepsie 

5 

5 

Stollem 

ö 

5 

Taubheit  und  Ohreuknmklieiton 

1 

3 ' 

Nervosität  und  Sinnesstörungen 

3 

1 

4 

stumm 

1 

•• 

l 

WalmvorsteUuügen 

3 

2 

keine 

«7 

10+ 

59t 

unbekannt,  ob  solche  Toriiegen 

171 

33 

301 

Summe. . 

735 

151t 

S7fS 

AuBer  diesen  Nachrichten  über  körperliche  Defekte  der  Verwahrlosten  ergab 
die  Erhebung  auch  mehr  zufällige  Mitteilungen  über  d.as  Vorkommen  körper- 
licher Defekte  bei  Schulkindern  in  86  Fallen,  wobei  aber  keine  S'erwahr- 
losung  oder  Gefährdung  vorlag,  oder  eine  solche  in  einigen  (21)  i allen  zwar 
berichtet  wurde,  jedoch  wegen  offensichtlicher  allzugroßer  geistiger  Minder- 
wertigkeit (bei  den  Blödsinnigen)  entgegen  der  Annahme  der  Berichterstatter  nicht 
angenommen  werden  konnte.  (Tabelle  XI,  Seite  208). 
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Tabelle  XI. 


Vererbungsmomente 

bei  den  körperlich  gebrechlichen  Kindern. 


Von  den  Ellern  gebrechlicher 
Kinder  sind 

A]izahl 

der 

gebrech- 

lichen 

Kinder 

Von  den  gebrechlichen  Kindern  sind 



blöd- 

sinnig 

schwach- 

sinnig 

taub-  1 rhachitisch 
stumm  1 

t.  Der  Vater  allein: 

scliwacbHinnig 

D 

5 

trunksilchüg 

10 

4 

6 

2.  Die  Mutter  allein: 

schwachsinnig 

14 

I 

13 

•• 

trunksüchtig 

•• 

3.  Beide  Elllem: 

schwachsinnig 

1 

3 

“ 

trunksüchtig 

B 

1 

Zusammen  f Schwachsinnig. 

23 

i 

21 

. . 

t—3  y Trunksüchtig  . . 

11 

5 

6 

4.  Beide  Eltern  normal  veranlagt 

30 

10 

12 

5 

3 

5.  Ober  Beide  n&heres  unbekannt 

22 

4 

14 

3 

1 

Totale. . 

86 

21 

53 

8 

4 

Diese  Fülle  sind  in  der  gesamten  vorstehenden  Darstellung,  wo  nur  von  den 
Verwahrlosten  und  Gefährdeten  die  Rede  war,  außer  Betracht  geblieben.  Da  aber 
im  vorstehenden  die  Vererbungsfrage  angeschnitten  worden  ist  und  die  Ver- 
erbungsmomente auch  hinsichtlich  dieser  86  Personen  zum  größten  Teil  bekannt 
sind,  da  ferner  kör])erliche  Gebrechen  in  nahem  Zusammeidiang  mit  den  sittlichen 
Defekten  stehen,  wollen  wir  auch  diese  86  Fälle  auf  das  Vererbungsmoment  hin 
untersuchen.  Gegenüber  den  Angaben  in  Tabelle  IX,  in  welcher  gleiclifalls  Ver- 
erbungsmomente enthalten  sind,  ist  zu  bemerken,  daß  es  dort  nur  auf  solche 
Gebrecliliche  ankam,  welche  gleichzeitig  verwahrlost  (allerdings  unzurechnungsfähig) 
waren,  und  daß  dort  nicht  ersichtlich  war,  in  welchem  Verhältnisse  sich  die  von 
defekten  Bßtem  herstammenden  belasteten  Kinder  zu  jenen  verhalten,  welche  der- 
selben Abstammung,  aber  körperlich  und  sittlich  normal  sind.  Aus  derselben 
Tabelle  IX  ging  ganz  klar  die  intensive  Vererbung  des  Schwachsinns  hervor, 
namentlich  dort,  wo  der  Vater  degeneriert  ist.  Die  Untersuchung  der  Vererbung 
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tiinsichllidi  der  körperlich  Gebrechlichen  (ohne  gleichzeitig  vorhandene  Ver- 
walirlosung)  lehrt  nun  weiter  an  64  genügend  klargestellten  Fällen  hinsichtlich 
des  Blödsinns  und  Schwachsinns,  daß  in  34  Fällen  die  Eltern  defekt,  schwach- 
sinnig oder  Trinker  waren,  dagegen  in  30  F.ällen  diese  Defekte  nicht  hatten. 

Ob  in  der  Vererbung  der  Eüilluß  des  Vaters  oder,  jener  der  Mutter  größer 
ist,  darüber  vermögen  unsere  wenigen  Fälle  keine  Auskunft  zu  geben;  manche 
Anzeichen  scheinen  jedoch  für  erstere  Annahme  zu  sprechen. 

Die  Erhebung  machte  u.  a.  auch  den  Versuch,  feslzuslellen.  welche  Krank- 
heiten die  sittlich  Verwahrlosten  und  Gefährdeten  in  ihrem  bisherigen  Leben 
durchgemacht  hatten.  Der  Versuch  ist  hinsichtlich  532  Kindern  gelungen,  be- 
züglich welcher  konstatiert  wurde,  daß  375  keine  besonders  auffallenden  Krank- 
heiten erlebt  hatten,  während  dies  w'ohl  bei  157  Kindern  der  Fall  war.  Charak- 
teristisch ist  dabei,  daß  zwei  Drittel  der  krank  Gewesenen  an  Masern  erkrankt 
gewesen  waren;  die  übrigen  Krankheiten  traten  aber,  abgesehen  von  Diphtherie, 
ziemlich  selten  auf.  Allerdings  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Daten  in 
dieser  Hinsicht  ganz  besonders  mangelhaft  sein  dürften.  Doch  haben  wir  einen 
Anh<altspunkt  für  die  Vertrauenswürdigkeit  der  Ziffern,  imd  dieser  liegt  darin,  daß 
von  den  Knaben  relativ  mehr  Krankheiten  überstanden  haben  als  von  den 
Mädchen,  was  einer  bekannten,  statistisch  bewiesenen  Tatsache  entspricht.  Um 
Konsequenzen  auf  sittliche  Defekte  aus  diesen  überstandenen  Krankheiten  zu 
ziehen,  genügen  diese  Angaben  jedoch  in  keiner  Weise. 


Digitized  by  Google 


3(K> 


s^ieipnnark- 


Anhang. 

Auszüge  aus  den  Berichten  der  Auskunftspersonen  Über  ihre  Wahr- 
nehmungen betreffend  die  ».verwahrlosten  Kinder“. 

1.  Bemerkungen  mehr  atlgemeinen  Inhaltes,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Ursachen  der  Verwahrlosung. 

1.  Aus  dem  Bezirke  Obcrzeiriiig  (Lehrer): 

Der  übelsland  besteht  im  Schulsprengel,  daß  die  ledigen  Kinder,  welche  bei  Bauern  in 
Uolerkunft  sind,  nicht  fleißig  in  die  Schule  geschickt  werden.  Ferner  wirkcu  die  Qber  Sommer 
befreite»  Kinder  schädigend  auf  die  Disziplin  ein,  wenn  sie  im  Winter  die  Schule  wieder  besuchen. 

2.  Aus  dem  Bezhke  Leoben  (Lehrer;: 

. . . .Hiebei  erlaubt  man  sich  noch  zu  bemericen,  <iaß  noch  eine  Menge  anderer  Kinder  ver- 
zeichnet wenien  könnten,  bei  welchen  es  an  nCliger  ICrziebung,  respektive  hinreichender  Aufsicht 
von  Seite  der  Eltern  mangelt ; denn  bei  Kindern  von  Werksarboiteni  liegt  die  Erfüllung  der  elterlichen 
Pfliclit  lueblens  in  Händen  der  Mutter,  die  sich  al>er  ihren  Hungen  gegenüber  nicht  nur  zu  schwach 
erweisen,  sondern  sie  noch  in  Schutz  nehmen.  Wenn  der  Schule  nicht  ausgiebigere  Disziplinär- 
mittel,  als  die  gegenwärtigen  es  sind,  in  die  Hand  gegeben  werd*  n,  so  muß  die  sittliche  Verrohung 
der  Jugend  immer  mehr  und  mehr  überhand  nehmen. 

3.  Aus  demselben  Bezirke  Leoben  (Lehrer): 

. . . .Bei  dieser  Gclegenbeit  muß  leiilcr  berichtet  werden,  daß  die  Zahl  jener  Kinder,  welclie 
als  sUtHcli  gefährdet  anzusehen  sind,  gerade  im  hiesigen  Schulsprengel  von  Jahr  zu  Jahr  wächst. 
Während  es  in  früheren  Jaliren,  als  die  Bergknappen  noch  weniger  Wanderlust  verspürten,  eine 
Seltenheit  war,  wenn  einem  Schüler  eine  mindere  Sittennote  zuerkannt  wurde,  mußten  heuer 
10  Schüler  unter  G4>0  mit  , minder",  beziehungsweise  •nicht  entsprechend*  in  Sitten  klahsUiziert 
worden.  Auffallend  ist  es,  daß  namentlich  die  Arbeiterkinder  geradezu  einen  Hang  zur  Unbot- 
mäßigkeit zeigen. 

i.  Aus  dem  Bezirke  Judenburg  (Lehrer) : 

...  .Mit  dem  Bemerken,  daß  die  Eltern  von  einer  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  nichts 
wissen  wollen,  und  daher  jede  Auskunft,  die  zur  Beantwortnng  der  gestellten  Fragt»)  erforderlich 
sind,  verweigern.  Jede  weitere  auf  klärende  Erörterung  blieb  fruchtlos. 

5.  Aus  dem  Bezirke  Aussee  (Lehrer): 

. , . .Der  unausrotlbare  Hang  zum  Wild*  und  Fischdicb.stahl,  die  durch  den  regen  Fremden- 
verkehr immer  mehr  sich  steigernde  Genußsucht  und  die  Vorliebe  für  Wohlleben,  die  Zunalime 
der  Trunksucht  auch  in  den  Arbeiterkreisen  und  bei  der  ländlichen  Bevölkerung,  das  freiere  Ijcben 
bei  den  Alpauflriebcn  im  Sommer,  Tanz  und  lärmende  Unterhaltungen  im  Winter  haben  aller- 
dings wesentlich  d:izu  beigetragen,  die  seinerzeit  mit  Hecht  gerühmten  guten  EigenschaAen  der 
Bewohner  unseres  Tales  zu  verschlechtern:  trotzdem  ist  gegeawärlig  der  sittliche  Zustand  der 
Schule  noch  ein  solcher,  daß  eine  negative  Erledigung  erfolgen  kann. 

6.  Aus  dem  Bezirke  Frohnleilcn  (Lehrer): 

....Mil  sittlich  venvnhrlosten  Kindern  hat  es  der  Gefertigte  noch  nie  zu  tun  bekommen, 
wobl  aber  mit  idiotischen,  zu  deutsch  lölpclhaAen.  Deren  gibt  es  hier  immer  genug,  gegenwärtig 
fünf.  Solche  werden  von  Ellern,  welche  es  nicht  verstehen,  ein  Kind  zu  reinigen,  zu  füttern  u.  a.  w. 
künstlich  gezüchtet.  Diesen  Eltern  ist  es,  wenigstens  scheinbar,  ganz  gleichgültig,  wenn  das  Kind 
taub,  zwerghaft,  schiulcnd.  redeunfähig,  schwerfällig  im  Gehen  u.  s.  w.  ist  Gefertigter  hat  noeJ} 
nie  ein  Bedauern  von  Seite  der  Ellern  über  .<<oldie  durch  ÜI>erfüttcrung  und  Unreinliclikeil  heran- 
gczüclilelc  Individuen  ausspreclicn  hören.  Wird  so  ein  Kind  zur  Schule  gcbracld,  so  hört  man 
höebstens  nur  sagen;  .Müssen's  halt  Geduld  haben,  das  Kind  war  alleweil  so  viel  krank.* 
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Solche  Kinder  geiiön>n  in  eine  besondere  Anstalt.  Die  anderen,  gewöhnlich  veraalagten  und 
wohlereogenen  Kinder  mössen  neben  solch  geistig  und  körperiieh  verwahrlosten  Kindern  im  Fort- 
schritte xurflckbleiben,  weil  man  sich  mit  den  armen  Geschöpfen  doch  aurli  befassen  muß.  damit 
sic  vom  Schulgohen  einen  Nulten  haben.  Auch  sind  die  anderen  Kinder  immer  der  Gefahr  atis- 
gesetzt,  von  Ungeziefer  und  Kraiikhoiten  befallen  zu  werden.  Es  ist  schon  paarmal  vorgekommen, 
daß  der  Impfarzt  ein  Kind  wegen  einer  Lage  Schmutzes  auf  der  Haut  gar  nicht  impfen  konnte. 

Schickt  mun  aber  ein  solches  Kind  zum  Brunnen,  daß  es  sicli  reinige,  so  sind  die  Rltern 
beleidigt  und  man  kann  allerlei  Grobheiten  zu  hören  bekommen.  Es  ist  den  Kindern  deutlich 
iinzukenncn,  wie  weit  sie  sich  gewaschen  haben.  Die  Ohren  und  der  Hals  werden  selten  naß.  Sohr 
traurig  ist  es,  daß  es  Lettte  gibt,  welche  den  Kindern  das  Baden  verbieten,  auch  dann,  wenn  sic 
nicht  in  der  geringsten  Gcfalir  und  nur  unter  dem  gleichartigen  Geschlechle  mit  verdeckten 
Blößen  sich  befinden.  DafOr  aber  sind  noch  häufig  Kinder  in  Venvendung,  wenn  Kühe  und 
Schweine  zum  Belegen  getrieben  werden,  was  gcmeindeamllich  sclion  wiederholt  verboten  w'urde. 
Diese  Gepfiogenheit  findet  man  nicht  unsittlich,  wohl  aber  das  Baden  und  Reinigen. 

7.  Ans  demselben  Bezirke  Frohnleiten  (Lehrer): 

....zu  berichten,  daß  in  diesem  Schulsprengel  keine  verwahrlosten  Kinder  aufzuweisen 
sind.  Die  Bevölkerung  dieses  Sclmlsprengels  besieht  ausschließlich  aus  Landwirten  und  wenn  auch 
die  Zahl  der  unehelichen  Kinder  eine  bedeutende  ist,  so  werden  diese  noch  im  zarten  Alter  gerne 
von  den  Bauern  aufgenommen  und  erzogen,  weil  sie  dami  später  dem  Erzieher  eine  billigere 
Arbeitkraft  abgeben  und  auch  schon  frühzeitig  zu  den  verschiedenen  landwirtschaftlichen  Arbeiten, 
wie  Viehweiden  u.  s.  w.  verwendet  werden,  so  daß  dem  Kinde  keine  freie  Zeit  bleibt,  sich  mit  den 
verschiedenen  Lastern  abzugeben. 

8.  Aus  dem  benachbarten  Bezirke  Umgebung  Graz  (I^hrer)  in  demselben  Sinne: 

Da  die  hiesige  Bevölkerung  sich  fast  ausnahmslos  mit  der  Landwirtschaft  und  mit  dieser 
im  Zusammenhänge  stehenden  Arbeiten  beschäftigt,  so  benötigen  die  Leute  ihre  Ritider  außer  der 
Schulzeit  zur  Beihilfe  an  diesen  Arbeiten,  so  daß  die  Kinder  nicht  leicht  sich  selbst  überlassen 
sind  und  immer  unter  Aufsicht  stehen.  Daher  kann  die  gefertigte  Schulleitung  von  verwahrlosten 
oder  sittlich  gefilhrdeten  Kindern  keinen  einzigen  Fall  berichten 

9.  Aus  dem  Bezirke  Hartberg  (Lehrer): 

....bittet  die  Anzeige  als  vertraulich  zu  behandeln,  da  er  sonst  in  der  Schulgemeinde 
derart  verfolgt  würde,  daß  ilim  das  Bleiben  unmöglich  gemacht  würde 

10.  Aus  dem  Bezirke  Voitsberg  (Lehrer): 

....  und  bezeichnet  jene  Kinder,  welche  als  sittlich  gefülirdct  anzusehen  sind,  und  zwar  meist 
wegen  Unzulänglichkeit  der  elterlichen  Erziehung  und  mangelnder  Aufsicht  Am  schlimmsten  steht 
OS  bei  den  Kindern  aus  der  Glashütte  x,  wo  der  Kinlluß  der  halbwüchsigen  Hüttenburschen  auf  die 
schulpflichtigen  Kinder  und  die  obigen  Gründe  so  unheilvoll  sind,  daß  fast  sämtliche  Kinder  sitt- 
lich sehr  gefährdet  sind.  (Siehe  273.) 

11.  Aus  dem  Bezirke  Pottau  (Lehrer): 

....den  Bericht  zu  erstatten,  daß  im  hiesigen  Schulsprengel  keine  sittlich  verwahrlosten 
Kinder  Vorkommen.  Seinen  Grund  hat  es  in  dem  Umstande,  daß  die  Kinder  (rühzeitig  zu  Haus- 
und Feldarbpilen  herangezogen  werden,  daher  die  Kinder  zu  keinem  Müßiggänge  Anlaß  finden; 
daß  die  Kirche  und  Schule  geeint  das  Erziehungsprinzip  huchhalton;  der  Schul-  und  Kirchenbesurh 
strenge  verlangt  wird.  (Wenn  der  Bericht  zutrilR,  würde  er  eine  Parallele  zu  7 und  8 bilden.) 

12.  Aus  dem  Bezirke  Töffer  (Lehrer): 

....ihre  diesbezüglichen  Wahmebroungen  daliin  zu  präzLderen,  daß  vorläufig  noch  kein 
Grund  vorUegt,  ii^end  einen  Knaben  des  bicrortigen  Sclmlsprengels  in  dem  Sinne  als  vcnvahrlost 

zu  erachten,  wie  Absatz  4 des Erlasses  angibt,  daß  sich  alier  im  Schulsprengel, 

zumal  im  Sommer,  alljährlich  jugendliche,  noch  schulpflichtige  Individuen  dem  Schulbesuche 
gerne  entziehen,  und  zwar  so  hartnäckig,  daß  weder  schulbehördliche  Strafen  noch  die  Autorität 
der  Eltern  dagegen  aufkomnien  können,  ja  daß  sie  sich  otl  tage-,  selbst  wochenlang  den  Eltern 
nicht  vor  die  Augen  trauen,  nur  um  nicht  zuin  Schulbesuche  gezwungen  zu  werden. 
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13.  Aub  (lfm  ßi'Kirkc  WindUch -Feist ritz  (Pfarrer): 

sittlich  verwahrloste  oder  gefährdete  Kinder  nicht  hcfliiden.  Die  l^idleutc  haben 

liiomrts  mit  der  Armut  zu  kämpfen.  kCmucn  DicnstbotenlAhne  nieiil  bezahlen  und  sind  daher 
bemößigl,  die  Kinder  fnlhzeitlg  an  harte  Arbeiten  zu  gewöhnen,  durch  welche  die  Neigung  zur 
sittlichen  Verkummenheil  und  zu  vagierendem  Lebenswandel  frühzeitig  unterdrückt  wird. 
(Siehe  7,  8,  11.) 

li.  Aus  der  Stadt  Graz  (ein  Pfarrer): 

....  wären  sonach  wold  in  erster  und  einziger  Reihe  dieL«utungen  der  Volksbchuien  und  die 
daselbst  angcstelltcn  I/chrer  in  der  Lage,  in  fraglicher  Angelegenheit  bündige  und  verläßliche  Aus- 
künfte nach  Wunsch  zu  erteilen. 

Indirekt  freilich:  aus  den  Äußerungen  der  Heiron  Katecheten  und  aus  oin/.idnon  Vorkomm- 
nissen künntc  auch  der  Pfarrer  iin  allgemeinen  konstatieren,  daß  es  der  verwahrlosten  und  sittlich 
gefährdeten  Kinder  hier  leider  nicht  allzuwcnige  geben  dürfte,  was  aber  nicht  sonderlich  zu 
wundem,  wenn  man  einen  Teil  der  hiesigen,  durch  gewisse  Zeitungen  und  Vei'sammlungen  fanati- 
sierten,  durch  Wort  und  Schrift  verhetzten  und  irregeleiteten  Arbeiterhevölkerung  in  Betracht 
zieht:  jedwede  AutorilSt  bespüttelnd  und  verachtend,  in  Heügions-  und  Sittenloslgkeit  sich 
ßfallend  etc.,  werden  die  Kinder  in  tümlichen  Grundsätzen  erzogen,  und  nur  zu  wahr  ist  dann: 
,wie  die  Allen  sungen,  so  zwitschem  die  Jungen*.  Bei  sotanen  Uuiständen  bleibt  für  gar  manchen 
alle  Mfdie  und  das  beste  Zusammenwirken  der  weltlichen  und  geistlichen  I.^hrkräflc  vergebens, 
denn  gegen  anerzogene  Unbotmäßigkeit  und  oft  freche  Ausgelassenheit  ist  der  Kampf  ein 
scliwieriger,  und  was  auch  die  Schule  auf  baut,  reißt  man  zu  Hause  oft  wieder  nieder!  Beweis 
dessen,  daß  gerade  die  halbwüchsige  Jugend  bei  gewissen  Anlässen  und  gelegentlichen  Aufläufen 
durcli  fanatisches  Gejohle,  verhetzendes  Geschrei  und  Freveltaten  stets  am  meisten  sich  aus- 
zcichnet.  Für  jeden  Jugend- und  Menschenfreund  ergibt  sich  leider  bei  den  derzeitigen  Verhält- 
nissen eine  traurige  Perspektive  in  die  Zukunft  der  heranwachsenJen,  wenig  zu  fürchten  und  nichts 
zu  verlieren  habenden  jungen  Proletarier-Generation!! 

15.  Aus  dem  Bezirke  Gleisdorf  (ein  Arzt): 

ln  Angelegenheit  der  Namhaftmachung  verw'alirlostcr  Kinder  in  meinem  ärztlichen  Distrikte 
muß  ich  bc'richten,  daß  meine  Nachforschung  vergeblich  war.  Die  hiesige  arbeitsame  B<‘VÖikening 
ist  streng  katholisch  und  bigott  und  führt  auch  die  Kindererziehung  in  diesem  Sinne.  Mein  Distrikt 
hat  zwei  Schulen  und  auf  den  Besuch  derselben  dringen  sowohl  die  Eltern  als  auch  die  Lehrer. 
Bei  dem  Mangel  an  Arbeilskräften  auf  dem  Lande  und  den  mißlichen  Üienslhotenvcrhältuissen  ist 
jeder  Besitzer  glücklii  h,  wenn  er  Kinder  hat  und  er  hält  dieselben  frühzeitig  zur  Arbeit  au.  Es  ist 
also  keine  Gelegenheit  gegeben,  daß  die  Kinder  auf  Abwege  geraten.  Müge  cs  immer  so  hieihen! 
(Siehe  U,  7,  8,  11.) 


ff.  Besonders  charakteristische  Einzelfälle. 

1.  Aus  der  Stadt  Graz  (I.iehrer): 

....daß  an  der  hiesigen  Schule  dermalen  kein  Mädchen  sich  l>eßndet,  welches  in  dem 
Grade  als  sittlich  verwalirlost  bezeichnet  werden  konnte,  daß  es  in  eine  eigene  Rettungsanstalt 
abgegeben  werden  müßte. 

Gleichwohl  kamen  in  früheren  Jahren  nicht  selten  Fälle  vor,  daß  Schülerinnen  wegen  an 
ihnen  verübter  Notzucht  in  Unt4‘r8uchung  waren;  solche  Fälle  waren  in  den  11  Jahren  des 
Bestandes  dieser  Schule  vielleicht  zehn. 

'i.  Aus  dem  Bezirke  St  Leonhard  W.  B.  (Arzt): 

...  .Beim  hiesigen  k.  k.  Bezirksgerichte  ist  ein  noch  nicht  14  Jahre  alter  Knabe  aus  der 
Umgebung  in  Untersuchung,  weil  er  ein  Schulmädchen  mH  einer  Pistole  angeschossen  und  körper- 
lich leicht  beschädigt  hat;  dieser  Knabe  ist  wegen  Brandlegung  vorbestraft 

3.  Aus  dem  Bezirke  Voilsberg  (Pfarrer): 

Es  lebt  hier  ein  alter  Bauer  im  Konkubinate  mit  seiner  Wirtschafterin.  Derselbe  bat  eine 
größere  Anzahl  von  Kindern,  auch  schon  von  anderen  Muttem.  Diese  Kinder  besuchen  die  Schule 
«ehr  niangelhaft,  man  muß  eigentlich  sagen,  gar  nicht  Zu  Hause  lenicn  sie  auch  nichts,  nicht 
einmal  die  notuendigslcn  Gebete.  Die  Kualtcu  wurden  schon  im  Alter  von  11  bis  12  Jahren  als 
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Pulirknechle  mit  scliwcreii  Fuhren  auf  die  Slrafie  geschickl,  nicht  etwa  bloß  ;eu  Hause  oder  manches- 
mal, sondern  für  beständig,  und  zwar  bis  Kdflach,  zirka  15  hn.  mit  schw’ereo  Holzfuhi-en,  denn 
der  Vater  betreibt  dos  Fuhrwerk.  Von  diesen  Knaben  erzählten  mir  deren  Nachbarn,  sie  hätten 
noch  nicht  einmal  die  heiligen  Sakramente  empfangen,  obwohl  sic  jetzt  schon  16  bis  17  Jahre 
alt  sind.  Vor  zwei  Jahren  standen  beide  in  Untersuchung  wegen  Unzucht  mit  Tieren  und  der  eine 
wurde  auch  wirklich  bestraft  Das  Ärgernis  der  Leute  war  groß  und  man  hOrtc  des  öfteren  jemand 
sagen:  ,Der  erzieht  seine  Kinder  wie  ein  anderer  seine  Ochsen;  wie  das  denn  nur  geduldet 
werden  könne“. 

Der  Vater  behauptet,  die  Kinder  wären  andenvärts  zu  den  heiligen  Sakramenten  zugelas«en 
worden;  ob  es  wahr  ist,  weiß  ich  nicht  Es  sind  aber  noch  etliche  Kinder,  die  die  Schule  noch 
nicht  besuchen.  Was  soll  nun  aus  diesen  werden?  Es  wäre  arigezeigt,  wenn  auf  dieselben  ein 
Augenmerk  gerichtet  würde,  auf  daß  ihre  Elr/iehung  nicht  auch  so  ausfalle,  wie  die  der  älteren 
Kinder. 

4>.  Aus  dem  Bezirke  Woiz  (Lehrer): 

....  Ein  zweiter  Knabe,  der  eine  kurze  Zeit  die  erste  Klasse  besuchte,  konnte  in  der  Anstalt 
Waltendorf  nicht  Aufnahme  finden,  weil  seine  Heimatsgemoinde  die  geringen  Kosten  scheute. 
Dieser  Knabe  wurde  wegen  Diebstahls  veijngt  und  ist  in  einen  anderen  Schulsprengel  gewandert, 
wo  er  bei  einem  Bauer  als  Halterbub  verwendet  wurde. 

5.  Aus  dem  Bezirke  Cilli  (Pfarramt): 

Zwei  verwahrloste  Kinder,  Brüder;  Eltern  verheiratet,  Mutter  Dinie;  beide  Kinder  wäl>rt*nd 
der  Ehe  von  einem  anderen  Vater  stammend.  Die  Kinder  (10  und  14  Jahre),  beide  in  Pflege, 
neigen  zu  Diebstahl. 

6.  Aus  dem  Bezirk  Luttenberg  (Lehrer): 

Ein  Knabe,  7 Jahre  alt,  Eltern  Winzersleute,  beide  Trinker,  Mutter  Diebin.  Der  Knat)o 
vagabundiert,  besucht  keine  Schule,  bringt  die  Nächte  im  Freien,  in  Ställen  oder  Scheunen  zu 
und  ist  als  sittlich  verkommen  zu  bezeichnen. 

7.  Aus  dem  Bezirke  Gielsdorf  (Lehrer): 

Knabe,  12  Jahre,  ehelich.  Vater  Totengräber,  mehrfacher  Mörder  und  Brandleger,  wurde 
hingerichtet.  Die  Mutter  kümmert  sicli  um  das  Kind  nicht;  deshalb  wurde  es  bei  eincni  Bauern  der 
Zuständigkeitsgemeiiide  iiufirezogen,  wo  es  wegen  Naliningsmangels  zum  Diebe  wurde.  Deshalb 
bestraft,  suchte  es  bei  Nachbursleuten  Unterstand.  Der  Knabe  wird  von  gewisi^cnlnsen  Bauern  als 
Arbeitskraft  übermäßig  ausgciiQUt.  Er  hat  Widcrw'illcu  gegen  das  Lrumen  und  Arbeiten,  ist  Schul- 
stürzer  und  gibt  schlechtes  Beispiel;  zeigt  Anlagen  zu  einer  Zuchlliauspfianze.  (Dieser  Knabe  hat, 
wie  aus  dem  Landcsarnicnkataster  erhellt,  seil  dem  Jahre  1894  eine  Landeswaisenpfründe  von 
48  K jährlich;  er  bat  einen  Bruder,  der  ebenfalls  im  Genüsse  einer  LandeswaisenpfrOnde  stebU) 

m.  Vorschläge  und  Wünsche  der  Berichterstatter. 

1.  Aus  dem  Bezirke  Birkfeld  (Lehrer): 

....  Der  Berichterstatter  kann  aber  diese  Angelegenheit  nicht  vorübergehen  lassen,  ohne 
auf  die  Einrichtung  der  «Musterlandwirtschaftsstationen*  an  Volksschulen  aufnicrksam 
zu  machen,  welche  als  von  hiezu  befähigten  Lehrern  ruustergöUig  bewirtschaftet  gedacht,  wie  in 
jeglicher  Hinsicht,  so  auch  im  vorliegenden  Falle  auf  soziale  Verhäitüisse  in  ihrer  Umgebung 
bessernd  einzuwirken  vermöchten. . . . 

2.  Aus  dem  Bezirke  Leoben  (I^ehrcr): 

..  ..den  Wunsch  auszusprcchen,  es  möge  nicht  nur  das  bereits  bestobeude  «Uetlungs- 
haus*  in  Graz  baldigst  erweitert,  sondern  auch  eine  neue  derartige  Anstalt  für  Ober- 
Steiermark  ln  Bruck,  KnUtelfeld  oder  Leoben  errichtet  werden. 

3.  Aus  dem  Bezirke  St.  Gallen  (Lehrer): 

....  Meiner  Ansicht  nach  wäre  die  Ausstattung  des  OrL'ischulrales  oder  einer  Disziplinär- 
kommission  mit  dem  körperlichen  Zaehtigungsrechle  hinreichend,  um  diese  ver- 
wahrlosten Kinder  für  die  Schule  unschädlich  zu  machen.  Ohne  ein  solches  Recht  ist  aber  die 
Unterbringung  in  einer  Besseningsan^talt  nutwemlig,  da  sonst  zu  viele  andere  Kinder  durch  das 
böse  Beispiel  verdorben  werden. . . . 
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Ans  dem  Bezirke  Whtdiscligraz  (Lehrer): 

. . . .zum  Gegenstände  die  Bemerkung,  daß  die  Schule  so  iiuuichc  Verruhnng  und  sillliclie 
Vonlerhtheit  wohl  hinlanhaiten  könnte,  wenn  ilir  ausreichende  Strarmittcl  zu  Gebote 
ständen.  Allein  die  Kinder  wissen  nur  zu  gut,  iJ:iß  sie  der  Lehrer  nicht  empfindlich  strafen  dürfe, 
und  kümmern  sich  um  Lehrer  und  Malinung  desselben  blutwenig.  Das  ZurGekbehalten  nach  der 
Scliule  ist  ein  unzureichendes  Strafmittel. 

Der  so  viel  angepriesene  Verkehr  mit  dem  Eltemhause  nützt  aber  wieder  nur  dort,  wo 
einsichtige  Ellern  da  sind;  in  den  meisten  Fällen  aber  hallen  sich  unvernüufUge  Ellern  sogar  auf. 
wenn  man  sie  auf  etwaige  Gebrechen  ihrer  Kinder  aufmerksam  macht. 

Es  mag  früher  vorgekommen  sein,  dafi  unvernünftige  Erzieher  die  Jugend  tyrannisierten; 
docli  heute  konuut  dos  umgekehrte  Verhältnis,  daß  ausgelassene  Hangen  den  Lehrer  quälen  und 
die  ErziehungS'  und  Unlcrrichtscrfolge  hemmen,  leider  nur  zu  häufig  vor. 
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Verwahrloste  und  entartete  Jugend  in  Krain. 

Von 

Franz  Mil6lnskl, 

k.  k.  Gerichtaaakr«Ur  in  IaQmicIi. 


I.  Einleitung. 

Über  den  Umfang  und  die  ICrscbeintingsformen  der  Jugendver- 
walirlosung  in  unserem  Kronlandeein  ziffermfißig  genaues  Bild  zu  beschaffen, 
ist  gegenwärtig  unmöglich,  da  derlei  Fälle  derzeit  bei  keiner  Beliörde  in  besonderer 
Evidenz  gehulten  w'erden.  Lediglich  über  die  Straffälligkeit  der  Kinder  und 
Jugendlichen  konnte,  und  zwar  nur  für  die  Zeit  nach  dem  1.  Juli  1904,  auf  Grund 
der  Strafregister  erschöpfende  Auskunft  erhalten  werden;  das  diesbezügliche 
Material  ist  somit  aktenmäßig  vollständig.  Die  übrigen  auf  die  erfolgte  Anfrage 
eingelangten,  von  anerkennenswertem  Interesse  zeigenden,  vielfach  sehr  ein- 
gehenden Mitteilungen  der  Gerichte,  Schulleitungen,  Bezirkshauplmannscliaften, 
einiger  Pfarrämter  und  Gemeindevorstehungen  mußten  naturgemäß  hauptsächlicli 
aus  der  Erimierung  schöpfen  und  beschränkten  sich  deshalb  wohl  nur  auf  die 
krasseren  Fälle. 

Von  den  31  Bezirksgerichten  in  Krain  erwiderten  19,  daß  ihnen  in  der  Zeit 
vom  1.  Juli  1904  bis  30.  Juni  1905,  auf  welclie  sich  aus  praktischen  Gründen  der 
statistische  Teil  der  Berichte  beschränken  sollte,  keine  Iferwahrlosungsfälle  Vor- 
gelegen seien.  Dies  wäre  gewiß  sehr  erfreulich,  wenn  nicht  aus  den  von  diesen 
Bezirksgerichten  gleichzeitig  eingesendeten  Ausweisen  über  die  straffälligen 
Kinder  und  Jugendlichen  tiervorginge,  daß  in  eben  diesem  Zeiträume  über  Kinder 
und  Jugendliche  die  Zulässigkeit  der  Anhaltung  in  einer  Besserungsanstalt  aus- 
gespfochen  wurde,  und  wenn  nicht  von  den  Schulleitungen  eben  dieser  glücklichen 
Bezirke  31  ganz  auffallende  Verwahrlosungsfälle  gemeldet  worden  wären.  Ander- 
seits wurde  aber  auch  von  Schulleitungen  manches  vom  Pflegschartsgerichte  mit 
Hecht  als  verwahrlost  angeführten  Schulkindes  keine  Erwälmung  getan. 

Das  vorliegende  Material  ist  somit  offenbar  unvollständig.  Trotzdem  bietet 
cs  genügenden  Einblick  in  das  erbarmungswüniige  physische  und  moralische 
Elend,  in  dem  ein  guter  Teil  unserer  Jugend  steckt,  in  seine  typischen  Erscheinungs- 
formen, seine  Quellen  und  seine  Au.sbreitungsgefabr.  Auch  die  Hälfte  dessen 
müßte  genügen,  um  di«  gcsctzliclie  Regelung  der  Kinderfürsorge  als  unabweislich 
und  unaufschiebbar  erscheinen  zu  lassen. 
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II.  Verwahrloste  Jugend. 

FüUd  von  Kinderverwahrlosung  durch  Verlassen,  Mißliandlung 
und  Mißbrauch  sind  in  ICrain  weder  häufig  noch  von  so  sensationeller  Art,  wie  sie 
uns  von  anderwärts  Zeitungsnachrichten  melden.  Einige  Schulleitungen  heben 
im  Gegenteile  als  eine  der  Entartungsursachen  den  Umstand  hervor,  daß  die  Kinder 
von  ihren  Eltern  zu  wenig  gezüchtigt  werden. 

Fllr  den  Zeitraum  vom  1.  Juli  190t  bis  30.  Juni  1905  wurden  in  Beant- 
wortung der  Fragebogen  nur  20  solche  Fälle  berichtet,  deren  Geschichte  natur- 
gemäß zum  größten  Teile  in  frühere  Jahre  zurückreicht. 

ln  4 Fällen  hatten  es  die  Behörden  mit  von  ihren  Eltern  verlassenen 
Kindern  zu  tun.  Es  waren  dies:  Ein  Findling,  dessen  Herkunft  zu  ergründen  sich 
die  Gemeinde  seines  Aufenthaltes  noch  immer  vergeblich  bemüht;  dann  ein 
neunjähriger  braver  Knabe,  den  der  Vater,  Witwer  und  Alkoholiker,  unter 
Äußerung  von  Selbstmordgedanken  verließ  und  seither  verschollen  ist;  dann 
Bruder  und  Schwester,  sieben  und  vier  JiUire  alt,  um  die  sich  ihr  Vater,  ebenfalls 
Alkoholiker,  nach  dem  Tode  seiner  Frau  nicht  weiter  bekümmerte,  sondern  nach 
Verübung  verschiedener  Betrügereien  spurlos  verschwand;  endlich  der  Franz  T., 
über  dessen  für  verlassene  vermögenslose  Kinder  typischen  Lehcnsl.iuf  die  Schul- 
leitung Kaier  nachstehendes  berichtet  Nach  dem  Tode  seiner  Mutter  und  ver- 
lassen vom  Vater,  wurde  er  notgedrungen  von  der  Gemeinde  in  ihre  primitive  Pflege 
genommen,  welche  darin  bestand,  daß  er  als  Einleger,  obwohl  eine  derartige 
Armenversorgung  bei  alleinstehenden  Kindern  gesetzlich  unzulässig  ist.  Tag  für 
Tag  von  einem  Besitzer  zum  anderen  ziehen  mußte,  um  gegen  Verwendung  bei 
häuslichen  Arbeiten  seine  tägliche  Verköstigung  zu  finden.  Eine  Erziehung  lag 
außerhalb  des  Programms  der  Gemeinde.  Es  ist  nur  natürlich,  daß  der  Knabe  an 
dem  aufsichts-  und  arbeitslosen  Herumslreichen  Geschmack  fand  und  sich  beim 
jeweiligen  an  der  Reihe  stehenden  Kosthenn  immer  erst  um  die  Essenszeit 
meldete,  falls  er  aber  ahnte,  daß  er  zur  Arbeit  werde  verhalten  werden,  auch 
lieber  auf  das  Essen  beim  Bauer  ganz  verzichtete  und  sich  mit  erbetteltem  Brote, 
in  Freiheit  genossen,  begnügte.  Im  Sommer,  wenn  die  Kirschen,  die  Erd-  und 
Schwarzbeeren  reif  waren,  mied  er  überhaupt  menschliche  Heimstätten  und  lebte 
nach  eigenem  Wohlgefallen  in  Gottes  freier  Natur.  Es  war  ihm  alles  erlaubt  denn 
niemand  getraute  sich  ihn  zu  strafen,  um  nicht  deswegen  Anstände  zu  haben.  Der 
Bauer  glaubt  nämlich,  daß  Kinder  nicht  geschlagen  werden  dürfen.  Im  Jahre  1901 
hielt  er,  von  Schmutz  und  Ungeziefer  starrend,  seinen  Einzug  in  die  erste  Volks- 
schulkla-sse,  in  welcher  er  definitiv  verblieb.  Während  der  Wintermonate  besuchte 
er  die  Schule  ziemlich  regelmäßig  und  trat  sogar  öfters  an  den  Lehrer  mit  der 
Bitte  heran,  ihn  nachsitzen  zu  lassen,  um  nicht  ,zu  Hause*  arbeiten  zu  müssen. 
Im  Sommer  al>er  war  seine  Schule  der  Wald;  es  verstrich  zuweilen  ein  ganzer 
Monat,  bis  er  irgendwo  erwischt  und  zwangsweise  wieder  in  die  Schule  gebracht 
wurde.  Die  Bemühungen  der  Gemeinde,  des  Pfarramtes  und  der  Schulleitung,  ihn 
in  einer  Besserungsanstalt  unterzubringen,  sclieiterten  an  der  Kostenfrage.  Dafür 
gelang  es  aber  dem  Bürgermeister,  den  heuer  elf  Jahre  alt  gewordenen  Burschen 
als  Hirten  untorzubringen.  Hoffentlich  bewährt  er  sich  auf  diesem  Posten. 
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In  zwei  weiteren  Verwahrlosungsfrillen  handelte  es  sich  um  Kinder,  welche 
darben  müssen,  .weil  Vater  alles  versäuft*. 

Wir  erfaliren  ferner  von  einem  Vater,  der,  ebenfalls  Potator,  seinen  zehn- 
jährigen Sohn  zu  schweren  Schmiedearbeiten  mißbraucht,  weiters  von 
einem  Fuhrmann,  der  seine  beiden  sieben  und  neun  Jahre  alten  Söhne  eigen- 
sinnigerweise vom  Schulbesuche  abhält. 

Fälle,  in  denen  Kinder  von  ihren  Eltern  zum  Betteln  verleitet  wurden, 
wurden  sieben  gemeldet.  Nur  in  zwei  Fällen  kann  wirkliche  Not  als  genügender 
Entschuldigungsgrund  angesehen  werden;  in  allen  übrigen  fünf  Fällen  ist  der  Vater 
Säufer  und  vertrinkt  die  erbettelten  Heller. 

Körperliche  Mißhandlungen  von  Kindern  fielen  in  der  Bcrichlsperiode 
drei  vor;  es  waren  durchwegs  uneheliche  Kinder,  deren  Mütter  neue  zarte  Bande 
geknüpft  hatten  imd  die  nun  zu  spüren  bekamen,  daß  sie  überflüssig  und  im  Wege 
seien.  Doch  hatten  sie  keinen  ernstlichen  Schaden  am  Körper  genommen;  der 
moralische  Schaden  war  zweifellos  größer.  Mißhandelte  Kinder  pflegen,  wie  die 
Schulleitung  Öemäenik  bemerkt,  roh  und  gewalttätig  zu  werden!  Als  typisches 
Beispiel  solcher  Mißhandlungen  möge  der  Fall  des  Franz  R.  dienen.  Franz  R., 
Sohn  einer  Taglöhnerin,  i.st  nunmehr  fünf  Jahre  alt;  ein  munteres,  gesundes 
Bürschchen,  welches  vor  dem  mit  seiner  anderweitigen  Unterbringung  sich  befassen- 
den Pflegschaflsgerichte  gewaschen,  kurz  geschoren  und  reinlich  gekleidet 
erscheint  und  durch  sein  Aussehen  die  Behauptungen  der  Nachbarn,  daß  er 
schmutzig  und  verlaust  von  Haus  zu  Haus  um  Brot  bettelte,  anscheinend 
Lügen  straft. 

Es  ist  dies  jedoch  nur  eine  vorübergehende,  durch  die  gerichtliche  Vorladung 
bewirkte  Metamorphose  und  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  die  reinliche 
Kleidung  nur  für  die  Dauer  einer  halben  Stunde  ausgeborgt  ist.  Seine  kurze 
Lebi  nsgeschichte  ist  folgende:  Nachdem  er  bald  nach  seiner  Geburt  in  das  gericht- 
liche P-Register  eingetragen  worden  war  und  einen  Vormund  bekommen  hatte,  der 
bei  Erhalt  des  Dekretes  im  Sinne  des  Gesetzes  feierlich  vielerlei  angelobte,  wovon 
es  von  allem  itnbeginn  an  klar  rvar,  daß  er  es  nie  halten  werde,  behelligte  er  nicht 
weiter  das  Vormundschaflsgericht,  bis  es  im  Spätherbste  1904  anläßlich  einer 
Strafanzeige  wieder  von  ihm  hörte.  Seine  Mutter  hatte  ihn  nämlich,  als  sie  eines 
schönen  und  ziemlich  kalten  Novembertages  den  Besuch  ihres  neuen  Liebhabers 
erhielt,  aus  Schicklichkeitsrücksichten  aus  dem  Hause  gejagt,  was  im  Prinzipe 
sicherlich  gebilligt  werden  müßte,  wenn  der  arme  Kleine  nicht  lediglich  mit  einer 
Unterhose  bekleidet  gewesen  wäre.  So  aber  fror  und  heulte  er,  auf  dem  Misthaufen 
hockend,  jämmerlich,  bis  die  Nachbarschaft  intervenierte.  Es  gab  dann  eine  kleine 
Venirteilung.  Ehe  jedoch  das  Pflegschaflsgericht  etwas  verkehren  konnte,  war  die 
nette  Familie  wieder  verschwmnden  und  tauchte  erst  Mitte  Juli  1905  in  einem 
Dorfe  an  der  Grenze  der  Stadt  Laibach  auf,  nachdem  der  neue  Vater,  der  nunmehr 
mit  .ihr“,  wie  der  Kleine  konsequent  die  Mutter  nennt,  zusaramengezogen  war, 
abermals  der  Gendarmerie  Anlaß  zu  einer  Anzeige  gegeben  hatte.  Er  hatte  nämlich 
den  kleinen  Franz,  der  von  seinem  Brote  aß,  ohne  hierauf  gesetzlichen  Anspruch  zu 
haben,  zu  Boden  geworfen,  ihn  tüchtig  geprügelt  und  schließlich  an  Händen  und 
Füßen  gefesselt  an  den  Tisebfuß  festgebunden,  wo  er,  wie  sich  der  saubere  Slief- 
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Vater  dann  in  der  Schnapsbude  selbst  riihmte,  die  ganze  Nacht  und  den  folgenden 
Tag  hatte  verbleiben  sollen,  wenn  ihn  nicht  die  von  mitleidigen  Schnapsbrüdern 
verständigte  Gendanneric  aus  dieser  qualvollen  Lage  befreit  hätte.  Daß  unter 
solchen  Umständen  der  Kleine  schon  aus  Rücksicht  auf  seine  körperliche  Sicher- 
seit  nicht  mehr  in  Pflege  seiner  Mutter  zu  belassen  war,  war  ganz  klar;  aber  cs 
sollte  noch  vier  Monate  dauern,  bis  er  tatsächlich  anderwärts  ein  Unterkommen 
gefunden  hatte.  Humanitätsanstalten,  welche  sich  mit  dem  Schutze  solcher  ver- 
wahrloster Kinder  befassen  würden,  gibt  es  in  Krain  nicht;  das  Pflegschaftsgericht 
mußte  sich  also  an  seine  zur  Armenversorgung  verpflichtete  Zuständigkeitsgemeinde 
mit  dem  Ersuchen  um  Unterbringung  des  Kindes  bei  einem  Besitzer  wenden. 
Trotz  Betreibung  dauerte  es  sechs  Wochen,  bis  die  erste  Antwort  des  Gemeindeamtes 
rücklangte,  worin  eine  deflnitive  Antwort  ,in  Kürze*  in  Aussicht  gestellt  wurde. 
Einen  vollen  Erfolg  konnte  man  zwar  diese  Erledigung  nicht  nennen,  aber  sie  war 
immerhin  zufriedenstellend  im  Vergleiche  zu  jener  in  einem  anderen  ähnlichen 
Palle,  in  welchem  eben  dasselbe  Gemeindeamt  jegliche  Hilfe  ablehnte  und  in 
moralischer  Entrüstung  erklärte,  daß  es  nicht  angehe,  auf  Kosten  der  Gemeinde  zu 
.sündigen“.  Das  Gericht  wartete  also  auf  die  in  Aussicht  gestellte  definitive  Ant- 
wort. Inzwischen  schlug  sich  der  Kleine  im  Dorfe  herum  und  lebte  davon,  was 
ihm  mildherzige  Leute  gaben.  Größtenteils  hielt  er  sich  bei  einem  Flickschuster 
auf,  der,  selbst  ein  armer  Schlucker,  ein  gutes  Herz  halte  und  auf  Antrag  der 
Gemeinde  dem  Kinde  als  neuer  Vormund  bestellt  worden  war.  Es  wurde  versucht, 
vom  unehelichen  Vater  die  Unterhaltskosten  einzubringen  und  wurde  behufs 
Stellung  des  Exekutionsantrages  der  Vormund  zu  Gericht  geladen.  Er  erschien  auch 
pünkUich,  bat  um  milde  Behandlung  des  unehelichen  Vaters,  der  ja  ein  armer 
Teufel  sei,  umarmte  alle  Parteien,  die  in  den  Bereich  seiner  Hände  kamen  und 
roch  trotz  der  frühen  Morgenstunde  so  vehement  nach  Fusel,  daß  der  Verhand- 
lungssaal gelüftet  werden  mußte!  Die  Exekution  blieb,  wie  vorauszusehen,  erfolglos, 
da  der  uneheliche  Vater  unbekannten  Aufentlialtes  war.  Über  zweimaliges  weiteres 
und  sehr  entschiedenes  Betreiben  langte  endlich  die  Antwort  der  Gemeinde  an, 
worin  der  Besitzer  namhaft  gemacht  wurde,  zu  dem  das  Kind  von  der  Mutter 
gebracht  werden  sollte.  Dies  geschah  und  der  Kleine  ist  mm  in  guten  Händen, 
ferne  von  seiner  .Familie“  und  seinem  selbst  aufsichlsbedürftigen  V'ormundc.  Ob 
er  sich  wohl  hallen  wird  ? Das  fünfjährige  Bürschchen  hat  es  nämlich  bereits  faust- 
dick hinter  den  Ohren  und  weiß  vom  Leben  mehr,  als  manches  14  Jahre  !Ütc 
Kind  auch  nur  ahnt! 

Verwandt  mit  diesem  ist  jener  Verwahrlosungsfall,  in  dem  die  Frau  eines  in 
Amerika  auf  Arbeit  weilenden  Besitzers,  um  in  ihren  illegitimen  Zusammcnkönflen 
nicht  gestört  zu  werden,  ihre  beiden  Kinder  kurzweg  einscldoß,  sich  nicht  weiter 
um  sie  kümmerte  und  sie  darben  ließ,  welchem  das  sittliche  und  leibliche  Wohl 
der  Kinder  gefälirdenden  Zustande  auf  Antrag  des  Vaters  durch  Unterbringung 
der  Kinder  bei  fremden  Leuten  ein  Ende  gemacht  wurde.  D,as  sittenlose  Leben 
solcher  .Amerikanerinnen“  bildet  häufig  den  Gegenstand  von  Beschwerden  und 
sollte  bei  Beurteilung  der  Auswanderungsfragc  nicht  außer  Betracht  gelassen 
werden ! 
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In  14  von  den  oben  angeführten  29Verwahrlosungsfällen  sind  die  verlassenen, 
mißhnndellon  und  mißbrauchten  Kinder  auch  bereits  entartet.  Einige  derselben 
hat  der  Hunger  zum  Betteln  und,  nachdem  durch  dieses  das  Schamgefühl  ertötet 
war,  .auch  zum  Diebstahl  angdrieben;  andere,  von  den  Eltern  zum  Betteln  miß- 
br.aucbt,  hallen  Geschmack  an  diesem  Gewerbe  gefunden  und  es  auf  eigene  Faust 
auszuüben  begonnen,  zum  großen  Mißvergnügen  ihrer  Erzeuger,  die  wegen  Ver- 
ringerung der  Einkünfte  auf  eine  Einschränkung  ihrer  .geistigen“  Genösse  oder 
Erschließung  neuer  Quellen  bedacht  sein  müssen;  ohne  Zucht  aufwachsend, 
scheuen  sie  Schule  und  Arbeit;  ihre  müßige  Phantasie  sinnt  wahllos  nach  Mitteln, 
um  die  unbezähmbare  Genußsucht  zu  befriedigen;  Tabakrauchen,  Schnapstrinken 
und  Ärgeres  werden  ihnen  zur  Gewohnheit  und  ehe  sie  die  Kinderschuhe  aus- 
gezogen, sind  sie  bereits  moralisch  grundverdorben.  Im  Sumpfe  gedeihen  Sumpf- 
pdanzen 1 

III.  Straffällige  und  entartete  Jugend.  Ihre  Ausbreitung  und 
Erscheinungsformen. 

Mil  entarteter,  das  ist  sittlich  minderwertiger  Jugend  hatten  sich 
laut  der  eingelangten  Ausweise  in  der  Periode  vom  1.  Juli  1904  bis  30.  Juni  1905 
die  Ptlegschaflsgerichle  in  70,  die  Schulbehörden  in  7C  Fällen  zu  befassen,  davon 
sind  nur  5 Fälle  identisch,  was  einerseits  die  Unvollsländigkuit  des  gebotenen 
Material.«,  anderseits  das  Fehlen  des  Zusammenwirkens  von  Gericht  und  Schule 
drastisch  illustriert. 

Wenn  wir  nun  an  der  Hand  dieser  Fälle  vor  allem  die  typischen  Erschei- 
nungsformen der  Entartung  feslzustellen  versuchen,  fällt  es  uns  bei  Durchsicht  der 
Lebensgeschichten  obiger  146  Entarteten  auf,  daß  darunter  nur  40  Straffällige 
waren.  Allein  diese  Erscheinung  wird  sofort  begreiflich,  weim  man  erfährt,  daß 
von  sämtlichen  146  Enlartelen  nur  33  über  14  Jalire  alt,  alle  übrigen  also  gar 
nicht  oder  nur  besch  ränkl  straffällig  waren. 

Hier  soll  hervorgehoben  werden,  daß  nicht  jeder,  der  mit  den  Strafgesetzen 
in  Konflikt  geraten  ist,  deswegen  auch  schon  als  entartet  anzusehen  ist,  denn  nur 
fortdauerndes  gesetz-  und  sittenwidriges  Verhalten,  welches  zum  Beispiel  bei 
Augenblicksvergehungen  nicht  zutrifll.  bildet  das  Wesen  der  Entartung.  Entartung 
und  Straffälligkeit  decken  sich  also  keineswegs,  doch  .sind  sie  als  den  gleichen 
Trieben  entspringende  und  nur  der  Stärke  und  Andauer  nach  verschiedene  anti- 
soziale Erscheinungen  so  nahe  miteinander  verwandt,  daß  die  Betrachtung  des 
über  die  straff  ällige  Jugend  überhaupt,  sie  sei  entartet  oder  nicht,  vorliegen- 
den Materials  auch  für  die  Beurteilung  der  Ausbreitung,  der  typischen  Erschei- 
nungsfonnen  und  der  Ursachen  der  Jugendentartung  zweckdienlich  sein  muß, 
zumal  gerade  dieses  Material  aklcnmäßig  vollständig  ist. 

Den  eingesendeten  Ausweisen  über  straffällige  Kinder  und  Jugend- 
liche entnehmen  wir  nun  nachstehende  Daten: 

In  der  Zeit  vom  1.  Juli  1904  bis  30.  Juni  1905  wurden  in  Krain  venirteilt: 

1.  Unmündige  20,  und  zwar:  13  wegen  Diebstahls,  4 wegen  schwerer 
Körperverletzung,  1 wegen  boshafter  Sachbeschädigung.  1 wegen  Schändung  und 
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1,  ein  12jähriger  Knirps,  gar  wegen  geflhrliclier  Drohung,  da  er  nach  einem  alten 
Weibe  mit  Steinen  warf  und  hiebei  gar  zu  laut  der  Meinung  Ausdruck  gab,  er 
dürfe  sie  ohneweiters  erschlagen,  da  er  noch  zu  jung  sei,  um  gestraft  werden  zu 
können. 

2.  Jugendliche  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre 

«>  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  !)7,  darunter:  wegen  Diebsbihls  37,  wegen 
schwerer  Körperverletzung  19,  wegen  Unsiltliehkeitsdelikte  1 1-,  wegen  bos- 
hafter Sachbeschädigung  0,  wegen  öffentlicher  (Jewalttäligkeit  gegen  obrig- 
keitliche Organe  5; 

h)  wogen  Übertretungen  G91,  darunter:  wegen  Diebstahls  244,  wegen  Körper- 
verletzung 239,  wegen  Glücksspiels  63,  wegen  boshafter  Sachbeschädi- 
gung 42. 

Als  hauptsächlichstes  Delikt  der  Jugend  erscheint  also  der  Diebstahl,  was 
für  Krain  um  so  beachtenswerter  ist,  als  im  allgemeinen  die  Körperbeschädigiuig 
unser  landesübliches  Delikt  ist  und  den  Diebstahl  fast  um  das  Doppelte  zu  über- 
wiegen pflegt.  Diese  Erscheinung  ist  einerseits  auf  die  körperliche  Unreife  und 
Schwäche  der  Jugendlichen,  anderseits  auch  auf  den  Umstand  zurflekzuführen, 
daß  die  bei  weitem  überwiegende  Zahl  der  Gewalldelikte  in  Krain  unter  Einwir- 
kung des  Alkohols  begangen  wird,  welcher  eben  bei  Jugendlichen  unter  dem 
18,  Leben.sjalire  noch  keine  namhaflere  Rolle  spielt.  Wrdirend  unter  der  männ- 
lichen Jugend  die  auch  von  den  Erwachsenen  nicht  als  entehrend  angesehenen 
Wilddiebereien  (meist  durch  Schlingcnlegeu  und  mehr  aus  S))iel-  und  Betäligungs- 
trieb,  als  wegen  eines  Vorteils),  dann  Fisch-,  Holz-  und  Fnichtdiebstähle  vor- 
wiegen, worden  die  weiblichen  Altersgenossiunenvor  allem  Rokleidungs-  unil  Putz- 
gegenständen  gefährlich.  Gelddiebslähle  sind  seltener,  weisen  aber  in  der  Regel 
auf  Entartung  hin. 

Auch  bei  dem  nächststarken  Delikte,  der  Körperbeschädigung,  bekun- 
det sich  die  zaghaftere  Natur  der  jugendlichen  Täter:  Steinewerfen  ist  beliebter 
als  der  riskiertere  Nalikampf,  aber  auch  in  letzterem  dienen  als  Waffen  vor 
allem  die  bloße  H.and  imd  der  Fuß,  dann  Holzobjekte.  Das  Me.sscr  tritt  noch 
selten  in  Aktion.  D.os  Motiv  vom  .Alkohol  erklingl  in  einem  Viertel  der  Fälle. 

ln  den  letzten  zwei  Jahren  gaben  dem  Bezirksgerichte  Laibach  wiederholt 
entartete  Bäckerlehrlinge  zu  schaffen,  was  darauf  hinwies,  daß  dieses 
Gewerbe  einen  besonders  gefährlichen  Boden  für  Jugendliche  bildet  Richtig 
finden  wir  auch  unter  den  jugendlichen  Straffälligen  nicht  wenigerals  19  Bäcker- 
lehrlinge, wovon  1 1 wegen  Diebstahls,  4 wegen  Veruntreuung,  einer  wegen  Be- 
truges und  3 wegen  körperlicher  Beschädigung  (hievon  2 wegen  Diebstahls  vorbe- 
straft) verurteilt  erscheinen.  Kaum  den  Kinderschuhen  entwachsen,  müssen  sie, 
als  Brotausträger  verwendet.  Tag  für  Tag,  ohne  jegliche  Aufsicht,  mit  ihrem 
Gebäckskorbe  von  Dorf  zu  Dorf  ziehen;  ihre  Ernährung  ist  nicht  geregelt  und 
mangelhaft;  ihre  Arbeit  läßt  das  Gehirn  unbeschäftigt,  welches  in  müßigen  Phan- 
t.asien  sich  zu  ergehen  Zeit  findet;  die  (ielegcnhcit,  sich  mit  dem  einkassierten 
Gelde  die  verlockendsten  Genüsse,  als  da  sind:  Zigaretten,  Würste,  Wein  und 
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Ringelspiel  verschaffen  zu  können,  ist  für  das  widerstandsschwache  Gehirn  zu  ver- 
lockend und  hiebei  anscheinend  ungefährlich,  da  bei  den  üblichen  Kreditgewäh- 
rungen an  die  Kunden  die  Geldeinnahmen  vom  Meister  nicht  kontrolliert  werden 
können  und  anderseits  der  Junge  immer  hofft,  durch  einen  glücklichen  Zufall 
den  Schaden  noch  vor  seiner  Entdeckung  wieder  gutmaehen  zu  können.  Er  wird 
Defraudant,  imd  nachdem  einmal  das  Gewissen  zum  Schweigen  gebracht  ist, 
auch  Gclegenheitsdieb.  Aus  diesem  typischen  Lebensgange  ergibt  sich  die  Lehre, 
daß  mit  der  Vollendung  des  14.  Lebensjahres  für  das  Kind  Aufsicht 
und  Erziehung  noch  lauge  nicht  entheh rlich  werden. 

Auch  die  berüchtigten  Schusterbuben,  die  man  so  häufig  in  den  Straßen 
unbeschäftigt  herumlungem  sieht,  figurieren  mit  12  AhstraTungen , darunter 
8 wegen  Diebstahls,  2 wegen  Glücksspiels,  2 wegen  Gefährdung  der  körperlichen 
Sicherheit. 

Die  Schneiderlehrlinge  weisen  hingegen  nur  7 Abstrafungen  auf, 
darunter  nur  je  eine  wegen  Diebstahls  und  Betrugs,  während  von  ilirer  geschichts- 
bekannten Tapferkeit  2 Verurteilungen  wegen  körperlicher  und  eine  wegen  Sach- 
beschädigung zeugen. 

Die  Fleischerlehrlinge  stellen  zwar  auch  ihre  12  Straffälligen,  aber 
darunter  nur  einen  Dieb;  Raufhandel  und  Hasard,  freilich  nur  in  der  bescheidenen 
Form  des  .Kreuzerschupfens*,  sind  ihre  Delikte.  Genügende  Fleischnahrung 
scheint  also  ein  anempfehleuswertes  Prophylaktikum  gegen  Diebstahl  zu  sein. 

Endlich  wäre  noch  zu  erwähnen,  daß  Gcsellschaftsdelikte  bei  Kindern 
und  Jugendlichen  etwa  nocheinmal  so  oft  Vorkommen  als  bei  Erwachsenen,  was 
seinen  Grund  einerseits  in  der  größeren  Zaghaftigkeit  der  jugendlichen  Individuen, 
anderseits  aber  zweifelsohne  auch  in  der  ganz  besonderen  Anziehungskraft  und 
Macht  des  Einflusses  entarteter  Jugendlicher  auf  ihre  Altersgenossen  haben  wird. 

Von  der  straffälligen  Jugend  zur  entarteten  übergehend,  finden  wir,  daß 
auch  bei  dieser  der  Hang  zum  Diebstahle  am  stärksten  hervortritt,  meist  in  Ver- 
bindung mit  der  gleich  häufigen  Erscheinungsform  der  Arbeitsscheu,  des  Vagabun- 
dierens  und  Schulstür/ens.  Daß  Müßiggang  aller  Laster  Anfang  ist,  gilt  eben  vor 
allem  für  die  Jugend! 

Eine  interessante  Spezialität  unter  den  jugendlichen  Vagabunden  bilden  die 
mit  dem  Wandertriebe  behafteten  Durchgeher,  die  nicht  immer  eigentums- 
gefährlich sind,  wohl  aber  in  der  Regel  anormal  veranlagt  sein  dürften.  Da  hatte 
vor  sechs  Jaliren  das  Laibacher  Bezirksgericht  mit  einem  zehnjährigen  Schul- 
knaben aus  anständiger  Arbeiterfamilie  zu  tun.  der  trotz  der  liebevollsten  Behand- 
lung doch  immer  wieder  aus  dem  Eltemheime,  in  dem  sich  alle  seine  Geschwister 
sehr  wohl  fühlten,  entwich,  Krain  und  die  Nachbarkronländer  durchwanderte  und 
oft  erst  nach  zwei,  drei  Monaten  ausgeforscht  und  nach  Hause  gebracht  werden 
konnte.  Sein  ratloser  Vater  wußte  sich  den  unseligen  Hang  des  Solmes  zum 
Wandern  nicht  anders  als  durch  Zauberei  zu  erklären:  Ein  Widersacher  der 
Familie  habe  abgeschnittenes  Haar  des  Sohnes  an  einem  heimlichen  Orte  ver- 
graben und  ehe  dieses  nicht  verwese,  müsse  der  Junge  ruhelos  herumziehen. 
Seinen  Unterhalt  erbettelte  er  sich  mit  der  übliclien  Erzählung,  daß  Vater  und 
Mutter  tot  seien  und  er  niemand  in  der  weiten  Gotteswelt  habe,  der  sich  seiner 
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annelimcn  würde.  Doch  gefiel  es  ihm  auch  zuweilen,  sich  bei  einem  leicht- 
gläubigen Bauer  als  Hirte  zu  verdingen,  um  nach  ein  paar  Tagen  plötzlich  wieder 
spurlos  zu  verschwinden. 

Des  Motivs  von  den  kranken  oder  toten  Eltern  bedienen  sich  fast  aus- 
scliliefilich  auch  die  in  der  Stadt  von  Haus  zu  Haus  bettelnden,  meist  schul- 
pfiiehtigeu  Kinder;  es  ist  in  der  Regel  erlogen  und  die  Mildtätigkeit  solchen 
Kindern  gegenüber  nur  Vorschubleistung  der  Entartung.  Ihre  für  die  Erweckung 
des  Mitleids  berechneten  Erzählungen  wissen  die  kleinen  Strolche  oft  mit  staunens- 
werten, den  mächtigen  Schaffensdnmg  der  kindlichen  Phantasie  verratenden 
Details  auszuschmücken. 

So  ließ  der  1 1 Jalirc  alle  Franz  J.  nicht  nur  seine  beiden  Eltern  sterben, 
sondern  beschrieb  auch  ausführlich  den  Tod  und  das  Begräbnis  des  innigsl- 
gelicbten,  nach  langer,  qualvoller  Krankheit  dahingeschiedenen  Vaters,  beklagte 
sich  bitter  über  den  reichen  Onkel  aus  Fiume,  der  nicht  nur  den  ganzen  Nachlaß 
verkauft  und  den  Erlös  eingesteckt,  sondern  dem  bedauernswerten  Waisenkinde 
sogar  die  5 fi.,  die  es  sich  beim  Minislrieren  zusammengespart  hatte,  herzlos  weg- 
geuommen  habe,  um  es  dann  ohne  Kleidung  und  aller  Mittel  entblößt,  nur  mit 
zwei  neuen  Büchern  ausgestattel,  in  die  wildfreinde  Welt  zu  jagen.  Mit  rührender 
Stimme  dieses  sein  herzergreifendes  Schicksal  vorlragend,  bat  er  den  Oberlehrer 
eines  Landstädtchens,  er  wolle  sich  seiner  erbarmen  und  — ihn  adoptieren!  Der 
Junge  hatte  aber  sein  Lobtag  nicht  ministriert,  auch  keinen  Onkel  in  Fiume,  wohl 
aber  lebten  ihm  keine  zehn  Kilometer  entfernt  beide  Eltern  in  vollster  Gesundheit. 
Die.«  gescludi  vor  vier  Jahren.  Derzeit  ist  Franz  J.  als  gefährlicher  Dieb  unter 
Polizeiaufsicht  gestellt,  ist  aber  momentan  unbekannt  wo  auf  Reisen  abwesend. 

Ebenso  wird  nach  einem  andern,  1 2 Jahre  alten,  von  der  Mutter  selbst  als 
schwachsinnig  bezeichneten  Knaben  schon  seit  einigen  Monaten  vergeblich  im 
Polizeiiuazeiger  geforscht;  er  pflegt  auf  Jalirmärkten  und  in  Wirtshäusern  beim 
bäuerlichen  Publikum  viel  Anklang  findende  Predigten  zu  halten.  Auch  ein 
Mädchen  hatten  wir  beim  Laibacher  Bezirksgerichte,  ein  achtjähriges,  sehr  auf- 
gewecktes Ding,  welches  gleich  nach  dem  Tode  seiner  natürlichen  Mutter  ver- 
schwand, nach  zwei  Monaten  wieder  aufiauchte,  durch  einige  Wochen  beim 
Vormunde,  einem  geachteten  Besitzer  in  der  Umgebung  Laibachs  verblieb,  dann 
aber  wieder  über  Nacht  das  Weite  suchte  und  nicht  früher  ausgeforscht  werden 
konnte,  ehe  cs  nicht  seltist  durch  pseudonyme,  romantische  Beschuldigungen  und 
Drohungen  enllndtende  Briefe  an  den  Vormund  die  Spur  auf  sich  lenkte. 

Diese  jugendlichen  Touristen  unternehmen  zuweilen  sehr  ausgedehnte 
Spaziergänge.  Ein  sehr  beliebtes  Reiseziel  ist  Triest;  einer,  der  13jährige  Max  K., 
kam  heuer  ohne  Geld  und  ohne  Sprachkenntnisse  sog.ar  bis  nach  Treviso  in 
Italien. 

Während  dem  Diehstaldc  und  dem  arbeitslosen  Herumstreichen  mehr  als  die 
Hälfte  der  Ent.artelen  ergeben  ist,  sind  Betteln,  Gewalttätigkeit,  wozu  auch  Tier- 
quälerei gehört,  und  Unzucht  als  w'eitere  Erscheinungsformen  der  Entartung  in 
etwa  je  10  Prozent  der  Fälle  vertreten. 

Die  Elendsten  unter  den  Entarteten  sind  zweifelsohne  die  sittlich  ver- 
kommenen .Mädchen.  Sie  gedeihen  hauptsächlich  in  Laibach  und  dessen 
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nächster  Umgebung.  Als  Beispiel  sei  die  Johanna  K.  angerfihrt.  Außer  der  Ehe 
geboren,  wurde  sic  später  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert,  ohne  daß  diese 
Legiiimation  im  Taufbuche  durchgefülirt  worden  wäre.  Der  Vater,  Arbeiter  und 
Alkoholiker,  über  xwanzigmal  wegen  Uicbstahl,  flCTcntlichcr  Gewalttätigkeit,  Land- 
slreicherei,  Reversion  etc.  abgestraft,  in  der  Regel  unter  Polizeiaufsicht,  vertrinkt 
seinen  ganzen  Lohn  und  läßt  sich  läherhaupl  zu  Hause  nur  dann  blicken,  wenn  es 
in  seiner  Kleidung  gar  zu  lebhaft  geworden  ist  und  dieselbe  ausgekocht  werden 
intiB;  die  Mutter,  unbeanstandet,  ihrem  kärglichen  Erwerbe  nachgehend,  oft  lage- 
lang vom  Hause  abwesend.  Johanna  K.  soll  laut  Polizoianzeige  bereits  im  Alter 
von  sieben  Jahren  in  intimeren  Verkehr  zum  anderen  Geschleehte  getreten  sein. 
Noch  unmündig  w!»r  sie  bereits  wiederholt  wegen  Übertretung  des  § 5 des  Land- 
slreichcrgesctzes  polizeilich  abgestraft.  Mit  V'orliebc  übernachtete  sie  in  Kasernen 
und  nahm  in  der  letzten  Zeit  auf  ilire  nächtlichen  Exkursionen  auch  eine  zehn- 
jährige Elevin  mit.  Knapp  14  Jahre  alt  geworden,  bekam  sie  auch  schon  ihre  ci-ste 
gerichtliche  Strafe  wegen  desselben  Deliktes,  wodurch  das  Pftegschaflsgericht  auf 
sie  aufmeiksum  wurde  und  Anlaß  nahm,  sich  mit  ihr  und  ihren  Eltern  zu 
befassen. 

Die  Mutter,  eine  bis  auf  das  Skelett  abgemagerte  kränkliche  Person,  welche 
stets  voll  Scheu  nach  der  Türe  hinhorchtc,  durch  welche  das  laute  Gebrumm 
ihres  draußen  wartenden,  über  die  gerichtliche  Behelligung  offenbar  indignierten 
Mannes  hereindrang,  erklärte,  das  Mädchen  nicht  mehr  zu  sich  nehmen  zu  können, 
da  es  der  Hausherr  in  seinem  Hause  nicht  dulde;  der  sodann  hereingerufene 
Vater,  stark  berauscht,  gab  zu  verstehen,  da#  er  für  das  mißratene  Kind  alles 
getan  habe,  was  in  seinen  Kräften  gestanden  sei;  hierauf  verfiel  er  in  das  besof- 
fene Elend  und  erkundigte  sich  unter  Schluchzen  und  Tränen,  ob  und  wann  .er* 
gellängt  würde  oder  ob  ,er‘  Aussicht  auf  Begnadigung  habe.  Es  stellte  sich  heraus, 
daß  einer  seiner  Söhne,  den  er  als  den  bravsten  bezeichnete  und  der  seinem 
Herzen  am  nächsten  stund,  vor  kurzem  wegen  Mordes  zum  Tode  durch  den 
Strang  verurteilt  worden  war. 

Das  Pfiegschaftsgericht  n-ahm  sich  nun  mit  allem  Eifer  und,  man  muß 
sagen,  nicht  ohne  Erfolg  der  unglückseligen  Johanna  K.  an.  Eine  Arbeitsgelegen- 
heit konnte  es  ihr  freilich  wegen  ihres  schlechten  Rufes  und  ilircr  ablehnenden 
Haltung  — Johanna  K.  erklärte,  für  sich  ein  leichteres  und  lohnenderes  Gewerbe 
zu  wissen  — nicht  zu  verschaffen;  dafür  aber  fübrte  es  die  Ersichtlichmachung 
der  Legitünation  per  subsequens  matrimonium  im  Taufbuche  mit  Sachkenntnis 
und  anerkennenswerter  Beschleunigung  durch,  wodurch  die  illegitime  Tochter 
einer  unbeanstandeten  Arbeiterin  in  den  Rang  des  vollberechtigten  Kindes  eines 
Gewohnheitsverbrechers  und  der  vollberechtigten  Schwester  eines  Galgenkandi- 
dati  n erhoben  wurde  (papierener  Kinderschulz)! 

Die  Soi^e  für  ihren  weiteren  Erziehungsgang  nahm  Johanna  K.  selbst  in  die 
Hand,  indem  sie,  noch  ehe  zwei  Wochen  seit  ihrer  letzten  Strafe  verstrichen 
wai-en,  dem  Strafrichter  neuerliche  Gelegenheit  zur  Verurteilung  und  dann  zur 
Veranla.ssung  ihrer  Abgabe  in  die  steiermärkische  Besseningsanstalt  nach  L,mko- 
witz  gal).  Ihr  weiterer  Lebenslauf  dürfte  sich  wohl  so  gestalten  wie  jener  unserer 
rettungslos  verlorenen  Pupillin  Rosine  M.,  welche  seit  ihrer  Entlassung  aus  der 
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BcsseruiigsansUill  lustsiech  uud  ansteckungsgofährlich  zwischen  Arrest  und  Spital 
hin-  und  herpendelt. 

Auf  eine  Besserung  solcher  Gefallenen,  wenn  sie  die  Jahre  der  Kindheit 
bereits  hinter  sich  haben,  ist  wenig  oder  gar  keine  Aussicht;  auch  wenn  sie  noch 
die  moralische  Kraft  fänden,  sich  aus  dem  Schlamme  erhoben  zu  wollen,  werden 
sie  vergeblich  nach  der  rettenden  starken,  vor  dem  Schmutze  nicht  zuriiek- 
schrcckenden  Hand  ausblicken,  die  sie  hilfreich  ans  Trockene  zöge.  Im  Falle  der 
Josefine  L.  gelang  es  nicht  einmal  dem  persönlichen  tatkräftigen  Einsetzen  des 
Bürgermeisters,  der  arbeitsbereiten  Pupillin  zu  irgend  einer  Beschäftigung  zu  ver- 
helfen! Unter  solchen  Umständen  befindet  sich  das  Pflegschaftsgericht  in  einer 
etwas  schwierigen  Lage,  wenn  ihm  von  einer  Pupillin  das  Gesuch  um  ober- 
vormundschaftliche  Genehmigung  zum  Eintritt  in  — ein  Lupanar  unterbreitet  wird! 

IV.  Die  persönlichen  und  die  Lebensverhältnisse  der 
Entarteten. 

Zur  Betrachtung  der  persönlichen  und  der  Lebensverhältnisse  der 
Entarteten  übergehend,  ist  vor  allem  hervorzuheben,  daß  von  den  vorliegenden 
14G  Enlartungsfällen  die  unverhältnismäßig  hohe  Anzahl  von  10,  also  mehr  als 
ein  Viertel,  allein  auf  die  Stadt  Laib,ac.h  entfällt.  Von  diesen  40  Laibacher  Ent- 
arteten waren  14,  also  etwa  ein  Drittel,  weiblichen  Geschlechtes,  während  von  der 
Ge.samtzahl  14C  die  weiblichen  Entarteten  nur  etwa  ein  Fünftel  (28)  ausmachen. 
Hieraus  folgt,  daß  sowohl  im  allgemeinen  als  auch  insbesondere  für  die  weibliche 
Jugend  die  Gefahr  der  Entartung  in  der  Stadt  größer  ist  als  am  Lande. 

Dem  Stande  nach  waren  ihre  Väter,  riicksichtlich  Mütter:  68  der  arbei- 
tenden Klasse  angehörig,  Fabriksarbeiter,  Dienstboten,  Taglöhner,  34  kleine 
Gewerbetreibende,  darunter  mit  den  höchsten  Ziffern  7 Schuster  und  5 Schmiede, 
33  Bauern,  7 Eiscnbahnbedienslete,  2 Gastwirte  und  2 Lehrer. 

Nur  37  Entartete  befanden  sich  in  Obsorge  beider  Eltcrntcile;  48  waren 
bei  ganz  fremden  Leuten,  größtenteils  in  dienender  Stellung,  unlergebrachl; 
40  befanden  sich  in  Erziehung  der  Mutter,  weil  in  27  Fällen  der  V'ater  tot  oder 
illegitim,  in  13  Fällen  aber  auf  Arbeit  dauernd  abw'esend  war  (hievon  in  5 Fällen 
in  Amerik.a);  die  restlichen  21  Entarteten  waren  in  Obsorge  des  Vaters,  weil  die 
Mutter  tot  war. 

Von  den  48  bei  fremden  Leuten  anfwachsenden  Entarteten  waren  20  Voll- 
waisen, 12  Vater-,  15  mutterlos,  während  einem  zwar  noch  beide  Eltern  lebten, 
aber  in  Amerika  abwesend  waren. 

Von  den  146  Entarteten  hatten  10  Stiefväter  und  9 Stiefmütter.  Es  sei 
gleich  hier  erwähnL  daß  manches  der  bedauernswerten,  auf  Abwege  geratenen 
Kinder  tatsächlich  die  unduldsame  Stiefmutter  am  Gewissen  hatte.  Doch  gibt  cs 
auch  Stiefeltern,  insbesondere  Stiefväter,  die  besser  sind  als  ihr  Ruf,  aber  der  Ruf 
ihrer  Art  schadet  ihnen.  Insbesondere  unter  der  bäuerlichen  Bevölkerung  finden 
sich  in  der  Regel  mißgünstige  Verwandte  des  verstorbenen  Vaters,  welche  einer- 
seits das  Kind  gegen  den  Stiefvater  aufstacheln,  anderseits  bei  Gericht  auf  Ver- 
haltung des  letzteren  zur  Verzinsung  des  Erbteiles  und  zur  Zahlung  eines  Lohnes 
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an  das  vielleicht  kaum  12  Jahre  alte  Stiefkind  drSngen.  Infolge  der  durch  diese 
Wiihlereien  erzeugten  Verstimmung  verläßt  der  Stiefsohn  schließlich  das  Haus,  wo 
er  geboren  und  auch  nach  dem  Tode  seines  Vaters  in  häuslicher  Zucht  und 
Strenge  gehalten  wurde.  Anderwärts  bekommt  er  nunmehr  freilich  den  ersehnten 
kleinen  Lohn,  auch  sein  Erbteil  wird  verzinst;  aber  das  fehlen  der  häuslichen 
Aufsicht  rächt  sich  und  Zinsen  und  Kapital  werden  oft  verschlungen  von  — Pater- 
nitäten und  Entschädigungen  für  Körperverletzungen.  Kinder  bedürfen  bis 
zum  IG.  Lebensjahre  und  je  nach  ihrer  Veranlagung  zuweilen  auch 
noch  länger  unausgesetzter  Beaufsichtigung,  die  ihnen  bei  fremden, 
gleichgültigen  Leuten  nur  selten  in  dem  Maße  wie  im  eigenen 
Familienkreise  zu  teil  wird. 

Etwa  lü  Prozent  der  Entarteten  war  unehelicher  Geburt.  Ungebetene 
Gäste,  deren  Leben  bereits  im  Keime  vielfach  bedroht  ist,  deren  erster  Laut  nie 
freudig  begrüßt,  wohl  aber  nur  zu  oft  von  verzweifelter  Mutterhand  für  immer 
erstickt  wird,  deren  Sterbliclikcitsziffer  in  den  ersten  Lebensjahren  jene  der  Ehe- 
lichen weit  übersteigt,  der  elterlichen  Liebe  nur  in  den  seltensten  Fällen  im  vollen 
Maße  teilhaftig,  zumeist  in  Not  und  Elend  aufwachsend,  sind  die  unehelichen 
Kinder  ganz  vorzugsweise  der  Gefahr  der  Entartmig  ausgesetzt.  Eine  Evidenz 
über  alle  im  Gerichtsbezirke  vorfallenden  unehelichen  Geburten  besteht  beim 
Bezirksgerichte  Laibach  erst  seit  dem  Jahre  lilOO.  Die  als  Stichprobe  vorge- 
nommene Duichsicht  der  im  ersten  Semester  des  genannten  Jahres  angefallenen 
20.3  Pflegschaften  über  Uneheliche  ergab  folgendes,  genügenden  Einblick  in  die 
Lr'hen.sverbältnisse  dieser  Kinder  bietende  Resultat. 

Die  unehelichen  Mütter  waren  dem  Stande  nach: 

Der  dienenden  Klasse  angehörig,  insbe.sondere  Köchinnen,  dann  Mägde  und 
landwirtschaftliche  Arbeiterinnen  92,  Fabriksarbeiterinnen  CG,  Keusehlers-  und 
Besitzerstöchter  15,  Näherinnen  13,  Private  9,  Besitzerinnen  4,  Besitzersgattinnen 
(deren  Männer  in  Amerika  abwesend  waren)  2,  Lehrerin  und  Evpeditorin  je  1 . 
Einer  Kindesmutter  Stand  blieb  im  Dunklen:  das  neugeborene  Mädel  wurde 
nämlich  von  einem  Postbediensteten  im  blühenden  Buchweizenfelde  gefunden 
und  gelang  es  nicht,  die  Mutter  zu  eruieren. 

Die  unehelichen  Mütter  gehörten  also  fast  ausschließlich  der  mittellosen, 
arbeitenden  Klasse  an. 

Von  diesen  Pfleglingen  starben  laut  der  Akten  42. 

Durch  nachfolgende  Ehe  wurden  legitimiert  43.  Allerdings  war  in 
4 Fällen  für  die  Ehe.schließung  nicht  so  sehr  die  Liebe  als  die  erfolgte  Verurteilung 
zur  Alimentationsleistung  ausschlaggebend.  Anderseits  legitimierte  ein  Ehemann 
da.s  ledige  Kind  seiner  Frau,  obschon  aktenmäßig  und  faktisch  nicht  er,  sondern 
ein  anderer  dessen  Vater  war.  Dadurch,  daß  er  aus  Mitleid  zum  Kinde  und  aus 
Liebe  zur  Frau  vor  dem  Seelsorger  die  Vaterschaft  auf  sieh  nahm,  machte  er  sich 
zwar  der  Übertretung  des  BeU'uges  nach  g 4G1,  St.  G.  schuldig:  aber  — es  war 
ein  humaner  Betrug. 

Von  den  embrigenden  1 15  Unehelichen  w.aren  nur  39  so  glücklich,  daß  ihre 
Väter,  respektive  deren  Angehörige,  für  ihren  vollen  Unterhalt  sorgten; 
12  dieser  Väter  fungierten  auch  selbst  als  Vormünder  dieser  ihrer  Kinder,  ln 
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28  Fällen  steuerte  der  nalärliclie  V'ater  nur  einen  Teil,  und  zwar  höchslens  die 
Hälfte  der  Unterhaltskosten  bei;  diese  Alimentiernngsart  ist  Regel,  wenn 
Mutter  und  Vater  dem  Arbeiterstande  angehörten,  ln  allen  übrigen  48  Fällen 
ruhte  die  Unlerhaltslast  ausschließlich  auf  den  Schultern  der  Mutter.  Es  muß 
hervorgehoben  werden,  daß  ein  guter  'reil  der  meist  dem  Arbeiterstande  an- 
gehörigen  nalürlichen  Väter  seiner  Unterhallspflicht  freiwillig,  aus  natürlichem 
Rflichtbcwußlsein  nachkomml,  obschon  er  weiß,  daß  er  zwangsweise  hiezu  nicht 
verhaltcTi  werden  könnte.  Exekutionen  zur  Hereinbringung  der  Alimenlation  sind 
eben  in  der  Regel  erfolglos:  entweder  üb(‘rsleigen  die  Bezöge  der  Verpflichteten 
nicht  das  ex(‘kulionsfreie  Minimum  jährlicher  803  K oder  verläßt  er  lieber  den 
Dienst,  als  daß  er  sich  gegen  seitien  Willen  Abzüge  gefallen  hassen  müßte  oder 
•aber  wird  ihm,  wenn  er  dies  nicht  selbst  tut,  der  Dienst  vom  Uienstherrn  gekündigt, 
der  sich  durch  die  ihn  überschwemmenden,  in  mysteriöser  Juristensprache  ab- 
gefaßten Pfändungs-  und  Oberweisungsbeschlüsse  und  die  darin  enthaltenen  Auf- 
träge und  Verbote  arg  behelligt  fühlt:  »Wir  können  uns  nicht  hergeben“,  erklärt 
in  einem  solchen  Falle  das  Eisenwerk  S.,  »durch  Jahre  hindurch  für  uns  fern- 
stehende Personen  deraidigc  Agenden  zu  besorgen  und  werden  daher  den  Ver- 
pflichteten entlassen  müssen.“ 

Die  letztgedachten  48  Fälle,  in  denen  die  Mutter  alliun  den  Unterhalt  des 
Kindes  bestreiten  muß,  sind  nur  überwiegend  solche,  in  denen  der  als  Vater 
Belangte  Grund  zu  haben  glaubt,  an  seiner  ausschließlichen  Vaterschaft  zweifeln 
zu  müssen,  deskalb  jede  Zahlung  ablehnt,  und  wenn  seine  Einkomroenshöhe  eine 
erfolgreiche  Exekution  befürchten  läßt,  ohne  Bedenken  und  leichten  Herzens  ins 
Ausland  verschwindet. 

Nicht  einmal  die  Hüllte  der  unehelichen  Kinder  verblieb  in  Obsorge  der 
Mutter,  die  aber  auch  in  diesem  Falle,  wenn  sie  der  aibeitenden  Klasse  .angehörte, 
tagsüber  ihrem  Eiwerbe  nachgehend,  das  Kind  der  Aufsicht  von  Hausgenossen 
anvertrauen  mußte.  Alle  übrigen  w;u-en  gegen  Entgelt  bei  fremden  Leuten,  und 
zwar  meist  am  Lande  imlergebracht.  Jedoch  auch  die  vorläufig  in  Erziehung  der 
Mutter  verbleibenden  werden  gerne  friiher  oder  später  auf  das  Land  abgestoßen, 
wo  sie  bereits  mit  dem  achten  Lebensjahre  als  Hirten  verwendet,  sich  selbst  den 
Unterhalt  verdienen  können  und  der  Mutter  nicht  mehr  zur  Last  fallen;  es  harrt 
ihrer  dort  das  wenig  beneidenswerte  Schicksal  lanilwirtschaftlicher  Hilfsarbeiter, 
immerhin  ist  aber  am  Lande  die  Gefahr  ihrer  Entartung  geringer  als  in  der  .Stadt. 


V.  Ursachen  der  Entartung. 

Aus  den  vorstehenden  allgemeinen  Betrachtungen  sowohl,  als  auch  aus  den 
besonders  luigeführten  Fällen  ergeben  sich  von  selbst  und  mit  aller  Deutlichkeit 
die  Ursachen  der  Entartung. 

Jedes  Kind  bedarf  liebevoller  körperlicher  Pflege  und  positiver, 
zielbe wußler,  unausgesetzter  Erziehung,  wie  sie  ihm  in  idealster 
Weise  nur  durch  das  harmonische  Zusammenwirken  beider  der 
Erziehungspfiieht  gewachsenen  Elternteile  geboten  werden  kann,  ln 
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jenem  Grade,  in  welchem  das  Kind  diese  Pflege  und  Erziehung  ent- 
behren muß,  ist  auch  die  Gefahr  för  dessen  Entartung  gegeben.  Aus- 
gesetzt  der  Gefahr  der  Entartung  sind  also  Voll-  und  Halbwaisen,  veilasjcne  und 
uneheliche  Kinder,  aber  in  nicht  geringerem  .Maße  auch  Kinder  von  Eltern,  denen 
der  harte  Kampf  ums  tägliche  Brot  keine  Zeit  zur  Erziehung  ihrer  Kinder  freiläßt, 
und  in  höchstem  Maße  Kinder,  deren  Eltern  die  Erziehungspllicht  schuldhafter 
Weise  vernacldässigcn  oder  gar  mißbrauchen. 

Über  die  Entartiing.sursachen  äußert  sich  das  Bezirksgericht  Idria  wie 
folgt:  .Insoferne  die  ländlichen  Verhältnisse  und  die  hiebei  gesammelten 
Erfahrungen  in  Betracht  kommen,  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  Ursache  der 
V'erwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  wold  zunächst  in  der  Armut  und 
wirtschaftlichen  Not  der  unteren  Volksschichten  zu  suchen  sei.  Zumeist  sind  es 
Arbeiterkinder  und  unter  ihnen  in  erster  Linie  jene  von  unehelicher  Abstammung, 
denen  cs  an  entsprechender  Aufsicht,  Erziehung  und  Versorgung  gebricht.  Die  Art 
und  Weise,  wie  sich  die  uneheliche  Mutter  al.s  Arbeiterin  oder  Taglöhnerin  den 
Lebensunterhalt  zu  beschaffen  hat,  ist  eben  nicht  d.uiach  angetan,  um  dom 
unehelichen  Kinde  eine  planmäßig  geleitete  gute  Erziehung  angodeihen  zu  lassen. 
Von  Not  und  Nahrungssorgen  geplagt,  ist  die  uneheliche  Mutter  auf  dem  Lande 
g«>zwungen,  dem  Tagesverdienste  außerhalb  des  Hauses,  sei  es  bei  Feldarbeiten 
oder  in  fremden  Häusern  nachzugehen  und  ihr  Kind  tagsfdier  sich  selbst  zu  ülter- 
lassen.  Dieses  bleibt  ohne  Aufsicht  und  häufig  den  ganzen  Tag  olme  Nahrung, 
vernachlässigt  die  Schule,  sucht  sein  Vergnügen  im  beschäffigungslosen  Umher- 
gehen  und,  um  den  Hunger  zu  stillen,  ist  es  genötigt,  sich  am  fremden  Eigeiilume 
zu  vergreifen.  In  der  Sommer-  und  Herbstzeit  sind  es  die  nachbarlichen  Obst- 
liAume,  deren  Früchten  sich  die  kindlichen  Gelöste  zuwenderi,  und  ist  die  Obst- 
zeit voriibor,  nun  dann  wird  bei  den  guten  Nachbarsleuten  bald  in  dieser,  bald  in 
jener  Form,  anfangs  schüchtern  und  dann  immer  kecker  gebettelt  und  hilft  auch 
dies  nicht,  wird  Zuflucht  zum  Stehlen  genommen.  So  reift  das  unglückliche 
Wesen  zum  V.agabunden  heran  und  schließlich  zum  Diebe.  Unter  den  ehelichen 
Kindemdes  Arbeilerslandes  kommen  auf  dem  Lande  glöcklichenveise  nur  vereinzelte 
Fälle  der  Verwahrlosung  vor.  Die  Ursache  derselben  liegt  auch  hier  in  der  Armut, 
obschon  in  der  Regel  in  Verbindung  mit  anderen  Begleiterscheinungen,  als  Trunk- 
sucht, ausschweifender  Lebenswandel  u.  s.  w.  Da.s  Hauptübel  und  die  wichtigste 
Ursache  derV'envahrlosiing  der  Kinder  ist  also  jedenfalls  die  Armut;  die  Ohnmacht 
der  Pllegschaflsbehörde  ist  nur  eine  notwendige  Folge  derselben.  Ohne  Armut 
gäbe  es  keine  Venvahrlosung.  Denn  stehen  Geldmittel  zu  Gebote,  dann  wird  die 
Pnegschaftsbehöixie  schon  Bi>?cheid  wissen  und  Mithd  und  Wege  linden,  um  ein 
Kind,  welchem  die  elterliche  Fürsorge  abgeht,  der  drohenden  Verwahrlosung  zu 
entziehen  und  es  auf  die  riiddige  Bahn  zu  leiten.“ 

In  gleicher  Weise  findet  das  Bezirksgericht  Nasseiifuß  den  Grund  der 
Kinderentartung  vor  alh'in  in  der  Armut  der  Eltern  gelegen,  welche,  alle  Kräfte 
dem  Enverbe  des  täglichen  Brotes  widmend,  außer  stände  sind,  sich  mit  der 
Erziehung  der  Kinder  zu  befassen,  ln  einigen  Gerichtssprengeln  Unterkrains  hat 
insbesonders  in  den  letzten  J,ahren  die  Auswanderung  nach  Amerika  und 
Dcutschliind  in  einer  der  Entvölkerung  drohenden  Weise  zugenominen.  Die  Väter 
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weilen  im  Auslände,  die  Kinder  verbleiben  ohne  Erziehung  und  ohne  Aufsicht  in 
der  Heimat.  Die  Gemeinden  können  sich  mangels  von  Mitteln  um  solche  Kinder 
nicht  kümmern,  ölTenlliche  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalten,  in  welchen  ver- 
wahrloste Kinder  unentgeltlich  erzogen  und  der  Besserung  zugeführt  werden, 
existieren  aber  nicht. 

Auch  andere  Gerichte,  Pfarrümter  und  Schulen  äußern  sich  in  demselben 
Sinne  und  sei  nur  noch  die  den  Zusammenhang  zwischen  Pauperismus  und 
Alkohol  zum  Ausdrucke  bringende  Mitteilung  des  Dekanates  Moräutsch  angefülirt, 
daß  in  lläusern,  wo  cs  an  Brot  gebricht,  die  Eltern  den  Hunger  der  Kinder  mit 
Schnaps  zu  betäuben  pflegen. 

Hand  in  Hand  mit  dem  sozialen  Elend  geht  die  Unbildung  der  Eltern, 
iinsbesondere  der  Mütter,  welche  sie,  mögen  sie  auch  im  übrigen  unbeanstandete 
Leute  sein,  doch  zu  einer  gedeihlichen  Erziehung  des  Kindes  untauglich  macht. 
Apathisch  seinen  Fehlem  gegenüber  vernachlässigen  sie  seine  Beaufsichtigung  und 
l.a-ssen  es  ohne  Zucht,  ein  widerstandsloses  Objekt  jugendlicher  cgoistischerTriebe, 
aufwachsen. 

Eine  weitere  gleich  ausgiebige  Quelle  der  Entartung  ist  der  Alkoholismus, 
ln  einem  Drittel  aller  vorliegenden  Fälle  wird  als  Grund  der  Entartung  direkt  die 
Trunksucht  des  Vaters,  re.spektive  in  acht  Fällen  der  Mutter  bezeichnet:  Trunk- 
sucht allein  oder  in  Verbindung  mit  Armut,  Unbildung,  Indolenz  oder  Kriminalität. 
.Kinder  von  Säufern  sind  in  der  Kegel  auf  den  ersten  Blick  als  geistig  und 
körperlich  mindenvertig  zu  erkennen*  äußert  sich  die  Schulleitung  Dob.  .Die 
entarteten  Kinder  rekiaitieren  sich  hauptsäclilich  aus  Arbeiter-  und  Keuschler- 
familien,  deren  Väter  dem  Schnapse  ergeben  sind.  Da  die  Väter  den  ganzen 
Verdienst  vertrinken,  leidet  die  Familie  Not  und  Entbehrungen.  In  solchen 
Familien  sind  Zwistigkeiten,  Zank  und  Schlägereien  an  der  Tagesordnung. 
Bettelei  und  Diebst:üil  sind  die  natürlichen  Folgen  davon*  berichtet  die  Schul- 
leitung Dob.  .Die  Eltern  geben  ihren  Kindern  schlechtes  Beispiel  mit  Trunksucht, 
Faulheit  und  anderen  Uusittlichkeiten  * (Schulleitung  Cemsenik).  .Die  Kinder 
werden  von  den  Eltern  in  die  Wirtshäuser  mitgeschleppt  und  mit  Schnaps  voll- 
gegossen* (Pfarramt  Kraänja)  u.  s.  f.  Alle  diese  und  noch  viele  andere  ähnliche 
Äußenmgen  fallen  um  so  schwerer  ins  Gewacht,  als  die  ganz  allgemein  gehaltenen 
Fragebogen  nicht  etwa  von  vorneherein  die  Aufmerksamkeit  auf  den  Alkoholismus 
hinlenktcn,  vielmehr  sich  die  Erkenntnis  dieser  Entartungsursache  den  Bericht- 
erstattern von  selbst  mit  aller  Macht  aufgedrängt  hat  Jugendentartung  und  Alko- 
holismas  stehen  zu  einander  in  noch  engerer  Weeliselbezichung  als  Straffälligkeit 
und  Alkoholismus;  eine  ersprießliche  Regelung  der  Jugendfürsorge  ist  ohne  gleich- 
zeitige gesetzliche  Bekämpfung  des  Alkohotismus  nicht  zu  erhoffen. 

Daß  von  entarteten  Eltern  keine  wohlgeartelen  Kinder  zu  erw'arten  sind, 
ist  klar.  Aber  auch  das  schlechte  Beispiel  von  Altersgenossen  wird  auf- 
fallend oft  als  Entartungsursache  angeführt.  Die  Entartung  ist  eben 
ansteckend;  deswegen  ist  sie  um  so  gefährlicher  und  deren  Be- 
kämpfung um  so  dringlicher! 

ln  den  wenigsten,  aber  immerhin  etwa  8 Prozent  ausmachenden  Fällen  ist 
die  Entartungsursache  zur  Gänze  oder  doch  zum  Teil  in  der  krankhaften  Ver- 
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anlagung  des  Kindes,  sei  es  infolge  erblicher  Belastung,  sei  es  infolge  anderer 
nicht  erhellender  Grände,  zu  suchen. 


VI.  Die  Tätigkeit  der  Pflegschaftsgerichte. 

Es  crfibrigt  uns  nur  noch  die  Betrachtung  der  in  den  Torliegenden  Fallen 
von  den  Gerichten  in  Krain  zur  Ilintanhaltung  und  Bekämpfung  der  Jugend- 
verwahrlosung  und  Entartung  in  Anwendung  gebrachten  Mittel. 

Am  leichtesten  zu  handhaben  und  desh;db  am  beliebtesten  ist  die  Ver- 
warnung der  schuldlragenden  Plleger,  respektive  des  entarteten  Kindes.  Sie  ist 
ein  sehr  kommodes  Mittel.  Wenn  sie  aber  mit  der  Vorhaltung  zur  periodischen 
Berichterstattung  unter  jedesmaliger  Mitbringung  des  verwahrlosten  oder  sittlich 
bedrohten  Kindes  verbunden  ist,  kann  sie  vollkommen  befriedigende  Erfolge 
herbeiführen. 

Etwas  energischer  sieht  die  in  den  vielen  Kinderschutzerlüssen  immer  wieder 
in  den  V'ordergrund  gestellte  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  aus.  Sic 
wTirde  in  neun  Fällen  ausgesprochen.  Ober  die  Aberkenmmg  der  väterlichen 
Gewalt  äußert  sich  das  Bezirksgericht  Idria  in  naclistchender  Weise:  ....  Daß 
die.se  Maßregel  allein  für  die  betreffenden  Kinder  von  gar  so  segensreichen  Folgen 
begleitet  wäre,  lassen  die  Erfahrungen  der  Praxis  wohl  sehr  zweifelhaft  erscheinen. 
Derjenige,  der  hiebei  den  größten  Vorteil  zieht,  ist  der  gemaßregelte  Vater  selbst. 
Er  ist  der  Nahrungssorgen  für  sein  Kind  enthoben  und  kann  nun  erst  recht  seiner 
Leidenschaft,  der  Trunksucht,  fröhnen.“  Die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt 
ist  lediglich  von  formeller  Bedeutung;  die  Hauptsache  für  das  Kind  hleibt  denn 
doch  seine  anderweitige  Unterbringung,  welche  aber,  wie  wir  uns  bereits 
an  verschiedenen  Fällen  zu  überzeugen  Gelegenheit  hatten,  mit  ganz  außerordent- 
lichen Schwierigkeiten  verbunden  ist.  ln  dem  Falle  dos  entarteten  Brüderpaares 
B. . .,  in  welchem  die  Aberkennung  der  väterlichen  Gewalt  auch  ganz  glatt  von 
statten  ging,  dauerte  es,  bis  die  erforderliche  Gemeindeunterstützung  geradezu 
erpreßt  und  die  beiden  EnUirteten  endlich  in  der  salesianischcn  Rettungsanstalt 
untergebracht  waren,  nicht  weniger  als  dreizehn  Monate,  während  welcher  Zeit 
das  Gericht  unausgesetzt  in  der  Sache  tätig  war,  IS  Tagsalzungen  al>hielt,  Lä  Zu- 
schriften abschickte,  nicht  nur  die  luainischen,  sondern  auch  alle  bekannten  steier- 
märkischen Waisen-  und  Rettungshäuser  mit  herzbewegenden  Gesuchen  überlief 
und  zur  Fönlerung  seines  Zieles  den  Landesausschuß,  die  Bezirkshauiitmannschaft 
und  nicht  minder  die  Landesregierung  in  Bewegung  setzte.  Nach  dem  Ailvokaten- 
tarife  billigst  berechnet  war  die  Arbeit  des  Ptlegschaflsgerichtes  allein  mindestens 
400  K wert.  Der  endliche  Erfolg  der  ganzen  Aktion  war  eine  Gemeindcunter- 
stülzung  jährlicher  144  K,  ein  Erfolg,  welcher  zur  aufgewendeten  Arbeit  zw.ar 
in  keinem  Verhältnisse  steht,  trotzdem  aber  im  Hinblicke  auf  die  sonst  mit 
den  Gemeinden  gemachten  Erfahrungen  als  außerordentlich  günstig  bezeichnet 
werden  muß. 

Neun  Kinder  wurden  in  anderen  Familien  untergebrachl. 
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Einer  <lurc)i  ilrückondc  Notlage  zum  Betteln  gezwungenen  Mutter  wurde  eine 
kleine  Gemeindeunterstützung  erwirkt. 

nie  Zulässigkeit  der  Anhaltung  in  einer  Besserungsanstalt  wuixle 
ausgesprochen  von  den  Strafgerichten  in  11-,  von  den  Ptlegschaflsgerichlen  in 
fünf  Füllen. 

Eine  ülTentliche  Besserungsanstalt  gibt  es  in  Krain  nicht  und  wird  sie 
ersetzt  durch  die  Korrigendenableilung  der  Landes-Zwangsarbeitsanstalt.  Der 
gerichtliche  Anhaltungsanspruch  wird  jedoch  nicht  immer  durchgeführt 

Von  den  erstgenannten  11  Korrigendenaspiranten  wurden  von  der  zur 
Entscheidimg  über  die  Verhängung  der  Anhaltung  berufenen  gemischten  Landes- 
kommission vier  zurüekgewiesen,  da  alle  Plätze  in  der  Korrigendenabteilung  bis  auf 
weiteres  besetzt  seien.  Unter  den  Zurückgewiesenen  befand  sich  auch  der  Anton 
P. . .,  illegitimer  Sohn  der  mit  fünf  Kindern  verschiedener  Väter  gesegneten  und 
dem  Alkoliolgcnusse  geneigten  Fabriksarbeiterin  B.  P.  . . Noch  unmündig  zog  er 
sich  bereits  durch  Diebstahl  polizeiliche  und  gerichtliche  Abstrafungen  zu.  Als 
Lehrling  versuchte  er  es  dann  der  Reihe  nach  beim  Tischler-,  Wachszieher-, 
Riemer-,  Bäcker-,  Schmiede-,  nochmals  Tischler-  und  schließlich  Schusterhand- 
werke, fand  al)cr  in  keinem  jene  volle  Befriedigung,  die  ihm  nur  das  beschäfti- 
gungslose Il(?rumlungem  und  Lauern  auf  eine  Diebslahlsgelegenheil  gewährte. 
Das  Pllegschansgericht  versuchte  seine  Rettung,  indem  es  ihm  durch  das 
Gemeindeamt  miter  Androhung  der  Folgen  des  g 1 des  Latidstrcichergesctzes 
Arbeit  in  einer  Laibacher  Fal)rik  anweisen  ließ  und  ihn  und  die  Mutter  zur 
allwöchentlichen  Berichterstattung  über  seine  Aufführung  zwang.  Diese  Maßregel 
schien  anfangs  Erfolg  zu  versprechen;  der  15  Jahre  alte  Bursche  nalim  zusehends 
an  Gesundheit  und  zivilisiertem  Aussehen  zu,  wa.s  jedenfalls  nicht  so  sehr  der 
Höhe  seines  Udines  täglicher  70  h für  elfstündige  Arbeit  als  dem  Segen  der 
geregelten  Beschäftigung  zuzaschreiben  war.  Allein  nach  zwei  Monaten  hatte  die 
geregelte  Beschäftigung  den  Reiz  der  Neuheit  für  ihn  verloren ; er  ließ  die  Arbeit 
trotz  der  eindringlichsten  Mahnungen  stehen,  wodurch  er  sich  eine  achttägige 
Arreststrafe  sowie  die  urteilsmäßige  Anwartschaft  auf  die  Besserungsanstalt  zuzog. 
Nach<lemitim  jedoch  diese  »wegen  Platzmangels“  verschlossen  blieb,  versuchte  er 
sich  als  Wohnungseinschleicher,  wurde  erwi.-chl  und  bekam  sechs  Monate  Kerker. 
— Weiters  befaiui  sich  unter  den  Zurückgewiesenen  auch  jener  phantasievolle 
Fratiz  J.  . .,  der  in  so  romantischer  Weise  seine  Adoption  in  Szene  zu  setzen  ver- 
sucht hatte.  Seiner  Freude  über  die  ubgewendele  Gefahr  der  Anhaltung  in  der 
Korrigendenabteilung  gab  er  Aiisilruck  durch  einen  frechen,  mitten  am  Tage  auf 
belebter  Gasse  au-sgeführten  gewalltäligen  Diebstahl,  der  ihm  ebenfidls  sechs 
Monate  Arrest  eintrug.  — Endlich  der  Johann  L.  . .,  der  trotz  seines  zarten  Alters 
von  zwölf  Jahren  wegen  grober  Unsittlichkeiten  aus  der  Schule  ausgeschlossen 
werden  mußte  und  sich  schließlich  einer  schweren  körperlichen  Beschädigung 
schuldig  machte. 

Von  jenen  fünf  Entarteten,  bezüglich  welcher  das  Pflegsehaftsgericht 
die  Zulässigkeit  ihrer  Anludtung  in  einer  Besserungsanstalt  ausgesprochen  hatte, 
fand  überhaupt  auch  nicht  ein  einziger  Aufnahme.  Der  zur  Entscheidung  berufene 
krainische  Landesausschuß  lehnte  die  Abgabe  in  die  Korrigendenabteilimg  der 
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Zwatigsarbeilsanslalt  bezöglich  aller  ab,  zwar  nicht  wegen  Platzmangels,  sondern 
mit  der  Begründung,  weil  für  die  VerpHegskosten  keine  Bedeckung  vorhanden  sei. 
Und  es  waren  recht  würdige  Kandidaten  darunter,  in.sbesondere  der  13  Jahre  alte, 
mit  einer  Stiefmutter  und  einem  mittel-  und  energielosen,  dem  Alkohol  ergebenen 
Vater  behaftete  Schulknabe  P.  K.,  der  es  im  Jahre  1903, 04-  auf  250  unentschuldigte 
Schulversäumnisse  gebracht  hatte,  wegen  Schulstürzens,  Vagabundierens,  Dieb- 
stahls und  Steinwerfens  wiederholt  polizeilich  abgeslraft  war,  sich  zuletzt  durch 
einen  frechen  Ladendiebstahl  hervorgetan  hatte  und  gegenwärtig  unbehelligt  sein 
Unwesen  weiter  treiben  kann,  da  auch  seine  Heimatsgemeinde,  die  Landeshaupt- 
stadt Laibach,  die  Zahlung  der  Verpflegskosten  verw'eigertc,  infolgedessen  das 
Pllegschaftsgericht  diesen  ganz  grassen  Entartungsfall  einfach  auf  sich  beruhen 
lassen  mußte.  Unter  solchen  Umständen  schienen  tatsächlich  jene  Entarteten, 
bezüglich  welcher  der  Strafrichter  die  Zulässigkeit  ihrer  Aiihaltmig  in  einer 
Bc.sserungsanstalt  ausgesprochen  hatte,  besser  gestellt  zu  sein,  da  für  ihre  Auf- 
nahme die  Kostenfrage  nach  dem  Gesetze  nicht  in  Betracht  kommt. 

Begreifbch  erscheint  somit  die  Klage  des  Bezirksgerichtes  Idria:  «Wohl 
sehr  bedauerlich  ist  es,  daß  die  Aufnahme  in  eine  Besserungsanstalt,  deren 
Organisation  doch  eine  planmäßig  geleitete  Erziehung  verbürgt,  nicht  unent- 
geltlich erfolgen  kann,  sondern  daß  es  hiezu  stets  eines  Äquivalentes  bedarf  und 
sei  es  auch  in  der  Gestalt  eines  Verbrechens!“ 

Freilich  läßt  sich  die  Sache  auch  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus 
betrachten,  der  das  ablehnende  Verhallen  des  Landesausschusses  gegenüber  der 
Aufnahme  von  Entarteten  in  die  Korrigendenabteilung  in  sympathischerem  Lichte 
erscheinen  läßt. 

Solche  mit  Zwangsarbeitsanstalten  verbundene  Korrigendenabteilungen  sind 
nämlich  in  ihrer  gegenwärtig  üblichen  Einrichtung  überhaupt  wenig  geeignet,  eine 
Besserung  der  in  ihr  angehaltenen  Korrigenden  zu  erzielen. 

Von  den  aus  der  Korrigendenabteilung  der  krainischen  Zwangsarbeitsanstalt 
in  den  Jahren  1898  bis  1902  entlassenen,  im  Laibacher  Gerichtshofsprengel 
heimatberechtigten  23  Korrigenden  sind  nur  4 (17  Prozent)  nicht  strafrückfällig 
geworden,  bezüglich  welcher  aber  auch  nicht  feststeht,  ob  sie  nicht  etwa  inzwischen 
gestorben  oder  verschollen  sind.  Die  übrigen  19  haben  seit  ihrer  Entlassung 
18  Verbrechen  und  63  Übertretungen  begangen!  Unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen ist  ein  besseres  Resultat  auch  nicht  leicht  möglich.  Mitte  März  1906 
befanden  sich  in  der  genannten  Anstalt  im  ganzen  35  hinter  vergitterten  Türen 
und  Fenstern  verwahrte,  in  trostloser  Sträflingskleidung  steckende  Knaben  und 
Jugendliche,  und  zwar;  11  aus  Oberösterreich,  10  aus  Krain,  6 aus  Kärnten, 
5 aus  Tirol  und  Vorarlberg,  3 aus  dem  Küstenlande;  dem  Alter  nach  waren  6 bis 
14  Jalire  alt  (darunter  der  Jüngste  mit  11  Jahren!),  27  bis  18  Jalire  alt  und  2 im 
Alter  von  19  Jahren;  der  Nationalität  nach:  22  Deutsche,  8 Slowenen  und 
5 Italiener. 

Eine  einheitliche  Erziehung  dieses  bunten,  nach  Alter,  Sprache,  Tempera- 
ment und  Vorleben  so  grundverschiedenen  Materials  ist  von  vornherein  aus- 
geschlossen; für  eine  entsprechende  individuelle  Behandlung  reichen  aber  die 
zwei  Anstaltspädagogen  — Lehrer  und  Katechet  — nicht  aus.  Hiezu  kommt,  daß 
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die  von  anderen  Kronländern  abgegebenen  Korrigenden  durrhscliniltlich  ver- 
wahrloster sind  als  die  einheimischen,  was  zum  Teil  darauf  zurückzuführen  ist, 
daß  einige  jener  Kronländer  über  sehr  ersprießlich  wirkende  Kürsorgevereiiie 
verfügen  und  infolgedessen  nur  jene  ganz  hoffnungslosen  Individuen,  die  durch 
die  Fürsorgevcreine  nicht  untergebracht  werden  können,  in  die  hiesige  Anstalt 
abstoßen.  Insbesondere  sollen  die  küstenländischen  Korrigenden  eine  wahre 
Seuche  für  ihre  Genossen  bilden! 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  also  eigentlich  der  reinste  Holm,  wenn  der 
Pupillarrichter  einen  armen  Jungen  in  die  Korrigendenabteilung  steckt  und  diese 
Maßregel  als  Jugendschulz  deklariert! 

Die  Leitimg  der  Korrigendenabteihmg  ist  sich  dieser  Obeistände  wohl  bewußt 
und  über  die  Mittel  und  Wege  zu  ilu'er  Abhilfe  im  klaren;  es  schien  jedoch  dem 
Landesausschusse  noch  bis  vor  kurzem  nicht  opportun,  an  der  Organisation  der 
Zw'aiigsarbeits.anstalt  und  ihrer  Korrigendcnabteilung,  welche  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Form  eine  Einnahmsquelle  des  Landes  bilden,  zu  rütteln.  Allein  die 
Frage  der  Jugendfürsorge  klopft  stürmisch  an  die  Türe  und  auch  das  Land  Krain 
wird  sich  der  Mitwirkung  an  ihrer  Lösung,  insoweit  sie  in  seinen  Machtbereich 
fällt,  nicht  entziehen.  Dies  ist  um  so  mehr  zu  hoffen,  als  das  L.and  sein  aufrichtiges 
Interesse  an  der  Jugendfürsorge  erst  vor  kurzem  durch  Errichtung  von  sechs 
Stiftungsplätzen  zu  je  200  K für  die  nach  erprobten  pädagogischen  Prinzipien 
geleitete  Knabenretlungsanstalt  der  Salesianer  in  Kroisenegg  hei  Laibach  in  werk- 
tätiger Weise  bekundet  hat. 

Wälirend  die  Zwangsarbeihanstalt  und  in  gleicher  Weise  ihre  Korrigenden- 
abteilung mit  Recht  gefürchteter  sind  als  Arrest  und  Kerker,  steht  die  vorerwähnte 
salesianische  Rettungsanstalt  bei  unseren  jugendlichen  Interessenten  in 
selu-  gutem  Rufe.  Auffallend  häufig  bitten  die  Pfleglinge  bei  Gericht  selbst  um 
Unterbringung  in  derselben.  Wegen  der  leidigen  Kostonfrage  konnten  jedoch  im 
verflossenen  Schuljalire  nur  drei  Knaben  dort  untergebracht  werden:  Jenes 
Brüderpaar  B.,  für  welches  nach  heißem  dreizehnmonatlichen  Bemühen  endlich 
doch  die  Beslreitung  der  Anstaltskosten  aus  öffentlichen  Mitteln  erreicht  worden 
war,  und  der  zwölfjälirige,  von  der  unehelichen  Mutter  und  deren  Gatten  miß- 
handelte und  hiedurch  verwilderte  K.,  dessen  kleines,  bei  Gericht  deponiertes 
Vermögen  zu  diesem  Behufe  angegriffen  wiu'de. 

In  der  salesianischen  Anstalt  finden  Knaben  vom  8.  bis  zum  14.  Lebensj.alire 
Aufnahme.  Die  Unterhaltungskosten  betragen  monatlich  24  K;  für  Bekleidimg  und 
Beschuhung  muß  separat  gesorgt  werden  und  wird  insbesondere  kein  Zögling 
ohne  die  vorgeschriebene  Ausstattung  an  Kleidung  und  Wäsche  in  die  Anstalt  auf- 
genommen. 

Im  ganzen  befanden  sich  im  verflossenen  Schuljahre  in  der  Erziehung  der 
Salesianer  50  Zöglinge.  Da  hievon  nur  obige  drei  durch  Vermittlung  der  Pfleg- 
schaftsgerichte Aufnahme  gefimden  hatten,  hat  es  in  allen  übrigen  Fällen  der 
Intervention  der  Vormundschaflsbehörden  gar  nicht  bedurft,  vor  allem  da  Ver- 
mögen vorhanden  war  und  der  gerichtliche  Kinderschutz  eben  immer  erst  dort 
einselzen  muß,  wo  die  Geldmittel  ausselzen! 
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Eine  unentgeltliche  Aufnahme,  wie  sie  etlichen  von  Anstaltswohltätem 
anempfohlenon  Zöglingen  zu  teil  woirde,  konnten  die  Pflegschaftsgerichte  für  keinen 
einzigen  ihrer  Schützlinge  erwirken,  da  die  Anstaltsleitung  von  der  zwar  einleuch- 
tenden aber  leider  irrigen  Vorstellung  ausgehl,  daß  dem  Pflegschaftsgerichle  vom 
Gesetze  nicht  bloß  der  .Schutz  der  verwahrlosten  imd  entarteten  Jugend  anvertraut 
ist,  sondern  auch  die  Mittel  zu  dessen  Durchführung  an  die  Hand  gegeben  sind. 

Diese  Misere  wird  auch  durch  die  bereits  oben  erwähnten  sechs  Landesstiflungen 
zu  200  K nicht  behoben,  da  sie  zur  Bedeckung  der  von  den  Salesianern  bean- 
spruchten Unterhaltungskosten  monatlicher  24  K nicht  ausreichen,  die  ander- 
weitige BeschafTung  des  wenn  auch  geringen  Fehlbetrages  aber  mit  unglaublichen 
Schwierigkeiten  verbunden  ist  und  zum  Beispiel  im  Falle  des  zwölf  Jahre  alten 
eines  ganz  geMirlichen  Landstreichers  und  Diebes,  nicht  einmal  von  der  Landes- 
hauptstadt Laibach  als  seiner  Heimatsgemeindc  trotz  aller  sich  nun  schon  ein 
halbes  Jahr  hinziehenden  Bitten,  Vorstellungen  und  Beschwerden  erwirkt  werden 
kann!  Übrigens  hat  der  Landesausschuß  in  allerletzter  Zeit  die  Verleihung  dieser 
Stiftungen  bis  auf  weiteres  eingestellt,  da  er  für  sie  keine  Bedeckung  habe! 

Die  salesianische  Anstalt  weist  sehr  schöne  Erfolge  auf;  allerdings  werden 
Zöglinge,  die  sich  in  der  Anstalt  gegen  die  Sittlichkeit  arg  vergehen,  im  Interesse 
der  Zucht  ausgeschlossen.  Sobald  es  die  räumlichen  und  materiellen  Verhältnisse 
der  gegenwärtig  in  unzulänglichen  Lokalitäten  untergebrachten  und  jeglicher  Sub- 
vention aus  öffentlichen  Mitteln  entbehrenden  Anstalt  gestatten  werden,  soll  sie 
durch  eine  Werkstatt,  worin  den  Zöglingen  volle  Ausbildung  in  einem  Handwerke 
geboten  werden  wird,  ergänzt  werden;  dadurch  wird  die  unerläßliche,  fort- 
dauernde pädagogische  Beaufsichtigung  mor.alisch  schwächerer  Individuen 
auch  weit  über  die  Volksschuljahre  hinaus  ermöglicht  und  erhöhte  Garantie 
für  eine  anhaltende  Besserung  derselben  geschallen  werden. 

Wie  es  in  anderen  Kronländern  bereits  der  Fall  ist,  sollten  .auch  in  Krain 
einerseits  das  Land,  andrerseits  auch  die  an  der  Jugendentartnng  ziffermäßig  am 
stärksten  beteiligte  Landeshauptstadt  Laibach  wenigstens  bis  zur  definitiven  staat- 
lichen Regelung  des  Jugendfürsorgewesens  mit  der  salesianischen  Anstalt  ein  Ab- 
kommen wegen  der  Aufn.ahme  verwahrloster  und  entarteter  männlicher  Jugend 
treffen.  Dem  unwürdigen  gegenwärtigen  Zustande  muß  wohl  ein  Ende  gemacht 
werden;  wegen  der  hiemit  verbundenen  Mehrausgaben  werden  die  Umlagen  wohl 
nicht  erhöht  zu  werden  brauchen  und  wenn  sie  erhöht  werden  müßten,  so  wird 
ihre  Erhöhung  zu  diesem  Zwecke  sicherlich  nirgends  auf  Widersprach  stoßen ! 


VII.  Schluß. 

Wir  sind  zu  Ende.  Das  vorgeführte  Material  dürfte  trotz  seiner  Lückenhaftig- 
keit doch  nur  .allzudeutlich  sowohl  die  erschreckende  Verbreitung  der  Entartung 
und  die  Gefährlichkeit  ihrer  Erscheinungsformen,  als  auch  die  Unzulänglichkeit  der 
gegenwärtig  den  Pflegscliaftsgerichten  zu  ihrer  Bekämpfung  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  gezeigt  haben.  Viel  besser  dürften  die  Verhältnisse  in  vielen  anderen  Kron- 
ländern auch  nicht  sein.  Das  Wort  gebührt  nunmehr  dem  Staate. 
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Sicherlich  ist  das  idealste  und  erstrebenswerteste  Ziel  die  Hintanhaltuii),'  der 
Entartung  durch  Behebung  des  sozialen  Elends  der  unteren  Schichten  und  der  damit 
verbundenen  Unbildung  und  Trunksucht.  Unverantwortlich  wäre  es  aber,  des- 
wegen nicht  auch  die  bereits  vorhandene  und  stetig  um  sich  greifende  Entartung 
mit  aller  Energie  zu  bekämpfen.  Zu  diesem  Behufe  bedarf  es  nun  eines  Jugend- 
fürsorgegesetzes, dessen  Schwerpunkt  in  der  Regelung  der  Frage,  in 
welcher  Weise  die  Kosten  der  Fürsorgeerziehung  von  Kindern  mittel- 
loser Eltern  zu  bestreiten  sind,  liegen  wird.  Daß  bei  der  bekannten  pre- 
kären Lage  der  Gemeinden  und  Kronländer  diese  Kosten  im  vorzüglichsten  Maße 
dem  Staate  werden  zur  Last  fallen  müssen,  ist  um  so  natürlicher,  als  ja  durch  eine 
ersprießliche  Fürsorgeerziehung  sein  Budget  für  Strafanstalten  entlastet  werden  muß. 

Während  weiters  eine  gründliche  Reform  der  Besserungsanstalten  überhaupt 
dringend  notwendig  ist,  bedürfen  wir  speziell  in  Krain  neben  der  unaufschiebbaren 
Erweiterung  und  Ausgestaltung  der  salesianischen  Knabenrettungsanstalt  noch 
einer  weiteren  gleichen  Anstalt  für  Mädchen  und  schließlich  einer  Anstalt  zur  pro- 
visorischen Aufnahme  verwahrloster  Kinder  bis  zu  deren  definitiver  anderweitiger 
Unterbringung. 
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Die  Verwahrlosung  Jugendlicher  in  Kärnten,  deren 
Ursachen,  Erscheinungsformen  und  Bekämpfung 

von 

Karl  Winkler, 

I^odes^ricltljrftt  uad  Mitflicd  d«j  lAnd«Muisehu9feB  in  Klagvnfurt. 


I. 

In  Kflmten  überwiegt  die  Land-  und  Forstwirtschaft  alle  anderen  Erwerbs- 
betriebe: Von  den  bei  der  letzten  Volkszählung  erhobenen  367.324  Einwohnern 
sind  mindestens  zwei  Dritteile  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zuzuzälilen*). 
Mit  Ausnahme  von  Klagenfurt  — der  einzigen  Stadt  mit  eigenem  Statute  — und 
wegen  der  Einwohnerzahl  und  den  größeren  fabriksmäßigen  Betrieben  auch  von 
Villach  und  Wolfsberg,  walten  in  allen  übrigen  Städten  und  Märkten  die  ländlichen 
Verhältnisse  vor.  Industriebezirke  größeren  Umfanges  fehlen  gänzlich.  Eine  zahl- 
reichere, geschlossene  Ärbeiterbevölkerung  fmdel  sich,  außer  in  den  Städten 
Klagenfurt,  Villach,  Wolfsberg  und  deren  nächster  Umgebung,  nur  in  den  Orten 
Bleiberg  und  Ferlach,  zumeist  an  den  erworbenen  Kleinbesitz  gebunden,  imd  in 
den  Kohlen-,  beziehungsweise  Zinkbergbauen  Liescha,  St.  Stefan  und  Raibl. 
Dieses  Oberwiegen  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  bringt  es  mit  sich,  daß  in 
den  Landbezirken,  ganz  besonders  in  den  vom  Hauplverkehre  entlegeneren,  bei 
sehr  geringer  Bevölkerungsdichte  und  mit  wenigen  Ausnahmen  durchwegs  über- 
wiegenden mittleren  und  kleineren  Grundbesitz  — wie  in  den  Bezirken  Winklern, 
Kötschach,  Hermagor,  Obervellach,  Gmünd,  Patemion,  St.  Leonhard,  Eisenkappel 
u.  a,  — sich  noch  die  alten  patriarchalischen  Einrichtungen  in  den  bäuerlichen 
Wirtschaften  erhielten.  Die  Autorität  des  Familienoberhauptes  wird  geachtet,  die 
Kinder  helfen  in  der  Wirtschaft  mit  und  finden  auf  dieser,  wenn  sie  nicht  weg- 
heiraten oder  wegziehen,  ilu'  Auskommen  und  im  Alter  ihre  Versorgung.  Ist  bei 
Abgang  von  Kindern  oder  wegen  der  Größe  der  Wirtschaft  die  Aufnahme 
fremder  Dienstboten  notwendig,  so  werden  solche  mit  Vorliebe  aus  sogenaimten 
Ziegelkindern  (Pflegekindern)  oder  entfernteren  Verwandten  herangezogen,  welche 

*)  Die  soziale  Schichtung  der  Bcrufslätigcn  und  ihrer  Angehörigen  sowie  der  Dienstbuten 
und  ihrer  Angehörigen  ist  nach  der  Zus3mmen.stellung  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission 
(Österreichische  Statistik,  Band  Heft  5)  folgende:  Land-  und  FurstwirUcliaft  und  Neben- 
nutzungen  214.465,  Industrie  79.008,  Handel  und  Verkehr  25.513,  ötfentliclier  und  Militärdienst 
sowie  freie  Berufe  zusammen  43.5.85,  ohne  Berufsangahe  4.363,  zusammen  367.334. 
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dann  ein  ständiges  Personal  bilden,  dessen  Kinder  gleichfalls  am  Hofe  aufwachsen 
und  in  dienender  Stellung  am  Hofe  bleiben.  Gesellen  sich  hiezu  das  Festlialten 
an  den  alten  Gebräuchen,  Bedürfnislosigkeit  und  Sparsinn,  dann  gedeiht  das 
Anwesen,  das  zur  Heimstätte  zufriedener,  glücklicher  Menschen  wird,  auf  welcher 
sich  auch  das  Los  der  Kinder  und  Jugendlichen  bei  den  nahen  Wechselbeziehungen 
der  Bewohner  und  deren  mehrfachem  Interesse  an  jenen  fast  durchgehends  zu 
einem  einwandfreien  gestaltet.  Nicht  selten  kommt  es  vor,  daß  zwischen  den 
Megeeltern  und  solchen  Zieh-  oder  Haltekindem  sich  ein  recht  inniges  Anhüng- 
lidikeitsverhältnis  entwickelt,  daß  diese  wie  leibliche  Kinder  gehalten,  adoptiert, 
oder  von  den  Zieheltern  letztwillig  ausreicliend  bedacht  werden,  ln  dieser 
menschenfreundlichen  Behandlung  der  elternlosen  Kinder,  in  ihrer  Aufnahme 
in  die  Familie  liegt  der  Hauptgrund  lür  die  erfreuliche  Tatsache,  daß  in  diesen 
Landbezirken  Fälle  von  wirklichen  Verwahrlosungen  von  Kindern  oder  Jugend- 
lichen nur  selten  Vorkommen,  zumal  auch  die  Abgeschiedenheit  der  Wohnstätten, 
die  größeren  Entfernungen  voneinander  den  Verkehr  mit  Altersgenossen 
erschweren  und  die  aus  ungünstiger  Beeinflussung  und  schlechtem  Beispiele 
drohenden  Gefahren  mindeni. 

Anders  gestalten  sich  diese  Verhältnisse  in  den  Bezirken  mit  überwiegend 
größerem  Grundbesitz,  mit  seinen  zahlreichen  Dienstboten  und  Taglöhnern,  oder  in 
der  Nähe  der  größeren  Städte  und  Fabriks-  oder  Bergwerksbetriebe.  Bei  ver- 
ehelichten Dienstboten,  Taglöhneni  oder  Fabriksarbeitern  findet  sich,  wenn  beide 
Eltern  zur  Aufbringung  der  .Mittel  zum  Unterhalte  tagsüber  dem  Verdienste  nach- 
gehen müssen,  meist  eine  Verwandte,  — Mutter  oder  Schwester  eines  Eltomtciles 
— welche  die  Obsorge  über  die  Kinder  führt,  seltener  wird  diese  einem  Dienst- 
mädchen übertragen.  Die  ledigen  weiblichen  Dienstboten  müssen  während  der 
Arbeit  ihre  Kinder  sich  selbst  überlassen,  nehmen  die  im  Säuglingsalter  stehenden 
gewöhnlich  mit  sich  auf  das  Feld  und  reichen  ihnen,  um  nicht  gestört  zu  werden, 
häufig  einen  in  Most  oder  Branntwein  getauchten  Saug.<toppel,  wodureh  die  Kinder  in 
einen  soporösen  Zustand  geraten  und  wie  im  Schlafe  dahiidiegen.  Sind  sie  über 
dieses  Aller  hinaus,  dann  werden  sie  tagsüber  einfach  am  Hofe  belassen  und 
zumeist  ohne  Erteilung  eines  besonderen  Fürsoi-geaiiftrages  der  Obhut  jener 
Dienstpersonen  überantwortet,  welche  zur  Be.sorgung  der  notwendigen  Arbeiten 
in  Köche  und  Haus  Zurückbleiben  müssen.  Wie  mangelhaft  diese  Überwachung  in 
der  Regel  ist,  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung.  Die  zahlreichen  Slraffälle  durch 
Verunglückung  solcher  Kinder  am  Herdfeuer,  im  nahen  Bache,  btd  Ma-schinen 
ti.  s.  w.  sind  eine  traurige  Bestätigung  dieser  Sorglosigkeit.  Wird  d.as  Mitnehnien 
der  Säuglinge  auf  die  Arbeitsplätze  nicht  gestattet,  kann  die  Mutter  selbst  nicht 
stillen,  dürfen  die  Kinder  am  Hofe  überhaupt  nicht  behalten  werden,  oder  sind  die 
Mütter  zur  Erwerbung  des  Unterhaltes  genötigt,  Dienste  in  geschlossenen  Orlen 
oder  Fabriken  zu  nehmen,  dann  werden  die  Kinder  zu  Angehörigen  oder  zu 
fremden  Personen  auf  die  Kost  gegeben.  In  den  letzteren  Fällen  geschieht  dies 
durchwegs  gegen  Entgelt,  in  den  ersteren  bildet  wenigstens  die  Bezahlung  eines 
voraus  bestimmten  Kostgeldes  die  Ausnahme.  Moralisch  tief  stehende  Mütter 
suchen  — besonders  wenn  noch  Trägheit,  Unlust  oder  Unfähigkeit  zur  Arbeit, 
Genußsucht,  Hang  zu  unstätem  Leben  u.  dgl.  hinzutrelen  — in  den  Konkubinaten 
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ihre  Zuflucht.  Kann  der  Vater  des  ersten  Kindes  den  Aufwand  nicht  mehr 
erschwingen,  oder  zieht  er  sich  aus  Überdniß  oder  anderen  Gründen  zurück,  wird 
ein  zweiter  Zuhrdter  gesuclit  und  findet  sich  endlich  keiner  mehr,  der  die  Kosten 
des  Unteriialtes  der  Mutter  und  Kinder  bestreiten  kann  und  will,  dann  fallen  diese 
den  Gemeinden  zur  Last,  wachsen  ohne  alle  Erziehung  imter  dem  Einflüsse 
schlechtesten  Beispieles  auf  und  werden  teils  aus  Not,  teils  geradezu  durch 
Anleitung  dem  Bettel,  dem  Hange  durch  llerumstürzeln  und  der  Begehung  von 
Gelegenheitsdiebstahlen  in  Feld  und  Haus  zugeführt. 

Damit  wurde  eines  der  traurigsten  Kapitel  der  Kindererziehung  berührt  und 
es  müssen  Vorkommnisse  besprochen  wei-den,  zu  deren  Besserung  die  Macht  des 
einzelnen  nicht  ausreicht.  Die  nicht  hoch  genug  anzuerkennenden  Bestrebungen 
des  Herrn  Dr.  Reicher  zur  Fönlerung  des  Kinderschutzes  und  der  Armen-Kindcr- 
pflege  in  Steiermark,  welche  dank  seiner  seltenen  Ausdauer  — per  tot  discrirainu 
rerum  — dort  zu  den  Landesgesetzen  vom  27.  August  189G,  betreCfend  die  öflenl- 
liche  Armenpflege  und  vom  4-.  September  189G,  betrefleud  den  Schutz  der  in 
entgeltlicher  Pflege  untergebrachten  Kinder  unter  zwei  Jaliren  — führten,  warfen 
ilire  Wellen  auch  in  unser  Land  und  bestimmten  die  k.  k.  Landesregierung,  im 
Einvernehmen  mit  dem  Landesausschusse  den  in  Kärnten  bestehenden  .Kost- 
kinderverhältnissen“ und  den  zur  Regelung  dieser  so  wichtigen  sanitAtspolizei- 
lichen  und  humanitären  Frage  zu  treffenden  Maßnahmen  näher  zu  treten.  Es 
wurden  zu  diesem  Beluife  nach  einem  entworfenen  Formulare  (Zählblatte)  durch 
die  Amts-  und  die  landwirlschalllichen  Distriktsärzte  Erhebungen  über  die  gegen 
mul  ohne  Entgelt  untergebr.aehten  Kostkinder  bis  zum  vollendeten  C.  Lebens- 
jahre veranlaßt,  welche  kein  günstiges  Bild  von  dem  Staude  dieser  Verhältnisse 
lieferten.  Es  ist  zu  beklagen,  daß  von  dem  im  Jahre  1898  bestandenen  248  Ge- 
meinden nur  106  (=  42'7*/„)  die  angeordneten  Nachforschungen  über  Pflege- 
kinder vorgenonmien  haben.  Mehr  als  die  Hälfte  der  Gemeinden,  darmiter  auch 
die  Stadt  Klagenfurt,  beteiligten  sich  an  diesen  Erhebungen  nicht.  Zählblütter 
liegen  nur  vor  aus  dem  politischen  Bezirke  Hermagor  mit  23  Gemeinden  von  8, 
aus  dem  politischen  Bezirke  Stadl  Klagenfurt  1 Gemeinde  von  0,  aus  dem  politi- 
schen Bezirke  Klagenfurt  Umgebung  mit  50  Gemeinden  von  40,  aus  dem  politischen 
Bezirke  Spittal  mit  43  Gemeinden  von  2,  aus  dem  politischen  Bezirke  St.  Veit  mit 
38  Gemeinden  von  2t,  aus  dem  politischen  Bezirke  Villach  mit  30  Gemeinden 
von  8,  aus  dem  politischen  Bezirke  Völkermarkt  mit  29  Gemeinden  von  18,  aus 
dem  politischen  Bezirke  Wolfsberg  mit  34  Gemeinden  von  9,  zusammen  aus 
248  Gemeinden  nur  106.  Infolge  dieser  geringen  Beteiligung  muß  auf  eine 
umfassende  Schilderung  der  bestehenden  Verhältnisse  verzichtet  werden.  Aber 
auch  die  Möglichkeit  eines  völlig  zutreffenden  Vergleiches  der  Verhältnisse  in  den 
einzelnen  Bezirken  wird  dadurch  vereitelt,  was  um  so  bedauerlicher  ist,  als  ein 
solcher  zum  Zwecke  der  Klar.stellung  der  vorhandenen  Zustände,  beziehungsweise 
zur  Ermittlung  der  Ursachen  derselben,  wohl  kaum  entbehrt  werden  kann.  Ent- 
sprechend den  wenig  allseitig  gepflogenen  Erhebungen  ist  auch  die  Zahl  der 
Pflegekinder  eine  verhältnismäßig  kleine.  Die  in  den  106  Gemeinden  bezüglich  der 
untersuchten  930  Kostkinder  fcstgeslellten  Verhältnisse  sind  aus  der  folgenden 
Zusammenstellung  zu  entnehmen: 


Digitized  by  Google 


360 


ß28 


K&rnten. 


Digitized  by  Google 


Kfimten. 


32ü 


Es  sei  gestattet,  einige  der  für  die  gegenständliche  Frage  wichtigsten  Fest- 
stellungen noch  besonders  hervorzuheben. 

Von  diesen  930  Kostkindern  bis  zum  vollendeten  G.  Lebensjahre  waren 
10G  = ll-3“/o  von  ehelicher  und  824  = 88-7«/n  von  unehelicher  Geburt  und 
finden  sich  die  liöchstcn  Zahlen  von  letzteren  in  den  Bezirken  Umgebung  Klagcn- 
fiirt  und  Sl.  Veit.  Nur  280  der  iineheliclien  Kinder  (347"/o)  besaßen  einen  Vor- 
mund, indes  391  (=  47 'k'  o)  eines  solchen  entbehrten  und  in  147  Fällen  nicht 
festgestellt  werden  konnte,  ob  die  Bestellung  eines  Vormundes  erfolgt  war  oder 
nicht  Die  günstigsten  Verhältnisse  weisen  diesfalls  die  Bezirke  Hermagor,  Villach, 
Spittal  undWolfsbei-g  auf,  in  denen  43-5, 70,  ,ä0  und  0ü-3Vo  aller  unehelichen  Kinder 
einen  Vonnund  hatten.  Etwas  mehr  als  die  Hälfte  von  ihnen  — 480  oder  51’7Vo 
— standen  im  ersten  (235)  und  im  zweiten  (247)  laibensjahre,  in  den  folgenden 
nehmen  die  Zalden  auffällig  ab,  so  daß  im  6.  Lebeasjahre  nur  mehr  5G  oder  G*/« 
der  Gesamtsumme  vorhanden  waren.  Eine  Erklärung  hiefür  ist  aus  den  Zähl- 
blättem  nicht  zu  gewinnen.  Auch  bezüglich  der  Pllegei)arteien  sind  die  Auskünfte 
dürftig.  Wir  erfahren  zwar,  daß  deren  Leumund  in  den  meisten  Fällen  ein  guter 
sei,  daß  deren  Vermögensverhältnisse  schlechte  sind  — mehr  als  70'/o  werden  als 
vermögenslos  bezeichnet  — allein  über  den  Gesundheitszustand,  die  Standes-, 
Berufs-  imd  Erwerbsverhältnisse  u.  dgl.  erhalten  wir  nur  ungenügende  Auskünfte. 
Von  Gl  1 Pflegern  st.anden  108  in  einem  Alter  von  über  GO,  zwei  sogar  in  einem  Alter 
von  über  80  Jahren  und  3G0  von  ihnen  hielten  gleichzeitig  mehrere  — eine  Partei 
sogar  8 — Kostkinder.  Die  schlechtesten  Verhältnisse  finden  sich  in  den  Bezirken 
Umgebung  Klagenfürt  und  St.  Veit,  wo  52*/o  beziehungsweise  4p.5»/»  üH<ir  Pflege- 
kinder an  Kostorten  untergebracht  waren,  auf  welchen  gleichzeitig  mehrere 
gehalten  wurden.  Günstiger  sind  diese  Verhältnisse  in  Oberkärnten  mit  29' 1“/«  im 
politischen  Bezirke  Hermagor,  4'3«/o  im  politischen  Bezirke  Spittal  und  7 G“/»  im 
politischen  Bezü-kc  Villach.  Gegen  Entgelt  sind  732  = 78-  8"/..  ohne  solches  (mei.st 
bei  Verwandten)  197  = 2P2"/«  untergebracht.  Für  376  solcher  Kinder,  das  sind 
51  •3"/«,  überstieg  das  Kostgeld  nicht  den  Betrag  von  monatlich  8 K und  es  ist 
begreiflich,  daß  bei  einer  derart  ungenügenden  Entlohnung  der  großen  Mühe- 
waltung, welche  eine  ordentliche  Pflege  erheischt,  die  Ansprüche  an  die  Pflege- 
parteien  keine  sonderlich  großen  sein  können.  Nach  den  Angaben  in  den  Zähl- 
blättem  wird  das  Kostgeld  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  von  der  unehelichen 
Mutter  geleistet  und  nur  in  wenigen  Fällen  erscheint  als  Zahler  der  uneheliche 
Vater  allein,  in  einigen  gemeinsam  mit  der  Mutter. 

Sehr  vei-schieden  sind  die  Angaben  über  die  sanitäre  Beschaffenheit  der 
Wohnungen.  Von  den  822  beschriebenen  werden  im  Durchschnitte  15-9»/o  als 
sanitär  nicht  entsprechend  bezeichnet.  Von  807  ärztlich  untersuchten  Pflegekindern 
wurde  der  körperliche  Zustand  in  HO  Füllen,  das  sind  1 3 6*/»,  als  imgünstig 
erhoben.  Was  speziell  den  Sanitätsdistrikt  , Umgebung  Klagenfürt*  anbelangt,  so 
ist  nach  den  Berichten  der  Herren  Arzte  die  Pflege  der  Kostkinder  in  demselben 
eine  sehr  mangelhafte.  Arbeitsscheue,  ledige  Frauenzimmer  be.schäftigen  sich  mit 
der  Pflege  von  Kostkindern  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  eigenen  Unterhaltes. 
Es  werden  den  Kindern  die  wichtigsten  Nährstoffe  vorenUialten  und  weil  die 
Beschaffung  von  Milch  zu  teuer  kommt,  häufig  Surrogate  von  fraglichem  Werte,  wie 
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dünne  Mehlsuppen,  aufgewcichle  alte  Semmeln,  Kukuruzgrieß  u.  dgl.  — selbst 
schon  Kindern  im  Alter  von  wenigen  Wochen  — gereicht.  Wer  vermöchte  zu 
behaupten,  daß  diese  Verstöße  nur  aus  Teilnahmslosigkeit  oder  Unverstand  und 
nicht  auch  in  der  Absicht  begangen  werden,  um  sich  einer  lästigen  Bürde  zu  ent- 
ledigen oder  entledigen  zu  helfen?  Die  Folge  davon  ist,  daß  diese  Kinder  naliczu 
umuilerbrochen  an  Magen-  und  Darmkatarrhen  kranken  und  entweder  diesen  er- 
liegen oder  bei  allgemeiner  Schwäche  in  so  widerstandsunfähigem  Zustande  auf- 
wachsen, daß  sie  in  jahrelangen  Krankheiten,  Skrofulöse  und  Rhachitis  dahin- 
siechen. ln  diesem  Distrikte  allein  sind  innerhalb  10  Jaliren  79ü  und  davon  54-li, 
das  sind  G9'6»/o  an  Magen-  und  Danukatarrh  gestorben,  indes  die  mehrfachen  Epi- 
demien nur  98  Todesfälle  unter  diesen  Kindern  nach  sich  zogen.  Der  Prozentsatz 
der  in  sanitärer  Beziehung  nicht  entsprechenden  Wohnungen  erhebt  sich  im 
Bezirke  „Klagenfurt  Umgebung*  auf  211"/i>  und  sind  die  Verhältniszahlen  am  un- 
günstigsten in  den  der  Stadt  zunächst  gelegenen  Ortschaften,  so  in  Annabichl  mit 
62'5"/,  und  in  St.  Martin  mit  55'5*/«.  Wie  häutig  bilden  in  dieser  wichtigen  Zeit 
der  Entwicklung  mit  Unverstand,  ohne  Beiziehung  ärztlicher  Hilfe  behandelte  oder 
gänzlich  vernachlässigte  kleine  Erkrankungen  der  Kinder  die  Ursache  ilirer  späteren 
Erwerbsunfähigkeit.  Es  ist  Tatsache,  daß  die  körperlichen  Gebrechen  vieler  Zög- 
linge in  den  Landesblinderi-  und  Taubstummenanstalten  aus  vernachlässigten 
Augen-  und  Mittelohrentzündungen  und  sonstigen  -Sorglosigkeiten  ihrer  Pfleger 
im  Kindcsalter  entstanden  sind,  wodurch  sie  für  itir  ganzes  Leben  unglücklich 
gemacht,  der  produktiven  Tätigkeit  entzogen  und  zum  größten  Teile  den  Gemeinden 
und  dem  Lande  aufgelastet  werden.*)  Etwas  günstiger  war  das  Ergebnis  in  den 
anderen  Bezirken,  am  besten  in  den  entlegeneren  Gebirgsbezirken  mit  geringer 
Bevölkerungsdichte,  klcuierem  bäuerlichen  Besitze  und  ohne  größere  Industrie- 
betriebe. Aber  selbst  in  solchen  finden  sich  wiederkehrend  manche  mehr  oder 
weniger  zu  beanstandende  Erscheinungen,  wie  ungenügende  Wohnungsverhält- 
nisse, Abgang  eigener  Bett.slelleii,  mangelhafte  Wäsche  und  Pflege,  hohes  Alter 
und  .‘\rmut  der  Pfleger.  Ob  diese  Kostgeber  oder  Pfleger  auch  in  der  Lage  sind, 
die  damit  verbundenen  Pflichten  zu  erfüllen,  ob  in  sanitärer,  religiöser  und  sitt- 
licher Beziehung  Bedenken  bestehen  oder  nicht,  wir<l  nicht  gefragt  und  eine  Über- 
wachung nicht  gepflogen. 

Aus  Erhebungen  ergibt  sich,  daß  unter  den  gegen  Entgelt  in  fremder  Pflege 
befindlichen  Kindern  jene  von  unehelicher  Geburt  mit  88  7«/„  die  große  Mehrheit 
bilden,  die  größte  Zahl  der  Kostkinder  im  Alter  von  1 bis  2 Jahren  steht,  und  von 
da  ab  eine  von  J.ahr  zu  Jahr  wachsende  Abnahme  eintritt,  daß  die  mit  Kinderpflege 
sich  befassenden  Parteien  sich  in  der  Mehrzahl  zwar  eines  guten  Rufes  erfreuen, 
jcHloch  zumeist  vermögenslos  und  häutig  in  einem  Alter  sind,  welches  sie  zu  einer 
ent.sprcc.henden  Pllcgeleislung  minder  geeignet  erscheinen  läßt,  daß  die  Zahl  der 
Koslplätze  mit  mehreren  Pflegekindern  in  vielen  Gemeinden,  insbesondere  im  Um- 
kreise der  Landeshauptstadt,  eine  zu  große  und  das  für  die  Pflege  geleistete  Ent- 

•)  Von  dea  ira  Jahre  UKJt  in  der  Kärntner  BtindenanstaU  untcrgehractiten  28  Zöglingen 
sind  blind  geboren  8,  blind  geworden  20.  und  zwar  15  durch  eitrige  Augenentzöndung  der  Neu- 
geitorenen,  Hdurch  Infektionskrankiiciten  und  je  einer  durelittciiimlmulentzandung  und  Skrotutose. 
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gi'lt  in  den  weitaus  meisten  Fällen  ein  ungenügendes  und  zur  Sicherung  einer  ent- 
sprechenden Pflege  nicht  ausreichendes  ist,  weiters,  daß  die  Beschaffenheit  der 
Wohnungen  oft  nicht  den  bescheidensten  sanitären  Anforderungen  entspricht,  hin- 
sichtlich der  Kinderpllege  — reine  tuid  genügende  Wäsche,  gesonderte  Bettstellen 
u.  dgl.  — vielfuclie  Mängel  gefunden  wurden  und  daß  endlich  die  Zahl  von 
Erkrankungen  und  Todesfällen  solcher  Kinder  an  Lebensschwäche,  Magen-  und 
Darmkatarrhen  eine  erschreckend  hohe  ist.  Damit  stehen  in  Cbereinstimmung  die 
ungünstigen  Ergebnisse  der  L.indessanitätsstalistik,  insoweit  sich  deren  Fest- 
stellungen auf  die  Zahl  der  Geburten,  das  Verhältnis  der  ehelichen  zu  den  unehe- 
lichen, sowie  auf  die  Kindersterblichkeit  in  den  einzelnen  Bezirken  beziehen  und 
welche  aus  den  folgenden  Taliellen  — zusammengeslellt  aus  den  I.andessanitäls- 
berichlen  über  die  Jahre  1000  bis  einschließlich  lOOi  — zu  ersehen  sind. 


Geburten  in  Kärnten. 
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Im  dreijälirigen  Durchschnitte  (1901—  1903)  betnig  in  K.ärnten  die  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  395-3»/(,  und  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  zusammengenommen  126'9“/o-  Der  Grund  für  dieses  ungünstige 
Verhältnis  liegt  w'ohl  in  dem  Überwiegen  des  Klcinbcsitzes  und  der  für  die  Bewirt- 
schaftung des  mittleren  und  großen  landwirtschaftlichen  Besitzes  notwendigen 
zahlreichen  Dienstboten  und  Taglöhner,  welche  Umstände  die  Eheschließungen 
sehr  erschweren  und  Kärnten  gegenüber  den  Kronländern  mit  vorherrschend 
industrieller  Wirtschaftsform  oder  jener  der  Deputatisten,  wie  Böhmen  und  Mähren, 
in  dieser  Beziehung  in  Nachteil  setzen. 

Das  Verhältnis  der  ehelichen  zu  den  unehelichen  Geburten  in  diesen  Jahren 
war  in  den  einzelnen  politischen  Bezirken  folgendes  (Tabelle  Seite  332). 

Todesfälle. 

Die  Zahl  dieser  schwankte  im  letzten  Dezennium  zwischen  8807  im  Jahre  1 904 
und  9775  im  Jahre  1896.  Hievon  sind  für  die  vorliegende  Frage  von  Interes.se  die 
Todesfälle  im  Säuglings-  und  im  frühesten  Kindesalter,  woi-über  die  zweilfolgende 
Tabelle,  enthaltend  diu  Prozentverhällnisse  der  Kindersterblichkeit  in  den  einzelnen 
Bezirken  im  ersten  Monate  und  im  ersten  Lebensjalire,  Aufsclduß  gibt. 
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Gegonüber  der  Anzahl  aller  Todesfälle  in  jedem  dieser  fünf  Jahre  betragen 
die  Sterbeffille  im  ersten  Lebensjahre  35- 1,  21)-2,  28-6,  27-3  und  27‘7  Prozent. 

Überblicken  wir  diese  Ergebnisse  der  Sanitäls.slatistik,  so  lassen  sich  darin 
ebenso  wie  aus  den  besprochenen  Erhebungen  durch  Zählblütter  die  Folgen  der 
im  Eingänge  hervorgehobenen,  das  Leben  und  Gedeihen  der  Kinder  gefährdenden, 
in  den  besonderen  Verhältnissen  gelegenen  Übelstände  unschwer  nachwei.sen. 
Die  höchste  Zahl  von  unehelichen  Geburten  weist  durchwegs  der  politische  Bezirk 
St.  Veit  auf,  welchem  die  Landeshauptstadt,  jedoch  nur  wegen  der  vielen  Fälle  auf 
der  geburtshilflichen  Abteilung  des  Landeskrankenhauses,  nachfolgt.  Die  weitaus 
günstigsten  V'erhältnissc  in  dieser  Richtung  zeigt  der  politische  Bezirk  Hermagor, 
indes  die  übrigen  das  Landesmittel  395"/»»  nicht  erreichen.  Die  Erklärung  liegt 
in  der  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  V'erhältnissc.  Im  Bezirke  St.  Veit  Ober- 
wiegt der  mittlere  und  große  Grundbesitz  mit  seinen  zahlreichen  Dienstboten  und 
Taglölmern  den  kleinbäuerlichen,  dagegen  im  Bezirke  Hermagor  dieser  mit  seinen 
patriarchalischen  Einrichtungen  jenen.  Auch  die  zwischen  den  anderen  Bezirken 
festgestelltcn  Abstufungen  finden  in  dem  Überwiegenden  des  emen  oder  anderen 
dieser  wirtschaftlichen  V'erhältnisse,  in  der  größeren  oder  geringeren  Bevölkeriing.s- 
dichtc,  in  dem  Iluizutreten  oder  Mangel  von  Fabriksbetricben  und  dergleichen  ihre 
sachgemäße  Erklärung.  Die  höchsten  Verhältniszahlen  hinsichtlich  der  Tot- 
geburten weist  — abgesehen  von  der  nur  wegen  der  Landcsgebäranstalt  in  Betracht 
kommenden  St.adt  Klagenfurt  — der  politische  Bezirk  Klagenfuil  (Umgebung)  atil, 
indes  von  keinem  der  anderen  das  Landesmittel  von  37-0  Prozent  erreicht  wird. 
Im  letzten  Dezennium  betrugen  die  (ieburtsüberschüsse  25.0.59,  was  eine  jährliche 
Vermehrung  der  Bevölkerung  um  6-98  Prozent  ergeben  wArde.  *)  Die  Sterblich- 
keit der  Kinder  im  ersten  Monate  ist  am  größten  im  Bezirke  St.  Veit,  jene  im  ersten 
Lebensjahre  im  Bezirke  Klagenfurt  Umgebung.  Zu  erstercr  dürfte  die  mangelhafte 
Unterbringung  und  Fliege  der  Kinder  von  Seite  ihrer  durch  die  Dienstleistung 
behinderten  Mütter,  zu  letzterer  haupLsächlich  die  Gewissenlosigkeit  jener  Personen 
beitragen,  welche,  ohne  alles  Verständnis  für  die  Pflege,  nicht  aus  Neigung,  son- 
dern lediglich  aus  Gewinnsucht  Kinder  in  Fliege  nehmen  und  da  eines  allein  sich 
nicht  lohnt,  so  viele  aufnehmen,  als  sie  in  der  kleinen  Wohnung  nur  überhaupt 
unterzubringen  vermögen. 

Einer  weiteren  Ursache  so  vieler  beklagenswerter  Erscheinungen  muß  noch 
Erwähnung  geschehen,  welche  nicht  nur  die  körperliche  und  geistige  Entwicklung 
der  Kinder,  sondern  damit  auch  die  ganze  Zukunft  des  V'olkes  gefährdet,  — es  ist 
dies  die  immer  mehr  um  sich  greifende  Branntweinpest.  Dadurch,  daß  auf  dem 
Lande  fort  und  fort  neue  Krämcreien  entstehen,  welche  in  dem  V'erkaufe  gebrannter 
Flüssigkeiten  Uircn  Haupterwerbszweig  linden,  ist  es  selbst  den  Dienstboten  mög- 
lich, sich  jederzeit  Branntwein  zu  verschaffen.  Jeder  freudige,  ja  selbst  traurige 
Anlaß  wird  hiezu  au.sgcnützt;  Dienstboten  beiderlei  Geschlechtes,  halbwüchsige 
Bursche  und  Mädchen  reichen  sich  die  Hasche  und  langt  das  Geld  nicht  mehr. 


•)  In  Wirklichkeit  slelU  sich  diese  Ziffer  niedriger.  Mit  Zugrumiele^ning  der  beiden  Volks* 
zäldungcn  18^0(361.008)  und  1000  (mit  367.3Ü  Einwuhnem)  hetnig  in  diesem  Zeiträume  die 
BcvOlkcrungszunflhmc  nur  1*8  PrüzenU  eine  beachtenswerte  Wirkung  der  starken  Auswanderungen. 
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wird  auf  Kredit  geholt  oder  das  fehlende  durch  Unredlichkeiten  an  den  Dienst- 
gebern beschafft.  Wen  diese  Leidenschaft  einmal  gefangen  hillt,  den  läßt  sie  nicht 
mehr  los,  zerstört  seine  Gesundheit,  zerrüttet  durch  Unfähigkeit  zur  Arbeit  und 
durch  die  Geldvergeudung  die  Wirtschaft,  untergräbt  das  glückliche  Kamilien- 
leben,  degeneriert  die  Nachkommenschaft  und  überträgt  sich  durch  schlechtes  Bei- 
spiel und  Angewöhnung  auf  diese. 

Die  zunehmende  Zahl  der  Idioten  und  Geisteskranken'),  die  immer  schlechter 
werdenden  Ergebnisse  der  Assentierungen,  die  fortschreitende  Verarmung  dos 
Bauernstandes,  dem  dieses  Laster  die  Arbeitskräfte  schwächt  und  entzieht,  das 
Vesrehwinden  vieler  Kamilicn  von  der  angestammten  .Scholle,  zahlreiche  \'er- 
gehungen  gegen  die  körperliche  Sicherheit,  gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums, 
aus  Fahrlässigkeit  entstandene  Feuersbrünste  und  dergleichen  sind  einzig  und 
allein  die  Folgen  dieser  in  ihren  Wirkungen  schrecklichen  Verirrung  •).  Welchen 
Umfang  diese  wenigstens  in  einzelnen  Bezirken  Kärntens  bereits  erreicht  hat.  geht 
aus  der  statistisch  festgestellten  Tatsache  hervor,  daß  Kärnten  mit  seinen  71  Liter 
reinen  Branntwein  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  nur  von  Schlesien  mit  SA  und 
Mähren  mit  7'2  Liter  übertroffen  wird  und  sicherlich  nur  dieserwegen  auch  in  der 
Tabelle  über  die  auf  10.000  Einwohner  ontfidlenden  Delikte  gegen  die  körperliche 
Sicherheit  (schwere  und  leichte  Körperbeschädigungen)  mit  30-7  Fällen  an  vierter 
Stelle  — nach  Galizien  (55'9),  Krain  (4’8-7)  und  Bukowina  (39)  steht.  •)  Es  sind 
daher  die  Rufe  nach  einem  helfenden  Einschreiten  der  Regierung  gegen  die  Brannt- 
weinpest, welche  seit  dem  Jahre  1897  in  jeder  Landtagstagung  erhoben  werden, 
gewiß  begründet 

Bei  diesen  ungünstigen  und  jeder  Überwachung  entbehrenden  Zuständen  der 
Koslkinderpllegc,  bei  der  großen  Zahl  der  ohne  die  Wohltat  eines  geordnelen 
Familienlebensund  ohne  entsprechende  Fürsorge  aufwachsenden  unehelichen  Kinder, 
wie  jener  vielen  ehelichen,  welche  unter  der  Armut,  Roheit,  dem  Mangel  an  Einsieht 
und  Erziehungsgabe,  oder  der  durch  Verschwendung.  Trunksucht,  leichtsinnigen 
Lebenswandel  der  Eltern  verschuldeten  Notlage  zu  leiden  haben,  ist  es  wohl  nur 


*)  Die  Zalil  der  Ueisteskranken  ün  Lande  beUaig: 


im  Jahre  100(J 835 

. , 1901 880 

, . 1904  868 

, . 1903  946 

. . 19üt 939. 


*)  An  olTcnkundiger  Trunksnchl  slarben: 

im  Jalire  1900  49  Personen, 

. . 1901 44 

. . 1904  34 

. . 1903  19 

, , 1904  40  , 

und  enttielen  hievon  im  Jaltre  1904  der  iiächsle  Prozentsatz  auf  den  poUtizciien  Bezirk  St.  Veil 
(8  Prozent)  der  kleinste  auf  Hermagor  l4  Prozent). 

»)  Ür.  Herz  in  der  Monatsschrin  fOr  Kriminalpsychoingie  und  und  8lrafrechtsrorm  1905, 
Seite  564. 
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dem  günstigen  Einflüsse  der  Schule  und  der  Sclmlaufsichlsbehörden ') , dem 
religiösen  Sinne  und  angebornen  Schamgefühle,  wie  auch  — und  nicht  etwa  zuui 
geringsten  Teile  — der  sprichwörtlichen  Gutlicrzigkeit  und  Mildtätigkeit  der  Bevöl- 
kerung zu  danken,  daß  bisher  in  Kärnten  von  einer  allgemeinen  Verwahrlosung  der 
Kinder  und  Jugendlichen  noch  nicht  gesprochen  werden  kann.  Daß  aber  eine 
solche  bei  der  steten  Zunahme  der  Bevölkerung,  mit  welcher  die  Schaffung  neuer 
ErwerbsqueUen  und  die  Erleichterung  der  Erwerbsmöglichkeit  nicht  gleichen 
Schritt  halten,  in  absehbarer  Zeit  eintreten  könnte,  läßt  sich  um  so  weniger  in 
Zweifel  ziehen,  als  durch  die  fort  und  fort  steigernde  Nachfrage  gegenüber  der 
ziemlich  stationär  bleibenden  Lebcnsmittelproduktion  ein  solches  Hinaufschnellen 
der  Preise  aller  Lebensbedürfnisse  eintreten  muß,  daß  der  durch  die  zunehmende 
Arbeitsnachfragc  horabgedrückte  Arbeitsertrag  sich  denselben  nicht  mehr 
gewachsen  erweist,  und  dadurch  der  V'erarmiing  und  Notlage  der  arbeitenden 
oder  an  ein  bescheidenes  fixes  Einkommen  gebimdenen  Klassen  Tür  und  Tor 
geöffnet  werden.  Eine  unausbleibliche  Folge  dieser  Entwicklung  der  Verhältnisse 
und  des  dadurch  immer  schwerer  wenlenden  Kampfes  um  das  Dasein  wird  das 
Verschwinden  der  bisherigen  patriarchalischen  Zustände,  die  Lockerung  der  Bande 
des  Familienlebens  und  der  Disziplin,  demnach  die  Beseiügvmg  jener  segensreichen 
Schranken  sein,  welchen  wir  derzeit  noch  die  günstigen  Zustände  besonders  auf 
dem  Lande  zu  danken  haben. 

Zu  diesem  für  ein  vorbeugendes  Einschreiten  der  öffentlichen  Gewalt  gewiß 
stichhaltigen  Grunde  kommt  noch  chio  andere  sehr  beachtenswerte  Erwägung. 
Die  Erinnerung  an  die  an  Freude  und  Glück  so  arme,  an  Entbehrungen  aller  Art 
und  harter  Behandlung  so  überreiche  Jugendzeit  erzeugt  bei  diesen  Bedauerns- 
werten gewiß  im  reiferen  Alter  Neid  gegen  jene  Mitmenschen,  welchen  ein  besseres 
Los  beschieden  war,  Erbitterung  und  Maß  gegen  die  bestehende  gesellschaftliche 
Ordnung  und  verschärft  dadurch  die  vorhandenen  sozialen  Gegensätze.  Es  müssen 
Vorkehrungen  geschaffen  werden,  welche  geeignet  sind,  das  harte  Los  dieser  Kin- 
der zu  verbessern  und  die  Gefahren  abzuschwächen,  welche  aus  dem  Zusammen- 
treffen unglücklicher  Umstände  für  sie  und  unmittelbar  auch  für  die  menschliche 
Gesellschaft  und  das  Staatswesen  erwachsen. 

Aus  diesen  humanitären  und  sozialpolitischen  Gründen  muß  die  Frage,  ob 
zur  Hintanhaltung  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  das  Ein- 
schreiten der  öffentliidien  Gewalt  notwendig  erscheuit,  unbedingt  bejaht  wer- 
den. Dieses  Einschreiten  kann  geschehen: 

yl.  Im  Wege  der  Gerichte  als  Vormundschafts-  und  Kuratelsbehörden  durch 
straffere  Handhabung  der  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen, 

£.  durch  eine  weitere  Ausgestaltung  dieser  von  Seite  der  Reichs-  und  Landes- 
gesetzgebung und 


•)  Im  Jatire  I90t  besuchten  die  Schule  56.ä6t  Kinder,  das  sind  96-8  Prozent.  Wegen  Ge- 


brechen vom  Schulbesuche  befreit  waren 93s  Kinder, 

und  den  Schulbesuch  vcmuchlüssigleu • . 918  , 

zusammen ISät  Kinder  = 3'2  Pozent. 
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C.  diircli  eine  auf  möglichst  hreite  ünmcilage  geslcllle  Betätigung  der  Privat- 
wohltätigkeit  unter  einheitlicher  Leitung  und  ihre  kräftigste  Förderung 
durch  die  Staatsregierung. 

Ad  A.  Strengere  Handhabung  der  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften. 

Obgleich  unser  allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  im  g 189  ausdrücklich 
anordnet,  daß  in  Fällen,  in  welchen  einem  Minderjährigen,  er  sei  von  ehelicher 
oder  unehelicher  Geburt,  ein  Vormund  bestellt  weiden  muß,  .die  Verwandten  des 
Mindeijährigen,  oder  andere  im  nahen  Verhältnisse  stehende  Personen,  die 
politischen  Obrigkeiten,  die  weltlichen  und  geistlichen  Vorsteher  der  Gemeinden, 
veriiflichtet  sind,  dem  zuständigen  Gerichte  hievon  die  Anzeige  zu  machen*,  ist 
diese  AnzeigepIlicht  im  Laufe  der  Jahre  in  ihrer  Allgemeinheit,  wie  anderswo  so 
auch  in  Kärnten  völlig  in  Vergessenheit  geraten  und  wurde  nur  noch  in  Todes- 
fällen von  den  Gemeindeämtern  oder  anderen  mit  den  Todfallsaufnahmen 
betrauten  Organen  und  von  den  .Müttern  unehelicher  Kinder  nur  dann  befolgL 
wenn  sie  eines  Vormundes  zur  Erhebung  der  Vaterschaflsklage,  zur  Erlangung  der 
Ehebewilligung  oder  Großjäbrigkcitserklärung  bedurften.  Üamit  im  Zusammen- 
hänge stand  auch  die  laxere  Handhabung  der  übrigen  Fürsorgebestimmungen 
unseres  bürgerlichen  Gesetzbuches  und  so  mancher  alter  Hofdekrete,  zumal  der 
Geschäftsumfang  und  der  Wirkungskreis  der  Gerichte  infolge  der  Änderung  der 
alten,  einfacheren  Verhältnisse,  durch  die  rasche  Entwicklung  der  neuen  wirt- 
schaflUcheu  Ordnung,  den  Aufschwung  von  Handel  und  Industrie,  die  Freizügig- 
keit und  Zunahme  der  Bevölkenmg  wie  nicht  minder  durch  den  fortwälirenden 
Zuwachs  neuer  Gesetze  und  Agenden  eine  ganz  bedeutende  Verrnchi-ung  und 
Erweiterung  erfuhr,  bifolge  dieser  Entwicklung  wuchs  die  größte  Zahl  der 
unehelichen  Kinder  ohne  Fürsorge  eines  Vormundes  auf  und  ohne  daß  das  zu 
dessen  Bestellung  berufene  Gericht  von  ihrer  Existenz  jemals  Kenntnis  erlangte. 
Die.se  Wahrnehmung  veranlaßle  mich  im  Jalxre  1889  als  Bezirksrichter  an  die 
Pfarrämter  meines  Sprcngels  mit  dem  Ersuchen  hcranzutreten,  dem  Gerichte  zu 
Beginn  jedes  Monats  in  einer  Tabelle  die  im  Vormonate  erfolgten  unehelichen 
Geburten  anzuzeigen.  Die  hierauf  eingclcitete  Vernehmung  der  Kindesmutter 
bildete  dann  den  Anlaß  zur  Bestellung  des  Vormundes  und  zu  weiteren  Vor- 
kehrungen. Dieser  Vorgang  ist  jetzt  in  Kärnten  allgemein. 

Damit  wurde  zwar  die  Bestellung  von  Vormündern  und  in  manchen  Fällen 
wohl  auch  der  Zweck  jeder  Vormundschaft,  die  Überwachung  der  Pflege  und 
Erziehung  des  Mündel.s  herbeigeführt,  allein  in  der  überwiegenden  Melirzald  erfuhr 
das  Schicksal  der  Mündel  auch  dadurch  keine  Änderung. 

Der  Bevölkerung  fehlt  derzeit  zum  Teil  noch  die  Überzeugung  von  der 
Wichtigkeit  dieses  Amtes  und  der  mit  dessen  Übernahme  und  gesetzmäßigen 
Verwaltung  verbundenen  Pflichten.  D.arin  findet  auch  die  betrübende  Walir- 
nehmung  ihre  Erklärung,  daß  dieses  Amt  so  häufig  als  Last  emiifunden,  sehr 
leicht  genommen  und  gerade  von  jenen  Personen  soviel  als  möglich  gemieden 
wird,  welche  vermöge  ihrer  geistigen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  dazu  ganz 
besonders  befähigt  wären.  Es  ist  Tatsache,  daß  es  gerade  in  den  Gemeinden 
schwer  fällt,  die  erforderliche  Anzalil  solcher  Männer  zu  finden,  welche  keinen 
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gesetzlichen  Ahlehnungsgruiid  geltend  machen  und  dabei  die  Gewähr  bieten 
können,  daß  sie  sich  dieses  Amtes  mit  Ernst,  Eifer  und  Verständnis  annehtnen 
werden.  Dazu  kommt,  daß  dem  vatcr-  oder  elternlosen  Mündel  häufig  Opfer  nicht 
nur  an  Zeit,  sondern  auch  an  Gut  werden  gebracht  werden  müssen,  für  die  m;ui 
neben  der  Befriedigung,  welche  treu  erfüllte  Pllicht  gewährt,  eine  Genugtuung  nur 
in  dem  erzielten  Erfolge  findet.  Bei  den  Gerichten  in  Kärnten  wird  seit  Ein- 
führung dieser  pfarramllichen  Anzeigen  eine  Übung  eingehalten,  welche  gegen  die 
frühere  Passivität  viele  Erfolge  zu  verzeichnen  hat. 

Es  werden  in  jedem  einzelnen  Falle,  nach  Bestellung  des  Vormundes,  dieser, 
der  uneheliche  Vater  und  die  Mutter  vorgeladen,  im  außerstreiligen  Verfahren  die 
Vaterschaft  und  die  Alimentalionsleistung  festgestclit  und  dadurch  die  einst  so 
häufigen,  oft  recht  bedenklich  gewesenen  Vaterschaft.sprozes.se  beseitigt.  Damit  ist 
zwar  der  erste  Schritt  geschehen,  allein  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fülle 
halte  es  leider  dabei  sein  Bewenden,  viele  Vormünder  glaubten  damit  ihre  Pflicht 
erfüllt  zu  haben. 

Wenn  man  bei  den  Gerichten  zur  Beurteilung  der  Tätigkeit  der  Vormünder 
eine  Anfrage  hielte,  wie  oft  über  ihre  Initiative  mittellose  Waisen  bei  vermöglichen 
Verwandten  untergebracht,  Pflege-  oder  Lehrverträge  abgeschlossen  und  zur 
Genehmigung  vorgelegt,  Anzeigen  über  die  erfolgte  Verehelichung  der  Kindes- 
eltem  zwecks  Durchführung  der  I.«gitimation  erstattet,  wie  viele  Abga])en  Pflege- 
befohlener in  Kori  igenden-  oder  andere  Fürsorgcanslaltcn  veranlaßt,  wie  viele 
Ansuchen  an  die  Gerichte  um  Abhilfe  gegen  Mißhanillungen,  um  Erwirkung  von 
Stipendien  oder  Unterstützungen  aus  Annenfonds  oder  woldtütigen  Stiftungen, 
um  Einleitung  oder  Unferstützung  der  Schritte  zur  Unterbringung  kranker  Pflege- 
befohlener in  Heilanstalten  zur  Behebung  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen 
11.  s.  w.  gestellt  woivlen  sind,  — das  Ergebnis  wäre  ein  klägliches  und  der  etwa 
daraus  auf  günstige  Verhältnisse  gezogime  Schluß  leider  ein  Trugschluß!  Wie 
viele  Fälle  gibt  es,  in  welchen  die  Pflegebefohlenen  ihre  gesetzlichen  Vertreter  und 
diese  wieder  ihre  Mündel  und  Kuranden  gar  nicht  kennen,  sich  nie  gesehen  haben, 
ja  oft  nicht  einmal  ihre  Namen  wissen!  Stirbt  dann  die  Mutter  eines  solchen 
Kindes,  wer  kümmert  sich  weiter  imi  dasselbe?  Der  Vormund  häufig  noch 
weniger  als  früher,  da  die  einzige  Person,  die  ihn  an  seine  Pllicht  mahnte, 
abgeschieden  ist.  Oder  zieht  diese,  wie  am  Lande  häufig,  Dienste  suchend,  in  den 
Sprengel  eines  anderen  Gerichtes,  so  hält  sich  der  Vormund  jeglicher  Pflicht  über- 
hoben, er  ist  froh,  davon  nichts  mehr  zu  hören,  imd  die  so  w'ichlige,  der  richtigen 
Würdigung  des  Wesens  der  Vormundschaft  und  des  Wertes  der  Kontrolle  ent- 
sprungene Bestimmung  des  § 1 1 1 der  neuen  .lurisdiktionsnorm  vom  1.  August  1895, 
B.  G.  Bl.  Nr.  1 1 1 , bleibt  unbeiiützt,  das  Kind  wächst  ohne  Aufsicht  eines  sich  darum 
bekümmernden  Vormundes  auf,  weil  das  Gericht  auch  hier  wieder  keine  Kenntnis 
von  dem  Wohnortswechsel  der  Mutter  erlangte  und  daher  die  Übertragung  der 
Aufsicht  und  Fürsorge  über  die  Person  des  Pflegebefohlenen  an  das  Gericht  seines 
neuen  Wohnortes  nicht  veranlassen  konnfe.  Um  in  dieser  Beziehung  eine 
Besserung  herbeizuführen,  wurden  von  den  Gerichten  Nachfrageschreihen  über  die 
persönlichen  Verhältnisse  der  Pflegebefohlenen  aufgelegt  und  alijähilich  an  die 
Aufenllialtsgemeinden  dieser  hinausgegeben.  Die  Gemeinden  unterzogen  sich  der 
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damit  Imgelirlcn,  nicht  uiiertiebliclicn  Mehrarbeit  mit  großer  Uereitwilligkeit  und 
brachten  der  Tendeni;,  je  nach  der  Einsicht  des  betreffenden  Gemeindevorstehers 
oder  der  Gewisscniiafligkeit  des  Gemeindesekretrirs,  melir  oder  minderes  Ver- 
stfindnis  entgegen.  In  kleineren  Gemeinden  mit  wenigen  Fftllen  waren  die  Aus- 
künfte verläßlicher,  in  größeren,  damit  stai-k  belasteten,  sanken  sic  allniühlich  zur 
Schablone  herab;  die  Auskünfte  wurden  scldeudorhafl,  ganz  allgemein  gehalten 
und  ei  folgten  in  vielen  Fällen  nicht  auf  Grund  eigener  Wahrnehmungen  oder  ver- 
läßlicher Erhebungen,  sondern  von  Aussagen,  welche  häulig  von  den  dadurch  zu 
kontrollierenden  Vorinündem  und  Pllegeparteien  seihst  gegeben  wurden. 

Diese  Erfahrungen  und  die  weitere,  daß  von  den  Gemeinden  gerade  die 
tauglichsten  Personen  selten  oder  nie  zu  Vormündern  oder  Kuratoren  vor- 
geschlageii  werden,  sowie  die  Erkenntnis,  daß  ein  Eingreifen  der  Gerichte  nur 
daim  den  Erfolg  verspricht,  wenn  sie  von  den  Mißständen  und  wichtigen  Vor- 
kommnissen rechtzeitig,  wo  noch  iUihilfe  möglich  ist,  Kenntnis  erlangen  und 
endlich  die  Tatsache,  daß  in  Kärnten  die  behördlichen  Anordnungen  auf  dem 
Gebiete  der  Kindeifürsorge  nicht  so  weit  gehende  sind  als  in  anderen  Ländcni, 
drängten  Zur  Ergi-eifung  von  diesen  Vorkommnissen  und  Zuständen  vorbeugemlen 
und  ahhaltenden  Maßnahmen.  In  letzterer  Beziehung  sei  hervorgehohen,  daß 
Steiermark  seit  1896  bereits  treffliche,  den  Zweck  fördernde  I^andesgeselze  besitzt, 
wogegen  Kärnten  derzeit  noch  eines  derart  ausgestaltetcn  Armen-  und  eines  Pflege- 
kinder-Schulgesetzes  entbelirt.  Während  in  den  §§  3,  45,  47,  64,  65  u.  a.  des 
steiermärkischen  Gesetzes  vom  27.  August  1896,  L.  G.  u.  V.  Bl.  Nr.  63,  bereits 
bestimmte  Vorkehrungen  zur  Erreii  lning  des  Zieles  ungeordnet  erscheinen  und  zu 
deren  Handhabung  ein  besonderes  Organ,  der  Ortsarnienrat,  geschaffen  wurde, 
der  nur  einer  kleinen  Ausgestaltung  bedaj-f,  u ii  als  Genieindewaisenrat  wirken 
zu  können,  weiters  in  den  zu  diesen  beiden  Gesetzen  (vom  27.  August  und 
4.  Septemlrer  1896,  L.  G.  Bl.  Nr.  63  und  66)  an  clie  Gemeinden  hinausgegebenen 
Erlässen  des  steirischen  Isindesaussi  husscs  die  Aufgabe  der  Organe  der  öffent- 
lichen Armeniiflege  in  zutreffendster  Weise  erörtert,  als  solche  insbesondere  auch 
die  Einflußnahme  auf  die  Bestellung  einer  wirksamen  Vormundschaft  für  arme 
Kinder,  Einschreiten  bei  Gericht  wegen  Aberkenmmg  der  väterlichen  Gewalt  und 
der  amtlichen  Entlassung  des  Vormundes  bei  V'orhandensein  der  Bedingungen  der 
J§  177,  178  und  254  a.  b.  G.  B.,  Anregung  der  Entmündigung  von  Verschwtmdeni, 
Wahrung  der  Hechte  armer  Kimler,  fortdauernde  Oberwacimng  ihrer  Versorgung 
bis  zur  Schulentlassung  und  .Mitwirkung  bei  der  Förderung  der  sittlichen  und 
wirtschaftlichen  Interessen  derselben  nach  ihrer  Schulentlassung,  hervorgehoben 
wurden,  soll  in  Kärnten  in  Betreff  der  Pllegekinder  mit  den  kargen  Bestimmungen 
des  Armengesetzes  vom  22.  Mai  1886,  E.  G.  Bl.  Nr.  18  (g§  25  a,  38  und  39)  das 
Auslangen  gefunden  werden. 

Welche  Auff;issung  bei  Einbringung  dieses  Gesetzes  an  leitender  Stelle 
herrschte,  zeigen  die  demselben  vom  Landcsausschusse  beigegebenen  Erläute- 
rungen. In  diesen  wird  die  unlerbliebonc  »Schaffung  eines  Arnienrates“  — ,so 
empfehlenswert  eine  solche  Institution,  eifrige  PllichterfOUung  vorausgesetzt,  auch 
sei“  — damit  begründet,  »daß  die  hiezu  verwendbiweii  Personen  in  der  Hegel  für 
öffentliche  Angelegenheiten  schon  so  viel  in  Anspruch  genommen  sind,  daß  sie  der 
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Obernalime  einer  neuen  Börde  widerstreben,  mindesttns  derselben  nicht  jene 
Freudigkeit  entgegenbringen  würden,  die  absolut  erforderlich  ist,  soll  in  dieser 
dornigen  Angelegenheit  etwas  geleistet  werden*.  Wenn  auch  diese  Anschauung 
das  Fallenlassen  einer  als  ersprießlich  erkannten  Einrichtung  nicht  zu  rechtfertigen 
vermag,  so  haben  doch  die  gemachten  Erfahrungen  gezeigt,  daß  dieselbe  wenigstens 
nicht  leichthin  vorgeschützt  wurde. 

Die  geschilderten  Umstände  haben,  so  wie  in  anderen  Kronländern,  so  auch 
in  Käniten,  zu  einer  Einrichtung  geführt,  welche  sich  bereits  im  Deutschen  Reiche 
bewährt  hat,  das  ist  die  Errichtung  von  .Waisenrüten  in  den  Gemeinden*,  als 
Hilfsorgane  der  Pflcgschaftsgerichte,  durch  welche  zugleich  die  Gemeindeämter 
entlastet  und  hinreichende  Berührungspunkte  zwischen  den  Parteien  und  den 
Gerichten  geschallen  werden  sollen.  Die  Wichtigkeit  der  Sache  und  die  daraus 
für  den  Staat  und  durch  Verminderung  der  Armenlasten,  Schub-  und  Verpflegs- 
kosten  auch  in  hohem  Maße  für  die  Gemeinden  als  solche  zu  erhoffenden  Vorteile 
ließen  es  nicht  rätlich  erscheinen,  damit  bis  zur  Regelung  im  Gesetzgebungswege 
zuzuwarten,  sondern  drängten  unabhängig  von  dieser  zu  unverweiltem  Vor- 
gehen lediglich  im  Vertrauen  auf  den  gesunden  Sinn  und  die  Opferwilligkeit  der 
Bevölkerung.  Dieses  Vertrauen  wurde  ungeachtet  der  zahlreichen,  in  der  Ver- 
schiedenheit der  persönlichen  und  örtlichen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Bezirken 
gelegenen  Hindernisse  — geringere  Zahl  geeigneter  Personen,  ungünstige  Lage, 
insbesondere  vieler  Gebirgsgemeinden  ohne  Pfarr-  und  Schulorte  u.  dgl.  — durch 
den  Erfolg  vollkommen  gerechtfertigt. 

ln  Kärnten  wurde  mit  dieser  Einrichtung  im  Jahre  1902  in  den  17  Gemeinden 
des  Gerichtsbezirkes  Wolfsberg  begonnen,  ln  den  nächsten  Jaliren  folgten  die 
Bezirksgerichte  St.  Leonhard,  Völkermarkl,  Hermagor,  Ariioldstein,  Gurk  — 
welches  Gericht  auch  erfolgreiche  Schritte  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  unter- 
nahm — Bleiberg,  Spittal,  Villach  (Stadtgemeinde)  und  im  Laufe  dieses  Jahres 
wird  diese  Einrichtung  in  25  Gerichtsbezirken  beendet  sein.  Gänzlich  gescheitert 
sind  die  Bemübmigen  bisher  nur  in  3 Bezirken,  von  welchen  in  zweien  (Winklern 
und  Eisenkappel)  besondere  Schwierigkeiten  obwalten,  doch  liegen  in  diesen 
beiden  die  Verhältnisse  der  Pflegebefolilenen  noch  so  günstig,  daß  aus  dieser  V'er- 
zögerung  Nachteile  für  dieselben  nicht  zu  besorgen  sind. 

Ad  B.  Ausgestaltung  der  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften,  und  zwar 

aj  durch  die  Reichsregienmg. 

Bei  der  in  Aussicht  stehenden  Revision  unseres  bürgerlichen  Gesetzbuches 
wird  sich  die  Gelegenheit  bieten,  die  trefflichen  Bestimmungen  des  dritten  und 
vierten  Hauptstückes,  .von  den  Rechten  zwischen  Eltern  und  Kindeni*  und  .von 
den  Vormundschaften  mid  Kuratelen*,  einer  Umarbeitung  zu  unterziehen  und 
Anordnungen  zu  treffen,  welche  geeignet  sind,  den  geänderten  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen  und  den  Schutz  der  Pffegebefolilenen 
durch  neue,  erprobte  Einrichtungen  zu  verstärken  und  zu  sichern.  Hiezu  wäre  — 
ohne  in  weitere  Details  einzugehen  — die  gesetzliche  Festlegung  der  Institution 
der  Gemeindewaisenräte  vorzugsweise  zu  empfehlen. 
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Das  am  1.  Jänner  1900  in  Kraft  getretene  bürgerliche  Geseütbuch  für  das 
Deutsche  Reich  enthält  ungeachtet  mehrerer  weitgehender  Schulzmaßregeln,  welche 
die  Oberwachung  der  Vormünder  in  der  Gebarung  mit  dem  Vermögen  der 
Mündel  und  in  der  Führung  der  Pflege  und  Erziehung  dieser  den  Vormundschafts- 
gerichten ungemein  erleichtern  — wie  die  Bestellung  eines  .Gegenvormundes“ 
neben  dem  Vormunde  zu  dessen  Überwachung  (§§  1792,  1799  und  1840),  oder 
die  Einsetzung  eines  .Familiem-ates“  mit  den  Rechten  und  Pflichten  des  Vormund- 
schaftsgerichtes (§§  18.^8  und  1872)  — auch  genaue  Bestinunungen  über  die  Mit- 
wirkung des  .Gemeindewaisenrates“.  Nach  § 1849  obliegt  diesem  der  Vorschlag 
jener  Personen,  welche  sich  zum  Vormunde,  Gegenvonnunde  oder  Familienrate 
eignen.  Er  hat  weiters  für  die  in  seinem  Bezirke  sich  auflialtenden  Mündel  über- 
haupt und  insbesondere  für  deren  Erziehung  mid  körperliche  Pflege  pflichtmäßig 
Sorge  zu  tragen,  wahrgenommene  Mängel  und  Pflichtwidrigkeiten  oder  eine 
Gefährdung  des  Vermögens  eines  Mündels  sofort  dem  Vormundschaftsgerichte 
anzuzeigen  und  diesem  auf  Verlangen  über  das  persönliche  Ergehen  und  das  Ver- 
halten der  Mündel  Auskünfte  zu  erteilen  (§  1850).  Ganz  abgesehen  davon,  daß 
durch  diese  Vermehrung  der  Aufsichtsorgane  den  Gerichten  die  Oberwachung  der 
Pflegebefohlenen  sowie  der  Pflichterfüllung  ihrer  Vormünder  sehr  erleichtert  und 
die  Verantwortung  gemindert  wird,  unterliegt  es  wohl  keinem  Zweifel,  daß  hiedurch 
neben  der  Behebung  so  mancher  bereits  ira  Eingänge  besprochenen  Übelständo 
eine  sorgfältigere  Behandlung  der  Pflegschaftssachen  und  eine  verläßlichere  Cber- 
wachung  der  ordentlichen  Verwaltung  des  Vermögens  und  der  Erziehung  der 
Pflegebefohlenen  erreicht  wird. 

Da  bis  zur  Durchführung  der  Revision  unseres  bürgerlichen  Gesetzbuches 
immerhin  noch  eine  Reihe  von  Jahren  verstreichen  wird,  dürfte  cs  sich  bei  der 
Wichtigkeit  der  Sache  empfehlen,  diese  Neuerung  durch  ein  besonderes  Gesetz  — 
allenfalls  durch  ein  Reichsrahmengesetz,  eventuell  in  V'erbindung  mit  einem 
solchen  über  die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  — ehemöglichst  einzuführen. 
Außerdem  wären  noch  manche  Ergänzungen  der  bestehenden  Bestimmungen 
erwünscht  und  seien  diesfalls  nur  einige  hervorgehoben.  Um  den  Erfolg  der 
Erziehung  von  in  Bcsscrungs-  oder  Rettungsanstalten  untergebrachten  Minder- 
jährigen zu  sichern,  würde  sich  die  Übertragung  der  Vormundschaft  über  solche 
Zöglinge  an  Anslaltsbeamte  und  deren  Fortdauer  über  die  Entlassung  aus  der 
Anstalt  hinaus  empfehlen,  weil  nur  dadurch  eine  verläßliche  Kontrolle  und  eine 
sachkundige  Leitung  der  weiteren  Lebensführung  des  Gebesserten  möglich  ist, 
während  das  mülievolle  Ergebnis  der  Anstaltserziehung  durch  die  Rückkehr  in 
die  früheren  Verhältnisse  und  unter  die  mangelhafte  Aufsicht  des  Vaters  oder 
Vormundes  unbedingt  gefährdet  würde.  Ebenso  erweist  sich  eine  Erweiterung 
der  Bestimmungen  des  § 270  a.  b.  G.  B.  über  die  Fälle  der  Kuratel,  durch  die 
Aufnahme  der  .Trunksucht“  als  dringend  nötig.  Diese  ist  wohl  bei  vielen  Ver- 
schwendern festzustellen,  doch  auch  häufig  für  sich  allein,  ohne  weitere  Begleit- 
erscheinungen anzutreffen  und  gewiß  geeignet,  den  .Vermögensverfall“  des  ihr 
Frönenden  herbeizuführen. 

Die  meisten  Wirtschaftsniedergänge  und  gänzlichen  Abwirtschaftungen  in 
Kärnten  werden  nicht  .durch  den  Abschluß  niutwilliger  oder  unter  vcrderblii  hen 
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UcdiiigiinKüii  K®schlosscner  Bergvertrflge*,  oder  durch  das  .Durclibringen  des 
Vermögens  auf  eine  andere  unbesonnene  Art“,  sondern  lediglich  dadurch  bewirkt, 
daß  die  Besitzer  der  .Trunksucht“  verfallen.  Allerdings  laßt  sich  ein  solches 
Gebaren  auch  .als  ein  Durchbringen  des  Vermögens  auf  unbesonnene  Art* 
bezeichnen  und  würde  somit  zui-  Verhängung  der  Kuratel  ausreiihcn,  allein  die 
herrachende  Praxis  der  Gerichte  scheut  sich  bei  beginnender  Trunksucht  allein, 
ohne  Zutreflen  anderer  die  Besorgnis  verstärkender  Umstände,  mit  dieser  ein- 
schneidenden Maßregel  vorzugehen,  weil  die  zerstörende  Wirkung  der  Trunksucht 
in  Beziehung  auf  das  Vermögen  erst  nach  längerem  Andauern  unzweifelhaft 
hervortritt  und  Beschönigungen,  ja  selbst  Entschuldigungen  sowie  die  Zusage  der 
Besserung,  ihre  täuschende  Wirkung  äußern.  Hat  dieser  Hang  .aber  einige  Zeit 
angehalten,  dann  kommt  die  Hilfe  sicher  zu  spät.  Der  Schutdenstand  ist  durch 
VernachlässiguHg  der  Arbeit  und  deren  Oberwachung,  durch  die  Verlotterung  der 
Wirtschaflsbeslände  und  die  gesteigerten  Ausgaben  derart  angewachsen,  daß  das 
Anwesen  - nicht  mehr  zu  hallen  ist  Alle  diese  Erwägungen  lassen  ein  schnelles 
Einschreiten  schon  bei  Beginn  der  leicht  festznstellenden  Tnink.sucht  zur 
Erhaltung  des  Bauernstandes  dringend  notwendig  erscheinen  und  bestimmten 
auch  den  kärntnerischen  Landtag  in  der  29.  Sitzung  der  II.  Session  dieser  Wahl- 
periode (1904)  zur  einstimmigen  Annahme  des  Antrages:  .Die  k.  k.  Regierung 
wird  aufgefordert,  bei  der  Revision  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche.s 
in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  unter  die  Gründe  zur  Kuratelverbängung  niclit  auch 
die  Trunksucht  aufzunehmen  sei.“  Cberhaupt  wäre,  um  der  immer  mehr  um  sich 
greifenden  Trunksucht  beizukommen  und  deren  verderbliche  Einflußnahme  auf 
die  Jugend  cinzudämmen,  die  Erlassung  eines  Gesetzes  wider  die  Trunksucht, 
ähnlich  dem  für  Galizien  und  die  Bukowina  bestehenden  vom  19.  Juli  1877, 
R.  G.  Bt  Nr.  67,  dringend  geboten. 

Die  Erfabrungen  der  Praxis  lassen  es  weiters  als  wflnsehensweit  erscheinen, 
daß  der  § 246  a.  b.  G.  B.  in  seiner  derzeitigen  Fassung  eine  Abänderung  dahin 
erfahre,  daß  die  Dienslverträge  Jugendlicher  — etwa  bis  zum  vollendeten 
18.  Lebensjahre  — zur  Gültigkeit  der  Zustimmung  des  Vormundes  bedürfen  und 
von  diesem  mit  Genehmigung  der  Vormundschafl.sbehörde  jederzeit  wieder  auf- 
gelöst werden  können.  Dadurch  würde  so  manche  Ausnützung  Jugendlicher  ver- 
mieden, welche  in  Kärnten,  kaum  der  Schule  entwachsen,  oft  in  Dienste  treten, 
die  ihre  Kräfte  weit  übersteigen,  oder  ihnen  aus  mannigfachen  anderen  Gründen 
abträglich,  ja  geradezu  verderblich  sind.  Durch  eine  solche  Bestimmung  würde 
auch  sowohl  den  Mündeln  wie  auch  den  Dienstgebern  gegenüber  das  Ansehen 
der  Vormünder  gestärkt  und  ihre  Einflußnahme  für  die  Mündel  rege  erhalten 
werden. 

Auf  strafrechtlichem  Gebiete  wird,  wenn  es  nicht  bald  zu  einem  den 
gewaltigen  ökonomischen  und  sozialen  Umänderungen  überhaupt  Rechnung 
tragenden  neuen  Sti-afgesetze  kommen  sollte,  durch  eine  Novelle  zum  bestehenden 
Strafgesetze  oder  in  dem  zu  erhoflenden  Jugondfürsorgegesetze  der  nicht  laut 
genug  zu  erhebenden  Forderung  nach  einer  Änderung  der  gegenwärtigen  Bestim- 
mungen über  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  entsprochen  wei-den  müssen. 
Die  Altersgrenze  der  Strafmündigkeit  ist  dermalen  zu  niedrig  gehalten,  der  Frage, 
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ob  dur  Jugendliche  bei  Begehung  der  Straftat  die  zur  Erkenntnia  ihrer  Strafbarkeit 
erforderliclie  Einsicht  auch  wirklich  besaß,  nicht  die  entscheidende  Wirkung  ein- 
geräumt und  die  Mögliclikeit.  statt  auf  eine  Haft-  oder  Verscldießungsstrafe, 
lediglicli  auf  die  Abgabe  des  Jugendlichen  in  eine  Korrigendenanstalt  oder  in 
Zwangserziehung  zu  erkennen,  nicht  gegeben,  wodurch  der  Zweck  der  Strafe,  die 
Besserung  des  Straffälligen  herbeizuführen,  mit  ungleich  größerer  Sicherheit 
erreicht  würde.  Das  k.  k.  Justizministerium  war  zwar  bemüht,  die.sen  offen- 
kundigen Mängeln  durch  die  Verordnung  vom  25.  November  1902  und  folgende 
abzuhelfen,  allein  so  erwünscht  diese  Verfügungen  waren,  ihre  Handhabung 
schwächte  die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen  aJ)  und  vereitelte  in  manchen  Füllen 
den  angestrebten  Zweck.  Dem  Votum  des  erkennenden  (ierichtes,  welches  nicht 
nur  die  Sachlage,  die  auf  die  Begnadigungswürdigkeit  Einfluß  habenden  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  geprüft  und  w.as  besonders  schwer  wiegt,  die  Personen 
auch  gesehen  hat,  ist  ein  größeres  Gewicht  als  bisher  zuzuorkennen,  soll  nicht 
durch  die  Abhdinung  gewissenhaft  begriindeter  Anträge  diese  ganze  derzeit  noch 
so  notwendige  Abhilfeeinri(!htung  diskreditiert  und  außer  Beachtung  gebracht 
werden. 

Endlich  ist  die  Schafl’ung  eines  Gesetzes  über  die  Fürsorgeerziehung  Jugend- 
licher n,achdrflcklichst  zu  empfehlen.  Dieses  Gebiet  liegt  bisher  bei  uns,  soweit  es 
die  staatliche  Fürsorge  anbclangt  — mit  Ausnahme  der  erwähnten  Abhilfebestre- 
bungen der  Justizverwaltung  für  bereits  straffällig  gewordene  Jugendliche  — noch 
ziemlich  brach.  Die  Privatwohltätigkeit,  die  Gutherzigkeit  einzelner,  reicht  hiefür 
nicht  aus.  Auch  unsere  Gesetzgebung  wird,  um  den  Gefahren,  welche  aus  der 
steten  Zunahme  der  erziehungsbedürlligen  unter  verwahrlosten  Verhältnissen  auf- 
wachsenden  Jugendlichen  drohen,  wirksam  vorzubeugen,  dem  Beispiele  anderer 
Staaten,  wie  England,  Belgien.  Frmikreich,  Norwegen,  Deutschland  u.  a.  folgen 
müssen  und  sich  der  Notwendigkeit  nicht  bänger  mehr  verschließen  können,  die 
Erziehung  vcrw-ihrloster  oder  der  V^erwalirlosung  ausgesetzter  Jugendlicher  auch 
außerhalb  des  Vorliegens  einer  strafbaren  Handlung  derselben  unter  öffentlicher 
Aufsicht  und  auf  öffentliche  Kosten  im  Gesetzgebungswege  zu  regeln. 

b)  durch  die  Landesgesetzgebung. 

Obgleich  die  kämtncrische  L.andesvertretung  atif  dem  Gebiete  der  Füi'sorge 
für  Kinder  und  Jugendliche  ungeachtet  der  ungünstigen  Fimmzlage  des  Landes 
bisher  unablässig  große,  fort  und  fort  wachsende  Opfer  brachte  ')  und  keinen 


')  Es  sei  auf  die  vortrelTlich  eingerichteten  und  geleiteten  Landesinstilute,  die  Knaben- 
rettongs-,  die  Taubsluninien-  und  die  Ulindenanstalt,  welch  letztere  durch  ein  bedeutendes  Legat 
der  Frau  Franziska  Lcniisch  gesichert  wurde,  weiters  das  durch  die  bocidierzige  Widmung  des 
gewesenen  Direktors  der  LandeswulUtätigkeitsanstalten,  Herrn  k.  k.  Professors  Dr.  Augnst  Kraüuig 
begründete  Kiiidcrspital  tind  darauf  venviesen,  daß  mehr  als  52  Prozent  der  Landesausiagen  für 
Schulzwecke  aufgewendet  werden,  aucli  für  die  weitere  Ausbililung  der  schulentlassenen  Jugend 
wurde  durch  die  tächatTuug  der  Landesmeiereischule,  von  landwirLsciialUichcn  Winterscliuien, 
gt-werbliclieu  und  landwirtschaftlichen  Fortbildungskursen  in  gewiß  ancrkeimeiiswerler  Weise 
Sorge  getragen. 
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Anlaß  versäumte,  diesem  Zwecke  förderliche  Beslimmnngen  zu  schaffen, ')  so 
fehlt  es  derzeit  noch  an  einem  Schulzgesetze  für  die  in  entgeltlicher  Pflege  unter- 
gebrachten Kinder  und  an  strafferen  Bestimmungen  bezüglich  Überwachung  der 
aus  dem  Landeswaisenfonds  unterstützten  Waisenkinder. 

Ein  hierauf  abzielender  Antrag  des  juridisch-politischen  Ausschusses  über 
die  Maßnahmen  zurFörderungdesPIleglingswaisenwesens  gehl  dahin:  .Der  Landes- 
ausschuß wird  angewiesen:  1.  die  bereits  begonnenen  Erhebungen  ülier  die  Art 
der  Unterbringung,  Versorgung  und  Erziehung  der  in  der  Armenversorgung  der 
Gemeinden  aufgenommenen  Waisenkinder  sow  ie  der  in  entgeltlicher  Pflege  befind- 
lichen unmündigen  Kinder  zu  Ende  zu  führen;  2.  in  Erw'eiterung  der  §§  38  und  39 
des  Gesetzes  vom  22.  Mai  1886,  L.  G.  Bl.  Nr.  18,  dem  L.andtage  einen  Gesetz- 
entwTrrf,  betreffend  den  Schutz  von  in  entgeltlicher  Pflege  befindlichen  Kindcn; 
vorzulegen,  wobei  nach  Einholung  der  gutachtlichen  Äußerungen  der  k.  k.  Landes- 
regierung und  des  k.  k.  Landesgericlit.spräsidiums  in  Klagenfurt  auch  auf  die 
Schaffung  eines  Gemeindewaisenrales,  unter  Festlegung  seines  Wirkungskreise.s, 
Bedacht  genommen  werden  möge,  und  3.  die  Gemeinden  aufzufordem,  den  Ge- 
richten bei  der  Ausübung  pflegschaflsbehördlicher  Geschäfte,  insbesondere  auch 
bei  Überwachung  der  persönlichen  Verhältnisse  der  Minderjährigen  sowie  bei 
Vorkehrungen  zum  Schutze  gegen  deren  Verwahrlosung  und  dermalen  schon  bei 
dem  Bestreben  nach  Einführung  von  Gemeindewaisenrälen  in  fördernder  Weise 
entgegenzukommen“,  wurde  vom  Landtage  in  seiner  Sitzung  vom  7.  November 
1903  einstimmig  angenommen. 

Der  Landesausschuß  entsprach  bisher  diesen  Aufträgen  bis  auf  die  Vorlage 
des  im  ikbsatze  2 geforderten  Gesetzentwurfes.  Die  Wichtigkeit  der  Sache  für  das 
Land  und  die  Gemeinden  sowie  die  auf  diesem  Gebiete  herrschenden,  eingangs 
erörterten  unh,altbaren  Zustände  lassen  cs  wohl  mit  Sicherheit  erwarten,  daß  der 
Landtag  ein  derartiges,  so  berechtigten  Anforderungen  entsprechendes  Gesetz  in 
nächster  Zeit  beschließen  wird.  Zu  wüicschen  wäre  es  nur,  daß  die  Altersgrenze 
darin  nicht  zu  nieder  gehalten  würde.  Der  das  Kostkinderwesen  in  Bayern  regelnde 
Erlaß  des  königlichen  Staatsmini.steriums  des  Innern  vom  6.  Febniar  1906  enthält 
diesfalls  die  Bestimmimg:  .Wer  fi-emde  Kinder  unter  acht  Jahren  ohne  Bewilli- 
gung der  Polizeibehönle  gegen  Bezahlung  in  Pflege  oder  Erziehung  nimmt  oder 
nach  entzogener  Bewilligung  behält,  wird  bestraft“  Damit  im  Zusammenhänge 
werden  auch  engere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Überwachung  der  Pflege  und 
Erziehung  der  aus  dem  Landeswaisenfonds  unterstützten  armen  W.aisenkindcr  zu 
erlassen  sein.  Auch  wird  auf  Maßnalimcn  Bedacht  genommen  werden  müssen, 
durch  welche  der  seit  Dezennien  auf  gleicher  Höhe  (307.200  K)  stehende,  durch 
die  Herabsetzung  des  Zinsfußes  der  Werteffekten  wie  der  Sparkasseeinlagen  in 
seinem  Erträgnisse  geminderte  Waisenfonds  eine  Stärkung  erfahre. 

Es  ist  eine  betrübende  Tatsache,  daß  ungeachtet  des  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  gegenüber  ganz  unzureichenden  Unlerstützungsbetrages  von  jährlich 


*)  Aus  jüngster  Zeit  das  im  g 4 des  Gesetzes  über  die  Abbotlung  vüu  Tanzrausikeu  vom 
Sä.  Oktober  1905,  L.  (1.  bl.  Nr.  30,  cutbatteue  Verbot  des  Ucsuclies  ötTeutlicber  Tanzuutorbattungeii 
für  scliiilpflichtige  Kinder. 
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40  K die  Zahl  auf  diese  Slipeiidicn  vorgemerklei-  armen  Waisenkinder  von  Jahr 
zu  Jalir  zunimmt.  Diese  betrug  im  Jalire  1902:149,  1903:  100,  1904:186, 
1905:  183. 

Die  Verteilung  der  Stipendien  auf  das  ganze  Land  ist  aus  dem  folgenden 
Ausweise  über  die  im  1.  Semester  1905  beteiltcn  und  im  II.  Semester  zu  beteilen- 
den Waisenstiftlinge  zu  ersehen. 


Im  politisehen  Eviüenzbcztrkc 

1 

■a 

E 

9 

Pro  I.  Semester  1 905 
waren  beteiit 

Hievon  kommen 
in 

Stand  der  BeteiJten 
pro  11.  Semester 
1905 

Verbleiben  noch 
unbeteilt 

Abfall 

Vorschlag 

Magistrat  Klagenfurt 

30 

33 

4 

4 

33 

8 

DO 

a 

3 

ä 

a 

3 

4S 

.ca 

-S 

s 

OS 

Hennagor  

15 

17 

3 

ä 

17 

22 

Klagenfurt 

50 

54 

3 

2 

53 

29 

Spittal 

37 

39 

3 

2 

38 

24 

SU  Veil 

43 

46 

2 

1 

45 

5 

Villach 

48 

44 

51 

2 

I 

50 

40 

Völkennarkl 

46 

5 

4 

45 

30 

Wolfsberg 

33 

34 

2 

2 

34 

19 

Summe  . 

300 

330 

23 

18 

315 

183 

Ad  C.  Ausgestaltung  der  Privatwohltfitigkeit.  Aus  der  beiliegenden  Tabelle 
sind  jene  Anstalten  und  Vereine,  ihre  Standorte,  ihr  Umfmig  und  ihre  Zweck- 
bestimmung zu  ersehen,  welche  sich  in  den  einzelnen  Orten  und  Bezirken  Kärntens 
mit  der  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugendliche  befa.ssen.  Für  vorschulpflichüge 
Kinder  sorgen  schon  seit  vielen  Jahren  die  beiden  Kinderbewahranstalten  in 
Klagenfurt  und  Bleiberg,  welche,  gleich  wie  die  später  entstandenen  acht  Kinder- 
gärten, nach  der  Veronlnung  des  k.  k.  Unterrichtsministeriums  vom  22.  Juni  1872 
Z.  4711,  organisiert  und  nach  dem  Fröbelschen  Systeme  eingerichtet  sind.  Für  die 
schulbe-suchenden  Kinder  wurden  .Schulpfennigvereine“  zur  Beteilung  mit  Lehr- 
mitteln und  Kleidungsstücken,  weiters  in  der  richtigen  Erkenntnis  der  Wichtigkeit 
einer  besseren  Verpflegung  in  dieser  Entwicklungsperiode  — zumal  viele  Kinder 
bei  den  großen  Entfernungen  auf  dem  I-ande  zum  Mittagstische  nicht  nach  Hause 
zurückkehren  können  und  d.-dicr  nur  mit  kalten,  unzureichenden  Eßwaren  ver- 
sehen werden  — , Siippenanstalten ‘ und  in  neuerer  Zeit  .Knaben-  und  Mäd chon- 
horte*, zur  Übera'achimg  in  der  schulfreien  Zeit  gegründet.  Von  be.sonderer 
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Bedeutung  sind  die  Erzieimngsanstallen  für  verwahrloste  Kinder,  und  zwar:  die 
Erziehungsanstalt  für  verwahrloste  Knaben  in  VVaidmannsdorf  bei  Klagenfurt  (in 
Verwaltung  des  Landes)  mit  einer  zweiklassigen  Volksschule,  die  Erziehiuigs- 
anstalt  für  verlassene  und  venv.ohrloste  Kinder  in  Fcldkirehen,  bei  Besuch  der 
fiflentlichen  Volksschule  in  Feldkirchen,  die  christliche  Kinderiettungsanstalt  in 
Waiern  bei  Feldkirchen  mit  einer  dreiklassigen  Volksschule,  das  seit  1851  be- 
stehende Mädehenwaisenhaus  der  Ursulinerinnen  in  Klagenfurt,  dessen  Zöglinge 
dit;  fimfklassige  Kloslerschule  besuchen,  die  vom  wohltätigen  Frauenvereine  in 
Klagenfurt  gegründete  Marien-Anstalt  in  Maria-Sasd  mit  einer  dreiklassigen  Privat- 
Mädcheiivolksschule,  die  Krzicluuigsanstalt  für  verwalirloste  Mädchen  in  Harbach 
bei  Klagenfurt,  das  Kn.ibenasyl  des  St.  Vinzentinsvereines  in  Klagenfurt  und  da« 
in  St.  M.artin  bei  Klagenfurt  im  Jahre  1900/01  gegründete  Idioteuheun,  das  leider 
nicht  ausreicht,  um  alle  Kinder  aufzunehmen,  welche  dieser  men.schenfreundlichen 
Belntndlung  und  Pflege  bedürflig  sind,  hn  laufenden  Jahre  wurde  ein  Blinden- 
fürsorgeverein von  Professor  Ur.  ÜIhmar  Pnrtseher  ins  Leben  gerufen,  der  schon 
über  ein  namhafles  Stammkapital  und  reichliche  Mitgliederbcitrüge  verfügt,  und 
die  Oründung  eines  Vereines  für  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge  in  Klagenfurt 
in  das  Auge  gefaßt,  dessen  entworfene  Statuten  bereits  der  k.  k.  Landesregierung 
zur  Genehmigung  vorliegen.  Für  taubstumme  und  blinde  Kinder  sorgen  die  beiden 
Landes.anstalten,  welche  gleich  dem  neuen  Kinderspitale  durch  die  muniflzente 
Au-sstattung  und  die  den  neuesten  Anforderungen  der  Wissenschaft  entsprechen- 
den Einrichtungen  dem  Lande  zur  Ehre  gereichen. 

Sollten  die  Privatanstalten  in  ihrer  segensreichen  Wirksamkeit  nicht  erlahmen 
und  durch  ein  Zurückgehen  der  Spenden  und  Mitgliedcrbeiträge  in  ihrem  Bestände 
nicht  gefährdet  werden,  so  ist  eine  Unterstützung  aus  Staatsmitteln,  welche  jähr- 
lich in  die  Bedeckung  eingestellt  werden  kann,  wohl  nachdrücklichst  zu  befür- 
worten. Die  große  Zahl  dieser  Vereine  und  Anstalten  bringt  es  mit  sich,  daß 
einerseits  die  Anzahl  der  unterstützenden  Mitglieder  eines  jeden  nur  eine  auf  den 
Standort  und  dessen  näclistc  Umgebung  beschränkte  sein  kann  und  daß  andrer- 
seits die  Gewinnung  von  neuen  Gönnern  erschwert  wird.  Wenn  man  die  Mitglieder- 
verzeichnisse der  einzelnen  Vereine  durchsieht,  findet  man  häufig  dieselben  Namen 
und  der  Abg.ang  einiger  solcher  Persönlichkeiten  durch  Tod  oder  Weclisel  des 
Aufenthaltsortes  drückt  die  Einnahmen  einer  ganzen  Reihe  solcher  Vereine  herab. 
Dazu  kommt,  daß  die  Tätigkeit  der  meisten  von  ihnen  nur  eine  begrenzte,  auf  das 
Gebiet  des  Ortes  oder  der  Gemeinde  beschränkte  ist  und  sein  kann  und  ein 
weiteres  Überwachen  des  Pfleglings  bei  dessen  Wohnungswechsel  hinwegfällt. 

Um  nun  diesen  Mißständen  begegnen,  der  Zersplitterung  der  Kräfte  und 
halben  Lei.stungen  ohne  nachhaltige  Wirkung  Vorbeugen  und  die  Voraussetzung 
zur  Erreichung  einer  ausgiebigen  Staats-  und  Landeshilfe  für  die  Zwecke  des 
Kinder-  und  Jugendschutzes  schaCfen  zu  können,  wird  cs  die  nächste  Aufgabe  der 
leitenden  Kreise  sein  müssen,  auf  diesem  Gebiete  alle  Kräfte  unter  einheitlicher 
Führung  durch  Gründung  eines  das  ganze  lamd  umfassenden  Vereines  für  Jugend- 
fürsorge zusammenzufa.ssen  und  damit  seine  Wohltaten  .auch  Kindern  und  Jugend- 
lichen in  jenen  Orten  und  Gegenden  zuzuwenden,  welche  bisher  einer  solchen 
sozialen  Hilfsarbeit  entbehrten. 
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Es  kaim  das  allgemeine  Obel  der  zunehmenden  Gefährdung  und  Verwahr- 
losung der  Jugend  mit  Erfolg  nicht  durch  solche  örtliche  Einrichtungen  allein, 
sondern  nur  durch  ein  Zusammenwirken  aller  Kräfte  im  Lande  zu  gemeinsamer 
Abwehr  behoben  oder  doch  wesentlich  eingeschränkt  werden.  Hiezu  reicht  auch 
die  Verbesserung  der  Armenpflege  durch  Linderung  des  Elendes  und  UnlerslQtzuiig 
der  Xotleidendeu  nicht  aus,  diese  Abwehr  kann  mit  nachhaltiger  Wirkung  nur 
durch  eitte  systematisch  geordnete  Fürsorgeerziehung  jener  Kinder  und  Jugend- 
lichen erzielt  werden,  welche  einer  solchen  aus  Verwaisung,  Notlage,  Unlaugltch- 
keit  der  Eltern  oder  aus  anderen  Griinden  bedürfen.  Wenn  auch  der  Staat  in 
erster  Linie  verpflichtet  ist,  der  Gcfäiirduitg  der  staatlichen  Ordnung  durch 
Zunahme  der  Verwahrlosung  der  Jugend  zu  steuern  und  dadurch  die  Besserung 
der  sozialen  Zustände  herbeizuführen,  wird  er  hiebei  doch  niemals  der  Mitliilfe 
der  Privalwohltätigkeit  entraten  können.  Was  die.se  auf  breiter  Grundlage  unter 
cinlieitlicher  Leitung  zu  ci-zielen  vermag,  ersehen  wir  aus  den  Erfolgen  der  großen 
Vereinigungen,  wie  des  JugendfOrsorgevereines  für  Tirol,  der  über  ganz  Deutsch- 
land verbreiteten  Reichsfechtschule  in  Magdeburg,  des  deutschen  Zentralvei  eines 
für  Jugendfürsorge  u.  a. 

Der  nur  die  Pflege  und  Erziehung  .armer  Waisen“  in  den  deutschen  Reichs- 
waisenhäusern oder  in  Familien  bezweckende  Wohltätigkeilsverein  .Deutsche 
Reichsfechtschule  in  Magdeburg“  brachte  hiefür  in  den  25  Jahren  seines  Bestande.s 
bei  dem  geringen  Mitgliodcrbeitrage  von  30  Pfennigen  — außerdem  Stifterbeiträge 
zu  100  Mark,  Spenden  u.  s.  w.  — 2,096.491  .Mark  auf,  erbaute  davon 
5 Reichswaisenhäuser  und  standen  im  Jahre  1905  deren  Verwaltnngskosten  von 
177.623  Mark  Einnahmen  von  zusammen  197.208  Mark  gegenüber.  Seine  unter 
der  Devise:  .Viele  Wenige  geben  eiti  Viel,  Vereinte  Kräfte  fiihren  zum  Ziel“ 
begonnene  Tätigkeit  wandelte  sich  im  Laufe  der  Zeit  in  eine  soziale  Fürsorge- 
tätigkeit ersten  Ranges  um. 

Die  Erfolge  dieser  beiden  großen  Vereine  mögen  ein  Ansporn  sein,  die 
gegebene  Anregung  auch  in  Kärnten  auszuführen,  zum  Heile  der  verlassenen, 
gefährdeten  oder  verwahrlosten  jugendlichen  Pei'sonen  und  zum  Heile  des  Landes. 


n. 

Zurückgehend  zur  Beantwortung  der  Frage  betreffs  Verwalulosung  der 
Jugend  hl  Kärnten  sei  hervorgehoben,  daß  behufs  Erreichung  eines  umfassenden 
sacldiehen  Urtciles  von  den  politischen  und  den  Gcrichlsbehörden,  von  den 
Direktionen  der  in  Frage  kommenden  Anstalten  und  von  35  Schulleitungen  aus 
allen  Teilen  des  Landes  gutächlliche  Äußerungen  eingeholt  wurden,  welcKe  in 
dem  beihegenden  Hefte  niedergelegt  sind.  Bei  deren  Durchsicht  ffdlt  cs  sofoit  auf, 
daß  aus  dem  Vorkonmien  einzelner  Fälle  von  wirklicher  Verwahrlosung,  ja  selbst 
nur  aus  einzelnen  Abstrafungen  Jugendlicher  zu  weitgehende  allgemeine  Schlüsse 
gezogen  wurden  und  daß  oft  zwischen  Behörden  und  Schulleitungen  desselben 
Bezirkes  Widei'sprüche  bestehen,  welche  nur  durch  diesen  Irrtum  erklärt  werden 
können.  Die  erste  Frage,  deren  Beaniworlung  hier  versucht  wird  — .kann  im 
Lande  von  einer  allgemeinen  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen 
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gesprochen  werden?*  — wurde  bereits  frölier,  bei  Erörterung  der  auf  diesem 
Gebiete  in  Kärnten  bestehenden  V'erliältnisse,  verneint. 

In  den  Landbezirken  sind  Fälle  von  wirklicher  Verwahrlosung  seltener, 
dagegen  häufiger  jene,  in  welchen  wegen  Armut  und  Notlage,  Trunksucht, 
Arbeitsscheue  oder  unmoralischer  Leben-sfülu'ung  der  Eltern  oder  Mütter  oder 
infolge  deren  Ablebens  begründete  Besoignisse  bestehen,  daß  eine  solche  ein- 
treten  könnte.  Dagegen  mehren  sich  in  den  Städten  und  deren  Umgebung  die 
Fälle  nach  beiden  Hichtnngen  hin.  Der  Grund  hielür  liegt  wohl  in  den  erschwerten 
Existenzbedingungen  und  ge-;teigerten  Bedürfnissen,  denen  gegenüber  sich,  statt 
Einschränkungen  und  erhöhten  Sparrsinnes,  leichtfertige  l.,ebenswei3e  und  Genuß- 
sucht einstellen,  welche  bei  dem  Mangel  an  sittlich-religiösen  Grundsätzen  zu  Aus- 
schweifungen aller  Art  führen  und  sich  bis  zur  verbrecherischen  Tätigkeit  steigern. 
Die  Lohndifferenzen  zwischen  Stadt  und  Land,  die  freiere  Lebensweise  und  andere 
Lockungen  des  Stadtlebens  veranlassen  den  steten  Zug  zur  Stadl,  der  auch 
anhäll,  wenn  die  Aufnalunsfähigkeit  von  Arbeitskräften  nicht  mehr  vorhanden  isL 
Dadurch  werden  oft  brave  Landkinder  dem  sittlichen  Verkommen  zugeführt,  weil 
sie  sich  scheuen,  umzukehren  und  die  Enttäuschung  einzugestchen.  Dazu  kommen 
die  Gefahren,  welche  für  die  Jugend  ans  der  größeren  Bevölkerungsdichte  — 
ungenügende  Wohnungsverhältnis.se,  stete  Berührung  mit  älteren  Personen 
beiderlei  Geschlechtes,  schlechte  Beispiele  — dem  Bettgeherwesen  und  den 
häufigen  Konkubinaten  entstehen.*)  Einige  dieser  Gutachten  verneinen  die  Ver- 
wahrlosung nur  bei  Schulkindern,  bejahen  dieselbe  jedoch  bei  der  schulentlassenen 
Jugend.  Auch  hier  wird  von  einzelnen  Auswüchsen,  die  ja  in  dieser  vom  früheren 
Zwange  unvermittelt  befreiten  Periode  gewiß  häufiger  Vorkommen  als  in  der  Vor- 
stufe, ein  zu  weitgehender  Schluß  gezogen.  Daß  die  Vorstellungen  der  Rettungs- 
anstalten und  Waisenhäuser  diese  Frage  bejahen,  kann  nicht  befremden,  we'd  die 
dahin  gebrachten  Kinder  in  der  .Mehrzahl  der  Fälle  verlassene,  straffällig 
gewordene  oder  in  Verhältnissen  aufgewachsene  waren,  welche  ihre  Verwahrlosung 
bewirkten.  Für  die  Verneinung  dieser  Frage  sprechen  auch  die  statistischen 
Ergebnisse  der  strafgerichtlichen  Tätigkeit  der  Gerichte  in  Kärnten,  zusammen- 
gestellt in  dem  beiliegenden  Auszuge  aus  dem  Cbertietungsrcgister  der  Bezirks- 
gerichte und  dem  Register  für  Verbrechen  und  V'ergehen  des  Landesgerichtes, 
umfassend  den  Zeitraum  vom  1.  Jänner  1900  bis  31,  Dezember  1904  und  ebenso 
die  geringe  Zahl  der  in  diesem  Zifitraume  von  den  politischen  Behörden  erfolgten 
Nolionierungen  Jugendlicher,  welche  aus  nachfolgender  Zusammenstellung  zu 
entnehmen  ist: 


•)  Auf  tOO.OOO  Kinw'ohner  kommen  im  DurchschniUe  der  Jalire  J8% — 1899  im  ganzen 
Itciche  7 SiUIiclikeitsverbrechen  (§  125  — IJ7,  128,  129,  131  und  132  SL  G.).  Dieser  Hoichsdurch- 
scltniU  wird  nur  überschritten  in  Niederüsterrcich  mit  B Fällen, 


, Salzburg 

• 9 • V 

• Kärnten 

. 9 . r 

, Steiermark 

. 10  . , 

, Oberftslerreich 

. 10  , , 

, Tirol 

,13  , uiul 

, Vorarlberg 

■ lö  . . 

Digitized  by  Google 


Kfimten. 


340 


Nicht  nolioniert  wurden 

wegen  Ilaummangels  oder  aus  anderen 
Gründen 

to 

aS 

o S!  o 
^ o 

ja  ^ 

5 <H 

C 

noqopfn 

• 

i Fällen  der  letzten  Abteilung  unterblieb  die  Notionienmg  wegen  erfolgter  Unterbringung  beider  Knaben  in  der  Rettungsanslalt  in 

uaqvtni 

»IeS' 

«_-g2S 

iS 

“•«“S 

uaqopBK 

aeqeiT] 

' 

• 

“■sfi» 

00 

1 s s4;c 

uaiiopBH 

• 

• 

naqBua 

. 

- 

{ (. 

Die  Abgabe  >vurde  beschlossen 

!i|g 

CO  -W 
d 

uat(3pf]i|[ 

9t 

• 

uaqeu^ 

r- 

CO 

<o 

®-S 

O X ^ 
> - CO 

iiaipp^K 

• 

naqeu^ 

- 

-*• 

00  S bS’ 
"aa  gago> 
g iS  X 

SS  s4» 
=^“a 

noqop^K 

m 

<<• 

uaqea^ 

9t 

91 

- — 

© 

Notionierungen  wurden  ln  Verhandlung 
genommen 

d w 
® Ä J3 
X « o 

sltl 

x|  sS’ 

si  s4ä 
°<“S 

uaqapBH 

• 

uaqeux 

• 

• 

auf  Grund  eines 
gerichllidien  Zulässigkeits- 
ausspruches 

m 

® “ 

” sS 
3 g*g 

^ « lO 

S ” 

noqapcff 

• 

U9qeti}{ 

• 

® 1 B 1 

g X 

|”£4;S 

uaippuH 

91 

tO 

CO 

uoqeu^ 

O 

tO 

X 

CO 

© 

91 

s , . 

o 

•3  5 

B 

■S  1 

1 

a 

03 

* I 

8 

© 

fO 

o 

•3 

'3 

— 

-- 

& 

Digitized  by  Google 


Waidmannsdurf. 


350 


Kilmlen. 


I 


N i 

Zusammen  . 

Senat  VII  .... 

Senat  VI  ....  j 

f 

fi. 

« 

3 

Zusammen  . 

3. 

f» 

a 

Bei  den  28  Bezirks- 1 

> ^ 

g. 

O.  3 

I = 

^ © 

S*  3 

fD  S 

x'  o 

«5 

bC 

' Cs 
1*1 

Oosamtzahl 

? 1 

l^i. 

<x. 

- 1 

' 

unter  14 

. >C 

(>5  C5 

■4  3" 

GC' 

* ' 

L.“ 

o 

141 

von  14—16 

ivon  im 
icr  von 
'ahren 

1 1 

Ct 

$ 

1 '^t 

3- 

von  16 — 18 

•-*  _ 

1”  1 

»« 

o 

o* 

t ^ 

e 

CO 

ehelich  I 

t o 

2. 

«i; 

^ fl> 

2-  2 

rt  ? 

M» 

I? 

«ß 

C- 

! cT 

mtehelich  | 

p 

3. 

3 

CT* 

<T  5 

H'  1 

«.  b - 

lOOt 

s 

1 

m&nulich  * 

• 

n 

-5 

"^o 

•■i 

o 

m 

> 

c 

(/I 

1« 

X 

weiblich  i 

5.  ■ 

‘ B 

er  3 (5 

E ' £■  2. 

B_ 

1 .. 

V3 

1 Vermfl^ond 

N 3 3_ 

5 c-  i’ 

= er  72  © 

o : 1 i- 

t 

o 



Ml 

£ 

M. 

tfc 

.\nti 

K> 

So 

LJ_ 

rt» 

a 

i den  Eltern 

2 5'  1 VS  , 

H-  ^ ^ 

Z>3 

O 

Ml 

1 5 

fb 

^ der  Mutter 

© 

fg 

« c 5’  ^ 

'^3  3'^  I 

o 

^ : 

1 .. 

'TS. 

t«* 

_|_| 

1 Eremden 

o. 

4 

a 

3 

— 2.  1 
* H*  ^ 

y. 

1 .'l  • 

o 

(£ 

4»  1 

1 unbckaimt 

a 

f°  S !§  E 

^ 3 S.  ö 

g-  2 B © 

2 ^ r*  c 1 

y. 

Stamleii  in  Armenror- 
s<>rj.'ung  einer  Gemeinde 

o 

C» 

1 . 

& 

( Halten  einen  Vormund 

J.  i H 

1-5  g 

SB  * 

• • ^ 

? 

M 

M» 

i 

1 X 1 

r- 

S 



c: 

ja 

Hesuchten  die 

bC 

1 “ 

fi. 

CO 

nein  | 

, Volksschule 

W 

ICr 

O 

M. 

1 cc 

t 



•o 

__  CO 

! 

Volks- 

V.  I 
1 2. 2. 

o t 

_ 

c* 

1 1 

Mittel- 

■ S k 

, t 

!? 

» 

N 

if  C» 

tu 

M> 

Ll_i 

JS* 

X 

o 

c» 

landwirt* 

scliaftlich 

1 » 
3-S 

1 o ~ 

3" 

s 

|.  w 

2 c. 

OG 

£ 

! S 

gewerblich 

If  ■ 

1 

OQ 

c 

*>o 

1« 

4- 

c 

1 t 

tc  ■ 

Ci 



ohne  j 

o ^ 

<V. 

c,< 

1 

Ü» 

_s 

unmitteihar  ‘ 

Is 

§■  I" 

«5  3 

_ 

1? 

n 1 

*3 

Mitschuld 

' ^ ^ 

W Sv 

^ O 1 

&»  9? 

t 

M 

CO 

1 

£ 

1 Verleitet  | 

? E'  ' 

*3  C 1 

361 

y. 

<£ 

1 M 

o« 

Ct;_ 

} gegen  die  Sicherheit 
{ des  Eigenliinis 

Z 3 

s s 

(5Q  W 

ff  Pi 

S ff 

-J.  \ 

ca  1 

1 

1 —1 

U 

j gegen  die  öffentliche' 
1 Sittlichkeit 

Delikt 

s 

y,  ’ 

' CO 

CO 

1 anderer  Art  i 

1 

_j 

o'  ^ 

=*  c- 

3 m 

1 

Digitized  by  Goo^ 

Känitcn. 


351 


Darnach  wurden  in  diesen  fünf  Jaliren  von  den  28  Bezirksgerichten 
100  Jugendliche  im  Alter  von  unter  14  und  502  Jugendliche  im  Alter  von 
14  bis  16  Jaliren  und  vom  Landesgerichte  18  Jugendliche  im  ersteren  und 
86  im  letzteren  Alter  bestrafl.  Davon  entfallen  auf  erstere  Altersstufe  bei 
dem  Bezirksgerichte:  Klagenfurl  27,  Villach  12,  Bleibm’g  7,  Gurk,  Rosegg, 
St  Veit  Wolfsberg  je  5,  Greifeuburg  4,  Eberndorf,  Ferlach,  Gmünd,  St  Leon- 
hard, Obervellach,  St.  Paul,  Spittal  jo  3,  Vulkermarkt  2 Abstrafungen  und 
bei  den  Bezirksgerichten:  Althofen,  Arnoldstein,  Eberstein,  Eisenkappel, 

Hermagor,  Millstatt  und  Winklern  je  1 Abstrafung,  während  bei  den  Gerichten 
Feldkirchen,  Friesach,  Kötachach,  Patemion  und  Tarvis  in  dieser  Altersstufe 
kein  Fall  zur  Ahndung  kam.  Dieses  Ergebnis  bestätigt  die  obige  Behauptung. 
Wesentlich  höher  ist  die  Zahl  der  Straffälle  in  den  Altersstufen  von  14  bis 
16  Jahren  und  von  16  bis  18  Jahren.  Auch  hier  zeigt  es  sich,  daß  die  Städte  und 
Bezirke  mit  größerer  Bevölkerungsdichte  — Klagenfurt  mit  80  Fällen  in  der  mitt- 
leren und  139  in  der  obersten  Stufe,  Villach  mit  79  Fällen  in  der  mittleren  und 
131  in  der  obersten  Stufe,  St.  Paul  mit  25  Fällen  in  der  mittleren  und  90  in  der 
obersten  Stufe,  Wolfsberg  mit  23  Fällen  in  der  mittleren  und  72  in  der  obersten 
Stufe,  Spittal  mit  16  Fällen  in  der  mittleren  und  69  in  der  obersten  Stufe  — jene 
mit  rein  oder  überwiegend  ländlichen  Verhältnissen  — Eiscnkappel  mit  1 Fall  in 
der  mittleren  und  10  Fällen  in  der  obersten  Stufe,  Winklern  mit  5 Fällen  in  der 
mittleren  und  1 1 Fällen  in  der  obersten  Stufe,  Amoldstein  mit  7 Füllen  in  der 
mittleren  und  13  Fällen  in  der  obersten  Stufe,  SL  Leonhard  mit  11  Fällen  in  der 
mittleren  und  15  Fällen  in  der  obersten  Stufe,  Gurk  mit  4 Füllen  in  der  mittleren 
imd  19  F.ällen  in  der  obersten  Stufe  und  Obervellach  mit  7 Fällen  in  der  mittleren 
und  19  Fällen  in  der  obersten  Stufe  — weit  übeiragen. 

Die  GeaamlzilTern  sind  gewiß  hohe  und  wäre,  da  die  Straffälligkeit  jugend- 
licher Pei-sonen  immerhin  ein  Ki-iterium  ihrer  Verwahrlosung  bildet,  daraus  die 
Schlußfolgerung  auf  eine  bereits  vorhiindene  Verwalirlosung  der  Jugendlichen  in 
Kärnten  naheliegend.  Allein  dieser  Schluß  ist  aus  diesem  Summarium  allein  nicht 
zulä.ssig,  weil  gewiß  eine  bedeutende  Anzahl  dieser  strafgericlillicheii  Verurteilungen 
nicht  die  Folge  moralischer  oder  sozialer  Verwahrlosung,  sondern  von  Verhält- 
nissen war,  welche  außerhalb  einer  solchen  die  Straffälligkeit  herbeiführten.  Auf- 
fällig ist,  daß  nach  diesen  Erhebungen  die  Zahl  der  straffällig  gewordenen  Jugend- 
lichen von  ehelicher,  jene  von  unehelicher  Geburt,  de-sgleichen  der  unter  Erziehung 
der  Eltern  gestandenen,  jene,  welche  unter  Erziehung  der  Mutter  allein  aufwuchsen, 
namhaft  übersteigt.  Es  ist  daher  das  Kinderelend  nicht  — wie  es  so  häufig  gesagt 
wird  — nur  bei  den  Kindern  zu  suchen,  welchen  das  Glück  der  elterlichen  Für- 
sorge nicht  beschieden  war,  dieses  Ergebnis  ist  vielmehr  ein  Bewei-s  für  die  hohe  Zahl 
von  Eltern,  welche  die  Pflichten  gegen  ihre  ehelichen  Kinder  nicht  erfüllen  können 
oder  wollen.*)  Die  weitaus  meisten  Abstrafungen  betrafen  Delikte  gegen  die 


•)  Dieses  Mißverli.Wnis  (Indol  sich  auch  m anderen  Ländern.  Nach  dem  Ausweise  für  das 
Jalir  1905  des  Jugendförsorgevereines  für  Tirtd  befanden  sich  unter  470  in  Überwachung  genum- 
menen  gefähnieten  oder  versvalirloslen  Kindern  und  Jugendlieben  d.*)2  oder  75s/,  von  ehelicher 
und  nur  1 18  von  unehelicher  Geburt. 
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Siclicrheit  des  Eigentums.  Wird  demgegenüber  erwogen,  daß  von  den  Venirfeillcn 
aller  drei  Altersstufen  zusammen  — das  sind  1748,  bezw.  469  — nur  19,  bezw. 
10,  ein  Vermögen  bc.saßen,  die  übrigen  2188  aber  arm  waren,  so  erweist  sich  die 
Annahme,  daß  Armut  und  Notlage  die  llaupttriebfeder  der  Begehung  dieser  Art 
von  Straftaten  war,  gewiß  als  zutreffend.*)  Bemerkt  sei,  daß  den  landwirtscliatl- 
liehen  Hilfsarbeilem  auch  die  Familienangehörigen  der  ländlichen  Grundbesitzer 
beigezählt  wurden  und  daß  unter  den  Fällen  gegen  die  Sittlichkeit  sich  auch  solche 
wegen  Übertretungen  nach  den  §§  522  und  523  St.  G.  (verbotenes  Spiel  und 
Trunkenheit)  befinden. 

Übergehend  auf  die  Frage;  Welche  sind  die  Ursachen  und  die  Erscheinungs- 
formen der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen?  — so  ergibt  sich  bezüg- 
lich der  Ursachen  folgendes. 

ln  den  weitaus  meisten  Fällen  die  Armut  und  Notlage  der  Eltern,  welche 
diese  zwingt,  dem  Erwerbe  nachzugehen  und  die  Kinder  sich  selbst  zu  überlassen, 
weiters  Miuigol  an  erforderlicher  Einsicht,  Erzichungsgabe  und  religiös-sittlichen 
Grundsätzen,  Trunksucht  der  Eltern  und  infolgedessen  sittliche  Verkommenheit 
Arbeitsscheue  und  Landstreicherei,  schlechtes  Beispiel  und  gänzliche  Vernach- 
lässigung der  Erziehung;  unzulängliche  Woluiungsverhältiiisse,  demzufolge  unge- 
zwungener Geschlechtsverkehr  im  gemeinsamen  Zünmer,  schlechte  Veranlagung 
der  Kinder,  Abwe.senheit  oder  Tod  der  Eltern.  Bei  unehelichen  Kindern  dieselben 
Ursachen  auf  Seite  der  Mutter  und  die  häuligen  Konkubinate  mit  wachsender 
KinderzalU.  Als  Erscheinungsformen  seien  angeführt:  Vernachlässigter  Schulbesuch, 
Hang  zum  Herumziehen,  zur  Begehung  von  Diebstählen,  zum  Bettel,  Gewalttätig- 
keiten gegen  Personen  und  bostiafterweise  gegen  fremdes  Eigentum,  Alkohol- 
mißbrauch,  rohes  und  anstößiges  Benehmen  gegen  Eltern  und  Dienstgeber,  vor- 
zeitiges Geschlechtsleben  und  bei  Mädchen,  insbesondere  m den  Städten,  früh- 
zeitige Prostitution.**) 

Es  ist  daher  klar,  wie  notwendig  es  ist  durch  Eingreifen  der  öffentlichen 
Gewalt  (Fürsorgeerziehung)  der  drohenden  oder  eingetrelenen  Verwalu-losung 
entgegenzuwirken.  Wie  bei  der  Besprechung  des  Ergebnisses  der  sü-afgerichUichen 
Tätigkeit  der  Gerichte  in  Kärnten  in  den  Jahren  19(X)  bis  1904  hervorgehoben 
wurde,  kann  nur  ein  Teil  der  erfolgten  Abstrafungen  Jugendlicher  als  die  Folge 
moralischer  oder  sozialer  Verwalirlosmig  bezeichnet  werden.  Es  wird  sich  demnach 
die  Fürsorgeerziehung  nur  bei  jenen  bereits  straffällig  gewordenen  Jugendlichen 


Von  diesen  tTO  l^cglingen  waren  2.Ö3  im  Alter  von  Ober  10  Jahren.  66,  das  sind  U*/, 
gerielitlieh  vorbestralt  und  318  hatten  zur  Zeit  des  Einschreitens  des  Vereines  in  Städten,  258  in 
Markt-  und  Landgemeinden  ihren  Aurenthaltsort. 

•)  Nach  dem  Einkommen  auf  den  K*»pf  der  Bevölkerung  steht  unter  den  Kroniändera 
Kärnten  mit  180  K an  5.  Steile  unlerdcm  Heichsdurchschnitte  der  Jahre  l.SÜ0bis  1801)  mit  ätl  K. 
(Böhmen  227,  Schlesien  201.  Mähren  108,  Tirol  181,  Kärnten  ISO,  Krain  111,  ßukowirta  110,  Dal- 
matien 85  und  Galizien  75  K.)  Hinsichtlich  der  Gesamtkriminslitätsfrcqcenz  auf  10.000  Einwohner 
im  Durchsehuitte  der  Jahre  1800  bis  1800  steht  Kärnten  mit  185  Fällen  unterhalb  des  Reiclis- 
mitlels  von  218  an  4.  Stelle  uacli  Krain  mil  211,  Küstenland  mit  201,  Dalmatien  mit  196  Fällen. 

••)  Die  vom  Jugendfürsorgeverein  in  Tirol  über  die  Ursachen  der  Verwahrlosung  beiden 
von  ilim  bisher  hehandellcn  470  Eällen  angeslellte  Untersuchung  hatte  folgendes  Ergebnis; 
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als  iiotwüiidig  erweisen,  bei  welcbcii  die  Ilückfülligkeil,  die  Art  der  Slraflal,  deren 
Beweggründe  und  Folgen,  die  Veranlagung  und  der  bisherige  Lebenslauf  des 
Täters,  die  diesen  umgebenden  und  beeinflussenden  Verhältnisse  und  andere  Er- 
wägungen die  Befürchtung  rechtfertigen,  daß  ohne  dieselbe  eine  nachhaltige 
Besserung  des  Straffälligen  nicht  zu  eireiehcn  ist.  Ungleich  größer  wird  die  Zahl 
derjenigen  sein,  bei  welchen  die  Ungunst  ihrer  äußeren  Verhältnisse  — Verwaisung, 
Armut  oder  Notlage,  Arbeitsscheue,  Trunksucht,  leichtsinniger  Lebenswandel  der 
Eltern  oder  unehelichen  Mutter  — die  Verwatirlosung  bereits  herbeiführten  oder 
herboizuführeu  drohen,  welche  daher  nur  durch  ein  Entreißen  aus  diesen  Verhält- 
nissen, durch  einen  Ersatz  der  fehlenden  Erziehung  im  Zwangswege  gerettet 
werden  können.  In  allen  solchen  Fällen  helfend  einzugreifen,  war  nach  dem  bis- 
herigen Stande  unserer  Gesetzgebung  nicht  möglich.  Die  Anordnung  einer  Zwangs- 
erziehung könnte  nur  erfolgen  bei  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  (§  178 
a.  b.  G.  B.),  insbesondere  bei  Mißhimdlung  eines  Kindes  durch  die  Eltern  (§414 
St.  G.).  wenn  der  Vormund  den  Vergehungen  des  Kindes,  durch  die  ihm  zur  Erzie- 
hung eingeräumte  Gewalt.  Einhalt  zu  tun,  nicht  vermag  (§  217  a.  b.  G.  B.),  weiters, 
wenn  Unmündige  sich  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  machten,  welche  nach 
den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  nur  wegen  Unmündigkeit  des  Täters  nicht 
als  V'erbrecheu  zugerechnet,  sondern  ;ds  Übertretung  bestraft  wird,  desgleichen  in 
den  Fällen,  in  welchen  nach  § 273  St.  G.  der  Sicherheitsbehörde  die  Ahndung  oder 
Vorkehrung  wegen  einer  von  einem  Unmündigen  begangenen  strafbaren  Handlung 
überUissen  und  derselbe  bereits  gänzlich  verwahrlost  ist  (§  8 des  Gesetzes  vom 
24.  Mai  1885,  K.  G.  Bl.  Nr.  89),  und  endlich  über  Antrag  des  gesetzlichen  Ver- 
treters durch  die  Pßegschaftsbehörde  ohne  jede  weitere  Einschränkung  (§  lö  des 
Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  K.  G.  BL  Nr.  90). 

Die  offensichtigen  Mängel  dieser  Bestimmungen  .sind,  daß  ein  Einschreiten 
im  2.  und  4.  Falle  nur  über  Antrag  des  gesetzlichen  Vertreters,  im  3.  Falle  um'  bei 
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Daß  die  Gesamtsumme  der  festgestelilen  Verwahrlosungsurstu-Iieii  die  Zaid  der  borückßich- 
ligten  470  FRlIe  übersteigt,  erkiflrt  sich  daraus,  daß  bei  einzelnen  Pfleglingen  oft  mebrere  Umstände 
zur  Verwahrlosung  mitwirkten. 
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bereits  cingelrelener  völliger  Venvahrlosuiig  möglich  ist  und  daß  die  Unter- 
bringung nur  in  Jugeiidableilimgen  der  Strafanstalten,  Gefangenhäiiser  oder 
Zwangsarbeitsanstallen  geschehen  kann,  welche  Einrichtung  dem  Jugendlichen 
den  für  sein  ferneres  Fortkommen  hinderlichen  Makel  eines  Strällings  oder 
Zwfinglings  aufdrückt. 

Der  Abgang  von  Landes-  oder  Privalanslalten  mit  entsprechender  Aufnahms- 
fähigkeit und  Gliedenmg  nach  Alter  und  Geschlecht  der  Jugendlichen  sowie  die 
gänzliche  Außerachtlassung  der  Zwangserziehung  in  Familien,  welche  in  vielen 
F.ällen,  insbesondere  im  frühen  Kiudesalter,  jener  in  Anstalten  vorzuziehen  wäre, 
macht  sich  unbedingt  fühlbar.*) 

Von  den  Anstalten  in  Kärnten  käme,  da  die  Privatanstalten  in  Feldkirchen, 
Waiern,  Maria  Saal  und  llaarbach  Kinder  aus  allen  Ländern  aufnehmen,  vorwie- 
gend nur  die  vom  Lande  erhaltene  Knabenrettungsanstalt  in  Waidmannsdorf  in 
Betracht,  doch  auch  in  dieser  ist  die  Aufnahme  auf  verwahrloste  Knaben  iin 
schuli>flichtigen  Alter  beschränkt  und  eine  größere  Steigerung  über  die  unter- 
gebrachte  Zöglingszahl  (GO)  ob  Raummangels  derzeit  nicht  möglich.  Durch  Vor- 
behalt eines  größeren  Bruchteiles  der  Belagsziffer  in  allen  diesen  zidrcffcnd  ein- 
gerichteten Privatanstalten  für  in  Kärnten  heimatzuständige  Kinder  und  Jugend- 
liche könnte  dem  bestehenden  Bedürfnisse  einigermaßen  abgeholfen  werden. 

Daß  eine  Anwendung  des  § IC  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  90,  so  äußerst  selten  vorkommt,  ist  wohl  die  Folge  der  leidigen  Kostenfrage. 
welche  diese  nur  bei  Jugendlichen  mit  Vermögen,  nicht  aber  bei  der  übergroßen 
Zalil  der  Armen  gestattet. 

Die  vorbeugende  und  überwachende  Thätigkeit,  in  welcher  gerade  der 
Hauptwert  aller  Fürsorgebestrebungen  liegL  war  bisher  zumeist  Sache  der  von 
der  Privatw'ohltätigkeit  erhaltenen  Ansüilten  und  Vereine,  ohne  daß  diesen  eine 
ausreichende  staatliche  Unterstützung  zugekommen  wäre. 

Diese  wiederholt  geschilderten  Verhältnisse  führen  daher  zwingend  zu  dem 
Schlüsse,  daß  nur  durch  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  mittels  einer  zweck- 
mäßig eingerichteten  Fürsorgeerziehung  bei  wirklich  eingetretener  Verwahrlosung 
eine  nachhaltige  Besserung  emielt  und  den  Gefahren  entgegengewirkt  wenlen 
kann,  welche  aus  dem  steten  Wachstum  der  Bevölkening  und  der  immer  mehr 
um  sich  greifenden  Verarmung  bereits  entstanden  und  in  steter  Zunahme  begriffen 
sind.  Die  Opfer  für  eine  solche  vorbeugende  Tätigkeit  sind  nicht  nutzlos  auf- 
gewendet, sic  werden  sich  in  der  Folge  durch  die  Abschwächung  der  sozialen 


•)  Währenii  auf  Grund  des  alten  preußischen  Gesetzes  vuin  Jalire  1878,  das  die  Fürsorge- 
erziehung auch  nur  als  Folge  einer  slrafbaren  Handlung  kannte,  sich  schon  im  Jahre  1891  — 
1 1.084- Kinder  in  Zwangserziehung  belanden  und  diese  Anzahl  nach  zweijälinger  GülLigkeit  des 
Gesetzes  vom  i.  Juli  ItMX)  sich  auf  das  ÜVztache  erhöhte,  so  daß  auf  100.000  Einwohner  75  Für- 
soiyezöglinge  entfallen,  bieten  bei  uns  die  Abteilungen  für  jugendliche  Koi-rigendcn  der  .5  Zwangs- 
orbeits-  uiul  der  5 lutndes-Besseruiigsanstahen  nur  llautn  für  750  mönnliclie  und  250  w-eibliche 
Zöglinge,  — eine  viel  zu  geriitge  Zahl  für  das  grolle  Ib-ilürfnis  dem  auch  die  18  Privalanslalten 
nicht  zu  genügen  vermögen. 

Nach  den  Berechnungen  eines  Fachmuniies.  des  Landrates  .Schmidt  in  Düsselilorf.  eiiinillt 
in  Preußen  auf  1000  Einwohner  ein  Fnrsorgczögling. 


Digitized  by  Google 


KSmten. 


355 


GeKciisätze,  liui'ch  die  SUbilisietung  der  ölTenlliclien  Sidierheil  und  diircli  die 
Heilung  vieler  Tausende  reichlieh  lohnen,  welche  ohne  diese  Hilfe  imler  unver- 
schuldel  ungünstigen  Verhältnissen  verkotnmen  raüfiten. 

Endlicli  seien  einige  Bemerkungen  über  die  Frage,  wie  bei  uns  die  Fürsorge- 
erziehung eingerichtet  werden  soll,  hinzugefügt.  Der  alte  Streit,  ob  Familien-  oder 
Anstaltserziehung  zweckmäßiger  sei,  spiegelt  sich  auch  in  den  vorliegenden  Gut- 
achten wieder,  doch  muß  mit  Befriedigung  hervorgeboben  werden,  daß  es  besondere 
erfahrene  Schulmänner  sind,  welche  ersteror  das  Wort  reden  und  das  Ideal  der 
Fürsoigeerziehung  in  der  Familie,  als  dem  natürlichsten  Erziehungsmittel, 
erblicken,  welches  allein  den  möglichst  vollwertigen  Ersatz  für  die  fehlende 
Hternfüreorgo  zu  bieten  vermag.  Es  wird  zwischen  den  Fällen,  in  welchen  nur  die 
Gefalir  der  Verwahrlosung  droht  und  solchen,  in  welchen  diese  bereits  eingetreten 
ist,  zu  unterscheiden,  in  beiden  aber  auf  die  persönliche  Veranlagung  der  Betref- 
fenden, auf  ihre  bisherigen  Lebensverhfdtnisse,  die  Ursache  und  Art  ihrer  Verwiüir- 
lüsung  Bedacht  zu  nehmen  sein.  Für  erstcre  soll,  insbesondere  im  Kinde.saller, 
ausnalimslos  die  Familienerziehung,  für  letztere  je  nach  dem  Grade  und  der  Art 
der  Verwahrlosung,  dem  Alter  und  den  persötdichen  Eigenschaften,  die  eine  oder 
andere  Art,  bei  Sitllichkeitsverderlmis  oder  sonstiger  Gemeingefährlichkeit  sowie 
bei  bereits  eingetretener  Straffälligkeit  nur  Anstaltserziehung  verhängt  werden. 
An  geeigneten  Familien  wird  es  auch  aul  dem  Lande  nicht  fehlen,  weil  bei  der  in 
Kärnten  herrschenden  Dienstbolennot  die  Hoffnung,  den  für  die  Aufnahme  zum  Danke 
verpflichteten  Pflegling  auch  später  im  Hause  als  Arbeitskrafl.  erhallen  zu  können, 
einen  Atu-eiz  zur  Übernahme  solcher  noch  nicht  straffälligen  Jugendlichen  bilden 
wird.  Die  Unterbringung  auf  dem  Lande  wird  überhaupt  aus  sanitären  und  erzieh- 
lichen Gründen,  wie  der  geringeren  Kosten  wegen,  jener  in  Städten  oder  größeren 
Orlen  vorzuziehen  sein.  Letztere  wäre  nur  zu  wählen,  wenn  kinderlose  Eltern  sich 
um  einen  Pflegling  bewerben  oder  wemi  dessen  Veranlagung  oder  Neigung  seine 
Unlerbringuiig  bei  einem  Gewerbetreibenden  empfiehlt.  Schwerer  werden  sich 
geeignete  Familien  für  bereits  Slralfällige  finden,  da  bei  Vorhandensein  von 
eigenen  Kindern  die  immerhui  mögliche  Gefährdung  dieser  ein  begründetes 
Hindernis  bilden  dürfte.  Die  Ermittlung  und  Evideuzföhrung  geeigneter  Familien 
.soll  in  allen  Fällen  Sache  der  Gemeindewaisenräte  sein,  welchen  auch  unter  ent- 
sprechender Mithilfe  der  Gerichte  die  Abschließung  des  Vertrages  mit  den  Erzie- 
hern und  die  Bestellung  des  die  Erziehung  Cberw'achenden  zu  übertragen  wären. 
Zur  Überwachung  der  Erziehung  und  Pflege  von  im  Kindesaller  Stehenden,  ins- 
besondere aber  von  Mädchen,  wären  vorzugsweise  Frauen  zu  wählen.  Die  Fest- 
stellung der  Voraussetzungen,  welche  mit  Sicherheit  den  Schluß  ge.slatten,  daß  die 
Fürsorgeerziehung  zur  Verhütung  der  drohenden  oder  bereits  eingetretenen  Ver- 
wahrlosung eines  Minderjährigen  notwendig  ist,  wäre  Sache  des  Pflegschafts- 
gerichtes. Diese  Voraussetzungen  können  liegen  in  einem  schuldhaften  Verhalten 
der  Eltern  oder  der  Mutter,  bei  Aussichtslosigkeit  einer  Besserung  desselben,  oder 
in  einer  ohne  solches  bestehenden  Gefahr  des  völligen  sittlichen  Unteiganges  des 
Jugendlichen,  oder  endlich  in  einer  von  ilini  begangenen  strafliaren  Handlung, 
deren  strafgericbtliche  Verfolgung  wegen  seines  jugendlichen  Alters  ausgeschlossen 
ist  und  die  Beschaffenheit  der  Straftat,  seine  persönlichen  Verhältnisse  oder  jene 

Z3* 


Digitized  by  Google 


350 


Küriiten. 


spiticr  Elli-ni  inil  Onmcl  lipsorgcn  lassen,  daß  ein<‘  Besserling  ohne  Zwangserziehung 
nielil  zu  erreichen  sei.  Da  die  Gefahr  der  Verwidirlosung  in  den  Jahren  nach  der 
Schulentlassung  ungleich  größer  ist  als  während  des  Schulbesuches,  wäre  die 
Altersgrenze,  bis  zu  welcher  die  Fürsorgeerziehung  angeordnel  werden  kann, 
mindestens  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjalire  auszudelmen. 

Zur  Antragstelhing  sind  die  Gemeindewaisenräte,  die  Vormünder  oder  die 
polilischen  Behörden  berufen.  Das  Pflegschaflsgericht  wäre  über  einen  solchen 
Antrag  verpflichtet,  die  Voraussetzungen  der  Zwangserziehung  in  geeigneter  Weise 
(Vernehmung  der  gesetzlichen  Vertreter  des  Jugendlichen,  Einholung  der  Auße- 
ningeu  von  Gemeinde-,  Pfarr-  und  Schulbehörden,  Auskunftspersoneu  u.  a.)  fest- 
zustellen und  der  ergehende  Besclduß  dem  Rechtsmittelzuge  an  die  höhere  Instanz 
zu  unterwerfen.  Auf  eine  vorausgehende  Genehmigung  dieser  Beschlüsse  durch 
die  Landes-  oder  Kreisgerichte  — wie  in  den  Füllen  des  § 109  Jur.  N.  — wäre 
nicht  einzuraten.  Euie  große  Fördermig  würde  diese  notwendige  Aktion  erfahren, 
wenn  sich  vorher  in  den  einzelnen  Kronländem  die  so  vielfach  zersplitterten 
Bestrebungen  der  Privatwuldtätigkeit  unter  einlieitlicher  Leitung  zusammeii- 
scldießen  und  in  den  Dienst  der  staatlichen  Fürsorgeerziehung  stellen  wairden. 

Welche  großen  Mittel  sie  bei  entsprechender  Urganisation  selbst  bei  geringen 
Opfern  des  einzehien  aufzubringen  und  welche  gewichtige  Unterstützmig  sie  dem 
Zwecke  zu  leisten  vermag,  wurde  ini  allgemeinen  Teile  unter  Vorfülirung  der 
Erfolge  des  Jugendfürsorgevereüies  für  das  Land  Tirol  und  der  deutschen  Reichs- 
fcchtschule  in  Magdeburg  ausführlich  erörtert. 

Im  Gesetzgebungswege  wären  dann  nur  die  Voraussetzungen  und  das  Ver- 
faliren  der  Verhängung  der  Füreorgeerziehung,  deren  einlieitliche  und  zweck- 
mäßige Dui-chführung  sowie  die  Aulbringung  der  hiezu  notwendigen  Kosten  zu 
regeln.  Bei  Schaffung  dieses  Gesetzes  wird  es  sich  empfehlen,  alle  Erfalirungeu 
auszunützeu,  welche  mit  dem  Gesetze  über  die  Fürsorgeerziehwig  Minderjälniger 
vom  2.  Juli  1900  in  Preußen  gemacht  wurden. 

Unter  allen  Umständen  aber,  ob  ein  Reichsgesetz  erlassen  oder  die  Form 
eines  den  besonderen  Eigentümlichkeiten  der  Länder  Raum  gewährenden  Ralimeii- 
gesetzes  gewäldt  wird,  werden  die  Kosten,  soll  der  Erfolg  nicht  schon  von  Anfang 
in  Frage  gestellt  sein,  ganz  oder  doch  zum  überwiegenden  Teile  vom  Staate 
getragen  werden  müssen. 

Hätten  die  Pllegschaftsgerichte  einen,  wenn  auch  nur  bescheidenen  Hilfsfond, 
der  ihnen  die  Möglichkeit  bietet,  ui  drmgendeu  Fällen  mit  Untei-stütziingen  einzu- 
greifen oder  bestehende  gesetzliche  Bestimmungen  durch  Beistellung  der  Geld- 
mittel ausnützen  zu  köruien,  manche  Fälle  von  Verwalulosuugen  wären  zu  ver- 
meiden und  vielen  armen,  durch  Krankheiten  oder  Notlage  gefährdeten  Kindern 
wäre  wirksam  zu  helfen. 
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Vereine  in  Kärnten, 

welche  sich  mittel-  oder  unmittelbar  mit  der  Unterstützung  armer  Kinder 

beschäftigen. 

Verein  zur  UnicrslQtzung  armer  Schulkinder  und  Kinderschuti  In  Hcmnigor,  gegründet 
1893.  Vereinszweck:  Unterstützung  armer  Kinder  und  Kinderschulz.  Leistung  des  Vereines  Im 
Jahre  1905:  340  K 80  h.  Zahl  der  unterstiUzleii  Kinder:  19Ö. 

Schuipromiigverein  m Spittal,  gegründet  1873.  Vereinszweck:  Arme  Schulkinder  in  der 
Gemeinde  Spittal  mit  Lehrmittel  zu  unlerslützcn  und  densellien  den  Schulbesuch  zu  erleicbteni. 
Leistungen  1905:  350  K.  Zahl  der  UnterstöUlen:  300. 

Studentcnunterstülzungsverein  am  k.  k.  Slaatsgymnasium  in  ViUach,  gogrüiidcl  1873. 
Vereinszweck:  Unterstützung  armer  und  vrflnligcr  Schüler  mit  Büchern,  Kleidern,  Schuhen  und 
Kost.  Lcistiin^ri  im  Jahre  1905:  5079  K. 

WohllAliger  Frauenverein  in  Villach,  gognlndet  1871.  Vereinszweck:  Die  Erhaltung  eines 
Kindergartens.  Leistung  1905:  4300  K.  Zahl  der  Unterslützteu:  8G. 

Schulpfennigvereio  in  ViUach,  gegründet  1877.  Veremszwcck:  Unterstützung  armer  Schul* 
kinüer  in  der  Volksschule  ViUach  mll  LehniiUteln.  Leistungen  1904/05:  1509  K 53  b;  1905/00: 
1318  K 43  h. 

SchulpfennigYcrein  in  Tarvis,  gegründet  1879.  Vereinszweck:  Verabreichen  einer  warmen 
Suppe  im  Winter  wahrend  der  Mittagspause  an  anne  Schulkinder.  Leistungen  130  bis  ISO  K. 

Schulpfennigvcrein  in  St.  Martin,  gegründet  1883.  Vereinszweck:  Arme,  die  Volksschule  bi 
Sl.  Martin  hei  Villach  besuchende  Kinder  mit  Lehrmitteln  und  Kleidungsstücken  zu  unlerstülzen. 
Leistungen  1905:  654  K 39  b.  Zahl  der  l'iiterslützleii:  53  (mit  Schuhen). 

Schuipfennigv'erelu  in  Vassach.  gegründet  1903.  Vereinszweck:  Unterstützung,  beziehungs- 
weise Beteilung  sümlUcher  Schulkinder  mit  Lehniiitlelu.  Leistungen  1905:  300  K.  Zahl  der  Unter- 
stützten: 178. 

Ortsgruppe  Tliürl-Magleni,  Amoldstein  des  Deutschen  Schulvcrcincs  in  Amolüstein, 
gegründet  1884.  Vereinszweck:  Verabreichen  einer  wannen  Suppe  im  Winter  wtUwend  der  Mittags- 
pause an  arme  Schulkinder.  Leistungen  1904/05:  je  75  K. 

Ortsgruppe  MalborgeUi  des  Deulschen  Scliulvereines  in  Malhorgeth,  gegründet  19(Mi.  Ver- 
oinszweck:  Unterstützung  armer  Schüler  mit  warmer  Kleidung  und  Schulre(|uisiten.  Leistungen 
1905:  330  K.  Zahl  der  Unleralützten:  48. 

Studentcnunterstülzungsverein  •Drava‘‘  in  Villach,  gegründet  1906.  Vereinszweck:  Unter- 
stützung armer  Studierender  mit  Kost,  Kleidung  und  Schulrcquisllcn. 

Evangelischer  Frauenverein  zur  Gustav  Adolf-Stiftung  in  Villach,  gegründet  1902.  Vereins- 
zweck:  Armenpflege  innerhalb  der  cvangelisclien  Plan^cmcindc  Villach  bei  zureichenden  Mitteln, 
Forderung  der  Werke  evangelischer  Liebestfltigkeit.  Leislungen  1905  : 335  K.  Zahl  der  Unter- 
stützten: 53. 

Schulpfennigvcrein  und  Suppenanstalt  in  Eisenkappel,  gegründet  1874.  Vereinszweck: 
Unterstützung  amicr  Schulkinder  mit  Selmlrcquisilen  und  Beteilung  derselben  in  den  Winter- 
monalcn  mit  warmen  Speisen.  Leislungen  ltH)4;  333  K 60  h;  19<&:  350  K.  Zahl  der  Unterstützten 
in  beiden  Jahren:  75,  davon  7i  bei  den  Eltern,  Verwandten  oder  bei  dem  überlebenden  EUemleil, 

I gegen  Entgelt  in  Pflege. 
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Vi*i*üiu  zur  UnterHluUiing  aniivr  »chulpflu'hligcr  Kinder  in  Wcdfsberg.  iregrAndpl  I8KJ. 
Vereiiisiweck:  BeU>ilmig  armer  Schulkinder  mit  Sup|>cri  und  Scimlien  im  Winter,  l^eistimgen  UK>4*. 
1^53  K 37  )i,  1005:  1378  K Cti  fa.  Arual]|  der  Unler^tQUlen:  täglich  300  bei  ihren  Eltern,  dem 
äberlcbondon  Ellemteile  oder  den  Verwandten  in  Pflege  Beflndliche. 

Verein  zur  Unlcrslütiung  anner  Schulkinder  in  Sl. Gertraud,  gegrörulel  1005.  Vereiuarweck: 
Beteilung  armer  Schulkinder  mit  Hittairsuppo  und  Kleidung.  l.ieistungen  3Üt)  K.  Zahl  der  Unter- 
siülzlen:  *10. 

Schuipfennigrereiit  in  St.  I..eoiihard,  gegründet  1874.  Verelnszwerk : Unterstfltiung  armer 
Schulkinder.  Leistungen  140  K 60  b.  Zahl  der  Unlersintxten:  .S6. 

Schulptcnnig>erein  in  Unterdranburg,  gegründet  1871.  Vcrcrinszweck:  UnlerstüUimg  armer 
Schulkinder  durch  Beteilung  mit  Kleidung  und  I.ieminittcln.  Leistungen  1004:  331  K.  10t&:  DOK 
54  h.  Zalil  der  Unterstützten  1001:  65  bei  den  Eltern,  dem  überlebenden  Ellemteile  t)der  den  Ver- 
wandten Beflndliche;  1905:  30  ebensolche. 

Suppenverein  in  St.  Leonhard,  gegründet  1905.  Vereinszweck;  Beteilung  mit  Suppe. 
I>eistungeii:  330  K.  Zaiil  der  Unterstützten:  70. 

Mädchcnarbeit.sschule  in  Wolfsherg,  gegründet  1880.  Vereinszweck:  Unterricht  in  weib- 
lichen Arbeiten.  Zahl  der  Unteralülzten:  54. 

St.  Elisabelen-Vcroin  der  werktätigen  NAcbstenliebe  in  Klagenfurt,  gegründet  1871.  Vereins- 
Zweck:  Freiwillige  Armenpflege.  Leistungen:  396  K.  Zald  der  Unterstützten:  6. 

Evangclisclicr  Frauenverein  zur  Gustav  Adolf-Stiftung  in  Klagenfurt.  Vereinszweck:  Frei- 
willige Armenpflege. 

St.  Vinzentius-Vereln  (vom  bl.  Vinzenz  von  Faul)  in  Klagenfurt,  gegründet  1873.  Vereins- 
zweck: Freiwillige  Armenpflege. 

K.  k.  1.  kämt.  UiUlSr-Veteraueuverein  in  Klagenfurt,  gegründet  1870.  Vereinszweck:  Unter- 
stützung und  Krankenpfl.'ge  von  Mitgliedern  und  deren  Angchürigun.  Leistungen:  164  K.  Zahl  der 
Uiilerslützten:  4 Waisenkinder;  gegen  Entgelt  In  Pflege:  4. 

1.  kämt.  Kriegerverein  in  Klagenfurt.  Vereinszweck:  Unterstützung  und  Krankenpnege  von 
Mitgliedern  und  deren  Angehürigen.  Zahl  der  Unterstfllzlcn:  31. 
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Die  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Ver- 
wahrlosung der  Kinder  und  Jugendlichen  sowie  die 
Ausbreitung  der  Verwahrlosung  bei  denselben  in 

Böhmen. 

Von 

Franz  Janisch, 

Betirkarichler  in  >’rie<iUnd. 


Der  Bericht  über  die  Ursachen  und  die  typischen  Erscheinungsrormen  der 
Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  und  über  die  Ausbreitung  der  Ver- 
wahrlosung bei  denselben  in  Böhmen  wird  auf  Grund  der  bei  den  staatlichen 
und  autonomen  Verwaltungsbehörden,  bei  den  Schulbehörden,  den  Armen- 
verwaltungsbebörden,  den  Gcmeindewaisenräteii  und  den  gcsellschartliehen 
Organisationen  für  Kinderschutz  und  Jugendfüi-sorge  eingeholtcn  Informationen 
und  Gutachten  erstattet. 

Quellen  dieses  Berichtes  sind  733  erstattete  Gutachten,  und  zwar  418 
deutsche  und  315  böhmische.  Die  Gutachten  wurden  erstattet  von  Bezirksschul- 
räten, Bezirksgerichten  als  Vormundschaftsbehörden,  Schulbehörden  — aU  Direk- 
tionen der  Mittelschulen,  Handels-  und  Fachschulen,  der  Bürgerschulen  und  von 
Leitern  der  Volksschulen  — , Gemeinden,  Gemeindewaisenrälen,  Pfarren,  der  k.  k. 
Polizeidireklion  in  Prag,  der  Direktion  der  königlich  böhmi.schenLandes-Besserungs- 
anstalt  für  jugendliche  Korrigenden  in  Grulich  und  von  Kinderschulzvereinen. 
Die  größte  Zahl  der  Gutachten  rührt  von  den  V'olks-  und  Bürgerschulen  her.  Die- 
selben gaben  500  Gutachten  ab,  hievon  311  deutsche  und  255  böhmische,  worunter 
jedoch  die  Gutachten  solcher  Schulen  nicht  gezählt  sind,  auf  Grund  welcher  ein 
Gutachten  von  dem  zuständigen  Bezirksschulräte  verfaßt  wurde.  Die  meisten  dieser 
Gutachten  sind  sehr  austflhrlich,  mit  vielem  Pleiße  und  großer  Genauigkeit  aus- 
gearbeitet  und  mit  vielen  überzeugenden  Beispielen  belegt. 

Unter  Benützung  und  Verarbeitung  dieser  Quellen  schreite  ich  zur  Beant- 
wortung der  einzelnen  Fragen,  und  zwar  zuerst  zur  Erörterung  der  Ursachen  der 
Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen. 

I. 

Die  Ursachen  der  Verwahrlosung  lassen  sich  verschiedi  n eiiiteilen.  Man 
kann  von  körperlicher  und  geistiger  Verwahrlosung,  von  Verwahrlosung  aus  dem 
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Verschulden  von  Personen  und  durch  Verhi'iUnisse  sprechen,  von  Verwalirlosuns, 
welche  sich  auf  Verlassenheit  von  Kindern  und  Jugendlichen  gründet  u.  s.  w. 
Jedoch  erscheint  es  nicht  von  Vorteil,  unter  Zugrundelegung  einer  bestimmten 
Einteilung  die  Ursachen  der  Verwalirlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  zu 
behandeln,  weil  mehrere  Verwahrlosungsursachen  in  einer  Person  zusammen- 
tretTcu  und  deshalb  schwer  gesondert  der  Besprechung  unterzogen  werden 
können.  Es  erscheint  dalier  sachgemüßer,  die  einzelnen  Ursachen  der  Verwahr- 
losung von  Kindern  und  Jugendlichen,  unbekümmert  um  eine  feste  Einteilung,  zu 
behandeln. 

1.  Eine  der  HnuptiUTsachen  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen 
ist  die  Verlassenheit  derselben  durch  .Nichtbeaufsichtigung  von  Seite  der 
Eltern  infolge  besonderer  Verhältni.sse.  Vor  allem  gestattet  die  durch  die 
Umbildung  unseres  gesamten  wirtschaftlichen  und  gcscilschaftlichcn  Lebens, 
durch  die  geänderten  Lebens-  und  Erwerbsverhältnisse  und  die  durch  die  wirt- 
schaftliche Notlage  der  Bevölkerung  bedingte  Art  des  Erwerbes  den  Eltern  nicht, 
ihre  Kinder  zu  beaufsichtigen  und  die  Erziehung  derselben  zu  leiten.  Die  modernen 
Arbeitsformen  sind  es  zumeist,  welche  dem  Familienbandc  vielfach  verderblich 
geworden  sind.  Die  große  Entwicklung  und  das  Fortschreiteu  der  Industrie  hat 
einen  Teil  selbständiger  Handwerker  und  Gewerbetreibender  zu  Arbeitern  in 
industriellen  Unternehmungen  gemacht,  die  Heimarbeit  wurde  zum  Teile  auch  zur 
Fabriksarbeit.  Aber  auch  die  Teuerung  in  den  Lebensverhüllnissen  nimmt  zu. 
Das  große  Anbot  Arbeitsuchender  und  die  nicht  gleiche  Nachfrage  nach  denselben 
steigert  die  Konkurrenz  und  drückt  hiedurch  die  Entlohnung  der  Arbeit  herab. 
Das  Familienhaupl  vermag  nicht  mehr  die  in  der  Hegel  zahlreiche  Familie  durch 
seiner  Hände  Arbeit  allein  zu  ernähren,  die  Gattin  muß  es  in  dem  Erwerbe 
unterstützen;  sie,  die  doch  die  Erziehung  der  Kinder  und  das  Hauswesen  leiten 
und  besorgen  soll,  verläßt  den  ihr  von  der  Natur  zugedachten  Beruf  und  geht 
tagsüber  gleichfalls  der  Arbeit  fern  vom  Hause  nach  und  findet  bei  dem  Erwerbe 
um  das  tägliche  Brot  nicht  mehr  die  Zeit,  ihre  Kinder  zu  erziehen  und  zu  pflegen. 
Oft  sind  die  Eltern  nicht  einmal  im  Wohnorte  ihrer  Familie  als  F’ubriksarbcilcr 
beschäftigt,  sondern  lassen,  weil  sie  außerh.alb  desselben  in  Arbeit  stehen,  ihre 
Kinder  ganz  unbeaufsichtigt  oder  bei  ungenügender  Aufsicht  zunick,  so  daß  nach 
Tagen,  ja  des  öfteren  erst  nach  Wochen,  die  Kinder  ihre  Eltern  sehen.  Die 
Kinder  werden  sich  selbst  überla.ssen,  manchmal  sogar  in  die  Wohmmg  cin- 
gcschlossen,  oder,  wenn  schon  ein  übriges  geschieht,  der  Aufsicht  der  älteren 
schulpflichtigen  oder  ihrer  kaum  aus  der  Schule  entwachsenen  Geschwister  über- 
geben oder  in  Obsorge  von  Familien  gebracht,  welche  die  geringste  Zahlung  ver- 
langen, ohne  daß  über  deren  Ruf  Erkundigungen  eingeholt  werden,  unfähigen 
Aufsichtsorganen,  eigennützigen  Pflegern,  welche  ob  des  geringen  Enigi  lies  die 
Kinder  körperlich  und  geistig  veniachlässigen,  sie  zu  Arbeiten  oder  häu.slichen 
Verrichtungen  über  das  Maß  ihrer  Kräfte  hinaus  verwenden  und  jeglichen  günstigen 
Einflusses  auf  diese  Kinder  bar  sind.  Die  Kinder,  sich  selbst  überlassen  und  ohne 
alle  Aufsicht,  suchen  in  schulfreier  Zeit  die  Gasse  auf,  denn  ihr  Geselligkeitstrieb 
duldet  sie  nicht  in  den  öden  Wohnräumen.  Die  Gasse  ersetzt  ihnen  das  Heini, 
das  Elternhaus,  oft  auch  die  Schule,  die  sie  schwänzen.  Auf  der  Gasse  tummeln 
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und  tollen  sic  mit  anderen  gleichgcarteten  Kameraden  licrnm  und  kommen  von 
dort  in  die  Schule  in  einer  Verfassung,  welche  sie  zur  Aufnahme  des  Unterrichtes 
unfähig  macht.  Auf  der  Gasse  sind  sie,  da  jede  Kontrolle  des  Umganges  und 
zweckmäßiger  Üesrhaftigung  mangelt,  den  mannigfachsten  V'erfflhrungen  aus- 
gesetzt,  treiben  hier  mit  ihren  I.eidensgenossen  nicht  nur  allerhand  Unfug,  sondern 
geraten  auch  nur  zu  leicht  auf  den  VV'eg  der  strafbaren  Handlungen.  Und  .selbst 
wenn  sie  die  Gasse  nicht  aufsuchen,  finden  sieh  verlotterte  größere  Kinder  zu 
Hause  ein  und  machen  ihren  verderblichen  Einfiuß  geltend. 

Die  Folgen  einer  solchen  Erziehung  treten  zumeist  bei  diesen  Kindern  auch 
im  Mangel  eines  Heimgeföhles  und  eines  Familiensinnc.=,  im  Hange  zum  Nichts- 
tun, ferner  bei  Abgang  der  für  jeden  Lebenslauf  erforderlichen  morali.schen 
Selbstzucht,  im  stumpfen  Hasse  gegen  alle  sozial  b<  sser  gestellten  Mitmenschen 
in  Erscheinung.  Diese  Kinder  werden  ungehorsam,  drohen  bei  der  geringsten 
Mahnung  oder  Rüge  von  Seite  der  Eltern  das  Haus  zu  verlassen  oder  verlassen 
es  wirklich  und  entziehen  sich  oft  tagelang  der  elterlichen  Aufsichl. 

W^enn  die  Mutter  Witwe  isl,  leidet  bei  solchen  V'crhältnisson  besonders  die 
Erziehung  der  Kinder,  wie  das  folgende  Beispiel  zeigt:  Eine  M'itwe  mit  vier 
Kindern  ist  Fabriksarbeiterin  und  als  solche  tagsüber  in  der  Fabrik  beschäftigt. 
Um  6 IThr  früh  verläßt  sie  ihre  Kinder.  Die  zwei  schulpflichtigen,  ein  Mädchen 
von  10  Jahren  und  ein  Knabe  von  8 Jahren,  müssen  die  anderen  Ge.schwister 
ankleiden,  ihnen  das  Frühstück  geben  und  sie  ins  Asyl  bringen,  wo  sic  bis  G Uhr 
ahends  bleiben.  Die  beiden  schulpflichtigen  Kinder,  welche  die  Schule  zwar 
regelmäßig  besuchen,  sind  täglich  fünf  bis  sechs  Stunden  ohne  Aufsicht.  Zu  Mittag 
genießen  sie  das  Brot,  welches  ihnen  die  .Mutter  milgegeben  hat,  wälirend  der 
VV’intermonate  erhallen  sie  eine  Suppe,  sehr  häufig  haben  sie  aber  kein  .Mittag- 
essen, wenn  nicht  mitleidige  Menschen  sich  ihrer  erbarmen.  Das  Mädchen  verlegt 
sich  auf  das  Betteln,  verschalTl  sich  belrügerischerweise  Geld,  um  sich  Nahrungs- 
mittel oder  Naschwerk  zu  kaufen,  der  Knabe  beginnt  zu  stehlen  und  führt  mit 
zwei  anderen  Schulknaben  größere  Dieb.stähle  aus.  So  verwahrlosen  die  Kinder 
durch  die  Nichtbeaufsichligung  von  Seile  der  Mutier. 

Das  Arbeiten  der  Eltern  tagsüber  außerhalb  des  Hauses  schwächt  ebenso 
wie  die  durch  diese  V'erhüllnisse  bedingte  Kürze  des  täglichen  Beisammenseins 
die  wechselseitige  Liebe  zwischen  Kindern  und  Eltern.  Dies  kommt  dann  oft  in 
.Mißhandlung  und  mangelhafter  Ernährung  solcher  Kinder  zum  Ausdrucke,  was 
im  Gemüle  der  letzteren  V'erbillerung  oder  stumpfe  Apathie  hervorrufl  und  die 
moralischen  Impulse  ertötet. 

Bei  der  Armut  dei’  Ellern  und  der  hiedurch  bedingten  Arbeit  um  das 
tägliche  Brot  für  eine  zahlreiche  Familie  erscheint  das  Weib  körperlich  aufs 
höchste  entkräftet  und  kümmert  sich  nach  vollbrachter  Tagesarbeit  um  Häus- 
lichkeit, Reiidichkeit  und  Kindererziehung  nicht.  Müde  und  abgespannt  kehren 
diese  Leute  von  der  Arbeit  heim  und  finden  so  keine  Lust,  sich  ihren  Kindern  zu 
widmen,  verlangen  vielmehr  Ruhe  von  ihnen.  Das  Glück  und  den  Segen  des 
Familienlebens  kennen  solche  Menschen  nicht.  So  sieht  es  bei  einem  großen  Teile 
der  Kinder  und  Jugendlichen  der  Fabriksarbeiler  aus. 

it* 
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Die  Verlifilliiisse  bei  iloii  Berg-  und  IKdteiiarbeitem  liegen  ähnlich.  Auch  sie 
bcflnden  sieh  den  ganzen  Tag  über  auf  der  Schicht  und  deren  Kinder  bevölkern 
die  Gassen  in  Stadt  und  Umgebung  in  Gesellschatl  von  Faulenzern,  Bummlern 
und  moralisch  verkommenen  Individuen,  spielen  um  Geld,  rauchen.  na.schcn, 
trinken  Branntwein  und  führen  solche  unmoralische  Reden,  daß  man  sich  mit 
Abscheu  von  ihnen  atiwendct,  bewerfen  Vorübcrgt'liende  mit  Steinen  und 
beschimpfen  jeden,  der  sie  ermalmt.  Nach  Beendigung  des  vorgeschriebenen 
Schulbesuches  treten  die  Kinder  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  in  die  Hütten-  und 
Bergwerke  ein,  wo  sie  dasjenige  lenien,  was  sie  zu  ihrem  moridischen  Wrderben 
noch  brauchen.  Und  so  wird  die  Berg-  und  Fabriksai'beit  oft  niclit  nur  der  leib- 
liclie,  sondern  auch  der  gci.stige  und  speziell  der  sitiliche  Ruin  der  Jugend. 

Aber  auch  Bauarbeiter,  wie  Maurer,  Zimmerleutc,  Handlanger  und  Tag- 
löhner sind  wegen  nicht  hinreichend  lohnender  Arbeit  willirend  der  Bauzeit 
gezwungen,  iliren  Heimatsort  und  ihre  Familie  zu  verlassen  und  ilire  Kinder  der 
müttcrliclien  Obliut  allein  anzuvcrlrauen.  Auch  die  Kinder  land-  und  forstwirt- 
schatlliclier  Arbeiter  triffl  ein  gleiches  Los.  Besonders  aber  die  Arbeiter  auf  Wirt- 
schaftshöfen können  sich  infolge  des  häufigen  Wechsels  ihres  ArbeiLsortes  der 
Fliege  und  Erziehung  ihrer  Kinder  nicht  widmen. 

Im  Erzgebirge  sind  die  Gehilfen  der  Vieh-  uml  Gän.sehändler,  welche  auf 
Grund  eines  sogenannten  Wandergewerbescheines  ihfen  Handel  bei  oft  wech- 
selndem Wohnsitze  in  Deutschland  betreiben,  das  ganze  Jahr  hindurch  mangels 
hinreichender  Beschäftigung  auf  heimatlicher  Erde  die  W’oehe  über  vom  Hause 
abwesend  und  überlassen  das  Wohl  und  Wehe  ihrer  Kinder  der  mütterlichen  Leitung. 
Hiedurch  mißraten  wohl  auch  manche  Kinder  in  ähnlicher  Welse  wie  die  Kinder 
der  in  Arbeit  abwesenden  Fabriks-  und  Bergarbeiter,  doch  ist  dies  seltener  der  Fall, 
weil  die  aufsichtführendc  Mutier  doch  teilweise  erziehlich  bei  ihren  Kindern  einzu- 
greifen vermag  und  rechtzeitig  ihrem  verderblichen  Treiben  Einhalt  gebieten  kann. 

ln  der  Besserungsanstalt  zu  Grulich  befinden  sich  unter  den  im  Jahre  190.Ö 
dortselbsl  untergebrachten  145  jugendlichen  Fllcglingen  51,  welche  infolge  der 
Außenarbeit  ihrer  Eltern  zu  verw.ahrlosen  drohten,  sohin  über  35  Prozent. 

Bei  solcher  Sachlage  erscheint  es  daher  dringend  notwendig,  für  zeitweise 
aufsichtslose  schulpflichtige  Kinder,  deren  Eltern  außer  Hause  ihren  Berufsarbeiten 
nachgcdien,  die  ihnen  während  dieser  Zeit  mangelnde  Erziehung  durch  die  Ellom 
dadurch  zu  ersetzen,  daß  man  sie  in  Tage.sheimstätten  unterbringl,  damit  sie  die 
.schulfreien  Stunden,  die  sie  sonst  auf  der  Gas.se  oder  unbeaufsichtigt  zu  Hause  oder 
in  unpassender  Gesellschaft  verbringen  würden,  unter  erziehlicher  Aufsicht  und 
Leitung  einer  Hausmutter  verbringen  können. 

2.  Einen  zweiten  Grund  der  Verw’ahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen 
bilden  die  schlechten  Wohnungsverhällnisse,  hervorgerufen  durch  die 
Anhäufung  der  Bevölkerung  in  den  großen  Städten  und  durch  die  Erwerbsverhält- 
nisse  der  Eltern.  Die  Wohnung  ist  das  Band  der  Zivilisation.  Aus  ihr  gehen  alle 
jene  Einflüsse  hervor,  die  zum  Guten  oder  Bösen  führen,  Einflüsse,  die  besonders 
auf  das  Gemüt  des  Kindes  vciedelnd  oder  zerstörend  einwirken. 

Durch  die  in  Großstädten  herrschende  Teuerung,  namentlich  der  Miet- 
zinse, sind  die  armen  Leute  gezwungen,  zum  größten  Teile  Wohnungen,  die 
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in  gesundheitlicher  Beziehung  in  keiner  Weise  entsprechen,  zu  mieten.  In  Keller- 
wohnungen, Dachwohnungen  oder  Wohnräumen  in  unge.sundcn  Hofgebiluden 
lindet  man  sie  zusammengepfercht;  Envach.sene  beider  Geschlechter  sind  mit 
Kitidern  und  Jugendlichen  beisammen,  und  zum  Überflüsse  werden  noch  Beltgeher 
und  Kostgänger  gehalten,  ln  Kidjriksoilen  gibt  cs  ebenfalls  solche  Massenquarliere 
und  Massenschlafstellen,  durch  das  System  der  Bellgeher  und  Kostgänger  noch 
mit  jungen,  fremden  Leuten  zahlreicher  bevölkert.  Beim  Hübenbaue,  zur  Zeit  des 
Ilopfenpflöckens  oder  zur  Erntezeit  leben  die  landw'irtschafUichen  Arbeiter  aus 
Mangel  an  Mitteln  in  Massen  in  einer  Stube  beisammen.  Welch  s<direckliehe 
Zustände  zeitigen  insbesondere  die  menschenunwürdigen  Slassenwohnungen  der 
Meierhöfe.  An  Körper  und  Seele  nehmen  die  Kinder  hier  Schaden. 

ln  Wohnungen,  worin  die  Armut  ihren  Einzug  gehalten,  findet  man  oft  nur 
die  allernotwendigsteu  Haus-  und  Zimmergeräle,  welche  außerdem  schadhaft  und 
beschmutzt  in  allen  Winkeln  umhcrliegen.  Die  Belten,  wenn  überhaupt  solche 
vorhimden  sind,  bestehen  aus  mehr  oder  weniger  zerrissenen  Stücken,  die  Fenster- 
scheiben sind  blind  und  selten  alle  unverselirt,  die  Räume  eng  und  niedrig,  und 
für  die  notwendige  Lüftung  ist  keinerlei  Vorkehrung  getroffen.  Die  Kinder  treiben 
sich  halb  nackt,  sclmiulzig  und  unbeschäftigt  im  Zimmer  umher  oder  liegen, 
besonders  im  Winter,  um  sich  vor  der  Külte  zu  schützen,  tagsüber  in  Fetzen 
gehüllt  im  Belte.  Ihre  Gesundheit  wird  durch  diese  Räume  untergr.iben  und  bei 
Tag  und  Nacht  sehen  sie  Dinge,  welche  ihren  Sinn  für  Wohlansländigkeit  und 
Sitte  vollständig  abslumpfen  und  sie  die  abscheulichsten  Handlungen  als  nichts 
Unsittliches  erkennen  lassen;  sie  werden  nur  zu  früh,  ja  sogar  im  zartesten  Alter 
mit  den  Lastern  der  Erwachsenen  bekannt  und  hören  Gespräche,  die  ihr  Gemüt 
verkehren  und  Haß  und  Groll  gegen  achtbare  Menschen  entfachen.  Ja  es  gibt 
Massenquarliere.  wo  zehu  und  noch  mehr  Männer,  Frauen  und  Kinder  beider 
Geschlechter  wohnen.  In  einem  Falle  hatten  13  Personen  verschiedenen  Alfers 
und  Geschlechtes  den  einzigen  Wohniaum  mit  nur  3 Schlafstellen  inne.  Nicht 
wesentlich  besser  sind  in  vielen  Fällen  die  Wohnungen  der  Kleingewerbetreibenden 
beschaffen,  da  sie  zum  Wohnen  und  zum  Gewerbebetriebe  zugleich  Verw'endung 
finden,  ohne  daß  Küche  und  sonstige  Nebenräume  vorhanden  sind.  So  werden 
auch  diese  ungesunden,  schlechten  und  räumlich  aufs  äußerste  beschränkten 
Wohnungsverhällnisse  Kindeni  und  Jugendlichen  zum  körperlichen,  geistigen  und 
sittlichen  Verderben  und  die  Prager  Polizeidirektion  weiß  zu  belichten,  daß  in 
Großslädlen  in  diesen  Höhlen  auch  direkte  Verführung  sehr  erleichtert  wird,  daß 
dieser  Nährboden  Prostituierte  im  Alter  von  schon  9 luid  1 1 Jahren  und  Taschen- 
und  Ladendiebe  ira  selben  Alter  nicht  selten  hervorbringt. 

Die  Wohnungspolizei  hat  hier  schon  manche  Üliclstände  beseitigt  und  seit 
10  bis  15  Jahren  haben  sich  die  Verhältnisse  in  den  Massenquartieren  der  Fabriken 
bedeutend  gebessert,  doch  immer  noch  bestehen  die  geschilderten  Verhältnisse 
in  ziemlicher  Ausdehnung  fort. 

3 Arbeit  der  Kinder  und  Jugendlichen  über  das  Maß  ihrer  Kräfte 
hinaus  und  ihre  Verwendung  zu  Leistungen,  welche  sie  sittlich 
gefährden,  biiden  ebenfalls  ein  trauriges  Kapitel  im  Jugcndleben. 


Digitized  by  Google 


374 


BAhmen. 


In  industriellen  Gegenden  werden  die  Kinder  auch  frühzeitig  zur  Arbeit  in 
Fahriksbetrieben  weit  über  ihre  Kflrperkräfte  hinaus,  selbst  zur  Nachtzeit,  heran- 
gezogen, um  einen  bestimmten  Teil  ihres  Verdienstes  für  ilmcn  Unterhalt  an  die 
Eltern  abliefern  zu  können,  oft  auch  an  fremde  Pfleger,  hei  denen  sie  untergebraclit 
sind  oder  hei  denen  sie  sich  aus  eigenem  Antriebe  Wohnung  und  Veii)flegung’ 
genommen  haben.  Dadurch  leiden  sie  an  ihrem  Körper  Schaden,  erlangen  ;ibor 
auch  auf  diese  W'eise  frühzeilig  eine  gewisse  Selbständigkeit,  die  ihnen,  da  ihre 
Charaktereigcnscluiflen  noch  nicht  genügend  gefestigt  sind,  nicht  selten  gefährlich 
wird.  Mit  dem  ihnen  überlassenen  restlichen  Eohne  besuchen  sic  Gasthäuser  und 
emdere  öffentliche  Schanklokale,  wo  sie  nicht  allein  Bekanntschaft  mit  geistigen 
Getränken,  sondern  auch  frühzeitig  mit  dem  weiblichen  Gescblechte  machen.  Dieser 
frühzidlige  .Eintritt  ins  Leben"  läßt  sie  die  Gewohnheiten  Envaehsener  annehmen, 
läßt  sic  mit  denselben  in  gemeinsamer  .Arbeit  sein,  wo  daim  ungeziemende  Reden 
sie  nachteilig  beeinflussen  und  die  in  der  Schule  erworbene  sittliche  und  auf 
reUgiöser  Grundlage  beruhende  Eraiehung  verloren  geht.  Die  Burschen  greifen  zu  | 

Zigarren,  Pfeifen  und  Kartenspiel  und  schwärmen  zur  Nachtzeit  herum;  die  | 

Mädchen  verlieren  allen  Sinn  für  Sparsamkeit,  kümmern  sich  nicht  um  die  Häus- 
lichkeit und  verwenden  ihren  Lohn  auf  Putz  und  eitlen  Tand.  j 

Die  Fabriksarbeil  sofort  nach  Vollendung  der  Schulpflicht,  wodurch  Jugend- 
liche nach  ihren  Begriffen  gleich  eine  gut  bezahlte  Arbeit  erhalten  und  nun  j 

mit  dem  Wochenlohne  in  der  Tasche  eigene  Henon  sind,  steigert  in  Industrie- 
gegenden die  Unlust  zur  Erlernung  eines  Handwerkes,  welches  ihnen  als  Lehr-  I 

lingen  bei  einem  Meister  durch  mehrere  Jahre  ohne  Entgelt  nur  Arbeit  und  , 

schließlich  noch  den  Besuch  der  Fortbildungsschule  bringt.  Ähnlich  ist  es  bei  r 

Mädchen,  welche  die  besser  gezahlte  Fahriksarbeit  der  gesünderen  landwirtschaft- 
lichen oder  häuslichen  Arbeit  vorziehen,  was  Dienstbotennot  bei  den  Landwirten 
zur  Folge  hat.  Dieser  Uienstbotemnangel  zwingt  die  Landwirte,  Kinder  armer 
Eltern  noch  während  ihrer  Schulzeit  in  Dienst  zu  nehmen,  was  nicht  schadet, 
wenn  sie  zum  regelmäßigen  Schulbesuche  angehalten  und  bei  gesunder  und 
kräftiger  Kost  leichtere  Feldarbeiten  verrichten.  Doch  da  geschieht  es  wieder  sehr 
oft,  daß  dem  Jungen,  damit  er  dem  Landwirte  nicht  aus  dem  Dienste  genommen  * 

mrd  oder  selbst  gcliL  alle  Unarten,  tollen  Streiche  und  selbst  .schlechte  Hand-  , 

hingen  geduldet  werden.  Weniger  vermögende  Landwirte  können  kein  Gesinde  ' 

halten,  weil  an  Kürze  der  Arbeitszeit,  an  Kost  und  Lohn  übermäßige,  indinslrielleo 
Arbeitern  gleiche  Ansprüche  gestellt  werden,  weshalb  diese  statt  des  Gesindes  ihre 
eigenen  schulpflichtigen  Kinder  oder  Kinder  armer  Eltern  zu  den  meisten  Gesinde»-  | 

arbeiten  unter  Vernachlässigung  ilires  Schulbesuches  zum  Schaden  ihrer  körper- 
lichen und  geistigen  Kräfte  verwenden.  i 

Andere  arme  Leute  hinwiederum  senden  ihre  Kinder  zum  Verkaufe  von  ^ 

Zündhölzchen,  Blumen,  Papicrechachteln  und  dergleichen  aus,  oder  in  abge- 
nützten, mitleiderregenden  Kleidern  auf  die  Gasse  und  in  Gastliäuscr,  um  unter 
dem  Deckmantel  des  Zümiliölzchen-,  Blumen-  oder  Rettichverkaufes  zu  betteln, 
und  be.-timmen  sie,  sich  zu  mancherlei  Diensten  an  öffentlichen  Orten,  wie  Bahn- 
höfen u.  s.  w.,  imzutragen.  Solche  Kinder  führen  gewöhnlich  ihren  Verdienst  nicht 
zur  Gänze  an  ihre  Eltern  ah,  werden  durch  den  vorbehalteuen  Rest  in  die  Lage 
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versetzt,  schon  in  sehr  frühem  Alter  ihre  Gelüste  zu  befriedigen,  werden  liederlich 
und  frech  und  selbst  zum  Betteln  und  Stehlen  gebracht,  sie  verwahrlosen. 

4.  Die  V'ernachlässigiing  der  Erziehung  der  Kinder  und  Jugend- 
lichen durch  schuldhaftes  Verhalten  der  Eltern  und  Erzieher  und 
deren  Stellvertreter  ist  ein  weiterer  llaiiptgrimd  der  Verwahrlosung.  Den 
Grund  zur  Sittlichkeit  und  Wohlerzogenheit  der  Kinder  muß  das  Elternhaus  geben, 
denn  die  Familie  ist  und  bleibt  der  erste  Erziehungsfaktor,  Nicht  selten  ist  aber 
das  Familienleben,  wo  das  Kind  jene  erforderlichen  Grundsätze  aufzunchmen  hat, 
welche  es  durch  sein  ganzes  Leben  begleiten  und  zu  einem  tauglichen  und  nütz- 
lichen Mitgliede  der  menschlichen  Gesellschaft  heranbilden  sollen,  derart  gelockert 
und  von  der  Bahn  des  Guten  und  Rechten  so  weit  entfernt,  daß  das  Kind  in 
diesem  nur  jene  unreine  Quelle  findet,  aus  der  die  verdammungswürdigsten 
Grundsätze  fließen,  die  es  nur  allzu  leicht  aiifnimmt  und  regelmäßig  auch  für 
immer  behält. 

Unkenntnis,  Schwäche,  Sorglosigkeit  und  Uneinigkeit  der  Eltern  oder  Pflege- 
eltern bei  der  häuslichen  Erziehung  sind  Ursachen  für  die  Verwahrlosung  ihrer 
Kinder.  Der  eine  Eltertiteil  stützt  zuweilen  das  Kind  in  dessen  Unrecht  oder 
schützt  es  gegen  die  gebotene  Strenge  des  anderen  Elternteiles,  der  Schule,  des 
Lehrmeisters,  der  Ortspolizei  oder  anderer  Erziehungsfaktoren. 

Wenn  schon  dies  den  Kindern  und  Jugendlichen  verderblich  ist,  um  wieviel 
mehr  ist  dies  erst  die  Arbeitsscheu  und  Verwahrlosung  vieler  Eltern  selbst,  ihr 
Mangel  an  Bildung,  die  Lieblosigkeit,  das  sclilcchte  Beispiel,  die  Sillenlosigkeit, 
ihre  Genußsucht  und  ihr  Eigennub..  Dies  alles  trägt  Schuld  daran,  daß  die  Kinder 
Dinge  sehen,  hören  und  erleben,  die  ihr  Herz  vergiften,  ihr  Gemüt  verrohen,  ihr 
Schamgefühl  ertöten.  Die  natürlichen  Folgen  solcher  betrübender  Erscheinungen 
im  Familienleben,  der  AuHö.^ung  oder  V'erödung  desselben,  sind  Verwilderung, 
Verrohung  und  Verwahrlosung  der  Kinder.  Plato  sagt  schon:  ,Wo  die  Alten 
schamlos  sind,  ist  die  Zügellosigkeit  der  Jugend  um  so  größer.*  Wenn  auch  die 
Schule  mit  ihren  Erzietmngsmaßnalimen  nach  Möglichkeit  ausgleichend,  oft  selbst 
noch  rettend  eingreift,  den  stärkeren  verderblichen  Einflüssen  des  Elternhauses 
gegenüber  zeigt  sie  sieh  leider  nur  zu  oft  ganz  machtlos.  Der  Vater  ist  arbeitsscheu, 
hat  sein  väterliches  Erbe  in  kurzer  Zeit  vergeudet  und  zieht  .seit  Jahren  mit  seiner 
Familie  bettelnd  und  stelUend  im  ln-  imd  Auslande  umher,  wird  mit  derselben  in 
die  Heimat  abgeschoben,  wo  ihm  dreimal  Arbeit  vermittelt  wurde,  doch  ohne 
Erfolg;  seit  einem  halben  Jahre  arbeitet  er  nichts  mehr,  die  Frau  bestreitet  als 
Prostituierte  den  größten  Teil  des  Unterhaltes  der  Familie  und  führt  in  Gemein- 
schaft mit  ihren  vier  Kindern  von  9 bis  14  Jahren  Diebstähle  aus,  wofür  sie  eine 
dreiwöchenliche  Arreststrafe  zu  verbüßen  hat.  Wie  muß  dies  schlechte  Beispiel  der 
Eltern  die  Kinder  verderben.  Rohe  und  ungebildete  Eltern  sind  überhaupt  nicht 
fähig,  ihre  Kinder  zu  erziehen;  sie  betrachten  dieselben  als  eine  ihnen  nuferlegte 
Last,  behandeln  sie  deshalb  hart  und  ungerecht,  mißhandeln  sie  auch  und 
kümmern  sieh  um  ihre  Pflege  und  Erziehung  nicht.  Dieser  Behandlungsweise  und 
der  lästig  empfundenen  Verlassenheit  sucht  das  Kind  zu  entrinnen.  Das  Kind  wird 
zum  Ausreißer,  entweicht  oder  treibt  sich  mehr  oder  minder  planlos  umher.  Erst 
später  tritt  die  Absicht  hinzu,  sich  durch  das  Ausreißen  Befriedigung  irgend 
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welchen  empfundenen  Bedürfnisses  zu  verschaffen.  Später  kommt  als  erste  Stufe 
der  Kriminalität  der  Bettel  dazu  und  bald  auch  der  Diebstalil,  der,  da  da.s  Kind 
bei  der  vernachlässigten  Erziehung  auch  nur  Not,  Elend  und  Laster  schaute,  mit 
einer  solchen  Schlauheit  und  Gewandtheit  veriibt  wird,  daß  man  darüber  erstaunt. 
IIie<lurch  ist  die  verbrecherische  Laufbahn  betreten,  welche  mit  wenig  Au.s- 
nahinen  jene,  die  sie  betreten,  auch  feslhält.  Weibliche  Jugendliche  verfallen 
zumeist  der  Brostilution.  So  ist  das  Beispiel  mul  Vorbild  der  Eltern  wie  der 
gesamten  Umgebung  des  Kindes  und  der  Jugendlichen  für  die  Erziehung,  die 
küri)erliche  und  geistige  Entwicklung  und  für  das  Gedeihen  derselben  von  außer- 
oidcnllicher  Bedeutung,  denn:  ,Wie  die  Alten  sungen,  so  zwitschern  auch  die 
Jungen.“  Daß  dem  so  ist,  lehrt  aus  der  ErfahnJiig  folgender  Fall:  Ein  Kind,  welche.«, 
aus  angesehener  Familie  stammend,  die  Verbrecherlaufbahn  betreten  und  in  iii- 
und  ausländischen  Gefängnissen  abwechselnd  sein  Leben  fristet,  wagt  cs,  seinem 
Vater  zuzuiufen : Ich  als  Sohn  danke  meinem  Valer  nur  eine  total  vergiftete  Jugend 
und  war  schon  als  fünfjähriger  Junge  gezwungen,  meinen  Vater,  der  die  Ideale  des 
Familienlebens  mit  Füßen  trat,  nur  bedaui-m  zu  müssen. 

5.  Und  wird  noch  des  Teufels  Gift,  der  Dän:on  Alkohol,  in  die  Familie 
getragen,  so  tritt,  .abgesehen  von  den  schädlichen  Wirkungen  desselben  auf  Körper 
und  Geist,  die  gänzliche  Venvildenmg  der  Kinder  und  Jugendlichen  ein. 

Der  Vater  ist  oft  ein  unverbesserlicher  Trinker,  ja  cs  kommt  vor,  daß  auch 
die  Mutter  dem  Trünke  ergeben  ist.  Dann  sind  nächtliche  Szenen,  Zank  und  Streit, 
brutale  Gewalt,  Kinilermißhandhmg  und  gemeine  Reden  an  der  Tagesordnung. 
Das  Kind  ist  imfangs  entsetzt,  doch  langsam  gewöhnt  sich  die  vom  Laster  vergiftete 
(iemülsart  an  dieses  Leben.  Die  Erziehung  in  solcher  Weise  vollendet  das  böse 
Werk.  Schmutz.  Sittenlosigkeit,  Roheit.  Diebereien,  Frechheit  und  viele  andere 
schimpfliche  Eigenschaften  paaren  sich  zu  einem  wirklichen  Bilde  der  Verwahr- 
losung. Das  Kind  wächst  heran  und  mit  ihm  die  Lasier.  Ist  es  erstarkt,  so  ergreift 
es  gewöhnlich  die  Partei  der  Mutier  und  wird  ein  Kampfgenosse  gegen  den 
eigenen  Vater.  Die  Autorität  .schwindet,  es  anerkennt  kein  Gesetz  und  Recht, 
verletzt  auch  bald  das  Gesetz,  die  erste  Strafe  folgt,  bis  dann  die  Stufenleiter  zum 
Verbrecher  erreicht  ist. 

Es  kam  der  Fall  vor,  daß  sich  bei  dem  Trünke  ergebenen  Eltern  alle  Bande 
frommer  Scheu  lösten.  Ihr  elfjähriger  Knabe,  welcher  mit  einem  siebenjährigen 
Mädchen  geschlechtlich  verkehrte,  gal)  ihshalb  von  seinem  Lehrer  zur  Rede 
gestellt  an,  nur  das  getan  zu  haben,  was  er  von  seinen  Eltern  selbst  gesehen.  Und 
welche  sittliche  Verderbnis  bekundet  ein  weiterer  Fall!  Ein  zwölljähriger  Knabe 
an  der  Spitze  einiger  Gassenjungen  sieht  seinen  eigenen  Vater  trunken  die  Straße 
dahertaumeln,  eilt  zu  ihm,  bewirft  in  mit  Steinen  und  erwidert  spottenil  und  hohn- 
lachend  die  Schimpfworte  seines  trunkenen  V'aters. 

Wo  die  Eltern  der  Trunksucht  ergeben  sind,  gewöhnen  sich  auch  Kinder 
und  Jugendliche  das  Trinken  oft  an.  Schon  dadurch,  daß  die  Kinder  von  den 
Eltern  in  das  Gasthaus  nach  Branntwein  geschickt  werden,  werden  sic  an  diesi>s 
Getränk  gewöhnt,  da  sic  cs  verkosten.  Jeder  Tagarbeiler,  jeder  Holzhauer  trinkt 
seinen  Schnaps  und  die  Kinder  trinken  ihn  mit.  Es  kam  vor,  ilaß  ein  Lehrer  einm;d 
einen  total  betrunkenen  Schüler  in  die  Schule  erhielt  und  ein  zweiter  Schüler  im 
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Kleichen  Ziislande  bewußtlos  in  dem  Garten  des  Elternhauses  lag.  Doch  nicht  genug 
an  dem;  selbst  Kinder,  die  noch  getragen  werden,  ja  sogar  Säuglinge  erhallen 
Branntwein  zu  trinken. 

Es  muß  leider  gesagt  werden,  daß  die  Trunksucht,  welche  in  allen  Ständen 
bei  arm  und  reich  zu  finden  ist,  eine  sehr  große  Ausdehnung  erreicht  hat  und 
eine  der  Hauptursachen  der  Verw.ahrlosung  für  Kinder  und  Jugendliche  bildet. 
Mil  vollem  Hechte  wird  daher  allgemein  Abhilfe  verlangt,  um  die  Trunksucht  und 
ihre  verderblichen  Folgen  eindämmen  zu  können.  Die  Beschränkung  des  Verkaufes 
von  Alkohol,  besonders  .an  Samstagen  abends,  Sonntagen  und  Montag  friih,  und 
bei  Alkoholisten  die  Umwandlung  der  gewöhnlichen  Strafliaft  in  eine  verlängerte 
Anhaltung  in  Trinkerasylon  gesetzlich  für  zulässig  zu  erklären,  dürften  wirksame 
Mittel  gegen  die  Trunksucht  abgeben. 

G.  Wie  steht  es  bei  den  sogenannten  .besseren  Ständen“?  Hier  ist  die 
Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  ausgeschlossen,  wenn  die  Ellern  ihre 
Pfiifhlen  gegenüber  ihren  Kindern  mit  Bezug  auf  Pflege  und  Erziehung  erfüllen, 
was  sie  vennöge  der  materiellen,  gesellschaftlichen  und  Erwerbsverhältnisso  leicht 
vennögen.  Aber  auch  bei  diesen  Ständen  ist  es  oft  der  Fall,  daß  der  Mann  seinem 
Berufe  obliegen  muß,  sein  Amt  oder  Geschäft,  seine  geistige  Tätigkeit  ihn  in  hohem 
Maße  in  Anspnich  nimmt  und  es  ihm  auch  an  Zeit  mangelt,  sich  mit  den  Kindern 
erziehlich  und  bildend  zu  befassen,  so  daß  cs  daher  der  Multer  zukomml,  die 
Pflege  und  Erziehung  der  Kinder  zu  leiten. 

Wie  giundverschieden  fassen  aber  die  Frauen  die  Mutterpflichten  auf.  Die 
eine  sieht  die  Mutterpflichten  als  eine  Spekulation  für  ihr  eigenes  Wohlbetinden 
au  und  als  Mittel  zum  Zweck,  das  Opfer,  das  sie  mit  der  Heirat  gebracht  hatte, 
durch  äußeren  Ghmz,  große  Geselbchaften,  Vergnügungen,  Putz,  Sport  und 
anderes  mehr  aufzuwiegen;  sie  glaubt  denselben  vollständig  zu  genügen,  wenn  sie 
einer  Bonne,  einer  Gouvernante  oder  einem  Hauslehrer  die  körperliche  Pflege 
und  die  Erziehung  ihrer  Kinder  übertrügt,  die  Erziehung,  zu  der  sie  seihst  die 
nötige  Vorbildung  nicht  besitzt  oder  sie  als  etwas  Läsliges  ansieht,  das  ihr  nicht 
zukomml.  Durch  die  Bonne  läßt  sie  alles  tun,  wrdirend  sie  in  gesellschaftlichen 
Hepräsentalionspflichten  aufgeht  oder  außer  Hause  Zerstreuungen  sucht  und 
|)flegt.  Die  andere  Frau  wieder  — und  das  ist,  was  freudig  begrüßt  wird,  die 
Mehrzahl  — geht  ganz  und  gar  in  ihren  Kindern  auf,  sorgt  unermüdlich  mit 
eigenen  Händen  für  deren  leibliches  Wohl,  pflegt  aber  auch  mit  selbstloser  flingabe 
und  tiefem  Verständnisse  ihre  geistigen  Anlagen.  Dem  kleinen  Smiguiniker,  der  es 
mit  der  Wahrheit  oft  nicht  genau  nimmt,  tritt  sie  mit  mütterlichem  Ernste  ent- 
gegen; mit  Liebe  und  Geduld,  aber  auch  mit  einem  unbeugsamen  Willen  behandelt 
sie  die  cholerischen  Kinder;  auttieilernd  und  liebevoll  begegnet  sie  dem  melancho- 
lischen Kinde  und  trachtet,  da  die  meisten  Unarten  bei  Kindern  aus  Mangel  an 
Bcschäfligimg  entstehen,  bei  den  Kindern,  besonders  bei  dem  phlegmatischen 
Kinde,  den  Müßiggang  zu  bannen.  Hier  schaut  m.in  verschüchterte,  zieudich 
stumi)fsinnige,  nur  für  Putz  und  Spielzeug  eingenommene  Kinder,  dort  leben-  und 
geislsprüheride,  für  Nalurschönheiten  enthusiasmierte  Kinder  mit  den  tadellosen 
Manieren  und  der  trotzdem  bewahrten  echten,  herzerfrischenden  Kindliclikeit. 
Wohl  mag  Veranlagung  auf  beiden  Seiten  mit  im  Spiele  sein,  die  Hauptsache  i.sl 
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und  bleibt  doeli  bei  der  Erziehung  das  liebevolle,  verälftndnisinnige  Versenken  in 
die  Kiudesaeele. 

Arger  noch  ergeht  es  den  Kindern  solcher  Mütter,  welche  in  gesellschaft- 
lichen Verpflichtungen  oder  schöngeistiger  Lektüre  aufgehen,  Musik  treiben,  malen 
oder  schriflstellern  und  ebenfalls  nicht  die  Zeit  zur  Erziehung  der  Kinder  finden, 
andrerseits  infolge  hesclirünkter  materieller  Verhältnisse  nicht  einmal  Bonnen  und 
Hauslehrern,  sondern  gewissenlosen  Dienstboten  ihre  Kinder  zur  Erziehung  über- 
lassen, von  denen  sie  häßliche  Schimpfworte  und  Reden-sarten,  auch  Naschen  und 
Lügen,  wenn  nicht  noch  Schlimmeres  lernen.  Daß  diese  Mißerfolge  dort,  wo  der 
wichtigste  Teil  des  Erzieliungsgeschäftes  von  solchen  unfähigen  Aufsichtsorganen 
besorgt  wird,  cintreten  müs.sen,  ist  zweifellos. 

7.  Und  was  zeitigt  die  Affenliebe  der  Eltern  für  Früchte!  Die  Eltern 
lassen  den  Kindern  vollkommene  Freiheit  und  die  .Genüsse',  welche  einer 
späteren  Zeit  Vorbehalten  sein  sollten,  bleiben  unverwehrt.  Der  Gehorsam,  die 
erste  und  wichtigste  Gnmdlage  der  ganzen  Erziehung,  wird  nicht  durch  richtige 
und  rechtzeitige  Strafe  erzielt,  sondern  öfters  durch  Versprechungen,  Näschereien 
und  anderes  von  den  Erziehern  förmlich  erbettelt.  Trotz  und  Eigensinn  der  Kinder 
sind  nicht  angeboren  und  wird  durch  falsche  Liebe  der  Eltern  und  Erzieher  ofl 
selbst  verschuldet.  Gegen  die  Ausbildung  des  Wahrheitsgcfühles  wird  gleichfalls 
ofl  gesündigt.  .Man  belustigt  sich  über  die  ei-ste  unbewußt  falsche  Aussage  eines 
Kindes  und  freut  sich  über  das  sogenannte  Aufschnciden  bei  den  Erzählungen 
mancher  Kinder,  was  denn  doch  nur  das  Kind  ans  Lügen  gewöhnt. 

Das  Kind  wird  stets  in  Schutz  genommen  und  für  unfehlbar  betrachtet,  was 
von  den  verderblichsten  Folgen  für  die  Jugend  ist.  Anstatt  die  Kinder  frühzeitig 
an  kleine  Entbehrungen  zu  gewöhnen,  verfallen  viele  Eltern  in  den  Fehler,  daß 
sie  ihre  Kinder  durch  Verabreichung  von  Speise  und  Trank  in  reichlichen  Mengen, 
durch  Zuwendung  von  Leckerbissen  und  Näschereien,  durch  Mitnahme  in 
Vcrgnügungslokale  zur  Genußsucht  verleiten.  Ebenso  verfehlt  ist  es,  wenn  den 
Kindern  viel  Taschengeld  verabfolgt  wird,  ohne  daß  sic  über  die  Verwendung  des- 
selben Rechenschaft  ablegen  müssen.  Wie  viele  Kinder  erhallen  allen  Willen  und 
werden  bei  dem  Leben  der  Eltern  .über  die  Verhältnisse'  auch  selbst  weil  .über 
die  Verhältnisse'  erzogen,  so  daß  sie  an  eine  ernste  Arbeit,  eine  schaffbnsfreudige 
Tätigkeit  niemals  denken;  sie  werden  verwöhnt,  müssen  studieren,  ohne  die  Fähig- 
keiten dazu  zu  besitzen  und  werden  so  Müssiggänger,  Taugenichtse,  Menschen 
ohne  Lebensstellung,  durchgefallene  Studenten,  die  vom  Gelde  ihrer  Eltern  ihr 
Leben  fristen.  Der  erwachsene  Sohn  rechtlicher  Ellern  wird  durch  seine  Groß- 
eltern verhätschelt,  lehnt  sich  gegen  seine  Stiefmutter  auf,  stiehlt  seinem  Vater 
Geld,  verflucht  seine  Angehörigen  und  verbringt  die  teure  Zeit  seiner  Jugend  bei 
Bier  und  Kartenspiel.  Dies  ein  Beweis  für  die  verderblichen  Folgen  elterlicher 
Affenliebe. 

8.  Wie  viele  Kinder  gibt  es,  die  einer  führenden  Hand  entbehren,  die 
elternlos  in  der  Well  dastehen,  welche  die  Liebe  der  Eltern,  welche  ein  Vaterhaus 
nicht  kennen.  Diese  Verlassenheit  ist  vor  allem  bei  den  verwaisten  und  außer- 
ehelichen Kindern  vorhanden  und  bildet  auch  eine  Ursache  der  Verwalirlosung. 
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Den  verwaisten  Kindern  soll  deshalb  in  erster  Linie  eine  besondere  FürsorKc 
zu  teil  werden,  um  ilinen  das  Elternhaus,  die  Liebe  der  Mutter,  die  elterliche 
Erziehung  zu  ei-setzen,  um  sie  zu  tauglichen  Mitgliedern  der  menschlichen  Gesell- 
schaft heranzubilden  und  sie  vor  Verwahrlosung  zu  schützen. 

Wie  in  allen  modernen  Staaten,  so  wird  auch  in  Ö.sterreich  dem  verwaisten 
Kinde,  weil  ihm  die  Sorge  des  Vaters  nicht  zu  statten  kommt,  der  besondere  Schutz 
durch  den  Vormund  gewährt,  der  vorzüglich  für  die  Person  des  verwaisten  Kindes 
zu  sorgen,  aber  auch  dessen  Vermögen  zu  verwalten  hat  und  in  wichtigen  vor- 
mundschaftlichen Angelegenheiten  an  die  Genehmigung  des  Vormundschafts- 
gerichtes gebunden  ist.  Doch  nicht  alle  Vormünder  tun  ihre  Pllicht.  Verwandte 
und  Freunde  des  verstorbenen  Vaters  des  verwaisten  Kindes  gewähren  gewöhnlich 
gern  dem  Waisenkindo  den  Schutz  als  Voimund,  während  einem  fremden 
verwaisten  Kinde  nur  gezwungen  der  vonnundschaftliche  Schutz  geleistet  wird. 
D.as  hat  zur  Folge,  daß  die  Vormundschaftspllichton  oft  gröblich  verletzt  werden, 
indem  sich  um  die  Pflege  und  Erziehung  des  verwaisten  Kindes  weder  der 
Vormund  noch  sonst  jemand  kümmert.  Der  V'ormund  sucht  sich  der  Last  des 
verwaisten  Kindes  zumeist  dadurch  zu  entledigen,  daß  er  es  Pflegern  über- 
antwortet, gewissenlo.sen  Menschen,  die  in  dem  verwaisten  Kinde  nur  eine  billige 
Arbeitsknitl  erblicken  und  das  Kind  ohne  gehörige  Pßege  und  entsprechende 
Ernährung  und  ohne  Erziehung  lassen.  Die  Pfleger  eines  solchen  verlassenen 
Kindes  trachten  es  zu  ihrem  Vorteile  auszunützen,  veiwenden  es  zu  den  veischie- 
densten  Arbeiten,  lassen  es  die  Schule  vernachlässigen  oder  führen  es  gar  dem 
Bettel  oder  Diebstähle  zu.  Niemand  kann  helfend  eingreifen,  weil  es  an  den  nötigen 
Mitteln  fehlt  und  Waisenhäuser  nicht  in  genügender  Anzahl  zur  Verfügung  stehen. 
Ein  solches  Kind  ist  von  Geburt  an  vernachlässigt  und  verwahrlost  mit  der  Zeit 
immer  mehr  und  mehr. 

Besonders  in  armen  Gemeinden  ist  die  Waisenpflege  eine  heikle  Sache.  Bei 
Abgang  unterstülzungspflichtiger  Vei-wandter  hat  gesetzlich  die  Ileimatgemeiude 
die  Pflicht,  die  Arrncuversorgung  der  Waisen  zu  leisten.  Doch  wie  schaut  es  um 
unsere  öffentliche  Armenpflege  aus,  besonders  auf  dem  Lande!  Solche  arme 
Waisen  werden  entweder  von  Haus  zu  Haus  in  der  Gemeinde  notdürftig  ernährt, 
kaum  bekleidet  und  beschuht,  geschweige  denn  zu  ordentlichen  und  nützlichen 
Menschen  herangezogen,  vielmehr  von  den  Dorlbewohnern  wegen  der  auf  sie 
verwandten  unbedeutenden  Auslagen  allgemein  gehallt  oder  sie  werden,  wie 
es  in  den  Dorfgemeinden  üblich  ist,  .verpachtet“,  selbst  gegen  eine  jährliche 
Entlohnung  von  20  bis  ßO  K,  wofür  niemand  die  Kinder  crnälircn,  kleiden  und 
um  ihre  Pflege  sich  kümmern  kann.  Oft  kommt  ein  solches  .Gemeindekind“ 
noch  zu  einer  anrüchigen  Familie,  die  wegen  verschiedentlich  begangener  stral- 
rechtlicher  Delikte  unter  Polizeiaufsicht  steht,  und  dann  ist  das  Kind  vollends 
verloren.  Das  Mitgefühl  der  Mitmenschen  auf  dem  Lande  mit  Kindern,  die  Urnen 
.zur  Last  fallen“,  ist  so  gering,  daß  sich  niemand  eines  solchen  in  jeder  Hinsicht 
verlassenen  und  vernachläs.sigten  Kindes  annimmt.  Und  solche  Gemeindekinder 
sind  im  zartesten  Kindesalter  nicht  Kinder,  dürfen  nicht  einmal  spielen,  ver- 
kümmern körperlich  und  geistig  und  werden  nur  ausgenützt. 
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Folgende  Beispiele  geben  Zeugnis  von  der  traurigen  Lage  verwaister  Kinder: 
Es  gibt  Waisen,  die  bis  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  noch  in  keinem  Belte 
geseldafen,  die  wegen  mangelhafter  Ernalirung  der  Z.'ihne  entbehren  und  nur  Kau- 
leisten besitzen,  die  länger  als  ein  Jahr  mit  einem  Strolche  die  Scbnapsflascbe  und 
den  Straßengraben  als  Nachtlager  geteilt,  die  von  fräher  Jugend  an  unter  Prügeln 
so  schwere  Lasten  tragen  mußten,  daß  ihr  Knoehensyslem  verkriippelte,  die  in 
jedem  Wetter  ohne  wärmere  Kleidung  auf  der  Weide  Vieh  hüten  und  in  keinem 
geschützten  Lager,  sondern  in  einer  Wagenremisc  schlafen  mußten. 

Ein  Waisenkind  sollte  als  einziger  Leidtragender  dem  Sarge  seiner  Mutter 
folgen,  halte  aber  keine  Kleidung,  war  halbnackt  und  konnte  seiner  traurigen 
KitidespHicht  erst  dann  nachkommen,  als  ihm  die  mitleidige  Totengräbersfrau 
aus  dem  Stücke  des  Kleides  der  im  Sarge  liegenden  Mutter,  das  in  den  Sarg  nicht 
hineinwollte,  schnell  ein  Böcklein  zusammenflickte. 

Ein  Mädchen  aus  gutem  Hause,  ja  aus  so  gutem  Hause,  daß  es  im  Wagen 
zur  Schule  fahren  konnte,  gerieL  plötzlich  verwaist,  in  die  Hände  eines  Weibe.s, 
das  es  l>ei  den  Zöpfen  packte  und  es,  den  Hader  in  die  Jauche  getaucht,  ins 
Gesicht  schlug,  bis  es  davon  lief  und  zur  Dirne  wurde. ') 

Und  wie  ei-geht  es  den  armen  Kindern,  die  den  Makel  der  imehclielien 
Geburt  an  sich  tragen!  Sie  trifft  ein  gleiches  Schicksal  wie  die  meisten  verwaisten 
Kinder.  Ein  Teil  der  unehelichen  Kinder  erblickt  in  der  Findelaustalt  das  Lii  hl 
der  Welt  Das  Vormundschaftsgerichl  kann  sich  mit  der  Fürsorge  über  dieselben 
nicht  befassen,  weil  die  Anslidlsdirektion  auf  die  Dauer  der  Obsorge  die  Stelle  des 
Vormundes  vertritt.  Das  Findelkind  wird  in  oder  außerhalb  der  Anstalt  imtcr- 
gebrachl  und  der  außereheliche  Vater  dieses  Kindes  wird  in  keiner  Weise  zu 
seiner  ihm  durch  das  Gesetz  auferlegten  Veriillichtung  zur  Leistung  von  ünter- 
haltsbciträgen  herangezogen.  Das  ist  oft  eine  arge  Schädigung  für  die  Erziehung 
des  Findelkindes,  weil  bei  Austritt  desselben  aus  der  Anstalts[)flege  die  materiellen 
Verhältnisse  des  Kindesvaters  sich  direkt  in.s  Schlechtere  verkehrt  hallen  können, 
demnach  materielle  Mittel  für  die  Erziehung  des  unehelichen  Kindes  nicht  zur 
Verfügung  stehen  und  daher  auch  nicht  aufgewendcl  werden  kömien,  so  daß  das 
Kind  um  die  Unterhaltsbeiträge  gebracht  wird. 

Und  wohin  werden  die  Findelkinder  in  Pflege  gegeben?  Dortbin,  wo  am 
wenigsten  zu  zahlen  ist,  oft  zu  Pflegecltern,  die  das  Mindestmaß  dessen,  was  man 
an  Anforderungen  an  die  Pllegeeltem  stellen  muß,  nicht  leisten.  Unerzogen, 
manchmal  auch  verwalu'losl,  weivlen  die  Findelkinder  aus  der  Anstallspflege  der 
.Mutter  zurüekgebracht.  ln  Böhmen  werden  leider  deutsche  Findelkinder  sehr  off 
bei  böhmischen  Anstaltspflegern  untergebracht,  so  daß  sic  die  Sprache  der  Mutter 
gar  nicht  lernen.  Das  ist  ein  Unrecht.  Das  Kind  muß  doch  in  der  Sprache  erzogen 
werden,  die  die  Mutter  spricht;  das  ist  das  geringste,  was  man  von  einer  Er- 
ziehung überhaupt  fonlern  muß.  Die  Mutier  hat  nach  Jahren  nicht  nur  ein  ihr 
fremd  gewordenes  Kind  zurückerhalten,  sondern  auch  ein  Kind,  mit  dem  sie  sich 
nicht  verständigen  kann,  welches  seine  Muttersprache  nicht  kennt.  Dies  bildet 
eine  Hauplur.sache  für  die  Verw'ahrlo.sung  der  Findelkinder.  Die  unglückliche 

1)  Aus  der  Vcrliamllmigssi'hrin  fllicr  die  am  S9.  OktnluT  1905  slaUgefundene  Konfereni  der 
übmäimer  der  deiitsctieii  Berirksvertnduiigen  Babnieiis. 
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Mutier  muß  ihr  seclis  Jahre  altes  Kind  erst  wieder  die  Muttersprache  lelircn;  das 
Kind,  m die  lieimatliehe  Schule  geschickt,  hieiht  zurück,  kann  dem  Unterrichte 
nicht  folgen,  verläßt  die  Schule  ohne  die  notwendige  Schulbildung,  kann  mit  den 
Gemeindegenossen  und  Seinesgleichen  imuigcls  der  Kenntnis  ihrer  Spraclic  nur 
notdürftig  verkehren,  findet  bei  seiner  eigenen  Mutter  nicht  die  verständnisinnige 
Mutterliebe,  ja  wird  von  der  Mutter  deshalb  nicht  weiters  als  ihr  Kind  betrachtet, 
nicht  erzogen,  und  verwalirlost. 

Für  uneheliche  Kinder,  welche  nicht  in  die  Obsorge  einer  Findelanstalt 
gegeben  wurden,  wird  ein  Vormund  bestellt.  Am  h ein  uneheliches  Kind  hat  das 
Recht,  von  seinen  Eltern  eine  ihrem  Vermögen  angemessene  Verpflegung,  Er- 
ziehung und  Versorgung  zu  fordern  und  ist  vorzüglich  der  V'ater  hiezu  verbunden. 
Deshalb  ist  es  die  Pflicht  des  Vormundes,  den  außerehelichen  Vater  zu  Unterhalts- 
beilrügen heranzuziehen.  Ist  der  Vormund  ein  Verw’andter  der  Kindesmutter, 
dann  wird  er  in  der  Regel  alles  veranlassen,  um  die  Verpflegung  und  Erziehung 
des  unehelichen  Kindes  sieherzustellen ; ist  es  jedoch  ein  Fremder  und  die  Vor- 
mundschaft ilim  nur  eine  mit  Au.shigen  und  Gängen  zu  Gericht  verbundene  Last, 
dann  wird  er  sich  passiv  verhallen  und  muß  vom  Vormundschaftsgerichte  mitunter 
auch  durch  Androhung  gesetzlicher  Zwangsmittel  zu  seiner  Pflicht  als  Vormund 
verhalten  werden. 

Das  außereheliidie  Zusammenleben  tritt  in  Industriegegenden  bereits  als 
Massenerscheinung  auf  und  hat  wiederum  eine  bedeutende  Vermehrung  unehe- 
licher Geburten  zur  Folge.  Der  ungehinderte  V’erkehr  beider  Geschlechter  in 
Fahriks-  oder  sonstiger  Arbeit,  das  Zusammenleben  in  einer  Stube,  das  Verlassen- 
sein der  Kinder  und  Jugendlichen,  ihre  Unbildung,  das  schlechte  Beispiel  der 
Eltern  und  Pfleger  selbst  und  die  materielle  Not,  die  bei  dem  iUleinstehenden 
Manne  das  Bedürfnis  wachruft,  seine  Uige  zu  verbessern,  weshalb  er  in  verhältnis- 
mäßig jungen  Jahren  ein  Mädchen  derselben  Volksschichte  zu  sich  nimmt,  auf  eine 
förmliche  Eheschließung  verzichtet  und  in  wilder  Ehe  lebt,  begünstigen  das 
Konkubinatsleben  derart,  daß  es  Mütter  von  15  Jahren  gibt  und  Jugendliche, 
welche  noch  nicht  bei  der  Stellung  waren,  bereits  mehrere  uneheliche  Kinder 
besitzen.  Deshalb  muß  die  Fürsorge  für  uneheliche  Kinder  eine  intensivere  werden 
und  sich  ununterbrochen  und  fortdauernd  gestalten,  um  den  unehelichen  Kindern 
die  zu  ihrer  Verpflegung  und  Erziehung  notwendigen  Unterhalt.sbeiträge  oder  Ab- 
findungssummen von  Seite  des  Kindesvaters  zuwenden  oder  ihnen  ihre  Eltern 
geben  zu  köimen. 

Das  außereheliche  Zu.sammenleben  wird  auch  ohne  triftige  Griinde  Jahre 
hindurch  fortgesetzt,  selbst  w'enn  demselben  bereits  mehrere  Kinder  entsprossen 
sind.  An  die  Legitimierung  der  Kinder  wird  nicht  oder  erst  dann  gedacht,  wenn 
ein  Elternteil  auf  dem  Sterbebette  liegt;  fnihcr  findet  man  nicht  die  Zeit  und  liat 
nicht  das  Geld,  um  seine  eigenen  Kinder  seines  Namens  teilhaftig  werden  und 
ihnen  die  Vorrechte  ehelicher  Geburt  einräumen  zu  la.ssen.  Hier  muß  das  Vor- 
raundschaftsgericht  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  gesetzlichen  Machtmitteln 
Wandel  schaffen.  Im  Friedländer  Gerichtsbezirke  hat  sich  durch  die  getroffenen 
Maßnahmen  das  Konkubinalsleben  vennindert  und  die  Legitimationen  unehelicher 
Kinder  durch  nachfolgende  V'erehelichung  ihrer  Ellern  haben  eine  Ausdehnung 
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erhalten,  die  früher  niemals  vorhanden  war.  Ini  Jahre  1902  erfolgten  im  Fried- 
lüiider  Gcriehtsbezirke  168,  ini  Jahre  1903  111,  im  Jahre  1904  ahennals  116  und 
im  Jahre  1905  mit  Ende  November  wieder  92  Legitimationen  unehelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Eheschließung  ihrer  Eltern,  so  daß  in  vier  Jahren  487  Legiti- 
mationen durehgeführt  wurden. 

Können  die  außerehelichen  Eltern  sich  nicht  ehelichen  oder  befindet  sich 
die  uneheliche  Kindesmutter  verlassen  und  in  Armut  ohne  Unterhaltsbeiträge 
von  Seite  des  vemiögungslosen,  ungekannten  oder  unbekannt  wo  abwesenden 
Kindesvaters,  dann  ist  es  um  die  Pflege  und  Erziehung  des  unehelichen  Kindes 
schlecht  bestelll,  weil  die  Strenge  des  Vaters  fehlt  und  die  uneheliche  Kindes- 
rnutlcr  tagsüber  außer  dem  Hause  der  Arbeit  um  ihr  Brot  nachgehen  muß  und 
sie  die  Pflege  und  Erziehung  dos  unehelichen  Kindes  fremden  Pflegern  anvertraut, 
welche  ob  der  geringen  Entlohnung  sich  in  der  Regel  nicht  um  das  Kind  kümmern. 
Und  noch  schlechter  ergeht  es  unehcliclien  Kindern,  wenn  die  Mutter  dieser 
Kinder  sich  selbst  in  der  Welt  kümmerlich  erhalten  muß.  Selbst  wenn  sie  den 
ehrlichen  Willen  hat,  für  das  Kind  zu  sorgen,  ist  sie  dies  zu  tun  luäufig  nicht  im 
Stande  oder  ihr  Aufenthalt  unbekannt.  Fast  jede  Gemeinde  hat  einige  solcher 
Kinder.  Ein  solches  Kind  ist  in  der  Hcimalgemeinde  fa.st  ganz  fremd,  wird  in 
gleicher  Weise  wie  das  arme,  ganz  verwaiste  Kind  , Gemeindekind“  und  erleidet 
ein  gleiches  Schick.sal,  nur  daß  es  noch  wegen  der  unehelichen  Herkunft  verlacht, 
geschmäht  und  verachtet  wird.  Diese  Verlas.senheit  ist  wohl  die  allerhftufigste 
Ursache  der  späteren  Verkommenheit  des  Kindes.  Verlassen  sind  auch  uneheliche 
Kinder  in  der  Ehe.  Sie  bilden  einen  steten  Grund  zu  Vorwürfen  und  Streitigkeiten 
und  haben  schließlich  unter  dem  Unwillen  beider  Teile  zu  leiden.  Solche  verwaiste 
und  uneheliche  Kinder,  die  nie  ein  liebreiches,  mitleidiges  Auge  sahen,  kein  freund- 
liches, auflieiterndes  Wort  hörten,  sondern  unter  dem  Hohne,  Spotte  und  den 
Vonvürfen  der  Mitmenschen  zu  leiden  haben,  wachsen  in  Haß  und  in  Verachtung 
gegen  die  Mitnrenschen,  ja  gegen  die  ganze  Menschheit  auf  und  verkümmern 
mangels  jeder  Herzens-  und  Geistesbildung  für  die  Zukunft  moralisch  derart,  daß 
aus  ihnen  die  gefährlichsten  Verbrecher  gegen  Eigentum  und  Menschen  werden. 

9.  Zur  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  führt  auch  die  Ver- 
nachlässigung der  Schulbildung,  die  unzulängliche  n Strafmittel  der 
Scliule  gegen  Kinder  und  Jugendliche  und  die  Vernachlässigung  der 
religiösen  Erziehung.  Vielen  Eltern  fehlt  noch  immer  die  Erkenntnis  der 
Notwendigkeit  einer  guten  Schulbildung  für  ihr<(  Kinder.  Solche  Eltern  schicken 
die  Kinder  nur  deshalb  in  die  Schule,  damit  sie  nicht  gestraft  werden.  Manche 
Eltern  htssen  sich  auch  wiederholt  strafen  und  schimpfen  dann  vor  den  Kindern 
auf  Schule  und  Lehrer.  Der  Wert  eines  so  oft  unterbrochenen  und  erzwungenen 
Schulbesuches  ist  ein  sehr  geringer.  Ein  Beispiel  aus  dem  Lehen  wird  dies  be- 
stätigen : Ein  recht  talentierte.s  Mädchen,  das  Kind  arbeitsscheuer  Eltern,  sinkt  in 
letzter  Zeit  rapid.  Die  Eltern  hal)en  ihr  Häuschen,  um  Geld  zu  bekommen,  ver- 
mietet und  behielten  sich  als  Wohnraum  nur  den  Stall,  in  welchem  sie  auf  Stroh 
.schlafen.  Die  Ellern  sind  junge  riistige  Leute,  kümmern  sich  aber  um  ihre  Tochter 
nicht  und  schicken  sie  nicht  mehr  in  die  Schule.  Der  Lehrer  verlangte  die  Mutter 
zu  sprechen.  Nach  mehrmaliger  Aufforderung  kam  sie,  brachte  das  Mädchen  und 
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übergab  es  dem  Lelirer,  sagte  jedocli,  wenn  sie  dasselbe  in  die  Schule  schicken 
müsse,  könne  er  es  auch  .füttern“.  Der  Lehrer  tat  dies  auch  und  veranlaßlc,  daß 
ihn  der  Pfarrer  hiebei  unterstützte.  Beide  gaben  d(un  Kinde  die  notwendige 
Kleidung  und  täglich  die  Kost  unter  der  Bedingung,  daß  es  in  die  Schule  gehe. 
Zwei  Monate  besuchte  das  Mädchen  die  Schule,  dann  blieb  es  plötzlich  aus  und 
auf  seine  Nachfrage  erhielt  der  Lehrer  von  der  Mutter  die  Botschaft,  daß  sie  sich 
damit,  daß  dem  Kinde  Kleidung  und  Nahrung  gegeben  werde,  wimn  es  die  Schule 
besuche,  nicht  zufrieden  geben  könne;  der  Lehrer  und  Pfaixer  sollten  auch  sie,  die 
Mutter,  verköstigen,  dann  werde  das  Kind  wieder  in  die  Schule  kommen. 

Die  Kinder  achten  auch  oft  die  Schule  und  ihre  Lehrer  nicht.  Der  Fortgang 
derselben  ist  deshalb  mangelhaft,  sie  lernen  nichts,  und  hiedurch  sinkt  die  Bildung 
der  Kinder  und  bald  gewöhnen  sich  dieselben  infolge  mangelhafter  Schulbildung 
Unarten  und  L'nsittlichkeiten  an. 

Auch  die  Schulbesuchserleichterungen  bilden  einen  Grund  zur  Verwahrlosung 
der  Kinder.  Die  vom  Schulbesuche  befreiten  Kinder  verdingen  sich  als  Hirten 
oder  zu  sonstigen  Feld-  und  Waldarbciten,  kommen  in  innigste  Berülmung  mit 
Knechten  und  Mägden,  nehmen  in  kurzer  Zeit  deren  Sitten,  vielmehr  Unsitten  an, 
und  das,  was  die  Schule  in  einer  Reihe  von  Jahren  mühsam  aufgebaut  hat,  wird 
in  kui-zer  Zeit  zerstört.  Das  Schlimmste  dabei  ist  jedoch,  daß  solche  Kinder  nach 
der  Schulbefreiung  wieder  in  die  Schule  kommen  und  dann  wie  Sauerteig 
zersetzend  wirken. 

Eine  einwandfreie  Schulbildung  kann  aber  auch  dann  nicht  en'cicht  werden, 
wenn  die  einzelnen  Schulklassen  mit  Kindern  überfüllt  sind  und  dadurch  eine  auf 
die  Persönlichkeit  gerichtete  Erziehung  unmöglich  wird;  auch  dann  nicht,  wenn 
der  Lehrer  seine  Pflicht  als  erfüllt  betrachtet,  sobald  er  die  Unterrichtsstunden 
nach  gesetzlicher  Vorschrift  aligehalten  hat  und  sich  außerhalb  der  Schule  um 
das  Kind  un<l  dessen  häusliche  Erziehung  nicht  W'citcr  kümmert.  Der  Lehrer  hat 
sich  auch  außerhalb  der  Schule  der  Kinder  anznnehmen,  dessen  Eltern  und  deren 
häusliche  Verhältnisse  kennen  zu  lernen,  die  Aidagen  der  Kinder  zu  erforschen 
und  auf  Grund  der  hiedurch  erw  orbenen  Erfalinmgen  durch  möglichst  individuelle 
Behandlung  das  Kind  in  seinen  Bestrebungen  zu  unterstützen,  sich  dessen 
Liebe  imd  Zuneigung  gleich  einem  väterlichen  Freunde  zu  erwerben  und  ihm 
auf  diese  Weise  den  Weg  zu  einer  gi-ündlichen  und  vollständigen  Schulbildung 
zu  ebnen. 

Unleugbar  ist  auch  die  Notwendigkeit  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder 
und  Jugendlichen.  Die  Religion  ist  und  bleibt  eine  der  Grundfesten  der  Mensch- 
heit, ohne  die  ein  Mensch  nicht  zum  Wohle  seiner  Mitmenschen  und  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  zu  leben  vermag.  Doch  der  Rückgang  der  Religion  und  des 
Glaubens  hat  leider  bereits  sehr  große  Fortschritte  gemacht  und  beeinßußt  auch 
nachteilig  die  sittliche  Erziehung  von  Kindern  und  Jugendlichen  in  verschiedener 
Weise.  Die  Religion  wird  verspottet,  in  den  Staub  gezeixt  und  die  Religionslehrer 
verachtet.  Die  Kinder  müssen  religiös  erzogen  werden  und  unsere  Zeit  fühlt 
das  Bedürfnis  dafür  besonders.  Deshalb  muß  der  religiösen  Eiziehung  wieder  ihr 
volles  Recht  werden.  Es  wäre  aber  auch  eine  dankbare  Aufgabe  der  Geistlichkeit 
aller  Kirchen  und  Religionsgesellschaften,  anstatt  unfruchtbarer  Dogmatik  in  ihrer 
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LphrtäUgkeil  ciiTi  Ellern  die  widitigslen  Er/.ii'linngsgrumlsiilze  zu  entwickeln  um! 
die  allgemein  gültigen  Keligionsgeselze  der  verschiedensten  Ueligioneii  zu 
betonen. 

Wie  bei  der  Erziehung  im  Elternbause  ohne  Strafmittel  sehr  oft  die  Erzie- 
hung der  Kinder  und  Jugendlichen  nicht  durchgefülul  werden  kann,  so  ist  dies 
auch  bei  der  Erziehung  in  der  Schule  der  Fall.  Die  in  der  Schule  zu  Gebote 
stehenden  Di.sziplinamdttel  reichen  aber  oft  nicht  aus.  Der  unverbesserliche, 
lügenhafte  und  trotzige  Junge  soll  fürchten  müssen,  daß  er,  wenn  alle  anderen 
Erziehungsversuche  nichts  fruchten,  cndlicVi  auch  körperlich  gezüchtigt  wenlen 
kann.  Durch  das  Verbot  der  körperlichen  Züchtigung  in  der  Schule  wurde  auch 
die  Zuchtrute  in  vielen  Elternhäusern,  und  zwar  zumeist  gerade  dort,  wo  sie  am 
meisten  not  tüte,  verdrängt.  Die  Eltern  selbst  greifen  nicht  strafend  ein:  die  Kinder 
verlieren,  wenn  sie  in  solchen  Fällen  in  Schutz  genommen  worden,  die  Achtung 
vor  jeder  AutoritüL  Der  strafwürdige  Knabe  triumphiert,  findet  bei  Seinesgleichen 
Bewunderang  und  Nachalimung,  gewinnt  durch  das  Bewußtsein  der  Straflosigkeit 
Anregung  zu  neuen  bösen  Streichen  und  Schlechtigkeiten,  während  die  Fui-chl 
vor  am  eigenen  Leibe  empfundener  Strafe  die  Mebrzahl  der  Kinder  vor  neuen 
Fehltritten  zurückschrecken  würde,  so  <laß  sie  sich  nicht  schon  vor  erreichtem 
11.  Lebensjahre  an  allerlei  Schlechtigkeiten  gewölmen. 

Die  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  tritt  bei  Vemacldässigiing 
ihrer  Schidbildung  und  bei  den  unzulänglichen  SIrafmitteln  der  Schule  sowie  bei 
dem  Mangel  einer  religiö.sen  Erziehung  in  gleicher  Weise  ein  wie  durch  schuldhaftes 
Verhalten  und  Veniaclüässigung  der  Kinder  und  Jugendlichen  durch  die  Eltern. 

10.  Auch  da.s  Lesen  schlechter  Bücher  trägt  bei  Kindern  und  Jugend- 
lichen sehr  schlechte  Fmchte,  stiftet  viel  Unheil  und  hißt  sie  auch  deshalb  oft  der 
Verwahrlosung  eni  gegengehen.  Die  Lektüre  schlechter  Bücher  läßt  bei  Kindeni 
und  Jugendlichen  falsche  Lebensanscliauungen  aufkommen  und  verdirbt  im  Vereine 
mit  den  gewöhnlich  beigegebenen  frivolen  Abbildungen  die  Jugend  entsetzlicli. 
Das  Kind  hört  in  der  Familie  die  vorgeleseiien  Schauergeschichten,  in  denen 
Gemeinheit,  Roheit  und  Sittenlosigkeit  vorherrschen,  die  wahre  Tugend  aber  im 
Gewände  der  Lächerlichkeit  vorgeführt  wird;  es  liesL  angeeifert  und  neugierig 
geworden  durch  das  Gehörte,  Räuber-  und  Verhiechergeschichlen  und  hört,  wie 
öfters  in  den  Zeitungen  das  Gute  und  Edle  in  den  Kot  gezerrt  wird.  Die  Gewissen- 
losigkeit marktschreierischer  Reklame,  durch  welche  ebenso  unter  den  kitzehid- 
sten  Titeln  und  prickelndsten  Titelbildern  Laszivitäten  der  ärgsten  .\rt  unter  die 
Menge  geworfen  werden,  schafft  denselben,  sogar  mit  Wissen  der  Ellern,  Eing.ang 
bei  der  Jugend  und  eine  geradezu  erstaunliche  Verbreitung.  Sittliche  Verirrungen, 
Ausschweifungen,  ja  .Mord  und  Selbstmord  sind  die  Früchte,  welche  eine  verderb- 
liche Lektüre  zu  zeitigen  vermag. 

11.  Nicht  minder  venlcrblich  ist  der  frühzeitige  Besuch  von  Tanz- 
iintcrlialtungcn  und  Gasthäusern,  das  frühzeitige  Rauchen  und  der 
Verkehr  der  Jugend  mit  dem  anderen  Geschlechle. 

Der  Weg  aus  der  Schule  geht  fa.st  durchgehends  auf  den  Tanzboden  und 
ins  Gasthaus.  Es  ist  ein  großer  Krebsschaden  für  die  Jugend,  daß  die  der  Schule 
kaum  entwachsenen  Knaben  und  Mädchen  im  Alter  von  It  bis  10  Jahren  schon 
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dem  Tatuvergnfiifen  in  ausgiebigstem  Maße  liiildigen  dürfen,  wodurch  sie  bisweilen 
in  Jugendsünden  verfallen,  unanständige  GesprJlche  und  Lieder  büren,  unsittliche 
Handlungen  zu  beobachten  Gelegenheit  finden  und  an  ihrer  Gesundheit  Schaden 
nehmen.  Der  ungehinderte  Verkehr  Jugendlicher  beider  Geschlechter,  besonders 
auf  Tanzböden,  mitunter  auch  in  Rocken-  imd  Hutschenstiiben  und  das  hiemil 
verbundene  sittenlose  Treiben  der  Jugend  zur  Nachtzeit  bringt  frühzeitigen 
geschlechtlichen  Umgang  mit  sich,  häufig  auch  übermäßigen  Genuß  alkoholischer 
Getränke.  Was  die  Schule  durch  Jahre  mühsam  aufgetiaul,  reißt  der  Tanzsaal  an 
einem  .\bende  nieder  und  die  Jugend  sinkt  immer  tiefer  bis  zum  Verderben. 

Ein  anderer  nagender  Wurm  für  die  männliche  Jugend  ist  das  frühzeitige 
Rauchen.  Wie  gegen  den  Alkohol,  so  sollte  man  auch  mit  gleichem  Eifer  gegen 
die  Unsitte  des  Rauchens  bei  der  Jugend  zu  Felde  ziehen.  Kaum  ist  der  Knabe 
von  der  Schulbank  weg,  kommt  die  Zigarre  oder  Pfeife  in  den  Mund,  bevor  der 
Junge  noch  in  den  Stand  gesetzt  ist,  sich  etwas  zu  verdienen  und  die  Auslagen 
des  Rauchens  zu  bestreiten.  Körperlich  unentwickelt,  nur  um  zu  zeigen,  daß  er 
der  Schule  nicht  mehr  angehört  und  seinen  eigenen  Willen  hat,  greift  er,  noch  ein 
halbes  Kind,  zur  Zigarre.  Die  Wirkungen  dieses  frühzeitigen  Tabakgenusses  lassen 
nicht  lange  auf  sich  warten.  Die  Gesundheit  wird  erschüttert,  die  Schaffensfreudig- 
keit und  Arbeitslust  des  kranken  Körpers  erlahmt  und  körpi  rliche  Gebrechen,  die 
eine  verminderte  Arbeitsfähigkeit  zur  Folge  haben,  treten  ein, 

12.  Die  Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  hat  auch  ihre  Ursache 
in  der  Nichtachtung  der  Autoritäten.  Die  Sucht  nach  Umdihängigkeit  gibt 
sich  durch  Scheu  vor  Gehoi-sam  kund.  Dort,  wo  die  Autorität,  in  welcher  Form 
oder  unter  welchem  Namen  immer,  sich  zeigt,  wird  sie  als  eine  die  natürliche  Frei- 
heit beengende  Fessel  angesehen  und  empfunden;  dort,  wo  der  Unabhängigkeils- 
sinn sich  schrankenlos  zu  erheben  stets  gewillt  ist  und  der  Autorität  des  Thrones, 
der  Staatsgewalt  und  des  Rechtes  die  Anerkennung  versagL  kann  selbstredend 
die  Notwendigkeit  des  Gehorsams  und  der  Unterordnung  in  der  kindlichen  Seele 
nicht  geweckt  und  gefestigt  werden.  Die  Ellern  von  Kindern  und  Jugendlichen  der 
Arbeiterbevölkerung  sind  großenteils  mit  der  derzeit  bestehenden  Ordnung  unzu- 
frieden, betrachten  einen  jeden  in  öffentlichen  Diensten  Angestellten  als  ihren 
Feind;  in  Tagesblättcrn  und  Flugschi iflcn  wird  lUles  mögliche  angegriffen  und 
beschimpft.  Die  Kinder  und  Jugendlichen  hören  und  lesen,  wie  die  Staats-, 
Gemeinde-  und  Schulbehörden,  die  ganze  öffentliche  Verwaltung  oft  auf  das 
gröblichste  beschimpft  wird,  wie  staatliche  Gesetze,  religiöse  V'orschriflen,  erziehe- 
rische Maßnahmen  öffentlich  getadelt,  wie  öffentlich  wirkende  Personen  oft  ohne 
allen  Grund  angefeindot  und  verunglimpft  werden  und  da  sie  keine  gründliche 
Bildung  besitzen  und  nicht  wissen,  ob  auch  die  Angriffe  auf  Behörden  und 
Ansbalten  auf  Wahrheit  beruhen,  glauben  sie  in  ähnlicher  Weise  gegen  sie  vergehen 
zu  müssen  und  sich  in  Zügellosigkeit  und  Unbotmäßigkeit  gegen  dieselben  ergehen 
zu  können.  Dies  setzt  die  Achtung  vor  den  Vorgesetzten  und  vor  der  Obrigkeit 
herab,  verleitet  Kinder  und  Jugendliche  zum  Ungehorsam,  der  Quelle  vielen  Übels 
und  untergräbt  so  die  Grundfesten  des  Erzichungsgebäudes.  Auf  daß  die  Übung 
der  Autorität  der  unverrückbare  Grundstein  der  echten  und  rechten  Volkserziehung 
bleibe,  müssen  .Mittel  und  Woge  gefunden  worden. 
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13.  Einer  der  traurigsten  Abschnitte  im  Kindes-  und  Jugcndleben,  nämlich 
die  Mißhandlung  der  Kinder  und  Jugendlichen,  kommt  hier  nur  insoweit  zur 
Erörterung,  als  Kindermißhandlungen  in  einigen  Füllen  auch  Ursache  der  Vcrwalir- 
losung  werden.  Es  wurde  bereits  darauf  bingewiesen,  daß  die  Kürze  des  täglichen 
Beisammenseins  der  Eltern  und  Kinder  infolge  der  Außenarbeit  erstererdie  gegen- 
seitige Liebe  schwächt,  die  Kinder  den  Eltern  entfremdet  und  zu  Mißhandlungen 
der  Kinder  führt,  daß  rohe  und  ungebildete  Eltern  nicht  fähig  sind,  ihre  Kinder  zu 
erziehen,  sie  als  eine  ihnen  auferlegte  Last  betrachten,  sie  deshalb  auch  hart  und 
ungerecht  behandeln,  quälen  und  mißhandeln.  Mißh.andelte  Kinder  entbehren 
nicht  nur  der  Elternliebe,  sondern  sind  auch  oft  Gegenstand  unnatürlichen 
Hasses  und  brutaler  Gewalt. 

An  Findelkindern,  welche  nach  mehreren  Jahren  erst  der  Mutter  zurück- 
gegeben,  oder  an  unehelichen  Kindern,  die  fern  von  der  Mutter  in  den  ersten 
Lebensjahren  erzogen  werden,  sowie  an  Stiefkindern  werden  meistenteils  Miß- 
handlungen verübt.  Diese  Kinder,  denen  keine  wahre  Liebe  entgegengebracht 
wird,  weil  sie  störend  in  das  geträumte  Familienleben  cingreifen  und  oft  an  gern 
vergessene  und  vergangene  Zeiten  und  Begebenheiten  erinnern,  werden  lästig  und 
deshalb  gequält.  Vielfach  müssen  diese  bedauernswerten  Wesen  für  die  Sünden 
ihrer  Eltern  büßen.  Der  sogenannte  Stiefvater  oder  die  mit  dem  Vater  im  gemein- 
samen Haushalte  lebende  .fremde  Frau“  lassen  den  wehrlosen  Kleinen  das  ent- 
gelten, wofür  sie  selbst  Strafe  verdienen. 

Auch  die  Sucht,  leichthin  und  in  Genuß  zu  leben,  bringt  Eltern  auf  den 
Gedanken,  daß  sie  dies  ohne  die  Kinder  besser  zu  tun  vennöchten,  sehen  deshalli 
in  den  Kindern  nur  ein  Hindernis  und  verfaliren  grausam  mit  ihnen. 

Wenn  Kinder  infolge  der  Mißhandlungen  nicht  zu  Tode  gequält  sind  und  in 
einem  Alter  sich  befinden,  wo  sie  den  unausgesetzten  Qualen  zu  entrinnen  ver- 
mögen, tun  sie  dies  bei  der  ersten  Gelegenheit,  werden  Ausreißer,  fürchten  und 
hassen  das  Elteni-  oder  Pflegehaus  und  die  elterlichen  Peiniger  oder  die  pflicht- 
vergessenen Pflogeeltern  und  ziehen  unstät  umher,  erbetteln  sich  oder  stehlen  die 
zu  ihrem  Unterhalte  notwendigen  Nahningsmittel,  besuchen  keine  Schule,  land- 
streichen, verwahrlosen. 

1 i.  Auch  die  Prostitution  bildet  in  mancher  Beziehung  eine  Ursache  für  die 
Verwahrlosung  der  Jugend.  E.s  wurde  bereits  besprochen,  daß  driiekende  Not, 
Massenwohnungen,  der  Besuch  des  Tanzbodens,  der  V'erkehr  mit  ptlichtverges- 
•senen  Erwachsenen  und  der  frühzeitige  Verkehr  mit  dem  anderen  Geschlechte, 
da.s  schlechte  Beispiel  von  Eltern  und  Erziehern  sich  oft  als  Ursache  der  Verwahr- 
losung darstellcn  und  die  Pn)stitution  in  solchen  Fällen  eine  Frucht  der  sittlichen 
V'erwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  i.st.  Genuß-  und  Putzsucht,  Hang 
zu  Müßiggiuig  und  Wohlleben  bedingen  ebenfalls  das  Ergreifen  des  Schaiid- 
gewerbes  durch  die  Jugend.  Das  heranreifende  Mädchen  sucht  häufig,  um  der 
harten  Not  des  täglichen  Lebens,  in  der  es  aufgewachsen  ist,  so  bald  wie  möglich 
zu  entrinnen,  einen  Erwerb  zu  finden,  der  ihm  äußere  Abwechslung  bietet  und  wo 
es  nicht  gezwungen  ist,  eine  schwere  oder  grobe  Arbeit  zu  verrichten  und  gibt 
sich,  um  eine  Art  .Glück“  zu  genießen,  der  Prostitution  hin.  ln  der  Großstadt 
gibt  es  sogar  Eltern,  die  ihre  Töchter  hiezu  treiben  und  ausnützen.  Daß  das 
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schmShliclie  Treiben  von  Kupplerinnen  und  Kupplern  für  die  weibliche  uner- 
fahrene und  hilflose  Jugend  von  einer  großen  Gefahr  ist,  da  diese  sie  unter  Vor- 
spiegelung von  Dienst-  und  Heiratsvermittlungen  in  üfTenlliche  Häuser,  aus  denen 
sie  schwer  oder  nie  herauskommen,  verkaufen  und  sie  ihrem  sittlichen  Verfalle 
und  Verderben  preisgeben,  ist  leider  nur  zu  häufig  der  Fall. 

Im  Erzgebirge  wurden  junge  Mädchen  manchmal  unter  dem  Vorwände,  sie 
als  Musikerinnen  bei  Damenkapellen  gegen  mehrjährige  Verpflichtung  im  Oriente 
glänzend  unterzubringen,  ihren  Eltern  entrissen  und  dort  zur  Unzucht  verleitet 
oder  in  Bonlelle  geschleppt,  von  wo  selten  die  herzzerreißenden  Verzweiflungs- 
schreie einer  solchen  im  ganzen  Lande  fremden  Unglücklichen  gehürt  wurden  und 
Befreiung  brachten,  vielmehr  nach  körperlichem  Siechtume  der  Tod  die  Arme, 
verlassen  und  fern  von  der  Heimat,  erlöste.  Aber  auch  Jugendliche,  welche,  um 
sich  und  ihre  Angehörigen  besser  ernähren  zu  können,  al.s  Musikerinnen  durch 
einen  einheimischen  Musikführer  für  den  Orient  oder  in  zumeist  überseeische 
Länder  sich  anwerben  lassen,  verkommen  oft  als  Prostituierte.  Die  Musikerinnen 
kommen  zuweilen  in  fremden  L.indern  in  geradezu  fürchterliche  Situationen  durch 
eigene  Schuld  oder  die  Pflichtvergessenheit  anderer.  Es  ereignet  sich,  daß  diese 
armen  .Mädchen  von  ausländischen  gewissenlosen  Miisikführern  unter  listigen  Vor- 
spiegelungen von  der  heimischen  Musikgesellschaft  abgezogen  und  für  eine  andeiv? 
Gesellschaft,  die  unter  diesem  Deckmantel  unlautere  Geschäfte  treibt,  angeworben 
werden,  ln  solchen  Fällen  tritt  meistens  rasch  und  unvermutet  Not  und  Elend  ein. 
Die  Armen  sind  schnell  aller  Mittel  bar,  können  mangels  eines  Reisegeldes  in  ihre 
Heimat  nicht  zurückkehren  und  sind  der  Verzweiflung  nahe,  werden  in  öffentliche 
Häuser  gebracht  oder  sonst  zu  gewerbsmäßiger  Unzucht  verleitet,  verwahrlosen. 
Das  Bezirksgericht  Sebastiansberg  hat  deshalb  seinerzeit  bei  Pflegebefohlenen 
Musikerinnen  veranlaßt,  daß  erst  nach  vormundschaflsbehördlicher  Bewilligung 
zum  Antritte  der  Reise  der  Rei.sepaß  erfolgt  wird.  Die  Bewilligung  zur  Reise  wird 
den  Pflegebefohlenen  Musikerinnen  erst  dann  gegeben,  wenn  durch  ein  Zeugnis 
der  Nachweis  erbracht  ist,  daß  die  Musikerinnen  musikalisch  ausgebildet  sind,  der 
Musikführer  eine  Kaution  beim  Waisenrate  oder  bei  Gericht  erlegt  hat,  über  welche 
das  Gericht  frei  verfügt,  in.sbesondere  für  die  anstandslose  Rückreise  des  Mündels 
sorgt  und  vor  allem  die  Gewähr  gegeben  ist,  daß  die  minderjährigen  Musike- 
rinnen Weiler  in  körperlicher  noch  in  sittlicher  Beziehung  Schaden  nehmen. 
Durch  die  Regelung  dieser  Frage  de.s  Mädi  henschutzes,  nämlich  die  Bewahrung 
der  jugendlichen  Musikerinnen  vor  dem  moralischen  Verderben,  wurde  von  Seite 
des  Pflegschaftsgerichtes  und  der  Gemeindewaisenräte  der  Lösung  einer  brennen- 
den Frage  näliergctrclen.  Auch  die  österreichische  Liga  zur  Bekämpfung  des 
Mädchenhandels  hat  im  Jahre  1903  in  Präsidialsitzungen  diese  Frage  des  öfteren 
behandelt  und  trat  bereits  dafür  ein,  daß  diesem  Übel  gesteuert  werde. 

Hier  kommt  nur  noch  die  Prostitution  zur  Besprechung,  soweit  sie  eine 
sittliche  Gefährdung  der  Jugend  in  sich  birgt.  Nicht  selten  ereignet  es  sich,  daß 
Familien  mit  hcranwachsenden  Kindern  Dirnen  bei  sich  alsMieterinnen  aufnehmen 
oder,  wie  es  in  den  böhmischen  Grenzbezirken  allgemein  üblich  ist,  Prostituierte  in 
sogenannten  .Limonadenschenken*,  wozu  die  Bewilligung  nicht  mit  denselben 
Schwierigkeiten  verbunden  ist  wie  zur  Erlangung  eines  Kaffeeschankes  oder 
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einer  Gaslhauskonzession,  als  Kellnerinnen  oder  Dienslniädchen  hallen.  Manche 
Ellern  verwenden  ihre  Kinder  zu  Dienslleistungen  für  die  Pro.slituierlen  oder  geben 
sie  zur  Bedienung  in  solchen  Unzuchtshitlen  her.  Andere  Jugendliche  werden 
wieder  auf  die  Weise  in  alle  Verhältnis.se  dcri’rustilulion  eingewcihl,  daß  ihre  eigene 
Mutter  mit  einer  Dirne  verkehrl,  ihre  Kinder  mit  derselben  .spazieren  gehen  oder 
gar  verreisen  läßt.  Solche  Kinder,  welche  seihst  keinen  Verkehr  mit  den  Limonade- 
schonken  haben,  hören  viel  von  ihren  Mitschülern,  die  dortselbst  in  Verkehr 
sind,  so  daß  nach  und  nach  viele  Kuider  von  dem  unsittlichen  Treiben  in  den 
Limonadeschenken  Kenntnis  erhalten.  Es  kam  sogar  vor,  daß  Kinder  von  G bis 
9 Jahren  dem  Treiben  der  Dirne  von  einem  Dache  aus  zusahen.  Aus  solchen 
Kindern  wird  das  Mädchen  zur  Dirne,  der  Knabe  zum  Zuhälter,  der  nicht  selten 
die  Pro.stitnicrle  zur  Ttulnahine  an  Verbrechen  verleitet  oder  zu  denselben 
anstiflet.  so  daß  in  solchen  Höhlen  des  Lasters  Berauhungen  oder  gar  Morde  ihre 
Entstehung  haben. 

Das  sind  die  Ursachen  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  in 
Böhmen,  wodurch  außer  mehreren  Tausenden  verlassener  vorschulpllic-btiger 
Kinder  über  20.900  arme,  verwaisle,  verlassene  und  sittlich  verwahrloste  Kinder 
im  schulpflichtigen  Alter  und  viele  Jugendliche  zu  leiden  haben. 

II.  Typische  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  bei 
Kindern  und  Jugendlichen. 

Die  typischen  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  bei  Kindern  und 
Jugendlichen  zeigen  sich  stets  in  gleichen  und  immer  wiederkchrenden  Formen, 
nicht  nur  in  Beziehung  auf  die  Erziehung  dieser  Kinder  und  Jugendlichen,  sondei'n 
auch  in  Bezug  auf  ihren  Körper,  iliro  äußere  Erscheinung. 

Venvalirloste  Kinder  zeigen  schon  in  ihrer  äußeren  Erscheinung  eine  gewisse 
Vernachlässigung.  Wegen  ihrer  Unreinlichkeit  am  Körper,  an  Wäsche  und  Kleidung 
werden  sic  schon  von  ihren  Mitschülern  gemieden,  neben  ihnen  will  in  der  Schule 
niemand  sitzen,  ihre  .Schulbücher  sind  meist  in  Unordnung,  ihre  Schrift  nach- 
lässig, die  Haltung  schlecht  und  auch  in  Gebärde  und  Sprache  sind  bei  solchen 
Kindern  gewisse,  jedermann  auffällige,  unschöne,  ja  widerliche  Nachlässigkeiten 
und  Rohheiten  walirzunehmen.  So  zeigen  sich  verwahrloste  Kinder  nicht  nur  von 
armen  Eltern,  sondern  auch  solche  aus  wohlhabendem  Hause.  Oft  sind  solche 
Kuider  infolge  der  schlechten  Ernährung  schwäcldich,  ihr  Körper  krank,  nicht 
widerstand.slähig  und  unfähig,  eine  meiir  Kraft  erfordernde  Arbeit  zu  verrichten. 
Bei  verwahrlosten  Kindern  zeigt  sich  hauptsächlich  Unlust  zu  geregelter  Tätigkeit 
in  Haus  und  Schule,  beim  Lehrheim  oder  Arbeitgeber.  Diese  Kinder  bleiben  nicht 
aufmerksam  bei  der  Sache,  machen  jede  Arbeit  schleuderhaft,  sind  bald  trüg  und 
faul.  Sie  ziehen  lieber  auf  der  Gasse  umher  oder  in  Feld  und  Wald,  besuchen 
daher  unregelmäßig  die  Schule  oder  bleilien  des  öfteren  von  den  Arbeitsstäften 
fern.  Jede  Zeiteinteilung  für  Arbeit,  Spiel  und  Unterricht  außerhalb  der  Schule 
fehlt  ihnen.  Sie  sind  auch,  was  Verstellung  anbelangt,  groß  und  können  selbst 
Erwachsene  irreführen.  So  wurde  ein  verwahrloster  Junge  von  einem  vierjährigen 
Mäddien  dmxh  einen  Stein wurf  gestreift;  er  klagte  und  schrie  ohrenbetäubend, 
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fiel  zu  Boden,  wie  wenn  er  sich  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  könnte  und  tat,  als 
wäre  ihm  das  Bein  gebrochen,  so  daß  die  herbeigeeilto  Menschenmenge  den 
Knaben  sehr  bedauerte.  Sein  Lrdirer  eilte,  die  Verstellung  des  Knaben  ahnend, 
herzu  und  als  der  Knabe  sehieii  Lehrer  sah,  sprang  er  eilends  auf  und  lief  lachend 
davon. 

Gegen  Ermahnungen  luid  Belehrungen  sind  solche  Kinder  unempfindlich, 
sind  frech  und  trotzig,  öben  auf  Mitschüler  unil  Kameraden  keinen  günstigen  Ein- 
fluß aus,  entweichen  aus  dem  Eltemhause,  übernachten  im  Freien,  liegen  tags- 
über auf  der  Gasse  oder  treiben  sich  gar  bettelnd  herum. 

Fast  figlich  k.ann  man  sich  überzeugen,  daß  verwahrloste  Kinder  fremdes 
Eigentum  boshaft  beschädigen,  indem  sie  Mauern,  Häuser,  Kirchen,  Schulen  und 
öffentliche  Denkmäler  bekritzeln  oder  verunreinigen,  Ruhebänke  beschneiden  und 
dorlselbst  höchst  entehrende  Zeichnungen  und  Wörter  anbringen,  mutwillig 
Anpfianzungen  und  Gartenanlagen  niederslampfen,  Halme  auf  Getreidefeldern 
niedertreten  oder  abstreifen,  Aste  der  Bäume,  besonders  der  Obslbäume,  ab- 
brechen und  so  Freude  an  jedem  Verderben  zeigen. 

Vi  rwahrloste  Kinder  zeigen  sich  unempfindlich  gegen  andere,  nehmen  Vogel- 
nester aus  oder  zünden  sie  .an  und  verzehren  die  Eier.  Zur  Grausamkeit  gesellen 
sich  Schadenfreude  und  Rachsucht  welche,  wenn  sie  einmal  das  kindliche  Gemüt 
erfaßt  haben,  sogar  zu  verbrecherischen  Handlmigen  führen.  Wie  weit  die  Rach- 
sucht bei  einem  verwahrlosten  Kinde  gehen  kann,  geht  aus  folgendem  Vorfälle 
hervor:  Ein  neunjäliriger  verwahrloster  Knabe  fahrender  Leute  wurde  in  einem 
Dorfe  von  mehreren  Kindern  mit  Steinen  beworfen.  Aus  Rache  legte  er  in  einem 
Zeiträume  von  1!)  Tagen  an  11  Gebäude,  wo  diese  Kinder  wohnten,  Feuer, 
welches  in  7 Fällen  ausbrach  und  die  ganze  Gemeinde,  da  der  Täter  längere 
Zeit  nicht  ermittelt  werden  konnte,  in  Furcht  und  Unruhe  versetzte. 

Die  Neigung  zur  bewußten  Unwahrheit,  welche  gewöhnlich  in  der  fehler- 
haften sittlichen  Erziehung  begründet  ist,  tritt  hervor,  das  Kind  beharrt  mit 
unglaublichem  Starrsinne  auf  seinen  lügenhaften  Anfühnmgen  und  leugnet  frech 
Jede  überwiesene  Wahrheit  ab.  Die  Lüge,  welche  aus  Eigennutz  gebraucht  wird, 
führt  naturgemäß  in  ihrer  weiteren  Folge  zum  Diebstähle. 

Die  Rechlsrhaffenheit  und  Ehrlichkeit  bei  einem  Kinde  zu  wecken,  ist  eine 
schwierige  Ei-ziehungsaufgabe.  Wo  die  Erziehung  verderblich  ist,  kann  das  Rechts- 
gefühl und  die  Achtung  vor  fremdem  Eigentume  nie  Wurzel  fassen.  Da-s  Kind 
stiehlt  zuerst  Eß waren,  kleinere  Geldbeträge  und  Feldfrüchte,  geht  in  dieser  bis 
zur  Leidenschaft  sich  steigenden  Begierde,  fremdes  Eigentum  sich  zuzuwenden, 
immer  weiter  und  schreckt  vor  dem  Ein.sctileichen  in  Wohnungen  und  vor  dem 
Eiiibrache  in  versperrte  Räume,  um  Diebstähle  zu  begehen,  nicht  zurück.  Der 
Hang  zum  Stehlen  eidwickelt  sich  bei  verwahrlosten  Kindeni  in  erschreckender 
Weise,  sie  gehen  bei  V'erübung  von  Diebstählen  mit  großer  Schlauheit  und 
Gewandtheit  und  so  planmäßig  vor,  daß  man  d;uv)b  erzittert.  Der  Betrug  folgt  dem 
Diebstähle,  indem  vorerst  gefundene  Gegenstände  von  verw.almlosten  Kindern 
verheimlicht  werden. 

Die  Unfolgsamkeit  und  Unbotmäßigkeil  gegen  Ermahnimgen  der  Eltern, 
Erzieher,  Lehrer,  Lehrherren  und  auch  Behörden,  der  Ungehorsam  gegen 


Digilized  by  Google 


390 


Bölimen. 


Autoritäten,  der  Kampf  gegen  Grundlagen  gesunder  gesellschaftlicher  V'erhältnLsse, 
gegen  Religion,  Wissenschaft,  Recht  und  Gesetz,  sind  gleichfalls  typische  Erschei- 
nungsformen der  Verwahrlosung.  Die  Kinder  anerkennen  keinen  Vorgesetzten, 
anstatt  zu  grüßen  verhöhnen  und  verspotten  sie  Erwachsene  ohne  Rücksicht  auf 
Alter,  Geschlecht  und  Stand  und  tun  dies  dann  schon  g.ir,  wenn  diese  bei  wahr- 
genommenen Ungewohnheiten  gröberer  Art  ein  warnendes,  tadelndes  oder  rügen- 
des Wort  sprechen. 

Gegen  die  Religion  tritt  eine  Gleichgültigkeit  zu  Tage,  die  jede  kindliche 
Herzensbildung  gänzlich  vermissen  läßt  Das  Bemühen,  das  religiöse  Gefühl  bei 
solchen  Kindern  anzuregen,  bleibt  in  der  Regel  auch  ohne  Erfolg.  Aus  dem  Mangel 
der  Religiosität,  des  religiösen  Empfindens,  gehen  aber  auch  viele  Untugenden, 
wie  Lüge,  Diebstahl  und  Gefühlsroheit  die  schließlich  in  Verbrechen  ihren  Gipfel- 
punkt erreichen,  hervor. 

Schamlosigkeit  und  Unsittlichkeit  sowie  die  uimatürliche  Befriedigung  des 
Geschlechtstriebes  mit  all  den  vielen  Begleiterscheinungen,  der  Untergrabung 
körpcrUcher  und  geistiger  Gesundheit,  treten  bei  verwahrlosten  Kindern  und 
Jugendlichen  in  solcher  Ausdehnung  und  Dreistheit  auf,  wie  sie  nur  eine  allge- 
meine Verrohung  und  Verbildung  des  menscldichen  Gemütes  zu  zeitigen  vermag. 
Knaben  von  13  bis  14  Jahren  verführten  ein  11  Jahre  altes  schulpflichtiges 
Mädchen,  welches  allerdings  von  Hause  aus  ebenfiills  verdorben  war.  Bei  Mädchen 
ist  die  Ausübung  der  Prostitution  schon  in  einem  Alter  von  10  bis  14  Jahren  eine 
nicht  mehr  seltene  Erscheinung. 

Auffällig  ist  auch  die  steigende' Tendenz  leichter  und  schwerer  Körper- 
verletzungen, wie  dieselben  durch  Werfen  von  Steinen  und  Gläsern.  Messerstiche 
und  dergleichen  mehr  zugefügt  werden  und  die  ein  eigentümliches  Streiflicht  auf 
die  Verwilderung  und  Verrohung  der  Jugend  werfen. 

Auch  der  übermäßige  Genuß  von  Alkohol  und  Nikotin  tritt  bei  ver- 
wahrlosten Kindern  und  Jugendlichen  oft  in  Erscheinung  und  ist  dies  nicht  zu 
verwundern,  wenn  man  sieht,  wie  sie  gleich  nach  beendeter  Schulpflicht  Gast- 
häuser, Schenken  und  Tanzmusiken  aufsuchen  und  im  Hange  zum  Nichtstun  und 
in  der  Gier  nach  gestohlenen  Näschereien  von  der  Genußsucht  immer  mehr 
beherrscht  werden. 

ln  der  Landesbesserungsanstalt  für  jugendliche  Korrigenden  in  Grulich 
zeigten  sich  bei  145  in  Anhalt  gestandenen  Knaben  betreffs  der  Art  der  Verwahr- 
losung nachstehende  typische  Erscheinungsformen: 


1.  Hang  zum  Vagieren  . . . 

2.  Unregelmäßiger  Schulbesuch 

3.  Bettel 

4.  Diebstahl  . . 

5.  Einbruchsdiebstahl  .... 

C.  Brandlegung 

7.  Mord 

8.  Sittliche  Verdorbenheit  . . 


bei  G7  Knaben, 

. 24  . 

. 14  . 

. 98  . 

. 2 . 

. 11  . 

. 1 . 

. 19  . 
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Die  vorstehenden  Erörterungen  über  die  typischen  Erscheinungsformen  der 
Verwalirlosung  bei  Kindern  und  Jugendlic  hen  zusammengefaßt,  ergeben  folgende 
hauptsJtchlichen  typischen  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung,  als: 

1.  Unreinlichkeit  und  Krankheit  des  Körpers; 

2.  nacldössiger  Schulbesuch  und  Abgehen  jeden  religiösen  Empfindens; 

3.  Felden  jeden  moralischen  Empfindens  und  Scliamlosigkeit; 

4-.  das  Nichtbereuen  der  begangenen  bösen  Tat; 

5.  nächtliches  Herumlungem  außerhalb  dc;s  Eltenihauses,  Entweichen,  Land- 
streicherei und  Bettet; 

6.  übermäßiger  Genuß  von  Alkohol  und  Nikotin; 

7.  Arbeitsscheu; 

8.  Ungehorsam  gegenüber  Autoritäten,  ein  Kampf  gegen  Religion,  Recht 
und  Gesetz  und  die  sonstigen  Grundlagen  gesunder,  gesellschaftlicher  Ver- 
hältnisse; 

9.  Roheit  des  Gemütslebens  und  Unempfindlichkeit  gegen  Leiden  anderer; 

10.  Obstfrevcl,  Zerstörungstrieb,  Haß,  Neid,  Genußsucht  und  Müßiggang; 

11.  Diebstahl,  Sittlichkeitsdelikte,  Betrügereien,  Veruntreuungen,  Körper- 
und  Eigentumsbeschädigungen,  Brandlegung,  Selbstmord  und  Mord. 

III.  Die  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und 
Jugendlichen. 

Die  von  den  verschiedenen  Behörden  und  gesellschaftlichen  Organisationen 
für  Jugendfürsorge  und  Kinderschutz  erstatteten  gutachtlichen  Äußerungen  über 
die  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  waren  nicht  so 
einheitlicher  Natur  wie  bezüglich  der  Ursachen  und  typischen  Erscheinungs- 
formen der  Verwahrlosung.  Einige  Gutachten  gehen  dahin,  daß  sie  nicht  in  der 
Lage  sind,  über  die  Ausbreitung  der  Verwalirlosung  ein  Urteil  zu  fällen,  weil  ihnen 
ein  erschöpfendes,  sorgfältig  gesichtetes  statistisches  Material  nicht  zur  Verfügung 
steht;  ein  Teil  der  Gutachten  beschränkt  sich  darauf,  zu  sagen,  daß  die  Zunahme 
der  Verwalirlosung  sporadisch  vorkomml  oder  eine  Zunahme  nicht  wahrzunehmen 
sei.  Der  größte  Teil  der  eingeholten  Gutachten  jedoch,  es  dürften  nind  89  Prozent 
sein,  stellt  die  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen  als 
unzweifelhaft  und  feststehend  hin.  Ja  eine  geringe  Anzahl  der  letzteren  Gutachten 
spricht  sogar  von  einer  erschrecklichen,  geradezu  bedrohenden  Ausbreitung  der 
Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugendlichen.  Die  angegebenen  Prozente  für  die 
Ausbreitung  der  Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  bewegen  sich 
zwischen  2 und  10  Prozent  bei  Kindern  und  zwischen  8 bis  33,  ja  sogar  bis 
60  Prozent  bei  Jugendlichen. 

Aus  .allen  erstatteten  Gutachten  läßt  sich  jedoch  untrüglich  folgern,  daß  die 
Ausbreitung  der  Verwahrlosung  bei  Kindern  und  Jugendlichen  in  steter  und  fort- 
schreitender Zunalmie  begriffen  ist  Nicht  die  Ziffern  der  Statistik  über  das  Alter 
der  Angeklagten  und  der  Verurteilten,  welche  teilweise  auch  auf  die  Vermehrung 
der  Tatbestände  und  des  häufigeren  Einsclireitcns  der  behördlichen  Organe  und 
die  aus  Anlaß  einer  lebhaft  betriebenen  Kinderschutzbewegung  vermehrte  Anzahl 
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der  Anzeigen  zurückzuführen  ist,  fiilireii  zu  diesem  Schlüsse,  sondern  dieser  Sc  hluß 
ist  aufgebaut  auf  den  gesammelten  zahlreichen  und  langjährigen  Erfahrungen  von 
vielen  Hunderten  von  Männcin,  die  in  maßgebenden  Stellungen  stehen,  des 
vollsten  Vertrauens  würdig  sind  und  auch  stets  Gelegenheit  hatten,  vollauf  Wahr- 
nehmungen in  dieser  Richtung  zu  machen,  ist  aufgebaut  auf  einem  unumstößlichen 
Naturgesetze,  daß  Kinder  und  Jugendliche,  welche  nicht  die  von  der  Natur 
geforderte  notwendige  Erziehung  durch  ihre  Eltern  oder  deren  Stellvertreter 
erhalten,  der  Verwahrlosung  entgegengehen  und  durch  ihr  Auftreten  das  Zusaniinen- 
leben  der  Menschen  erschweren  oder  gar  unmöglich  machen. 

Nachdem  nun  die  geänderten  wirlschafUichen  Verhältnisse  und  die  modernen 
Arbeitsformen  viele  Eltern,  welche  der  Arbeiterklasse  oder  der  Klasse  der 
Angestellten  angehören,  zwingen,  außer  Hause  ihren  Berufsarbeiten  nachzugehen, 
weshalb  sie  sich  um  die  Kindererziehung  nicht  kümmern  können,  nachdem  aus 
schuldhaftem  oder  ent.schuldbarem  Verhalten  der  Eltern  aus  den  verschiedensten 
Ursachen  und  Gründen,  beispielsweise  aus  Amuit,  Trunksucht,  Verrohung  oder 
Pflichtvergessenheit  der  Eltern,  der  Pfleger  und  Erzieher  die  Erziehung  der  Kinder 
und  Jugendlichen  vernachlä-ssigt  wird  oder  eine  Erziehung  überhaupt  nicht  erfolgt, 
steht  untrüglich  fest,  daß  die  Ausbreitung  der  Verwahr  losung  von  Kindern  und 
Jugendlichen  in  fortwährender  Zunahme,  in  fortschreitender  Ausbreitung  begriffen 
ist,  weil  nicht  umfassende  und  rülgemcine  Vorkehrungen  für  alle  diese  nicht 
erzogenen  Kinder  und  Jugendlichen  von  Seite  des  Staates,  des  Landes,  der 
Gemeinden  oder  ge.sellschaftlicher  Organisationen  vorhanden  .sind,  welche  die 
Erziehung  dieser  nicht  oder  schlecht  erzogenen  Kinder  und  Jugendlichen  bewerk- 
stelligen und  den  Mangel  der  Erziehung  bei  denselben  ersetzen. 

Andrerseits  treten  infolge  der  Änderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
viele  Jugendliche  zeitiger  und  daher  weniger  widerstandsfähig  ins  wirtschaftliche 
Leben,  oft  mit  mangelhafter  oder  bereits  vernachlässigter  Erziehung,  weshalb  sie 
auch  leichter  der  Verwahrlosung  erliegen. 

Wenn  sich  auch  ein  Teil  der  Straftaten  Jugendlicher  als  Buben-  oder 
Mädchenstreichc  darstellt,  die  leider  nach  unserem  Strafgesetze  Ahndung  finden 
müssen  und  den  Rückschluß  auf  eine  vorhandene  oder  drohende  Verkommenheit 
nicht  zulassen,  so  ist  doch  aus  oben  erwähnten  unbestreitbaren  Tatsachen  und 
Erfahrungen  erwiesen,  daß  die  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  der  Kinder  und 
Jugendlichen  in  steter  Zunahme  begriffen  ist. 

Die  Jugendlichen  letzterer  Art  wird  man  auch  nicht  gleich  in  Fürsorge- 
erziehung nehmen,  aber  allen  Kindern  und  Jugendlichen,  welche  die  von  Natur 
aus  geforderte  ordentliche  elterliche  Erziehung  nii'lit  erhallen,  wird  man  ini 
Interesse  der  Menschheit  und  der  menschlichen  Gesellschaft  diese  m.ingelnde 
Erziehung  notwendigerweise  ersetzen  müssen,  um  sie  nicht  zu  Auswüchsen  der 
Menschheit,  nicht  zu  Verbrechern,  nicht  zum  Schrecken  der  Mitmenschen  werden 
zu  lassen.  Um  ein  Beispiel  zu  geben,  wird  man  Kindern,  welche  tagsüber  in  der 
schulfreien  Zeit  verlassen  sind  und  ohne  jegliche  Aufsicht  sich  befinden,  weil  ihre 
Eltern  in  fabriksarbeil  tätig  sind,  die  Ernährung  und  Erziehung  in  Tagesheim- 
Ställen  angedeihen  lassen  müssen,  wo  die  zeitweise  unbeaufsichtigten,  schul- 
pfli(diligen  Kinder  während  der  schulfreien  Stunden,  die  sie  sonst  auf  der  Gasse 
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oder  unbeaufsichtigt  zu  Hause  oder  in  unpassender  Gesellscliaft  verbringen  wörden, 
unter  erziehlicher  Aufsicht  und  Leitung  einer  Hausmutter  verpflegt  werden  und 
angemessene  Erholung  und  Beschäftigung  finden. 

Die  Verwahrlosung  erstreckt  sich  größtenteils  auf  die  arbeitenden  und 
ärmsten  Klassen  und  nimmt  mit  der  Verarmung  des  Volkes  zu.  Doch  auch  in  den 
sogenannten  besseren  SUlnden  ist  dieselbe  vorhanden. 

Aus  den  abgegebenen  Gutachten  erhellt  weiters,  daß  die  Verwahrlosung  der 
Kinder  und  Jugendlichen  in  Großstädten  eine  verhältnismäßig  große  Ausdehnung 
gefunden  hat  und  immer  mehr  in  Zunahme  begrilTen  ist.  ln  dem  Elende  der  Groß- 
städte ist  sic  vorzugsweise  zu  treffen.  Als  Beweis  hiefür  kann  die  überhand- 
uehmende  Unsicherheit  der  Großstädte  dienen,  welche  zumeist  durch  Banden 
Jugendlicher  gefährdet  werden.  In  Paris  nennen  sie  sie  .Apachen,  in  Wien  Platten, 
in  Prag  haben  sie  keinen  speziellen  Namen,  sind  aber  talsüchlich  vorhanden. 
Erst  im  Jahre  190.j  wurde  in  Prag  eine  Bande  Jugendlicher  dingfest  gemacht, 
die  bewaffnet  Straßenüberfälle  verübte.  Eine  zweite  Bande  kleiner,  kaum  der 
Schule  entwachsener  Burschen  ist  in  Prag  als  eine  gefährliche  Taschendiebbande 
genugsam  bekannt,  ln  Prag  gibt  es  zum  Beispiel  eine  Auswahl  von  lf>  polizei- 
nnd  gerichtsbekannten  Jugendlichen  im  Alter  von  11  bis  16  JaJiren,  von  denen 
vier  Knaben  im  Alter  von  1 1 bis  14  Jahren  gerichtsbekunnte  gefährliche  Taschen- 
diebe und  zwei  Mädchen  im  Alter  von  14  und  16  Jahren  als  Dirnen  und  Diebinnen 
bekannt  sind.  Leider  kann  von  den  Genannten,  die  aus  einer  großen  Anzahl 
herausgesucht  wurden,  nicht  angegeben  werden,  in  welchem  Alter  ilire  erste 
strafbare  Handlung  verübt  wurde. 

ln  Industriegegenden  ist  die  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  bei  weitem 
größer  als  in  Gegenden,  wo  nur  Ackerbau  und  Gewerbe  betrieben  werden.  Auch 
in  den  Städten  hat  die  Verwiilirlosung  eine  größere  Ausdehnung  genommen  als 
auf  dem  flachen  Lande;  doch  weiß  wolJ  jede  Gemeinde  von  einer  oder  mehreren 
Familien  zu  erzählen,  deren  Kinder  verwalnlost  sind.  Auch  unter  den  land- 
wirtschaftlichen Schichten  ist  die  Verwahrlosung  vorhanden,  besonders  wenn 
der  NotsUmd  dieselben  schon  in  Jungen  Jahren  in  die  Arme  des  Alkohols 
getrieben  hat. 

Häufiger  ist  die  Verwahrlosung  bei  der  fluktuierenden  landwirtschaftlichen 
oder  industriellen  Bevölkerung  als  bei  der  seßhaften,  häufiger  unter  der  männ- 
lichen als  unter  der  weiblichen  Jugend.  Begelm.äßig  ist  auch  Verwahrlosung  wahr- 
zunehmen  bei  Waisen,  insbesondeie  aber  bei  Findel-  und  unehelichen  Kindern. 

Die  Ausbreitung  der  V'erwahrlosung  erstreckt  sich  schon  vom  schulpflichtigen 
Aller  bis  zum  Alter  von  18  bis  20  Jahren. 

Was  insbesondere  die  Verwahrlosung  von  Kindein  und  Jugendlichen  in 
Industriegegenden  angeht,  so  läßt  sich  sagen,  daß  die  Ausbreitung  der  Verwahr- 
losung mit  dem  Fortschreiten  und  der  Ausdehnung  der  hidustrie  Hand  in  Hand 
geht;  je  mehr  die  Industrie  vorherrscht,  desto  zaldroicher  sind  die  verwahrlosten 
Kinder  und  Jugendlichen.  Dies  hat  hauptsächlich  seinen  Grund  darin,  daß  die  Eltern 
tagsüber  infolge  der  Arbeit  in  Fabriken,  Berg-  und  Hüttenwerken  vom  Hause 
abwesend  sinil  und  hiedurch  die  Kinder  imd  Jugendlichen  in  ihrer  Erziehung  ver- 
nachlässigt werden  oder  dieselben  ganz  ohne  Erziehung  aufwachsen. 
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Die  Verwalirlosung  nimmt  in  demselben  Maße  zu,  je  mehr  das  Familienleben 
zurückgeht  und  das  ganze  Leben  zu  einer  nervösen  Jagd  nach  Besitz  und  Genuß 
ausarteL 

So  ist  vollauf  und  unumstößlich  dargetan,  daß  die  Verwahrlosung  der  Kinder 
und  Jugendlichen  in  steter  Zunahme  begriffen  ist  und  für  den  Staat  und  die 
menschliche  Gesellschaft  gefahrdrohend  erscheint,  weshalb  es  nicht  nur  ein  Akt 
der  Nächstenliebe  und  humaner  Gesinnung,  sondern  ein  Akt  der  Selbslerhaltung 
von  V'olk  und  Staat,  ein  Akt  der  Notwehr  ist,  derselben  mit  allen  verfügbaren 
Mitteln  unverweilt  und  energisch  zu  begegnen. 
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Ostböhmischer  Sklavenhandel.') 

Von 

Dr.  Bohuslav  Gebauer, 

k.  k.  GeriehU«4jtiiikt. 


Das  ostböhmische  Bezirksslädtchen  Nechanic  ist  seit  jeher  durch  eine  sonder- 
bare Expansion  verrufen  gewesen:  durch  den  Export  vazierender  Bettehnusikanten 
beiderlei  Geschlechtes,  welche  unter  Führung  verschiedener  Unternehmer  (Harfner) 
den  Orient,  zuletzt  auch  den  fernsten  asiatischen  Osten  durchziehen,  durch  ihr 
lasterhaftes  Benehmen  (Bettel,  Prostitution)  einen  Abscheu  erregenden  Eindruck 
machend,  zur  geringen  Ehre  des  kulturell  hoch  entwickelten  böhmischen  Volkes. 

Ich  hatte  wahrend  meiner  Tätigkeit  bei  dem  benachbarten  Bezirksgerichte 
Neu-Bydiow  Gelegenheit,  diese  Erscheinung  zu  beobachten  und  verfüge  über 
Daten,  welche  ich  bei  der  strafgerichtlichen  Agende  gesammelt  habe  und  welche 
direkt  von  den  Beteiligten  oder  ihren  Angehörigen  herrühren,  sowie  über  die 
statistischen  Ergebnisse  einer  vom  Königgrätzer  Bezirksausschüsse  im  Jahre  1004 
vorgenonunenen  Erhebung. 

Das  Stammgebiet  dieser  Erscheinung  erstreckt  sich,  das  Schlachtfeld  vom 
3.  Juli  1866  einschließend,  zwischen  Elbe  und  Cidlina,  auf  einer  Area  von  etwa 
200  itn’  mit  etwa  31.(X)0  Bewohnern  und  umfaßt  den  Gerichtsbezirk  Nechanic 
mit  einigen  Teilen  der  angrenzenden  Bezirke  Neu-Bydiow,  Königgrätz  und  Jaromöf. 
In  den  Bezirken  Pardubitz,  Cldumetz,  HoKtz,  Köuigstadtl  tritt  die  Erscheinung 
mehr  oder  weniger  sporadisch  zu  Tage.  Nechanic  (2.057  Einwohner)  ist  das 
Zentrum  und  der  Brennpunkt  der  ganzen  Agitation.  Hier  ist  der  Sitz  und 
die  Operationsbasis  der  meisten  aktiven  Unternehmer,  welche  von  hier  aus  die 
Scharen  angeworbener  Bettehnusikanten  in  die  Fremde  führen.  Nechanic  ist  cm 
Agrarbezirk  und  industriearm.  Ein  im  Bezirke  liegendes  Fideikommißgut  umfaßt 
28‘9  Prozent  des  Areals.  Trotzdem  sind  die  ökonomischen  Verhältnisse  nicht  so 
trostlos,  daß  sie  ein  solches  Gewerbe  entschuldigen  würden;  viel  m'iher  als  der 
Balkan  oder  Rußland  liegen  Gebiete  mit  besseren  Existenzbedingungen,  zum 
Beispiel  die  etwa  drei  bis  sieben  Stunden  entfernten  Industriestädte  Königinhof, 
Pai'dubitz  und  die  Landbezirke  Neu-Paka,  Lomnitz  und  Eisenbrod,  wo  in  ganz 

:)  Der  Verfasser  der  in  Prag  1906  verölTenÜichlcn  Schrift  .VVchodoCeskö  Otrokifstri“ 
hat  diesen  Auszug  aus  derselben  freundlichst  zur  VerfOgung  gestellt. 
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Böhmen  die  gröüte  Not  an  Arbeitskräften  herrscht  und  die  Gesindelöhne  die 
höchsten  sind.  In  moralischer  Beziehung  steht  die  Bevölkerung  des  bezeichneten 
Gebietes  auf  einer  niedrigen  Stufe:  sclimutzige,  vernacldässigle  Dörfer,  elende 
Wege,  rohe  Leute,  das  ist  das  Gepräge  des  Stanimgebietes  der  Bettclmusikanten. 

Ein  Hiu-fnerimpresario  wirbt  in  der  Regel  zelm  bis  zwölf  Minderjährige  an, 
lehrt  sie  ein  bißchen  Spielen  (meist  Harfe,  aiich  Geige,  Harmonika)  und  begibt 
sich  mit  ihnen  auf  zwei  bis  drei  Jahre  in  die  Fremde,  um  dort  im  Herumziehen 
die  Bettclmusik  zu  betreiben.  Sic  kehren  zurück,  um  nach  einem  kurzen  Zeiträume 
hl  anderen  Formationen  wieder  abzureisen.  Es  gibt  auch  größere  Scharen,  bis  zu 
(iO  Spielern;  manchmal  hat  ein  Impremrio  mehrere  Batulcn  an  verschiedenen 
Orten.  Zwischen  den  Spielern  soll  beiderlei  Geschlecht  gleichmäßig  vertreten  sein, 
um  ein  paarweises  Spielen  — ein  Knabe  und  ein  Mädchen  — zu  ermöglichen. 

Ein  Spieler,  der  als  angeworbenes  Mitglied  einer  solchen  Gesellschaft  einige 
Exkursionen  in  der  Welt  durchgemacht  hat,  macht  sich  <iann  etwa  nach  dem 
20.  Lebensjahre  selbständig.  Er  spielt  zuerst  allein  oder  mit  einer  Harfenistin  in 
der  Fremde;  sie  heiraten,  nehmen  einige  Kinder  mit,  zuerst  aus  der  Verwandt- 
schaft, dann  fremde,  zuerst  nur  wenige,  dann  mehrere,  bis  er  schließlich  im 
stände  ist,  als  ein  gemachter  Mann  sich  zu  etablieren  und  größere  Scharen  ins 
Ausland  zu  expedieren.  Das  Handwerk  betreibt  er  dann  so  lange,  bis  er  ein  Ver- 
mögen angesammelt  hat;  dann  kauft  er  eine  Ökonomie,  ein  Gastliaus  und 
avanciert  zu  einer  Ncchaniccr  Honoration. 

Ich  habe  auf  Grund  verschiedener  Behelfe  für  die  letzte  Zeit  154  solche 
Impresarios  sicherstellcn  können,  aber  diese  Zahl  ist  nicht  eine  erschöpfende,  da 
es  sicher  noch  mehrere  Unternehmer  geben  wird,  von  w’elchen  ich  keine  Kenntnis 
erhallen  habe.  Diese  lö4  Impresarios  stammen  aus  den  Gericlitsbezirken: 
Nechanic  110  (davon  51  aus  der  Stadt  Nechanic),  Neubydkow  12,  Köuiggrätz  12, 
a\is  den  Bezirken  Pardubitz,  Chlumec,  Pfelouc,  Hohenmauth  und  Jaromet  je  2, 
Opodno,  SUrkenbach,  Mirovic,  Arnaii.  Neu-Beniitek  je  1.  Außerdem  habe  ich 
404  Individuen  (22.5  Knaben,  179  iMädchen),  und  zwar  aus  den  Bezirken: 
Nechanic  17C.  Königgrätz  128,  Neu-BydJow  75,  Chlumec  9 und  aus  andern 
Bezirken  Iß  feststeilen  kömien,  welche  Bettclmusik  als  gedungene  Personen 
betrieben.  Diese  Zalil  404  ist  aber  nur  ein  kleiner  Teil  der  Gesamtzahl.  Nehmen 
wir  an,  es  gebe  im  Auslande  170  Impresarios,  welche  durchschnittlich  (gering 
genommen)  je  vier  minderjährige  Spieler  beschäftigen,  so  ergibt  dies  eine  Summe 
von  080  Minderjährigen,  meist  im  Alter  von  14  bis  20  Jiüiren,  dazwischen  aber 
auch  einige  unter  14  Jahren.  In  Wirklichkeit  wird  sich  die  Ziffer  wahrscheinlich 
noch  höher  stellen,  denn  von  Anfängern  abgesehen,  bestrebt  sich  jeder  Impresario, 
wenigstens  zwölf  Harfenisten  mitzufüliren;  demi  je  größer  die  Zahl  der  Spieler, 
desto  kleiner  seine  Regie  und  desto  größer  sein  Gewinn.  Wir  werden  gewiß  nicht 
fehlgehen  wenn  wir  die  Zahl  der  minderjährigen  Harfenisten  im  Auslande  auf 
1000  Individuen  veranschlagen,  welche  Ziffer  dem  Verhältnisse  von  sechs  bis 
sieben  Spielern  auf  einen  Unternehmer  entspricht. 

Die  Harfenisten  rekrutieren  sich  aus  Personen  im  Alter  von  14  bis  25  Jaliren. 
Ich  habe  auf  Gnnid  der  statistischen  Daten  ausgerechnet,  daß  in  dem  von  mir 
bezeichiielen  Gebiete  5 Prozent  der  Kinder  der  Bettelmusik  gewidmet  werden 
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und  diesem  lasterhaften  Berufe  verfallen.  Diese  ü Piozenl  sind  aber  nur  eine 
Durchschnittszahl;  in  einigen  Gemeinden  sind  die  Verhältnisse  noch  schlimmer, 
die  durchschnittliche  Zalil  (5  Prozent)  steigt  in  Lodin  auf  15  Prozent,  Tfesovic 
auf  ao  Prozent,  Kuncic,  Unter-Pfira,  Voznic  auf  2:1  Prozent,  Lihfany,  Alt-Nechanic 
auf  27  Prozent,  Stä^lrky  aul  3t>  Prozent  und  Techlovic  auf  40-9  Prozent. 

Stellen  wir  uns  nur  das  traurige  Faktum  vor;  es  werden  stellenweise  bis 
40-9  Prozent  der  Kinder  von  ihren  Eltern  den  Harfnern  für  die  Fremde  zum  Bettel 
und  zur  Prostitution  förmlich  verkauft!  ln  ähnlicher  Weise  habe  ich  ermittelt,  daß 
in  Nechanic  mit  2057  Einwohnern  (davon  mindestens  51  verh<^iratele  Harfner) 
etwa  18  Prozent  der  Bevölkerung  der  Kaste  der  Harfenistenimpresariosangehören. 
Sie  bilden  eine  Sippe,  denn  ihre  Profe-ssion  pflegt  erblich  zu  sein  und  sie  heiraten 
untereinander,  so  daß  sie  alle  verwandt  oder  verschwägert  sind.  Die  ganze 
Erscheinung  ist  schon  viele  Dezennien  alt;  ich  kenne  eine  aus  den  Vierziger- 
jahren des  vorigen  Jahrhunderts  stammende  Etwöhnung  dieser  Erscheinung. 

Ein  Kind  wird  den  Harfnern  in  der  Hegel  mit  Ende  der  Schulpflicht  über- 
gehen, also  manchmal  schon  mit  13  Jahren.  Manchmal  wird  das  Kind  , zur  Harfe“ 
begeistert  durch  Erzählungen  älterer,  aus  der  Fremde  schon  zurückgekehrter 
Geschwister  oder  Genossen;  manchmal  entllicht  ein  betörtes  Kind  den  Eltern, 
aber  in  der  Regel  erwarten  die  Eltern  selbst  sehnsuchtsvoll  diesen  Moment  oder 
werden  von  zahlreichen  Agenten  und  Vermittlern  dazu  überredet.  Zwischen  den 
Eltern  und  dem  Impresario  kommt  ein  Vertrag  zum  Abschlüsse  (manchmal  auch 
schriftlich  auf  dem  Gemeindeamte  Nechanic),  das  Kind  wird  auf  zwei  oder  drei 
Jahre  gegen  einen  beslimmten  Lohn  und  Sustentation  verdungen.  Der  Lohn 
schwankt  je  nach  der  musikahschen  Ausbildung  und  der  Konjunktui’.  Ein  An- 
fänger bekommt  80  bis  120  K,  aber  auch  100  bis  180  K,  ein  schon  geübter  Spieler 
200,  240  bis  280  K jährlich.  Die  Geigenspieler  haben  höhere  Löhne  als  die 
Harfenspieler.  Den  Lohn  bekommt  aber  m’cht  das  spielende  Kind,  sondern  seine 
Eltern,  und  das  so  lange,  bis  sich  das  Kind  nicht  selbständig  macht  (etwa  mit 
20  Jahren);  nur  ausnahmsweise  bekommt  das  Kind  einen  Teil  des  Lohnes.  Da 
steckt  die  Wurzel  des  Obels  und  das  Verwerfliche  des  Verhältnisses:  die  Kinder 
werden  von  den  eigenen  Eltern  den  Harfnern  zur  Bettelmusik  verkauft,  denn 
der  Unternehmer  zahlt  dem  Vater  entweder  den  ganzen  I.ohn  für  das  erste  Jahr 
oder  die  Hälfte  als  Angeld  voraus,  ein  mühelos  erworbener  und  sehr  willkommener 
Betrag  — in  vielen  Fällen  für  den  Vater  auf  Branntwein.  Ein  Vater,  welcher 
mehrere  Kinder  in  der  Welt  als  Harfenisten  herumziehend  hat,  gelangt  dadurch 
zu  einem  gewissen  Wohlstände.  Ich  kenne  einen  Fall,  in  dem  ein  Taglühner  fünf 
Kinder  zugleich  in  der  Fremde  hatte,  deren  Verdienst  er  selbst  bezog,  wenn  nicht 
zum  ganzen,  so  gewiß  zum  größten  Teile,  etwa  700  bis  800  K jährlich. 

Der  Impresario  besorgt  die  Reisedokumenle.  Da  die  Paßvorschriften  jetzt 
strenger  gehandhabt  werden,  so  lassen  die  Harfenisten  ihre  Dienstbotenbücher 
bei  der  Bezirkshauptraannschaft  mit  einer  stampiglierten  Klausel:  .Gültig  als 
Reiselegitimation  für  das  Inland“  versehen,  und  der  Prinzipal  sendet  die  Bücher 
durch  einen  besonderen  Vermittler  dem  rassischen  Generalkonsulate  in  Wien 
oder  Budapest  ein,  welches  das  Visum  zur  Überschreitung  der  Grenze  bei- 
dröckt,  trotzdem  die  Legitimation  nur  für  das  Inland  ausgestellt  worden  war. 
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Manclimal  wird  auch  die  Legilimaüon  gefälscht  oder  ein  beanständeter  (zum  Bei- 
spiel schubweise  zurückgekommener)  Harfenist  geht  mit  einem  fremden  Ausweise 
über  die  Grenze.  Oft  pflegt  ein  Schreiber  der  Bezirkshauptmannschafl  gegen  ein 
Trinkgeld  beim  Verschaffen  der  Reisclegitimation  behilflich  zu  sein. 

Die  Bande  reist  dann  ab.  Nechanic  entbehrt  jeder  Eisenbahnverbindung, 
die  Harfenisten  fahren  jedoch  nicht  zum  nächsten  Bahnhofe  nach  Neubydzov, 
sondern  weiter  nach  Küniggrätz  oder  Pardubitz.  Das  Reiseziel  wird  oft  geheim 
gehalten,  so  daß  es  die  Angehörigen  der  Harfenisten  nicht  kennen.  So  hatte  ein 
Impresario  ursprünglich  Rußland  als  Reiseziel  vorgeschützt  und  eröffnete  erst  am 
Bahnliofe  in  Pardubitz  seinen  1/euten,  daß  sie  eigentlich  nach  dem  Balkan  fahren. 

Die  Harfenisten  frequentierten  früher  fast  ausschließlich  Rußland  und  den 
Balkan,  jetzt  aber  reisen  sie  viel  weiter.  Das  Gebiet  ihrer  Tätigkeit  bilden  gegen- 
wärtig Mähren,  Galizien,  Ungarn,  Dalmatien,  Bosnien,  Rumänien,  Serbien,  Bul- 
garien, Montenegro,  Griechenland,  die  Türkei,  Kleinasien,  Palästina,  Cypem, 
Ägypten,  Rußland  (auch  die  Krim,  Kaukasien,  Turkestan,  Sibirien);  in  der  letzten 
Zeit  blüht  das  Geschäft  in  der  Mandschurei,  ja  auch  in  China.  Ich  weiß  von 
15  Banden  in  der  Mandschurei,  von  denen  zwei  bis  nach  China  vorgedrungen 
waren.  H.  Sienkiewicz  fand  1891  drei  böhmische  Harfenistinnen  in  Sansibar. 

Diese  Ausbreitung  hat  ihren  Gnind  teils  in  der  Erschließung  neuer  Kom- 
munikationen (sibirische  Eisenbahn),  teils  in  dem  Umstande,  daß  die  Harfenisten- 
plage immer  mehr  verfolgt  wird  und  neue  Gebiete  mit  laxeren  Verhältnissen  auf- 
siichen  muß,  wo  sie  auf  Duldung  wenigstens  für  eine  Zeit  rechnen  kann.  Nicht 
nur  im  europäischen  Rußland,  sellist  in  Sibirien  werden  heutigen  Tages  die 
böhmischen  Bettelmusikanten  verfolgt  und  au.sgewuesen  und  so  ziehen  sie  weiter 
in  das  neue  Eldorado,  die  Mandschurei.  Die  ersten  Harfenisten  sind  in  der 
Mandschurei,  wie  ich  feststellcn  koimle,  etwa  im  Jalire  1901  erschienen,  denn 
schon  am  1.  Februar  1903  fuhr  eine  Bande  aus  Nechanic  geraden  Weges  und 
ohne  Aufenthalte  nach  der  Mandschurei  ab.  Mit  Begeistening  sprachen  sic  von 
den  goldenen  Zeiten  des  Baues  der  Eisenbalin  Charbin — Port  Arthur.  Ein  un- 
zivilisiertes, militärisch  okkupiertes  Land  mit  laxen  Verhältnissen,  zahlreiche,  von 
der  Bauführung  sehr  gut  bezahlte  Angestellte,  die  nicht  wußten,  was  sie  in  dem 
barbai’ischen  Lande  mit  ihrem  Gelde  anfangen  sollten  — da  war  natürlich  die 
Ankunft  einer  Schaar  Harfnergrazien  für  die  Bauführer  und  Offiziere  kosakischer 
und  sibirischer  Sehützenregimenler  ein  Ereignis  ersten  Ranges!  Kurz  darauf  traf 
in  Nechanic  alles  spornstreichs  Anstalten  zu  einem  Galopp  nach  der  M.andschurei. 
Der  Zug  dahin  nahm  während  des  mssisch-japanischen  Krieges  außergewöhnlich 
an  Intensität  zu.  Mit  licberhaflem  Eifer  warben  die  Harfner  neue  Kräfte,  gaben 
größere  l,öhno,  z.ahllcn  willig  den  ganzen  Lohn  für  das  erste  Jahr  voraus  und  ließen 
es  sich  auch  stillschweigend  gefallen,  wenn  ein  geriebener  Harfenist  nach  EmpLing 
des  Angeldes  verschwand.  Aus  der  Mandschurei  folgten  die  Harfenisten  dem 
internationalen  Heere  in  d.is  Reich  der  Mitte.  Ich  kenne  drei  Etappen  derselben 
in  China:  Schan-hai-kuan,  Tien-tsin  und  Peking. 

Eine  Harfciüstenbande  zieht  in  der  Fremde  von  einem  Orte  zum  andeni,  in 
Städten  sich  aunialtend  und  Exkursionen  auf  das  Land  unternehmend.  Die  in 
Galizien  und  Ungarn  herumziehenden  Bauden  nomadi.sieren,  unter  Umständen  auf 
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cuiem  Wagen  oder  unter  freiem  Himmel  schlafend.  Der  Prinzipid  ist  manchmal 
verheiratet,  manchmal  von  seinem  Weibe  geschieden,  oder  lebt  im  Konkubinate 
mit  euier  ledigen  oder  dem  Gatten  entlaufenen  Frauensperson.  Die  Harfenisten 
schleppen  sich  den  ganzen  Tag  hindurch  im  Schmutze  der  Stfldte  des  Orients,  in 
den  Gäßchon  Stambuls,  Moskaus  oder  Pekings  herum,  in  Berfihrung  mit  den 
untersten  Schichten  der  Bevölkerung;  sie  fiedeln,  betteln,  schmutzig  und  betrunken, 
hungrig,  zerlumpt,  voll  Ungeziefer,  mit  venerischen  Krankheiten  behaftet.  Zu  ihrem 
Impresario  am  Abend  zuröckgekehrt,  erwarten  sie  Hmiger,  Schimpfworte  und 
Schläge. 

Endlich  kehren  sie  in  die  Heimat  zurück;  ich  wünschte  jedermann  einen 
echten  Harfenistentypus  zu  sehen.  Eine  schfibige  Kleidung  (selten  eine  ver- 
dächtige Eleganz)  und  ein  unsäglich  wüster  Gesichtsausdmck  — ein  Ekel  überkam 
mich  immer  beim  Beobachten  einer  echten  Harfenistenvisage,  wenn  ich  mir  vor- 
stellte, was  hier  alles  habe  Zusammenwirken  müssen,  um  ein  solches  Gesicht 
auszubilden,  das  unter  der  Physiognomie  eines  intelligenten  Hundes  stand!  Ein 
herabgekommener,  fast  greisenhafter  Körper,  eine  elende  Muskulatur,  dünne  Arme, 
ein  blasse.s,  ausdruckloses  Antlitz,  manchmal  fast  mit  einem  Leichenausdrucke, 
glasige,  wässerige  Augen,  ein  stumpfes  Gemüt  — ein  junger,  durch  Hunger,  Ent- 
behrungen, Alkohol  und  Exzesse  frühzeitig  gebrochener  Organismus  — das  ist 
das  Bild! 

Die  künstlerische  Qualität  der  musikalischen  Leistungen  kann  selbstver- 
ständlich eine  Kritik  nicht  vertragen.  Ein  Maurer,  Tischler,  Ziegelarbeiter,  Tag- 
löhner, Dienstknecht  greift  zur  Harfe  und  Harmonika  und  der  Künstler  ist  fertig. 
Die  Lehrzeit  ist  sehr  kurz.  Mancher  Adept  lernt  zwar  zuweilen  das  Spielen  schon 
im  vorhinein  (zum  Beispiel  in  der  Schule),  in  der  Regel  aber  wird  er  erst  nach 
dem  Engagement  von  dem  Imiiresario  selbst  oder  einem  besonderen  Letirer  ein 
wenig  in  der  Musik  an.sgebildet.  ln  einem  Falle  unterwies  der  Prinzipal  den  Neuling 
erst  am  Tage  der  Ankunft  in  Rußland  ein  wenig  im  Harfenspielen  und  am  nächsten 
Tage  trat  der  Virtuos  abends  schon  im  Gasthause  auf.  ln  einem  anderen  Falle 
spielte  eine  Harfenistin  die  Geige  schon  nach  einer  einwöchentlichen  Cbung.  Die 
Musikanten  produzieren  sich  auf  der  Harfe,  Geige  und  Ziehharmonika.  Schon  mit 
Rücksicht  auf  die  Qualität  ihrer  Leistungen  sind  sie  gezwungen,  nur  barbarische, 
auf  einem  niederen  Kultumiveau  stehende  Länder  aufzusuchen:  Rußland,  den 
Balkan,  Kleinasien,  Turkestan,  Sibirien,  die  Mandschurei,  Chin.a;  in  westeuro- 
päischen Kulturländern  müßten  sic  unbedingt  übel  ankommen,  abgesehen  davon, 
daß  ein  geonineler  StaaLsorganismus  solch  ein  Gesindel  absolut  nicht  duldet. 

Da-s  Si>iel  ist  aber  nur  ein  Moment  die.ser  Profession;  dazu  kommen  noch 
zwei  andere  Dinge:  Bettel  und  Prostitution.  In  dem  Lebenslaufe  dominiert  einmal 
die  eine,  einmal  die  andere  Seite;  einmal  das  Fiedeln,  eiti  anderesmal  der  Bettel, 
ein  andere.smal  die  Prostitution,  oder  es  wirken  alle  zusammen.  Die  Harfenisten 
spielen  am  Lande  herumziehend  in  Städten  [laarweise,  eiti  Knabe  und  ein  .Mädchen, 
bei  Tage  in  Gassen  und  Häusern,  abends  in  Gasthäusern,  Cafes  und  Bordellen, 
bis  spät  in  die  Nacht 

Sie  haben  sehr  oft  Hunger  zu  leiden,  ln  ihren  Aussagen  stimmen  sie  überein, 
daß  sie  erst  spät  abends  etwas  zum  Essen  bekommen.  Sie  gehen  morgens  nach 
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dem  Früh.slückc  zum  Spielen  ams  und  dei'  Prinzipal  nimmt  den  Standpunkt  ein.  daB 
es  mit  einem  zu  großen  Zeitverluste  verbunden  w5re,  wenn  sie  aus  den  St.  Peters- 
burger Vorstädten  in  ihre  Wohnung  zum  Mittagessen  znriiekkehren  sollten;  sie 
mü.ssen  selbst  .sorgen,  sich  auf  irgend  eine  Art  mit  dem  Essen  abzufinden.  Vielleicht 
bekommen  sie  etwas  mit.  in  der  Regel  aber  nicht,  besonders  wenn  die  Frau 
Ih'inzipalin  geizig  ist  Es  ist  nicht  gestattet,  von  dem  Verdienste  etwas  zum  essen 
zu  kaufen;  etwas  heimlich  zu  kaufen  verbietet  das  Mißtrauen,  das  die  einzelnen 
Mitglieder  einer  Bande  gegeneinander  hegen  und  die  Furcht,  der  Prinzipal  würde 
sich  abends  über  die  zu  niedrige  Summe  des  Verdienstes  aufbalten.  Das  Fazit  ist 
daß  die  Musikanten  erst  sptll  abend.s,  ja  o(t  erst  in  der  Nacht  zu  essen  Irekommen 
und  das  nur  in  dem  Falle,  wenn  der  Fb'inzipal  mit  dem  finanziellen  Ergebnisse 
des  Tages  zufrieden  war. 

Also  auf  einer  Seite  Hunger,  auf  der  anderen  die  Möglichkeit,  denselben  nur 
durch  zusammengebettelte  Speisen  zu  stillen  — ein  direkter  Impuls  zum  Bettel. 
Und  tatsächlich  haben  mir  mehrere  Individuen  bestätigt,  daß  sie  das  E.s.sen 
während  des  Spielens  in  Häusern  erbetteln  mußten.  Kein  Wunder,  wenn  der 
Alkoholismus  mit  dem  Ihwfenistenleben  eng  verknüpft  ist,  besonders  in  Rußland. 
Der  Prinzipal  und  seine  Genossin  pflegen  fast  ausnahmslos  Tnmkenbolde  zu 
sein;  wenigstens  sind  die  Klagen,  daß  sie  in  trunkenem  Zustande  die  Harfenisten 
schlagen,  zu  allgeniein.  Die  Harfenisten  einer  Bande  in  Rußland  bekamen  morgens 
im  Bette  jeder  eine  Flasche  Vodka  (Branntwein)  ohne  jeden  Imbiß  als  Fröh.stück; 
dann  bekamen  sie  erst  spät  abends  nach  der  Rückkehr  zu  es.sen.  Schon  d,!.« 
Milieu  selbst  (Gasthäuser),  in  welchem  sich  die  Harfenisten  bewegen,  bietet  zum 
übermäßigen  Alkoholgenusse  Gelegeidieil  und  Verführung  genug. 

Ein  14jähriger  Harfenist  schrieb  19ü.j  seinem  V'ater  aus  St  Petersburg  ein 
begeistertes  Schreiben : .....  auch  muß  ich  Ihnen  schreiben,  d:iß  w'ir  auf  einer 
Hochzeit  waren;  wären  Sie  dort  gewesen,  so  würden  Sic  sich  gewundert  haben. 
Da  gab  es  so  viel  Branntwein  und  Wein  und  Bier,  daß  bei  uns  Patyk  (Gastwirt 
in  Prasek)  nicht  einmal  bei  einer  Musik  so  viel  hat,  und  wie  viel  Speisen  gab  es 
dort!  Dort  hätten  .Sie  sich  nehmen  dürfen,  was  Sie  gewollt  hätten,  und  trinken,  wie 
viel  Sie  sich  vergönnt  hätten.*  -M;ui  denke  sich:  ein  Hjähriger  Knabe  oder  ein 
Mädchen  und  so  viel  Branntwein  und  Wein  und  Bier,  als  sie  trinken  wollen!  Und 
dazu  der  Prinzipid,  der  gewiß  nicht  hinderlich  ist  wenn  die  Gelegenheit  zu  einem 
billigen  Rausche  gegeben  ist! 

Das  gegenseitige  Verhältnis  der  Geschlechter  in  einer  Musikantenbande, 
besonders  des  Prinzipals  zu  den  Harfenistinnen,  ist,  wenn  man  das  morali.sche 
Niveau,  die  Bildungsstufe,  das  enge  Zusammenleben  und  die  Gelegenheit  in 
Rechnung  zieht,  leicht  zu  erraten.  Der  Prinzipal  bleibt  allein  in  der  Fremde  mit 
den  nicht  gerade  tugendhaftesten  Harfenistinnen,  während  seine  Frau  oder 
Gefährtin  in  Böhmen  frische  Kräfte  anwirbt,  oder  es  i.st  die  Frau,  die  in  der 
Mandschurei  mit  einigen  Burschen  den  Gatten  erwartet,  welcher  nach  Hause  zu 
einer  Waffenübung  reisen  mußte.  Es  kommt  manchmal  zum  Zerfall  einer  .solchen 
Familie,  die  Frau  findet  ein  Gefallen  an  einem  Harfenisten,  so  daß  sie  ihren  bis- 
herigen legitimen  oder  illegitimen  Gatten  verläßt. 
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Bei  einer  solelicn  Prädi.spo.sition  kann  vom  Alkoholismus  mul  Beitel  zur 
Prostitution  nur  ein  kleiner  Schritt  sein.  Schon  das  eintönige  IliuTenistenlehen, 
das  ewige  Herunischleppen  der  Harfe  in  den  Ga.sscn,  in  Hunger  und  Kälte,  muß 
dazu  antreihen,  nach  einem  V'erges.sen  der  täglichen  Plage  zu  streben  und  eine 
Unterhaltung  in  einer  lustigen  Gesellschaft  freigebiger  Herren  in  einer  Schenke 
zu  suchen,  in  welche  die  Hiufenistcn,  nach  dem  sie  tagsüber  herumgeslreifl  .sind, 
hineinfallen.  Eine  Szenerie,  wie  sie  Maxim  Gorki  beschreibt,  die  Atmosphäre  der 
von  Soldaten  und  Matrosen  besuchten  Schenken  und  Cafes  kann  der  Tugend  der 
angeheiterten  Harfcnislendirnen  nicht  förderlich  sein,  be.sonders  wenn  die  wenig 
reizende  Aussicht  auf  den  Stock  des  betrunkenen  Prinzipals  und  die  Pauste  seiner 
nicht  minder  zarten  Gefährtin  wuikt,  falls  die  Summe  des  täglichen  Verdienstes 
nicht  groß  genug  ist  und  auf  irgend  eine  Art  erhöht  werden  kann.  Das  Angenehme 
wird  mit  dem  Nützlichen  verbunden.  ,Die  Harfenistinnen  waren  sehr  heiter,  nach- 
dem sie  einen  Herrn  gekriegt  halten,  sie  pflegten  mit  den  Herren  zu  silzen  und 
mit  ihnen  in  die  Einsamkeit  zu  verschwinden!“  so  lauten  die  Aussagen  der  Harfe- 
nistinnen. 

Auch  ein  indirekter  Gewinn  verlockt  zur  Prostitution ; Ersparung  sonst  not- 
wendiger Auslagen  und  Befriedigung  des  Prinzipals  durch  Abfuhr  eines  größeren 
Verdienstes.  Hierher  gehört  auch  der  P;dl,  wenn  sich  eine  Harfenistin  im  Eisen- 
bahnzuge den  Zugsbegleilern  hingibt,  um  dafür  als  .blinder  Passagier"  die  Fahrt 
mitzumachen.  Es  beteuerte  mir  zwar  jeder  Impresario,  den  guten  Leumund  seiner 
Bande  rücksichtslos  überwacht  und  seinen  Harfenistinnen  kein  Herumtreiben 
gestattet  zu  haben,  und  gab  — jede  Vermutung  eines  unmoralischen  Lebens- 
wandels mit  Entrüstung  zurückw-eisend  — mit  dem  Ausdrucke  der  Verachtung 
die  Prostitution  nur  in  Betreff  einer  Dirne  zu,  welche  ihm  cnllaufcn  war  und 
deren  Eltern  er  nicht  bezahlen  wollte;  aber  ich  möchte  gerne  jenen  Impresario 
sehen,  welcher,  ein  Trunkenbold  und  roher  Geselle,  der  die  S])ieler  schlägt  und 
sie  hungrig  über  die  Nacht  draußen  läßt,  wenn  sie  abends  nur  mit  zwei  und 
einem  halben  Rubel  Verdienst  zurückgekehid  waren,  über  ein  .unmoralisches“ 
Benehmen  nicht  ein  Auge  zudrücken  würde  beim  Anblicke  einer  etwas  größeren 
Anzahl  von  Rubeln,  wenn  sie  auch  nicht  durch  Melodie  und  Harfenton  allein  ver- 
dient werden  konnten!  Die  Leute  erzäldten  mir,  wie  sie  in  Rußland  von  der 
Polizei,  am  Balkan  von  den  Konsularbehörden  mit  Argusaugen  überwacht,  und 
wie  sie  von  verkleideten  Kawassen  kontrolliert  wurden  — aber  Rußland  ist  groß, 
und  wenn  sie  in  einem  Gouveraemenl  Ärgernis  erregten,  so  konnten  sie  ruhig 
in  ein  anderes  ziehen. 

Einige  (aber  nur  wenige  Harfenisten)  verraten  den  Lebensw’andel,  welchen 
die  Harfenistinnen  anderer  Banden  in  der  Fremde  geführt  haben.  Außerdem 
habe  ich  von  Ärzten  gehört,  daß  die  Harfenistinnen  mit  venerischen  Ansteckungen 
zurückkehren  und  in  zwei  Füllen  wurde  eine  solche  Ansteckung  gerichlsärzllich 
konstatiert.  In  dieser  Weise  habe  ich  unter  81  von  mir  regislrierlen  HaiTenislinncn 
bei  26  mit  gi-ößerer  oder  geringerer  Wahrscheinlichkeit  die  Prostitution  sicher- 
steilen  können,  also  bei  32'1%.  Diese  Zahl  wird  aber  in  Wirklichkeit  größer  sein; 
es  besteht  die  .allgemeine  ÜbeiTOUgung  in  Betreff  dieser  schon  Dezennien  allen  und 
folglich  in  allen  Details  bekannten  Erscheumng,  daß  die  Harfenisliimen  durchwegs 
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der  Prostitution  verfallen.  In  Betreff  Bosniens  wurde  es  mir  von  einem  Kenner  der 
Verhältnisse  bestfitigt.  Einen  weiteren  Beweis  liefern  die  Berichte  der  Konsular- 
hehörden  und  das  Einschreiten  fremder  Ilegierungen.  ln  vielen  Orten  sind  die 
Harfenistinnen  polizeiiirztlichen  Visiten  unterworfen. 

In  Konstantinopel  gibt  es  Banden,  welche  nur  aus  Harfenistinnen  bestehen. 
Eine  Harfenistin  erzählte  mir,  sie  hätten  in  vei-schiedenen  Chantans  imd  Salons 
Galalas  abwechselnd  mit  einer  türkischen  Kapelle  manchmal  bis  zum  Morgen 
gespielt  und  auch  zur  Ahwechshmg  getanzt.  Die  hetrelTenden  Lokalitäten  waren 
viel  von  Matrosen  der  Kriegsschiffe  besucht.  Etwa  im  Jahre  1897  wurde  aus 
Moskau  eine  Bande  wegen  Prostitution  ausgewiesen,  aber  die  Harfenistinnen  einer 
anderen  Bande  haben  zu  gleicher  Zeit  in  Moskau  in  Gasthäusern  Prostitution  be- 
trieben. 

Ich  besitze  auch  einige  Daten,  daß  die  Prinzipale  zuweilen  Harfenistinnen 
zur  Prostitution  zwingen,  entweder  direkt  durch  Schläge  oder  indirekt  durch 
Äußerung  ihres  Mißvergnügens  darüber,  daß  sie  zu  wenig  verdienen.  Im  Jahre 
1901  teilte  sich  in  Odessa  eine  Bande  in  zwei  Partien:  Der  eine  Prinzipal  fuhr 
mit  einem  Harfenistenpaar  nach  Jalta.  Der  Junge  spielte  die  Harmonika,  das 
Mädchen  die  Harfe;  wenn  sie  zu  wenig  brachten,  so  wurden  sie  mit  einem  Stocke 
geprügelt.  Der  Harfenist  entlief  und  kam  schubweise  zurück.  Die  zweite  Partie, 
der  Prinzipal  mit  zwei  angeworbenen  Mädchen,  Schwestern  im  Aller  von  14  und 
18  Jahren,  fuhr  nach  lrkul.sk.  Das  jüngere  Mädchen  hat  nach  ilirer  Rückkehr 
erzählt:  Sie  habe  täglich  mit  den  Zügen  der  sibirischen  Eisenbahn  in  beiden 
Richtungen,  zwischen  Irkutsk  und  den  Stationen  Bajkal  und  Suchovsk,  fahren  und 
in  den  Zügen  spielen  müssen,  und  habe  dann  stets  noch  abends  nach  der  Rück- 
kehr in  <len  Gasthäusern  von  Irkutsk  bis  Mitternacht  gespielt.  Auf  der  Balm  fuhr  sic 
umsonst,  sic  gab  sich  in  den  Zügen  den  Schaffnern  hin,  welche  sie  dafür  als 
blin<len  Passagier  mitführten.  Die  Prinzipalin  zwang  sie  zur  Prostitution,  indem 
sie  ihr  sagte,  sie  müsse  das  Geld  verdienen,  wie  sie  nur  könne.  Sic  verdiente  täg- 
lich bis  9 Rubel  und  wurde  gesclilagen,  wenn  sie  zu  wenig  gebracht  halle.  Einmal 
voi-setztc  ihr  die  Frau  einen  Hieb  in  den  Vorderami  mit  einer  Fleischliacke.  Das 
Mädchen  entlief  1901  in  Irkutsk  in  Folge  dieser  Mißhandlungen  und  schlug  sich 
nach  Moskau  in  der  Weise  durch,  daß  sie  sich  wieder  dem  Balinpersonale  für  die 
freie  Fahrt  prostituierte;  von  Moskau  kam  sie  mit  Hilfe  des  ösleneichischen  Kon- 
sulates nach  Hause.  Nach  der  Rückkehr  wunle  bei  ihr  eine  syphilitische  Infektion 
gerichtsärzilich  konstatiert. 

Eine  goldene  Ara  gab  cs  in  der  Mandschurei  während  des  russisch- 
japanischen Krieges.  Die  nissischen  Offiziere  besaßen  nach  der  Erzählung  einer 
zurückgekehrten  Harfenistin  sehr  viel  Geld  und  in  Charbin  erhielt  eine  Prostituierte 
für  eine  Nacht  gewöhnlich  25 — HO  Rubel.  Ich  habe  einen  Zeitungsbericht  aus 
Charbin  gelesen,  der  besagt,  daß  wäluend  des  Krieges  jüdische  Prostituierte  aus 
Charbin  durch  die  russisch-chinesische  Bank  neun  Millionen  Rubel  nach  Hause 
gesendet  h.aben  sollen.  Die  Folge  davon  konnte  in  Böhmen  beobachtet  werden; 
Fieberhaft  warben  die  Nechanicer  Harfner  neue  Kräfte  trotz  aller  ihnen  in  den 
Weg  gelegten  Schwierigkeiten,  zalilten  den  Ellern  der  Mädchen  willig  sofort  im 
vorhinein  die  ganzjährigen  Gagen  aus,  obwohl  sie  cs  hiebei  riskierten,  daß  die 
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Dime  nach  Empfang  des  Geldes  ihnen  nocli  zu  Hause  entlaufen  werde.  Die  zogen 
mit  den  Mädchen  schnurgerade  nach  der  Mandschurei.  Eine  Nechanicer  Harfnerin 
halte  in  NeubydJow  im  Dezember  1904  ein  achtzehnjähriges  Mädchen,  das  noch 
niemals  als  Harfenistin  in  der  Fremde  gewesen,  für  die  Mandschurei  angeworben, 
zahlte  ihrer  Mutter  sofort  160  K bar  aus  und  nahm  das  Mädchen  gleich  nach 
Nechanic  mit.  Trotzdem  das  Mädchen  von  dem  Spielen  keine  Ahnung  besaß  und 
in  Nechanic  inzwischen  gar  nichts  zu  tun  hatte,  bekam  es  keinen  Unterricht  im 
Spielen,  sondern  die  Harfnerin  versprach,  sie  erst  an  Ort  und  Stelle  in  der  Mand- 
schurei zu  unterrichten.  Daraus  erhellt,  daß  sie  es  mit  dem  Mädchen  nur  auf 
Prostitution  abgesehen  hatte.  Das  Mädchen  nahm  übrigens  nach  einigen  Tagen 
im  Einvernehmen  mit  den  Eltern  Reißaus;  die  Harfnerin  forderte  die  160  K Angeld 
zurück,  aber  die  Mutter  redete  sich  aus,  sie  hätte  das  Geld  ausgegeben  und  die 
Harfnerin  mußte  das  Geld  verschmerzen. 

Ein  „national-ökonondschcr*  Widerhall  der  Ereignisse  im  fernsten  Osten 
in  Böhmen!  Ein  Aufschwung  der  Exportspekulation  im  Mäilchenhandel  zu  Gunsten 
der  durch  die  Kriegsstrapazen  arg  mitgenommenen  russischen  Helden  in  der 
Mandschurei! 

Zu  der  hier  geschilderten  äußeren  Tätigkeit  der  Harfenisten  bildet  das 
Leben  im  Inneren  einer  Bande  ein  würdiges  Gegen.slück.  Entbehrungen  aller  Art, 
Mißhandlungen  und  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit.  Die  Lebensmittel 
sind  billig,  besonders  in  Rußland,  aber  bei  einem  zalilreichen  Personal  kann  man 
schon  etwas  ersparen;  es  wird  also  mit  der  Nahrung  gegeizt  und  die  Harfenisten 
müssen  Hunger  leiden.  Es  gibt  Fälle,  wie  schon  bemerkt,  daß  sie  während  des 
ganzen  Tages  nichts  zu  essen  bekommen  bis  spät  abends  nach  ihrer  Rückkehr 
nach  Hause,  so  daß  sie  zu  bettehi  gezwungen  sind.  Ähnlich  steht  es  mit  Be- 
kleidung, Wäsche,  Baden.  Besonders  was  die  Bekleidung  betriOl,  pflegt  der 
Prinzipal  in  dieser  Richtung  sehr  oft  seinen  V'ci  bindlichkeiten  nicht  nachzukommen ; 
seine  Leute  gehen  schmutzig  und  zerlumpt  einher,  mancher  kehrt  halbnackt,  da- 
gegen aber  voll  Ungeziefer  heim.  Ein  Harfenist  erzählte  mir,  er  habe  in  Rußland  im 
Winter  eine  so  defekte  Kleidung  tragen  müssen,  d;iß  er  infolge  der  Erkältung 
fünf  Monate  im  Krankenhause  lag.  Die  Wohnungsverhältnisse  der  Harfenisten  ent- 
sprechen natürlich  der  übrigen  Lebensweise.  Während  des  Tages  ziehen  sie  herum. 
Nachts  schlafen  sie  in  überfüllten  Lokalitäten,  je  zwei  in  einem  Bette,  manchmal 
in  Stallungen.  In  einem  Falle  schliefen  in  Nechanic  vor  der  Abreise  beim  Prinzipal 
,nur‘  vier  Personen  in  einem  Bette,  und  zwar  zwei  Knaben  und  zwei  Mädchen. 
Derselbe  Prinzipal  — cs  war  der  König  der  Nechanicer  Harfner  und  seine  Bande 
zählte  60  Mitglieder  — hatte  in  Moskau  eine  aus  drei  Stuben  bestehende  Wohnung 
gemietet;  eine  Stube  bewohnte  er  selbst  mit  der  Gattin,  in  der  zweiten  schliefen 
,nur‘  dreißig  Knaben  iimi  in  der  dritten  »nur*  dreißig  Mädchen.  Die  Mitglieder 
einer  anderen  Bande  wurden  in  Rußland  durch  die  aus  dem  Ofen  ausströmenilcn 
Kohlengase  vergiftet;  ein  Harfenist  starb  infolgedessen. 

Die  Harfenisten  werden  von  ihren  Prinzipalen  brutal  behandelt  unter  rohen 
Beschimpfimgen:  Schläge  mit  der  Faust,  einem  Riemen,  Strick,  Rohrstab,  Stock, 
auf  den  Körper,  in  das  Gesicht,  bis  aufs  Blut,  leichtere  und  schwere  Körper- 
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beschAili({Uii({on ; ja,  wt'iin  man  einer  Angalio  vollen  Glauben  beimessen  darf,  «-llisl 
ein  Tolsdiliig  (diircli  einen  Kiißtrill).  Die  darauf  sich  beziehenden  Klagen  sind 
zu  zahlreich,  als  daß  sie  für  bloße  Eifindungen  erklärt  werden  könnten.  Kein 
Wunder.  Ein  herumziehender  und  wüster  Lebenswandel  in  Lätideni,  wo  die 
Sicherheit  der  Person  und  des  Lebens  in  den  untersten  Bevölkerungsschichten  nicht 
eben  viel  gill,  ein  Zusammenleben  moralisch  herabgekommener  Elemente  unter 
einem  rohen  und  geizigen,  dem  Trünke  ergebenen  Herrn,  die  NotwendigkeiL  die 
Disziplin  der  v(>rkommenen  Subjekte  durch  dra.slische  Mittel  aufrecht  zu  halten 
und  die  wegen  der  harten  Lebensweise  zum  Zerfalle  geneigte  Gesellschaft  gewalt.sam 
zusammenzuhalten,  ferner  die  eine  stete  Steigenmg  der  Leistungen  erpressende 
Gewinnsucht  — das  alles  erklärt  die  vorgebraebten  Klagen.  Ein  anständiger  Mensch 
wird  kein  Harfner:  derjenige,  welcher  sich  zum  Impresario  durchgearbeitet  haL 
pflegt  schon  seit  langem  moralisch  abgestumpft  zu  sein  und  der  Nachwuchs,  der 
sich  aus  unerfahrenen,  zumeist  allenfalls  betrogenen  und  verführten,  von  den 
Eltern  schändlich  verkauften  Kindern  rekrutiert,  verfällt  unvermeidlich  unter  dem 
Drucke  der  Verhältnisse  dem  verderblichen  Einflüsse  seines  Milieus. 

Die  Eltern  der  dem  Harfner  anvertrauten  Kinder  betrachten  die  schlechte 
Behandlung  als  eine  selbstverständliche  und  unvermeidliche  Sache;  wa.s  liegt 
daran,  wenn  der  Harfner  das  Kind  schlägt  oder  mißhandelt,  wenn  sie  nur  ihre  80 
bis  100  Kronen  jährlich  oder  noch  mehr  davon  hoben,  und  sie  wollen  darüber 
überhaupt  nicht  sprechen,  den  Fall  ausgenommen,  wenn  sie  sich  mit  dem  Harfner 
überworfeu  haben,  was  häufig  aus  dem  Gninde  geschieht,  weil  der  Harfner 
seinem  Versprechen  nicht  nachgekoinmen  ist,  schlecht  zahlt  und  schuldig  bleibt. 
Gerade  die  jüngsten  Harfenisten  werden  am  meisten  mißhandelt;  gegenüber  den 
Erwachsenen  wagen  es  die  Harfner  nicht  mehr;  diese  würden  sieh  eine  Miß- 
handlung nicht  gefallen  lassen,  sie  könnten  sich  vielleicht  widersetzen,  Beschwerde 
beim  Konsulate  erheben,  ausreißen,  zu  einer  anderen  Bande  Oberlaufen.  Jeder 
Konkurrent  würde  sie  dann  mit  offenen  Annen  aufnehmen,  denn  sie  würden  für 
ihn  eine  billigere  Akquisition  repräsentieren  als  die  aus  Böhmen  mitgebrachten 
Harfenisten,  für  welche  er  Reiseauslagen  und  Vermittlungsgebühr  hat  bezahlen 
müssen.  Die  Mißhandlungen  dienen  entweder  zur  Aufrechthaltung  der  Disziplin 
in  der  Bande,  oder  haben  den  Zweck,  als  Strafmittel  einen  höheren  Erwerb  zu 
erzwingen,  oder  entspringen  schließlich  einer  bloßen  Laune  und  Willkür  eines 
rohen  Menschen. 

Eine  Prinzipalin  zum  Beispiel  h.atte  die  Gewohnheit,  morgens  die  Harfenisten 
in  der  Art  zu  wecken,  daß  sie  zwischen  die  in  einem  Rudel  Schlafenden  einen 
Stiefel  schleuderte.  Auch  wurde  von  ihr  eine  originelle  Strafe  eingeführt.  Der 
Delinquent  wurde  verurteilL  von  jedem  seiner  Genossen  zum  Beispiel  zehn  Ohr- 
feigen zu  bekommen  und  da  es  etwa  12  Harfenisten  gab,  war  ein  solcher  Urteils- 
spruch  mit  dem  Ausmaße  von  etwa  hundert  Ohrfeigen  gleichlautend.  Hätte  bei  der 
Exekution  einer  der  Genossen  vielleicht  aus  Mitleid  nur  schwache  Schläge  aus- 
geteilt,  so  lief  er  Gefahr,  zu  einer  ähnlichen  Strafe  verurteilt  zu  werden. 

ln  NeubydJ.ow  pflegt  auf  der  Straße  ein  junges  Fnuienzimmer  mit  in  den 
Kidegelenken  amputierten  Beinen  zu  betteln.  Sie  war  als  Harfenistin  in  Rußland 
gewesen;  der  Prinzipal  ließ  sic  einmal  im  Winter  im  betrunkenen  Zustande  ira 
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russischen  Froste  draußen  im  Hofe  bis  zum  Morgen  liegen;  die  beiden  Beine  sind 
ihr  dabei  abgefroren  und  mußten  in  den  Knieen  amputiert  werden,  llire  Schwester 
hat  einen  Harfner  geheiratet,  mit  welcliem  sie  gegenwilrtig  in  Rußland  herumzieht 
und  lockte  vor  einer  Zeit  eine  dritte  jüngere  Schwester  nach  Rußland  zu  sieh. 

Eine  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  tritt  in  der  Verhinderung  der 
Korrespondenz  zu  Tage.  Der  Prinzipal  sieht  es  nur  ungern,  wenn  seine  Ptleglinge 
zu  viel  nach  Hause  schreiben  oder  viele  Briefe  bekommen  — ein  Beweis,  daß  die 
Klagen  wegen  Mißhandlungen  nicht  übertrieben  sind;  denn  hätte  cs  keine  Griinde 
zu  Beschwerden  gegeben,  würde  er  keine  Ursache  haben,  I tjährigeii  Kindern  im 
brieflichen  Verkehre  hinderlich  zu  .sein,  Kindern,  welche  bi.sher  an  die  Heimat 
gewölmt,  plötzlich  dem  Familienkreise  entrissen,  in  ein  fremdes  Land  kommen, 
dessen  Sprache  sie  niclit  verstehen  und  in  doppelt(un  Maße  von  Heimweh  befallen 
sind.  Und  gerade  die  jüngsten  werden  in  der  Korrespondenz  am  meisten  ge- 
hindert; die  älteren  und  schon  abgestumpften,  mit  dem  Lel>en  in  der  Fremde 
schon  befreundeten  und  der  Heimat  entwöhnten  Harfenisten  können  in  der  Regel 
unbehindert  schreiben.  Von  diesen  hat  der  Harfner  gar  nichts  zu  fürchten;  sie 
sind  in  die  Verhältnisse  schon  cingelebt,  sie  nehmen  die  Dinge  wie  sie  sind  und 
betrachten  eine  Mißhandlung  für  etwas  Unvermeidliches.  Die  jüngeren  könnten 
vielleicht  sich  beschweren;  die  Elhrrn  würden  geängstigt  werden,  das  Erfahrene 
weiter  erzählen;  er  .selbst  würde  dadurch  in  einen  schlechten  Ruf  kommen  und 
bei  einer  neuen  Werbung  würde  er  keine  Kinder  mehr  bekommen;  auch  könnten 
die  Eltern  bei  den  Behörden  Beschwerde  führen  und  er  würde  vielleicht  gezwungen 
werden,  das  Kind  zurückzuschicken.  Aber  der  Abgang  auch  nur  eines  Mitgliedes 
der  Bande  bedeutet  einen  finanziellen  Nachteil  aus  dem  Grunde,  weil  die  voll- 
kommenste Ausnützung  der  Kräfte  der  Truppe  und  die  Möglichkeit  der  Erzielung 
der  größten  Ausbeute  es  unbedingt  erheischen,  daß  die  Harfenisten  tagsüber 
gleichzeitig  an  verschiedenen  Stellen  p.aarweise  spielen;  geht  auch  nur  einer  ab, 
so  bleibt  das  andere  Mitglied  des  Paares  ül>erzählig  und  kann  nur  wenig  verdienen. 
Diese  Ökonomie  erheischt  weiter  einen  gewissen  Minimalstand  der  Bande;  bei  einer 
zu  kleinen  Spielentahl  ist  die  Regie  verhältnismäßig  zu  groß  und  der  Gewimi  zu  klein. 

Der  Prinzipal  sucht  solchen  Schwierigkeiten  in  der  Art  vorzubeugen,  daß  er 
die  Mitglieder,  zumindest  aber  die  Neulinge  oder  die  nicht  vollkommen  Verläßlichen 
im  Briefwechsel  hindert.  Man  schreibt  also  nur  selten  nach  Hause,  viermal  jähr- 
lich, gelegentlich  der  vierteljährigen  Einsendung  des  Geldes;  cs  wird  unter  Kon- 
trolle geschrieben  und  nichts  Überflüssiges,  nur  ein  Gruß  ,es  geht  uns  gut*. 
Zuweilen  diktiert  der  Impresario  das  Schreiben  selbst  in  die  Feder,  immer  liest  er 
es  aber  und  übergibt  es  selbst  der  Post  oder  er  zerreißt  es  schließlich,  wenn 
jemand  etwas  ihm  nicht  Konvenierendes  schreibt.  Es  wird  auch  nicht  geduldet 
daß  ein  Kind  zu  viele  Briefe  vom  Hause  bekomme;  das  würde  nur  die  Lust  zum 
Antworten  und  Schreilren  erwecken;  der  Prinzipal  zieht  daher  vor,  selbst  auf  die 
Post  zu  gehen,  ei-ölfnet  die  Briefe  und  hält  die  nicht  konvenierenden  zurück.  Eine 
Kon'espondenz  mit  jemandem  anderen  als  mit  den  Eltern  wird  entschieden  nicht 
geduldet;  ein  Harfenist  wünlo  vielleicht  einem  Genossen  mehr  anvertrauen  als  den 
eigenen  Eltern,  deren  Wille  cs  gewesen  war,  daß  er  in  die  F'remde  gehe.  Da.s 
Cbcrschreiten  der  Verbote  wird  mit  Strafen  und  Schlägen  geahndet. 


Digitized  by  Google 


BOlimon. 


4-OG 


Manchmal  wird  auch  beim  Schreiben  nach  Hause  nicht  gestaltet,  den 
Ort  des  jeweiligen  Aufenthaltes  .anzugeben;  die  Eltern  wissen  dann  über- 
haupt nicht,  wo  sich  das  Kind  auftiält.  Die  Korrespondenz  wird  in  einem  solchen 
Falle  durch  einen  Vertrauensmann  des  Unternehmers  in  Nechanic  venniltelL 
welcher  die  für  die  Bande  bestimmten  Briefe  sammelt  und  einsendet  und  die  aus 
der  Fremde  eingclangten  Briefe  verteilL  Der  Vermittler  verr;it  dann  den  Eltern 
nicht,  wo  sich  das  Kind  mit  der  Bande  befindet  und  gebraucht  die  Ausrede,  er 
wisse  nicht,  wo  sie  gerade  seien,  sie  ziehen  von  einem  Orte  zum  .andern,  sie 
werden  ihm  erst  schreiben,  w'o  sie  seien  u.  s.  w.  Die  Eltern  sind  dann  auch  bei 
dem  besten  Willen  nicht  im  stände,  das  Kind  zurückzunehmen. 

Eine  Beschränkung  der  persönlichen  k’reiheit  kommt  auch  dann  vor,  wenn 
der  Unternehmer  sich  weigert,  einen  Harfenisten  nach  Ablauf  der  verabredeten 
Zeit  zu  entlassen  und  ihn  zwingt,  noch  länger  zu  bleiben.  Der  Harfenist,  welcher 
das  Geld  für  die  Rückreise  nicht  besitzt,  muß  bleiben.  Der  Verkehr  mit  den 
Konsul.arbehörden  wird  erschwert  und  verhindert.  Ein  Unternehmer  hielt  einmal 
in  Konstantinopel  eine  Harfenistin,  welche  aut  dem  Konsulate  sich  beschwert 
halle,  durch  I t Tage  im  Zimmer  eingesperrt  und  ließ  sie  auch  nicht  zum  Spielen 
nusgehen.  Er  wurde  zum  Konsulate  vorgeladen;  die  Harfenisten  wollten  nach 
Hause  zurück,  er  versprach  es  mid  schiffte  die  Bande  ein,  aber  anstatt  nach  Hause 
brachte  er  sie  nach  Griechenland  (um  aus  dem  Bereiche  des  österreichischen 
Konsulates  in  Konst.anlinopel  zu  kommen)  und  dann  später  nach  Kleinasien. 

Der  Unternehmer  schreckt  auch  die  Mitglieder  der  Bande  mit  der  Drohung, 
er  werde  selbst  nach  Hause  fahren  und  sie  in  der  Fremde  zurücklassen.  Solche 
Drohungen  werden  manchmal  verwirklicht.  Ich  kenne  einen  Fall,  wo  der  Prinzip.al 
allein  nach  Hause  fuhr  und  seine  Spieler  in  Sibirien  rat-  und  hilflos  zurückließ. 
Einer  der  Spieler,  etwa  16  Jahre  alt,  wurde  Gehilfe  eines  professionsmäßigen  Jägers, 
welcher  Wölfe  und  Bären  wegen  des  Pelzwerkes  jagte  und  die  Felle  in  eine 
Fiibrik  zur  Bearbeitung  lieferte.  Der  Bursche  kehrte  nach  einiger  Zeit  zurück.  Ein 
anderer  Unternehmer  schickte  die  Bande  in  einen  Ort  unter  dem  Vorwände  voraus, 
er  werde  später  nachkommen,  aber  er  kam  nicht,  sondern  begab  sich  nach  Hause. 
Das  Konsulat  schickte  die  Verlassenen  in  die  Heimat  zurück. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  bei  solchen  Verhältnissen  die  Harfenisten  ein- 
ander gegenseitig  denunzieren,  um  die  Gunst  des  Prinzipals  zu  erwerben. 
Besonders  die  aus  der  Verwandtsch.aft  dos  Prinzipals  oder  seiner  Frau  stammenden 
Harfenisten  erfreuen  sich  einer  privilegierten  Stellung  in  der  Bande,  und  die 
fremden  haben  von  ihnen  manchmal  viel  zu  leiden. 

Zahllos  sind  die  Fälle,  daß  die  Harfenisten  entlaufen.  Man  stelle  sich  aber 
nur  das  Wagnis  eines  solchen  Unternehmens  vor,  wenn  ein  den  Kinderschuhen 
noch  nicht  entwachsener  Jüngling  oder  ein  Mädchen  sich  zu  einem  solchen 
Schritte  entschließt,  in  einem  fremden  Lande,  vielleicht  lausende  Kilometer  von 
der  Heimat  entfernt,  aller  Mittel  bar!  Bleibt  der  Harfenist  bei  der  Bande,  so  kann 
er  doch  bestimmt  auf  eine  Zurückbeförderung  rechnen;  wie  groß  müssen  seine 
Entbehrungen  geweseti  sein,  um  ihn  zu  einem  so  verzweifelten  Schritte  zu  treiben! 
Das  Schicksal  der  Individuen  (besonders  der  Mädchen),  welche  entweder  vom 
Impresario  im  fremden  Lande  gewissenlos  vorlassen  worden  sind  oder  außer 
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Stande,  die  MiBhandlungen  de.s  rohen  Herrn  weiter  zu  ertragen,  irgendwo  in 
Sibirien  oder  der  Mand.schurei  au.sreißen,  kann  man  leicht  ermessen.  Mancher 
dieser  Flüchtlinge  schlügt  sich  nach  einer  langen,  not-  und  jammervollen  Odyssee 
in  die  Heimat  durch,  ein  anderer  kommt  schubweise,  wieder  ein  linderer,  welcher 
sicli  scheut,  als  Schübling  heimbefördert  zu  werden,  faßt  irgendwo  in  der  Fremde 
Fuß,  mag  es  auch  im  Elende  sein,  ein  anderer  verschwindet  spurlos.  Wer 
bekümmert  sich  am  Lande  um  das  Schicksal  des  Sohnes  einer  Taglöhnerin! 
Er  ist  vor  Jahren  mit  Harfenisten  weggegangen,  niemand  weiß  etwas  von 
ihm,  zurückgekehrt  würde  er  vielleicht  der  Gemeinde  zur  Last  fallen. 
Ein  löjähriger  Harfenist  wurde  von  seinem  Herrn  durch  einen  Monat  im  Harfen- 
spiel  unterrichtet;  trotzdem  aber  spielte  er  in  Rußland  scldecht.  Aus  Furcht  vor 
der  bösen  Frau  ergriff  er  in  Proskurov  (Gubemic  Podolien)  die  Flucht  gegen  die 
etwa  60  Kilometer  entfenite  österreichische  Grenze,  wurde  von  einem  russischen 
Gendarm  angehalten  und  der  Grenzbehörde  in  Podwoloczyska  überstellt,  von 
dieser  aller  zurückgewiesen  und  durch  die  Gendai-merie  wieder  nach  Proskurov 
zurückgeführt.  Die  Frau  ohrfeigte  ihn  so,  daß  er  blutete.  Er  entfloh  wieder  an  die 
Grenze  und  wunle  wieder  von  der  Grenzbehörde  zurückgewiesen.  Da  erbarmte 
sich  seiner  selbst  der  russische  Gendarm,  gab  ihm  Essen  und  erteilte  ihm  den  Rat, 
sich  in  einen  leeren  über  die  Grenze  zurückfahrenden  Zug  einzuschleichen.  Der 
Knabe  bettelte  sich  dann  von  der  Grenze  zu  Fuß  nach  Böhmen  durch;  diese  Reise 
dauerte  etwa  acht  Wochen. 

Man  würde  sich  jedoch  täuschen,  wenn  man  annehmen  würde,  daß  ein 
glücklich  zurückgekommener  und  um  einige  Erfahrung  reicher  gewordener 
Flüchtling  da.s  Haifenistenhandwerk  bei  Seite  legt  und  sieh  zu  Hause  einem  an- 
ständigeren Berufe  widmet.  Es  gibt  zwar  solche  Fälle,  aber  meistenteils  gehen 
solche  Individuen  wieder  in  die  Fremde,  mit  einem  andern  Herrn.  Vielleicht  werden 
sie  von  den  Eltern  dazu  gezwungen,  vielleicht  sind  sic  schon  verdorben  und  ab- 
gestumpft, die  harte  Arbeit  zu  Hause  behagt  ihnen  nicht  mehr. 

Sclir  zaldreich  sind  die  Klagen,  daß  der  Unternehmer  seinen  Verbindlich- 
keiten nicht  nachgekommen  sei.  Er  bezahlt  den  Lohn  nicht,  besonders  wenn  der 
Harfenist  entlaufen  ist,  er  kauft  keine  Kleidung,  er  schenkt  die  versprochenen 
goldenen  Ohrringe,  welche  aber  nach  ein  paar  Tagen  schwarz  werden,  er  gibt  ein 
Präsent  zum  Namenstage,  um  es  später  vom  Lohne  abzuziehen.  Die  Harfner  sind 
nicht  gerade  wählerisch  in  ihren  Mitteln,  wenn  sie  neue  Kräfte  werben.  Alle 
möglichen  Versprechungen  und  V'erlockungen  müssen  mithelfen,  um  Kinder  auch 
gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  für  das  Gewerbe  zu  gewinnen. 

In  einem  Falle  enlloh  die  23jährige  Tochter  eines  Maschinisten  gegen  den 
Willen  der  Eltern  mit  einer  Harfenistenbande  nach  Rußland.  Sie  wurde  mißhandelt 
und  geschlagen,  wenn  sie  zu  wenig  gebracht  hatte,  und  sic  schrieb  es  den  Eltern; 
der  Prinzipal  mußte  sie  deswegen  über  Einschreiten  d“s  Konsulates  nach  wenigen 
Monaten  heimschicken.  Ein  Harfner  warb  in  NeubydJow  den  löjälirigen  Sohn 
eines  Arbeiters  als  Harfenisten.  Der  Vater  wollte  jedoch  davon  nichts  wissen, 
weil  er  früher  bei  ihm  eine  Tochter  hatte,  deren  Lohn  ihm  der  Harfner  schuldig 
geblieben  war.  Der  Unternehmer  versuchte  also,  sich  des  Knaben  mit  List  zu 
bemächtigen.  Er  lauerte  einmal  mittags  der  Mutter  des  Knaben  auf,  als  sie  dem 
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Vater  das  Mittagessen  brachte  und  lockte  von  ihr  das  Dienstbotenbuch  des  Knaben 
ticraus,  mit  diesem  ging  seine  Helferin  sofort  in  die  Wohnung  eines  Schreibers 
der  Bezirksliauptmannschaft,  dessen  Diensteifer  so  außerordentlich  groß  war,  daß 
er  auch  zwischen  12  und  2 Uhr  mittags  zu  Hause  amtierte,  behufs  Klausulierung 
des  Dienstl)otenl)uches  als  Reiselegitimation.  In  dem  Büchlein  lag  eine  lOK-Papier- 
note.  Der  Vater  de.s  Knaben  forderte  das  Buch  zurück,  aber  der  Schreiber  und 
später  auch  der  Harfner  verweigerten  es  und  das  Buch  wurde  erst  dann  zurück- 
gestellt,  als  die  Gendarmerie  die  Sache  in  die  Hand  nahm.  Dieser  Pall  zeigt 
charakteristisch,  mit  welchen  Mitteln  die  Harfner  arbeiten,  um  die  Kinder  auch 
gegen  den  Willen  der  Eltern  entführen  zu  können.  Das  Zurückhalten  des  Dienst- 
botenbuches hatte  den  Zweck,  auf  den  Vater  eine  Pression  auszuüben,  den  Knaben 
auszuliefern,  da  der  Knabe  ohne  das  Buch  keinen  Dienst  bekommen  konnte. 

Eine  frühzeitige  Sterbliclikeil  herrscht  unter  den  Harfenisten.  Kein  Wunder, 
ein  unordentlicher  Lebenswandel  gerade  zur  Zeit  der  physischen  Entwickelung 
zwischen  dem  14.  bis  20.  Lebensjahr,  das  Nacht  für  Nacht  sich  wiederholende,  die 
Kräfte  aufzehrende  Wachen  und  die  Sclüaflosigkeil,  ungenügende  Nalirung,  defekle 
Kleidung,  elende  W^ohnung,  ungewohntes  Klima,  Alkoholismus,  sexuelle  Exzesse, 
alles  das  wirkt  zusammen.  Ich  besitze  zwar  keine  bestimmten  Daten,  um  eine 
statistische  Scliätzung  liefern  zu  können,  aber  aus  gewissen  Symptomen  kann  ein 
Schluß  auf  eine  große  Sterblichkeit  gezogen  werden. 

Ich  habe  vernommen,  daß  in  Nechanic  eine  große  Sterblichkeit  unter 
Harfenisten  beider  Geschlechter  herrschen  soll.  Sie  sollen  aus  der  Fremde  mit 
Siechtum  behaftet  heimkehren,  um  binnen  einer  kurzen  Zeit  hauptsächlich  an 
Tuberkulose  vom  Tode  weggerafft  zu  werfen.  Mir  stand  kein  Material  zur  Dispo- 
sition, um  diese  Behauptung  statistisch  überprüfen  zu  können,  aber  ich  kenne 
einige  Frdlc,  welche  eine  hohe  Wahrscheinlichkeit  begründen;  außerdem  teilte 
mir  ein  Arzt  mit,  daß  die  von  ihm  als  Patienten  behandelten  Harfenisten  durchaus 
an  Tuberkulose  leiden . 

Unter  den  einem  Impresario  gegen  Lohn  dienenden  Harfenisten  beiderlei 
Geschlechtes  habe  ich  mit  einer  einzigen  Ausnahme  kein  Individuum  über  25  Jahre 
linden  können.  Niemand  bleibt  dauernd  ,Hirfenistengeselle‘,  jeder  strebt  nacli 
einer  Selbständigkeit,  entweder  selbst  mit  einer  Gattin  zu  spielen,  oder  eine  Bande 
anzu werben;  auch  kann  man  in  Böhmen  hie  und  da  ein  altes  Weib  eine  Harfe 
hcnimschleppen  sehen;  es  scheint  mir  aber,  daß  die  Zahl  solcher  selbst.ändiger 
Musikanten  im  Verhältnisse  zur  Zahl  der  .Gesellen*  gering  sei  und  da  es  nur 
wenige  Individuen  gibt,  welchen  so  viel  moralische  Kraft  übrig  geblieben  ist,  daß 
sie  sich  von  diesem  Berufe  abwenden  und  sich  einer  Arbeit  widmen,  so  kann  das 
.Mißverhältnis  nur  durch  eine  große  Sterbiiehkoit  erklärt  werden. 

So  mancher  Harfenist  verfällt  zu  Hause  in  Böhmen  der  Landstreicherei  und 
wird  ein  die  Arreste  und  Krankenhäuser  bevölkernder  Vagabund. 

Der  Gewinn,  den  das  Harfenistengewerbe  abwirft,  ist  sehr  ansehnlich.  Dieser 
Gewinn  wird  aber  noch  größer,  wenn  der  Unternehmer  seinen  Verbindlichkeiten 
nicht  nachkommt,  die  la’ihne  nicht  zahlt,  keine  Bekleidung  gibt,  das  Personal  zer- 
lumpt l.a.ssend,  wenn  die  Harfenisten  d;is  Essen  erbetteln  müssen,  in  der  Fremd: 
drei  .lahre  und  länger  bleiben,  und  wenn  auf  anderer  Seite  die  Einnahmen  sich 
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größer  ergeben,  besonders  durch  Hinzutrelen  des  Verdienstes  der  Prostitution. 
Ein  tfiglicher  Ei-werb  von  zwei  und  einhalb  Rubel  per  Paar  scheint  dem  Unter- 
nehmer schon  zu  wenig  und  die  Harfenisten  werden  gcpnigelt,  wenn  sie  nicht 
mehr  gebracht  hnhen.  Ich  kenne  einen  Fall,  daß  ein  Marfenislcnpaar  in  Charbin 
wenigstens  15  Rubel  täglich  hat  abföhren  müssen,  sonst  wurden  sie  geschlagen. 
Eine  andere  Bande  in  Charbin  im  Jahre  1903,  vier  Harfenisten  und  fünf  Harfe- 
nLstinnen,  verdiente  täglich  100  Rubel  und  diese  Summe  schien  schon  dem 
Impresario  zu  klein  sein.  Die  Akkordanten  und  ParliefOhrer  bei  dem  Eisenbalinbau 
Charbin— Port  Arthur  warfen  den  Harfenisten  einer  Bande  manchmal  fünf  bis 
zehn  Rubel  zu,  eine  Musikpiöce  kostete  einen  Rubel.  Daljei  sind  in  der  Mandschurei 
die  Viktualien  viel  billiger  als  bei  uns,  nur  die  industriellen  Produkte  (besonders 
die  Kleider)  sind  teuerer,  aber  deren  brauchen  die  Harfenisten  nicht  so  viel. 

Kein  Wunder,  wenn  die  Unternehmer  reich  werden  und  manchmal  große 
Vermögen  anhäufen.  Der  Ncchanicer  Harfnerkönig  versprach  jeder  seiner  zwei 
heiratsfähigen  Töchter,  wie  ich  aus  einer  wohl  informierten  Quelle  vernommen 
habe,  eine  Mitgift  von  60.000  K. 

Ein  anderer  kehrte  aus  der  Mandschurei  nach  einer  zuverlässigen  Angabe 
mit  13.000  Rubel  zurück  und  hat  sich  in  einem  Dorfe  bei  Neubydkow  ein  Gast- 
haus eingerichtet.  Ein  anderer  hat  während  des  russisch-japanischen  Krieges  aus 
der  Mandschimei  3000  Rubel  nach  Hause  gesendet.  Nach  einer  Mitteilung  von 
einer  informierten  Seite  aus  Nechanic  senden  die  Unternehmer  aus  der  Fremde 
jährlich  große  Summen  Geldes  naeh  Hause,  täglich  durchnittlich  100  Rubel. 

Ich  besitze  zwar  keine  direkten  Nachrichten  darüber,  mit  welchen  Augen  die 
Harfenisten  in  der  Fremde  angesehen  werden,  aber  es  gibt  untrüglicher  Zeichen 
genug,  daß  sie  auch  als  ein  Laster  betrachtet  und  behandelt  werden.  ,In  ganz 
Rußland  machen  die  böhmischen  Mädel  solche  Schande,  daß  cs  schon  zu  viel 
ist  . . .*  scluieb  der  Harfenist  Wenzel  C.  im  Jahre  1903.  D,as  wird  auch  durch 
zahlreiche  Repressalien  bestätigt  Während  der  rassischen  Krönimgsfeier  1896 
traf  in  Moskau  eine  Menge  böhmischer  Harfenisten  zusammen;  die  Nachricht, 
daß  ihrer  über  Hundert  waren,  erscheint  nicht  übertrieben,  mit  Rücksicht  auf  den 
Umstand,  daß  ein  einziger  Nechanicer  Harfner  GO  Spieler  und  ein  anderer 
28  Spieler  hatten.  Bei  dieser  hohen  Zahl  war  ihr  Unwesen  walirscheinlich  doch 
zu  schreiend,  so  daß  es  selbst  die  bestechliche  ni.ssische  Polizei  zum  Eiaschreiten 
bewog;  der  nach  der  Katastrophe  am  Chodynkafelde  zum  Moskauer  Polizei- 
meister ernannli!  General  Trepow  wies  sie  alle  aus  Moskau  aus.  Diese  Maßregel 
wurde  ausgedehnt;  im  Jahre  1897  mußten  zahlreiche  Banden  aus  verschiedenen 
Teilen  Rußlands,  auch  aus  dem  Kaukasu.s,  nach  Böhmen  zurück. 

Aber  die  Harfenisten  divangcn  und  dringen  nach  Rußland  von  neuem  ein, 
trotzdem  sie  an  manchen  Orten  nicht  geduldet  werden  und  das  .Spielen  in  Gast- 
häusern verboten  wird. 

Im  Jahre  1900  zeichnete  sich  in  St.  Petersburg  ein  Nechanicer  Harfner 
durch  unmenschliches  Mißhandeln  der  Harfenisten  besonders  aus;  die  ihm  ent- 
laufenen Spieler  gerieten,  obdachlos,  in  Konflikt  mit  der  Polizei;  e.s  kamen  Klagen 
gegen  ihn  aus  Böhmen.  Dadurch  wurde  die  .\ufmerksamkeit  des  St.  Petersburger 
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Sladtgoiiverneurä  Genoral  Kleigels  auf  die  Harfenislen  gelenkt,  und  sie  mmlen 
wieder  ausgewiesen,  natürlich  um  von  neuem  wieder  zu  kommen. 

Schon  vor  Ausbruch  des  russisch-japanischen  Krieges  habe  ich  vernommen, 
daß  die  Harfenisten  aus  Charhin  ausgewiesen  worden  waren.  Eine  während  des 
Krieges  aus  Charhin  zweimal  zwangsweise  nach  Bühmen  ahgeschobene 
Harfenistin  aus  Neubydiow  (einmal  wurde  sie  mit  einem  Transporte  gefangener 
Japaner  l)is  nach  Rußland  eskortiert)  erzählte  mir,  daß  in  Charhin  derjenige 
Harfner,  welclier  auf  der  Polizei  100  Rubel  für  das  Rothe  Kreuz  deponierte,  die 
Erlaubnis  zum  weiteren  Aufenthalte  erhielt. 

In  Böhmen  erfreut  sich  zwar  die  geschilderte  Erscheinung  einer  wold- 
verdienten  Verachtung  in  der  Öffentlichkeit  (nutüi’lich  mit  Ausnahme  von  Neclianic), 
aber  die  öffentliche  Meinung  war  bis  zur  letzten  Zeit  über  die  Details  der  Sache 
nicht  infonniert.  Die  autonome  Verwaltung  hat  gegen  das  Cbel  nur  sehr  wenig 
getan.  Das  ist  dort  sehr  begreiflich,  wo  das  Harfnertum  den  Gnmdpfeiler  des 
ökonomischen  Wohlstandes  bildet  und  wo  die  Harfner  zu  den  Honoratioren 
gehören.  Nur  der  Königgrätzer  Bezirksaussclmß  hat  eine  Erhebung  mittels  Frage- 
bogen unteniommen  und  die  Sladt  Neclianic  besaß  dabei  die  Kühnheit  zu  ant- 
worten, es  gebe  in  Neclianic  solche  Leute  (das  ist  Harfenisten)  überhaupt  nicht  1 
Ein  Mitglied  der  Gemeindevertretung  Neubydäow  erklärte  einmal  mir  gegenülier: 
.Warum  wäre  die  Sache  zu  unterdrücken?  Die  Harfner  bringen  doch  Geld  liieher, 
lassen  wir  der  Sache  nur  freien  laiuf!* 

Die  besten,  auf  die  vollständige  Vernichtung  des  Harfenistentums  abzielenden 
Absichten  der  böhmischen  Statthalterei  zerschellen  an  der  Lässigkeit  und 
mangelnden  Initiative  der  untergeordneten  Behörden.  Besonders  im  Jahre  1 902 
wurde  eine  energische  Aktion  von  Seite  der  Statlhaltcrei  eingeleitet,  aber  sie 
erschlaffte  sehr  bald.  Die  Harfner  werben  die  Kinder  und  reisen  mit  ganzen 
Si-baren  Angeworbener  vollkommen  unbehindert  ab.  Von  einer  Prohibitivaktion 
nicht  die  Spur!  Es  würde  doch  ein  sehr  trauriges  Zeugnis  für  den  politischen 
Apparat  sein,  wenn  das  Werben  der  Harfenisten  und  Abgehen  ganzer  Banden  ins 
Ausland  ohne  seine  Kenntnis  vor  sich  gehen  sollte! 

E.s  scheint  mir,  daß  das  Harfenistentum  sich  in  ständigem  und  raschem 
Wachsen  befmdet.  Z.  B.  waren  im  Gerichtsbezirke  Neubydäow  etwa  vor  sieben 
Jaliren  nur  einige  in  der  Nähe  des  Necbanicor  Bezirkes  liegende  Gemeinden  von 
dem  Obel  ergriffen,  jetzt  liefert  die  Stadt  Neubydkow  selbst  und  andere  Gemeinden 
ein  ziemlich  starkes  Kontingent ; auch  der  Gerichtsbezirk  Königstadtl  wird  jetzt 
mehr  einbezogen. 

Die  vollständige  Ausrottung  dieses  Lasters  liegt  im  Interesse  der  Humanität 
und  Moral. 

Was  die  Repressivmaßregeln  betrifft,  so  wird  de  lege  ferenda  ein  direktes 
Verbot  das  beste  Mittel  sein;  aber  auch  de  lege  lata  gibt  es  Mittel  genug,  um 
dieses  Obel  ausrotten  zu  können;  diese  Mittel  liegen  in  der  Hand  der  landes- 
fflrstlichen  Organe.  Die  politischen  Behörden  könnten  eine  fortwährende  Kontrolle 
ausüben,  die  professionellen  Harfner  überwachen  und  das  Abreisen  der  aus 
Minderjährigen  bestehenden  Banden  nicht  mehr  dulden;  die  Erteilung  der  Reise- 
legitimation sollte  nur  sehr  streng  praktiziert  werden.  Da  das  Laster  in  mehreren 
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politischen  Bezirken  zerslreut  ist,  würde  sich  behufs  Erziehuig  eines  gleichmäßigen 
Vorgoliens  und  einer  Kontrolle  die  Errichtung  einer  Zentndstelle  (z.  B.  bei  der 
Slatlhalterei)  zur  Bekämpfung  dos  baslers  empfehlen. 

Die  Hauptaufgabe  liegt  aber  meiner  Ansicht  nach  in  den  Hämlen  der 
Gerichte;  hier  gibt  cs  wieder  zwei  Wege,  den  des  Strafrechtes  und  den  des 
Zivilrechtes.  Was  die  strafgerichtliche  Tätigkeit  betrilll,  so  ist  sie  schwierig  und 
ziemlich  undankbar.  Von  Verbrechen  kommen  meistens  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  und  schwere  körperliche  Beschädigung  in  Betracht.  Das 
erste  Delikt  ist  sehr  schwer  zu  beweisen;  bei  dem  zweiten  ist  eine  Feststellung 
des  Tatlrestandes  auch  sehr  schwierig,  es  wird  z.  B.  ein  Barere  der  Sacli- 
verständigen,  daß  die  in  der  Mandschurei  zugefügte  Beschädigung  taLsächlich 
eine  schwere  gewesen  war,  fast  immer  fehlen.  Außerdem  wird  der  Prinzipal 
leugnen  und  seine  Gefährtin  und  einige  favorisierte  Harfenisten  (z.  B.  aus  der 
Verwandtschalt)  werden  zu  seinen  Gunsten  ein  falsches  Zeugnis  ablegen.  Auch 
das  Verbrechen  der  Kuppelei  ist  schwer  beweisbar,  der  Impresario  zwingt  die 
Mädchen  zur  Prostitution  in  den  meisten  Fällen  nicht  durch  direkte  Aufforderungen, 
sondern  indirekt  durch  das  Schlugen,  wenn  sie  zu  wenig  gebracht  haben.  Die  Ober- 
trelungen  (z.  B.  der  leichten  körperlichen  Beschädigung)  werden  nach  Hückkehr 
in  der  Regel  verjährt  sein.  Trotzdem  aber  ist  die  strafrechtliche  Verfolgung  in 
dieser  Richtung  nicht  vollkommen  aufzugeben.  Die  Anwendung  der  Unter- 
suchungsbaft  wird  sich  empfehlen,  um  das  Entweichen  des  verdächtigtmi 
Harfners  nach  dem  Auslände  oder  seine  Einwirkung  auf  die  übrigen  Banden- 
mitglieder zu  verhindern. 

Günstigere  Re.sullate  wären  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  188.ä, 
H G.  Bl.  Nr.  89,  zu  erzielen.  Die  Bettelmusik,  wie  sie  in  der  Fremde  ausgeübl 
wird,  ist  keine  Arbeit,  ein  berumziehender  Harfenist  erstrebt  nicht,  die  Subsistenz- 
mittel ehrlich,  durch  Arbeit  zu  erwerben,  .sondern  durch  Bettel,  durch  Inanspruch- 
ualime  der  öfTeutlichen  Mildlütigkcil,  wie  oben  durch  die  Darstellung  der  Tätigkeit 
des  Harfenisten  dargetan  worden  ist.  Die.se  Tätigkeit  iiualitiziert  sich  als  Cbertrelung 
der  SS  1 und  2 obzitierten  Gesetzes,  Iamdstiei<-herci  und  Bettel.  Der  Harfner,  welcher 
sich  durch  eine  solche’  Tätigkeit  angeworbencr  Minderjähriger  ernähren  läßt,  die 
Eltern,  welche  ihre  Kinder  zu  einem  solchen  Gewerbe  horleihen,  und  die  Ver- 
mittler, welche  bei  Anwerbungen  tielfen,  machen  sich  der  Obcrlretung  der 
Teilnahme  nach  S 5 St.  G.  schuldig.  Das  Vorgehen  in  dieser  Hicblung  kann  zwar 
auf  einige  kriminal-technische  Schwierigkeiten  stoßen,  aber  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  könnte  ein  strafbares  Vorgeben  konstatiert  werden. 

Die  ausgiebigste  Handhabe  zur  Ausrottung  dieses  Übels  bietet  jedoch  das 
Zivilrecht. 

Ein  Harfner  muß  seine  Spieler  aus  den  der  Schule  gerade  entwachsenen 
Kindern  werben;  sie  sind  die  nachgiebigsten,  haben  geringere  Ansprüche,  erlernen 
am  leichtesten  die  Musik,  erregen  mehr  Mitleid  als  ein  Erwach.-:ener,  sind  leichter 
auszubeuten  als  ein  Erwachsener,  welcher  sich  gewiß  wideraetzen  würde,  hungrig 
und  zerlumpt  in  Gassen  herumzulaufen,  Sehimpfworic  und  Schläge  zu  ertragen  und 
Verkürzungen  am  bolme  sich  gefallen  zu  lassen;  er  würde  den  Weg  zum  Konsulate 
oder  in  die  Heimat  schon  linden.  Die  Kleinen  sind  wehrlos.  Je  jünger  die  .Spieler 
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sind,  desto  kleiner  ist  die  Regie  bei  größeren  Einnalimen.  Ein  großjähriger  Mensch 
ans  jenen  Schichten,  in  welchen  die  Harfenisten  geworben  werden,  ist  schon  ein 
gemaclitcr  Mann,  hat  schon  einen  Beruf  und  eine  Existenz,  der  M.ann  heiratet  in 
diesem  Alter,  das  Weib  ist  in  demselben  Alter  in  der  Regel  schon  Frau  und  Mutter; 
er  hat  mehr  Vernunft  und  wird  keine  Lust  haben,  die  bisherige  Existenz  zu  ver- 
lassen und  die  Musik  zu  lernen.  Seine  Forderungen  sind  schon  größer,  er  wird 
nicht  für  100  K jährlich  als  Anfänger  rackern,  denn  er  verdient  zu  Hause  als  Tag- 
löhner oder  Dienstknecht  mehr.  Kurz  gesagt:  Entziehen  wir  dem  Harfner  nur  den 
aus  Kindern  sich  rekrutierenden  Nachwuchs  und  er  ist  ruiniert  und  es  werden  in 
einigen  Jahren  in  der  Fremde  nur  einige  auf  dem  Aussterbeetat  befindliche  Indi- 
viduen übrig  bleiben.  Das  ist  aber  auf  Grund  der  bestehenden  gesetzlichen  Normen 
zu  erzielen.  Nach  § 139  a.  b.  G.  B.  haben  die  Eltern  die  Pflicht,  die  Kinder  zu 
erziehen,  ihnen  den  ansh'mdigen  Unterhalt  zu  verschaffen  und  durch  Unterricht 
in  nützlichen  Kenntnissen  den  Grund  zu  ilircr  künftigen  Wohlfalirl  zu  legen.  Also 
auch  der  ännste  Vater  soll  das  Kind,  wenn  er  cs  schon  nicht  ein  Handwerk  lernen 
läßt,  wenigstens  in  einen  Dienst  oder  in  eine  Arbeit  geben  und  es  bis  zur  voll- 
kommenen Entwicklung  beaufsichtigen;  gewiß  aber  darf  er  das  Kind  nicht  einem 
Harfner  zum  Bettel  und  zur  Prostitution  nach  Turkestan  verkaufen. 

Nach  g§  152  und  216  a.  b.  G.  B.  muß  der  Vater  oder  Vormund  in  wichtigen 
und  bedenklichen  Angelegenheiten  erst  die  Genehmigung  des  vormundschaftlichen 
Gerichtes  einholen,  also  gewiß  auch  in  dem  Falle,  wenn  er  sein  dem  Harfner  auf 
Gnade  und  Ungnade  au.sgeliefertcs  13jähriges  Kind  nach  der  Mandschurei  absenden 
will,  um  seinen  Verdienst  beziehen  und  vertrinken  zu  können.  Ob  sich  ein  Richter 
fände,  welcher  eine  solche  Genehmigung  erteilen  würde,  ist  gewiß  sehr  fraglich. 
Ohne  Genehmigung  des  vormundschaftlichen  Gerichtes  darf  einem  Kinde  die 
Erlaubnis  zu  einer  solchen  Reise  überhaupt  nicht  erteilt  werden  — leider  nur  in 
der  Theorie,  die  Praxis  berücksichtigt  es  nicht. 

Alles,  was  ein  Kind  auf  was  immer  für  eine  gesetzmäßige  Art  erwirbt,  ist 
nach  § 149  a.  b.  G.  B.  sein  Eigentum:  mit  dem  kontrastiert  wunderbar  die  Er- 
scheinung, daß  die  Eltern  die  Löhne  der  den  Harfncni  imverlrauten  Kinder  selbst 
beziehen,  .Angelder*  bei  Vertrag-sschlüssen  sich  bar  vorauszahlen  la.ssen  — ein 
purer  Verkauf  in  die  Sklaverei! 

Ein  Vater,  welcher  die  Erziehung  des  Kindes  vernachlässigt,  verliert  nach 
g 177  a.  b.  G.  B.  die  väterliche  Gewalt  auf  immer,  also  gewiß  auch  ein  solcher 
Vater,  welcher  ein  Kind  zum  Bettel  verkauft  hat,  damit  es  zum  Landstreicher 
oder  Freudenmädchen  werde. 

Ich  stelle  mir  die  Aufgabe  so  vor:  Den  politischen  Behörden  worden  die  vor- 
beugenden, den  Gerichten  die  repressiven  Mußiogeln  obliegen.  Die  politischen 
Behörden  werden  die  Tätigkeit  der  Harfner  sorgfältig  flbei-wachen,  bei  Ertciiunf 
der  Reisclegitimationon  sehr  rigoros  Vorgehen,  die  Gerichte  werden  die  trotz  dieser 
Voisichtsmaßregeln  dennoch  zu  den  Harfnern  angeworbenen  Minderjährigen  rück- 
sichtslos aus  der  Fremde  zurücknehmen  und  sie  den  Harfnern  entreißen;  der  Vater 
oder  Vornmnil  eines  ahgereisten  Minilerjährigen  wird  beauftragt  werden.  d:rs  Kiwi 
sofort  aus  der  Fremde  zuriiekzunehmen  itnd  ilen  vom  Harfner  eventuell,  empfan- 
genen Lohn  für-  das  Kind  zu  deponieren;  sollte  er  sich  weigern,  so  wird  er  der 
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välerliclieii  Gewalt  verlustig  erklärt  utul  dem  Kinde  ein  Vormund  ernannt,  welcher 
diese  Aufgabe  erfüllen  wird.  Gerichte  und  politische  Behürden  werden  den  Ver- 
tretern der  Kinder  behilflich  sein  in  dem  Zurücknehmen  der  Kinder  aus  der  Fremde, 
was  in  der  Regel  nur  durch  Intervention  der  Konsulate  wird  bewerkstelligt  werden 
künnen. 

Das  Harfnergewerbo  wird  durch  ein  solches  energisches  Vorgehen  in  einer 
kurzen  Zeit  vollkommen  ruiniert  werden  müssen  und  das  Laster  wird  infolgedessen 
rasch  vci'schwinden. 

Es  würde  sich  auch  empfehlen,  das  ganze  Phänomen  am  besten  durch  ein 
besonderes  Organ  oder  eine  Enquete  sy.^tematisch  und  statistisch  zu  erforschen  und 
zu  untersuchen.  Das,  was  ich  gesammelt  habe,  sind  nur  Tatsachen,  welche  ich  mei.st 
ganz  zufälligerweise  erfahren  habe,  denn  es  mangelte  mir  an  einer  sachlichen  und 
örtlichen  Kompetenz  zu  einer  systematischen  Erhebung. 
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Über  die  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der 
Verwahrlosung  der  in  die  Besserungsanstalten 
Mährens  vom  14.  bis  zum  18.  Lebensjahre  aufge- 
nommenen jugendlichen  Personen*). 

I.  Bericht  der  Direktion  des  Kaiser  Franz  Joseph-Landes- 
Erziehungshauses  für  Knaben  in  Brünn. 

Die  häutigste  und  liauptsächlichste  Ursache  der  Verwalirlosung  der  in  die 
liicrortige  Anstalt  aufgenoinmcneii  Knaben  bilden  ungönstige  Fumilienverhältnisse, 
namentlich  in  den  sogenannten  besitzlosen  Klassen,  denen  ja  das  Gros  unserer 
Pfleglinge  angehört.  Stammte  doch  von  den  im  Quimiuennium  1901  bis  1905  anher 
eingclieferten  316  Knaben  die  Mehrzahl,  nämlich  55  Prozent,  von  Taglöhnern, 
15  Prozent  von  kleinen  Handwerkern,  11  Prozent  von  Fabriksarbeitern,  8 Prozent 
von  Dienstboten,  dagegen  nur  6 Prozent  aus  sogenannten  bürgerlichen  Kreisen 
nnd  gar  nur  1 Prozent  von  Grundbe.silzern  ab. 

In  dem  harten  Kampfe  ums  Dasein,  welchen  die  sozialen  Verhältnisse  der 
Gegenwart  insbesondere  den  genannten  Berufskreisen  auferlogen,  sind  gar  oft 
beide  Elternteile  gezwungen,  Tag  für  Tag  dem  Erwerbe  nachzugehen  und  ihre 
Kinder  sich  selbst  oder  fremden  Leuten  zu  überlassen,  welch  letztere  sich  wohl  um 
die  pünktliche  Bezalilung  des  Kostgeldes,  aber  zumeist  blutwenig  um  die  Erziehung 
der  ihnen  anvertraulcn  Kinder  kümmern ; kein  Wunder  darum,  wenn  diese,  einer 
sorgsamen  Fühnmg  und  Erziehung  entbehrend,  vcrwalirlosen.  Wohl  mag  manchen 
Ellern  das  Herz  bluten,  daß  sie  ihren  Kindern  die  so  notwendige  Aufsicht  und  Er- 
ziehung nicht  zuteil  werden  lassen  können,  vielen  aber  ist  die  Zukunft  ihrer  Kinder 
ebenso  gleichgültig  als  die  Aufrechterhaltung  eines  geordneten  Familienlebens.  So 
hat  denn  der  Kampf  derEltem  ums  Uägliche  Brot,  vielfach  aber  auch  Gleichgültigkeit 
und  Leichtsinn  derselben  sowie  Vergnügungssucht  nnd  Materialismus  41  Prozent 
(130)  der  uns  in  dem  oben  genannten  Zeiträume  überwiesenen  Pfleglinge  der  Ver- 
wahrlosung in  die  Arme  getrieben.  1 1 Prozent  (35)  haben  ihre  sittliche  Ver- 
kommenheit dem  Alkoholismus  eines  oder  beider  Elternleile,  dem  Grundübel  einer 
jeglichen  Familienerzichung,  das  mehr  häuslichen  Unfrieden  und  mehr  Vernach- 
lässigung in  der  Kindererziehung  verarsaeht  «als  jeder  andere  Feind,  zuzuschreibeu. 

Bei  dem  bisherigen,  erst  in  der  jüngsten  Zeit  zum  Teil  behobenen  Mangel 
einer  entsprechenden  Waisenfürsorge  nimmt  es  wohl  kein  Wunder,  daß  10  Prozent 

•)  Die  beiden  Bericlite  verdankt  das  Koniilee  der  gätigen  Vermittlung  des  Herrn  Landesrale.« 
Dr.  J.  Gabriel  in  Brünn. 
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(31)  iiifolj'ü  gänzlidier  VcrWiiisIliKil  und  Siciisolbstöberlassenseiu.s  frühzeitig  auf 
Abwege  g<!raten  und  vcrwalirlosf  sjnd.  Daß  auch  oft  die  lliilbverwaisthcit  sowie 
die  illegitime  Geburt  und  die  namentlich  mit  der  letzteren  verbundenen  Folgen 
und  Umstände  die  V'erwahrlosung,  beziehungsweise  ilas  jugendliche  Verbrechertum 
in  nicht  geringem  Muße  fördern,  bedarf  wohl  keines  näheren  Beweises. 

Verführung  durch  schlechte,  zumeist  ältere  Kameraden,  eine  lasterhafte, 
jedem  Anslande  und  RechtlichkeiI.sgefühle  Hohn  sprechende  Umgebung  haben  je 
9 Prozent  (29,  beziehungsweise  20)  der  in  Rede  stehenden  Pßeglingszahl  der  Ver- 
wahrlosung und  dem  Verbrechen  überliefert. 

Aber  auch  Verwöhnung  und  Verhätschelung,  namentlich  in  den  sogenannten 
besseren  Kreisen,  allzugroße  Nachgiebigkeit  seitens  der  Erzieher  beraubt  die 
letzteren  gar  bald  der  Herrschaft  über  die  Kinder;  dieselben  werden  störrisch,  roh, 
renitent  und  unter  normalen  Verhältnissen  nicht  mehr  lenkbar.  So  stehen  denn 
auch  bei  uns  7 Prozent  (23)  der  in  Betracht  gezogenen  Pßeglinge  zu  ihrer  Be- 
herrschung unfähigen  Elleni  gegenfdier.  Etwa  6 l’rozentflß)  scheinen  den  morali- 
schen Stumpfsinn  ererbt  zu  haben  (psychopathische  Minderwertigkeiten),  während 
4 Prozent  (13)  infolge  großer  Armut,  3 Prozent  (10)  infolge  Landstreicherei  der 
Eltern  moralisch  verkommen  sind. 

Die  meisten  der  in  diesem  Berichte  in  Betracht  kommenden  Pfleglinge,  und 
zwar  46  Prozent  (130)  haben  sich  frühzeitig  dem  DicbsUihle  und  seinen  Abarten: 
Veruutreunng,  Betrug  etc.  — viele  sogiu-  gewohnheitsmäßig — ergeben.  24  Prozent 
(75)  sind  zumeist  infolge  Ermangelung  einer  jeden  häuslichen  Zucht  und  Ordnung 
zunächst  wochenlang  der  Schule  femgebliehen  und  dann  — um  der  strafenden 
Hand  der  Lehrer  und  Behörden,  seltener  der  Eltern  zu  entgehen  — zu  Vaganten 
und  Bettlern  geworden. 

Eine  vcrhältni.smäßig  hohe  Zahl,  12  Prozent  (38),  wurde  wegen  besonderer, 
in  der  mannigfachsten  Art  zu  Tage  getretenen  Roheit  der  Zwangserziehung  über- 
wiesen, wogegen  je  4 Prozent  (13,  beziehung.sweise  12)  des  Einbruchsdiebstahls 
oder  der  versuchten  oder  vollführten  Brandlegung  schuldig  erscheinen.  Einen  ge- 
ringen Prozentsatz,  2 Prozent  (0),  nehmen  die  Sittlichkeitsvergehen  ein,  wobei 
allerdings  zu  bedenken  ist,  daß  man  es  mit  Kindern  unter  14  Jahren,  in  denen  ja 
der  GeschlechI.strieb  vielfach  noch  nicht  erwacht  ist,  zu  tun  hat. 

19  Prozent  (60)  erscheinen  bereits  — und  zwar  zumeist  wegen  Diebstahls  — 
gerichtlich  abgeslraft;  hiebei  kann  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die  gerichUich 
Abgestraflen  oft  harmloser  und  leichter  zu  zügeln  sind  als  diejenigen,  welche 
vielleicht  jahrelang  ihr  Unwesen  treiben,  ohne  daß  sic  der  strafende  Arm  der  Ge- 
rechtigkeit ereilt  hätte. 

Das  Hanplkontingent  der  hier  in  Betracht  kommenden  Pfleglinge,  42  Prozent 
(133),  entstammt  ackerbautreibenden  Gegenden;  zweifellos  .sind  hieran  die  un- 
günstigen sozialen  Verhältnisse  der  zumeist  dem  landwirtschaftlichen  Taglohne 
nachgehenden  Eltern  der  Betreffenden  schuld.  Doch  auch  der  Umstand,  daß  ein 
verwahrlostes  Kind  durch  sein  Tun  und  Treiben  den  maßgebenden  F.aktoren 
Schule,  Obrigkeit)  in  einer  kleinen  Landgemeinde  viel  früher  auffällt  und 
abgoschüttelt  wird  als  in  der  Stadt,  woselbst  cs  leichter  verschwindet  und  hiedurch 
ein  rechtzeitiges  Einschreiten  verhmdert  oder  zumindest  verzögert,  dürfte  zur  Auf- 
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klärang  dieser  Erschcinungwescntlich  beitragen.  28  Prozent  (90)  der  Pfleglinge  sind 
im  Sumpfe  der  Großstadt,  1 1 Prozent  (35)  in  kleineren  Städten  aufgewachsen,  wo- 
gegen ein  verhältnismäßig  geringer  Prozentsatz  — 13  Prozent  (40)—  aus  industriellen 
Gegenden  stammt;  an  diesem  Umstande  dürften  wohl  die  besseren  Verdienst- 
verhältnisse der  industriellen  Arbeiter  gegenüber  jenen  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  und  mithin  die  bessere  materielle  Lage  der  ersteren  schuld  sein,  wiewohl 
nicht  geleugnet  w erden  kann,  daß  gerade  die  industrielle  Arbeiterschaft  vielen 
sittlichen  Gefahren  ausgesetzt  ist.  Daß  das  Gebirge  trotz  der  mitunter  sehr  großen 
Armut  seiner  Bevölkerung  an  dem  Kontingente  unserer  Verwahrlosten  bloß  mit 
6 Prozent  (18)  beteiligt  ist,  findet  wohl  in  den  in  diesen  Gegenden  noch  wesentlich 
patriachalischeren  Famihenverhällnissetr  seine  Erklärung. 

Wie  schotr  obetr  erwährrt,  sind  nahezu  die  Hälfte  — 46  Prozent  — der 
urrserer  Anstalt  zur  Besserrmg  überwiesenen  Pfleglinge  Diebe.  Sie  bilden  sowohl 
hitrsichtliclr  ihrer  Abstammung  als  hinsichtlich  ihrer  Herkunft  die  Mehrzahl  aller 
in  diesem  Berichte  in  Betracht  kommenden  Pfleglinge.  Den  größten  Prozentsatz 
der  Diebe  liefert  — wenn  man  von  der  verschwirrdend  kleirrcn  Anzahl  der  eirrge- 
licfcrterr  Bauernsöhne  absiebt  — die  Kategorie  der  Fabriksarbeiter,  nämlich 
50  Prozerrt;  ihr  reiht  sich  die  Kategorie  der  Handwerker  mit  51  Prozent,  dieser 
jene  derTaglöhner  mit  47  Prozent  an.  Sieht  man  von  der  verhältnismäßig  ebenfalls 
geringen  Anzahl  von  Einliefertmgen  aus  gebirgigen  Gegenden  ab,  so  entfallen  — 
wie  wohl  leicht  erklärlich  — die  meisten  Diebe  — 46  Prozent  — auf  die  Groß- 
stadt. Gelegerrheit  und  schlechte  Gesellschaft  tragen  wohl  das  meiste  hiezu  bei. 

Mit  dem  Diebstahle  innig  zusammenhängend  erscheint  in  den  meisten  Fällen 
die  Vagabondage;  das  größte  Kontingent  der  jugendlichen  Vaganten  — 26  Prozent 
— stellt  aus  leicht  erklärlichen  Gründen  wiederum  die  Großstadt,  hinsichtlich  der 
Abstammung  aber  die  Kategorie  der  Vaganten  selbst:  »der  Apfel  fällt  nicht  weit 
vom  Stamme“.  Daß  Diebstahl  und  Vagabondage  vielfach  Hand  in  Hand  gehen,  sei 
an  nachstehenden  Fällen,  welche  als  typisch  bezeichnet  werden  können,  erläutert: 

Der  neunjährige  J.  S.,  unehelicher  Sohn  eines  an  einen  Fabriksarbeiter  in 
Wien  verheirateten  ehemaligen  Dienstboten,  war  trotz  semes  jugendlichen  Alters 
ein  notorischer  Schulstürzer,  Vagant  und  Dieb.  Über  I Jahr  besuchte  er  keine 
Schule,  vagierte  herum,  vom  Bettel  und  Diebstahl  lebend,  und  kam  einmal  sogar 
drei  Monate  lang  nicht  nach  Hause.  Als  Dieb  war  er  berüchtigt,  sowohl  zu  Hause 
als  bei  fremden  Leuten  stabl  er,  was  er  erwischen  konnte.  Seine  Verwegenheit  im 
Stehlen  ging  so  weit,  daß  er  einmal  einen  auf  der  Gasse  stehenden  Wagen  samt 
Pferd  gestohlen  hat.  Nur  sein  noch  strafunmündiges  Alter  schützte  ihn  vor  gericht- 
licher Verurteilung.  Auch  in  der  Ansfalt  stiehlt  er,  wo  sich  ihm  Gelegenheit  bietet, 
und  die  Hoffnung  auf  seine  Besserung  ist  gleich  Null. 

Der  aus  einer  bürgerlichen  Familie  einer  Kleinstadt  stammende  F.  A.  begann 
seine  Diebslaufbahn  im  zwölften  Lebensjahre  durch  Entwendung  von  allerlei 
Sachen  aus  dem  Lidirzimmer,  beziehungsweise  Schulhause,  woselbst  er  außerhalb 
der  obligaten  Unterrichtszeit  das  Violinspiel  lernte.  Er  machte  in  seinem  Diebs- 
handwerk derartige  Foidschritte,  daß  er  bereits  einige  Monate  später  nachts  aus 
einem  Slalle  eine  Kuh  stahl,  dieselbe  in  den  Nachbarort  führte  und  dort  zu  ver- 
kaufen suchte.  Dabei  wurde  er  aber  erwischt  und  der  verdienten  gerichtlichen 
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Slrafp  zugefülirl.  Mit  Rüfksieht  auf  seinen  ausgesprochenen  Diebscharakler  wurde 
er  nach  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre  von  hier  aus  in  die  Bessei-ungsanstaJt 
in  Neutitschein  überstellt. 

Der  zwölljährige  J.  Sch.  aus  Brünn  war  eine  wahre  Geißel  der  Sicherheits- 
behörde und  derart  verkommen,  daß  er  einige  Zeit  vor  seiner  Abgabe  anher 
ständig  in  Veiwahrungshaft  im  Rathause  gehalten  werden  mußte.  War  er  in  Frei- 
heit, so  zog  er  in  der  frechsten  Weise  bettelnd  und  stehlend  in  der  Stadl  hemm: 
wurde  er  mit  Gewalt  zu  seiner  an  einen  Taglöhner  verheirateten  Mutier  gebracht, 
so  widersetzte  er  sich  tätlich  der  ihm  zugedachten  und  wohlverdienten  Züchtigung. 
Wenn  er  hie  und  da  in  der  Schule  war,  so  schlief  er  daselbst  zumeist;  wollte  ihn 
der  Lehrer  herausslellen,  so  warf  er  sich  mit  heillosem  Geschrei  und  Wutan.s- 
brOchen  auf  den  Fußboden,  schlug  mit  Armen  und  Beinen  um  sieh  und  drohte 
aus  dem  Fenster  zu  springen.  Dabei  war  er  ein  großartiger  Esser;  einen  ganzen 
Kranz  gestohlener  Zervelatwürste  verzehrte  er  bis  auf  zwei  in  einer  Stunde.  Auf 
dem  Schulwege  befindliche  Kinder  beraubte  er  ilircr  Eßwaren  und  mißhandelte 
sie  bei  etwaigem  Widerstande.  Ein  Galgenstrick  ersten  Ranges,  der  Typus  eines 
rechten  sogenannten  Brunner  Grnselsl 

Roheit  und  Gewalttätigkeit  tritt  besonders  in  liürgerlichen  Kreisen  und  zwar, 
wie  bereits  erwähnt,  infolge  verkehrter,  verhätschelter  und  allzu  nachgiebiger 
Erziehung  in  hot;em  Prozentsätze  — 37  Prozent  — auf.  Daß  dieses  Delikt  auch 
in  ackerbautreibenden  Gegenden  mit  lU  Prozent  vertreten  ist,  erklärt  sieh  wohl 
aus  den  dortigen,  bereits  berührten  sozialen  Verhältnissen,  aus  dem  Zusammen- 
sein Jugendlicher  Arbeiter  mit  älteren,  namentlich  beim  Rübenbau,  bei  der  Ernte, 
aus  dem  Besuche  von  Tanzmusiken  durch  Unmündige  etc.  Auch  psycho]  alhische 
Minderwertigkeiten  liefern  häufig  Fälle  von  Roheit. 

A.  L.,  ein  Beamlenssohn  aus  Wien,  wurde  als  das  jüngste  von  acht  Kindern 
von  seinem  Vater  ganz  besonders  verhätschelt.  Infolge  dessen  wurde  er  höclist 
eigensinnig  und  roh,  zerschlug  zu  Hause  Fenster,  ruinierte  Möbel,  öffnete  Hähne 
der  elektrischen  Hausbeleuchlung,  quälte  auf  die  grausamste  Weise  Tiere,  attak- 
kierte  eine  ältere  Schwester  mit  dem  Messer  und  brachte  ihr  eine  sie  dauernd 
entstellende  .Schnittwunde  an  der  Wange  bei.  Die  Mutter  prügelte  er  und  mit  den 
Worten:  ,lhr  scid’s  a Gsindl,  werd  Euch  amal  alle  umbringen*  bedrohte  er  die  rat- 
losen Eltern.  Den  Vab  r verleumdete  er  unter  dessen  Amtskollegen;  anläßlich 
eines  ihm  zuerkannten  Zimmcrarresles  suchte  er  aus  dem  ersten  Stocke  zu 
springen.  Unter  der  strengen  Anstaltszucht  wurde  er  jetloch  recht  bald  mürbe  und 
gefügig  und  ist  heute  eui  ganz  braver  Schlosserlehrling. 

Der  uneheliche  zehnjährige  H.  F.  aus  Olbersdorf  war  trotz  seiner  Jugend 
ein  höchst  gewalttätiger  Junge.  Erwachsene  attackierte  er  mit  Steinen;  einer  Frau 
entriß  er  Hut  und  Messer  und  drohte  ihr  letzteres  in  den  Leib  zu  stoßen.  Eine  alle 
Bettlerin  prügelte  er  zu  Boden.  Am  25.  August  1901  legte  er  auf  das  Eisenbahn- 
geleise  in  einer  Länge  von  zwei  .Metern  Steine;  nur  durch  rechtzeitiges  Entdecken 
wuiaie  ein  entsetzliches  Unglück  verhütet.  Zur  gericlillichen  Verantwortung 
gezogen,  gestand  er  ganz  offen  ein,  daß  er  den  Zug  zum  Entgleisen  bringen  wollte. 
In  der  Anstalt  hat  er  das  rohe  Wesen  zum  großen  Teile  abgelegt  und  ist  heute 
ein  ganz  verwendbarer  Pikkolo  in  einem  hiesigen  Kaffeehause. 
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KinbruchsdiebstÄhle  kommun  schon  mit  Rücksicht  auf  die  größere  Schwierig- 
keit ihrer  Ausfütu-ung  im  schulpnichligen  Alter  wohl  noch  ziemlich  selten  vor, 
zumeist  in  ackerbautreibenden  Gegenden  (5  Prozent),  namentlich  wenn  die 
Eltern  Alkoholiker  sind  (9  Prozent). 

So  war  der  dreizehnjährige  J.  P.,  der  Sohn  eines  dem  Alkoholgenusse  hoch- 
gradig ergebenen  landwirtschaftlichen  Taglöhners,  ein  geriebener  Einbrecher,  der 
wiederholt  aus  versperrten  Ubikationen  Geldbeträge  entwendete,  auf  einem  Jahr- 
märkte 300  Kronen  stahl  und  knapp  nach  der  hiefür  verbüßten  Freiheitsstrafe  in 
die  Genieindekanzlei  seines  Heimatsortes  einbrach  und  daselbst  alle  Küsten  und 
Läden  durchwühlte,  nach  Geld  suchend.  Bei  der  Tat  ertappt,  gab  er  an,  er  wollte 
da.s  auf  seine  seitens  des  Gerichtes  beschlossene  Abgabe  in  die  Besserungsanstalt 
bczughabende  Dokument  auffinden  und  vernichten,  wiewohl  er  des  Lesens  nahezu 
unkundig  war!  Ein  ausgesprochener  Verbrechertypus,  der  nach  erreichtem  vier- 
zehnten Lebensjahre  sofort  nach  Neutitschein  überstellt  wurde. 

Auch  Brandlegungen  treten  ziemlich  selten  auf,  zumeist  wiederum  in  den 
niedersten  Kreisen,  bei  Taglöhnern,  naturgemäß  auf  dem  (lachen  Lande,  beson- 
ders bei  Abstammung  von  Alkoholikern. 

Der  allerdings  einer  früheren  Anhaltsperiode  angehörige  F.  IL,  unehelicher 
Sohn  einer  an  einen  notorischen  Alkoholiker  verheirateten  landwirtschaftlichen 
Taglöhnerin  aus  Groß-Tajax,  legte  im  Laufe  eines  Jahres  achtzelm  Brände  an  und 
brachte  hiedurch  unsägliches  Elend  über  seinen  Heimatsort,  zumal  nur  drei  infolge 
rechtzeitiger  Unterdrückung  nicht  zum  Ausbruche  gelanglen.  Pyromanie  dürfte  in 
diesem  Falle  die  Ursache  gewesen  sein,  denn  .er  hatte  eine  große  Freude,  wenn 
die  Flammen  hoch  emporloderten“. 

Doch  ist  auch  bei  Kindern  — ühnlich  wie  bei  Erwachsenen  — oft  Rachsucht 
das  Motiv  der  Brandlegung. 

Der  geringe  Prozentsatz  von  Pfleglingen  (2  Prozent),  denen  Vergehen 
gegen  die  Sittlichkeit  zur  Last  gelegt  werden,  entstammt  zumeist  Fabriksarbeitem, 
unter  denen  cs  der  obwaltenden  Verhältnisse  halber  mit  der  Moral  nicht  besonders 
gut  bestellt  ist.  Schlechte  Umgebung,  mangelhafte  Erziehung  und  Verführung 
müssen  wohl  als  die  Hauptursachen  dieses  Deliktes  bezeichnet  werden. 

DerunehelicheH.B.,  der  vorerst  bei  Pllegceltern  auf  dem  Lande  erzogen  wurde, 
kam  iu  seinem  neunten  Lebensjahre  zu  seiner  an  einen  Taglöhner  verheirateten 
Mutter  nach  Wien.  Hier  hat  er  von  seiner  siebzehnjährigen  Stiefschwester  ver- 
langt, sic  solle  mit  ihm  geschlechtlich  verkehren.  Da  er  bei  derselben  kein  Gehör 
fand,  befriedigte  er  seine  Gelüste  an  einer  dreijährigen  Stiefschwester,  indem  er 
sie  tatsächlich  geschlechtlich  mißbrauchte,  was  durch  ärztlicherseits  konstatierte 
Veränderungen  an  der  ScheideöfTming  des  Kindes  erwiesen  wurde.  Auch  wurde 
er  auf  dem  kleinen  Mädchen  liegend  ertappt. 

Der  neunjährige  E.H.,  unehelicher  Sohn  einer  Fabriksarbeiterin,  ursprünglich 
in  Wien  in  Pflege,  beging  auf  dem  Lande,  wohin  er  später  gebracht  worden  war,  den 
Geschlechtsakt  mit  einer  Ziege  im  Stalle,  ebenso  mehrmals  mit  einem  fünfeinhalb- 
jährigen  Mädchen.  Er  behauptete,  dies  bei  seiner  Mutter  in  Wien  gesehen 
zu  haben. 
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Die  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung 

unter  Berücksichtigung  ihrer  Ursachen  für  den  Zeitraum  1901  — 1905. 

Zahl  der  aafgenommenen:  316. 
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Die  Erscheinungrsformen  der  Verwahrlosung 

unter  BerQcksichtigung  der  Abstammung  der  Pllegliuge  für  den  Zeitraum 
1901  bis  1905. 

Zahl  der  Aufgenommencn:  316. 
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Summarische  Übersicht 

dpr  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  sowie  der  Abstammung 
und  Herkunfl  der  Pfleglinge  für  den  Zeilraum  190t  bis  1905. 


Summe  der  Aurgenommenen 
81t! 

Summe 

Prozente 

a)  Ursachen  der  Verwahrlosung:! 

Ungön»tigi>  FamÜicm’orhAltuissc,  mangc‘Uianc  Aufsluht  untl  Er* 

130 

41 

AlkolioUsmuB  der  Eltern 

3B 

11 

Gänzliche  Verwaistheit 

\ 31 

10 

Verführung  durdi  schlechte  Gesellschaft 

1 :29 

9 

Verderbte  Umgebung  des  Kindes 

9 

Schwache  und  al1zugro0o  Nachsicht  seitens  der  Eltern  (Verkehrte 

1 

Erziehung) 

23 

7 

Angehoreiier  Hang  zu  Schleehtigkcilen  (psychopathische  Minder- 

Wertigkeit) 

19 

6 

13 

4 

Ellern  Vaganten 

10 

3 

t>)  Erscheinungsformen  derselben: 

Diebstahl 

UO 

46 

Vagahondage  und  Bettelei 

75 

24 

Hoheit  und  Gcwalttflligkeit * 

38 

13 

EinbrucliHdiebslaid 

13 

4 

13 

4 

6 

2 

Bloß  drohende  Verwahrlosung 

36 

8 

c)  Abstammung  (Beruf  der  Eltern): 

168 

56 

49 

15 

37 

11 

37 

8 

BQrgctllche  Kreise  (Angestellte  etc.) 

19 

6 

Vaganten  (Zigeuner) 

13 

4 

Bauern 

3 

> 

d)  Herkunft: 

90 

98 

t^Udt  unter  10.000  Einwohnern 

35 

11 

Ackerbautreibende  Gegend 

133 

43 

Industrielle  Gegend 

40 

13 

Gebirgsgegend 

18 

6 

cj  Bereits  gerichtlich  bestraft 

60 

19 

0 Unehelich 

78 

94'6 

g)  Halbverwaist  

87 

37-5 
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2.  Bericht  der  Direktion  der  mährischen  Landesbesserungs- 
anstalt Neutitschein. 

Die  Direktion  hat,  um  ein  vollständiges,  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
entsprechendes  Bild  zu  gewinnen,  die  in  dem  Zeiträume  vom  1.  Jänner  1897  bis 
inklusive  31.  Dezember  1905  eingelieferten  Korrigenden  in  Betracht  gezogen  und 
ist  dadurch  zu  nachfolgendem  Resultate  gelangt 

1.  Betreffend  die  Mädchen. 

ln  den  obigen  acht  Jahren  sind  im  ganzen  123  Mädchen  eingeliefert  worden, 
darunter  30  Zigeunerinnen,  bei  welchen  der  Grund  ilirer  Verwahrlosung  schon  in 
ihrer  Ilerkunfl  zu  suchen  ist.  Von  den  übrigen  93  Mädchen  sind  24  unehelich 
geboren  und  bald  von  ihren  Müttern  verlassen  worden.  Nachdem  sie  zumeist  auf 
sich  selbst  angewiesen  und  ohne  moralischen  Halt  waren,  so  sind  sie  dann  bald 
auf  Abwege  geraten  und  wegen  Vagabondage  und  Diebstahl  etc.  öfters  gerichtlich 
bestraft  worden.  \'on  diesen  24  Korrigendinnen  entfallen  auf  Wien  allein 
14  Mädchen.  20,  von  unbescholtenen  Eltern  stammende  Mädchen,  sind  das  Opfer 
der  Großstadt  geworden,  wohin  sie  als  Kinder-  oder  Dienstmädchen  gebracht  und 
dort  dann  von  gewissenlosen  Kupplerinnen  zuerst  zur  geheimen,  dann  zur  öffent- 
lichen Prostitution  verführt  wurden.  15  Mädchen  genossen  eine  sehr  schlechte 
Erziehung,  da  ihre  Eltern  unverbesserliche  Alkoholiker  sind  oder  .selbst  wiederholt 
wegen  Diebstahls  gerichtlich  bestraft  wurden.  Daß  ein  solches  Beispiel  auf  die 
Kinder  nur  verderbend  einwirken  konnte,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Einige  dieser 
Mädchen  sind  von  ihren  Eltern  nicht  nur  zum  Diebstahl  verleitet,  sondern  sogar 
zur  Prostitution  gezwungen  worden.  Der  Direktion  ist  ein  Fall  bekannt,  wo  eine 
in  Wien  in  einem  verrufenen  Hause  sich  auflialtende  Frauensperson  ilire  kaum  der 
Schule  entwachsene  und  kurz  vorher  nach  Wien  gekommene  Tochter  aus  dem 
Dienste  lockte  und  um  ein  Sündengeld  verkaufte,  indem  sie  das  in  Wien  noch 
ganz  unbekannte  Mädchen  eines  Abends  im  Prater  mit  einem  Manne  mit  den 
Worten  stehen  ließ:  ,So,  jetzt  gehe  mit  dem  Herrn  und  mach,  was  er  wnll*. 
Dieses  am  14.  September  1902  anher  eingeliefiTte  Mädchen  mußte  dann  bald 
krankheitshalber  entlassen  werden.  Bei  13  Mädchen  ist  die  Ursache  ihrer  Ver- 
wahrlosung in  der  mangelhaften  Aufsicht  seitens  der  Eltern  zu  suchen,  von 
welchen  zumeist  ein  Teil  gestorben  ist  oder  krank  war  und  der  andere  Teil  dem 
Verdienste  nachgehend,  die  Kinder  nicht  genügend  beaufsichtigen  konnte,  ln 
8 Fällen  kann  die  Ursache  der  Verwalirlosung  der  betreffenden  Mädchen  indirekt 
den  Sliefelteni  zugeschrieben  werden,  da  diese  Mädchen  in  Folge  häuslicher 
Zwistigkeiten,  roher  Behandlung  seitens  der  Stiefväter,  sowie  um  deren  Nach- 
stellungen zu  entgehen,  zeitlich  das  Elternhaus  verließen  und  bald  dem  Laster 
verfielen,  ln  6 Fällen  wirkte  die  Erziehung  bei  den  Großeltern  sehr  nachteilig  auf 
die  Korrigendinnen,  welche  von  den  Großeltern  verhäLschelt  und  selbst  bei  jeder 
Schlechtigkeit  in  Schutz  genommen  wurden.  4 Korrigendinnen,  welche  von  ihren 
unbescholtenen  Eltern  eine  gute  Erziehung  genossen  haben  und  deren  Ge- 
schwister alle  brav  sind,  sind  ausgesprochen  Diebinnen,  deren  großer  Hang  zum 


Digitized  by  Google 


Mähren. 


425 


Diebstalü  eigcnllich  als  Kleptomanie  bezeicluicl  werden  kann.  So  zum  Beispiel 
hat  eine  aus  einer  braven  Familie  stammende  Korrigendin  eine  große  Menge 
Kleidungsstücke  gestohlen  und  dieselben  gleich  darauf  im  Getreide  herum  zer- 
streut oder  in  einem  Laden  viele  Stücke  Seife  entwendet,  um  dieselbe  sofort 
draußen  ins  Wasser  zu  werfen  u.  s.  w.  In  geistiger  Beziehung  sind  3 Mädchen 
stark  zurückgeblieben,  so  daß  bei  diesen  obiger  Zustand  als  Ursache  ihrer  Ver- 
wahrlosung angenommen  werden  kann. 

2.  Betreffend  die  Knaben. 

Von  den  in  den  Jaliren  1897  bis  1905  eingelieferten  549  Knaben  sind 
21  Zigeuner.  1 18  Knaben  sind  zumeist  Kinder  von  Arbeitern,  welche,  den  ganzen 
Tag  in  der  Arbeit,  die  Kinder  nicht  genügend  beaufsichtigen  konnten.  Fast  alle 
diese  Knaben  haben  sehr  nachlässig  die  Schule  besucht.  Bei  93  Knaben  liegt  der 
Gnmd  ihrer  Verwahrlosung  in  der  Verwahrlo.sung  der  Eltern  selbst.  Der  Vater  in 
der  Schönberger,  die  Mutter  in  der  Znaimer  Zwangsarbeitsanstalt  und  der  Sohn 
in  der  Besserungsanstalt.  Solche  Fälle  sind  wiederholt  vorgekommen.  Von  diesen 
93  Knaben  sind  hier  viele,  deren  Ellern  nur  vom  Betteln  und  Diebstähle  leben  und 
nahezu  bei  allen  diesen  93  Knaben  sind  entweder  beide  Ellern  oder  wenigstens 
ein  Teil  stark  dem  Trünke  ergeben.  Bei  75  Knaben  von  unbescholtenen  Eltern 
kann  die  Ursache  ihrer  Verwalirlosung  der  großen  Not  der  Eltern  zugeschrieben 
werden,  infolge  welcher  die  betreffenden  Knaben  sehr  bald,  oft  noch  im  schul- 
pflichtigen Alter  das  Elternhaus  verließen,  um  selbst  etwas  zu  verdienen,  dabei 
aber  bald  in  schlechte  Gesellschaft  gerieten  und  mit  dem  Gerichte  in  Konflikt 
kamen.  64  ebenfalls  von  unbeanständeten  Eltern  abstammende  Knaben  sind 
in  den  Großstädten  verwahrlost  geworden,  wo  sie  oft  mehrere  Monate  lang 
Obdach-  und  subsistenzlos,  nur  vom  Betteln  und  gemeinschaftlichen  Dieb.slählen 
lebend,  sich  herumgetrieben  haben.  Von  diesen  Korrigenden  entfallen  auf  Wien 
allein  40  teilweise  in  Wien  geborene,  teilweise  dorthin  als  Lehrlinge  gekommene 
Knaben.  Bei  60  unehelich  geborenen  und  51  bei  den  Großeltern  erzogenen 
Knaben  kann  derselbe  Grund  der  Verwahrlosung  wie  bei  den  Mädchen  angegeben 
werden.  37  bei  Stiefeltern  erzogene  Knaben  haben  infolge  häuslicher  Zwistig- 
keiten und  angeblich  schlechter  Behandlung  meist  eigenmächtig  das  Elternhaus 
zeitlich  verlassen  und  sind,  auf  sich  selbst  angewiesen,  bald  arbeitslos  und  ver- 
walirlost  geworden.  22  Knaben  sind  in  geistiger  Beziehung  stark  zurückgeblieben, 
so  daß  nur  dies  als  Grund  ihrer  Verwahrlosung  angenommen  werden  kann, 
während  8 Knaben  infolge  ihrer  körperlichen  Gebrechen  (starke  Kurzsichtigkeit, 
Steifheit  oder  Lähmung  eines  Armes  oder  Fußes  etc.)  keine  lohnende  Arbeit  finden 
konnten  und  so  verwahrlost  geworden  sind. 

Bei  dieser  Gelegenheit  kann  die  gefertigte  Direktion  nicht  unerwähnt  lassen, 
daß  sehr  viele  der  hiesigen  Korrigenden  frülier  Bäckerlehrlinge  waren,  welche 
wegen  Veruntreuung  der  einkassierten  Gelder  oder  Entwendung  von  Gebäck  in 
die  Besserungsanstalt  gerichtlich  verurteilt  wurden. 

Zum  Schlüsse  werden  mehrere  kurze  Lebensbeschreibungen  von  Korrigenden 
angeschlossen. 
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H.  Josefa,  ge)»on*n  am  29.  Mai  IS8G,  eirigeliefeii  am  14.  Se|itember  1902.  Korri^cndm  ist  tlas 
drille  Huficrehelidie  K>n<J  einer  siUlich  gan2  verkommenen  Mutter.  Bis  2um  14.  Jalire  besuchte  sie 
die  Volksscbtiio  m G.,  wo  sie  samt  ihrer  Mutter  bei  ihrem  Großvater  wohnte.  Nach  dem  Tode  des 
(iroßvalers  kam  sie  mit  ihrer  MuUer  nach  Wien,  wo  die  Mutier  das  unzüchtige  Gewerbe  bis  jetzt 
betreibt  und  lüezu  auch  ihre  Tochter  verführte.  Von  W'ien  wurde  sie  zweimal  heimgesebobeu, 
einmal  in  Znaim  wegen  Obertretung  des  § 5 des  Vagabnndengeselzos  mit  2 M>  naten  Arrest  bestraft 
und  Ober  Antrag  des  Vunnundes  anher  abgegeben. 

E.  Emilie,  geboren  am  21.  Augu.^t  1883,  eingeliefert  am  23.  Mai  1901.  Als  uneheliches  Kind 
armer  Taglöliner  geboren,  wurde  Korrigendin  spater  durch  die  Verehelichung  ihrer  Eltoru 
legitimiert.  Bis  zum  13</f  Jahre  besuchte  sie  die  Volksschule.  Vor  drei  Jahren  verlor  sie  die  Mutter 
und  wurde  vier  Wochen  darauf  von  Ihrem  eig>  nen  Vater  geschlechtlich  gebraucht,  wofür  der  Vater 
zu  vier  Monaten  und  die  Korrigendia  zu  einem  .Muuale  Kerker  verurteilt  wurde.  Korrigeiidin  diente 
dann  eine  Zeit  als  Magd,  ergab  sich  später  dem  liederlichen  Lebenswandel  und  wurde  hebst  obiger 
Strafe  iweimui  wegen  Obertretung  und  einmal  wegen  Verbrechen  dos  Diebstahls  gerichtlich 
bcstran. 

S.  Anna,  geboren  am  24.  Juni  1882.  eingeliefert  am  16.  Mai  1897.  Als  Tochter  des  Scheren- 
schleifers J.  S.  genoß  die  Korrigendio  gar  keinen  ^cliulunlerricbt,  da  sie  mit  ihren  Eltern  von  einem 
Orte  zum  anderen  herumzog.  Von  den  Eltern,  namentlich  von  der  Mutter,  wurde  sie  nur  zum  Bü.'ien 
(Diebstuhl)  aogehalten,  so  iluß  sie  nebst  der  Vagahondage  bereits  zweimaf  wegen  Obertretung  und 
einmal  wegen  Verbrechens  des  Diebstahls  gerichtlich  bestraft  wurde.  Ihre  Mutter  ist  gegenwärtig 
schon  das  zweitemal  in  der  Iirlauer  Zwangsarbcilsanstalt  und  tier  Vater  büßt  in  Iglau  eine  acht- 
monatliche Kerkerstrafe  ab.  Korrigendin  kann  weder  lesen  nocli  schreiben. 

B.  Marie,  geboren  am  30.  November  1879,  eingeliefert  am  2.  April  1897.  ln  Wien  (Simmering) 
lUs  ehtdiche  Tochter  eines  Scldossei^ebilfen  geboren,  besuchte  sie  bloß  bis  zu  ihrem  neunten 
Jahre  die  Volksschule  und  kann  gegenwärtig  weder  lesen  noch  sctireiben.  Nach  ilirer  Aussage 
mußte  sie  nach  ihrem  neunten  Jahn*  Mil(  h auslrageii  und  Ciberbuupt  der  Mutter  zu  Hause  aus- 
helfen.  Nach  MiUeiUmgeti  ihres  Vaters  wurde  sie  von  ihrer  Mutier  zur  PrustiluÜon  verführt.  Sie 
wurde  im  Jahre  1896  samt  ihrer  Mutier  nach  Handhübel  abgeschoben,  wo  sie  wegen  ihres  frechen 
und  groben  Benehmens  oft  Ärgernis  erregte.  Von  Arbeit  wollte  sie  durchaus  nichts  wisfen  urwl 
trieb  sich  mit  ihrer  Mutter  herum,  mit  welcher  sie  auch  geiueinschafmch  zuletzt  bestraft  wurde. 
Vordem  ist  sie  zweimal  wegen  Cbertretung  des  Diebstaiils  und  zweimal  wegen  Vagahondage 
bestraft  worden. 

T.  Tlieresia,  geboren  am  24.  September  1886,  eingeliefert  am  17.  Juni  1903.  Uneheliche 
Tochter  einer  übel  beleumundeten  V'aganün,  welche  selbst  wledeihoU  wegen  DIcbslalils  abgeslrafl 
und  schon  bi  einer  Zwangsarheitsanstall  gewesen  isL  Von  der  Mutter  hat  sie  das  unsläte,  lieder- 
liche Leben  und  Stehlen  sowie  das  Scliandgcweibe  erlernt.  Komgendio  wurde,  abge»<chen  von  der 
l^andsUeicherei,  zweimal  wegen  Verbrechens  des  Diebstahls  mit  je  sechs  Wochen  Kerker  und  ein- 
m.al  wegen  Obertrotung  des  Belniges  mit  sechs  Wochen  Arrest  gerichtlich  bestraft 

D.  Marie,  geboren  am  16.  Dezember  1881,  eingeliefert  am  25.  Oktober  1899.  Verlor  im 
zweiten  Jahre  die  MuUer  und  im  achten  Jahre  den  Vater.  Dann  verblieb  sie  bei  ihrer  Stiefmutter. 
Die  Schute  bcsiu-litc  sie  sehr  mangclb.'tfl,  so  daß  sic  bis  zum  13.  Jalire  bloß  lesen,  aber  nicht 
schreiben  konnte.  Nach  dem  Schula-islritte  half  sic  zu  Hau.se  aus.  Als  ihre  Stiefmutter  sich  wieder 
voreheliciile,  lief  sie  davon  und  diente  nahezu  zwei  Jahre  aU  Kindermädchen.  Korrigendin  wurde 
im  ganzen  dreiinal  wegen  Übertretung  und  einmnl  wegen  Verbrcchcus  des  Diebstahls  gerichlUcb 
hestraU. 

H.  Wülielmine,  gebor«.‘n  am  26.  September  1886,  eingclieferl  am  3.  Oktober  1900.  Bt^uchte 
bis  zum  13.  Jaliiv  die  Volksscbtile  in  Brünn,  kann  aber  nicht  selmuben  und  nur  niüh!>am  lesen. 
Als  kleines  Kind  verlor  sie  den  Vater,  worauf  sich  ihre  MuUer  vor  fünf  Jahren  wieder  verehelichte. 
Noch  als  Schulmädchen  ergab  sie  sich  dem  lieileriichen  Lebenswamiel,  wurde  deswegen  zweimal 
gerichtlich  mit  zwei,  beziehungsweise  drei  Tagen  Verschließung  boslraft  und  anher  abgegeben- 
Aiis  dem  Ellernhause  entlief  sie,  weil  ihr  angeblich  ihr  Stiefvater  unsittliche  Anträge  machte. 

K.  Juliaua,  geboren  am  16.  Februar  ISSl,  eingeliefert  am  20.  Februar  1897.  Bis  zu  ihrem 
zeltuleu  Jahre  hat  sie  sicli  sehr  brav  aufgefülirt,  dann  wurde  sie  aber  von  schlechten  Mädchen  zum 
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Diebstahl  verleitet,  den  sie  sich  so  angeifV^dinte.  daß  sie  alles,  was  ihr  unter  die  Hand  kam,  ge- 
stohlen hat,  selbst  dann,  wenn  sic  davon  keinen  Nutzen  hatte.  So  hat  sie  zum  Beispiel  in  Proßnilz 
in  einem  Verkaufsladen  Seife  gestohlen  und  dieselbe  draußen  sofort  ins  Wasacr  geworfen.  In 
Frößnitz  wurde  sie  zweimal  weg<‘n  Diebstahls  und  zwar  mit  drei  und  adit  Tagen  Verschließung 
gerichtlich  bestraft  Damit  sie  sich  bessere,  ist  sie  zu  Verwandten  gekommen,  wo  sie  ebenfalls 
nicht  gut  tun  wollte.  Eines  Tag«’s  stahl  sic  an  vier  verschiedenen  Ort:*n  Kleider  und  warf  die 
meisten  ins  Getreide,  entlief  den  Verwandten  nach  Olmdtz,  wo  sie  vom  30.  Juli  bis  9.  August  1894- 
sechs  größere  Diebstähle  beging  und  hiclTir  in  eine  Besserungsanstalt  verurfetil  wurde. 

H.  Anna,  geboren  am  19.  Dezember  1886,  eingeliefcrf  am  4.  Februar  1903.  Korrigendln 
verlor  vor  zwei  Jahren  ihren  Vater,  welcher  Sollizitator  in  Brunn  war  Korrigendin,  welche  auf  ihr 
Aller  sehr  entwickelt  ist,  besuchte  bloß  bis  zum  13.  Jahre  die  Volksschule  in  Brflnn,  diente  dann 
eine  Zeit  als  Kindermädchen  und  war  auch  einige  Monate  als  nüfsarbeilerin  in  einer  Tuchhaiulhmg 
in  Brünn  hcschäOigt.  Sehr  bald  ergab  sie  sich  dem  liederlichen  Lebenswandel,  wurde  Im  September 
1901  nach  § 5 al.  3 und  4 des  Vagahundcngeseizcs  — (liat  durch  die  OfTentüchkeit  ein  aurfnilcndcs 
Ärgernis  veranlaßt)  — zu  14  Tagen  Arrest  und  zur  Abgabe  in  eine  ßcsserungsanslaU  verurfoill. 
Nach  Abbüßung  obiger  Strafe  begal»  sic  sich  nach  Troppuu,  wo  i>ic  ihr  unzüchtiges  Gewerbe  weiter 
betrieb  und  von  dort  anher  eiiigcliefert  wurde. 

T.  Lcopoldine,  geboren  am  3.  November  1883,  eingelteferl  am  7.  August  1898.  Als  iineiie- 
Helles  Kind  einer  armen  Taitlöhncrin  geboren,  halte  Korrigendin  keine  ordentliche  Erziehung  und 
kein  ordentliches  Heim.  Entlief  Öfters  aus  dein  Hause  der  Mutter  oder  von  den  Fßegecltem  und 
wurde  deswegen  öfters  poUzeilicti  hennsländet.  Laut  eigener  Angabe  wurde  Konigendin  einmal 
wegen  Vagabundage  mit  14  Tagen  und  einmal  wegen  gefährlicher  Drohung  mit  drei  Wochen 
Arrest  gerichtlich  be^-traft  Nach  Aussage  ihrer  Mutier  hat  sich  die  Konigendin  schon  mit  13  Jahnen 
mit  Männern  abgegeben. 

D.  Marie,  geboren  am  3.  September  1886,  eingeliefert  am  13.  Augiist  1903.  Als  uneheliches 
Kiud  geboren,  wurde  Korrigendin  bis  zum  neunten  Jalire  \on  fremden  Leuten  in  Kossilz  erzogen, 
worauf  sie  Ihre  Mutter,  die  sich  mittlerweile  verheiratete,  zu  sich  nalim.  Hier  blieb  sie  bis  zum 
zwölften  Jahre,  während  welcher  Zeit  sie  die  Schule  im  ßrünner  Ursulinenkloster  besuchte.  Hierauf 
kam  sie  wieder  nach  Rossilz  zu  ihren  Pflegceltern  und  begab  sich  dann,  16  Jahre  alt,  nach  Wien 
in  einen  Dienst.  Nach  vier  Monaten  wurde  sie  von  anderen  Mädchen  zum  liederlichen  Lebens- 
wandel verführt,  wurde  deswegen  sowie  nach  §461  SL  G.  zu  einem  Monat  Arrest  verurteilt  und 
anher  abgegeben.  Vor  ihrer  Einiieferung  war  sic  durcli  neun  Wochen  mit  Syphilis  iin  Wiedener 
k.  k.  Krankenhause. 

J.  Josefa,  geboren  am  11.  Februar  1891,  eingeliefert  am  36.  April  1905.  Kind  armer  Tag- 
löhner, besuchte  die  Schule  in  Zakfan  und  Teltsch  und  kam  im  elften  Lebensjahre  ln  das  Kaiser 
Franz  Joseph-Waisenhaus  in  Jundorf,  wo  sie  bi.s  zum  14.  Jalire  verblieb.  Nach  der  Entla.ssung  aus 
der  Waisenanstalt  kam  sie  zu  iiiren  mitüerweüe  nach  Köntgsfeld  bet  Brünn  Obersiedelten  Ellern 
und  ergab  sich  ihrer  Angabe  nach  schon  den  dritten  Tag  «ler  Prostitution,  wurde  öfters  in  Brünn 
polizeilich  beanständet,  zweimal  wegen  Vagabundage  gerichtlich  bestraft  und  anläßlich  der  letzten 
Abstrafung  anher  abgegeben.  Der  Vater  der  Korrigendin  ist  Taglöhner  und  dem  Trünke  stark 
ergeben. 

L.  Julie,  geboren  am  39.  März  1890,  eingcliefert  am  33.  März  1905.  Verlor,  drei  Jahre  alt, 
die  Mutter  und  vor  zwei  Jahren  die  Stiefmutter.  Vater,  ein  Fabrik.«arbeitcr.  konnte  die  Korrigendin 
nicht  genügend  beaufsichtigen;  dieselbe  zeigte  bald  Hang  zum  Müßiggang  und  zum  Diebstahl, 
machte  auf  den  Namen  ihres  Vaters  Schulden  etc.,  so  daß  derseibo  um  deren  Abgabe  in  eine 
Besserungsanstalt  bitlHcli  geworden  ist.  Korrigendin  ist  von  einem  Besitzer  eines  ößentiiciien 
Hauses  in  Jägemdorf  verführt  und  znm  Besuche  seines  Hause.s  verleitet  worden. 

H.  Edmund,  geboren  am  19.  Mai  1883,  eingeliefert  am  6.  .äpril  1S98.  Korrigend  ist  ein 
außereheliches  Kind  der  von  ilirein  Ehegatten  geschiedenen  F.  H.  Seine  Mutter  arbeitet  in  einer 
Zwimfahrik  und  hat  den  Knaben  den  ganzen  Tag  ohne  jede  Aufsicht  gelMsen,  so  daß  er  nur  selten 
in  die  Schule  kam  und  meistens  heruinvaglerte.  Infolge  seines  schwächlichen  Zustandes  ist  er 
Oberhaupt  erst  im  neunten  Jahre  zum  Schulunterrichte  gekommen.  Eingeliefert  wurde  er  auf  Grund 
des  § IG  des  V’agabuiitlengesutzes.  Nach  dem  ärztlichen  Gutachten  sebeiut  er  psychiscli  abnonti 
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rechnen  elc. 

T.  Karl,  gehurt'ii  am  September  188i,  eingeliefert  am  6.  April  1899.  Genofi  von  »einen 
Kitem  eine  gute  Krziebung  und  batte  in  der  Schule  stets  eine  gute  Sittennote.  Nach  dem  Schul- 
aiistrilte  (besuchte  zuletzt  die  vierte  Volksschulklasso)  kam  er  als  Fadenjunge  in  die  Jlgemdorfer 
'rticbfalirikeii.  Durch  Cbersiedlung  seiner  Eltern  nach  Odrau  wurde  er  der  häuslichen  Aufsicht  ent- 
zogen. fand  Gefallen  am  MOUiggaiige,  wurde  einmal  wegen  Gberlretung  des  Diebstahls  mit  acht 
Wochen,  dreimal  wegen  Vagabundage  (acht,  zehn  Tage,  beziehungsweise  neun  Wochen)  gerichtheb 
benlraR  und  zuletzt  zur  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  verurteilt. 

S.  Adolf,  geboren  am  12.  Februar  1885,  eingeliefert  am  29.  September  1900.  Korrigend 
besuchte  bis  zum  13.  Julire  die  Volksschule  in  Troppau  und  HolzenploU  (deutsch  und  bOhinUch), 
bescliAfligte  sich  dann  einige  Zeit  mit  Feldarbeiten  und  war  später  nahezu  eineinhalb  Jahre  bei 
einer  Zirkiisgestdlschafl  in  Troppau  und  Wien.  Zweimal  wurde  er  wegen  Diebstalils  mit  einem  und 
14  Tugen  Arrest  behtraO  und  dos  letztemal  anher  abgegeben.  Sein  Vater  ist  in  der  Schönberger 
und  die  Mutter  in  der  igiauer  Zwangsllrbeit5all^taU. 

M.  Johann,  geboren  am  8.  März  1883,  eingeliefert  am  16.  April  1899.  Als  uneheliches  Kind 
einer  ledigen  Dienstiuagd  in  Simmering  bei  Wien  geboren,  wurde  Korrigend  — kaum  sechs  Wochen 
alt  — von  seiner  Heimatsgenieinde  abgcholl  und  auf  Kosten  derselben  bei  fremden  Leuten  erzogen. 
Hier  iH'Sucbtc  er  durch  acht  Jahre  die  Volksschule  und  zwar  mit  einem  genügenden  Erfolge.  Auch 
sein  Verhallen  war  ein  entsprechendes.  Nach  dein  SchulaustriUc  kam  er  zu  einem  Schneider- 
meister nach  Wien  In  die  Lehre,  wo  er  ein  Jahr,  dann  zu  einem  Bäcker  nach  Trebitsch,  wo  er  einen 
Momil  verblieb.  Hierauf  diente  er  als  Kuhbirle  bei  Wien  und  in  OUü.  In  Wien  zündele  er  einen 
Mislimufen  an  und  wurde  deswegen  entlassen.  In  ODI  suchte  er  eine  Scheuer  anzuzüuden,  wurde 
jedoch  vom  Bezirksgerichte  Gr.  Mesoritsch  nach  mehrwüchenllicber  Untersuchungshaft  straflos 
entlassen.  V<»r  »einer  Klnllefening  heltelle  er  herum. 

K.  Ix*t)pold,  gi'boren  am  7.  Juli  1887,  eingeliefert  am  13.  Oktober  1901.  Ala  uneheliches 
Kind  einer  Taglölmerin  in  Wien  (Landesgebäranstalt)  geboren,  genofi  Korrigend  gar  keinen  Schul- 
unterricht, so  tUfi  er  als  Analphabet  eingeliefert  wuitle.  Seine  wegen  verschiedener  Delikte  bereits 
ttbgestrafle  Mutter  wunle  aus  Wien  ausgewiesen,  hielt  sich  aber  immer  in  Wien  oder  Umgebung 
auf,  schickte  Ihren  Sohn  nie  zur  Schule  und  lebte  zumeist  nur  vom  Beiteln.  Korrigend  wurde 
einmal  wegen  Diebstalils  mit  einer  Woohe,  dann  wegi>n  Bettelei  zweimal  mit  jo  14-  Tagen  und  ln 
Znaim  mit  vier  Wochen  Arrest  gerichtlich  bestraft  und  antäfiUch  der  letzten  Abstrafung  anher 
abgt'grlieii.  Stune  Mutter  ist  seil  acht  Monaten  in  der  Znaimer  Zwangsarheitsanslall.  Vor  seiner 
letzten  AbslmAmg  wunle  Korrigend  vom  Din'ktor  der  genannten  ZwangsarbeiLsanstalt  bei  einem 
Schuhmacher  in  Znaim  als  Lidirliug  uutergebmcbl.  Ist  aber  nach  14  Tagen  aus  der  Lehre  ent- 
wichen. 

l».  Friedrich,  geboren  am  13.  Jänner  1884.  eingeliefert  am  23.  Oktober  1900.  Genofi  eine 
schlechte  Erziehung.  Seine  Eltern  vagierten  in  der  Welt  mH  Ihren  fünf  Kindern  herum,  bi»  die 
ganze  FMudie  heinigeschobeii  und  im  Armeiihause  untergebracht  wurde.  Am  27.  Februar  1900 
»larb  sein  Vater.  Die  Mutter  ist  jeder  geregelten  Arbeit  al>geneigt,  dem  Trünke  ergeben  und  wurde 
öfters  wegen  Diebstalds  gerichtlich  bestraft.  Korrigend  wurde  von  der  Gemeinde  zu  einem  Schuh- 
macher in  die  l^'hre  geg«'ben,  welchen  er  jediKh  bestahl  und  infolge  dessen  gerichUkh  mit  vier 
Wi*chen  Arrest  K'straft  wurde.  Xehstdem  wurde  er  zweimal  gt‘richüich  wegen  Übertretung  de« 
Diebstalds  mit  zwei,  l>eiiehungsweise  einer  Woche  Arrest  bestraft  und  als  arbeiUscheuer  Land- 
stiek-her  über  .Vntrmg  der  Gemeinde  anlier  aligegeben.  Sein  zwölfjähriger  Bruder  Emil  G.  ist 
gleichiiMlig  in  die  BrTmner  Hetlungsanstalt  gekommen. 

R Ahds,  geNuen  am  9.  Februar  IS>T.  eingeliefert  am  30.  November  1901.  Ais  imeheliches 
Kind  einer  l'Hcnstmagvl  gem*6  der  Korrigend  eine  sehr  vernachlässigte  Erziehung,  ln  geistiger 
Beziehung  ist  Korrigend  so  sehr  beschränkt,  dafi  er  z.  B.  durch  volle  6 Jahre  die  L \ olkssehid- 
Uasse  besuchte  und  weder  lesen  noch  schreiben  kann.  Schon  als  Schulknabe  zeigte  Hang  rom 
Diebstahl  und  Vagabundage.  Über  .Antrag  der  Gemeinde  wurde  Korrigend  — welcher  eigent- 
lich in  eine  Anstalt  für  Schwachsinnige  gehört  — anher  al^geben.  Infolge  stines 
(e;sugen  Zustande«  und  da  er  hier  anch  einige  epUeptüiche  An^e  hatte,  wurde  Korrigend  ans 
tX  Dezente«  UVl  se^er  Heir.arsgemeLade  zuruckgegeben. 
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Z.  Vinzeni,  geboren  am  26.  Mai  1887,  eingeUeferl  am  18.  August  1901.  Als  Sohn  eines  Tag- 
lAhners  besuchte  Korrigend  bis  zu  seinem  14-.  Jahr  die  Volksschule  in  Graz  und  wurde  noch  als 
Volksschüler  wegen  Diebstahls,  Entw'eichung  aus  dem  Eltenihause,  öfters  polizeilich  und  einmal 
wegen  Verbrechens  des  Diebstalüs  gerichtlich  mit  3 Monaten  Verschließung  bestraft.  Von  einem 
übel  beleumundeten  Frauenzimmer  namens  Marie  H.  hiezu  verleitet,  hat  Korrigend  vom  Sommer 
1899  bis  Oktober  1900  — 66  Diebstähle  (Werl  der  gestohlenen  Gegenstände  619  K 14  h)  begangen 
und  ist  dann  über  Ansuchen  seines  Vaters  anher  eingelieferl  worden. 

K.  Franz,  geboren  am  1.  Mai  1888,  eingeliefert  am  20.  Mai  1903.  Genoß  von  seinen,  wegen 
Diebstahls  öfters  abgestraften  Eltern  eine  schlechte  Erziehung,  wurde  sogar  von  seinem  V'ater  zum 
Stehlen  abgerichtel,  gemeinschafUich  mit  demselben  wegen  eines  auf  dem  Jahnnarkte  zu  Cbolßbof 
begangenen  Diebstahles  verhaftet  und  hiefür  mit  einem  Tag  Verschließung  gerichtlich  bestraft; 
während  der  Vater  seine  Strafe  abbüßte,  beging  Korrigend  einen  Gänsediehstaiil,  wurde  deswegen 
abermals  zu  einem  Tag  Verschließung  und  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  verurteilt.  Vom 
13.  Mai  1900  bis  13.  Oktober  1902  war  er  in  der  BrOnner  Kcttungsanstalt,  von  wo  er  bei  einem 
Schuhmacher  in  Königsfeld  in  der  Lehre  untergebracbl  wurde.  Diesem  stahl  er  eine  Taschen* 
uhr,  entlief  und  wurde  als  rückfällig  anher  abgegeben. 

§.  Nikolaus,  geboren  am  2.  Dezember  1887,  eingeliefert  am  9.  Juli  1902.  Genoß  von  seinen 
arbeitsscheuen,  wiederholt  gcrichilich  bestraften  Eltern  eine  sehr  vernachlässigte  Erziehung,  da 
Korrigend,  während  die  Ellern  ihre  Strafe  abbOßten,  samt  seinen  5 Geschwistern  sich  selbst  über- 
lassen blieb.  Die  Schule  besuchte  er  sehr  mangelhaft  und  kann  kaum  lesen  und  schreiben.  Gerichtlich 
wurde  er  einmal  wegen  Übertretung  des  Diebstahls  mit  8 Tagen  Arrest  bestraft  und  zur  Abgabe  in 
eine  Besserungsanstalt  venu  teilt. 

H.  Franz,  geboren  am  16.  Mai  1886,  eingelieferl  am  2.  November  1902.  Verlor  vor  10  Jahren 
die  Mutter  und  bat  gegenwärtig  die  zweite  Stiefmutter.  Besuchte  bis  zum  11^/j  Jahre  die  Volks* 
schule  in  Wien,  jedoch  äußerst  nachlässig.  Er  entlief  mehr  al.s>  30mal  dem  Ellcmhause  und 
trieb  sich  in  Wien  bettelnd  herum.  Wegen  eines  Diebstahls  wurde  er  mit  1 Monat  Verschließung 
bestraft  und  am  17.  Jänner  1898  ins  Brünner  Rettungshaus  abgegeben,  wo  er  bis  27.  Juli  1900 
verblieb.  Bei  einem  Bäcker  in  Brünn  als  Lehrling  untergebracbl,  hielt  er  dort  2 volle  Jahre  aus, 
beging  aber  dann  eine  Veruntreuung  und  entlief  nach  Wien.  Dort  wurde  er  deswegen  zu 
5 Wochen  Arrest  verurteilt  und  als  rückfällig  anher  abgegeben. 

Seil.  Adalbert,  geboren  am  8.  September  1885,  eingelieferl  am  15.  Jänner  1902.  Der  Vater 
des  Korrigenden  ist  ein  durch  Trunkenheit  verblödeter,  beschränkter  Mensch,  die  Mutter  ein 
schwaches  Weih,  welches  dem  Vater  in  obiger  Beziehung  nichts  nachgibt.  Korrigend  genoß  eine 
mangelhafte  Erziehung,  besuchte  sehr  nachlässig  die  Schule,  so  daß  sein  Vater  deswegen  mit 
48  Stunden  Arrest  und  einmal  wegen  Beleidigung  der  Schulbehörde  mit  3 Tagen  Arrest  bestraft 
wurde.  Korrigend  hat  seinen  Mitschülern  öfters  Schulsachen,  einmal  sogar  Geld,  und  zwar  gewalt- 
sam eutwendet,  wurde  als  1 1 jähriger  Knabe  wegen  Diebstahls  von  26  fl.  mit  14  Tagen  Verschließung 
bestraft  und  in  die  Brünner  Reltungsanstalt  abgegeben  (11.  November  1898).  Seine  Mutter,  welche 
damals  von  ihm  das  Geld  angenommen  hatte,  wurde  mit  3 Monaten  Arrest  bestraft.  Aus  der 
Rettungsanstalt  entlassen  (9.  Juni  1900),  arbeitete  er  ein  Jahr  als  Taglöhner,  beging  dann  mit 
seinem  aus  der  hiesigen  Anstalt  entlassenen  Bruder  Franz  Sch.  einen  Gelddiebslahl,  wofür  er  vom 
Landesgerichlc  Brünn  (Juli  1901)  zu  6 Monaten  Kerker  verurteilt  und  über  Beschluß  der  Hettungs- 
bauskommission  dann  als  rückfällig  anher  abgegeben  wurde. 

J.  Franz,  geboren  am  26.  Juli  1890,  cingeliefert  am  27.  Juli  1904-  Traurige  Familien*  und 
sonstige  Verhältnisse  haben  J.’s  Verwahrlosung  , veranlaßt.  Der  Vater  tot,  die  Mutier  wiederholt 
eingesperrt,  seit  März  1904  aus  Niederöstorreich  überhaupt  für  immer  abgeschafTl,  eine  kaum  den 
Kinderschuhen  entwachsene  Sdiwestei  des  Jungen  bereits  im  Konkubinale  lebend,  so  wuchs  J.  voll- 
ständig sich  selbst  überlassen,  ohne  jedwede  Erziehung  und  Aufsicht  auf.  Daher  besuchte  er  nur 
höchst  selten  die  Schule  — im  laufenden  Schuljalire  versäumte  er  90  Prozent  der  Schultage  — 
vagierte  vielmelir  in  den  Straßen  Wiens  bettelnd  herum,  wobei  ihm  seine  verkrüppelte  rechte  Hand  sehr 
zu  statten  kam.  Nach  seinem  eigenen  Geständnisse  gedenkt  er  auch  in  Hinkunft  nicht  zu  arbeiten, 
sondern  nur  vom  Betteln  zu  leben.  In  der  Schule  war  sein  sittliches  Verhalten  ein  befriedigendes; 
nur  seine  mitunter  an  Raffiniertheit  grenzende  Verlogenheit  wird  als  ein  erschwerendes  Moment 
bervorgeboben.  Wegen  Betlelns  wurde  er  wiederholt  polizeilich  beanständet;  anläßlich  der  letzten 
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BeansländiP'g  u-urde  er  vom  k.  k.  Bozirkspolkoikomrnissariate  Favoriten  zn  dreitägiger  Yer* 
Schließung  rorurlcilt  und  gleichzeitig  die  Zulu4»sigkeit  seiner  Abgabe  in  die  Besseiungsatij'ali 
ausgesprochen. 

L.  Franz,  geboren  an)  14.  Juni  1890,  eingeliefert  am  18.  Oktober  1904.  Y’on  seiafm 
5.  Lebensjahre  an  war  erden  Eltern  (Vater  ist  .Maiuer  in  Göding)  unfolgsam,  lief  einfach  vähre&ii 
des  Schulunlemchtcs  davon,  vagierte  in  den  Feldern  herum  und  verübte  mehrere  kleine  Dm1>- 
stälile.  Währ>’nd  seiner  7jährigen  Schulzeit  in  Guding  hat  er  im  ganzen  995  Halbtage  versäumt, 
davon  770  unenlschuldigle.  Vom  Lehrpersunal  wird  er  als  ein  roher,  gewalttätiger  Schüler  bezeiclmel, 
der  sich  den  Lehrern  gleich  widersetzt  und  sie  sogar  auf  der  Gasse  beschimpft  Im  Hai  1908 
wurde  er  wegen  Verbrechens  des  Liebstalils  mit  IG  Tagen  Verschliefiung  geiicbllicb  bestraA.  itjD 
4-.  November  1903  der  Rullungsanstalt  übergeben  und  von  dort  dann  anher  transferiert. 

K.  Johann,  geboren  ao)  21.  April  1S89,  eingeliefert  am  H.  Oktober  1904.  Genoß  von  seinta 
Eltern  eine  sehr  schlechle  Erziehung.  Die  Ellern,  welche  selbst  raniincrte  Diebe  sind,  habeo  die 
Kinder  zum  Diebstahl  und  NicltUtun  ungeleilet,  so  daß  ihnen  die  vfiteriiehe  Gewalt  über  ihr« 
G Kinder  entzogen  wurde.  Da  die  Eltern  zumeist  in  Haft  sind,  werden  alle  Kinder  auf  Ko»t«ii 
der  Gemeinde  bei  fremden  Leuten  erzogen.  Die  Mutter  büßt  gegenwärtig  einen  13mc>naUich^ 
Kerker  in  Teseben  ab,  der  Vater  vagiert  herum.  K.  hätte  schon  auf  Grund  des  Erlasses  da 
scbl-.'siBchcn  Landcsausschusses  vom  11.  Juni  1904,  Z.  11408,  mit  seinem  Bruder  anher  emgeiiefert 
werden  sollen.  MiUlenvelle  wurde  er  gemelnschafliich  mit  seinem  Bruder  vom  KreisgcricLle 
Neutitsebein  unterm  t(.  Juli  1904  wegen  Verbrechens  des  Diebstahls  zu  drei  Monaten  Kerie: 
und  Abgabe  in  eine  Bessorungsaniiilall  verurteilt  Sein  Bruder  bat  bei  dieser  Gelegenheit  8 Moaaie 
Kerker  erhalten  und  soll  am  14.  März  1905  eingeiiefert  werden. 

Y.  Ernst,  geboren  am  30.  Dezember  1890,  eingeliefert  am  16.  Februar  1906.  Seit  d«r 
Geburt  taubstumm,  verlor  Kurrigend,  5 Jahre  alt,  seine  beiden  Eltern  und  wurde  von  sn&er 
Großmutter  in  Wall.-Mosi  ritsch  erzogen.  Als  lOjähriger  Knabe  kam  er  in  die  Bntnner  Taub- 
stummenanstall,  aus  welcher  er  nat  b einem  Jalire  entlassen  wurde.  Die  Großmutter  widmete  ihm 
nicht  die  genü^nde  Fflege,  so  daß  er  mehr  auf  sich  selbst  angewiesen  war.  Noch  als  Unmündiger 
beging  er  in  Walh'Mcserilscb  einen  Gelddicbstabl,  wurde  deswegen  mit  einem  Monate  Ve^ 
Schließung  gerichtlich  bealrafl  und  probeweise  anher  abgegeben. 

F.  Robert,  geboren  am  17.  Oktober  1890,  eingeliefert  am  18.  Oktober  1904.  Unehehchet 
Kind,  welches  von  der  Mutter  bald  verlassen  wurde.  Er  wunle  auf  Kusleu  der  Ueimatgeinebde 
Karlsberg  in  der  Nacbbargemeinde  Messendorf  bis  zum  7.  Jahre  erzogen,  dann  nach  Karlsbcrg 
zunlckgebracht,  wo  er  bei  verschiedenen  Insassen  weiter  ln  Pflege  blieb.  Besuchte  auch  zeitweb« 
die  Volksschule  in  Karisberg  und  hat  schon  uls  Schulknabe  grüßen  Hang  zum  Stehlen  gezeigt 
Der  Gemeindevorstand  von  Karisberg  sagt  von  ihm:  »er  stiehlt,  lügt,  schlägt  aus  Vergnügen  d«s 
Leuten  Gänse  und  Hühner  nieder,  droht  mit  Brandlegung  etc.*  Da  P.  mit  bochgnuhgtf 
Epilepsie  belastet  ist  und  keine  näheren  Anverwandten  hat,  ist  es  kein  Wunder,  daß  ihn 
Gemeinde  zu  Hause  nicht  haben  will  und  ihn  als  eine  Geißel  der  ganzen  Gemeinde  bezeichnet 

Sch.  Johann,  geboren  am  10.  Juli  1890,  eingeliefert  um  18  Oktober  1904.  Korrigend  isteio 
uneheliches  Kind  der  HaarneUerzeugt'riii  M.  S.,  w'elcbe  später  geheiratet  hat.  Korrigend  ward« 
bei  den  Eltern  des  Vaters  In  Prerau  erzogen,  kam  spater  mit  seiner  Mutter  nach  Brünn.  Von 
Gemeinderatc,  als  äicherheiGbehörde  Brünn,  wird  Konigend  als  ein  äußerst  verkommener  Emhe 
bezeichnet,  der  kaum  in  Freiheit  go^elzt,  seinen  Eitern  sofort  entweicht,  fremdem  Eigentum  im<i 
der  kör}>erlichen  Sicherheit  gcnUirlich  ist,  seine  Kleidung  zerreißt  und  eine  wahre  Geißel  der 
Brüniier  Sicherlieitsorgane  ist.  Ober  Antrag  des  Brünner  Genieinderates  wurde  Korrigend  am 
30.  März  1903  ins  Brünner  Rettungshaus  und  von  dort  anher  abgegeben. 
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Welches  sind  die  Ursachen  und  Erscheinungs- 
formen der  Verwahrlosung  von  Kindern  und 
Jugendlichen? 

Bericht,  erstattet  im  Aufträge  des  Ausschusses  des  Vereines  der  Ueamten  der  Zwangsarboits-  und 
ßesserongsanstallen  in  Österreich  von 

Alois  Hsjek, 

Leiter  der  Caieer  Franz  Josef-Breiehungeanstalt  in  Olberedorf. 

am  13.  MSrz  1900. 

Die  Ursachen  der  Verwahrlosung  sind,  seil  die  Menscliheit  besteht, 
immer  die  gleichen,  sie  liegen  in  Personen  und  Verhüll nissen.  Die  Personen, 
welche  hiebei  in  Betracht  kommen,  sind  vor  allem  die  Eltern,  Geschwister,  Ver- 
wandte, Lehrer,  Richter  und  Vorgesetzte. 

Die  Verhältnisse,  welche  milspielen,  lassen  sich  zwar  nicht  der  Reihe 
nach  erschöpfend  aufzählen,  können  aber  skizziert  werden  milden  Worten:  Beruf, 
Vermögenslage,  Umgebung  und  Gesellschaft,  Vererbung,  körperliclier  Zustaud 
überliaupt  u.  s.  w. 

Eine  Ursaclie  der  Verwahrlosung  liegt  ferner  in  der  geistigen  Minderwertig- 
keit des  Kindes.  Solche  geistig  defekte  Kinder  sind  leider  niclil  gar  selten  zu 
linden  in  Erziehungs-  und  Besscrungs.anslalten  und  bedürfen  einer  liusonders  auf- 
merksamen individuellen  Behandlung.  Ganz  enge  verknöpft  mit  d'  r Umgehung 
oder  Gesellschafl  als  Ursache  der  Verwahrlosung  ist  die  Erziehung  überhaupt. 
Bei  dieser  kommeii  als  die  wichtigsten  Erziehungsfaktoren  in  Bctraclit  die  Familie 
und  die  Schule.  Die  Iiäusliche  Erziehung  ist  grundlegend  für  die  ganze  Zukunit. 
Ist  die  Erziehung  in  der  Familie  eine  schlechte,  so  wird  auch  das  Kind  schlcchL 
Ein  Kind,  mit  guter  Erziehung  ausgestallet,  kann  nicht  so  leicht  verwalirlosen. 
Wenn  trotzdem  manche  gut  ci-zogene  Kinder  schlecht  werden,  sobald  sie  fern  vom 
Eltemhause  sind,  so  trifft  die  Schuld  an  ihrer  Entgleisung  gar  oft  ganz  andere 
Faktoren.  Das  Kind  muß  vor  allem,  wenn  es  der  häuslichen  Erziehung  entrückt 
wird,  sich  selbst  weiter  erziehen  und  die  genossene  häusliche  Erzieliung  ergänzen, 
sonst  kann  es  Vorkommen,  daß  die  ihm  im  Leben  entgegeniretenden  Hindernisse 
und  Beschwerden  die  guten  Grundlagen  hinwegfegen.  Und  hier  zeigt  sich  dann 
der  Erfolg  der  häuslichen  Erziehung.  Je  besser  und  gründlicher  diese  war,  desto 
widerstandsfähiger  und  fester  wird  die  Grundlage  sein,  auf  welcher  sich  das 
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Individuum  seine  Zukunft  sclialll.  Wenn  aber  die  Erziehung  der  Familie  eine  gute 
sein  soll,  so  müssen  auch  diejenigen,  welche  berufen  sind,  das  Erzichungswerk 
durchzuführen,  selbst  gut  erzogen  sein  oder  mit  anderen  Worten:  sie  müssen  die 
Fülligkeiten,  das  Verständnis  und  auch  den  Willen  besitzen,  eine  gute  Erziehung 
zu  geben.  Hebung  des  Wohlstandes  und  der  geistigen  Bildung  im  allgemeinen 
werden  also  wesentlich  beitragen,  die  Ursachen  der  Verwahrlosung  zu  verringern. 
Und  verlangen  wir  dies,  so  sprechen  wir  zugleich  aus,  daß  die  Schule,  welche 
die  geistige  Bildung  vermittelt,  mit  berufen  ist,  gegen  die  Verwahrlosung  anzu- 
kümpfen. 

Eine  schlechte  Schule,  eine  Schule,  welche  nicht  in  erster  Linie  Erziehungs- 
anstalt ist,  muß  daher  mit  Recht  auch  als  eine  Mitursache  der  Verwahrlosung 
hingestellt  werden.  Wissen  ist  sittliche  Macht  und  die  Schulkcnntnisse  sind  wert- 
volle Hilfsmittel  zur  sittlichen  Bildung.  Freilich  darf  das  Wissen  nicht  einseitig 
angeeignet  werden,  es  muß  vielmehr  gepaart  sein  mit  der  Bildung  des  Gefühles 
und  Gemütes  überhaupt;  bloßes  Wissen  hat  für  die  Moralität  nur  geringen  Wert 
und  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  daß  das  fortschreitende  Wissen  allein  auf  die 
Verwahrlosung  keinen  nennenswerten  Einfluß  nimmt,  das  heißt  sogenannte 
gescheidtc  Kinder  sind  ebensowenig  vor  dem  sittlichen  Verfalle  geschützt  wie  die 
minder  gebildeten.  Wie  nun  die  Schule  ihrer  Pllicht  zu  genügen  hat,  wie  sie  ein- 
gerichtet sein  muß  etc.,  gehört  nicht  in  den  Rahmen  des  gegebenen  Themas,  hier 
sei  nur  die  Tatsache  nochmals  wiederholt,  daß  die  Schule,  wenn  sie  nicht  echte 
und  wahre  Bildung  zu  schaffen  vermag,  mit  Schuld  ist  an  der  zunehmenden  Ver- 
wahrlosung der  Jugend. 

Weil  mit  der  Schule  der  moderne  Lehrer  in  engstem  Zusammenhänge  steht, 
muß  auch  dieser  wichtigen  und  emllußtcichen  Person  ausdrücklich  hier  gedacht 
werden.  Die  Lehrerschaft  ist  in  der  Lage,  aber  auch  berufen  und  verpflichtet 
dazu  beizutragen,  daß  der  beginnenden  Verwahrlosung  Einhalt  getan  werde.  Die 
Indolenz  eines  Teiles  der  Lehrerschaft  ist  daher  ebenfalls  Ursache  der  Verwahr- 
losung. Gesetzliche  Verordnungen,  Erlässe,  Bestimmungen  in  der  neuen  Schul- 
und  Unterrichtsordnung  räumen  dem  Lehrer  eine  große  Macht  ein  zur  Bekämpfung 
der  Verwahrlosung.  Doch  die  Anteilnahme  der  Lehrer  beginnt  erst  ganz  allmählich 
zu  erwachen,  obschon  cs  im  eigensten  Interesse,  im  persönlichen  Vorteile  des 
Lehrers  liegt,  so  wenig  als  möglich  Verwahrloste  in  seiner  Schulstube  zu  besitzen. 
Der  Standpunkt  des  Lehrers,  sich  um  das  Schulkind  nur  zu  kümmern,  solange  es 
zwischen  den  vier  Mauern  des  Schulzimmers  sitzt,  was  außerhalb  desselben 
geschieht,  aber  vollständig  zu  ignorieren,  ist  ein  gnindfalscher  Standpunkt  und 
muß  daher  aufgegeben  werden.  Die  neue  Schul-  und  Unterrichtsordnung  hat 
dieser  Anschauung  dadurch  Rechnung  getragen,  daß  sie  klar  und  deutlich  ver- 
langt, daß  der  Lehrer  dem  Verhalten  der  Schuljugend  auch  außerhalb  der  Schule 
seine  volle  Aufmerksamkeit  zu  widmen  hat.  Es  wird  übrigens  dem  Lehrer  ganz 
leicht  gemacht,  sich  solcher  die  ganze  Klasse  schädigender  Elemente  zu  entledigen. 
Er  braucht  nur  die  Anzeige  zu  erstatten,  daß  bei  dem  einen  oder  andern  Kinde  es 
notwendig  ist,  fürsorglich  einzugreifen,  damit  die  völlige  Verwahrlosung  hintan- 
gehalten  werde. 
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Aber  nicht  bloß  Indolenz,  sondern  auch  ralsehe  Scham  und  Eitelkeit  sowie 
Ehrgeiz  halten  unbegreiflicherweise  den  Lehrer  zurück,  einzugoslehen,  daß  Kinder 
seiner  Klasse  sittlich  gefährdet  oder  wohl  auch  srdion  ganz  verwahrlost  sind.  Der 
Inspektor,  der  Oberlehrer  oder  Direktor,  eine  Vorgesetzte  Behörde  könnte  glauben, 
daß  der  Lehrer  an  diesen  Erscheinungen  Schuld  sei,  daß  er  daher  nichts  tauge. 
Es  könnte  weiter  gefolgert  werden,  daß  die  Schule  selbst,  die  sogenannte  Neu- 
schule  überhaupt  Ursache  der  zunehmenden  Verwahrlosung  sei.  Solche  Befürch- 
tungen sind  töricht,  denn  es  wird  heute  niemandem,  auch  nicht  dem  konserva- 
tiven Teile  der  Bevölkerung  einfallen,  derartige  Schlüsse  zu  ziehen.  Im  Gegenteil, 
man  wird  es  nur  zu  begreiflich  fln<len.  wenn  der  Lehrer  sich  eines  den  Erfolg 
sehr  in  Frage  stellenden  Ballastes  entledigt,  wenn  er  mindestens  die  völlig  Ver- 
wahrlosten, welche,  wenn  sie  auch  nur  vereinzelt  Vorkommen,  die  Hau]>tkrall  des 
Lelu-ers  in  Anspruch  nehmen  und  oft  den  Geist  der  ganzen  Klasse  vergiften,  ent- 
fernt und  dadurch  der  Gefahr  der  Ansteckung  vorbeugt.  Also  fort  mit  ihnen  in 
besonders  für  sie  eingerichtete  und  berechnete  Erziehungsverhältnisse,  in  Erzie- 
himgs-  und  Besserungsanstalten! 

Zu  einer  guten  Schulbildnng  gehört  auch  der  Religionsunterricht.  Dieser 
Unterricht  ist  insbe.sondere  berechnet,  auf  d;is  Herz  einzuwirken  und  ist  der  Kopf 
noch  so  voll  von  Wissen,  geht  aber  dabei  das  Herz  leer  aus,  so  fehlt  die  Grundmauer, 
welche  im  stände  ist,  einer  drohenden  Verwalirlosung  wirksam  zu  widerstehen. 
Die  Ansichten  über  die  Bedeutung  und  den  Einfluß  des  Religionsunterrichtes  als 
Schutzmittel  gegen  die  sittliche  Verwahrlosung  sind  verschieden  und  gehen 
oft  weit  auseinander,  die  Mehrzahl  jedoch  tritt  mit  Wärme  und  Überzeugung 
mit  logischen  Bewei.sen  für  die  Religion  ein  als  ein  Gemüt  und  Gefühl  bilden- 
des Mittel  imd  in  diesem  Siime  kämpft  diese  Meluheit  durch  die  Verwirklichung 
ihrer  Forderungen  auch  gegen  die  V'crwahrlosung.  Es  würde  zu  weit  führen, 
dieses  Kapitel  gebührend  zu  besprechen,  fe.stge.stellt  sei  nur  die  Tatsache,  welche 
aus  Erfalirung  gewonnen  wurde,  daß  ein  mangelhafter  oder  nicht  richtig  erteilter 
Religionsunterricht  oder  das  gänzliche  Fehlen  dieser  UnleiTichtsdisziplin  auch 
eine  Ursache  der  sittlichen  Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugendlichen  sein  kann. 

Es  braucht  nicht  erst  bewiesen  zu  werden,  daß  die  Verkommenheit  der 
Eltern  ganz  unbewußt  auch  auf  ihre  Kinder  übergeht  Nur  in  seltenen  Fällen  trilTl 
die  Eltern  kein  direktes  V'erschulden.  Wenn  nämlich  Vater  und  Mutier  genötigt 
sind,  tagsüber  dem  Erwerbe  nachzugehen,  bleibt  das  Kind  sich  selbst  überlassen, 
gerät  in  schlechte  Gesellschaft,  wird  Vagant  und  venvahrlost  liier  ist  die  Ursache 
der  Verwahrlosung  die  mangelhafte  Aufsicht,  für  welche  die  Eltern  nicht  ver- 
antwortlich sind  und  welche  die  soziale  Not  mit  sich  bringt.  Besonders  muß  dalier 
die  Frauenarbeil,  wenn  die  Beaufsichtigung  (Erziehung)  darunter  leidet,  abgcschafft 
oder  eingeschränkt  werden.  Es  gibt  aber  auch  Eltern,  welche  durch  Not,  Unglück, 
Armut  und  andere  Schicksals.schläge  in  die  I.«ige  kommen,  Schutz  für  ihre  Kinder 
ansuchen  zu  müssen,  da  sie  ebenfalls  außer  stände  sind,  ihrer  l’tlicht  zu  genügen. 

Fräulein  von  VVolfring  hat  in  einem  sehr  interessanten  Vorträge  in  Wien 
die  Eltern  als  Ursache  der  sittlichen  V'erwahrlosung  in  drei  Gruppen  geteilt, 
und  zwiu  in  unschuldige,  in  pflichtvergessene  und  in  strafbare  Elteni.  Vielleicht 
könnte  bei  dieser  Einteilung  noch  eine  besondere  Gruppe  ausdrücklich  erwähnt 
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werden,  nSmlich  die  dummen  und  unvcmünfligen  Eltern.  Das  sind  solche 
Eltern,  welche  sich  zumeist  in  guten  materiellen  Verhältnissen  befinden,  ihre 
Kinder  im  guten  Glauben  erziehen,  sie  dabei  aber  dermaßen  verwöhnen,  daß  sie  voll- 
ständig mißraten  und,  um  gebessert  zu  werden,  in  eine  Zwangserziehung  gebracht 
werden  müssen.  Stiefeltern ! Ihr  hal)t  einen  großen  Anteil  an  dem  wachsenden 
Heere  der  Verwahrlosten.  Das  ist  keine  Verleumdung,  kein  Schreckgespenst  Die 
Stiefmutter  der  Märchen  lebt  wirklich,  sie  wird  weiterleben  und  ihren  Uuf 
bewahren  und  stets  eine  willkommene  Figur  sein  für  den  Novellisten  oder  Roman- 
schriftsteller, sowie  für  den  Dramatiker.  Das  Thema  .Stiefeltern  als  Ursache 
von  Verwahrlosung“  gäbe  Stoffe  zu  einem  dickbändigen  Buche.  Die  Verhand- 
lungen im  Gerichtssaale  und  nicht  minder  selbst  gemachte  Erfahrungen  beweisen 
obige  Behauptung  zur  Genüge. 

Österreich  hat  ganz  gute  Gesetze  und  die  Schaffung  eines  neuen  Erzieliungs- 
gesetzes  würde  keinen  Erfolg  bedeuten,  wenn  nicht  die  Gesellschaft,  Familie. 
Schule  und  der  Staat  andererseits  ihre  Pflicht  erfüllen.  Die  bestehenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  würden  vollauf  genügen,  unsere  Jugend  auf  ein  höheres 
sittliches  Niveau  zu  bringen,  wenn  alle  Faktoren  den  vorgeschriebenen  Pflichten 
nachkomraen  würden.  Der  k.  k.  Obungsschullehrer  Herr  W.  Atzler  weist  in 
einem  trefflichen  Aufsatze  nach,  daß  Österreich  theoretisch  hinreichend  für  die 
sittlich  verwahrloste  Jugend  vorgesorgl  hat.  Die  Praxis,  die  Pflichterfüllung, 
die  Ausführung  der  edlen  und  schönen  Ideen  sollen  allerdings  tiianchcs  zn 
wünschen  übrig  lassen.  Und  so  kommen  wir  von  selbst  .auf  eine  weitere  Ursache 
der  Verwahrlosung:  die  kompetenten  Behörden.  Sie  sind  mitunter  gleich- 
gültig und  zeigen  nicht  jene.s  Interesse,  welches  die.ser  Zweig  humanitären  Wirkens 
unbedingt  erfordert,  um  auf  einen  Erfolg  zurückblicken  zu  können.  Betrachten 
wir  zunächst  das  Vcrh.ilten  der  Schulbehörden.  Der  Ortsschulrat  verfügt  i.  B. 
die  Ausschließung  eines  Schülers  wegen  schlechten  Verhaltens.  Das  Gesetz  ver- 
langt dann,  daß  der  Ausgeschlossene  privat  unterrichtet  werde.  Wer  ward  einen 
solchen  Bengel  unterrichten  und  wer  wirti  den  Unterricht  bezahlen?  Die  Ellern 
sind  arme  Teufel  und  leben  von  heule  auf  morgen.  Das  ausgeschlossene  Kind 
bleibt  sich  selbst  überlassen,  freut  sich  nur  darüber  und  verwahrlo.st  immer 
mehr.  Der  Bezirksschulrat  hat  die  Pflicht,  die  zur  Anzeige  gebrachten  Fälle  von 
drohender  Verwahrlo.sung  genau  zu  studieren  und  dann  das  Erforderliche  zu  ver- 
anlassen. Was  tut  er  in  Wirklichkeit?  Nichts  besonderes.  Er  verfügt,  daß  den: 
Individuum  mehr  Aufmerksamkeit  gewidmet  werde.  In  seltenen,  fast  nur  ver- 
einzelten Füllen  dringt  er  darauf,  daß  das  betreffende  Kind  bewahrt  oder  geschützt 
werde.  Die  Obcrvorrnundschaften  verhallen  sich  ganz  ähnlich.  Es  soll  hier 
.aber  durchaus  kein  Vorwurf  ausgedrückt  werden.  Die  Talsache  ist  ja  allbekannt, 
daß  diese  richterlichen  Beamten  mit  Geschäflen  oft  derart  überladen  sind,  daß  fi» 
die  physische  Zeit  nicht  finden,  diesem  Gegenstände  besondere  Aufmerks.'unkcil 
zu  widmen.  Es  gehört  eine  außergewöhnliche  Begeisterung  dazu,  wenn  der  Richter 
trotz  der  knapp  bemessenen  Zeit,  doch  noch  der  Jugendfürsorge  seine  Krälle  leiht. 
Seine  Erfolge  auf  diesem  Gebiete  sind,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  übemischcnd 
günstige,  weil  er  seinen  Maßregeln  jedesmal  auch  den  entsprechenden  Nachdrack 
zu  geben  vermag. 
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Welchen  sdilcchten  Einfluß  die  sogenannte  Kinderarbeit  auf  die  Sitten 
ausübt,  istallgeineinbekanntund  die  in  neuester  Zeit  darüber  ei-scbicnenen  Schriften 
tiabeii  in  erschöpfender  und  übersichllicher  Weise  nacligewiesen,  daß  inan  durch 
Abschaffung  oder  Einschränkung  derselben  eine  Hauptuisache  der  sittlichen  Ver- 
rohung beseitigen  würde. 

Die  Ursachen  der  Verwahrlosung  bei  Jugendlichen  sind  im  allgemeinen 
dieselben  wie  bei  Kindern.  Der  Unter/.eichnete  erlaubt  sich,  bei  dieser  Gelegenheit 
hinzuweisen  auf  seine  Ausführungen  in  der  Hauptversammlung  des  Vereines 
der  Beamten  der  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten  am  2i2.  und  23.  Sep- 
tember 11105  in  Wien.  Es  wurde  daselbst  unter  anderem  ausgeführt,  daß  die  Zeit 
der  EnIIassung  sowohl  für  die  die  öffentliche  Volksschule  besuchenden  Kinder 
als  auch  für  jene,  welche  in  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten  angehalten  waren, 
die  gefährlichste  ist.  Die  ganz  unvermittelt  gewonnene  Freiheit  wird  nicht  mit 
Maß  und  Ziel  genossen,  sondern  häufig  mißbraucht  und  führt  schließlich  zur  Ver- 
wahrlosung oder  zum  Rückfälle.  Die  schlechte  Versorgung  mit  Kost,  das 
schlechte  Beispiel  von  Meister  und  Gesellen,  welche  beide  der  Lehrling  doch 
ehestens  nachahmen  möchte,  damit  er  sozusagen  ja  nichts  versäumt,  führen  in 
vielen  Fällen  zum  moralischen  V'erfalle.  Auch  die  Armut  des  Lehrjungen  oder  des 
jugendlichen  Arbeiters  kann  Ursache  sein,  daß  er  auf  Abwege  gerät.  Körper- 
liche Schwäche  oder  ein  körperliches  Gebrechen,  die  grassierende  Genuß- 
sucht, die  sich  zeigt  im  Verbrauche  von  Alkohol  und  Tabak  und  im  Verkehre  mit 
dem  anderen  Geschlechte,  der  plötzliche  Besitz  von  Geld,  die  rohe  und  ordinäre 
Behandlung  von  Seite  der  Vorgesetzten,  all  das  treibt  das  jugendliche  Gemüt 
häufig  auf  die  schiefe  Bahn  des  Lasters  und  V'erbrechens. 

Ganz  besonders  hervorgehoben  werden  muß  die  gegenwärtig  immer  mehr 
üherhandnehmende  Arbeitsscheu.  Die  Kinder  werden  nicht  gewöhnt  an  regel- 
mäßige und  ausdauernde  Arbeit.  Die  Gewöhnung  an  immerwährende  Beschäfti- 
gung muß  schon  im  frühesten  Kindcsalter  beginnen  und  sich  darin  zeigen,  daß  das 
Kind  niemals  müßig  geht  oder  Langweile  empfindet.  Aufgabe  der  Eltern  und 
Erzieher  ist  es,  dafür  zu  sorgen,  daß  keine  toten  Zeiten  entstehen  im  Schaffen  des 
Kindes.  Tändeln  und  Bummeln  sind  keine  geeigneten  Lückenbüßer,  sondern 
wirken  höchst  nachteilig  auf  den  Arbeitssinn  des  Kindes.  Die  ersten  Klagen  des 
Meisters  beziehen  sich  fast  immer  auf  den  mangelhaften  Fleiß  und  daraus  ent- 
springen alle  die  Fehler,  welche  zuletzt  zur  Verwahrlosung  führen.  An  solcher 
Arbeitsscheu  sind  natürlich  in  erster  Linie  die  Ellern  schuld,  die  nicht  selten, 
wenn  sie  zur  Rede  gestellt,  verwiesen  und  getadelt  werden,  mit  Achselzucken 
über  diesen  Gegenstand  hinweggehen.  Das  Kind  setzt  die  eingeimpften  Grundsätze 
in  die  Praxis  um  und  tritt  in  die  Fußstapfen  der  Eltern.  Wenig  arbeiten,  viel  Geld 
verdienen,  alle  möglichen  Vergnügungen  mitmachen,  das  sind  die  Lebensideale, 
welche  die  Jugeml  dann  verfolgt.  Der  sozialdemokratische  Zug  der  Zeit, 
welcher  die  Arbeiterklassen  und  zum  Teil  auch  den  Mittelstand  beherrscht,  ist 
auch  eine  Ursache  der  Verwahrlosung.  Es  gibt  keine  Autorität,  der  Lehrjunge 
fühlt  sich  gleichbedeutend  mit  dem  Meister,  der  ihm  nichts  verweigern,  viel  weniger 
noch  ihn  bestrafen  darf.  Gehorsam  und  Folgsamkeit  sind  dem  Lehrjuiigen 
unberechtigte  Forderungen.  Die  Aufhetzereien  und  Verführungen  tVersprcchungen) 
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der  sogcnannleu  Ffilirer  des  Volkes,  welche  bis  zu  den  Lehrlingen  hinabreichen, 
haben  viele  Jugendliebe  ins  Verderben  gebracht  Und  wem  ist  die  auffallende 
Erscheinung  zuzuschreiben,  daß  die  Zahl  der  Lehrlinge  immer  geringer  wird  ? 
Allein  den  herrschenilen  modt'rnen  Ansichten.  Die  Jungen  wollen  Geld  ver- 
dienen. Will  daher  der  Meister  Lehrjungen  erhalten,  dann  muß  er  sich  bequemen, 
den.selbcn  aueb  für  mindere  L(  istungen  klingenden  Lohn  auszuzahlen.  Die  Ma.ssen- 
(lucht  der  Lehrlinge  in  die  Fabriken,  wo  sie  Taglohn  erhalten  und  die  .Arbeitszeit 
nach  Stunden  genau  abgemessen  haben,  hat  so  überhandgenommen,  daß  viele 
Meister  nur  mit  Taglöhnern  arbeiten  müssen.  Der  jugendliche  Fabriksarbeiler,  der 
jeden  Samstag  seinen  Lohn  auf  die  Hand  bekommt,  kann  ganz  nach  seinem 
Gesebmacko  leben.  Er  lenit  frühzeitig  die  irdischen  Genüsse  kennen  und  lieben 
und  setzt  h.Aiifig  seinen  ganzen  Verdienst  in  Alkohol  und  Tabak  um.  Auf  Kleider 
und  Wäsche  reicht  es  dann  nicht  und  so  kommt  es,  daß  schon  nach  kui-zer 
Zeit  der  Liim|)  äußerlich  erkenntlich  wird.  Wer  soll  auf  solche  Individuen  Ein- 
fluß nehmen?  Der  Meister  ist  ohnmächtig,  die  Eltern  kümmern  sich  entweder 
nicht,  oder  wenn  ja,  so  reicht  ihre  Autorität  leider  nicht  mehr  aus,  die  Aus- 
schreitungen zu  zügeln;  der  Fabriksherr  begnügt  sich  damit,  daß  ihm  die  verlangte 
Arbeit  ordentlich  gelei.stet  wird;  die  Gesellschaft  und  der  Staat  tun  wenig,  obwohl 
es  nur  in  ureigenstem  ltderessc  dieser  beiden  Köipcrschaften  gelegen  wäre,  wenn 
sic  bahnbrechend  und  mit  gutem  Beispiele  vorangingen;  denn  diese  Jugendlichen 
sind  die  zukflnfligen  Soldaten  und  Bürger  des  St.aatcs.  Die  Zahl  der  jugendlichen 
Verwahrlosten  ist  trotz  Errichtung  von  Korn  ktions-  und  Zwangsarbcitsanstalten 
nicht  geringer  geworden.  Die  Drohung  mit  der  Anhaltung  in  diesen  An.st.itten  ist 
nicht  wirksam,  denn  der  jugendliche  LeichLsinn  i.st  stärker  als  die  ruhige  Erwägung 
der  üblen  Folgen.  Oft  aber  ist  auch  die  VT'rwahrlosimg  schon  derart  fort- 
geschritten, daß  eine  dauernde  Be.ssenmg  nicht  zu  erwarten  ist. 

Durch  die  geschilderte  Lebensweise  und  dnich  andere  Einflüsse  entwickelt 
sieb  auch  der  Geschlechtslrieb  friihzeitig.  Der  Jugendliche  ist  stolz  auf  den 
Verkehr  mit  dom  andern  Geschlcchte,  welcher  aber  leider  in  vielen  Fällen  nicht 
nur  den  körperlichen,  sondern  auch  den  moralischen  Verfidl  des  Individuums  zur 
Folge  hat.  Der  Woctienlolin  wird  oft  Samstag,  Sonntag  und  Montag  in  der  Kneipe 
bei  Musik  und  Tanz  im  Kreise  halbwüchsiger  Mädchen  bis  auf  den  letzten  Heller 
verputzt.  Gewalttätigkeiten,  Verbrechen,  Verhaftungen,  Mißhandlungen,  Dieb- 
stähle etc.  sind  Begleiterscheinungen  solcher  Woehenunterhaltungen. 

Die  Schlafstellen  der  Jugendlichen,  auch  der  Lehrlinge  — denn  diese 
dürfen  bei  vielen  Lehrherrn  nicht  im  Hause  wohnen  — sind  nicht  selten  wahre 
Hoch-schulen  lür  ümsittlichkciten.  Aftemiieter  und  Bcttgeher  könnten  oft 
ganze  Romane  von  raffinierten  Geschlechlsverirrungen,  sexuellen  Unsittlicbkeiten 
und  neuen  Erfindungen  von  Geschlechtsreizen  und  Geschlechtsbefriedigungen 
schreiben.  Die  Verdorbenbeit  geht  so  weil,  daß  jedes  Schamgefühl  ertötet  ist,  daß 
sich  das  Heer  von  jugendlichen  Arbeitern  und  Arbeiteriimcn  gar  nicht  schämt, 
lln.silllichkeiten  am  hcllichten  Tage  zu  begehen  und  sich  bei  einer  etwaigen 
Zurechtweisung  mit  spöttelndem  Lächeln  oder  mit  falschem  Stolze  hinweghilll. 

Ein  besonderes  Kapitel  könnte  gewidmet  werden  dem  jugendlicben  land- 
wirtsihafllichon  Hilfsarbeiter.  Bei  diesem  herrscht  mitunter  eine  geradezu 
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entsetzliche  Verwahrlosung,  die  aber  wenig  beachtet  und  gar  nicht  weiter  bekannt 
wird.  Was  der  1t-,  15-,  IGjrdirige  Bursche  und  das  gleichaltrige  Mädchen  in 
geschlechtlicher  Beziehung  zu  sehen  bekommen  und  bald  selbst  nachahmen, 
spottet  jeder  Beschreibung.  Der  Bauer  weiß  von  diesem  Treiben,  kann  aber  nicht 
viel  tun  dagegen;  er  muB  es  didden,  daß  allwöchentlich  zwei-  oder  dreimal  der 
Bursche  das  Mädchen  besucht,  sonst  erhält  er  keine  Leute.  Die  geschlechlliche  V^er- 
wahrlosung  ffihrl  aber  gewöhnlich  ins  Verderben.  Das  Mädchen  verlangt  und  erhält 
verschiedene  Aufmerksamkeiten,  wird  ausgefülirt  zu  Ball  und  Tanz.  Raufereien 
und  Diebereien  sind  die  nächsten  Folgen.  Der  Sinn  für  gut  und  böse  geht  ver- 
loren oder  wenn  noch  ein  Rest  von  gutem  Sinne  vorhanden  ist,  fehlt  die  Willens- 
kraft, ihn  zu  entllammen  zur  Reinheit  und  Sittlictikeit. 

Die  Schar  von  Gemeindekindem  stellt  auch  ein  namhaftes  Kontingent 
von  Verwahrlosten.  Das  sind  nämlich  Kinder,  welche  <lie  Eltern  verloren  iiaben 
oder  auch  uneheliche  Kinder,  für  welche  die  Heimatsgeineiude  zu  sorgen  gesetz- 
lich verpflichtet  ist.  Wenn  die  Armenpflege  im  Orte  nicht  organisiert  ist  und  die 
berufenen  Armenptleger  nicht  mit  Eifer  und  Interesse  ihrer  Pflicht  nachkoinmen 
oder  wenn  die  Gemeinde  sehr  arm  ist  und  auf  die  Fürsorge  solcher  Kinder  wenig 
oder  gar  kein  Geld  verwenden  kann  oder  auch  niclit  will,  dann  ist  cs  geschehen 
um  die  Armen.  Sie  werden  in  Pflegefamilien  gebracht,  in  welchen  sie  nicht  nur 
nicht  gut  erzogen,  sondern  manchmal  auf  die  Bahn  des  Lasters  und  der  Schlechtig- 
keit überhaupt  gedrängt  werden.  Und  wer  ist  Schuld  an  dieser  Vervv;dirlosung? 
die  Gemeinde.  Sie  bietet  dazu  die  Hand,  daß  Individuen  aufwachsen,  welche  ihr 
selbst  später  Plackereien  und  Kosten  verursachen. 

Daß  ein  begangener  erster  Fehltritt,  der  öffentlich  geahndet  wird,  den  Anfang 
der  Verwahrlosung  bilden  kann,  wird  durch  Tatsachen  bestätigt.  Ein  solcher  bestrafter 
Fehltritt  raubt  einen  Teil  des  Selbstgcfülds,  der  Abgestrafte  gibt  sich  selbst  auf,  wird 
gleichgültig  und  gerät  abermals  mit  dem  Gesetze  in  Konflikt.  Das  Zusammensein 
Jugendlicher  mit  erwachsenen  Strafgefangenen  ist  von  den  nachteiligsten  Folgen  für 
die  ersteren.  Diese  Obeistände  sind  in  neuerer  Zeit  von  maßgebender  Seite  richtig  er- 
kannt und  die  Beseitigung  derselben  in  Erlässen  und  Verordnungen  verfügt  worden. 

Die  Verwahrlosung  zeigt  in  ihren  Erscheinungsformen  keine  großen  Ver- 
schiedenheiten. Dr.  H.  Reicher  bezeichnet  sie  in  seinem  neuesten,  äußerst 
gediegenen  Werke  mit  den  Schlagworlen:  Schulstürzerei,  Landstreicherei,  Arbeits- 
scheu, Diebstatd,  Prostitution  un<l  Begehen  einer  sirafbaren  Handlung  über- 
haupt. Gewöhnlich  geht  die  sittliche  V’erwahrlosung  mit  der  körperlichen  Hand 
in  Hand.  Ausnahmen  kommen  vor.  Insbesondere  bringt  die  heutige  Zeit  eine 
Spezialität  von  Verkommenen  hervor.  Diese  sind  nämlich  äußerlich  wohl  anständig, 
gut  genährt  mit  gesundem,  normalem  Aussehen,  innerlich  aber  abgefeimt  und 
schlecht,  man  könnte  sie  sozusagen  bezeichnen  als  noble  jugfmdliche  Lumpen 
(Hochstapler).  In  früheren  Zeiten  hat  man  sich  keine  nennenswerte  Mühe  gegeben, 
die  Sclflechtigkeit  ängstlich  zu  verbergen;  die  Verwahrlosung  war  also  eine  offene 
und  unverblümte,  wälirend  gegenwärtig  die  versteckte,  falsche,  raffinierte  Ver- 
kommenheit vorkommt. 

Die  Erscheinungsformen  sind  mit  den  Ursachen  der  V'erwalirlosung  so 
enge  verknüpft,  daß  man  eine  vollständig  getrennte  Besprechung  nicht  gut  durcli- 
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führen  kann,  mit  andern  Worten  heißt  das,  daß  man  bei  Aufzählung  der  Ursachen 
auch  gleichzeitig  Erscheinungsformen  anführen  muß. 

Mit  Beziehung  auf  das  zu  besprechende  Thema  könnte  man  die  Formen 
der  Verwahrlosung  in  drei  Gruppen  gUedem,  und  zwar  in  solche  des  vor- 
schulpflichtigen,  des  schuliiflichtigon  und  dos  schulentlassenen  Kindes  etwa  bis  zum 
18.  Lebensjahre,  ln  Wirklichkeit  wild  natürlich  eine  scharfe  Abgrenzung  dieser 
drei  Gruppen  nicht  Vorkommen,  sondern  es  werden  sich  die  Erscheinungsformen 
in  alle  drei  Gruppen  liinüberziehen. 

Die  Figuren  der  ersten  Gruppe  finden  wir  zumeist  auf  der  Straße  und 
in  armen  Hütten.  Das  Kind  in  lumpiger  Umhüllung,  strotzend  vor  Schmutz, 
ausgehungert  und  blaß,  zeigt  nicht  nur  äußerlich  die  Verwahrlosung,  sondern  ist 
auch  durch  seine  Äußerungen  das  Bild  des  Ursprungs  der  innem  Verwahrlosung. 
Trotz,  Eigensinn,  Grobheit  und  Roheit  machen  sich  schon  jetzt  bemerkbar.  Kaum 
fähig,  auf  den  Beinen  zu  trippeln,  wird  es  abgerichtet  zum  Betteln,  zum  Ent- 
wenden kleiner  Näschereien  und  dann  zum  Stehlen  größerer  Gegenstände.  Das 
Lügen  kennt  es  zwar  nicht  als  etwas  Schlechtes,  aber  cs  lügt  wie  gedruckt  und 
lügt  vorerst,  um  den  Eltern  gewisse  Vorteile  zu  verschaffen.  Wenn  noch  hinzu- 
gefügt wird,  daß  manche  Kinder  besonderes  Gefallen  haben  am  Spiele  mit  Feuer, 
die  Wirkung  desselben  mit  Freuden  begrüßen  und  manches  Schadenfeuer  ver- 
ursachen, so  ist  das  Bild  des  verwahrlosten  vorschulpflichtigen  Kindes  so  ziemlich 
abgerundet. 

Die  zweite  Gruppe  zeigt  natürlich  schon  reichhaltigere  und  verschieden- 
artigere Gestalten  der  Verwahrlosung.  Einige  Beispiele  aus  der  Erfahrung:  Ein 
siebenjähriger  Junge  bringt  dem  Unterrichte  nicht  das  mindeste  Interesse  ent- 
gegen, ist  vollständig  teilnahmslos,  schlügt  und  maltraitiert  seine  Mitschüler  in  der 
Schule  und  am  Wege  nach  Hause,  ist  der  Mittelpunkt  der  Prügeleien,  wobei  auch 
Blut  fließt,  entwendet  den  Mitschülein  Gegenstände,  Eßwaren,  Geld.  Im  Hause 
setzt  er  sein  Treiben  weiter  fort  und  begeht  den  Diebstahl  nach  reiflich  erwogenen 
Plänen.  Dabei  lügt  er  trotz  unwiderleglicher  Beweise  und  ist  nur  schwer  zu  einem 
Geständnisse  zu  bringen.  Seine  Verwahrlosung  zeigt  sich  auch  äußerlich.  Er 
starrt  vor  Schmutz  an  Leib  und  Kleidern  und  wäscht  sich  auch  acht  Tage  lang 
nicht.  Sein  Zu.stand  ist  ekeleiregend  und  bringt  es  mit  sich,  daß  ihn  die  andern 
Kinder  fliehen,  nicht  bei  ihm  stehen  oder  sitzen  wollen.  Alle  diese  Fehler  hat  das 
Kind  von  den  Eltern  gelernt.  V'ater  und  Mutter  waren  arbeitsscheue  Imiividuen 
und  dem  Tnmke  ergeben.  Der  siebenjährige  Junge  hat  auch  das  Trinken  frühzeitig 
gelernt  und  war  infolgedessen  in  den  ersten  Schuljahren  nicht  im  stände,  einen 
geraden  Strich  zu  ziehen.  Die  Hände  zitterten  und  er  schrieb  wie  ein  hoch- 
betagter Mann. 

Ein  sechsjähriger  Junge  stielilt  seinen  Mitschülern  regelmäßig  die  mit- 
gebrachten Eßwaren  und  verteidigt  seinen  Raub  bis  aufs  Blut.  Auf  der  Straße 
beschimpft  er  erwachsene  Personen  und  rächt  sich  an  ihnen  durch  Einschl.agen 
von  Fenstern  und  durch  Erschlagen  von  Hühnern,  Enten  und  Gänsen.  Ein  neun- 
jähriger Knabe  zeigt  in  der  Schule  die  Anfangseigenschaflen  des  Verwahrlosten : 
Nachlässigkeit,  Liederlichkeit,  Unaufmerksamkeit,  LügenhafligkeiL  Bald  wird  es 
schlimmer.  Er  mißbraucht  den  Namen  des  Klassenlehrers  und  holt  in  einem 
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Papiergeschäfle  verschiedene  Schulrequisiten,  die  er  dann  muhvillig  verschwendet. 
Einige  Zeit  später  macht  er  sich  eines  Einbruchdiebstahlcs  schiddig,  indem  er  m 
einem  Greifllergeschüfle  6 K entwendet.  Das  Geld  vergeudet  er.  Bei  einem  zweiten 
Versuche,  zwei  10  K-Noten  zu  stehlen,  wird  er  ertappt.  Ein  anderes  Bild 
bietet  ums  ein  neunjähriges  Kind;  es  wird  von  dem  Stiefvater,  der  ein  arbeits- 
scheues Sulyekt  ist,  zum  öffentlichen  Betteln  gezwungen  und  gewöhnt  sich 
dadurch  ans  Vagieren,  besucht  selten  die  Schule  und  begeht,  als  man  es  zur 
Ordnung  zwingen  will,  zweimal  einen  Selbstmordversuch.  Nur  durch  Zufall  wird 
es  vom  Tode  gerettet.  Ein  zehnjäliriger  Junge  hat  frühzeitig  seine  Mutter  verloren. 
Der  V'ater,  an  einer  Hand  verunglückt,  bezieht  eine  Versicherungsrente  von 
17  K 60  h,  mit  welcher  er  seine  Familie  (drei  Kinder)  ernäliren  soll.  Die  Arbeits- 
lei.stungen  sind  infolge  seiner  Verstümmlung  gering  und  die  Versorgung  der 
Familie  eine  mangelhafte.  Der  älteste  Sohn  muß  daher  mit  dem  Vater  von  Zeit  zu 
Zeit  betteln  gehen.  Aber  auch  dann  reicht  es  nichL  Der  Junge  muß  stehlen,  am 
Ersten  eines  jeden  Monats  aber,  wenn  die  Rente  ausgeziddt  wird,  fleißig  Brannt- 
wein holen.  Der  Vater  wird  ein  Trinker,  mißhandelt  seine  Kinder,  die  nun  ganz 
verkommen.  Selbst  als  man  die  ratenweise  Auszahlung  der  Rente  verfügt,  tritt 
keine  Bessermig  ein.  Der  Junge  entweicht  öfter,  vagiert  wochenlang  herum,  stiehlt, 
wo  sich  ihm  Gelegenheit  bietet,  bis  endlich  der  V'ater  ebenfalls  das  VV’eite  sucht 
und  die  drei  verwahrlosten  Kinder  der  Gemeinde  zurückläßt.  Ein  neunjäliriger 
Knabe,  der  die  öffentliche  V' olksschule  besucht,  kann  vom  Lehrer  nicht  gebändigt 
werden.  Alle  der  Schule  erlaubten  Erziehungs-  und  Disziplinamiittel  wei-den 
angewendel,  bleiben  aber  wirkungslos.  Das  Ehrgefühl  scheint  gimz  erstorben  zu 
sein.  Er  ist  ungebärdig,  lügnerisch  und  diebisch,  versäumt  oft  wochenlang  die 
Schule,  entwendet  andern  Kindern  Gegenstände  mit  Gewalt,  stiehlt  einen 
Handwagen,  entwendet  W'aren,  welche  die  Geschäftsleute  vor  ihren  Lokiden  zur 
Ansicht  ausgestellt  haben  und  treibt  sich  bettelnd  umher. 

Die  Feueranzünder  unter  Schulkindern  sind  eine  ganz  besondere  Art  der 
Verwahrlosung.  Diese  haben  schon  oft  Heuhaufen,  Scheunen  und  Häuser  in  Brand 
gesteckt  und  dadurch  großen  Schaden  an  Eigentum  und  Menschenleben  ver- 
ursacht. Man  will  oft  solche  Schwächen  als  krankhaft  hinstellen.  Es  trifft  aber  nur 
in  äußerst  seltenen  Fällen  zu,  daß  man  diese  Erscheinungen  einer  Krankheit 
zuschreiben  kann.  Zumeist  ist  es  Schlechtigkeit  imd  Verderbtheit. 

Daß  die  Verwahrlosung  sich  auch  zeigt  in  unsittlichen  Reden  und  Hand- 
lungen, bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung.  Ein  Beispiel:  Ein  zwölljähriger 
Junge  pflegt  mit  einer  achtzehnjährigen  Dime  geschlechtlichen  Umgang  und  läßt 
sich  sogar  mit  dem  Vieh  auf  dem  Felde  Unsittliclikeiten  zu  Schulden  kommet!.  Er 
ist  sonst  vollkommen  normal. 

Die  Erscheinungsformen  der  Jugendlichen  (Schulentlassenen)  betreffen 
zumeist  die  Lehrlinge,  Hilfs-  und  Fabriksarbeiter.  Sie  sind  denen  der  Schul- 
pflichtigen ganz  ähnlich,  nur  ausgedachter  und  raffinierter  und  haben  zm- 
Grundlage  die  Erreichung  eines  Genusses.  Alkohol  und  Mädchen  sind  die 
Zielpunkte  des  Strebens  und  Schaffens  solcher  verrohter  Jungen  und  Jünglinge. 
Die  Sucht  zu  genießen  ist  so  ausgeprägt,  daß  selbst  Verbrechen  nicht  gescheut 
werden.  Zur  Befriedigung  des  Gaumens  ui.d  des  Geschlechtsgenusses  gehört  Geld 
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iinci  wenn  solches  niclit  pcniij!  verdient  wird,  sucht  man  auf  unrechlmAßigc  Welse 
in  den  Besilr,  desselben  zu  gelangen,  mit  andern  Worten;  es  wird  gestohlen  und 
die  Verwahrlosung  ist  fertig.  Beispiel:  braver  Tisrhlerlehrling,  ein  Jahr  Lehrzeit 
vorüber,  liest  fleißig  auch  Romane,  Kalender-  und  Indianergeschichten,  die 
ftUcntlichc  Bibliothek  im  Orte  steht  ihm  zur  Verfügung;  er  wird  ein  Träumer, 
häufige  Ermahnungen  des  Meisters.  Keine  Besserung.  Fängt  an  mit  Mädchen  zu 
verkehren.  Phantasie  erhitzt  sich  immer  mehr.  Tadel  des  Meisters  wird  heftiger. 
Der  Junge  unterschlägt  Holzmaterial;  er  braucht  Geld  für  die  Ausflüge  mit  seinem 
Mädchen.  Er  stiehlt.  Wird  entlassen.  Verwahrlost!  Ein  landwirtschaftlicher  Hilfs- 
arbeiter ist  brav  und  fleißig.  An  Sonntagen  geht  er  in  die  Kirche,  dann  spazieren. 
Kennt  den  Genuß  von  Alkohol  und  Tabak  nicliL  Da  ist  Tanzmusik  im  Gasthause. 
Er  läßt  sich  überreden,  zuzuschauen.  Es  gefällt  ihm.  Beim  nächsten  Male  geht  er 
von  selbst,  unaufgefordert,  trinkt,  raucht,  tanzt.  Jetzt  braucht  er  viel  Geld.  Sein 
Einkommen  reicht  nicht,  er  erwirbt  sich  Geld  auf  zweifelhafte  Weise,  wird  ein 
Trinker,  Raufbold,  Lump  — ein  Verwahrloster! 

Manche  jugendliche  Fabriksarbeiter  sind  rohe,  unsittliche,  verdorbene 
Burschen.  Sie  werden  frühzeitig  unabhängig,  schalten  und  walten  mit  itiiem  Tag- 
lohne nach  Gutdünken  und  mißbrauchen  die  erreichte  Freiheit  und  Selbständigkeit 
so  sehr,  daß  sie  selten  die  Kraft  firulen,  der  abschüssigen  Bahn  des  Lasters  und  der 
völligen  Verwahrlosung  auszuweichen. 

Von  einer  weiteren  Anführung  einzelner  Erscheinungsformen  wird  abgesehen, 
da  ja  die  Angefiihrlen  als  Repräsentanten  großer  Gruppen  gelten  können. 

Die  vorstehenden  Beobachtungen  sind  das  Ergebnis  eines  dreizehnjährigen 
Wirkens  an  einer  Erziehungsanstalt  für  sittlich  verwahrloste  Knaben.  Deshalb 
kann  das  Gutachten  zwiu-  nicht  Anspruch  machen  auf  eine  erschöpfende,  wohl 
aber  auf  eine  selbständige  Behandlung.  Es  werden  gewiß  noch  mancherlei 
Ursachen  und  Erscheinungsfonnen  zu  finden  sein,  da  diese  ja  bekanntlich 
abhängen  von  der  Rasse  der  Bevölkerung,  von  der  Gegend,  von  den  bestehenden 
Sitten  und  Gebräuchen,  von  der  Religion,  von  der  Beschäftigung,  Lebens- 
weise und  Nalirimg.  Daß  etwa  die  fortschreitende  Kultur  auch  Fortschritte 
mit  sich  bringt  in  der  Venvahrlosung,  ist  eine  Behauptung,  welche  noch 
des  Beweises  bedarf.  Auch  der  Ruf:  die  Neuschulc  begünstigt  die  zunehmende 
Verkommenheit,  sie  macht  die  verdorbene  Menschheit  fälliger  und  geschickler 
in  der  Ausübung  von  Schlechtigkeiten,  bedarf  einer  genauen  Prüfung.  Fällt  es 
doch  schon  schwer,  nachzuweisen,  daß  die  Zahl  der  Verwahrlosten  im  Ver- 
hältnisse zur  Bevölkerungszuhl  tatsächlich  zugenommen  hat  Die  Zald  der 
jugendlichen  Verbrecher  hat  in  den  letzten  Jaliren  allerdings  zugenommen. 
Das  beweist  aber  noch  nicht,  daß  auch  die  Verwahrlosung  in  demselben  Maße 
zugenommen  hat.  ln  früheren  Zeiten  führte  man  keine  oder  eine  mangelhafte 
Statistik,  auch  waren  ganz  andere  Gesetze  in  Kraft  und  die  Auffassung  der 
Begriffe  von  gut  und  böse,  von  sittlich  und  unsittlich  verschieden.  Wie  viele  Fälle 
von  Vergehen  und  Verbrechen  kamen  früher  an  die  Öffentlichkeit?  HeutzuDge 
finden  auch  geringfügige  Vorkommnisse  auf  diesem  Gebiete  durch  die  Prcs.se  die 
weiteste  Verbreitung. 
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Sclbstveriländlich  wird  olinewoilcrs  eingeiäuml,  daß  die  Vervvalirlosung 
einen  großen  Umfang  angenommen  hat  und  daß  unser  liebes  Vaterland  ein  Heer 
von  Verwahrlosten  aufstellen  könnte.  Deshalb  erwächst  für  jeden  edlen  Menschen, 
für  alle  maßgebenden  Faktoren  die  Pflicht,  mitzuhclfen  bei  dem  Kampfe,  der 
gefülirt  wird  gegen  das  Scidechle  im  menscldichen  Geschöpfe  und  der,  wenn 
nicht  alle  Hilfslruppen  herangezogen  werden,  zum  Schaden  der  Menschheit 
endigen  muß. 

So  weit  darf  es  aber  nicht  kommen  und  cs  wird  nicht  so  weit  kommen,  wenn 
jeder  treu  seine  Pflicht  erfüllt  und  alles  lut,  was  geeignet  ist,  das  Pflichtbewußl- 
sein  anderer  (der  Mitmenschen)  zu  heben. 
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Welches  sind  die  Ursachen  und  Erscheinungs- 
formen der  Jugendverwahrlosung? 


Bericht,  orsUltel  von 
Anton  Wzentek, 
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Das  Land  Sclüesien  besitzt  keine  öffentliche  Besserungsanstalt;  gleichwohl 
kommt  der  schlesische  Landesausschuß  vielfach  in  die  Lage,  sich  mit  der  Frage 
der  Jugendverwahrlosiuig  zu  beschäftigen.  Den  Anlaß  hiezu  gibt  zunächst  die 
dem  Lande  Schlesien  gehörige  Kaiser  Franz  Josef-Erziehungsanstalt  in  Olbers- 
dorf,  eine  private  Landesbesserungsanstalt,  bestimmt  zur  Aufnahme  von 
Knaben  katholischer  Konfession  im  Alter  von  8 bis  12  Jahren.  Ferner  hat  der 
schlesische  Landesausschuß  die  Bestimmung  des  § 10  des  Gesetzes  vom 
21.  Mai  1885,  R G.  Bl.  Nr.  90,  wonach  jugendliche  Personen  über  Antrag  ihrer 
gesetzlichen  Vertreter  und  mit  Zustimmung  der  Pflegschaflsbchörde  auch  außer 
den  gesetzlich  taxativ  aufgezählten  Fällen  in  eine  Besserungsanstalt  al>gegeben 
werden  können,  zum  Anlasse  genommen,  um  gegen  die  Verwahrlosung  der  Jugend 
anzukämpfen.  Schheßlich  hat  der  schlesische  LandesausschuB  neben  der  Anstalts- 
pflege  auch  der  Familienpflege  verwahrloster  Kinder  ein  besonderes  Augemnerk 
zugewendet,'  indem  minder  verwahrloste  Kinder  verläßhehen  Familien  gegen  oder 
ohne  Entgelt  in  Privat|>flege  übergeben  und  mit  der  Aufsicht  über  dieselben  ver- 
trauenswiürdige,  ortsansässige  Personen,  insbesondere  Gemeindevorsteher,  Seel- 
sorger und  Lehrer  betraut  werden. 

Seit  ungefälir  12  Jahren  mit  der  Bearbeitung  der  einschlägigen  Geschäfts- 
stücke im  sclUesischen  Laudesausschusse  betraut,  hatte  ich  hiidänglich  Gelegen- 
heit, die  Ursachen  und  Erschemungsformen  der  Jugendverwahrlosung  kennen  zu 
lernen. 

So  mannigfaltig  sich  die  Ursachen  der  Jugcndverwahrlosung  in  kon- 
kreten Fällen  gestalten  mögen,  so  lassen  sich  dieselben  gleichwohl  im  allgemeinen 
in  zw'ei  Gruppen  unterscheiden.  Zu  der  ersten  weitaus  größeren  Gruppe  gehören 
äußere  Verhältnisse,  welche  das  sittliche  Leben  des  Kindes  ungünstig  beein- 
flussen. Die  zweite  Gruppe  umfaßt  jene  Fälle  von  Verwahrlosung,  deren  Ursachen 
in  der  eigenartigen  Veranlagung  des  Kindes  zu  suchen  sind.  Daneben  ist  auch 
eine  Kombination  beider  Gruppen  denkbar.  Ich  bin  überzeugt,  daß  die  trostlosesten 
Erscheiuungsformen  der  Jugendverwahrlosung  in  r’cn  weitaus  meisten  Fällen  auf 
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eine  Kombination  der  äußertn  Verlirdtm’sse  und  der  inneren  Vcr.rnlagunfi  d« 
Kindes  zurückgeführl  werden  können. 

Man  kann  im  allgemeinen  die  Beliau|)tung  aufstellen,  daß  bestimmte  l.’t- 
sachen  auch  bestimmte  Erscbeimmg.sformen  der  Jugendverwahrlosung  lierlsi- 
führen;  ich  will  daher  die  rerschiedenen  Erscheinungsfoi  iiien  nicht  abgesondnt 
sondern  anknüpfend  an  die  verschiedenen  Ursachen  der  Verwahrlosung  dar- 
stellen. 

Ich  möchte  zunächst  von  den  äußeren  Ursachen  der  Jugendverwahrlosim? 
sprechen  und  erwähne  an  er  ster  Stelle  die  nächste  Umgebung  des  Kindes,  dü 
sind  die  Eltern  und  überhaupt  jene  Personen,  widchen  die  Erziehung  des  Kindis 
anvertraut  ist  Ich  brauche  wohl  nicht  nähi^r  auszuführen,  daß  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  nächsten  Umgebung  für  das  sittliche  Wohl  und  Wehe  des  Kindee 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  sind.  Ich  habe  in  meiner  Praxis  z.alilreiihf 
Fälle  angetroffen,  in  w elchen  die  Veiwalnlosimg  des  Kindes  unmittelbar  auf  eine 
schuldbare  Vernachlässigung  der  Erziehungspflicht  zurückgeführl  werden  rauf. 
In  einzelnen  Fällen  war  es  Schwäche  und  eine  zu  weitgehende  Nachgiebigtei! 
gegcmüber  den  Launen  und  Neigungen  des  Kindes,  ln  dieser  Beziehung  war 
nicht  uninteressant  die  Beobachtung,  daß  das  sittliche  Verhalten  solcher  Kinder 
in  der  Schule  in  der  Regel  keinen  Anlaß  zu  Klagen  gab,  ja  in  einzelnen  Ffdliii 
sogar  als  lobenswert  bezeichnet  wmrde  und  daß  sieh  die  Verwalirlosung  nur  iji 
dem  Verhalten  des  Kindes  außerhalb  der  Schule  offenbarte  — ein  Beweis  daliir. 
daß  die  stramme  Schuldisziplin  das  Kind  günstig  beeinflußte  und  durch  eine 
strengere  häusliche  Zucht  der  Verwahrlosung  hätte  jedenfalls  vorgebeugt  werdet 
können. 

Die  Verwahrlosung  der  eben  genannten  Kinder  zeigt  sich  vor  allem  in  einem 
überspannten  Selbstbcwußtsein,  welches  jeden  Widerspruch  als  tödliche  Beleidi- 
gung auffaßt  und  den  jungen  Menschen  zu  einem  rohen  Verhalten  zunächst  gegen 
seine  Altersgenossen  und  daun  auch  gegen  erwachsene  Personen  bestiraniL  Die 
Äußerungen  der  Roheit  nehmen  mitunter  Formen  an,  welche  direkt  gegen  da; 
Strafgesetz  verstoßen  und  die  Intervention  der  Behörde  notwendig  machen.  Be. 
solchen  Kindern  kann  man  ferner  Ungehorsam  mid  Widerspenstigkeit  gego; 
Personen  wahrnehmen,  welchen  sie  Gehorsam  und  Achtung  schuldig  sind. 

Halte  in  den  vorbesprochenen  Fällen  die  Verwahrlosung  in  der  Schwäche 
und  Nachgiebigkeit  des  unmittelbaren  Erziehers  ihren  Grund,  so  gibt  es  auch, 
allerdings  in  Schlesien,  nur  vereinzelte  Fälle,  in  welchen  die  Ursache  der  Verwalir 
losung  in  iler  Lieblosigkeit  des  Erziehers  zu  suchen  ist.  Mir  sind  aus  raeind 
Praxis  nur  zwei  derartige  Fälle  bekannt.  In  beiden  Fällen  trieben  wiederhol« 
Mißhandlungen  das  Kind  aus  dem  elterlichen  Hause  fort.  Das  Kind  wandelte  vois 
Ort  zu  Ürl,  nächtigte  unter  freii-m  Himmel  oder  in  Feldscheuern,  Stallungen  uid 
verschaffle  sieh  seinen  Unterhalt  teils  durch  kleine  Dienslverriehtungen,  teUs  durch 
Betteln  und  .Stehlen  von  Obst,  Feldfrüchleii  und  von  Nahrungsmitteln  aus  fretmtm 
Wohnungen,  l)is  stell  die  Orlspolizei  des  Kindes  bemächtigte  und  es  an  die  Heimat 
gemeinde  sittlich  imd  körperlich  verkommen  überstellte.  Beide  Kinder  wurden 
verläßlichen  Familien  in  Privatiillegu  übergeben.  Die  Schulleilungen  klagen  jedoch, 
daß  diese  beiden  Kindi-r  verbittert  und  aligestumpft  gegen  selbst  wültlwoUendc 
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Ermahnungen  sind,  ihr  Tun  und  Lassen  zu  vcrhciinliclien  suchen,  und  wenn  es 
offenbar  wird,  zu  unwahren  Ausreden  ihre  Zufluclit  neiimen. 

Eine  weitere  Ursache  der  V’envahrlosung  liegt  in  dem  schlechten  Bei- 
spiele der  nächsten  Umgebung  des  Kindes.  Ich  konnte  in  mehreren  Ffdien,  in 
welchen  das  Eingreifen  des  schlesischen  Lindesausschusses  gesucht  wurde,  die 
Wahrnehmung  machen,  daß  Trunksucht,  Bettelei,  Landstreichcrei,  der  Hang  zum 
Stehlen,  insbesondere  auch  rohes  Benehmen  sich  wie  eine  ansteckende  Krankheit 
von  den  Eltern  oder  sonstigen  Erziehern  auf  die  ihnen  anvertrauten  Kinder  über- 
trugen. Mitunter  wurden  die  Kinder  direkt  zum  Betteln  und  Stehlen  angeleitet. 
Auch  kam  es  vor,  daß  Ellern  ihren  schulpflichtigen  Kindern  regelmäßig  geistige 
Getränke  in  der  Annahme  verabreichten,  daß  letztere  die  Fleischkost  ersetzep. 

Eine  weitere  Ursache  der  Jugendverwuhrlosung  liegt  in  den  beschränkten 
Wohnungsverhältnissen.  Das  einzige  Zimmer  ist  zugleich  Küche,  Wohn-  und 
Schlafraum  für  die  ganze,  oft  kinderreiche  Familie  ohne  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sclilechter.  Es  ist  klar,  daß  hier  die  intimsten  Vorgänge  des  ehelichen  Lebens  den 
Kindern  offenbar  werden  müssen  und  daß  dadurch  der  Simi  für  Keuschheit  ab- 
gestumpft werden  muß.  Aus  meiner  Praxis  sind  mir  mehrere  Fälle  bekannt,  in 
welchen  Knaben  und  Mädchen  im  Alter  zwi-schen  10  bis  12  Jahren  ,VaIer  und 
Mutter*  spielten  und  dabei  den  Vorgang  des  sexuellen  Lebens  naturw'ahr  kojiierten. 
ln  einem  Falle  hat  ein  zehnjähriges  Mädchen  mit  gleich.altrigen  Knaben  monate- 
lang gegen  kleine  Geschenke  geschlechtlich  verkehrt  und  dadurch  eine  Art  von 
Prostitution  betrieben. 

Alle  derartigen  Verirrungen  entspringen  zunächst  wohl  nur  dem  Nach- 
ahmungstrieb der  Kinder  und  sind  in  letzter  Ursache  auf  die  unzulänglichen 
Wohnungsverhältnisse  zuröckzuführen. 

Eine  häufig  vorkommende  Ursache  der  Jugendverwahrlosung  liegt  in  dem 
Mangel  einer  genügenden  häuslichen  Aufsicht,  wobei  sich  in  sehr  zahlreichen 
Fällen  nicht  einmal  ein  direktes  V'erschulden  der  Ellern  oder  Pflegeparleicn  fest- 
stellen läßt;  der  Mangel  einer  hinreichenden  Überwachung  muß  vielmehr  auf  die 
Lebensstellung  und  die  Erwerbsverhältnisse  der  Eltern  und  sonsligcr  Erzii’her 
zurückgeführt  werden. 

Einen  typischen  Fall  dieser  Art  bildet  die  uneheliche  Mutier,  welche  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  dem  Stande  der  Mägde.  Taglühnerinnen  und  gewerblichen 
llilfsarbeiterimien  angehürt.  Die  Lebensstellung  zwingt  eine  solche  Frau,  dem  Er- 
werbe außerhalb  des  Hauses  nachzugehen.  Im  günstigsten  Falle  findet  sich  ein 
Verwandter,  welcher  das  außereheliche  Kind  in  seine  Obsoige  Obeniimml.  Der- 
selbe ist  aber  in  der  Regel  selbst  arm  und  fällt  ihm  die  freiwillig  übernommene 
Last  sehr  schwer,  da  meist  die  Unterstützungen  der  Mutter  oder  des  unehelichen 
Vaters  zur  vollen  Deckung  des  Lebensunterhaltes  des  Kindes  nicht  hinreichen  und 
mitunter  gänzlich  ausbleibeu.  Hiezu  kommt  noch  der  Umstand,  daß  insbesondere 
auf  dem  flachen  Lande  die  mit  dem  Makel  der  unehelichen  Geburt  behafteten 
Kinder  gleichsam  als  Menschen  zweiter  Güte  migesehcn  werden.  Es  ist  unter  diesen 
Umständen  klar,  daß  selbst  die  der  unehelichen  Mutier  am  nächsten  stehenden 
Angehörigen  das  ihnen  anverlraute  Kind  nicht  mit  jener  Liebe  wie  die  eigenen 
Kinder  behandeln  und  froh  sind,  wenn  ihnen  eine  sulche  Last  je  früher,  desto 
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besser  abjjenomineii  wird.  Wiederholle  oder  fortdauernde  Zui'öeksetaingen  ver- 
härten und  verl)ittem  das  kindliche  Gemöt  auch  dann,  wenn  sich  eine  darüber 
hinausgehende  Vernachlässigung  der  Erziehung  nicht  feststellen  läßt. 

Die  geschilderten  MiBstände  werden  im  verstärkten  Maße  d:mn  hervortreten, 
wenn  die  uneheliche  Mutter  gezwungrui  ist,  ihr  Kind  der  Obhut  fremder  Leute 
anzuvertrauen.  Solche  Kostgänger  werden  in  der  Regel  nicht  aus  reiner  Menschen- 
liebe, sondern  oft  nur  des  Kostgeldes  wegen  aufgenonimen  und  haben  auf  eine 
menschenwürdige  Behandlung  nur  insolange  das  Kostgeld  regelmäßig  gezalill 
wird,  zu  rechnen. 

Kaum  günstiger  werden  sich  die  Verhältnisse  für  das  Kind  dann  stellen, 
wenn  die  außereheliche  Mutter  eine  eigene  Woluistätte  besitzt  und  ihr  Kind  in 
eigener  Obsorge  behält.  Wie  oft  ist  eine  solche  Mutter  ilirer  Erwerbsverhältnisse 
wegen  gezwungen,  das  Kind  sich  selbst  ohne  Aufsicht  zu  überlassen! 

ln  ähnlicher  Weise  gestalten  sich  die  Verhältnisse  vaterloser  Kinder,  deren 
eheliche  Mutier  mit  eigener  Händearbeit  den  Lebensunterhalt  erwerben  muß,  sowie 
die  Verhältnisse  mutterloser  Kinder,  deren  Vater  außerhalb  des  Hauses  seinem 
Berufe  nachgeht  und  in  der  Zwischenzeit  seine  Kinder  sich  selbst  oder  fremden 
Leuten  überlassen  muß. 

In  all  diesen  Fällen  kann  im  allgemeinen  die  Verwahrlosung  auf  den  Mangel 
einer  entsprechenden  häuslichen  Aufsicht  und  einer  ständigen  zweckmäßigen 
Anleitung  zurüekgeföhrt  werden.  Kinder  müssen  von  dritten  Personen  erzogen 
werden;  denn  die  Selbsterzielmng  beginnt  erst  in  einem  Alter,  in  welchem  die 
Erkenntnis  zwischen  gut  und  böse  bereits  gereift  ist  und  sich  eine  Summe  sittlicher 
Gnmdsätze  gefestigt  hat. 

Ich  kann  nicht  umhin,  an  dieser  Stelle  die  gewiß  nicht  uninteressante  Beob- 
achtung zu  erwähnen,  daß  die  Fälle  von  Verwahrlosung  ganz  verwaister  Kinder, 
wenigstens  soweit  sie  zur  Kenntnis  des  schlesischen  Landesausscliusses  kamen, 
äußerst  seilen  sieh  ereigneten.  Vielleicht  ist  es  gerade  die  Tatsache  der  voll- 
ständigen Verwaisung  und  Verlassenheit,  welche  die  Pflegeellem  zu  einer  erliöhleten 
Fürsorge  für  die  ilmen  anverlraulcn  hedauernswertcslen  Geschöpfe  bestimmt. 

Die  Verwahrlosung  jener  Kinder,  welche  einer  hinreichenden  häuslichen 
Aufsicht  entbehren,  zeigt  im  allgt'meinen  nachstehende  Erscheinungsformen; 
Sidiulstürzen,  ständiges  Henimtollcn  in  den  Straßen  und  Gassen,  Angewöhnung 
zum  Nichtstun,  eine  gewisse  Abenleiirerlust,  die  den  jungen  Menschen  zu  Streichen 
verleitet,  welche  in  einzelnen  Fällen  die  Grenze  des  .Strafgesetzes  berühren,  kleine 
Diebstähle  von  Obst,  Feldfrflehlon,  Nahrungsmilteln,  mitunter  von  Geld.  Rauchen, 
uuvorsiehtiges  Werfen  mit  .Steinen,  Hantieren  mit  Feuer  und  Licht  an  feucrgcfäh^ 
liehen  Orlen,  gemeines  Reden  und  rohes  Benehmen. 

Wir  hoben  in  den  vorstehenden  Ausführungen  jene  Ursachen  von  Jugend- 
verwalirlosnng  betrachtet,  wciclie  in  der  nächsten  Umgehung  des  Kindes  zu  suchen  i 
sind.  Dan(d)en  gibt  cs  Verwahrlosmigsfälle,  in  welchen  sich  eine  Vernachlässigung 
der  Erziehungspllicht  oder  ein  sonstiges  V'crschulden  der  nächsten  Umgebung  des 
Kindes  nicht  feslstcllen  läßt.  Wir  wissen  aus  eigener  Erfahrung,  daß  es  Familien 
gibt,  in  welchen  alle  Kinder  bis  auf  ein  einziges  gut  geraten  sind,  obgleich  dieses 
Kind  nicht  sclilechler  und  nicht  bisseralsdie  übrigen  behandelt,  beziehungsweise 
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erzogen  worden  ist.  Die  Ursache  der  Verwalirlosung  muß  daher  entweder  in  ander- 
weitigen Beziehungen  dieses  Kindes  zur  Außenwelt  oder  in  einer  eigenartigen 
Veranlagung  liegen.  Solche  Beziehungen  zur  Außenwelt  können  von  mannig- 
fachster iVrt  sein.  Ich  will  nur  die  wichtigsten  hervorheben.  Zunächst  die  Schule 
Unsere  Volks-  und  Mittelschulen  sind  hekanntlich  nicht  bloß  UntexTicht-s-,  sondei-n 
auch  Erziehungsanstalten  und  die  Lehrer  zugleich  Erzieher.  Es  wird  xvohl  in  diesen 
Schulen  auf  die  individuelle  Erziehungsmethode  ein  großes  Gewicht  gelegt  und 
soll  hienach  jedes  Kind  nach  seiner  besonderen  Eigenart  behandelt  werden.  Diese 
an  und  für  sieh  sehr  schöne  Methode  ist  alxer  in  der  Regel  sehr  schwer  durchfüiir- 
bar.  Mein  denke  zum  Beispiel  an  Schulen  auf  dem  flachen  Lande,  in  welchen  der 
Lehrer  oft  über  100  Schüler  zu  unterrichten  hat.  Hier  ist  cs  für  den  l>ehrer  sehr 
schwierig,  die  besondere  Eigenart  jedes  einzelnen  Kindes,  sein  inneres  Leben  zu 
übei'schauen  und  danach  die  Erziehungs-  und  Unterrichtsmethode  eiuzurichten. 
Selbst  wenn  es  einen  solchen  Ideallehrer  gäbe,  so  wäre  eine  konsequente  Durch- 
führung der  individuellen  Methode  in  Anbetracht  der  großen  Schüler-  und  der 
verhrdtnismäßig  geringen  UnterrichLstundenzahl  technisch  kaum  möglich.  Das 
innere  Leben  wird  wohl  bei  normalen  Durchschnittsmenschen  derselben  Gegend, 
sohin  auch  bei  Schülern  derselben  Klasse  in  der  Regel  kaum  erhebliche  Ver- 
schiedenheiten aufweisen,  weshalb  auch  die  üblichen  Schablonen  für  den  Unter- 
richt und  die  Erziehung  in  der  Schule  im  allgemeinen  ihren  Zweck  nicht  verfehlen 
werden.  Hiezu  kommt  noch  der  Umstand,  daß  sich  die  Durchschnittskinder 
selbst  einer  ihrem  Charakter  nicht  ganz  entsprechenden  Erziehungsmethode  leicht 
assimilieren.  Man  kann  daher  sxigen,  daß  die  in  den  Schulen  übliche  Erziehungs- 
methode im  allgemeinen  nicht  zu  jenen  Faktoren  gehört,  welche  zur  V'erxvahr- 
losung  der  Jugend  führen  könnten.  Man  muß  aber  mit  der  Tatsache  rechnen,  daß 
es  neben  Durchschnittskindern  auch  solche  gibt,  welche  mit  einem  eigenartigen 
inneren  Leben  nusgestattet  sind,  sich  Verhältnissen,  die  ihrer  besonderen  Eigenart 
nicht  entsprechen,  gar  nicht  oder  nur  sehr  schwer  anpassen  können.  Bei  solchen 
Kindern  kann  eine  ihrer  besonderen  Eigenart  nicht  angepaßte  Erziehung-smethode 
den  Keim  der  Verwahrlosung  bilden.  Denken  wir  uns  einen  gegen  alle  Schüler 
seiner  Klasse  xmterschiedlos  gleich  strengen  Lehrer,  einen  sogenannten  Si'hul- 
tyrannen,  welcher  nicht  bloß  von  allen  Schülern  hinsichtlich  ihrer  Leistungen  viel 
fordert,  sondern  auch  jedes,  auch  das  kleinste  Versehen  mit  unerbittlicher  Strenge 
slrafl  imd  stellen  wir  ilim  einen  miter  dem  Durchschnitte  begatxten,  ängstlichen 
und  schüchternen,  jedoch  willigen  Schüler  gegenüber,  dessen  Fortschritte  tiotz 
seines  Fleißes  unter  dem  Mittelmaße  bleiben.  Ein  solcher  Schüler  bedarf,  um  vor- 
wärts zu  kommen,  unbedingt  der  Aufmunterung  und  einer  besonderen  Geduld 
seitens  seines  Lehrers.  Es  wird  aber  mancher  aus  eigener  Erfahrung  wissen,  daß 
ein  solcher  von  uns  als  Schultyrann  getaufter  Lehrer  diesen  minderbeg.abten 
Schüler  oft  als  Blitzableiter  seiner  schlechten  Laune  benützt  und  itin  dem  Gespötte 
seiner  Mitschüler  aussetzt. 

Die  Tyrannei  des  Lehrers  gegen  solche  Schüler  kann  dieselben  Früchte 
zeitigen  wie  die  Lieblo.sigkeit  der  Eltern  gegen  ihre  Kinder.  Mir  ist  aus  meiner 
Praxis  ein  Fall  bekannt,  in  welchem  ein  bis  dahin  braver,  etwa  10  Jalire  alter 
Junge  trotz  einer  nachgewiesenermaßen  einwandfreien  häuslichen  Erziehung 
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I)10lzlidi  die  Schule  zu  slürzea  beginnt  und  als  er  deshalb  von  seinem  V'aler 
gestraft  wird,  die  Flucht  aus  dem  elterlichen  Hause  ergreift  und  sich  wochenlang 
in  der  Welt  herumtreibt,  sich  den  bebensunterliaU  durch  Betteln  und  Stehlen 
verschaffend.  Diese  Vorgänge  haben  sich  einige  Male  wiederholt,  bis  der  Vater  des 
Jungen  selbst  die  Bitte  an  den  scldesischen  Landesausschuß  richtete,  seinen  unge- 
ratenen Sohn  in  eine  Besserungsanstalt  abzugeben.  Aus  den  Akten  war  wohl 
nicht  zu  entnehmen,  daß  die  Verwahrlosung  dieses  Jungen  auf  eine  schlechte 
Behandhnig  in  der  Schule  zurückziiföhren  sei.  da  die  Leumundsnote  von  dem 
Lehrer  der  Dorfschule,  der  zugleich  das  Amt  eines  Genieindesekretärs  bekleidete, 
ausgestellt  w-ar.  Mir  wurde  aber  anderweitig  gelegentlich  einer  Kommission  in  der 
betreffenden  Gemeinde  von  vertrauenswürdiger  Seite  bestätigt,  daß  der  Lehrer  den 
Jungen  »nicht  leiden  mochte“  und  ihn  auf  jede  mögliche  Art  schikanierte,  weil  er 
mit  dessen  Vater  in  Feindschaft  lebte.  Hoffen  wir,  daß  derartige  Fälle  nur  eine 
seltene  Ausnahme  bilden!  Sie  liefern  aber  den  Beweis,  daß  eine  schlechte 
Behandlung  in  der  Schule  ein  sonst  braves  Kind  der  Verwahrlosung  Zufuhren 
könne. 

ln  der  Beziehung  des  Kindes  zur  Schule  muß  eine  weitere  Quelle  der 
Verwahrlosung  darin  erblickt  werden,  daß  bereits  sittlich  verwahrloste  Kinder 
durch  ihr  schlechtes  Beispiel  sittlich  einwandfreie  Mitschüler  verderben  können, 
eine  Klage,  die  ich  fast  in  jedem  Gesuche  um  Aufnahme  eines  schulpilichtigen 
Kindes  in  eine  Besserungsanstalt  hören  konnte. 

Ich  konnte  ferner  aus  den  Akten  wahmehmen,  daß  eine  dem  Geschmacke 
des  jungen  Menschen  nicht  entsprechende  Berufswahl  oder  schlechte  Behandlung 
seitens  des  Lehrherrn  oder  Dienstgebers,  der  äußere  Verkehr  mit  nicht  einwand- 
freien Elementen,  bedenkliche  Lektüre,  insbesondere  erotischen  Inhalts  in  der  Zeit 
der  beginnenden  Pubertät,  vorzeitige  Teilnahme  an  öffentlichen,  insbesondere 
politischen  Versammlungen,  Besuch  von  Gasthäusern,  schlechte  oder  unzulängliche 
Kost  und  insbesondere  der  Mangel  einer  zweckmäßigen  Anleitung  Ursachen  der 
Verwahrlosung  außerhalb  des  elterlichen  Hauses  und  der  Schule  bilden. 

Ich  habe  bisher  die  äußeren  Ursachen  der  Verwahrlosung  geschildert.  E.s 
gibt  aber  auch  Vcrwalirlosungsfälle,  deren  Ursachen  w'cder  in  der  nächsten  noch 
in  der  weiteren  Umgebung  des  jungen  Menschen  gefunden  werden  konnten  und 
daher  logischerweise  auf  die  innere  Veranlagung  desselben  zurilckgcführt  werden 
müssen.  Ich  erwähne  jene  selbst  im  schulpflichtigen  Alter  stehende  Kinder,  wchdie, 
ohne  daß  sich  auf  irgend  einer  Seite  ein  V'erschulden  feststellen  ließe,  zeitweise 
eine  Unrast  unil  ein  Wanderbieb  ergreift,  der  sie  zur  Flucht  aus  Schule  und 
Haus  hinausdrängt  und  Folgeerscheinungen  zeitigL  die  mit  der  Vagabundage 
sehr  nahe  verwimdt  sind ; oder  jene  Kinder,  die  ohne  irgendwie  Mangel  zu 
leiden,  einen  fast  unüberwindlichen  Hang  zum  Stehlen  zeigen;  dann  jene  Kinder, 
die,  obgleich  sonst  gutartig  veranlagt.  Scheuem  oder  Strohlager  auf  freiem 
Felde,  selbst  Häuser  anzünden  otler  Steine  auf  Eisenbabnschienen  legen;  und 
schließlich  jene  Kinder,  welchen  trotz  sorgfältiger  Erziehung  Eigenschaften  wie 
Heuchelei,  Kriecherei,  Lügenhaftigkeit  und  Bosheit  zur  I.ast  gelegt  werden. 

Schließlich  sei  es  mir  gestattet,  die  körperliche  Verwrdirlosung  mit  einigen 
wenigen  Worten  zu  streifen.  Ich  konnte  in  der  Regel  die  Walirnehmung 


Digitized  by  Google 


Schlesien.  4-49 

machen,  daß  mit  der  sitllidien  Verwahrlosung  auch  die  ki’irperliche  Hand  in  Hand 
geht.  Der  sittlich  verwahrloste  junge  Mensch  wird  regelmäßig  als  unrein, 
ungekämmt  und  mit  zerfetzten  Kleidern  bedeckt  geschildert.  Andrerseits  läßt  sieh 
weiter  die  Wahrnehmung  machen,  daß  umgekehrt  eine  körperliche  Verwahrlosimg 
zur  sittlichen  Verwahrlosung  föhren  kann.  Denn  die  körperliche  Verwahrlosung 
setzt  den  jungen  Menschen  dem  (Jespötte  und  der  Verachtung  seiner  Alters- 
genossen aus  und  stumpft  sein  Ehr-  und  Schamgeföhl  ab. 

Ich  habe  in  den  vorstehenden  Ausführungen  eine  knappe  Darstellung  meiner 
Wahrnehmungen  über  die  Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Jugendverwahr- 
losung, frei  von  jeder  überflüssigen  Zutat  und  Ausschmückung,  gegeben. 

Es  würde  sehr  naheliegen,  aus  dem  angeführten  Material  die  Nutzanwendung 
zu  ziehen  und  sohin  auch  die  Mittel  zu  besprechen,  welche  geeignet  wären,  der 
Jugendverwahrlosung  wirksam  entgegenzutreten.  Eine  solche  Besprechung  würde 
jedoch  über  den  Ralimen  der  mir  übertragenen  Aufgabe:  .Welches  sind  die 
Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Jugendvenvahrlosung?*  hinausgehen, 
weshalb  ich  dieses  Referat  mit  dem  Wunsche  schließe,  daß  es  den  vereinten  Bemü- 
hungen gelingen  möge,  auch  die  richtigen  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Jugend- 
verwahrlosung zu  finden. 
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Welche  sind  die  Ursachen,  die  Ausbreitung  und  die 
typischen  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung 
der  Jugend  in  Galizien? 

Von 

Ladislaus  Müller, 

GvricbUtekrffUr  in  Lemberg. 


IJie  vorliegende  Darstellung  hat  die  Verhrdtnisse  im  S|»rL'ngel  des  Ober- 
landosgerichtes  Lemberg,  das  ist  in  Ostgalizien  und  in  der  Dukowina,  zum  üegen- 
stande.  Vieles  von  dem  Gesagten  gilt  aber  auch  für  Westgalizien.  An  manchen 
Stellen,  insbesondere  dort,  wo  die  bezüglichen  statistischen  Daten  nicht  gesondert 
für  beide  Teile  des  Kronlandes  Vorlagen,  mußte  Westgalizien  ausdrücklich  cin- 
bezogen  werden,  manchenorts  wieder  werden  die  dortigen  Verhfiltnisse  jenen  in 
Osigalizien  und  in  der  Bukowina  zum  Vergleiche  gegenübergestellt. 

Das  'rhema  wird  in  der  Reihenfolge  der  Ge.=ichtspunkte:  1.  Ursachen, 
II.  Ausbreitung  und  111.  Typische  Erscheinungsformen  der  Verwahr- 
iosung  behandelt.  Die  statistischen  Daten  sind  hauptsächlich  den  Publik.itionen 
der  Statistischen  Zentralkommission  entnommen;  mit  dem  Worte  .Reich  (Reichs- 
durchschnitt)* werden  die  iin  Reichsrate  vertretenen  Länder  bezeichneL 

I.  Die  Ursachen. 

Die  heranwachsende  Generation  ist  ein  integrierender  Teil,  ihre  Pflege  eine 
Funktion  des  gesellschaftlichen  Gesamtoiganismus.  Die  Ursachen,  welche  diese 
Pflege  unzureichend  machen,  liegen  in  den  allgemeinen  sozialen  V'crhültnissen 
und  köimen  dalier  nicht  abstrakt,  für  sich  allein,  sondern  nur  auf  Grund  einer 
Einsicht  in  die  Gesamtheit  der  sozialen  Verhältnisse  erforscht  werden.  Bezüglich 
Ostgaliziens  und  der  Bukowina  ist  diese  Vorgangsweise  um  so  mehr  geboten,  weil 
diese  in  der  kulturellen  Entwicklung  zurückgebliebenen  Länder  sich  von  den 
Wcslprovinzcn  der  Monarchie  beinahe  auf  jedem  Gebiete  des  sozialen  Lebens 
bedeutend  unterscheiden.  Um  dieser  Schilderung  eine  Grundlage  zu  geben,  sei  die 
Anfühmng  einiger  statistischer  Daten  in  der  gedrängtesten  Form  gestattet 

ä‘j* 


Digilized  by  Google 


452 


Galizien. 


nj  Galizien  und  die  Bukowina  sind  dicht  bevölkert.  Auf  einen  Quadrat- 
kilometer entfielen  Einwohner: 


Im  Juiirc 

ISSO 

189Ü 

tcoo 

Galizien 

7li 

-Si 

ya 

Bukowina 

55 

tiä 

70 

HoiclisitlirclischniU 

7t 

so 

87 

Lämler()rrungariM‘heii  Krone 

5i 

Wenn  nun  auf  die  große,  durch  die  Karpathen  eingenommene  und 
naturgemäß  spärlicher  )>ewohnte  Fläche,  die  Ausdehnung  des  Großgrund- 
besitzes (in  Westgalizien  29-7  Prozent,  in  Oslgalizien  4(h3  Prozent  der 
Gesamtfläche,  in  der  Bukowina  noch  mehr)  und  juf  den  Umstand  Rücksicht 
genouunen  ward,  daß  die  Bevölkerung  beinahe  ausschließlich  (83  Prozent 
der  Einwohner)  auf  die  Landwirlschatl  gewiesen  ist,  so  muß  das  Land  als 
übervölkert  bezeichnet  werden.  Die  Bevölkerung  nimmt  trotz  der  sehr 
bedeutenden  Auswanderung  schneller  zu,  al.s  in  ilem  übrigen  Reichsgi'biete. 


Jahrzehnt 
!891  bis  1900 

Natilrlicher 

Zuwachs 

Abgang 

durch 
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Zuwachs 

Prozent 
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i5or 

2-11 

12-93 

ll  lt 

I 57 

9 44 

Der  durch  die  Auswanderung  verursachte  Abgang  stellte  sich  in  dem 
Jahrzehnt  1891  bis  1900  in  Galizien  auf  302.703,  in  der  Bukowina  auf 
13.641  Personen. 

h)  Die  Berufsglied  erung  der  Bevölkerung  ist  noch  primitiv.  Bei  dem  Mangel 
an  indu.slrie  ist  die  schnell  wachsende  Bevölkerung  beinahe  ausschließlich  auf 
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die  Landwirtsdiaft  gewiesen.  Von  je  lO.fWK)  orlsanwesenclcn  Personen 
sehöpflen  ihren  Unterimlt  aus  der 
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Der  allmähliche,  aber  konstante  Übergang  aus  der  Berufsklassc  Land- 
wirtschaft zur  Industrie  und  zum  Handel,  welcher  überall  (auch  in  der 
Bukowina)  zu  verzeichnen  ist,  kommt  in  Galizien  (insbesondere  in  Ost- 
galizien) gar  nicht  zum  Vorschein. 

c)  Dem  entspricht  als  Folgeerscheinung  die  schon  seit  langem  bestehende  und 
immerzunehmende  Zersplitterung  des  Grundbesitzes.  Nach  annähern- 
den Berechnungen  bitrug  im  Jahre  1897  die  Durchschnittsfläche  eines 
Bauernanwesens  in  Galizien  bloß  4 4 Joch,  während  zirka  13  bis  14  Joch  als 
das  Minimum  imgenonmien  werden,  welches  einer  Bauernfamilie  ohne 
Zuschuß  von  außen  (durch  Erwerb)  den  Unterhalt  zu  geben  vermag.  Die 
Zahl  der  besitzlosen  Familien  und  jener,  deren  Besitz  weniger  als  5 Joch 
betrügt,  wird  in  Ostgalizien  durchschnittlich  auf  (SO  bis  70  Prozent,  die  Zahl 
jener  Bauernfamilien,  welche  ül>er  10  Joch  Grundbesitz  haben,  bloß  auf 
1 1 Prozent  berechnet,  ln  der  Bukowina  wird  die  Zahl  der  lebensunfähigen 
ZwergwirLschiiflcn  auf  drei  Viertel  aller  Bauernanwesen  geschützt.  Schon 
diese  Zahlen  bestätigen  genügend,  daß  Galizien  und  die  Bukowina  überhaupt 
keinen  wirtschaftlich  kräftigen  Bauernstand  besitzen.  Tatsächlich  bildet  — 
im  ganzen  genommen  — eine  größere  oder  geringere  Notlage  das  charak- 
teristische Merbiial  der  Verhältnisse  der  bäuerlichen  Bevölkerung.  Das 
Gefühl  dieser  Notlage  wird  nur  durch  die  weitgehende  Bedürfnislosigkeit 
dieser  Gesellschaftsklasse  einigermaßen  gelindert 

d)  Nicht  viel  besser  stehen  die  Verhältnisse  in  dieser  Hinsicht  bei  jenem  Teile 
der  Bevölkerung,  welcher  sich  der  Industrie  und  dem  Handel  widmet. 
Die  Fabriksindustrie  ist  in  Ostgalizien  und  in  der  Bukowina  nur  sehr  spärlich 
vorhanden,  erst  hie  und  da  im  Entstehen  begriffen.  Die  große  Mas.se  in 
diesen  beiden  Berufsklassen  bilden  die  Handwerkerund  Kleinkrünier,  welche 
zum  größten  Teile  in  den  kleineren  Provinzstädten  ansässig  sintl.  Bei  der 
allgemeinen  Armut  und  den  geringen  Bedürfnissen  des  Landvolkes  bieten 


Digitized  by  Google 


454 


Galixlen. 


bloß  die  wenigen  größeren  Städte  die  nötigen  Bedingungen  für  ein  hnlbweg» 
günstiges  Fortkommen  des  Handwerks  und  des  Kaufmann-Standes.  Aber 
aueli  liier  wird  das  Handwerk  durch  die  industriellen  Erzeugnisse  der  W'est- 
jirovinzen  bedrängt  und  seine  günstige  Entwicklung  erschwert 

Was  den  Handelssland  aubelangt,  so  widmen  sich  diesem  Eiwerbs- 
zweige  vor  allem  traditionell  die  in  beiden  Uiiidem  sehr  zalilreich  ansässigen 
Juden  (in  Westgatizien  7’IJ  Prozent,  in  üstgalizien  12'8  Prozent  der  Gesamt- 
bevölkerungl. 

Besonders  der  Klein-  und  Markthandel  ruht  beinahe  ausschließlich  in 
iliren  Händen  und  wird  von  den  annen  und  ännsten  Schichten  dieser  Bevöl- 
kcrungskiasse  betrieben.  Solche  Handeltreibende  stehen  meistenteils  sehr 
nahe  oder  gehören  direkt  zu  dem  jüdischen  F’roletariat  welches  sehr  zahl- 
reich und  dessen  Elend  trotz  mancher  konfessioneller  W'ohlfalirtseinriclitiin- 
gen  oft  grenzenlos  ist  ln  dieser  Hinsicht  ist  zwischen  Galizien  (als  Ganzes) 
und  der  Bukowina  insofern  ein  Unterschied  zu  verzeichnen,  daß  in  der 
Bukowina  die  wirtschaftliche  Lage  der  Israeliten  etwas  günstiger  ist.  Dem- 
entsprechend ist  die  Auswanderung  unter  den  Juden  in  Galizien  (besonders 
im  Westen  des  Landes)  überaus  stark  (1891  bis  1900  109.000  Personen  bei 
einer  Gesamtzahl  von  zirka  800.(XK)),  während  in  der  Bukowina  in  derselben 
Zeit  noch  eine  geringe  Einwanderung  (Überschuß  1.282  Personen)  statlgefun- 
den  hat; 

c)  die  Elemcnlarbildung  ist  in  den  beiden  Ländern  trotz  des  seit  den 
Siebzigerjahren  sehr  bedeutenden  Fortschrittes  auf  diesem  Gebiete  noch 
stark  im  Hückstande.  Von  allen  Kronländem  weist  nur  noch  Dalmatien 
ähnliche  Verhältnisse  auf.  Die  Zunahme  der  Zahl  der  Volksschulen  betrug 
in  dem  Zeiträume  1871  bis  1900: 


Gebiet 
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in  Prozenten 

in  Galizien. 
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77-ä 

in  der  Bukuwinu  
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38 

Im  Jahre  1900  entPiel  eine  Volksschule  auf: 


ein  Gebiet 
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Im  Jahre  1900  waren  in  Galizien  noch  1591,  in  der  Bukowina  23 
solche  Gemeinden,  welche  weder  eine  eigene  öffentliche  oder  Privatvolks- 
schule besaßen,  noch  dem  Schulbezirke  einer  Nachbargemoinde  zugcteilt 
waren.  Im  Jahre  190t  ist  die  Zalil  dieser  Gemeinden  in  Galizien  schon 
auf  933  gesunken,  in  welcher  aber  die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder  noch 
immer  auf  G5.000  geschätzt  wurde.  Die  V'crteilung  der  schullosen  Gemein- 
den zwischen  Ost-  und  Westgatizien  war  im  Jahre  1900  derartig,  daß  in 
Westgalizien  15'G0  Prozent,  in  Ostgabzien  bloß  12-24  Prozent  der  Bevölke- 
rung einer  Volksschule  entbehrten.  Parallel  mit  der  Entwicklung  des  Volks- 
schulwescns  hat  sich  natürlich  der  Schulbesuch  in  den  letzten  30  Jahren 
sehr  bedeutend  gehoben,  ist  aber  trotzdem  im  Vei-gleiche  mit  den  anderen 
Kronländern  noch  sehr  lückenhaft  Auf  je  1000  Einwohner  entfielen  eine 
öffentliche  Volksschule  besuchende  Kinder  (Alltagssehüler  G bis  12  Jahre) : 


Im  Jahre 

1871 

1880 

1890 

1900 

Galizien 

37-8 

4I147 

68-3 

89C 

Bukowina 

15« 

2(>-28 

59  ä 

953 

DurchsebniU  des  Rciclisgebietefi  . . . 

84  44J 

103-5G 

U5-9 

123-7 

Nach  der  Schulstatistik  gestaltete  sich  der  Schulbesuch  dort,  wo 
Schulen  vorhanden  waren,  also  mit  Ausschluß  der  nicht  eingeschulten 
Gemeinden,  folgendermaßen; 


Auf  je  100  Schulpflichtige  (6  bis  15  Jahre)  entfielen  Schulbesuchende: 


Alltag- 

und  FortbildungsschOter 

Mit  Einztüiliing  aller 
Leniendcn  (an  höheren  und 
Fachschulen)  und  Beheilen 

1900 

1890 

1900 

1890 

73-9 

61-4 

79-3 

66*6 

77-3 

50*6 

82-7 

61*5 

90-8 

86-6  93*9 

89 '9 

Die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder  der  ersten  Altersstufe  (6  bis 
12  Jahre,  Alltagsschule)  im  ganzen  Lande,  welche  im  Jahre  1901-  dem 
Unterrichte  ferngeblieben  sind,  berechnet  der  galizische  Landesschulrat  auf 
247.000  (24  Prozent  der  Schulpflichtigen).  Viel  höher  noch  ist  dieser  Anteil 
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in  der  zweiten  Allerestufe  (^13  bis  15  Jahre,  Fortbildungsunleirichl),  wo  er 
pro  1904  annähernd  auf  330.000  (60  Prozent)  angegeben  wurde. 

f)  Im  Anschlüsse  an  diese  Daten  werden  irn  folgenden  die  bisherigen 
Ergebnisse  dieser  Einrichtungen  vorgebracht.  Von  je  100  über  GJahre 
allen  Einwohnern  waren  Analphabeten: 


G e ti  i e t 

1890 

1900 

rnterschied 

Galiztei) 

73-23 

56-58 

16-65 

Bukowina 

79*26 

6*  *07 

15-19 

Keiclidurchschnitt 

29*42 

23-99 

5-43 

Diese  Zahlen  kennzeichnen  am  besten  den  schnellen  Fortschritt  der 
Elementarbildung,  aber  auch  die  noch  immer  wenig  erfreulichen  kulturellen 
Verhältnisse  der  beiden  Länder,  ln  dieser  Hinsicht  ist  ein  bedeutender 
Unterschied  zwischen  Ost-  und  Weslgalizien  zu  verzeichnen.  Obwohl  — wie 
erwähnt  — Weslgalizien  mit  Volksschulen  weniger  günstig  boteilt  ist  ist 
dennoch  die  Volksbildung  in  Osigalizien  viel  weniger  verbreitet  als  io 
Westen.  Der  Prozentsatz  der  Analphabeten  ist  hier  durchschnittlich  um 
20  bis  30  Prozent  höher  als  in  den  westlichen  Bezirken,  obwohl  auch  von 
diesen  manche  diesbezüglich  stark  im  Uückstandc  sind.  Im  Westen  steht  die 
Bevölkerung  auf  einer  höheren  Kulturstufe,  daher  sind  auch  dort  die  Erfolge 
der  Volks.schule  viel  ausgiebiger  als  in  Ostgalizien,  wo  die  große  Masse  der 
Landbevölkerung  den  Schulzwang  noch  immer  als  eine  Last  empfindet  und 
sich  dagegen  renitent  verhält. 

g)  Das  Verhältnis  der  ehelichen  und  nichtehelichen  Geburten  gib! 
die  folgende  Tabelle  wieder. 


Auf  1000  Geburten  entfielen  im  Jahre  1900: 


Khelich 

Niehl  chciioh 

Gulizieit 

S.S2-3U 

117*70 

883*68 

116-32 

863 -iC 

136*54 

Diese  schon  an  und  für  sich  für  die  beiden  Länder  günstigen  Zahlen 
sind  in  der  Weise  berechnet,  daß  alle  aus  den  rituellen  Judenehen 
stammenden  Neugeborenen  dem  Gesetze  entsprechend  als  unehelich  gczÜiH 
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wurden.  Werden  die  aus  rituellen  Ehen  Geborenen  den  ehelichen  zugezählt, 
welchen  sie,  was  Plloge  und  Erziehung  anbelangt,  tatsächlich  ganz  gleich- 
stehen, so  Wörde  sich  die  absolute  Zahl  der  nichtehelichen  Geburten  sensu 
stricto  unter  allen  Konfessionen  in  tializien  bloß  auf  etwa  1 8.000,  in  der  Buko- 
wina auf  zirka  1.800  jährlich  (56  bis  58  pro  l.OOO  Geburten)  belaufen.  Die 
Verhältnisse  der  beiden  Länder  in  dieser  Hinsicht  müssen  also  ohne  Zweifel 
im  ganzen  sehr  günstig  genannt  werden. 

K)  Die  Straffälligkeit. 

Auf  je  10.000  Strafmündige  entfielen  im  Durchschnitte  der  Jahre  1900 
und  1901  Verurteilungen  wegen: 


Gebiet 

Vcrbreciien 

Vergehen 

Über- 

tretungen 

Geeaintzahl 

der 

StraflUIIigkeit 

Wci^tgalizicn 

23 -5* 

479 -«5 

51Ö-77 

Ost^alizicü 

ISOO 

ktiö 

4t>3  95 

489  Öü 

Bukowina 

19-75 

oOii  00 

551  35 

UeicliKdurclischniU 

19-8S 

4-85 

33.S-Ü0 

392-74 

Nach  diesen  Verliältniszalden  nalun  die  Bukowina  in  der  Reihenfolge  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Länder  bei  Berücksichtigung  der  Verurteilungen  bloß 
wegen  Verbrechen  den  6.  Platz,  Galizien  als  Ganzes  den  11.  Platz  ein.  Werden 
alle  Verurteilungen  (wegen  Verbrechen,  Vergehen  und  Obertretungen)  als  Grund- 
lage des  Vergleiches  angenommen,  so  stehen  die  beiden  Länder  obenan,  die 
Bukowina  am  1.,  Galizien  am  2.  Platze.  Der  auffallende  Unterschied  in  der 
Rubrik  Vergehen  zwischen  Ostg-alizien  einer-  und  Westgalizien  sowie  der  Buko- 
wrina  andrerseits  wird  ausschließlich  durch  die  in  diesen  beiden  Gebieten 
besonders  häufigen  Verurteilungen  wegen  der  Vergehen  nach  dem  Tierseuchen- 
gesetze veranlaßt.  Diu  Verurteilungen  wegen  der  Vergehen  und  Übertretungen 
dieser  Kategorie  (über  zehn  Prozent  der  gesamten  Straffälligkeit)  belasten  über- 
haupt die  Straffälligkeitsziffer  der  beiden  Länder  außerordentlich.  Von  allen  Ver- 
urteilungen (Vergehen  und  Übertretungen)  auf  Grund  der  Tierseuchengesetze  im 
ganzen  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  entfällt  auf  Galizien  \ind 
die  Bukowina  beinalie  die  Hälfte.  Was  die  .Straffälligkeit  in  «len  einzelnen  Kate- 
gorien der  Straftaten  anbelangt,  so  sind  überhaupt  geringfügige  Delikte,  Über- 
tretungen im  Verhältnisse  zu  den  anderen  Provinzen  hier  viel  häufiger  als  die  Ver- 
brechen derselben  Kategorie,  was  zum  großen  Teile  durch  die  einfaclu  n sozialen 
V'erhältnisse  der  beiden  Länder  aufzuklären  wäre.  Von  den  Verbrechen  ist  bloß 
die  Gewalttätigkeit  gegen  öffentliche  Organe  (§  81  St.  G.)  in  beiden  Ländern 
häufiger,  in  der  Bukowina  außerdem  der  Diebstahl  und  die  schwere  körperliche 
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ßcschädigiinp.  sonst  steht  die  StraiTälligkeit  in  Verbrechen  dem  Reichsdurch- 
schnittc  nahe,  oft  unter  demselben.  Unter  den  Übertretungen  dagegen  sind  die 
V’eiurteilungen  nacli  g 312  St.  G.  wogen  Diebstahl  und  Teilnehmung,  wegen  vor- 
sätzlicher Kürpiü-beschädigung  (g  -U  1 St.  G.),  wegen  boshafter  Eigentumsbeschä- 
digung und  Vereitlung  der  Zwangsvollstreckung,  überaus  häulig.  ln  diesen  Kate- 
gorien der  Übertretungen  (welchen  mit  Ausnahme  des  Diebstahls  das  gemeinsame 
Merkmal  der  eigenmächtigen  urwüchsigen  Selbsthilfe  anhaftet)  stehen  Galizien  und 
Bukowina  beinahe  durchwegs  an  der  Spitze  aller  Provinzen.  Von  besonderem 
Interesse  dürfte  die  Beachtung  der  Slralfälligkeit  wegen  Übertretung  des  Trunken- 
heitsgesetzes sein.  Dieselbe  hat  in  der  Zeit  1886  bis  1890  ihren  Höhepunkt 
(Jahresdurchschnitt  25.259  Verurteilungen)  erreicht  und  ist  seither  in  ständiger 
bedeutender  Abnahme  begritfen.  Der  Jahresdurchschnitt  1891  bis  1895  betrug 
21.315,  1896  bis  1900  I9.391-,  1901  bis  190-1.  bloß  17.356  Fälle  jährUch.  Diese 
Abnahme  kann  mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  fortschreitende  Zunahme  der 
Bevölkerung  nicht  gering  geschützt  werden. 

Die  Straffälligkeit  der  Jugend  (bis  zu  20  Jahren)  kann  auf  Grund  der  Statistik 
bloß  in  Betreff  der  Verbrechen  dargestellt  werden. 

In  den  Jahren  1900  und  1901  kamen  auf  je  10.000  Ortsanwesende  der  Alters- 
stufe H bi.s  20  Jahre,  wegen  Verbrechen  Verurteilte  in  diesem  Alter: 


1 

Gebiet 

\ 

14  bis  IG 
Jalirc 

16  bis  SU 
Jahre 

Wcslt^aiizion 

lü  8 

*8-6 

O.stgalizieii 

G'3 

18-8 

Bukowina 

100 

29*2 

Slaalsgebiet 

10-U 

29-2 

Der  Prozentsatz  aller  Jugendlichen  (11  bis  20  Jahre)  unter  den  wegen  Ver- 
brochen verurteilten  Personen  betrug  im  Durchschnitte  der  Jahre  1900  und  1901  in 
Westgalizien  20  5 Prozent,  in  Ostgalizien  16  5 Prozent,  in  der  Bukowina  18-7  Pro- 
zent, auf  dem  ganzen  Heichsgebiete  21 -8  Prozent  Das  charakteristische,  bei  weitem 
vorherrschende  Verbrechen  unter  den  Jugendlichen  ist  der  Diebstahl  (bei  beiden 
Geschlechtern);  bei  den  Männern  kommen  in  der  Altersstufe  16  bis  20  Jahren  noch 
gewaltsame  Delikte  und  das  Verbrechen  der  Unzucht  häutiger  vor. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Daten  wird  im  Folgenden  eine  kurze  Schildenmg 
der  Bevölkerung  und  ihrer  Existenzverhältnisse  nach  den  Gesellschaftsklassen 
gegeben.  Hiebei  werden  als  Ausgangspunkt  die  Interessen  der  heranwachsenden 
Generation  angenommen  und  die  Einwirkung  der  sozialen  V'erhälltiisse  auf  diese 
Interessen  zum  Gegenstände  der  Betrachtung  gemacht 

Das  Landvolk  bildet  den  bei  weitem  größten  Teil  (drei Viertel)  der  Bcvölke- 
nmg  und  prägt  du;  eh  seine  große  Masse  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  ganzen 
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Gesellschiift  seinen  Charakter  auf.  Daß  der  Bauer  mit  geringen  Ausnahmen  in  arm- 
seligen Verhältnissen  lebt,  ist  bereits  erwähnt  worden,  hi  der  Regel  reicht  sein 
Grundbesitz  für  seinen  und  seiner  Familie  Unterhalt  trotz  der  sehr  bescheidenen 
Bedürfnisse  nicht  aus.  Ursache  dessen  ist  nicht  bloß  die  immer  melir  fortschreitende 
Bodenzersplitterung,  sondern  auch  die  veraltete,  indolente  Ar  t der  Bewirtschaftung. 
Alles,  was  so  ein  Landwirt  von  seinem  Fache  und  sonst  noch  weiß,  hat  er  von  der 
vorhergehenden  Generation,  im  Wege  mündlicher  Oberliefening,  gelernt;  andere 
Quellen  der  Erkenntnis  und  dos  Fortschrittes  waren  ihm  — dom  Analphabeten  — bis 
vor  kurzem  beinahe  ganz  verschlossen.  Die  Bemühungen  um  die  kulturelle  Hebung 
dieser  Volk.sschichten  sind  hierzulande  verhältnismäßig  neueren  Datums,  ihre  sehr 
erfreuliche  Ausbreitung  unbestreitbar,  der  Erfolg  aber  meistenteils  noch  im  Werden 
begriffen.  Dieser  hängt  natürlich  in  erster  Linie  von  der  Vendlgeineiiierung 
und  der  Fesligung  der  Elementarbildung  ab,  welche  noch  vieles  zu  wünschen  läßt. 
Außerdem  hat  auch  die  historische  Entwicklung  eine  besonders  weitgehende 
Absonderung  des  Landvolkes  von  den  übrigen  Gesellschaftsklassen  zunickgelassen, 
welche  nur  langsam  sich  verringert  und  noch  immer  die  Einwirkung  der  höher 
stehenden  Klassen  auf  die  Entwicklung  des  Volkes  erschwert.  Wie  gesagt,  kann 
der  durchschnittlich  bemittelte  Bauer  von  dem  Erträgni.sse  seiner  Wirtschaft  mit 
seiner  Famitie  nicht  leben,  er  ist  in  seinem  Unterhalte  stets  in  größerem  oder 
geringerem  Maße  auf  auswärtigen  Env'erb  angewiesen.  Diesen  kann  er  bei  den 
Verhältnissen  des  Landes  und  mit  Rücksicht  auf  seine  Eignung  in  der  Regel  bloß 
in  der  Landwirtschaft  als  Taglöhner  oder  gewölmlicher,  nicht  (lualitizierter 
Arbeiter  finden.  Das  große  Anbot  einer-  und  die  geringe  Ausgiebigkeit  dieser 
Ärbeitskrütle  andrerseits  drücken  die  Ärbeitspreise  sehr  stark  herab,  so  daß  der 
Verdienst  des  Familienoberhauptes  allein  zu  gering  wäre.  Es  werden  also  alle  nur 
halbwegs  dem  Kindesaller  eidwachsenen  Angehörigen  (schon  mit  12,  oft  mit 
10  Jahren)  der  Arbeit  in  oder  außer  der  eigenen  Wirtschaft  zugezogen  und  ihre 
Stelle  im  Hause  durch  noch  jüngere  Kinder  von  6 bis  7 Jaliren  angefangen  ersetzt. 
Solchen  Kindern  wird  die  Wartung  ihrer  jüngeren  Geschwister  und  die  Obhut 
über  die  Haustiere  aller  Art,  welche  ihre  Nahrung  hauptsächlich  auf  der  Weide 
suchen  müssen,  anvertraut.  Nicht  selten  werden  Kinder  imter  10  Jahren  zu 
solchen  Verrichtungen  in  den  Dienst  gegeben.  Auf  diesen  Umstand  ist  zum 
größten  Teile  das  unter  der  Bauernbevölkerung  noch  weit  verbreitete  Widerstreben 
w'ider  den  Schulzwang,  welcher  diese  Aushilfe  dem  Hause  entzieht,  zurückzu- 
führen.  Die  Jahreszeit,  in  welcher  in  der  Landwirtschaft  die  -Arbeit  ruht,  bringt 
die  Landbevülkenmg,  wo  nicht  W,ald-  oder  srndero  größere  Arbeiten  zur  Winters- 
zeit Vorkommen,  wo  keine  Hausindustrie  oder  besondere  wirtschaftliche  Verhält- 
nisse (wie  in  der  Nähe  größerer  Slä<lte)  bestehen,  zum  großen  Teile  mit 
Nichtstun  zu. 

Die  Suche  nach  besser  eidlohnter  Arbeit  (zum  Teile  auch  anderweitige  Ein- 
flüsse) hat  in  den  beiden  Ländern  eine  rege,  temporäre  Wanderbewegung 
unter  der  Landbevölkerung  hervorgerofen.  Alljährlich  ziehen  viele  Tausende 
iler  bäuerlichen  Bevölkerung  beider  Geschlechter  als  landwirtschaftliche  Arbeiter 
auf  Erwerb  in  die  Nachbarläniler,  nach  Deutschland,  Rußland,  Rumänien,  spär  - 
licher nach  Ungarn.  An  diesen  Wanderungen,  welche  stellenweise  sogar  lokalen 
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Manijel  an  Arbeilskräflcn  für  die  lieimisulic  Landwirtschaft  verursachen,  beteüi([1 
sieh  die  Jugend,  Burschen  und  Mädchen  von  14  bis  15  Jahren  angefangen,  ziem- 
lich rege.  Das  ökonomische  und  gewissermaßen  auch  das  erzieherische  Ergebnis 
dieser  Wanderungen  mag  zum  Teile  nicht  ungänstig  sein,  auf  die  Gesittung  di  r 
Jugend  aber,  welche  ohnehin  iiichl  hoch  und  widersland.sfähig  isL  üben  sie  einen 
durchaus  verderblichen  Einfluß. 

Die  mißlichen  materiellen  Verlnältnisse  auf  dem  Lande  im  Vereine  mit  der 
starken  Zunahme  der  Bevölkerung  bringen  cs  notwendigerweise  mit  sich,  daß  trotz 
der  intensiven  Auswanderung  und  des  Abzuges  in  die  Städte  das  Proletariat  aucli 
auf  dem  Lande  immer  zalilreicher  wird. 

Alle  diese  Umstände,  die  schwierigen  Existenzverliältnisse,  der  oft  zwangs- 
weise Müßig^ng  im  Winter,  die  wenig  verbreitete  Schulbildung,  geben  zusammai 
als  Endresultat  eine  ungenügende  Gesittung,  einen  ergiebigen  Buden  für  dir 
Entwicklung  und  den  Fortbestand  von  verschiedenen  Fehlem  und  Gebrechen.  Za 
den  meistverbreileten  gehören  hierzidande  unter  der  Landbevölkerung  die  Streit- 
sucht und  die  Trunkenheit.  Die  erste  äußerl  sich  in  der  übergroßen  Zahl  der 
Schlägereien,  der  tätlichen  und  wörtlichen  Beleidigungen  und  in  der  Bereitwillig- 
keit, mit  welcher  solche  Vorgänge,  wären  sie  auch  noch  so  geringfügig,  vor  dir 
Gerichte  gebracht  werden.  Auf  je  100  Chertretungssachen  entfallen  hier  46  Prival- 
klageu,  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  bloß  36. 
Dasselbe  ist  im  Bereiche  der  Zivilgerichtsbarkeit  der  Fall;  die  Prozeßsuchl  hl 
ungeheuer.  Hiezu  trägt  das  meiste  die  Unwissenheit  und  Unbeholfenlieit  dw 
Bevölkerang  bei,  welche  ihre  Angelegenheiten  selbst  olme  Intervention  der 
Behörden  zu  ordnen  nicht  vermag. 

Die  Dorfschenke  war  bis  vor  kurzem  der  einzige  und  ist  auch  jetzt  noch  der 
vorzügliche  Ort  der  Zusammenkünfte  und  der  Unterhaltung.  Mit  der  forlschrvi- 
tenden  Bildung  und  der  immer  größeren  Verbreitung  der  l.«se-  und  aiidenr 
Vereine  auf  dem  Lande  wird  diese  dominieretide  Stellung  der  Schenke  im  dörf- 
lichen Leben  allmählich  eingeschränkt.  Dank  den  Bemühungen,  hauptsächlich  der 
Geistlichkeit,  hat  der  Alkoholgenuß  unter  dem  Landvolke  in  den  letzten  Jalir- 
zebnlen  ubgenumineu,  ist  alter  trotzdem  noch  sehr  verbreitet  mal  sein  schlechter 
Einfluß  auf  diese  Gesellschaftsklasse  unveikennbar.  Das  schlechteste  daran  Ut 
daß  die  Jugend,  ja  sogar  Kinder  davon  nicht  ferngehalten,  im  Gegenteile  manch- 
mal schon  im  frühen  Aller  von  den  älteren  Familienmitgliedern  gelegentlich  mit 
dem  Sclmapsgeiiusse  hekanntgemachl  werden,  weil  die  Bevölkerung  sich  der 
Schädlichkeit  dessen  nicht  bewußt  ist. 

Schließlich  sei  noch  ein  (in  Osigalizien  und  der  Bukowina)  ziemlich 
allgemeiner  Charakterzug  der  Landbevölkerung  erwälmt,  eine  gewisse  Lässigtat 
und  Schwerfälligkeit  in  der  Arbeit,  Hang  zur  Ruhe,  ein  gewisser  Grad  von  Leicht- 
fertigkeit, gepaart  mit  Fatalismus  in  der  Auffassung  des  Lebens  und  seiner 
Aufgaben.  Ein  Ausfluß  dieser  Eigentümlichkeit  sind  auf  dem  in  Rede  stehenden 
Gebiete  die  zahlreichen  usuellen  Festtage,  an  welchen  die  Arbeit  ebenso  wie  an 
den  gebotenen  Feiertagen  ruht,  und  die  lief  eingewurzelte  Sitte,  Ereignisse  in  der 
Familie,  HeiraL  Taufen,  aucli  Begräbnisse,  mit  möglichstem  Aufwande  zu  begehen, 
wobei  natürlich  das  Trinkgelage  nicht  den  letzten  Platz  einnimmL 
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Wenig  anmulend  isl  das  entworfene  Bild.  HofTnnngslos  wäre  es  zu  nennen, 
wenn  nicht  auf  den  Weg  des  Fortschrittes,  welchen  der  Bauernstand  seit  mehreren 
Jahrzehnten  zurQckgelegt  hat  und  auf  welchem  er  weiter  geht,  Rflcksicht  genommen 
Wörde.  Der  Fortschritt  ist  bedeutend  und  unverkennbar,  obwohl  natürlich  sein 
Tempo  nicht  überall  gleich  ist,  uml  wird,  parallel  mit  der  Vervollkommnung  des 
Schulwesens,  sichtlich  lebhafter. 

Wie  unter  diesen  Verhältnissen  die  Lage  der  Kinder  und  der  Jugend  über- 
haupt sich  gestaltet,  ist  leicht  zu  erklären.  Die  Sorge  um  da.s  Kind  beschränkt 
sich  beinahe  ausschließlich  auf  die  rein  i>hysische  l’flege,  welche  den  Vermögens- 
verhältnissen der  Ellern  entsprechend  bes.ser  oder  schlecliter,  meistens  aber  eben- 
falls unzureichend  ist.  (ln  der  ganzen  Monarchie  ist  die  Jahreszahl  der  Sterbefälle 
unter  der  Bevölkerung  vom  sechsten  liebensjiilme  angefangen  größer  als  jene  der 
Kinder  bis  inklusive  fünf  Jahren,  nur  in  Galizien  und  in  der  Bukowina  isl  d<»s  Ver- 
hältnis umgekehrt.  1 Sonst  isl  und  kann  von  einer  bewußten  erzieherischen 
Tätigkeit  nicht  die  Rede  sein.  Hiezu  ist  ein  gewi.sser  Grad  von  Wohlhabenheit, 
Muße  und  auch  intellektueller  Entwicklung  unentbehrlich.  An  allen  diesen 
Bedingungen  gebricht  es  dem  Bauern  in  den  meisten  Fällen.  Die  Erziehung  kommt 
hier  sozusagen  auf  rein  natürlichem  Wege  zu  stände,  indem  das  Kind  durch 
Nachahmung  dieselben  Eigentümlichkeiten  und  Kenntnisse  erwirbt,  welche  der 
erwachsenen  Generation,  seiner  Umgebung  eigen  sind.  Daß  dabei  Gutes  und 
Schlechtes  bunt  durcheinander  gewürfelt  isl  und  daß  meistens  schlechte  Einflüsse 
vorwiegen,  liegt  zu  Tage. 

Schon  im  Eltcmhause  sieht  das  Kind  in  der  Regel  nur  weniges,  was  auf 
sein  Gemüt  veredelnd  wirken  könnte.  Sehr  oft  dagegen  hat  es  Streitigkeiten,  oft 
Mißhandlungen  unter  den  Eltern,  lieblose  Behandlung  der  älteren  Familien- 
mitglieder, Trunkenheitsszenen  u.  dgl.  vor  Augen.  Das  enge  Zusammenwohnen 
einer  oder  auch  mehrerer  Familien  in  demselben  Raume,  von  Personen  ver- 
schiedenen Alters  und  Geschlechtes,  ihre  wenig  zuriickhallenden  Reden  und 
Gebärden,  überhaupt  die  ganze  tiefstehende,  rohe  Lebensart,  das  alles  wirkt 
natürlich  sehr  ungünstig  auf  die  Jugend.  Im  Frühjahre,  Sommer  und  Herbst 
bringen  die  Kinder,  während  die  Envachsenen  der  Arbeit  nachgehen,  den  ganzen 
Tag  meist  ohne  alle  Aufsicht  auf  der  Doifstraße  oder  auf  der  Weide  zu.  Kindern 
von  sechs  bis  sieben  Jahren  an  wird  dabei  oft  die  Aufsicht  über  ihre  jüngeren 
Geschwister  a\ifgetragen.  So  kommen  auf  der  Straße  und  auf  dem  Weideplätze 
Kinder  aller  Altersstufen  und  beider  Gcscidechter  mit  den  verderbten  Alters- 
genossen in  ständige  Beriihrung.  Ein  besseres  Mittel  zur  Ausbreitung  von 
Untugenden  unil  Exzessen  aller  Art  unter  der  Jugend  wäre  wohl  schwer  zu  finden. 
Durch  das  schlechte  Beispiel,  bisweilen  auch  durch  Hunger  veranlaßt,  vergreifen 
sich  solche  ohne  Aufsicht  gelassene  Kinder  oft  an  fremdem  Gute;  geringfügige 
Feld-  und  Obstdiebslähle  sind  sehr  häufig.  Bisweilen  werden  Kinder  von  den 
Eltern  selbst  auf  dieses  Mittel,  sich  Nahrung  zu  verschaffen,  gewiesen,  oft  auch  in 
dem  Bewußtsein,  daß  im  Betrctungsfulle  der  Jugendliche  straflos  bleiben  wird  oder 
eine  geringere  Strafe  zu  erwarten  hat,  zum  Stehlen,  insbesondere  zum  Holz-  und 
Felddiebslahle,  angeleitet.  So  \vird  die  Jugend  oft  schon  im  Kindesalter  der 
Venvilderung  und  dem  moralischen  Niedergange  ausgesetzl. 
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W'as  das  durchschnittliche  Sittlichkeitsniveau  und  hierait  auch  den  Grad  der 
Gefährdung  der  Jugemi  in  ihrer  moralischen  Enlwickltmg  anbelangt,  so  weisen  die 
einzelnen  Gegenden,  oft  sogar  angi-enzcnde  Ortschaften  bedeutende  Unterschiede 
auf.  Entscheidend  sind  hiefür  vor  allem  die  in,iteriollen  Verhfdtnisse,  welche  die 
Gesiltungsslufe  am  stärksten  beeiutlussen,  und  zum  großen  Teile  die  Schulverhält- 
nissc.  Wo  die  Jugend  seit  einiger  Zeit  eingeschult  ist,  da  ist  überall  die  Wendung 
zum  Bessern  unverkennbar.  Zudem  erleichtert  der  religiöse  Glaube,  welchen  das 
Volk  in  manchem  wohl  entstellt  und  verdunkelt,  aber  doch  im  ganzen  miangetastet 
bewahrt  bat,  der  Schule  diesen  Teil  ihrer  Aufgabe. 

Wenn  trotz  der  geschilderten  ungünstigen  Einllüsse  die  Gesittung  des  Land- 
volkes und  der  Jugend  im  allgemeinen  keinen  Rückgang  erfährt,  wenn  im  Gegen- 
teile ein  recht  lebhafter  Eortschritl  zu  verzeichnen  ist,  ist  das  außer  den  bereits 
genannten  noch  folgenden  Faktoren  zuzuschreiben:  Der  Charakter  des  Volkes  ist 
nicht  schlecht,  im  Gegenteile  bildet  eine  gewisse  Weichheit  und  Sanftmut  seinen 
Grundzug.  Die  zahlreichen  Fehler  und  sittlichen  Gebrechen  sind  ein  Ergebnis 
äußerer  Einflüsse,  der  geschichtlichen  Entwicklung,  der  Armut,  des  Mangels  an 
Aufklärung  und  Gesittung.  In  dem  Maße,  als  diese  Umstände  wenigstens  teilw'eise 
sich  bessern,  werden  auch  ihre  Folgeerscheinungen  allmählich  gelinder.  So  ist 
zum  Beispiel  das  Verhältnis  der  Eltern  zur  Nachkommenschaft,  ihre  Sorge  um  das 
Wohl  derselben  im  allgemeinen,  wenn  die  mißlichen  Existenzbedingungen  berück- 
sichtigt werden,  rocht  günstig.  Böswilliges  Verlassen  der  Kinder,  stratl)are 
Handlungen  gegen  dieselben  seitens  der  Eltern  kommen  nur  selten  vor.  Dagegen 
wird  oft  die  Lage  der  Kinder  im  Eltemhause  durch  die  besonders  häufigen,  «ieder- 
holten  Eheschließungen  verschlimmert. 

Ein  weiterer  Umstand,  welcher  der  totalen  Verwahrlosung  der  Dorfjugend 
entgegenwirkt,  ist  der,  daß  hier  der  Emst  des  Lehens  sehr  frühzeitig  an  das 
Individuum  herantritt.  Vom  10.  bis  12.  Lebensjahre  mi,  oft  schon  früher,  wird 
das  Kind  zur  Arbeit  im  Eltemhause  verwendet,  Kinder  armer  Leute  und  Waisen 
schon  in  diesem  .Alter  in  den  Dienst  gegeben.  Dadurch  wird  wohl  die  intellektuelle 
Entwicklimg  (der  Schulbesuch,  insbesondere  in  der  Fortbildungsschule)  gehemmt, 
andrerseits  aber  das  Kind  dem  Müßiggänge  femgehalten.  Die  halbwüchsige  Jugend 
im  Aller  von  14  bis  18  Jahren  beteiligt  sich  schon  an  der  Arbeit  (auch  ander 
Erwerbswanderung)  in  demselben  Maße  wie  die  Erwachsenen. 

Nicht  wenig  trügt  zur  Hintanhaltung  der  Verwahrlosung  die  Bescheidenheit 
der  Bedürfnisse  der  Landbevölkerung  und  parallel  damit  die  verhältnismäßig 
seltenere  Versuchung  bei.  Die  Nahrungsmittel  sind  durchgehends  vegetabil  und 
einfachster  Art,  das  Fasten  wird  strenge  eingehalten,  als  Genußmittcl  kommen  im 
großen  bloß  Branntwein  und  billiger  Tabak  in  Betracht.  Wohl  steigen  im  Ver- 
hältnisse mit  der  Besserung  des  Handels  und  V’erkehrs  auch  die  Bedürfnisse, 
jedoch  im  allgemeinen  nicht  in  dem  Maße,  daß  dadurch  eine  nennenswerte 
Anregung  zu  strafbaren  Handlungen  gegeben  wäre. 

Schließlich  darf  der  erzieherische  Einfluß,  den  die  allgemeine  Militärpflicht 
auf  die  mäuidiche  Jugend  übt,  nicht  übersehen  w'erden.  Der  eingereihte  Dorf- 
bursche kommt  aus  seiner  ländlichen  Abgesclilossenheit  in  neue  Verhältnisse,  in 
die  weite  Welt,  wird  au  Gehorsam  und  Pünktlichkeit,  Ordnung  und  Reinlichkeit 
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gewöhnt,  der  Kreis  seiner  Weltkenntnis  erweitert,  seine  Intelligenz  gehoben. 
Wohl  bessert  der  Militärdienst  ein  verderbtes  Individnuni  nicht,  läßt  auch  hie  und 
da  minder  wönschenswerte  Angewöhnungen  zurück,  im  allgemeinen  aber  ist  sein 
Fazit  für  Leute,  welche  auf  der  Kntwickhmgsstufe  unserer  Dorfjugend  stehen, 
zweifellos  ein  günstiges. 

Das  frühe  Heiratsalter,  welches  unter  dem  Landvolke  auf  dem  ganzen 
besprochenen  Gebiete  seil  jeher  Sille  ist,  hat  schlechte,  vorwiegend  aber  gute 
Folgen.  Auf  seine  Rechnung  müssen  zum  Beispiel  zum  Teile  die  gi'oße  Kinder- 
sterblichkeit, ferner  die  häufigen  Ehezwisle  und  Zerwürfnisse  in  der  Familie 
(wegen  Ausstattung  der  Kinder)  geschrieben  werden.  Andrerseits  aber  wird 
dadurch  der  außereheliche  geschlechtliche  Verkehr  und  noch  mehr  die  Zahl  der 
nicht  ehelichen  Geburten  auf  dem  Lande  bedeutend  eingeschränkt. 

Die  Existenzveihältnisse  der  Bevölkerung,  welche  die  kleineren 
Städte  (etwa  bis  zu  10.000  Einwohnern)  bewohnt,  sind  im  ganzen  jenen  des 
Landvolkes  ziemlich  ähnlich.  Auch  hier  lebt  ein  großer  Teil  der  Insassen  aus- 
schließlich oder  vorwiegend  von  der  Landwirtschaft.  Die  Zerstückelung  des  Grund- 
besitzes ist  zwar  hier  in  der  Regel  weiter  fortgeschritten  wie  auf  dem  Lande,  wird 
aber  nicht  in  dem  Maße  fühlbar,  weil  der  Ertrag  höher  und  die  Bevölkerung  hier 
nicht  so  ausschließlich  auf  diese  Unterhaltsquelle  angewiesen  ist  wie  in  den  Dörfern. 
Ein  Erwerb  außerhalb  der  Landwirtschaft  ist  hier  leichter  zu  linden.  Am  besten 
gestalten  sich  die  ökonomischen  und  kulturellen  Verhältnisse  bei  jenem  Teile 
der  Bevölkenmg  dieser  Ortschaflsklasse,  welcher  einen  genügenden  Grundbesitz 
hat  oder  daneben  ein  Gewerbe  betreibt.  Schlechter  ist  es  dagegen  mit  jenen 
bestellt,  welche  als  Häusler  oder  auch  als  Besitzlose  bloß  auf  den  Ertrag  ihres 
Handwerks  oder  Kleinhandels  angewiesen  sind.  Die.-e  beiden  Bcrufsklassen  sind 
in  der  Regel  im  Verhältnisse  zu  der  geringen  Konsumfähigkeil  der  Bevölkerung 
stai'k  besetzt  und  daher  die  Lage  dieser  Berufstätigen  im  Durchschnitte  nicht 
günstig.  Das  Handwerk  steht  durchwegs  auf  einer  niedrigen  Stufe,  wird  — wie 
überall  — von  den  Erzeugnissen  der  Fabriksindustrie  immer  mehr  bedrängt  und 
gewährt  daher  meistens  einen  bloß  notdürftigen  Unterhalt. 

Der  Handel  ruht  ausschließlich  in  der  Hand  der  Juden.  Sie  bilden  hier 
einen  sehr  bedeutenden  Teil  (durchschnittlich  40  Prozent)  der  Einwohnerzahl  und 
befassen  sich  überhaupt  mit  Geschäflcn  und  Unternehmungen  aller  Art;  ein  Teil 
unter  ihnen  widmet  sich  auch  dem  Handwerke. 

In  intellektueller  Hinsicht  steht  die  Bevölkerung  der  kleinen  Städte  natürlich 
höher  als  auf  dem  Lande.  Das  Schulwesen  ist  hier  seit  längerer  Zeit  entwickelt,  der 
Verkehr  mit  der  Außenwelt  lebhafter  als  auf  dem  Lande.  Dagegen  sind  in  sittlicher 
Beziehung  die  V'erh.ällnisse  hier  im  allgemeinen  schlechter  als  in  den  Dörfern. 
Das  engere  Zusammenwohnen  verschiedener  Elemente,  die  größere  Freizügigkeit 
der  Bevölkerung,  die  zahlreichen  Schenken  und  Wirtshäuser,  das  zahlreicher  auf- 
tretende Proletariat  sind  hieför  bestimmend.  Die  Lebensanforderungen  sind  höher 
als  auf  dem  Lande,  die  Mittel  zu  ihrer  Befriedigung  oft  unzureichend.  Die  Bedürfnis- 
losigkeit, welche  in  nicht  geringem  Maße  der  Vorschleehlerimg  der  Gesittung 
auf  dem  Lande  entgegenwirkt,  fällt  hier  weg  oder  ist  doch  ihre  Wirkung  wesent- 
lich schwächer,  während  die  Versuchung  häufiger  auftritt.  Tatsächlich  ist  auch 
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die  (lurihsclniitllicho  StralTiUlickeit  in  den  kleinen  Städten  höher  als  auf  dem 
Lande. 

Im  allgemeinen  genommen,  sind  also  hier  im  Vergleiche  mit  dem  Lande  die 
Verhältnisse  für  die  Kntwicklung  des  heranwachsenden  Geschlechtes  einerseits, 
was  Bildung  anbehingt,  günstiger,  in  siltliclnir  Beziehung  dagegen  weniger  günstig, 
weil  die  Jugend  sclileclden  Einllüs.sen  öfter  ausgesetzt  ist.  Diese  Ungunst  wird  aber 
durch  den  geregelten,  mehrjährigen  Unterriclit  in  der  Volksschule,  welchem  nicht 
seilen  der  Unterricht  an  hölieren  oder  Fachschulen  folgt,  sowie  durch  die  mehr 
planmäßige  Sorgfalt,  welche  wenigstens  ein  Teil  dieser  Kleinstädter  der  Erziehung 
seiner  Kinder  znwendet,  einigermaßen  ausgeglichen.  In  dieser  Hinsicht  zeichnet 
sich  besonders  die  jüdische  Bevölkerung  aus.  Obwohl  da.s  besitzlose  Proletariat  und 
das  Elend  unter  ihnen  selir  verbrcilct  isL  ist  dennoch  die  imiige  Sorge  um  das 
Wohl  der  Naelikommcnschafl  allgemein.  Beinalie  jeder  nur  lialbwegs  Bemittelte 
trachtet  seinen  Kindern  nach  Möglichkeit  bessere  Bildung  und  Erziehung  zu 
verschaffen.  Oberhaupt  kennzeichnet  ein  besonderer  UntemehmungsgeisL  zähe 
Ausdauer  und  Drang  zur  Besserung  seiner  Lage  diesen  Teil  der  Bevölkerung  und 
ruft  neben  manclierlei  Auswüchsen  einen  Icbliaflercn  Fortschritt  unter  ihnen 
hervor. 

Schließlicli  sind  die  Verhältnisse  in  den  kleinen  Städten  auch  in  der  Be- 
ziehung jenen  unter  dem  Landvolkc  ähnlich,  daß  die  Jugend  — wenn  sie  nicht  das 
Studium  fortsetzl  — frühzeitig  zur  Arbeit  im  Elternhause  oder  außerhalb  desselben 
herangezogen  wird.  Ein  Teil  der  männlichen  Jugend  geht  zu  Handwerkern, 
seltener  zu  Kaufleulen  in  die  Lehre.  Ihr  Los  ist  nicht  beneidenswert,  Ihre  Arbeits- 
kraft wird  von  dem  meistens  in  dürftigen  Verhältnissen  lebenden  Meister  zu 
allerlei  Verrichtungen  ausgenützt,  der  Lehrzweck  und  die  Sorge  um  das  Wohl  des 
Lehrlings  in  jeder  Hiclilung  und  selbst  in  besclieidenen  Grenzen  vernachlässigt. 
Diese  äußerst  primitive  Art  des  Unterrichtes  trügt  sehr  viel  dazu  bei,  daß  die 
Hebung  de.s  Handwerks  gehemmt  wird.  Kein  Wunder,  daß  unter  dieser  Jugend 
die  Verwahrlosung  öfter  eintrilt  als  sonst. 

Die  bisher  besprochenen  Orlschaflskalegorien,  die  Dörfer  und  kleinen  Städte 
kennzeichnet  ein  einfaches,  soziales  Gefüge.  Wenn  die  hier  nur  schwach  vertretene 
intelligente  Klasse  außer  acht  gelassen  wird,  so  sind  die  Unterschiede  unter  der 
übrigen  Einwohnerschaft  größtenteils  bloß  materieller  Natur,  ln  kultmeller  Hin- 
sicht steht  beinahe  die  ganze  Bevölkerung  dem  lokalen  Durchsclmittsniveau  nahe 
und  bewegt  sich  nur  in  engen  Grenzen  um  dasselbe.  Ganz  anders  stehen  die  Ver- 
hältnisse in  dieser  Beziehung  in  den  größeren  Provinz-  unii  den  Hauptstädten. 
Hier  treffen  Elend  und  Reichtum,  totaler  Bildungsmant:el  und  höhere  Bildung,  Ver- 
wahrlosung und  hohe  Kultur  zusammen  und  hausen  eng  nebeneinander.  Die 
Provinzslädte  bilden  diesbezüglich  eine  Obergangsslufe  zu  den  größeren  Zentren, 
wo  diese  sozialen  Differenzen  am  schärfsten  auflreten. 

Die  Ursaclien  der  Verwahrlosung  in  den  größeren  Städten  sind  ebenso 
wie  das  städtische  Leben  vorwiegend  international.  Die  lokalen  Verhältnisse  ändern 
daraji  bloß  im  einzelnen  so  viel,  daß  ein  Umstand  hier  schwäclier,  anderswo 
stärker  wirkt,  daß  die  Tragweite  der  einzelnen  Ursaciien  größer  oder  geringer  ist. 
Hier  wird  daJier  bloß  in  aller  Kürze  auf  manche  Eigentümlichkeiten  der  bedeulen- 
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deren  Stfldio  in  Ostgalizien  und  der  Bukowina  liingcwieson.  Oie  Fabriksinduslrie 
ist  hier  verliältnismüßig  schwach  vertreten,  das  (fros  der  Bevölkerung  widmet  sieli 
dem  Handwerke  und  dem  Handel.  Diese  beiden  Berufsklas-seii  sind  in  der  Regel, 
bosondei-s  in  manchen  Zweigen  (zum  Beispiel  Schuster,  Kleinkrämer  a.  a.)  zu 
zahlreich  über  das  tatsächliche  Bedürfnis  besetzt  und  daher  die  Lage  dos  einzetnen 
im  Durchschnitte  schlecht.  Das  Handwerk  wird  von  der  ausw,ärtigen  Fabriks- 
industrie immer  mehr  bedrängt.  Die  Überzahl  der  Handeltreibenden  wird  dadurch 
hervorgerufen,  daß  die  jüdische  Bevölkerung  traditionell  und  zum  großen  Teile 
ohne  entsprechende  Mittel  diesem  Erworbszweige  sich  widmet.  Die  große  Masse 
des  Arbeilerstandes  besteht  vorwiegend  aus  gewöhnlichen,  nicht  qualifizierlen Tag- 
lötmem.  So  ist  es  naturgemäß,  daß  hier  der  allgemeine  Wohlstand  auch  in  den 
größeren  Städten  geringer  ist  als  in  den  anderen  Kronländern. 

Die  Ursachen  der  Venvahrlosuug  sind  hier  im  wesentlichen  dieselben, 
welche  für  das  übrige  Gebiet  des  Landes  (Dörfer,  kleine  Städte)  genannt  wurden: 
Armut,  niedrige  Kulturstufe  und  im  Vereine  damit  Verrohung  und  mangelnde 
Erkenntnis  seiner  Plliehten,  Genußsucht,  welche  beinahe  ausschließlich  im 
Alkoholismus  und  in  der  geschlechtlichen  S))häre  sieh  äußert. 

Die  Stellung  der  Städte  im  gesellschaftlichen  Organismus  bringt  es  mit  sich, 
daß  hier  das  Gute  wie  das  Schlechte  mit  größerer  Kraft  aiiftritt.  Sie  sind  Sammel- 
punkte. in  welchen  die  verschieden.artigen  Regungen  und  Erscheinungen  des 
sozialen  Lebens  zusammenlließen,  sich  konzcidrieren.  Je  größer  eine  Stadt  ist, 
desto  mächtiger  ist  ihre  Anziehungskraft  lür  .allerlei  Elemente,  für  die  Erwerb- 
suchenden wie  für  die  arbeitsscheuen  verdorbenen  Individuen.  Im  Vereine  mit 
dem  Abschaume,  den  jedes  größere  Gemeinwesen  abwirfl,  bildet  sieh  auf  diese 
Art  ein  ständiger  Herd  aller  Verderbnis,  beinahe  eine  eigene  Gesellschaftsklasse 
jener,  welche  mit  dem  Gesetze  und  allen  Grundsätzen  der  .Moral  in  stetem  Kampfe 
leben.  Jede  größere  Statlt  zählt  unter  ihren  Bewohnern  eine  gnäßere  oder 
geringere  Reihe  solcher  lichtscheuen  Existenzen,  der  Gewohnheitsdiebe  tind  ihrer 
Hehler,  der  Vaganten  aller  Art,  der  Prostituierten  aller  Stufen  und  jener,  die  von 
ihrem  Schandgewerbe  leben.  Diese  Elemente  verbreiten  die  Verderbnis,  stecken 
ihre  Umgebung,  also  vor  allem  die  Angehörigen  der  unteren  Volksschichten  :m. 
Die  Not,  der  M.angel  an  Aidkläning,  die  niedrige  Gesittung  sind  ihre  tüchtigsten 
Helfer  bei  diesem  Werke.  Je  ungünstiger  sieh  diese  Momente  gestalten,  desto 
stärker  wärkt  das  schlechte  Beispiel,  um  so  weiter  greift  die  Verderbnis  um  sich. 
Der  alltägliche  Aiddiek  der  schroffen  sozialen  Gegensätze,  das  Beispiel  der  ver- 
mögenderen Klassen,  oft  auch  der  St.indesgenossen,  entfachen  neue  Leiden- 
schaften, die  zahlreichen  Versuchungen  des  städtischen  Lebens  wecken  die 
Genußsucht,  schwächen  die  Stimme  des  Gewissens  und  hiemit  auch  die  Wider- 
standsfähigkeit. Diesen  Umstünden,  welche  in  gleichem  Maße  auf  alle 
Gesellschaftsklassen  cinwirken,  ist  zum  großen  Teile  die  Herabminderung  der 
Sittenstrenge  in  jeder  Beziehung,  welche  ein  vergleichender  Rückblick  auf  die 
letzten  Jahrzehnte  offenbart,  zuzuschrciben.  Besonders  graß  tritt  die  Ver- 
schlechtenmg  der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  der  Geschlcchtsmoral  zu  Tage, 
wozu  die  sich  immer  mehr  verbreitende  Pornographie  in  Wort  und  Bild  wohl  das 
meiste  beiträgt. 
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Allen  diesen  schlcrhlen  Einflflssen  ist  die  Jugend  am  meisten  ansgesilzl. 
Das  lebhafte  Temperament,  die  größere  Empfänglichkeit  des  Gemüts,  die 
Unerfahrenheit  der  Jugend  vergrößern  die  ihr  drohende  Gefahr.  Vielen  Anregunpiii 
und  Versuchungen,  welchen  der  Erwachsene  ohne  Rücksicht  auf  ethische  Grund- 
sätze, bloß  wegen  Schwerfälligkeit  nieht  fo'gt  und  weil  ihn  der  Kampf  ums  Dasein 
in  Anspruch  nimmt,  ist  die  Jugend  rettungslos  preisgegeben.  Kaum  daß  es  sprechen 
gelernt  hat,  saugt  schon  das  Kind  der  armen  Volksschichten  den  ganzen  Unflat 
seiner  meist  rohen,  rücksichtslosen  Umgebung,  der  Massenwohnungen  und  der 
Gasse  ein.  Die  Eltern,  seine  natürlichen  Beschützer,  smd  in  der  Regel  auBrr 
stände,  das  Kind  davor  in  Schutz  zu  mdimen;  nur  zu  oft  fühlen  sie  sich  nicht 
einmal  hiezu  verpflichtet  oder  erkennen  die  Gefahr  nicht,  weil  sie  ja  selbst  in  den- 
selben Verhfdinissen  aufgewachsen  sind.  Hier  lernen  die  Kinder  und  die  heran- 
wachsende  Jugend  alles  Schlechte  am  grändlichsten,  durch  alltägliche  Anschauung 
kennen  und  eignen  es  sich  meistens  an.  Exempla  trahunt!  Die  Kinderbewahr- 
anstaltcn  sind  zu  selten,  übrigens  ihr  Einfluß  imd  jener  der  Schule  zu  gering,  ah 
daß  er  der  Übermacht  der  schlechten  Einflüsse  erfolgreich  steuern  kömite.  Es  et 
tatsächlich  bloß  der  gutmütigen  V'cranlagung  und  der  Religiosität  des  Volkes  zum- 
schrciben,  wenn  unter  diesen  Verhältnissen  die  Verrohung  und  Verwalirlosunj 
nicht  noch  weitere  Kreise  umfaßt,  wenn  doch  ein  bedeutender  Teil  dieses  Nach- 
wuchses nicht  vollends  dem  Laster  verfällt,  sondern  zu  nützlichen  Mitgliedern  der 
Gesellschaft  aufwächst. 

Eine  ähnliche  Holle,  wie  für  das  Kind  aus  dem  Proletai-iate  seine  Alltags- 
umgebung, spielt  im  Leben  des  besser  behüteten  Kindes  aus  den  mittleren  Gesell- 
schaftsklassen leider  nicht  selten  die  Schule.  Die  Wohltat  des  allgemeinen  Schul- 
zwanges hat  auch  ihre  Schattenseiten,  welche  allerdings  in  dem  unvollkoiiiinem-T; 
Ausbauc  des  Volksschulwosens  und  in  seinen  Mängeln  wurzeln,  ln  den  meist 
üljerfüllten  Klassen  treffen  Kinder  verschiedener  Herkunft,  aller  Gesellschafts- 
Schichten.  der  verschiedensten  Kulturstufen  zusammen,  verbringen  dort  einig« 
Jahre  ihres  Lebens.  Die  gegenseitige  Beeinflussung,  welche  ein  gewisses  Durch- 
schnittsniveau ergibt,  ist  da  unvermeidlich.  Vernachlässigte  Kinder  werden  wohl 
zumeist  sittlich  gehoben,  bei  jenen  aber,  welche  im  Elternhause  eine  höhen 
Gesittungsstufe  erlangt  haben,  tritt  oft  eine  Verschlechterung,  ein  Rückgang  ein. 
Oft  sind  berechtigte  Klagen  darüber  zu  hören,  daß  besser  gesittete  Kinder  in  (len 
öffentlichen  Schulen,  besonders  in  den  städtischen  Volksschulen  verdorben  werden, 
daß  ihre  Sittlichkeit  dort  im  Kontakte  mit  verderbten  Kindern  untergraben  wini. 
Freilich  kann  der  Erfolg  der  Schule  nur  nach  dem  Endergebnisse,  welches  in 
Massenzahlen  zum  Au.sdrucke  kommt,  beurteilt  werdrui  und  dieses  Ergebnis  ist 
zweifellos  günstig.  Nichtsdestoweniger  kann  keineswegs  geleugnet  werden  d»£ 
die  allgemeine  Schule,  die  bunte  Zusammenwürfelung  von  Kindern  verschiedener 
Stände  und  verschiedener  Moral  auch  ihre  Opfer  fordert. 

Nicht  so  arg  und  in  demselben  Maße,  aber  doch  ähnlich  sind  zum  Teile  (h« 
Ergebnisse  der  gegenseitigen  Beeinflussung  der  Jugend  in  den  Mittelschulen.  Hier 
ist  schon  bis  zu  einem  gewissen  Giade  eine  Durchsiebung  durcligeführt,  wekli' 
die  schlechten  Elemente  bedeutend  verringert,  ohne  sie  aber  je  ganz  entfernen  m 
können.  Jedenfalls  steht  der  Mittelschule  wenigstens  das  Recht  zu,  verderbte. 
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äigemiserregende  Schüler  aiiszuschlicßcii  und  auf  diese  Weise  die  übrigen  zu 
schützen,  ein  Miltcl,  über  welches  die  V'olks-  imd  Bürgeischule  gegen  die  schul- 
pllichtigen  Kinder  nicht  verfügt.  Ein  anderer  Faktor  tritt  aber  hier  (in  der  Mittel- 
schule) als  gefährdender  Umstand  hinzu;  die  geweckte,  mit  dom  Alter  fort- 
schreitende und  weitergreifende  Intelligenz  der  Jugend,  ihr  Drang  nach  Wissen 
und  Erkenntnis  in  des  Wortes  weitester  licdeutimg  genommen,  ohne  Rücksicht 
auf  Ziel  und  Gegenstand.  Dieser  Drang,  der  — in  die  entsprechenden  Bahnen 
gelenkt  — die  schönsten  Früchte  zeitigt,  wird  nur  zu  oft  der  Jugend  zum  Ver- 
derben. Blind  greift  der  Mittelschüler  um  sich  in  das  umgebende  Leben,  sucht 
dori  die  Objekte  für  seine  Erkenntnis.  Was  sich  ihm  aber  durch  seine  Verbreitung 
vor  allem  aufdrängt,  ist  eben  das  Schlechte.  Nationaler  Haß  und  Hader,  Ver- 
leumdungen, raffinierte  Liederlichkeit  und  Genußsucht  aller  Art,  die  obszöne 
Literatur  bielen  sich  auf  Schritt  und  Tritt  dem  jugendlichen  Gemüte  dar.  Der 
religiöse  Indififercnlismus  unserer  Zeit  hat  die  bisherigen  Grundfesten  der  Ethik, 
den  stärksten  Wall  gegen  diese  Flut,  zum  großen  Teile  schon  untergraben,  ohne 
bisher  an  ihre  Stelle  ein  Äquivalent  gegeben  zu  haljen.  Der  destruktive  Teil  der 
Arbeit  ist  im  besten  Zuge;  an  den  Neubau  denkt  niemand! 

Was  Wunder,  wenn  unter  diesen  Verhältnissen  in  solcher  Umgebung  die 
städtische  Jugend  frühreif  im  schlechten  Sinne  wird,  wenn  vielfache  Bestrebungen 
darauf  gerichtet  werden  müssen,  um  im  Kinde  das  Kind,  der  Jugend  den  ihr 
naturgemäß  zustehenden  jugendlichen  Sinn  und  die  jugendliche  Frische  zu 
erhalten.  Was  Wunder,  wenn  so  manche  Eltern  und  Erzieher  in  diesem  ungleichen 
Kampfe  ratlos  die  Hände  sinken  lassen! 

Überdies  entbehrt  die  Jugend  der  Mittelschulen  selir  oft  der  häuslichen 
Pflege  und  Aufsicht.  Ohne  auf  die  Mängel  der  häuslichen  Erziehung  näher  ein- 
zugehen, sei  nur  ein  Umstand  hervorgehoben:  die  sehr  große  Zahl  der  auswärtigen 
Schüler,  deren  Eltern  außerhalb  des  Sitzes  der  Anstalt  wohnen.  Bei  der  geringen 
Zahl  der  Mittelschulen  (auf  79  meist  sehr  ausgedehnte  politische  Bezirke  Galiziens 
waren  im  Jalire  1900  bloß  in  25  Bezirken  Mittelschulen  vorhanden)  ziehen  sich 
die  Schüler,  deren  Z;dil  von  Jahr  zu  Jahr  rapid  wächst,  aus  weiten  Gebieten 
zusammen.  Bloß  ein  geringer  Teil  von  ihnen  findet  entsprechende  Unterkunft  und 
Sorgfalt  in  Privathäusem  und  Anstalten.  Die  meisten  sind  nur  notdürftig,  viele  in 
traurigster  Weise  untergebracht.  Das  häufige  Elend,  die  mißlichen  Verhältnisse 
der  Studentenquartiere,  der  Mangel  an  jedweder  Aufsicht  und  Erziehung,  das 
schlechte  Beispiel,  mit  welchem  die  Ko.stgeber  oft  selbst  der  Jugend  vorangehon, 
das  alles  sind  allgemein  bekannte  Sachen.  Die  Bemühungen  der  Schulbehörden, 
eine  Besserung  in  diesen  Verhältnissen  herbeizuführen,  scheitern  zum  größten 
Teile  an  der  Armut  der  Eltern,  bisweilen  an  dem  Mangel  an  Einsicht  und  der 
niederen  Kulturstufe  derselben. 

Die  Schule,  insbesondere  die  höhere  Schule,  sondert  die  ihr  anvertraute 
Jugend  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von  ihrer  Umgebung  ab,  gibt  ihr  Arbeit, 
wendet  die  Gedanken  und  Bestrebungen  der  Jugend  wenigstens  teilweise  von  der 
sie  umgebenden  Wirklichkeit  ab  und  steckt  ihnen  andere  Ziele.  Dadurch  schon 
wirkt  die  Schule  — auch  ohne  Rücksicht  auf  ihre  absichtliche  erzieherische  Tätig- 
keit — prophylaktisch  gegen  die  schlechten  EinlKusse  des  Stadtlcbens.  Dieses 
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SchiifzPB  enlhchrl  jenrr  T<‘il  der  Jugpnd,  welchor  nach  Zuriicklegiinp  dos  «chiil- 
pflioliligen  Alters  oder  schon  friiher  das  Sludiimi  oinslellt  und  sich  dem  praitischm 
Lehen  zmvendet.  Hier  bildet  das  Elternhaus  die  einzige,  nur  zu  oft  unzureichen  iv 
Stütze,  welelie  dem  heranwaclisenden  Individuum  bei  seinem  Eintritte  ins  Lebtn 
geboten  wird.  Außerhall)  desselben  beginnt  der  schwere,  rücksichtslose  Kam|if 
ums  Dasein.  Der  ünbemitteltc,  der  sieh  und  seine  Angehörigen  nur  zur  Not  erhält 
trachtet  natürlich,  den  Kreis  jener,  die  er  nähren  muß,  tunlichst  zu  vcrmindcni, 
seine  Nachkommenschaft  — oft  ohne  Rücksicht  auf  ihr  künftiges  AVohl  — am 
schnellsten  erwerbsfähig  zu  machen  und  der  Sorge  um  ihren  Unterhalt  ehester.- 
los  zu  werden.  Diese  Jugend  emanzipiert  sich  daher  frühzeitig  und  ist  bei  ihtrr 
Unerfahrenheit  gegen  die  schlechten  Beisjjiele  und  Einflüsse,  welche  das  leben 
allseits  bietet,  weniger  widerstandsfähig  als  sonst. 

So  verkommt  ein  Teil  jener  Jugend,  welcher  das  Elternhaus  wenigslt-n) 
halbwegs  girnslige  Bedingungen  auf  den  Weg  des  I.ebens  mitgegeben  hnl  Von 
jenen,  welchen  die  Verderbnis  schon  im  Kindesalter  eingeimpfl,  denen  s» 
— sozu.sagen  — in  die  Wiege  gelegt  wurde,  wie  zum  Beispiel  den  Kindern  d« 
städtischen  Lumpenprolelarials,  den  früh  verwaisten  oder  böswillig  verlasscnon. 
sowie  den  unehelichen  Kindern  aus  den  ärmsten  Volksschichten,  ist  schon  g» 
nicht  zu  reden.  Sie  fallen  in  der  Hegel,  wenn  nicht  etwa  ein  glücklicher  Zufall  sie 
frühzeitig  aus  der  verseuchten  Umgebung  entreißt,  dem  Elend  und  in  der  Foljr 
der  Verwahrlosung  im  ärgshm  Sinne  anheim.  Sie  stellen  das  Hauptkontingenl  für 
die  Reihen  der  jugendlichen  (iewolmheitsdiebe,  der  arbeilsscheuen  Bettler  nnä 
Vaganten,  unter  ihnen  holt  die  Prostitution  ilie  meisten  ihrer  Opfer.  Sie  bilden 
auch  die  größte  Gefahr  für  alle  ihre  Altersgenossen,  mit  denen  sie  auf  der  Ga-s» 
oder  sonst  wo  in  Berührung  kommen. 

. Noch  ein  Umstand  ist  anzuführen,  welcher  viel  zur  Ausbreitung  der  Verwahr- 
losung beiträgt,  das  mangelhafte  Gefängnis  wesen,  ln  den  GerichlsgefängnUsen. 
in  den  Polizei-  und  Gemeindeai  resten  der  größeren  Städte  treffen  Individuen  ver- 
schiedenen Alters  mit  allerlei  moralischen  Gebrechen,  triffl  der  Abhub  dermenrcli- 
lichen  Gesellschaft  zusammen.  Nicht  sidten  gerät  ein  Jugcndlich-.-r  dahin,  welcher 
vielleicht  auf  dem  Wege  zum  V'erderbcn,  aber  noch  durchaus  nicht  verloren  ist 
manchm  d auch  .solche,  denen  die  Verwahrlosung  nicht  unmittelbar  droht 
werden  doch  bisweilen  obdachlose,  verlassene  Kinder  von  den  Polizeibehönlen 
vorübi-rgehend  in  den  .Arresten  untergebracht.  Die  Gefahren,  welche  dort  jcdtir. 
Unverdorbenen  drohen,  sind  evident  und  allgemein  bekannt,  ihre  Erkennlni?  hat 
die  Reformbewegung,  welche  in  unserem  Straf-  und  Gefängniswesen  in  letzter  Zeit 
praktisch  sich  äußert,  ins  Leben  gerufen. 

Das  entworfene  Bild  mag  einseitig  pessimistisch  scheinen,  weil  darin  d<s 
Guten  so  wenig  erwähnt  wird,  als  ob  bloß  schlechte  verwerfliche  Motive  da.- 
soziale  Leben  regieren  würden.  Dieser  Vorwurf  wäre  nicht  gerechtfertigt.  Voralleni 
i.st  nur  eine  der  Schattenseiten  dos  sozialen  Daseins  Gegenstand  dieser  Schildenm.’ 
und  muß  schon  aus  diesem  Grimilc  das  Bild  dunkel  ausfallen.  Sodann  darf  dif 
größere  Anziehuug.skrafl,  welche  das  Schlechte  immer  und  überall  aufdasoin- 
fache,  ungebildete  Gemüt  ausfibl,  nicht  übersehen  werden.  Diese  Erscheinung id 
leicht  erklärlich.  Das  Gute  und  Edle  ist  selten  aut  der  Gasse  zu  finden,  es  drängt 
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sich  nicht  jeilcm  in  der  grobsinnliclien  Weise  wie  das  Cl)el  auf.  Seine  Träger  sind 
die  höhere  (lesittung  und  die  materielle  Wohlfahrt,  welche  dem  einzelnen  und 
ganzen  Gesellschaftsklassen  einen  weiteren,  über  die  individuelle  Interessensphäre 
liinausreichendcn  Kreis  von  Pflichten  und  Zielen  stecken.  Wo  diese  bi-iden  Paktoren 
minder  intensiv  und  verbreitet  sind,  dort  müssen  auch  die  Bestrebungen  um  die 
Hebung  des  ganzen  Gemeinwesens,  um  die  Bekämpfung  der  sozialen  Obel  spär- 
licher und  schwächer  sein.  Es  darf  den  hier  in  Frage  kommenden  Schichten  der 
hierländischeu  Bevölkcrang  mit  voller  Bestimmtheit  nachgerühmt  werden,  daß  sie, 
was  die  Opferfreudigkeit  für  soziale  Zwecke  anbelangt,  anderen  Gemeinwesen 
durchaus  nicht  nachstehen.  Wenn  die  Erfolge  nicht  in  allem  so  weit  gediehen 
sind  wie  in  anderen  Ländern,  so  ist  das  nur  der  späteren  kulturellen  Entwicklung, 
der  relativ  geringeren  Zahl  der  höheren  Gesellschaftsklassen  und  dem  minder 
günstigen  Stande  der  allgemeinen  Wohlhabenheit  zuzuschreiben.  Auch  das  sei 
nicht  verschwiegen,  daß  die  Sorge  des  Staates  um  (üe  Hebung  des  allgemeinen 
Wohles  sich  hier  weniger  intensiv  äußert  als  in  anderen  Gebieten. 

Eine  kurze  Rekapitulation  sei  gestattet.  Es  war  Galizien  und  der  Bukowina 
nicht  beschieden,  gleichzeitig  und  in  demselben  Maße  mit  den  Westprovinzen  des 
Reiches  an  dem  Fortschritte  — in  des  Wortes  weitester  Bedeutung  — teilzu- 
nehmen. Die  unausbleibliche  Folge  war  der  Rückstand  der  beiden  Länder,  welcher 
sich  beiläufig  seit  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  allmählich  verringert,  immerhin 
aber  noch  sehr  bedeutend  ist.  Wird  diese  Parallele  weiter  auf  den  Gegenstand 
dieser  Abhandlung,  auf  die  Lage,  die  Existenzverhältnisse  der  Jugend  und  ihre 
Verwahrlosung  bezogen,  so  füllt  der  Vergleich  in  diesem  Punkte  nicht  so  ungünstig 
aus.  Der  Unterschied  in  dieser  Beziehung  ist  nicht  so  bedeutend,  wie  er  bei  der 
Divergenz  der  volkswirtschaftlichen  und  kulturellen  Verhältnisse  sein  könnte. 
Religiöse  Motive,  die  einfachen,  weniger  komplizierten  sozialen  Verhältnisse, 
.schließlich  auch  die  gutmütige  Veranlagung  der  Bevölkerung,  tragen  hiezu  bei. 
Die  Jugend  weiß  wenig,  verlangt  aber  auch  wenig  und  ist  nach  dem  Vorbilde  der 
Erwachsenen  mit  wenigem  zufrieden.  Mit  anderen  Worten,  nicht  nur  die  V’orteile, 
auch  manche  Schattenseiten  einer  höheren  Zivilisation  sind  der  großen  Masse  der 
Bevölkerung  fremd. 


II,  Die  Ausbreitung. 

Eine  halbwegs  genaue  Beantwortung  dieser  Frage  fällt  nicht  leicht, 
ln  hiesigen  pädagogischen  Kreisen  wird  seit  einigen  Jahren  viel  darüber 
debattiert,  ob  die  Verwahrlosung  unter  der  Jugend  der  Mittelschulen  in  den  letzten 
Jahrzehnten  zunehme  oder  sich  verringere.  Beide  Eventualitäten  haben  in  den 
Fachkreisen  ihre  beredten  Vertreter;  die  Mehrzahl  neigt  zu  der  Ansicht,  daß  sich 
die  Verhältnisse  verschlechtert  haben;  endgültig  ist  die  Frage,  obwohl  sie  in  Fach- 
schriften und  in  Lehrcrversammlungen  vielmals  erörtert  wurde,  nicht  entschieden 
worden:  ein  Beweis,  wie  schwer  ein  Vergleich  zu  ziehen,  eine  stichhaltige 
Antwort  zu  geben  ist.  Ist  das  auf  diesem  beschränkten,  dem  forschenden  Auge 
des  Lehrers  unmittelbar  unterstellten  Gebiete  der  Mittelschule  der  Fall,  um  wie 
viel  schwieriger  muß  sich  die  Sarhe  gestalten,  wenn  von  der  gesamten  Jugend 
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eines  so  großen  Gebietes  itie  Rede  sein  soll.  Schon  der  BegniT  der  Verwahrlosung 
ist  schwankend  und  schwer  zu  umgrenzen.  Wo  es  sich  um  das  einzelne  Individuum, 
um  einen  speziellen  Fall  handelt,  da  mag  die  Antwort  nicht  so  schwierig  sein.  Bei 
der  allgemeinen,  Ihcoretischcn  Betrachtung  des  Gegenstandes  aber  gebricht  es  an 
leicht  greifbaren  Kriterien.  Nicht  jeder  gerichtlich  vei  urteilte  Jugendliche  ist  schon 
deshalb  verwalirlost  zu  nennen,  anderseits  gehen  gewiß  viele  strafwürdige  Ver- 
wahrloste durch  lange  Zeit  straflos  aus.  Ebenso  sind  manche  andere  Fehler  der 
Jugend  (zum  Beispiel:  Alkoholgenuß,  Kartenspiel,  geschlechtliche  Verirrungem 
wohl  Symptome  einer  drohenden  V'erwahrlosung,  können  aber  noch  für  sich  allein 
nicht  immer  die  Frage  entscheiden,  ob  die  Verwahrlosung  in  dem  belreffendei! 
Falle  bereits  zur  Tatsache  geworden  ist. 

Soll  die  Untersuchung  der  Verwahrlosung  der  Jugend  als  einer  sozialen 
Erscheinung  zu  einem  Resultate  föhren,  so  muß  eine  Unterteilung  des  Begriffes 
vorgenoinmen  werden  in  angehende  und  perfekte  Verwahrlosung.  Als  an- 
gehende Verwahrlosung  wird  ein  solcher  ZusUnd  geminderter  moralischer  und 
intellektueller  Kraft  und  Widerstandsfähigkeit  aufgefaßt,  in  vvelchem  schon  ein 
geringer  Impuls  das  Individuum  endgültig  auf  den  Weg  zur  Verderbnis  bringen 
kann.  In  diesem  Stadium  einer  latenten  Verwahrlosung,  einer  gewissen  Indifferenr 
zwischen  Gut  und  Böse  befindet  sich  ein  nicht  geringer  Teil  der  ländlichen  und 
der  städtischen  Jugend.  Perfekt  wäre  dagegen  die  Verwalirlosung  zu  nennen,  wenn 
das  Individuum  die  Wahl  in  ungünstigem  Sinne,  wenn  auch  unbewußt,  bereit' 
getroffen  hat  oder  wenn  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  diese  Wiihl  aller  Voraus- 
sicht nach  nicht  anders  ausfallen  kann.  In  diesen  Fällen  ist  zur  Hintanhaltung  der 
Verwahrlosung  ein  zielbewußtes  Korrektionsverfahren  notwendig,  während  in  den 
vorerwähnten,  bei  angehender  Verwahrlosung,  schon  der  Mangel  einer  Anregung 
zum  Schlechten  oder  selbst  unbewußte,  günstige  Einflüsse  der  Umgebung,  gute 
Beispiel,  Anhaltung  zur  Arbeit  u.  a,,  dem  Eintritte  der  Verwahrlosung  im  engeren 
Sinne  Vorbeugen  können.  Solche  Fälle,  wo  die  drohende  V'erwahrlo.sung  durch  die 
oft  zufällige  Gunst  der  Verhältnisse  abgehalten  wird,  sind  oft  zu  beobachten. 

Die  beiden  unterschiedenen  Stadien  der  Verwahrlosung  sind  natürlich  von- 
einander nicht  streng  und  konstant  abgegrenzt,  oft  fließen  sie  ineinander.  Aber 
für  diese  Untersuchung,  wo  es  nicht  um  den  einzelnen,  sondern  um  dicGes.'unlheit 
zu  tun  ist,  dürfte  diese  Unterscheidung  genügend  sein.  Die  angehende  Verwahr- 
losung ist  offenbar  eine  viel  häufigere,  allgemeinere  Erscheinung  als  das  zweite 
akute  Stadium.  Besonders  auf  dem  Lande  ist  sie  weit  verbreitet.  Die  meist  miß- 
liche materielle  Lage,  die  niedrige  Kulturstufe  der  Eltern,  ihre  geringe  oder  gaiu 
fehlende  Sorge  um  die  moralische  und  geistige  Entwicklung  der  Nachkommen- 
schaft und  die  übrigen  schon  vorher  geschilderten,  wenig  günstigen  Existenr- 
verhältnisse  des  Landvolkes  und  seiner  Jugend  führen  zu  diesem  Resultate,  Da.' 
— glücklicherweise  — zumeist  in  die  Dorfgrenzen  beschränkte,  daher  einfache 
Leben  ist  hier  der  eigentliche,  beinahe  unbeschränkte  Erzieher.  Gut  können  die 
Eigebnisse  nicht  sein.  Selbst  wo  die  Schule  und  die  Kirche  wirken,  ist  das  Dureh- 
Schnittsniveau  nicht  hoch  und  eine  Verwahrlosung  gelinden  Grades  unler  der 
Jugend  ziemlich  häufig.  Schlechter  ist  es  damit  bestellt,  wo  die  Jugend  der  Schal- 
bildung  entbehrt  oder  die  Sittlichkeit  im  Dorfe  tiefer  steht,  zum  Beispiel  in  der 
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Umgebung  größerer  Städte.  Der  Grundsatz,  daß  die  Folgen  den  Ursachen  ent- 
sprechen, hat  hier  seine  volle  Geltung.  Wo  in  dem  einlachen,  abgeschiossenen 
Dorfleben  die  Vcrscliiedenheil  der  Anregung  zum  Schlechten  und  ihre  Intensität 
geringer  ist,  da  ist  auch  die  Wirkung  dieser  Eindrücke  nicht  so  tiefgehend  und 
meistens  genügt  schon  der  frühzeitige  Ernst  des  Lebens,  um  diesen  Einfluß  zu 
entkräften.  Ungün.stiger  dagegen  muß  sich  die  Sache  dort  gestalten,  wo  entweder 
die  lokalen  schlechten  Einflüsse  intensiv  und  fortgesetzt  wirken  (zum  Bei.spiel 
verbreiteter  Diebstahl,  Streitsucht,  Trunkenheit)  oder  wo  dieselben  noch  von 
außen  ergänzt  und  gestärkt  werden. 

Die  Umstände,  welche  der  Verwahrlosung  der  Jugend  aufdem  Lande  Vorschub 
leisten  und  ihr  entgegen  wirken,  wurden  bereits  eingehend  besprochen.  Aus  Uiror 
lietrachlung  und  Abwägung  dürfte  der  berechtigte,  der  Erfahnmg  entsprechende 
Schluß  zu  ziehen  sein,  daß  die  perfekteVerwahrlosung aufdem  Landeim  allgemeinen, 
von  örtlichen  Unterschieden  abgesehen,  nicht  oft  eintritL  obwohl  der  Boden  für 
sie  nicht  ungünstig,  im  Gegenteil  durch  den  Mangel  an  Aufklärung  vorbereitet  ist. 
Die  Kraft  und  Tragweite  der  vorgebrachlen  hemmenden  Ursachen  ist  eben  größer, 
als  man  auf  ersten  Blick  anzunebmen  bereit  wäre.  Ihre  Wirkung  wird  durch  die 
Passivität,  «eiche  einen  hervorragenden,  sonst  durchaus  nicht  erwünschten 
Charakterzug  des  Volkes  bildet,  unterstützt.  Es  fügt  sich  recht  willig  den  bestehen- 
den Satzungen  aller  Art  (Gesetz,  Religion,  Sitte),  trägt  mit  Ergebung  sein  meist 
nicht  leichtes  Ix>s  und  seine  Genügsamkeit  ist  ihm  ein  Haupfschutz  gegen  schlechte 
Einflüsse.  Tatsächlich  ist  der  eingefleischte  Verbrecher,  der  Missetäter  aus  Gewohn- 
heit und  Neigung,  ebenso  der  ausgesprochene  Taugenichts,  eine  seltenere  Er- 
scheinung auf  dem  Lande  und  nur  in  jenen  einzelnen  Ortschaften  häufiger  zu 
finden,  wo  die  sittlichen  Verhältnisse  seit  jeher  besonders  schlecht  und  verrottet 
sind.  Diese  Erwägungen  und  Feststellungen  treffen  für  die  ganze  Gesellschaft,  also 
auch  für  die  Jugend  zu.  Ein  großer  Teil  der  ländlichen  Jugend  ist  in  dem  Sinne 
verwahrlost  zu  nennen,  daß  ihre  moralische  und  intellektuelle  Entwicklung  nicht 
die  wünschenswerte  Höhe  erreicht,  daß  sie  infolgedessen  nicht  zu  vollwertigen 
(relativ  in  ihrer  sozialen  Stellung)  Mitgliedern  der  Gesellschaft  werden  utid  dem 
Schlechten  leichter  zugänglich  sind.  Aber  die  endgültige  Deterioriei  ung  eines 
Individuums  in  dem  Maße,  daß  es  zu  einer  beschwerlichen  sozialen  Last  der  Gesamt- 
heit werde,  kommt  verhältnismäßig  selten  vor.  Diese  trotz  aller  zu  ihrer  Erklärung 
angeführten  Umstände  etwas  frappante  Erscheinung  ist  zum  Teile  darauf  zurück- 
zuführen,  daß  gerade  die  heruntergekommenen,  verderbten  Elemente  verhältnis- 
mäßig reichUcher  vom  Lande  in  die  Städte  abfiießen.  Infolge  dieser  Bewegung  ver- 
schwindet ein  Teil  der  ländlichen  verwahrlosten  Jugend  dem  Auge  des  Beobachters 
in  der  Kategorie  der  ländlichen  V'erwahrlosung,  wohin  er  als  ein  Produkt  des 
Dorflebens  eigentlich  gehört,  und  belastet  die  Rubrik:  Verwahrlosung  in  den 
Städten. 

Häufiger  als  auf  dem  Lande  ist  der  höhere  Grad  der  Verwahrlosung  unter 
der  Jugend  in  den  Städten  zu  finden.  Schon  in  den  kleineren  Ortschaften  dieser 
Kategorie  wird  dieser  Unterschied  im  Vergleiche  mit  der  ländlichen  Umgebung  in 
der  Regel  bemerkbar,  augenfällig  wird  er  in  den  größeren  Städten.  Die  Ursachen 
wurden  bereits  erörtert;  hier  wäre  noch  ein  Umstand  hervorzuheben.  Das  Dorf 
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in  seiner  priiiiititeii  suziuleii  lilicilennig  bielel  keine  bixUtenzbedingungen  füi  d<n 
Arbeitsscheuen.  Wer  da  leben  will,  muß  arbeiten,  wenn  er  niclit  etwa  einigem 
V'erniögen  üu  verbringen  huL  Vom  Bettel,  gelegenllicben  Diebstahl,  vom  leichten, 
r.nrülligen  Erwerbe  kann  liier  niemand  sein  Leben  auf  die  Länge  fristen.  Dieser 
Zwang  der  Verhältnisse  wirkt  einerseits  kräftigend  auf  die  GesaniUicit,  andrerseits 
säubert  er  die  Dörfer  von  unerwünschten  Elementen,  welche  notgedrungen  in  die 
Städte  ziehen,  wo  mehr  llelegenheit  vorhanden  isL  sich  das  Leben  leicht  einzu- 
richten, ganz  oder  wenigstens  zum  Teile  als  Parasit  zu  vegetieren. 

Die  Verwahrlosung  des  ersten  Grades,  die  angehende  Verwahrlosung,  dutfle 
wahrscheinlich  in  den  Städten  verhältnismäßig  weniger  verbreitet  sein  als  ad 
dem  Lande.  Die  Familie  und  auch  die  Schule  befaßt  sich  liier  im  ganzen  doch 
mehr  mit  der  Erziehung  der  Jugend  als  der  Bauer,  der  dem  Kinde  zumeist  aufer 
der  leiblichen  Pllege  beinahe  nichts  gibt.  Dagegen  tritt  die  Verwahrlosung  im 
engeren  Sinne  in  der  Stadt  häutiger  ein.  Die  Ansteckung  ist  hier  vielleicht  relativ 
nicht  so  häutig,  aber  intensiver,  darum  erliegt  auch  ein  größererTeil  der  Betroffenen 
Die  Hcttiing,  welche  der  ländlichen  Jugend  meistens  ohne  ihr  eigenes  und  ilmt 
natürlichen  Behüter  Zutun  die  Existenzbedingungen  selbst  bringen,  bleibt  in  iler 
Stadt  gewöhnlich  ans,  wogegim  die  schlechten  Einflüsse  fortgesetzL  von  verschie- 
denen Seilen  in  verschiedener  Gestalt  wirken.  Das  schlechte  Beispiel,  die  Gelegen- 
heit zum  Bösen  ist  hier  häuliger,  zudem  ist  das  Stadtkind  in  der  Regel  geweckter. 
lebhafteriMi  Temperaments  ;ds  der  im  Denken  und  Fühlen  mehr  schwerfällige, 
später  reifende  Dorfjungi“.  So  ist  es  einleuchtend,  daß  die  Verwidirlosung  in 
der  Stadt  in  der  Regel  mehl'  Opfer  holt  als  auf  dem  Lande,  wenn  auch  von  dem 
besprochenen  Zuzuge,  welcher  den  eigentlichen  Stand  hier  wie  dort  verschiebt 
und  etwas  verdunkelt,  abgesehen  wird. 

Das  ist  die  allgemeine  Regel,  von  der  es  aber  beiderseits:  auf  dem  l>andcuii(i 
in  den  Städten,  lokale  Abweichungen  und  Ausnahmen  gibt,  wie  schon  betont  wurde, 
ln  den  Städten  hängt  die  Au.sbreitung  der  Verwalirlosung  und  ihre  Intensität  nicht 
nur  von  ihrer  Größe,  sondern  auch  von  ihrem  Charakter,  ihrer  sozialen  Bauart, 
von  der  beruflichen  Gliederung  und  dem  Wohlstände  der  Bevölkerung  ab.  Anders 
und  zwar  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  dort,  wo  ein  eingesessener,  wenn  auch 
in  bescheidenen  Verhältnissen  lebender  Kleinbürgerstand,  der  vom  Ackerbau  und 
Gewerbe  (Handwerk)  seinen  Unterhalt  schöpft,  den  llauptstock  der  Bevölkening 
bildet  (ziim  Beispiel  Brzeiiuiy,  Sutiibor,  Satiok,  Suczawa,  Zloczöw)  — weniger 
günstig  in  jenen  Oi-tseliaftcn,  wo  Handel  und  Industrie  aller  Art  (Groß-  und  Klein- 
gewerbe) den  Vorrang  fühlt  (zum  Beispiel  Lemberg,  Czemowitz,  Kolomea. 
Staiiislaii,  auch  Przemysl).  Das  sind  naturgemäß  zugleich  aucli  die  volkreichsten 
Städte. 

Allen  diesen  vergleichenden  Betrachtungen  könnte  nicht  mit  Unrecht  der 
Vorwurf  gemacht  werden,  daß  sie  vage,  unhestimmt  sind,  keine  Antwort  auf  die 
eigentliche  Frage  geben:  welcher  Teil  der  Jugend  fällt  der  Verwahrlosung  anlieim': 
Das  Unvermögen,  diese  Frage  direkt  zu  beuiitworten,  muß  denn  auch  ohne  weilte 
euigfcstandcu  werden.  Die  Stalistik  versagt  hier  den  luimittelbareii  Aufsclduß,  wird 
ihn  wohl  in  dieser  Form  zu  geben  kaum  je  Im  stände  sein.  Nur  miltelhar,  weil 
umschreibend  liefert  sie  manche  Fingerzeige  für  das  Thema,  welche  aber 
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wenigstens  derscil  und  hierzulande  zur  Beantwortung  der  Frage  in  der  Besagten 
Weise  durchaus  ungenügend  sind. 

Der  nflehstliegende  Wegweiser  wAre  wohl  die  Statistik  der  Straffälligkeit 
der  Jugendlichen.  Sie  ist  aber  noch  in  den  Kinderschuhen,  nicht  nur  zeitlich, 
sondern  auch,  was  die  Genauigkeit  in  der  Sammlung  der  Daten  anbelangt.  Trotz 
der  Unzulünglichkeit  der  bloß  aus  einem  Jahre  (1905)  stammenden  Daten  wurde 
dieses  Material  bearbeitet  und  zur  Kontrolle  der  bisher  in  diesem  Gegenstände 
vorgebrachten  Feststellungen  verwendet.  Die  Wiedergabe  der  Tabellen  und  ihre 
Besprechung  in  den  F.inzelheiten  wird  hier  mit  Rücksicht  auf  den  Umfang  unter- 
lassen und  werden  bloß  die  mit  tunlichster  Vorsicht  und  Zurückhaltung 
geschöpften  Schlußfolgerungen  vorgebracht.  Dieselben  lauten  dahin:  1.  daß  die 
größeren,  mehr  industriellen  Städte  und  ihre  nächste  Umgebung  (zum  Beispiel 
Lemberg,  Kolomea,  Stanislau)  eine  viel  höhere  Straffälligkeit  der  Jugend  aufweiseu 
als  der  übrige  Teil  des  betreffenden  Sprengels;  2.  daß  die  kleineren  Städte,  in 
denen  das  Leben  schwächer  pulsiert,  welche  eine  weniger  lluktuierende  Bevölke- 
rung haben  (BrzeZany,  Sambor,  Sanok,  Zloczöw,  Suczawa),  sich  hinsiclitlich  der 
Straffälligkeit  der  Jugend  von  dem  Lande  nicht  pi-iuzii)iell  abheben,  daß  hier  wie 
dort  die  Verhältnis.sc  und  die  Scliwaukungen  sich  ähnlich  gestalten,  von  denselben 
Faktoren  beeinflußt  werden.  Diese  Scldüsse  geilen  vielleicht  nicht  ganz  parallel 
mit  dem,  was  über  den  Grad  der  Verwahrlosung  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande 
gesagt  wurde.  Doch  muß  hier  einerseits  auf  die  Unzulänglichkeit  des  vorliegenden 
.Materials,  anderseits  auch  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  daß  Verwahrlosung 
und  Straffälligkeit  keine  Synonyme  sind,  daß  sie  nicht  immer  genau  Hand  in 
Hand  gehen. 

Etwas  reichlicher  ist  das  statistische  Material,  welches  dazu  dienen  kann, 
sich  ein  Bild  über  die  Ausbreitung  der  Verwahrlosung  in  der  Landeshaupt.stadt  — 
in  Lemberg  selbst  — zu  bilden.  Dasselbe  wird  im  folgenden  auszugsweise  vor- 
gebracht:  Lemberg  zählte  mit  Schluß  des  Jahres  lüOOnuul  100.000  (159.877)  Ein- 
wohner, nach  Allrechnung  des  Militärs  betrug  die  Zivilbevölkerung  rund  150.000 
(1+9.551)  Personen, 

Eine  im  Jahre  190+  unternommene  Zählung  der  Kinder  in  den  öffentlichen 
Volks-  und  Bürgerschulen  nach  dem  Stande  und  Berufe  ihrer  Ellern,  respektive 
Ernährer  gab  das  nachstehende  Resultat  (siehe  Tabelle  auf  Seite  +7+). 

Diese  Zusammenstellung  gibt  ein  Bild  der  Mischung  von  Kindern  verschie- 
dener sozialer  Klassen  in  den  öffentlichen  Volksschulen  und  des  numerischen 
Übergewichtes,  welches  kulturell  nicht  sehr  hoch  stehende,  ökonomisch  schwache 
Elemente  (Kategorie  III,  IV  und  V)  dort  haben.  Außerdem  leinten  3223  schul- 
pflichtige Kinder  in  den  verschiedenen  Privatschulen,  über  1000  im  schulpllicliligen 
Aller  stehende  Kinder  waren  nicht  eingeschult.  Das  mangelhafte  Meldungswesen 
und  der  ständige  Raummangel  in  den  Schulen  stehen  einer  genauen  Durchführung 
des  Schulzwanges  trotz  der  Sorgfalt  der  Stadtverwaltung  um  das  Schulwesen 
noch  immer  im  Wege.  Von  den  16.03+ Kindern,  welche  im  Schuljahre  1903/+ 
in  den  städtischen  Volks-  und  Bürgerschulen  eingeschrieben  waren,  wurden 
14.512  einer  Untersuchung  in  Bctrefl"  ihrer  häuslichen  Existenzbedingungen 
unterzogen.  Diese  ergab  unter  anderem  folgendes:  Eine  eigene  Schlafställe  hatten 
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6444  Schulkinder,  8039  schliefen  zusammen  mit  den  Geschwistern  oder  Elleni: 
der  Reinlichkeitssinn  läßt  viel  zu  wünschen  z.  B.:  die  Zähne  reinigten  bloß  6423. 
das  ist  weniger  als  die  Hälfte  der  Unlersuchlen;  mangelhafte  Kleidung  haften 
5613  Kinder,  175‘J  besaßen  keinen  Mantel.  Unter  ungünstigen  V'erhältnissen  in 
Massen-  und  Kellerwohnungen,  mit  oder  als  Afterparleien  in  einem  Raume  mit 
Fremden,  wohnten  beiläufig  2000  Kinder,  1 398  (9'6  Prozent)  entbehrten  jedweder 
häuslicher  Aufsicht. 


Zählung  der  Schulkinder  nach  dem  Stande  der  Ettern,  resp.  Ernährer. 


Kategorie 

Zald  der 
.'Schulkinder 

ln  Proientöj 

I.  Oftcnliiche  und  Privatbeamte,  freie  Berufe,  geistige 

2.97 

138 

II.  Fabriksei^entdmer,  selbständige  Gewerbetreibende,  Haus- 
und  Großpnindbesilzcr,  Rentiers 

3W0 

22-9 

III.  öffentliche  und  Privatangestellte  der  Dienerkalegorie, 
Handelsgebilfen,  UnterufSzicre 

215 

(V.  Niclit  selbständige  Gewerbetreibende  (Gesellen,  Gehilfen), 
Besitzer  kleiner  Realitäten 

2371 

15-6 

V.  Vom  Taglohne  Lebende  (mit  Einreebnung  der  in  Waisen- 
häusern ujitergebrachlen  Kinder) 

3*M>8 

262 

zusammen 

15.H» 

lOU 

Mit  Erwerb  befaßten  sich  657  Schulkinder,  und  zwar  mit: 

Erteilen  von  Unterricht 13J 

Kolportage  (nur  jene,  welche  sich  hiezu  bekannten) 176 

Bedienung 249 

Arbeit  in  einer  Fabrik,  Werkstätte,  Nälten 95 

zusammen 667. 


Zur  Kolportage  bekannten  sich  130  Knaben  und  46  Mädchen,  sämtliche 
außer  15,  Schüler  der  Volksschulkla.ssen  im  Alter  von  6 bis  12  Jahren.  Dieser 
höchst  demoralisierend  wirkende  Unfug  wurde  seither  Dank  dem  Einschreiteo 
der  Behörden  eingeschränkt. 

Im  Jahre  1904  wurde  in  zwei  städtischen  Schulen  eine  Untersuchung  durch 
Befragung  der  Kinder  veranstaltet,  welche  die  Verbreitung  des  Alkoholgenusses 
unter  der  Schuljugend  zum  Gegenstand  halte.  Ein  Viertel  (22  bis  28  Prozent)  der 
befragten  Kinder  haben  sich  zum  ständigen,  beinahe  zwei  Drittel  (63bis65Prozenll 
zum  gelegentlichen  Alkoholgenusse  bekannt.  Bloß  7 bis  15  Prozent  gestanden, 
daß  sic  keinen  Alkohol  genießen.  14  Prozent  der  Befragten  gaben  an,  bereits 
wenigstens  einmal  tiunken  gewesen  zu  sein.  Bemerkt  sei  noch,  daß  die  Ver- 
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brcilung  des  Alkoholgenusses  unter  den  Schulkindern  aller  Altersstufen  ziemlich 
gleich  war.  Kinder  unter  10  Jahren  wei  den  daran  in  demselben  Maße  gewöhnt, 
Avie  die  iUteren. 

Auf  Grund  dieser  Untersuchung  kann  mit  aller  Bestimmtheit  angenommen 
werden,  daß  einschließlich  der  Kinder,  w'elche  dem  Elementarunterrichte  fem- 
bleiben  und  jedenfalls  in  sehr  ungünstigen  Verhältnissen  leben,  wenigstens 
15  bis  20  Prozent  aller  Kinder  der  V'erwahrlosung  in  hohem  Grade  ausgesetzt 
sind.  Die  Gefährdung  dieses  Teiles  ist  jedenfalls  so  bedeutend,  daß  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  mehr  als  die  Hälfte  dieser  Individuen  der  Verwahrlo.sung 
endgültig  anhcimßlllt. 

Die  Ausbreitung  der  perfekten  Verwahrlosung  unter  der  .Tugend  illustrieren 
außer  der  Straffälligkeit,  welche  abgesondert  für  den  Studtliezirk  /licht  angegeben 
werden  kann,  hier  aber  jedenfalls  am  höchsten  ist,  noch  die  folgenden  Tabellen. 

Die  Zahl  der  in  die  Polizeiarreste  eingelieferten  Jugendlichen  betrug: 
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Die  Zald  aller  aus  Lemberg  abgeschobenen  Jugendlichen  bis  inklusive 
18  Jahren  (lauter  auswärtige)  betrug: 
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Den  Stand  der  unter  snnit&tspolizeiliclier  Aufsicht  stehenden  Prostituierten 
nucli  Alter,  Konfession  und  Zuständigkeit  gibt  folgende  Tabelle  wieder: 
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zti>aininon 
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1 i—  IS  Jahre 

ilui-ühcr 

iin  ScptPiiilipr  IlHtj  . . . . ; 
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jclirihtlicli 

'J:! 

2UI 

■ 

353 

Iniosaiscli  und  niidcie 
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..  Iin  larinbeiL»  . . 
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iii 
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Diese  Zahlen,  insbesondere  die  außerordenllu  h hohen  Zifl'ern,  welche  auf  die 
Auswärtigen  inlfallen,  bestätigen  das  alles,  was  vorher  Ober  die  Ursache  der 
Verwahrlosung  in  den  größeren  Städten,  die  Art  und  Weise  ihrer  Verbreitung  an- 
geführt wurde.  Unter  den  Prostituierten  fällt  auch  die  verhältnisiuäßig  sehr  hohe 
Zahl  jener  niosaischen  Bekenntnisses  auf.  Es  spiegelt  sich  darin  das  große  Elend 
ab,  in  dem  die  unteren  Schichten  der  jüdischen  Bevölkerung  leben. 

III.  Die  typischen  Erscheinungsformen. 

Die  typischen  Erecheinungsformen  der  Verwahrlosung  sind  im  Grunde 
genonnnen  auf  dem  Lande  wie  in  den  Städten  die.selben,  bloß  in  Einzelheiten  treten 
der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  entsprechend  manche  nicht  prinzipielle 
Untei-r.chiede  auf.  Das  Sprichwort:  »Müßiggang  ist  aller  Laster  Anfang“  ist  hier 
wie  Sellen  sonst  am  Platze.  Der  Müßiggang  bildet  tatsächlich  das  charakteristische 
Merkmal,  den  Ausgangspunkt  jeder  Verwahrlosung,  deshalb  ist  auch  die  große 
prophylaktische  Bedeutung  berechtigt,  welche  in  den  bisherigen  Ausführungen 
der  Ai'beil  zugemessm  wird. 

Der  Mangel  au  Bildung  und  gefestigten  moralischen  Grundsätzen,  der  daraus 
sich  eigebende  Mangel  an  Erkenntnis  seiner  Pflichten  und  eines  Zieles,  auf  welches 
das  Leben  und  Streben  des  Individuums  gerichtet  wäre,  drängen  diiekt  dazu,  sieh 
das  Leben  möglichst  leicht  und  bequem  einzuiichten,  drängen  also  zum  Müßig- 
gänge. ln  den  weiteren  Stadien  entwickelt  sich  dann  die  Arbeitsscheu,  ein  allen 
endgültig  Verwahrlosten  gemeinsames  Merkmal.  Hiezu  gesellen  sich  die  Mißachtung 
jeglicher  Satzungen  (Gesetz,  religiöse  V'orschriflcn,  Eamilienbande),  Abstumpfung 
des  Schamgefühls  und  Verrohung  dos  Gemüts  als  natürliche  Begleiterscheinungen. 
Auf  dic^cm  gemeinsamen  Hintergründe  sind  folgende  typischen  Erscheinungs- 
formen der  Verwahrlosung  zu  unterscheiden:  a)  Eigentumsdelikte  (Diebstahl, 
Bctiugl,  li)  Streit-  und  liachsuchl.  Vergehen  gegen  die  Sicherijeit  des  Lebens  und 
dir  Gesundheit,  boshafte  Sachbeschädigung,  c)  Unzucht,  d)  Alkoholismus,  ej  in 
Städten  noch  der  Bettel. 
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Diese  Erselieinungsformen  treten  nalürlidi  nicht  streng  gesondert  auf.  Der 
Alkotiolismus  ist  eine  beinahe  stAndigc  Eigenschaft  der  Verwatirlosten  und 
besonders  mit  den  gcwalltaiigen  Delikten  meistens  im  innigen  Zusammenhänge. 
Oberhaupt  äußert  sich  die  Verwahrlosung  desselben  Individuums  meistens  in  ver- 
schiedenen Richtungen,  auf  verschiedene  Art.  wenn  auch  eine  gewisse  Kategorie 
von  Ausschreitungen  bei  ihm  den  Vorrag  einnimmt. 

Wie  gesagt,  sind  die  Kategorien  der  Erscheinungsformen  am  Lande  und  in 
der  Stadt  im  wesentlichen  dieselben,  verschieden  ist  dagegen  der  Charakter 
der  Ausschreitungen  derselben  Art.  Das  stammt  daher,  daß  der  Verwahr- 
loste die  Begriffe  und  Begierden  seiner  Umgebung  teilt,  daß  er  seine  Bedürfnisse 
nach  demselben  Maßstabe  einrichtet.  Dieses  Maß  ist  aber,  wie  hervorgehoben 
wurde,  verschieden  in  den  Städten  und  am  Lande.  Hier  bildet  zum  Beispiel  der 
geringfügige  Diebstahl  (Holz,  Obst,  Feldfrüchte),  off  au.s  Not,  und  der  Gelegenheits- 
diebstahl  die  Regel.  Der  Dorfdicb  ist  bescheiden.  Einerseits  freilich,  weil  cs  selten 
etwas  Bedeutendes  zu  stehlen  gibt,  andrerseits,  weil  der  Täter  nicht  weiter  hinaus 
denkt,  nur  sein  nächstes  Bedürfnis  befriedigen  will.  Der  raffinierte,  unternehmende 
GewohnheiLsdieb,  der  vom  Diebstahle  lebt,  kommt  beinahe  ausschließlich  in  den 
Städten  vor.  Auf  dom  Lande  hätte  er  aiu-h  nichts  zu  schaffen,  bald  würde  er  der 
Selbsthilfe  der  Bevölkerung,  der  Volksjustitz  zum  Opfer  fallen  oder  wenigstens  zum 
Gegenstände  allgemeiner  Verachtung  werden.  Die  Unzucht  äußert  sich  auf  dem  Lande 
anders  als  in  der  Stadt,  in  derber,  urwüchsiger  Form,  nicht  mit  demselben  Grade 
von  Verderbtheit  wie  die  Prostitution  in  den  Städten.  Jedentalls  wird  sie  dort 
.selten  zum  eigentlichen  Schandgewerbe,  ist  vielmehr  ein  natürlicher  Ausfluß  der 
Leidenschaft,  der  geminderten  Sittenstrenge  und  roher  Lebensart.  Daß  unter  diesen 
Verhältnissen  ihre  Ausbreitung  und  ihre  Bedeutung  als  soziale  Gefahr  hier  viel 
geringer  ist,  ist  offenbar.  Überhaupt  kann  die  Gcschlechtsmoral  des  Landvolkes 
und  in  den  kleineren  Städten  vorwiegend  als  so  ziemlich  gut  bezeiclmet  werden. 

Der  Alkoholismus  tritt  auf  dom  Lande  als  eine  schlechte,  durch  die  Sitte 
und  das  primitiv  aiifgefnßte  Gebot  der  Gastfreundschaft  imterhaltene  und  ver- 
breitete Gewohnheit  auf.  Gelegentliche  Trunkenheit  und  in  ihrem  Gefolge  Rauf- 
händel und  verscdiiedene  gewalttätige  Exzesse  kommen  oft  vor,  dagegen  ist  der 
leidenschaftliche  Alkoholiker,  der  Leib  und  Seele  vertrinkt,  im  Trünke  aufgeht, 
seltener  zu  fmilen. 

Im  ganzen  kennzeichnet  also  im  Vergb'iche  mit  der  Stadt  eine  viel  geringere 
Intensivibit  dii;  Erscheinungen  der  Verwahrlosung  auf  dem  L,ande.  Ihre  hauptsäch- 
lichen Merkmale  sind  hier  die  Lässigkeit,  Indolenz,  ein  willenloses  Folgen  den 
schlechten  Einflüssen.  Die  gutmütige  Veraidagung  des  Volkes,  seuie  Neigung  zum 
p.atriarchalischen  Leben  und  seine  Genügsamkeit  kommen  auch  hier  zum  Aus- 
drucke. Deshalb  kommen  in  der  lütidlichen  Verwahrlosung  Extreme  seltener  vor, 
die  Bosheit  und  das  Raffinement,  welche  nur  zu  oft  den  Verwahrlosten  in  der 
Stadt  kennzeichnen,  sind  ihr  meistens  fremd.  Ein  verhältnismäßig  gelinder  Grad 
der  Verwahrlosung  als  unmittelbarer  Begleiter  und  Austluß  der  niederen  Kultur- 
stufe ist  auf  dem  Lunde  die  Hegel. 

Der  Bettel  und  die  damit  innig  verbundene  Landstreicherei  kommt  zumeist 
in  den  Städten  zum  Vorschein.  Das  Land  bietet  weniger  Existenzbedingungen  für 
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diese  Art  der  Verwahrlosung.  Der  Bauer  neigt  in  seinen  kärglichen  Vcrhültnis.sen 
wenig  mr  Mildläligkeil,  am  allerwenigsten  für  Individuen,  welche,  obwohl  erwerb.s- 
fähig,  auf  diese  Weise  dem  Müßiggänge  fröhnen. 

Was  das  Vorkommen  der  einzelnen  lypisehen  Erscheinungsformen  der 
Verwahrlosung  unter  der  Jugi  nd  anbelangt,  so  ist  der  Diebstahl  die  hänfigsle 
Erscheinung  hei  beiden  Geschlechtern.  Darauf  wurde  schon  bei  der  Besprechung 
der  Statistik  der  Strallfilligkeit  hingewiesen,  dasselbe  ergibt  die  Polizeistatistik 
Lembergs,  wo  dO  Prozent  der  verhafteten  Jugendlichen  wegen  Eigentumsdelikten 
beanständet  wurden.  Beim  Landesgerichtc  Czernowitz  wurden  im  Jahre  190k  83, 
bis  zum  1.  September  1905  63  Jugendliche  abgestraft,  hievon  55,  respektive  51 
wegen  Diebstahl  und  Beteiligung  daran. 

Dieses  starke  Vorwiegen  der  Delikte  aus  Gewinnsucht  ist  naturgemäß,  weil 
der  Eingriff  in  fremdes  llab  und  Gut  sich  schon  von  selbst  dem  Verwahrlosten  als 
das  erste  und  vorzüglichste  Mittel  aufdrängt,  um  seine  Bedürfnisse  und  Gelüste 
stillen  zu  können.  Auch  das  schlechte  Beispiel  geht  hauptsächlich  in  dieser  Richtung; 
überall  ist  der  Diebstahl  die  am  stärksten  vertretene  Kategorie  unter  den  Straftaten. 
Selten  ist  unter  den  verwahrlosten  JugendUchen  ein  Individuum  zu  finden,  welches 
dem  Diebstähle  ferne  stünde. 

Als  besondere  Erscheinungsform  ist  der  Alkoholismus  unter  der  Jugend 
selten,  meistens  tritt  er  als  Begleiterscheinung  beim  Diebstahle  und  auch  bei  der 
Prostitution  auf,  als  die  meistverbreitete  Form  der  Genußsucht  unter  den  Verwahr- 
losten. Der  allgemeinen  Sitte  und  Neigung  entsprechend,  tritt  die  Trunksucht  unter 
dem  männlichen  Geschlechte  viel  stärker  auf  und  trägt  im  Vereine  mit  der  natür- 
lichen Veranlagung  des  Mannes  zur  Ausbreitung  der  gewaltsamen  Ausschreitungen 
unter  der  verwalirlosten  Jugend  bei. 

Geschlechtlichen  Ausschweifungen  huldigen  verwahrloste  Jugendliche  beider 
Geschlechter  mein:  weniger  in  demselben  Maße.  Zur  Verderbnis  führen  sie  aber 
viel  häufiger  beim  weiblichen  Geschlechte,  weil  nach  der  .Tllgemeinen  Auffassung 
dasselbe,  was  beim  Manne  bloß  als  eine  Verirrung  gelinde  beurteilt  wird,  dem 
Weibe  einen  unauslöschlichen  Makel  aufprägt.  Auf  dem  Lande,  wo  diese  Divergenz 
in  der  Auffassung  nicht  so  groß  ist,  ist  das  verirrte  Mädchen  oft  noch  nicht  ver- 
loren, in  der  Stadt  wird  cs  in  den  meisten  Fällen  der  Prostitution  in  die  Arme 
getrieben.  Sonst  führen  vorzüglich  die  Not  und  häufige  Vei-suchung,  bisweilen  auch 
Schlechtigkeit  und  Habsucht  der  Eltern  die  weibliche  Jugend  dieser  für  sie  all- 
gemeinen Form  der  Verwalirlosung  zu.  Beim  Bettel  ist  das  die  Regel,  hier  sind 
meistens  die  näclisti  n Angehörigen  des  Kindes  die  Anstifter  zum  Bösen. 

Ein  Wort  zum  Schlüsse.  Die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung  stehen  mit  dem 
allgemeinen  Grundsätze,  daß  höhere  Kultur  gleichbedeutend  ist  mit  höherer 
Gesittung  und  daß  gleichmäßig  mit  der  steigenden  Kultur  die  Verwalwlosung  der 
Jugend  sich  verringert,  nicht  voll  im  Einklänge.  Dieser  Grundsatz  dürfte  aber  als 
absolut  zutreffend  nicht  anzusehen  sein.  Die  Kultur  der  Gegenwart  hat  eine  vor- 
wiegend, beinahe  ausschließlich  intellektuelle  Richtung.  Die  intcUekluelle  Entwick- 
lung wird  daher  auch  als  der  vorzüglichste  .Maßstab  der  Kultur  angewendet.  Nun 
gehen  aber  Intellekt  und  Moral,  ein  nicht  minder  wichtiger  kultureller  Faktor,  niclit 
immer  genau  Hand  in  Hand.  Der  Analphabet  steht  oft  in  etliischer  Beziehung 
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(iun  haus  niclit  tiofir  als  der  Ilidbgcbildetp,  das  Durehschiiittsprodukt  der  allge- 
meinen Volksschule.  Und  gerade  in  der  Frage  der  Verwahrlosung  der  Jugend,  ihrer 
Aiusbreitung  und  Intensität,  spielen  ethische  Motive  eine  nicht  minder  bedeutende 
Rolle  als  die  V'erbreilung  der  Elementarbildung. 

Selbstverständlich  soll  mit  dieser  Bemerkung  nicht  gegen  ilie  Volk.sschule 
angekämpft,  ihre  kulturelle  Bedeutung  herabgesetzt  werden.  Diese  Erinneriiug 
schien  vielmehr  nur  deshalb  von  Nöten  zu  sein,  um  davor  zu  w'arnen,  daß  aus  dem 
im  ersten  Abschnitte  besprochenen  Umstande  der  noch  bestehenden  Unzulänglich- 
keit der  Volksbildung  in  diesem  Gebiete  allzuweit  gehende  Schlüsse  für  das  Thema 
der  Verwahrlosung  der  Jugend  gezogen  werden. 
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Jugendfürsorge  und  Verwahrlosung  im  Küstenlande. 

(Triest,  Görz  und  Gradisca,  Istrien.) 

Von  einem  Richter. 

Die  Fürsorge  für  die  Jugend  in  der  Gegenwart  gewährt  Schutz  für  die 
Zukunft  und  bestärkt  die  Hoffnung  einer  Wendung  zum  Bessern,  die  mit  allen 
Mitteln  und  Kräften  angestrebt  werden  muß.  Aus  diesem  Grunde  muß  die  hoch- 
herzige Initiative  dankbar  begrüßt  werden,  die  durch  konzentrische  Arbeit  die 
nach  verschiedenen  Richtungen  und  auf  zerstreuten  Feldern  wirksamen  Kräfte 
vereinen  und  auf  ein  gemeinsames  Ziel  hinweisen  will.  Um  dem  geäußerten 
Wunsche  zu  entsprechen,  schien  es  nach  den  in  der  gedankenreichen,  brillanten 
Einleitung  zu  Dr.  Baemreithers  .Jugendfürsorge  und  Strafrecht  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika*  enthaltenen  Andeutungen  in  erster  Linie  notwendig, 
eine  Statistik  der  Verwahrlosung  und  der  zu  deren  Verhütung  und  Bekämpfung 
bestehenden  Anstalten  anzubahnen  und  nach  den  Ursachen  der  Verwahrlosung 
zu  forschen,  weil  es  nur  so  möglich  ist,  dem  Obel  entgegenzusteuern  oder  es 
wenigstens  zu  mildem  und  — causa  cognita  — die  angemessenen  und  Erfolg 
versprechenden  Mittel  in  Bewegung  zu  setzen.  In  diesem  Gedankenkreise  bewegten 
sich  die  an  die  Gerichte  und  von  diesen  an  die  Verwaltungs-,  Sicherheits-,  Schul-, 
Gemeinde- und  Kirchenbehörden  gerichteten  Uni  frageschreiben.  Eine  nicht  geringe 
Schwierigkeit  ergab  sich  aus  der  m.angelnden  Präzisierung  des  Begriffes  der  Ver- 
wahrlosung, die  man  wohl  mit  Reicher  als  Mangel  des  sittlichen  und  rechtlichen 
Pflichtbewußtseins  charakterisieren  kann.  Durch  die  außer  bei  den  genannten 
Behörden  auch  bei  als  Philanthropen  bekannten  Privaten  zu  machende  Umfrage 
sollte  festgestellt  werden,  ob  die  Verwahrlosung  eine  körperliche,  geistige  oder 
sittliche  sei,  welche  dieser  Arten  häufiger  und  in  welchem  Grade  sie  auftrete  und  ob 
sie  in  gänzliche  Verderbtheit  ausgeartet  sei.  Hiebei  sollte  nach  Tunlichkeit  er- 
forscht werden,  ob  die  Verwahrlosung  auf  vernachlässigte  Erziehung,  auf  Aus- 
schreitungen in  der  häusUchen  Zucht,  auf  Verwendung  zu  Arbeiten,  denen  die 
Kräfte  der  Kinder  nicht  gewachsen  sind,  oder  darauf  zurückzufflhren  sei,  daß  die 
Kinder  Personen  anvertraul  sind,  denen  keine  entsprechenden  Wohnungen,  keine 
genügenden  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  oder  die  selbst  sittlich  auf  einer  niederen 
Stufe  stehen;  es  sollte  auch  erhoben  werden,  ob  die  Umgebung  (das  Milieu),  auf 
welche  die  Kinder  angewiesen  sind,  oder  andere  Ursachen  einen  nachteUigen 
Einfluß  geübt  haben  oder  üben  können.  Außerdem  sollte  der  Frage  des  Schul- 
besuclics  sowie  der  vorhandenen  Schutz-  und  Fürsorgeanstalten  gedacht  werden. 
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Das  Ergebni.s  der  Umfragen  kann  zwar  kein  trostloses  genannt  werden;  die 
Verw’ahrlosung  ist  nicht  zu  einer  Landplage  geworden;  allein  auch  nur  halbwegs 
befriedigend  können  die  Verhrdtnisse  nicht  genannt  werden.  Selbst  wenn  man  von 
dem  großen  Zcnlnim  Triest  (mit  dem  Territorium  beträgt  die  Einwolinerzahl 
178.599,  wovon  auf  das  Territorium,  das  ist  das  außerhalb  der  Stadt  und  der  Vor- 
orte befindliche  Gebiet  7.777  entfallen)  sowie  von  den  andern  größeren  Orten 
absieht,  sind  auch  auf  dem  Lande  und  in  den  kleinen  Orten  die  Fälle  von  Verwahr- 
losung nicht  ganz  selten,  wobei  nicht  vergessen  werden  darf,  daß  hiebei  die  Fülle 
von  ungenügender  oder  von  vernachlässigter  Erziehung  nicht  mitgezählt  sind, 
jedocli  nicht  ohne  Einwirkung  bleiben,  weil  dieser  Mangel  eine  geringere  Wider- 
standskraft im  Gefolge  hat.  Eine  auch  nur  halbwegs  genaue  Statistik  der  Ver- 
wahrlosten und  Gefährdeten  — denn  auch  diesen  galt  die  Umfrage  — stellte  sich 
nicht  nur  für  Triest,  sondern  auch  für  die  V'erwaltungsgebiete  Görz,  Gradisca  und 
Istrien  als  momentan  unerreichbar  dar,  weil  dazu  alle  V'orbedingungen  fehlen;  es 
dürfte  übrigens  darauf  im  gegenwärtigen  Stadium  der  Frage  nicht  in  entscheiden- 
dem Maße  ankotmnen. 

Nach  diesen  allgemeinen  Andeutungen  soll  nun  zu  einer  kurzen,  ziisaramen- 
fassenden  Darstellung  der  Ergebnisse  der  Umfrage  nach  den  drei  Verwaltungs- 
gebieten  übergegangen  werden. 

I.  Triest  und  dessen  Territorium. 

Es  wurde  bereits  oben  angedoutet,  daß  in  diesem  ersten  Handels- 
emporium die  V'erhällnisse  nicht  günstige  genannt  werden  können.  Es  ist  dies 
wohl  ein  Übelstand,  der  Triest  mit  andern  großen  Zentren  gemeinsam  ist  und  der 
mit  der  Zusammendrängung  großer  Menschenmassen  auf  einen  relativ  kleinen 
Raum  — dies  trifft  insbesondere  für  Triest  zu  — gewissermaßen  unvermeidlich 
wird.  Die  Straße  zeigt  bis  in  die  späten  Abendstunden  Scharen  zerlumpter,  ver- 
nachlässigt aussehender  Kinder  im  Alter  bis  zu  HJaliren,  die  die  häßlichsten 
Fluchworte  und  Zoten  im  Munde  führen  und  denen,  insbesondere  in  den  Gas.sen, 
in  denen  die  Pro.stitution  mit  der  in  großen  Städten  üblichen  und  unausrott- 
baren (?  !)  Frecliheit  ihr  trauriges  Unwesen  treibt,  nichts  mehr  ein  Geheimnis  ist. 
Wenn  man  dieses  Straßenleben  auch  zu  einem  Teile  dem  Charakter  und  den 
Lebensgewohnheiten  der  Bevölkerung  zuschreiben  mag,  so  fällt  das  Rohe  und 
Verwahrloste  in  diesen  sich  selbst  überlassenen  und  doch  so  schutzbedürftigen 
Wesen  nicht  nur  dem  Fremden  unangenehm  in  die  Augen,  sondern  erfüllt  den 
wahren  Menschenfreund  mit  tiefem  Schmerz.  Wie  in  andern  großen  Städten,  ist 
auch  hier  das  Übel  in  einzelnen  Stadtteilen  hervorlretonJer  und  markanter  als  in 
andern.  Als  Ursache  der  Verwahrlosung  muß  wohl  überwiegend  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Eltern  angesehen  werden,  die  das  nackte  Elend,  die  Notwendigkeit  für 
sich  und  die  ihrigen  den  Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  zwingt,  die  Kinder  ohne 
AufsicJit  und  Leitung  zu  lassen,  und  sie  hindert,  dem  Einfluß  verderblicher  Ele- 
mente, in.shesondere  dem  in  ihren  Quartieren  vorhandenen  gefährlichen  Milieu,  zu 
entziehen.  Eine  Erscheinungsform  der  Armut  ist  auch  das  Zusammeiigepferchl- 
leben  vieler  Personen  ohne  Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts  in  engen 
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Räumen,  wo  die  Kinder  Dinge  sehen  und  Reden  hören,  die  ihnen  verborgen  bleiben 
sollten.  Abgesehen  von  der  sitllichen  Abstumprung,  fälll  da  auch  der  Nachteil  in 
gesundheitlicher  Beziehung  ins  Gewicht  Daß  dies  in  manchen  Flillen  in  grosser 
Weise  geschieht,  entnimmt  Berichterstatter  aus  ihm  zugekommenen  verläßlichen 
Mitteilungen,  nach  denen  oft  in  demselben  Bette,  das  eigentlich  die  Schlafstätte 
einer  Person  sein  sollte,  außer  den  Eltern  noch  zwei  oder  drei  Kinder,  diwuntcr 
auch  solche  in  einem  Alter  von  aber  zehn  Jaliren,  liegen. 

ln  nicht  ganz  seltenen  Fällen  muß  freilich  die  Verwahrlosung  auch  der  Nach- 
lässigkeit, ja  sogar  der  Entartung  der  Eltern  zu  Lasten  geschrieben  werden;  auch 
spielt  der  Alkotiolismus  eine  nicht  ganz  untci'geordncte  Rolle,  insbesondere  unter 
der  Arbeiterbevölkerung,  die  ihren  nicht  geringen  Veidienst  in  Schenken  verpraßt 
und  an  den  Gelagen  oft  Kinder  in  zartem  Alter  teilnehmen  läßt.  Eine  selu'  bedenk- 
liche Erscheinung  bildet  auch  die  Tatsache,  daß  die  sogenannte  geheime  Pro- 
stitution nicht  ganz  selten  von  gewissenlosen  Müttern  unterstützt  und  begünstigt 
wird,  während  die  öffentlichen  Freudenhäuser  durch  Zuzug  von  außen  alimentiert 
werden. 

Das  mangelnde  Verständnis  der  Eltern  und  sonstigen  Behüter  der  Kinder, 
zeigt  sich  auch  darin,  daß  dieselben  dem  Unterrichte  und  Schulbesuche  der  Kinder 
nicht  Beachtung  schenken  und  ein  regelmäßiger  Schulbesuch  oft  vemacidässigt 
wird.  Nach  der  vorliegenden  Statistik  besuchen  zwar  nur  vier  Prozent  der  schul- 
pflichtigen Kinder  die  Schule  nicht,  allein  das  Verhältnis  gestaltet  sich  dadurch 
ungünstiger,  daß  der  Besuch  seitens  vieler  anderer  Kinder  kein  regelmäßiger  ist 
und  daß  die  Bestrebungen  der  Schule  seitens  der  Eltern  vielfach  nicht  nur  keine 
Förderung  erfahren,  sondern  daß  denselben  nicht  selten,  wenn  auch  nur  aus 
Unverständnis,  enigegengearbeitet  wird. 

Die  körperliche  Verwalirlosung  tritt  seltener  auf  und,  wie  in  den  Be- 
richten hervorgehoben  wird,  zahlreicher  bei  legitimen  als  bei  illegitimen  Kindern 
während  bei  letzteren  die  Fälle  der  sittlichen  und  geistigen  Verwahrlosung  zahl- 
reicher sind.  Es  ist  mir  nicht  möglich  gewesen,  die  Richtigkeit  der  ersteren 
Angal)c  zu  kontrollieren,  sie  könnte  einerseits  darin  ihre  Erklärung  linden,  daß 
sich  die  Pllegschaflsbehördcn  der  unehelichen  Kinder  unausgesetzt  annehmen, 
während  dies  bei  ehelichen  nur  in  Fällen  von  gröberer  Vernachlässigung  der  Fall 
ist,  andrerseits  darin,  daß  bei  armen,  mit  Nachkommen  gesegneten  Eltern  die 
Fürsorge  tür  deren  leibliches  Wohl  nur  eine  beschränkte  und  mangelhafte  sein 
kann.  Im  Zusammenhänge  mag  noch  erwähnt  werden,  daß  die  Zahl  der  unehe- 
lichen Geburten  eine  namhafte  ist,  im  Jahre  1905  1.045  uneheliche  gegen  5.048 
eheliche.  Erheblich  ist  auch  die  Zahl  der  Konkubinate. 

Großen  Schwierigkeiten  begegnet  das  Gericht  bei  Bestellung  von  Vormün- 
dern; man  half  und  hilft  sich  damit,  daß  Advokaten  zu  Vormündern  ernannt 
werden;  allein  dies  ist  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  angänglich,  nach  deren 
Erreichung  die  Advokaten  die  Ühemahme  ablehnen,  ln  letzterer  Zeit  wurde  durch 
den  Vorsteher  des  Bezirksgerichtes  eine  Aktion  cingeleitct,  die  von  der  Gemeinde- 
behörde weitergeführt  wird  und  einigen  Erfolg  verspricht:  es  sollen  weitere 
Kreise  von  Jlenschenfruundcn  für  die  Obemalime  von  Pflegschaften  gewonnen 
werden. 
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Fälle  von  Ausschreitungen  in  Ausübung  des  Zücbtigungsrechles  sind  selten; 
es  wird  sogar  über  zu  große  Schwäche  und  mißverständliche  Nachsicht  der  Eltern 
geklagt.  Den  energischen  und  zielbewußten  Bemühungen  der  berufenen  Organe 
ist  es  gelungen,  mißbräuchliche  Ausbeutung  der  jugendlichen  Arbeitskräfte,  die 
früher  nicht  selten  war,  zu  beseitigen. 

Was  die  Delinquenz  betrifll,  so  werden  hier  nur  einige  Daten  über  die 
beiden  gerichtlichen  Gefangenhäuser  in  Triest  gebracht,  während  die  Straffälligkeit 
der  Jugendlichen  in  allen  drei  Vf  rwaltungsgebieten  später  zusammenfassend  dar- 
gestellt werden  soll.  Von  den  Jahren  1901  bis  Mitte  Oktober  1906  betrug  die  Zahl 
der  in  die  beiden  Gefangenhäuser  als  Untersuchungshäftlinge  (wegen  Verbrechen 
und  Vergehen)  eingelieferten  jugendlichen  Personen  (his  zum  zurückgelegten 
18.  Lebensjahre)  747.  Wegen  Verbrechen  und  Vergehen  büßten  in  diesem  Zeit- 
räume 394  Jugendliche  ihre  Strafen  ab,  darunter  231  wegen  Diebstahls.  Die 
Zahl  der  wegen  Übertretungen  verurteilten  Jugendlichen  betrug  in  der  gleichen 
Periode  1999,  darunter  560  wegen  Diebstahls,  108  wegen  Betrugs,  152  wegen  ver- 
botener Rückkehr  und  342  wegen  Übertretungen  gegen  das  Landstreichergesetz. 
Es  mag  bemerkt  werden,  daß  das  überwiegende  Kontingent  vom  Triester  Boden 
geliefert  wurde.  Diese  Zableii  *)  über  die  Straffälligkeit  im  Zusammenhalte  mit  den 
unten  über  das  Riformatorio  gegebenen  Andeutungen  und  den  Walimebmungen, 
die  der  Spaziergänger  auf  der  Straße  macht,  dürften  einen  Einblick  in  die  Ver- 
hältnisse gewäliren  und  zur  Überzeugung  füliren,  daß  man  es  mit  einem  nicht 
unbedeutenden  Krebsschaden  zu  tun  habe,  gegen  den  man  prompte  Mittel  an- 
wenden müsse,  damit  es  nicht  heißt:  Sero  medicina  paratur. 

Um  ein  vollständiges  Bild  zu  geben,  soll  der  Bericht  auch  eine  kurze  An- 
deutung über  jene  Anstalten  entlialten,  die  unmittelbar  der  bessernden  Erziehung 
der  verwahrlosten  Jugend  gewidmet  sind,  oder  doch  Ziele  verfolgen,  welche  damit 
im  Zusammenhänge  stehen.  Zu  den  Instituten  der  ersterwähnten  Art  gehört  in 
Triest  das  Besserungsbaus  für  Jugendliche  (Riformatorio  per  giovanclli),  welches 
an  das  in  seiner  Art  mustergültig  gehaltene  Armenhaus  (Pia  Casa  dei  Poveri)  an- 
geglicdert,  von  demselben  ganz  getrennt  gehalten  und  nach  dem  Pavillonsystem 
eingerichtet  ist  Nach  dem  Statute  ist  es  dazu  bestimmt,  verwahrloste  (abbando- 
nati)  oder  verirrte  (traviati)  Jünglinge  im  Alter  von  10  bis  16  Jaliren  aufzunehmen, 
zu  erziehen,  zu  bessern  und  zu  einem  Gewerbe  anzuleiten,  wenn  dieselben  für  die 
öffentliche  Sicherheit  und  für  die  Sittlichkeit  gefälirlich  werden  kötmten.  Die 
Anstalt  hat  dermalen  Räume  für  110  Korrigenden,  wird  aber  in  nächster  Zeit  auf 
150  erweitert  werden;  allein  auch  dieser  Fassungsraum  wird  nach  dem  reifen 
Urteile  der  mit  den  V’erhältnissen  vertrauten  Personen,  von  denen  Berichterstatter 
beim  Besuche  der  Amstalt,  die  recht  gut  geleitet  ist  und  gewiß  sehr  gute,  ja  über- 
raschend gute  Erfolge  aufweist,  Erkundigungen  cinzuziehen  Gelegenheit  hatte, 
nicht  genügen.  Diese  Daten,  im  Zusammenhalt  mit  den  Zahlen  der  Straf- 
fälligkeit gestatten  einen  Schluß  auf  die  Ausdehnung  der  Verwalu-losung,  zu  deren 
Bannung  oder  wenigstens  teilweisen  Behebung  rasch  und  energisch  eingeschritten 


1)  Zur  Ergänzung  mag  noch  bemerkt  werden,  daß  in  der  gedachten  Periode  30  unmündige 
Personen  nach  §§  d37,  3G9  ahgeurteilt  wurden. 
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werden  müßte.  Die  Korrigenden  erhallen,  soweit  notwendig,  den  gewöhnlichen 
Schulunterricht  und  werden  dann  in  einem  Gewerbe  vollkommen  ausgebildet.  Die 
Anstaltsleitung  sorgt  auch  nach  ihrer  Entlassung  für  die  Unterbringung  in  einem 
Gewerbe.  In  dem  letzten  Jahresberichte  spricht  die  Leitung  nur  ihr  Bedauern  aus, 
daß  — wohl  in  vereinzelten  Fällen  — Zöglinge  von  ihren  übelberatenen  Ange- 
hörigen vorzeitig  aus  der  Anstalt  herausgenommen  wurden.  Wie  bereits  oben 
angedeutet,  ist  der  Erfolg  ein  sehr  günstiger  zu  nennen;  denn  in  GO  Prozent  der 
Fälle  wird  ein  guter,  in  20  Prozent  ein  teilweiser  und  nur  in  20  Prozent  ein  unge- 
nügender Erfolg  erzielt  Hier  wäre  eine  Basis  gegeben,  auf  der  weiter  gearbeitet 
werden  könnte. 

Mittelbar  wirkt  eine  Reihe  anderer  Institute  gegen  die  Verwahrlosung  da- 
durch, daß  sie  arme  und  verlassene  Kinder,  die  am  meisten  gefährdet  sind,  auf- 
nehmen und  durch  Unterricht  in  den  gewöhnlich  allgemeinen  Kenntnissen  sowie 
in  nützlichen  Arbeiten  in  die  Lage  versetzen,  den  sie  bedrohenden  Anstürmen 
erfolgreichen  Widerstand  zu  leisten.  Da  ist  vor  allem  zu  nennen  eine  Abteilung 
des  Armenhauses,  in  welchem  über  200  Knaben  und  zirka  GO  Mädchen  unter- 
gebracht sind  und  des  vollen  Volksschuhmterrichles  teilhaftig  werden.  In  zwei 
durch  Privatwohltätigkeit  gegründeten  und  erhaltenen  Anstalten  (Albertinum, 
Elisabethinum)  werden  arme  Mädchen  für  nützliche  Berufe  ausgebildct;  freilich 
ist  hier  die  Aufnahmszahl  eine  beschränkte. 

Seit  einigen  Jahren  besteht  auch  ein  sogenanntes  Oratorio  nach  dem  in 
Italien  sehr  verbreiteten  System  Don  Bosco,  zu  dem  über  Ansuchen  der  Eltern 
oder  sonstiger  Pfleger  schulpflichtige  Knaben,  aber  auch  der  Schule  entwachsene 
Jünglinge  Zutritt  haben  und  wo  sie  während  des  Schuljahres  die  schulfreien  Nach- 
mittage (Mittwoch,  Samstag),  alle  Sonn-  und  Feiertage  und  die  ganze  Ferienzeit 
zubringen.  Die  Zeit  ist  dem  Spiele  und  1 Stunde  der  Erbauung  gewidmet;  außer- 
dem besteht  ein  kleines  Theater  für  Dilettantenvorstellungen,  dann  eines  für 
Marionetten.  Eine  besondere  Auflnerksamkeil  wird  dem  Gesangs-  und  Musik- 
unterrichte zugewendet  und  es  besteht  in  der  Anstalt  eine  komplette  Musikbande. 
Hauptzweck  dieser  von  Salesianern  geleiteten,  durch  Privatwohltäter  untcrhalleneu 
Anstalt  ist  es,  diejenigen  Kinder,  denen  die  Aufsicht  der  Eltcni  fehlt,  in  der  Zeit, 
wo  sie  nicht  in  der  Schule  sind,  der  Straße  und  deren  verderblichem  Einflüsse  auf 
das  zarte  Gemüt  zu  entreißen.  Abends,  respektive  mittags  gehen  die  Kinder  nach 
Hause.  Im  Nachhange  zu  dem  oben  Gesagten  wäre  noch  anziiführen,  daß  auch 
im  Reformatorio  für  Musikunterricht  gesorgt  wird  und  daß  aus  diesen  Musikschulen 
manche  Zöglinge  in  den  Militärmusikbanden  mid  anderen  Banden  Aufnahme 
Anden.  Aus  dem  Munde  der  Salesianer  war  die  Klage  zu  hören,  daß  der  Alko- 
holismus sowie  der  Leichtsinn,  um  nicht  zu  sagen  die  Gewissenlosigkeit,  der 
Eltern  leider  keine  ganz  seltene  Erscheinung  sind.  Nicht  unerwälmt  darf  die 
segensreiche  Tätigkeit  der  Vereine  der  Amici  della  Infanzia  und  Previdenza  blei- 
ben, die  in  verschiedenen  Zweigen  der  Kinderfürsorge  tätig  sind.  In  weiteren 
Details  über  diese  und  andere  Anstalten  sich  einzulassen,  geht  über  den  Rahmen 
dieses  Berichtes  hinaus  und  würde  kaum  dazu  dienen,  mehr  Aufklärung  über 
die  im  allgemeinen  herrschenden  Zustände  zu  hieten. 
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Zu  Triest  als  Provinz,  als  autonomes  Gebiet,  gehören  auch  einige  Iritidliehe 
am  Karste  gelegene  Ortschaften,  in  denen  Fälle  von  eigentlicher  Verwahrlosung 
nicht  Vorkommen.  Wie  auf  dem  Lande  zumeist,  so  findet  man  auch  öfters  unzii- 
reicliende  Schulbildung,  mangelnde  Aufsicht  seitens  der  Eltern  sowie  einzelne  Fälle 
von  Alkoholismus.  Dem  Mangel  der  Schulbildung  wird  in  entsprechender  AVei.se 
abzuhelfen  gesucht,  so  daß  eine  stetige  Besserung  wahrgenommen  werden  kann, 
zu  welchem  Resultate  auch  die  Bemühungen  der  nationalen  Schulvereine  nicht 
wenig  beitragen. 


II.  Cörz  und  Gradisca. 

Während  die  Stadtprovinz  Triest  ihr  fortwälmmdes  Wachsen,  ihren  sicht- 
lichen Aufschwung,  der  sich  in  dem  Anwachsen  der  Bevölkeiaing  (157..tCC  Ein- 
wohner im  Jahre  1S90  gegen  178.599  im  Jahre  1900),  in  der  erhöhten  Bautätig- 
keit und  in  manchen  anderen  Richtungen  manifestiert,  ihrer  günstigen  Lrige,  die  den 
Handel  befördert,  und  den  an  Zahl  und  Ausdehnung  zunehmenden  indastriellcn 
Unternehmungen  verdankt,  bildet  die  Provinz  Görz  das  Bild  eines  agrikolen 
Landes,  dessen  Haupterzeugnisse  Wein,  Früchte,  Getreide  und  in  einzelnen 
Distrikten  Waldprodukto  bilden;  ziemlich  bedeutend  ist  die  Viehzucht  (Rinder, 
weniger  Schafe),  nebenzu  kann  auch  die  Seidenraupenzucht  erwähnt  werden.  W^etin 
auch  an  einzelnen  Orten  (Görz,  Monfalcone,  Haidenschafl  u.  s.  w.)  industrielle 
Etablissements ')  bestehen,  so  sind  dieselben  ebensowenig  wie  die  an  einigen 
Orten  bestehende  Hausindustrie  (insbesondere  Korbflechterei  im  Gerichtsbezirke 
Monfalcone)  und  die  Fischerei  geeignet,  dem  Charakter  des  Landes  ein  anderes 
Merkzeichen  aufzudrücken.  Dieser  Gegensatz  dürfte  aber  nicht  ohne  Interesse 
für  die  Sache  sein,  da  er  zeigen  wird,  ob  er  auf  das  vorliegend  den  Stoff  der 
Betrachtung  bildende  Thema  von  Einfluß  sei.  Erwälinenswert  sind  auch  die 
ethnographischen  Verhältnisse,  insofern  als  die  Bevölkenmg  aus  Romanen 
(Italienern)  und  Slawen  (Slowenen)  besteht,  die  nach  der  Volkszählung  von  1900 
im  Verhältnisse  von  4 : 7 stehen.  Von  den  13  Gerichtsbezirken  sind  vier  (Cormons, 
Gradisca,  Monfalcone  und  Cervignano)  als  italienische  Bezirke  zu  bezeichnen, 
wobei  jedoch  nicht  unbemerkt  bleiben  kann,  daß  zwei  Gemeinden  des  Bezirkes 
Monfalcone  beinahe  ausschließlich  von  Slowenen  bewohnt  sind,  während  ini 
Gcrichtsbezirke  Cormons  13.000  Italienern  4.000  Slowenen  gegenüberstehen.  Der 
Gerichtsbezirk  Görz,  zu  welchem  auch  die  Stadt  Görz  gehört,  weist  18.609  Ita- 
liener gegen  42.577  Slowenen  auf.  wobei  auf  die  Stadt  Görz,  die  eine  ziemlich 
starke  deutsche  Kolonie  (2.760  Deutsche)  beherbergt,  über  16.000  Italiener  und 
4.700  Slowenen  entfallen.  Die  Abgrenzungslinie  zwischen  Italienern  und  Slowenen 
bildet  im  großen  ganzen  die  Trasse  der  Südbahn.  Diese  nationale  Verteilung  wurde 
deshalb  hervorgehoben,  weil  nach  dem  Urteile  einer  mit  den  V'erhältnisscn  ver- 
trauten Person  die  Verwalirlosung  unter  den  Kindern  italienischer  Zunge  zahl- 
reicher auftrete,  was  schließlich  in  nicht  geringem  Maße  auf  die  agrarischen  Zii- 


')  Im  ganzen  Gebiete  von  Görz  und  Gradisca  gibt  es  55,  in  Triest  78  Fabriken. 
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stände  zurücküufüliren  wäre;  der  slowenische  Bauer  sei  zumeist  V'olleigentümer 
des  wenn  auch  bescheidenen  Landbesitzes  und  dies  erzeuge  auch  ein  gewisses 
Maß  von  SelbstbeHoißtsein  und  Gefühl  der  eigenen  Verantwortlichkeit,  während 
der  Besitz  in  den  italienischen  Distrikten  sich  meist  in  den  Händen  weniger  großer 
Latifundienbesitzer ')  befinde,  zu  denen  die  bäuerliche  Bevölkerung  in  einem  nicht 
selten  drückenden  Abhängigkeitsverhältnisse  stehe.  Ohne  die  später  in  gedrängter 
Kürze  für  die  einzelnen  Bezirke  anzuführenden  Details  vorwegzunehmen,  mag 
hier  noch  angedeutet  werden,  daß  das  von  Geistlichen  und  Lehrern  entworfene 
Bild  der  unter  der  jugendlichen  Bevölkerung  herrschenden  Zustände  vielfach  ein 
recht  trübes  und  wenig  tröstliches  ist. 

Wenn  nun  auch  zuzugeben  ist,  daß  von  dieser  Seite  hohe  Ansprüche  gestellt, 
daß  eitizchie  Fehltritte  vielleicht  zu  strenge  heurteilt  werden,  so  dürfen  diese 
Urteile  ja  nicht  übersehen  oder  gering  geschätzt  werden;  dcmi  sie  kommen  von 
Personen,  die  nach  ihrem  Berufe  wie  wenige  andere  die  Seele  des  Volkes  und 
insbesondere  der  Kinder  kennen  lernen  und  schon  deshalb,  selbst  wenn  man  von 
den  anderen  Eigenschaften  absieht,  die  sie  hiezu  tauglich  machen,  vorzugsweise 
berufen  und  befähigt  sind,  maßgebende  Aufschlüsse  zu  erteilen.  Da  kehrt  nun 
sehr  häufig  die  Klage  wieder,  daß  es  den  Eltern  leider  nur  zu  oft  an  allem  felde, 
das  auf  die  Kinder  erzieherisch  wirken  könne:  selbst  ungebildet,  erscheine  ihnen 
die  Schulpflicht  eine  Last,  der  die  Kinder  zu  entziehen  gewissermaßen  ihr  gutes 
Itecht  sei.  Eine  nicht  minder  bedenkliche  Erscheinung  sei  das  immer  mehr  zu- 
nehmende Auftreten  des  Alkoholismus,  der  nicht  nur  die  körperliche  Degeueration 
der  erzeugten  Kinder  hervorrufe,  sondern  auch  in  sittlicher  und  intellektueller 
Beziehung  Ver-wüstungen  anrichte.  Im  Zusammenhänge  damit  steht  die  Klage  über 
die  mit  den  Bedürfnissen  in  keinem  richtigen  Verhältnisse  stehende  Zahl  der 
Wirtshäuser,  Schenken  oder  Schnapsbutiken  — eine  Erscheinung,  die  auch  in 
Triest  beklagt  wird  — , in  die  Bauer  und  Arbeiter  gelockt  werden,  wodurch, 
abgesehen  von  dem  Nachteil  für  die  emzelne  Wirtschaft,  auch  das  Familieideben 
einen  Stoß  erleide.  Hier  sowie  auch  in  Istrien  wird  auf  die  allzuhäufigen  öffent- 
lichen, meist  im  Freien  abgehaltenen  Tanzunterhaltungen  hingewiesen,  die  Tage 
und  Nächte  dauern  und  nicht  nur  zu  Exzessen  aller  Art  führen,  sondern  auch  auf 
die  Kinder,  die  von  den  unvernünftigen  Eltern  oft  mitgenommen  werden,  demorali- 
sierend wirken.  Schließlich  ist  auch  des  Piückganges  des  religiösen  Gefühles  mid 
des  Einflusses  der  sozialdemokratischen  Lehren  zu  gedenken,  der  hier  sowie  ui 
Triest  und  auch  in  Istrien  vielfach  de.shalb  beklagt  wird,  weil  die  ungebildete  und 
unvorbereitete  Masse  nicht  beurteilen  könne,  welche  Irrtümer  diese  Doktrinen 
unter  dem  blendenden  Mantel  einer  Erlösung  von  allem  Ach  und  Weh  der  gegen- 
wärtigen gesellschaftlichen  Organisation  enthalten. 

Um  nicht  zu  Irrtümern  und  Verallgemeinerungen  zu  verleiten,  muß  hier 
besonders  betont  werden,  daß  die  folgenden,  sich  auf  einzelne  Bezirke  be- 
ziehenden Daten  keinen  Anspruch  auf  ziffermäßige  Genauigkeit  erheben,  sondern 
nur  em  im  großen  ganzen  zutreffendes  Bild  der  Zustände  bieten  sollen,  wobei 
neuerdings  auf  die  noch  nicht  genügende  Klärung  des  Begriffes  der  Verwahrlosung 


1)  Dio  Zaiil  der  Latifundienbcsit7.er  beträgt  2>)S. 
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hingewiescn  und  hervorgehoben  wird,  daß  es  nicht  richtig  sein  dürfte,  die  Ver- 
wahrlosung als  Mangel  der  Erhaltung  und  Erziehung  zu  deflnieren;  denn  dies  sind 
nur  die  Ursachen  und  nicht  die  Erscheinungsform  der  Verwahrlosung. 

Im  folgenden  sollen  die  Ergebnisse  der  Umfragen,  mit  Schlagworten  nach 
den  einzelnen  im Görzer  Verwaltungsgebiete  *)  gelegenen  Gerichtsbezirken  geordnet, 
wiedergegeben  werden. 

Stadt  und  Umgebung  von  Görz.  Die  Verwahrlosung,  die  in  allen 
Gemeinden  des  Bezirkes  einzelne  Fülle  aufweist,  tritt  stärker  in  der  Stadt  und  an 
jenen  Orten,  die  viele  Fabriksarbeiter  beherbergen,  auf.  Für  die  Stadt  kann  die 
Zahl  auch  nicht  annähernd  testgestellt  werden,  dürfte  jedoch  keine  unbedeutende 
sein.  Einen  Anhaltspunkt  kann  das  in  der  Stadt  bestehende  Istituto  Civico  per 
fanciulh  abbandonnati  bieten,  in  welchem  momentan  59  Knaben  Aufnahme  fin- 
den; die  Zahl  der  Verwahrlosten  ist  eine  größere,  weil  in  den  eingelangten  Mit- 
teilungen darüber  Klage  geführt  wird,  daß  es  nicht  wenige  Kinder  gibt,  die  unbe- 
aufsichtigt und  unbehütet  in  den  Straßen  der  Stadt  herumstreichen  und  die 
Anzeichen  der  Verwahrlosung  an  sich  tragen.  Daß  in  vielen  Fällen  die  Armut  der 
Eltern  dazu  beitrage,  soll  nicht  geleugnet  werden,  aber  es  ist  auch  gewiß,  daß  in 
manchen  Fällen  das  Beispiel  der  Eltern  verderblich  wirke.  Außer  dem  erwähnten 
Asyl,  welches  Jugendliche  bis  zum  Alter  von  18,  ja  auch  20  Jahren  aufiiimmt, 
bestehen  einige  Konvikte  und  endlich  ein  Schutzvcrcin  für  entlassene  Sträflinge 
und  deren  Familien;  dieser  letztere  Verein  hat  sich  auch  in  sehr  lobenswerter 
Weise  des  Schicksales  jugendlicher  Delinquenten  angenommen,  wird  aber  an  einer 
segensreichen  Entfaltung  seiner  Wirksamkeit  durch  den  Mangel  an  Mitteln  gebin- 
dert. Die  im  erwähnten  Asyl  erzielten  Erfolge  sind  sehr  günstige.  Für  die  Zalü 
der  Verwahrlosten  dürfte  auch  die  Tatsache,  daß  sich  gegenwärtig  unter  der 
Fürsorge  der  Stadtgemeinde  Görz  121  Kinder  befinden,  einen,  wenn  auch 
schwachen  Anhaltspunkt  geben. 

Die  Zahl  der  in  den  übrigen  Gemeinden  des  Bezirkes  verzeichneten  Ver- 
wahrlosten kann  mit  GO  bis  70  angegeben  werden,  für  die  weder  ein  Institut  noch 
eine  andere  Vorkehrung  besteht. 

Die  Delinquenz  der  Jugendlichen  in  Straftaten  minderer  Ordnung  weist 
durchschnittlich  im  Jahre  zirka  37  Fälle  auf.  Die  Delikte  s'md  vorwiegend  Über- 
tretungen gegen  das  Eigentum  (Diebstahl)  und  leichte  Körperverletzungen. 

In  den  italienischen  Bezirken  Cormons,  Monfalcone,  Gradisca,  Cer- 
vignano sind  die  Zustände  nicht  günstig  zu  nennen;  es  werden  die  oben  in  der 
Sctdlderung  der  Verhältnisse  im  allgemeinen  hervorgehobenen  Obeistände  beob- 
achtet, die  auf  die  sittliche  Entwicklung  nachteilig  einwirken;  besonders  wird 
über  das  Unverständnis  der  Eltern  sowie  über  den  nachteiligen  Einfluß  des 
Fabrikslebens  in  einzelnen  Gemeinden  geklagt  und  auch  hervorgehoben,  daß  in 
manchen  Gegenden  die  Zahl  der  Analphabeten  keine  unerhebliche  ist.  Es  darf 
auch  die  Pellagra  nicht  übergangen  werden,  die  manche  Verwüstung  anrichtet. 


q Hiezu  gehören  auch  die  in  den  Belangen  der  Jusüzverwaitung  den  GerichtahOfen  in 
Triest  angegiiederten  Bezirke  Coluen  und  Sesana  mit  slowenischer  Bevölkerung. 
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ZatJcnangaben  liegen  nur  für  Gradisca  (17  verwahrlost)  und  für  Cervignano 
(gefährdet  zirka  CO)  vor;  nach  den  vorliegenden  Äußerungen  dürfte  die  Zahl  der 
Fälle  in  Cormons  und  Monfalcone  keine  ganz  unbedeutende  sein.  Die  Straffällig- 
keit bezüglich  geringfügiger  Straflaten  schwankt  zwischen  5 (Cervignano),  14- 
(Gradisca),  20  (Monfalcone  und  Cormons);  Arten  wie  oben;  die  Zahl  der  Verwahr- 
losten darunter  beträgt  im  Durchschnitte  3. 

Inden  slowenischen  Bezirken  sind  die  Zustände  nach  den  Berichten  zwar  etwas 
besser,  allein  auch  da  wird  die  Klage  über  den  Älkoholismus  und  dessen  verderb- 
liche Folgen  laut.  Ziemlich  günstig  lauten  die  Auskünfte  für  Comen,  Sesana, 
Canale,  wo  die  Zahl  der  Verwahrlosten  die  Zahl  von  je  zehn  nicht  erreicht;  in 
Kirchheim  gibt  es  sogar  keinen  Fall.  Es  soll  ji'doch  nicht  verschwiegen  werden, 
daß  auch  hier  auf  die  Gefahr  des  Alkoholismus  aufmerksam  gemacht  und  die  Not- 
wendigkeit von  M2ißregeln  gegen  denselben  dringend  empfohlen  wird.  Die  Straf- 
fälligkeit gibt  in  diesen  Bezirken  keinen  Anlaß  zu  Besorgnissen. 

ImBezirkeTolmein  werden  10  Fälle  von  Verwahrlosung,  10  von  Gefährdung 
angegeben  und  auf  den  besonders  in  den  an  Italien  grenzenden  Gemeinden  herr- 
schenden Branntweingenuß,  an  den  man  unter  dem  Vorurteile,  dadurch  Kraft  zn- 
zuführen,  schon  Kinder  gewöhnt.  Als  ein  grelles  Beispiel,  das  Rückschlüsse 
gestattet,  möge  angeführ  t werden,  daß  in  einer  von  57  Kindern  besuchten  Schule 
sich  nur  5 Kinder  befinden,  die  nicht  Schnaps  trinken.  Unter  den  10  Jugendlichen, 
die  im  Durchschnitt  jährlich  wegen  Übertretung  verurteilt  werden,  befinden  sieh 
einzelne  Verwahrloste.  Der  Bezirk  Karfreit  an  der  italienischen  Grenze  weist  bei 
einer  Bevölkerung  von  zirka  10.000  zehn  Verwahrloste  auf;  Straffälligkeit  un- 
bedeutend. ln  dem  an  Italien,  Krain  und  Kärnten  grenzenden  Bezirke  Flitsch 
werden  8 Fälle  von  Verwahrlosung  gezählt  und  als  deren  Grund  außer  der  mehr- 
fach beklagten  Unbekümmertheit  und  dem  Unverstand  der  Eltern  auch  der 
Umstand  geltend  gemacht,  daß  die  männliche  Bevölkerung  in  die  Welt  auszieht 
und  Verdienst  sucht,  wo  dann  die  zurückbleibende  Mutter  der  Last,  die  ihr  auf- 
gebürdet wird,  nicht  gewachsen  ist.  Straffälligkeit  wie  in  Karfreit.  Ungünstiger 
lauten  die  Nachrichten  über  Haidenschaft,  wo  die  Zahl  der  Vcrwalirlosten  mit 
zirka  40  angegeben  wird  und  von  den  wegen  Übertretung  verurteilten  Jugendlichen 
(Durchschnittszald  14)  3 als  verwahrlost  bezeichnet  werden. 

III.  Istrien. 

Die  mißlichen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  in  denen  sich  die  Bevölkerung, 
insbesondere  im  Innern  des  Landes  befindet,  die  kulturelle  Rückständigkeit,  die  in 
diesem  Teile  des  Landes  vorherrscht,  dessen  Bewohner  ihre  mühselige  Existenz 
unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  fristen  müssen,  die  nicht  geringe  Zahl  der 
Analphabeten,  das  Kleben  an  Vorurteilen,  der  Umstand,  daß  die  niederen  Stände 
sich  in  den  älteren  Zeilen  in  keiner  Beziehung  der  Fürsorge  der  herrschenden  Klasse 
zu  erfreuen  hatten,  bringen  es  mit  sich,  daß  das  Bild  ein  ziemlich  düsteres  ist,  und 
daß  auch  hier  die  Verwahrlosung  auflritt.  Günstiger  war  und  ist  noch  die  Lage  der 
Küsten-  und  Inselbewohner,  die  in  der  Schiffahrt  lohnenden  Ei-werb  und  die  Ge- 
legenheit finden,  Welt  und  Leute  kennen  zu  lernen,  das  Niveau  ihrer  Bildung  zu 
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heben  und  denen  auch  die  Fischerei  manchen  Gewinn  hringt.  Auch  Islrien  ist 
ein  agrikoles  Land,  allein  minder  reich  und  ergiehig  als  der  Görzor  Boden.  Die  Rind- 
vichzucht  ist  nicht  bedeutend,  wohl  aber  erscheint  die  Schafzucht  über  das  ganze 
Land  verbreitet.  Reclmet  man  dazu  die  ganz  unbedeutende  Zahl  der  gewerb- 
lichen Unternehmungen,  die  Zerstückelung  des  Grundes  und  Bodens,  so  ergibt 
sich  ein  wirtschaftliches  Gesamtbild,  welches  einen  Rückschluß  auf  die  kulturellen 
und  sittlichen  Zustände  gestattet,  Im  Gegensatz  zum  Görzer  Gebiete  scheinen  hier 
die  Bezirke  mit  slawischer  Bevölkerung  mit  geringen  Ausnahmen  jene  zu  sein,  wo 
die  Zustände  manches  zu  wünschen  übrig  lassen.  Um  nicht  hereit.s  Gesagtes  zu 
wiederholen,  kann  auf  die  für  Görz  angeführten  Ursachen  der  Verwahrlosung  ver- 
wiesen und  nur  hinzugefügt  werden,  daß  das  Unverständnis  für  den  Segen  der 
Schule  vielleicht  noch  größer  ist,  daß  es  aber  auch  an  manchen  Orten  an  den 
notwendigen  Schulen  fehlt.  Zu  den  bemerkten  Obclshindcn  gesellt  sich  noch  der, 
daß  die  Kinder  überwiegend  als  Hirten  verwendet  und  sich  selbst  überlassen 
werden,  wodurch  es  geschieht,  daß  sie  manchen  Verführungen  erliegen.  Auch  für 
Islrien  sind  die  statistischen  Daten  nur  beiläufige. 

Zu  den  einzelnen  Geriehlsbezirken  übergehend,  mag  in  gedrängter  Kürze 
folgendes  bemerkt  werden: 

Im  Bezirke  Capodistria,  welcher  sowie  jener  von  Pirano,  Castclnuovo 
und  Volosca  in  Justizsachen  vom  Landesgerichte  in  Triest  abhängt,  gibt  die 
Stadt  Capodistria  ein  geringes  Kontingent  Verwahrloster  (3  Verwahrloste,  7 Ge- 
fährdete), wogegen  in  dem  meist  von  Arbeiterbevölkerung  bewohnten  Muggia  die 
Kinder  der  Gefahr  der  V’erwahrlosung  ausgeselzt  sind  und  sich  auch  der 
Alkoholismus  bemerkt  macht,  ln  den  übrigen  von  Bauern  bewohnten  Gegenden 
sind  die  Verhältnisse  verschieden,  teils  günstig,  teils  ungünstig;  ungünstig  sind 
die  Verhältnisse  in  den  südlichen  Gemeinden,  wo  auch  viele  Analphabeten  Vor- 
kommen. Die  Zahl  der  Verwahrlosten  wird  für  diese  ländlichen  Gemeinden  mit 
15  angegeben.  Auch  hier  klagt  man  über  die  Unzukömmlicheit  der  häufigen 
öffentlichen  Tanzbelustigungen  und  über  sich  mehrenden  Alkoholismus.  Verur- 
teilungen jugendlicher  Personen  kommen  vor  wegen  Übertretungen  gegen  die 
Sicherheit  des  Eigentumes  tDiebstahl,  Sachbeschädigung)  und  gegen  die  körper- 
liche Sicherheit.  Die  Zahl  der  Verurteilten  beträgt  durchschnittlich  25.  Die 
Bevölkerung  von  Muggia  und  der  Stadt  Capodistria  sind  überwiegend  Italiener, 
die  ungünstig  ()ualifizierten Gemeinden  sind  teils  von  Italienern,  teils  von  Slowenen 
bewohnt.  In  der  Stadt  Capodistria  befindet  sich  ein  gut  organisiertes,  auf  einer 
Stiftung  henihendes  Institut,  welches  auch  Verwahrlosten  Aufnahme  gewährt. 

Sehr  traurig  ist  das  Bild,  das  von  dem  zumeist  von  Kroaten  (der  großen 
Mehrheit),  dann  von  Slowenen  und  Italienern  bewoluiten  Bezirk  Pinguente  ent- 
worfen w-ird.  Das  tiefe  geistige  Niveau  des  vernachlässigten  Volkes,  für  dessen 
Heranbildung  zum  mindesten  in  nicht  genügendem  Grade  gesorgt  ist,  hat  auch 
ein  derartiges  sittliches  Herabsinken  zur  Folge,  daß  die  Besorgnis  ausgcsi)rochen 
wird,  es  dürfte  kaum  gelingen,  die  gegenwärtige  Generation  vor  tieferem  Falle  zu 
bewaliren;  das  Beispiel  der  Ellern  demoralisiert  die  Jugend.  Die  Zahl  der  Ver- 
wahrlosten wird  mit  100  angegeben.  Die  Delinquenz  ist  keine  nennenswerte.  Wenn 
die  Schilderung  auch  etwas  pe.ssimistisch  angehaucht  ist,  so  erscheint  sie  doch  als 
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ein  selir  beachtenswerter  Deilrag  zum  Verständnis  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse. 

Der  Gorichtsbezirk  Pirano  (%„  Italiener,  */,„  Slowenen)  weist  zwar  keine 
Verwahrlosten  im  strengen  Sinne  des  Wortes  auf,  wobt  aber  wini  dariiber  Klage 
geführt,  daß  die  Kltern  die  Erziehung  vernachlässigen,  dem  Si  hulbesuclie  keine 
Aufmerksantkeil  schenken,  daher  auch  die  Erfolge  des  Unterrichtes  nicht  befrie- 
digende, und  daß  sie  den  Kindern  Freiheiten  gestatten,  die  auch  zu  deren  Nachteil 
ausschlagen.  Die  Zahl  der  wegen  Cbertretungen  veiwteilten  Jugendlichen  beträgt 
durchschnittlich  40;  in  dem  Alter  bis  10  Jahren  sind  es  meist  Diebstähle  (an  Obst 
und  sonstigen  PeUlfrüchten),  in  den  weiteren  Altersklassen  Raufhändel.  In  Pirano 
besteht  ein  Ricreatorio  der  Salesianer  auf  ähnlicher  Grundlage  wie  die  Anstalt 
in  Triest. 

Die  Zustände  in  Russin  (Y,  Italiener,  */?  Kroaten)  sind  im  wesentlichen 
günstige;  die  Delinquenz  eine  kaum  nennenswerte.  Ebenso  lauten  die  Berichte 
über  Dignano  (’/g  lUdiener,  Yg  Kroaten),  Volosca  (überwiegend  Kroaten)  nicht 
ungünstig.  Das  gleiche  wäre  auch  von  Montona  (*/,  Italiener,  */g  Slawen)  zu 
sagen;  nur  i.st  bezüglich  dieser  beiden  Bezirke  zu  bemerken,  daß  im  allgemeinen 
die  Bevölkerung  als  einer  besseren  Erziehung  bedürftig  hingestcllt  wird.  Im  Gerichts- 
bezirke Bujc  (mehr  ausschließlich  von  Italienern  bewohnt)  wei-den  einzelne  Fälle 
von  relativer  Verwahrlosung  (soll  wohl  heißen  .Gefälirdung“)  konstatiert,  die  auf 
Armut,  Sorgtosigkcil  und  Unvernunft  der  Eltern  zurückgeführt  werden.  Auch  hier 
ist  die  Delinquenz  keine  bedeutende. 

Im  Gerichtsbezirke  Parenzo  (Yr  Italiener,  Y?  Kroaten)  wurden  drei  Fülle 
von  Vei-wahrlosung  erhoben,  von  denen  der  eine  die  Kinder  einer  entarteten 
Mutter,  diebeiden  anderen  die  Kinder  eines  dem  Trünke  ergebenen  Vaters  betreffen. 
Durchschnittszahl  der  jugendlichen  Übertreter  13;  meist  Holzdiebstahl. 

Im  Bezirke  Alb ona  (4000  Italiener,  über  1 1.000  Kroaten)  wird  zwar  kein 
Fall  von  Verwahrlosung  gezählt,  allein  auf  Mangel  an  Schulen,  auf  die  ärmlichen 
Wohnungen  hingewiesen,  woraus  auf  eine  wenigstens  teilweise  Gefährdung  ge- 
schlossen werden  kann.  Delinquenz  durchschnittlich  24. 

Im  Bezirke  Pisino  (überwiegend  Kroaten)  ist  die  Zahl  der  sittlich  Verwahr- 
losten nicht  eine  große,  allein  insbesondere  unter  der  ländlichen  Bevölkerung,  bei 
der  auch  die  intellektuelle  Verwahrlosung  ziemlich  häufig  ist,  muß  das  Vorhanden- 
sein der  sittlichen  Verwahrlosung  zugegeben  werden,  ohne  daß  es  nach  den  Daten 
möglich  wäre,  eine  Zahl  zu  fixieren.  Ursachen:  die  wiederholt  angeführten.  Günstiger 
sind  die  V'erhältnis.se  in  der  Stadt  Pisino  und  in  den  größeren  ürlschaflen.  Delin- 
quenz 45.  Delikte;  Diebstalil,  Raufhändel,  Sachbeschädigung. 

Bezüglich  der  Insel  Cherso  (Bevölkerung  etwas  über  8000,  wovon  gut 
Y»  Italiener,  der  Rest  Kroaten)  sind  die  vorliegenden  Äußerungen  divergierend, 
insofern  als  die  Gemeindeämter  die  Verhältnisse  als  günslig  oder  wenigstens  zu 
Besorgnissen  nicht  Anlaß  gebend  scliUdern,  während  die  Mitteilungen  des  Gerichtes 
düsterer  gefärbt  sind  und  die  Zahl  der  Verwahrlosten  mit  zirka  100  angegeben 
wird;  so  viel  muß  zugegeben  werden,  daß  auch  hier  die  Sorglosigkeit  und  Nach- 
lässigkeit sowie  auch  mißverständliche  Nach-sicht  derEltera  eine  Rolle  spielten  und 
daß  man,  wenn  schon  nicht  von  gänzlicher  Verwahrlosung,  doch  von  Gefährdung 
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bezüglich  eines  niclit  geringen  Teiles  der  obigen  100  sprechen  kann.  Hier  wie  auch 
auf  der  Insel  Veglia  ist  die  Auswanderung  stark;  135  Familien  sind  — meist  nach 
Amerika  — ausgewandert.  Delinquenz  nicht  nennenswert.  Auf  Cherso  besteht  ein 
Stiftungsasyl. 

ln  Veglia  (gut  V.«  Kroaten,  ein  sehr  schwaches  Zehntel  Italiener,  Einwohner- 
zahl über  21.000)  waren  die  Verhältnisse  bis  vor  kurzem  günstig,  allein  die  Ver- 
nichtung der  Weingärten  durch  die  Reblaus,  die  damit  verbundene  Verschlimme- 
rung der  wirtschaftlichen  Lage  und  als  deren  Folge  die  ziemlich  häufige  Auswan- 
derung haben  einen  nachteiligen  Einfluß  geübt;  gegenwärtig  sei  eine  Tendenz  zur 
Besserung  vorhanden.  Eine  eigentliche  Verwalirlosung  wird  nicht  wahrgenommen, 
wohl  aber  eine  mangelhafte  körperliche  und  geistige  Erziehung,  deren  Gefalu-en 
allzuwehren  sind.  Strafßlligkeit  gering;  6 bis  10  unbedeutende  Fälle. 

Die  Daten  über  den  Bezirk  Castelnuovo  (*/«  Kroaten,  ‘/s  Slowenen) 
lauten  wenig  hoffnungsvoll.  Mit  der  durch  Annut  und  Unverstand,  sowie 
Nachlässigkeit  der  Eltern  verursachten  intellektuellen  Vernachlässigung  geht 
leider  nicht  selten  die  sittliche  Verwahrlosung  Hand  in  Hand;  auch  der  Alkoho- 
lismus fordert  seine  Opfer.  Zahlen  werden  nicht  angegeben.  An  der  Straffälligkeit 
sind  die  Jugendlichen  mit  12  Prozent  der  Gesamtzahl  beteiligt. 

Unvorteilhaft  ist  das  Bild,  welches  von  den  Zuständen  in  der  Stadt  Rovigno 
und  deren  Umgebung  (‘/s  Italiener,  ’/s  Kroaten)  entrollt  wird.  Die  Zahl  der  Ver- 
wahrlosten betrügt  unter  der  städtischen  Jugend  01,  wovon  der  größte  Teil  (85 
Prozent)  sittlich  verwahrlost;  in  24  Fällen  hat  die  Verwahrlosung  zur  teilweisen 
moralischen  Verderbtheit  geführt.  Diese  Fälle  sind  überwiegend  auf  vernachläßigte, 
vielleicht  richtiger  auf  Mangel  jedweder  Erziehung,  in  zwei  vereinzelten  Fällen 
auf  Ausschreitungen  in  Ausübung  des  Züchtigungsrechtes  zurückzuführen;  in 
manchen  Fällen  wirkten  auch  andere  Umstände  mit.  Wahrhaft  betrübend  ist  die 
Konstatierung,  daß  nicht  wenige  dieser  Jugendlichen  schon  wiederholt  bestraft 
wurden;  in  den  Jahren  1902  bis  1900  wurden  78Diebstähle,  28  Sachbeschädigungen 
3 öffentliches  Ärgernis  erregende  Fälle,  4 Ausschreitungen  gegen  die  körperliche 
Sicherheit  zur  Ahndung  gebracht  (häufiger  Rückfall).  Es  darf  jedoch  nicht  über- 
sehen werden,  daß  viele  Eltern  durch  die  Notwendigkeit,  den  Unterhalt  durch 
Taglohn  und  Fabriksarbeit  erwerben  zu  müssen,  zur  Vernachlässigung  ihrer  Kinder 
gezwungen  werden.  Der  Stadtmagistrat  nimmt  sich,  so  gut  es  geht,  dieser  Ver- 
wahrlosten an.  Nicht  unerwähnt  soll  bleiben,  daß  auch  der  Schulbesuch  seitens 
der  Schulpflichtigen  ein  nicht  vollkommen  enLsprcchendcr  (15  Prozent  besuchen 
die  Schule  nicht,  5 Prozent  sind  nachlässig)  ist.  Auch  in  der  größtenteils  von  Kroaten 
bewohnten  größeren  Gemeinde  Canfanaro  herrschen  ähnliche  Verhältnisse. 
Typisch  ist  der  hier  sowie  auch  in  Dalmatien  unter  der  slawischen  Bevölkenmg 
vorkommende  Brauch,  daß  noch  stellungspflichtige  junge  Männer  mit  ihrer 
Erwählten  unter  Zustimmung  der  Elternpaare  in  Goschlcchtsgcmeinschafl  leben 
und  die  Abschließung  der  Ehe  erst  nach  Ableistung  der  Militärpflicht  erfolgt  Der 
Brauch  ist  jedoch  im  Rückgang  begriffen ; allein  Männer  suchen  manchmal  das 
Widerstreben  der  Eltern  durch  den  Raub  der  Geliebten  zu  brechen.  Zu  den  obigen 
Daten  über  die  Delinquenz  wird  noch  hinzugefügt,  daß  wegen  Verbrechen  und 
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Vergehen  durchschnittlich  7 Jugendliche  (bis  zu  18  Jahren)  und  wegen  Über- 
tretung 23  Jugendliche  verurteilt  werden ; die  in  Betracht  kommenden  Delikte  sind 
oben  angeführt  Außer  einem  von  Barmherzigen  Schwestern  geführten  Kinderasyl 
(für  Aufhalime  von  Kindern  im  Alter  von  3 bis  6 Jahren  während  des  Tages)  keine 
Anstalt 

Im  Bezirke  Pola  (mehr  als  die  Hälfte  Italiener,  ein  gutes  Viertel  Slawen,  der 
Rest  Deutsche)  ist  die  Zahl  der  Verwahrlosten  eine  verhältnismäßig  nicht  so  große; 
sie  beträgt  zwischen  25  bis  30,  für  welche  eine  Anstalt  nicht  besteht  und  seitens  der 
Gemeinde  die  Errichtung  eines  Besserungshauses  als  notwendig  .erkannt  wird. 
Straffälligkeit  durchschnittlich  26. 


IV.  Delinquenz  der  Jugendlichen. 

Um  auch  in  dieser  Richtung  einige  genauere  Daten  zu  bieten,  wurde  auf 
Grund  der  von  den  Strafregisterämtem  zur  Verfügung  gestellten  Daten  der 
folgende  Ausweis '),  der  das  Jahr  1905  und  die  ersten  acht  Monate  des  Jahres  1900 
umfaßt,  zusam mengestellt  und  soll  derselbe,  da  die  sub  I bis  III  über  die  Straf- 
fäUigkeit  enthaltenen  Angaben  zu  dürftige  sind,  durch  einige  Bemerkungen  allge- 
meiner Natur  ergänzt  werden. 

Aus  der  nachstehenden  Tabelle,  die  einen  ziemUch  großen  Prozentsatz  von 
Rückfälligkeit  zeigt  und  dadurch  einen  Fingerzeig  zur  Beurteilung  der  Verwahr- 
losung gibt,  entnimmt  man,  daß  in  den  jüngeren  Jahren  der  Diebstalil,  wobei 
Hunger  und  Naschliaftigkeit  eine  Rolle  spielen,  vorwiegt  und  daß  mit  16  bis 
18  Jahren  die  Delikte  gegen  die  körperliche  Sicherheit  (§§  411,  431  St.  G.)  über- 
wiegen.  Nicht  unerwähnt  darf  eine  auch  in  den  Berichten  erwähnte  Tatsache 
werden,  die  auf  eine  zu  mechanische  Anwendung  der  Normen  über  die  Abschie- 
bung hindeutet;  es  werden  nämlich  öfters  Personen,  darunter  auch  Jugendliche,  in 
ihre  Heimatsgemeinde,  in  der  sie  schon  seit  Jahren  ganz  unbekannt  sind  und  keine 
Beziehungen  haben,  abgeschoben.  Solche  ungebetene  Gäste,  die  ja  selbst  kein 
Verlangen  zu  bleiben  haben,  trachtet  man  sich  bald  vom  Halse  zu  schaffen  und 
sieht  es  nicht  ungern,  wenn  sie  die  Heimat,  die  ihnen  eigenUich  Fremde  ist, 
verlassen.  Kehren  sie  an  den  früheren  Aufenthaltsort,  der  zugleich  nicht  selten  die 
Arbeitsstätte  ist,  zurück,  so  werden  sie  bestraft  und  wieder  ahgeschoben,  und  das 
Spiel  wiederholt  sich  con  grazia  in  infinite.  Besonders  bedenklich  erscheint  diese 
Praxis,  wenn  sie,  wie  es  früher  in  Triest  nicht  ganz  selten  vorkam,  gegen  Jugendliche 
geübt  wurde,  deren  Eltern  in  Triest  in  Arbeit  standen  und  daselbst  wolmten;  hatte 


>)  Der  Ausweis  stellt  die  StraflSIligkeit  fär  alle  drei  Verwaltungsgebiete  des  Küstenlandes  in 
einer  Summe  dar,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  das  Strafregisteramt  in  Triest,  wie  dies  für  die 
Justizverwaltung  schon  früher  bemerkt  wurde,  auch  für  vier  Sprengel  von  Istrien  und  zwei  Sprengel 
von  Görz  als  Rogisteramt  fungiert  und  eine  Anssctieidung  der  Fälle  mit  Schwierigkeiten  verbunden 
wäre,  ohne  irgend  einen  wesenUichon  Vorteil  zu  bieten.  Die,  wenn  auch  nur  annähernd  richtige 
Ziffer  für  das  Triester  Gebiet  konnte  durch  Subtraktion  der  sub  11  und  111  für  die  Delinquenz  in 
den  Bezirken  Conien,  Sesana,  Capodistria,  Firano,  Castelnnovo,  Volosea  angegebenen  Fälle  ertiiert 
werden. 
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sich  eines  der  Kinder  ein  Delikt  zu  schulden  kommen  lassen,  das  die  zwangsweise 
Verbringung  rechtfertigte,  so  wurde  das  Kind  in  die  oft  entfernte  Ilcimatsgemeinde 
abgeschoben,  wo  es  natürlich  scheel  angesehen  wurde  und  von  wo  es  baldigst  zu 
seinen  Ellern,  das  ist  in  seine  wahre  Heimat  rückkehrte,  um  daselbst  wegen  verbo- 
tener Rückkehr  bestraft  und  wieder  abgc.schoben  zu  werden.  Eine  solche 
Anwendung  des  Gesetzes,  die  übrigens  nicht  mehr  vorkommt,  richtet  sich 
wohl  selbst. 

Anknflpfend  an  das  Vorstehende  mügen  einige  Anregungen  für  die  bevor- 
stehende Reform  des  Strafrechtes  gestattet  sein.  Vor  allem  erscheint  ein  Hcrauf- 
setzen  des  Alters  der  Strafmündigkeit  geboten.  Es  muß  als  Härte,  ja  beinahe  als 
Grausamkeit  bezeichnet  werden,  wenn  Kuider  von  10  bis  14  Jahren  in  den  Unter- 
suchungsgefängnissen angchalten  und  der  sirafprozeßordnungsmäßigen  Prozedur 
unterzogen  werden,  von  deren  Wesen  und  Zweck  sie  gar  keine  Almung  hatten. 
Allein  auch  die  Behandlung  14-  bis  Ifijähriger  Kinder,  als  strafrechtlich  voll  verant- 
wortlich, erscheint  ganz  verfehlt;  hier  muß  nicht  der  Strafrichter,  sondern  der 
Erzieher  eingreifen.  Es  wäre  daher  für  die  unterste  Grenze  der  Strafmündigkeit 
das  vollendete  IC.  Lebensjahr  festzusetzen. 

Ein  weiterer  Punkt,  dem  sich  die  Bestrebungen  der  Jugend-  und  Menschen- 
freunde zuwenden  sollten,  wäre  die  Ausschließung  der  ÖtTentlichkcit  im  Straf- 
verfahren gegen  Jugendliche  (IG  bis  20  Jahre),  womit  im  Zusammenhänge  eine 
energische  Agitation  gegen  die  vielen  Mißbräuche  — das  harte  Wort  kann  nicht 
erspart  werden  — , die  gegenwärtig  in  der  Rubrik  .Gerichtssaal*  der  Journalistik 
Platz  gegriffen  haben  und  einerseits  in  einem  Preisgeben  der  Unglücklichen,  die 
der  Schärfe  des  Gesetzes  verfallen  sind,  bestehen,  anderseits  aber  den  sogenannten 
Löwen  des  Verbrechens  eine  Befriedigung  ihrer  krankhaften  Eitelkeit  bieten. 

Endlich  mag  noch  die  Notwendigkeit  von  Strafkolonien  mit  Ackerbau-  und 
mannigfaltigem  Gewerbebetrieb  für  jugendliche  Delinquenten  als  eine  der  zu  deren 
Besserung  geeigneten  Maßregeln  hen  orgehoben  werden.  Gleichem  Zwecke  dienen 
auch  die  bedingte  Verurteilung  und  die  bedingte  Entlassung,  jeiloch  mit  ziemlich 
langer  Bewährungszeit,  Institutionen,  die  im  neuen  Strafgesetze  nicht  fehlen 
sollten. 


V.  Schlußbetrachtungen. 

Die  gesammelten  Daten  haben  auch  in  diesem  Verwallungsgobicte  das 
Vorhandensein  der  Verwahrlosung  und  die  Notwendigkeit  von  prompten  V'or- 
kehrungen  ergeben.  Es  kann  auch  kein  Zweifel  sein,  daß,  so  dankenswert 
und  relativ  erfolgreich  insbesondere  die  Bemühungen  und  Maßregeln  der  Justiz- 
verwaltung sind,  der  Gesetzgeber  eingreifen  muß,  um  außer  den  sonst  notwen- 
digen legislativen  Maßnahmen  auch  die  Beschaffung  der  Mittel  zu  sichern:  da 
muß  nicht  nur  schnell,  sondern  auch  reichlich  gegeben  werden.  Berichterstatter 
glaubt  vor  .allem  eine  Ergänzung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  durch  Einfügung 
der  Institution  der  Gemeindewaisenräte  im  Sinne  des  Deutschen  bürgerlichen 
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Gesetzbuches  und  durch  Aufnahme  von  Rahmenbestimmungen  über  Fürsorge- 
erziehung nach  dem  Muster  der  in  mehreren  deutschen  Staaten  eingeführten 
Gesetze  befürworten  zu  sollen.  Außerdem  müßte  darauf  gesehen  werden,  daß  die 
bereits  bestehenden  Normen  genau  beobachtet  und  in  deren  Anwendung  nicht  die 
leider  nicht  seltene  .Gemütlichkeit*  zur  Geltung  komme;  es  soll  damit  nicht  einer 
starren  Anwendung  der  Gesetzesformel  ohne  Rücksicht  auf  die  Mannigfaltig- 
keit und  oft  ganz  bedeutende  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  und  Fälle  das 
Wort  geredet  werden,  allein  ebenso  verkehrt  wäre  Nachgiebigkeit,  die  der  Absicht 
des  Gesetzgebers  geradezu  entgegenwirken  kann. 

Sollen  die  Maßregeln  von  einigermaßen  erfolgreicher  und  dauernder  Wirkung 
sein,  so  stellt  sich  die  Schaffung  von  Besserungs-  und  Rettungsanstalten,  die  in  allem 
und  jedem  den  modernen  Anforderungen  und  dem  hohen  Zweck,  dem  sie  dienen 
sollen,  entsprechend  eingerichtet  und  verwaltet  sein  müssen,  als  unbedingt  erfor- 
derlich dar.  Mit  dem  System  der  Arbeitshäuser,  die  zugleich  Besserungszwecken 
dienen  sollen,  muß  unbedingt  gebrochen  werden:  sie  sind  eigentlich  nichts  anderes 
als  Strafgefängnisse.  Von  den  Anstalten,  mögen  sie  noch  so  vorzüglich  eingerichtet 
sein,  wird  jedoch  der  erwünschte  Nutzen  nur  gezogen  werden  können,  wenn  in 
denselben  der  Individualisierung  der  Zöglinge  im  ausgedehntesten  Maße  Rech- 
nung getragen  und  der  jetzt  — wie  es  scheint  — auch  in  den  Strafanstalten  leider 
beliebt  gewordene  Drill  in  jenen  engen  Grenzen  gehalten  wird,  die  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  Ordnung  und  Disziplin  unumgänglich  sind;  was  darüber  hinausgeht, 
ist  vom  Übel.  Daß  diese  Anstalten  mit  einem  hoch-  und  vielseitig  gebildeten 
Beamtenpersonal  und  mit  einem  für  den  Zweck  eigens  und  sorgfältig  heran- 
gebildeten Wärterpersonal  ausgestattet  sein  müssen  und  daß  mit  dem  leider 
nicht  aufgegebenen  System  karger  Löhnungen  gebrochen  werden  müsse,  liegt  auf 
der  Hand.  Tüchtige,  erwählte  Kräfte  mit  Liebe  zur  Sache,  Arbeitsfreude  und 
Opferwilligkeit  werden,  wenn  auch  in  geringer  Anzahl,  mehr  wirken  als  eine 
Menge  verdrossener  Bediensteter.  Allein  hiemit  ist  noch  nicht  alles  gesagt.  Die 
Fürsorgetätigkeit  kann  in  vollem  Maße  nicht  gedeihen,  wemi  Uu-  nicht  die  Mitwirkung 
aller  Schichten  der  Gesellschaft  gesichert  ist:  denn  nur  dadurch  kann  Kenntnis 
aller  Ubelstände  erlangt  und  die  Anwendung  des  richtigen  Mittels  am  rechten 
Orte  und  zur  gelegenen  Zeit  angebahnt  und  verwirklicht  werden.  Diese  Mitwirkung 
muß  auf  breitester  Grundlage  herangezogen  werden  und  so  wird  dann  die  actio 
popularis,  die  nur  ein  Klage-  oder  Anzeigerecht  bcinhallete,  zu  einer  wirksamen 
Aktion  zum  Wohle  der  Menschheit.  Überall  sind  Ansätze,  Anfänge  gegeben  und 
da  wird  es  in  nicht  seltenen  Fällen  genügen,  an  das  Vorhandene  anzuknüpfen,  auf 
der  bestehenden  Grundlage  weiterzubauen. 

Allein  hier  darf  die  Tätigkeit  nicht  stehen  bleiben:  sie  muß  weiter  ausholen. 
Wenn  auf  das  bezüglich  der  herrschenden  Zusbände  Gesagte  zurückgegangen  wird, 
so  sieht  man,  daß  es  nicht  genüge,  die  Verwahrlosten  zu  heben;  es  muß  das  allge- 
meine Niveau  gehoben  werden,  cs  muß  gegen  die  Apathie  und  Indolenz  der  Bevöl- 
kerung grkämpft,  das  PflichtbewußLsein  auf  eine  hohe  Stufe  gebracht  und  jeder 
niedere  Trieb  ausgerottet  werden!  Deim  nur  zu  walir  ist  das  schlichte  Wort, 
welches  in  euier  der  Antworten  gebracht  wurde:  ,W'ie  können  die  Eltern  geben. 
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was  sie  selbst  nicht  haben?“')  Darum  ist  die  Aufgabe,  die  der  Gesellschaft  zu 
erfüllen  ubliegl,  eine  große,  darum  ist  die  Veranlwortlichkoit  eine  bedeutende  und 
dämm  muß  jeder  ohne  Unterschied  daran  nacli  Kräften  arbeiten,  damit  die 
Bes.serung  von  Gmnd  aus  beginne  und  deshalb  müssen  die  Bestrebungen  der 
Menschenfreunde,  die  dem  Werke  ihre  Kräfte  reichen,  aufs  eifrigste  unterstützt  und 
ihnen,  zum  Wohle  der  Gesellschaft,  zum  Heile  des  Vaterlandes,  der  reichste  Segen 
an  Früchten  und  Erfolg  gewünscht  werden. 


>)  Gegen  die  Tmntsucht  soll  niclil  das  Slrafgcselz,  welches  man  leider  heutzutage  mehr  als 
je  als  eine  Art  Universaliniltel  anwendet,  wirken,  sondern  die  llelehrung,  die  Griimiuiig  von  Mäßig- 
keitsvereinen, Trinkerasylen  und  last  not  least  die  umfassende  Reduzierung  der  Gasthäuser, 
Schenken  und  ähnlichen  Lokale. 
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Bericht  über  die  Ursachen  und  die  Erscheinungs- 
formen der  Verwahrlosung  der  Kinder  und  Jugend- 
lichen in  Dalmatien 

Ton 

Landesgcrichtsrat  Edlen  von  Rubelli  in  Zara. 


Obwohl  Dalmalien  seiner  Ausdehnung  und  Bevölkeningszahl  nach  ein  kleines 
Land  ist,  sind  die  Sitten,  die  Lebensweise  und  die  V'crmögeusverhilUnis.se  sehr 
verschieden.  Im  allgemeinen  kann  behauptet  werden,  daß  Kultur  und  Wohlstand 
vom  Süden  Dalmatiens  nach  Norden  allmJlhlich  abnehmen  und  in  den  nördlichen 
Teilen  des  Landesgerichtssprengels  Zara  bis  zu  einer  tiefen  Stufe  sinken.  Ein 
weiterer  Unterschied  ist  zwischen  den  Küsten-  und  Inselbewohnern  einerseits  mid 
der  Bevölkerung  im  Innern  des  Landes  andrerseits  zu  machen,  indem  die  ersteren 
infolge  ihrer  Lage  und  des  Seeverkehres  der  Kultur  weit  zugänglicher  sind  und  die 
Erwerbsverhältnisse  sich  günstiger  gestalten. 

Ganz  besondere  Verhältnisse  ergeben  sich  aber  in  den  größeren  Städten,  in 
welchen  neben  einer  relativ  wohlhabenden,  geistig  entwickelten  bürgerlichen 
Bevölkerung  eine  auf  der  untersten  Stufe  der  Kultur  stehende  Menschen- 
menge wohnt. 

Nun  ist  es  aber  eine  Tatsache,  daß  die  Erziehung  der  Kinder  und  die  Fürsorge 
für  dieselben  mit  der  geistigen  Kultur  und  den  materiellen  Verhältnissen  der  Bevöl- 
kerung im  innigen  Zusammenhänge  stehen,  denn  dort,  wo  die  Armut,  die  Not,  das 
Elend  vorherrschen,  ist  die  Verwahrlosung  derKinder  eine  regelmäßige  Erscheinung. 

Außer  der  Notlage,  in  welcher  sich  insbesondere  die  Landbevölkerung 
befindet,  kommen  noch  andere  Umstände  in  Befracht,  welche  auf  die  Erziehung 
der  Kinder  einen  nachteiligen  Einfiiiß  ausüben. 

Der  Bauer  hängt  zwar  an  den  überlieferten  Gewohnheiten  und  Vorurteilen, 
welche  auf  den  Fortschritt  hemmend  wirken;  allein  es  wird  wenig  unteniommen, 
um  ihn  der  Apatliie  zu  entreißen,  zu  welcher  er  infolge  .seiner  fatalistischen  An- 
schauungen hinneigt.  Sich  selbst  überlassen,  kommt  er  mit  den  intelligenten  Kreisen 
der  Bevölkerung  selten  in  Berührung.  Manchmal  bedrängt  vom  Grundherrn,  dessen 
Grundstücke  er  als  Kolone  bebaut,  nicht  selten  ausgebeutet  vom  Geschäftsmanne, 
bei  welchem  er  seine  Einkäufe  besorgt,  hat  er  zu  den  bürgerlichen  Kreisen  der 
Bevölkerung  kein  Vertrauen  und  meidet  deren  Kontakt.  Er  bewohnt  armselige 
Hütten,  welche  von  jenen  der  ändert  n Insassen,  vom  Schlügt  bäude  und  von  der 
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Kirche  weil  entfernt  liegen,  zumal  der  Mangel  an  Straßen  den  Verkehr  besoinlers 
im  Winter  sehr  erschwert.  Seine  Wohnstätte  besteht  in  der  Regel  aus  einem 
einzigen  Raume,  den  Erwachsene  und  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  gemeinsam 
bewohnen  und  in  welchem  oft  auch  das  Vieh  imtergebracht  wird.  Der  Vater  ist 
tagsüber  auf  dem  Felde  beschäftigt,  die  Mutter  von  den  häuslichen  Arbeiten  in 
Anspruch  genommen,  ln  dieser  Umgehung  wachsen  die  Kinder  auf.  Schlecht 
genälirl,  in  Lappen  gehüUt,  welche  sie  niemals  wechseln  und  bei  Tag  und  Nacht 
anhaben,  in  manchen  Gegenden  von  der  Malaria  befallen,  treiben  sie  sich  in  der 
Nähe  der  Hütte  im  Schmutze  herum,  bis  sie  ein  Alter  erreichen,  in  w’elchem  sie 
arbeitsfäliig  werden.  Eine  Ausbeulung  der  Kinder  durch  Inanspruchnahme  ihrer 
Arbeitskraft  in  unzulässiger  Weise  findet  in  der  Regel  nicht  statt,  indem  sie  zur 
Verrichtung  von  leichteren  Feld-  und  Hausarbeiten,  namentlich  zum  Weiden  des 
Viehes,  zum  Absammeln  von  Oliven  und  trockenem  Holze  u.  dgl.  vei-wendel  werden. 

Weit  schliminer  ergeht  es  jenen  Kindern,  welche  der  Stütze  der  Eltern  ent- 
behren müssen.  Außer  den  Waisen,  für  welche  die  Vormünder  ein  geringes  Inter- 
esse an  den  Tag  legen  und  um  deren  Schicksal  sie  sich  wenig  oder  gar  nicht 
bekümmern,  sind  auch  jene  zahlreichen  F.älle  hier  anzuführen,  in  welchen 
infolge  der  immer  mehr  um  sich  greifenden  Auswanderung  nach  Amerika 
und  Australien  der  Bauer  seine  Heimat  verläßt,  um  für  sieh  und  seine  Familie 
das  Brot  zu  verdienen.  Dem  unerfahrenen  Weibe  obliegt  nun  die  Leitung  des 
ganzen  Hauswesens,  wodurch  sie  ihrem  natürlichen  Wirkungskreise,  der  Pflege  der 
Kinder,  noch  mehr  entrückt  wird. 

Ferner  gehören  hieher  die  unehelichen  Kinder,  deren  es  auf  dem  Lande  zwei 
Kategorien  gibt.  In  manchen  Gegenden  kommen  konkubinatälmliche  Verbindungen 
vor,  welche  nach  einiger  Zeit,  wenn  sich  das  Weib  nicht  unfruchtbar  erweist, 
gewöhnlich  zur  Ehe  führen.  Hiedurch  sollen  die  mit  der  Ilochzeitsfeier  verbundenen 
Auslagen  erspart  und  die  eheliche  Verbindung  bis  nach  dem  W'egfalle  des  Ver- 
botes der  Verehelichung  im  stellungspHichtigen  Aller  hinausgeschoben  werden. 
Die  aus  derartigen  V'erbindungen  cnLstammenden  Kinder  werden  zwar  wie  die 
ehelichen  Kinder  behandelt,  doch  wegen  des  jugendlichen  Alters  der  Ellern,  der 
drei-,  beziehungsweise  vierjährigen  Abwesenheit  des  natürlichen  Vaters  im  Militär- 
dienste um!  der  Unsiltlicbkeit  solcher  Verbindungen  selbst,  gegen  welche  die  Seel- 
sorger beider  Konfessionen  vergebens  ankämpfen,  läßt  die  Erziehung  dieser  Kinder 
viel  zu  wünschen  übrig.  Außerdem  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  infolge  des  Ablebens 
des  einen  oder  anderen  Elternteiles  oder  aus  anderen  Gründen  die  Verehelichung, 
beziehungsweise  die  legitimatio  per  subsequens  matrimonium  dieser  Kinder  nicht 
zu  Stande  kommt. 

Zur  zweiten  Kategorie  der  unehelichen  Kinder  gehören  die  Findlinge.  Es  gibt 
in  Dalrnalien  nicht  weniger  als  fünf  Findelhäuscr.  Ist  auch  die  Drchlade  abgeschaffl, 
so  hat  die  Einrichtung  dieser  Häuser  eine  Änderung  nicht  erfahren.  Es  ist  ihnen 
verwehrt,  über  die  Ellern  und  sonstige  Verliällnisse  der  Findlinge  Auskünfte  zu 
verlangen.  Die  Anstalt  übergibt  die  Findlinge  in  Pflege  auf  dem  lainde  und  zahlt 
dafür  monatlich  den  Betrag  von  7 K 20  h für  das  1 . Lebensjahr,  von  .5  K 50  h 
vom  2.  bis  zum  5.,  von  f K 20  h vom  6.  bis  zum  8.  und  von  2 K 10  h vom  9.  bis 
zum  10,  Lebensjahre  des  Findlings.  Um  die  Pflege  derselben  bewerben  sich  zumeist 
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die  ärmsten  ßnuernramilien.  Trotz  des  geringen  Betrages  ist  Gewinnsucht  die  Trieb- 
feder, welclie  sie  zur  Annahme  in  Pflege  bestimmt.  Hiedurch  gelangen  sie  in  den 
Besitz  eines  Geldbetrages.  Die  Zahlungsanweisungen  werden  nicht  selten  an 
Geschäftsleute  unter  wucherischen  Abzügen  im  vorhinein  verpländet,  ln  manchen 
Gegenden  wiid  die  Annahme  in  Pflege  nahezu  gewerbsmäßig  betrieben,  indem 
bei  einigen  Familien  mehrerer  Findlinge  untergebracht  werden.  Wohl  kommt  es 
hie  und  da  vor,  daß  die  Zieheltern  das  Kind  liebgewinnen  und  wie  ein  eigenes 
behandeln,  allein  in  der  Mehrzahl  der  Fülle  wird  es  als  ein  Eindringling  angesehen 
und  <lemgemäß  behandelt  und  .sobald  die  Beiträge  der  Anstalt  authören,  aus  dem 
Hause  gewiesen.  Die  hohe  SterbliehkeitszifTer  dieser  Kinder  ist  wohl  der  beste 
Bew’eis  für  die  Behandlung,  die  ihnen  zu  teil  wird. 

Bemerkenswert  ist,  daß  nahezu  die  Hälfte  der  Findlinge  aus  den  benach- 
barten Ländern  in  die  Findelanstalten  Dalmatiens  gebracht  worden. 

Die  Sehlde  ist  nicht  im  stände,  in  diesen  VerbiUtnissen  Wandel  zu  .schalTcn. 
Hervorznheben  ist.  daß  auf  dem  Lande  Kindergärten  und  Fachschulen  gar  nicht 
beslehen.  Die  Zahl  der  Volksschulen  ist  nicht  genügend,  eine  große  Anzahl  von 
Kindern  kann  wegen  Mangels  an  Schulen  diesclbi  n überhaupt  nicht  besuchen,  ein 
anderer  Teil  wird  wegen  der  großen  Entfernung  vom  Schulbesuche  von  vornherein 
befreit;  das  Schulgebäude  entspricht  oft  nicht  den  Anforderungen,  auf  einen  Lehrer 
kommen  nicht  selten  150  Kinder,  der  außer  stände  ist,  derlei  in  ihrer  Erziehung 
vernachlässigte  Kinder  in  Zucht  zu  halten,  zumal  er  zu  energischeren  Mitteln  nicht 
greifen  darf.  Von  einem  Zusammenwirken  von  Haus  und  Schule  kann  angesichts 
der  geschilderten  Familienverhältnisse  keine  Rede  sein.  Oft  kommen  Kinder  in  die 
Schule,  welche  sich  nicht  bekreuzen,  geschweige  denn  ein  Gebet  wissen.  Die  Eltern, 
welche  selbst  keinen  Unterricht  genossen  und  zum  größten  Teile  Analphabeten 
sind,  haben  eine  nicht  geringe  Almeigung  gegen  die  Schule.  Sie  empfinden  dieselbe 
als  eine  Last,  als  einen  Nachteil,  indem  ihre  Kinder  dadurch  der  Arbeit  entzogen 
werden.  Besonders  bezüglich  der  Mädchen  wird  der  Unterricht  als  etwas  ganz 
Oberflü  ssigps  angesehen.  Zudem  kommen  die  Geldstrafen  wegen  versäumten 
Schulbesuches,  welche  oft  nach  vielen  Jalmm  eingetrieben  werden  und  ihren 
Zweck,  die  Eltern  zum  regelmäßigen  Schulbesuche  ihrer  Kinder  zu  verhalten,  nicht 
ei  reichen,  vielmehr  ihren  Widerwillen  gegen  die  Sehlde  steigern. 

Alle  diese  Umstände  bringen  es  mit  sich,  daß  der  Fortschritt  in  den  Schulen 
ein  sehr  geringer  ist  und  Kinder,  welche  mühsam  etwas  Schreiben  und  Lesen 
erlernen,  nach  kurzer  Zeit,  da  sie  keine  Mittel  haben,  um  sich  Bücher  zu  kaufen, 
und  da  Volksbibliotheken  nicht  bestehen,  das  Erlernte  ganz  vergessen.  Mit  Ackerbau 
und  Viehzucht  oder  sonstigen  landwirtschaftlichen  Kenntnissen,  welche  der  Land- 
bevölkening  am  meisten  zugänglich  wären  und  für  sie  einen  praktischen  Wert 
hätten,  befassen  sich  die  Schulen  nicht,  daher  auch  der  Erfolg  derselben  im 
großen  und  ganzen  ein  negativer  ist. 

Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Kinder  von  ihren  Ellern  frühzeitig  in 
die  Dorfschenkc  geführt  werden,  an  den  Genuß  geistiger  Getränke  sich  gewöhnen 
und  Zeugen  unzüchtiger  (lesiiräche,  derTnmkenlieil  und  der  Raul  händel  sind, 
deren  Schauplatz  die  Dorfschenke  bildet. 
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Die  Folgen  einer  solchen  Erziehung  bleiben  selbslverätündlich  nicht  aus. 
Sie  finden  unter  anderem  ihren  Ausdruck  in  den  strafbaren  Handlungen,  die  von  den 
Kindern  begangen  werden.  Zumei.st  bestehen  dieselben  in  falschen  Aussagen  bei 
Gericht,  Diebstfihlen  von  Feldfrüchten  und  Kleinvieh  und  Beschädigungen  fremden 
Eigentumes.  Wenn  nun  auch  die  physische  und  psychische  Erziehung  der  Kinder 
eine  sehr  vernachlässigte  ist.  kann  doch  nicht  behauptet  werden,  daß  dieselbe 
zum  völligen  sittlichen  Verderben  führt  und  ist  dieselbe  eher  auf  die  Macht  der 
Verhältnisse,  als  die  Schuld  der  Eltern  zurückzuführen.  Die  Erfahrang  lehrt,  daß 
dieselben  im  reiferen  Aller  als  Soldaten,  Matrosen,  Arbeiter  und  dgl.  brauchbare 
Glieder  der  Gesellschaft  werden  und  selbst  ini  Auslande  ein  brauchbares  Material 
abgeben. 

Anders  verhält  sich  die  Sache  in  den  größeren  Städten.  In  Scharen  treiben 
sich  Kinder  und  Jugendliche  vom  frühen  Morgen  bis  spät  in  die  Nacht  in  den 
Straßen  herum,  heulen  und  fluchen,  verhöhnen  alte,  mit  körperlichen  Gebrechen 
behaftete  Personen,  bewerfen  sich  gegenseitig  und  die  Passanten  mit  Steinen. 
Sie  haben  feste  Standplätze,  welche  sie  als  ihre  eigene  Domäne  ansehen,  wo  sie 
sich  versammeln  und  von  wo  aus  sie  in  die  Stadt  ziehen.  Ihren  Unterhalt  ver- 
schaffen sie  sich  durch  Diebstahl,  Betteln  und  Zuführen  von  Fremden  in  die 
Freudenhäuser.  Alles,  was  ihnen  unter  die  Hand  kommt,  wiid  gestohlen.  Das  auf 
diese  Weise  gewonnene  Geld  wird  zum  Tabakrauchen,  Kartenspiel  und  Genüsse 
geistiger  Getränke  verwendet,  ln  den  Wirtshäusern  und  Branntweinschenken  haben 
sie  stets  freien  Zutritt,  da  sie  wegen  ihres  Leichtsinnes  und  ihrer  Verschwendungs- 
sucht willkommene  Gäste  sind.  Sie  provozieren  Skandale  und  Raufereien,  wobei  sie 
nicht  selten  zum  Messer  greifen.  Zum  Nachtlager  dient  ihnen  eine  Toreinfahrt, 
ein  Magazin,  ein  leeres  Schiff  und  in  der  wärmeren  Jahreszeit  verbringen  sie  die 
Nacht  unter  freiem  Himmel.  Sic  meiden  das  elterliche  Heim,  wenn  sic  überhaupt 
ein  solches  haben.  Die  Eltern  verleiten  sie  selbst  zum  Stelüen,  Betteln  und  zur 
Unzucht,  damit  sie  sich  selbst  dem  Müssiggange  und  der  Trunksucht  um  so  leichter 
ergeben  können. 

Zweckentsprechende  In.stitute,  Zwangserziehungs-  oder  Korrektionsanstalten, 
durch  welche  solche  Personen  insbesondere  im  frühesten  Kindesalter  aus  der 
gefahrdrohenden  Umgebung  befreit  werden  könnten,  gibt  es  in  Dalmatien  nicht. 
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Anhang. 


Zusammenstellung 

der  Verordnungen,  Erlässe  und  Mitteilungen  des  Justizministeriums  In 
Betreff  der  Bekämpfung  der  Kriminalität  der  Jugendlichen,  des  Rechts- 
schutzes der  Minderjährigen  und  des  Kinderschutzes  Im  allgemeinen. 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  lO.  November 
1893,  Z.  19462, 

betreffend  die  pflegschaftsbehördliche  Fürsorge  für  die  persönlichen 
Verhäitnisse  der  Minderjährigen. 

An  alle  Gerichte. 

Mehrfach  geSußerte  Wünsche  und  Anregungen  bieten  dem  Justizministerium  Anlaß,  die 
unterstehenden  Gerichte  daran  zu  erinnern,  daß  sich  nach  den  BesÜtinnungcn  dos  allgemeinen 
bQrgeriichen  Gesetzbuches  ihre  Fürsorge  in  Ansehung  der  MinderjAhrigen  nicht  bloß  auf  deren 
vcrmOgcnsrecbtlicho  Interessen  beschränken  darf,  sondern  daß  sie  pfliebtgemuß  innerhalb  der  im 
3.  und  4-.  Hauptstücke  des  1.  Teiles  des  allgciiieinen  büi^erlicbcn  Gesetzbuches  gezogenen  Grenzen 
auch  für  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Minderjährigen  ihre  Fürsorge  zu  betätigen  haben 

Die  notwendige  periodische  Revision  dos  Waisenbuciies  wird  Anlaß  und  Gelegenheit  zu 
Erkundigungen  Über  den  Stand  der  Ausbildung  und  Erziehung  der  Minderjährigen  gewähren,  aber 
auch  die  gewöhnlichen  Agenden,  insbesondere  die  slrafgcrichtlicben  Geschäfte  werden  häufig  Er- 
scheinungen zu  Tage  treten  lassen  und  Verhältnisse  klar  legen,  welche  dem  Zivilgerichte  Anlaß 
geben  müssen,  der  Erziehung  und  dem  sittlichen  Zustande  der  Kinder  AufmerksamkeU  zuzuwcndeii. 
Daher  sollen  die  Strafgerichte  und  strafgerichüichen  Funktionäre  die  Zivilgerichte  von  den  diesfalls 
wahrgenommenen  Tatsachen  jeweils  in  Kenntnis  setzen. 

In  Ausübung  solcher  ober\'ormund&chafUlcher  Fürsorge  werden  die  Gerichte  gemäß 
g 178  a.  b.  G.  B.  insbesondere  auch  den  Minderjährigen,  dessen  sittlicher  Entwicklung  in  seiner 
Umgebung  Gefahr  droht.,  in  einer  anderen  Familie  unterbringen  können,  die  dem  Gerichte  volle 
Gewähr  für  eine  gute  Erziehung  bietet.  Sofern  aber  hiezu  die  Gelegenheit  fehlt,  wird  der  drohenden 
Verwahrlosung  der  Mlndeijährigen  durch  d -ren  Überweisung  an  eine  Besserungsanstalt  für  jugend- 
liche Personen  vorgebeugt  werden  können  (§  16  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  H.  G.  Bl.  Nr.  90). 
Die  gesetzlichen  Vertreter  zu  der  nach  dem  zitierten  § 16  erfordcrlicben  Antragstellung  anzuregen, 
wird  den  Gerichten  mit  Hilfe  der  allgemeinen  Anordnungen  des  kaiserlichen  Patentes  vom 
0.  August  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  208,  mOglich  sein. 

Schließlich  wird  bei  diesem  Anlasso  den  Gerichten  die  genaueste  Befolgung  der  über  die 
Absonderung  jugeudiieher  HäiUingu  von  anderen  Gefangenen  bestehenden  Vorschriften  neuerlich 
eingeschärn. 

Schönborn  m.  p. 
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2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  3.  Dezember 

1899, 

betreffend  die  Verwirklichung  des  Kinderschutzes  durch  die  Gerichte. 

Ad  alle  Gerichte. 

Eine  aufsehenerregende  Strafverhandlung  wegen  Mißhaiullung  eines  Kindes  gibt  Anlaß,  die 
Gerichte  zur  genauen  und  ernsten  Anwendung  der  Gesetze  und  Vorschriften  auhnifordem,  die  einen 
wirksamen  KinderschuU  bezwecken. 

Nach  § 177  a.  b.  G.  B.  sind  Vätf^r,  die  die  Verpflegung  und  Erziehung  ihrer  Kinder  gänzlich 
veniachlässigeii,  der  väterlichen  Gewalt  für  verlustig  zu  erklären  und  nach  § 178  a.  b.  G.  B.  hat 
das  Gericht  gegen  den  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt,  wodurch  das  Kind  in  seinen  Hechten 
gekränkt  wird,  oder  gegen  die  Vernachlässigung  der  mit  der  väterlichen  Gewalt  verbundenen 
Pflichten  die  den  Umständen  ang'^messenen  Verfügungen  zu  Ireflon.  Das  Gericht  kann  somit  wegen 
sciiwerer  Mißhandlung  und  wegen  drohender  Verwahrlosung  der  Kinder  auch  auf  den  Verlust  der 
väterlichen  Gewalt  erkennen  und  die  Unterbriugung  der  Kinder  in  einer  anderen  Familie  oder  in 
einer  Erziehungs-  oder  Besseningsanslall  verTilgen. 

Die  bestehenden  Kxekiiüonsprivüegien  zu  Gunsten  der  auf  dem  Gesetze  beruhenden  Unter* 
halfsansprücho  ermöglichen  es  ferner  bei  strengem  und  energischem  Vonfehen,  die  schuldtrageii- 
den  Eltern  auch  zur  Bezahlung  der  Kosten  ticr  Unterbringung  her.mzuziehcn  und  dadurch  zu 
verhindern,  daß  sie  die  gerichtliche  Maßregel  etwa  gar  als  eine  wirtschaftliche  Erleichterung  oder 
als  Befreiung  von  einer  lästigen  Pflicht  htnuehmen. 

Bei  Anwendung  dieser  Vorschriflen  sind  die  Gerichte  allerdings  auf  die  Mitwirkung  der  an- 
deren Behörden  iind  darauf  angewiesen,  daß  ihnen  aus  dem  Kreise  der  unmittelbar  Beteiligten, 
der  Verwandten,  Nachbarn  oder  anderer  Personen  Wahrnchmungon  mitgcteilt  werden,  die  ein  Ein- 
schreiten rechtfertigen.  Die  Gerichte  sind  aber  auch  verpflichlet,  die  Wahrnehmungen,  die  sic  bei 
der  Venvaltung  der  SlrafrechtspOege  machen  oder  die  ihnen  bei  der  vorschriftsmäßigen  Er- 
kundigung öber  die  Veqtflogung  und  Erziehung  der  Pflegebefohlenen  zukommeii,  zum  Anlaß  gericht- 
licher Fürsorgcmaßregcln  zu  nehmen,  wie  sie  das  bürgerliche  Hecht  gestattet. 

Zu  diesem  Bcimro  sollen  von  den  Strafgerichten  die  Akten  Ober  Mißhandlung  oder  Verwahr- 
losung von  Kindern  und  insbesondere  auch  die  Akten,  aus  denen  die  Verleitung  oder  Verwendung 
von  Kindern  zum  Bettel  hervorgeliL,  jedesmal  dem  zuständigen  PflegscbafUgerichte  übermittelt 
werden. 

ln  dieser  Hinsicht  werden  den  Gerichten  die  Weisungen  der  JusÜzminislcrialverordnung 
vom  10.  November  1893,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  31,  neuerlicli  in  Erinnerung  gebracht. 

Die  PflegschafLsgcrichtc  haben  jede  derartige,  ihnen  zugehendc  Anzeige  sorgfältig  zu  prüfen 
und  durch  strenge  Handliahung  der  Gesetze  für  die  Verwirklichung  des  den  Kindern  und  Pflege- 
befohlenen zugedachten  gesetzlichen  Schutzes  einzulrelen. 

Da  Organisationen  der  Privatwohltätigkcit,  die  sich  den  Kindersclmtz  zum  Ziele  gesetzt 
haben,  das  Gericht  bei  Lösung  seiner  Aufgabe  aufs  wirksamste  unterstützen  können,  sollen  die 
Gerichte  derartigen  Vereinen  dienstlich  in  jeder  Weise  entgegonkommeii  und  ihre  Tätigkeit  und 
Entwicklung  möglichst  zu  fördern  suchen. 

Kindinger  m.  p. 


3.  Erlaß  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  Jänner  1900, 

Z.  41744/99. 

An  alle  po)tli«chen  Landosheiiörden. 

Das  JusUzministcrium  hat  die  beiliegende  Verordnung,  betrelTend  die  Verwirklichung  des 
Kindersrhutze«,  an  die  k.  k.  Gerichle  erlassen  (3.  Dezember  1899). 
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Die  erfolgroirhe  Diircliffihrung  jler  dm  (*©ri<*hlpn  obliegenden  Aufgaben  bezilgliob  der 
V’erliälung  ron  Mißbuiidiung*-n  luul  der  Vcrwaiirlosung  der  Kinde.-  in  kör{)erliclier  und  gchliger 
Hinsicht  hat  zur  Voraussetzung,  daß  die  Gerichte  rasche  und  zuverlässige  Auskunft  über  wahr- 
genomnicne  Ausschreitungen  sowie  über  Fälle,  in  welchen  dieselben  die  Pflege  oder  Erziehung 
der  Kinder  vernachlässigen,  erhalten. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  cs  ge>hoten,  dafi  die  polilischcn  und  polizeilichen  Behörden  die 
Gerichte  bei  der  Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  litkräfligst  unterstützen. 

Die  k.  k.  Stallhallerci  (Landesregierung)  wird  daher  elngclaien,  diircli  entsprechende 
Weisungen  an  die  unterstehenden  Behörden  und  Ämter  Vorsorge  zn  treffen,  daß  mißbräurhliche 
Akte  der  Ausübung  der  väterlichen  Gewalt.  Fälle  der  Züchtigung,  welche  sich  als  Mißhandlungen 
darstcUeu,  ferner  Fälle  der  Vernachlässigung  der  Verpflegung  und  Erziehung  der  Kinder,  sowie 
überhaupt  alle  bemerkenswerten  Wahrnehmungen,  welche  für  die  Gerichte  hei  der  Ausübung  ihrer 
Schutz-  und  FMlegschafUfunktionen  von  Belang  sein  konnten,  unverw'cilt  dem  kompetenten  Gerichte 
angezeigt  werden. 

Bei  konstatierten  Fällen  von  Mißhandlung  n der  Kimler  wird  inshesondere  jeweilig  zu 
erwägen  sein,  ob  nicht  etwa  zulässige  administrative  Maßnoliiiicn  getroffen  worden  müßten,  durch 
welche  den  mißhandelten  Kindern  wirksamer  Schulz  vor  weiteren  Exzessen  der  häuslichen  Straf- 
befugnisse gewährt  wird. 

Bei  der  Tätigkeit  der  politischen  Behörden  in  dem  in  Rode  stehenden  Belange  erscheint  die 
zielbewußte  Mitwirkung  der  Gemeinden  von  größter  Bedeutung,  und  es  wird  demnach  notwendig 
sein,  sich  derselben  zu  versichern. 

Auch  wird  es  sich  empfehlen,  au  die  Beihilfe  der  Seeisorgegeistiiehkeit,  welche  durch  die 
unmittelbaren  Beziehungen  zur  Bevölkerung  und  insonderheit  durch  die  KanzelUUigkeit  wirksam 
den  Kinderscliutz  zu  fördern  in  der  Lage  ist,  zn  appellieren. 

Endlich  wird  den  politischen  Behörden,  — wie  es  seitens  des  Justizministeriums  den 
Gerichten  gegenüber  geschehen  ist  — nachdrilcklich  aufgetragen,  PrivatwohUäligkeiisvoreine, 
welche  sich  den  Kinderschulz  zum  Ziele  gesetzt  Imheu,  ia  ihrer  Tätigkeit  wirkungsvoll  zu 
uttterslülzen. 


4.  Verordnung-  des  Justizministeriums  vom  1 1.  Mai  1901, 

betreffend  den  Kinderschutz. 

An  alle  Gerichte  und  Staalsanwallschaflen. 

I.  Die  Ergebnisse  einer  Umfrage  über  die  Tätigkeit  der  Gerichte  zum  Zwecke  der 
Verwirklichung  des  Schutzes  der  Kinder  gegen  Mißhandlung  und  drohende  Vei-wahrlosung  geben 
dem  Justizministerium  Anlaß,  den  Gerichten  die  Weisungen  der  Verordnungen  des  Justiz- 
ininistcriuins  vorn  10.  November  1893,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  31.  und  vom  3.  Dezember  1899,  J.  M.  V.  Bl. 
Nr.  49,  in  Erinnerung  zu  bringen.  Den  Slrafgericblen  wird  neuerlich  eingeschftrfl,  die  Akten  über 
Mißhandlung  oder  Verwahrlosung  von  Kindern  und  insbesondere  auch  die  Akten,  aus  denen  die 
Verleitung  oder  Verwendung  von  Kindern  zum  Bettel  hervorgeht,  jedesmal  dem  zuständigen  i^eg- 
schaftsgerichte  zu  übermitteln,  wenngleich  eine  strafgerichtliche  Verurleiiutig  nicht  erfolgt  ist 

Die  Pflegschart^gcrichte  haben  diese  Mitleilungrrn  von  ihrem  Standpunkte  zu  prüfen  und 
gegebenen  Falls  auch  dann,  wenn  keine  strafiiarc  Handlung  konstatiert  wurde,  zu  ermitteln,  wie  da.s 
Kind  behandelt,  gehalten  und  erzogen  wird,  und  ob  die  Pflichten  der  Eltern,  Pfleger  und  Erzieher 
erfüllt  werden.  Einem  Mißbrauch  der  väterlirlicn  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  oder  Vernach- 
lässigung der  damit  verbundenen  Pflichten  muß  mit  aller  F.nergie,  insbesondere,  wenn  nötig,  <lun-h 
Aberkennung  der  väterlichen  oder  vormumUchafllichen  Gewalt  ontgegentreten  worden  177. 
178,  ä54  a.  b.  0.  B.).  Wenn  eine  Vorke  hrung  im  Interesse  des  Kindes  dringend  notwendig  ist,  darf 
da.«;  Slrafgerichl  die  Mitteilung  an  die  Pflegschaflsbehörde  nicht  bis  zum  Abschluß  des  Straf* 
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Verfahrens  vci’Schicbon,  s«mdern  es  muO  ohne  Vonug  dem  I^cgschaftsgerichle  der  Sachvcrhait 
mitgetoilt  und  ihm  so  die  Uelegenheit  gegeben  werden,  das  Nötige  vorzukehren,  insbesondere 
einstweilen  fQr  den  Schulz  und  die  Unterbringung  des  Kindes  vorzusorgen. 

II.  Das  mit  der  Vorordi.ung  vuin  3.  Dezember  1899  empfohlene  Zusammenwirken  der 
Gerichte  und  der  PrivatwoblUtigkeitsvereinc,  die  sich  den  Kinderschulz  zum  Ziele  setzen,  hat  sich 
nach  den  vorliegenden  Berichten  hewältrU  Die  Gerichte  werden  daher  angewiesen,  wenn  tunlich, 
von  ollen  Ffillen  der  Kindennifihandlung  diesen  Vereinen  Mitteilung  zu  machen,  insbesondere  auch 
ilirc  Hilfe  zur  Ermittlung  eines  geeigneten  Pflegers  in  Anspruch  zu  nehmen. 

III.  Wenn  eine  Überschreitung  des  häuslichen  Zilchligungsrecliles  oder  ein  sonstiger 
Mißlirauch  der  F.rzichungsgewalt  oder  eine  Vernachlässigung  des  Kindes  konstatiert  winl,  dos  Kind 
aber  in  der  bisherigen  Pflege  verbleibt,  mu0  das  Gericht  das  weitere  Verhalten  der  Eltern  oder 
Pfleger  im  Auge  behalten  und  zu  diesem  Behufe  insbesondere  die  Hilfe  der  Polizei  and,  wenn  dies 
zweckmäßig  erscheint,  auch  der  Frivatwohhäligkeitsvereinc  in  Anspruch  nehmen. 

IV.  Da  den  Gerichten  nach  den  vorliegenden  Berichten  vielfach  nicht  bekannt  ist,  welche 
Wohltätigkeitsvereinc,  Anslallcn,  Stiftungen  u.  dgl.  in  jedem  I^nde  sich  den  Kinderschutz,  die 
Kindcrerzichung  und  llettung  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  werden  die  Oberlandesgerichtspräsidicn 
ersucht,  ailcnfalls  durch  ein  von  ihnen  bestimmtes  Gerichlshofpräsidium  erster  Instanz  die  hier  in 
Frage  kommenden  Wreino,  Anstalten,  Stiftungen  u.  dgl.  für  jedes  Land  ihres  Sprengcls  crmiUcln 
und  unter  kurzer  Angabe  des  Zweckes,  der  Aufnahmsbedingungen,  der  Anzahl  der  Plätze  und 
Verpflegskosten  u.  dgl.  in  ein  Verzeichnis  bringen  und  dieses  sodann  allen  Gericliten  des  Landes 
miltcilen  zu  lassen. 

Wo  derlei  Vereine  noch  nicht  besleben,  namentlich  in  den  größeren  Städten,  wäre  es  zu 
wünschen,  daß  solche  Vereine,  etwa  nach  dem  Muster  der  in  Wien  beslclicnden  Vereine  dieser  Art, 
ins  Lehen  gerufen  werden;  überaus  dankenswert  würde  essein,  wenn  die  Beamten  der  Gerichte 
und  Staatsanwaltschaften  nötigenfalls  selbst  hiezu  Anregung  geben  wollten. 


Spens  m.  p. 


5.  Das  Justizministerium  hat  an  das  Oberirindesgerichts-Präsidium  in  Wien  unterm  10.  April 
1!H)3,  Z.  7493,  nachstehenden  Erlaß  gerichtet: 

,Einc  Rücksprache  mit  den  Funktionären  jener  Privalwohltätigkeilsvcreine,  die  sich  die 
Gewälirung  der  ersten  Hilfe  bei  Mißhandlungen  und  den  Schutz  der  Kinder  gegen  Verwalulosung 
zum  Ziele  gesetzt  haben,  ergab,  daß  durch  dos  Zusammenwirken  der  Polizei*  und  Gerichts* 
hehördon  und  der  PrivatwohltäligkeUsvcreine  in  allen  Fällen,  in  denen  die  Hilfe  der  letzteren  in 
Anspruch  genommen  wurde,  den  mißliandelten  und  in  ihrer  körperlichen  und  sittlichen  Entwicklung 
bedrohten  Kindern  Hilfe  gebracht  werden  konnte.  Nach  den  übercittslimracudeii  Auskünften  von 
verschiedener  Seile  wird  im  Vergleich  zu  früher  mit  größerer  Festigkeit  und  mit  mehr  Entgegen* 
kommen  und  Umsicht  voi^cgangen.  ln  einigen  Punkten  hat  sich  aber  eine  weitere  Entwicklung 
der  Praxis  als  Bedingung  besserer  Wirksamkeit  des  gesetzlichen  Schutzes  als  wOnschenswert 
iioram*  gestellt. 

1.  Vor  allem  dürfte  cs  notwendig  sein,  prompter  als  bisher  für  den  luitUerweiligen  Schutz 
der  Kinder  zu  sorgen,  wenn  wegen  .Mißhandlung  ein  sitrafverfalu^n  eingeleilet  oder  wegen  Miß* 
brauch  der  väterlichen  oder  vommndschafUicbeu  Gewalt  oder  wegen  Vernachlässigung  der  damit 
verbundenen  Pflichten  Abhilfe  durch  eine  pOegschaftsbchördliehc  Verfügung  getroffen  werden 
soll.  Die  endgültige  Beschlußfassung  des  Gerichtes  setzt  häufig  umfassende  ErmUÜungcn  voraus, 
während  welcher  dos  Kiud  nicht  selten  weiteren,  bisweilen  sogar  noch  ärgeren  Mißhandlungen 
ausgescLzt  Ist.  Zudem  versuchen  die  Beteiligten  hauptsächlich  durch  Mittel  der  Einschüchterung 
den  Sachvcrhait  zu  verdunkeln  und  die  Ermittlung  der  Walirheit  zu  erschweren. 

Schon  in  der  Verordnung  des  Juslizmiuisteriums  vom  11.  Mal  1901,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  13, 
wurde  «len  Slrafgerlchlen  zur  Pflirlil  gcmarhl,  ini  Falle  eine  Vorkel»rung  im  Interesse  des  Kindes 
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dringend  notwendig  ist,  die  Miltoilnng  an  die  rncgsrhaflsbohrirde  nirlil  hls  zum  Abschluß  des 
Slrafverralirens  zu  verscliieben,  sondern  unverzQgHcli  dem  Pflogscliaflfgerichte  den  Saclivcrhail 
bckannlzugeben  und  ihm  so  die  Gelegenheit  zu  cri^iTnen,  die  nOUgen  Vorkehrungen  zu  ta'iTcn,  ins- 
besondere  einstweilen  für  den  Schulz  und  die  Unlcrlmngung  des  Kindes  zu  sorgen. 

Die  Handhaho  zu  solchen  einstweiligen  Verfdgungon,  die  zumeist  in  der  TorlAußgen  Ah^ 
nähme  und  der  milllerwcingen  Versorgung  des  Kindes  in  einer  anderen  Familie,  in  einer  Anstalt 
oder  durch  einen  KindcrschuUverein  besieht,  bietet  die  Bcsiiminung  dos  § 178  a.  b.  G.  B.,  die  dem 
Gerirhle  freie  Hand  laßt,  die  den  Umstanden  angemessene  Vorkehrung  zu  troffen.  Wcnngloiah  die 
abschließende  Entscheidung  Ober  die  notwendigen  Maßnalitnen  eine  eingehende  Untersuchung  des 
Gegenstandes  der  Beschwerde  erheischt,  so  wird  man  sich  zuin  Zwecke  einer  einstweiligen  Ver- 
fügung doch  mit  einer  bloß  siimmarischon  Ennittlung  des  Sachverhaltes,  unter  Umständen  sogar 
damit  begnügen  kOnnen  und  mü.sscn,  daß  nach  der  Anzeige  eine  mUtlerweiligu  Vorkehrung  zum 
Schulze  des  bedrohten  Kindes  unerläßlich  erscheint,  und  daß  die  Voraussetzungen  für  ein  solches 
Einschreiten  glaubhaft  gemacht  sind.  Es  liegt  somit  nicht  an  einem  Mangel  des  Gesetzes,  wenn  der 
Vorwurf  erhoben  werden  kann,  daß  die  Hilfe  der  Behörden  bisweilen  zu  sp5l  komme  und  nicht 
zureichi*. 

i.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  scheint  sich  die  Praxis  auch  nicht  immer  der  Trag- 
weite der  in  ihrer  allgemeinen  und  weilen  Fassung  außeronlcnUich  wertvollen  UesÜinmung  des 
§ 178  a.  b.  G.  B.  bewußt  geworden  zu  sein. 

Hierauf  wurde  in  den  Verhandlungeu  und  in  der  Resolution  des  niederüslcrreichischen 
I^ndlages  vom  3ß.  Juni  19Ü1  hingewiesen.  Der  iiiederüsterreichischc  Landtag  spriclil  darin  .seine 
Überzeugung  aus,  daß  unter  den  im  §178a.  b.  G.  B.  normierten  Vertügungen  zum  Schulze  der 
Kinder  auch  die  zeitweise  Abnahme  der  väterlichen  Erziehungsgewalt  inbegriffen  sei,  und  erwartet, 
daß  eine  in  dieser  Richtung  sich  entwickelnde  Rcchtsprecliung  die  Grundlage  für  dio  Betcilung 
moralisch  verlassener  Kinder  aus  den  Überschüssen  der  kumulativen  Waisenkasscii  schaffen 
werde”.  Man  begegnet  jedoch  gelegentlich  der  nach  Ansicht  des  Justizministeriums  nicht  zutref- 
fenden Auffassung,  daß  wegen  Mißhandlung  der  Kinder  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt 
nur  unter  den  in  den  §§  414  und  415  des  Strafgesetzes  bezcichnetcu  Voraussetzungen  zulässig 
sei.  Hiebei  wird  Obersehen,  daß  das  Strafgesetz  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  als  Strafe 
(§  415  St.  G.)  behandelt,  dio  zu  verhängen  ist,  wenn  die  im  Strafgesetze  bezcichuelen  Voraus- 
setzungen vorlieg(‘n,  daß  aber,  unabhängig  von  den  strafrechUichen  Folgen  <ler  Mißhandlung,  iin 
Falle  des  Mißbrauches  der  väterlichen  Gewalt  durch  das  Pflegschurisgericlit  die  den  Umständen 
angemessenen  Verfügungen  zu  treffen  sind.  Es  scheint  hienach  (Slubeurauch,  Kummeniar, 
8-  Auflage  S.  303  — Anders,  Familienrechl  S.  205  — Jurist.  Blätter  S.  304/1901)  keineswegs  aus- 
geschlossen, daß  auch  dann,  wenn  das  Strafverfahren  zu  einem  Ergebnis  nicht  geführt  hat,  oder 
wenn  cs  überhaupt  nicht  eingeleitet  worden  ist,  gemäß  § 178  a.  b.  G.  B.  die  väterliche  Gewalt 
entzogen  werden  kann,  wo  sich  dies  als  die  .den  Umständen  angemessene  Verfügung”  darstollt 
Aus  der  Gegenüberstellung  der  §§  177  und  178  a.  b.  G.  B.  kann  nicht  geschlossen  werden,  daß 
nur  im  Falle  der  gänzlichen  Vernachlässigung  von  Verpflegung  und  Erziehung  die  väterliche 
Gewalt  aberkannt  werden  kann,  dagegen  wegen  Mißbrauches  der  väterlichen  Gewalt  nur  andere 
weniger  weitgehende  Maßnalitnen  zulässig  sind.  E.s  genügt,  auf  den  Fall  hinzuweUeii,  daß  eine 
schwere  Mißhandlung  des  Kindes  vorliegt,  aber  wegen  Verjährung  oder  aus  strafprozessualen 
Gründen  eine  Verurteilung  durch  das  Strafgericht  ausgeschlossen  ist,  oder  daß  die  Eltern  zwar 
die  ilircn  Verhältnissen  entsprechende  Verpflegung  und  Erziehung  nicht  vernachlässigt  haben,  die 
Autorität  der  Eltern  jedoch  dazu  mißbraucht  wird,  das  Kind  einem  unsittlichen  I./ebcnswandet 
zuzufüliren.  In  solchen  Fällen  ist  das  nächsüiegende  und  unerläßliche  Schutzmittel  gegcnübiT 
den  Gefaliren  aus  dem  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  deren  Entziehung  nach  § 178  a.  b.  G.  B. 

Wenn  sich  anderseits  nach  Lage  des  Falles  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  nicht  als 
notwendig  oder  sachgemäß  erweist,  dann  ermöglicht  die  Bestimmung  des  ß 178  a.  b.  G.  B.,  sich 
auf  eine  weniger  weitgehende  Maßnahme  zu  beschränken,  falls  dies  zur  Sicherung  des  Kindes 
gegen  Mißhandlung  und  Verwahrlosung  unerläßlich  isU  Insbesondere  ist  e.s  zulässig,  auf  Grund 
dieser  Gesetzeshoslimmung  dem  Vater  die  Obsorge  über  die  Person  oder  über  das  Vermögen  des 
Kindes  zu  entziehen,  das  Kind  dem  Vater  ahzunehmen  und  in  einer  anderen  Familie  oder  !n  einer 
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Ansinil  udr^r  in  eiiirin  Kin<l«'r)ieim  untpr2u1>ring>‘n.  So)chciifalI$  stetit  dann  d^in  Valer  nirlil  mehr 
das  Heclil  zu.  ohtic  gerichtliche  Zustimmung  den  Aufenthalt  des  Kindes  zu  bestimiiien  und  das 
Kind  der  Anstalt  oder  dem  Verein  abzufordem. 

Ähnlirhc  Verfilgungen  kdnnen  gegen  die  uneheliche  Mutlernach  § t09  a.  b.  G.  B.  und  gegen 
die  eheliche  Mutter  nach  § 218  a.  b.  G.  B.  gelroftcn  werden. 

Wenn  es  sich  als  notwendig  heraus&telll,  das  Kind  den  Eitern  abzuneliinen  und  anderweitig 
nnlerzubringen,  soll  nie  unterlassen  werden,  dies  durch  einen  formellen  Beschloß  im  Sinne  des 
§ 178  a.  b.  G.  B.  zu  verfügen.  Ein  solcher  Beschluß  ist  insbesondere  auch  deshalb  von  Bedeutung, 
weil  durch  das  niederOsterreicbischc  Landesgesetz  vom  29.  August  1901,  L.  G.  Bl.  Nr.  42,  die 
Gebaningsuborsciiüsie  der  kumulativen  Waisenkassen  zur  Pflege  und  Erziehung  armer  nach 
Niederflsterreicli  zustfindiger  Waisen,  sowie  verwalirloster  oder  verlassener  Kinder  zu  verwenden 
sind  und  nach  § i,  lit.  d.  als  verlassene  Kinder  auch  jene  zu  gellen  liabtMi,  deren  EUeru  wegen 
Mißhandlung  ilirer  Kinder  verurteilt  und  deren  Vater  der  vfiterlichen  Gewalt  verlustig  erklärt 
w'urdeii,  oder  gegen  deren  Vater  eine  der  im  § 178  a.  b.  G.  B.  vorgesehenen  Verfügtmgen  getrufTen 
worden  ist  Ähnliche  Bestimmungen  cnllialton  auch  die  Landesgeselze  von  Mähren  und  Ober* 
Österreich.  Die  Fassung  eines  Beschlusses  im  Sinne  des  § 178  a.  b.  G.  ß.  ist  somit  eine  Voraus- 
setzung für  die  Zuw.'udung  der  diirch  das  erwähnte  Gesetz  den  verlassenen  Kindern  zugedachlen 
Wohltaten. 

3.  Wenn  das  Gericht  eine  Verfügung  im  Sinne  der  §§  169,  178  und  218  a.  b.  G.  B.  getroffen 
hat,  soll  nicht  auf  dn.s  bloße  Versprechen  dos  Vaters  oder  der  Mutter,  daß  sic  in  Hinkunft  das 
Kind  besser  halten  und  anständig  erziehen  w>dieD.  die  Verfügung  ritckgängig  gemacht  werden. 
Es  kam  vor,  daß  das  Gericht  auf  das  Versprühen  der  dem  Trünke  eiyebenen  Mutter,  sich  zu 
besseni,  ohne  weitere  Ermittlungen  verfügte,  das  Kind  sei  von  der  Wohltätigkeitsgesellschafl  der 
Mutter  zurückzugeben,  obwohl  durch  deren  Lebensführung  da.s  Kind  der  völligen  Verwahrlosung 
preisgegeben  war.  Tatsächlich  mußte  das  Kind  nach  kurzer  Zeit  der  Mutter  neuerlich  abgeiioiumen 
werden. 

In  solchen  Fällen  scheint  es  sich  zu  empfehlen,  daß  das  Gericht,  ehe  es  die  Abnahme  des 
Kindes  rückgängig  macht,  durch  Einvernehmung  der  Fnnküonäi’e  der  Gesellschaft  feslstelle,  ob 
mit  Hücksicht  auf  die  diesen  Funktionären  meistens  sehr  genau  bekannten  häuslichen  und 
Erwerbsverhältnisse  der  Kllcm,  auf  den  kOr))crHchen  und  sittlichen  Zustand  des  Kindes  und  auf 
den  Einfluß,  den  der  Vater  oder  die  Mutter  auf  das  Kind  bisiier  geübt  hat,  eine  Änderung  ln  der 
Unterbringung  des  Kindes  ratsam  ist. 

Ähnliche  Yoreicht  wird  regelmäßig  zu  beobachten  sein,  wenn  von  den  Eltern  um  die 
Erlaubnis  angesiicht  wird,  mit  dem  in  einer  Anstalt  oder  unter  dem  Schutz  einer  Kindcrschutz- 
gescllschafl  untergebrachten  Kinde  in  persönlichen  Verkehr  treten  zu  dürfen. 

4.  Von  Seite  der  Funktionäre  der  KinderschuUgesellschaflen  wurde  es  als  mißlich 
bezeichnet  daß  die  Gerichte,  wenn  sic  die  Abnaliine  des  Kindes  verfügen,  sich  hio  und  da  darauf 
beschränken,  den  bezüglichen  Beschluß  den  Beteiligten  zuzustellen,  dessen  Durchführung  aber  den 
Funktionären  des  Vereines  überlassen.  Dieser  Voqtaug  ist  nicht  sachgemäß.  Das  Gericht  hat  von 
Amts  w*egen  durch  seine  eigenen  Organe  oder  mit  Hilfe  der  Polizei  seine  Maßnuhmen  durchzu- 
führen und  zu  diesem  Behufe  mit  dem  Vereine  oder  der  Anstalt  der  das  Kind  übergeben  werden 
soll,  wegen  der  Übernahme  sich  vorläufig  in  Verbindung  zu  setzen. 

5.  Besondere  Schwierigkeiten  macht  es  den  Kinderscluitzvereinen,  die  Urkunden  zu 
beschaffen,  von  deren  Beibringung  die  Landes-  und  Gemeindeverwaltungen  die  Übernahme  miß- 
handelter und  verlassener  Kinder  abhängig  machen.  Hauptsächlich  handelt  es  sich  um  die  Bei- 
bringung des  Tauf-  und  Geburtsscheines  um)  der  Zuständigkeilsdokumente.  Die  Gerichte  werden 
deshalb  angewiesen,  wenn  sich  diese  Dokumente  in  den  Akten  befinden,  sie  den  Privatvereinen 
zum  Behufe  der  Abgabe  der  vorläufig  übernommeiieu  Kinder  in  die  Versorgung  der  ÖffcnÜiclieii 
Verwaltung  entweder  in  Urschrift  gegen  seiiierzeitigc  Uilckstcllung  oder  in  amtlich  boglaubigti'r 
Abschrift  zur  Verfügimg  zu  stellen  und  wenn  solche  Dokumente  noch  nicht  voriiegen,  den  betref- 
fenden Vereinen  auf  Verlangen  durch  tunlichst  rasche  amtliche  Kequisition  dieser  Behelfe  hilfreich 
an  die  Hand  zu  gehen. 

6.  Schli“ßlich  imiß  noch  darauf  liingewieson  werden,  daß  die  sachgemäße  Beurteilung  der 
Fälle  von  Kindermißhaiidluog  gefordert  werden  küanle,  wenn  Mich  die  Gerichte  die  reiche 
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Erfnlnimg  der  KiiidcrHchulzgeseDüchancii  dadun-li  /u  miUe  machen  wurden,  daß  sic  und  zwar  nicht 
nur  dfliin,  wenn  die  Anzeige  aiifUniiid  vunltechcrciien  derGescIlschafl  orstatlet  wurden  ist,  sondciii 
auch  in  anderen  zweireihaflen  Fällen  einen  Funktionär  einer  solchen  Gesellscliafl  über  da.s  vor- 
liegende Tatsachenmaterial  vernohinen  würden.  Krsclieinungen,  die  dem  Uerichte,  das  viellcichl 
wtMiigcr  häutig  mit  solchen  Mißhandlungställen  beschäftigt  wurde,  unwiclitig,  zulUlÜg  und  neben- 
sächlich erscheinen,  würden  eine  andere  Beurteilung  finden,  wenn  sic  durch  den  Hinweis  auf  die 
ty}dscben  Erscheinungsformen  und  auf  das  Milieu  der  Kiudermißliandlung  beleiiclilct  werden. 

Das  k.  k.  Präsidium  wird  ersucht,  diesen  Erlaß  den  Gerichten  in  Wien  hekanntgeben  zu 
lassen.* 


6.  Das  Landesgericbtspräsidlum  Klagenfurt  bat  zufolge  Erlasses  des  Justizministeriums 
vom  it.  Februar  1903,  Z.  3()80,  an  die  Gerichte  seines  Sprengels  nachstehende  Verfügung  in 
Betn>IT  der  periodischen  Überwachung  der  |>ersöuliclien  Verhältnisse  der  Pnegebefohienen 
binausgegeben : 

t.Die  wesontiiehste  Bedeutung  einer  Änderung  der  bisherigen  Praxis  der  Gerichte,  die 
vielfach  die  Bestellung  eines  Vormundes  oder  Kurators  namentlich  für  Pflegebefohlene  ohne 
Vermögen  oder  mH  einem  besondere  Venvaltung  nicht  erheischenden  Vermögen  nur  als  eine 
Fonnalität  behandelt  haben,  liegt  nicht  bloß  und  nicht  so  selir  darin,  daß  eine  genaue  Kontrolle  cs 
ermöglichen  soll,  einzelne  Fälle  des  Mißbrauches  der  Gewalt  der  gesetzlichen  Vertreter  mler  der 
Vernachlässigung  ihrer  Pflichten  aufzudeckeu  und  dagegen  repressiv  einzuschreiten.  Vor  allem 
kommt  es  darauf  an,  in  der  Bevölkerung  das  gerade  durch  die  Haltung  der  Gerichte  verdunkelte 
Bewußtsein  zu  wecken,  daß  die  gesetzlichen  Vertreter  vom  Gerichte  überwacht  werden.  Dadurch 
wird  schon  in  vielen  Fällen  eine  Beeinträchtigung  oder  Vernachlässigung  der  Interessen  der 
Pflegebefohlenen  verhütet  werden.  Wo  sich  Übehvollcn  zeigt,  kann  dann  im  einzelnen  Falle  mit 
Rcpressivmitleln  eingeschritlcn  worden,  sonst  werden  die  Gericlite  zumeist  nur  durch  Belehrung 
und  Aufklärung  auf  die  Überwindung  von  Nachlässigkeit  und  Unverständnis  hinzuwirken  brauchen. 
Die  Gerichte  haben  nicht  die  Gemeinden  und  die  anderen  Behörden  bei  Durchführung  der  ihnen 
obliegenden  Aufgaben  der  Sittenpolizei,  des  Anuenwesons  und  des  Schulzwanges  zu  überwachen, 
sie  sollen  nicht  deren  Agenden  besolden,  sondern  sie  sollen  die  Erfüllung  der  dem  gesetzlichen 
Vertreter  obliegenden  Pflichten  Qbenvacben.  Wenn  eine  Veniachlässigung  dieser  Pflichten  auch 
das  Kiiischrciten  der  Schulbehörden,  der  Polizei,  gegebenenfalls  selbst  des  Strafgerichtes  auslösen 
kann,  so  wird  dadurch,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  doch  lücht  das  präventive  Einschreiten  des 
Gerichtes  entbehrlich. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  muß  darauf  gednmgcn  werden,  daß  auch  die  Gerichte  in 
Kärnten,  den  wiederholt  und  eindringlich  betonten  Absichten  der  Justizverwaltung  folgend, 
systematisch  und  konsequent  <lie  gesetzlichen  Vertreter  der  Pflegebefohlenen  nicht  nur  hinsichtlich 
der  Vermögensverwaltung,  sondern  die  Vormünder  und  Kuralorei»  auch  in  Betreff  der  Fürsorge 
für  die  persöulichen  Verhältnisse  ihrer  Schutzbefohlenen,  nämlich  Pflege,  Ernährung,  Erziehung, 
Unterricht,  Ausbildung  zu  einem  Ibren  Verhältnissen  und  Anlagen  entsprechenden  Nalirungs- 
Stande  überwachen. 

3.  Den  Bezirksgerichten  tvird  empfohlen,  die  Gomoindevorsteher,  dio  I^hrer  und  die 
Pfarrer  dafür  zu  gewinnen,  ihnen  l>ekannt  gewordene  Mißstände  d'*m  Pflegschansgerichle 
anzuzeigen.  Hiezu  ist  die  Gelegenheit  gelegentlichen  persönlichen  Verkehres  zu  benützen  und 
alicnfalls  auch  im  schriftlichen  Wege  an  die  Ortsscliulräte  und  die  Pfarrvorstuhungeii 
heranzutrelen. 

3.  Die  porindische  Ergänzung  und  Bichtigstcliung  des  ^Vaisenbllcbe8  hinsichtlich  der 
persönlicheM  Verhältnisse  der  Pflegobefohlcnen  muß  wenigslens  alh*  zwei  Jahre  vorgenonitnon 
werden. 

4.  Insofeme  nicht  gelegentliche  Amtslmndltingen,  wie  Prüfung  von  Iteclinungen  oder  der 
Nachweisung  des  Staimiivermögens,  Zinsenzahlung  ii.  a.  zuin  Anlaß  genommen  werden  konnten, 
zu  ermitteln,  wie  die  Pflegcbefoldenen  gehalten,  verj)flegl  und  erzogen  werde«,  oh  und  mit 
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weichem  Erfolge  sie  die  Sdiule  hesuchon,  was  für  die  Zeit  nach  Beendigung  der  Sclmlpfllchl 
Torgckchrl  wurde,  ist  eine  systcmaUsciie  Erkundigung  Torzimchmen.  Wenn  die  AuskOnflc  nach 
irgend  welcher  Bichtung  Bedenken  rege  machen,  ist  der  Fall  eindringlicher  zu  behandeln. 

5.  Die  Nachforschungen  können  mündlich  oder  schrifUich  gepflogen  werden.  Bei 
besonderer  Verläßlichkeit  der  Gomcindebehörden  ist  es  auch  nicht  ausgesdüosson,  der  Gemeinde 
ein  Verzeichnis  der  in  der  Gemeinde  befindlichen  Pflegebefohlenen  mittels  einer  Tabelle  zu  öber- 
senden,  deren  Rubriken  den  Fragen  des  Fragebogens  (Form.  Nr.  69  Verf.  a.  Str.)  entsprechen.  Falls 
die  mündliche  Rücksprache  mit  dem  GemeindeTorsteher  unentbehrlich  ist,  kann  es  too  Wert  sein, 
dem  Gemeindevorsteher  vorher  das  erwähnte  Verzeichnis  mit  dem  Ersuchen  zu  übersenden,  sich 
über  die  Verhältnisse  der  Pflegebefohlenen  vorerst  zu  erkundigen. 

6.  Überflüssige  Ladungen  der  Gemeindevorsteher  und  Beteiligten  sind  zu  vermeiden;  wenn 
tunlich,  ist  ihre  gelegentliche  Anwesenheit  bei  Gericht  zur  Vornahme  von  Erkundigungen  zu 
benützen.  Zu  diesem  Behufe  kann  es  insbesondere  bei  erbeblicher  Zalil  der  Pflegebefohlenen  zweck- 
mäßig sein,  nach  Gemeinden  angelegte  alphabetisch  geordnete  Verzeichnisse  der  PflogcbefohleneQ 
anzulegen. 

Werden  die  Nachforschungen  auf  schriftlichem  Wege  geführt,  so  ist  es  zu  vermeiden,  eine 
Gemeinde  gleichzeitig  mit  einer  allzugroßen  Zahl  von  Nachfragesclireiben  zu  überschwemmen, 
nie  ganze  Aktion  Ist  nach  Tunlichkeit  über  das  ganze  Jahr  oder  einen  größeren  Teil  zu  verteilen 
und  es  muß  auch  der  Schein  vermieden  werden,  als  ob  es  sich  abermals  nur  um  eine  weitere 
inhaltslose  Formalität  handle. 

7.  Für  die  Wald  der  zweckmäßigsten  Erkundigiingsarl  sind  die  vom  Gerichtsvorstcher  zu 
beurteilenden  lokalen  Verhältnisse  maßgebend.  Die  verschiedenen  Arten  des  Vorgehens  bleiben 
demnach  dem  Gerichte  zur  Wahl  gestellt. 

8.  Den  erstatteten  Berichten  ist  zu  entnehmen,  daß  einzelne  Bezirksgerichte  die  Nach- 
forschungen nur  auf  jene  Fälle  erstrecken,  die  im  allen  Waisenbuche  eingetragen  sind,  und  nicht 
auf  jene  Pflegschaften,  die  im  Register  P aufscheinen. 

Dies  ist  offenbar  irrtümlicb. 

Unzureichend  ist  es  weiters,  wenn  die  Gl>erwachung  nur  Kinder  bestimmter  Altersklassen 
ins  Auge  faßt,  insbesondere,  wenn  sie  sich  auf  die  Zeit  bis  zum  Austritte  aus  dem  schulpflichtigeu 
Aller  beschränkt. 

Sind  doch  gerade  in  der  nächstfolgenden  Zeit  die  Gefahren  i^icber  vorhanden,  welche  ein 
Abweichen  von  dem  erwünschten  Lehonswego  Iwfürchlen  lassen,  und  diese  Tatsache  erheischt 
olme  Zweifel  nur  eine  Steigerung  der  Fürsorge  für  das  Wohl  des  Pflegebefohlenen.  Es  soll  dem 
letzteren  In  ollen  kritischen  Lebenslagen  ein  genügender  Schutz  geboten  werden. 

9.  Beson<lere  Schwierigkeiten  erwachsen  den  Gerichten  nicht  selten  deshalb,  weil  der 
Vormund  nicht  auffindbar  ist,  sich  um  sein  Mündel  nicht  kümmert,  weil  die  Mutter  mit  dem  Kinde 
ihren  Aufentlnütsort  wechselt,  in  ander«  Gemeinden  und  Gcrichlssprcngel  überslodelt,  oluie  daß 
dem  Gerichte  hierüber  Anzeige  erstattet  wird. 

Es  ist  daher  darauf  zu  dringen,  daß  der  Vormund  jede  Wuhnungsänderung  in  Betreff 
seiner  Person  sowie  des  Mündels  unverzüglich  dem  Gerichte  zur  Anzeige  hring:t. 

Es  wird  sich  empfehlen,  auch  die  Kindesmultcr  für  den  Fall  des  Wegziehens  zu  der 
gleichen  Anzeige  zu  verpflichten. 

10.  Die  Vorschrift  des  § 11 1 J.  N.  ist  im  Interesse  einer  wirksamen  Aufsicht  und  Fürsorge 
über  die  Person  des  Pflegebefohlenen  sowie  in  Ansehung  seiner  Vermögensangelegenhelten 
jederzeit  sorgsam  im  Auge  zu  behalten.  Zweckdienlich  dürfle  es  auch  sein,  die  in  den  BesU'llungs- 
dekreten  enthaltene  Belehrung  vorkommendeu  Falles  mit  dem  Vonnundo  oder  Kurator  in 
oingchender  Weise  zu  hespreohen. 

1 1.  Die  Benützung  von  Formulorien  für  Aktenvermerke  über  das  Erfonlernis  besonden^r 
Verfügungen,  das  sieb  gclegenllicb  der  Erhebung  zur  Überwachung  der  persönlichen  Vcrh-ältnissc 
für  den  einzcliion  Pnegscliaflsfall  ergeben  lial,  endlich  zur  Feslsleilung  etwa  uiüudUch  erteilter 
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Auflrägo,  sofemc  den*u  Ersichtliclmiachung  ln  den  l'flegscImlLsuklen  iweckdienÜch  erscheinen 
sollte^  ist  zu  empfehlen. 

12.  Schließlich  bringe  ich  zur  Kenntnis,  daß  von  dem  k.  k.  Landesgendaniieriekoinmando 
an  die  einzelnen  Posten  der  Befehl  ist,  die  von  der  Maimschan  gelegentlich  ihrer 

S'itistigen  Dienstesverrichtungen  etwa  geinacliteii,  dieses  Gebiet  berßhrendcii,  eine  Abhilfe 
erheischenden  WalirnehmungoD  zur  Kenntais  der  Gericitle  zu  bringen. 


7.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  16.  Jänner  1902, 

betreffend  die  Übernahme  und  die  Führung  der  Vormundschaft. 

An  alle  Gerichte. 

Eine  Umfrage  hat  ci^cbcn,  daß  es  namentlich  in  den  großen  Städten  und  den  Orten  mit 
wechselnder  Bevölkerung  Schwierigkeiten  begegnet,  solche  Personen  zu  ermitteln,  die  geeignet  und 
gewillt  sind,  das  Amt  eines  Vormundes  zu  übernehmen  und  es  im  Geiste  des  Gesetzes  zu  führen. 
Doch  auch  dort,  wo  diese  Schwierigkeiten  nicht  bestellen,  läßt  die  Führung  der  Vormundschaft, 
insbesondere  über  vermögenslose  Mündel  viel  zu  wünschen  übrig;  sic  wird  mitunter  als  bloße 
Formalität  betrachtet.  Wenngleich  die  Ursachen  dieser  Erscheinungen  durcii  Veranstaltungen  im 
Ralinu-n  der  bestehenden  Gesetze  kaum  behoben  werden  können,  wird  sich  vielleicht  doch  einst- 
weilen auf  der  gegebenen  gesetzlichen  Grundlage  durch  eine  sachgemäße  Verwaltung  der  gericht- 
lichen Pflegschaftsgcschäflc  manches  verbessern  lassen. 

I.  Vor  allem  sollen  es  sich  die  Gerichte  angelegen  sein  lassen,  in  der  Bevölkerung  die  Über- 
zeugung zu  wecken,  daß  der  Vormund  ein  Amt  versieht  (§  204  a.  b.  G.  B.),  dessen  Übemalmie  und 
gesetzmäßige  Verwaltung  seinen  l^flichtcn  gegenüber  dem  Gemeinwesen  und  der  I^flicht  der 
Nächstenliebe  entspricht,  daß  demnach  der  gewissenhafte  Vonnund  sich  Verdienste  um  die 
Gemeinde,  den  Staat  und  die  Gcscllschafl  erwirbt  Die  Gerichte  werden  ihr  ganzes  Verhalten  dieser 
Auffassung  tunlichst  anzupassen  haben  und  bestrebt  sein  müssen,  den  Vormündern  mit  Bat  und 
Tat  an  die  Hand  zu  gehen,  ihnen  bereitwilligst  entgegenzukummen  und  üinen  dio  Erfüllung  ihrer 
Aufgaben  so  weit  als  mOglich  zu  erleichtern. 

Bei  uDgcrechtferligten  Versuchen,  die  Übernahme  einer  VormundschaA  abzulchncn,  sind 
zwar  die  gesetzlichen  Entschuldigungsgründe  (§§  193  bis  195  a.  b.  G.  B.)  genau  zu  prüfen,  zugleich 
soll  sich  aber  das  Gericht  aucli  bemühen,  durch  angemessene  Vorstellungen  und  inshesonderu 
durch  Hervorhebung  des  iiumaiiitären  Gesichtspunktes  und  der  heleiligten  sozialen  Interessen  den 
ZOgenuIen  uinzuslimmen,  damit  er  sich,  falls  die  Ablehnung  der  VonnundschaB  für  unbegründet 
erklärt  winl,  nicht  widerwillig  des  Pflcgehcfohlencn  annimmt.  Verfehlt  wäre  es,  wenn  das  Gericht 
die  Bedenken  des  Vormundes  mit  der  Erklärung  beseitigen  wollte,  daß  die  Führung  des  Amtes  ihm 
nicht  viel  Mühe  machen  werde.  Die  Gerichte  müssen  vielmehr  volles  Gewicht  darauf  legen,  daß 
mit  der  Bestellung  des  Vormundes  dem  Pßegebefublcnen  tatsächlich  und  in  wirksamer  Weise  der 
Uim  vom  Gesetze  zugcdachle  Schutz  verschafTl  wird. 

II.  Aus  den  Erhebtingen  hat  sich  ferner  ergeben,  daß  zum  Amte  eines  Vormundes  gerade 
diu  Angehörigen  derjenigen  BevOlkemngsklasscn  und  Schichten  weniger  herangezogen  werden, 
die  vermöge  ihrer  wirtschafllichen  und  sonstigen  Verhältnisse  zu  <liesem  Amte  besonders  geeignet 
wären  und  dazu  auch  leichter  die  Zeit  linden  würden,  als  Personen,  die  selbst  von  wirtschaflliclum 
Sorgen  bedrängt  sind.  Es  ist  daher  notwendig,  daß  die  Gerichte,  wo  dies  noch  nicht  der  Fall  ist, 
auf  eine  gleichmäßigere  Verteilung  der  allgemeinen  Pflicht  sehen,  Vornumdschanon  zu  über- 
nehmen. Für  jene  Orte  und  Bezirke,  ln  denen  die  Ermilllung  eines  geeigneten  Vormundes  bisher 
besonders  criiehlichcn  Schwierigkeiten  unterliegt,  winl  gleic  hzeitig  durch  Aufstellung  von  liistcn 
eine  Verbessening  anzubahnen  vorsacht. 

Ul.  Wenn  dio  Familie  des  Pflegehefohlonen  krafl  der  Beriifstäligkeil  dos  Vaters  zu  einem 
Intcr»‘ssenvorbande  in  Beziehung  sieht,  winl  es  häufig  von  Vorteil  sein,  den  Vormund  aus  diesem 
Interosüenkreisc  zu  wählen.  Denn  ein  Angehöriger  eines  bestimmten  Beniffs  oder  ein  Bediensteter 
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eines  beMtiiniiUfii  Unlern«‘limenR  wird  dem  Kinde  eines  verstorbenen  Kollegen  oder  Arbeit^- 
genossen  den  Schulz  als  Vormund  gern  gewiUiren»  den  er  dein  Kinde  eines  Fremden  vielleiclil  nur 
gezwungen  angodeihen  läßt.  Es  soll  daher  von  den  Gerichten  auch  darauf  das  Augenmerk  gerichtet 
weiden,  gemeinsame  religiöse,  Standes-,  Berufs-  oder  wirLschafUichc  Interessen  fär  den  Schulz  der 
Pilegebefohleneii  und  ihrer  Erziehung  nutzbar  zu  machen. 

IV.  Da  die  unmiitclbar  Beteiligten  über  das  Vorhandensein  der  Momente,  die  hienacli  bei 
der  Auswahl  des  V'ormundes  Bcnlcksichtigung  verdienen,  jedenfalls  besser  o;'ienUcrt  sind,  als  die 
Gemeindeorgane  und  das  Gericht,  empfiehlt  es  sich,  wenn  eine  testamentarisclie  oder  gesetzliche 
Berufung  zur  Vormundschaft  nicht  stattfindet,  die  Beteiligten,  insbesondere  bei  unehelichen  Kindern 
die  Mutier,  zur  Erstattung  eines  Vorschlages  für  die  Bestellung  des  Vormundes  aufzufordem.  Hin- 
sichtlich der  Bestellung  eines  Mitvormundes  ist  die  Einholung  eines  solchen  Vorschlages  nach 
§ 311  a.  b.  G.  B.  obligatorisch;  sie  hat  sich  aber,  wie  die  Erfahrungen  der  Gerichte  zeigen,  die 
diese  Praxis  beobachten,  auch  sonst  bewährt. 

V.  Wenn  der  Vormund  auf  die  Erziehung  und  sonstigen  Verhälfni.sse  seines  Mündels  keinen 
Einfiuß  nimmt,  mitunter  sogar  von  seinen  Veriiailnissen  oder  von  seinem  Aufenthalte  überhaupt 
keine  Kenntnis  hat,  so  ist  dies  oft  darauf  zurückzuführen,  daß  der  Pflegebefohlene  weil  entfernt 
vom  Vormundschaftsgericht  und  vom  Wohnsitz  des  Vormundes  untergobracht  ist.  Solchenfalls 
kann  es  in  der  Tat  für  den  Vormund  mit  großen  Scliwierigkeiten  verbunden  sein,  den  ihm  vom 
Gesetz  zugedachlcn  Einfluß  auf  die  Erziehung  des  Pflegebefohlenen  zu  nehmen  und  sich  für  die 
Wahrung  seiner  Hechle  und  Interes.sen  einzuseUen.  Die  Gerichte  sollten  daher  Irachlcn,  wenn 
solche  Verhältnisse  einireteii,  durch  Delegierung  eines  anderen  Vormund  schafUgcrichles  (§31 
Jur.  Norm)  oder  doch  durch  Obertragiing  der  Aufsicht  und  Fürsorge  über  die  Person  des  Pflego- 
hefohJenen  (§111  Jur.  Norm)  und  durch  Bestellung  eines  audcrcu  Vormundes  (§§  194,  354  a.  b. 
G.  B.)  die  Hindernisse  für  eine  ordnungsmäßige  Besorgung  der  vonnundäcliafUichen  Geschäfte  zu 
beseitigen. 

Die  Beobachtung  der  voralohcndcn  Weisungen  ist  bei  den  Amlsunlersuchungen  zu  über- 
wachen. 

Spens  m.  p. 


8.  Erlaß  des  Justizministeriums  vom  13.  Mai  1901. 

An  alle  Oberiandesgeriebtspräsidien. 

Trotz  wiederholter  gelegentlicher  Erinnerungen  an  die  Gerichte  wird  bei  Amlsuntor- 
Buchungen  noch  immer  walirgettoniineii,  daß  manche  Gerichte  sicli  darauf  beschränken,  für  unehe- 
liche Kinder  einen  Vormund  zu  bestellen,  daß  sie  aber  hinsichtlich  der  Feststellung  der  Vater- 
schaft und  der  Unterhailspfiichl  sich  passiv  verholten,  solange  nicht  der  Vormund  aus  eigenem 
Antrieb  einen  Antrag  stellt. 

Nach  Ansicht  des  Justizministeriums  eiilspricht  diese  i'raxis  nicht  dem  Gesetze. 

Der  Vormund  hat  nach  §31ß  a.  b.  G.  B.  gleich  dem  Vater  die  Verbindlichkeit  und  das 
Heclit,  für  dieErzicliung  des  Minderjährigen  Sorge  zu  tragen,  und  es  obliegt  ihm,  den  Minderjährigen 
vor  Gericht  und  außer  demselben  zu  vertreten  (§  305  a.  b.  G.  B.).  Nach  § 317  a.  b.  G.  B.  steht 
jedermann  das  Rocht  zu,  dem  Gerichte  Anzeige  zu  machen,  wenn  der  Vormund  die  Pflicht  der 
nötigen  Obsorge  und  Pflege  hintausetzt,  und  gemäß  § 354  o.  b.  G.  ß.  muß  der  Voniiund  von  Amts 
wegen  entlassen  werden,  wenn  er  die  Vonmindschafl  pflichtwidrig  verwaltet,  wälirend  amlercrscils 
das  Gericht  gemäß  § 3G5  a.  b.  G.  B.  für  den  Schaden  liaAbar  wird,  wenn  es  sein  Ami  zum  Nachteil 
eines  Minderjährigen  vemachlässigl. 

Danach  ist  es  zweifellos  Amtspflicht  des  Vortuundschnflsgcrifhles,  dafür  zu  sorgen,  daß  die 
Hechle  dos  unehelirhi'ii  Kindes  gegen  tien  Vater  auf  Verpflegung.  Erziehung  und  Versorgung 
gewahrt  weiib-n  (§§  Ißß,  107  a.  b.G.  H.)und  es  ist  Pflicht  des  Gerichtes,  von  Amts  wegen  das  hiezu 
dienliche  einzuleilen  oder,  wenn  ein  Antrag  des  Vormundes  erforderlich  ist,  diesen  gemäß  § 19 


Digitized  by  Google 


M3 


Abs.2,  V*t1.  Pat.  2ur  Stellung  »les  Antrages  *u  verhallen,  Kines  solchen  Antrages  bedarf  es  zunfichsl 
aber  nicht,  wenn  es  sich  um  die  Hoherung  der  wchtigston  Rechte  des  unohelichen  Kinde«  gegen 
seinen  Vater  handelt  Das  Gericht  hat  vor  allem  durch  Vernehmung  des  Vormundes  oder  der 
Mutter  zu  ermitteln,  wer  Vater  des  Kindes  sei,  ohne  dafi  aber  in  dieser  Hlnsiciit  ein  Zwang  gegen 
die  Mutter  angewendet  werden  dürfle.  Der  namhaft  gemachte  Vater  ist  sodann  zu  GcM-icht  zu  laden 
und  zu  befragen,  ob  er  seine  Valcrscliafl  anerkenne  und  zur  Leistung  der  seinem  Vermögen  ent. 
sprechenden  Verpflegung  (§  166  a.  b.  G.  B.)  bereit  sei. 

Wenn  die  VaterschaA  zu  dem  Kinde  und  die  Pflicht  zur  UnterhalUleislung  anerkannt  wird 
und  auch  über  deren  Ausmaß  kein  Streit  besteht,  so  ist  dies  allenfnlls  in  der  Form  eines  gericht- 
liehen  Vergleiches  zu  beurkunden,  um  dem  Ansprüche  des  Kindes  die  ExekulionsnUiigkeit  zu 
sichern. 

Auf  die  Feststellung  der  Vaterschaft  sull  regelmäßig  gedrungen  weixlen,  da  sie  für  die  Folge- 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  nachfolgende  Verehelichung  der  Eltern  und  im  Hinblick  auf  die 
Versorgungsansprüehe  des  unehelichen  Kindes  von  Wert  ist  und  die  Feststellung  später  oft 
Schwierigkeiten  begegnet. 

Von  der  gerichtlichen  Festsetzung  der  Unlerhaltspfliclit  kann  dagegen  vorläufig  abgesehen 
werden,  wenn  sich  diese  nach  den  Umständen  als  enthclirlich  dursU'Itt,  sei  es,  weil  cs  ofTenhar 
ausgeschlossen  ist,  daß  der  Vater  zur  Erfdllung  der  im  § 167  o.  b.  U.  B.  statuierten  Pflicht  jemals 
wird  herangt'Zogen  werden  können,  sei  es,  weil  an  der  freiwilligen  und  ausreichenden  Erfüllung 
dieser  Pflicht  kein  Zweifel  besteht. 

Wird  die  Vaterschaft  und  Atimcntationspflicht  anerkannt  und  besteht  auch  über  die  Ver- 
mögens- und  Einkrunmensverbältnisse  des  Vaters  kein  Streit  oder  lassen  sich  diese  Verhältnisse 
ohne  förmliches  Beweisverfahren  (§  4,  Z.  7,  Verl.  Pat.)  im  Verfahren  außer  Stieitsachcn  feslslcllem 
dann  betrachten  es  viele  Gerichte  als  zulässig,  das  Ausmaß  der  Unterhallsleislung  im  Wege  des 
nichlstreitigen  Verfahrens  festzusetzen,  für  diese  Praxis  spricht  außer  ihrer  ofTensichllirhcn  Zweck- 
mäßigkeit der  Umstand,  daß  ein  hegiiiTIicher  Unteischied  zwischen  dem  Unterhaltsanspnich  ehe- 
licher und  unehelicher  Kinder  nicht  bei>teht,  daß  auch  der  Anspruch  der  letzteren  kein  Gegenstand 
der  freien  Disposition  der  Parteien  ist  i'§  170  a.  b.  G.  B.),  daß  das  Ausmaß  der  Unterhaltspflicht, 
mag  nun  das  streitige  oder  das  nichlstreitige  Verfahren  Anwendung  finden,  vom  Gerichte  nach 
freiem  Ermc*>son  zu  bestimmen  ist  und  daß  endlich  auch  Ober  den  Unterliallbanspruch  der  ehe- 
ia  hen  Kinder  im  riichlstrcitigen  Verfahicn  zu  erkennen  ist.  Übrigens  unterliegt  auch  die  Exekutions. 
fäliigkeil  eines  im  Verfahren  außer  Streitsachen  gefaßten  Beschlusses  über  das  Maß  der  Leistung«, 
pflicht  des  unehelichen  Vaters  nach  § 1,  Z.  6,  E.  O.  keinem  Zweifel. 

Wenn  der  Prozeßweg  zu  betreten  ist,  sei  es,  weil  das  Vormundschan.sgoriehl  sich  nicht  für 
berufen  erachtet,  im  Falle  eines  Streites  über  das  Ausmaß  der  dem  außerehelichen  Vater  ohliegen- 
dtMi  Leistung  zu  entscheiden,  oder  weil  über  diu  Vaterschiin  oder  über  die  gnindlogendeii  Vor- 
mögen.sverhälnisse  Streit  In'gteht,  so  hat  das  Vormundschaflsgericlit  den  Vormund  zur  Erhebung 
der  Klage  anzuweisen.  Hiebei  Ist  dem  Vormund  durch  protokollarische  Aufmüime  der  Klage  (allen- 
falls nach  ßi,  Z.  i,  Z.  P.  0.)  und  durch  Ausstellung  des  Armutszeugiii.nses  nach  % 65,  letzter 
Attsatz,  Z.  P.  0..  soweit  als  möglich  an  die  Hand  zu  gehen,  über  das  Ergebnis  des  Prozesses,  falls 
er  nicht  beim  Vormundschaftsgericht  geführt  wird,  hat  der  Vormund  dem  Gerichte  Bericht  zu 
erstatten  und  es  muß  hiezu  eine  entsprechende  Frist  gegeben  und  deren  LUihullung  durcli  den 
GcschäfUkalcnder  überwacht  werden. 

Das  Vormundscbaftsgericht  soll  auch  von  Amts  wegen  für  die  Verwirklichung  der  Bestimmung 
des  g 374  E.  O.  cintreten  und  dem  Vormund  den  Auftrag  geben,  um  die  Exekution  zur  Sicher- 
stellung gegen  den  unehelichen  Vater  anzusuchen,  wenn  wider  ihn  wegen  Heretnbringmig  verfallener 
rnlerhaltsratcn  schon  einmal  Exekution  geführt  werilen  mußte. 

Wenn  nach  den  Verhältnissen  des  unehelichen  Vaters  und  der  unehelichen  Mutter  nicht 
ausgeschlossen  ist,  daß  die  öfTenttiche  Fürsorge  für  die  Verpflegung  des  Kindes  wird  in  Anspruch 
genommen  werden  müssen,  muß  da«  Vormundschaftsgericht  darauf  dringen,  daß  die  Onindlage 
hiofilr,  die  HeimatsangehörigkoU  des  unehelichen  Kindes,  festgestolll  wird. 

Da«  k.  k.  Präsidium  wird  ersucht,  diesen  Erlaß  allen  Gerichten  zu  verlautbnren. 

Klein  m.  p. 
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9.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  7.  Mai  1903, 

betreffend  die  Anhaltung  Jugendlicher  Personen  in  Besserungsanstalten. 

An  alle  Gcrichle. 

Das  Jut^CumiuisliTium  hallo  Oelcgenhetl  walirzunohiiioii,  daß  liiiisirlillidi  der  Frage,  in 
woli-lien  nach  den  hesleliondoii  Vorschriflen  jugendliche  Peramien  in  ß<‘sseruii]ir>-aiista11eii 

angohaUen  worden  ki^nncn,  sowie  Clher  die  Zuständigkeit  der  BL>hArden,  welche  niUzuwirken 
haben,  und  tlhcr  das  einzuhallende  Verfaliroii  Unsicherheit  und  Meimingsverschiedenheiteii 
besiehe  . Um  zur  Beseitigung  der  Zweifel  beizutr^eii,  ßndet  sich  das  Justizniinislerium  veranlaßt, 
iiu  Hitivcmchmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  den  Gerichten  im  itachfolgcnden  seine  Ausiclil 
hekamiit  zu  geben: 

Personen,  die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben,  kOnnon  hi  BesseruiigS' 
anslalten  l'iir  jugendliche  Korrigenden  und,  insolangc  die  Errichtung  von  Bessertmgsanstaitcn 
nicht  bewirkt  ist,  an  besondere,  fOr  die  Aufnahinu  jugendlicher  Korrigenden  uusschließitcli 
he.slimmto  Abteilungen  der  Zwangsarhellsanstalteu  oder  in  Privutbcsserungsanstallen  für  jugend- 
liche Pensoiicn,  die  hiezu  die  staatliche  Gcneltmigung  haben,  in  folgenden  Fällen  abgegeben 
werden; 

1.  Auf  Gmnd  eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  Oiwr  die  Zulässigkeit  der  Anhaltung 
in  einer  Besaenrng^anstalt: 

(i)  wenn  ein  Jugendlicher  iin  Alter  v«un  voUendeten  li.  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr«* 
wegen  einer  der  in  den  §§  t bis  6 des  Gesetzes  vom  :2k.  Mai  1885,  B.  G.  Bl.  Nr.  8h,  bezeich* 
neten  straflmren  Handlungen  venirteilt  wird  7,  Absatz  i des  Gesetzes  vom  Ü.  Mai  1885, 
H.  G.  Bl.  Nr.  89,  § 14  des  Geselzcs  vom  34.  Mai  1885,  H.  G.  BL  Nr.  !M)); 
b)  wenn  ein  Unmündiger  im  Alter  vom  vollendeten  10.  bis  zum  vollendeten  1 V.  Lebensjalit  c 
wegen  einer  strafljaren  Handlung  schuldig  erkannt  wird,  die  nach  den  Besllmmungen  des 
Strafgesetzes  (§§  3,  lit.  ä,  337  und  3li9  bis  373  des  Strafgesetzes)  nur  wegen  lierUnniQndigkeit 
des  Töters  nicht  als  Verbrochen  ziigerechnet,  sottJern  als  Übertretung  beslrad  wird  (§  8, 
Absatz  1 des  Gesetzes  vom  34.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  h9). 

Das  vom  Strafgericht  zu  iälleiide  Erkenntnis  über  die  Zulässigkeit  der  Abgabe  in  eine 
Hesserungsanslall  ist  lediglich  die  Voraussetzung  für  die  Durchdlhrting  dieser  Maßregel.  Ob  und 
wie  die  Maßregel  zu  vollziehen  ist,  darüber  entscholdt^l  die  bei  der  politischen  Landesbehürde 
bestehende  Landeskommission  (§§  7 und  15  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  90, 
Mhiisterialverordnung  vom  31).  Juli  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  108,  P.  UL). 

Eine  Hilwirkiitig  der  Pflegschansbehürdc  flndel  nicht  statt.  Ülnir  den  Zeitpunkt  der  Ent- 
lassung entscheidet  die  erwähnte  Kommission  (§^  9 und  15  des  Gesetzes  vom  34.  Mai  1885, 
R.  G.  BI.  Nr.  90;  Ministerialverurdnung  vom  3ti.  Juli  1885,  R.  G.  BL  Nr.  IÜ6,  P.  UI.). 

3.  Auf  Gnmd  einer  Verfügung  der  Sicherheitsbehürde.  In  Fällen,  In  welchen  nach 
ü 373  des  Strafgesetzes  der  Sicherbeitsbohürde  die  Ahndung  und  Vorkehrung  wegen  einer  von 
einem  Unmündigen  begangenen  strafl>aren  Handlung  überlassen  ist,  kann  die  Abgalio  des 
Unmündigen  in  eine  Besserungsanstalt  verfügt  werden,  wenn  er  gänzlich  verwahrlost  und  ein 
anderes  Milte)  zur  Erzielung  einer  orüentliclicn  Erziehung  und  Beaufsichtigung  desselben  niclit 
ausfindig  zu  machen  ist  (§  8,  Absatz  3 des  Gesetzes  vom  3V.  Mai  1886,  H.  G.  BL  Nr.  89).  Eine 
solche  Verfügung  kann  nur  getroffen  werden,  wenn  der  Unmündige  das  lU.  Lebensjahr  vollendet 
und  den  objekliven  Ta1)>estnnd  eines  Vergehens  odereiner  Übertretung  gesetzt  hat.  Die  Zustimmung 
der  PflegschaftsbehÖrfle  ist  keine  Voraussetzung  für  die  Anhaltiiug  in  der  Besserungsanstalt, 
jedoch  sind  die  8ichcrheitsbehürden  durch  Erlaß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  (L  März  1898, 
Z.  4-iKO  (Knmimachung  des  Justizministeriums,  J.  M.  V.  BL  S.  4U  189S)  angewiesen,  sich  vor 
Erlassung  der  Verfügung  mit  der  zuständigen  Pflcgscliaflsbehürde  ins  Kinvemehinen  zu  setzen. 
Über  die  Verliängung  der  Anhaltung,  beziehungsweise  über  die  Entlassung  entscheidet  auf  Grund 
der  Verfügung  der  SielierlicilsbeltOrdc  auch  ln  diesem  Kalle  die  politische  Landeskoiumission  (§  7, 
Absatz  3,  9 und  15  des  Gesetzes  vom  3i.  Mai  1S85,  H.  G.  Bl.  Nr.  90;  Minlslcrinlverfjrdnung  vom 
2<i.  Juli  1885,  B.  G.  BL  Nr.  BXi,  P.  III). 
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Die  Slrafgcriclilo  haben  in  den  FftUcn  des  ^ ^73  des  Sirnfgeselzes  kein  Urteil  zu  lidleii, 
sondern  die  Akten  der  Sicherbelishehörde  zu  übcnntliein.  Das  Strafgericht  ist  uncli  niclit  zu  einem 
Au8S|ii'udiu  über  die  Zuiössigkuil  der  Anlialtung  in  einer  BcsscrtingsanslaU  berufen  (aiehe  Plenar- 
i‘nlsclicidung  des  Obersten  Gerichlsliofes  vom  iS.  November  1893,  Z.  13S49,  Sammlung  Nr.  ITDij. 

Kinder  im  Alter  bis  zum  voliendoteri  lU.  Jahre,  denen  eine  strafbare  Handlung  zur  Last 
null,  sind  lediglich  der  hSuslirhen  Züchtigung  zu  überlassen  (§  S37  St.  ü.);  eine  Verfügung  der 
Sicherheilsbehflrde  tritt  nicht  ein,  dagegen  kann  allerdings  eine  ptlcgschansbchünlliciie  Maßnalime, 
insbesondere  eine  sulche  nach  § lü,  Absatz  i des  Gesetzes  vom  ii.  Mai  1885,  H.  6.  IH.  Nr.  90, 
getroffen  werden.  Zu  diesem  Behufc  haben  die  Strafgi^richtc  die  bezüglichen  Akten  stets  der 
PllcgschaflslreliOrde  zu  übersenden. 

3.  AuSer  den  angeführten  Fällen  der  Anhaltung  eines  Jugendlichen  in  einer  Üesscnmgs- 
HnstaUkann  solche  auch  als  Erziehungsmaßregcl  gemäß  § Di,  Absatz  ä des  Gesetzes  vom 
Mai  1885,  K.  6.  Bl.  Nr.  90,  auf  Antrag  des  gescizlielien  Vertreters  (auch  des  ehelichen  Vatei*s) 
von  ilor  FncgschaflsbchOrde  angcurducl  werden.  Dieses  Erziehungsmittel  kann  auch  bei  Kindern 
im  Alter  unter  10  Jahren  angewendel  werden,  sofern  nach  den  Statuten  der  für  die  Durchführung 
in  Betracht  kointnenden  öfTeutüchen  und  i’rivatbcsserungsanstaUen  Kinder  in  diesem  Alter  auf- 
genommen  werden. 

Über  die  Aufnalime  in  die  Besserungsanstalt  hat  in  diesen  Fällen  nicht  die  politische 
I^nth-skommission  zu  entscheiden,  da  es  sich  nicht  um  den  Vollzug  einer  von  einem  Strafgerichte 
für  zuläs.sig  erklärten  oder  von  der  Sicherhoitsbehörde  verfügten  Abgabe  in  eine  Besserungs- 
anstalt, sondern  um  eine  in  das  Gebiet  des  Privatrechtes  fallende  Erziehungsmaßregcl  handelt. 

Der  Vollzug  steht  dem  Pncgschaflsgericlitc  zu,  das  errurderltchen  Falles  die  Unterstützung 
iler  SichorheitsbehOrden  ln  Ansprucli  nehmen  kann.  Vor  der  .Anordnung  des  Vollzuges  hat  sich 
das  rncgsdiaflsgericht  mit  dem  zur  Verfügung  über  die  hetrefTcudo  Anstalt  bcnifenen  Landes- 
ausschufi  oder  Vorstand  der  PrivalbesserungsanslaU  W'egcn  der  Gbeniahme  des  Jugendlichen  ins 
Hiiivcmchmon  zu  setzen.  Hiebei  ist  insbesondere  auch  darüber  Klarheit  herzuslellen,  auf  welche 
Weise  die  Kosten  der  Anhaltung  zu  beschaiTen  sind.  Sulche  Vertügungeu  werden  in  der  Kegel  nur 
dann  vulizugeii  werden  können,  wenn  die  Kosten  vom  gesetzlichen  Vertreter  des  Miriderjshrigen 
oder  von  den  zu  dessen  Unterhalt  verpnichteten  Personen  bestritten  werden  oder  bereiiigebracht 
werden  können,  wenn  sie  in  dem  eigenen  Vennögen  des  Minderjährigen  Deckung  flitden  oder 
wenn  sie  von  den  zui  Armenversorgung  berufenen  VerbAnden  auf  sich  genommen  werden, 
beziehungsweise  nach  dem  Gesetze  zu  bestreiten  sind. 

Die  Dauer  der  Anhaltung  in  der  BesserungsanstalL  wird  uiiierhalb  der  etwa  in  den  Austalts- 
^latuten  gesetzten  ScJjranken,  iusofemo  man  sich  ihnen  durch  .Abgabe  des  Minderjährigen  unter- 
worfen hat,  von  der  Pnegschafb<behÖrdc  bestimmt. 

4^.  Endlich  kann  ein  Unmündiger  an  eine  Besserungsaustall  zu  dem  Zwecke  abgegeben 
werden,  damit  daselbst  die  über  ihn  nach  $ 270  St.  G.  verhängte  Strafe  der  Verschließung 
vollzogen  wird.  Diese  Anhaltung  wird  vom  Strafgerichte  im  Einvernehmen  mit  der  AnslalUver. 
xvaltung  angeordnet,  worüber  mit  der  Juslizministenalverurdnung  vom  23.  Jänner  1899, 
J.  M.  V.  Bl.  Nr.  6,  eine  Belehrung  gegeben  worden  ist. 

An  den  Vollzug  der  Verscbiii.ßungsstrafe  kann  sich  auf  Grund  eines  ontsprechciiUen  Aus* 
Spruches  des  Strafgerichtes  die  Anhaltung  im  Sinne  des  P.  1 b atischÜcßeri. 

Koerber  m.  p. 


10. 

DaH  Juslizminisleiiuin  hat  unleim  31.  Oktober  1903,  Z.  2107(>.  an  die  Gerichte  imcli- 
stchenden  Erlaß,  hetrerfend  dieAbgabc  jugendlicher  Personen  an  die  Besserungsanstalten,  gerichtet: 
Die  Ausfrilirungen  der  Justizminislcrialrerordnung  vom  7.  Mai  1903,  J.M.  V.Bl.  Nr.  14,  sind  in 
jenem  Punkte  einer  irrtümlichen  Auffassung  begegnet,  der  die  Abgabe  einos  Jugendlichen  an  eine 
Besserungsanstalt  auf  Grund  einer  Verfügung  des  i'flegschaflsgerichles  betrilTl.  Die  vor- 
gehrachleii  Bedenken  xveivlen  durch  na<-hfolgende  Erwägungen  entkräflcl: 

33* 
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Nach  dem  (besetze  vom  21.  Mai  1S85,  R.  G.  Bl.  Nr.  DO,  ist  der  Anhaltung  eines  Jugendlichen 
auf  Grund  eine««  genchthclten  Krkenntni.sscs  und  auf  Grund  einer  Verfügung  diT  Sicherheils- 
btdiflrde,  somit  der  Anhaltung  als  AfTentlicb  polizeilicher  Maßregel  gegondbergestellt  die  Abgabe 
jugendlicher  Personen  an  eine  Bes.scrungsanstalt  als  Eniehungsmiltel.  Wie  Ober  die  Anwendung 
nnderer  Erziehungsmittel  ist  hiefOr  zunächst  das  Ermessen  und  Befinden  des  gesetzlichen  Ver- 
treters maßgebend.  Wegen  der  einschneidenden  Wirkung  einer  solchen  Vorkehrung  ist  sie  auch  an 
die  Zustimmung  der  Pflegst haflsbehOr<Ie  gebunden.  Das  Gericht  interveniert  hiebei  als  Pflegscbafls- 
bchörde  in  Erfüllung  der  ihm  im  gellenden  Privatrechl  in  den  §§  178  und  217  a.  b.  G.  B.  vor- 
gezeichneten Pflicht,  die  notwendigen  Mittel  anzuwenden»  um  die  drolicnde  Verwahrlosung  eines 
Pflegeliorohlenen  hiiiianzuhaltcn  oder  sie  zu  beheben.  AhuUebe  Rechte  ainü  auch  im  neuen 
deutschen  bürgerlichen  Ge.^eUbuch  In  den  |§  1666  und  1838  dem  Pflegschallsgericbte  eingei-äuml. 
Dem  Gerichte  obliegt,  wie  in  alicn  amleren  Kälten,  seine  Verfügung  in  Vollzug  zu  setzen.  Es  ist 
daher  wohl  nur  ein  Mißverständnis,  wenn  ein  Widerspruch  darin  erblickt  wird,  daß  nach  der  Ver- 
ordnung das  Fflegschaflsgcriclit  zur  Durchführung  seiner  Verfügung  erforderlichenfalls  auch  die 
Unterstützung  der  Sicherheibbehüide  In  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  ist.  Denn  das  Gericht 
kommt  in  gleicher  Eigenschaft  auch  in  anderen  Fällen,  z.  B.  hei  Abnalime  oder  Zurückfnhrung 
eines  Kindes  in  die  Lage,  sich  der  verfügbaren  Macbtmittel  zur  Durchführung  solcher  Maßnatimen 
zu  bedienen. 

Desgleichen  dürfte  es  auf  einem  Übersehen  oder  Mißverständnis  beruhen,  wenn  in  den 
Ausführungen  der  Verordnung  über  die  pflegschaflsbehürdliche  Verfügung,  daß  ein  Jugendlicher 
in  einer  Ftos.seruiigsanslnlt  anzuhaltcn  sei,  eine  Ignorierung  des  Rechtes  der  Landesausschüsse  zur 
Verfügung  über  die  Besserungsanstalten  des  Landes  und  seines  Hechtes  zur  Oberleitung  erblickt 
wird.  Erklärt  doch  die  Verordnung  ausdrücklich,  daß  sich  das  Pflegscliaftsgericht  vor  der  Anord- 
nung des  Vollzuges  mit  dem  zur  Verfügung  über  die  betrefTende  Anstalt  benifenen  Landesaus- 
sclmß  oderVorstand  der  Privatbesfierungsanslalt  wegen derÜbemahnie  des  Jugendlichen  ins  Einver- 
nehmen zu  setzen  hat.  Nach  An.sicht  der  Ministerien  <tcs  Innern  und  der  Justiz  sollte  durcli  diesen 
Poscus  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  dem  Gerichte  nicht  das  Recht  zusieht,  über  die 
Besserungsanstalten  zu  verfügen  und  mit  bindender  Wirkung  für  die  Leitung  der  Besserungsanstalt 
die  Übernahme  des  Zöglings  anziiordncn.  Eine  solche  Maßregel  Ist  vielmehr  nur  dann  diirch- 
fülirbar,  wenn  sich  der  zur  Verfügung  über  die  Anstalt  berechtigte  I.andesausschuß  oder  Verein 
n.  dgl.  zur  Ül>emalinjc  des  Jugendl  chen  bereit  erklärt.  Die  tatsächliche  Abgabe  erfolgt  somit  auf 
Gnind  eines  Cbereiiikommens  zwischen  dem  geselzllciien  Vertreter  und  der  Aiistaltsleilung.  Dem 
Landesausschuß  bleibt  nach  allen  HIchtongen  das  Recht  gewahil,  eine  ihm  auf  Gnind  des  § Iß, 
Absatz  2 des  zitierten  Gesetzes  angehotene  Chemahme  eines  Jugendliclien  anzunelimen  oder 
abzuleitnen  und  cs  bleibt  ibin  auch  unbenommen,  etwa  durch  die  Anstallsstalulen  zu  hesUmmen, 
oder  sich  eine  Erklärung  daröl>er  ausstellen  zu  lassen,  daß  die  Anstaltsleitung,  beziehungsweise 
der  Landesausschufl  sich  die  Entscheidung  darüber  vorheliäll,  ob  der  Jugendliche  als  gebessert 
anzuselien  und  aus  diesem  Grunde  zu  entlassen  Ist  Auf  die  Högliclikeit  einer  Unterwerfung  unter 
die  Bestimmungen  der  Anstaltsstaluten  macht  die  Verunlnung  durch  einen  ausdrücklichen  Hinweis 
bc-sonders  aufmerksam. 

Allerdings  kann  aber  das  Befinden  der  Anstallsleitung,  heriehungswei>e  des  I.»andesaus- 
scliusses  hinsichtlich  der  Dauer  der  Anhaltung  des  Zöglings  nicht  in  allen  Fällen  allein  maßgebend 
sein.  Da  es  sich  um  den  Vollzug  einer  Erzieiiungsmaßregel  auf  Grund  der  Bestimmungen  des 
Privalrcchtes  handelt,  so  kann  <lcm  Gerichte  nicht  jede  Ingeienz  auf  die  Dauer  der  Anhaltung  in 
der  Anstalt  abgesprochen  werden.  Es  muß  nucli  darauf  hingewie.scn  werden,  daß  z.  B.  infolge  einer 
Änderung  in  den  Vei-mögensvcrhältni.ssen  des  Pnegebefühloncn  diese  Aii  der  Zwangserziehung 
nicht  mehr  enlspri  cl.end  sein  kann,  daß  für  die  Kosten  der  weiteren  Anhaltung  keine  Deckung 
vtirhaiiden  ist  oder  daß  etwa  der  gesetzliche  Vertreter  infolge  einer  Änderung  seiner  ökonomischen 
Lage  oder  einer  Bessenmg  seiner  FamilienverhäUtusse  mit  Recht  den  Anspruch  erhebt,  die 
Erziehung  und  Verpflegung  des  Jugendlichen  Im  eigenen  Hause  zu  besorgen. 

Der  Zweck  der  Anhaltung  ln  einer  Besserungsanstalt  kann  in  der  Hegel  nur  durch  eine 
Längere  erziehliche  Einwirkung  auf  den  Zögling  in  der  .Anstalt  erreicht  wertlen,  deren  Dauer  sich 
im  voraus  nicht  bestimmen  läßt.  Es  wäre  demnach  nicht  sachgemäß,  wenn  die  Gerichte,  wie  es 
wiederholt  vorgekommon  ist,  die  Anhaltung  in  der  Besserungsanstalt  von  vornherein  auf  eine 
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bestimmte  Frist  besc-tirftnken  oder  sich  einem  vorzeitigen  Begehren  des  gesetzlichen  Vertreters 
auf  Kntlassung  des  Zöglings  anschließen  wOrden. 

Indem  die  Verordnung  darauf  hinwies,  daß  der  Vollzug  einer  als  Erziehungsraitte!  durch- 
zufrdirenden  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  dem  Gerichte  ziistcht,  wunie  der  Gegensatz  zu  den 
Qhrigen  Fftllen  der  Anhaltung  bezeichnet,  in  denen  der  Vollzug  der  polilLsclicn  Latideskonimission 
zukomiiil. 

Damit  ist  aber  nicht  ausgesprochen,  daß  die  Initiative  zur  Aiiliallung  in  der  Anstalt  stets 
vom  Gerichte  ausgehen  muß  oder  soll.  Es  besteht  kein  gesetzliches  Hindernis  und  kein  praktisches 
Bedenken  dagegen,  daß  sich  der  gesetzliche  Vertreter  zunäciist  an  den  I>andesaussciiuß  wegen 
ühemalime  des  Jugendlichen  in  die  Besserungsanstalt  wendet  und  daß  die  Zustimmung  zu  dem 
Antrag  des  gesetzlichen  Vertreters  vom  Landesausschuß  eingeholt  wird. 

Diesem  Vorgang  wird  von  dem  Leiter  einer  gntßen  Besserungsanstalt  <ieshalb  der  Vorzug 
gegeben,  weil  hiebei  die  Mitwirkung  des  Gerichtes  nach  außen  hin  weniger  hervortrill  und  dadurch 
einer  irrigen  Auflassung  der  Beteiligten  Ober  den  Charakter  der  Anlialtung  als  eines  Erziehungs- 
mittels vurgeheugt  wird.  Auch  wird  behauptet,  daß  sich  auf  diesem  Wege  die  Übernahme  des 
Jugendlichen  in  die  Anstalt  rascher  vollziehen  lasse. 

Der  l.*anderaus8chuß  wird  dadurch  in  die  Lage  versetzt,  vorerst  zu  ermitteln,  oh  der  Antrag 
auf  ühemalime  des  Jugendlichen  nicht  etwa  auf  das  in  der  Praxis  wiederiiolt  beobachtete  Bestreben 
der  Aiigeiiörigen  zurdekzufOhren  ist,  sich  der  Sorge  fOr  den  Unterhalt  zu  entledigen. 

Selhstverständlich  bedarf  es  auch  nicht  der  Intervention  von  gerichtlichen  ftrganen  oder 
der  Anwendung  von  Zwangsmitteln  zur  Überbringung  de?i  Jugcudliclien  in  die  Anstalt,  wenn  dies«' 
durch  den  gi>sctzlichen  Vertreter  selbst  bewirkt  wird. 


II.  Erlaß  des  Justizministeriums  vom  26.  Jänner  1906  an  das 
k.  k.  Oberlandesgerichts-Präsidium  Wien. 

Der  niederösterreichische  Landesausschuß  liat  mit  der  beiliegenden  Note  dem  Justizmini- 
sterium mitgeleilt,  daß  das  Bezirksgericht  In  Oberhollahrunii  auf  die  Anregung  nicht  eingegangeii 
int,  dem  Taglöhner  Johann  Prögol  in  Wullersdorf  die  vfltci  liehe  Gewalt  über  seinen  OjAhrigeii 
Sohn  Johann  Karl  Prügel  zu  entziehen  und  den  genannten  Knaben  an  eine  Besserungsanstalt 
aiizugobon,  weil  der  Knabe  Hang  zum  Stehlen  und  zur  Begehung  von  Mißhandlungen  zeige  und 
der  Vater  der  ihm  ohliegeiidon  Erziehungspflicht  nicht  nachkommen  könne. 

Das  Bezirksgericht  Oherhollabrunn  hat  seinen  ablehnenden  Beschluß  damit  motiviert,  daß 
weder  der  Fall  eines  Mißbrauches  der  väterlichen  Gewalt,  noch  eine  schuIdhaAe  Vernachlässigung 
der  Erziehungspflicht  seitens  der  Eltern  vorüege,  daß  vielmehr  diese  nur  infolge  ilirer  persönÜclien 
Verhältnisse  nicht  im  stände  seien,  auf  den  Knaben  so  einzuwirken  wde  es  nötig  wäre. 

Das  Justizministerium  hält  die  Richtigkeit  der  vom  Bezirksgerichte  im  Beschlüsse  vom 
366/5 

2.  Dezember  UK)5  Nc  1 — ^ angefüiirlen  Gründe  zum  miudesten  für  zwcifelbafL  Denn  da  im 

gellondeu  Rechte  die  elterliche  Gewalt  nicht  als  ein  Gewaltverhällnis  im  Interesse  der  Eltern, 
sondern  als  eine  Schutzmaßregel  zum  Besten  des  Kindes  aufzufassen  ist,  liegt  der  Schluß  nalie,  daß 
das  Kind  nicht  nur  gegen  den  Mißhraucli  oder  gegen  schuldhafle  Vernachlässigung  der  Eltem- 
pflichtcn.  sondern  so  gut  als  möglich  auch  dagegen  zu  schätzen  ist,  daß  es  infolge  des  Mangels  der 
intellektuellen,  sittliclien  oder  wirlschaftlicheu  Voraussetzungen  für  eine  entsprechende  Erziehung 
im  Elternhause  der  Verwahriusung  und  damit  dem  sicheren  Elend  und  Unglück  preisgegeben 
winl.  Der  Wortlaut  des  § 178  a.  b.  6.  B.  nötigt  nach  Ansicht  des  Justizministeriums  durchaus 
nicht  zu  einer  dem  Wesen  und  dem  Zwecke  der  väterlichen  Gewalt  widersprechenden  I..ösung  der 
Frage,  üb  das  Gericht  die  «’en  Umständen  angemessene  Verfügung  auch  dann  zu  treffen  berechtigt 
Ul,  wenn  dem  Vater  ein  suhjeküves  Verschulden  an  der  konstatierten  Verwahrlosung  nicht 
/iigerechnct  werden  kann.  Diese  Bestimmung  räumt  vielmehr  jedermann  das  Recht  ein,  gegen  die 
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KoI};en  der  Uxtler)a»sunK  der  mil  der  väterlidion  (ieuall  verbundenen  l'nirliloii.  der  (inind  der 
rntorlassiing  welcher  immer  sein,  den  Rcistaiid  des  Gerichtes  anzunifen. 

I»a  mm  aber  § 178  dem  Gerichte  vollkmnmen  freie  Hand  ISßt.  die  nach  l^pe  der  Ha<-he 
entsprechende  Verfdgiinp  zn  treffen,  so  kann  nach  Ansicht  «les  Juntizminisleriums  auf  Grund  dieser 
Vorschrift  — wie  auch  der  Oherste  Gerichtshof  ajterkannle  — ohne  Aberkennung  der  vfilerlichen 
(lewalt  dein  Vater  die  Obsorgr  für  die  Krziebung  und  die  sonstigen  |>ersöniicheii  Verhftllnisse  ent* 
zogen  und  zur  Wahmebinung  dieser  Seite  des  Mundelschulzes  ein  Kurator  bestellt  werden.  Dazu 
liegt  aller  wohl  Anlaß  vor.  wenn  der  Vater,  obwohl  die  Verwalirlosung  des  Kindes  festgoslellt  ist, 
so  wenig  Verständnis  fiir  die  Gefalireii  dieses  Zustandes,  filr  das  Interesse  de.«  Kindes  und  ftir  die 
sittlichen  und  rechlliclien  Pflichten  des  Erziehers  beweist,  daß  er  der  Anwendung  des  vielleicbl 
allein  noch  zum  Ziele  ffihrenilen  Mittels,  der  Erziehung  in  einer  geschlossenen  Anstalt,  Wider- 
stand entgegensetzt. 

Der  Antrag  des  Kurators  gemlgt  jedenfalls  zur  Fai^sung  eines  Heschliisses  im  Sinne  des 
g 16  Gesetz  vom  it.  Mai  1883,  R-  G.  Bl.  Nr.  90. 

Da  nach  g 178  a.  b.  G.  B.  jedemiann  berechtigt  i.st  vom  Gerichte  Abhilfe  zu  verlangen,  und 
da  insbesondere  dem  Landesausschuasc  als  dem  obersten  autonomen  Verwaltungsorgan  des  zur 
Kilrsorge  fiir  die  Milfsbedtirftigen  benifenen  Verbandes  ein  Interesse  an  der  sachgemSßen  Behand- 
lung solcher  Angelegenheiten  nicht  ahzusprcchen  sein  dOifle.  so  erachtet  <las  Jnsüzininisterium. 
daß  das  Kinsclireitcn  des  Landesausschusses  « inerseiU  als  Vomlellung  gegen  den  bezirksgerichl- 
liclien  UeschluB  vom  9.  Dezember  ItHJu,  andrerseiU«  als  Antrag  auf  Abnahme  der  Erziehung  wegen 
Nichtanwendung  der  zur  Besserung  des  Johann  Pißgel  erforderHchcii  Mittel  aufgefaßt  werden 
kannte. 

Das  JusÜzininisterium  ersucht,  die  Akten  dem  Hezirksgerichtc  Oberhollabrunn  unter 
Bekannigabe  der  vorHlchenden  Ausführungen  zu  übermitteln  und  binnen  14  Tagen  nlier  den  Stand 
der  Sache  zu  berichten. 

Klein  m.  p. 


12.  Verordnungr  des  Justizministeriums  vom  23.  Jänner  1899, 
Z.  30430  ex  1898, 

betreffend  die  Verbüßung  der  Verschließungsstrafe  (§  270  St.  G.)  in 
Besserungsanstalten. 

An  alle  Gerichte  und  Slaalsanw'nltsrhaften. 

Slrafunmnndige,  weiche  sich  eines  Verbrechens  si  huldig  geroociil  haben,  sind  gemAß  gg  969  n 
und  970  St.  G.  •mit  Verschließung  an  einem  abgesonderten  Verwahningsorle*  zu  heslrafeti. 
außerdem  kann  gemäß  g 8 des  Gesetzes  vom  9-4.  Mai  1885,  It.  G.  Bl  Nr  89,  ihre  Abgabe  in  eine 
Bessonmgsanslult  für  zulässig  erkannt  werden. 

Es  sind  wiederholt  Zweifel  aufgetauclit,  oh  es  zulässig  sei,  die  Vi'rschließungsstrafe  seihst 
in  einer  Hes^eningsanstaU  ablnlßen  zu  lassen.  Da  das  .Strafgesetz  ausdrücklich  nur  von  der 
VtM'sclilicßung  an  einem  ahgesonderlen  Verwahnmgsorle  spricht,  daher  keineswegs  den  Vollzug  im 
Gerichtsgeluiignissc  anordnet,  unterliegt  es  keinem  Anstande,  die  Verschließung  in  einer  dem 
Gesetze  vom  94.  Mai  1885,  H.  G.  Bi.  Nr.  89,  cnlspix'chenden  Bcsserungranstalt  vollziehen  zu  lassen, 
und  zwar  gletdiviel,  ob  Icdigtic-ii  auf  Verschließung  erkannt  oder  ob  außerdem  nocli  die  Zulässigkeit 
der  Abgabe  in  eine  Besserungsanslall  ausgesprochen  wurde.  In  dem  ersteren  Falle  darf  die 
Freibeitsentziebung  die  urlcUsmäßige  Duner  nicht  üborscbi  eiten,  in  beiden  Fällen  muß  die  Duirb- 
fülirung  der  Verschließung  dom  Urleilsinhade  enlspredien,  sie  muß  sich  insbesondt^ro  als  Frelbeils- 
blrafe,  als  eine  gegenüber  der  bloßen  Anhaltung  in  der  Besserungsanstalt  strengere  Maßregel 
darstcllcii;  es  muß  in  den  Salzungen  der  Besserungsanstalt  für  diesen  F»i!  Vorsorge  getroffen  sein 
und  dem  Gcriclilc,  in  dessen  Sprengel  die  Bessemngsniiblnlt  liegt,  die  Müglichkeil  gewahrt  «ein. 
den  t'lrafvullzug  zu  überwachen. 
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llRntieU  cs  sich  um  Vollzug  der  Vcrschlicftung  in  einer  BesserungsaiistRil  außerhalb  des 
S]>rcngels  des  erkennenden  Gerichtes,  so  wird  nach  Analogie  des  § 40G  St.  P.  O.  vorzugehen  sein. 

Voraussetzung  des  hus  sachlichen  Gnlnden  sehr  ztvecktnußigen  Vollzuges  der  Verschließung 
in  einer  BesserungsanslaU  ist  jedoch  die  BereitiviUlgkcit  der  letzteren  zur  Aufnahme,  sofern  nicht 
für  die  Anstalt  bereits  bindende  Vorsclirifleii  vorliegen  oder  in  der  Folge  geschafTen  wertlon. 

Ruber  m.  p. 


13.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  lO.  Juli  1903, 

betreffend  das  Strafverfahren  gegen  Minderjährige. 

An  alle  Gerichte  und  Staatsanwaltschnflen. 

Wenn  auch  die  Strafprozeßordnung  darüber  keine  VorschriP  enthält,  auf  welche  Weise 
gesetzliche  Vertreter  minderjähriger  Beschuldigter  und  Angeklagter  von  einem  gegen  diese 
anhängigen  Strafverfahren  ln  Kenntnis  zu  setzen  sind,  so  sind  andrerseits  in  der  Strafprozeß- 
Ordnung  eine  Reihe  von  Bestimmungen  enthalten,  welche  cs  diesen  gesetzlichen  Vertretern 
eriuCgtichen  sollen,  auch  im  Strafverfahren  ihrer  I’fUchl  zum  Schutze  ihrer  Pnegehefohlenen  nach- 
zukuiiimcn.  So  steht  ihnen  insbesondere  das  Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsbeschwerde  und  der 
Berufung  selbst  gegen  den  Willen  des  Minderjälirigon  (§§  und  465  Sl-  P.  0.),  das  Hcchl,  die 
Wiederaufnahme  zu  beantragen  (§§  351  und  480  St.  P.  O.),  das  Recht,  seihst  ivider  den  Willen 
des  pnegehefohlenen  für  ihn  einen  Verteidiger  zu  bestellen  (§  30  St.  P.  0.),  zu. 

Die  Ausübung  iHeser  Rechte  ist  in  Frage  gestellt,  wenn  der  gesetzliche  Vertreter  eines 
Minderjährigen  von  einem  gegen  densolhen  anhängigen  Strafverfaliren  keine  Kenntnis  besitzt.  Es 
ist  ferner  naheliegend,  daß  in  vielen  Fällen  der  Minderjährige  Scheu  tragen  wird,  die  Hilfe  seines 
gesetzlichen  Vertreters  in  Anspruch  zu  nehmen* 

Andrerseits  ist  es  im  Interesse  der  Erzicliung  und  Fürsorge  für  Minderjährige  geboten  und 
entspricht  den  im  3.  und  4.  Hauptslücke  des  allgemeinen  hürgeriiehen  Gesetzbuches  nietlergelegtcii 
(Mindsätzcn,  daß  «lie  gesetzlichen  Vertreter  Mindei^ähriger  von  einem  gegen  diese  anhängigen 
Strafverfahren  und  dem  Ergebnisse  desselben  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  da  sie  nur  auf  diese 
Weise  in  die  Lago  kuninicn,  ihrerseits  die  für  deren  künftige  Wohlfalirt  erforderti>  hen  Schritte  zu 
unternehmen. 

Es  wird  sich  dalier  in  allen  Fällen  eines  Slrafvorfahrcns  gegen  Minderjährige  dringend 
einpfeldcn,  von  jedem  entscheidenden  Schritte  die  gesetzlichen  Vertreter  zu  verständigen.  Als 
sulche  Schritte  sind  insbesondere  die  Einleitung  eines  gerichtlichen  Vorverfahrens,  tlie  Überreichung 
einer  AnkkgeschrÜl  und  die  Anordnung  der  Hanplvcrhandiung.  sei  es  vor  den  Gerichtshöfen,  sei 
es  vor  den  Bezirksgerichten,  anzusehen. 

Eine  solche  Verständigung  wird  entfalten  können,  wenn  der  geseUliche  Verlieter  zweifellos 
auf  andere  Weise  m Kenntnis  der  hotrefTenden  Tatsache  gelangt,  unbekannten  Aufenthaltes,  an 
der  Slrallat  des  Mindeijährigen  beteiligt  Ist  oder  w<  nn  sic  nicht  ohne  erhebliche  Verzögerung 
des  Verfahrens  staUHnden  könnte. 

In  vielen  Fällen,  inshesundere  wenn  der  gesetzliche  Vertreter  unbekannten  Aufenthaltes 
oder  an  der  Straftat  beteiligt  ist,  wird  sich  <Uc  Nolwondigkeit  huiausslelleu,  die  Pflegschaflsbchönie 
von  <lem  Sachverhalt  ln  Kenntnis  zu  setzen.  Sollte  eine  solche  noch  nicht  bestehen  oder  nicht 
hekauDl  sein,  so  wird  jenes  Gericht  zu  verst.ändigon  sein,  dem  nach  den  hcslehendeu  Vucschriflen 
die  einstweilige  Vorkehrung  zukommt  Was  insbesomlere  die  Verständigung  derPflegschafUgerichte 
von  erfolgten  Verurteilungen  Minderjähriger  anlaugt,  so  wird  auf  die  Verordnungen  vom  3.  Dezember 
I8UU,  J.  M.  V.  BI.  Nr.  i9,  und  vom  10.  November  1893,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  31,  verwiesen.  Es  wir« I 
.^ache  der  Erwägung  des  einzelnen  Falles  sein,  ob  und  inwieweit  außer  den  daselbst  bezeichneten 
Fällen  es  im  Interesse  des  Mimierjährigen  gelegen  ist,  die  Pflegschaflsbchr>rde  von  erfolgten 
Vi‘i  urleiitingüti  zu  versiüiuiigen. 


Digitized  by  Google 


520 


Anhang, 


Ebenso  winl  fallweise  zu  erwägen  sein,  ob  der  l>ei  der  Hauptverhandlimg  nicht  erschioneno 
gesetzliche  Vertreter  von  einer  erfolgten  Verurteilung  zu  verständigen  ist. 

Zum  Zwecke  der  Verständigung  des  gesetzlichen  Vertreters  kAnnen  steh  die  Gerichte  der 
unter  einem  aufgelegten  Formulare  f59a>  bis  d ‘ zur  Strafprozeßordnung  bedienen,  während  fürdie 
Verständigung  des  Pflegschaftsgerichtes  besondere  Drucksorten  nicht  aufgelegt  werden  krtniie».  da 
ninfiing  und  Inhalt  dieser  Versländigmig  von  der  Natur  dos  einzelnen  Falles  abhängt. 

Koerber  m.  p. 


14.  Erlaß  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  Juli  1904, 

Z.  24752. 

An  sämtliche  Staltlmltereien  und  Landesregierungen. 

Nach  Erhöhungen,  welche  das  k.  k.  Juslizminislerimn  gepflogen  hat,  scheint  der  liierorhge 
.Nonualerlaß  vom  8.  Jänner  l'.HK),  Z.  41741-  ex  1899.  belrelTcnd  die  Unlorslfllzung  der  Gerichte  bei 
der  Verwirklichung  des  KinderschuUes.  nur  von  einer  Minderheit  der  in  Betracht  ktunmenden 
Behörden  gehandlialtt  zu  werden. 

Noch  allgemeiner  unterbieihl  eine  Bcnachrichtigiuig  der  Pflegschaflsgerichte  von  nach 
§ ä73  SL  G.  durch  die  Polizeibehörden  eingeleitelcn  Maßnahmen,  welche  gewiß  geeignet  wären, 
den  PflegschansbehOrden  zu  eindringlichen  ErmiUliingen  OhtT  die  Verhältnisse  der  Straf- 
unmündigen  und  über  die  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  der  Verfeldung  Anlaß  zu  geben. 

Die  k.  k.  Statthalteiei  (Landesregierung)  wird  daher  aufgefurderl,  die  allgemeine  und  genaue 
Einhaltung  des  eingangs  zitierten  Erlasses  im  dortigen  Verwaltungsgebielc  mit  a lein  Nachdrucke 
sicherzustellen  und  Veranlassung  zu  U efTen,  daß  die  Pflcgschaflsgerichte  auch  von  den  nach  § 1273  SLG. 
durch  die  Polizeibehßrden  eingeleiteten  Maßnahmen  jeweils  ungesäumt  verständigt  werden. 

Einem  weiteren  Wunsche  des  Justizministeriums  entsprechend,  ersuche  ich  die  k.  k.  Statt- 
hallcrei  (Landesregierung),  auf  die  Ledtungen  der  Bessenmgs;mstalten  — nach  Maßgabe  des  Be- 
standes dieses  Institutes  im  dortigeuVerwaltungsgebiele  — Einfluß  zu  nehmen,  damit  dieselben  regel- 
mäßig die  Entlassung  eines  Zöglings  seiner  l*flegschafUbehÖrdc  rechtzeitig,  tunlichst  einen  Monat 
vorher,  zur  Anzeige  bringen,  um  der  genannten  Behörde  die  weiteren  Vorkeljrungen  für  die 
schwierige  erste  Zeit  nach  der  Entlassung  des  Korrigenden  zu  ermöglichen. 


15.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  23.  Juli  1904, 

betreffend  Vorkehrungen  zur  Hintanhaltung  der  Verwahrlosung  von 

Minderjährigen. 

An  alle  Gerichte  und  Strafanstaltsvorstehungen. 

I.  Die  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  durch  einen  MinderJAhrigen,  die  auf  sittliche 
Verwahrlosung  hinweist,  muß  das  PflegschafUgericht  voranlassen,  der  helreffenden  Pflegschans- 
Sache  besondere  Aufmerksamkeit  zuznwenden. 

Demzufolge  wuiden  die  Strafgerichte  schon  mit  Jusllzmüiisierialverordnung  vom  10.  No- 
vember 1893,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  31,  angewiesen,  die  Zivilgerichte  von  Tatsachen  jeweils  in  Kenntnis 
zu  setzen,  die  zu  solchem  Einschreiten  Anlaß  geben  müssen.  Mit  Justizministerialverordnung  vom 
10.  Juli  1903,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  24.  wurde  den  Strafgerichten  anheim  gegeben,  in  jedem  einzelnen 
Falle  zu  erwägen,  ob  auch  die  Pflegsdtaflsbehöixle  von  der  Verurteilung  zu  verständigen  ist.  Diese 
Vorschriften  werden  den  Gerichten  zur  genauen  Beo)>arhtung  in  Erinnerung  gehrarht. 
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II.  Von  gani  besonderer  Wichligkeil  ist  es  fiSr  die  PnegschansK^ricble,  Kenntnis  zu  er- 
halten. wenn  ein  Kind  unter  14-  Jahren  ein  Vergehen  oder  eine  Übertretung  begangen  liat  und  die 
Polizeibehörde  nach  § 373  St.  G.  im  eigenen  Wirkungskrei^^e  gegen  den  Slrafunmündigen  eine 
Verfügung  triOt  Zufolge  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  2u.  Juli  1904,  Z.  34752. 
an  alle  politischen  Londcsslcllen,  sind  die  Pflt'gschaAsgericlitc  jeweils  von  solchem  polizeilichen 
Einschreiten  in  Kenntnis  zu  setzen.  Da  eine  polizeiliche  Verfügung  gegen  Slrafunmundigo  nur  in 
Ermanglung  der  häuslichen  Züchtigung  slatlhndel.  so  haben  die  Gerichte  aus  diesem  Anlasse  eia- 
dringliche  ErinitUungen  über  die  persOaiiclien  Verhältnisse  des  Slrafunmündigen  zu  pflegen  und 
feslzustellen,  ob  nicht  die  iTsache  derVerieblung,  namentlich  hei  Bettel,  Vagieren,  bei  Diebstählen 
u.  dg),  io  Verleitung  oder  Mißhandlung  durch  die  Eltern  oder  I floger  des  Kindes,  in  mangelnder 
Ueaufsichiigurig  oder  Erziehung,  somit  in  Verwahrlosung  zu  suchen  ist. 

III.  Wenn  sich  aus  den  Eriuittiungen  des  Pflegschaflsgerichtes,  mr>gort  sie  aus  dem  einen 
dler  dorn  anderen  Anlasse  gepflogen  wonlen  sein,  ergibt,  daß  die  körperliche  oder  sittliche  Ver- 
wahrlosung des  Minderjährigen  auf  einen  Mißbrauch  der  vätcrliclienGewalt  zurückzuführen 
ist,  so  hat  das  Gericht  die  Entzieliung  oder  Beschränkung  der  väterlichen  Gewalt  ins  Auge  zu 
fassen  (J.  M.  Erl.  vom  10.  April  1903,  Z.  7493,  J.  M.  V.  Bl.  Seite  9t>)  und  für  die  Unterbringung  des 
Kindes  bei  einer  anderen  Familie  oder  in  einer  geeign<‘ten  Anstalt,  altcnfalJs  auch  einer 
Besserungsanstalt  Sorge  zu  tragen  (§  178  a.  b.  G.  B.).  Sofern  die  Kosten  nicht  aus  dem  Vermögen 
lies  Kindes  bestritten  werden  können  (§  150  a.  b.  G.  B.),  sind  sie  von  den  Eltern  zu  tragen  (§§  141. 
143  a.  b.  G.  B.).  Wenn  die  Eltern  dazu  außer  stände  sind,  ist  die  Armenversorgung  in  Anspruch 
zu  nehmen,  die  nach  § 24.  Abs.  2 des  Gesetzes  vom  3.  Dezember  1863,  H.  G.  Ul.  Nr.  105,  auch  di<‘ 
Sorge  für  die  Erziehung  der  Kinder  umfaßt. 

Bis  zum  Einschreiten  der  Armenverwaltung  sowie  in  dem  Falle,  als  unverweill  eine  milUer- 
weilige  Vorkchnmg  zur  Sicherung  des  Kindes  getroffen  werden  muß,  wird  man  auf  die  Hilfe  eines 
.Menschenfreundes,  eines  Vereines,  der  sich  mit  Kinderschulz  beschältigt.  oder  einer  derarligen 
Anstalt  angewiesen  sein.  Die  bisherigen  Erfahrungen  berechtigten  zur  Annahme,  daß  die  Milwirkune 
und  Unterstützung  durch  die  organisierte  PrivatwuhUäligkeil,  soweit  solche  vorhanden  ist  und 
ihre  Mittel  reichen,  nicht  vergeblich  angerufen  werden  wird. 

In  gleicher  Weise  wie  bei  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  ist  vorzugehen,  wenn  eine 
schuldhafte  Vernachlässigung  der  Erzieh ungsp flicht  vorliegt  (§  178  a.  b.  G.  B.).  Die 
Unterbringung  in  einer  anderen  Familie  oder  in  einer  Anstalt  kann  in  diesem  Falle  auch  gegen  den 
Willen  der  Ellern  erfolgen,  soweit  sie  erforderlich  ist  zur  Behebung  der  Verwabrlnsiing  oder  zur 
Bintanhaltung  weiteren  sittlichen  Verderbens. 

Wenn  dagegen  ein  Verschulden  der  Ellern  nicht  voriicgl,  insbesondere  wenn  sie  infolge 
ihrer  persönlicben  Verbätlnissc  nicht  im  stände  sind,  mit  Erfolg  auf  den  Minderjährigen  erziehlich 
cinzuwirken,  kann  die  etwa  notwendige  Unterbringung  des  .Minderjährigen  in  einer  anderen  Familie 
oder  Anstalt,  insbesondere  einer  BesserungsanslaJl  (§  Iß,  Abs. 2.  Gesetz  vom  24.  Ma>  1885,  H.G.Bl. 
Nr.  90)  nur  mit  Zustimmung  der  gesetzlichen  Vertreter  des  Kindes  verfügt  werden.  Das  Pfleg- 
sehaflsgerichl  muß  sich  daher  zunächst  darauf  beschränken,  zur  Einleitung  der  notwendigen  Vor- 
kehrungen die  gesetzlichen  Vertreter  anzuregen. 

Ein  nicht  unter  väterlicher  Gewalt  stellendes  Kind  ist  der  Mutter  abzunehinen,  wenn  das 
Wolil  des  Kindes  durch  die  mütterliche  Erziehung  Gefalir  läuft  (§  169  a.  b.  G.  B.)  oder  wenn  das 
Beste  des  Kindes  eine  solche  Verfögtiiig  erheischt  (§  218  a.  b.  G.  B.). 

IV.  Die  Gerichtshöfe  und  Strafanstalten  haben  von  der  lievorstehenden  Entlassung  eines 
wegen  Verbrecliens  oder  Vergehens  verurteilten  MiiideriiHj^gen  aus  der  Strafhaft  spätestens  einen 
Monat  vor  dem  Ende  der  Strafzeit  das  Pflegschansgerichl  zu  benachriclitigen.  Eine  gleiche  Benach- 
ricbtigimg  wird  ihm  auclt  in  Ansehung  der  aus  einer  Bessenmgsanstait  entlassenen  Minderjährigen 
zukommen  Die  Pflegschaflsgeriebte  liaben  in  solchen  Fällen  den  gcseUlichen  Vertreter  des 
Minderjährigen  vorzuladen,  darüber  cmzuveruehmen,  was  vorzukehren  sei,  um  dem  Jugendlichen 
wenigstens  In  der  eisten,  meist  schwierigen  Zeit  hilfreich  beizustehen  und  ihn  vor  neuerlicherVer- 
fehlung  zu  behüten.  Insbesondere  ist  für  ein  entsprechendes  Unterkommen  des  Minderjährigen 
Sorge  zu  tragen. 

Koerber  m.  p. 
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16. 

Auf  oino  Anfrage  ]ial  das  Ju«lii(ministcriiiiii  inU  Krlnf'  vom  13.  Oklnber  lUni,  Z.  23i.50. 
einer  OI>er8laal«anwalt$iclian  folgendes  orAfTnet: 

Von  der  bevorstehenden  Knllassung  eines  Minderi&)iHg«'n  au«  der  Strafliafl  ist  zum  Behüte 
de«  Einschreitens  eines  Pflegsehaflsgerichles  im  Sinne  der  Justizrninisterialvorordnung  vom 
23.  Juli  15)04,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  13,  auch  dann  Nachricht  zu  geben,  wenn  es  sich  nni  einen  wegen 
Verbrechen»  oder  Vergehens  verurteilten  mindcij&hrigen  Ausländer  handelt. 

Die  Anzeige  ist  an  da»  Gericht  zu  erstallcn,  da«  nach  § 183  Verl.  Pal.  al«  Pflegschaftsgericht 
eingeschritten  ist,  wenn  aber  ein  solche«  Einschreiten  noch  nicht  slaltfand,  an  das  nach  g 109  J.  N. 
zur  Führung  der  VorimiiiHschafts-  o<ler  K'iralelgeschafle  berufene  Gericht,  bei  dem  der  Minder- 
jalirigc  oder  Pflegeheruhleiie  seinen  allgemeinen  Gerichlssland  in  Streilsacheii  hat  (das  Gericht  de« 
Wohnsitzes  des  ehelichen  Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter).  Falls  ein  solcher  allgemeiner 
Gerichtsstand  im  Inlandc  nicht  hegriindet  ist,  soll  die  Anzeige  an  das  Bezirksgericht  erstattet 
wenlen,  ln  dessen  Sprengel  der  Ausländer  nach  der  Knilassung  ans  der  Strafhaft  zunächst  dauern- 
den Aufentliall  nehmen  wlnl.  Dem  von  der  Fnlla.«siing  des  Minderjährigen  benachrichtigten 
Gerichte  bleibt  es  nberlasson,  sich  mit  der  zuständigen  aiislän«lischen  Pflegschaflsbehörde  ins  Ein- 
voniehmen  zu  setzen. 

In  Ansehung  der  miuderjälirigen  Sträflinge,  die  landesverwi«‘sen  sind,  hat  die  Benarb- 
richliguiig  des  Pflegschaflsgericbtes  zu  entfallen. 


17. 

Mil  Krlufi  des  Ministeriums  für  Laudcsverteidigtmg  vom  10.  August  1901.  Z.  32587. 
wimlen  alte  I^mlesgendarmeriekoniroanden  beauftragt,  die  unterstehenden  Gendarmerieposten 
anzuweisen,  die  Pflegsschaflsgerirhle  behufs  erfolgreicher  Durclifilhrung  ihrer  Aufgaben,  betreffend 
den  Kindersrhutz.  cladureh  zu  unterstützen,  daß  sie  allen  einschlägigen  Vorkommnissen  ihr  Augen- 
merk zuwemlen  und  Fälle  der  mißbräuchlichen  Ausübung  der  vAlerHehen  Gewalt,  Fälle  der  Züch- 
tigung. welche  «ich  als  Mißhumllung  darsteilen,  ferner  Fälle  der  Vernachlässigung  der  Verpflegung 
und  Erziehung  der  Kinder,  sowie  überhaupt  alle  jene  bemerkenswerteren  Wahrnehmungen,  welche 
für  die  Gerichte  bei  Ausübung  ihrer  Schutz*  und  Pflegsrhunsfunklionen  von  Belang  sein  kannten, 
unvei  weilt  dem  kompenten  Gerielile  zur  Anzeige  bringen. 


18.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  13.  Dezember 

1904, 

betreffend  die  Einführung  statistischer  Zählkarten  für  die  Fälle  straf- 
gerichtlicher  Verurteilung  von  Jugendlichen. 

An  alte  UerichL-hOfe  I.  Instanz  und  ait  alle  Bezirksgerichte  mit  SlrafgerichtsharkeiL 

Vom  1.  Jänner  1905  angefangen  haben  die  Gerichtshöfe  I.  Instanz  über  jeden  Kali  der  Ver- 
urteilung eines  Jugendlieben  bi«  zuin  voUvndeten  20.  LebiMisjalire  wegen  Verhreclien«  oder  Ver- 
gehens, dann  wegen  Chertivlung  iler  Trunkenheit  nach  8 523  St.  G.  sowie  über  jeden  hei  ihnen 
vorkommemleii  Fall  Ui^r  Verurteilung  eines  Unmündigen  nach  209  a.  St.  G.  eine  slatistischo  Zfilil- 
karte  nach  dem  in  der  Beilage  Nr.  1 abgedruckten  Formular  ausziiferligeii. 

Desgleichen  haben  die  Bezirksgerichte  vom  «eilten  Zeitpunkte  an  über  jeilen  Fall  der  Ver- 
urteilung eines  JugcmlUcheii  bis  zum  vollendeten  20.  Ix^bensjolir  wegen  Obertrelung  der  Trunken- 
heit nach  § 523  St.  G.  sowie  über  joden  Fall  der  Verurteilung  eines  Unmündigen  nach  § 2G9 
a.  Sl.G.  eine  statistische  Zälilkaiie  nach  dem  in  der  Beilage  Nr.  2 abgedruckteiiFurmidar  zu  verfassen. 

Jedes  der  beiden  Funmilare  wird  in  grüner  und  in  roter  Farbe  aufgelegt;  die  grünen  Drurk- 
«orten  sind  au.«.«chließlich  für  Verurloille  männlichen,  die  roteu  ausschließlieJi  für  Verurteilte  weib- 
lichen Geschlechte«  bcsLimiiit. 

Die  Zählkarte  ist  beim  Gerichlshoh-  vom  Verhandlungsvorsilzendeii,  beim  BezIrksgerUhte 
vom  Einzelrichter,  der  das  Stmrurteil  gesehüpfl  hat,  auszufertigeii.  Sie  ist  ahzuschUeOen,  sobald 
ein  recblskräniges  Uiteii  vorliegl  und  — soweit  ein  Jugendlicher  im  Aller  bis  zuni  vollendiden 
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18.  Lcbensjalir  in  Bctrjclil  kommt  — <lns*  Gericht  darüber,  ob  es  einen  Bo^iadiguniirsaulrag  itn 
Sirme  der  Juslizininisterialverordmmg  vom  S5.  November  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  f>l,  stellt  oder  nicht. 
BeschiuÖ  gelabt  hat  Alle  im  l«aulc  eines  Monates  nhgesrhlossenen  Zählkarten  .sind  in  den  ersten 
drei  Tagen  des  nächstfolgenden  Monates  an  das  Ueparteincnt  17  des  JusUzministcriums  einzu- 
senden. 

Die  Krügen  der  neuen  Zählkarten  sind  so  gesttdll,  dab  sie  sich  durch  Befragung  des  Jugend* 
liehen,  beziehungsweise  aus  dem  Strafakte  beantworten  lassen.  Die  Vorladung  von  Auskunfls* 
Personen  sowie  dio  Vornahme  von  Rrhehiingen  lediglich  zum  Zwecke  der  Ausfüllung  der  Zähl- 
karte ist  unzulässig.  Wurde  eine  Strafvt?rhandlung  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  durchgeführt. 
so  bleiben  alle  Krisen  der  Zählkarte,  die  sich  nicht  aiH  dem  Strafakte  beantworten  lassen,  unbe- 
antwortet,  ln  solchen  KSIIen  ist  zur  Aufklärung  der  Lückenhatligkeit  der  Zählkarte  unter  Kuiikt  15 
dem  Worte  .Urteil“  der  Buclislal)e  K voraiizuselzen. 

Hinsichtlich  der  Beantwortung  einzelner  Fragepiinklc  der  neuen  Zählkarten  wird  folgendes 
bemerkt: 

Ist  ein  Jugendlicher  noch  Schüler  oder  Lehrling,  so  ist  dies  bei  l’unkt  il  der  neuen  Zähl- 
karte des  Geriehtshüfes  (Punkt  30  der  bezirksgerichtlichen  Zählkarte)  unter  .Erlernter  Beruf“ 
ersichtlich  zu  machen  (zum  Beispiel  Volksschüler,  Schneiderlehriing).  Bei  demselben  Fragepunkte 
ist  es  auch  arizumerkcii,  wenn  der  Venirteilte  beschärtigungslos  ist 

Bei  Frage  18  der  Zählkarte  des  Gericlilshufes  (17  b der  bezirksgerichtlichen  Zählkarte)  ist 
zutreffenden  Falles  anzugeben,  daU  die  Zulässigkeit  der  Sleliung  des  Verurteilten  unter  Polizei- 
aufsicht oder  seiner  Abgabe  in  eine  Zwangsarbeit.«*  oder  Besserungsanstalt  ausgesprochen  oder 
über  Um  die  Strafe  der  Landesverweisung  oder  der  AhschafTung  aus  .säntUichen  Kruiiländeni, 
beziehungsweise  einem  Kronlande  oder  einem  Orte  verhängt  wurde. 

Unter  Punkt  3d  der  Zälilkarte  des  Gerichtshofes  (Punkt  35  der  bezirksgerichtlichen  Zähl- 
karte) .AlinUlige  Anmerkung*  sind  solche  den  Einzelfall  charakterisierende,  aus  Anlaß  der  straf- 
gerichUtcheu  Untersuchung  bekannt  gewordene  Umstände  oder  Tatsachen  anzufüluen,  auf  die  in 
der  Zählkarte  eine  Frage  nicht  gestellt  ist.  Hier  wertlen  daher  besonders  mißliche  Verhältnisse  im 
KUemhanse,  der  Umstand,  daß  der  oder  die  Jugendliche  dem  Alkohoiismus  oder  der  Prostitution 
ergeben  ist,  und  älmliches  zu  verzeichnen  sein. 

Die  Vorschriften  der  JuslizministeriaJverordnung  vom  8.  Dezember  1897,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  47, 
hetrefTend  die  durch  die  Staatsanwaltschaften,  beziehungsweise  durcii  die  Bezirksgerichte  ans* 
zufertigenden,  für  das  SlrafrcgisteranU  hesllmmlen  Slrafkarlen,  sowie  die  Vorschriften  derselben 
Verordnung,  dann  der  Vorortlimng  vom  3ü.  Februar  19tH,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  5,  betreffend  die  von 
den  StoalsonwalUchnrien  zu  verfassenden,  für  die  k.  k.  SUUistlsclie  Zonlralkommission  in  Wien 
lieslimmten  Zählblätter,  werden  durch  diese  Verordnung  nicht  berührt. 

Da  die  Zahl  der  von  den  Slaatsanwallsrhaflen  in  Gemäßheit  der  eben  bezogenen  Verord- 
mmgen  für  jedes  Jahr  verfaßten  Zählblätter  über  die  wegen  Verbrechen  und  Vergehen,  tiann  über 
die  hei  den  Gerichtshöfen  wegen  der  Übertretungen  i.ach  §§  3ti9  a und  533  Si.  G.  verurlcillen 
Jugendlichen,  beziehungsweise  Unroündlgoii  mit  der  Zahl  der  von  den  Gerichtshöfen  für  dass<dhe 
Jahr  hinsichtlich  derselben  Delikte  ausgefurligten  neuen  Zählkarten  gleich  sein  und  die  neue  Zähl* 
kart<>  mit  dem  Zäidhlalte  in  den  identischen  Fragepunklcn  iiihaltlieh  Gbereinstimmen  muß,  s#* 
ist  auf  die  streng  akleiimäßige  Ausrülliiiig  <ler  Zählkarte  sowie  darauf  zu  achten,  daß  in  jedem  der 
Zählung  unterliegenden  Falle  die  Zählkarte  verfaßt  und  ahgesendet  werde. 

Koerber  m.  p. 


19.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  23.  Mai  1905, 
betreffend  den  Rechtsschutz  der  Unmündigen  und  Jugendlichen  im 
gerichtlichen  Strafverfahren. 

All  iille  Gerichte. 

üie  mit  jii,li/ininiHteri[ilveror(lnmig  vom  10.  Juli  t!iO,'t,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  ■tJ.  lieii  (ieriehlen 
em|.htlileiieii  Vurlehruiigeii  reichen  nach  den  Waliniehmnngen  dee  JiiKtizminiateriums  zur  Krzielung 
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eines  vollen  KechUschulzes  der  Unmündigen  und  Jugendlichen  im  gerichtliclicn  Strafverfahren 
nicht  ans.  Das  Justizministerium  sieht  sicii  dadurch  veranlalU,  der  Erwägung  der  Gerichte  nach 
stehendes  anhcimzugebeti : 

Die  strafrechtliche  Vcrantwortlictikeil  beginnt  nach  gellendem  Recht  in  einem  Alter,  in  dem 
neuere  Gesetzgebungen  eine  solche  noch  ausschließen,  und  mit  der  VerantworlHchkeit  beginnt  aucli 
die  FrozeßnUiigkeiL  Indessen  ist  cs  nicht  zu  verkennen,  daß  ein  Slrafnnmündiger  im  Aller  vom 
vollendeten  10.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  kaum  jemal.s,  ein  Jugendlicher  im  Aller 
zwischen  I V und  18  Jaliren  gewiß  nicht  immer  genügendes  Verständnis  besitzt  für  die  Wichtigkeit 
eines  gegen  ihn  eingeleilelen  Strafverfahrens,  für  die  Tragweite  seiner  Angaben  und  seines  Ver- 
haltens vor  Gericht  oder  für  die  Bedeutung  der  ihm  drohenden  Verurteilung  und  Strafe.  Er  ist  tat- 
sächlich meistens  nicht  in  der  Lage,  von  den  gesclzüchrn  Mitteln  zur  Wahrung  seiner  Rechte 
Gebrauch  zu  machen  Es  wird  dalmr  der  Mindeijälirige  in  diesen  AUcrsslufen  regelmäßig  der  .SlöUe 
und  des  Schutzes  durch  den  zu  seiner  Vertretung  vor  Gericht  verpnichleteii  Vater,  V^ormtind  oder 
Kurator  bedürfen.  Da  es  aber  an  Vorschriften  fehlt,  welche  die  rechtliche  Stellung  des  geselzlicheti 
Vertreters  im  SU'arvei'laliren  im  einzelnen  regeln,  wird  hier  die  Praxis  selbst  sich  bemülien  müssen 
ergänzend  einzugreifen. 

Als  Hichtsebnur  für  die  Entwicklung  einer  sachgemäßen  Praxis  m&i'hle  das  JtisUzmini- 
sterium  den  Gerichten  nachstehende  Grundsätze  zur  Beachtung  empfehlen: 

1.  Ein  Slrafuiiiuüudiger  im  Aller  unter  IV  Jahren  soll  in  der  Haupt-  und  in  der  Benifungs- 
verhandlung  regelmäßig  nicht  ohne  einen  gesetzlichen  Vertreter  als  Beschuldigter  oder  Angeklagter 
erscheinen.  Do.shalh  wäre  — besondere  Umstände,  die  dies  als  zweifellos  ganz  Qbernü8:<ig  erscheinen 
lassen,  ausgenommen  — mit  dem  Unmündigen  stets  auch  sein  gesetzlicher  Vertreter  zur  Verhand- 
lung zu  laden  und  letzterer,  wofern  es  nicht  uach  der  Bescliaffenheit  des  Deliktes  und  der  Verant- 
wortung des  Beschuldigten  otTensicliUicit  enlbclirlicli  ist,  schon  in  der  Ladung  aufmerksam  zu 
machen,  daß  er  für  den  Unmündigen  einen  Verteidiger  bestellen  kann  (§  3 und  § 39,  Abs.  9,  St  P.O.V 

Die  Zuzicbmig  des  gesetzlichen  Vertreters  zur  Verhandlung  ist  zunächst  von  Wichtigkeit  im 
Hinblicke  auf  dessen  Befugnis,  selbst  gegen  den  Willen  des  Vertretenen,  die  Nichligkeilabeschwertle 
und  die  Berufung  zu  erlieben  und  den  Antnig  auf  Wicdcraufiiahiiie  des  Strafverfahrens  zu  stellen 
(§§  ä83.  4ß5,  3&V,  V80  St.  P.  O.).  Der  bei  der  Verhandlung  anwesende  gesetzliche  Vertreter  wird 

aber  auch  dein  Gerichte  Auskünfte  erteilen  und  Tatsäciiliches  Vorbringen  sowie  die  Aufnahme  von 
Beweisen  anregen  küiinon,  deren  Bedeutung  und  Erheblichkeit  zu  prüfen  dem  Gerichte  nach  §3 
St  P.  O.  obliegt.  Die  Gerichte  werden  zu  erwägen  haben,  ob  nicht  der  gesetzliche  Vertreter  kraA 
seiner  aus  dem  bürgerliclien  Rechte  fließenden  Verlretungshefugnis  gewisse  liechte  des  Beschul- 
digten, namenllicii  das  Recht  mit  Wirkung  für  den  Beschuldigten  Anträge  zu  stellen,  selbständig 
au&zuüben  befugt  ist  Die  aus  der  Veriiandlung  gewonnene  volle  Kenntnis  des  Sachverhaltes  wird 
dem  gesetzlichen  Vertreter  nicht  bloß  bei  Ergreifung  von  Reclitsmitteln,  sondern  darüber  hinaus 
auch  für  die  Entscheidung  von  Nutzen  sein,  ob  und  inwiefern  eine  Änderung  der  Erziehung  oder 
der  RrziehungsmiUel  nötig  ist  und  wird  ihn  jedenfalls  liäutlg  zu  einer  Steigerung  seiner  erzielilichen 
Tätigkeit  besümmen. 

2.  Wenn  der  gesetzliche  Vertreter  unbekannt  ist  oder  wegen  der  Entfernung  seines  Wohn- 
ortes überhaupt  nicht  oder  nicht  zdtgereclil  dem  Strafverfahren  heigezogen  werden  kann  oder  wenn 
Wi>gcn  Seiner  Beteiligung  an  der  strafbaren  Handlung  oder  aus  anderen  Gründen  eine  zweck- 
eiitspi'ecliendc  Vertretung  des  Pflegbefohlenen  durch  deu  Vater  oder  Vormund  nicht  zu  gewärtigen 
ist,  so  wäre  nach  §270  n.  1>.  6.  B.  das  Pilegescliaftsgerichl  um  die  Bestellung  eines  Kurators  zur 
Vertretung  des  Unmündigen  oder  Jugendlichen  im  Slrnfverfahren  zu  ersuchen.  Wenn  möglich,  wäre 
mit  dem  Amte  eines  Kurators  zur  Wahrung  der  Hechle  und  Ir\jeressen  des  Pflegebefohlenen  ein 
Verteidiger  oder  sonst  ein  rechtskundiger  oder  doch  lebenserfahrener  Mann  zu  betrauen. 

3.  Ist  das  Pflegschaflsgericht  nicht  bekannt  und  nicht  rechtzeitig  zu  ermitteln  oder  wäre  es 
niclit  in  der  I>agc,  den  Kurator  i'echtzeilig  zu  bestellen,  so  kömite  im  Verfahren  gegen  Unmündige 
deren  SchulzbedürfniH  am  besten  dadurch  entsprochen  werden,  daß  auf  Veranlassung  des  Gerichtes 
ein  Verteidiger  des  Unmündigen  zugezogen  wird.  Falls  die  Verteidiger  des  Gerichtsortes  zur  Ühcr- 
nahniü  solcher  Vertrelimgeii  bereit  sind,  wäre  ein  Verteidiger  z«  ersuchen,  die  Verteidigung  zu 
überneiuueii,  andernfalls  könnte  einem  bei  Gericht  angestelUen,  zum  Riclderamle  irefähigten 
Beamten  (auch  geprüften  Auskultanten)  die  Veileidlgung  übertragen  wenlen  (§  43,  Abs.  2,  8t  P.  0.). 
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Die  vom  ßes^clmltiiij^en  erleUlc  Bovollmächtig^iig  ist  im  Vediamihingsproloknlle  zu  he- 
urkunden. 

Von  der  Ladung  des  gesetzlichen  Vertreters  zur  Vcriiandluiig  und  tou  einer  Verfügung 
!>ehurs  Bestellung  eines  Verteidigers  wäre  abzusehen,  wenn  durch  den  Beschuldigten  oder  seinu 
Angehörigen  ein  Verteidiger  bestellt  wird. 

4.  Bei  Jugendlichen  im  Alter  zwischen  14  und  Id  Jahren,  die  sich  vor  Gericht  zu  verant- 
worten haben,  soll  je  nach  der  physischen  und  psychischen  KoschalTenheit  des  Beschuldigten, 
insbesondere  seiner  Reife  und  Charakterentwicklimg  und  nach  der  Beschaffenheit  der  Tat  und  der 
Verantwortung  beurteilt  werden,  ob  ein  Schulzbedörfnis  ün  Sinne  tler  clargeleglen  Gnindsälze  vor- 
handen und  daher  die  Beiziehung  des  gesetzlichen  Vertreters  oder  eines  Verteidigers  zur  Ver- 
handlung erforderlich  ist,  otiiT  ob  es  genügt,  dem  gcsetitichon  Vertreter  von  den  wichtigsten  Stadien 
des  Verfahrens  (Einleitung  des  Verfahrens,  Einbringung  der  Aiiklageschrifl,  Ladung  zur  Verhand- 
lung und  Entscheidung)  Mitteilung  zu  machen.  In  allen  Fällen  soll  aber  der  Jugendliche  und  sein 
gesetzlicher  Vertreter  über  das  Recht  belehrt  werden,  einen  Verteidiger  zu  besleiicn,  und  falls  er 
nicht  im  stände  ist,  dieVertcidigungskosteii  uus  eigenem  zu  trogen,  über  das  Hecht,  im  Erkenntnis- 
verfaliren  vor  dem  Gerichtshöfe  die  Beigebung  eines  Armenvertreters  zu  verlangen  ($§  3,  39. 
Abs.  2.  41  bis  43  St.  P.  O.). 

5.  Wenn  im  Verfahren  wegen  Übertretung  ein  Unmündiger  oder  ein  Jugendlicher  im  Aller 
zwischen  14  und  18  Jahren  oder  sein  gescUlichcr  Vertreter  die  Beigebung  eines  V^erteidigers 
wünscht,  erstoit’r  aber  kein  Vennögen  besitzt  und  der  gesetzliche  Vertreter  die  Verlcidigungskosten 
auch  nicht  aus  eigenem  bestreiten  will,  so  soll,  falls  die  Verteidiger  des  Gerichlsortes  zur  Über- 
nahme von  solchen  Verteidigungen  bereit  sind,  ein  Verteidiger  ersucht  werden,  die  Vertretung  dos 
l'nmündigen  oder  Jugendiiehen  zu  übcmchmen.  Andernfalls  soll  der  Gerichlsvursteher  einem  der 
hei  Gericht  angeslellten,  zum  Hichlerainte  befähigten  Beamten  (auch  gcprütlen  Auskullanlen)  lUo 
Verteidigung  übertragen.  !m  Erkcnnlnisverfahren  vor  dem  GerithLshofe  hat  der  Beschuldigte 
Anspruch  auf  die  Beigebung  eines  Armenvertreters  (^§  41  bis  43  St.  P.  O.). 

6.  Die  Gerichte  werden  sorgfältig  darauf  zu  achten  haben,  dafi  eine  Untersuchungshaft  über 
Unmündige  und  Jugendliche  im  vorerwähnten  .Alter  nur  im  Falle  unabweisbarer  Notwendigkeit 
nach  genauester  Prüfung  der  Haflgründe  verhängt  wenleii  j*o1I. 

7.  Um  den  Verteidigern,  die  sich  zur  Übernahme  der  Vertretung  eines  Uiiiiiümligen  mlcr 
Jugendlichen  bereit  erklären,  die  Erfüllung  ihrer  Aufgab.'  zu  cilciclilcm,  einpfieiilt  es  sicli,  daß  die 
ßezirksgericblo,  wenn  tunlich,  derlei  VcHiandlungon  auf  bestimmte  Tage  der  Wuclie  und  in  der  Art 
anoninen,  daß  dem  für  den  betrelTcnden  Tag  angemeldcten  Verteidiger  hinreichend  Zeit  bleibt, 
noch  vor  der  Verhandlung  die  Akten  einzusehen. 


Klein  m.  p. 


20.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  30.  September 

1905, 

betreffend  den  Strafvollzug  an  Unmündigen  und  Jugendlichen  in  den 
Gefängnissen  der  Gerichtshöfe  und  Bezirksgerichte  und  in  den  Straf-> 

anstalten. 

An  alle  (tericlde,  Staal^anwallscliaflen  und  die  Slrufanstallcn,  in  denen  jugendliche  .Slräflliige 

angeltalten  werden. 

Bis  zur  Errichtung  der  nötigen  besonderen  Anslalleny  d’c  ausschließlich  für  die  Anhaltung 
der  Jugendlichen  heslinimt  und  diesem  Zwecke  entsprechend  eingerichtet  sind,  hohen  für  den 
Strafvollzug  an  Unmündigen  und  Jugendlichen  folgende  Auordnutigeu  zu  gellen: 
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I.  fi4>ricltl:<ltoritg<'ruit(^iiii{so  un<l  äclbshliidigo  Gcfrin^'iiisso  der  Bez irk^sgeri cli I e. 

I.ln  (len  Gcriehlsli'ifsgrfTingiiHsi'n  iiinl  in  den  selb.-^Uimligin  lierAngnisiteii  der  Bezirks* 
gericlite  Rind,  ^veIm  die  Anzahl  der  jugendlichen  Strriflinge  im  Alter  vom  vollendeten  H.  Ins  zuin 
vollendeten  18.  Lebensjahre  eifahnmgsgemAß  durchschnilUicii  grüß  genug  ist,  die  jugendlichen 
Sh-riDinge  desselben  (iesi-hlechtes  mit  AuMiahmu  derjenigen,  die  einen  verderblichen  Einfluß  auf 
ihre  Allei>genossen  besorgen  lassen,  in  ('ine  Gni|ipc  zu  vereinigen. 

Falls  di*‘  Zahl  der  einer  Jugeiidgruppe  Angebßrigen  25  crlieblich  ßbersohrcitet,  ist  die 
(huppe  in  zwei  Untergruppen  zu  teib'ii,  um  die  Bi-ssoruugs-  und  Erzicbungsziele  mit  imdir  Eifoig 
fflidern  imd  venvirkliclum  zu  kftniuui.  Im  allgemeinen  wird  hiebei  davon  auszugeheii  sein,  daß 
jene,  die  aller  Vcwaussicbt  nach  Bessemtig  gewflrtigen  lassen  und  in  dieser  Hinsicht  nur  mehr 
geringerer  Nachhilfe  hedflifen,  der  einen  und  die  ilbrigen  der  zweili-n  Gruppe  zug<rwiesen  werden. 
Daneben  ist  bei  Auswahl  der  SlHlflinge  für  die  einzelnen  Gnippen  auch  das  Alter  sowie  die  Alt 
des  begangenen  Deliktes  und  der  ahzubdßondeii  Strafi'  tunlichst  zu  berrieksichtigcii. 

Die  Auswahl  hat  der  mit  der  Aiifsldit  Ober  das  6('fltnguis  betraute  Hai  (der  Vorslelier  des 
BczTksgcriehles)  zu  IrefTen,  nachdem  er  durch  Einsichlnahnic  des  UHeiles,  der  lA'umniuls-  und 
amlcrtu'  Auskunflsaklen,  durch  Besprechung  mit  dein  VerhunüImigsvorsUzendiU)  (Einzelrichler) 
sowie  durch  persfinliclien  Verkeiir  mit  dem  Gefangenen  ein  ausreichendes  Bild  von  dessen  Wesen 
gewonnen  hat.  Jugendliche,  die  während  des  Vollzuges  der  Strafe  das  1$.  I^bensjahr  vollenden, 
scheiden  deshalb  nicht  aus  der  Jngendgruppe  aus,  sondern  sind  bis  zum  Ende  ihrer  Strafe  In  der 
Einteilung  der  Gruppe  zu  belassen. 

Sufem  die  überfOUung  einzelner  Gefängnisse  ein  Hmdernls  für  die  SchalTung  von  Jugend- 
gnippen  sein  sollte,  ist  dun-h  Ühei>lel)ung  von  älteren  Sträflingen  in  andere  Gefängnisse  oder  in 
SlmfunsUiltcn  Abhilfe  zu  schaffen. 

Dos  Justizministerium  behält  sicli  vor,  aufGrimd  der  ihm  nach  diesen  Gesichtspunkten 
von  den  OhcrIaudcsgerichLspräsidieii  zu  crstultendcn  Vurachläge  zu  besl  miucn,  in  welchen 
Ucriehtshofs-  oder  Bezirksgericlitsgefängnissen  und  in  welcher  Zahl  in  den  verschiedenen  Anstalten 
solche  Jiigendgruppen  zu  errichten  sind,  und  ebenso  beim  Entfallen  der  Voraussetzungen  ihres 
Bestandes  auf  Antrag  die  Aufliehuiig  der  Jugeiul^'rupptui  in  einzidnen  Gentngnisson  anzuordnen. 
Die  OberlandesgerichUpräsidien  werden  hei  ihren  Anträgen  auch  zu  erwägen  liaben,  inwiefern 
etwa,  um  die  Errichtung  einer  Jugendgruppc  in  einem  gerichtlichen  Gi^fängnisse  zu  cnnßglichcn, 
jugendliche  Sträflinge  benachbarter  Gerichte  zur  Verbüßung  d>‘t’  Strafe  dorthin  zu  überstellen 
wären,  und  darüber  sowie  über  die  Art,  in  der  die  Überstellun r zu  geschehen  liäUe,  gleichfalls 
Vorschläge  machen. 

2.  Die  Jugendgruppen  sind  in  allen  Beziehungen,  insbesondere  auch  während  des  Aufent- 
imiles  iin  Freien  und  di's  Gottesdienstes  von  den  fibrigen  Sträflingen  strenge  abgesondert  zu 
liallen.  Währeml  der  Nacht  ist  jedem  einzelnen  der  einer  Jugendgruppe  zugewiescneii  Sträflinge 
nach  MAglirhkeil  ein  abgesonderter  Schlafraum  anzuweisen.  Wo  mir  gemeinsame  Schlafräuine 
zur  Verfügung  stehen,  inüs^^en  diese  ausreichend  groß,  trocken  und  gut  venliliert  sein.  Während 
der  Nacht  muß  eine  strenge  Oberwachimg  d'-r  gemeinsamen  Schlafräume  slallfinden. 

Für  die  Bewt^giiiig  im  Freien  sind  besondere  Stunden  anznselzeii. 

Sie  darf  sich  nicht  auf  Spazierengehen  hescliränken,  sondern  hat  hauptsächlich  im  Turnen 
und  in  anderen  körperlichen  Übungen  (Laufen,  Springen  ii.  s.  w.)  zu  bestehen,  die  unter  Leilimg 
eines  Lehrers  oder  eines  sich  dazu  eignenden  Aufsehers  slaltzufinden  haben.  Für  diese  Übungen 
und  den  Aufenthalt  im  Freien  sind  mindestens  zwei  Stunden  täglich  zu  bestimmen;  dieser  Zeit- 
raum kann  auf  Vor-  und  Nucliinillag  verteilt  werden. 

Die  einer  Jugemlgruppe  suigehOrigeii  Häftlinge  dürfen  zu  Außenarbeilen  nur  unter  der 
Bedingung  venvcndcl  werden,  daß  dabei  die  volle  Abtrennung  aufrecht  erhalten  wird.  Auch  ist  bei 
ihrer  Verwendung  zu  Außi'narbellen  darauf  Hücksicht  zu  nehmen,  daß  sie  nicht  der  OfTcntHchkeil 
In  einer  Weise  ausgesetzl  werden,  die  ihr  Sclmmgerühl  alistumpß  oder  zerstört. 

3.  Ziel  des  Strafv«dlzuges  muß  sein,  soweit  es  geht,  aus  dein  jugendlichen  Sträfling  einen 
rechtscliufTenon,  arbeitsamen  Menschen  zu  maclieii,  der  im  stände  ist,  sich  in  einem  seinen 
Fähigkeiten  eiitsprechonden  Berufe  im  Leben  ehinch  furtzubringen.  Der  Sträfling  soll  sittlich 
gehoht'n,  an  ein  tätiges  (.eben  gewOlmt  und  zu  einer  sein  Fortkommen  sichernden  Berufsarbeit 
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bpHUiigl  wortlt'n.  Doshulh  mil^sen  sirli  Unlcrrirlil,  Kfziolmng  uihI  Aiiiiallung  zur  Arbeit  hcülümli;; 
— > gegenteilig  helfend  — ergänzen  und  durch  eine  eiiilicilliclie  lyoitung  ihrer  gemeinsamen  ein* 
heiiHrlieii  Aufgabe  dieiisthur  gemacht,  werden. 

<i>  Kör  Jugendliche  m&nnlichcn  Geschlechtes  ist  ein  besunücrer  Unterricht,  an  dein  alle  der 
Gruppe  Angehörigen  ohne  Hileksicht  auf  Strafdauer  und  Vorkenntiiissc  Udlzuiichrneii 
haben,  cinzurichten.  Der  Unterricht  hat  wöchentlich  mindestens  acht  Stunden  zu  unirassen, 
von  denen  eine  oder  zwei  Stunden  der  Unterweisung  in  Iteligion  zu  widmen  sind. 

Hei  dem  verschiedenen  Alter  und  der  iitigleichcri  Bilcliingsslufü  winl  der  Unten-ichl 
kein  für  alle  gleichtiiAßigor  und  einheitlicher  sein  kriniieii.  Iiii  allgemeinen  wird  von  den 
GegenstAnden  der  Volksschule  auszugeheii  und  lückenhafles  Wissen  zu  vervoli^lAndigen 
oder  Vergessones  wleiler  nufzufrischen  sein.  Soll  der  Unterricht  auch  denjenigen  (iefan- 
geneii,  die  schon  in  einem  Berufe  stehen,  geistige  Anregung  verschaffen  und  Nutzen  bringen 
so  wird  er  sich  allerdings  fdr  sie  nicht  auf  die  Unterweisung  in  den  GegenslAiideii  der 
Volksschule  beschrönken  dOrfen,  sondern  den  Lehi>lolT  in  Beziehung  zum  pniktiscln'ii 
Lehen  setzen  und  außerdem  die  Aneignung  und  Vermehrung  der  henifliclien,  für  den 
liaudwirt  oder  den  Gewerbetreibenden  dienlichen  Kcnnlnissc  vermitteln  milssen.  So  kann, 
um  ein  Beispiel  anzufOiiren,  Bildhauern,  Tisch’em,  Dreclislvm  im  Haliiueii  des  Unterrichtes 
Gelegenheit  geboten  werden,  sich  zur  KrhalLung  und  Förderung  Uirer  herufliclien  Aus- 
bildung Im  Zeichnen  unter  kundiger  Anleitung  zu  vervollkommnen. 

Der  Unterricht  muß  aber  stets  zugleich  darauf  gerichlel  sein,  erzieherisch  auf  die 
SlrAflinge  zu  wirken  und  sie  zu  bessern,  daher  ihr  Denken  und  Oberlegen  zu  wecken  und 
zu  pflegen,  das  sittliche  Bewußtsein  zu  krAftigen.  auf  das  GemQt  veredelnden  Einfluß  zu 
nehmen,  das  VerstAndnis  fQr  Hecht  und  Unrecht  und  die  FAltigkeit  zur  richtigen  Entschei- 
dung zwischen  ihnen  zu  befestigen,  Liebe  zur  Arbeit  und  Abscheu  vor  dem  Verbrechen 
hervorzurufen  und  den  Willen  zum  Guten  zu  stärken. 

Eine  weitere  Stunde  von  der  nacli  den  Hausordnungen  der  Arbeit  vorbebaltenen 
Zeit  ist  täglich  zur  Lösung  und  Ausarbeitung  von  Schulaufgaben  zu  verwenden;  soicbe 
Aiifgabcn  sind  ferner  über  Sonn-  und  Feiertage  aufzuerlegcn. 

Sind  Untei^Tuppen  gebihlet,  so  ist  der  Unterricht  für  jede  einielue  abgesondert  zu 
erteilen. 

b)  Die  Art,  wie  Arbeit  und  BeschAfligung  der  jugendlichen  Sträflinge  gestaltet  wird,  ist  dafür, 
ob  der  Strafvollzug  an  jugendlichen  Personen  seine  frälier  gekcnnzeiclineto  besondere  Auf- 
gabe erfüllen  und  vor  weiterem  Sinken  und  Verderben  retten  wird,  von  größter  Bedeutung. 
Das  (iefängnis  darf  am  allerwenigsten  für  jugendliche  Gefangene  ein  Ort  des  Müßigganges 
sein.  Gefangene,  die  an  geordnete  Tätigkeit  bereits  gewölint  sind,  dürfen  dieser  Gewöhn- 
lieit  nicht  entfremdet,  Träge  müssen  zu  Fleiß  und  Ausdauer  verhalten  werden,  der  Arbeit 
Entwöhnte  oder  Unkundige  müssen  arbeiten  und  sich  mit  der  Arbeit  befreunden  lernen. 

Die  Arbeit  soll  den  geistigen  und  körperlichen  Fähigkeiton  der  jugendlichen  Gefangenen 
angepaßt  sein,  daneben  aber  immer  auch  dem  Gedanken  küiifUger  Verwertbarkeit  für  den  Beruf 
des  StrAllings  oder  die  Sicherung  seiner  Existenz  Rechnung  tragen.  Bloß  mechanische  Beschäfti- 
gungen, die  durch  ihre  Eintönigkeit  ermüden,  wie  Federnschleißen,  Säckekleben  und  dergleichen, 
sind  schlcchtliin  ausgesi'hlusscn.  Bei  einer  größeren  Zahl  von  Jugeudliciieii  werden  Feld-  uml 
Gartenai'bciten,  zu  denen  selbst  kleinere  Anlagen  in  den  GefAiiguishöfen  Gelegenheit  bielcn,  am 
meisten  enlspi'echen;  sic  gewäliren  Anregung,  nelimeu  die  kör]»erliclio  Kraft  in  Anspruch  und 
schützen  vor  nachteiligen  Einflüssen  der  Haft.  Auch  gewisse  Arten  von  Hausarbeiten  werden  sich 
aus  ähnlichen  Gründen  empfehlen.  Btü  lAngi‘rer  Haft  sind  Jugendliche,  die  schon  in  einem  be- 
stimmten Berufe  stehen,  durch  Zuweisung  von  Arbeiten  ilires  Handwerkc.<i  oder  sonstigen  Berufes 
diesem  zu  erhalten.  Wullen  Jugoiidliclie  erst  einen  Benif  ergixMfen,  so  soll  ihnen  Gelegeiiheil 
geboten  werden,  wenigstens  die  ersten  Handgrifle  unter  sachkundiger  LaMlung  zu  erlernen. 

Dt  die  Zalil  der  Jugendlichen  eine  größere,  so  soll  ein  Handfertigkeilsiinterricht  eingerichtet 
werden. 

Soweit  nicht  bei  Bildung  einer  Jugimdgrupptt  die  Vereinigung  von  Kerker-  tmd  Arrest 
Sträflingen  nach  den  in  Piinkl  1 gegebenen  Direktiven  für  zulässig  erachtet  wunle,  dürfen  die 
:?trAflinge  einer  Jugendgruppe  auch  nicht  bei  der  Arbeit  mit  anderen  ^Sträflingen  vereinigt  worden. 
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i.  Für  Jiigomliiciic  wcibÜclicii  GeschlecMes  simi  Unlcrrichl  und  Beschäfligiing  nach  den- 
selben Ciesichlspunklcn  chizurichten.  Der  Unlerricht  bat  hier  insbesondere  auch  die  Aufgabe,  die 
Keimlnis  weiblicher  Fertigkeiten  und  Arbeiten  zu  verschafTen  und  zu  entwickeln,  durch  die  der 
jugendliche  t^träfling  die  FAhigkeit  zu  selhständigem  Gewerbe  oder  zur  Erlangung  einer  fealen 
ßenifssteUung  im  Leben  gewinnt.  Die  Beschauung  weiblicher  Handarbeiten  dürfte  selten 
Schwierigkeiten  begegnen  und  ebensowenig  wird  es  irgendwo  an  Gelegenliell  zum  Erlernen  oder 
Oben  ton  Arbeiten  der  Hanswirtacliafl  fehlen. 

5.  Bei  Gericlilen,  bei  denen  sich  wegen  zu  geringer  Zahl  der  Sträflinge  Jugendgruppen 
nicht  einrichten  lassen,  aber  auch  eine  ühei Stellung  der  SIrAflinge  in  ein  anderes  gerichtliches 
Gefängnis  nicht  stattfinden  kann,  sind  doch  die  Anordnungen  des  Funkt  Ü über  die  Absonderung 
der  Jugendlichen  genau  zu  beobachten.  Die  jugendlichen  Sträflinge  haben  an  dem  durch  die 
Hausordnung  geregelten  Unterrichte  leilzimehincu,  wobei  jedoch  zu  verhüten  ist,  daß  sie  mit 
verderbten  Sträflingen  in  Berührung  gebracht  werden. 

Bei  dem  Unterrichte  ist,  aow'eit  als  möglich,  auf  die  besonderen  Bedürfnisse  der  am  Unter- 
richte teiinehniemlen  Jugendlichen  int  Sinne  der  in  Funkt  3 und  4 aufgestelllen  Grundsätze 
Bedacht  zu  nehmen.  Außerdem  ist  für  eine  den  Anfurderungen  dieser  Bestimmungen  entspre- 
chende andauernde  Beschäftigung  Vorsorge  zu  trelTen,  damit  die  Ziele  des  Strafvollzuges  an 
JugcmUichen  auch  unter  diesen  teilweise  schwierigeren  Bediirgimgen  tunlichst  erreicht  und 
veiwirklichl  werden. 

ti.  Jugendliche  Untcrsuchurigsgerangene  sind  stets  einzeln,  ohne  Genossen  verwahrt 
zu  hallen. 

7.  Solange  nicht  neue  gesetzliche  Bestimimmgen  neue  Grundsätze  für  die  Behandlung 
.-Iraffälliger  Uninündiger  aufstellen,  muß  versucht  werden,  die  heute  vorherrschende  Art  ihrer 
Bestrafung  tunlichst  so  cinzuridileii,  daß  die  Erziehung  und  sUÜicbc  Gesundung  der  Unmündigen 
dadurch  Forderung  erführt.  Die  verhältnismäßig  geringe  Zahl  der  von  Unmündigen  zu  verbüßenden 
Verscbließungsstrafcn  ermöglicht  cs  auch,  daß  dieser  Art  Häftlingen  vermehrte  Obsorge  zu  teil 
werde.  Da  die  Gcfalir,  moralischen  Schaden  zu  leiden,  hei  dem  empfänglichen  Gemütc  dieser 
Altersstufe  eine  gesteigerte  ist,  soll  solchen  Häftlingen,  wo  immer  es  angeht,  ein  besonderer 
Verwahruiigsraiim  angewiesen  und  hiezu  ein  Hauin  heslimmt  werden,  der  tunlichst  entfernt  von 
anderen  Zellen  gelegen  isl.  Die  Absonderung  ist  auch  im  übrigen  Verkehre  des  Gefangenhauses 
strengstens  aufrecht  zu  hallen.  Wo  die  Einsamkeit  nachteilige  Folgen  für  die  (iesundhcil  oder  das 
Gemüt  des  HAHlings  nach  sich  ziehen  könnte  und  weder  beim  Unterrichte  oder  bei  der  Arbeit, 
noch  während  des  Aufenthaltes  im  Fnnen  eine  Vereinigung  mit  anderen  Verschließungshäflllngtui 
möglich  ist,  darf  die  Absonderung  auf  ärztliches  Geheiß  während  eiues  Teiles  dos  Tages  oder,  falls 
tlies  nötig  erscheint,  während  der  Nacht  aufgehoben  werden.  Der  mit  der  Aufsicht  über  das 
Gefangenhaus  betraute  Rat  (Vorsteher  des  Bezirksgerichtes)  hat  die  in  einem  solchen  Falle  zu  tref- 
feiide  V'orkehrung  nach  Maßgabe  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  soi^fällig  auszuwählon  und 
anzuordnen,  um  den  Angehaltcnen  vor  jeder  ungünstigen  Einwirkung  möglichst  zu  bewahren. 

Bestehen  in  dem  (iefängnisse  gleichzeitig  Jugendgruppen,  so  sind  die  zur  Verschließung  an 
einem  abgesonderten  Verwahrungsorle  Verurteilten  dem  Unlcrricble  der  Gruppe  beizuziclien- 
Andcnifalls  ist  den  Knaben  und  Mädchen  ein  eigener  Unterricht  diirrli  vier  Stunden  wöchentlich 
zu  erteilen,  von  denen  eine  Stunde  der  Unteiweisung  in  Religion  vorzubehalten  ist.  Zu  diesem 
Unlerrichle  sowie  zur  Arbeit  sind  die  VerschließimgsliäftUugc,  soweit  nicht  Ijelrcffs  einzelner  aus 
Gesundheits-  und  SittlichkciUrücksicbteii  Bedenken  obw'allen,  zu  vereinigen.  Unterricht  und  Arbeit 
sind  tunlichst  nach  Maßgabe  der  in  Funkt  3 und  4 erteilten  Weisungen  zu  ordnen.  Eine  Vereinigung 
mit  Häftlingen  der  Jugeudgnippe  ist  bei  der  Arbeit  nicht  gestattet. 

Bei  Strafen  von  weniger  als  einer  ‘Woche  ist  der  Unmündige  jo  nach  jler  Strafdauer  ein  oder 
mehrere  Male  durch  den  Seelsorger  oder  Lehrer  zu  unterweisen,  wobei  hauptsächlich  das  Moment 
der  sittlichen  Einwirkung  ins  Äuge  zu  fassen  ist. 

Abgesehen  von  der  eben  envälmlen  Ausnsihme  des  Uiiterricbtcs  sind  die  zur  Verschließung 
an  einem  abgesonderten  Verwahrungsorte  Verurteilten  von  allen  übrigen  Im  selben  Gefängnisse 
angehaltenen  jugendlichen  oder  sonstigen  Sträflingen  zu  trennen.  Sie  sind  in  ihren  Haflräumcn 
täglich  wicderiiolt  von  dem  diensttuenden  AufsichtspersonaJ  und  bei  Gerichtshöfen  aucl)  von 
einem  der  Gefängnisbeainlen  zu  besuchen.  Zugleich  ist  vorzusorgen,  daß  es  den  Häftlingen 
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während  der  Zeit,  die  weder  durch  Unterricht  noch  durcit  den  Aufenthalt  im  Freien  oder  durch  die 
Arbeit  in  Ansprach  genommen  ist,  nicht  an  geeigneter  Bescb&fUgung  fehle. 

Betreffs  der  Bewegung  im  Freien  gilt  das  in  Punkt  3,  Absatz  2,  Gesagte.  Sofern  nicht  im 
einzelnen  Falle  oder  einzelnen  Personen  gegenüber  begrilndete  Bedenken  bestehen,  kann  ein 
häufigerer  Besuch  der  Eltern  und  Vormünder  gestattet  werden. 

Der  Vollzog  von  Versehliefiungsstrafen  in  einer  Landes*Besserung8anstaU(Verordnung  vom 
23.  Jänner  1899,  J.  H.  V.  Bl.  Nr.  6)  ist  nur  dann  einzulciten,  wenn  die  Anstalt  dem  Gerichte  ganz 
nahe  gelegen  ist  oder  wenn  die  Abgabe  in  eine  solche  Anstalt  gemäfi  § 8 des  Gesetzes  Tom  i-f.  Mai 
1885,  R.  G.  BL  Nr.  89,  zu  erfolgen  bat 

Diese  Grundsätze  sind  auch  anzuwenden,  wenn  über  Jugendliche  verhängte  Kerker*  oder 
Arreststrafen  im  Gnadenwege  in  die  Strafe  derVeraebUefiong  umgewandelt  werden. 

Den  Gerichten  ist  es  unbenommen,  beim  Vollzüge  von  ArresUtrafen  gegen  Jugendliche 
anzuordnen,  dafi  die  für  die  Volislreckung  der  Verschließungsstrafe  geltenden  besonderen  BesUm* 
mnngen  und  Vorkehrungen  einzuballen  sind  (behüteter  Arrest);  es  wird  sich  dies  insbesondere 
dann  empfehlen,  wenn  der  Verurteilte  nach  seiner  körperlichen  und  geistigen  Entwicklung  einem 
Unmündigen  gleichzustellen  ist 

8.  Die  Auswahl  der  Lektüre  für  arbeitsfreie  Stunden  und  Sonn-  und  Feiertage  liegt  dem 
Lehrer  im  Einvernehmen  mit  dem  Seelsorger,  eventuell  dem  Gerichtsvorsteber  ob.  Die  Bücher 
sollen  Belehrung  bieten  und  zugleich  auf  das  Gemüt  wirken,  das  Gewissen  wecken  und  die  sitt- 
lichen Yoratsllungen  in  die  richtigen  Bahnen  leiten.  Schriften,  welche  die  Phantasie  übermäßig 
erregen  oder  Abenteuerlust  wachzurufen  vermochten,  sind  auszuschließen.  Bei  BesUmmung  der 
Bücher  für  den  einzelnen  ist  zudem  dessen  Eigenart  und  Bildungsgrad  Beachtung  zu  schenken. 

9.  Wenn  die  zurückgebliebene  körperliche  Entwicklung  oder  der  ungünstige  Ernährungs- 
zustand eines  Jugendlichen  nach  ärzUicbom  Gutachten  eine  Kostzubuße  erfordert,  kann  neben  der 
Morgen-  und  Abendsuppe  zu  der  für  die  gesunden  Sträflinge  bestimmten  Miltagskosl  auch  an 
einem  oder  einigen  jener  Tage,  an  denen  nicht  ohnehin  Fleisch  verabreicht  wird,  mit  Ausnahme 
der  Fasttage,  Rindfleisch  (im  Gewichte  von  70  ^ Im  gekochten  Zustande)  verabreicht  oder  eine 
andere  vom  Arzte  angeordnete  Aufbesserung  der  Kost  bewilligt  werden. 

10.  Von  überaus  großer  Wichtigkeit  ist  die  Auswahl  des  Aufsichtapersonals,  dem  in  größeren 
Gefängnissen  die  Überwachung  der  Jugendlichen  vorzugsweise  anvertraut  wird.  Jugendliche  ver- 
langen von  ihrem  Aufsichtspersonal  in  der  Regel  ein  anderes  Interesse  als  die  bloße  Fürsorge, 
daß  die  Hausordnung  eingebalten  werde.  Die  Lebhaftigkeit  der  Jugend  erkennt  sehr  schnell  die 
Schwächen  ebenso  wie  auch  die  Vorzüge  und  guten  Absichten  deijenigen,  die  sich  mit  ihr  tu 
beschäftigen  haben.  Dies  gilt  Insbesondere  bezüglich  der  eigentlichen  Aufseher,  die  im  ununter- 
brochenen Verkehre  mit  den  Gefangenen  sieben  und  in  deren  Hand  damit  ein  erheblicher  Teil  des 
Strafvollzuges  gelegen  ist  Zu  diesem  Dienste  sind  daher  nur  die  besten  und  gewissenhaftesten 
Aufseher  zu  bestimmen. 

Gleiches  gilt  für  die  Auswahl  der  Werkmeister,  welche  die  Arbeit  der  Jugendlichen  zu 
leiten  haben. 

11.  Die  Bestrebungen,  die  erziehliche  und  bessernde  Funktion  des  Strafvollzuges  bei 
Jugendlichen  zu  steigern,  werden  nur  dann  praktische  Bedeutung  gewinnen,  wenn  das  Ende  der 
Strafe  nicht  auch  das  Ende  dieser  Einwirkungen  ist  vielmehr  mit  dem  Zeitpunkte  der  Entlassung 
gleiche  Einflüsse  in  anderer  Form  elnsetzen.  Manche  Gefangene  haben  Ihre  Erwerbstellung 
verloren;  andere  vrieder  sind  In  Gefahr,  in  Verhältnisse  zurückzukehren,  welche  die  Ursache  ihres 
ersten  Fehltrittes  waren,  von  den  Vorurteilen  und  der  Mißachtung  zu  schweigen,  mit  denen  Bostrafle 
namentlich  unzniltelbar  nach  Entlassung  aus  der  Haft  meistens  zu  kämpfen  haben. 

Die  Strafgerichte  sind  deshalb  schon  wiederholt,  zuletzt  mit  der  Verordnung  vom  23.  Juli 
1904,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  13,  angewiesen  worden,  die  Zivilgerichte  von  Tatsachen  zu  beDachrichtigen, 
die  zum  Einschreiten  auf  pflegsehaflsbehOrdlicbem  Gebiete  Anlaß  geben;  insbesondere  sind  die 
Strafgeriehtshöfe  und  Strafanstalten  gehalten,  den  Pflegscfaaflsbehörden  von  der  bevorstehenden 
EnUaasung  eines  Mindcfjihrigen  Nachricht  zu  geben.  Doch  auch  die  Pflegscbaflsgeriehte  sind  nicht 
immer  in  der  Lage,  sofort  einzugreifen,  und  es  ist  auch  damit  zu  rechnen,  daß  die  Darstellungen 
der  Angehörigen  häufig  nicht  der  Wirklichkeit  entsprechen,  das  Gericht  daher  Über  die  wahren 
Vsrbältnisse  täuschen  können. 

34 


Digitized  by  Google 


530 


Anhang. 


Die  Lücken,  die  auf  diesem  Gebiete  bestehen  und  den  Erfolg  der  meisten  Verbesserungen 
des  Strafvollzuges  in  Frage  stellen,  werden  kaum  anders  als  durch  die  UnterstflUung  and  Mitarbeit 
der  freiwilligen  Vereinigungen  und  der  Anstalten  dauernd  ausgefüllt  werden  könneiii  die  der 
KOrso^e  für  entlassene  Sträflinge  und  dem  Rinder*  und  Jugendschutz  gewidmet  sind.  Hier  liegen 
aucli  im  engeren  Bereiche  der  JugcodfQrsorge  Aufgaben  vor,  deren  Wichtigkeit  keineswegs  schon 
ausreichend  erkannt  ist  und  die  deshalb  einstweilen  auch  nicht  allgemein  genug  und  mit  der 
erforderlichen  Eindringlichkeit  von  den  privaten  und  den  Öffentlichen,  Landes*,  kommunalen  u.  s.  w. 
Organisationen  des  humanitären  Gemeinsmnes  gepflegt  werden. 

Das  Justizministerium  legt  es  daher  den  gerichtlichen  und  staatsanwaltschafUichen 
Funktionären  nahe,  die  Tätigkeit  der  Vereine  und  Anstalten,  in  deren  Programm  und  Zweck  die 
hilfreiche  Führung,  Überwachung  und  Unterstützung  entlassener  jugendlicher  Sträflinge  in  Irgend 
einer  Form  einen  Platz  einnimmt,  für  den  Schutz  und  das  Fortkommen  der  aus  der  Strafhaft  zu 
Entlassenden  in  Anspruch  zu  nehmen  und  gegebenenfalls  die  Privatinitiative  zur  Gründung  solcher 
Vereine  anzuregen. 

Der  geschäftliche  Verkehr  derartiger  Anstalten  und  Vereine  mit  den  Gerichten  ln  Sachen 
der  Fürsorge  für  jugendliche  Sträflinge  soll  sich  in  den  einfachsten  Formen  abwickeln  und  das 
Justizministerium  ermächtigt  die  Vorsteher  der  Gerichte,  den  Beauftragten  solcher  Organisationen, 
deren  Wirksamkeit  Sicherheit  für  eine  ernste  Auflassung  ihrer  Aufgabe  gibt,  Unterredungen  mit  den 
försorgebedürftigen  Häftlingen  noch  vor  deren  Entlassung  zu  gestatten. 

Die  Einleitung  einer  Fürsorge  für  die  Zeit  nach  der  Beendigung  der  Heft  ist  bei  Unmündigen 
und  Jugendlichen  nicht  von  deren  Bitte  abhängig  zu  machen;  vielmehr  werden  die  mit  der 
Gefangnisüberwachung  befaßten  Funktionäre  selbsttätig  einzugreifen  und  je  nach  der  Sachlage 
entweder  durch  das  Vormundschaflsgcricht  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen  oder  sich  an  einen 
Verein  zu  wenden  haben.  Im  letzteren  Falle  ist  die  geplante  Maßnahme  dem  Pflcgschaftsgerichte 
zugleich  mit  der  obengedachten  Nachricht  über  die  bevorstehende  Entlassung  bekazmtzugeben. 

Die  Mitwirkung  der  obgedachten  Anstalten  und  Vereine  kann  sich  auch  als  nützlich 
erweisen,  um  für  Jugendliche  während  ihrer  Anhaltung  Arbeit  und  Beschäftigung  zu  beschaffen 
oder  den  Unterricht  von  Mädchen  oder  von  Unmündigen  in  Ermanglung  anderer  Lehrpersonen  zu 
übernehmen.  Wegen  Beistellung  von  Arbeiten  handwerksmäßiger  Verrichtung  kann  versucht 
werden,  die  Genossenschaften  um  ihre  Vermittlung  anzugehen. 

Das  Justizministerium  wird  stets  bereit  sein,  zur  Beseitigung  von  Schwierigkeiten  mit- 
zuhelfen,  die  sich  dein  Zusammenwirken  der  Gerichte  und  der  mit  KindersebuU  oder  Sträflings* 
fürsorge  befaßten  Organisationen  etwa  entgegenstcllen  sollten.  Es  ist  ihm  daher  überall  dort,  wo 
ein  vollkommeneres  Ineinandorgroifen  der  beiden  Faktoren  wünschenswert  erscheint,  davon 
Mitteilung  zu  machen.  Das  Justizministerium  glaubt  aber  auch  erwarten  zu  dürfen,  daß  alle  hieran 
beteiligten  Justizorgane  inncrltalb  ihres  Wirkungskreises  zur  Hintanhaltung  oder  Beseitigung 
solcher  Schwierigkeiten  Ihr  möglichstes  tun  und  cs  insbesondere  vermeiden  werden,  die  Hilfs* 
berciUchafl  jener  Anstalten  und  Vereine  durch  Festhalten  an  überflüssigen  Förmlichkeiten  oder 
durch  Weitläufigkeiten  der  Geschäftsbchandlung  zu  hemmen  oder  zu  ersticken. 

13.  Da  es  an  einzelnen  Orten  mOgilch  sein  dürfte,  Verschließungsstrafen  in  Erziehungs- 
häusem  und  Asylen  humanitärer  Vereine  vollziehen  zu  lassen,  werden  die  OberUndesgerichts* 
Präsidien  angewiesen,  gegebenenfalls  darüber  Erhebungen  einzuleilen,  und  sofern  auf  diese  Art 
für  die  Erreichung  der  oben  angegebenen  Ziele  des  Strafvollzuges  gegenüber  dem  Vollzüge  in 
gericbüichcn  Haflräumen  irgend  welche  Vorteile  erzielt  werden  konnten,  dies  zu  berichten.  Als 
Richtschnur  wird  hiebei  zu  gelten  haben,  daß  die  Häftlinge  von  den  anderen  Pfleglingen  getrennt 
gelialleu  werden  müssen,  für  Aufsicht,  Arbeit  und  Unterricht  ausreichend  gesorgt  sein  und  den 
Gerichten  die  Überwachung  des  Vollzuges  Vorbehalten  bleiben  müsse. 

13.  Die  Geriebtsvorsteber  werden  verpflichtet,  nach  ZulängUebkeit  der  Urnen  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  und  Einrichtungen  den  Strafvollzug  an  Jugendlichen  und  Unmündigen  im  Sinne 
der  vorstehenden  Weisungen  zu  gestalten  und  die  Beobachtung  dieser  Anordnungen  zu  überwachen. 

Die  gewissenhafte  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  legt  den  Gerichten  und  deren  Vorstehern 
mannigfache  Mühewaltungen  auf.  Es  ist  aber  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  trotzdem  die 
Huffnung  bercdiügt,  dnß  die  obigen  Anordnungen  bei  der  immer  weiter  greifenden  Erkenntnis  der 
Notwendigkeit  einer  umfassenden  Scbutifürsorge  für  die  Jugend  verständnisvoller  Aufoalune 
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begegnen  und,  soweit  es  die  Verhältnisse  im  einzelnen  gestatten,  alle  dazu  Berufenen  mit  teil- 
nehmendem Interesse  nach  besten  Kräften  an  ihrer  AusfQliruDg  mitarbeiten  werden.  Das  Justiz- 
ministerium wird  jederzeit  gern  Vorschläge  entgegennebmen,  die  dem  Zwecke  dienen,  den  Strsf- 
Tollzug  an  Jugendlichen  unter  den  in  dieser  Verordnung  ausgesprochenen  Gesichtspunkten  Örtlich 
oder  allgemein  zu  Terbessem. 

11.  Strafanstalten. 

Für  die  Strafanstalten,  in  denen  jugendliche  Sträflinge  angehaltcn  werden,  wird  unter 
Hinweis  auf  die  bereits  bestehenden  Vorschriften  ergänzend  angeorduet: 

In  den  Männerslrafanstalten  Frag,  Marburg,  Gapodblria  und  Qöllcrsdorf,  in  denen  Jugend- 
abteilungen  bestehen,  sind  die  in  den  DicnstTorsciiriflen,  Hausordnungen  sowie  in  bosondoren 
Erlässen  enthaltenen  Anordnungen  über  die  Absonderung  und  räumliche  Trennung  der  Jugend- 
lichen von  anderen  Sträflingen  in  Kirche,  Schule,  während  der  Bewegiing  im  Freien,  der  Außen- 
arbeiten und  der  Nachtruhe  mit  aller  Strenge  zu  handhaben. 

Das  gleiche  gilt  betreGTs  der  Anordnungen  Aber  die  gegenseitige  Absonderung  der  in  den 
Anstalten  Prag,  Harburg  und  GOlIersdorf  errichteten  Unterabteilungen  der  Jugendlichen. 

Die  Einzelabsonderung  während  der  Nacht  ist,  sofern  sie  nicht  schon  besteht,  anzustreben ; 
auch  sind  die  Vorschriften  über  die  nächtliche  Überwachung  genauest  zu  befolgen. 

Was  im  Punkte  I 3 über  Unterricht,  Erziehung  und  Arbeit  angeordnet  ist,  hat  auch  für  diese 
Jugendabteilungen  volle  Geltung  zu  erlangen.  Befreiungen  vom  Unterrichte,  soweit  sie  nach  den 
Dienstvorschriften  und  Hausordnungen  überhaupt  zulässig  sind,  dürfen  nur  ausnahmsweise  gewährt 
werden.  Kein  manuelle  Arbeiten  der  im  Punkte  3 (lit  b)  bczeichncten  Art  werden  verboten.  Die 
Beschäftigung  hat  je  nach  Beruf,  Eignung  und  Fähigkeiten  des  einzelnen  entweder  in  der 
Verrichtung  von  Feld-  und  Gartenarbeiten  oder  in  der  Übung  (Erlernung)  eines  Handwerkes  zu 
bestehen.  Bei  einer  größeren  Zahl  hiezu  geeigneter  Jugendlicher  soll  ein  Handfertigkeitsunterricht, 
wie  Holzschnitzerei  u.  dgl.  eingerichtet  werden.  Andere  Arbeiten  sind  nur  ausnahmsweise 
gestattet.  Die  Hohe  des  Ertrages  einer  Arbeit  soll  für  deren  Wahl  nicht  ausschlaggebend  sein.  Oer 
Unterricht  hat  dio  berufliche  Ausbildung  zu  unterstützen,  indem  er  in  einem  weiteren  Umfange, 
als  dies  bisher  vorgesehen  war,  den  Sträflingen  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Kenntnisse  zu 
vermitteln  suchen  soll. 

Die  in  den  Punkten  1 3,  8,  9,  10  und  11  ln  Ansehung  der  Dauer  der  Bewegung  im  Freien, 
der  Pflege  des  Turnens  und  anderer  körperlichen  Übungen,  des  Lesestoffes,  der  Gewährung  von 
Kostzubußen,  der  Auswahl  des  Aufsicbtspersonales  und  der  Einleitung  von  Fürsorgcmaßnalimen 
gegebenen  Direktiven  gelten  sowohl  für  die  Jugendabteilungen  der  Strufanslalteo  Prag,  Marburg, 
Capodistria  und  für  die  Strafanstalten  GOlIersdorf  wie  für  die  Strafan.stalten  Wiänicz,  Lemberg  und 
Stanislau,  und  zwar  in  den  letztgenannten  drei  Anstalten  bezüglich  der  jugendlichen  Sträflinge,  die 
das  zwanzigste  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelcgt  haben. 

Dio  Bestimmungen  des  Punktes  I 3 über  die  Dauer  der  Bewegung  im  Freien  und  die 
Bestimmungen  der  Punkte  1 6,  6,  9 und  11  sind  aueb  in  sämtlichen  Weiberslrafanslalteü  auf 
Sträflinge  im  Alter  unter  zwanzig  Jahren  anzuwenden. 

Die  Einrichtung  von  Jugendabtcilungen  für  den  Bereich  der  Oberlandcsgerichlssprengel 
Krakau  und  Lemberg  und  in  den  Weiberstrafanstalten  Wiener-Ncudorf  und  Aepy  ist  in  Aussicht 
genommen  und  eichen  diesfalls  besondere  Weisungen. 

Klein  m.  p. 


21.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  18.  Oktober  1905, 

betreffend  das  Zusammenwirken  der  Gerichte  und  der  Schulbehörden 
auf  dem  Gebiete  der  KinderfürsorKe  und  des  Kinderschutzes. 

An  alle  Gerichte  mit  Auanehme  jener  in  Galizien. 

Das  Ministerium  fltr  Kultus  und  Untenicht  hat  mit  Verordnung  vom  39.  September  I90Ti. 
H.  G.  Bl.  Nr.  159,  eine  definitive  Sciiul-  und  Unterrichtsurdming  für  allgemeine  VoUsschuien  und 
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für  Bürgerschulen  erlassen,  die  nach  § 523  mit  B«ginn  des  der  Kundmachung  nachfolgenden 
Schuljahres  in  Wirkaamkeit  tritt 

Nach  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  werden  die  Schulbehörden  die  Gerichte  bei  der 
Durchführung  der  Kinderfürsorgo  und  des  Kinilerschnlzes  unterstützen,  andrerseits  wird  aber  auch 
vorausgesetzt  daß  die  Pllcgschaflsgerichte  der  Schule  hilfreich  zur  Seite  stehen,  wenn  ea  dessen 
zur  Erreichung  der  erziehlichen  Aufgabe  der  Schule  bedarf. 

Indem  das  Juslizuiinisterium  die  Gerichte  auf  die  für  sie  belangreichen,  in  der  Anlagi^ 
abgednickten  Bestimmungen  der  Schul-  und  Unterrichtsordoung  aufmerksam  macht  wird  deu 
Gerichlen  die  Pflicht  uuferlegt,  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften  den 
Schulbehörden  das  tunlichste  Entgegenkommen  zu  bezeigen. 

Die  Oberlandesgerichtsprftsidien  haben  die  im  Sinne  des  § 220  der  Schul-  und  Unterrichts- 
Ordnung  ini  Einvernehmen  mit  der  LandesscbulbehOrde  erlassenen  n&heren  Anordnungen  Ober 
das  Zusammenwiiien  der  Schulbehörden  und  Lehrer  mit  den  Pflegschaftshehörden  dem  Justiz- 
nanisterium  vorzulegen. 

Klein  m.  p. 


22.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  9.  März  1906, 

betreffend  Erleichterungen  des  Verkehres  der  Vormünder  mit  den 
Ceriohten. 

An  alle  Gerichte. 

Die  geringe  Bereitwilligkeit  zur  Ühemahme  des  Amtes  eines  Vormundes  für  vermögenslose 
Waisen  und  Mündel,  roU  der  die  Gerichte,  namentlich  ln  den  großen  Stfldten,  so  häuflg  zu  k&mpfen 
haben,  veranlaßte  das  Justizministerinm,  mit  der  Verordnimg  vom  16.  Jänner  1902,  J.  M.  V.  BL 
Nr.  4,  den  Gerichten  zu  empfehlen,  sich  die  Aufklärung  der  Bevölkerung  über  die  Wichtigkeit  dieser 
Aufgabe  angelegen  sein  zu  lassen  und  den  Vormiindem  mit  Rat  und  Tat  an  die  Hand  zu  gehen, 
ihnen  bereitwiliigst  entgegenzukommen  und  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  so  weit  als  möglich  zu 
erleichtern. 

Indem  das  Justinuinisterinm  mit  Befriedigung  feslstellt,  daß  die  Praxis  vieler  Gerichte  dem 
bezeichneten  Ziele  mit  warmherzigen  Eifer  zustreht,  werden  den  Gerichten  auf  Grund  der  bis- 
herigen Erfahrungen  im  folgenden  einzelne  weitere  Punkte  bezeichnet,  in  denen  ohne  Schwierigkeit 
den  Vormöndem  manche  Bemühung  und  damit  zugleich  manche  Klage  Ober  die  beschwerlichen 
Anforderungen  ihres  Amtes  erspart  werden  kann. 

1.  Wenn  es  notwendig  ist,  von  den  Parteien  ln  Pflegschaftssachen  eine  Auskunft  oder 
Äußerung  einzuholen,  ist  stets  tunlichst  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  ihnen  jeden  nicht  uneiiäßlichen 
Weg  und  jeden  Tcrmeidbaren  Zeitverlust,  der  bei  den  arbeitenden  Klassen  meist  auch  mit  einer 
Einbuße  an  lx)hn  oder  Verdienst  verbunden  ist,  zu  ersparen.  Zu  diesem  Bchnfe  empfiehlt  es  sich, 
sofern  es  im  einzelnen  Falle  nicht  zweckwidrig  erscheint,  die  Parteien  nicht  auf  einen  bestimmten 
Tag  zu  laden,  sondern  ihnen  vielmehr  freiznstellen,  innerhalb  einer  bestimmten  FVist  (ein  oder 
zwei  Wochen)  bei  Gericht  zur  Erteilung  der  möndlicben  Auskunft  oder  zur  Abgabe  der  Äußerung 
zu  erscheinen  oder  die  Äußerung  dem  Gerichte  schrifUich  bekanntzugeben.  Nur  wenn  dieser 
Aufforderung  nicht  entsprochen  wird  oder  wenn  die  persönliche  Rücksprache  mit  dem  Vormunde 
oder  der  Mutter  unerläßlich  isL,  soll  die  Ladung  zu  (Seriebt  stattfindon.  Hiebei  ist  den  Wünschen 
und  Interessen  der  Parteien  so  weit  aU  irgend  möglich  Bechnnng  zu  tragen.  Für  manche  Kategorie 
von  Arbeitern  dürfte  es  vorteilhaft  sein,  wenn  sie  die  Mittagq>ause  zu  dom  Gange  zu  Gericht 
benützen  können. 

Wenn  nach  dem  Bildungsgrade  der  Partei  und  nach  dem  (legenstande  der  Vernehmung 
die  Einholung  einer  schriftlichen  Äußerong  angemessen  erscheint,  sollte  stets  diese  Form  der 
Vernehmung  gewählt  werden.  Zu  diesem  Behufo  wird  ein  neues  Formular  (Verfahren  außer  Streit- 
sachen Nr.  59a,  Kurrespondeuzkartc  mit  Hackanlwortskarte)  eingeführt,  von  dem  zur  Einholung 
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kurzer  schrifUicher  Mitteilungen  ausgiebig  Gebrauch  gemacbt  werden  soll.  Die  HOckantwortskartc 
ist  im  vorhinein  mit  der  Adresse  des  Gerichtes  und  mit  dem  Aktenzeichen,  allenfalls  auch  mit 
einem  von  der  Partei  nur  auszuföllcnden  Texte  für  die  Antwort  zu  versehen.  Die  Korrespondenz- 
karte ist  portofrei,  wenn  sie  auflerhalb  des  Bestellbezirkes  des  Aufgabepostamtes  zugestellt  wird, 
die  Rückantwortskartc,  wenn  sie  aufierhalb  des  Bestellbczirkcs  jenes  Amtes  aufgegeben  wird, 
das  die  Zustellung  besorgt  Sofern  der  Mündel  vermögenslos  ist  und  die  Berichtigung  des  Portos 
für  den  Vormund  eine  enipdndlichc  Belastung  bilden  würde,  sind  die  Gerichte  ermächtigt,  amt- 
liehe  Sendungen  in  Vormundschaflssachen  an  den  Vormund,  insbesondere  auch  die  Korrespondenz- 
karten sowie  die  Karten  für  die  Rückantwort  in  dem  Falle  zu  frankieren  und  den  erforderlichen 
Betrag  aus  dem  Amtspauscbale  zu  entnehmen,  als  die  Portofreiheil  im  Lokalverkebrc  nicht 
cintritt,  weil  überhaupt  nur  ein  PosLbestcllbczirk  besteht  oder  well  die  Zustellung  innerhalb  des 
Beslellbezirkes  des  Postamtes  stattfindet  in  dessen  Bezirk  das  Gericht  liegt 

3.  Wenn  das  Pflegschaftsgericht  zugleich  auch  das  Prozefigericht  für  Klagen  der  Mündel 
ist  80  soll  cs  in  jedem  Falle  der  Partei  möglich  gemaclit  werden,  bei  demselben  Besuche  des 
Gerichtshauses  sowohl  das  Gesuch  um  die  pflegscbaflsbebördlichc  Ermächtigung  zur  Klage- 
erhebung als  auch  die  Klage  selbst  anzubringen.  Die  Ermächtigung  zur  Prozefifühnmg  und  das 
Armutszeugnis  (Verfahren  außer  Streitsachen,  Formular  Nr.  63)  brauchen  nicht  besonders  aus- 
gefertigt zu  werden,  sondern  es  genügt  den  betreffenden  Akt  der  Prozeßabteilung  zu  übergeben. 

Bei  der  großen  Ausdehnung  der  Städte  Wien  und  Prag  ist  es  für  die  Vertreter  armer  Pflege- 
befohlener von  Wert  wenn  sie  nach  Maßgabe  des  § 64,  Z.  4,  Z.  P.  O.  die  Klage  bei  demjenigen 
Bezirksgerichte  erheben  können,  in  dessen  Sprengel  sie  ihren  Wohnsitz  haben.  Dies  ist  nach 
Ansicht  der  meisten  darüber  befragten  Gerichte  auch  dann  zulässig,  wenn  als  Prozeßgericht  ein 
anderes  Gericht  desselben  Ortes  einzuschreiten  hat.  Es  kommt  wie  sich  auch  aus  § 65  Z.  P.  0. 
ergibt  i^ur  darauf  an,  daß  die  klagende  Partei  nicht  im  Sprengel  des  Prozeßgeriebtes  wohnt  Das 
im  g 64,  Z.  4,  Z.  P.  0.  bezeichnete  Mittel,  den  Parteien  einen  Weg  und  Zeitverlust  zu  ersparen, 
sollte  daher  stets  benützt  werden,  wogegen  es  allerdings  in  derlei  Fällen  weniger  zweckmäßig 
wäre,  auf  die  Ladung  des  gesetzlichen  Vertreters  des  Klägers  vor  das  Prozeßgericht  zu  verzichten 
und  für  dessen  Vertretung  im  Sinne  des  g 64,  Z.  4,  Z.  P.  0.  durch  Bestellung  eines  amtlichen 
Vertreters  zu  sorgen. 

3.  Von  der  Ladung  des  Vormundes  zur  Berichterstattung  Ober  die  Ergebnisse  des  Allroen- 
talionsprozesses  oder  von  einem  Aufträge  an  den  Vormund,  darüber  schriftlich  zu  bcrictilen,  ist 
abzusehen.  Statt  dessen  haben  die  Prozeßgerichto  nach  Rechtskraft  des  Urteiles  das  Pflegschafls- 
gericht,  das  von  einem  Vergleiche  ohnehin  durch  Einholung  der  Genehmigung  Kenntnis  erhält, 
von  Amts  wegen  von  dem  Ergebnisse  des  Rechtsstreites  in  Kenntnis  zu  setzen,  und  zwar  wenn 
das  Urteil  schon  aus  einem  anderen  Grunde  mechanisch  ver\'ielfälUgt  wird,  durch  Übersendung 
einer  Ausfertigung,  sonst  durch  Übersendung  der  Streilakten.  An  der  Kalendeirormerkung  beim 
Formular  Verfahren  außer  Streitsachen  Nr.  63  wird  nichts  geändert. 

4.  Die  Gerichte  werden  ermächtigt,  Vormündern,  die  bei  Führung  der  VormimdschafU- 
gcschälte  selbstlose  Hingabe  an  die  Interessen  des  Pflegobefobleneii  betätigt  haben,  bei  der  Ent- 
hebung von  der  Vormundschaft  nnter  Anerkennung  dieser  Verdienste  durch  ein  io  würdiger  Form 
ausgefertigtes  Schreiben  den  Dank  des  Gkrichtes  auszuspreebem 

Klein  m.  p. 
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Das  vorbereitende  Komitee  des  Ersten  OsteiTcichischen  Kinder- 
schutzkongresses übergibt  hiemit  den  II.  Band  jener  Arbeiten  der  Öffent- 
lichkeit, welche  für  die  Verhandlungen  des  Kongresses  in  den  drei 
Abteilungen  desselben  die  Grundlage  bilden  sollen. 

Die  Arbeiten  des  vorliegenden  Bandes  bestehen  in  Gutachten 
Ober  die  einzelnen  Programmpunkte,  die  wir  bereits  in  dem  Vorworte 
des  I.  Bandes  der  Kongreßschriften  angekündigt  haben.  Das  Statut  des 
Kongresses  (§  13)  sieht  vor,  daß  die  Verhandlungen  über  jeden  Punkt 
des  Programmes  durch  einen  im  voraus  vom  provisorischen  Bureau  des 
Kongresses  bestimmten  Berichterstatter  einzuleiten  sind.  Die  Bericht- 
erstatter werden  zu  den  vorliegenden  Gutachten  Stellung  nehmen  und 
wir  hoffen,  daß  auf  diese  Weise  das  gesammelte  Material  erschöpfend 
zur  Diskussion  kommen  und  die  in  den  Gutachten  niedergelegteu 
Anschauungen  und  Anregungen  zu  einer  umfassenden  Erörterung  der 
betreffenden  Fragen  führen  werden. 

Die  Zahl  der  uns  freundlich  zur  Verfügung  gestellten  Gutachten 
hat  sich  gegenüber  dem  im  I.  Band  veröffentlichten  Verzeichnisse  in 
erfreulicher  Weise  vermehrt.  Einen  Teil  dieser  neuen  Gutachten  konnten 
wir  noch  in  den  vorliegenden  II.  Band  einfügen;  es  sind  dies:  das  Gut- 
achten des  Obersanitätsrats  Dr.  Joliann  Dvofäk  in  Prag  zur  Frage  1 in 
der  Abteilung  „Kinderschutz“  sowie  das  Gutachten  des  Privatdozenten 
Dr.  August  MifiCka  in  Prag  zur  Frage  4 derselben  Abteilung. 

Da  war  aber  den  größten  AVert  darauf  legen  müssen,  diesen  II.  Band 
der  Kongreßschriften  unverzüglich  zu  veröffentlichen,  damit  er  einige 
AA'ochen  vor  Abhaltung  des  Kongresses  in  die  Hände  seiner  Mitglieder 
gelange,  ist  es  uns  leider  nicht  möglich,  jene  Gutachten,  die  uns  außer- 
dem entweder  im  Manuskript  schon  eingesendet  wurden  oder  in  Aus- 
sicht gestellt  sind,  in  diesem  Bande  noch  zum  Abdruck  zu  bringen.  AVir 
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werden  dieselben  nadilräglicli  veröffenllichen  und  unseren  Mitgliedern 
zur  Verfügung  stellen.  Zu  diesen  Gutachten  gehört  in  erster  Reihe  der 
uns  von  Fräulein  Lydia  v.  Wolfring  zugesagte  Aufsatz  über  die 
Ursachen  der  Kindermißhandlung  und  Abhilfe  dagegen,  ein  Gegenstand, 
der  den  6.  Punkt  in  der  Abteilung  „Kinderschutz“  bilden  soll.  Zu 
unserem  großen  Bedauern  ist  die  geehrte  Verfasserin  durch  äußere 
Umstände  bisher  verhin<lert  gewesen,  das  Gutachten  fertigzustellen  und 
wir  müssen  daher  die  Veröffentlichung  ebenfalls  verschieben. 

Schließlich  möchten  wir  noch  bemerken,  daß  Herr  Dr.  Heinrich 
Reicher  .sein  aiigekündigtes  Gutachten  zur  Frage  des  Jugendstrafrechtes 
mit  seinem  Gutachten  Ober  die  Organisierung  der  Fürsorgeerziehung 
in  Österreich  verbunden  bat. 
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„Welche  Maßnahmen  wären  zum  Schutze  der  bei  fremden  Personen  In 
Pflege  stehenden  Kinder  (Zieh-,  Halte-,  Kostkinder)  elnzulelten  und 
welche  Rechte  wären  den  Pflegeelterrt  In  Ansehurtg  ihrer  Kirtder  zu 

gewahren?“ 


Gutachten 

von 

Primarius  Dr.  Gustav  Riether, 

Leiter  der  oiederAstarreichiKhea  Lutdesflodelaostalt  ia  Wien. 


Leittproeb:  »[m  SeboB«  der  Preoea  rubt  die  Zuknofl 
der  Völker.*  (Lykurg.) 


Schon  der  weise  Gesetzgeber  Spartas  war  sich  der  Bedeutung  bewußt, 
welche  die  Heranziehung  eines  gesunden  Nachwuchses  für  das  staatliche  Zusam- 
menleben der  Völker  hat.  Allerdings  entspricht  die  durch  ihn  erlaubte  Sitte, 
SchwöchUnge  am  Taygetos  auszusetzen,  nicht  der  menschlicheren  Auffassung 
unserer  Zeit;  allein  seine  weitgehende  öffentliche  Fürsorge  für  die,  welche  heran- 
wachsen durften,  wird  durchaus  nicht  von  allen  Staaten  der  Gegenwart  erreicht. 

Das  römische  Reich  hatte  zwar  die  grausame  Sitte  des  Altertums  verdrängt, 
die  Kinder  — in  Form  von  Opfern  für  die  Götter  — nach  Belieben  der  Eltern 
töten  zu  dürfen,  allein  das  Recht,  sic  auszusetzen,  wenn  sie  lästig  wurden,  bheb 
bestehen. 

Erst  Kaiser  Konstantin  verbot  die  Aussetzung  bei  schweren  Strafen,  nachdem 
der  Versuch,  die  Ausgesetzten  auf  Staatskosten  aufziehen  zu  lassen,  mißlungen 
war  wegen  des  Mißbrauches,  der  bald  damit  getrieben  wurde. 

In  Deutschland  war  der  Kindesmord  im  jUteilum  unbekannt,  hn  Mittelalter, 
das  ihn  anfangs  nur  mit  Kirchenstrafen,  nach  Karl  V.  aber  auch  mit  ganz  be- 
sonders grausamen  weltlichen  Strafen  belegte,  nahm  nur  die  Geistlichkeit  sich 
Ausgesetzter  an.  Erst  die  menschenfreundlichen  Anschauungen  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts veranlaßten  zum  Nachdenken  über  die  tieferen  Ursachen  des  Kindes- 
mordes und  der  Aussetzung  und  die  Erkenntnis  derselben  bewirkte  eine  mildere 
Bestrafung  des  ersteren  und  die  Fürsorge  für  die  Hilflosen  durch  die  Öffent- 
lichkeit. 

Art  und  Ausdehnung  dieser  Fürsorge  zeigten  je  nach  den  Ländern  und  Zeit- 
läuften Verschiedenheiten.  Wo  beide  Eltern  des  Kindes  im  gemeinsamen  — 
gesetzlichen  oder  wilden  — Haushalte  leben  und  nach  ihren  Kräften  für  die 
Kinder  sorgen,  konnte  und  kann  bei  erwiesener  Dürftigkeit  durch  einen  kleinen 
Erziehungsbeitrag  aus  öffentlichen  Mitteln  geholfen  werden.  Allein  die  Mehrzalil 
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der  hilfsbedürfligen  Kinder  — und  hiebei  kommen  besonders  die  unehelichen  in 
Betracht  — bildet  für  die  Mutter  nicht  nur  eine  Last  durch  die  ihr  erwachsenden 
Auslagen,  sondern  noch  mehr  durch  die  Behinderung  an  der  gewohnten  Bc*schäf- 
ligung  und  an  dem  damit  verbundenen  Verdienste,  welche  die  Pflege  der  Kinder 
durch  die  eigene  Mutter  bedingen  würde.  Diese  Kinder  kommen  dalicr  in  die 
llruide  fremder  Leute,  welche  sie  gegen  ein  meist  geringes  Entgelt  aufziehen 
sollen. 

Das  Los  solcher  Kinder  ist  günstiger,  wenn  sie  durch  Veimittlung  und  auf 
Kosten  öffentlicher  Anstalten  in  fremde  Pflege  übergeben  werden.  Wo  aber  die 
Obemahme  auf  Gnind  privater  Vereinbarungen  mit  der  -Mutter  geschieht  und  diese 
allein  für  die  Kosten  aufkonunen  muß,  entstehen  für  die  Kinder  Gefahren. 

Für  diese  Art  von  Kostkindem  sind  vorzugsweise  die  Ausdrücke  Halte- 
kinder oder  Ziehkinder  im  Gebrauche  als  herkömmliche  Fachansdrücke  zur 
Unterscheidung  von  den  auf  öffentliche  Kosten  untergebrachten  Kindern,  ln 
Österreich  werden  diese  letzteren  von  den  Pfleglingen  der  Findekanstalten  und  den 
auf  Gnmd  des  Gesetzes  vom  3.  Dezember  1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  105,  durch  die 
Heimatsgemeiuden  versorgten  Kindern  gebildet. 

Von  den  laindern  diesseits  derl,eitha  besitzen  nur  Niederösterreich,  Böhmen 
und  Steiermark  Findelanstalten.  Der  Name  für  sie  ist  veraltet;  denn  sie  ent- 
sprechen weder  bezüglich  der  Aufnahme  noch  liinsichtlich  der  Unterbringung  der 
Kinder  den  allen  Findelhäusem  der  romanischen  Lande.  Sie  versorgen  gegen 
Nachweis  des  Namens  und  der  Zuständigkeit  nur  uneheliche  Kinder  solcher 
Mütter,  welche  in  den  Gebäranstalten  der  betreffenden  Länder  entbunden  haben 
und  sichern  diesen  dadurch  eine  genügende  Inanspruchnahme  durch  Schwangere, 
welche  für  die  Ausbildung  der  Arzte  und  Hebammen  herangezogen  werden.  Nur 
die  steirische  Landesfindelanslalt  schränkt  die  Aufnahme  veniünfligerweise  auf 
jene  l’uHe  ein,  ,wo  die  Mütter  für  die  Erhaltung  der  Kinder  aus  eigenen  Mitteln 
aufzukommen  nicht  in  der  Lage  sind  und  deren  Unterhalt  auch  nicht  seitens  des 
unclielichen  Vaters  oder  sonstiger  hiezu  verpflichteter  Personen  sichergestelll 
erscheint*. 

Die  Versorgung  der  Kinder  beruht  auf  dem  Grundsätze  der  Zerstreuung, 
das  heißt  der  Unterbringung  bei  geeigneten  Familien  auf  dem  Lande.  Die  Anstalten 
selbst  sind  nur  Durcligangshfmser  und  Heilanstalten,  in  denen  die  gesunden,  in 
die  Außenpflege  abgebharen  Kinder  ihren  Pflegefrauen  zugeteilt,  die  kranken  und 
schwachen  imter  entsprechender  Behandlung  und  Pflege  bis  zur  Genesung  zurück- 
behalten werden.  Ihre  Eignung  zur  Obernalime  eines  Kostkindes  müssen  die 
PUegefrauen  durch  ein  Zeugnis  erweisen,  auf  welchem  vom  Arzte  ihre  Gesundheit 
und  die  Eignung  ihrer  Wohnung,  vom  Pfarramte  ihio  Sittlichkeit  und  vom  Ge- 
mcindeanite  ihre  Erwerbsverhältnisse  in  dem  Sinne  bestätigt  sind,  daß  sie  auf  das 
Kostgeld  nicht  zur  Bestreitung  ilires  eigenen  Lebensunterhaltes  angewiesen  sind. 

Die  tatsächliche  Obemahme  eines  Kindes  muß  beim  Gemeindeamtc  ange- 
meldet und  von  diesem  im  Pflegschaftslruche  bestätigt  werden.  Dieses  bekommt 
die  Kostfrau  zugleich  mit  dem  Kinde;  es  enthält  unter  anderem  Vorschriften  und 
genaue  Anweisungen  über  die  Pflege  imd  Ernäluuug  der  Kinder. 
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Der  Gemeinde  obliept  es  nach  dem  Gesetze  vom  SO.  April  1870,  R.  G.  Bl. 
Nr.  68,  die  Findlinge  in  Sicht  zu  halten  und  zu  überwachen.  Außerdem  findet 
noch  eine  bei  den  einzelnen  Anstalten  verschieden  eingerichtete  Nachschau  durch 
Ärzte  oder  Beamte  statt. 

Erkrankten  Findlingen  ist  ärztliche  Hilfe  und  Arznei  ohne  Auslagen  seitens 
der  Pflegefrau  gesicherL 

Solange  ein  Kind  im  Verbände  der  Anstalt  steht,  sind  die  elterlichen  Rechte 
an  die  Anstaltsdirektion  als  Vormund  übertragen. 

So  segensreich  diese  Anstalten  dem  Elende  einer  Unzahl  unehelicher  Kinder 
gegenüber  wirken,  so  werden  sie  den  heutigen  Anforderungen  doch  nicht  mehr 
ganz  gerecht.  Die  übermäßig  große  Zahl  der  wahllos  versorgten  Kinder  und  das 
zu  geringe  Kostgeld  zwingen  sie,  Pfiegeeltem  auch  aus  den  ärmsten  Kreisen 
anzunehmen. 

Dies  und  die  ungenügende  Überwachung  der  Pflege  bewirken,  daß  sie  für 
die  Kinder  des  ersten  Lebensjahres  noch  eine  verhältnismäßig  hohe  Sterblichkeit 
haben.  Günstiger  liegen  die  Verhältnisse  für  die  überlebenden  größeren  Kinder, 
bei  denen  die  Pflege-  und  Erziehungsergebnisse  im  ganzen  nicht  schlecht  sind. 
Immerhin  können  die  Findelanstalten  für  diejenigen  Länder,  in  denen  sie  bestehen, 
als  Stützen  zum  Ausbaue  eines  allgemeinen  Kinderschutzes  dienere  Viel  schlimmer 
als  mit  den  Findlingen  steht  es  schon  mit  den  Kindern,  welche  keinen  Anspruch 
auf  Findliugsversorgung  haben  und  darum  bei  gänzlicher  Hilflosigkeit  der  Mutter 
den  Zuständigkeilsgemeinden  zur  Last  fallen.  Sie  können  von  der  Aufenthalts- 
gemeinde für  Rechnung  der  Heimatsgemeinde  in  die  entgeltliche  Pflege  gegeben 
werden,  ln  Wien  besorgt  dies  für  Säuglinge  die  Findelanstall  auf  Rechnung  der 
Gemeinde  Wien,  welche  dann  den  Rückersatz  der  Kosten  von  der  Zuständigkeits- 
gemeinde beansprucht.  Nur  selten  versteht  sich  diese  dazu,  durch  längere  Zeit  die 
für  sie  verhältnismäßig  hohen  Verpflegskosten  zu  zahlen;  sic  beruft  das  Kind  heim. 
Dort  wird  es  ohne  Überwachung  in  eine  möglichst  billige  Pflege  gegeben ; sein 
Gedeihen  erfreut  niemanden,  sein  Tod  befreit  von  einer  drückenden  Verpflichtung. 

Diese  Erkenntnis  und  die  Scheu  vor  dem  Bekanntwerden  des  Fehltrittes  in 
der  Heimat  hindern  viele  Mütter,  die  Hilfe  der  Zuständigkeitsgemeinden  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Sie  geben  ihr  Kind  auf  eigene  Kosten  in  Pflege.  Der  Wille  ist 
anfänglich  gut.  Für  das  Kostgeld  der  ersten  Zeit  genügt  vielleicht  noch  der  Rest 
der  Ersparnisse  aus  dem  Dienstplatze,  soweit  sie  nicht  durch  die  erzwungene 
Muße  der  letzten  Schwangerschaflsmonate  und  durch  die  Kosten  der  Entbindung 
versclüungen  worden  sind.  Für  später  muß  ein  Teil  des  Lohnes  geopfert  werden. 
Anfänglich  gibt  auch  der  Kindesvater  noch  monatlich  etwas  zu  oder  verspricht 
dies  wenigstens. 

Mit  der  Entfernung  vom  Kinde  schwindet  allmählich  der  freudige  Opfermut, 
das  Kind  wird  immer  mehr  als  Last  empfunden.  Der  Vater  läßt  nichts  mehr  von 
sich  hören,  es  kommen  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit,  vielleicht  gar  eine  neue 
Schwangerschaft,  die  Kostfrau  fordert  Zuschüsse  für  die  äi-ztliche  Behandlung  und 
die  Arzneien  des  erkrankten  Kindes  und  iin  Herzen  der  Mutter  gewinnt  der  Gedanke 
Boden,  „es  wäre  für  mich  und  das  Kind  das  Beste,  wenn  es  der  liebe  Gott  zu  sich 
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nehmen  möchte*.  Die  Zahlung  des  vereinbarten  Kostgeldes  wird  unregelmäßig 
und  bleibt  schließlich  ganz  aus.  Die  Kostfrau  soll  ohne  Entschädigung  Zeit,  Mühe 
und  Geld  für  das  fremde  Kind  opfern,  sie  vernachlässigt  es  und  ruft  zu  dem 
Kranken  keinen  Arzt;  ,es  ist  ohnehin  besser,  wenn  es  der  Herrgott  zu  sich 
nimmt*.  So  kann  sich  zwischen  Mutter  und  Kostfrau  ein  stilles  Einverständnis 
bilden;  es  wird  nichts  getan,  um  das  Ende  herbeizuffihren,  aber  auch  nichts,  um  es 
aufzuhalten.  Es  gibt  auch  Kostfrauen,  bei  denen  die  Mutter  von  vornherein  sicher 
ist,  daß  der  Säugling  im  Verlaufe  einiger  Monate  eines  .natürlichen*  Todes 
sterben  wird;  und  es  gibt  Mütter,  denen  dieses  erwünscht  ist 

In  England  ist  es  selbst  vorgekommen,  daß  solche  Kinder  gegen  einen 
geringen  Beitrag  auf  den  Todesfall  versichert  wurden  und  daß  nun  die  Aussicht, 
nach  ihrem  Ableben  einige  Pfund  zu  bekommen,  viel  beitrug,  ihren  .natürlichen 
Tod*  zu  beschleunigen. 

Das  junge  Lebewesen  ist  sehr  empfindlich  und  die  künstliche  Ernährung 
heikel.  Darreichung  ungeeigneter  oder  zersetzter  Milch  ruft  Magen-  und  Darm- 
kranklieiten  hervor  und  diese  führen  in  ihrer  Wiederholung  ohne  sachveretändige 
Behandlung  zur  Atrophie. 

Vielleicht  durch  den  berüchtigten  Schlaftee  oder  das  Schlafsaflerl,  welche 
aus  Mohnköpfen  bereitet  sind,  oder  durch  einen  beständigen,  vom  Saugen  an 
schnapsgetränkten  I.appen  erzeugten  Rausch  betäubt  und  am  Schreien  verhindert, 
siecht  das  Kind  so  wochenlang  hin,  ehe  es  durch  seinen  Tod  sich  und  andere  erlöst. 

Das  Volk  hat  solche  Pflegefrauen  als  Engelmacherinnen  bezeichnet  Aber  auch 
dort,  wo  nicht  bewußte  Vernachlässigung  oder  geradezu  böse  Absicht  besteht 
erwachsen  aus  dem  mangelnden  Verständnisse  der  Kostfrauen  für  Ernährung 
und  Pfiege  den  unbeaufsichtigten  Haltekindem  mannigfache  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  Viele  dieser  Pfleglinge  gehen  zu  Grunde  und  viele  von  denen, 
die  dem  Tode  entrinnen,  verfallen  der  Rhachitis  und  werden  verkrüppelt  bleiben 
— in  ungesunden  Verhältnissen  heranwachsend  — blutarm  und  schwach,  eine 
leichte  Beute  der  Skrofulöse  und  der  Tuberkulose  oder  werden  — frühzeitig  zu 
allzu  schwerer  Arbeit  verwendet  — mangelhaft  entwickelt  und  minder  enverbs- 
fähig.  Auch  Mißhandlungen  solcher  Kinder  gehören  nicht  zu  den  Seltenheiten. 
Ihre  sittliche  Erziehung  ist  oft  ungenügend  und  da  ihnen  nicht  selten  der  Fluch 
ihrer  Geburt  auch  späterhin  anbaftet,  so  kann  die  Tatsache  nicht  in  Erstaunen 
versetzen,  daß  die  Zahl  der  Verbrecher  einerseits  und  die  der  öffentlichen  Dirnen 
andrerseits  unter  den  unehelichen  Kindern  vergleichsweise  höher  ist  als  unter 
den  ehelich  geborenen. 

Also  nicht  bloß,  weil  die  Sterblichkeit  der  Unehelichen  überhaupt  und  der 
Haltekinder  im  be.sonderen  meist  bedeutend  größer  ist  als  die  durchschnittliche 
der  betreffenden  Länder,  sondern  auch  zur  Wahrung  der  körperlichen,  geistigen 
und  sittlichen  Gesundheit  der  Überlebenden  bedarf  das  Haltekinderwesen  einer 
Regelung  durch  die  Behörden. 

Diese  Erkenntnis  ist  nicht  neu  und  hat  in  vielen  Staaten  bereits  zur  Durch- 
führung entsprechender  Vorschriften  geführt. 

Frankreich  hat  die  Loi  relative  ä la  protection  des  Enfants  du  premier  äge 
et,  en  particulier,  des  Nourrissons  vom  Jahre  1874  fLoi  Roussel);  England;  The 
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Infant  Life  Protection  Act  vom  Jahre  1872  und  1897.  In  Dänemark  ist  durch  das 
Gesetz  vom  20.  April  1888  die  entgeltliche  Pflege  aller  Kinder  bis  zum  14-.  Jahre 
geregelt,  ebenso  durch  Kantonalverordnungen  in  der  Schweiz,  ln  Deutschland 
besteht  kein  Reichsgesetz,  jedoch  haben  viele  Staaten  — Preußen,  Bayern,  Baden, 
Württemberg,  Hessen,  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Altenburg,  Schaumburg-Lippe, 
Lübeck,  Hamburg  — darauf  bezügliche  Gesetze  und  Ministerialverordnungen.  und 
in  den  Staaten,  wo  diese  fehlen,  sind  einzelne  Städte  selbständig  vorgegangen. 

In  Ungarn  enthalten  die  §§  24  und  25  des  Gesetzartikels  14  vom  Jahre  1876 
einige  allgemeine  Bestimmungen.  Genaue  Vorschriften  sind  für  einzelne  Komitate 
erlassen  worden,  in  denen  das  Kostkinderwesen  besonders  ausgebreitet  isL  so  für 
das  Eisenburger  Komitat  durch  die  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Mini- 
steriums des  Innern  vom  29.  Juni  1893  und  für  das  Neutraer  Komitat  durch  die 
Verordnung  derselben  Behörde  vom  24.  November  1895. 

Von  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  hat  nur 
Steiermark  das  Gesetz  vom  4.  September  1896,  betreffend  den  Schutz  der  in 
entgeltlicher  Pflege  untergebrachten  Kinder  unter  zwei  Jahren  (L.  G.  n.  V.  Bl. 
Nr.  66).  In  Niederösterreich  wurden  aus  Anlaß  eines  bestimmten  Falles  im 
Jahre  1898  von  der  Statthalterei  durch  die  Bezirkshauptmannschaften  und 
selbständigen  Städte  Erhebungen  in  dieser  Richtung  gepflogen,  welche  ergaben^ 
daß  eine  Regelung  des  Haltekinderwescns  dringend  geboten  erscheint.  Es  wurde 
daraufhin  durch  den  n.  ö.  Landessanitätsrat  ein  ausführliches  Gutachten  von 
weiland  Regierungsrat  Dr.  Ernst  Braun  erstattet,  doch  blieben  weitere  Maß- 
nahmen aus. 

ln  der  Bezirkshauptmannschafl  Floridsdorf  hat  im  Jahre  1901  der  damalige 
Bezirksarzt  Dr.  Ignaz  Kaup  das  Haltekinderwesen  in  ausgezeichneter  Weise 
geregelt.  Er  stützte  sich  dabei  nur  auf  eine  Verordnung  der  k.  k.  Statthalterei 
vom  4.  Februar  1884,  L.  G.  u.  V.  Bl.  Nr.  9,  nach  welcher  den  Gemeinden  im 
selbständigen  Wirkungskreise  die  Pflicht  obliegt,  .über  alle  in  denselben  in 
fremder  Pflege  befindlichen  unehelichen  Kinder  ein  namentliches  Verzeichnis 
zu  fülu-en,  die  Pflege  aller  dieser  Individuen  zu  überwachen,  dieselben  periodisch 
der  ärztlichen  Untersuchung  zuzuführen  und  im  Falle  wahrgenommener  Übel- 
stände  die  Beseitigung  derselben  zu  veranlassen*.  Er  wußte  die  Anteilnahme  der 
Gemeindcvertretmigen  und  der  Gemeindeärzte  für  diese  Frage  zu  wecken  und 
erbrachte  so  den  Beweis,  daß  selbst  ohne  genaue  diesbezügliche  Gesetzes- 
bestimmungen viel  erreicht  werden  kann,  wenn  der  gute  Wille  dafür  vorhanden  ist. 

Die  Statthalterei  für  Tirol  imd  Vorarlberg  hat  durch  einen  Erlaß  vom 
5.  Juli  1905,  Z.  33020,  eine  Regelung  im  Verordnungswege  versucht.  Im  all- 
gemeinen aber  wird  es  sich  empfehlen,  ein  Rahmengesetz  für  alle  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zu  schaffen  und  die  Abgrenzung  der  zu 
besprechenden  Einzelheiten  der  Gesetzgebung  der  Länder  zu  überlassen,  in  denen 
die  diesbezüglichen  Verhältnisse  verschieden  sein  mögen. 

Der  Schutz  der  hilflosen  — und  das  sind  in  der  überwiegenden  Mehrzalil 
die  unehelichen  — Kinder  muß  vor  der  Geburt  einsetzen.  Die  bedürftige  Mutter 
soll  schon  in  den  letzten  Schwangerschaflsmonaten  Unterstützung  linden  können, 
wenn  ihre  Arbeitsfähigkeit  zum  Erwerbe  des  Unterhaltes  nicht  mehr  ausreicht 
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oder  durch  das  Erzwingen  schwerer  Arbeit  die  Entwicklung  oder  das  Leben  der 
Enicht  gefalirdet  werden  kann.  Sie  muH  Gelegenheit  finden,  unter  gesunden 
V'erhallnisson  und  sachverständigem  Beistände  ohne  zu  hohe  Kosten  entbinden 
zu  können  und  muß  endlich  davor  geschützt  sein,  daß  sie  vor  Ablauf  einer 
entsprechenden  Erholungsfrist  wieder  zu  schwerer  Arbeit  gezwungen  ist.  Unter- 
kunftshäuser für  hilflose  Schwangere,  Gebär-  und  Eindelaustalten,  Wöchnerinuen- 
zufluchlshäuser,  geschulte  Wochenpfiegeriruien  für  die  zu  Hause  Entbundenen  und 
die  Hegelung  der  Versicherung  auf  KrankenunterstOtzung  der  Schwangeren  und 
Wöclinerinnen  durch  die  Krankenkassen  kommen  für  diese  Eragen  nt  Betracht.  Es 
würde  jedoch  den  Rahmen  des  vorliegenden  Berichtes  überschreiten,  weint  alle 
diese  Forderungen  näher  besprochen  werden  sollten.  Auf  die  wichtigste  muß 
jedoch  noch  etwas  eingegangen  werden. 

Ein  Zusammenbleiben  von  Mutter  und  Kind  wenigstens  für  die  ersten 
Monate  nach  der  Entbindung  zum  Zwecke  des  Selbstslillens  schützt  Leben  und 
Gesundheit  des  Säuglings  am  besten  und  gewährleistet  auch  eine  entsprechende 
Eriiolung  der  Mutter. 

Die  Wiederaufnahme  der  Arbeit  nach  einem  kaum  zehn  Tage  dauernden 
Wochenbette,  bevor  die  Rückbildung  der  mütterlichen  Geschlechtsteile  mid  der 
Bauchwandungen  vollendet  isL  spielt  eine  große  Rolle  bei  den  zahlreichen  akuten 
und  chronischen  Frauenkrankheiten,  welche  durch  ein  sechs-  bis  achtwöehentliches 
Stillen  bei  leichter  Arbeit  vemiieden  werden  köiinon.  Und  das  frülizeitige  und 
meist  unvemiittelle  Absetzen  des  Kindes  von  der  Multerbrust  ist  die  gefälirlichste 
Quelle  ungenügender  Entwicklung  und  erhöhter  Sterblichkeit  bei  den  Säuglingen. 

ln  dieser  Beziehung  sind  die  Einnchtungen  der  Findelanstalten  unzweck- 
mäßig. weil  sie  die  Mehrzald  der  von  ilmen  versorgten  Kinder  schon  sehr  bald  von 
der  Mutier  trennen  und  in  fremde  Pflege  — allerdings  wemi  möglich  zu  .stillenden 
Frauen  — ahgeben. 

Wie  dies  vermieden  und  die  An.stalten  dem  Gebote  möglichster  V'erall- 
gemeinerung  des  Selliststillens  der  Mütter  gerecht  werden  können,  wurde  vom 
Berichterstatter  in  seiner  Arbeit  .Förderung  des  Selbstslillens  der  Mütter  im 
Zusammenhänge  mit  der  Findelanslalt*  (Österreichisches  Sanilätswesen  190G) 
erörtert 

Den  unehelichen  Kindern  solcher  Mütter,  welche  keinen  Anspruch  auf 
Findlingsvcrsorgung  haben,  wird  besonders  in  dieser  Beziehung  eine  zu  erlassende 
Bestimmung  zu  statten  konmien,  daß  keine  Mutier  olme  behördliche  Erlaubnis 
ihr  Kind  überhaupt  in  fremde  Pflege  weggeben  darf.  Die  Erlaubnis  erteilt  die 
Gemeinde,  in  welcher  sich  die  Mutter  aufhält,  gegen  Beibringung  der  ent- 
sprechenden Auswei.surkunden  dann,  wenn  die  amtliche  Prüfung  der  Erwerbs- 
verhältnisse ergeben  hat,  daß  die  Mutter  außer  shmde  ist  das  Kind  bei  sich  auf- 
zuziehen. Eme  besonders  strenge  Prüfung  unter  Zuzielnmg  eines  Arztes  ist  nötig 
bei  den  Neugeborenen  und  den  Säuglingen  der  ersten  Lebensmonate,  für  welche 
die  Ernährung  an  der  Mutterbrust  nahezu  Lebensbedingung  ist  Für  diese  soll  eine 
Abgabe  in  fremde  Pflege  nur  ganz  ausnalmisweise  bewilligt  werden,  wenn  sie 
unvermeidlich  ist  Wenn  die  Krankenversicherung  für  Schwangere  und 
Wöclmerumen  entsprechend  geregelt  sein  wird,  werden  die  meisten  Mütter 
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im  Stande  sein,  ilircm  Kinde  sechs  Wochen  lang  die  Brust  zu  reichen  und  es  erst 
dann  zur  Kostfrau  zu  ireben.  Und  wo  dies  aus  eigenem  nicht  geschehen  kann, 
wird  eine  kleine  monatliche  UnterstQtzung  auf  Hechnung  der  Heimatgemcinde  der 
Mutter  über  einige  Wochen  bis  Monate  hinweghelfen,  damit  sie  das  Kind  an  der 
Brust  haben  kann. 

Die  Erlaubnis  zur  Abgabe  des  Kindes  wird  schriftlich  ansgestellt,  der 
Erlaubnisschein,  welcher  nähere  Angaben  über  das  Kind  entliält,  ist  der  Pllegefran 
zugleich  mit  dem  Kinde  einzuhändigen.  Die  Ohergalte  soll  womöglich  durch  die 
Mutter  oder  ilire  nächsten  Anvenvandten  tmd  nicht  durch  eine  Mittelsperson 
geschehen.  Eine  älmliche  Vorschrilt  besteht  im  Großherzogtum  Hessen,  wo  das 
Gesetz  vom  10.  September  1878  bestimmt:  ,Wenn  ein  Kind  — außer  im  Wege 
der  öffentlichen  Armenpflege  — vor  vollendetem  sechsten  Lebensjahre  bei 
Lebzeiten  entweder  der  beiden  Eltern  oder  eines  Eltemteiles  oder  — falls  das 
Kind  unehelich  geboren  — seiner  Mutter  außerhalb  der  elterlichen  Wohnung  gegen 
Entgelt  in  Verpflegung  gegeben  werden  soll,  so  bedarf  es  hiezu  der  vorgängigen 
Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  des  Wohnortes  desjenigen  Eltemteiles, 
welcher  das  Kind  in  Pflege  geben  will  . . . und  wenn  ein  solches  Kind  in  eine 
fremde  Gemeinde  in  entgeltliche  Pflege  gebracht  werden  soll,  so  müssen  die 
Eltern  außerdem  nach  ausgewirkter  Erlaubnis  demnächst  auch  noch  von  dem 
wirklichen  Wegzuge  des  Kindes  ihrer  Ortspolizeibehörde  binnen  24  Stunden 
persönlich  oder  schriftlich  die  Anzeige  machen. 

Wird  ein  Kind  entgegen  dieser  Vorschrift  in  Pflege  gegeben  ...  so  trifft  die 
Eltern  sowie  die  etwaige  Mittelsperson,  welche  das  Kind  in  Pflege  gegeben  hat, 
eine  Geldstrafe  von  40  bis  50  Mark.  Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann 
auf  eine  Geldstrafe  von  20  Mark  heruntergegangen  werden. 

Die  Umw,iiidluiig  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  verhängten  uneinbring- 
lichen Geldstrafen  in  Haft  erfolgt  nach  Maßgabe  des  Art.  2,  Ziff.  5 des  Gesetzes 
vom  10.  Oktober  1871,  belretfcnd  den  Übergang  zu  dem  Strafgesetzbuche  für  das 
Deutsche  Reich.* 

Auch  das  französische  Gesetz  bestimmt,  daß  .jede  Person,  welche  ein  Kind 
in  Pflege  gibt,  es  bei  sonstiger  Sti-affälligkeit  bei  dem  Gemeindeamte  aiizeigen 
muß,  wo  auch  <lie  Geburt  des  Kindes  angezeigt  worden  ist,  oder  auch  bei  dem 
Gemeindeamte,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  hat.  Dabei  ist  aber  der  Pflegerin  ein  Aus- 
zug aus  den  Geburtsdaten  des  Kindes  mitzuübergeben.“ 

Durch  diese  Bestimmungen  wird  auch  die  Insichtführung  der  Haltekinder 
erleichtert,  welche  die  Grundbedingung  zur  Überwachung  bildet.  Denn  die  Ge- 
meinde, welche  der  Mutter  die  Erlaubnis  zum  Abgeben  des  Kindes  erteilt,  hat 
sofort  diejenige  Gemeinde  zu  verständigen,  wohin  das  Kind  kommen  soll,  und  die 
letztere  kann  so  übenvachen,  ob  die  Pflegefrau  der  später  zu  besprechenden  An- 
meldungsvorschrift rechtzeitig  nachkommt.  Damit  wenden  wir  uns  der  Besprechung 
der  Vorschriften  zu,  welche  nötig  erscheinen,  wenn  sich  die  Kinder  schon  ui  der 
Pflege  fremder  Leute  befinden.  Es  entsteht  sofort  die  Frage,  bis  zu  welchem  Alter 
die  Kinder  solcher  Schutzmaßregeln  bedürftig  erscheinen.  Die  Bcstimmmigen  dar- 
über sind  in  den  Ländern  mit  Kinderschutzgeselzen  sehr  verschieden. 
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Das  französische  Gesetz  und  das  ihm  nachgebildete  steirische  begnügen  sich 
mit  dem  Schutze  der  Haltekinder  bis  zum  vollendeten  zweiten  Lebensjahre.  Allein 
in  Frankreich  wird  die  größte  Zahl  hilfsbedürftiger  Kinder  ohnehin  auf  öffentliche 
Kosten  versorgt  und  diese  Fürsorge  erstreckt  sich  viel  weiter,  oft  bis  zur  Mündigkeit 
des  unterstützten  Kindes;  und  in  Steiermark  war  für  diese  niedrige  Grenze  nicht 
etwa  die  Meinung  ausschlaggebend,  daß  die  über  zwei  Jahre  alten  Kinder  des 
Schutzes  nicht  mehr  bedürfen,  sondern  die  Besorgnis,  mit  dem  neuen  Gesetze 
vom  Anfang  an  die  durch  die  Überwachung  in  Anspruch  genommenen  Personen 
und  Behörden  allzusehr  zu  belasten. 

ln  Deutschland  schwankt  die  Altersgrenze  in  den  verschiedenen  Staaten  und 
Städten;  in  den  meisten  ist  sie  mit  dem  sechsten  oder  siebenten  Jahre  festgesetzt, 
in  der  Annahme,  daß  mit  Beginn  des  Schulbesuches  Vernachlässigung  oder  Miß- 
handlung eines  Haltekindcs  in  höherem  Grade  nicht  mehr  leicht  Vorkommen 
könne,  ohne  daß  sie  durch  die  Lehrkräfte  wahrgenommen  und  zuständigen  Ortes 
angezeigt  werden  würde. 

Die  Schutzbedürftigkeit  steht  im  umgekehrten  Verhältnisse  zum  Alter  des 
Kindes.  Besonders  dem  Säuglinge  drohen  viele  Gefahren  aus  Unkenntnis  oder 
Vernachlässigung;  daher  muß  die  Überwachung  um  so  strenger  und  die  Nachschau 
um  so  häufiger  sein,  je  jünger  das  Kind  ist.  Nach  erreichtem  sechsten  Lebensjahre 
jedoch  ganz  auszusetzen,  empfiehlt  sich  damit  nicht.  Denn  auch  bei  schulpflichtigen 
Kindern  kommt  Vernachlässigung,  zuweilen  auch  Mißhandlung  vor  und  noch  öfter 
eine  Ausnützung  des  Kindes  zu  Arbeiten  außerhalb  der  Schulzeit,  welche  im 
Zusammenhänge  mit  den  Anforderungen  der  Schule  seine  Kräfte  übersteigen  und 
es  köiperlich  und  geistig  unfähig  machen,  eben  diesen  Anforderungen  nachzu- 
kommen. 

Es  wird  daher  die  Überwachung  bis  zur  Beendigtmg  der  Schulzeit  auszu- 
dehnen sein,  wenn  sie  auch,  wie  gesagt,  mit  zunehmendem  Alter  des  Schützlings 
nicht  mehr  so  eingehend  zu  sein  braucht  als  früher.  Ja,  es  ist  auch  der  Gedanke 
nicht  abzuweisen,  daß  Unterkunft,  Ernährung  und  Erziehung  der  Kinder  auch 
später  während  einer  allenfalls  durchzumachenden  Lehrzeit  bei  Handwerkern  oder 
in  landwirtschaftlichen  oder  Fabriksbetrieben  einer  gewissen  Überwachung 
bedürfen. 

Weiters  ist  zu  entscheiden,  ob  unter  dem  Ausdrucke  .fremde  Personen“ 
alle  Pflegerinnen  zu  veratehen  sind,  mit  Ausnahme  der  Mutter,  oder  ob  auch  allen- 
fallsige  Verwandte  der  letzteren  von  einer  Ül)erwachung  der  bei  ilmen  unter- 
gebrachten Kostkinder  befreit  sein  sollen. 

ln  dieser  Hinsicht  weisen  sowohl  unsere  eigenen  Erfahrungen  an  der  Wiener 
Findelanstalt  als  auch  die  anderer,  besonders  des  Dr.  Taube  in  Leipzig,  darauf  hin, 
daß  die  bei  Verwandten  untergebrachten  Haltekinder  ebenso  der  Überwachung 
bedürfen  wie  die  anderen.  Wenn  auch  hier  bewußte  Vernachlässigung  oder  gar 
Schlimmeres  weniger  zu  befürchten  ist  als  bei  fremden  Pflegefrauen,  so  sind  doch 
die  durch  Unverstand,  Vorurteile  und  Aberglauben  namentlich  den  Säuglingen 
erwachsenden  Gefahren  nicht  geringer.  Somit  sind  die  zum  Schutze  der  bei 
fremden  Personen  untergebrachten  Haltekinder  zu  treffenden  Maßnahmen  auf  alle 
nicht  in  der  Pßege  der  eigenen  Eltern  stehenden  Kostkinder  auszudebnen.  Dabei 
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ist  auch  der  Begriff  .gegen  Entgelt*  mit  einiger  Vorsicht  zu  nehmen.  Frauen, 
welche  die  Pflege  fremder  Kinder  gewerbsmäßig  betreiben,  übernehmen  diese  oft 
gegen  eine  einmaligeAbflndungssumme  und  dann  ist  ihreigenerVorteil  umso  größer, 
je  weniger  von  dieser  für  das  Kind  verbraucht  wird.  Da  sie  kein  monatliches  Kost- 
geld beziehen,  so  geben  sie  nicht  selten  vor,  das  Kind  unentgeltlich  in  Pflege  zu 
haben,  damit  sie  sich  auf  diese  Weise  vor  der  Überwachung  schützen,  welche  sich 
nur  auf  die  gegen  Entgelt  in  fremder  Pflege  stehenden  Kinder  erstreckt.  Auch 
kommen  Vereinbarungen  vor,  daß  die  Mutter  nach  Möglichkeit  und  nicht  in 
bestimmten  Zeitabschnitten  an  die  Kostfrau  Wüsche,  Kleider  oder  Geldbeträge 
geben  soll  und  auch  in  solchen  Fällen  geben  die  Haltefrauen  zuweilen  eine  unent- 
geltliche Übernahme  vor  oder  glauben  sogar  selbst  an  diese. 

Demzufolge  hat  sich  die  Überwachung  auf  alle  in  fremder  Pflege  stehenden 
Kinder  zu  erstrecken,  gleichgültig,  ob  und  in  welcher  Form  und  Art  ein  Entgelt  für 
diese  geleistet  wird.  Daß  auch  solche  Pflegeeltern  sich  derselben  unterziehen 
sollen,  welche  ein  Kind  wirklich  nur  aus  reiner  Liebe  und  ohne  Entschädigung 
pflegen,  vielleicht  um  es  später  als  eigen  anzunehmen,  hat  nichts  Abschreckendes. 
Denn  diese  erziehen,  nähren  und  kleiden  das  Kind  meist  tadellos  und  betrachten 
eine  amtliche  Untersuchung  als  eine  erfreuliche  Gelegenheit,  um  mit  Stolz  den 
Erfolg  ihrer  Pflege  anerkannt  zu  sehen.  Sic  dienen  auch  anderen  Haltefrauen  als 
Muster.  Und  schließlich  kann  es  dem  Gefühle  der  mit  der  Überwachung  betrauten 
Person  überlassen  bleiben,  m einzelnen  Fällen  von  einer  weiteren  Nachschau 
abzusehen,  wenn  diese  ihrer  Überzeugung  nach  mit  Rücksicht  auf  die  tadeUose 
Pflege  eines  solchen  Kindes  überflüssig  erscheint. 

Für  die  Haltekinder  wird  im  allgemeinen  dasselbe  gefordert  werden  müssen, 
was  in  den  Lätidern  mit  Findliugsversorgung  für  die  in  Familicnpflege  abgegebenen 
Findlinge  vorgesehen  ist.  Dazu  gehört  zunächst  die  Vorschrift,  daß  jede  Pflegefrau 
die  behördliche  Erlaubnis  zum  Halten  eines  fremden  Kindes  einzuholen  hat.  hi 
den  meisten  Ländern,  wo  die  Haltekinderfrage  geregelt  ist,  muß  dies  vor  der 
Übernahme  eines  Pfleglings  geschehen.  Auch  die  Findelanstalten  fordern,  daß 
sich  die  Frauen  zur  Übernahme  eines  Kinde.s  mit  einem  bereits  von  allen  maß- 
gebenden Personen  bestätigten  Zeugnisse  in  der  Anstalt  einflnden.  Demgegenüber 
wird  in  Leipzig  den  Zieheltern  die  Erlaubnis  zum  Halten  von  Kindern  nicht  vorher, 
sondern  nachher  erteilt  und  der  dortige  Stadtrat  Ludwig  Wolf  und  Dr.  Taube 
heben  hervor,  daß  dadurch  der  Stadt  eine  Menge  ausgezeichneter  Ziehmütter 
erhalten  bleibe,  indem  das  niedergekommene  Mädchen  oft  zufällig  eine  Ziehmutter 
finde,  die  sonst  nicht  daran  gedacht  hätte,  sich  um  die  Erlaubnis  zu  bewerben. 
Auch  sei  es  oft  schwer,  die  Eignung  vorher  zu  beurteilen;  Kostfrauen,  welche 
vertrauenswürdig  erschienen,  erweisen  sich  nachher  oft  als  unverläßlich,  während 
andere,  deren  Pflege  bei  der  ersten  Nachschau  nicht  einwandfrei  gefunden  werde, 
bei  einer  folgenden  schon  gut  befunden  werden  könne. 

Die  Einrichtung  hat  auch  deshalb  manches  für  sich,  weil  die  unbegründete 
Verweigerung  der  Erlaubnis  aus  grundsätzlicher  Abneigung  gegen  Kostkinder  nicht 
so  leicht  Vorkommen  wird;  doch  kann  im  allgemeinen  daran  festgehalten  werden, 
daß  die  Bewilligung  vorher  eingeholt  werden  soll.  Denn  die  schwangere  Mutter 
bat  Zeit  genug,  bis  zur  Entbindung  eine  Kostfrau  zu  wählen  und  sich  mit  ihr  zu 
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verstSniligeii,  so  daß  diese  ihrerseits  rechtzeitig  die  behördliche  Genehmigung  be- 
schaCfen  kann.  In  dringenden  Ffillen  kann  immerhin  die  naclitrügliche  Beibringung 
dieser  Bewilligung  gestattet  wenlen.  Dies  geschieht  zum  Beispiel  vom  Bericht- 
erstatter als  Leiter  der  Wiener  Findelanslalt,  wenn  durch  Krankheit  oder  Tod  der 
bisherigen  Pflegefrau  die  sofortige  Unterbringung  des  Kindes  bei  einer  anderen 
Koslfrau  notwendig  ist  oder  weim  die  unvermutet  hilflos  gewordene  Mutter, 
welche  keinen  Anspruch  auf  Findlingsvcrsorgung  hatte,  ihr  Kind  auf  Rechnung 
der  Heimatsgetneinde  aufnehmen  läßt  und  gleich  eine  selbst  gewählte  Kostfrau 
mitbringt,  die  aus  Unkeimtnis  der  bezüglichen  Bestimmungen  oder  wegen  der 
Kürze  der  Zeit  kein  Zeugnis  besorgt  hat. 

Für  Findlinge  in  NiederösteiTeich  muß  die  Eignung  der  Kostfrau  bestätigt 
sein  vom  Arzte,  vom  Pfarrer  mid  vom  Bürgeriueister.  Der  Arzt  muß  unbedingt 
beigezogen  werden,  deiui  er  allein  vermag  zu  beurteilen,  ob  die  gesundheitlichen 
Verhältnisse  derPflegefrau  und  ihrer  Wohnungsgenossen  sowie  die  Beschaffenheit 
der  Wohnung  die  Aufnahme  eines  Koslkindes  gestatten.  Mit  den  Bestätigungen 
durch  das  Gemeinde-  und  Pfarramt  hat  die  Wiener  Findelanstalt  einige  Male 
ungünstige  Erfahrungen  gemacht.  Der  Bürgermeister  ist  in  kleinen  Orten  nicht 
immer  unabhängig  und  scheut  die  Feindseligkeiten,  welche  er  von  abgewiesenen 
Bewerbern  vielleicht  zu  gewärtigen  hat.  Er  gibt  daher  seine  Unterschrift  zuweilen 
gegen  seine  Überzeugung.  Es  kommt  vor,  daß  eine  Pflegefrau  der  Wiener  Findel- 
anstalt die  gemeindeamtlichc  Bestätigung  auf  dem  Zeugnisse  beibringt,  daß  aber 
gleichzeitig  ein  Schreiben  des  Bürgenneisters  einlangt,  mau  möge  der  Frau  kein 
Kind  anvertrauen,  sie  sei  vollkommen  ungeeignet,  ihr  Mann  eui  Trinker  und 
älmliches  und  nur  die  Angst  vor  der  Rache  der  im  Orte  gefürchteten  Familie  habe 
den  Gemeindevorstand  bewogen,  ihr  die  Bestätigung  nicht  offen  abzuschlagen. 

Andere  Gemeindevorstände  dagegen  machen  den  Bewerbern  unbegründete 
Schwierigkeiten,  weil  sie  die  Arbeit  scheuen,  die  ihnen  durch  eine  größere  Anzahl 
von  Kostkindern  erwächst,  und  befürchten,  die  Gemeinde  werde  durch  eine 
vielleicht  notwendige  Vergrößerung  der  Schule  Auslagen  haben.  Sie  vergessen 
dabei,  daß  eine  entsprechende  Fürsorge  für  die  Kinder  den  Gemeinden  Lasten 
abnimmt,  die  sie  andernfalls  selbst  tragen  müßten  und  daß  durch  das  Kostgeld 
vielen  ärmeren  Familien  Bargeld  zukommt,  dessen  Umlauf  auch  für  die  Gesamt- 
heit der  Gemeinde  Nutzen  bringt. 

Die  Pfarrer  sind  den  Bewerbern  gegenüber  unabhängiger.  Doch  stößt  man 
auch  bei  ihnen  zuweilen  auf  Vorurteile  gegen  die  Aufnahme  von  Pflegekindern, 
indem  sie  von  der  irrigen  Anschauung  ausgehen,  daß  die  Sittlichkeit  ihrer  Fffarr- 
kinder  durch  die  Versorgmig  unehelicher  Kinder  gefillirdel  werde.  Diese  Befürch- 
tung ist  unbegründet.  Die  Zald  der  unehelichen  Geburten,  welche  Urnen  als 
Maßslab  der  Unsittlichkeit  zu  gelten  pflegt,  ist  von  gimz  anderen,  weit  tiefer 
liegenden  Bedingungen  abhängig  und  nicht  damit  im  Zusammenhänge,  ob  in 
einem  Bezirke  uneheliche  Pflegekinder  untergebracht  sind  oder  nicht. 

Das  Hofkanzleidekrct  vom  29.  Mai  1890,  Z.  12I.Ö7,  verbietet  allerdings  die 
unbegründete  Verweigerung  der  Erlaubnis  zur  Cbernahme  eines  Findelkindes, 
trotzdem  kommt  sie  sowohl  von  Seite  der  Gemeinden  als  auch  der  Pfariämter  vor 
und  bedingt  umständliche  Berufungen  an  die  Bezirkshauptmannschaflen. 
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Die  Möglichkeit,  die  Kinder  liilfloser  Mütter  in  guter  Familienpflege  unter- 
zubringen, ist  al)er  die  Grundbedingung  einer  entsprechenden  Fürsorge.  Dalier 
müs.sen  solche  Schwierigkeiten  vermieden  werden.  Dies  ist  arn  ehesten  möglich, 
wenn  die  Krlaubnis  zur  Übernahme  eines  Hallekindes  nach  eingehollem  Ärztlichen 
Gutachten  von  den  Vertrauensmännern  eines  mehrgliedrigen  Ausschusses  erteilt 
wird,  welchem  selbstverständlich  auch  Gemeindevorstand  und  Seelsorger  ange- 
lujren  sollen.  Dazu  sind  die  Gemeindewaisenräte  sehr  geeignet,  welche  in 
jüngster  Zeit  im  Zusammenhänge  mit  einzelnen  Bezirksgerichten  zum  Schutze  der 
Unmündigen  gegründet  worden  sind. 

Die  Unabhängigkeit  eines  solchen,  von  dem  jeweiligen  Bezirksrichter 
geleiteten  Ausschusses  den  Bewerbern  gegenüber  und  andrerseits  die  diesen 
gebotene  Möglichkeit,  gegen  das  vielleicht  nicht  immer  rein  sachliche  Urteil  eines 
einzelnen  an  eine  .Mehrheit  berufen  zu  können,  werden  die  Gewähr  dafür  bieten, 
daß  nicht  Verständnislosigkeit  für  die  Fragen  des  Kinderschutzes  oder  persönlnbe 
Abneigung  gegen  das  Pflegschaftswesen  die  Zahl  der  notwendigen  guten  Pflege- 
frauen einschränken  können. 

Das  Urteil  des  Arztes  wird  sich  auch  bei  den  Haltefrauen  auf  die  Gesund- 
tieitsverhältnisse  der  Pflegemutter  und  ihrer  Wolmungsgenossen  und  auf  die  Be- 
sclialTentieit  der  Wohnung  beziehen,  das  Gutachten  des  Gemeindewaisenrates 
hingegen  darauf,  ob  die  Pllegecltcrn  ihrer  »irlschafUidicn  Lage  und  ihrer 
sittlichen  Beschaffenheit  nach  ein  fremdes  Kind  entsprechend  zu  ernähren  und  zu 
pflegen,  beziehungsweise  zu  erziehen  im  stände  sein  werden. 

Die  Bewilligung  ist  zunächst  nur  für  ein  Kind  zu  erteilen.  WoUen  die  Pflege- 
eltem  ein  zweites  Haltekind  übernehmen,  so  haben  sie  hiezu  neuerdings  die 
Erlaubnis  einzuholen.  Ob  diese  erteilt  wird,  h.ängt  imter  anderem  auch  von  der  Zahl 
der  pflegebedürftigen  eigenen  Kinder  ab.  Mehr  als  zwei  fremde  Kinder  zu  pflegen, 
ist  eine  Kostfrau  meist  nicht  im  stunde,  daher  soll  die  Erlaubnis  zur  Übernahme 
weiterer  Kinder  nur  ausnahmsweise  unter  ganz  besonders  günstigen  Verhältnissen 
gegeben  werden.  Wo  mehrere  Haltekinder  in  eine  Familie  kommen,  soll  zwischen 
ihnen  ein  Altersunterschied  von  einem  Jalire  bestehen,  zum  minde.sten  dann,  wenn 
sie  gleichen  Geschlechtes  sind,  da  andernfalls  Verwechslungen  verkommen 
können. 

Ein  Wohnungswechsel  derPflegeeltem  ist  sofort  anzuzcigen  und  die  Erlaubnis 
für  die  neue  Wohnung  wiederum  nachzusuchen.  Gelegentlich  der  Erlaubnis- 
ertcilung  muß  den  zukünftigen  Haltefrauen  eingeschärft  werden,  daß  sie  ein  Kind 
womöglich  von  der  eigenen  Mutter  oder  deren  nächsten  Anverwandten  und  nicht 
von  Milteispersonen  übernehmen  und  auf  der  gleichzeitigen  Ausfolgung  des 
Erlaubnisscheines  zur  Abgabe  bestehen  sollen. 

Es  gibt  zumal  in  den  Großstädten  Hebammen,  bei  denen  gefallene  Mädchen 
heimlich  entbinden  können.  Diese  vermitteln  oft  auch  die  Unterbringung  der 
Kinder.  Sie  oder  auch  die  .Mütter  selbst  setzen  sich  mit  Frauen  vom  Lande  in 
Verbindung  und  finden  leicht  solche,  die  bereit  sind,  ein  Kind  zu  übernehmen. 
Es  ist  unglaublich,  welche  Vertrauensseligkeit  bei  solchen  Pflegefrauen  oft 
herrscht  Es  kommt  in  der  Umgebung  unserer  zVnstalt  vor,  daß  eine  Ptlegefrau 
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Tom  Lande,  die  auf  einen  Findling  wartet,  von  einer  ihrvollständig  unbekannten 
Person,  die  nicht  in  die  Anstalt  gehört,  angesprochen  wird,  ob  sie  nicht  ihr  Kind 
in  Pflege  nehmen  möchte.  Sie  erklärt  sich  dazu  bereit,  die  Mutter  teilt  ihr  olt 
nichts  weiter  mit,  als  den  angeblichen  Taufnamen  des  Kindes,  verspricht  ihr  ein 
monatliches,  anscheinend  ganz  annehmbares  Kostgeld  und  verschwindet,  nachdem 
sie  ihr  im  günstigsten  Falle  den  für  den  ersten  Monat  fälligen  Betrag,  im  ungün- 
stigeren überhaupt  noch  nichts  gezahlt  hat.  Solche  Kostfrauen  fahren  mit  den 
Kindern  nach  Hause  und  warten  geduldig  zwei  bis  drei  Monate  auf  das  versprochene 
Kostgeld,  bevor  sie  auf  den  Gedanken  kommen,  daß  sie  einer  Betrügerin  zum 
Opfer  gefallen  sind,  welche  sich  des  Kindes  entledigen  wollte.  Wenn  sie  sich  dann 
an  die  Behörden  wenden,  so  ist  die  Ausforschung  der  Person,  von  welcher  sic  das 
Kind  übernommen  haben,  natürlich  sehr  schwer,  oft  unmöglich. 

Die  Erlaubnis  zur  Cbernahme  eines  Kostkindes  wird  schriftlich  erteilt  durch 
die  Ausfolgung  eines  Pflegschaflsbuches  an  die  Bewerberin,  ln  dieses  werden  die 
persönlichen,  familiären  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  derHaltefrau  eingetragen. 

Es  enthält  Raum,  um  Namen  und  sonstige  Angaben  bezüglich  übernommener 
Haltekinder  einzusetzen  und  um  die  stattgefundene  Nachschau  und  den  Befund 
seitens  der  hiezu  berufenen  Personen  bestätigen  zu  können.  Im  Anhänge  sind  die 
gesetzlichen  Vorschriften  bezüglich  der  Haltekinder  und  eine  kurzgefaßte  und 
leicht  verständliche  Belehrung  über  Pflege.  Ernährung  und  Erziehung  des  Kindes 
beizuheflen. 

Die  Ilaltekinder  müssen  später  ständig  überwacht,  zu  diesem  Zwecke  aber 
den  dazu  Berufenen  bekannt  sein.  Es  sind  daher  strenge  gesetzliche  Bestimmungen 
wegen  einer  diesbezüglichen  Meldepflicht  nötig. 

Wenn  jede  Mutter,  welche  ihr  Kind  ohne  Vermittlung  öfTentlicher  Anstalten 
in  fremde  Pflege  gibt,  hiezu  erst  die  Erlaubnis  ihrer  Aufenthaltsgemeinde  einholen 
muß  und  wenn  diese  Gemeinde  sofort  die  Aufenlhaltsgemeinde  der  künftigen 
Pflegemutter  von  der  beabsichtigten  Unterbringung  des  Kindes  verständigt,  so  ist 
die  Insichtführung  der  in  einem  Gemeindesprengel  iintergcbrachten  Haltekinder 
wesetitlich  erleichtert.  Jede  Pflegefrau,  welche  ein  fremdes  Kind  übeniimmt,  ist 
ihrerseits  zu  verpflichten,  dieses  längstens  innerhalb  einer  Woche  beim  Gemeinde- 
amte, beziehungsweise  beim  Waisenrate,  in  großen  Städten  beim  Ziehkinderamte 
ihres  eigenen  Aufenthaltsortes  anzumelden,  widrigenfalls  sie  sich  einer  Ordnungs- 
strafe aussetzt.  Ebenso  muß  ihr  obliegen,  den  Abgang  eines  Kindes  durch  Tod 
oder  Übernahme  seitens  der  Mutter  oder  auf  andere  Art  binnen  acht  Tagen  zu 
melden.  Das  betrelTende  Amt  muß  bei  solchen  Frauen,  welche  nicht  vorher  die 
Erlaubnis  zum  Halten  eines  Pflegekindes  einholen  konnten,  alsbald  entscheiden, 
ob  sie  das  Kind  behalten  dürfen  und  im  verneinenden  Falle  für  eine  anderweitige 
Unterbringung  sorgen  und  über  sämtliche  Kinder  ein  genaues  Verzeichnis  führen, 
aus  welchem  Zuwachs  und  Abgang  stets  leicht  ersichtlich  sind.  Der  Bürgermeister 
zeigt  die  Ankunft  des  Kindes  innerhalb  dreier  Tage  dem  Gemeindeamt  an. 
welches  die  Erlaubnis  zur  Abgabe  erteilt  hat.  Von  dem  Abgänge  ist  sofort  die 
Gemeinde  zu  verstäniligen.  in  den  das  Kind  abgemeldet  wird,  damit  das  dortige 
Amt  seinerseits  nachforschen  kann,  ob  jenes  eingetroffen,  beziehungsweise. 
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wenn  nicht,  wo  es  geblieben  ist.  Der  ganze  schriftliche  Verkehr  zwischen  den 
einzelnen  Behörden  und  Amtspersonen  bezüglich  der  Hallckinder  kann  sich  auf 
amtlichen  Drucksorten  portofrei  abwickeln. 

Durch  das  Gesetz  vom  30.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  68,  sind  die  Gemeinden 
in  Österreich  zur  Führung  von  Verzeichnissen  der  daselbst  untergebrachten 
Findlinge  und  zur  Überwachung  der  diesen  zu  teil  werdenden  Fliege  und  Erziehung 
verhalten.  Diese  Gesetzesbestimmung  muß  in  siimgemüßer  Äntlerung  auch  auf  die 
Haltekinder  ausgedehnt  werden,  welche  einer  Übenvachung  noch  bedürftiger  sind 
als  die  von  ihren  Anstalten  aus  teilweise  beaufsichtigten  Findlinge.  Auch  hier  ist 
die  Heranziehung  der  vorher  erwähnten  Waisenräte  bei  den  Bezirksgerichten 
naheliegend.  Diese  sollen  sich  neben  dem  Gerichtsvorstande  und  dem  Arzte  aus 
den  Bürgermeistern,  Seelsorgern,  Lehrern  und  sonstigen  Vertrauensmännern  der 
zum  Bezirke  gehörigen  Gemeinden  zusammensetzen,  doch  darf  ihre  Schaffung 
nicht  von  der  persönhchen  Anteilnahme  der  jeweiligen  Bezirksrichter  an  dem 
Lose  der  Kostkinder  ahhängen,  sundern  muß  zu  den  ausdrücklichen  Verpflichtungen 
eine.s  jeden  Bezirksgerichtes  gehören. 

Diese  alsdann  staatlich  bestellten  Waisenräte  sind  als  eine  verwaltungs- 
behördliche Einrichtung  den  Bezirkshauptmannschaften  zU  unterstellen,  welchen 
jährlich  Verzeichnisse  der  in  den  Bezirken  in  fremder  Pflege  untergebrachten 
Kinder  nebst  den  Anmerkungen  über  die  erfolgte  Nachschau  und  den  Befund 
einzusenden  sind.  Diese  lassen  durch  ihre  Amtsärzte  gelegentliche  Nachschau 
halten  und  haben  ihrerseits  jährlich  diesbezügliche  Berichte  an  ihre  Statthaltcreien 
zu  machen  und  von  diesen  wird  der  gesammelte  Stoff  dem  Ministerium  des  Innern 
zim  Überprüfung  und  zur  Verwertung  für  eine  Reichsstatistik  einzusenden  sein- 

Die  unmittelbare  Untersuchung  der  Kinder  muß  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
Ärzte  geschehen,  wenn  ihr  Zweck  erreicht  werden  soll.  Denn  durch  Laien  können 
nur  die  Umgebung  der  Kinder  und  an  diesen  selbst  nur  Äußerlichkeiten  beurteilt 
werden,  was  zu  einer  dauernden  Überwachung  nicht  genügt.  Es  muß  der 
Gesundheitszustand  bei  der  Übernahme  festgestellt  werden,  denn  es  kommt  vor, 
daß  Pflegefrauen  Säuglinge  übernehmen,  welche  ohne  Wissen  der  Mutter  mit 
unscheinbaren  Zeichen  von  Erbsyphilis  behaftet  sind  und  nun  die  Kostfrau  und 
ihre  eigenen  Familienmitglieder  anstecken  können.  Dalier  muß  jede  Haltefrau 
verpflichtet  werden,  das  übernommene  Kind,  sobald  es  die  Witterungsverhältnisse 
erlauben,  auf  dem  Lande  jedenfalls  innerhalb  einer  Woche,  in  den  Städten  beim 
nächsten  Haltekindersprechtage,  dem  zuständigen  ..Vrzte  vorzustellen,  welcher  im 
Pflegschaftsbuche  Gesundheits-  und  Entwicklungszusland  bei  der  ersten  Unter- 
suchung einträgt  Sehr  förderlich  wird  cs  sein,  wenn  auch  beim  Einholen  der 
Erlaubnis  zur  .Vbgabe  eines  Kindes  <Iurch  die  .Mutter  schon  jedesmal  eine  ärztliche 
Untersuchung  des  Kindes  voranzugehen  hat,  welche  für  Säuglinge  unbedingt 
erforderlich  ist.  Die  weitere  ärztliche  Überwachung  kann  auf  dem  Lande  so 
geschehen,  daß  der  Arzt  gelegentlich  seiner  Krankenbesuche  die  Kostkinder  eines 
Ortes,  und  zwar  die  älteren  ungefähr  zweimal  im  Jahre  in  den  Wohnungen  besucht. 
Sind  in  einer  Gemeinde  mehrere  Haltekinder,  so  kann  er  sie  für  einen  bestimmten 
Tag  an  einem  öffentlichen  Orte,  zum  Beispiel  in  der  Schule  zusammenberufen 
lassen.  Die  Säuglinge  müssen  wenigstens  monatlich  einmal  untersucht  werden. 
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Die  Entschädigung  der  Ärzte  auf  dem  Lande  wird  am  besten  durch  eine 
nach  der  Kopfzahl  der  Haltekinder  jährlich  zu  berechnende  Abfindung  geschehen. 
In  den  Städten  sind  bestimmte  Tage  und  ein  be.stimmter  Ort  festzusetzen,  an 
welchen  die  Haltefrauen  in  einer  gewissen  Reihenfolge  mit  ihren  Plleglingen  zur 
Untersuchung  durch  den  eigens  anzustclienden  Ziehkinderarzt  zu  erscheinen 
haben,  wie  dies  nach  der  bekannten  Leipziger  Art  in  vielen  Städten  Deutschlands 
bereits  eingerichtet  ist.  Bei  kleinen  Städten  kann  auch  die  nächste  Umgebung 
herangezogen  weiden,  ln  großen  Städten  genügt  ein  solcher  Mittelpunkt  nicht, 
weil  es  für  die  Frauen  einen  zu  großen  Verlust  an  Zeit  und  Geld  bedeutet,  wenn 
sie  dorthin  kommen  sollten.  Doch  lassen  sich  ohne  hohe  Kosten  im  Zusammen- 
hänge mit  den  Krankenhäusern,  besonders  mit  den  Kinderspitälem  und  Poli- 
kliniken in  jedem  Bezirke  solche  Haltekindertage  einrichten,  an  denen  stets  ein 
und  derselbe  Spitalarzt  die  Untersuchung  der  Pfleglinge  vornimmt,  ln  Kiel  müssen 
sämtliche  Ziehkinder  unter  einem  Jahre  monatlich  einmal  dem  Direktor  der  Poli- 
klinik vorgestellt  werden. 

Die  Überwachung  durch  Laien  kann  wohl  teilweise  von  den  Mitgliedern  der 
Waisenräte  besorgt  werden,  allein  die  Aufgabe  dieser  wird  sich  mehr  darauf 
erstrecken,  die  Erziehung  und  das  sittliche  Gedeihen  der  Kinder  im  Auge  zu 
behalten.  Eine  planmäßige  Prüfung  der  häuslichen  Pflegeverhältnisse,  eine  Besich- 
tigimg  der  Wohnung,  der  Betten,  der  Kleider  und  Wäsche,  eine  Überwachung  der 
Ernährung,  besonders  bei  den  Säuglingen,  wird  Aufgabe  weiblicher  Kräfte  sein, 
welche  dem  Waisenrate  eines  Bezirkes  zur  Verfügung  stehen  müssen. 

Es  sind  die  Meinungen  geteilt  bezüglich  der  Überwachung  durch  freiwillige 
Frauenvereine  oder  durch  dauernd  angestellte  Pflegerinnen. 

Medizinalrat  Dr.  Hauser  ist  es  gelungen,  in  Baden  einen  Frauenverein  zu 
gründen,  der  seine  Tätigkeit  allmählich  über  das  gimze  Großherzogtum  erstreckte 
und  sehr  gute  Erfolge  in  der  Überwachung  der  Kost-  und  Ilaltekinder  erzielt 
haben  soll.  Auch  Itegierungsrat  Dr.  Braun  befürwortet  in  seinem  Gutachten  die 
Gründung  solcher  Frauenvereine  in  XicderösteiTeich  und  verspricht  sich  von  ihnen 
einen  Nutzen  nicht  nur  für  die  Haltekinder,  sondern  auch  für  die  Verbreitung 
richtiger  Anschauungen  über  Kinderpflege  und  -emährung  überhaupt  Denn  er 
setzt  vorau.s,  daß  solche  Frauen  erst  selbst  eine  ärztliche  Belehrung  über  die  ein- 
schlägigen Forderungen  erhalten  haben  müssen,  bevor  ihnen  die  Überwachung 
anderer  Frauen  anvertraut  werden  kann. 

Dagegen  hält  Dr.  Taube  in  Leipzig  freiwillige  Pflegerinnen  zur  Beaufsichtigung 
der  Ziehkinder  nicht  für  geeignet  Er  betont  mit  Recht,  daß  zur  Beurteilung  der 
Pflegeverhältnisse  eine  jahrelange  Erfahrung  gehöre,  um  mit  einem  raschen  Blicke 
kränkliche  von  schlecht  gepflegten  Kindern,  heuchlerische  von  ehrlichen,  aber  viel- 
leicht unwissenden  Pllegefraueii  zu  unterscheiden;  daß  die  Überwachung  der  Halte- 
kinder sofort  nach  der  ÜbemaJime  einzusetzen  habe  und  daher  ihr  Beginn  nicht 
dem  guten  Willen  der  freiwilligen  Pflegerin  überlassen  werden  dürfe,  sondern  zu 
den  unweigerlichen  Verpflichtungen  bezahlter  Pflegerinnen  gehören  müsse. 

Der  Besuch  der  in  armen  Vierteln  in  hohen  Stockwerken  wohnhaften  Pflege- 
frauen sei  zu  mühsam,  der  Aufenthalt  in  den  ännlichen  oft  schlecht  gelüfteten 
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und  unreinen  Wohnungen,  das  allenfalls  notwendige  Zugreifen,  um  der  Pflege- 
mutter zu  zeigen,  wie  sic  ein  unreines,  ein  wundes  Kind  zu  betreuen  habe,  zu 
wenig  verlockend,  um  von  den  aus  sogenannten  besseren  Kreisen  stammenden 
freiwilligen  Pflegerinnen  in  befriedigender  Weise  durchgeführt  zu  werden.  Und 
dazu  sei  der  Empfang  durch  die  mißtrauischen  Pßegemülter  besonders  im  Anfang 
nicht  immer  sehr  liebenswürdig,  sondern  geeignet  vor  weiteren  Besuchen  abzu- 
schrecken. Auch  scheuen  sich  die  Pflegefrauen,  ihren  Haushalt  durch  wechselnde, 
höheren  Kreisen  entstammende  Frauen  überwacht  zu  wissen,  während  sie  in  der 
beständig  bleibenden  angestellten  Pflegerin  bald  eine  freundliche  Beraterin 
erkennen. 

Es  bestehe  weiter  die  Gefahr,  daß  nicht  strenge  die  durch  den  belehrenden 
Ziehkinderarzt  aufgestellten  Forderungen,  sondern  die  an  den  eigenen  Kindern 
gemachten  vermeintlich  bedeutenden  Erfahrungen  als  Maßstab  auch  für  die  Halte- 
kinder angewendel  werden.  Ihm  hat  sich  Stadtrat  Püttner  in  Halle  an  der  Saale 
vollständig  angeschlossen.  Dieser  hebt  noch  hervor,  daß  die  freiwilligen 
Pflegerinnen  die  Kinder  nur  oberflächlich  besichbgen,  daß  ihnen  die  Übung  fehlt 
um  beginnende  Verbrechen  rechtzeitig  zu  sehen,  wälirend  besoldete  Pflegerinnen, 
deren  jede  bei  200  Kinder  beaufsichtigen  kann,  hierin  bald  Übung  erlangen.  Auch 
h(äre  die  Überwachung  durch  die  im  Ehrenamte  stehenden  Frauen  gerade  in  der 
heißen  Jahreszeit,  wo  der  Brechdurchfall  unter  den  Säuglingen  wütet,  meist  auf, 
weil  sic  mit  ihren  Familien  im  Bade  Erholung  suchen.  Der  Richtigkeit  dieser  Aus- 
führungen kann  man  sich  nicht  verschließen  und  muß  daher  auch  bei  uns  die 
Forderung  nach  fest  angestellten  Pflegeriimen  zur  Beaufsichtigung  der  Kostkinder 
aussprechen. 

Den  freiwilligen  Frauenhilfsvereinen  bleibt  trotzdem  auf  diesem  Gebiete  noch 
manche  schöne  Aufgabe  zu  erfüllen  übrig,  wie  später  ausgelührt  werdeti  wird. 
Durch  die  Pflegerinnen  muß  ein  Kind  sofort  nach  der  Anmeldung  und  dann  in 
bestimmten  Zeitabschnitten  in  der  Wohnung  besucht,  in  jeder  Beziehung  über- 
wacht und  im  Bedarfsfälle  an  den  zuständigen  Arzt  zur  Untersuchung  gewiesen 
werden.  Der  Zutritt  muß  sowohl  den  Pflegerinnen  als  auch  den  Ärzten  gesetzlich 
gesichert  sein.  In  Frankreich  wird  die  Verweigerung  des  Zutrittes  gegen  den  Zieli- 
kinderarzt  von  Seite  der  Pllegefrau  mit  Geldstrafen  von  5 bis  15  Franken,  wenn  sie 
mit  Beleidigungen  verbunden  war,  mit  Arreststrafen  von  1 bis  5 Tagen  geahndet. 
Allenfalls  walirgcnommene  kleinere  Obeistände  sind  von  der  Pflegerin  selbst 
abzustellen,  wo  dies  nicht  gelingt  dem  Waisenrate  oder  in  gewissen  Füllen  in 
kurzem  Wege  dem  Ziehkinderarzte  anzuzeigen.  Naturgemäß  muß  jede  Nachschau, 
die  sich  auf  das  körperliche  Gedeihen  bezieht  um  so  öfter  erfolgen,  je  jünger  das 
Pflegekind  ist. 

Der  Tag  des  Besuches  und  der  Befund  sind  in  das  Pflegschaftsbuch  einzu- 
tragen, welches  bei  den  ärztlichen  Ziehkindertagen  vorgewiesen  werden  muß. 

Bei  größeren  Obeiständen  oder  hartnäckigem  Ungehorsam  kaiui  der  Waisen- 
rat im  Einvernehmen  mit  dem  Arzte  die  Abnahme  des  Kindes  verfügen,  hat  aber 
dann  für  seine  anderweitige  Unterbringung  zu  sorgen.  Bei  gröberen  Vergehen  ist 
die  Strafanzeige  an  das  zuständige  Gericht  zu  erstatten.  Wenn  so  einer.^eits  die 
Furcht  vor  der  Abnahme  des  Kindes  und  der  damit  verbundenen  Beschämung 
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oder  gar  vor  einer  gerichtlichen  Abstrafung  geeignet  ist,  die  Pflegefrauen  von 
absichtlicher  Schädigung  des  Kindes  abzuhalten,  so  sind  andrerseits  kleine 
Belohnungen  für  gute  Pflege  ein  vorzügliches  Mittel,  um  den  Eifer  der  Ziehmütter 
anzuspornen.  In  dieser  Hinsicht  verfügt  der  Berichterstatter  über  eine  große 
Erfahrung  bezüglich  der  Pflegefrauen  für  Findlinge.  Es  ist  wirklich  erfreulich,  wie 
sehr  eine  im  Laufe  der  Jahre  einmal  zuerkanntc  kleine  Belohnung  als  Anerkennung 
für  gute  Pflege  eines  gesimden  oder  besonders  sorgfrütige  Betreuung  eines  kranken 
Kindes  nicht  nur  die  betreffende  Kostfrau  oft  anspomt,  nun  erst  recht  für  da.s 
Kind  zu  sorgen,  sondern  auch  die  anderen  Pflegefrauen  der  Umgebung  aneifert, 
das  gleiche  zu  tun.  Dabei  kommt  es  auf  eine  besondere  Höhe  des  Betrages  nicht 
an,  denn  dieser  wird  oft  sofort  dazu  verwendet,  um  dem  Pfleglinge  ein  hübscheres 
Kleidchen  oder  sonst  etwas  Nützliches  zu  kaufen;  es  ist  vielmehr  die  Freude  und 
der  Stolz  über  die  erhaltene  Anerkennung,  welchen  diese  gute  Wirkung  zukommt. 
Hier  ist  nun  ein  Feld  gegeben,  auf  welchem  sich  der  Gemeinsinn  freiwilliger  Ver- 
einigungen sehr  nützlich  betitigen  kann;  und  es  wird  gut  sein,  die  Frauen  eines 
Bezirkes  dem  Waisenrate  in  loser  Form  anzugliedem,  damit  sie  durch  kleine 
Spenden  von  Geld  oder  auch  von  Wäsche  und  Kleidern  die  Belohnung  besonders 
braver  oder  auch  die  Unterstützung  armer  Pflegefrauen  ermöglichen,  denen  das 
Kostgeld  von  der  Mutter  vielleicht  doch  nur  spärlich  und  unregelmäßig  zukommt. 

Durch  die  An-  und  Abmeldungspflicht  und  durch  die  Überwachung  werden 
die  Zieheltern  sehr  belastet.  Daher  muß  die  Regelung  des  Haltekinderwesens  auch 
für  die  Pflegefrauen  sorgen,  wodurch  ja  mittelbar  wieder  der  Schutz  der  Kinder 
gefördert  wird.  Allerdings  hat  zunächst  das  üble  Los  der  Haltekinder  den  Anstoß 
gegeben,  dieser  Frage  näherzutreten,  allein  die  Erfahrungen,  welche  man  dabei 
gesammelt  hat,  haben  erfreidicherweise  gezeigt,  daß  unter  den  armen  Pflegefrauen, 
welche  die  Kinder  in  der  Hoffnung  auf  einen  kleinen  Gewinn  in  entgeltliche  Pflege 
nehmen,  auch  viel  Aufopferung  und  Selbstlosigkeit  zu  finden  ist,  die  sie  veranlaßt, 
das  einmal  liebgewoniiene  Kind  auch  dann  zu  behalten,  weim  vielleicht  schon 
nach  einigen  Monaten  das  mit  der  Mutter  vereinbarte  Kostgeld  ausbleibt.  Zum 
V'orteile  der  Kinder  und  der  Pflegemütter  muß  jenen  in  Erkrankimgsfällen  ärztliche 
Hilfe  billiger  oder  ganz  unentgeltlich  zugänglich  sein.  Denn  dort,  wo  von  dem 
mäßigen  Kostgelde  auch  Arzt  und  Arzneien  bezahlt  werden  solleti,  wird  die 
Inanspruchnahme  ärztlicher  Beratung  hinausgeschoben  in  der  Hoffnung,  daß  die 
Erkrankung  ohne  Bc^deutung  sei  und  bald  vorübergehen  werde.  Da  nun  im  Kindes- 
und  besonders  im  Säuglingsalter  scheinbar  unbedeutende  Erkrankungen  schwere 
Folgen  nach  sich  ziehen  können,  wird  die  rechte  Zeit  leicht  verpaßt  und  Schädi- 
gung in  der  Entwicklung  oder  selbst  der  Tod  des  Kindes  kann  die  Folge  sein. 

Es  müssen  daher  den  Ilaltekindem  unentgeltlich  die  Hilfe  der  Gemeinde- 
oder Annenärzte  und  der  Krankejian.stalfen  sowie  der  Bezug  der  Arzneien  zu  teil 
wenlen.  Dafür  haben  die  Gemeinden  aufzukommen,  indem  die  Haltekinder  den 
Ortsarmen  gleich  gehalten  werden.  Dasselbe  gilt  für  die  Bestattung  im  Todesfälle. 
Als  Ausweis  für  die.se  Zwecke  dient  das  Idlegsrhaftsbuch.  Um  den  Mißbrauch  zu 
verhindern,  daß  Arzt  und  Heilmittel  auf  öffentliche  Kosten  auch  für  solche  Halte- 
kinder beanspnicht  werden,  welche  von  bessergeslellten  Ellern  aus  besonderen 
Gründen  gegen  reichlichere  Entschädigimg  in  Pflege  gegeben  werden,  kann  schon 
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beim  Erteilen  der  Erlaubnis  zur  Abgabe  von  der  Aufenthaltsgemeinde  der  Mutter 
eine  auf  die  Bedürftigkeit  dieser  liinweisende  Anmerkung  gemacht  werden.  Ist 
aber  den  Pflegeeltern  die  Gelegenheit  geboten,  dann  sind  sie  als  strafbar  anzu- 
sehen, wenn  sie  es  versäumen,  rechtzeitig  ärztliche  Hilfe  für  das  Koslkind  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

Eine  große  Gefahr  für  das  Leben  der  Säuglinge  im  Haushalte  der  Armen, 
datier  auch  für  die  Haltekinder,  bedeuten  die  Magen-  und  Darmkrankheiten,  welche 
durch  Verabreichung  ungeeigneter  Nalirung  entstehen  und  namentlich  in  der  warmen 
Jahreszeit  eine  große  Zahl  von  jenen  dahinraCfen.  Dem  zu  begegnen,  muß  den 
Haltefrauen  sowie  anderen  armen  Müttern  eine  einwandfrei  gewonnene  und  für 
das  Alter  des  Kindes  entsprechend  zugerichtete  Milch  billig  und  leicht  zugänglich 
sein,  ln  Frankreich  bestehen  Milchverteilungsanstalten  schon  seit  langem,  bei  uns 
wurde  der  erste  Versuch  in  Floridsdorf  durch  den  früher  erwähnten  Bezirksarzt 
Dr.  Kaup,  dann  im  Arbeiterbezirke  Favoriten  in  Wien  durch  Dr.  Siegfried  Weiß 
gemacht.  Diesen  folgte  in  größerem  Stile  der  Verein  .Säuglingsschutz“  in  Wien, 
welcher  durch  Professor  Escherich  gegründet  und  von  der  Gemeinde  wirksam 
gefördert,  bereits  zwei  solche  Milchverteilungsanstalten  ins  Leben  gerufen  hat  und 
seine  segensreiche  Tätigkeit  den  kinderreichsten  Bezirken  Wiens  angedeihen  läßt. 
Die  Milch  wird  zum  Selbstkostenpreise,  an  ärmere  Mütter  zum  halben  Preise 
oder  — ülier  Anw'eisung  der  Armenbehörde  — ganz  unenigeltlich  abgegeben. 
Damit  ist  zugleich  für  die  betreffenden  Bezirke  ein  .Mittelpunkt  geschaffen,  wo  in 
gewissen  Zeitabschnitten  die  Kinder  zur  ärztlichen  Cberprütüng  vorgeslellt  werden 
können. 

Auch  für  die.sen  Zweig  der  Fürsorge  eignet  sich  die  Hcranzielumg  der 
freiwilligen  Frauenhilfsvereine,  denen,  wie  man  sieht,  ein  großes  Feld  zur  Ver- 
fügung bleibt,  auch  wenn  die  unmittelbare  Überwachung  der  Kinder  im  Sinne 
Taubes  besser  durch  bestellte  Pßegerinnen  besorgt  wird.  Auf  andere  Wohlfahrts- 
einrichtungen,  wie  Krippen  und  ähnliche,  welche  auch  den  llaltekindern  zu  gute 
kommen  können,  kann  im  Rahmen  dieses  Bericlites  nicht  eingegangen  werden. 

Es  ist  wichtig  für  das  körperliche  und  sittliche  Gedeihen  eines  Kindes,  daß 
nicht  zu  oft  ein  Pllegewechsel  stattfinde.  Diesbezüglich  ist  durch  die  regelmäßige 
Zahlung  des  Kostgeldes  von  den  Findelanstalten  für  ihre  Pfleglinge  gut  gesorgt. 
Bei  diesen  darf  ein  Pflegowechscl  im  ersten  Lebensjahre  nur  aus  zwingenden 
Gründen  vorgenomnien  werden.  In  Leipzig  müssen  sich  Kostfrau  und  Mutter 
verpflichten,  das  Kind  — ent.sprechende  Pflege  vorausgesetzt  — mindestens  zwei 
Monate  zu  behalten,  beziehungswei.se  zu  belassen.  Die  .Mutter  soll  womöglich 
das  Kostgeld  für  die  ersten  zwei  Monate  vorausbezahlen.  Regelmäßige  Zahlung 
des  Kostgeldes  ist  überhau])t  eine  Grundbedingung  für  eine  entsprechende 
Pflege  durch  die  Zieheltern.  Daher  gehört  die  Sicherstellung  eines  Ptlegegeldes, 
welches  dem  für  das  Kind  nötigen  Aufwande  entspricht,  zu  den  weiteren  Maß- 
regeln des  Haltekindcrschutzes.  Das  Kostgeld  aufzubringen,  sind  sowohl  die 
Mütter  als  auch  die  Väter  verpflichtet.  Die  ersteren  kommen  dieser  Pflicht  be 
den  doch  meist  unehelichen  Haltekindem  öfter  nach  als  die  Väter.  Dennoch  gibt 
es  auch  Mütter,  welche  sieh  dieser  Verpflichtung  entziehen  und  so  das  Kind  dem 
eingangs  be.schriebenen  Schicksale  gänzlicher  Vernachlässigung  überlassen. 

ff.  j 
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Die  Findelanstalten  Österreichs,  mit  teilwoiser  Ausnahme  der  steirisclien, 
gehen  hier  mit  einem  schlechten  Beispiele  voran.  Sie  nehmen  jeder  ledigen  Mutter, 
welche  auf  Grund  ihrer  Zuständigkeit  überhaupt  Anspnich  auf  Findlingsversorgung 
hat,  das  Kind  vollständig  ab.  einzig  und  allein  auf  Grund  dessen,  daß  sie  in  der 
betreffenden  Gebäranstalf  entbunden  hat  und  cs  wird  nicht  danach  gefragt,  ob 
sie  zum  ersten  Male  gefallen  ist  oder  mit  dem  zweiten,  dritten  oder  sechsten 
unehelichen  Kinde  kommt.  Nur  ein  geringer  Teil  der  Mütter  muß  der  weiter  be- 
stehenden Verpflichtung  genügen,  in  der  Anstalt  vier  Monate  lang  Ammendiensle 
zu  leisten.  Sonst  sind  die  Mütter  frank  und  frei.  Ihr  Kind  wird  einer  Pllcgefrau 
übergeben,  das  Kostgeld  regelmäßig  von  der  Anstalt  gezahlt  und  — wenn  die 
Mutter  nicht  will,  braucht  sie  sich  nie  mehr  um  das  Kind  zu  kümmern,  welches 
nach  .tblauf  der  sechs-  bis  zehnjährigen  Findlingspflege  der  Heimat  zur  weiteren 
Versorgung  übergeben  wird.  Viele  Mütter  bleiben  allerdings  mit  den  Kostfrauen 
in  Verbindung,  kümmern  sich  um  Pflege  und  Gedeihen  der  Kinder  und  zahlen 
nach  Vermögen  einen  kleinen  Zuschuß  zu  dem  Kostgelde  der  Anstalt,  welches  an 
sich  gering  ist  und  die  Pflegefrauen  nur  durch  die  Sicherheit  und  Regelmäßigkeit 
seiner  Zahlung  mehr  verlockt,  als  die  oft  höher  vereinbarten,  aber  dann  unregel- 
mäßig oder  gar  nicht  gezahlten  Kostgelder  für  Haltekindcr.  Viele  Mütter  kümmern 
sich  überhaupt  nie  wieder  um  ihre  Kinder.  Sie  verlassen  die  Anstalt,  der  Sorgen 
ledig,  niemand  erfährt  zu  Hause  von  ihrem  Fehltritte  und  da  er  so  olme  dauernde 
unangenehme  Folgen  geblieben  ist,  h.aben  sie  geringe  Bedenken,  vielleicht  schon 
nach  kurzer  Zeit  einen  zweiten  und  dritten  zu  begehen.  Darum  dürfen  nur  die 
Kinder  der  wirklich  armen  Mütter  ganz  unentgeltlich  versorgt  werden.  Sonst  muß 
jede  Mutter  zu  einer,  den  eigenen  Vermögensverhältnissen  und  den  der  Anver- 
wandten entsprechenden,  wenn  auch  kleinen  monatlichen  Beitragsleistung  für  ihr 
Kind  verhalten  werden,  damit  sie  sich  de.ssen  stets  bewußt  bleibe,  daß  sie  für  ein 
Kind  mitzusorgen  hat. 

Die  Findelanstalten  sollen  den  ledigen  Müttern  diese  Sorgen  nicht  voll- 
ständig abnehmen,  sondern  nur  erleichtern  und  dann  ihre  Fürsorge  auf  alle  hilfs- 
bedürftigen Mütter  des  Landes,  aber  auch  nur  auf  diese  erstrecken.  Dann  könnte 
die  Bestimmung  entfallen,  daß  jede  Mutter,  sob.ald  sie  den  Kindesvater  heiratet, 
ihr  nunmehr  per  subsecpiens  matrimonium  ehelich  gewordenes  Kind  übernehmen 
muß;  da  diese  Kinder  den  Eltern  oft  gänzlich  fremd  sind  und  nur  als  Last 
empfunden  werden,  sind  sie  cs  gerade,  welche  den  Anlaß  zu  Kindesmißhandhing 
durch  die  eigenen  Eltern  geben. 

Auch  bei  den  Haltekindem  muß  möglichst  für  eine  regelmäßige  Beitrags- 
Icistung  durch  die  Mütter  gesorgt  werden,  indem  schon  beim  Einholen  der 
Erlaubnis  zur  Abgabe  des  Kindes  die  Mutter  sich  zur  Zahlung  eines  bestimmten 
Kostgeldbeitrages  verpflichtet. 

Es  ist  richtig,  daß  die  meisten  unehelichen  Mütter  nicht  so  viel  von  ihrem 
Verdienste  abgeben  können,  um  das  ganze  Kostgeld  für  ein  Ziehkind  zu  bestreiten, 
allein  zu  einem  mit  ihrem  Verdienste  in  Einklang  stehenden  Teilbeträge  sollen  sie 
unbedingt  behördlich  verhallen  werden,  was  bei  den  bestehenden  An-  und  Ab- 
meldungsvorschriflcn  auch  dann  möglich  sein  wird,  wenn  sie  ihren  Aufenthalt 
wechseln. 
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Die  Mehrzahl  der  ledigen  Mütter  unterliegt  nicht  allein  der  Verführung  der 
Männer,  sondern  auch  der  Gewalt  des  Geschlechlstriebes,  welchem  eben  beide 
Teile  nicht  die  genügenden  Hemmungen  entgegenzusetzen  vermögen.  Nicht  nur 
der  Mann  kennt  die  möglichen  Folgen  eines  außerehelichen  Bei.schlafes,  sondern 
auch  das  Mädchen  und  deshalb  sollen  diese  von  beiden  getragen  werden.  Auch 
hier  wird  ein  gewisser  Zwang  zur  teilweisen  Erhaltung  des  Kindes  die  Mutier 
leichter  vor  einem  neuen  Fehltritte  bewahren.  Dasselbe  gilt  aber  und  gewiß  in 
höherem  Maße  vom  außerehelichen  Kindesvater,  der  ja  von  vornherein  schon  den 
körperlichen  und  seelischen  Beschwerden  entgeht,  denen  da.s  gefallene  Mädchen 
sich  ausgesetzt  hat.  Dadurch  vergißt  er  um  so  leichter  seine  Verpdichtung  und 
scheut  sich  nicht,  ein  neues  Verhältnis  einzugehen;  und  wenn  auch  nicht  immer 
berechnende  Vcrfühnmgskunst  ihn  anlreibt,  so  hindert  ihn  andrerseits  nichts, 
seinen  Trieben  ungestraft  nachzulcben.  Es  gilt  für  ihn  kaum  als  Schande,  V'ater 
eines  oder  mehrerer  unehelicher  Kinder  zu  sein,  ja  es  kommt  in  bäuerlichen 
Kreisen  vor,  daß  die  jungen  Burschen  sich  dessen  rühmen,  wer  von  ihnen  mehr 
solche  Kinder  habe. 

Daher  gehört  zur  Sicherung  des  Kostgeldes  die  bedingungslose  Heranziehung 
der  unehelichen  Kindesväter.  Die  Findelanstalten,  welche  sich  früher  gnindsätzlich 
um  die  Kindesväter  nicht  kümmerten,  sondern  es  dem  Ermessen  der  .Mütter  über- 
ließen, den  Kindesvater  zu  belangen,  haben  hierin  bereits  Änderungen  getrolTen. 
Die  SchafTiiug  von  HechLsschutzstellon,  durch  welche  alle  Kindesväter  grundsätz- 
lich zur  Beitragsleislung  herangezogen  werden,  ist  in  unmittelbarer  Vorbereitung. 
Diese  Heranziehung  muß  von  Amts  wegen  geschehen,  denn  nur  ein  geringer  Bruch- 
teil der  Mütter  pflegt  den  Kindesvater  aus  eigenem  Antrieb  zu  belangen  und  die 
es  tun,  sind  nicht  immer  gerade  die  hilfsbedürftigsten.  Bei  den  anderen  sind 
geistige  Minderwertigkeit,  Hoffnung  auf  Heirat  durch  den  Verführer  oder  Stolz 
und  Trotz  gegen  den  Mann,  der  sie  verlassen  hat,  die  Gründe,  die  sie  davon 
abhalten.  Diese  Verhältnisse  wurden  von  Dr.  Taube  in  Leipzig  in  eingehendster 
Weise  studiert  und  dargestellt.  Er  hat  die  Übertragung  der  Generalvormundschaft 
über  alle  in  Leipzig  untergebrachten  Hattekinder  an  das  Ziehkinderamt  durch- 
geselzt,  welc  hes  sofort  nach  der  Anmeldung  eines  Kindes  beide  Eltern  vorlädt 
und  für  die  Sicherstellung  des  Kostgeldes  sorgt.  Dadurch  gelingt  es  auch,  fast 
bei  allen  Kindern  einen  monatlichen  Beitrag  von  Seite  der  V'üler  zu  sichern.  Denn 
diese  sind  fast  immer  leichter  in  der  Lage,  einen  solchen  zu  zahlen  als  die  Mütter, 
und  sie  verpilichten  sieh  unter  dem  Einflüsse  des  Ziehkinderamtes  meist  freiwillig 
dazu.  Ein  wöchentlicher  Beitrag  der  Mutter  in  der  Hohe  von  1 50  Mark  und  des 
Vatere  in  der  Höhe  von  2 Mark  gilt  als  genügend.  Allenlings  wii-d  im  Falle  der 
Weigerung  unnaehsichtlieh  durch  die  Gerichte  vorgegangen. 

Durch  eine  gesetzliche  Bestimmung  vom  Jahre  1897  können  in  Sachsen  die 
Lohnbezüge  des  unehelichen  Kindesvaters  zu  Gunsten  des  unehelichen  Kindes  mit 
Beschlag  belegt  werden,  soweit  sie  nicht  zur  Bestreitung  seines  und  seiner  F;unilie 
notdürftigen  Lebensunterhaltes  erforderlich  sind.  Ja,  es  besteht  sog.ar  die  Befugnis, 
den  unehelichen  Kindesvater,  der  sich  seiner  Verpflichtung  durch  häutiges 
Wechseln  oder  Verlassen  seiner  Stellung  zu  entziehen  versucht,  in  das  städtische 
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Arbeitshaus  zu  stecken  und  ihn  so  zum  Verdienen  für  das  von  ihm  in  die  ^W'U 
gesetzte  außereheliclie  Kind  zu  zwingen. 

In  Österreich  ist  nach  den  §g  167  und  168  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  zur  Verpflegung  des  unehelichen  Kinde.'  vorzüglich  der  Vater  ver- 
bunden; wenn  aber  dieser  nicht  im  stände  ist,  das  Kind  zu  verpflegen,  so  fällt 
diese  Verbindlichkeit  auf  die  Mutter.  Es  ist  also  die  gesetzliche  Handhabe  vor- 
handen, um  beide  Teile  zu  einer  entsprechenden  Beitragsleistung  für  das  Zieh- 
geld heranzuziehen.  Da  jedoch  bei  uns  dieselben  Gründe  dafür  maßgebend  sind, 
daß  viele  Mütter  die  außerehelichen  Kindesväter  nicht  belangen,  so  muß  dies  auch 
bei  den  Haltekindern  amtlich  geschehen.  Dazu  ist  es  notwendig,  daß  in  den 
Städten  die  zu  errichtenden  Ziebkinderämter  und  die  auf  dem  Lande  mit  deren 
Aufgaben  zu  betrauenden  Waiseniüte  die  Rechte  der  Generalvormundscbafl 
erhalten  über  alle  in  ihrem  Bereiche  unlergebrachten  Kostkinder,  soweit  diese 
nicht  auf  öffentliche  Kosten  durch  Findelanstalten  oder  andere  versorgt  sind. 

Bei  diesen  kommt  die  Vormundschaft  der  betreffenden  Anstalt  zu.  Die 
Generalvormundschaft  hat  sofort  nach  der  Anmeldung  eines  Kindes  das  Zieh- 
geld durch  die  Mutter  und  den  Vater  sicherzuslcllen,  denn  je  eher  nach  der  Geburt 
dies  geschieht,  um  so  leichter  ist  von  beiden  Teilen  etwas  zu  erreichen,  sohmge  sie 
noch  unter  dem  Einflüsse  der  aus  ihren  Beziehungen  sich  ergebenden  Gefühle 
und  dem  unmittelbaren  Eindrücke  ihrer  Mutter-,  beziehungsweise  Vaterschaft 
stehen.  Ob  für  die  unter  Generalvormundschaft  stehenden  Kinder  noch  ein  Mit- 
vormund zu  bestellen  sei,  ist  eine  Frage  von  geringerer  Bedeutung. 

In  Leipzig  hat  man  davon  abgesehen.  Wenn  man  erfährL  wie  schwer  oft 
die  Gerichte  in  Österreich  für  die  ihnen  unterstehenden  Waisenkinder  geeignete 
Vormünder  ausfindig  machen  und  wie  leicht  von  manchen  dieser  Vormünder  ihre 
Pllichten  genommen  werden,  so  dürfte  man  auch  bei  uns  darauf  verzichten  können. 

Biber  noch  hätte  die  Bestellung  eines  Fürsorgers  nach  dem  .Muster  der 
badischen  Zwangserziehung  einen  Wert,  welcher  — in  unmittelbarer  Nähe  des 
Kostkindes  wohnend  — den  Waisenrat  in  der  Cbenvachung  dos  Kindes  unter- 
stützt und  sein  Amt  nur  solange  übt,  als  sich  das  betreffende  Kind  im  Wohnorte 
des  B'ürsorgers  aufliält.  Schließlich  müssen  brave  Pllegeoltern  durch  eine  gesetz- 
liche Bestimmung  geschützt  werden  vor  der  willkürlichen  Abnahme  eines  ihnen 
liebgewordenen  Pflegekindes  durch  Eltern,  welche  sich  vielleicht  Jahre  hin- 
durch um  dieses  nicht  mehr  gekümmert  haben  oder  nicht  geeignet  sind,  cs 
körperlich,  geistig  und  sittlich  entsprechend  zu  betreuen.  Diese  lassen  sich  olt 
die  Erziehung  durch  fremde  Leute  — oder  auch  durch  Anstalten  — gefallen, 
solange  die  Kinder  klein  sind  und  erhöhter  Sorgfalt  bedürfen.  Sobald  sie  aber 
glauben,  die  beginnende  Erwerbsfilhigkeit  der  Kinder  für  sich  benützen  zu  können, 
ni.achen  sie  von  ihren  Elternrechten  Gebrauch  und  fordern  die  Kinder  zurück. 

In  England  ist  durch  ein  Gesetz  «The  Gustody  of  Children  Act'  vom 
Jalire  1891  in  dieser  Hinsicht  voi'geseheD,  daß  .der  Gerichtshof  entscheiden 
kaim  über  das  Verlangen  der  Eltern,  welche  ihre  Kinder  verlassen,  preisgegeben 
oder  welche  zugegeben  haben,  daß  die  Kinder  auf  Kosten  dritter  Personen  oder 
Vereine  und  An.slaltcn  oder  auf  Kosten  der  Armenkassen  aufgezogen  werden  und 
welche  vor  Abschluß  der  Erziehung  ihre  Kinder  zurückverlangen,  und  er  hat  da.s 
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Recht,  ein  solches  Begehren  abzulehnen,  wenn  die  Eltern  ihrer  elterlichen  Pflicht 
bisher  nicht  eingedenk  wai-en  und  daher  die  Eignung  zur  Erziehung  der  Kinder 
nicht  haben*.  Ein  ähnliches  Gesetz  besteht  in  Frankreich  vom  Jahre  1889.  Dort 
ist  die  Rückstellung  eines  armen  Kindes  stets  von  der  vorhergehenden  Prüfung 
abhängig,  ob  die  Verhältnisse  der  Eltern  eine  solche  Rückkehr  gestatten;  fällt 
diese  schlecht  aus,  so  wird  die  Herausgabe  des  Kindes  verweigert. 

Es  gibt  genug  Fälle,  wo  die  Zieheltern  ein  Kind  so  liebgewinnen,  daß  sie  es  auch 
bei  sich  behalten,  wenn  das  vereinbarte  Kostgeld  schon  längst  nicht  mehr  gezahlt 
wird.  Sie  wollen  es  — selbst  vielleicht  kinderlos  — als  eigen  aimehmen,  müssen 
aber  stets  fürchten,  daß  einmal  die  Blltem  kommen  und  das  Kind  zurückverlangen 
oder  — dies  vorschützend  — Erpressungen  ausüben. 

Gleiche  Erfahrungen  hat  Dr.  Taube  in  Leipzig  gemacht  imd  sich  dadurch 
geholfen,  daß  der  Name  der  Adoptiveltern  der  Mutter  überhaupt  nicht  bekannt 
gegeben  wird. 

Wenn  also  eine  ledige  Mutter  oder  auch  verheiratete  Eltern  ein  Kind  in  die 
Pflege  fremder  Leute  übergeben  und  sich  eine  gewisse  Zeit  hindurch  — zum  Bei- 
spiel drei  Jahre  lang  — nicht  mehr  vim  dasselbe  kümmern  oder  zu  seiner  Rüefc- 
übemahme  überhaupt  ungeeignet  erscheinen,  so  soll  das  zuständige  Gericht  nach 
Anhörung  des  Ziehkinderamtes  oder  Waisenrates  berechtigt  sein,  auszusprechen, 
daß  das  Recht  der  Zieheltern  auf  das  Kind  dem  der  nachl.ässigen  Eltern  vorzu- 
gehen habe.  Vorausgesetzt  wird,  daß  die  Pflege  des  Kindes  bei  den  Zieheltern 
während  dieser  Zeit  eine  entsprechende  w.ar. 

Diese  Frage  gehört  allerdings  schon  in  das  Gebiet,  welches  dem  zu  unserem 
Punkto  bestellten  zweiten  Berichterstatter  zugewiesen  ist;  sie  n\ußte  jedoch  hier 
wenigsicns  gestreift  werden. 

Somit  läßt  sich  die  Beantwortung  unserer  Frage,  .welche  Maßnahmen  zum 
Schutze  der  fremden  Personen  gegen  Entgelt  zur  Pflege  übergebenen  Kinder  ein- 
zuleitcn  wären*,  durch  folgende  Fordermigen  zusammenfassend  beantworten: 

1.  Diese  Kinder  müssen  die  Fürsorge  des  Staates  genießen,  um  so  ein- 
gehender, je  jünger  sie  sind. 

2.  Wer  datier  sein  Kind  in  die  Pflege  fremder  Leide  geben  will,  hat  hiezu 
die  behördliche  Bewilligung  einzuholen.  Diese  wird  schriftlich  erteilt. 

Von  der  erteilten  Erlaubnis  ist  die  Gemeinde  desjenigen  Ortes  zu  verstän- 
digen, in  dem  das  Kind  untergebracht  werden  soll. 

3.  Wer  ein  fremdes  Kind  in  Pflege  nehmen  will,  hat  hiezu  die  behördliche 
Erlaubnis  einzuhoten.  Diese  wird  durch  da.s  Ziehkinderamt,  auf  dem  Lande  durch 
den  Waisenrat  des  Bezirkes  erteilt  und  wird  durch  Ausstellung  eines  Pflegschafts- 
buches be.scheinigt. 

4.  Wer  ein  fremdes  Kind  in  Pflege  genommen  hat,  hat  dieses  binnen  acht 
Tagen  bei  seinem  Gemeindeamte  anzumelden  und  durch  den  zuständigen  Arzt 
untersuchen  zu  lassen,  der  den  Befund  im  Pflegschaflsbuche  einträgt.  Tod  oder 
sonstiger  Abgang  sind  innerhalb  derselben  Frist  zu  melden.  Von  letzterem  ist 
behördlich  das  Gemeindeamt  des  zukünftigen  Aufenthaltsortes  des  Kindes  zu  ver- 
ständigen. 
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5.  Die  Gemeinden  haben  genaue  Verzeichnisse  über  die  daselbst  in  Auf- 
enthalt befindlichen  Koslkinder  zu  führen. 

6.  Die  Pflegekinder  müssen  durch  angeslellte  Aufsichtspersonen  in  den 
Wohnungen  der  Zieheltern  besucht  und  von  Zeit  zu  Zeit  den  zustündigen  Ärzten 
zur  Prüfung  ihres  Gedeihens  vorgestellt  werden.  Für  besonders  sorgfältige  Pflege 
sind  Belohnungen  an  die  Pflegecltem  zu  erteilen. 

7.  Den  Ziehmüttern  ist  ärztliche  Hilfe  und  Arznei  für  die  Haltekinder 
unentgeltlich  zugänglich  zu  machen  und  Gelegenheit  zum  Bezüge  einer  einwaml- 
freien  Kindernahrung  zu  bieten. 

8.  Das  Kostgeld  für  die  Ziehkinder  ist  durch  behördliche  Heranziehung  der 
Kindesmütter  und  ganz  besonders  auch  der  außerehelichen  Kindesväter  sichei- 
zustellcn. 

9.  Zu  diesem  Zwecke  ist  die  Übertragung  der  Generalvormundschaft  über 
die  Ziehkinder  an  die  Ziehkinderärnter  der  Städte,  beziehungsweise  die  Waisenräte 
der  Landliezirke  erforderlich. 

10.  Solchen  Eltern,  welche  sich  drei  Jahre  lang  nicht  um  ihr  in  fremder 
Pflege  befindliches  Kind  gekümmert  haben  oder  zur  Wiedembemahme  ihrer 
Kinder  nicht  geeignet  sind,  können  ihre  Rechte  zu  Gunsten  der  Pflegeeltem  durch 
gerichtliches  Urteil  aberkannt  werden. 

Der  Kinderschutz  wird  durch  die  Bestellung  der  Ziehkinderärzle  und  der 
bezahlten  Pflegerinnen  Ausgaben  verursachen,  von  denen  ein  Teil  vom  Staate, 
ein  anderer  von  den  Ländern  und  der  dritte  von  den  Gemeinden  nach  Maßgabe 
der  daselbst  vorhandenen  Haltekinder  getragen  werden  muß.  Ohne  Geldopfer 
läßt  sich  die  Erhaltung  der  armen  Kinder  nicht  denken.  Mit  Recht  sagt 
Silberschlag:  .Ein  guter  Zweck  ist  niemals  ohne  Opfer  zu  erreichen.  Und  der 
Cbelstand.  den  wir  bekämpfen  sollen,  ist  wahrlieh  groß  genug,  daß  es  sich  ver- 
lohnt, seinetwegen  ein  mäßiges  Geldopfer  zu  bringen.  Wenn  vor  mehr  als  siebzehn- 
hundert Jahren  die  heidnischen  Römer  es  für  eine  Schmach  hielten,  daß  die  Kinder 
der  Armen  und  Sklaven  an  der  Columna  lactaria  ausgesetzt  wurden  und  es  dem 
Zufalle  überlassen  Idieb,  ob  sie  dort  verhungerten  oder  durch  die  Mildtätigkeit 
hinzukommender  Personen  gerottet  wurden,  so  ist  es  doch  wohl  auch  für  uns  im 
XIX.  Jahrhundert  eine  Schmach,  wenn  das  gewerbsmäßige  Umbringen  der  soge- 
nannten Haltekinder  in  unseren  Großstädten  seit  mehr  als  einem  halben  Jahr- 
hunderte ungestrafi,  ja  fast  unbeachtet  getrieben  wird.* 
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Welche  Maßnahmen  wären  zum  Schutze  der  bei  fremden  Personen  In 
Pflege  stehenden  Kinder  (Zieh-,  Halte-  und  Kostkinder)  einzuleiten  und 
welche  Rechte  wären  den  Pflegeeltern  In  Ansehung  dieser  Kinder  zu 

gewähren  ? 


Gutachten 

des 

Dr.  Paul  von  Vittorelli, 

FriLsideDl  des  Landcsirenchtes  in  StraTsscheD  in  Wien. 


Aus  dem  Heferate  des  Herrn  Direktors  Dr.  Rielher  über  die  Frage,  welche 
Maßnahmen  zum  Schutze  der  bei  fremden  Personen  in  Pflege  stehenden  Kinder 
(Zieh-,  Zeit-  und  Kostkinder)  einzuleiten  und  welche  Rechte  den  Pflegeeltem  in 
Ansehung  dieser  Kinder  zu  gewähren  seien,  habe  ich  den  Teil,  betreffend  die  den 
Pflegeeltem  etwa  zu  gewährenden  Rechte  zum  Korreferate  übernommen. 

Mein  Referat  bezieht  sich  nur  auf  die  als  Pflegeeltern  fungierenden  einzelnen 
physischen  Personen;  Korporationen  (Anstalten,  Vereine),  die  sich  mit  der 
Pflege  von  Kindern  befassen,  scheiden  von  vornherein  aus  dem 
Kreise  meiner  Betrachtungen  aus. 


Das  österreichische  Gesetz  räumt  den  Pflegeeltem  gegenüber  den  in  ihre 
Fürsorge  übernommenen  Kindern  keinerlei  Rechte  ein.  Die  Pflegeeltem  haben 
weder  ein  gesetzliches  Recht  zur  Ei-ziehung  oder  Vermögensverwaltung,  noch  das 
Recht,  die  Pflegekinder  zu  unentgeltlichen  Diensten  zu  verwenden.  Nur  in  letzterer 
Beziehung  besteht  nach  dem  Hofdekret  vom  l.Aprill813,  Prov.G.S.,  BanddO,  Nr.32, 
eine  Ausnahme  insofern,  als  Zieheltern  der  Findlinge  dieselben  unter  Kontrolle 
der  Ortsobrigkeiten,  Seelsorger  und  Armenvüter  bis  nach  beendetem  22.  Jahre 
behalten  und  „zu  ihrer  Feld-  oder  Hausarbeit,  Handwerk  oder  Kunst  verwenden“ 
können,  und  auch  dieses  Recht  erfährt  seine  Beschränkung  dadurch,  daß  nach  der 
niederösterreichischen  Regierungsverordnung  vom  16.  Febmar  1837,  Z.  6648, 
Prov.  G.  S.,  Band  1‘J,  Seite  68,  die  Ausfolgung  eines  solchen,  von  seinen  leiblichen 
F.ltem  reklamierten  Findlings  an  diese,  vorbehaltlich  der  Entschädigungsansprüche 
der  Pflegeeltem,  nicht  verweigert  werden  darf. 

Von  dieser  Ausnahme  abgesehen,  wird  diese  Materie  einzig  <lurch  den  S 186 
a.  b.  G.  B.  geregelt. 
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Dieser  Paragiraph  lautet:  .Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Wahleltem 
und  WaJilkinder  lassen  sich  auf  Kinder,  die  nur  in  Pflege  genommen  wenlen,  nictit 
anwenden.  Diese  Pflege  steht  jedermann  frei;  wollen  aber  die  Parteien  hierülxT 
einen  Vertrag  schließen,  -so  muß  er,  insofern  die  Rechte  des  Pflegekindes 
geschmälert  oder  demselben  besondere  Verbindlichkeiten  auferlegt  werden  sollen, 
gerichtlich  bestätigt  werden.  Auf  den  Ersatz  der  Pflegekosten  haben  die  Pflege- 
elteni  keinen  Anspruch.* 

Aus  dieser  Gesetzesstelle  ergibt  sich  ein  Zweifaches:  Ei'stens.  daß  das 
Gesetz  nur  jene  Fälle  im  Auge  hat.  in  denen  die  Übernahme  in  Pflege  nicht  ein 
entgeltliches  Geschäft,  sondern  ganz  oder  doch  großenteils  ein  Akt  der  Liberalilät 
ist,  Fälle  also,  in  denen  die  Pflogeeltcrn  völlig  oder  doch  teilweise  aus  eigenem  für 
die  Kosten  der  V'erpflegung  und  Erziehung  aufkommen,  und  zweitens,  daß  trotz- 
dem auch  hier  den  Pflegeeltem  ex  lege  keinerlei  Rechte  eingeräümt  werden,  sondern 
die  Regelung  des  Pflegschaftsverhältnisses  der  .allerdings  durch  ein  Kontrollsrecht 
der  Pflegscliaftsbehördo  eingeschränkten  Vertragsfreiheit  überlassen  bleiben  solL 

Die  Richtigkeit  der  zuerst  angeführten  Folgerung  ergibt  sich  nicht  nur  aus 
dem  Schlußp.assus  des  zitierten  Paragraphen  und  d.irau.«,  daß  das  allgemeine 
bürgerhehe  Gesetzbuch  .die  Übernahme  in  Pflege*  nach  der  betreffenden  Marginal- 
rubrik im  dritten  Hauptstücke  unter  .dem  Rechtsverhältnisse  zwischen  Eltern 
und  Kindern  ähnliche  Verbindungen“,  anschließend  :m  die  Adoption  anführt, 
sondern  auch  aus  dem  Urteile  eines  hervorragemlen  Mitgliedes  der  Kodifikations- 
kommission. Zeiller  sagt  diesfalls  in  seinem  Kommentar  zum  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzlruche:  .Unmündige  Kinder  verstorbener  oder  dürtliger  Eltern  haben 
vorzüglich  auf  dem  flachen  Lande  nur  seilen  Hoffnung,  durch  eine  förmliche 
Adoption  ein  besseres  Schicksal  zu  erlangen.  Aber  wolilhabende  Menschen  bewegt, 
sie  in  die  Verpflegung  zu  nehmen,  das  Mitleid  oder  die  Hoffnung,  daß  sie  sich 
an  ihre  Pflegeeltem  anschmiegen  und  teils  durch  ihr  Benehmen,  teils  nach 
Zunahme  ihrer  Kräfte,  durch  Dienste  im  Hauswesen  die  Wohltaten  dankbar 
vergelten  werden.  Man  will  es  jedoch  erst  auf  einen  Versuch  ankommen  lassen. 
•So  billig  also  die  Vorsorge  scheinen  dürfte,  die  guttätigen  Gesinnungen  durch 
Gesetz  oder  einen  geiichllichen  Vertrag  zu  einer  Rechtspflicht  zu  erheben,  so 
stünde  man  doch  in  Gefahr,  durch  Versuch  eines  Zwanges  dem  hilflosen  Kinde 
vielmehr  auch  die  zeitliche  Untorslütztmg  zu  entziehen,  die  überdies  durch  ein 
gutes  Betragen  (und  nur  dieses  verdient  eine  Begünstigung  des  Gesetzgebers) 
wahrscheinlich  freiwillig  in  eine  dauerhafte  Verbindung  übergeg.angen  wäre*. 

Hat  also  das  Gesetz  nur  jene  Pflegeverhällnisse  im  Auge,  die  vonviegend 
einem  charitativen  Akte  ihr  Dasein  verdanken  und  eine  familienähnliche  Verbindimg 
herbeizufüiiren  geeignet  sind,  so  muß  wohl  auch  die  vorliegende  Frage  auf  diese 
Art  der  Übernahme  in  Pflege  eingeschränkt  werden.  Hier  macht  sich  auch  in  der 
Tat  der  Mangel  pfiegeelterlicher  Rechte  zweifellos  am  unangenehmsten  fühlbar. 
Da.  wo  die  Pflegeeltem  al.«  entlohnte  Bestellte  des  ehelichen  Vaters  oder  Vor- 
mundes fungieren,  daher  schon  von  vornherein  über  die  geringe  Stabilität  des 
Verh;'dlnisses  und  die  stete  Abhängigkeit  ihres  Erziehungswerkes  von  ilem  Willen 
der  gesetzlichen  Vertreter  im  klaren  sein  müssen,  wo  infolgedessen  auch  nicht  so 
leicht  ein  Pietälsverhältnis  in  Frage  kommt,  wird  ein  plötzlicher  Eingriff  in  das 
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Verhältnis  oder  eine  Aufhebung  desseiben  von  den  PllegeeUem  nicht  zu  schwer 
empfunden  werden  und  mag  es  gerade  in  solchen  Verhältnissen  besonders 
erwünscht,  ja  mitunter  im  Interesse  des  schutzbedürfligcn  Pflegebcfolileneu 
«oboten  sein,  die  Pllegeeltern  der  Kontrolle  des  eheliclien  Vaters  oder  Vormundes 
unterstellt  zu  wissen. 

Anders  in  unserem  Falle,  wo  das  Verhältnis  auf  einem  Liebeswerk  beniht, 
wo  mit  dem  erhöhten  Gefühle  der  eigenen  Verantwortlichkeit  auch  der  Erziehung 
eine  größere  Sorgfalt  gewidmet  wird,  wo  das  Verhältnis  in  eine  .dauernde  familien- 
ähnliche Verbindung*  übergehen  soll.  Hier  ist  die  mit  der  steten  Möglichkeit  der 
Depossedierung  oder  der  willkürlichen  Stönmg  des  mühsamen  Erziehungswerkes 
durch  Vater  oder  Vormund  verbundene  Gefahr  nicht  nur  eine  große  Härte  für 
den  PHeger,  sie  bedeutet  auch  durch  die  Unsicherheit,  in  die  sie  diesen  versetzt, 
eine  Schädigung  der  Interessen  des  Kindes:  andrerseits  erscheint  eine  Konti'olle  hier 
um  so  entbehrlicher,  je  mehr  sich  das  Pflegschaftsverhältnis  nach  Motiv  und  Ziel 
dem  Ideale  nähert  Älmliche  Erwägungen  mögen  es  daher  gewesen  sein,  weshalb 
schon  da.s  preußische  Landrecht  bezüglich  der  .verlassenen  Kinder“  ira  § 753 
(II.  Teil,  II.  Titel,  XII.  Abschnitt)  normierte:  .Wer  ein  von  seinen  Eltern  verlassenes 
Kind  in  seine  Pflege  nimmt  erlangt  über  dasselbe  alle  persönlichen  Hechte  leib- 
licher Eltern“,  während  es  in  allen  übrigen  Fällen  (vergl.  §g  772,  773)  Vertrags- 
freiheit eintroten  ließ.  Auch  den  Kodilikatoren  unseres  bürgerlichen  Gesetzbuches 
gab  die  Frage  Anlaß  zu  einer  eingehenden  Diskussion. 

Nach  den  Beratungsprotokollen  erschienen  dem  Referenten  v.  Zeiller  die 
Bestimmungen  des  Entwurfes  (§  102)  über  die  Pflegschaft,  welche,  bis  auf  das 
Erfordernis  der  gerichtlichen  Genehmigung  des  Pflegevertrages,  mit  der  Norm  des 
heute  in  Geltung  stehenden  186  übereinslimmten,  nicht  ausreichend  und  er 
beantragte  d:iher,  .weil  durch  eine  genaue  Bestimmung  dem  Wohle  verlassener 
Kinder  mehr  beraten  werden  könne“,  die  Regelung  dieser  Materie  in  folgender 
Fassung:  .Auch  Pflegeeltem,  die  ohne  Mitteilung  ihres  Namens  sich  fremder,  von 
ihren  Eltern  verlassener  Kinder  annehmen,  haben  in  der  Regel  die  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  der  ehelichen  Eltern:  sie  sind  jedoch  dem  Kinde  nur  eine  solche 
Erziehung  schuldig,  die  zu  seinem  Fortkommen  notwendig  ist 

Die  Pflegeeltem  haben  das  Recht,  für  die  notwendigen  Erziehungskosten 
aus  dem  Dienste  des  Pflegekindes  oder  aus  dem  Vemiögen,  so  es  künftig  erwirbt, 
Ersatz  zu  fordern  und  die  noch  vorhandenen  Geschenke,  wenn  das  Kind  in  der 
Minderjährigkeit  stirbt,  aus  dem  Nachlasse  zurückzunehmen. 

Pflegeeltem  können  zwar  das  Pflegekind  wieder  entlassen,  doch  müssen  sie, 
damit  für  dessen  Erziehung  Soi-ge  getragen  werde,  ihren  Willen  vorläufig  dem 
Gerichte  eröffnen.  Übrigens  kaim  das  rechtliche  Verhältnis  durch  Vertrag  zwischen 
den  Pflegeeltem  und  dem  rechtlichen  Vertreter  der  Pflegekinder  genauer  bestimmt 
werden.“ 

Dieser  Antrag  fand  keine  Zustimmung.  — Hofrat  v.  Sonnenfels  begründete 
seine  Opposition  unter  .anderem  wie  folgt:  .Die  ganze  Sache  sei  ein  Liebeswerk. 
welches  der  freien  Willkür  derjenigen,  die  sich  eines  verlassenen  Kindes  an- 
nehmen, ülrerlassen  werden  müsse.  Alles,  was  einem  solchen  Kuide  erwiesen 
wenle,  sei  Wohltat,  und  sobald  das  Gesetz  gewisse  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
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dabei  fesbielzen  wolle,  werde  jedermann  Anstand  nehmen,  sich  solcher  Kinder 
anzuiiehmen.“  Ein  anderes  Mitglied  der  Kommission  legte  das  Schwergewicht  seiner 
Einwendungen  gegen  den  Referentenantrag  auf  die  möglichen  Gefahren  eines  Miß- 
brauches der  pflegeelterlichen  Gewalt,  indem  er  ausführte,  .das  das  Kind  entweder 
noch  seine  Eltern  oder  einen  Vormund  habe,  daß  es  diesen  Personen  obliege,  für 
sein  Wohl  zu  sorgen  und  daß  es  von  diesen  abhängen  werde,  darauf  zu  sehen, 
daß  die  Verpflegung  dem  Kinde  nicht  zum  Nachteile  gereiche“.  Das  pro  und  contra 
von  heute  also  schon  vor  100  Jahren! 

Mit  der  Ausgestaltung  der  öffentlichen  Armeni)ncge  und  der  Organisierung 
der  privaten  Wohltätigkeit  auf  der  einen,  der  Bevölkerungszunahme,  der  erhöhten 
Freizügigkeit  und  dem  allmählichen  Schwinden  des  patriarchalischen  Aufl)aues  der 
Gemeinwesen  auf  der  anderen  Seite,  hat  sich  die  Basis  der  damaligen  Betrach- 
tungen allerdings  verschoben,  allein  der  historische  Rückblick  schien  mir  wichtig, 
um  zu  zeigen,  daß  den  Kern  der  Sache  nach  wie  vor  die  Differenzierung  zwischen 
unentgeltlicher  und  entgeltlicher  Pflege  bildet.  Anlangend  die  Gesetzgebung  der 
neueren  Zeit  ist  zunächst  festzustellen,  daß  das  neue  deutsche  bürgerliche  Gesetz- 
buch die  Pflegschaft  als  familienrechtliches  Institut  nicht  aufgenommen  hat.  Zur 
Begründung  führen  die  Motive  aus,  .daß  die  Orlsamienverbände  und  Vormund- 
schaflsgerichle  für  Unterkommen,  Pflege  und  Erziehung  hilfloser  Kinder  Sorge  zu 
tragen  haben  und  dies  in  ausreichender  Weise  auf  dem  Wege  oblig.atorischer  Ver- 
träge geschehen  könne,  durch  welche  die  Verpflegung  und  die  Ausübung  der 
Erziehung  anderen  Personen  wideirudich  übertragen  wird.  Das  Institut  des 
Gemeindewaisenrates,  für  welches  sich  gerade  hier  ein  fruchtbares  Feld  der 
Tätigkeit  eröffne,  sorge  ferner  dafür,  daß  es  nicht  an  der  genügenden  Aufsicht 
über  diejenigen  fehle,  welchen  die  Sorge  für  das  körperliche  und  geistige  Wohl 
derartiger  hilfloser  Kinder  anvertraut  ist;  statte  man  solche  Pflegeeltern  mit 
familienrechllichen  Befugnissen  aus  und  gebe  man  ihnen  daneben  eine  so  selb- 
ständige, von  jeder  Aufsicht  befreite  Stellung,  wie  dies  das  allgemeine  Landrecht 
tut,  so  liege  die  Gefahr  nahe,  daß  eigennützige  Zwecke  das  Motiv  zur  Annahme 
von  Pflegekindern  werden,  daß  diese  namentlich  zu  häuslichen  Dingen  mißbraucht 
werden,  die  Erziehung  zu  tauglichen  Mitgliedern  der  menschlichen  Gesellschaft 
aber  in  den  Hintergrund  trete*.  Auch  die  Einführung  der  Tiibelle  oflicience  des 
französischen  Rechtes,  welche  sich  nur  als  eine  Vorstufe  zur  Adoption  darstellt, 
lehnt  der  Entwurf  ab,  weil  sich  dieselbe  in  jenen  deutschen  Ländern,  in  denen  der 
Code  civil  in  Geltung  stand,  nie  eingebürgert  habe  und  auch  der  hessische  Ent- 
wurf und  das  italienische  Gesetzbuch  dieses  Institut  nicht  aufgenommen  haben, 
obwrrhl  ihnen  sonst  der  Code  civile  als  Vorbild  diente. 

Ob  die  im  Deutschen  Reiche  gemachten  Erfahrungen  das  tiefgehende  Miß- 
trauen gegen  die  Uneigennötzigkeit  auch  jener  Pflegeeltern,  die  die  Pflege  unent- 
geltlich leisten,  in  dem  Maße  rechtfertigen,  daß  ihnen  persönlich  Rechte  aus  diesem 
Verhältnisse  ausnahmslos  versagt  werden,  entzieht  sich  der  Beurteilung;  keines- 
wegs erscheint  aber  dadurch  die  Annahme  hinlällig,  daß  die  Verhältnisse  bei  der 
entgeltlichen  Pflege  noch  ungünstiger  liegen  und  ein  Mißtrauen  hier  noch  mehr 
am  Platze  ist.  Als  Beleg  hiefür  sei  auch  auf  das  Kiriderschiitzgesetz  für  Steiermark 
vom  4.  September  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  flti,  verwiesen.  Die  vielfachen  Kontrollmaß- 
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regeln,  die  das  Gesetz  zum  Schutze  der  Pflegekinder  gegen  die  Pflegeeltem  für 
nötig  erac^htete,  beweisen,  daß  die  Gesetzgebung  den  Gedanken,  als  ob  die  Pfleg- 
schaft ein  familienrihnliches,  mit  Rechten  für  die  Pflegeeltem  verknüpftes  Band 
bilden  könnte,  gar  nicht  in  Kombination  gezogen,  vielmehr  das  Schwergewicht  auf 
die  wirksame  Überwachung  der  Pflegeeltem  gelegt  bat.  Daß  das  geltende  öster- 
reichische Recht  zwar  den  Pflegeeltem  gleichfalls  keine  Rechte  einräumt,  wohl  aber 
das  Pllcgeverhältnis  als  eine  der  Familie  ähnliche  Verbindung  auffaßt,  geht  nicht 
nur,  wie  schon  früher  angeführt,  aus  der  Einreihung  dieser  Materie  im  dritten  Ilaupt- 
stücke  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  sondern  auch  aus  zahlreichen 
späteren  Gesetzen  hervor.  Fußend  auf  dieser  engen  Verbindung,  statuieren  näm- 
lich verschiedene  gesetzliche  Bestimmungen  besondere  Verpflichtungen  und  Ver- 
antwortlichkeiten der  Pßegeeltem.  So  sind  die  Pflegeeltern,  auch  wenn  sie  nur  als 
Stellvertreter  der  wirklichen  Eltern  fungieren,  bei  Vermeidung  von  Zwangsmitteln 
für  den  regelmäßigen  Schulbesuch  ihrer  Pflegekinder  haftbar  (Gesetz  vom  11-.  Mai 
1809,  R.  G.  Bl.  Nr.  02,  bezw,  vom  2.  Mai  1883,  R.  G.  Bl,  Nr.  53),  so  statuiert  das 
allgemeine  Strafgesetz  für  die  Erzieher,  worunter  zweifellos  auch  die  Pflegeeltem 
zu  verstehen  sind  (vergl.  die  Entscheidung  des  Kassationshofes  vom  0.  Dezember 
1880,  Z.  9iö0).  eine  strengere,  ja  mitunter  der  der  Eltern  gleiche  Verantwortung 
bezüglich  der  Sittlichkeit,  körperlichen  Sicherheit  und  Gesundheit  des  Pflegekindes 
(vergl.  §g  132  111  und  IV,  376,  378,  420  St.  G.  B.),  gewährt  aber  umgekehrt  den 
Pflegeeltem  gegen  Angriffe  der  Kinder  nicht  denselben  Schutz  wie  den  ehelichen 
Eltern.  Auf  die  Fiklion  engerer  familienähiilicher  Beziehung  sind  wohl  auch  die 
Rechtswohltaten  des  § 152,  Z.  1,  St.  P.  0.  und  des  § 321  Z.  P.  0.  und  der 
Steuergpsetze  zurOckzuführen,  wonach  Pflegeeltem  und  Pflegekinder  im  Straf- 
und  Zivilprozeß,  sowie  im  Steuerverfahren,  gegenseitig  vom  Zeugniszwange 
befreit  sind. 

Daß  das  familiäre  Verhältnis  in  unserem  Rechte  mehr  betont,  ja  daß  den 
Pllegeeltern  infolgedessen  sogar  besondere  Ver]iflichhnigen  auferlegt  erscheinen, 
rechtfertigt  an  sich  aber  noch  keineswegs  die  Übertragung  bestimmter,  krafl  eigenen 
Rechtes  auszuübender  Befugnisse  an  dieselben.  Nicht  jeder  Pflicht  entspricht  ein 
Recht,  und  da,  wo  die  Gewährung  von  Rechten,  wie  dies  das  deutsche  bürgerliche 
Gesetzbuch  in  unserem  Falle  annimint,  eine  Gefahr  in  sich  schließt,  ist  besondere 
Vorsicht  geboten.  Wenn  daher  die  Frage  nach  Rechten  der  Pflegeeltem  auf- 
geworfen wird,  wird  zunächst  stets  die  Vorfrage  zu  lösen  sein,  ob  diese  Rechts- 
gewährung dem  Schutzlredürfnisse  des  Kindes  entspricht,  ob  sic  geeignet  ist,  sein 
Wohl  zu  befördern;  hier  wird  also  vor  allem  das  Maß  dos  cinzuräumendon  Rechtes 
in  Frage  kommen;  denn  je  wirksamer  das  Recht  der  Pflegeeltem,  desto  größer 
die  Gefahr  eines  Mißbrauches.  Daß  die  Machtfülle  väterlicher,  beziehungsweise 
elterlicher  Gewalt  schon  aus  diesem  praktischen  Grunde  auf  Pflegeeltem  niemals 
übeltragen  werden  könnte,  ist  kl.ir. 

Es  wäre  daher  nur  zu  untersuchen,  ob  aus  diesem  Komplex  von  Rechten 
nicht  einzelne,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  ihnen  korrekte  Rechtspilicht  auch  für 
den  Mindt^rjährigen  von  besonderer  Wichtigkeit  sind,  für  den  ehelichen  Vater, 
beziehung-sweise  für  die  Eltern  suspendiert  und  an  die  Pflegeeltem  übertragen 
werden  können. 
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Diese  Frage  ist  im  Hinblicke  auf  § 178  a.  b.  G.  B.  unbedingt  zu  bejahen. 
8 178  a.  b.  G.  B.  lautet:  «Gegen  den  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt,  wodurch 
das  Kind  in  seinen  Rechten  gekränkt  wird,  oder  gegen  die  Unterlassung  der  damit 
verbundenen  Pflichten,  kann  nicht  nur  das  Kind  selbst,  sondern  jedermann,  der 
davon  Kenntnis  hat,  und  besonders  die  nächsten  Anverwandten,  den  Beistand  des 
Gerichtes  anrufen.  Das  Gericht  hat  den  Gegenstand  der  Beschwerde  zu  unter- 
suchen und  die  den  Umständen  angemessenen  Verfügungen  zu  trelTen.“ 

Aus  dieser  Gesetzesstelle  und  ihrem  Zusammenhalte  mit  § 177  a.  b.  G.  B., 
nach  welchem  Väter,  welche  die  Veri)flegung  und  Erziehung  ilircr  Kinder  gänzlich 
vernachlässigen,  die  väterliche  Gewalt  auf  immer  verlieren,  ergibt  sich,  daß  die 
väterliche  Gewalt  auch  teilweise  außer  Kraft  gesetzt  werden  kann.  Die  «ange- 
messenen Verfügungen“,  die  das  Gericht  nach  Umständen  zu  treffen  hat,  werden 
nämlich  zumeist  nur  in  der  Übertragung  der  Verpflegung  und  Erziehung  an  andere 
geeignete  Personen  bestehen;  hier  tritt  somit  eine  partielle,  dauernde  oder  zeit- 
weilige Suspendierung  der  väterlichen,  beziehungsweise  elterlichen  Rechte,  und 
zwar  nur  insoweit  ein,  als  einzelne  davon  aus  der  Gesamtheit  dieser  Rechte  durch 
richterlichen  Ausspruch  ausgeschaltet  und  <m  andere  übertragen  werden. 

Theorie  und  Praxis  ludjen  neuerer  Zeit  diese  Auffassung  auch  als  richtig 
anerkannt.  So  hat  der  Oberste  Gerichtshof  in  seiner  Entscheidung  vom  11.  Sep- 
tember 1902,  Nr.  10605  (Sammlung  Pfaff-Schey  Nr.  2023)  die  vom  Pflegschafls- 
gerichte  getroffene  Verfügung,  wonach  dem  ini  Konkubinate  lebenden  Vater  die 
Obsorge  ülier  seine  minderjährigen  ehelichen  Kinder  gemäß  § 178  a.  b.  G.  B.  ent- 
zogen wurde,  und  diese  Kinder  den  Großeltern  «zur  Erziehung  und  Verpflegung 
Obergeben  worden  sind,  bestätiget,  weil  sich  diese  Verfügung,  welche  ja  mit  dem 
im  S 177  a,  b.  G.  B.  vorgesehenen  gänzlichen  Verluste  der  väterlichen  Gewalt  noch 
keineswegs  zusiunmenfalle,  als  die  den  Umständen  des  vorliegenden  Falles  durchaus 
angemessene  und  durch  die  Vorschrift  des  § 178  a.  b.  G.  B.  auch  gesetzlich 
gerechtfertigte  Verfügung  darstelle*. 

ln  gleichem  Sinne  haben  zahlreiche  Verordnungen  und  Erlässe  des  Justiz- 
ministeriums, zum  Zwecke  des  Kinderschutzes  und  der  Hintiuihaltung  der  V’er- 
wahrlosung  von  Minderjährigen,  die  häufigere  Anwendung  des  § 178  a.  b.  G.  B. 
empfohlen,  so  die  Verordnungen  vom  10.  November  1893,  Z.  19462,  V.  Bl.  Nr.  31, 
vom  3.  Dezember  1899,  V.  Bl.  Nr.  49,  vom  11.  M.ai  1901,  V,  Bl.  Nr.  13,  vom 
23.  Juli  1904,  V.  Bl.  Nr.  13,  und  der  Erlaß  vom  10.  April  1902,  Z.  7493,  an  das 
Obcrlandesgerichlspräsidium  in  Wien,  mitgeteilt  im  Vlll.  Stücke  des  Justizraini- 
sterialverordi\ungsblattes  ex  1901. 

Insbesondere  der  letzterwähnte  Erlaß  betont  die  Möglichkeit  und  Zweck- 
mäßigkeit einer  Beschränkung  der  väterlichen  Gewalt,  indem  er  nach  einem  Hin- 
weise darauf,  daß  nach  § 178  a.  b.  G.  B.  auch  die  völlige  Entziehung  der  väter- 
lichen Gewalt  zulässig  erscheine,  ausführt:  «Wenn  sich  andrerseits  nach  Lage  des 
Falles  die  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  nicht  als  notwendig  oder  sachgemäß 
erweist,  dann  ermöglicht  die  Bestimmung  des  § 178  a.  b.  G.  B.,  sich  auf  eine 
weniger  weitgehende  Maßnahme  zu  beschränken,  falls  dies  zur  Sichening  dos 
Kindes  gegen  Mißhandlung  und  Verwalirlosung  unerläßlich  ist.  Insbesondere  ist  es 
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zulässig,  auf  Grund  dieser  Gcselzesbeslimmung  dem  Vater  die  Obsorge  über  die 
Person  oder  über  das  Vermögen  des  Kindes  zu  entziehen,  das  Kind  dem  Vater 
abzunehmen  und  in  einer  anderen  Familie  oder  in  einer  Anstalt  oder  in  einem 
Kinderheim  unterzuhringen.  Solchenfalls  steht  dann  dem  Vater  nicht  mehr  das 
Rocht  zu,  ohne  gerichtliche  Zustimmung  den  Aufentlialt  des  Kindes  zu  bestimmen 
und  das  Kind  der  Anstalt  oder  dem  Vereine  abzufordeni.“ 

Bei  Kindern,  welche  nicht  unter  väterlicher  Gewalt,  sondemunter  Vormund- 
schaft stehen,  kann  nur  die  Übertragung  der  Rechte  des  Vormundes  an  die  Pllege- 
eltern  in  F rage  kommen.  Erscheint  nach  dem  V'orausgeführten  die  Übertragung  der 
elterlichen  Rechte  nur  pro  parte  möglich,  so  dürfte  sich  dagegen  die  Übertragung 
der  weit  weniger  intensiven  und  in  ihrer  Ausübung  stärker  kontrollierten  und  auch 
leichter  kontrollierbaren  Vormundschaflsrechte  in  ihrer  Gesamtheit  empfehlen. 
Eine  Teilung  in  der  Weise,  daß  einzelne  Hechte,  insbesondere  die  Vermögens- 
Verwaltung  (g§  910,  222  a.  b.  G.  B.)  dem  bisherigen  Vormunde  belassen  werden, 
ist  grundsätzlich  allerdings  nicht  auszuschließen,  da  ja  § 210  a.  b.  G.  B.  den  F'all 
der  gleichzeitigen  Bestellung  mehrerer  Vormünder  ausdrücklich  regelt  Für  den 
Normalfall  aber,  und  besonders  dort,  wo  wie  der  Regel  nach  ein  namhafteres 
Vermögen  des  Kindes  nicht  in  Frage  kommt,  erschiene  cs  als  wünschenswert,  von 
einer  solchen  Trennung  abzusehen.  Jede  Zersplitterung  der  vormundschaftlichen 
Rechte  hat  etwa.«  Mißliches  und  speziell  dann,  wenn,  wie  in  unserem  F’alle,  die 
bereits  bestandenen  Befugnisse  des  bisherigen  Vormundes  zu  Gunsten  der  Pllege- 
eltem  beschränkt  werden  sollen,  sind  eher  Differenzen  möglich,  welche  die  Art 
der  V'erpflegung  und  Erziehung  des  Kindes  und  damit  dessen  Wohl  nachteilig 
beeinflussen  können. 

Soweit  ein  Pflegevater  in  F'rage  kommt,  würde  somit  die  Übertragung  der 
V^ormundschaft  an  diesen  keine  Schwierigkeiten  bieten.  Anders  liegt  die  Sache 
heute  allerdings  dann,  wenn  cs  sich  um  ein  von  einer  Frau  in  Pflege  genommenes 
Kind  handelt. 

Ein  direktes  Übertragen  von  Vormundschaftsrechten  an  die  Pflegemutter 
erscheint  de  lege  lata  untunlich,  wohl  aber  könnte  bei  Pflegschaften  solcher  Art 
der  Ausweg  gefunden  werdet),  auf  Wunsch  der  Pflegemutter,  an  Stelle  des  untaug- 
lichen oder  minder  tauglichen  Vormundes,  einen  von  ihr  vorgeschlagenen  Ver- 
trauensmann als  Vormund  zu  bestellen.  De  lege  ferenda  wäre  aber  die  Übertragung 
der  Voi-mundschaft  an  die  Pflegemutter  unbedingt  zu  befürworten  und  die  Mög- 
lichkeit hiezu  durch  eine  entsprechende  Flinschiänkung  der  Bestimmung  des 
§ 102  a.  1).  G.  B.  und  Erweiterung  des  Kreises  der  nach  g 198  a.  b.  G.  B.  zu 
diesem  Amte  berafenen  F'rauen  zu  schaffen.  Schon  die  Natur  hat  die  Frau  zur 
mütterlichen  Fürsorge  und  damit  zu  intensivem  Einflüsse  auf  Pflege  und  Flrziehung 
des  Kindes  prädestiniert,  und  es  ist 'nicht  abzusehen,  weshalb  der  Pflegemutter 
die  Betätigung  in  dieser  Richtung  durch  Übertragung  vormundschaftlicher  Rechte 
nicht  ebenso  sollte  erleichtert  werden  können  wie  dem  Pflegevater.  Weiden  nun 
die  Fälle  auseinandergehalten,  in  denen  von  der  Überti-agung  von  Rechten  an  die 
Pflcgceltern  die  Rede  sein  kann,  so  sind  ins  Auge  zu  fassen: 

Erstens  der  Fall  der  gänzlichen  Außerkraftsetzung  der  väterlichen  Gewalt 
im  Sinne  der  177,  178  a.  b.  G.  B.; 
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zweitens  jener,  in  welchem  für  den  Minderjührigen  bereits  eine  Vormund- 
schaft bestanden  hat; 

endlich  jener,  in  welchem  es  sich  lediglich  um  eine  Beschränkung  der 
väterlichen  Hechte  (oder  allenfalls  der  Rechte  des  bisherigen  Vormundes),  zum 
Beispiel  in  der  Richtung  der  Verpflegung  und  Erziehung  handelt. 

ln  den  beiden  zuerst  gedachten  Fällen  wird  der  Pflegevater  zum  Vormunde 
zu  bestellen  oder  dem  Wunsche  der  Pflegemutter  nach  Bestellung  eines  anderen 
Vormundes  Rechnung  zu  tragen,  beziehungsweise  nach  einer  entsprechenden 
Änderung  des  Gesetzes  der  Pflegemutter  die  Vormundschaft  anzuvertrauen  sein; 
im  letzteren  Falle  ist  lediglich  die  Übertragung  der  Verpflegung  und  Erziehung  an 
die  Pflegeeltern  vom  Pflegschaftsgerichte  mittels  formellen  Beschlusses  ini  Sinne 
des  § 178  a.  b.  G.  B.  auszusprechen  (vergleiche  den  oben  zitierten  Erlaß  vom 
10.  April  1902,  Z.  7193,  Z.  2,  letzter  Absatz). 

Ist  somit  eine  Pflegschaft  aus  edlen  Motiven,  unentgeltlich  oder  doch  gegen 
unverhältnismäßig  geringes  Entgelt  übernommen  und  durch  eine  längere,  nach 
I.,age  des  Falles  vom  Pflegschaflsgerichte  zu  bestimmende  Frist  als  im  Interesse 
des  Kindes  geführt,  erprobt  worden,  so  kann  unbedenklich  an  die  Frage  der  Über- 
tragung der  Vormundschaft  oder  einzelner  Rechte  an  die  Pflegeeltem  heran- 
getreten werden.  War  der  eheliche  Vater  des  Kindes  bisher  im  Besitze  der  väter- 
lichen Gewalt,  so  wird  es,  wenn  er  für  die  Ver[)flegung  des  Kindes  nichts  beige- 
steuert und  sich  um  die  Erziehung  nicht  bekümmert  hat,  in  den  meisten  Fällen 
keine  Schwierigkeit  bieten,  ihn  nach  § 177  oder  doch  nach  § 178  a.  b.  G.  B. 
dieser  Gewalt  für  verlustig  zu  erklären  und  nach  obigem  mit  der  Vormundschaft.s- 
bestcllung  vorzugehen.  Kleine,  mit  dem  Einkommen  des  Vaters  nicht  im  Verhält- 
nisse stehende  Zuschüsse,  gelegentliche  Nachfragen  ohne  Bekundung  eines 
näheren  Interesses  an  der  Erziehung  des  Kindes  vermögen  das  (.iesamtbild  der 
gänzlichen  oder  doch  wesentlichen  Vernachlässigung  der  Vaterpflichten  nicht  zu 
ändern;  d<is  Gericht  wird  eben  die  Sachlage  sorgfälligst  zu  prüfen  und  bei  seiner 
Entscheidung  das  Schwei^ewicht  auf  das  Interesse  des  Kindes  zu  legen  haben. 

Ist  der  eheliche  Vater  verstorben  oder  schon  seiner  väterlichen  Gewalt 
beraubt,  oder  ist  das  Kind  unehelich,  so  kann  die  in  Rede  stehende  Übertragung 
der  V'ormundschüft  ebenso,  nur  viel  einfacher,  und  zwar  schon  aus  Zweckmäßig- 
keihsgründen,  erfolgen.  In  den  meisten  Fällen  wird  das  Pflegschaftsgericht  ja 
ohnehin  in  der  Lagi^  sein,  einen  Verziclit  des  bisherigen  Vormundes  aut  sein  Amt 
zu  provozieren;  dort  aber,  wo  dies  nicht  möglich  wäi-e  und  ein  Konflikt  zwischen 
Pflegevater  und  Vormund  in  Betreff  der  Verpflegung  oder  Erziehung  des  Kinde.s 
die  Frage  (dnes  Wechsels  in  der  Person  des  Vonnundes  aktuell  macht,  werden 
die  Erhebungen,  welche  den  Standpunkt  des  Pflegevaters  rechtfertigen,  nicht 
selten  gerade  in  jenem  Konflikte  eine  pflichtwidrige  Verwaltung  der  Vormund- 
schaft erkennen  lassen  und  dem  Gerichte  in  der  Anwendung  des  § 254  a.  b.  G.  B. 
die  Handhabe  zur  amtlichen  Entlassung  des  bisherigen  Vormundes  bieten. 

Die  §g  177,  178  und  254  a.  b.  G.  B.  sind  das  gute  Rüstzeug,  welches  dem 
Pllegschaftsgcrichle  nicht  nur  zum  Schutze  der  Mindeij.ährigen,  sondern  zugleich 
zur  Wallrung  der  berechtigten  Interessen  der  Pflegeeltern  auf  Einräumung  ent- 
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sprechender  Rechte  gegeben  ist  Macht  das  Gericht  hievon  ergiebigen  Gebraucli, 
geht  es  in  den  in  Frage  kommenden  Fällen,  als  Leitstern  das  wahre  Wohl  des 
Kindes  vor  Augen,  stets  mit  der  nötigen  Entschiedenheit  und  Umsicht  vor,  so  ist 
obige  Rechtsübertragung  an  die  Pflegeeltem  nicht  nur  durchführbar,  sondern  auch 
eine  Gefährdung  der  Interessen  des  Kindes  pro  futuro  dadurch  um  so  weniger  zu 
gewärtigen,  als  nicht  nur  die  Cberwachungspflicht  des  Gerichtes  und  die  Popular- 
klage nach  § 217  a.  b.G.B.,  sondern  auch  die  immer  weiter  ausgestaltete  Waisen- 
ratsinstitution eine  Gewähr  gegen  mißbräuchliche  Ausnützung  der  veränderten 
Situation  durch  die  Pflegeeltem  bieten. 

Für  die  Pflegeeltem  erwächst  aber  durch  die  Übertragung  der  Vormundschaft 
oder  der  erwähnten  beschränkten  Rechte  die,  meistens  im  lntere.sse  des  Kindes 
gelegene  Möglichkeit  freierer  Bewegung;  die  Sicherheit,  im  Erziehungswerke  nicht 
plötzlich  von  wenn  auch  rechtlich  legitimierter,  so  de  facto  doch  unberufener 
Seite  gestört  zu  werden,  fördert  dieses  selbst,  indem  sie  einen  weiteren  Ansporn 
zu  einer  möglichst  guten  Durchführung  der  übernommenen  Aufgabe  bietet  und  zur 
Festigung  des  Bandes  zwischen  Pfleger  und  Kind  beiträgt. 

Daß  in  ähnlicher  Weise  eine  Übertragung  der  Vormundschaft  bei  entgelt- 
licher Pflege  ganz  ausgeschlossen  sein  soll,  möchte  ich  ebensowenig  behaupten, 
als  daß  der  Vorgang  bei  allen  Fällen  unentgeltlicher  Pflege  angebracht  wäre.  Es 
sind  gewiß  berücksichtigungswürdige  Fälle  entgeltlicher  Pflege  denkbar,  wo  sich 
eine  soIcheMaßregel  gleichfalls  als  im  Interesse  des  Pflegebefohlenen  gelegen  erweist, 
und  es  w-ird  dann,  vielleicht  nur  unter  noch  rigoroserer  Erhebung  und  Feststellung 
aller  einschlägigen  Verhältnisse,  durch  das  Gericht  unbedenklich  der  gleiche  Weg 
eingeschlagen  werden  können. 

Der  Regel  nach  wird  sich  jedoch  in  Fällen  entgeltlicher  Pflege  damit  zu 
bescheiden  sein,  die  Wünsche  und  Beschwerden  der  Pflegeeltem  bei  angeblich 
ungebührlichen  Eingrifl’en  des  ehelichen  Vaters,  der  Vormünderin  oder  des  Vor- 
mundes im  Sinne  der  §§  178  und  217  a.  b.  G.  B.  zu  würdigen  und  dieselben  allen- 
falls wohl  zum  Anlasse  einer  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt  oder  einer 
Amovierung  des  bisherigen  V'ormundes  zu  nehmen,  die  Vormundschaft  aber  dann 
einer  anderen  tauglicheren,  jedoch  nicht  im  Einverständnisse  der  Pflegeeltern 
gewählten  Person  zu  übertragen.  Die  bessere  Eignung  einer  solchen  Person  zur 
Überwachung  der  Pflegeeltem  liegt  auf  der  Hand,  und  das  Bedürfnis  nach  einer 
solchen  Überwachung  tritt,  wie  gezeigt,  bei  entgeltlichen  Vormundschaften  meist 
in  den  Vordergrund. 

Wie  jedes  Pflegschaflsverhältni.s.  bei  auch  anscheinend  gleichen  Voraus- 
setzungen, schon  mit  Rücksicht  auf  die  Beteiligten  verschieden  zu  beurteilen  i.st, 
so  wird  auch  die  Frage  wegen  Übertragung  der  Vormundschaft  oder  einzelner 
väterlicher  oder  vormundschaftlicher  Rechte  nie  einheitlich  gelöst,  vielmehr 
immer  nur  individualisierend  behandelt  werden  können. 

Den  Pflegeeltern  weitergehende  Rechte  einzuräumen,  fehlt  gegenwärtig  die 
Möglichkeit,  cs  liegt  aber  hiezu  auch  kein  Grund  vor. 

U.  3 
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Was  de  lege  ferenda  erstrebt  werden  soll,  ist  einzig  die  gesetzliche  Grundlage, 
die  Pflegemutter  zur  Vormünderin  bestellen  zu  dürfen;  im  übrigen  kann  das,  was 
gegebenen  Falles  im  Interesse  der  Pflegeeltem  vorgekehrt  werden  soll,  an  der 
Hand  des  heutigen  Gesetzes  geschehen  imd  dies  dürfte  auch  vüllig  genügen,  um 
allen,  mit  dem  Schutzbedürfhisse  des  Pflegebefohlenen  überhaupt  vereinbarlichen 
Wünschen  der  Pflegeeltem  gerecht  zu  werden. 
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Welche  MaPnahmen  wären  zum  Schutze  der  bei  fremden  Personen  in 
Pflege  stehenden  Kinder  (Zieh-,  Halte-  und  Kostkinder)  elnzulelten  und 
welche  Rechte  wären  den  Pflegeeltern  In  Ansehung  dieser  Kinder  zu 

gewähren? 


Gutachten, 

erataltcl  von 

M.  U.  Dr.  Johann  Dvofäk, 

k.  k.  Obvrvaniiatpnil,  Diroktor  dar  kODigl . bdliio.  LandM>tiBhar.  und  nndelHnsiidt  in  Prag. 


In  Böhmen  hat  man  sich  Ober  eine  zeitgemäße  Regelung  und  Ausgestaltung 
des  öffentlichen  Armenwesens  bisher  noch  nicht  geeinigt  und  deswegen  haben 
auch  die  wichtigsten  Nebenzweige  desselben,  nämlich  das  Findel-  und  Waisen- 
wesen. in  ihrer  Entwicklung  und  Ausgestaltung  nicht  immer  gleichen  Schritt 
gehalten.  Die  Mängel  und  Lücken  in  der  veralteten  Institution  des  öffentlichen 
Armenwesens  werfen  bei  der  ziemlich  großen  Zahl  der  durch  finanzielle 
Bedrängnis  und  nicht  selten  auch  durch  mangelnden  Sinn  für  die  neuen  sozialen 
Fragen  in  einer  bedauernswerten  Apathie  und  Widerspenstigkeit  versunkenen 
autonomen  Behörden  ilire  Schatten  auf  das  bisher  brach  liegende  Gebiet  der 
Säuglings-,  Kinder-  und  Jugendfürsorge  und  des  Kinderschutzes. 

Zur  näheren  Darlegung  und  Begründung  der  am  Schlüsse  angefülirten  und 
zusammengefaßten  Maßnahmen  werde  ich  vor  allem  bestrebt  sein,  auf  Grund 
der  fachlichen  Erfahrungen,  welche  ich  durch  Autopsie  gelegentlich  meiner 
Studien-  und  Inspektionsreisen  sowie  durch  die  Bearbeitung  eines  reichhaltigen, 
mittels  einer  ausgedehnten  schriftlichen  Enquete  von  allen  kompetenten  autonomen 
und  politischen  Behörden  in  Böhmen  gewonnenen  Materials  gesammelt  habe, 
eine  flüchtige  Skizze  unserer  einheimischen  Verhältnisse  des  Findel-  und  Waisen- 
wesens sowie  der  Pflege  der  unehelichen  Kinder  überhaupt  zu  entwerfen. 

ln  Böhmen  spielt  bekanntermaßen  die  FindelpHege  bei  dem  stetigen  großen 
Kontingent  von  13.000  in  der  Außenpflege  sich  befindenden  Findelkindern  nicht 
nur  im  Kapitel  der  KindersterbUchkeit,  sondern  auch  in  einer  der  aktuellsten  Zeit- 
fragen, nämlich  in  der  öffentlichen  Fürsorge  um  arme,  uneheliche,  verwaiste, 
verlassene  und  verwahrloste  Kinder  und  in  der  Ausgestaltung  einer  zeitgemäßen 
Reform  des  gesamten  Armenwesens  eine  sehr  wichtige  Rolle. 

Nach  gründlicher  Prüfung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  sind  nicht  nur  die 
gediegensten  Fachmänner,  sondern  die  Landesverwaltung  selbst  zu  der  Erkenntnis 
gelangt,  daß  der  Schwerpunkt  der  Findelfürsorge  und  somit  einer  entsprechenden 
körperlichen  Entwicklung,  Wartung  und  Erziehung  des  Findlings  in  der  Außen- 
pflege, das  ist  in  der  Versorgung  der  Kinder  bei  Pflegeeltem  auf  dem  Lande,  liege 
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und  daß  der  schwächste  und  wundest«  Punkt  des  ganzen  Kindelwesens  in  den 
noch  bestehenden  vielen  und  großen  Mängeln  der  Außenpflege  des  Kindes  zu 
suchen  ist. 

Die  bestehenden  Mängel  der  Kindelptlege  abzuschaffen  und  eine  zeitgemäße 
Ausgestaltung  des  Findelwesens  durchzuführen,  ist  eine  finanzielle  Krage  von 
großer  Tragweite  und  deswegen  der  ganze  Gang  der  projektierten  Reformen  bei 
der  bestehenden  finanziellen  Krise  der  Landesfinanzen  so  langsam  und  schleppend. 
Soll  das  große  soziale  Werk  der  Reform  der  OfTontlichen  Versorgung  der  armen, 
vei-waisten  und  verlassenen  Kinder  auf  einer  festen  Grundlage  beruhen,  soll  sich 
dasselbe  gedeihlich  weiter  entwickeln  und  nicht  durch  die  gegenwärtig  herr- 
schenden ÜbelsUlnde  des  Findelw'csens  in  seiner  Entwicklung  gehemmt  sein, 
dann  sollte  eine  möglichst  durchgreifende  Reform  des  Findelwesens  der  Reform 
des  Waisenwesens  unbedingt  vorangehen,  denn  eine  ersprießliche  Lösung  des 
Waisenwesens  ist  nur  mit  Hilfe  einer  angemessenen  Regelung  des  Findelwcsens 
möglich. 

Der  Landesausschuß  des  Königreiches  Böhmen  ist  bereits  im  Jahre  UtOl 
gelegentlich  der  Vorbereitungen  zur  Reform  des  Armenwesens  zu  der  Über- 
zeugung gelangt,  daß  eine  der  wichtigsten  Ursachen  der  bisherigen  unzu- 
reichenden und  ungleichmäßigen  Versorgung  der  armen  Waisen  und  verlassenen 
Kinder  überhaupt  gerade  der  Umstand  zu  sein  scheine,  daß  dieser  wichtigste 
Teil  des  öffentlichen  Armenwesens  nicht  auf  Grund  eines  einheitlichen 
Prinzips  geregelt  sei.  Es  würde  daher  — nach  der  Ansicht  des  Landesans- 
schusses  selbst  — unumgänglich  notwendig  sein,  daß  die  öffentliche  Fürsorge  für 
die  armen  Kinder  auf  einer  einheitlichen  Grundlage  geregelt  und  das  Zusammen- 
wirken von  Land,  Bezirk  und  Gemeinde  auf  alle  armen,  verwaisten, 
verlassenen  und  verwahrlosten  Kinder  ausgedehnt  werde. 

Die  Außenpllege  der  Kindolkindor  beruht  auf  dem  Prinzip  der  Kamilien- 
pflegc,  wogegen  das  Gesetz  über  die  Unterstützungen  aus  dem  Landeswaisenfonds 
weder  die  Form  der  Familien-  noch  der  Anstaltspffege  aus.schließt,  sondern  darauf 
Bedacht  nimmt,  daß  sich  beide  Formen  verbinden  und  gegenseitig  ergänzen.  Leider 
haben  die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  ergeben,  daß  sich  die  Farnilienpflege  sowie 
die  Kost-  und  Haltekinderpflege  überhaupt  in  fortschreitendem  Verfall  befindet, 
welcher  in  seinen  Folgen  naturgemäß  nicht  nur  auf  das  physische,  sondern  auch 
auf  das  geistige  Wohl  der  Pflegekinder  höchst  nachteilig  einwirkt  und  eine  sehr 
häufige  Ursache  des  physischen  Verfalls  und  der  Verwahrlosung  dieser  Kinder  wird, 
ln  der  langen  Reihe  von  Ursachen  des  bedauernswerten  Verfalles  der  Familien- 
pllcge  überhaupt  und  der  Findelpflege  insbesondere  ist  an  erster  Stelle  der 
Mangel  an  geeigneten  Pflegeparteien,  insbesondere  für  Brustkinder 
anzufflhren. 

Der  Mangel  an  stillenden  Pflegerinnen  nimmt  stets  drohend  zu  und  ist  in 
den  letzten  Jahren  so  groß  geworden,  daß  er  eine  ganze  Reihe  von  Unzukömmlich- 
keiten zur  Folge  hatte,  ja  sogar  in  sehr  bedenklicher  Weise  an  dem  bisherigen 
Organismus  der  f'indelinstitution  rüttelt.  Uiut  dem  einmütigen  fachmännischen 
Gutachten  der  Abteilungsvorstände  der  Prager  Kindelanstalt  hat  der  Mangel  an 
geeigneten  Pflegern  gegenwärlig  eine  solche  Höhe  erreicht,  daß  man  den  Bedarf 
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von  Pflegeparteien  nur  höchst  notdürftig,  bei  Anspannung  aller  Kräfte  und  Aus- 
schaltung verschiedener  Anfordeningwi,  die  an  die  Eignung  der  Pfleger  behufs 
Cbernahmc  der  Findlinge  unbedingt  gestellt  werden  müssen,  decken  kann. 

Unter  normalen  Verhältnissen  — wie  sie  früher  bestanden  — müßten  von 
den  zur  Entgegennahme  von  Kindern  sich  meldenden  Pflegerinnen  zumindest 
30  Prozent  und  noch  mehr  als  nicht  geeignet  ausgeschieden  werden;  dies  ist 
jedoch  nicht  möglich,  da  sie  unausweichlich  notwendig  sind. 

Die  Prager  Anstidt  ist  in  den  letzten  J.ahren  mit  dem  größten  Kontingent 
ihrer  Pflegeparteien  beinahe  ausschließlich  an  die  ärmsten  und  notdürftigsten 
Bevölkerungsklassen  der  mittelböhmischen  und  südöstlichen  Bezirke  Böhmens 
angewiesen,  welche  infolge  ihres  geringen  Verdienstes  mehr  weniger  unter  dom 
Mangel  an  Bargeld  noch  Findlinge  gegen  das  geringe  Entgelt  in  Pflege  nehmen. 
Die  zumeist  deutsche  Bevölkerung  der  Grenz-  und  Industriebczirke  im  Lande 
beteiligt  sich  an  der  Findelpflege  — wie  aus  den  unten  angeführten  Daten 
ersichtlich  — beinahe  gar  nicht. 

Deswegen  erscheint  der  in  Form  eines  Vorwurfes  hie  und  da  gemachte 
Einwand,  daß  in  der  Prager  Findelanstalt  Findelkinder  deutscher  Abstammung 
sehr  oft  bei  böhmischen  Anstaltspllegem  untergebraeht  werden,  in  seiner  Deutung 
nicht  gerechtfertigt. 

Der  in  dieser  Hinsicht  kompetenteste  und  glaubwürdigste  Fachmann, 
Professor  Dr.  A.  Epstein,  spricht  sich  über  diese  gewiß  heikle  Frage  in  einer 
seiner  Publikationen  folgendermaßen  aus:  .Nicht  selten  wird  von  einer  deutschen 
Mutter  der  Wunsch  ausgesprochen,  ihr  Kind  möge  deutschen  Pflegern  übergeben 
werden.  Diesem  durchaus  begreiflichen  Wunsche  konnte  bis  jetzt  zum  größten 
Teil  nicht  willfahrt  werden,  und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sich  die 
deutschen  Bezirke  an  der  Findelpflege  nicht  beteiligen  und  deutsche 
Pfleger  sich  bis  jetzt  nur  in  ganz  verschwindender  Anzahl  um  Findlinge  beworben 
haben.“ 

Bei  dem  üblichen  Hinweis  auf  die  angefülirten  Nachteile  wurde  bisher 
zumeist  der  wichtige  Umstand  außer  acht  gelassen,  daß  aus  den  größtenteils 
deutschen  Grenz-  und  Industricbezirken  des  Landes  deutsche  uneheliche  Mütter 
nur  in  äußerst  seltenen  Füllen  die  Prager  Gebünmstalt  aufsuchen  imd  daß 
sie  als  Fabriksarbeiterinnen  zumeist  mit  den  Kindesvätem  im  Konkubinate  leben 
und,  wenn  sie  nur  ein  kleines  Stübchen  haben,  es  vorziehen,  zu  H.ause  nieder- 
zukommen, worauf  auch  der  hohe  Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten  in 
diesen  Bezirken  beruht.  Wie  minimal  somit  die  Zald  der  Kinder  deutscher 
Mütter,  um  die  es  sich  in  der  Prager  Anstalt  bei  der  Erwägung  der  Nachteile  der 
Erziehung  handeln  könnte,  erscheint,  i.st  aus  der  Statistik  des  Jalires  t'.)06 
ersichtlicli,  gemäß  w’elcher  von  den  2‘J0.5  in  der  Anstalt  verpflegten  Müttern  im 
ganzen  bloß  137  :=  4-72  Prozent  deutscher  Nationalität  waren,  von  denen  2ü  ihre 
Kinder  sofort  in  ihre  eigene  Pflege  übernahmen,  20  entweder  nach  einer  'l'ot- 
geburt  oder  nach  dem  frühzeitigen  Tode  ihres  Kindes  die  Anstalt  verließen,  ein 
Kind  direkt  einer  deutschen  Pflegerin  übergeben  wurde  und  bloß  in  67  = 2-31 
Prozent  Fällen  deutsche  Kinder  an  böhmische  Pfleger  übergeben  werden  mußten. 
Und  indem  gemäß  unserer  neuesten  Stati,stik  von  den  Findelkindern  der  Pragm- 
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Anstalt  bis  zum  6.  Lebensjahre  50  Prozent  durch  den  Tod  daliingeraflfl  wurden, 
30-5  Prozent  yon  der  Mutter  oder  von  Verwandten  vor  dem  Normalalter  in  Pflege 
übernommen  werden  und  nur  13‘5  Prozent  bei  den  Pflegern  das  6.  Lebensjalir 
erreichen,  so  könnte  es  sich  in  der  Prager  Gebäranstalt  im  Zeitraum  einc.s  Sexsn- 
niums  um  die  minimale  Zahl  von  9 Kindern  handeln,  welche  die  deutsche 
Muttersprache  in  den  Kinderjaliren  nicht  erlernen,  welcher  Umstand  gewiß  als 
eine  der  Ursachen  oder  sogar  Hauptursachen  der  Kindervcnvahrlosung  in  Böhmen 
angeführt  zu  werden  nicht  verdient,  in  welcher  Hinsicht  die  Behauptung  des  Herrn 
Janisch  richtiggeslellt  werden  muß. 

Die  Hauptursache  des  zunehmenden  Mangels  an  geeigneten  Pflegeparteien 
besonders  für  Brustkinder  beruht  auf  dem  großen  Umschwünge  der  sozialen 
und  der  Familienverhältnisse  infolge  des  Vordringens  der  hidustrie  in  die  land- 
wirtschaftlichen Gebiete  mid  infolge  des  hieraus  resultierenden  Verfalles  des 
Familienlebens  und  des  Selbststillens  der  Mutter,  auf  der  Ausbreitung  der  freien 
Liebe  und  Konkubinate,  ferner  auf  der  rapid  zunehmenden  Verteuerung  aller 
Lebensbedürfnisse  und  der  unzureichenden  Entlohnung  der  Pflegeparteien  bei  der 
absolut  imd  relativ  zu  niedrigen  Verpflegstaxe  der  Prager  Findelanstalt. 

Hiezu  gesellt  sich  noch  der  Umstand,  daß  die  Strömmig  gegen  die  Aufnahme 
von  Findlingen  in  Pflege  in  den  Gemeinden  immer  größere  Dimensionen  annimmt 
und  die  Gemeinde-  und  Pfarrämter  die  Ausstellung  von  Befähigimgsauswei.'en 
auch  an  geeignete  Pflegeparteien  aus  Furcht  vor  neuen  Lasten  durch  Zu-  und 
Neubauten  von  Schulen  sowie  aus  Furcht  vor  Zunahme  des  Proletariats  infolge 
Verbleibens  der  Findlinge  auch  nach  dem  sechsten  Lebensjahre  bei  den  Pflege- 
eltem  hartnäckig  verweigern. 

Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern,  daß  die  Findelanstalt  bei  der  Ausfolgung 
der  Findlinge  in  die  Außenpflege  beinahe  ausschließlich  an  die  niedrigsten  und 
annseligsten  Volksschichten,  welche  kaum  allein  mit  ihrer  eigenen  Familie  das 
Leben  fristen,  angewiesen  ist. 

Dazu  gesellt  sich  noch  das  Übel,  daß  ein  großer  Teil  unserer  Land- 
gemeinden infolge  ungenügenden  Verständnisses  für  die  große  soziale  Bedeutung 
einer  angemessenen  Pflege  und  Erziehung  der  armen  verlassenen  Kinder  bei  Aus- 
stellung von  Zeugnissen  an  die  sich  meldenden  Pfleger  in  höchst  fahrlässiger  und 
leichtfertiger  AVeise  vorgeht  und  sogar  notorischen,  unter  Polizeiaufsicht  stehenden 
Dieben,  Alkoholikern,  verkommenen  Individuen,  Familien,  deren  Schlafstellen  aus 
morschem,  verfaultem  Stroh  und  schmutzigen  Lumpen  bestehen,  Personen,  die 
auf  den  kargen  Lohn  in  Ziegeleien,  beim  Holzschlag,  Rübenbau,  Hopfenpflücken 
u.  dgl.  angewiesen,  Wochen  oder  Monate  außerhalb  der  Wohnung  zubringen,  oder 
Familien  von  Taglöhnern  und  Knechten,  die,  mit  Kindern  reich  gesegnet,  in 
Massenwohnungen  der  Meierhöfe  wohnen,  Zeugnisse  ausstellen,  so  daß  die  armen 
Kinder  den  ganzen  Tag  ohne  Aufsicht  bleiben,  zuweilen  auf  Bettel  angewiesen, 
allmählich  verwildern  und  verrohen. 

Zum  Beweise,  daß  diese  Schilderung  amtlich  erwiesenen  faktischen  Zu- 
ständen entspricht,  genügt  wohl  folgende  Skizze  aus  dem  Berichte  des  k.  k.  Gen- 
d.armeriepostcns  in  I.  bei  T.  vom  14.  November  190G:  .Der  Findling  F.  B.  befindet 
sich  bei  dem  Pfleger  F.  E.  in  R.,  einem  notorischen  Dieb,  der  als  solcher  hereits 
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unter  Polizeiaufsicht  stand  und  so  wie  sein  Weib  im  höchsten  Grade  der  Trunk- 
sucht ergeben  ist,  und  welche  beide  beinahe  tagtäglich  berauscht  miteinander 
raufen  und  hiebei  ihre  fünf  eigenen  Kinder  samt  dem  Findling  zusanunen  prügeln. 
Alle  Kinder  sind  ohne  Hemd,  Kopf-  und  Fußbedeckung,  der  ganze  Körper  nur 
mit  zerrissenen  Hadern  bedeckt;  der  Fußboden  aus  Lehm,  überall  der  größte 
Schmutz  und  wie  der  Findling  so  auch  die  übrigen  Kinder  voll  Ungeziefer  und 
Schmutz ; der  Findling  hiezu  noch  mit  einem  großen  Leistenbruch,  von  schlechter 
Pflege  herrührend  u.  s.  w.‘ 

Einen  anderen  warnenden  Fall  schildert  in  einem  an  die  Direktion  am 
17.  September  1904  gerichteten  Berichte  ein  Pfarrer  folgendermaßen;  , Ich  war 
starr  vor  Schrecken,  als  der  gewesene  Ökonom  A.  T.  aus  C.,  der  sein  ganzes 
Bauerngut  durchgebracht  hat,  ein  Zeugnis  behufs  Erlangung  eines  Findlings  ver- 
langte, um  seine  Familie  leichter  zu  ernähren  (!).  Als  ich  das  Zeugnis  ausfüllte, 
ersah  ich  aus  dem  Findlingsbuche,  daß  er  bereits  acht  Kinder  in  Pflege  gehabt 
hatte  (die  sämtlich  starben)  sowie  außerdem  seine  vier  eigenen  Kinder.  Bis  dahin 
habe  ich  den  Menschen  nicht  so  gut  gekamiL  sonst  hätte  ich  ihm  das  Zeugnis 
verweigert,  selbst  wetm  er  noch  so  wohlverhalten  gewesen  wäre,  denn  es  mußte 
mir  aufl'allen,  daß  ihm  sämtliche  Kinder  starben.  Ich  ging  hin,  um  mir  das  neue 
Opfer  anzusehen;  ich  war  entsetzt  Die  Leute  hatten  keinen  Funken  von  Gefühl. 
Da?  Kind  war  im  Zimmer  eingesperrt,  lag  auf  der  Erde  und  brüllte  vor  Hunger. 
Ich  stellte  die  Leute  energisch  zur  Rede  und  drohte  mit  der  gerichtlichen  Anzeige.“ 
Das  arme  Kind  wurde  von  der  Direktion  den  gefühllosen  Pflegern  sofort  ab- 
genommen. 

Ein  schlimmes  Zeugnis  für  die  Pflichtvergessenheit  einer  wohl  nicht 
geringen  Zahl  unserer  Gemeinden,  an  deren  Wohlmeinung  und  Gutachten  die 
Landesfindelanstalt  bei  Unterbringung  der  Findelkinder  in  der  Außenpflege  an- 
gewiesen ist! 

Den  meisten  Findelkindern  geht  es  verhältnismäßig  noch  schlimmer  nach 
ihrem  sechsten  Lebensjahre,  wenn  sie  den  Schutz  der  Anstalt  verlieren  und  ihren 
Heimatsgemeinden  zugewiesen  werden.  Das  arme  Kind  wird  von  dem  Boden  — 
mag  derselbe  noch  so  rauh  gewesen  sein  — mit  dem  es  im  Laufe  der  sechs  Jahre 
innig  verwachsen  war,  losgerissen  imd  aus  der  Umgebung  entfernt,  welche  ihm 
mit  der  Zeit  zu  einer  Heimat  wurde,  die  zwar  nicht  immer  freundlich,  aber  doch 
gewöhnheh  noch  freundlicher  zu  sein  pflegt  als  jene,  in  die  es  nach  der 
Verpachtung  durch  eine  Art  Liquidation  in  der  Heimatsgemeinde  bei  fremden, 
ihm  neuen,  zumeist  noch  armseligeren,  roheren  und  oft  sehr  schlimmen 
Pflegeeltem  gelangt,  bei  denen  es  zahllose  Leiden,  Zurücksetzungen  und  Schmä- 
hungen zu  ertragen  hat  Was  Wunder,  weim  diese  Kinder  in  der  Heimatsgemeinde, 
wo  sich  ihrer  kein  zartfühlendes  Herz  annimmt,  moralisch  und  physisch  ver- 
kommen, ' verwildern,  abstumpfen,  die  Menschen  zu  hassen  anfangen  und 
allmählich  zu  einem  Schrecken  der  Gemeinde  und  der  ganzen  Umgebung  werden. 

Die  Findlinge  sind  somit  verhältnismäßig  noch  schlechter  daran  als  Waisen- 
kinder, weil  auf  ihnen  von  Jugend  an  der  Schimpf  lastet,  daß  sie  aus  der  Findel- 
anstalt stammen  (das  Schmähwort  .präie“,  Pragerkind),  was  ihnen  bei  jeder 
Gelegenheit  als  ein  Makel  vorgeworfen  wird. 
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Als  Hauplquelle  der  angeführten  Mängel  der  Findlingsfürsorgc  wird  mit 
vollem  Hechte  allgemein  die  bisherige  mangelhafte  Aufsicht  über  die  Pflege 
der  Findlinge  seitens  der  berufenen  behördlichen  Organe  angesehen. 

Die  Folgen  der  mangelhaften  Aufsicht  kommen  zum  Ausdrucke  in  den  oben 
angeführten  Mängeln  und  Miß'tünden  der  Außenpflege  und  in  der  körperlichen, 
geistigen  und  moriüischen  Entartung  der  Findlinge,  von  denen  im  Kindesaller 
über  GO  Prozent  an  mehr  oder  weniger  vorgeschrittener  Rhuchitis  leiden. 

Zu  den  bereits  angeführten  großen  Unzulänglichkeiten  der  Findel-  und 
Waisenpflege  sowie  der  Kin<lerfürsorge  armer,  verwaister  und  verlassener  Kinder 
gesellen  sich  noch  .die  vielen  Mängel  des  gegenwärtigen  Vormundschafts- 
wesens, dessen  schwächste  Seite  die  Wahl  eines  tauglichen  Vormundes  für  ein 
armes,  uneheliches  Mündel  sowie  die  großen  .‘'chwicrigkeiten  der  Bestellung  eines 
Vormundes  für  dasselbe  ist,  wodurch  die  Geltendmachung  der  Rechte  desselben 
sehr  häufig  ganz  unmöglich  wird. 

Selbst  die  eifrigsten  Vormundschaftsbehörden  kämpllen  bei  der  Bestellung 
der  Vormünder  für  arme,  uneheliche  und  verlassene  Kinder  infolge  des  fast  all- 
gemein herrschenden  Mangels  an  ordentlichen  und  tauglichen  Vormündern  mit 
den  größten  Schwierigkeiten. 

.Auch  die  Vormundsehaftsfülinmg,  welche  auf  Grand  des  Hofdekretes  vom 
17.  August  18Ü2,  Z.  1888,  den  Direktionen  der  Findelanstalten  übertragen  wurde, 
besaß  wegen  der  beschränkten  Ingerenz  und  Rechtskraft  sowie  auch  wegen  der 
Unklarheit  der  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  größten  Teil  nur  einen 
mehr  weniger  formalen  Charakter. 

Die  großen  Mängel  dieser  Vormundschaflsführung  empfanden  namentlich 
jene  Findclanstaltsdirektionen,  die  den  praktischen  Versuch  untenialimen,  jene 
Machtvollkommenheit,  die  ihnen  durch  das  genannte  llofdekret  vom  Jahre  1822 
übertragen  wurde,  zum  Schutze  ihrer  Schutzbefohlenen  gegen  die  Väter  der  un- 
ehelichen Kinder  zur  Geltung  zu  bringen. 

Diese  Direktionen  wurden  über  ilire  beschränkte  Macht,  ja  über  ihre  voll- 
ständige Ohnmacht  belehrt.  Infolgedessen  kümmerten  sich  viele  dieser  Anstalten 
bis  in  die  letzten  Jahre  nicht  weiter  darum,  ob  den  Kindern,  die  ihnen  anvertraut 
waren,  nach  .Ablauf  der  sechsjährigen  Normaldauer  der  Anstaltspflege  regelmäßig 
und  ausnalimslos  ein  Vormund  bestellt  werde,  so  daß  auch  in  den  letzten  Jaliren 
Fälle  vorgekommen  sind,  daß  mancher  Findling  selbst  nacti  vollendetem  10.,  l-'i., 
ja  18.  Lebensjahre  noch  keinen  Vormund  besaß.  Was  Wunder,  wenn  viele  dieser 
Kinder,  verlassen  und  auf  sich  selbst  angewiesen,  wie  eine  aufsichtslose  Herde  auf- 
wäclust,  die  attf  der  Gasse  oder  dem  Dorfplatze  zu  Hause  ist.  Das  Schick.sal 
dieser  Kinder,  liie  nicht  nur  der  Pflege  ihrer  eigenen  Eltern,  sondern  auch  der 
Aufsicht  und  der  notwendigsten  Pflege  fremder  Pfleger  entbehren  mußten,  bestand 
zumeist  darin,  daß  sie  physisch,  psychisch  und  moralisch  hinsiechten  und  statt 
zu  Mitarbeitern  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  deren  Geißel  wurden.  Daraus 
erhellt,  daß  die  veraltete  Form  der  Vormundschaft  der  Findelanstaltsdirektloni  n, 
wie  sie  durch  da.s  Hofdekret  vom  Jahre  1822  vorgeschrieben  ist,  im  Interesse  des 
liechtsschulzes  der  Findlinge  auf  die  Dauer  unhaltbar  wurde  und  daß  es  die 
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Pflicht  aller  kompetenten  Faktoren  geworden  ist,  das  Ihrige  zu  einer  zeitgemäßen 
Reform  der  veralteten  Gesetzesvorsehriften  beizutragen. 

Ist  es  doch  über  jeden  Zweifel  erhaben,  daß  durch  eine  zeitgemäße 
Reform  des  Vormundsehaftswesens  den  unehelichen  Kindern  nicht  nur  die 
notwendige  moralische  Stütze  seitens  tauglicher  und  eifriger  Vormünder 
gesichert,  sondern  auch  die  Möglichkeit  geboten  würde,  durch  systematische 
Heranziehung  der  außerehelichen  Väter  zur  Erfüllung  ihrer  Vater- 
pflichten den  Findlingen  wenigstens  die  notwendigsten  Existenz- 
mittel  zu  sichern;  ferner  bestünde  die  Möglichkeit,  daß  die  Kinder  häufiger 
legitimiert  werden  und  nicht  so  häufig  in  Not  und  Elend  geraten. 

Eine  empfindliche  Lücke  in  der  Venvaltung  der  meisten  Findelanstalten 
ist  unstreitig  auch  der  Umstand,  daß  bisher  keine  genaue  Evidenz  darüber 
geführt  wird,  ob  und  wann  eine  Verpflegte  der  Anstalt  als  Mutter  eines  in 
Normalpflege  der  Anstalt  befindlichen  Kindes  geheiratet  hat  und  ob  das  Kind 
durch  die  Ehe  legitimiert  w'urde  oder  nicht. 

Gleichzeitig  mit  dem  allgemeinen,  lebhaften  Streben  nach  einer  Ilcfomi  des 
bisherigen  veralteten  Voimundsehaftswesens  macht  sich  in  jenen  Ländern,  wo 
die  Findelanslallen  auf  Josefinischen  Grundlagen  beruhen,  auch  das  gewaltige 
und  durch  die  Praxis  begründete  Bestreben  geltend,  die  vormundschaftliche 
Gewalt,  welche  den  Direktionen  der  Findelanstalten  durch  das  Hofdekret  vom 
17.  September  1822,  Z.  1888,  zugewiesen  wurde,  entsprechend  den  zeit- 
gemäßen Anforderungen  auszudehnen  und  zu  regeln. 

ln  dieser  Hinsicht  gelang  es  dem  Landesausschusse  von  Steiermark,  wichtigen 
zeitgemäßen  Reformen  Bahn  zu  brechen  und  eine  höchst  belangvolle  Entschei- 
dung  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  zu  provozieren,  durch  welche  die  vormund- 
schaftlichen Rechte  der  Findelanstalten  ausgedehnt  und  entsprechend  geregelt 
wurden,  so  daß  der  Geltendmachung  der  Rechte  der  Findlinge  ein  weiteres  Gebiet 
erölTnet  wurde.  Der  Landesvenvaltung  von  Steiermark  gelang  es  außerdem,  den 
Kinderschutz  durch  Schaffung  eines  Landesgesetzes  auf  eine  feste  Basis  zu  stellen. 

Angeregt  durch  die  inSteiermark  durch  Kreierung  einer  Rechtsschutz- 
abteilung bei  der  Findelanstalt  erzielten  glänzenden  sozialen  Erfolge  unternahm 
auch  der  Landesaiisschuß  von  Böhmen  über  Anregung  der  Findelhausdirektiou 
eine  höchst  erfolgreiche  Aktion,  auf  ünmd  welcher  nach  dem  Beschlüsse  des 
Landesausschusses  des  Königreiches  Böhmen  vom  14.  September  1904  die 
Anstaltsdirektion  beauftragt  wurde,  der  Vormundschaftsbehörde  in  Prag 
regelmäßig  und  ausnahmslos  über  jede  in  der  Anstalt  stattgefundene 
Geburt  eines  lebenden  unehelichen  Kindes  periodisch  durch  Wochen- 
ausweise Bericht  zu  erstatten. 

Durch  diesen  wichtigen  Erlaß  ist  der  Schleier  bezüglich  der  Geburt  eines 
Findlings  vor  den  Behörden  gelüftet  und  die  Sicherstellung  der  Vaterschaft 
sowie  die  periodische  Zusendung  von  Wochenausweisen  aller  unehelichen 
Geburten  auch  in  der  Prager  Findclanstalt  regelmäßig  und  ausnahmslos  eingeführt. 
Dem  Herrn  Bczirksrichtcr  Janisch  dürfte  entgangen  sein,  daß  in  der  Prager 
Landesfindelanstalt  bereits  seit  zwei  Jahren  der  außereheliche  Vater  des  Kindes 
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ZU  seiner  ihm  durch  das  Gesetz  auferlogten  Verpflichtung  zur  Leistung  von 
Unterhaltsbeiträgen  systematisch  herangezogen  wird. 

Es  wird  gewiß  für  die  berufenen  Fachmänner  sowie  auch  für  die  breite 
Öffentlichkeit  von  nicht  geringem  Interesse  sein,  die  in  der  königlich  böhmischen 
Landesfindelanstalt  auf  dem  Gebiete  der  Sicherstellung  der  Vaterschaft  bisher 
erzielten  Erfolge  wenigstens  in  großen  Zügen  kennen  zu  lernen. 

Zu  diesem  Behufe  habe  ich  aus  den  durch  die  gemachten  und  genau  ver- 
zeiclmeten  Beobachtungen  gewonnenen  reiidihaltigen  statistischen  Daten  folgende 
öbcrsichtliche  statistische  Skizze  entworfen: 

ln  der  beinahe  zweijährigen  Periode  seit  1.  Februar  1905  bis  31.  Dezem- 
ber 1900  wurden  in  der  Landesfindelanstalt  am  Tage  der  Entlassung  behufs 
Sicherstellung  der  Vaterschaft  im  ganzen  3724  Kindesmütter  protokollarisch 
einvemommen.  Laut  den  Angaben  der  Mütter  wurde  der  Name  des  Kindesvaters 
in  97'24  Prozent  erhoben  und  nur  in  2 76  Prozent  wurde  er  nicht  zngestandiui 
oder  ist  unbekannt  geblieben.  Anerkannt  wurde  die  Vaterschaft  durch  den  Kindes- 
vater nach  Angabe  der  Mutter  in  97  Prozent,  nicht  anerkannt  in  17  Prozent,  in 
4 Prozent  lautete  die  Antwort  unbestimmt,  in  56  Prozent  wurde  der  Mutter  die 
Ehe  versprochen. 

Von  den  Kindesvätern  waren  93  6 Prozent  ledig,  2'3  Prozent  verwitwet  und 
4 Prozent  verheiratet  Die  meisten  waren  im  Alter  von  20  bis  25  Jahren,  nämlich 
57-5  Prozent,  zwischen  18  bis  20  Jahren  waren  7 Prozent;  beim  Militär  haben  in 
der  Zeit  der  Zeugung  gedient  11-3  Prozent 

Was  die  Beschäftigung  anbelangt,  waren  von  den  Kindesvätem  35  Prozent 
Handwerker,  15  Prozent  beim  Gewerbe  beschäftigt  Knechte  und  Dienstboten 
waren  2P6  Prozent,  Taglöhner  und  Arbeiter  9-7  Prozent  Fabriksarbeitcr  3-1  Pro- 
zent (aus  den  Induslriebezirken  kommen  • — v^'ie  oben  erwiesen  — selten  unehe- 
liche Mütter  in  die  Gebäranstalt),  Landwirte  3'3  Prozent,  anderen  Beschäftigungen 
angehörig  1P2  Prozent 

Ober  die  Erfolge  des  Gerichtsverfahrens  konnten  aus  den  Gerichtsakten 
folgende  Daten  ermittelt  werden:  Von  2.300  bis  zum  1.  Jänner  1907  gerichtlich 
verhandelten  Füllen  wurde  bei  den  k.  k.  Bezirksgerichten,  als  Obervormundschafts- 
behörden der  Findelkinder,  die  Vaterschaft  sichergestellt  in  92  Prozent,  nicht 
erhoben  in  38'3  Prozent  der  Fälle;  die  Ehe  wurde  seitens  des  Vaters  protokollarisch 
versprochen  in  44  3 Prozent,  abgelehnt  in  53  6 Prozent,  in  2 Prozent  waren  die 
Angaben  unbestimmt.  Freiwillige  Vergleichsanlräge  wurden  seitens  des  Kindes- 
vaters in  24’3  Prozent  gestellt,  in  38  7 Prozent  wurde  die  Klage  eingebracht  und 
in  23'1  Prozent  das  Urteil  gefällt. 

Im  Wege  des  Vergleichsverfahrens  wurde  in  186  = 8-78  Prozent  Fällen  von 
Kindesvätern  an  Alimenten  die  Abfertigungssumme  von  82.041  K,  das  ist  durch- 
sclmiltlich  auf  ein  Kind  441  K (Maximum  2.000  K),  erlegt  und  zu  einer  monatlichen 
Ratenzahlung  haben  sich  220  = 10’4  Prozent  Kindesväter  zu  einer  Summe  von 
1.453  K.  das  ist  monatlich  auf  ein  Kind  zu  6'61  K (Minimum  1 bis  Maximum  24K), 
verpflichtet.  Im  strittigen  Wege  wurden  im  ganzen  473  =z  22-36  Prozent  Väter 
verurteilt,  und  zwar  in  49  = 2‘3  Prozent  Fällen  zu  einer  Abfertigungssumme  von 
26.498 K,  somit  durchschnittlich  attf  ein  Kind  520-37  K (Minimum  1 12  K,  Maximum 
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2.00(J  K).  Zur  monatlichen  Ratenzahlung  von  Alimenten  wurden  verurteilt  424  = 
20  Prozent  Väter,  und  zwar  von  der  Einbringung  der  Klage  bis  zum  14.  bis 
16.  Lebensjahre  in  71  = 3-35  Prozent  Fällen  zu  613  K,  somit  auf  ein  Kind  durch- 
schnittlich 8-63  K (Minimum  3 bis  Maximum  20  K);  von  der  Einbringung  der 
Klage  bis  zum  6.  Lebensjahre  351  = 16'6  Prozent  Väter  zu  2.684  K,  Durchschnitt 
auf  ein  Kind  monatlich  7-64  K (Minimum  2 bis  Maximum  30  K). 

Ferner  von  weiteren  351  Vätern: 

a)  Vom  6.  Lebensjahre  bis  zur  Selbsterhaltung  des  Kindes  in  234  = 1 1 Prozent 
Fällen  zu  2.544  K,  monatlicher  Durchschnitt  auf  ein  Kind  10'87  K (Mini- 
mum 3 K,  Maximum  40  K); 
bj  in  117  = 5'53  Prozent  Fällen: 

•x)  vom  6.  bis  14.  Lebensjahre  zu  1.230  K,  monatlicher  Durchschnitt  auf 
ein  Kind  10'51  K (Minimum  4 K,  Maximum  25  K); 
ß)  vom  14.  Lebensjahre  bis  zur  Selbsterhaltung  zu  1.594  K,  monatlicher 
Durchschnitt  auf  ein  Kind  13-62  K (Minimum  6 K,  Maximum  30  K). 
Ferner  wurde  aus  den  Ausweisen  der  Findelanstalt  festgestellt,  daß  sich  die 
Beiträge,  welche  aus  den  Alimentationseinzahlungen  zur  Deckung  der  Verpflegs- 
kosten  für  die  Findelkinder  in  B(5hmen  gewonnen  wurden,  im 

Jahre  1903  mit  K 10.148-56, 

. 1904  - , . 10.218-28, 

, 1906  , , 13.170-05 

heziffem. 

Legitimiert  wurden  von  den  Prager  Findelkindern  im  Jahre  1905  519  und 
im  Jahre  1906  568  Kinder. 

Das  sind  gewiß  für  die  ersten  Anfänge  einer  Institution  zur  Sicherstellung 
der  Vaterschaft  erfreuliche,  ermutigende  und  hoffnungsvolle  Erfolge! 

Aus  den  in  Böhmen  bisher  auf  dem  Gebiete  der  Findel-  und  Waisenpflege 
sowie  der  Kinderfürsorge  und  des  Kinderschutzes  gewonnenen  Erfahrungen 
würde  ich  folgende  kurzgefaßte  Schlußfolgerungen  ziehen: 

Zu  den  wirksamsten  Maßnahmen  zum  Schutze  der  bei  fremden 
Personen  in  Pflege  stehenden  Kinder,  somit  zu  einer  zeitgemäßen 
Regelung  des  Zieh-,  Haltekinder- und  Kostkinderwesens  (des  Findcl- 
und  Waisenwesens  mit  inbegriffen),  gehört  vor  allem: 

I.  Die  Regelung  des  Zieh-,  Halte-  und  Koslkinderwesens  auf  einer  ein- 
heitlichen gesetzlichen  Grundlage; 

U.  w-obei  den  prophylaktischen  Maßnahmen  vor  den  repressiven 
der  Vorrang  zu  geben  ist. 

In  die  Kategorie  der  prophylaktischen  Maßnahmen  wäre  bei  Findel- 
und unehelichen  Kindern  unter  anderm  einzureihen: 

1.  Die  tunlichste  Förderung  der  Pflege  des  unehelichen  und  Findel- 
kindes durch  die  eigene  Mutter  oder  deren  Blutsverwandte  und  — 
womöglich  — Einschränkung  der  Abgabe  derartiger  Kinder  an  fremde 
Pflegeeltern: 
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«y  durch  eine  geregelte  Heranziehung  der  Kindesmutter  zur  Erfül- 
lung ihrer  natürlichen  Mutterpflichten  und  auch  später  zu  einer 
noch  so  kleinen  Beitragsleistung  auf  ihr  Kind  sowie  durch  eine 
geregelte,  systematisch  geleitete  Sicherstellung  des  Kindes- 
vaters des  unehelichen  Kindes  und  Heranziehung  desselben  zur 
Erfüllung  seiner  Vaterpflichten,  wodurch  die  bisher  in  der  Findel- 
pllcge  zumeist  übliche  Lösung  des  Bandes  zwischen  der  Mutter  und  ihrem 
unehelichen  Kinde  sehr  ersprießlich  eingeschränkt  werden  könnte; 

b)  durch  die  Einsch rünkungderbisherigen ungebührlichen  Ansprüche 
der  meisten  unehelichen  Mütter  an  die  Findelpflege  sowie  der 
Einschränkung  der  Versorgung  der  Findlinge  bis  zum  Normalalter,  nur 
.auf  Fälle  wirklich  erwiesener  Bedürftigkeit  wobei  als  Gegenleistung  seitens 
der  Kindesmutter  das  Selbststillen  des  eigenen  Kindes  zu  verlangen  wäre; 

cj  durch  tunlichste  Begünstigung  der  Abgabe  der  Findlinge  und 
unehelichen  Kinder  in  die  Pflege  der  eigenen  Mutter  oder  eines  weiteren 
Kreises  ihrer  Blutsverwandten  (Mutter,  Schwester,  Großmutter,  Tante) 
mittels  entsprechend  geregelter  Verpflcgsgebühren  für  die  eigene 
Mutter  oder  ihrer  Angehörigen  sowie  außerdem  in  Form  von  Stillprämien 
an  die  Kindesmutter. 

Da  bei  der  bestehenden  Überlastung  der  Landesfinanzen  an  eine 
den  heutigen  Teuerungsverhältnissen  angemessene  Erhöhung  der  Verpflegs- 
gebüliren  nicht  zu  denken  ist,  wäre  in  der  Regelung  der  Verpflegstaxe  für 
Blutsverwandte  der  Mutter  und  die  Kindesmutter  selbst  das  wirksamste 
Mittel  gegen  den  drohend  zunehmenden  Mangel  an  geeigneten  Pflege- 
parteien, insbesondere  für  Säuglinge,  ohne  besondere  Inanspruchnahme  der 
Landesfinanzen  gefunden. 

ln  der  Prager  Findehuistalt  zeiligt  schon  die  seit  dem  Jahre  11)04  ein- 
geführte und  betriebene  Begünstigung  der  Abgabe  von  Findlingen  in  die 
entgeltliche  oder  unentgeltliche  Pflege  der  eigenen  Mutier  oder  ihrer  nächsten 
Anverwandten,  sogar  bei  der  alten  bisher  noch  nicht  geregelten  Verpflegs- 
gebülw,  sehr  erfreuliche  Friichte.  Denn  es  wurden  im  Jahre  1904  aus  der  An- 
stalt von  der  Mutter  übernommen  in  die  unentgeltliche  Pflege  I2  32  Prozent, 
in  die  sogenannte  entgeltliche  Zweidrittelpflege  16’5  Prozent,  im  Jahre  1905 
unentgeltlich  15  o(5  Prozent,  entgeltlich  13-8  Prozent,  im  Jahre  1900  unent- 
geltlich 19-06  Prozent,  entgeltlich  19-8  Prozent.  Es  nahm  somit  vom  Jahre 
1904  bis  1906  die  Zahl  der  unentgeltlich  von  der  Kindesrautter  übernommene 
Kinder  um  7-34  Prozent  und  der  entgeltlich  von  der  Mutter  oder  den  Bluts- 
verwandten übernommenen  Kinder  um  3'3  Prozent  zu. 

Hieraus  kann  man  sieh  wenigstens  annähernd  eine  Vorstellung  machen, 
welche  Zunahme  die  Übernahme  der  Kinder  in  die  entgeltliche  Pflege  der 
Mutier  oder  ihrer  Angehörigen  bei  einer  Normierung  der  Verpflegstaxe 
wenig-stens  auf  die  Höhe  der  für  fremde  Plleger  üblichen  Gebühren  und  bei 
Ausdehnung  der  Berechtigmig  auch  auf  die  Großmutter  und  Tante  erfahren 
würde: 
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d)  durch  Verpflichtung  der  verheirateten  Jlutter  eines  Findelkindes 
zur  Cbernahme  des  Findelkindes  in  eigene  Pflege  in  der  Regel  sofort 
nach  ilirer  Verehelichung  (mit  Ausnahme  erwiesener  Armut,  Verwahrlosung 
und  Mißhandlung  des  Kindes,  beziehungsweise  Kichtverehelichung  an  den 
Kindesvater)  statt  der  bisher  üblichen  Belassiuig  der  unehelichen  Kinder 
in  der  Findelpflege.  Die  in  der  Prager  Findelanstalt  im  letzten  Triennium 
gewonnenen  diesbezüglichen  Erfahrungen  sind  höchst  ermutigend. 

1.  Als  eine  wichtige  prophylaktische  Maßregel  zum  Schutze  der  bei  fremden 
Personen  in  Pflege  stehenden  Zieh-,  Halte- und  Kostkinder  überhaupt  muß  ferner  eine 
strengere,  sorgfältigere  und  umsichtigere  Auswahl  der  Pflegeparteien 
nicht  nur  für  Findel-  und  uneheliche  Kinder,  sondern  für  verwaiste  und  verlassene 
Kinder  überhaupt  unter  gehörig  normierter  Mitwirkung  der  Ärzte  angesehen 
werden,  welche  die  Grundlage  zur  Hebung  des  ganzen  Zieh-,  Halte-  und  Kost- 
kinderw'sens  bildet.  Eine  derartig  geordnete  Auswalil  der  Pflegeeltem  setzt 
unbedingt  eine  größere  Vorsicht  und  Strenge  bei  der  Ausstellung  von 
Zeugnissen  und  eine  gleichzeitige  Ärztliche  Beglaubigung  derselben  sowie 
ferner  eine  strenge  Handhabung  der  Vorschriften  bezüglich  der  Auswahl 
von  Pflegern  voraus. 

Nicht  ansässige  oder  in  Massenwolinungen  wohnende,  verkommene,  ganz 
unbemittelte  und  nur  auf  die  Verpflegstaxe  angewiesene,  mit  ansteckenden  Krank- 
heiten oder  mit  Trunksucht  behaftete  Personen  sollten  als  Pfleger  unbedingt  aus- 
geschlossen werden. 

Die  Anforderung  einer  sorgfältigeren  Auswahl  fremder  Pllegeparteien  wäre 
aber  ohne  eine  den  Teuerungsverhältnissen  angemessene  Vergütung,  somit  ohne 
eine  entsprechende  Regelung  der  bisherigen  veralteten  Verpflegstaxe 
illusorisch. 

‘,1.  Als  eine  Hauptbedingung  und  Grundpfeiler  einer  gedeihlich  gert'gelten 
Findel-  und  Waisenpflege  sowie  des  gesamten  Zieh-,  Halte-  und  Kostkinder- 
wesens muß  jedoch  eine  zeitgemäße  Organisation  und  einheitliche  Re- 
gelung der  Aufsicht  über  Findlinge,  verwaiste  und  verlassene  Kinder  über- 
haupt durch  eigene  beeidete  Aufsichtsorgane  festgestellt  werden. 

Eine  derartige  Organisation  könnte  aus  drei  Gnippen  von  Funktionären 
zusammengesetzt  werden : 

a)  aus  zwei  oder  mehreren  besoldeten  Amtspersonen  (Arzt  und  Pfarrer) 
für  einen  gewissen  Distrikt  oder  eine  Kolonie; 

b)  aus  lokalen  Kommissionen  oder  sogenannten  Gemeinde-  und  Bczirks- 
waisenräten  zusammengesetzt,  einerseits  aus  den  zur  rberwachung  der 
Kinder  gesetzlich  verpflichteten  Organen,  andrerseits  aus  Personen, 
welche  an  der  Aufsicht  ein  natürliches,  und  aus  Personen,  welche  ein 
humanes  Interesse  haben; 

c)  als  eine  Ergänzung  der  angefülirten  Aufsichtsorgane,  welche  ein  mehr  oder 
weniger  amtliches  Gepräge  tragen,  können  verschiedene  freiwillige  Ver- 
einsorganisationen, insbesondere  .ärmen-,  Whisen-,  Findlings-,  Huma- 
nitäts-,  Wohlfahrts-,  Unterstützungs-,  Erziehungs-  sowie  humanitäre  Frauen- 


Digitized  by  Google 


46 


Kindenchutz,  Frage  1»  Dr.  Johann  Dvofak. 


und  wohltätige  Arbeitervereine  errichtet  werden,  welche  den  gesetzlich  ver- 
pflichteten Organen  zur  Hand  stehen. 

In  Böhmen  trifft  die  Landesverwaltung  zur  Organisierung  der  Aufsicht  über 
die  Findlinge  die  umfangreichsten  Vorbereitungen.  Die  mit  der  Waisenpflege 
verbundenen  Verwaltungsagenden,  insbesondere  soweit  es  sich  um  die  Auffindung 
ordentlicher  Pflegeeltem,  die  Aufsicht  über  dieselben  und  die  Auszahlung  der 
Erziehungsbeiträge  handelt,  hat  der  Landesausschuß  an  die  Bezirksausschüsse, 
welche  seiner  Ansicht  nach  hiezu  nicht  nur  die  volle  Eignung,  sondern  auch  die 
gesetzliche  Verpflichtung  haben,  übertragen  und  durch  eine  besondere  Instruktion 
die  Bezirksvertretungen  angewiesen,  zur  Erfüllung  der  ihnen  auferlegten  Pflichten 
sich  ein  eigenes  Hilfsorgan  (Waisenkommission)  zu  schaffen.  Für  die 
Besorgung  der  Amtsgeschäfte  der  Waisenpflege  in  den  einzelnen  Gemeinden 
wären  nach  der  Anschauung  des  Landesausschusses  die  einzelnen  Vertrauens- 
männer der  Bezirkskommisdonen,  eventuell  die  hiezu  gesetzlich  verpflichteten 
Organe  der  Gemeindeverwaltung  oder  Armenpflege  (Armenväter)  vollkommen 
ausreichend. 

Es  ist  kein  Zweifel  darüber,  daß  es  auch  in  Böhmen  bei  der  Organisation 
des  gesamten  Zieh-,  Halte-  und  Kostkinderwesens  zu  einer  einheitlichen 
Organisation  der  Aufsicht  über  alle  Gruppen  der  unehelichen,  verwaisten  und 
verlassenen  Kinder  kommen  dürfte. 

4.  Die  einheitlich  geregelte  Aufsicht  setzt  unbedingt  voraus  eine  einheitliche, 
systematisch  durch  alle  hiezu  berufenen  autonomen  und  politischen  Aufsichtsorgane 
geführte,  geordnete  Evidenz  aller  Findel-,  unehelichen,  verwaisten  und 
verlassenen  Kinder,  welche  auf  einem  vollkommenen  und  stets  genauen 
Kataster  beruhen  muß. 

5.  Außerdem  ist  eine  durchgreifende  zeitgemäße  Reform  aller  diesbezüglichen 
Instruktionen,  V'orschriften,  Anleitungen  und  Belehrungen  für  die 
Aufsichtsorgane  und  Pflegeparteien  eine  wichtige  Voraussetzung  einer 
geregelten  Obenvachung  aller  unehelichen,  verwaisten  und  verlassenen  Kinder. 

Für  die  Pflegeparteien  von  Findlingen  in  Böhmen  wurde  eine  moderne 
Instruktion  bereits  herausgegeben  und  über  den  Entwurf  einer  bereits  verfaßten 
Instruktion  für  die  Aufsichtsorgane  wird  der  Landesausschuß  demnächst  ent- 
scheiden. 

6.  Es  obliegt  endlich  den  kompetenten  Behörden,  die  Maßnahmen  zum 
Schulze  der  bei  fremden  Personen  in  Pflege  stehenden  Kinder  durch  Schaffung 
und  Erlassung  von  Landesgesetzen  sowie  auch  eines  Staatsgesetzes 
über  die  Jugendfürsorge  und  den  Kinderschutz  auf  einen  festen  und  un- 
erschütterlichen Boden  zu  stellen. 

Die  Landesverwaltung  von  Böhmen  verhandelt  bereits  über  einen  von  der 
Direktion  der  Landesfindelanstalt  ausgearbeiteten  Gesetzentwurf  eines  Landes- 
Kinderschutzgeselzes  mit  der  k.  k.  Statthalterei  und  ist  Hoffliung  vorhanden, 
daß  die  geführten  Verhandlungen  demnächst  zu  einem  gedeihlichen  Ziele  führen 
werden.  Der  Oberste  Sanitätsrat  hat  über  einen  zu  verfassenden  Gesetzentwurf 
eines  Staat  sgesetzes,betreffendKinderschutz  undJugendfürsorge,  auf  Grund  eines 
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diesbezüglichen  Initiativantrages  Stellung  genommen  und  in  einem  hiezu  enianntcn 
Spezialkomitee  Verhandlungen  eingeleitet. 

II.  Unter  den  repressiven  Maßnahmen  zum  Schutze  der  bei  fremden 
Pflegern  sich  befindenden  Pflegekinder  wäre  insbesondere  anzuführen  die  Notwen- 
digkeit der  sofortigen  Abnahme  eines  derartigen  Kindes  bei  sichergestelller 
schlechter  Pflege,  Vernachlässigung  oder  Mißhandlung  und  unbedingte  Aus- 
schließung einer  jeden  unverläßlichen  und  schlechten  Pflegepartei  von  der 
weiteren  Pflege  sowie  Eintragimg  in  das  Verzeichnis  schlechter  Pfleger.  Nach 
den  Daten  der  Prager  Findelanstalt  wurden  vom  Jahre  1885  bis  1901  870  Pflege- 
parleien  (Jahresdurchschnitt  54)  und  im  Jahre  1906  68  Pflegccltem  sclüecht 
befunden  und  denselben  die  Kinder  abgenommen. 

Ober  die  Frage,  welche  Rechte  den  P fl cgeelt er n in  Ansehung  dieser 
Kinder  zu  gewähren  wären,  werde  ich  mich  nur  auf  ein  paar  Worte  beschränken. 
Vom  hygienischen  und  sozialpolitischen  Standpunkte  wäre  es  angezeigt, 
Pdegeeltem  in  Ansehung  der  gegenüber  den  Pflegekindern  übernommenen 
Pflichten  folgende  Rechte  zu  gewähren: 

1.  Eine  ihrer  Arheitsleistung,  somit  dem  ganzen  Maße  der  Pflege  und 
Erziehung  und  der  baren  Auslagen  auf  das  Kind  angemessene  Entlohnung 
und  bei  hervorragenden  Eigenschaften  und  insbesondere  pllichtgetreuer  Pflege 
kranker,  siecher  oder  verkrüppelter  Kinder  Anspruch  auf  Entlohnung,  Prämie 
und  belobende  Anerkennung. 

2.  Ein  Recht  auf  den  durch  die  Hilfsmittel  der  medizinischen  Wissenschaft 
zu  gewährleistenden  Schutz  vor  Ansteckung  seitens  des  Pflegekindes 
(insbesondere  durch  Lues,  Tuberkulose). 

3.  Schutz  vor  etwaiger  Willkür  der  Behörden  bei  der  Ausstellung 
von  Befäliigungszeugnissen  zum  Empfang  von  Pflegekindern  in  die  entgeltliche 
Pflege. 

4.  Die  Gewährung  und  tunlichste  Erleichterung  der  unentgeltlichen  ärzt- 
lichen Behandlung  der  Pflegekinder  und  unentgeltliche  Ausfolgung  von 
Medikamenten. 

5.  Bei  dem  allgemein  streng  einzuhallenden  Schulzwang  aller  in 
fremder  Pflege  stehenden  Kinder  die  unentgeltliche  Gewährung  aller 
Schulerfordernisse  für  die  Pflegekinder  sowie  aller  den  armen  Kindern 
gebotenen  Begünstigungen. 

6.  Das  Recht  auf  eine  entsprechende  Entschädigung  aller  Begräbnis- 
kosten in  Fällen  unverschuldeter  Todesfälle  der  Pflegekinder. 

7.  Da.s  Recht  auf  vollen  Ersatz  der  Reisekosten  zum  Behufe  des 
Empfanges  oder  Abgabe  des  Pflegekindes. 

8.  Die  Feststellung  einer  den  Zcitverliällnissen  angemessenen,  durch  die 
Landesverwaltung  bemessenen,  seitens  der  gesetzlichen  Angehörigen  des  Kindes 
oder  der  Heimatsgemeinde,  beziehungsweise  des  Landeswaisenfonds  zu  entrich- 
tenden Verpflegsgebühr  bei  verlassenen,  Findel-  oder  unehelichen  Kindern 
nach  dem  erreichten  Normalaltcr  und  Austritt  aus  der  Anstaltspflege, 
beziehungsweise  bei  anderen  verlassenen  oder  verwaisten  Pflegekindern. 
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9.  Im  Falle  der  Verwahrlosung  der  Kindcsmutler,  oder  im  Falle  der  durch 
das  Vormundschaflsgerichl  zur  Erziehung  ihrer  Kinder  für  unfähig  anerkannten 
Eltern  dürfte  es  sich  empfehlen,  gewissenhaften  Pflegeeltem  den  Vorrang  auf  die 
Beibehaltung  des  Kindes  in  weiterer  Pflege  zuzugestehen.  Über  die  weiteren 
eventuellen  gesetzlichen  Rechte  der  Pflegeeltem  in  Ansehung  der  Pflegekinder 
zu  entscheiden  und  ein  Urteil  zu  fällen,  fällt  in  das  Gebiet  gediegener  Rechts- 
gelehrter. 
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Empfiehlt  es  sich,  gewissen  Vereinen,  Anstalten  oder  Körperschaften, 
in  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  befindet,  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Vormundschaft  zu  übertragen,  eventuell  unter  welchen  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  empfiehlt  sich  dies? 


Gutachten 

oraUltet  Ton 
Dr.  Hugo  Schauer, 

Mmutcrialrat. 


Die  Vormundschaft  ist  eine  Einriclitung  /.um  Schutze  von  Kindern,  die 
darauf  angewiesen  sind.  Das  Thema  des  Gutachtens  enthält  daher  die  Krage:  Ist 
es  zur  Verwirklichung  des  den  Kindern  zugedachten  Schutzes  notwendig  oder 
»'Qnschenswert,  daß  gewissen  Vereinen,  Anstalten  oder  Körperschaften,  in  deren 
Obsorge  ein  Kind  sich  befindet,  die  Rechte  und  Pflichten  der  V'ormundschafl  über- 
tragen werden? 

Zum  Teile  ist  diese  Frage  schon  im  geltenden  Rechte  beantwortet.  Denn 
nach  dem  Hofdekrete  vom  17.  August  1822,  Juslizgcsetzsammlung  Nr.  1888, 
vertritt  bei  Kindern,  die  sich  in  einem  Waisen-  oder  Findelhause  befinden  oder 
außer  demselben  unter  der  Aufsicht  der  Direktion  verpflegt  und  erzogen  werden, 
die  Direktion  der  Anstalt  die  Stelle  emes  Vormundes.  Die  Vorschrift  wurde  zu 
einer  Zeit  erlassen,  als  die  Findelhäuser  sich  in  der  V'envaltung  des  Staates 
befanden.  Die  Praxis  hat  aber  an  ihrer  fortdauernden  Anwendbarkeit  nicht 
gezweifelt,  als  infolge  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  18ß8,  R.  G.  Bl.  Nr.  15,  die 
Findelanstalten  in  die  Verwaltung  der  Länder  übergingen.')  Für  die  Vorschrift 
des  Hofdekretes  war,  wie  sich  aus  den  Verhandlungsaklen  und  dem  Inhalte  dieses 
Gesetzes  entnehmen  läßt,  die  Erwägung  maßgebend,  daß  für  die  Tätigkeit  eines 

1)  Die  Art,  wie  die  Findelanstalten  allen  Stils  das  Hecht  eines  Vormundes  ausäbten,  lieti 
bekanntlich  bis  in  die  letzte  Zeit  nianclies  zu  wünschen  übrig.  Die  Anstaltsdirektionen  waren  ganz 
außer  Stande,  für  die  zahllosen  Findclkmder  den  ihnen  aufgebördeten  Pflichten  nachzukommen. 
Dazu  fehlten  ihnen  die  unentbehrlichen  Organe  und  die  erforderliche  Zeit.  Eine  Folge  davon  war, 
daß  die  Oericlite  von  diesen  Kindern  erst  Kenntnis  erhielten,  wenn  sie  aus  der  Anstallspflege 
auslraten.  Die  Feststellung  der  Vaterschaft  unterblieb  gerade  zu  der  Zeit,  wo  sie  leiclit  durcli- 
fülirbar  gewesen  w,tre.  Nach  dem  Austritte  des  Kindes  aus  der  Anstaltsptlege  ist  sogar  die  Mutter 
liäufig  niclit  mehr  zu  ermitteln.  Diesen  Übetständen  bat  man  in  Steiennark  dadurch  abgebolfen, 
daß  man  den  Grundsatz  aufstellte,  hinsichtlicti  eines  jeden  in  die  Anstalt  aufgenommenen  Kindes 
müsse  der  Vater  ermittelt  und  die  Vaterschaft  fcstgestellt  werden  und  daß  inan  mit  der  Durch- 
fohrung  dieser  Aufgabe  und  der  Vonuundschaftsgesebäfte  der  Anstaltsdirektion  ein  eigenes 
Hechtsscluitzbureau  betraute,  ln  Prag  und  Wien  ist  man  ini  Begriffe,  ähnliche  Einrichtungen  zu 
schaffen, 

II.  -i 
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Vormundes  kein  Raum,  daß  sie  überdüssig  sei  und  dem  Anslaltsbelriebe  abtrfiglidi 
wäre.  Deshalb  untersagt  Punkt  3 dieser  Vorschrift  dem  vor  der  Aufnahme  des 
Kindes  in  das  Waisenhaus  besteUten  Vormunde,  auf  die  Erziehung  des  Mündels 
Einfluß  zu  nehmen,  solange  es  unter  der  Aufsicht  der  Anstaltsdirektioii  steht. 
Damit  ist  jene  Seile  der  Frage  beiilhrt,  auf  der  sich  in  der  Praxis  zunächst  ein 
Redürt'nis  nach  Einschränkung  der  Rechte  des  Vormundes  oder  der  Eltern  gezeigt 
und  zu  dem  Wunsche  geführt  hat,  daß  dieses  Recht  di‘r  AnslalLsleitung  selbst 
übertragen  wird. 

Ein  geregelter  .\nstaltsbetrieb,  die  planmäßige  Verfolgimg  des  Anstalls- 
zweckes hat  die  einheitliche  Veranlagung  und  Leitung  aller  auf  Pflege,  Unterricht 
und  Ei-ziehung  idizielenden  Maßnahmen  zur  Voraussetzung.  Ein  Einfluß  von  außen 
macht  sich  als  .Störung  gellend.  Keine  Erziehungsanstalt  kann  dulden,  daß  die 
Eltern  und  Vormünder,  gestützt  auf  ihre  Verfügungsmacht,  eine  Änderung  des  in 
der  Anstalt  eingeführten  Regimes,  der  Haus-  und  Unterrichtsordnung  für  den 
einzelnen  Zögling  in  Anspruch  nehmen.  Wer  einen  Zögling  in  eine  Erziehungs- 
anstalt, ein  Konvikt  u.  dgl.  ;ibgeben  will,  muß  sich  den  Anstallsslalulen  unler- 
ordnen,  andernfalls  weist  man  ihn  zumck.  Dies  gilt  selbstverständlich  auch  dann, 
wenn  die  Unterbringung  des  Kindes  in  der  Anstalt  nicht  auf  freien  Vertrag, 
sondern  auf  eine  Verwaltungsvorfügung  oder  einen  Akt  der  staatlichen  Zwangs- 
gewalt zui  ückzuführen  ist,  wie  bei  der  Unterbringung  verwaister  Kinder  in  öffent- 
lit^hen  Waisenhäusern,  bei  der  Abgabe  von  Kindern  an  Institute  für  nicht  voll- 
sinnige Kinder,  bei  der  Übenveisung  von  Kindern  und  Jugendlichen  zur  Durch- 
führung iler  Füi'sorgeerziehung  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanslatt.  Nicht 
anders  steht  die  Sache,  wenn  das  Pllegschaflsgericht  gemäß  § 178  a.  b.  G.  B. 
w’egen  des  Mißbrauches  der  elterlichen  Rechte  oder  wegen  Vernachlässigung  der 
Pflichten  der  Elteni  gegen  ihren  Wunsch  das  mißhandelte,  verwahrloste  oder  mit 
Verwahrlosung  bedrohte  Kind  einer  Erziehungsanstalt,  einem  Kinderschutzvereine 
II.  dgl.  zur  Pflege  und  Erziehung  übergibt  oder  wenn  es  gemäß  g§  21(i  und  218 
eine  solche  Verfügung  hinsichtlich  eines  bevormundeten  Kindes  trilft.  Zur  Wahrung 
des  ungehinderten  Anslaltsbetriebcs  bedarf  es  somit  eines  leilweisen  Verzichtes 
der  gesetzlichen  Vertreter  auf  ihre  Rechte  hinsichtlich  der  Ausübung  der  Erziehung. 
Dieser  Verzicht  bildet  einen  organischen  Bestandteil  der  vertragsmäßigen  ,\b- 
niachung.  die  auf  die  Unterbringung  des  Kindes  abzielt.  Beruht  die  Aufnahme  des 
Kindes  in  die  Anstalt  nicht  auf  Vertrag,  sondern  auf  behördlicher  Verfügung,  so 
enthält  diese  die  unvermeidliche  und  selbstverständliche  Nebenwirkung  der 
Beschränkung  der  Rechte  des  gesetzlichen  Vertreters  zum  Zwecke  der  Durch- 
führung dieser  Verfügung.  Der  ausdrückliche  Verzicht  auf  die  Ausübung  der 
elterlichen  Rechte,  den  sich  die  Besserungsanstalten  zur  Zeit  erteilen  lassen,  ist 
somit  überflüssig.  Die  Übertragung  der  Rechte  und  Pflichten  eines  Vormundes 
an  die  Anstaltsleitung  wäre  vom  bezeichneten  Gesichtspunkte  aus  weder 
notwendig  noch  gerechtfertigt. 

Mit  ilcr  Ausschaltung  des  störenden  Einflusses  der  Eltern  und  Vormünder 
auf  den  Anslall-sbetrlcb  ist  mm  aber  allerdings  noch  nicht  genug  getan.  Vereine 
und  Woliltäligkcitsanstaltcn,  die  sich  opferwillig  der  mißhandelten,  vernach- 
lässigten oder  verwahrlosten  Kinder  annehmen,  klagen  lebhaft  darüber,  daß  die 
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Eltern  die  Kinder  aus  der  Anstalt  fortbringen  wollen,  sobald  sie  davon  einen 
Vorteil  zu  erwarten  haben,  sei  es  durch  Ausnützung  ihrer  Arbeitskraft,  durch  Ver- 
wendung der  Kinder  zum  Bettel,  hie  und  da  sogar  dadurch,  daß  sie  ihre  Töchter 
iler  Prostitution  zuführen.  Um  zu  ihrem  Ziele  zu  gelangen,  trachten  solche  Eltern 
die  Kinder  an  sich  zu  ziehen;  sie  heucheln  ihnen  Liebe,  machen  ihnen  verlockende 
Versprechungen  und  bemühen  sich,  Mißtrauen  oder  jkbneigung  gegen  die  Wohl- 
täter wachzurufen.  Erreichen  die  Eltern  ihren  Zweck,  so  ist  alle  Mühe  und  Arbeit 
verloren,  die  Rettung  des  Kindes  ist  mißlungen.  Diese  Erfahrungen  führten  in  den 
Kreisen  solcher  Vereine  zu  dem  Wunsche,  daß  man  dem  Vereinsvorstande  selbst 
die  Rechte  der  gesetzlichen  Vertreter  übertrage.  Die  Frage  ist  aber  die.  ob  das  der 
richtige  Weg  ist.  dem  Übel  zu  steuern. 

ln  Frankreich  wurde  allerdings  mit  dem  (iesetze  vom  24.  Juli  1889  ein  ähn- 
licher Weg  eingeschlagen.  Mau  halte  dort  dieselben  Erfahrungen  gemacht,  ln  der 
vom  französischen  Senate  veranstalteten  Enquete  (siehe  Reicher,  Die  Fürsorge- 
erziehung für  die  verwahrloste  Jugend.  I.  Teil.  Seite  27)  wurde  folgendes  konsta- 
tiert. ln  dem  Augenblicke,  wo  das  Kind  in  ein  erwerbsfähiges  Alter  tritt  und  Geld 
verdienen  kann,  melden  sich  die  Eltern  unter  dem  Anscheine  der  Gefühle  der 
/.ärtlichkeit  und  verlangen  die  Rückgabe  des  Kindes  zumeist  in  gewinnsüchtiger 
.Absicht.  Die.sem  Vorgänge  gegenüber  waren  die  bisherigen  Pfleger  und  Er/.ieher 
des  Kindes  machtlos.  Die  Eltern  konnten  ihre  elterliche  Gewalt  über  ihr  Kind  über- 
tragen, sobald  die  Sorge  für  diese  ihnen  eine  Last  aufcrlegte,  aber  wieder  zurück- 
verlangon,  sobald  sie  aus  den  Kindern  einen  Vorteil  ziehen  konnten.  Diesem  Obel- 
slande  gegenüber  wurde  als  das  einzige  Mittel  des  Schutzes  für  die  betreffenden 
Kinder  in  Vorschlag  gebracht,  daß  die  Eltern  vor  Gericht  in  dem  vom  Gesetze  vor- 
geschriebenen V'erfahren  den  Pflegern  und  Erziehern  ihrer  Kinder  das  Elternrecht 
der  Aufsicht  und  Erziehung  sowie  auch  die  Rechte  der  Züchtigung  übertragen. 
In  diesem  Sinne  verfügt  nun  das  zitierte  Gesetz  in  Artikel  17,  daß  durch  Ver- 
fügung des  Vormundschaftsgerichtes  der  Assistance  publique  die  Rechte  der 
Eltern  übertragen  werden,  weim  sie  das  Kind  mit  Zustimmung  der  Eltern  oder 
des  Vormundes  in  ihre  Obsorge  übernommen  hat.  Einem  PrivatwohltäUgkeits- 
vereine  oder  einem  Privaten  können  diese  Rechte  nicht  übertragen,  sondern 
lediglich  im  Interesse  des  Kinde.s  die  Ausübung  dieser  Rechte  überlassen  werden. 
Wenn  die  V'erwaltuug  der  Assistance  publique,  ein  Wohltätigkeitsverein  oder  ein 
Privater  ohne  Zustimmung  der  Eltern  oder  des  Vormundes  ein  Kind  in  die 
Obsorge  übernimmt,  so  muß  dies  innerhalb  dreier  Tage  dem  Gemeindevorsteher 
angezeigt  werden.  Diese  .iVnzeige  wird  binnen  14  Tagen  an  den  Präfekten  weiter 
geleitet  und  binnen  weiteren  14  Tagen  den  Eltern  des  Kindes  mitgeteilt  (Artikel  19). 
Wenn  innerhalb  einer  Frist  von  drei  Monaten  der  Vater,  die  Mutter  oder  der 
Vormund  das  Kind  nicht  reklamieren,  so  können  diejenigen,  welche  cs  über- 
nommen haben,  bei  Gericht  beantragen,  daß  ihnen  im  Interesse  des  Kindes  die 
Ausübung  aller  oder  eines  Teiles  der  Rechte  der  elterlichen  Gewalt  übertragen  wird 
(.Artikel  20).  Die  eigentliche  väterliche  Gewalt  steht  stets  der  Assistance  publiipie 
zu,  die  Aufsicht  über  das  Kind  wird  durch  den  Präfekten  und  dessen  Organe  geführt. 

Augenscheinlich  sind  die  Verhältnisse,  gegen  welche  dieses  Gesetz  Abhilfe 
bieten  mußte,  verschieden  von  den  unseren.  Bei  uns  ist  die  väterliche  Gewalt 
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keineswegs  ein  Recht,  das  man  ausüben  oder  nicht  ausüben  könnte,  das  man 
übertragen  und  dann  wieder  reklamieren  könnte,  sondern  es  sind  Rechte,  die  man 
ausüben  muß  und  die  nur  im  Interesse  des  Kindes  abgenommen,  verloren  oder 
entzogen  werden.  In  Österreich  ist  es  nicht  notwendig,  den  Vereinen  und 
Anstalten,  die  sich  eines  Kindes  annchmen,  die  Rechte  eines  Vormundes  zu  über- 
tragen, wenn  es  sich  lediglich  darum  handelt,  die  Kinder  gegen  die  Umtriebe  der 
Kltem  zu  schützen.  Wenn  ein  Verein  oder  eine  Anstalt  verwalirloste  oder  miß- 
handelte Kinder  auf  Grund  einer  Vereinbarung  mit  den  Eltern  oder  mit  ihrer  still- 
schweigenden Zustimmung  zur  Fliege  und  Erziehung  ül)emimmt.  dann  kann  er 
allerdings  dem  Vater,  der  sein  Kind  zu  sich  nehmen  will,  nicht  Widerstand  leisten. 
Dem  Vereine  oder  der  Anstalt  steht  aber  die  gerichtliche  Hilfe  zur  Verfügung  und 
bei  richtiger  Anwendung  des  § 178  a.  b.  G.  B.  wird  diese  Hilfe  prompt  gewährt 
werden.  Immerhin  kann  aber  der  Erfolg  einer  nachträglichen  Anrufung  des 
Gerichtes  zweifelhaft  sein,  wenn  seit  der  Mißhandlung  oder  dem  sonstigen  Anlasse 
zur  Aufnahme  des  Kindes  Jahre  vergangen  sind.  Die  wirkliche  Sachlage  ist 
inzwischen  verdunkelt,  die  Feststellung  der  Tatsachen  und  die  Ermittlung  der 
Wahrheit  scheitert  leicht  an  der  unsicheren  Erinnerung  der  Auskunftspersonen 
und  an  sonsligen  Beweisschwierigkeiten.  Wenn  dagegen  der  Verein  oder  die 
Anstalt  ein  schutzbedürftiges  Kind  ohne  gerichtliche  Verfügung  nur  provisorisch 
übernimmt,  die  endgültige  Aufnahme  aber  grundsätzlich  von  einem  Ausspruche  des 
Gerichtes  abhängig  macht,  dann  kann  das  Kind  auch  nur  mit  gerichtlicher  Zustim- 
mung aus  der  Anstalt  oder  der  Fliege  des  Vereines  entfernt  werden.  Das  bürger- 
liche Gesetzbuch  läßt  im  8 178  dem  Richter  vollkommen  freie  Hand,  die  den 
Umständen  angemessene  Verfügung  zu  treffen,  wenn  es  gilt,  ein  Kind  gegen  den 
Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  oder  gegen  die  Vernachlässigung  der  damit 
verbundenen  Pflichten  zu  schützen.  Diese  Verfügung  besteht  im  besprochenen 
Falle  darin,  daß  das  Kind  seinen  Ellern  abgenommen,  dem  Schutzvereine  oder 
der  Anstalt  übergeben,  der  Verkehr  der  Eltern  mit  dem  Kinde  entweder  ganz  ein- 
gestellt oder  beschränkt  wird  und  daß  man  den  Eltern  die  Verfügung  über  den 
Aufenthalt  des  Kindes  und  die  Art  seiner  Erziehung  abnimmt.  Väter,  die  die  Ver- 
pflegung und  Erziehung  ihrer  Kinder  gänzlich  vernachlässigen,  werden  nach 
8 177  a.  b.  G.  B.  der  väterlichen  Gewalt  für  immer  verlustig  erklärt  und  es  ist 
dem  Kinde  ein  unter  der  Aufsicht  des  Gerichtes  stehender  Vormund  zu  bestellen. 
Ebenso  kann  die  Hilfe  des  Gerichtes  in  Anspruch  genommen  werden  gegen  einen 
Vormund,  der  seine  Macht  auf  was  immer  für  eine  Art  mißbrauchen  oder  die 
Flüchten  der  nötigen  Obsorge  und  Pflege  hintansetzen  würde.  Das  Recht,  die 
gerichtliche  Schutzaktion  auszulosen,  steht  jedermann  zu.  insbesondere  auch  einem 
Vereine,  der  sich  des  Kindes  angenommen  hat  oder  annchmen  will  (§  217,  2.Ö+). 
Der  Vormund  bedarf  zu  allen  wichtigeren  Verfügungen  — und  dazu  gehört 
zweifellos  die  Unterbringung  des  Kindes  in  einer  Anstalt  und  die  Herausnahme 
des  Kindes  — der  Genehmigung  des  Vormundschaflsgerichtes.  Wenn  jedoch  den 
Eltern  ein  Verschulden  hinsichtlich  der  Erziehung  nicht  zur  Last  fällt,  vielmehr 
die  körperliche  oder  sittliche  Verwahrlosung  oder  die  sonstige  Hilfsbedürfligkeit 
des  Kindes  nur  eine  Folge  der  Armut  und  Not  der  Eltern  oder  der  abnormalen 
physischen  oder  geistigen  Veranlagung  des  Kindes  ist.  dann  werden  sich  die  Eltern 
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der  zum  Beslen  des  Kindes  eingeleitcten  Fürsorge  und  ihrer  Fortdauer  auch  nicht 
entgegensetzen.  Dann  sind  audi  die  Gefahren  nicht  vorlianden,  denen  man  durch 
Entziehung  der  elterlichen  Rechte  begegnen  müßte.  Die  Abnahme  dieser  Rechte 
w äre  eine  unberechtigte  Härte  und  würde  unter  Umständen  die  Eltern  zum  Nach- 
teile des  Kindes  abhalten,  die  Hilfe  des  V’ereines  oder  der  Anstalt  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Reklamieren  solche  Eltern  in  gut  gemeinter  alier  übel  angebrachter 
Zärtlichkeit  das  Kind  zu  einer  Zeit,  wo  es  ohne  Nachteil  nicht  den  Eltern  über- 
geben werden  kann,  so  gibt  wieder  g 178  a.  b.  G.  B.  die  Handhabe,  um  zum 
Besten  des  Kindes  die  notwendige  Verfügung  zu  treffen.  Übrigens  wird  gerade  für 
derlei  Fälle  der  Geltendmachung  der  elterlichen  Rechte  in  Hinkunft  durch  das 
Gesetz  über  die  Fürsorgeerziehung  eine  Schranke  gesetzt  werden.  Selbst  wenn 
aber  ab  und  zu  ein  Gericht  bei  der  Abwägung  iler  einander  widerstreitenden 
Interessen  des  Kindes  imd  der  Eltern  zu  Gunsten  der  letzteren  entscheiden  sollte, 
so  dürfte  darin  doch  das  geringere  Obel  liegen,  als  wenn  lediglich  an  die  Tatsache 
der  Übernahme  eines  Kindes  in  die  Pflege  auch  der  Anspruch  auf  Abnahme  und 
Übertragung  der  elterlichen  Rechte  geknüiift  würde.  Diese  Regelung  ist  zu  mecha- 
nisch, widerstrebt  anscheinend  dem  Gefülile  des  Volkes  imd  würde  leicht  zu  einer 
Mißstimmung  gegen  solche  Gesellschaften  führen,  besonders  wenn  etwa  bei  der 
('bernahme  von  Kindern  in  die  Fliege  mit  impetuoser  V'erve,  mit  zu  viel  Gefühl 
und  zu  wenig  Überlegung  vorgegangen  würde. 

Da  e.s  somit  möglich  ist,  mit  Hille  der  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches Kinder  gegen  die  selbstsüchtige  Geltendmachung  der  Rechte  der  Eltern 
und  Vormünder  ausreichend  zu  schützen,  läßt  sich  nicht  behaupten,  daß  zur 
Erreichung  der  Zwecke  der  Erziehungsanstalten,  der  Besserungsanstalten,  der 
.Schutzorganisationen  u.  dgl.  die  Übertragung  der  Rechte  eines  Vormunde.s 
notwendig  oder  auch  nur  regelmäßig  zweckmäßig  wäre. 

Abgesehen  von  den  schon  angedeuteten  Erwägungen  kommen  noch  folgende 
in  Betracht:  Die  Frage,  ob  eine  Anstalt  oder  ein  Verein  überhaupt  für  die  Über- 
tragung der  Rechte  eines  Vormundes  geeignet  ist,  läßt  sich  weder  mit  einem 
klaren  ja  noch  schlechtweg  mit  nein  beantworten.  Es  kommt  darauf  an,  welche 
Zwecke  der  Verein  oder  die  Anstalt  verfolgt  und  welche  Mittel  dazu  verwendet 
werden.  Die  Statuten  allein  geben  darüber  nicht  immer  genügenden  Aufschluß. 
Wichtiger  als  der  Inhalt  der  Satzungen  ist  die  Art  ihrer  Handhabung  und  die.se 
hängt  von  den  Personen  ab,  die  jeweils  den  Verein  oder  die  Anstalt  leiten.  Das 
kann  auch  bei  ungeänderten  Statuten  in  rascher  Folge  wechseln.  V'ereine,  die  nach 
ihren  Statuten  dem  Kinderschutze  gewidmet  sind,  können  auch  in  den  Dienst  ein- 
seitiger politischer,  nationaler  oder  Klassenbestrebungen  gestellt  werden.  Nun 
steht  es  aber  ganz  außer  Frage,  daß  die  Ausübung  des  staatlichen  Kinderschutzes 
nicht  die  Handhabe  zur  Verfolgung  solcher  Nebenzwecke  bieten  darf.  Man  würde 
dem  lebhaftesten  Widerspruche  begegnen,  wenn  etwa  Vereine  oder  Anstalten 
es  unternehmen  würden,  mit  Hilfe  ihrer  Verfügungsmacht  über  die  von  ihnen 
übernommenen  Kinder  nationale  Minoritäten  zu  schaffen  oder  zu  verstärken, 
Minoritätsschulen  mit  dem  fehlenden  Schülermaterial  zu  versehen,  Kinder  i)lan- 
mäßig  der  Religion  ihrer  Eltern  zu  entfremden  oder  zu  entnationalisiercn.  Die 
Übertragung  der  V'ormundsehafI  an  die  l.eitiing  des  Vereines  oder  der  Anstalt  und 
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die  Beseiligung  der  bescheidenen  Kontrollmöglichkeit.  die  durch  einen  außerhalb 
des  Anslalls-  oder  Vereinsverbandes  stehenden  gesetzlidien  Vertreter  geboten 
wird,  würde  zu  Mißtrauen  Anlaß  geben,  das  heute  vielleicht  noch  nicht  be.steht. 
Im  Streite  der  Meinungen  und  unter  der  Rückwirkung  öffentlicher  Anwürfe,  vor 
denen  auch  die  edelsten  Bestrebungen  nicht  verschont  bleiben,  würde  aber  das 
allen  gemeinsame  Ziel,  der  wirksame  Schutz  bedrohter  Kinder,  am  meisten  leiden. 
Die  Rechte  des  gesetzlichen  Vertreters  können  daher  nicht  jeder  Körperschaft 
oder  Anstalt  eingeräumt  werden,  die  ein  Kind  in  ihre  Obhut  übernimmt.  Das  ist 
nicht  notwendig,  zum  Teile  auch  nicht  unbedenkUch  und,  insoweit  es  unbedenk- 
lich wäre,  nicht  zweckmäßig.  Dagegen  könnte  für  eine  solche  Maßnahme  eine  Anshilt 
ohneweiters  in  Frage  kommen,  die,  wie  die  Besserungsanstalten  und  die  der 
Fürsorgeerziehung  zu  widmenden  Erziehungsanstalten,  ein  staatlich  genehmigte.- 
Statut  besitzen  und  unter  öffcnllichei'  Aufsicht  stehen.  Der  Leitung  solcher 
Anstalten  könnten  unbedenklich  im  Statute  die  Rechte  des  gesetzlichen  Vertreters 
hinsichtlich  jener  Zöglinge  eingeräumt  werden,  die  sich  in  der  Pflege  der  Anstalt 
befinden  oder  außerhalb  der  Anstalt  unter  der  Aufsicht  ihrer  Leitung  uiiter- 
gebracht  sind.  In  diesem  Umfange  ist  auch  die  Anslallsvonnundschaft  auf  Grund 
des  Artikels  136  des  Einfttlirungsgesetzes  zum  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuche 
in  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  geregelt.  Dem  Vormundschaftsgerichte  müßte 
es  übrigens  auch  in  diesen  Fällen  unbenommen  bleiben,  je  nach  den  Umständen 
den  bisherigen  gesetzlichen  Vertreter  in  seinem  Amte  zu  belassen  oder  einen 
.solchen  zu  bestellen,  wenn  es  das  Interesse  des  Pflegebefohlenen  erheischt.  Hiebei 
ist  namentlich  an  eine  Differenz  zwischen  dem  Zöglinge  und  der  Anstaltsleitung 
hinsichtlich  der  Berufswahl  des  Zöglings  zu  denken. 

Während  hinsichtlich  der  Gewährung  der  Vereins-  und  Anstaltsvormund- 
schafl  eine  vorsichtige  Zurückhaltung,  vorläufig  wenigstens  mit  Rücksicht  auf  die 
scharfen  Gegensätze  in  den  nationalen,  politischen  und  sozialen  Bestrebungen 
angebracht  sein  dürfte,  fordern  die  V'erhältnisse  energisch  eine  Beschränkung 
der  Individualvormundschafl  zu  Gunsten  der  von  Organen  der  öffentlichen 
Verwaltung  zu  führenden  Generalvormundschaft.  Diese  Frage  schiebt  sich  mit 
der  Kraft  der  unabweisharen  Notwendigkeit  in  den  Vordergrund  der  zunächst 
Lösung  erheischenden  Probleme. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  gibt  mit  vollem  Rechte  dem  vom  Vater  im  Testa- 
mente berufenen  V’ormunde  und  dem  gesetzlichen  Mitvorniunde  den  Vorzug  vor 
dem  durch  das  Gericht  gewählten  und  bestellten  Vormund.  Der  testamentarische 
und  der  Verwimdtenvormund  sind  aber  ein  Vorzug  der  Wohlhabenden  und  jener 
Bevölkerungskreise,  in  denen  das  Verwandtschaftsbewußtsein  und  das  Gefühl  der 
Familienzusammengehörigkeit  lebendig  ist.  ln  den  lluktuierenden  und  unbemit- 
telten Schichten  der  Bevölkerung  kann  man  auf  einen  Verwandtenvormund  nicht 
rechnen.  Für  uneheliche  Kinder,  die  von  den  Rechten  der  Familie  ausgeschlossen 
sind,  kommt  er  überhaupt  nicht  in  Betracht.  Dem  Gerichte  ist  aidieimgegebeii. 
eine  geeignete  Persönlichkeit  mit  Rücksicht  auf  Fähigkeit,  Stand,  V'ermögen  und 
Ansässigkeit  zum  Vormunde  zu  ernennen  (§  199  a,  b.  G.  B.)  und  eine  besondere 
Vorschrift  schärft  den  Gerichten  ein,  hiebei  unter  strengster  Verantwortung  mit 
größter  Vorsicht  und  Gewissenhaftigkeit  vorzugehen.  Diese  Bestimmung  läßt  sich 
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in  kleinen  Landbezirken  niil  einfachen  Verhältnissen,  wenig  Geburten  und  wenig 
Todesfällen  vielleicht  noch  ganz  gut  handhaben,  ln  allen  größeren  Orten,  in  den 
Städten,  namentlich  in  Wien,  ist  sie  undurchführbar.  Die  Gerichte  sind  da  heute 
schon  vor  eine  ganz  unlösbare  Aufgabe  gestellt.  Das  Gericht  wendet  sich  an 
die  Gemeinden  um  einen  Vorschlag,  die  ihrerseits  wieder  in  größter  Verlegenheit 
sind,  jemand  ausfindig  zu  machen,  der  bereit  wäre,  die  Vormundschaft  zu  über- 
nehmen oder  doch  keinen  gesetzlichen  Grund  anzugeben  hat,  sie  abzulehnen.  In 
Wien  nötigt  man  diejenigen,  welche  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  an- 
streben, zur  Obeniahme  einer  größeren  Anzahl  von  V'ormundschaften.  Sie  über- 
nehmen die  Vormundschaft  aber  nur  als  eine  leidige  Pflicht  in  der  Erwartung, 
dadurch  möglichst  wenig  belästigt  zu  werden.  Begreiflicherweise  reicht  die  Zahl 
dieser  Vormünder  nicht  aus.  Man  nimmt  daher  die  Vormünder  aus  der  W'ähler- 
liste,  aus  der  Geschworenenliste  oder  man  schreibt  sie  aus  dem  Personalindex  der 
Grundbücher  heraus.  Von  einer  Auswahl,  von  einer  Priifung  der  Eignung  k.^nii 
natürlich  keine  Rede  sein.  Häufig  greilt  man  fehl  und  ladet  jemand,  der  einen 
gesetzlichen  Entschuldigungsgrund  namhaft  zu  machen  hat.  Nicht  selten  ist  die 
.Mühe,  die  das  Gericht  darauf  verwendet,  einen  Vormund  überhaupt  ausfindig  zu 
machen,  weit  größer  als  die  gesamte  nachfolgende  Tätigkeit,  wenn  es  schließlich 
nach  wiederholten  Ladungen  und  vergeblichen  Versuchen  doch  gelungen  ist, 
jemand  die  Vormundschaft  zu  übertragen,  der  sich  weiter  dagegen  nicht  wehren 
will  oder  kann.  Man  hat.  um  diesen  bedauerlichen  Obelständen  abzuhelfen. 
versuchL  von  vornherein  eine  Liste  von  Vormündern  aufzuslellen.  Allein  bei  dem 
i'tiormen  Bedarfe  ah  Vonnündem  reicht  bald  keine  Liste  aus.  Der  Versuch,  die 
Religionsgenossenschaften  für  eine  sachgemäße  Lösung  dieser  Frage  zu  inter- 
essieren, ist  nicht  gelungen.  Nun  werden  sich  allerdings  manche  der  bestehenden 
Schwierigkeiten  durch  die  vorgeschlagene  Einrichtung  der  Vormundschaftsräte 
beseitigen  oder  doch  mindern  lassen,  da  diese  die  Verhältnisse  und  die  Personen 
in  ihrem  Amtsbezirke  kennen  und  daher  eher  in  der  Lage  sein  werden,  einen 
Vorschlag  zu  machen,  ;ds  das  Geri<dit  eine  Auswahl  treffen  kann.  Die  Zahl  der 
Vorraundschaflsfälle  wird  sich  auch  durch  die  geplante  Herabsetzung  der  Groß- 
jrdirigkeitsgrenz.e  von  24  auf  21  Jahre  etwas,  aber  nicht  allzuviel  vermindern.  Auch 
die  Zulassung  der  Krauen  zur  Vormundschaft  wird  eine  gewisse  Erleichterung 
bringen.  Allein  damit  ist  niemand  gedient,  daß  man  schließlich  überhaupt  jemand 
findet,  den  man  zum  V'ormunde  bestellen  kann.  Die  Vormundschaft  darf  keine 
Formalität  bleiben,  die  größten  Interessen  des  Mündels  und  seine  wichtigsten 
Rechte  stehen  auf  dem  .Spiele.  Die  Vaterschaft  muß  festgeslellt,  der  Unterhalts- 
pflichtige zur  Alimentationslcistung  herangezogen,  für  Pflege  und  Erziehung  muß 
ge.-orgt  und  der  Anspruch  auf  Ver.-^orgung  geltend  gemacht  werden.  Infolge  justiz- 
administrativer  Maßnahmen  erhalten  zwar  jetzt  die  Gerichte  von  den  Geburten 
der  unehelichen  Kinder  Kenntnis  und  das  Gericht  dringt  von  Amts  wegen  auf 
Fc'.ststellung  der  Vatei-schaft  und  der  Unterhaltspflicht  Allein  was  nützt  diese, 
wenn  nicht  die  wirkliche  Entrichtung  der  Leistungen  überwacht  und  erforder- 
lichenfall.s  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  durchgesetzt  wird.  Dazu  ist  aber  der 
private  Vormund  häutig  gar  nicht  in  der  Uige.  Der  uneheliche  Vater  wechselt,  um 
seiner  Unterhaltsleistnng  zu  entgehen,  gerne  sein  Domizil.  Eine  kleine  Reise  bringt 
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ihn  gegen  die  Ansprüehe  des  privaten  Vormundes  in  Sicherlieit.  Der  Vormund  liut 
nicht  die  Mittel,  um  sich  über  den  jeweiligen  Aufenthalt  des  Vaters,  über  seine 
Verdienstverhültuisse  zu  informieren,  die  Exekution  zu  betreiben  und  durchzn- 
führen.  Dazu  bedarf  es  eurer  Geschäftsgewandtheit  und  Kenntnis  des  Behörden- 
organismus, über  die  der  private  Vormund  nicht  verfügt,  die  aber  bei  einem  Organe 
der  öffentlichen  Verwaltung,  das  sich  berufsmäßig  mit  solchen  Geschütten  befaßt, 
vorausgesetzt  werden  darf.  Von  der  größten  Wichtigkeit  ist  bei  mittellosen 
Pupillen  die  Feststellung  der  Heimatsangehörigkeit  und  die  Inanspruchnahme  der 
Hilfe  der  Heimatgemeinden  sowie  die  Benützung  der  durch  Stiftungen,  iVnstalteii 
und  Vereine  gebotenen  Hilfsquellen.  Das  sind  jedoch  durchwegs  Aufgaben,  denen 
der  private  Vormund  meistens  nicht  gewachsen  ist.  Selbst  wenn  aber  der  Vormund 
gewillt  und  befähigt  wär  e,  das  Interesse  des  Kindes  walnzunehmcn,  so  wird  er 
sehr  häufig  daran  durch  die  uneheliche  Mutter  gehindert,  die  nicht  selten,  zum 
Nachteile  des  Kindes,  den  Vater  schonen  will,  um  sich  nicht  die  Aussicht  auf  Ver- 
ehelichung oder  auf  jVbfindung  zu  verderben.  Häufig  setzt  sie  dim  Verkehr  mit 
dem  Vater  fort,  ohne  ihn  auf  Unterhallsleistung  in  .«Vuspruch  zu  nehmen,  bis  sie 
dann,  auch  noch  mit  einem  zweiten  Kinde  belastet  unil  ganz  hilflos,  zwar  gegen 
die  Geltendmachung  der  Rechte  der  Kinder  nichts  mehr  einwenden  würde,  mittler- 
weile aber  der  uneheliche  V'aler  unerreichbar  geworden  ist.  Die  Folgen  der  Mängel 
der  Einzelvormundschalt  über  vermögenslose,  namentlich  über  uneheliche  Kinder 
treffen  aber  nicht  bloß  das  Kind,  da.s  dadurch  mit  körperlicher  und  sittlicher  Ver- 
wahrlosung, bedroht  wird,  sondern  auch  das  Gemeunvesen,  das  schließlich  für  das 
hilfsbedürftige  Individuum  aufkommen  muß. 

Gute  Pflegschaftsfflhrung  ist  präventive  Armenpflege.  Schlechte 
Vormimdschaflsvcrwallung  hat  unvermeidlich  die  Steigerung  der  Armenlasten  und 
der  Ausgaben  für  Wuhltäligkeilszweckc  zur  Folge  und  fülul  zur  Belaslmig  der 
staatlichen  Gesellschaft  mit  minderwertigen,  ilu-  beschwerlich  fallenden  Elementen. 
Dieser  Zusammenhang  und  die  Erkenntnis,  daß  sich  die  Mängel  der  Eiiuicl- 
vormundschaft  durch  die  Übernahme  der  Hechte  und  Pflichten  des  Vormuniles 
durch  ein  Oigan  der  öffentlichen  Verwaltung  beseitigen  lassen,  führten  zu  der 
Einrichtung  der  Gcneralvormun'dscbafl,  wie  sie  zunächst  in  Leipzig  mit 
größtem  Erfolge  durchgeführt  wurde.  Die  gesetzliche  Basis  dazu  bot  der 
Artikel  136  des  Einführungsgeselzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuehe,  auf  Grund 
dessen  mit  dem  sächsischen  Ausführungsgeselze  vom  18.  August  1896  im  § 37 
folgendes  bestimmt  ist:  .Die  Gemeinde  kann  mit  Genehmigung  des  Justiz- 
ministeriums den  Vorstand  einer  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Erziehungs- 
oder Veipflegungsanstalt  oder  einen  Beamten  bestimmen,  dem  die  Rechte  und 
Pflichten  eines  Vormundes  oder  Pflegere  über  alle  oder  gewisse  Minderjälu"ige 
zustehen,  die  in  der  Anstalt  oder  unter  der  Aufsicht  des  Vorsbtndes  oder  des 
Beamten  in  einer  von  ihm  ausgewfihlten  Familie  oder  Anstalt  oder,  soweit  sie 
unehelich  sind,  in  der  mütterlichen  Familie  erzogen  oder  verpflegt  w'erden.  Dem 
zuständigen  Vormundschaftsgerichte  bleibt  unbenommen,  für  einen  Minderjälirigen 
einen  anderen  Vormund  oder  Pfleger  zu  bestellen.  Es  hat  einen  solchen  zu 
bestellen,  wenn  der  Vorstand  oder  Beamte  cs  bemitragt.“  Die  Erfahrungen  in 
Lei])zig  haben  ergeben,  daß  die  Generalvormundschaft,  .ausgeübt  durch  den  Vor- 
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sitzenden  der  Armendirektion  und  die  ihm  unterstellten  Beamten,  bureaukratische 
Weitwendigkeiten,  die  mit  der  Aufstellung  des  Einzelvormundes  in  großen 
Städten  stets  verbunden  sind,  vermeiden  läßt  und  in  der  kritischen  Zeit,  in  den 
ersten  Wochen  nach  der  Geburt,  für  Mutter  und  Kind  rasch  Hilfe  bringen  kann. 
Insbesondere  sichert  das  sofortige  Eintreten  der  Generalvormundschaft,  ihre  gi’oße 
Geschäftsgewandtheit  die  sclmelle  und  nachdrückliche  Heranziehung  des  unehe- 
lichen Vaters  zur  Alimentation.  Dadurch  werden  die  Armenlasten  und  der  über- 
mäßige Bedarf  an  Kräften  für  Zwecke  der  Vormundschaftspflege  erheblich  herab- 
gemindert. 

Das  preußische  Ausführungsgesetz  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  bestimmt 
in  Artikel  78,  daß  auf  Grund  ortsstatutarischer  Bestimmung  Beamten  der 
Gemeindearraenverwaltung  alle  oder  einzelne  Rechte  und  Pflichten  eines  Vor- 
mundes für  diejenigen  Minderjährigen  übertragen  werden  können,  welche  im 
Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  unterstützt  und  unter  Aufsicht  der  Beamten 
entweder  in  einer  von  diesen  ausgewählten  Familie  oder  Anstalt  oder,  sofern  es 
sich  um  uneheliche  Kinder  handelt,  in  der  mütterlichen  Familie  erzogen  oder  ver- 
pflegt werden. 

Obwohl  somit  in  Preußen  die  Generalvormundschaft  nur  für  die  armen- 
behördlich unterstützten  Kinder  zulässig  ist,  so  haben  doch  auch  die  preußischen 
Städte,  zunächst  Dortmund,  dann  Breslau,  Danzig  und  andere,  mit  der  Ab- 
schaffung des  Einzelvormundes  in  solchen  Fällen  und  der  Übernahme  der  Vor- 
mundschaft auf  den  Magistrat  oder  seinen  Waisenrat  gute  Erfahrungen  gemacht. 
Deshalb  hat  im  vergangenen  Jahre  nun  auch  Posen  die  Einführung  der  Generid- 
vormundschaft  beschlossen.  Hand  in  Hand  damit  geht  eine  intensive  Ausgestaltung 
der  Aufsicht  über  die  Haltekinder,  die  städtischen  Wni.senplleglinge  und  besonders 
über  die  bei  der  Mutier  oder  in  der  mütterlichen  Familie  verbliebenen  Kinder. 
Neuestens  wurde  auch  in  der  Stadt  Bremen  die  Generalvormundschaft  eingeführt 
(Gesetz  vom  22.  Februar  1905,  Gesetzblatt  Nr.  4 ex  1905).  Durch  § 1 dieses 
Gesetzes  wird  die  Vormundschaft  über  diejenigen  eines  Vormundes  bedürftigen 
Minderjährigen,  die  vom  Ortsarmenverbande  Bremen  imtergebracht  werden,  sowie 
über  die  von  demselben  Ortsarmenverbande  unterstützten,  irr  der  mütterlichen 
Familie  erzogenen  oder  verpflegten  unehelichert  Minder jährigert  einem  zinrr 
Generalvormutrd  zu  ernennenden  Beamten  übertragen. 

Insgesamt  bestehen  derlei  Vorrnundschaflen  im  Deulscheit  Reiche  irr 
54  Städten  (Bericht  über  die  erste  Beratung  deutscher  Berufsvormünder  zu 
Frankfurt  a.  M.,  April  1900).  Außerdem  drängte  noch  in  vielen  anderen  Orten  das 
Bedürfnis  dazu,  einen  Berufsvormund  in  den  Formen  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches an  Stelle  der  ungenügenden  Einzelvormundschaft  zu  setzen. 

ln  Frankreich  übt  nach  Artikel  11  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1904  (Loi  sur 
le  Service  des  enfants  assistes)  der  Präfekt  oder  sein  Vertreter,  der  Departements- 
inspektor, die  Generalvormundschaft  aus  über  die  .pupilles  de  l’assistance 
publique“.  Diese  Kategorie  umfaßt  die  Findelkinder,  die  verlassenen  Kinder,  die 
armen  Waisen,  dann  die  Kinder,  deren  Eltern  der  elterlichen  Rechte  für  verlustig 
«•rklärt  wurden  (mißhandelte,  verlassene  oder  verwahrloste  Kinder)  und  die 
Kinder,  deren  Eltern  ihre  elterlichen  Rechte  übertragen  oder  sich  derselben  nach 
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Maßgabe  des  Geselzes  vom  21-.  Juli  1889  verschwiegen  haben.  Dem  General- 
vormunde stehen  die  Rechte  des  gewöhnlichen  Vormundes  zu.  Ihm  ist  ein 
Familienrat  an  die  Seite  gestellt,  der  aus  sieben  durch  den  Generaltat  auf  vier 
Jahre  gewählte  Mitglieder  gebildet  wird. 

Die  Erfahningen  im  Deutschen  Reiche  ergaben,  daß  sich  die  Berufsvomiund- 
scliafl  über  die  Rechtsvertretung  und  pflegerische  Fürsorge  hinaus  auf  die  Benifs- 
ausbildiing  des  Mündels  erstrecken  konnte  und  mußte.  Jeder  Fortschritt  in  der 
Rechtsanwendung,  der  im  einzelnen  Falle  pekuniär  bedeutungslos  ist,  gewinnt  für 
den  Berufsvormund  dadurch  an  Wert,  daß  er  vielen  anderen  Fällen  zu  gute 
kommt.  Die  Hauptgefahr  der  General-  oder  Berufsvormundsehafl  liegt  in  der 
bureaukraüschen  Behandlung  der  Geschäfte,  die  allerdings  bei  der  Rechtsver- 
tretung nicht  schadet,  aber  bei  der  persönlichen  Fürsorge  leicht  die  individuali- 
sierende Behandlung  jedes  einzelnen  Pflegefalles  beeinträchtigt  oder  gar  verhindert. 
Nach  den  Mitteilungen  bei  der  Beratung  devitscher  Berufsvormünder  läßt  sich 
aber  dieser  Übclstand  durch  eine  systematische  V'erbindung  der  Benifsvormund- 
schaft  mit  Waisenpflegern  und  Waisenpflegerinnen  vermeiden.  Übrigens  steht  die 
Frage  nicht  so:  Berufsvormundsehafl  oder  Einzelvormundschafl,  sondern  an 
Stelle  der  Einzelvormundschafl  Berufsvormundsehafl  für  Kinder,  für  die  sich  ein 
ta-iglicher  und  zur  Obemahme  des  Amtes  bereiter  Vormund  nicht  findet 

Zusammenfassend  möchte  ich  folgende  Sätze  vertreten: 

1.  Zur  Sicherung  der  Kinder  gegen  ein  ihnen  nachteiliges  Geltendmachen 
der  Rechte  ihrer  Ellern  oder  Vormünder  em))fiehlt  cs  sich,  daß  der  Verein,  die 
Anstalt  oder  Körperschaft,  die  ein  Kind  in  Obsorge  übernimmt,  bei  dem  Pfleg- 
schaflsgerichle  eine  Verfügung  im  Sinne  der  §§  178  und  216  a.  b.  G.  B.  erwirkt, 
derzufolge  das  Kind  ohne  gerichtliche  Zustimmung  nicht  aus  der  Versorgung  des 
Vereines  u.  s.  w.  entzogen  werden  darf.  Der  Übertragung  der  Rechte  und  Pflichten 
der  Vormundschaft  bedarf  es  zu  diesem  Behufs  nicht. 

2.  Es  empfiehlt  sich,  durch  eine  Änderung  des  Geselzes  die  Möglichkeit  zu 
sdiaCfen,  daß  der  Leitung  von  Zwangsarbeits-  und  Bessenmgsanstalten , von 
Ei-ziehungs-  und  Pflegeanst alten,  die  ein  staatlich  genehmigtes  Statut  besitzen  und 
unter  öfTentlichcr  Aufsicht  stehen,  die  Rechte  der  Vormundschaft  hinsichtlich 
jener  Zöglinge  übertragen  werden  können,  die  in  der  Anstalt  oder  unter  der  .Auf- 
sicht der  Anstaltsleilung  außerhalb  der  Anstalt  untergebracht  sind,  unbeschadet 
des  Rechtes  dos  Vormundschaflsgerichtcs,  für  den  einzelnen  Zögling  einen  beson- 
deren V'ormund  zu  bestellen  oder  im  Amte  zu  belassen,  wenn  es  in  seinem  Inter- 
esse liegt.  Die  Berechtigung  zur  Übernahme  der  Rechte  der  Vormundschaft  wäre 
in  das  Anslallsstatut  aufzunchmen. 

3.  Es  ist  notwendig,  die  ge,setzliche  Grundlage  zu  schaffen,  damit  den  im 
Verordnungswege  näher  zu  bezeichnenden  Organen  der  Verwaltung  die  General- 
vormundschafl  übertragen  werden  kann  über  Kinder,  für  die  geeignete,  zur  Über- 
nahme des  Amtes  bereite  Vormünder  nicht  zur  Verfügung  stehen,  sowie  über 
mittellose  und  uneheliche  Kinder. 
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Empfiehlt  es  sich,  gewissen  Vereinen  und  Anstalten  oder  Körperschaften, 
In  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  befindet,  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Vormundschaft  zu  übertragen,  eventueli  unter  welchen  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  empfiehlt  sich  dies? 


Gutachten 

erslattet  von 

Dr.  Eduard  Prinz  von  und  zu  Liechtenstein. 


Die  Zuerkennung  von  Vormundschaflsrcchteii  an  Zwangsarbeit^-  und  Besse- 
rungsanstalten sowie  an  andere  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehende  Anstalten  für 
mittellose  Minderjährige  wird  in  den  beiden  mir  vorliegenden  Referaten  des  Herrn 
Ministerialrates  Schauer  wie  des  Herrn  Magistratsdirektora  Dr.  Weiskirchner 
übereinstimmend  als  nützlich  und  durchführbar  erkannt.  Es  ist  daher  für  mich 
kein  Anlaß,  mich  über  diesen  Punkt  der  gestellten  Frage  noch  auszusprechen. 
Ich  möchte  nur  der  Frage  näher  treten,  ob  cs  sich  empfiehlt,  gewissen  Vereinen, 
die  in  den  von  ihnen  geleiteten  Anstalten  die  Obsorge  für  Kinder  übernommen 
haben,  Vormundschaftsrechte  zu  übertragen. 

Beide  vorgenannten  Herren  Referenten  stimmen  darin  überein,  daß  Maß- 
nahmen crgrilTeu  werden  müssen,  um  solchi’  Vereine  gegen  störende  Eingriffe  in 
die  Erziehung  der  ihnen  übergebenen  Kinder  von  Seite  der  Vertreter  dieser 
Kinder  möglichst  zu  schützen. 

Hofrat  Schauer  sieht  den  genügenden  Schutz  im  § 178  a.  b.  G.  B.  und 
empfiehlt  den  Vereinen  grundsätzlich,  die  Kinder  nur  provisorisch  aufzunehmen, 
die  definitive  Aufnahme  Jedoch  von  einem  Au.sspruche  des  Vonnundschafis- 
gerichtes  abhängig  zu  machen,  welcher  Ausspruch  zur  Folge  hätte,  daß  das  Kind 
ohne  Zustimmung  des  Gerichtes  aus  der  Anstalt  nicht  wieder  herausgenoramen 
werden  könne. 

Dr.  Weiskirchner  konunl  den  Bestrebungen  der  Vereine  noch  näher, 
indem  er  eine  den  Richter  bindende  Verordnung  verlangt,  dann,  wenn  ein  Verein 
die  Obernahme  eines  Kindes  anzeigt,  Fall  für  Fall  den  Vereinsvorsland  zum  Vor- 
munde zu  berufen,  wenn  die  Voraussetzungen  zur  Abnahme  der  elterlichen 
Rechte  oder  zur  Absetzung  des  bestellten  Vormundes  vorliegen. 

Beide  Anregungen,  so  dankenswert  sie  sind,  scheinem  mir  aber  den  Bedürf- 
nissen der  Vereinserziehung  nicht  ganz  zu  genügen,  weil  beide  das  Vorhandensein 
der  strikten  Erfordernisse  des  § 178  voraussetzen.  Für  diesen  Fall  gibt  Schauer 
den  V'creinen  den  Schutz  des  Gerichtes  gegen  unzeitgemäße  Rückkehr  des  Kinde.s 
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in  die  Familie,  Weiskirchner  sogar  fallweise  die  Gewährung  der  V^ormund- 
schaflsrechte  an  den  Verein.  Ich  frage  aber,  was  soll  denn  dann  geschehen,  wenn 
die  Voraussclzungen  dos  g 178  nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  vorhanden  sind? 

Vereine,  welche  gegen  die  Verwahrlosung  der  Jugend  mit  einiger  Aussicht 
auf  Erfolg  ankämpfen  wollen,  müssen  bestrebt  sein,  solche  Kinder  unter  ihre  Ein- 
llußsphäre  zu  bringen,  die  noch  nicht  ,venvahrlosl‘  sind,  bei  denen  aber  nach 
Maßgabe  der  Lcbensverhällnisse  die  Gefahr  einer  künftigen  Verwahrlosung  zu 
gewärtigen  steht.  Je  früher  ein  solches  Kind  in  die  Obsorge  des  Vereines  kommt, 
um  so  eher  läßt  sich  ein  günstiges  Erziehungsresultat  erwarten.  Ist  ein  Kind 
einmal  verwahrlost,  hat  es  zum  Beispiel  das  Laster  der  Unsittlichkeit  oder  die 
Übertretungen  des  Diebstahles  schon  kennen  gelernt  — und  wir  haben  Kinder,  die 
mit  sieben  und  acht  Jahren  schon  Lehrmeister  auf  beiden  Gebieten  sein  könnten  — 
so  können  die  meisten  Vereine  nichts  mehr  erreichen;  sie  können  das  Kind,  schon 
mit  Rücksicht  auf  die  anderen  Kinder,  gar  nicht  mehr  in  ihre  Anstalten  aufnehmen, 
sie  müssen  ihre  Tätigkeit  darauf  beschr.'lnken,  dem  Kinde  Aufnalime  in  eine  solche 
Anstalt  zu  erwirken,  wo  derartige  Kinder  versammelt  sind,  wo  aber  auch  ganz 
andere  Macht-  und  Korrektionsmittel  zur  Verfügung  stehen  als  sie  in  einer 
gewöhnlichen  Vcreinsanstalt  angewendet  werden  können,  oder  die  Vereine 
müssen  versuchen,  das  Kuid  in  der  reineren  Luft  des  Landes  in  einer  braven 
Bauernfanulie  untorzubringen,  wodurch  erfahrungsgemäß  mancher  erziehliche 
Erfolg  erreicht  wurde.  Gerade  jene  Kinder,  die  den  Vereinen  seitens  der  Gerichte 
zur  Aufnalime  empfohlen  werden,  und  das  sind  zumeist  die  Fälle  der  §§177  und  1 78, 
sind  großenteils  über  jener  Grenze  der  Verwahrlosung,  in  der  eine  Vereinserziehung 
noch  etwas  erreicht.  Bei  den  meisten  und  gerade  den  vielversprechendsten  Vereins- 
schützlingcn  sind  aber  die  Voraussetzungen  des  § 178  nicht  oder  wenigstens  nicht 
derart  vorhanden,  daß  ein  auf  diesen  P,aragraphen  sich  stützender  Ausspruch  des 
Gerichtes  erwartet  werden  k;mn,  es  wäre  denn,  daß  inan  den  Gerichten  eine 
äußerst  large  Interpretation  des  § 178  nachdrücklichst  anempfehlen  wollte.  Viele, 
wohl  die  Mehizahl  der  Kinder,  werden  den  Vereinen  von  ihren  Angehörigen 
gebracht  oder  .seitens  der  Vereine  auf  Grund  vorhandener  Informationen,  die  eine 
Gefahr  der  Verwahrlosung  andeuten,  von  den  Angehörigen  erbeten,  ohne  daß 
noch  ein  .Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  oder  eine  Außerachtlassung  der 
damit  verbundenen  Pflichten",  und  das  verlangt  ja  § 178,  gerichtsmäßig  nach- 
gewiesen werden  könnte.  Die  Eltern  fühlen,  daß  ihr  Kind  bei  ihnen  verwahrlosen 
werde,  sie  sind  froh,  es  dem  Vereine  übergeben  zu  können ; und  nun  plagt  sich 
dieser  ein,  zwei  oder  mehrere  Jahre,  Arbeit  und  Geld  hat’s  gekostet,  aber  iium  hat 
eine  Freude  an  der  physischen  und  moraUschen  Entwicklung  des  Kleinen,  die 
erhoffen  läßt,  daß  er  zu  einem  nützlichen  GUede  der  menschlichen  Gesellschaft 
heranwachsen  werde.  Bevor  aber  das  Kind  genügend  moralischen  Halt  gefunden 
hat,  um  in  dem  Milieu  seiner  Familie  nicht  doch  noch  auf  schiefe  Bahnen  zu 
gleiten,  wird  häutig,  gerade  weil  die  Eltern  das  Kind  brav  und  fleißig  sehen,  der 
Wunsch  nach  der  Zurücknahme  laut:  es  sei,  heißt  es,  jetzt  1 1 Jahre  alt,  es  könne 
in  der  Wirtschaft  helfen,  es  müsse  die  kleinen  Geschwister  betreuen  u,  s,  f. 

Die  Voraussetzungen  des  § 178  waren  bei  der  Aufnahme  nicht  gerichtsmäßig 
gegeben,  der  Schulz,  den  Sch  auer  oder  Weiskirchner  diesfalls  geben,  steht 
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dem  Vereine  nicht  zu,  er  muß  das  Kind  auslicfem,  wenn  es  auch  noch  so  sehr 
vorausgeschen  werden  kann,  daß  nun  aller  Liebe  Mülie  für  diese  Kinderseelc 
umsonst  gewesen  sein  wird. 

Die  Praxis  hilft  sich  mit  kleinen  Millelchen;  man  verweigert  zuerst  die 
Zurückgabe,  man  verlegt  sich  aufs  Handeln,  aufs  Vorstellen,  man  erhebt  kli'ine 
Kostenrückersätze  oder  man  verlangt,  daß  das  Kind  von  den  Angehörigen  auf 
deren  Kosten  vom  dritten  Orte  abgeholl  werde,  alles  um  den  liebgewordenen 
Schützling  zu  retten  und  wenigstens  möglichst  lange  zu  behalten;  aber  ist  denn 
das  ein  würdiger  Zustand? 

Meines  Erachtens  muß  der  Staat,  wenn  er  einzelnen  Vereinen  das  V'ertrauen 
schenkt,  daß  er  ihnen  ohne  irgend  eine  Kontrolle  die  Erziehung  so  vieler  Kinder 
voll  und  ganz  überläßt,  und  wenn  er  die  Opfer  annimmt,  welche  die  Bevölkenmg 
für  diese  Vereinsanstalten  bringt,  Opfer,  die  sie  sich  ersparen  könnte,  mit  dem 
Hinweise,  daß  es  Selbsterhaltungspflicht  des  Staates  wäre,  dafür  zu  sorgen,  daß 
nicht  ein  so  großer  Teil  seiner  Jugend  dem  Laster  und  dem  Verbrechertume 
anheimfalle,  andrerseits  den  Vereinen  auch  alle  jene  Rechte  geben,  die  den  Erfolg 
ihres  erziehlichen  Wirkens  verbürgen. 

Die  Angst  vor  nationalen  oder  religiöspropagandistischen  Nebenzwecken  der 
Vereine  darf  kein  ernstes  Hindernis  sein.  Wenn  heute  ein  Verein  etwa  an  einem 
Orte  eine  Anstalt  en-ichtet,  um  eine  nationale  Minoritätsschule  mit  Kindern  zu 
versehen,  so  kann  er  es  ungestört  tun,  auch  ohne  Vommndschaftsrechte  zu 
besitzen;  er  findet  genug  Eltern,  die  ihm  ihre  Kinder  gerne  zur  Erhaltung  über- 
geben und  dabei  nicht  den  mindesten  Einspruch  gegen  deren  Verwendimg  zu 
nationalen  Nebenzwecken  erheben  werden.  Dasselbe  gilt  von  der  religiösen 
Proselj'tenmacherei.  Bei  dem  herrschenden,  religiösen  Indifferentismus  kann  man. 
wenn  man  darauf  ausgehen  wollte,  reichlich  Kinder  einer  Konfession  bekommen, 
deren  Eltern,  wenn  sie  das  Kind  materiell  versorgt  sehen,  einer  Erziehung  .auf 
Grundlage  einer  anderen  Konfession  keine  Schwierigkeit  bereiten.  Wir  haben  ja 
diesfalls  sogar  schon  Beispiele  in  unserem  Vatcrlande.  Den  tatsächlichen  Übertritt 
zu  einer  neuen  Konfession  hindern  ja  übrigens  die  bezüglichen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen für  Kinder. 

Wenn  also  Vereine  die  Maske  der  charitativen  Tätigkeit  annehmen  wollen, 
um  andere  Zwecke  zu  erreichen,  so  können  sie  es  heute  tun,  ohne  Vormund.schafts- 
I echte  zu  be.sitzen;  gibt  man  aber  dem  V'creine  das  V'ormundschaflsrechl  und 
damit  die  Vormundschaftspflicht  so  kann  auf  Grund  des  § 178  jeder,  also  auch 
dieselbe  Person,  die  heute  imgehinderl  zustimmen  kann,  wenn  ihr  Kind  von  einem 
Vereine  zu  solchen  Zwecken  mißbraucht  wird,  beim  Vormundschaftsgerichte  gegen 
diesen  Mißbrauch  Protest  erheben. 

Es  liegt  mir  ferne,  die  Cbcrlr:ignng  der  Vormundschaflsrechte  an  Vereine 
ohne  entsprechenden  Kautelen,  noch  etwa  an  jeden  Verein,  der  in  irgend  einer 
Weise  sich  mit  der  Kinderfürsorge  beschäftigt  zu  empfehlen.  Es  wäre  umiülz, 
diese  Rechte  Vereinen  zu  geben,  die  ihre  Aufgabe  nur  in  gelegentlicher  Abgabe 
von  Nahrung  oder  Kleidung  an  arme  Kinder  oder  in  Vorbereitung  einer,  wenn 
auch  großstiligen  Weihnachtsbeschenmg  erblicken.  Ja  selbst  Vereine,  die  die 
Kinder  nur  tagsüber  in  Heimstätten,  Kinderbewahransfalten.  Patronagen  oder 
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dergleichen  versammeln,  sollen  a priori  nicht  mit  so  weitgehenden  Rechten  aus- 
ge.stattet  werden,  weil  alle  Kinder,  die  solche  Anstalten  besuchen,  des  Abends  in 
ilen  Schoß  der  eigenen  Familie  oder  wenigstens  zu  Leuten  zurückkehren,  die 
ihnen  ein  Heim  bieten.  Ks  wäre  nun  sehr  verfehlt,  wenn  das  Streben  der  Vereine. 
Elternrechte  zu  erhalten,  irgendwie  gut  funktionierende  Familienbande  zerstören 
würde;  auch  würde  hier  der  Grund  zur  Übertragung  der  Vormundschaft  entfallen, 
weil  alle  diese  Kinder  in  ihrer  Familie  eventuell  immerwährend  jenen  schädlichen 
Einflüssen  ausgeselzt  sind,  vor  denen  man  Kinder,  die  von  Vereinen  ganz  über- 
nommen wurden,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  gerne  schützen 
möchte.  Ich  fordere  aber  nachdrücklichst  die  Übertragung  der  Vormundschafts- 
rechte .auf  solche  Vereine  und  hinsichtlich  solcher  Kinder,  welche  die  Vereine  in 
ihren  eigenen  Anstalten  Tag  und  Nacht  in  ihrer  Obsorge  halten,  oder  welche, 
ständig  unter  der  Aufsicht  des  Vereines  stehend,  von  den  Vereinen  ohne  Zutun 
der  Eltern  bei  Kostparteien  untergebracht  sind. 

Ein  Verein,  der  in  dieser  Weise  Kinder  übernimmt,  hat  tatsächlich  weit  mehr 
geistigen  Einfluß  auf  das  Kind  als  Eltern  und  Vormund  es  haben  können,  und 
dieser  Einfluß  wird  noch  hinausreichen  über  das  Kindesalter,  da  ein  solcher  Verein 
immer  bestrebt  sein  muß  und  wird,  seinen  austretenden  Schützlingen  noch 
Lehrlingsstellen  oder  Dienstposten  nach  des  Vereines  Wahl  zu  beschaffen.  Wenn 
man  also  heute  schon  den  Vereinen  eine  solche  geistige  Macht  überläßt  und  sich 
nicht  veranlaßt  fühlt,  sie  darin  mißtrauisch  zu  überwachen,  so  schenke  man  ihnen 
auch  ganzes  Vertrauen,  indem  man  ihnen  unter  gewissen  Voraussetzungen  Vor- 
immdschaftsrechte  überträgt,  durch  deren  Mangel  ein  Verein  in  einem  Einflüsse 
nicht  beliindcrt  ist,  der  seinem  eigentlichen  Zwecke  nicht  entspricht,  durch  deren 
Besitz  dem  Vereine  aber  in  der  Erreichung  seines  vornehmsten  Zweckes,  da.s  ist 
die  Erziehung  der  übernommenen  Schützlinge  unendlich  geholfen  werden  kann. 

Um  dieses  Referat  nicht  allzulange  zu  gestalten,  lasse  ich  die  Details,  wie 
ich  diese  Gewälirung  von  Vormundschaftsrechten  an  gewisse  Vereine  mir  vor- 
stelle, in  einigen  Punkten  hiemit  folgen.  Ich  enthalte  mich  jeder  weiteren 
Begründung  und  bemerke  nur,  d.aß  diese  Bestimmungen  den  Zweck  verfolgen, 
nicht  allen  Vereinen  dieses  Recht  einzuräumen;  jenen,  denen  es  aber  eingeräumt 
werden  soll,  nicht  zuzumuten,  sich  das  Recht  Fall  für  Fall  zu  erkämjjfen,  sondern 
es  ihnen  generell  zu  gewähren.  Andere  Detailbestimmungen  dienen  dem  Schulze 
der  Eltern  und  dem  Schutze  der  Allgemeinheit  vor  einem  Mißbrauch  der  erteilten 
Gewalt  durch  die  Vereine. 

Ich  fasse  daher  meine  Ausfülmmgen  wie  folgt  zusammen:  Es  empfiehlt 
sich,  gewissen  Vereinen  und  von  diesen  gehaltenen  Anstalten  Rechte  und  Pflichten 
iler  Vormundschaft  zu  übertragen  unter  nachstehenden  Bedingungen : 

1.  Die  Zuerkennung  der  Vormundschaft.srechte  an  einen  Verein  geschieht 
über  Ansuchen  desselben  nach  freiem  Ermessen  der  Landcsstelle  nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  dem  Landesgerichte  und  dem  Landesausschusse.  Ober 
Rekurse  entscheidet  das  .Ministerium  des  Innern  einvernehmlich  mit  dem  Justiz- 
ministerium. 

2.  Bei  Stellung  des  .\nsuchens  muß  der  Nachweis  erbracht  werden,  daß  der 
Verein  wenigstens  eine  An.stalt  besitzt,  in  welcher  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter 
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wolinen  (näclitigen)  und  ohne  Unterslützung  ihrer  Eltern  oder  sonst  Alimentalions- 
l>flichtigen  unterhalten  werden.  Ob  der  Verein  einen  Ersatz  seiner  Kosten  ganz 
oder  teilweise  von  den  Landesverwaltungen,  Heiinatsgemeinden  oder  von  irgend 
anderen  Personen  (inbegriffen  nicht  alimentationspflichtige  Angetn'irige'l  erhält,  ist 
belanglos. 

3.  Die  Vormundschaflsrechte  des  Vereines  erstrecken  sich  auf  alle  in  solchen 
Anstalten  ohne  Unterstützung  der  Ellern  oder  sonst  Alimentationspflichtigen 
nntergebrachten  Kinder  und  auf  jene,  die  ein  solcher  Verein  außerhaU)  der  Anstalt 
unter  seiner  Aufsicht  hüll,  und  dauern  ebenso  lange  wie  bei  den  Zöglingen  der 
öffentlichen  Anstalten  mit  Vormundschaflsrecht. 

4.  Die  Berechtigung  des  Vereines  zur  Führung  der  Vormundschaft  muß  bei 
Übernahme  des  Kindes  dem  gesetzlichen  Vertreter  desselben  schriftlich  bekannt 
gegeben  werden,  und  muß  der  Verein  auf  Verlangen  einen  Nachweis  erbringen 
können,  daß  der  gesetzliche  Kindesvertreler  diese  Berechtigung  des  Vereines  zur 
Kenntnis  genommen  hat. 

5.  Der  V'erein  übt  seine  Vormundschaft.srechte  durch  seinen  Obmann  und 
bestimmte  Ausschußmitglieder  aus,  deren  Wahl  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz  fallweise  anzuzcigen  und  von  dieser  zu  bestätigen  ist. 

().  Der  Verein  untersteht  in  Ausübung  seiner  Vormumlschaftsrechle  der  Vor- 
nuindschaftsbehörde  in  gleicher  Weise  wie  ein  anderer  Vormund. 

7. Die  früheren  gcselzlichenVerlreterdesKindes  sind  berechtigt,  beim  Vormund- 
schaflsgerichle  Anzeige  gegen  den  Verein  wegen  .Mißbrauches  der  Vormundschafts- 
i'ftchte  zu  erheben,  sofern  ihnen  die  väterliche  Gewalt  nicht  selbst  auf  Grund  eines 
gerichtlichen  Ausspruches  nach  §g  177  imd  178a.b.G.B.  abgesprochen  worden  ist. 

8.  Dem  Vereine  kann  von  der  Landesslelle  wegen  Mißbrauche.s  des  Vormund- 
schaflsrechtes  eine  Verwarnung  erteilt  werden.  Nach  dreimaliger  rechtskräftiger 
V'envarnung  kann  dem  V'ereine  das  Recht  der  V'ormundschafl  auch  wieder  entzogen 
werden. 

Es  liegt  mir  ferne,  die  vorstehenden  V'orschläge  als  unabänderlich  zu 
betrachten;  ich  wollte  damit  nur  andeuten,  in  welcher  Weise  die  Frage  der 
Gewährung  von  Vormundschaltsrechten  an  Vereine  gefahrlos  gelöst  werden 
könnte,  würde  aber  gegen  Modifikationen  des  einen  oder  des  anderen  Vorschlages 
oder  gegen  Ergänzungen  derselben  a priori  keinen  Einwand  erheben. 

Zur  Vermeidung  von  irrtümlichen  .Xuffassungen  will  ich  noch  ausdrücklich 
betonen,  daß  ich  der  l'erleihung  von  Vormundschaflsrechten  an  Fürsorgeanst. alten, 
die  nicht  in  Verwaltung  eines  Vereines  .stehen,  sondern  die  eventuell  von  einer 
Privatperson  ins  Leben  genifen  und  geleitet  werden,  oder  welche  einer  geistlichen 
Kongregation  gehören,  nicht  befürworten  könnte. 

Bei  ersteren  spricht  dagegen,  daß  Privatanstalten  nicht  so  sehr  wie  die 
Vereinsanstalten  unter  der  Kontrolle  der  Öffentlichkeit  stehen  und  daß  es  daher 
eher  bedenklich  sein  könnte,  einer  solchen  Privatperson  gesetzlich  ein  so  weit- 
gehendes Recht  zu  gewähren:  auch  besteht  das  praktische  Bedürfnis  hiezu  nicht,  da 
es  ja  der  Privatperson  frei  steht,  sich  um  die  Zuerkennung  des  Vormundschafls- 
rechtes  im  einzelnen  Falle  zu  bewerben,  ein  Recht,  welches  dun  Vereinen  nach  der 
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heciligen  (jeselzeslage  nicht  zukommt.  D.i.s  Gericht  könnte  .dann,  falls  Bedenken 
dagegen  nicht  bestehen,  dem  Anstaltsleiter  die  Vormundschaft  übertragen. 

Die  Verw'eigerung  des  Vormundschaflsrechtes  an  geistliche  Anstalten,  die 
nicht  in  Anlehnung  an  einen  \>rein  bestehen  (ich  habe  hier  zunächst  die  am 
häufigsten  zu  findenden  Anstalten  von  Klosterschwestem  im  Auge),  erachte  ich 
deshalb  nicht  für  zweckmäßig,  weil  Klosterfrauen  zwar  die  geeignetsten  Organe 
sind,  die  geistige  und  sittliche  Erziehung  der  ihneji  anvertrauten  Kinder  zu  einem 
gedeihlichen  Ende  zu  führen,  man  aber  bei  ihnen  größtenteils  eine  so  röhrende 
Unfähigkeit  zur  Wulirung  materieller  Interessen  und  eine  solche  Geschäfls- 
imkenntnis  beobachtet,  daß  es  nicht  recht  ratsam  erscheint,  ihnen  Vormundschafls- 
pflichtcii  zu  übertragen,  welche  ja  auch  die  Wahrung  .der  materiellen  Interessen 
der  Kinder  zum  Gegenstände  liahen;  und  sollten  diese  Schwestern  ihrer  Aufgabe 
als  Vormünder  auch  in  jeder  Beziehung  gerecht  werden,  würden  sie  durch  Über- 
nahme dieser  Aufgabe  sich  zweifellos  so  vielen  Anfeindungen  und  Bemänglungen 
aussetzen,  daß  ich  nicht  Ursache  dieses  Danaergeschenkes  für  diese  geradezu 
unersetzlichen  Kongregationen  sein  möchte. 

Noch  sei  es  mir  gestattet  einige  Bemerkungen  zu  der  von  beiden  Herren 
Referenten  Schauer  und  Weiskirchner  angeregten  Frage  der  Gencralvormund- 
schafl  zu  machen.  Auch  ich  bin  der  Meinung,  daß  diese  Generalvormundschaft  in 
irgend  einer  Weise  kommen  muß  und  nicht  aufgehalten  werden  kann;  die  Haupt- 
sache bei  ihrer  Einrichtung  ist  jedoch,  daß  sie  so  ins  Leben  gerufen  werde,  daß 
sie  Bestehendes  und  richtig  Funktionierendes  nicht  vernichte  und  andrerseits,  daß 
sie  selbst  alle  Mängel  vermeide,  welche  wir  bei  den  heutigen  Vormundschafts- 
institutionen beklagen. 

Die  Grundlage  unserer  Gesellschaft  bildet  die  F.amilie:  es  muß  daher  alles 
getan  werden,  um  diese  zu  beschützen  und  zu  beleben,  und  nur  dann,  wenn  die 
Familie  infolge  der  sozialen  Verhältnisse  oder  auch  infolge  mangelnden  guten 
Willens  ihrer  Aufgabe  nicht  gerecht  wird,  darf  die  Generalvormundschaft  in  ihre 
Rechte  treten. 

Es  ist  richtig,  daß  ein  testamentarischer  oder  gesetzlicher  Vormund  vor  allem 
in  den  besitzenden  Bevölkerungsklassen  gefunden  wird,  es  ist  aljer  nicht  aus- 
geschlossen, daß  der  vermögenslose  Vater  sterbend  einen  Bruder  oder  einen  guten 
Freund  ersucht,  die  Vonnuudschafl  seiner  Kinder  zu  übernehmen  und  daß  dieser 
ersuchte  Vonnund  zur  Erfüllung  derVormundschaflspflichten  voll  und  ganz  geeignet 
erscheint.  Besser  als  jede  Generalvormundschaft  ist  zweifellos  die  individuelle 
Vormundschaft,  wenn  sie  richtig  funktioniert,  und  liiese  bildet  gleichzeitig  eine 
Stütze  des  Familiensinns;  es  darf  daher  die  Gcneralvonnundschafl  die  Übemalime 
der  Vonnund.schalt  durch  einen  geeigneten  Einzelvoniiund,  falls  er  sich  dazu 
meldet,  nicht  behindern. 

Besser  als  eine  Generalvormundschafl  ist  aber  auch  die  V'ormundschafts- 
fülinmg  durch  eine  Anstalt  oder  einen  Verein,  die  Generalvorniundschaft,  mag  sie 
so  oder  so  organisiert  werden,  wird  immer  etwas  Bureaukratisches  an  sich  haben 
und  damit  tritt  das  Schablonenhafte  an  Stelle  des  Individualisierenden,  das  der 
Pflege  in  einer  gut  geleiteten  Anstalt  und  der  Vereinsfürsorge  antiallet. 
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Es  darf  daher,  glaube  ich,  die  Generalvormundschafl  nicht  ins  Leben  treten 
hinsichtlicli  jener  Kinder,  welche  der  Anstalts-  oder  Vercinsvormundschaft  teil- 
haftig werden  können. 

Dr.  Weiskirchner  erblickt  das  geeignetste  Organ  zur  Führung  der  General- 
vormundschafl zunächst  in  der  autonomen  Gemeinde  und  erachtet,  daß  die  Stadt- 
gemeinden und  die  Bezirksarmenräte  dieser  Aufgabe  gewachsen  seien.  Ich  will 
nun  nicht  in  Abrede  stellen,  daß  die  glänzend  organisierte  Verwaltung  einer  Stadt 
wie  Wien  zu  der  Übernahme  einer  Generalvormundschafl  noch  am  ehesten 
geeignet  ist,  wenn  wir  auch  bezüglich  der  sogenannten  magistratischen  Kostkinder 
vereinzelt  gewisse  Beobachtungen  machen,  die  nicht  gerade  immer  eine  sehr 
glückliche  Hand  bei  der  Unterbringung  dieser  von  der  Gemeinde  übernommenen 
Kinder  verrät.  Bezirksaimenräte  bestehen  aber  nicht  in  allen  Kronländern  und 
an  deren  Stelle  tritt  die  Landgemeinde;  viele  unserer  .Stadtgemeinden  aber,  und 
ganz  sicher  so  ziemlich  alle  unsere  Landgemeinden  sind  zur  Übernahme  einer 
Generalvormundschaft  vom  Standpunkte  der  Kinderfürsorge  aus  absolut  nicht 
geeignet.  Das  maßgebendste  Moment  bei  der  Beantwortung  jeder  auftauchenden 
Frage  wird  immer  das  fiskalische  sein  und  die  Erwägung;  .Was  kostet  es  der 
Gemeinde?“  beziehungsweise  .Wie  kann  man’s  am  billigsten  erreichen?“  wird  in 
den  meisten  Ffdlen  das  Ausschlaggebende  bleiben.  Was  soll  man  denn  sagen, 
wenn,  wie  wir  in  den  Kinderschutzvereinen  es  heute  schon  beobachten  können, 
eine  Zuständigkeitsgemeinde,  der  man  die  Übernahme  eines  Kindes  in  eine 
Vereinsanstalt  notifiziert  und  sie  um  die  Gewährung  eines  kleinen  Erziehungs- 
beitrages ersucht,  natürlich  in  einem  Falle,  W'O  die  Gemeinde  zur  Gewährung 
dieses  Erziehungsbeitrages  auch  an  die  Kindesmutter  verpflichtet  wäre,  die 
Gemeinde  ruhig  antwortet,  man  solle  das  Kind,  falls  die  Mutter  es  nicht  erhalten 
köime,  der  Gemeinde  zur  Erziehung  überstellen?  Wie  hoch  selbst  seitens  der 
Eltern  solcher  Kinder  der  Wert  dieser  gemeindeamtliclien  Zwangserziehung 
geschätzt  wird,  beweist,  daß  die  Fülle  nicht  vereinzelt  sind,  daß  die  Kindesmulter 
dem  Vereine,  der  ihr  obige  Antwort  der  Heimatsgemeinde  bekannt  gü)t,  wiederholt 
erklärt,  sie  wolle  lieber  mit  ihrem  Kinde  zu  Grunde  geben,  als  es  ihrer  Zuständig- 
keitsgemeinde  überlas.sen.  Was  soll  man  von  der  vürmundschaftliclien  Weisheit 
der  Gemeinden  erwarten,  welche  heute  noch  nicht  einmal  einsehen,  daß  es  für  sie 
finanziell  viel  besser  ist,  einem  Kindei-scliutzvereine  monatlich  für  ein  über- 
nommenes Kind  einen  Erziehimgsbeitrag  von  6 bis  8 K zu  geben,  mit  einer 
gewissen  W.ahrscheinlichkeit,  dafür  einen  Gcmeindeangehörigeii  so  erziehen  zu 
lassen,  daß  er  später  für  sich  selbst  zu  sorgen  in  die  Lage  kommt,  wälirend  die- 
selbe Gemeinde  bei  der  Obcrnalime  des  Kindes  in  die  eigene  Erziehung  90  Prozent 
Walirscheitdichkeit  dafür  liaL  daß  das  Kind  ihr  momentan  finanziell  kaum  weniger 
kostet  und  daß  dessen  Erziehung  so  sein  wird,  daß  es  ihr  in  späterer  Zeit  recht 
teuer  zu  stehen  kommen  wird. 

Im  ernten  Bande  der  Kongreßschriflen  wird  der  unheilvolle  Einfluß  der 
Unterbringung  von  Kindern  in  den  Gemeindearmeidi.äiisem  mit  Recht  beklagt.  Die 
Generalvormundschaft  der  Gemeinden  würde  dieses  übel  noch  wesentlich  ver- 
größern. 

II.  5 
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Noch  ein  wichtiges  Moment  tSllt  in  Betracht  bei  der  Krage,  ob  die  Gemeinden 
die  geeigneten  Organe  zur  Übernahme  der  Generalvormundschafl  sind.  da.s  ist  die 
Frage  der  Zuständigkeit.  Was  nützen  dem  armen  Kinde  die  Rechte,  die  ihm  das 
Al  mengesetz  gibt,  wa.s  nützen  ilim  eventuelle  Stiftungen  und  Wohllätigkeitsein- 
riclitungen  seiner  Heimaisgemeinde,  wenn  es  nicht  weiß,  welche  Gemeinde  zur 
Zahlung  einer  Unterstützung  verpflichtet  ist,  welche  Stiftungen  oder  Anstalten  ihm 
auf  Grund  seiner  Zuständigkeit  eventuell  zur  Verfügung  stehen.  Es  ist  nun  richtig, 
daß  für  die  Ausübung  der  (ieneralvormundschaft  die  Aufenthallsgemcinde  zunäclisl 
in  Frage  käme,  welche  nicht  notwendigerweise  die  Zuständigkeitsgemeinde  ist. 
Es  leben  nun  aber  doch,  speziell  auf  dem  Lande,  sehr  viele  Familien  in  ihrer 
Zustfindigkeitsgemeinde,  und  das  neue  Heimatsgesetz  läßt  die  Zuständigkeit  der 
Bewohner  einer  Gemeinde  speziell  in  den  Stadtgemeinden  täglich  wachsen;  es 
wird  also  sicher  die  GenenUvormundschafl  der  Aufenthallsgemcinde  in  einem  sehr 
großen  Prozentsatz  der  Fälle  zugleich  auch  eine  Gencralvormimdschaft  der 
Zuständigkeitsgemeinde  werden.  Ist  es  nun  zu  erwarten,  daß  dieselbe  Gemeinde, 
welche  heute  alles  versucht,  um  die  nicht  sicher  nachzuw'cisende  Zuständigkeit 
eines  die  Hilfe  der  Gemeinde  in  irgend  einer  Weise  beimspnichenden  Individuums 
abzuleugnen,  juristisch  zu  verdunkeln  und  die  Entscheidung  mit  den  haltlosesten 
Einwendungen  durch  alle  Instanzen  hinaus  zu  ziehen  (ich  habe  in  dieser  Richtung 
eine  ziemliche  Praxis  als  Beamter,  und  ich  kann  nicht  einmal  Großstädte  von 
einem  dolosen  Vorgehen  in  dieser  Frage  freisprechen),  ist  es  nun  zu  erwarten, 
frage  ich,  daß  eine  solche  Gemeinde  nur  deswegen,  weil  sie  Generalvormünderin 
geworden  ist,  auf  einm;d  die  Intere.ssen  des  Mündels  mit  aller  Macht  gegen  die 
eigenen  Interessen  vertreten  wird?  Ich  glaube  es  nicht,  und  ich  glaube  rielmelu', 
daß  wir  durch  eine  Generalvormundschafl,  die  lediglich  den  Gemeinden  übergeben 
ist,  nur  ein  bureaukratisches  Gebilde  schaffen,  ohne  aber  damit  der  Verwahrlosung 
unserer  Jugend  einen  wirksamen  Riegel  vorzuschieben.  Zumindest  dürfte  meiner 
Ansicht  nach  die  Autonomie  der  Gemeinde  nicht  etwa  dazu  führen,  daiß  die  ober- 
vormundschaftüche  Aufsicht  des  Gerichtes  über  die  Gemeinde  als  Generalvor- 
münderin  beseitigt  wird. 

Ich  halte  die  sichere  Kenntnis  iler  Zuständigkeit  des  armen  Kindes  für  so 
wichtig,  daß  ich,  wenn  es  auch  nicht  direkt  zu  der  gestellten  Frage  gehört,  doch 
bei  diesem  Anlasse  Anregungen  in  dem  Sinne  geben  möchte,  daß,  wenn  ein 
generalvormundschaftliches  Organ  in  irgend  einer  Form  geschaflen  wird,  dieses 
Organ  die  Verpflichtung  haben  soll,  nicht  für  jeden  ihrer  Mündel,  sondern  über- 
haupt für  jedes  Kind  über  Ansuchen  seiner  gesetzlichen  Vertreter,  also  auch  für 
Kinder,  die  mittellose  Väter  noch  besitzen,  oder  für  Mündel,  die  unter  der  Vor- 
mundschaft eines  Individualvormundes  oder  einer  Anstalt,  beziehungsweise  eines 
Vereines  stehen,  die  Zuständigkeit  feststellen  zu  lassen  und  durch  seine  Geschäfls- 
gewandlheit  die  Aufgabe  der  Kindesvertreter  zu  erleichtern. 

Wenn  die  Zuständigkeit  jedes  Kindes  bekannt  ist,  so  wird  es  auch  gegebenen 
Falls  viel  leichter  sein,  einem  Kinde  rechtzeitig  Hilfsmittel  zurVerfügung  zu  stellen, 
um  es  vor  der  Verwalirlosung  zu  schützen;  es  wird  die  etwa  notwendige  Unter- 
br'mgung  in  eine  Besserungsanstalt  nicht  mehr  die  so  oft  beklagte  lange  Ver- 
handlung erfordern,  welche  den  Nutzen  der  Unterbringung  in  der  Anstalt  meistens 
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in  Krage  stellt,  es  wird  die  ebenfalls  oft  beklagte  wochenlange  V'erwahrung  Minder- 
jähriger in  Schubarresten  und  Polizeigefangenenhäusom  u.  dgl.  entfallen,  kurz 
es  würden  zahlreiche  Motive,  die  für  die  Verwahrlosung  der  Jugend  nicht  gerade 
ausschlaggebend,  aber  doch  sehr  fördernd  sind,  hinwegfallcn. 

Unser  Wehrgesetz  verlangt  ja  von  den  Matrikenämtern  die  Mitteilung  der 
männlichen  Geburten  an  die  Gemeinde,  in  welcher  die  Geburt  erfolgte;  daim 
beginnt  die  amtswegige  Zuständigkeilsvorhandlung,  um  die  Landsturmpflicht  des 
einzelnen  in  dieser  oder  jener  Gemeinde  festzustellen.  Diese  Mitteilung  derMatriken- 
ämter  erfolgt  aber  nicht  gleich  oder  wenigstens  bald  nach  der  immatrikulierten 
Geburt,  sondern  sie  erfolgt  18  Jahre  später,  wenn  das  Kind  ein  landsturm|>flichtiger 
Jüngling  geworden  ist,  und  dann  beginnt  die  Zuständigkeitsverhandlung,  die  in 
zahllosen  Källeu  natürlich  resultatlos  verläuft,  weil  die  Angehörigen  verstorben, 
das  Kind  selbst  weiß  Gott  wohin  gezogen  und  alle  Anhaltspunkte  verschwun- 
den sind. 

Sollte  es  nicht  möglich  sein,  mit  diesem  antidiluvianischen  Bureaukratismus 
aufzuräumen  und  die  Matrikonämter  zu  verhalten,  bei  jedem  zu  ihrer  Kenntnis 
kommenden  Geburtsfalle  die  Eltern  nach  ihrer  Zuständigkeit  zu  befragen  und  die 
erfolgte  Geburt  dimn  entweder  der  angeblichen  Heimatsgemeinde  direkt  oder  im 
Wege  der  Aufenthaltsgemeinde  bekannt  zu  geben,  worauf  dann  diese  Heimats- 
gemeinde entweder  die  Zuständigkeit  anzuerkennen,  oder  aber  dagegen  zu  prote- 
stieren hätte,  was  wieder  die  sofortige  amtswegige  Einleitung  der  Zuständigkeits- 
verhandlung für  das  neugeborene  Kind  zur  Folge  haben  müßte? 

Einige  Jahre  würde  diese  Refonn  allerdings  eine  gewisse  Belastung  der 
politischen  Behörden  hervorrufen.  in  einer  relativ  kurzen  Zeit  aber  wäre  die 
Zuständigkeit  unserer  Bevölkerung  feslgestcllt  und  es  würden  nicht  nur  unendlich 
viele  Schreibereien,  die  heute  die  unsichere  Zuständigkeit  hervorrufL  aufhören, 
sondern  es  würde  der  notleidenden  Bevölkerung  auch  endlich  die  Wohltat  des 
Armengesetzes  zu  gute  kommen,  das  heute  auf  dem  Papiere  steht,  bei  dem  aber 
praktisch  der,  der  es  anruft  verhungert. 

Der  Hunger  des  Großen  ist  aber  oft  die  Verwalirlosung  der  Kleinen.  Ich 
begrüße  daher  die  Schaffung  eines  generalvormundschaftlichen  Organes,  dessen 
Aufgabe  es  ist,  für  jedes  Kind  die  Zuständigkeit  feststellen  zu  helfen. 

Eine  weitere  Aufgabe  der  Generalvormundschafl  erblicke  ich  auch  in  der 
Hilfe  bei  der  Heranziehung  des  außerehelichen  Vaters  zur  Alimentation.  Auch 
hier  soll  die  Generalvormundschaft  dem  Individual-  oder  dem  Anstalts-  und 
Vereins  Vormunde  zur  Seite  stehen. 

Kür  alle  übrigen  Kinder,  die  einen  geeigneten  Individualvormund  nicht  haben, 
einer  An.stalts-  oder  Vereinsvormundschall  aber  nicht  unterstehen,  sei  das  general- 
vormundschaftliche  Organ  wirklicher  Vormund;  wenn  aber  für  das  Kind  etwas 
erreicht  werden  soll,  so  kann  ich  mir  das  gcneralvormundschaftliche  Organ  nur  in 
einem  Kollegium  von  .Männern  und  Frauen  denken,  die  aus  Liebe  für  diese  ver- 
lorenen Kinder  das  Amt  übernehmen  und  nun  unter  Mitwirkung  der  Gemeinde 
und  unter  Aufsicht  des  Gerichtes  fallweise  Urne  Verfügungen  treffen. 
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Empfiehlt  es  sich,  gewissen  Vereinen  und  Anstalten  oder  Körperschaften, 
in  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  befindet,  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Vormundschaft  zu  übertragen,  eventueil  unter  welchen  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  empfiehlt  sich  dies? 


Zur  Reform  des  Vormundschaftswesens. 

Dr.  Richard  Weiskirchner. 

A. 

Die  Wurzeln  des  in  Österreich  geltenden  Vormundschaftsrechtes  finden  wir 
einerseits  im  römischen,  anderseits  im  deutschen  Rechte. 

1.  Römisches  Recht. 

1.  1 pr.  D.  de  tutelis  26,  1 : Tutela  est,  ut  Servius  definit,  vis  ac  potestas  in 
capitc  libero  ad  tuendum  eum,  qui  propter  aetatem  sua  sponte  se  defendere  ncquit, 
iure  civili  data  ac  permissa.  .Die  Vormundschaft  ist  demnach  das  Amt  der 
Obhut  und  Vertretung  schutzbedürfliger  Gewaltfreier",  wie  Demburgs  prächtige 
Definition  lautet 

a)  Nach  älterem  Rechte  ist  die  tutela  als  bloBe  Familienangelegenheit  anzu- 
sehen; als  Berufungsgründe  gelten; 

Verwandtschaft  (Agnaten,  Gentilen),  Testament  des  pater  familias  (tutor 
testamentarius). 

Die  Tutel  ist  ein  Recht  des  Tutors  mit  bloß  sittlichen,  nicht  auch  recht- 
lichen Pflichten,  der  Tutor  hat  freie  Hand  in  der  Vermögensverwaltung. 

b)  In  der  späteren  Zeit  führt  die  lex  Alilia  die  obrigkeitliche  Ernennung  als 
Benifungsgnind  ein  tutor  dativus. 

(Anfang  der  ObervormundschafL)  Seit  der  Kaiserzeit  hat  der  Vormund  auch 
rechtliche  Pflichten,  seit  der  oratio  Severi  darf  er  landwirtschaflliche  Güter 
nicht  ohne  prätoriscties  Dekret  veräußern,  seit  Konstantin  ist  ihm,  von  wertlos 
gewordenen  Sachen  abgesehen,  die  Veräußerung  der  Substanz  ohne  gerichtliche 
Bewilligung  überhaupt  unters.agt;  der  Begriff  der  Obcrvormundschafl  ist  in  vollem 
Umfang  entwickelt.  Der  Vormimd  haftet  jetzt  für  diligentia  quam  suis,  belangbar 
mit  der  actio  tutelae.  Wesentlich  drückt  sich  der  Inhalt  der  Tutel  seit  Juslinian  in 
der  auctoritatis  interpositio  aus,  das  heißt  in  der  Zustimmung,  in  der  Erteilung  des 
.Vollwortes*  durch  den  persönlich  anwesenden  tutor  beim  Abschluß  von  Rechts- 
geschäften seitens  des  Pupillen  bei  sonstiger  Recbtsunwirksamkeit 
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2.  Deutsches  Recht. 

aj  In  der  germanischen  Zeit  ist  der  älteste  mündige  Sohn  der  Miintwalt.  die 
Sippe  .hat  eine  Art  Obervormundschaft,  für  gänzlich  verlassene  Gaugenossen 
ist  der  Fürst  der  Vormund. 

ln  der  fränkischen  Zeit  tritt  neben  den  .geborenen*  auch  der  .gekorene', 
durch  letzten  Willen  berufene  Vormund,  infolge  Lockerung  der  Sippenbande 
tritt  die  Obervormundschaft  (oder  (ieneralvormundschafl)  des  Königs  stärker 
hervor. 

c)  In  der  mittelalterlichen  Zeit  kommt  der  dritte  Berufungsgrund  auf  Ein- 
setzung des  Vormundes  durch  das  Gericht. 

d)  Neuzeit.  Durch  die  Reichspolizeiordnung  (L548)  wird  die  Tutel  und  Kuratel 
des  römischen  Rechtes  in  ein  Institut  verschmolzen.  Jeder  Vormund  ist 
gerichtlich  eingesetzt  Durch  die  Reichspolizeiordnung  vom  Jahre  1577 
werden  die  Befugnisse  der  Obervormundschaft  folgendermaßen  geordnet: 

Bestellung  des  Vormundes  (Errichtmig  eines  Inventars,  Kautions- 
leislung,  Eid),  Entscheidung  über  Ablelmungsgröndc,  Absetzung,  Genehmigung 
zur  Veräußerung,  Rechnungsprüfung.  Der  Eid  der  Vormünder  lautet  dahin, 
.daß  sie  ihren  Pflegekindern  und  ihren  Gütern  getreulich  vorsein,  ihre 
Personen  und  Güter  versehen  und  venvahren“.  Die  Vormundschaft  ist 
nunmehr  die  Pflicht  zur  Obsorge  über  Person  und  Vermögen  des  Mündels. 

B. 

Das  geltende  Vormundschaftsrecht  und  seine  Revisionsbedürftigkeit 
Professor  Dr.  Anton  Menger  (.Das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzlosen 
V'olksklassen“)  bat  kaum  mit  Unrecht  auch  diesem  Teile  des  geltenden  Privat- 
rechtes  den  Vorwurf  gemacht,  daß  wohl  für  das  Bedürfnis  der  besitzenden,  nicht 
aber  auch  für  das  Bedürfnis  der  besitzlosen  Volksklassen  genügend  vorgesorgt  ist 
Jedenfalls  ist  irgend  eine  wesentliche  Änderung  der  Grundsätze  über  die  Verwaltung 
des  Mündelvermögcns  weniger  nötig.  Die  Durchführung  der  persönlichen  Obsorge 
dagegen  läßt,  soweit  die  mittellosen  ehelichen  und  die  unehelichen  Kinder  in 
Betracht  kommen,  gewiß  viel  zu  wünschen  übrig. 

II)  Revisionsbedürftigkeit  des  österreichischen  Vormundschaftsrechtes.  abge- 
sehen von  dem  Prinzipe  der  Einzelvormundschaft. 

1.  Nach  § 192  a.  b.  G.  B.  soll  Personen  weiblichen  Geschlechtes  in  der 
Regel  keine  Vormundschaft  aufgetragen  werden.  ,ln  der  Kegel  nicht*  heißt  in  der 
Praxis  soviel  wie  niemals.  Es  ist  kaum  zweifelhaft,  daß  in  vielen  Fällen  gerade 
Frauen  vorzugsweise  zur  Vormundschaft  berufen  werden  sollten,  zum  Beispiel  die 
Damen  einer  Dienstmädcheni)atron.age  oder  einer  Bahnliofmission  für  elternlose 
minderjätirige  Dienstmädchen  der  Großstadt, 

Nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  können 
Frauen  ohne  Einschränkung  zum  Vormund  berufen  werden.  Nur  sind  sie  nach 
K 1780  B.  G.  B.  ohneweiters  zur  Ablehnung  berechtigt. 

2.  Bei  der  Bestellung  des  gerichtlichen  Vormundes  ist  nach  § 199  a.  b.  G.  B. 
Rücksicht  zu  nehmen  auf  .Fähigkeit,  St.and,  Vermögen  und  Ansä.ssigkeit*.  Daß  auf 
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das  religiöse  Bekenntnis  Rücksiehl  zu  nehmen  wäre,  ist  nirgends  ausdrücklich 
gesagt.  Es  ist  also  möglich,  daß  zum  Beispiel  ein  Atheist  (Konfessionsloser)  zum 
Vormund  über  christliche  Kinder  bestellt  wird.  Darin  liegt  ein  Widerspruch  mit 
dem  staatlich  akzeptierten  religiös-sittlichen  Erziehungsprinzipe  und  mit  § 205 
a.  b.  G.  B.,  wonach  der  Vormund  verpflichtet  ist,  den  Minderjährigen  .zur  Gottes- 
furcht anzuführen*.  Nach  § 1779  B.  G.  B.  ist  bei  der  Auswahl  des  Vormundes 
auf  das  religiöse  Bekenntnis  des  Mündels  Rücksicht  zu  nehmen  und  es  kann  nach 
§ 1801  — offenbar  auf  den  durch  Testament  oder  Verwandtschaft  berufenen  Vor- 
mund oder  auf  den  Religionswechsel  des  bisherigen  Vormundes  bezogen  — die 
Sorge  für  die  religiöse  Erziehung  des  Mündels  von  dem  Vormundschaftsgerichte 
entzogen  werden,  wenn  der  Vormund  nicht  dem  Bekenntnisse  .ingehört,  in  dem 
der  Mündel  zu  erziehen  ist. 

3.  In  V’ormundschaftsangelegenheiten  ist  jenes  Bezirksgericht 
kompetent,  bei  dem  der  Minderjährige  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand 
in  Streitsacdien  hat. 

Der  Gerichtsstand  des  Minderjährigen  ist  ein  abgeleiteter  (§  109  der  Juris- 
diktionsnormen). Ehelich  geborene  Kinder  behalten  den  Gerichtsstand  des  Vaters 
nach  dem  Erlöschen  oder  Unwirksamwerden  der  väterlichen  GewiUt  bis  zur 
erreichten  Großjährigkeit  (§  71  J.  N.).  Uneheliche  Kinder  teilen  den  allgemeinen 
Gerichtsstand  der  Mutter  (§  72  J.  N.l.  In  der  Findelpflege  stehende  Kinder  unter- 
stehen dem  allgemeinen  Gerichtsstand  der  Findelanstalt.  Wenn  also  ein  in  der 
Wiener  Findelanstalt  geborenes  Kind  auf  Kosten  dieser  Anstalt  zum  Beispiel  im 
niederösterreichischen  Waldviertel  einer  Kostpartei  in  Pflege  gegeben  wird,  bleibt 
das  k.  k.  Bezirksgericht  Josefstadt  in  Z.  R.  S.  weiterhin  Vormunds(’hafLsgericht. 

Bleibt  die  Mutter  in  Wien,  so  bleibt  das  Wiener  Bezirksgericht  auch  dann 
noch  zuständig,  wenn  das  Kind  nach  Entla.ssung  aus  der  Findelverpflegung  in  die 
zum  Beispiel  in  Böhmen  gelegene  Heimatgemeinde  zur  weiteren  Versorgung  über- 
stellt wird.  Das  Wiener  Gericht  soll  dann  die  Obsorge  über  die  Person  des  Mündels 
mitübenvachen!  Freilicdi  heißt  es  im  § 1 1 1 J.  N.:  .Wenn  dieses  im  Interesse  eines 
Mündels  gelegen  erscheint,  kann  das  zur  Besorgung  der  vormundschafLsbehörd- 
lichen  Geschäfte  zuständige  Gericht  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag  die  Aufsicht 
lind  Fürsorge  über  die  Person  des  Pflegebefohlenen  ganz  oder  teilweise  einem 
anderen  Gerichte  gleicher  Gattung  übertragen*.  Ein  solcher  Beschluß  bedarf  der 
vorherigen  Genehmigung  des  dem  zuständigen  Gerichte  Vorgesetzten  Oberlandes- 
gerii’lites.  wenn  aber  die  Übertragung  an  ein  Gericht  eines  anderen  Obcrlandes- 
gerichtssprengels  stattfinden  soll,  der  Genehmigung  des  Obersten  Gericht.shofes. 
Ich  möchte  wissen,  ob  je  wegen  eines  Findelkindes  dieser  schwerfällige  Apparat 
aufgeboteii  wurde!  Ebensowenig  dürfte  jem,als,  wenn  zum  Beispiel  eine  minder- 
jährige. unter  Vormundschaft  stehende  Person  aus  irgend  einem  Kronlande  nach 
Wien  kommt,  um  hier  in  Arbeit  oder  Dienst  zu  treten,  vom  Bezirksgerichte  des 
Heimatortes  über  Genehmigung  des  Obersten  Gerichtshofes  die  Obervormiind- 
schafl  an  das  Gericht  des  Wiener  Aufenthaltsbezirkes  übertragen  oder  in  Wien 
wenigstens  ein  neuer  V’orraund  bestellt  worden  sein. 

Sollte  nicht  gesetzlich  bestimmt  werden,  daß  das  Bezirksgericht 
des  jeweiligen  Wohnsitzes  des  Minderjährigen  die  obervormund- 
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schaftlichen  Funktionen  auszuüben  hat  und  daß  der  jeweilige  Vormund 
im  nämlichen  Gerichtssprengel  wie  der  Mündel  wohnhaft  sein  muß,  widrigens  ein 
anderer  zu  bestellen  ist?  Die  den  zitierten  Bestimmungen  der  J.  N.  zu  Grunde 
liegenden  Zaghaftigkeit  ist  ein  Beweis,  daß  der  Gesetzgeber  nicht  gelernt  hat,  aus 
der  Art  der  ölTentlichcn  Findelverplleguug,  beziehungsweise  aus  der  von  ihm 
gewälirleisteten  Freizügigkeit  und  aus  den  Erscheinungen  des  Erwerbslebens 
unserer  Tage  die  Konsequenzen  zu  ziehen. 

4.  Nach  § 865  a.  b.  G.  B.  können  Personen,  die  von  einem  V'aler  oder  Vor- 
mun<i  ahhängmi,  zwar  ein  bloß  zu  ihrem  Vorteil  gemachtes  Versprechen  annehmen, 
wenn  sie  aber  eine  damit  verknüpfte  Last  übernehmen  oder  selbst  etwas  ver- 
sprechen, hängt  die  Gültigkeit  des  Vertrages  in  der  Hegel  von  der  Einwilligung 
des  Vertreters  oder  zugleich  des  Gerichtes  ab.  Von  dieser  Regel  bildet  eine 
wichtige  Ausnahme  der  § 246:  .Hat  der  Minderjährige  auch  ohne  Einwilli- 
gung seines  Voimundes  sich  zu  Diensten  verdungen,  so  kann  ihn  der  Vormund 
ohne  wichtige  Ursache  vor  der  gesetzlichen  oder  vertragsmäßigen  Frist  nicht 
zurückrufen.*  Daraus  geht  hervor,  daß  sich  der  Mindeijälirige  selbständig  rechts- 
wirksam zu  Diensten  verdingen  kann. 

Im  Einklänge  damit  steht  die  Bestimmung  der  Kundmachung  der  k.  k.  Stadt- 
hauptmannschaft in  Wien  vom  30.  April  1851,  enthaltend  die  Vorschrift  über 
Dienstljotenbücher  und  des  § 80  Gew.  Ord.,  daß  zur  Ausstellung  des  Dienstboten- 
oder Arbeitsbuches  die  Bewilligung  des  gesetzlichen  Vertreters  beizubringen  ist, 
daß  aber  zum  Abschluß  jedes  einzelnen  Dienst-,  Arbeits-  oder  Lehrlingsvertragcs 
die  Zustimmung  der  gesetzlichen  Vertreter  nicht  erforderlich  ist.  Gegen  diesen 
gesetzlichen  Stand  hat  Dr.  Anton  Menger  eingewendet;  die  Arbeitskraft  sei  das 
einzige  Kapital  des  Besitzlosen.  Die  Verfügung  diuüber  soll  ohne  vormundschaft- 
liche Genehmigung,  und  zwar  individuell  für  jeden  V'ertrag  nicht  geschehen 
können.  Die  Durchführung  dieser  idealistischen  Forderung  hätte  in  der  Praxis 
eine  außerordentliche  Behinderung  des  Verkehrs  zur  Folge.  Der  beste  Schutz 
des  Dienstboten  und  Arbeiters  liegt  in  der  sorgsamen  Fixienmg  aller  jener 
Fälle  der  Ausbeutung,  die  den  Dienstboten  und  Arbeiter  zum  sofortigen  Rücktritt 
vom  Vertrage  berechtigen.  Ins  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  wurde  trotz 
Dr.  Menger  die  Norm  aufgenommen:  »Ermächtigt  der  gesetzliche  Vertreter  den 
Minderjährigen,  in  Dienst  oder  Arbeit  zu  gehen,  so  ist  der  Minderjährige  für  solche 
Rechtsgeschäfte  unbeschränkt  geschäftsfähig,  welche  die  Eingehung  oder  Auf- 
hebung eines  Dienst-  oder  Arbeilsverhältnisses  der  gestatteten  Art  oder  die 
Erfüllung  der  aus  einem  solchen  Verhältnisse  hervorgehenden  Verpflichtungen 
betreffen,  ausgenommen  Verträge,  zu  denen  der  Vertreter  der  Genehmigung  des 
Vonnundschaftsgerichtes  bedarf.“  (g  113  B.  G.  B.)  Einer  solchen  Genehmigung 
bedarf  der  Vormund : 

1.  .zu  einem  Lehrvertrage,  der  für  längere  Zeit  als  ein  Jahr  ge.schlossen 
wird“  (§  1822,  Z.  6); 

2.  ,zu  einem  auf  die  Eingehung  eines  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisses 
gerichteten  Vertrages,  wenn  der  Mündel  zu  persönlichen  Leistungen  für  längere 
Zeit  als  ein  Jahr  verj)flichtet  werden  soll“  (g  1822,  Z.  7). 
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Das  Vormundschaflsgericht  hat  in  solchen  Fällen  vor  der  Entscheidung 
den  Mündel  zu  hören  (§  1827).  Es  ist  gewiß  der  Überlegung  wert,  ob  nicht 
eine  derartige  obervormundschaflliche  Ingerenz  auch  in  Östem^ich  angestrebt 
werden  soll. 

h)  Die  Unzulänglichkeit  des  Systems  der  privaten  Einzelvormundschafl. 

Die  Aufgaben  der  Obervoi-mundschafl  und  der  öffentlichen  Armenpflege, 
welche  durch  die  Gemeinden,  Bezirksarmenräte  u.  s.  w.  besorgt  wird,  laufen 
parallel  und  es  wäre  für  eine  entsprechende  Zusammenfassung  dieser  Aufgaben 
zu  sorgen. 

Die  Fürsorge  für  die  Person  des  Minderjährigen  umfaßt  Pflege  (Sorge  für 
die  physische  Existenz;  Kleidung.  Nahnmg,  Wohnung)  und  Erziehung  (Sorge  für 
die  Entwicklung  des  Intellektes  und  der  Moral).  Die  Durchführung  dieser  Aufgabe 
scheitert,  soweit  uneheliche  oder  mittellose  eheliche  Kinder  in  Betracht  kommen, 
an  der  Unmöglichkeit,  für  alle  Mündel  geeignete  Vormünder  ausfindig  zu  machen. 
Für  die  künftige  Entwicklung  sind  für  zwei  Gruppen  von  Kindern  besondere  Ten- 
denzen erkennbar:  1.  für  die  unehelichen  Kinder  und  andere  arme  Mündel, 
2.  für  die  verwahrlosten  Kinder. 

1.  Uneheliche  Kinder. 

Für  diejenigen  unter  ihnen,  die  sich  nicht  in  öffentlicher  (Findel-)Pflege  be- 
finden, für  die  Halle-  oder  Ziehkinder  (entgeltliche  Priv.atpflegc)ist  von  größter  Wich- 
tigkeit die  Feststellung  der  Vaterschaft  und  die  Sicherung  der  Alimentenleistung. 

Der  wider  seinen  Willen  zum  Vormund  Bestellte  hat  nicht  die  Zeit, 
oft  auch  nicht  den  guten  WiUen  imd  die  nötige  Intelligenz,  um  gleich  nach  der  Geburt 
des  Kindes,  das  sein  Mündel  geworden,  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  alles  daran 
zu  setzen.  Er  will  alle  Scherereien  vermeiden.  Wenn  ausnahmsweise  einer  sich 
ernstlich  bemüht,  so  begegnet  er  oft  dem  heftigsten  Widerstand  der  Mutter,  die 
etwa  gar  den  Vater  verschweigt,  sei  es,  daß  sie  ihn  schonen  will,  um  die  Heirats- 
exspektanz  nicht  zu  verlieren,  sei  es,  daß  sie  aus  Kränkung  und  Stolz  von  dem  Ver- 
führer nichts  mehr  wissen  will.  Mit  dieser  Schwierigkeit  haben  auch  die  Findel- 
anstaltsverwaltungcn  als  Generalvormund  der  Findlinge  zu  kämpfen  mid  scheinen 
sich  darum  bis  in  die  jüngste  Zeil  (Einfübrung  der  Findelrechtsbureaus)  nicht  viel 
angenommen  zu  haben,  obwohl  die  Heranziehung  der  Väter  zur  Entlastung  des 
Landesfonds  gel)Oten  wäre.  Die  Überwachung  der  Pflege  und  Erziehung  des  Mündels 
durch  den  privaten  Vormund  geschieht  aller  Regel  nach  nichts  weniger  als  intensiv. 

Die  Findelanstalt  als  Generalvormund  läßt  sich  über  die  iii  Kost  befindlichen 
Kinder  durch  zeitweilige ärztlicheNachschau  berichten.  Diedaneben  noch  bestehende 
sanitätspolizeiliehe  Evidenzhaltungs-  und  Überwach ungspflichl  der  Gemeinden  steht 
wohl  meist  auf  dem  Papiere.  Besser  ist  zweifellos  die  durch  denniederösterreichischen 
Landesausschuß  eingeführte  Überwachung  der  Kinderheime  durch  Lokalkomitees. 
Dem  Gerichte  alsObervormundschaft  fehlt  es  an  der. Möglichkeitein  er 
wirksamen  Kontrolle.  Der  Richter  bekommt  in  den  seltensten  Fällen  den  Mündel 
zu  Gesicht,  er  kennt  nur  den  Akt  „Pupill  N.  N“.  Es  ist  kaum  eine  .äiifgabe  für  ihn, 
etwa  darüber  zu  wachen,  daß  der  Säugling  kunstgerecht  aufgepäppelt  wird.  Selbst 
wenn  er  sich  um  den  Mündel  energisch  annehmen  wollte,  er  hat  kein 
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Dispositionsrecht  über  öftentliche  Mittel,  er  muß  den  Vormund  an  die 
Armenbehörde  weisen.  Diese  hat  nach  dem  Heimatsgesetze  für  die  Er- 
ziehung der  armen  Kinder  zu  sorgen,  sie  hat  die  erforderlichen  Mittel 
zur  Verfügung  zu  stellen,  entbehrt  aber  gegenüber  der  unehelichen 
Mutter,  gegenüber  dem  Vormunde  und  gegenüber  dem  Mündel  jedes 
imperativen  Einflusses  hinsichtlich  der  zweckmäßigen  Verwendung. 

Sie  muß  dazu  erst  die  obervormundschaftliclie  Hilfe  in  Anspruch  nehmen. 

Der  Richter  hat  also  die  volle  autoritative  Gewalt,  aber  nicht  die 
Möglichkeit,  für  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Kindes  unmittelbar 
zu  sorgen.  Die  Armenbehörde  hat  die  Pflicht,  das  Existenzrainimum  zu 
gewährleisten,  aber  keine  direkte  Zwangsgcwalt  gegen  störende  Ein- 
flüsse der  nächsten  Umgebung  des  Kindes.  Die  österreichische  Justiz- 
verwaltung hat  vorläufig  zur  Abhilfe  folgenden  Weg  eingeschlagen: 

Sie  will  das  System  der  privaten  Einzelvormundschafl  nicht  opfern.  Um 
genügend  viele  taugliche  Vormünder  zu  bekommen  und  eine  ausreichende  Über- 
wachung der  Tätigkeit  dieser  Vormünder  zu  organisieren,  hat  man  den  Gerichten 
die  Gründung  von  ,Waisenräten‘  (.Vereinen)  eindringlich  empfohlen.  Der 
statutenmäßige  Zweck  dieser  Vereine  deckt  sich  mit  den  Aufgaben  der 
deutschen  Gemeindewaisenräte.  Die  Gemeindewaisenräte  — grundlegend 
hiefür  sind  die  Bestimmungen  der  g§  18W— 1851  B.  G.  B.  — sind  Hilfsorgane 
der  Vormundschaflsgerichte,  in  den  meisten  Bundesstaaten  völlig  autonome,  in 
manchen  teilweise  dem  Vormundschaftsgerichte  untergeordnete  Gemeindeorgane. 
Ihre  Aufgaben  sind: 

1.  dem  Vormundschaftsgerichte  geeignete  Personen  zum  Vormund  Pflege 
oder  Beistand  vorzuschlagen. 

2.  darüber  zu  wachen,  daß  die  Vormünder  für  die  Person  des  Mündels 
pflichtgemäß  Sorge  tragen. 

3.  beobachtete  Mängel  und  Pflichtwidrigkeiten  dem  Gerichte  anzu- 
zeigen. 

4-.  dem  Gerichte  über  das  pei'sönliche  Ergehen  und  Verhalten  des  Mündels 
Auskunft  zu  erteilen. 

Über  den  Wert  der  Institution  sind  die  .Meinungen  geteilt  Es  wird  vielfach 
behauptet,  daß  es  an  dem  nötigen  Kontakte  mit  den  Gerichten  fehle.  Merk- 
würdig finde  ich,  daß  keiner  der  Autoren,  die  darüber  geschrieben 
haben,  über  die  jedem  Fernestehenden  sofort  auffallende  Kräfte- 
verschwendung spricht:  Gericht,  Vormund  und  zwischen  beiden  der  Gemeinde- 
waisenrat als  amtlich  bestelltes  Aufsiclitsorgan,  besser  gesagt,  als 
.Aufpasser  und  Angeber*. 

Wenn  der  Gemeindewaisenrat  der  Pflicht  der  Überwachung  des  Mündels 
nachkommt,  wozu  braucht  man  da  noch  einen  Vormund?  Der  Gemeinde- 
waisenrat ist  von  Kormaljuristen  ersonnen,  um  das  Prinzip  der 
Einzelvormundschaft  um  jeden  Preis  am  Leben  zu  erhalten.  Diese 
Institution  von  zweifelhaftem  Werte  hat  die  österreichische  Justizverwaltung 
im  Wege  einer  Vereinspflege  bei  uns  eingeführl.  Die  — quasi  amtliche  — 
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Stellung  und  die  Befugnis  der  Waisenrüte,  die  Wohnung  zu  betreten,  wird  damit 
begründet,  daß  nach  § 2,  Z.  5,  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August  185t 
kVerfahren  außer  Streitsachen)  das  Gericht  .alle  Umstände  und  Verhältnisse  von 
Amts  wegen  zu  untersuchen,  darüber  nötigenfalls  auch  Sachverständige  zu 
vernehmen  oder  auf  andere  schickliche  Art  Erkundigungen  cin- 
zuziehen*  hat 

Mau  kann  aber  aus  den  Erlässen  deutlich  herauslesen,  daß  die  Justiz- 
verwaltung nicht  im  geringsten  daran  zweifelt,  daß  gegen  jemanden,  der  den 
Waisenrat  zur  Türe  hinausweist,  keine  Strafamtshandlung  nach  § 312  Str.  G. 
eingeleitet  werden  kann. 

Der  Magistrat  Wien  hat  gegenüber  den  Waisenratsvereinen  bisher  eine 
zu  wartende  Haltung  eingenommen;  die  freigewählten  Gemeindevertreter  in  den 
einzelnen  Bezirken  haben  an  der  Gründung  der  Waisenräte  teilgenommen  und 
die  Institution  nach  Maßgabe  ihres  Wirkungskreises  gefördert  und  unterstützt.  Es 
lassen  sich  aber  Bedenken  gegen  diese  neue  Einführung  nicht  unterdrücken: 

1.  Da  sich  die  Justizverwaltung  für  diese  V'ereine  gar  so  sehr  einsetzt,  ist  an- 
zunehmen. daß  mem  daran  denkt,  die  deutsche  Institution  der  Gemeindevvaisenräte 
gesetzlich  einzuführen,  und  zwar  vermutlich  in  der  Form,  daß  die  Waisen- 
räte (Behörde)  in  einem  gewissen  Unterordnungsverhältnis  zum 
Gerichte  ständen,  sowie  heute  statutengemäß  die  Gerichtsvorstände 
Präsidenten  des  Waisenrates  (Verein)  sein  müssen. 

Eine  derartige  Stellung  eines  Gemeindeorganes  stünde  mit  der 
Gemeindeautonomie  in  Widerspruch. 

2.  Die  Wiener  Waisenräte  haben  nach  ihren  Statuten  auch  noch  den  Zweck, 
dürftige  Mündel  aus  eigenen  Mitteln  oder,  wo  dies  nicht  möglich  ist,  durch 
Vermittlung  der  öffentlichen  oder  privaten  Wohlfahrtseinrichlungen  zu  unter- 
stützen. Vorläufig  scheint  es  allerdings  noch  an  den  Miltehi  zur  Unterstützungs- 
tätigkeit zu  fehlen. 


2.  Verwahrloste  Kinder. 

Wcim  mißhandelte  oder  verwahrloste  Kinder  in  die  Obsorge  eines  V'ercines. 
einer  öffentlichen  oder  privaten  Anstalt  unter  solchen  Umstünden  übernommen 
werden,  daß  unter  einem  wegen  Mißbrauch  oder  Vernachlässigung  der  väterlichen 
Gewalt  diese  abzuerkeimen  oder  zu  beschränken  ist,  taucht  die  Frage  auf.  ob 
nicht  die  Übertragung  der  vormundschaftlichen  Funktionen  an  den 
Verein  oder  an  die  Anstalt  zweckmäßig  wäre.  Nach  § 177  n.  b.  G.  B. 
verlieren  Väter,  welche  die  Verpflegung  und  Erziehung  ihrer  Kinder  gänzlich 
veniachläsfigeri,  die  väterliche  Gewalt  auf  immer.  Nach  § 178  hat  das  Gericht, 
weun  sein  Beistand  gegen  den  Mißbrauch  der  väterlichen  Gewalt  oder  gegen  die 
Unterlassung  der  damit  verbundenen  Pflichten  angerufen  wird,  .die  den  Umständen 
angenies.sene  Verfügung  zu  treffen“,  ln  den  Fällen  des  g 178  oder  in  analogen 
Fällen  bei  bereits  bevormundeten  Kindern  ist  es  unerläßlich,  liafür  zu  sorgen,  daß 
<ler  vom  Vereine  oder  von  der  Anstalt,  die  die  Obsorge  übernommen  haben, 
angestrebte  Zweck  nicht  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  de.s  Kindes  gestört  oder 
vereitelt  wird.  (Versuch  der  Einflußnahme  auf  ilas  Kind  wälirend  der  Dauer  der 
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Vereins-  oder  Anstaltspflegc:  Versuch,  das  Kind,  das  man  angeblich  wieder  lieb- 
gewonnen hat,  um  seiner  Arbeitskraft  habhaft  zu  werden,  möglichst  bald  der 
Vereins-  oder  Anslaltspllege  zu  entreißen.)  Es  wäre  gewiß  naheliegend,  in  solchen 
Fällen  die  Vereinsleilung  oder  Anstaltsdirektion  mit  den  Funktionen  eines  Vor- 
mundes zu  betrauen,  und  zwar  womöglich  über  alle  Kinder,  die  sie  in  Obsorge 
haben.  Dazu  ist  gar  nicht  erst  die  gesetzliche  Basis  einer  Generalvormundschaft 
nötig.  Es  genügt  eine  mit  dem  gewissen  Nachdruck  auch  den  unabhängigen  Richter 
bindende  Verordnung,  die  den  Vormundschaftsgerichten  nahelegt,  immer  dann, 
wenn  ein  Verein  oder  eine  Anstalt  die  Übernahme  eines  Kindes  anzeigt,  weim  die 
Voraussetzimgen  zur  Aberkennung  der  väterlichen  Gewrdt  oder  zur  Blntsetzung  des 
bisherigen  Vormundes  vorliegen,  Fall  für  Fall  den  Vereinsvorstand  oder  die 
Anstaltsdirektion  zuin  V’ormund  zu  berufen.  Die  Gerichte  haben  dies  bisher  nie 
getan.  Die  .angemessene  Verfügung“  bestand  darin,  daß  man  die  gesetzlichen 
Vertreter  für  die  Dauer  der  Vereins-  oder  Anstaltspflcge  in  ihren  Rechten 
beschränkte,  indem  man  ihnen  die  Disposition  über  den  Aufenthalt  des  Kindes 
und  über  die  Erziehung  entzog.  Durch  diese  Auslegung  des  § 1 78,  gegen  die  sich 
juristisch  nichts  einwenden  läßt,  ist  unleugbar  die  Erreichung  des  Zieles  des 
Vereines  oder  der  Anstalt  ausreichend  sichergestellt.  Auffallend  ist  immerhin,  daß 
nicht  einmal  die  öffentlichen  (Landes-)  Besserungsanstalten  zu  Vormündern  über 
ihre  Zöglinge  bestellt  werden.  Die  Bestellung  eines  besonderen  Vormundes  ist  doch 
in  diesen  Fällen  durchaus  entbehrlich. 

Daß  man  .sich  scheut,  die  Leitung  eines  privaten  Vereines  mit  der  Funktion 
eines  Vormundes  über  seine  Plleglinge  zu  bestellen,  ist  vielleicht  darauf  zurOck- 
zuführen,  daß  die  Vereinstäligkeit  nicht  in  der  Weise  beaufsichtigt  werden  kann, 
die  mancher  aus  bureaukratischer  Äng.stlichkeit  für  notwendig  halten  mag.  Nebenbei 
sei  bemerkt,  daß  die  deutschen  Gemeindewaisenräte  in  manchen  Bundesstaaten 
auch  zur  Mitwirkung  bei  der  Zwangserziehung  berufen  sind. 

ln  Bayern  zum  Beispiel  hal>en  sie  die  AuzeigepOicht,  wenn  der  Tatbestand 
der  Zulässigkeit  der  Zwangserziehung  vorUegt,  fenier  das  Recht,  vor  der  Anordnung 
oder  Aufliebung  der  Zwangserziehung  gehört  zu  werden,  endlich  das  Recht  und 
die  Pflicht,  bei  der  Ermittlung  geeigneter  Familien,  bei  der  Obenvachung  der  Zwangs- 
erziehung und  der  vorläufig  aus  derselben  Entlassenen  mitzuwirken. 

c)  Reform. 

Das  deutsche  Institut  der  Gemeindewaisenräte  und  die  Wiener  Waisenrats- 
vereine, die  vermutlichen  Vorläufereinergeplanten  ähnlichen  Institution  in  Östeireicli, 
sind  kaum  ein  geeignetes  Mittel  zur  Beseitigung  der  Misere  unseres  Vormundschafts- 
Wesens. 

Daß  man  bei  uns  die  deutsche  Inslitution  kopieren  will,  ist  um  so 
auffallender,  als  die  im  Rcichsheimatsgesetze  den  Gemeinden  auf- 
erlegte Pflicht  der  Obsorge  für  die  Erziehung  arm  er  Kinder  den  rechten 
Weg,  nämlich  den  Weg  zur  Generalvormundschaft  andeutet. 

Daß  man  in  Deutschland  die  Generalvormundschaft  nur  zögernd 
einzuführen  beginnt,  dürfte  meines  Erachtens  gewiß  darauf  zurück- 
zuführen  sein,  daß  nach  dem  Grundgesetze  für  das  Armenwesen  im 
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deutschen  Reiche,  nach  dem  llnterstützungswohnsitzgesetze,  die 
Sorge  für  die  Erziehung  armer  Kinder  nicht  Aufgabe  der  Armenver- 
sorgung ist  In  den  Ausführungsgesetzen  einzelner  Bundesstaaten  (zum  Beispiel 
Württemberg,  Baden,  Sachsen,  Oldenburg,  Bremen  und  Hamburg)  ist  das  allerdings 
der  Fall,  jedoch  manchmal  (in  Württemberg  zum  Beispiel)  mit  der  Beschränkung 
auf  den  Schulaufwand. 

DerAusgangspunkt  für  die  General  Vormundschaft  in  Deutschland 
ist  daher  ein  anderer,  als  er  bei  uns  sein  könnte. 

In  Deutschland  gibt  es  keine  Findelanstalten.  Die  unehelichen  Säuglinge 
werden  nicht  so  leicht  in  öffentliche  Versorgung  übernommen  wie  bei  uns. 

Für  den  Unterhalt  haben  vor  allem  die  Erzeuger  aufzukommen.  Es  gibt  daher 
viele  in  Privatpflege  befindliche  Säuglinge,  viele  Halte-  oder  Ziehkinder. 

Für  die  öffentliche  Verwaltung  entstand  die  Aufgabe,  das  Zieh- 
kinderwesen zu  regeln:  polizeiliche  Konzessionierung  der  Pflege- 
parteien, strenge  Meldevorschrift,  polizeiliche  Kontrolle  der  Pflege. 

Dieser  Aufgabe  hat  sich  mit  besonders  gutem  Erfolge  das  Ziehkinderamt 
in  Leipzig  unterzogen,  seit  Med.  Dr.  Jaube  die  Leitung  inne  hat.  Die  intensive, 
durch  geschulte  und  besoldete  Pflegerinnen  besorgte  Überwachung  der  Pflege- 
parteien hatte  anfangs  nicht  immer  den  vollen  Erfolg,  weil  Mutter  und  Vormund 
oft  hindernd  in  den  Weg  traten;  sie  war  für  die  Stadt  sehr  kostspielig,  weil  das 
Ziehkinderamt  den  in  die  Einkommensverhältnisse  des  Vaters  gewonnenen  Einblick 
nicht  auf  der  Stelle,  sondern  erst  auf  dem  Umwege  über  den  Vormund  verwerten 
konnte,  um  den  Unterhaltspflichtigen  zur  Alimentenleistung  verhalten  zu  lassen. 
Die  Stadt  Leipzig  ist  daher  beim  sächsischen  Justizministerium  vorstellig  geworden 
und  dieses  hat  die  Gerichte  angewiesen,  dem  Leipziger  Ziehkinderamte  Fall  für  Fall 
die  Vormundschaft  für  die  im  Weichbildc  der  Stadt  befindlichen  Säuglinge  zu  über- 
tragen. 

Das  Ziehkinderamt  ist  der  General(Berufs)vormund  für  alle  in 
Leipzig  in  Pflege  stehenden  unehelichen  Säuglinge.  Die  günstigen  Er- 
fahrungen in  Leipzig  waren  der  Anlaß,  daß  ins  Einführungsesetz  zum  deutschen  bür- 
gerlichen Gesetzbuche  (Art  136)  diefolgendeNorni  aufgenommen  wuifie:  „Unbenährt 
bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach  welchen  1.  der  Vorstandeinerunter 
staatlicher  Verwaltung  oder  Aufsicht  stehenden  Erziehungs-  oder  Verpflegungsanstalt 
oder  ein  Beamter  alle  oder  einzelne  Rechte  und  Pflichten  eines  Vormundes  für  die- 
jenigen Minderjährigen  hat,  welche  in  der  Anstalt  oder  unter  der  Aufsicht  des  Vor- 
standes oder  eines  Beamten  in  einer  von  ihm  ausgewälilten  Familie  oder  Anstalt 
erzogen  oder  verpflegt  werden;  2.  die  Vorschriften  der  Nununer  1 bei  unehelichen 
Mindeijährigen  auch  dann  gelten,  wenn  diese  unter  Aufsicht  des  Vorstandes  oder 
des  Beamten  in  der  mütterlichen  Familie  erzogen  oder  verpflegt  werden. 

Die  Generalvormundschaft  des  Ziehkinderamtes  dauert  bis  zum 
vollendeten  sechsten  Lebensjahre. 

In  Preußen  (Ausführungsgesetz  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche)  können  die 
Armenbehörden  Generalvormund  über  alle  dauernd  in  Armenversorgung 
stehenden  vaterlosen  Kinder  werden. 
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Die  Beschränkung  der  Generalvormundschafl  in  Leipzig  bis  zum  erreichten 
sechsten  Lebensjahre  ist  ebenso  unzweckmäßig  wie  die  Beschränkung  der 
Generalvormundschaft  unserer  Waisenhausdirektionen  auf  die  Dauer  der  Anstalts- 
pflege. Die  Wohltat  einer  gut  organisierten  Generalvormundschafl 
muß  derMöndel  während  der  ganzen  Dauer  seiner  Minderjährigkeit 
genießen.  W’as  das  Ziehkinderwesen  betrifft,  so  ist  auch  in  unserer 
Gesetzgebung  dafür  ein  Wegzeiger  — der  zweite  neben  § 24  des 
Ileimatsgeselzes  — zur  General(Berufs)vormundschaft  enthalten, 
insofern  die  Gemeinden  nach  dem  Reichssanitätsgesetze  zur 
Evidenthaltung  und  Überwachung  der  Pflege  der  in  ihrem  Bereiche 
verpflegten  Findlinge  verpflichtet  sind. 

Die  Generalvormundschafl  der  Gemeinden  als  Armenbehörde  hätte  sich, 
glaube  ich,  auf  alle  im  Ortsbereichc  befindlichen  unehelichen,  auf  die  (vater-i 
cllemlosen  in  Armenversorgung  stehenden  und  auf  die  nicht  in  öffentli<‘hen 
Anstalten  untcrgebrachten  (über  die  in  öffentlichen  An.stalten  unlergehrachten 
soll  die  Anstaltsdireklion  Generalvonnund  sein),  nach  dem  künftigen  Fürsorge- 
erziehungsgeselze  oder  nach  den  geltenden,  dürltigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
dieser  Art  in  Zwangserziehung  befindlichen  Kinder,  und  zwar  auf  die  Dauer  der 
Ortsanwesenheit  und  der  Minderjährigkeit  zu  erstrecken.  Die  Sladtgemeinde  und 
die  Bczirksarmenräte  sind  dieser  Aufgabe  gewachsen.  Man  wird  auch  sonst  überall 
zur  Durchfühnmg  der  persönlichen  Obsorge  geeignete  Männer  und  Frauen  finden. 
Es  gibt  gew'iß  in  jeder  Gemeinde  neben  dem  Seelsorger  und  Lehrer  noch  ein 
paar  Leute,  die  Liebe  und  Mitleid  für  arme  Kinder  haben.  Man  mag  immerhin 
überlegen,  ob  die  Generalvormundschafl  obligatorisch  eingeführt  werden  soll  oder 
fakultativ,  über  Antrag  der  Armenbehörde. 

In  Wien  kann  man  sich  die  Durchführung  der  persönlichen  Obsorge  und 
Überwachung  besorgt  denken : 

1 . Für  Kinder  unter  zwei  Jahren,  bei  denen  die  Technik  der  Aufziehung  die 
Hauptsache  bildet  und  die  große  Slcrbliehkeils-  und  Krankheitsgefahr  zu  berück- 
sichtigen ist,  durch  besoldete  ärztlich  geschulte  Pflegerinnen  (etwa  aus  der 
Pllegerinnenschule  des  Vereines  ..Säuglingsschutz*). 

2.  Für  alle  anderen  Kimler  durch  mit  besonderer  Sorgfalt  ausgewählle 
Ai-menräte  und  Armenrätinnen  und  durch  von  Vereintm  beigestellte  Obsorger  und 
Ob.sorgerinnen.  Dieses  Personal  hätte  sich  den  von  der  verantwortlichen  Zcnirale, 
dem  städtischen  Vormundschaftsbureau,  ausgehenden  Direktiven  unbedingt  zu 
unterwerfen.  Die  Heranziehung  von  Veicinsobsorgern  und  Obsorgerinnen  halte 
ich  für  unentbehrlich.  Die  private  Kinderfürsorge  wird  einen  lebhaften  Impuls  zu 
intensiver  Betätigung  empfangen,  wenn  sie  eine  ipiasi  vormundschaftliche  Mission 
erhält  Diese  Funktion  kann  insbesondere  allen  jenen  Vereinen  schwer  vorentlialten 
werden,  die  be.sondere  Heime  u.  s.  w.  nnterhalten.  Vielleicht  führt  die  städtische 
Generalvormundschafl  zu  der  ersehnten  organischen  Verbindung  aller  in  der  Kinder- 
fürsorge tätigen  Vereine  untereinander  und  mit  der  öfTentlichen  Armenpflege.  Ich 
denke  mir  ferner,  daß  speziell  für  die  konfessionelle  Wohltätigkeit  die  Aufgabe 
erwachsen  wird,  geeignete  Obsorger  und  Obsorgerinnen  heranzubilden  und  dem 
städtischen  Vormundschaflsbureau  zur  Veri'ügung  zu  stellen. 
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Zur  Generalvormundschafl  ist  eine  Revision  des  bürgerliclicn  Gesetzburlics 
nicht  unumgiuigliclie  Voraussetzung.  Es  genügte,  daß  den  tierieliten  im  Verord- 
nungswege der  Auftrag  erteilt  wurde,  Fall  fiu"  Fall  die  V'orinundsclmtl  über  die 
Kinder  der  angegebenen  Art  dem  städtischen  Vomiundschaftsbureau  neu  oder 
.statt  des  bisherigen  Einzelvormundes  zu  übertragen.  Die  in  öffentlicher  Armen- 
versorgung stehenden  Kinder  sind  der  Gemeinde  bereits  bekannt,  die  in  Fürsorge- 
erziehung stehenden  kann  sie  leicht  erfaliren.  Nur  bezüglich  der  in  Halte-  oder  in 
mütterlicher  Fliege  befindlichen  unehelichen  Kinder  wäre  durch  Gesetz  oder  Ver- 
ordnung die  Einführung  des  Zwanges  notwendig,  daß  die  Pflegepartci,  sobald  sic 
ein  Kind  in  Pflege  nimmt  und  die  Mutter,  die  das  neugeborene  bei  sich  behalten, 
davon  sofort  dem  Vormundscballsbureau  die  Anzeige  zu  erstatten  haben. 

Bezüglich  der  von  städtischen  Kostparteien  gepflegten,  unter 
Vormundschaft  stehenden  Kinder  könnte  die  Gencralvormundschaft 
der  Gemeinde  sogar  ohne  einen  besonderen  Erlaß  der  Justizverwal- 
tung herbeigeführt  werden. 

Nach  dem  Hofdekrete  vom  17.  August  18122.  Nr.  1808  J.  S.  S.,  ist  die 
Waisenhausdirektion  auch  für  die  außerhalb  der  Anstalt  unter  ihrer  Aufsicht 
verpflegten  Kinder  Vormund.  Es  genügt  also  etwa  die  Verfügung,  daß  die  in  Kost- 
pfiege  abzugebenden,  zuständigen,  eines  Vormundes  bedürftigen  Küider  nicht  dem 
Asyl  für  verlassene  Kinder,  sondern  einem  der  städtischen  Waisenhäuser  zu  über- 
stellen sind. 

Die  Vormundschaft  über  die  Kostkinder  wäre  insbesondere  erwünscht, 
soweit  die  Kinder  unter  einem  Jalire  in  Betracht  kommen,  die  in  neuerer  Zeit  von 
der  Gcmemde  übernommen  werden  müssen,  weil  die  niederösteiTeichische  Fhiilel- 
anstalt  die  (spezifisch  josefinische)  »zeitweilige  Findelpfiege*  auf  ein  Minimum 
oder  auf  Null  reduzieren  will.  Gerade  in  diesen  Fällen  hat  die  Gemeinde  ein 
Interesse  daran,  sofort  den  Vater  und  seine  Zaidungsfähigkeit  zu  eruieren,  was 
ihr  gewiß  leichter  möglich  wäre,  wenn  sie  selbst  Vormund  des  Kindes  wäre. 

Die  Fürsorge  für  Kinder,  welche  des  elterlichen  Schutzes  entbehren,  ist 
übrigens  keine  Angelegenheit  des  zivilen,  vielmehr  des  öflentlichen  Rechtes. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Mehrheit  dieser  Kinder  in  ölTentlicher  Annen- 
versorgung  steht,  scheint  die  autonome  Gemeinde  das  berufenste  Orgen  zur  B(f- 
sorgung  der  Vormundschaft  zu  sein. 


Digitized  by  Google 


Kinderschutz,  Frage  4,  Dr.  Heinrich  Reicher. 


8i 


Empfiehlt  es  sich,  gewissen  Vereinen  und  Anstalten  oder  Körperschaften, 
in  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  befindet,  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Vormundschaft  zu  übertragen,  eventuell  unter  welchen  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  empfiehlt  sich  dies? 


Gutachten, 

erslaltcl  von 

Dr.  Heinrich  Reicher. 

Die  rechtlichen  und  tatsächlichen  Zustände  auf  dem  Gebiete 
der  Vormundschaft. 

Der  Rechtszustand. 

Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  § 21  stellt  diejenigen,  welclie  wegen 
Miingels  an  Jaliren  ihre  Angelegenheiten  selbst  gehörig  zu  besorgen  unfähig  sind, 
unter  den  besonderen  Schutz  des  Gesetzes.  Das  Gesetz  (§g  IGG  u.  187)  gewährt 
dem  Kinde,  welches  der  elterlichen  Fürsorge  entbehrt  und  welchem  die  Sorge 
eines  Vaters  nicht  zu  statten  kommt  und  das  noch  minderjährig  ist,  diesen  beson- 
deren Schutz  durch  einen  Vormund. 

Die  Vormundschaft  hat  Hofrat  v.  Zeller  als  eine  auf  den  Schutz  hilfloser 
Personen  und  auf  die  Erziehung  künftiger  Bürger  gerichtete  politische  Anstalt 
bezeichnet,  die  aber  schon  in  älteren  Zeiten  in  die  bürgerlichen  Gesetzbücher  auf- 
genommen und  so  auch  in  die  neueren  verpflanzt  worden  ist. 

Der  Schutz  der  Waisen  war  schon  im  alten  deutschen  Recht  eine  Form  des 
Königsschutzes,  der  den  Personen  minus  potentes  zu  teil  wurde,  bildete  später 
einen  Bestandteil  der  landesfürstlichen  Gewalt  und  entwickelte  sich  im  geltenden 
Recht  zur  Obervormundschafl  des  Staates. 

Aber  nicht  bloß  die  Vormundschaft  der  verwaisten  Kinder,  nicht  bloß  die 
Fürsorge  und  der  Schutz  der  vaterlosen  Waisen  bildete  den  Gegenstand  der 
Gesetzgebung.  Das  Gesetz  schließt  die  unehelichen  Kinder  von  den  Rechten  der 
Famihe  aus  und  stellt  sie  insofern  den  Waisen  gleich,  als  cs  auch  die  unehelichen 
Kinder  unter  Vormundschaft  stellt  Dazu  kommen  noch  weiter  die  Kinder,  deren 
Eltern  die  elterliche  Gew.alt  entzogen  w'urde.  ,Ces  orphelins,  dont  les  parents 
sollt  vivants.“ 

Der  Vormund  ist  der  Bestellte  des  Staates,  der  Staat  als  Obervormund  über- 
trägt ilim  das  Amt,  er  ist  dem  Staate  zu  dessen  ordnungsgemäßer  Führung  sowie 
dem  Staate  zur  Rechenschaft  verpflichtet,  er  wird  ständig  beaufsichtigt  und  soll 
bei  Pflichtwidrigkeit  und  Untauglichkeit  von  der  staatlichen  Behörde  nach  ihrem 
freien  Ermessen  in  seinem  Amte  beschränkt  oder  desselben  enthoben  werden. 

II.  (i 
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In  diesen  Bestimmungen  kommt  die  öffentlich-rechtliche  Seite  der  Vorraundschafl 
die  privatrechtliche  Seite  hingegen,  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Mündel  und 
Vormund  kommt  in  der  Vertretungsbefugnis  des  Vormundes  sowie  in  der  Hartung 
des  Vormundes  für  vermögensrechtliche  Schädigung  des  Mündels  zum  Ausdrucke. 

Während  für  das  eheliche  Kind  die  Familie  die  natürliche  Schutzorganisation 
bildet,  bildet  die  Vormundschaft  den  Ersatz  des  Familienschutzes  für  diejenigen 
Kinder,  welche  der  Familie  entbehren,  und  kommt  in  dieser  Richtung  das  Interesse 
des  Staates  an  dem  Gedeihen  und  der  gesunden  Entwicklung  des  Nachwuchses 
seines  Volkes  — soweit  diesem  nicht  der  natürliche  Schutz  der  Familie  zushitten 
kommt  — zum  Ausdrucke. 

Die  Obervormundschaft  des  Staates  ist  ein  Attribut  der  richterUchen  Gewalt. 
So  wenig  sich  die  Gerichte  als  Vormundschaftsbehörden  in  Österreich  bis  vor 
kurzem  der  Pflege  und  Aufsicht  der  persönlichen  Verhältnisse  ihrer  Pupillen 
in  wirklich  tatkräftiger  Weise  gewidmet  haben,  so  sehr  ist  die  vermögensrechtliche 
Seite  der  vormundschaflbehördlichen  Verwaltungs-  und  Aufsichtspflicht  seit 
langem,  was  die  Sicherstellung  und  fruchtbringende  Anlegung  der  Mündel- 
vermögen  anlangt,  in  mustergültiger  Weise  gepflegt  worden.  Ob  die  bureaii- 
kralische  Organisation  und  die  Hartung  des  Vormundschartsgerichtes  jene  freien 
Handhaben  zuläßt,  welche  es  ermöglichen,  daß  bei  Verwendung  der  Gelder  jene 
gi  oßzügige  Auffassung  Platz  greift,  welche  bei  einer  individualisierenden  Behand- 
lung der  Sorge  für  die  Person,  zum  Beispiel  in  der  Verwendung  der  Barmittel  zur 
Förderung  eines  Talentes  eine  ebenso  gute,  wenn  niclit  bessere  Fruklifizierung 
des  Geldes  erblickt,  als  in  der  Erzielung  des  landesüblichen  Zinsfußes,  diese  Frage 
hängt  zwar  mit  der  Organisation  der  Vormundschaft  zusammen,  ist  aber  nicht 
Gegenstand  dieses  Referates.  Es  beschr.'mkte  sich  die  Tätigkeit  der  Gerichte  nicht 
auf  die  großen  Vennögen,  sondern  suchte  auch  den  Kindern  der  minderbemittelten 
Volksklassen  eine  sichere  Verwaltung  und  Verzinsung  ihrer  Barschaften  zu  ver- 
schaffen. 

Das  histitut,  welches  diese  Aufgabe  bisher  in  crfolgsreichster  Weise  löste, 
ist  eine  ureigenste  Schöpfung  der  österreichischen  Vormundschaftsverwaltung, 
nämlich  das  Institut  der  gemeinschaftlichen  W'aisenkassen. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  gemeinsamen  Waisenkiissen  wurden  durch  das 
Reichsgesetz  vom  3.  Juni  1901,  R.  G.  Bl.  Nr.  62,  und  innerhalb  des  Rahmens 
dieses  Reichsgesetzes  für  den  Zeitraum  bis  Ende  1910  in  den  einzelnen  betei- 
ligten Ländern  durch  die  Landesgesetze  geregelt. 

Diese  Regelung  erfolgte  durch  Überweisung  einer  jährlichen  Prozentualquote 
an  die  Länder:  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Österreich  unter  der  Enns,  Österreich 
ob  der  Enns,  Salzburg  und  Galizien  während  der  Jahre  1901  bis  einschließlich 
1910,  zur  Pflege  und  Erziehung  von  armen  W'aisen  bis  zur  Zurücklegung  des 
18.  Lebensjahres  sowie  verwahrloster  oder  verlassener  Kinder.  Der  einzige  Vor- 
behalt staatlicher  Natur  besteht  in  der  Bestimmmig  des  § 2 des  Gesetzes,  wonach 
bei  Verwendung  die.ser  Gelder  die  Waisen  von  im  Krieg  oder  sonst  in  unmittel- 
barer Ausübung  des  Wehrdienstes  um  das  Leben  gekommenen  Militäriiersonen 
vorzugsweise  Berücksichtigung  zu  finden  haben. 
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Vorbehalte  im  Interesse  einer  Ausgestaltung  des  Pdegschaflswesens  wurden 
im  Reichsgesetze  nicht  gemacht  und  so  haben  sich  denn  auch  in  der  Literatur 
bereits  gewichtige  Stimmen  gegen  die  dermalige  vorbehaltlose  Überweisung  der 
Gebarungsüberschüsse  vernehmen  lassen.  So  Dr.  J.  M.  Baemreither  in  .Jugend- 
fürsorge und  Strafrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Ein  Beitrag  zur 
Erziehungspolitik  unserer  Zeit“,  in  der  Vorrede  auf  Seite  L,  k.  k.  Ministerialrat 
Dr.  Hugo  Schauer  in  einem  der  Besprechung  von  Baemreithers  Werk  gewidmeten 
Aufsatze  in  der  .Allgemeinen  österreichischen  Gerichlszeitung“  Nr.  25  vom 
Jahre  1905,  und  endlich  Bezirksrichter  Janisch  in  Friedland  in  einem  Aufsätze 
in  der  Zeitschrift  für  .Notariat  nnd  freiwillige  Gerichtsbarkeit“,  Nr.  32  vom 
Jahre  1905. 

Eine  Ausgestaltung  des  Pflegschaftswesens  ist  aber  dringend  im  Interesse 
der  mittellosen  Mündel  geboten. 

Das  V'ormundschaflswesen  ist  auf  dem  Standpunkte  des  Jahres  1811  stehen 
geblieben  und  wird  sozialpolitischen  Ansprüchen,  betreflend  den  wirksamen  Schulz 
mittelloser  Kinder  in  keiner  Weise  gerecht. 

Die  Mängel,  welche  dem  Vormundschaflswesen  anhaften  und  das  Reform- 
bedürfnis sind  von  der  Regierung  selbst  in  dankenswerter  Offenheit  zugegeben. 
Die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  16.  Jänner  1902,  R.  G.  Bl.  Nr.  4,  betrifft 
die  Übernahme  und  die  Führung  der  Vormundschaft 

Diese  Verordnung  konstatiert  zunächst,  daß  eine  Umfrage  ergeben  habe, 
daß  es  namentlich  in  den  großen  Städten  und  in  den  Orten  mit  wechselnder 
Bevölkerung  Schwierigkeiten  begegnet,  solche  Personen  zu  ermitteln,  die  geeignet 
und  gewillt  sind,  das  Amt  eines  Vormundes  zu  übernehmen.  Doch  auch  dort,  wo 
diese  Schwierigkeiten  nicht  bestehen,  läßt  die  Führung  der  Vormundschaft  ins- 
besondere über  vermögenslose  Mündel  viel  zu  wünschen  übrig.  Sie  werde  mit- 
unter als  bloße  Formalität  betrachtet. 

Zu  den  ersten  und  wichtigsten  Aufgaben  der  Gerichte  als  VormundschalLs- 
behörde  gehört  zweifellos  die  amlswegige  Bestellung  eines  tauglichen  Vormundes. 

Die  Wichtigkeit  der  Bestellung  von  Vormündern  für  uneheliche  Kinder  von 
ihrer  Geburt  angefangen  ist  an  und  für  sich  einleuchtend. 

Der  Vormund  ist  in  der  Regel  eine  Einzelperson  (g§  196  bis  199  a.  b.  G.  B.). 

Welchen  Gesichtspunkt  das  Gesetz  bei  Beurteilung  der  Tauglichkeit  eines 
Vormundes  eingehalten  wissen  will,  geht  daraus  hervor,  daß  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  neben  anderen  Ausschließungsgründen  — als  untauglich  zur  Vor- 
mundschaft diejenigen  erklärt,  von  denen  eine  anständige  Erziehung  der 
Waisen  nicht  zu  erwarten  ist  (g  191  a.  b.  G.  B.). 

Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  anerkennt  den  Grundsatz  der  Entloh- 
nung des  Vormundes  bemittelter  Mündel  am  Ende  der  Vormundschaft  (gg  260  und 
267  a.  b.  G.  B.) 

Für  die  Führung  der  Vormundschaft  mittelloser  Mündel  erfolgt 
keine  Entlohnung.  Es  handelt  sich  also  um  ein  unenlgeltliches  Ehrenamt,  zu 
dessen  Annahme  der  bestellte  Vormund  verpflichtet  ist,  wenn  keine  notwendige 
Entschuldigung  Um  von  einer  Vormundschaft  ausschließt  (g  191  bis  194  a.  b.  G.  B.) 
oder  kein  freiwilliger  Entschuldigungsgrund  im  Sinne  des  g 195  a.  b.  G.  B.  geltend 
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gemacht  werden  kann.  Erwägen  wir  weiter,  daß  das  System  der  unentgeltlichen 
ehrenamtlichen  Arbeit  im  Vomiundschaftswesen  (Karin  besteht,  daß  die  Fürsorge 
für  die  Person  jugendlicher  Personen  dem  guten  Willen  irgend  eines  Mannes,  der 
an  dem  Mündel  keinerlei  Interesse  hat,  anverlniut  wird,  daß  die.se  ehrenamtliche 
Fürsorge  sich  auf  das  ganze  minderjährige  Alter,  somit  auf  24  Jahre,  beinalie  auf 
einviertcl  Jahrhundert,  erstreckt,  so  wird  man  die  Schwierigkeiten  begreifen,  mit 
welchen  in  unserem  materialistischen  Zeitalter  die  Gerichtsbehörden  bei  Bestellung 
von  ehrenamtlichen  Vormündern  für  mittellose  Mündel  zu  kämpfen  haben. 

Solange  die  Vormundschaft  mehr  als  Pupillarvermögensverwaltung  und  die 
Obervormundschafl  des  Staates  sicli  hauptsächlich  auf  deren  Kontrolle  beschränkte, 
betätigten  die  Pflegschal'tsbehörden  ilire  Tätigkeit  nur  in  geringem  Maße  und 
Umfange  hinsichtlich  der  persönlichen  Verhältnisse  der  Minderjährigen,  bis  die 
Verordnung  des  Justizministeriums  vom  10.  November  1893,  Z.  19462,  betreffend  ! 
die  ptlegschaftsbehördliche  Fürsorge  für  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Minder- 
jährigen (an  alle  Gerichte)  eriloß.  Dieser  zufolge  bieten  mehrfach  geäußerte 
Wünsche  und  Anregungen  — dahin  gehören  wolil  in  erster  Linie  die  balm- 
brechenden  Bestrebungen  des  um  die  Theorie  und  Praxis  des  österreichischen 
Vormundschaftsrechtes  in  gleich  hohem  Maße  verdienten  Oberlandesgerichls- 
präsidenten  Grafen  Chorinsky  — dem  Justizministerium  den  Anlaß,  die  unter- 
stehenden Gerichte  daran  zu  erinnern,  daß  sich  nach  den  Bestimmungen  des  ' 
aügemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  ihre  Fürsorge  in  Ansehung  der  Minder- 
jährigen nicht  bloß  auf  deren  vermögensrechtliche  Interessen  beschränken  darf, 
sondern  daß  sie  pflichtgemäß  innerhalb  der  im  dritten  und  vierten  Hauptstücke 
des  1.  Teiles  des  allgemeinen  bürger  lichen  Gesetzbuches  gezogenen  Grenzen  auch 
für  die  persönlic’hen  Verhältnisse  der  Minderjährigen  ihre  Fürsorge  zu  betätigen 
haben. 

Ein  Vormund  hat  gleich  dem  Vater  die  Verbindlichkeit  und  das  Recht,  für 
die  Erziehung  des  Minderjährigen  Sorge  zu  tragen.  § 216  a.  b.  G.  B.  Abgesehen 
von  der  im  Vergleiche  zur  väterlichen  Gewalt  beschränkten  vormundschaftlichen 
Gewalt  liegt  der  sichtbare  Unterschied  in  der  Stellung  des  Vaters  trnd  des  Vor- 
mundes wohl  darin,  daß  der  Vormtttrd  immer  nur  zu  Leistungen  persönlicher 
Natur,  niemals  aber  zu  U“i.stungen  vermögerrsrechtlichcr  Art,  wie  Bestreitung  der 
Erzichrrngskosten  herangezogen  werden  kann.  Dem  Vormund  mittelloser  Mündel 
wird  im  §221  a.  b.  G.  B.  ein  gerechUrr  Anspruch  auf  öffentliche  Stiftungen  und 
bestehende  Annenanslalten  eingeräumt.  Nach  § 24  des  Heimatgesetzes  begreift 
die  Armenversorgung  von  Kindern  .auch  deren  Erziehung  in  sich.  Wenn  wir 
vor  der  Hand  von  der  Inanspruchnahme  der  Privatwohltätigkeit  absehen,  so 
geschieht  dies  aus  dem  Grunde,  um  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  für  jene 
Fälle  zu  erörtern,  welche  in  der  Praxis  die  große  Mehrzahl  bilden,  nämlich  die 
Inanspruclmahme  der  öffentlichen  Armenpflege. 

Die  Vormünder,  welche  die  Erziehung  ihrer  Mündel  leiten  und  beaufsichtigen 
Süllen,  sind  angewiesen,  im  Falle  der  Millellosigkeit  die  Armenpflege  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Die  Gemeinde  beschließt  innerhalb  ihres  gesetzlich  gewährleisteten 
Selbstbestimmungsrcchtes  über  die  Art  der  Armenerziehung.  Der  Beschluß  der 
Gemeinde  ist  nur  im  autonomen  Instanzenzuge  anfechtbar.  Gegen  den  in  Rechts- 
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kraft  erwaclisenen  Bescliluß  -vermag  weder  der  zur  erziehlichen  Leitung  berufene 
Vormund  noch  das  zur  Überwachung  der  Vormünder  berufene  Pflegschaltsgericht 
anzukämpfen.  Dies  gilt  selbst  für  den  Fall,  wenn  sie  mit  diesem  Beschlüsse  ganz 
und  gar  nicht  einverstanden  sind. 

Und  selbst  wenn  die  V'oraussetzungen  einer  pflegschaftsbeliördlichen  \'er- 
fügung  auf  Grund  des  § 178  a.  b.  G.  B.  gegeben  sind,  begründet  diese  Ver- 
fügung doch  keine  Zahlungspflicht  der  Gemeinde  hinsichtlich  der  nun  notwendig 
werdenden  anderweitigen  Unterbringung. 

Wohl  enthalten  einzelne  Armengesetze  Vorschriften,  welche  die  Armen- 
behörden  anweisen,  bei  der  Versorgung  der  armen  Kinder  nach  Einvernehmung 
der  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  berufenen  Pllegschaftsorgane  (Vater,  Vormund) 
vorzugehen  und  dafür  zu  sorgen,  daß  die  armen,  verwaisten  oder  sonst  verlassenen 
Kinder,  deren  Obsorge  der  Gemeinde  obliegt,  erzogen  und  erwerbsfiihig  gemacht 
werden. 

Wie  es  aber  mit  der  einvernelnnlichen  Verwaltung  des  Vormundschafts- 
und des  Armenwesens  aussieht,  ist  aus  jenen  Gutachten  zu  entnehmen,  welche 
eine  organische  Verbindung  der  Pflegschafts-  mit  der  Armenverwaltung  anregen. 
Heute  besteht  ein  Parallelisinus  von  zwei  selbständigen  auf  ein  und  dasselbe  Ziel 
gerichteten  Verwaltungen.  Zur  Vertretung  der  Rechte  der  armen,  unehelichen 
und  verwaisten  Kinder  ist  ein  Vormund  bestellt,  welchem  die  erziehliche  Leitung 
dieser  Kinder  obliegt.  Zur  Bestreitung  des  Erziehungsaufwandes  und  zur  tatsäch- 
lichen Erziehung  armer  Kinder  ist  die  Heimatgemeinde  verpflichtet,  welche  — 
wie  wir  gesehen  haben  — in  derlei  Fragen  nach  freier  Selbstbestimmung  anordnen 
und  verfügen  kann.  Die  Erziehung  armer  Kinder  fällt  in  den  selbständigen  Wir- 
kungskreis der  Gemeinde,  der  alles  umfaßt,  was  das  Interesse  der  Gemeinde 
zunächst  berührt  und  innerhalb  ihrer  Grenzen  durch  ihre  eigenen  Kräfte  besorgt 
und  durchgeführt  werden  kann. 

Die  Aufsicht  über  die  Armenpflege  der  Gemeinde  führt  der  Landesausschuß. 
Die  Überwachung  der  Tätigkeit  des  Vormundes  obliegt  dem  Vonnundschafts- 
gericht.  Die  Gutachten  bestätigen  die  ohnedem  bekannte  Tatsache,  d;iß  die 
Almenaufsicht  der  Landesausschüsse  von  geringem  praktischen  Werte  ist  und 
daß  für  arme  Kinder,  die  durch  ihren  untätigen  Vormund  vertreten  werden,  so 
gut  wie  überhaupt  keine  Aufsicht  besteht. 

Die  Erziehung  armer  und  bevormundeter  Kinder  berührt  somit  das  Gebiet 
von  zwei  selbständigen  Verwaltungen,  die  ohne  organische  Verbindung  ein  und 
dasselbe  Ziel  verfolgen,  ein  Zustand,  der  bei  gewissenhafter  Pflichterfüllung  zu 
Meinungsverschiedenheiten  und  Konflikten  führen  muß.  Diese  Erkenntnis  führte 
denn  auch  zu  Bestrebungen  der  Justiz-  wie  der  Armenverwaltung,  eine  solche 
Verbindung  herbeizuführen. 

Die  für  das  Jahr  1910  in  Aussicht  stehende  Regelung  der  Gebarung.süber- 
scliflsse  der  gemeinsamen  Waisenkassen  wird  dem  Staate  Gelegenheit  geben,  auf 
die  Behebung  dieser  Übelstünde  zurückzukommen.  Diese  Frage  liegt  aber  außer- 
halb des  Bereiches  des  ersten  österreichischen  Kinders-rhutzkongresses  und  ver- 
weile ich  daher  nicht  länger  bei  derselben,  als  es  für  die  Beurteilung  des  Gegen- 
standes des  vorliegenden  Referates  unbedingt  notwendig  ist.  Diese  Notwendigkeit 
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ergibt  sich  aus  der  Er^vägung  der  Bedeutung  der  Geltendmachung  der  Rechte  des 
Kindes  durch  eine  wirksame  Vormundschaft  nicht  nur  für  das  Kind  selbst,  sondern 
auch  für  die  im  Falle  der  Mittellosigkeit  zu  seiner  Versorgung  und  Erziehung  ver- 
pflichteten Gemeinden. 

Eine  Hauptaufgabe  der  Gerichte  bei  Verwaltung  der  Obervormundschalt 
besteht  darin,  den  Status  der  Mindeijährigen  festzustellen;  es  ist  insbesondere  für 
arme  Pupillen  von  der  größten  Notwendigkeit  den  Schutzkreis  zu  sichern,  inner- 
halb dessen  den  armen  Pupillen  positive  Rechte  auf  Unterhalt  und  Erziehung 
gewälirl  sind,  und  ist  es  insbesondere  für  die  armen  Minderjährigen  von  der  aller- 
größten Bedeutung,  zunächst  das  Heimatrecht  und  mit  diesem  die  zur  Armcii- 
versorgung  und  Erziehung  vcrpllichtete  Gemeinde  festzustellen.  Nachdem  die 
öfTentliche  Armenpflege  nicht  eintritt,  wenn  und  soweit  andere  Personen  zivil- 
rechtlich  zur  Versorgung  oder  Unterstützung  eines  Armen  verpflichtet  und  auch 
vermögend  sind,  so  liegt  die  Erhebung  der  nach  dem  bürgerlichen  Rechte 
alimentationspflichligen  Personen  armer  Pupillen  nach  dem  Gesagten  aber  auch 
in  dem  größten  Interesse  der  öffentlichen  Ärinenpflego  und  da  die  Geltendmachung 
dieser  Ansprüche  der  unmittelbaren  Tätigkeit  dar  Organe  der  öffentlichen  Armen- 
pflege entzogen  ist,  so  erhellt  daraus  die  Bedeutung  der  Geltendmachung  der 
Rechte  der  Pupillen  durch  eine  wirksame  Vormundschaft  auch  für  die  öffentliche 
Amienpflege. 

Tatsächlich  wird  eine  erfolgreiche  Verwaltung  der  öffentlichen  .\rmenpllege 
nur  möglich  sein,  wenn  sämtliche  zivilgerichtliche  Alimentationsansprüche  in  dem 
weitesten  Umfange  ertüllt  werden  und  wenn  dadurch  hinlangehalten  wird,  d.aB 
die  öffentliche  Armenpflege  zu  einer  unerschwinglichen  oder  nicht  noch  schwereren 
Last  sich  gestaltet,  als  sie  es  heute  ohnedem  schon  ist.  Ich  gedenke  hier  nur  des 
schwierigsten  und  häufigsten  Falles  der  Geltendmachung  der  Ansprüche  gegen  den 
unehelichen  Vater  (g§  166  und  167  a.  b.  G.  B.)  auf  Verpflegung,  Erziehung  und 
Versorgung  seiner  unehelichen  Kinder. 

Die  Überwindung  der  Schwierigkeiten  liegt  ebensosehr  im  Interesse  der 
Pllegschafts-  als  der  Armenbehörden. 

Diese  besonderen  Schwierigkeiten  bestehen  darin,  daß  der  ehrenamtlich 
tätige  Einzelvormund  hiezu  völlig  ungeeignet  ist.  Er  verfügt  nicht  über  die  nötige 
Zeit,  seine  Pflicht  im  vormundschaftlichen  Amte  neben  seinen  anderen  Berufs- 
geschäften wahrzunehmen  und  selbst  wenn  er  diese  Eignung  hätte,  nimmt  er  sich 
nur  äußerst  selten  die  Mühe  und  die  Zeit,  seinen  Aufgaben  in  dieser  Richtung 
nachzukommen.  Er  besitzt  aber  auch  schon  wegen  mangelnder  Rechkkenntnii 
und  Geschäftsgewandtheit  gar  nicht  die  Eignung,  diese  Ansprüche  im  gerichflicben 
Verfahren  geltend  zu  machen.  Oft  fehlt  ihm  auch  die  Unaljhängigkeit,  das  Recht 
eines  armen  Kindes  ohne  Rücksicht  auf  Naclibarschafl  und  soziale  Stellung  des 
unehelichen  Vaters  zu  wahren  und  das  geltend  gemachte  Recht  zur  Vollstreckung 
zu  bringen. 

Die  Geltendmachung  und  Durchsefzung  der  Rechte  des  Kindes  ist  aber  nur 
die  eine  Seite  der  Vormundschaflsverwaltung,  die  andere  Seite  liegt  in  der  F0^ 
sorge  für  die  Person  des  Mündels. 
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Auch  nach  dieser  Richtung  läßt  die  Tätigkeit  des  Einzelvormundes  im 
großen  und  ganzen,  wie  aus  den  Gutachten  über  die  Ursachen  der  Verwahrlosung 
hervorgeht,  bei  mittellosen  Kindern  sehr  viel  zu  wünschen  übrig.  Zur  Erfüllung 
seiner  Aufsichtspflicht  wäre  — bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Einzelvormund- 
schaft in  Österreich  — das  Pflegschaftsgericht  gänzlich  außer  stände,  wenn  ihm 
nicht  die  Pflegschaftsschutzorganisationen.  Gemeindewaisenrat  und  Waisenrats- 
vereine zur  Seite  stünden.  Diese  Organisationen  zählen  zu  ihrer  Aufgabe  auch 
die  Namhaftmachung  tauglicher  Vormünder;  eine  Aufgabe,  bei  deren  Erfüllung 
sie  auf  die  größten  Schwierigkeiten  stoßen,  weil  sie  dem  allgemeinen  Bestreben 
der  V'orgeschlagenen  begegnen,  sich  diesem  Ehrenamte  zu  entziehen. 

Tatsächlich  sind  es  nicht  nach  Absicht  des  Gesetzes  die  Vormünder,  sondern 
die  Waisenpfleger  männlichen  und  weiblichen  Geschlechtes,  in  deren  überwachen- 
den Tätigkeit  heute  das  Schwergewicht  der  Fürsorge  für  die  Person  der  Jlündel  ruht. 

Die  heute  zu  Recht  bestehende  Einzelvormundschaft  versagt  also  sowohl 
hinsichtlich  der  Geltendmachung  und  Durchsetzung  der  Rechte  der  Pupillen  als 
auch  hinsichUich  der  Sorge  für  die  Person  des  Mündels. 

Wenn  die  Unzulänglichkeit  einer  für  das  Recht  und  das  Wohl  des  Kindes 
sowie  für  das  öffentliche  Wohl  so  wichtigen  Eüirichtung  so  offen  zu  Tage  liegt, 
ist  es  da  nicht  geboten  auf  einen  wirksamen  Ersatz  der  Vormundschaft  bedacht 
zu  sein?! 

Ist  es  nicht  eine  Farce,  den  Einzelvormund  Pflichten  angeloben  zu  lassen, 
von  deren  Nichterfüllung  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  man  von  vornc- 
herein  überzeugt  ist?! 

Ist  es  nicht  eine  ganz  unnötige  Mühewaltung,  dieGememdewaisenräte  taugliche 
Einzelvormünder  für  mittellose  Pupillen  suchen  zu  lassen,  während  man  sich  doch 
sagen  muß,  daß  es  solche  im  großen  und  ganzen  einfach  nicht  gibt. 

Die  tatsächlichen  Zustände. 

Die  Dringlichkeit  des  Problems  einer  wirksamen  Vormundschaft  für  die  un- 
ehelichen Kinder  mit  Rücksicht  auf  die  österreichischen  Verhältnisse  geht  aus  der 
nachfolgenden  Darstellung  der  Unehelichkeitsquoteu  hervor. 

Dieser  Darstellung  füge  ich  den  Hinweis  auf  die  Stimmen  in  den  Gutachten 
hinzu,  welche  sich  gegen  die  Unzulänglichkeit  der  Einzelvormundschaft  richten, 
die  Lage  der  unehelichen  Kinder,  seien  diese  nun  Findel-,  Kost-  oder  Ilallekinder, 
beleuchten.  Darauf  folgt  eine  kurze  Darstellung  unserer  Armenkinderpflege. 

Dr.  Schuster  von  Boimott  bemerkt  in  dem  Gutachten,  betreffend  Nieder- 
österreich (S.  42). 

,Es  zeigt  sich  also  evident,  daß  heute  nicht  mehr  der  mangelhafte  Schutz 
der  Unehelichen  und  Waisen  die  Domäne  der  Verwalirlosung  abgibt,  die  letztere 
vielmolu"  zum  größten  Teile  in  den  später  zu  erörternden  sozialen  Ursachen  wurzelt, 
welche  die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kuidcr  mehr  trifft,  und  zwar 
deshalb,  weil  diese  Kinder  überhaupt  den  größeren  Prozentsatz  aller  Mindeijährigen 
ausmachen,  speziell  aber  auch  aus  dem  Grunde,  weil  für  die  unehelichen  Kinder 
und  vaterlosen  Waisen  durch  die  Fürsorge  der  Pupillarinstanz  und  die  Möglichkeit 
der  unmittelbaren  Armenfürsorge  in  allen  Formen  besser  gesorgt  erscheint  als  für 
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Kinder  unter  väterlicher  Gewalt,  um  die  sich  in  der  großen  Regel  weder  Vormund- 
schaftsgericht noch  Armenversorgung  kümmern. 

Mit  Rücksicht  auf  obige  Ergebnisse  kann  die  Bemerkung  Dr.  Reichers,*)  daß 
die  Hilflosigkeit  der  Waisen  und  die  mangelhafte  Pflegschaftsfürsorge  der  haupt- 
sächlichste Grund  der  Verwahrlosung  sei,  nicht  geteilt  werden,  wenn  auch  zugegeben 
werden  muß,  daß  unsere  Waisenfürsorge,  insbesondere  was  die  Beistellung  der 
Mittel  für  dieselbe  betrifft,  noch  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  läßt* 

Dieser  Teil  des  Berichtes  wini  in  dem  Referate,  betreffend  die  Fürsorge- 
erziehung berichtigt,  weil  die  Annahme  (S.  Gutachtenband),  daß  Bericht- 
erstatter eine  solche  Behauptung  in  dem  erwähnten  Vortrage  aufgestellt  habe, 
auf  einem  Mißverständnisse  und  Irrtum  beruht.  Berichterstatter  sagte  vielmehr 
folgendes; 

»EincUrsache  der  Vernachlässigung  der  Erziehung  hängt  mit  den  besonderen 
Verhältnissen,  infolge  der  Unehelichkeit  der  Geburt  und  der  Unzulänglichkeit  des 
Ersatzes  des  Familienschutzes  durch  die  Vormundschaft  zusammen. 

Die  unehelichen  Kinder  und  ihre  Stellung  ira  Recht  will  ich  im  Zusammen- 
hänge mit  dem  Institute  der  Vormundschaft  in  einem  späteren  Zeitpunkte  zum 
Gegenstände  eines  selbständigen  Vortrages  in  der  österreichischen  Gesellschaft  für 
Kinderforschung  machen  und  erwähne  ich  ihrer  hier  nur  im  Zusammenhänge  mit 
der  mehrerwäluiten  preußi.schen  Statistik.“ 

Wenn  Berichterstatter  dabei  behauptete:  Die  unehelichen  seien  in  Preußen 
stärker  an  der  Fürsorgeerziehung  beteiligt  als  die  ehelichen  Kinder,  so  war  dies, 
wie  der  gleich  darauffolgende  Satz  näher  ausführt,  im  Sinne  der  vorbezogenen 
amtlichen  preußischen  Statistik  so  zu  verstehen,  daß  der  Anteil  der  Unehelichen 
an  der  Fürsorgeerziehung  in  Preußen  mindestens  dreimal  so  groß  sei  als  an  der 
gleichaltrigen  Bevölkerung  und  diese  Tatsache  zeige  für  Preußen  die  Erscheinung 
— und  wie  ich  hinzufügte  — die  gleiche  Erschoinuug  w-ie  in  Österreich,  daß  näm- 
lich die  Erziehung  und  Beaufsichtigung  der  Unehelichen  sehr  viel  zu  wünschen 
läßt  und  eine  größere  Sorgfalt  erheischt  als  ihr  tatsächlich  gewidmet  wird.  Die 
Dringlichkeit  einer  intensiveren  Fürsorge  für  die  Unehelichen  in  Österreich  ergibt 
rlie  folgende  Erwägung: 

Es  wurden  in  Preußen  der  Fürsorgeerziehung  überwiesen:  190t  7.787. 


Von  diesen  waren: 


ehelich  geboren 
unehelich  geboren 


0.41-5  = 82-7  \ 
1.042=  17-3  ) 


vom  Hundert  der  Zöglinge  überhaupt. 


Hiezu  bemerkt  die  preußische  Statistik: 

Das  Prozentverhältnis  der  unehelichen  Geburten  zu  den  ehelichen  ist  etwa 
7-3  zu  92'7. 


*)  Viirtrag,  geiialtcn  ia  der  flslerrcictiibchon  fipseltsrlian  für  Kiiidcrrurschung  am  2 t.  Män 
1906.  ahgedruckl  iin  Ilcn  21  der  Beilrapo  zur  Kinderforsdmng  and  Heilerzicliung  (Zeilsehrilt  fOr 
Kinderrurschuiigi).  laan^iMi^nizu  ICKHi. 
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Schon  hieraus  würde  sich  ergeben,  daß  die  unehelich  Geborenen  erheblich 
höher  an  der  Fürsorgeerziehung  beteiligt  sind  als  2ui  der  Bevölkerung.  Nimmt  man 
aber  hiezUj  daß  die  unehelich  geborenen  namentlich  im  Kindcsalter  eine  sehr  viel 
höhere  Sterblichkeit  aufweisen  als  die  ehelich  Geborenen,  daß  die  Zahl  der  Unehe- 
lichen zu  den  Ehelichen  also  noch  weiter  abnimmt,  so  verschiebt  sich  die  Betci- 
ligimg  der  Unehelichen  an  der  Fürsorgeerziehung  noch  mehr  zu  ihren  Ungunsten. 

Da  die  Vergleiehszahlcn  in  der  idlgemeinen  Bevölkerungsstatistik  fehlen,  so 
laßt  sich  der  prozentuale  Anteil  der  gesamten  ehelich  und  unehelich  Geborenen 
an  der  Fürsorgeerziehung  nicht  feststellcn,  man  wird  aber  nicht  fehl  gehen,  wenn 
man  den  Anteil  der  Unehelichen  auf  mindestens  dreimal  so  hoch  schätzt  als  den 
der  Ehelichen. 

Unzweifelhaft  liegt  die  Ursache  dafür  an  der  mangelhaften  Fürsorge,  welche 
die  Gesellschaft  den  unehelichen  Kindern  zu  teil  werden  läßt,  und  die  Zalilen  der 
Fürsorgeerziehung  zeigen  deutlich,  wie  schwer  die  Gesellschaft  allein  flnanziell 
diese  Nachlässigkeit  büßen  muß. 

Hiezu  bemerkt  weiter  die  preußische  Statistik; 

Diese  Tatsache  drängt  aufs  neue  dahin,  der  Erziehung  und  Beaufsichtigung 
der  Unehelichen  eine  größere  Sorgfalt  zu  widmen,  wenn  man  nicht  an  Fürsorge- 
erziehungskosten d,is  Doppelte  und  Dreifache  von  dem  für  sie  aufwenden  will, 
wodurch  ihrer  Verwahrlosung  hätte  vorgebeugt  werden  können. 

Wenn  dies  aber  schon  für  Preußen  gilt,  um  wie  viel  mehr  gilt  es  für  Öster- 
reich. Österreich  erreicht  in  der  Statistik  der  Unehelichkeitsquoten,  wie  die  nach- 
folgende Tabelle  zeigt,  den  Gipfel. 

Das  Problem  der  Fürsorge  für  die  Unehelichen  drängt  also  in  Österreich 
noch  viel  mehr  zu  einer  Lösung  als  in  Preußen. 

ln  der  Denkschrift:  Die  Bedeutung  der  Berufsvormundschaft  für 
den  Schutz  der  unehelichen  Kinder.  Eine  Denkschrift  für  den  Internationalen 
Kongreß  für  Erziehung  und  Kinderschutz  in  Lüttich  mit  XI  farbigen  Tabellen  von 
Dr.  dir.  J.  Klumker  und  Dr.  Othmar  Spann  (Zentrale  für  private  Fürsorge  und 
Verein  Kinderschutz  in  Frankfurt  a.  M.).  Dresden,  1905.  Verlag  von  0.  V.  Böhmert 
findet  sich  die  nachfolgende  Tabelle. 

Zu  dieser  Tabelle  bemerkt  die  Denkschrift: 

Die  Gruppen  I bis  V veranschaulichen,  in  wie  verschiedenem  Maße  die  ein- 
zelnen Länder  und  Stämme  mit  unehelichen  Geburten  belastet  sind.  Im  allge- 
meinen zeigen  die  germanischen  Länder  (mit  Ausnahme  von  England  und  Nor- 
wegen) größere  Unehelichenquoten  als  die  romanischen.  Den  größten  Grad  von 
Unehelichkeit  zeigt  der  bajuvari.sche  Stamm.  Daß  aber  die  dort  ersichtlichen  sehr 
hohen  Unehelichkeitsziffern  nicht  allein  durch  die  Stammeseigentöralichkeit  bedingt 
sind,  sondern  auch  zum  Beispiel  zum  wesentlichen  Teile  eine  Funktion  äußerer 
Verhältnisse,  nämlich  vor  allem  der  Agrarverfassung  der  betreffenden  Gebiete  sind, 
beweisen  zum  Beispiel  die  Zahlen  Steiermarks.  Die  Obersteiermark  mit  ihrer 
strengen  Hofverfassung,  die  sehr  hohes  Heiratsalter  bedingt,  zeigt  eine  sehr  große 
Unehelichkeitsziffer,  Mittel-stcicrniark,  wo  schon  teilweise  freie  Teilbarkeit  herrscht. 
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fällt  in  seiner  Unefaelichenquote  schon  sehr  ab,  das  slawische  Südsteiermark  hin- 
gegen mit  seinen  kleinbäuerlichen  Verhältnissen  und  sehr  frühem  Heiratsalter 
zeigt  eine  relativ  geringe  Ziffer.*) 


Damit  stimmen  die  Gutachten  aus  dem  bajuvarischen  Stammesgebiete 
überein,  so  insbesondere  dasjenige  von  Steiermark,  won.ach  auf  der  einen  Seite 
.das  soziale  Zwangszölibat  der  Knechte  und  Mägde*  die  hohe  Unchelichkeits- 
(|uote  begründet,  wie  aber  andrerseits  in  diesem  Gebiete  die  Unehelichkeit  auch 
nicht  einen  Makel  der  Geburt  bedeutet  [Oberüstereich  (198,  202,  210,  212), 
Salzburg  (221,  220),  Tirol  (2,ä0),  Steiermark  (276,  28.5),  Kärnten  (331)], 
während  in  den  Sudetenländem  die  Unehelichkeit  insbesondere  auf  dem  Lande 
als  ein  .Makel  der  Geburt“  aufgefaßt,  .die  Unehelichen  wegen  ihrer  Geburt 

*J  Vgl.  dazu:  v.  Zwiedineck-Südenhorst,  Die  Illegitindlät  in  Steiermark.  Statistische  Monats- 
sehrifl.  Wien  1895.  Jahrgang  XXI. 


Digiiized  by  Google 


Kinderschutz,  Frage  3,  Dr.  Heinrich  Reicher. 


91 


verlacht,  geschmäht  und  verachtet*,  gleichsam  .als  Menschen  zweiter  Güte 
angesehen*  werden.  Böhmen  (983),  Schlesien  (415). 

Es  wäre  aber  auch  ein  großer  Irrtum  und  Trugschluß  aus  der  milden  Auf- 
fassung der  Unehelichkeit  der  Geburt  in  den  erstgenaimten  Ländern  auf  eine 
bessere  Lage  und  bessere  Lebensverhällnisse  der  unehelichen  Kinder  in  diesen 
Ländern  schließen  zu  wollen.  Wie  diese  beschaCTen  sind,  darauf  geben  uns  die 
Gutachten  die  Antwort  auf  den  Seiten  198,  336,  350,  315,  335,  373,  44.5. 
446  und  468.  Aber  auch  das  Gutachten  von  Niederösterreich  (65,  66)  schildert 
die  rohe  Behandlung  solcher  Kinder  nicht  nur  in  der  Familie  der  Pflegcfrau, 
sondern  im  ganzen  Orte,  wie  diese  mit  Schimpfnamen  wie  .Findelfratz*  u.  dgl. 
belegt  werden. 

1.  Wenn  wir  ims  nun  die  verschiedenen  Lebensverhültnisse  cler  unehelichen 
Kinder  vergegenwärtigen,  so  ist  die  bequemste  Art  für  die  uneheliche  Mutter  sich 
ihrer  Mutterpllicht  zu  entäußern:  die  Findelversorgung,  ln  Dalmatien  (500)  die 
beliebteste  Art  der  Versorgung  unter  voller  Wahrung  der  zVnonjTnität!  Die  fünf 
Anstalten  des  Landes  werden  auch  von  den  Nachljarländem  frequentiert,  denen 
nahezu  die  Hälfte  der  Findlinge  angehört.  Das  Gutachten  von  Niederösterreich 
tut  der  in  diesem  Lande  geplanten  Rechtsschutzabteilung  Erwähnung,  wodurch 
die  Überwälzung  der  natürlichen  und  rechtlichen  Unterhaltspflicht  des  Kindes- 
vaters auf  den  zaldungspflichtigen  Landesfonds  und  damit  auf  den  Steuerträger 
hintangehalten  werden  soll.  Über  die  Schädigung,  welche  das  Kind  d.adurch  bei 
seinem  Austritte  aus  der  Findelversorgung  erfährt,  spricht  das  Gutachten  von 
Böhmen  (380).  Über  die  Schäden  infolge  Entfremdung  des  Findelkindes  von  der 
Mutter,  über  die  Erschwenmg  des  weiteren  Fortkommens  eines  Findelkindes,  das 
in  einer  fremdsprachigen  Gegend  aufgezogen,  nicht  einmal  seine  Muttersprache 
kennt  und  in  seiner  Heimat  an  und  für  sich  nicht  gerne  gesehen,  auf  diese  Weise 
als  fremder  Eindringling  noch  unwillkommener  ist,  darüber  berichten  ver- 
schiedene Gutachten,  deren  eines  den  sehr  beherzigenswerten  Vorschlag  macht, 
mit  der  Entlassung  aus  der  Findelversorgung  erst  nach  Sicherstellung  eines  ein- 
wandfreien weiteren  Unterkommens  vorzugehen.  Die  Notwendigkeit  einer  fort- 
gesetzten Fürsorge  zeigt  die  Unzulänglichkeit  der  auf  die  Dauer  der  Findel- 
versorgung beschränkten  Anstaltsvormundschaft  der  Findelhausdirektion  (67,  70, 
71,  137,  137,  381).  Verschiedene  Gutachten  betonen,  daß  gerade  die  unehelichen 
und  vorehelichen  Kinder  unter  den  Mißhandlungen  ihrer  Gewalthaber  zu  leiden 
haben  (136,  137,  136,  137,  139,  143,  350,  307  und  383).  Sucht  die  Mutter  die 
Findelversorgung  für  ihr  uneheliches  Kind  nicht  auf,  so  kommt  als  anderweitige 
Form  der  Versorgung  nur  die  Übernahme  in  entgeltliche  Pflege  durch  Kost-  und 
Pflegeparteien,  als  die  zumeist  übliche  in  Betracht. 

3.  Wohl  erwähnen-  die  Gutachten,  daß  ab  und  zu  vereinzelt  die  Mutter  ihr 
Kind  auf  den  Dienstplatz  mitnimmt,  so  zum  Beispiel  erwähnt  Kärnten,  daß  die 
.ledigen  weiblichen  Dienstboten  ihre  im  Säuglingsalter  stehenden  Kinder  mit 
sich  auf  das  Feld  nehmen  und  ihnen,  um  nicht  gestört  zu  werden,  häufig  einen 
in  Most  oder  Branntwein  getauchten  Saugstoppel  reichen,  wodurch  die  Kinder 
in  einen  soporösen  Zustand  geraten  und  wie  im  Scldafe  dahinliegen*.  Also  der 
Alkohol  als  Mittel  gegen  die  Aufsichtslosigkeit  (336).  Auch  das  Gutacliten  von 
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Salzburg  (220)  erwähnt  des  Schnapses,  als  von  den  Ellern  und  Pflegern  benülzlm 
Mittels  zur  Beruhigung  und  Einschläferung  der  Kinder.  Auch  in  einzelnen 
Gemeinden  Oberösterreichs,  haupt.sächlich  im  Gebirge,  kommt  es  vor,  daß  Kindern 
bereits  zur  Beruhigung  Schnaps  verabreicht  wird.  Speziell  in  diesen  Gemeinden 
kommen  die  meisten  Kretins  vor  (197).  Das  Dekanat  Morautsch  äußert  sich  im 
Gutachten  von  Krain  (318),  .daß  in  Häusern,  wo  es  an  Brot  gebricht,  die  Eltern 
den  Hunger  der  Kinder  mit  Schnaps  zu  betäuben  pflegen*.  Ähnlich  Sclilesieii 
(445)  und  Böhmen  (377).  Außerdem  klagen  die  Gutachten  über  die  zweckwidrige 
Ernähnmg,  die  häufig  eine  .ünterernälirung“,  über  die  Vorenlhallung  der  wich- 
tigsten Nährslofle,  den  Ersatz  der  Milch  durch  Surrogate  von  fraglichem  Werte 
(197,  211,220  und  32C).  Das  Gutachten  von  Oberösterreich  (G7  und  211)  betont 
die  wichtige  Rolle,  welche  dem  Arzte  in  der  Kinderfürsorge  zukommt.  Gilt  all  dies 
schon  für  die  Pflege  und  Erziehung  der  Kinder  im  allgemeinen,  um  wie  viel  mehr 
er.st  für  die  entgeltliche  Kinderpflege,  bei  der  — wie  die  Gutachten  überein- 
stimmend betonen  — das  geringe  Entgelt,  welches  die  Mutter  zu  zahlen  im  stände 
ist,  noch  einen  Untemehmergewinn  abwerfen  und  das  einzige  Motiv  der  Cber- 
n.nhme  in  Pflege,  die  Gewinnsucht  der  Ptlegeparleien  befriedigen  helfen  soll. 

3.  Die  Gutachten  klagen  über  die  mangelhafte  Evidenthallung  und  Jtelde- 
w'csen,  betreffend  die  Pflegekinder  (GG,C9, 194und  250), über  die  mangelhafte  Pflege 
dieser  Kinder  — wobei  es  keinen  Unterschied  ausmachl,  aus  welchem  rechtlichen 
Titel  das  Kind  sich  in  entgeltlicher  Pflege  befindet  — sie  bezeichnen  diese  als 
.schutzlose  Ausbeutungsobjektc*.  Bei  .Auswahl  der  Pflegeparlei  entscheide  nur  das 
Moment  der  Billigkeit.  Die  zweifelhaftesten  — selbst  notleidende  und  abge.'^trafte 
— Elemente  erhalten  Pflegekinder  in  beliebiger  Anzahl.  Leute  im  Greisenaltcr, 
selbst  solche  in  Armenversorgung  nicht  ausgesclilossen.  Kontrolle  bestehe  so  gut 
wie  keine.  Von  diesen  Pflcgeparteion  halten  viele  gleichzeitig  mehrere  Pflegekinder. 
Die  Gutachten  verweisen  auf  die  erschreckende  Sterblichkeit  unter  diesen  Kindern. 
Entgehen  sie  dem  Tode,  verfallen  sie  häufig  frühem  Siechtum  und  kommen  sie 
auch  über  dieses  hinweg,  beginnt  die  Inanspruchnahme  der  kindlichen  Arbeitskraft 
für  Zwecke  der  häuslichen  Landwirtschaft  vom  Zeitpunkte  der  Möglichkeit. 

Die  Gutachten  verbreilen  sich  über  die  Kostkindenvirtschafl.  (41,  6G,  68,  09, 
114,  115,  136,  154,  183,  197,  198.  220,  221,  225,  22G,  250,  276,  317,  327,  334. 
379,  380  u.  ff.,  .500  und  501.)  Niederösterreich  bezeichnet  diese  als  .vergiftet“,  die 
Zustände  auf  diesem  Gebiete  als  .schaudererregend*.  Das  Gutachten  von  Kärnten 
tut  auch  der  Rückwirkung  der  steiermärkischen  Landesgesetze  vom  27. August  I S96, 
betreffend  die  öffentliche  Armenpflege,  und  vom  4.  September  189G,  betreffend 
den  Schutz  der  in  entgeltlicher  Pflege  imtergebrachten  Kinder  unter  zwei  Jahren 
auf  das  Land  Kärnten  Envähnung,  welche  in  einer  von  der  k.  k.  Landesregierung 
im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschusse  vorgenommenen  Erhebung  der  in 
Kärnten  bestehenden  .Kostkinderverhältnisse“  bestand.  Wenngleich  nur  42  7 Pro- 
zent der  Gemeinden  des  Landes  sich  an  der  angeordnelen  Nachforschung  über 
Pflegekinder  beteiligten,  so  ist  das  auf  Seite  327  u.  IT.  mitgeleilte  Ergebnis  dieser, 
wenngleich  unvollständigen  Erhebung  vtdlsländig  genug,  um  dieses  traurige  Gebiet 
kindlichen  Elends  zu  beleuchten. 
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Fast  möchte  man  nach  Einblick  in  diesen  Teil  der  Gutachten  zu  der  Be- 
hauptung gelangen  dal!  ein  guter  Teil  dieser  trostlosen  Zustfinde  auf  den  gewerbs- 
mftfiigen  Kindesmord  hinauslaufl. 

Wie  viel  hätte  hier  nicht  ein  pflichtbewußter  Vormund,  dem  ja  die  Sorge 
für  die  Person  des  Mündels  obliegt,  nur  in  der  Abwehr  aller  Schädlichkeiten,  in 
dem  Bestreben  nach  Besserung  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  zu  tun. 

4.  Wie  unzul.änglich  aber  der  Einzelvormund  isl,  namentlich  der  gerichtlich 
bestellte,  der  vielfach  geradezu  als  ,der  zur  Vertretung  der  Mündel  der  besitzlosen 
Klassen  berufene  Anwalt  gilt“,  besagt  nicht  nur  das  Gutachten  von  Tirol  (251), 
demzufolge  dieser  den  , Durchschnittstypus  der  Indolenz  darbietet“,  sondern 
darüber  verbreiten  sich  die  meisten  Gutachten  in  dem  gleichen  oder  älmlichen 
Sinne.  (37,  58,  08,  81,  82,  126,  127,  128,  163.  163.  195,  196,  203,  225,  226,  251, 
307,  313,  315,  316,  327,  337,  338,  379,  380,  381,  437.  446,  483,  500.) 

Dieser  vielen  Klagen  gemeinsame  Inhalt  bezieht  sich  in  erster  Linie  auf  die 
unzulängliche  Geltendmachung  der  Rechte  der  Kinder,  als  deren  Folge  eine  Ent- 
lastung der  unehelichen  Väter  auf  Kosten  der  Mütter  und  Kinder  zu  verzeichnen 
ist.  War  vorhin  von  der  Mißhandlung  die  Rede,  denen  uneheliche  Kinder  im  Falle 
der  nachfolgenden  Ehe  der  Mutter  oftmals  ausgesetzt  sind,  so  fordert  die  Gerechtig- 
keit, fcstzustellen,  daß  uneheliche  Mütter  einen  wahren  Heldenkampf  um  das 
Dasein  ihres  Kindes  kämpfen,  daß  der  niedere  Lohn  weiblicher  Arbeit  in  einem 
solchen  Falle  aufgezehrt  wird  durch  die  materielle  Sorge  für  das  Kind. 

Mit  dankbarer  Anerkennung  muß  das  Bestreben  der  Vormundschaftsrichter 
erw'ähnt  werden,  welche  der  Unzulänglichkeit  der  Einzelvormundschaft  durch 
Ausdehnung  des  offiziösen  Verfahrens  auf  Feststellung  der  Vaterschaft  und  der 
Alimentation.spflicht,  durch  Sicherstellung  der  Alimente  bis  zum  16.  Lebensjahre, 
durch  Bestellung  eines  Gesamtvormundes  sowie  durch  Fürsorgeorganisationen 
u.  s.  w.  zu  begegnen  suchen. 

Die  Säumnis  der  Unterhaltspflicht  der  unehelichen  Väter  hat  (dne  dem  Willen 
des  Gesetzes  widersprechende  Überlastung  der  Mütter  und  eine  Verkürzung  der 
Kinder  zur  Folge.  Kann  die  Mutter  das  Kostgeld  nicht  zahlen,  erfolgt  Inanspruch- 
nahme der  öffentlichen  Armenpflege.  Gewiß  hat  die  Gemeinde  in  Krain  mit  der 
Bemerkung  (308)  recht,  daß  es  nicht  angelie,  .auf  die  Gemeinde  hin  zu  sündigen* 
und  in  dem  gleichen  Gedankengangc  bewegt  sich  der  Vorschlag,  jenen  Vätern, 
welche  sich  in  gewissenloser  Weise  ihrer  Unterhaltspflicht  für  die  von  ihnen  in  die 
Welt  gesetzten  Kinder  entziehen,  diese  ihre  Pflicht  in  nachdrücklicher  Weise,  wie 
zum  Beispiel  durch  Arbeitszwang  (104)  zum  Bewußtsein  zu  bringen. 

Aber  jene  Gemeinde  befindet  sich  im  Unrecht,  soweit  sie  diesen  Standpunkt 
nicht  bloß  de  lege  ferenda  vertritt  und  de  lege  lala  unter  Hinweis  auf  dieses 
sündhafte  Verhalten  des  unterhaltspflichtigen  Vaters  die  Unterstützung  für  das 
hilfsbedürftige  Kind  aldehnt.  Die  armenrechtliche  Unterstützmigspflicht  der  Ge- 
meinde ist  ausschließlich  bedingt  durch  die  Hilfsbedürftigkeit  des  Kindes. 

5.  Die  Armenversorgung  durch  die  Gemeinde  bildet  daher  die  weitere  und 
häufige  Form  der  Versorgung  unehelicher  Kinder.  Die  imehelichen  und  die  ver- 
waisten ehelichen  Kinder  sind  durch  die  Gemeinde  nicht  nur  zu  verpflegen, 
sondern  auch  zu  erziehen.  Hier  berühren  sich  Vormundschaft  und  Armenpflege. 


Digitized  by  Google 


9-1  KindenichuU,  Fratre  2,  Dr.  Heinrich  Heicher. 

Die  Gutachten  schildern  das  Armenwesen  ,arg  notleidend*  (212).  Das 
Gutachten  von  Oherösterreich  gibt  ein  ungefälires  Bild  des  Umfanges  waisen- 
amtlichcr  und  armenrechtlicher  Fürsorge.  Danach  stehen  unter  dieser  68.700  Armeii- 
kinder,  davon  21.400  eheliche,  47.300  uneheliche  (194).  Die  waisenamtliche  Für- 
sorge habe  eine  wesentliche  Besserung  erzielt  durch  die  Fürsorgeorganisationen, 
deren  Unzulänglichkeit  indem  Mangel  an  Barmitteln  bestehe,  an  welchem  rechtzeitige 
Hilfe  nur  zu  häufig  scheitere.  Die  Armenhilfe  erstrecke  sich  fast  nur  auf  Zuständige, 
und  zwar  innerhalb derlleimatsgcmeinde.  Der§28des Heimatsgesetzes, welcher  auch 
fremdzuständigen  Kindern  die  Hilfe  im  Falle  augenblicklichen  Bedürfiiisscs  sichere, 
komme  selten  zur  Anwendung.  Die  Aufsichts-  und  Beschwerdeinstanz  des 
Landesausscbusses  komme  wegen  der  Umständlichkeit,  Schreiberei  und  Entfernung 
kaum  in  Betracht.  Die  Armenversorgung  gewähre  nur  primitiven  Schutz  gegen 
Hunger  und  Erfrieren,  geschweige  denn,  daß  sie  den  erziehlichen  Anforderungen 
entspricht.  Ist  mit  dem  Heimatsrechte  auch  noch  die  zur  Armenhilfe  verpflichtete 
Gemeinde  strittig,  so  steht  auch  noch  dieser  primitive  Schutz  des  Kindes  in  Frage. 
Die  Heimatsgemcinden  sind  vermöge  ihrer  durchschnittlichen  Organisation  so 
leistungsschwach,  daß  sie  zur  Erfüllung  ihrer  armenrechtlichen  Verpflichtung 
nachzukommen,  außer  stände  sind.  Der  Stadt  Wien  wird  das  Zeugnis  ausgestellt, 
,daß  ihre  Armenpflege  jener  der  meisten  anderen  Städte  wegen  ihrer  verhältnis- 
mäßigen Vorzüge  zum  Vorbüde  dienen  könne,  daß  sie  jedoch  wieder  mangels 
ausreichender  Mittel,  speziell  in  den  Bezirken  mit  notleidender  Bevölkerung  ganz 
unzureichend  sei“.  Auch  die  Gutachten  der  Reformbestrebungen  einzelner  Landes- 
vertretungen finden  Erwähnung. 

ln  den  Gutachten  wird  Klage  darüber  geführt,  daß  den  Vonnundsehalls- 
gcrichten,  deren  Tätigkeit  das  Zustandekommen  der  Gebarungsüberschüsse  der 
G.  W.  C.  zu  danken  ist,  diese  entwunden  sind;  daß  die  Pflegschaflsgerichte, 
welche  die  allseitigen  Interessen  des  Kindes  wirksam  wahmehmen  sollen,  nicht 
selbst  die  notwendigen  Mittel  zur  Hand  haben  und  auf  den  guten  Willen  der 
Armenbehörden  angewiesen  sind.  Die  Klagen  bewegen  sich  weiter  in  der 
Richtung,  daß  die  Handhabung  der  Armenpflege  von  dem  mehr  oder  minder 
großen  Wohlwollen  der  Gemeindefunktionäre  abhänge  und  „leider  gehört  eine 
gar  nicht  entsprechende  Armenpflege  nicht  zu  den  Seltenheiten*.  Viele  Gemein- 
den verhielten  sich  überhaupt  passiv  und  ließen  die  Ersuehsschreiben  unerledigt. 

Ein  Bezirksgericht  machte  die  beherzigenswerte  Bemerkung,  daß  in  allen 
von  ihm  beobachteten  Fällen  die  Verwahrlosung  der  Kinder  hätte  hintangehalten 
werden  können,  wenn  die  systematische  Fürsorge  vor  zehn  Jahren  organisiert 
gewesen  wäre  (82).  Ähnlich  spricht  das  Gutachten  von  Krain  (317).  Auch  in 
anderen  Gutiichten  klingt  dieser  Ged.anke  an.  Das  Systemlose  der  Privatwohl- 
tätigkeit und  der  Armenpflege  liege  darin,  daß  jeder  Verein  nur  seine  Verein-s- 
pfleglinge  und  jede  Gemeinde  nur  ihre  Armen  versorgen  wolle  (156).  Ein  Gut- 
achten führt  die  Unzulänglichkeit  der  Waisenpfründen  und  Erziehungsbeitrüge 
für  die  einheimi.schen  Kinder  aus,  während  für  die  Nichteinheimischen,  das  ist  für 
die  Mehrzahl,  notorisch  meist  gar  nichts  geschehe  und  vermeint,  daß  in  diesen 
Richtungen  ohne  jeden  Aufschub  eine  durchgreifende  Reform  not  tue  (68). 
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Aber  auch  bei  hier  Zuständigen  treffe  infolge  schleppenden  Geschäftsganges 
die  Hilfe  oft  verspätet  ein  (63  und  64).  Die  Gutachten  beschäftigen  sich  mit  der 
Armenpflege  der  Gemeinden  auf  den  Seiten  (37,  44,  59,  63 — 68,  82,  83, 113,  114, 
122-126,  läü— 157,  161,  183,  192,  197,  210,  226,  250,  260,  306,  317,  319, 
339,  340,  356,  379). 

Die  Gutachten  befassen  sich  eingehend  a\ich  mit  der  Art  und  Weise  der 
Armenversorgung,  mitdemLose  des, Gemeindekindes“.  Das  Gutachten  von  Nieder- 
österreich. findet  es  unverantwortlich,  daß  Waisenkinder  in  Armenhäusern  uiilerge- 
bracht  werden,  ,wo  sie  in  Gesellschaft  meist  abgewirt-schafteter  und  unzufriedener 
Insassen  verdorben  werden“.  Meist  aber  erfolgt  die  Unterbringung  armer  Kinder 
bei  Pfiegeparteien,  und  zwar  gegen  zu  geringe  Kntlohnung  bei  den  ärmsten  Leuten. 
,In  den  ersten  Lebensjahren  nur  so  weit  genährt,  daß  sie  nicht  verhungern,  vom 
sechsten  Lebensjahre  an  aber  als  Arbeitskraft,  beischlechter  Ernährung,  Erziehuirg  und 
Pflege  in  der  furchtbarstenWeise  ausgebeulet“  (65).  .Die  Heimatsgemeinde  bietet 
ihren  Kindern  meist  keinen  Schutz“.  Der  Begriff  .Gemeindekind“  decke  sich 
bei  vielen  mit  der  Vorstellung  eines  .verlassenen,  bettelnden  und  vagicrenden 
Kindes“  (185).  Eindringlich  wird  das  auf  S.  161  u.  ff.  mitgeteilte  Lebensbild  eines 
abgestraften  Jugendlichen  zur  Lektüre  empfohlen,  weil  es  den  Entwicklungsgang 
eines  solchen  .von  frühester  Kindheit  schutzlosen  Wesens*  beleuchtet,  für  den  ein 
warmfühlender  Richter  eintrat,  weil  der  Unglückliche  .das  Opfer  unserer  mangel- 
haften Rechtsinstitution“  sei  und  an  ihm  .die  Gesellschaft  viele  Unterlassungs- 
sünden gutzumachen  habe“.  Das  Gutachten  von  Oberösterreich  erwähnt,  daß  mit 
der  Anzahl  der  Armenkinder  die  Anzahl  der  unenlschuldigten  Schulabsenzen 
steigt  (192).  ln  Salzburg  geben  die  zumUnterhalte  verpflichteten  Heimalsgemeindcn 
diese  Kinder  auf  möglichst  billige  Kostplätze.  Die  Kinder  .genießen  daselbst,  da 
ja  die  betreffenden  Pflegepersonen  meist  ältere,  sonst  arbeitsunfällige  Krauen, 
darin  eine  Art  Erwerb  suchen,  nur  die  notdürftigste  Pflege  und  in  den  seltensten 
Fällen  eine  wirkliche  Erziehung“  (226).  Das  Gutachten  von  Krain  erzählt  einen 
Fall,  in  dem  ein  alleinstehendes  Kind  dem  gesetzlichen  Verbote  zuwider  .Tag  für 
Tag,  von  einem  Besitzer  zum  andern  ziehen  mußte,  um  gegen  Verwendung  bei 
häuslichen  Arbeiten  seine  tägliche  Verköstigung  zu  finden.  Eine  Erziehung  lag 
außerhalb  des  Programmes  der  Gemeinde“  (306).  Von  der  Versorgung  armer 
Kinder  in  Tirol  entwirft  das  Gutachten  (250)  folgendes  Bild: 

....  .Solche  außer  der  Ehe  geborene  Kinder. . . .wmchsen  nun  schlecht  und 
recht  auf,  ohne  daß  sich  sonst  jemand  um  das  arme  Wesen,  von  dem  man  zu- 
weilen, da  bei  der  Aufnahme  keine  Dokumente  Vorlagen,  nicht  einmal  den  Namen 

weiß,  kümmern  würde. Die  Pflegeeltem  nehmen  das  Kind  bloß  des  Erwerbes 

wegen  und  .suchen  cs  nach  Kräften  auszunützen,  indem  sie  noch  herzlos  genug 
sind,  demselben  keine  Zurücksetzung  zu  ersiiaren.  Bleibt  dann  vielleicht,  weil  die 
uneheliche  Mutter  eine  Zcitlang  keine  Arbeit  gefunden,  der  Monatszuschuß  au.s, 
wird  das  Haltkind  erbarmungslos  vor  die  Tür  gesetzL  die  AufenthalLsgemeinde 
Schiebt  cs  der  Heimatsgemeinde  zu  und  dort  wandert  das  Kind  als  .Einleger“  von 
einer  Hand  in  die  andere,  ohne  ein  ruhiges  Plätzchen  zu  finden,  nirgends  gerne 
gesehen,  niemandem  zur  Freude,  jedem  zur  Last.  So  stehen  diese  Kinder,  die  nie 
ein  trauliches  Heim  genossen  haben,  sondern  frühzeitig  ins  rauhe  Leben  hinau.s- 
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gi'sloßen  wurden,  in  einer  fremden  Welt,  die  ihnen  weder  Rückhalt,  noch  Ral- 
schlair,  ja  nicht  einmal  eine  freundliche  Erinnerung  bietet.“ 

Das  Gutachten  von  Böhmen  schildert  die  gesetzliche  Armenversorgung  der 
Waisen  auf  dem  Lande:  .Solche  arme  Kinder  werden  entweder  von  Haus  zu  Haus 
in  der  Gemeinde  notdürftig  ernährt,  kaum  bekleidet  und  beschuht,  geschweige 
denn  zu  ordentlichen  und  nützlichen  Menschen  herangezogen,  vielmehr  von  den 
Dorfbewohnern  wegen  der  auf  sie  verwandten  unbedeutenden  Auslagen  allgemein 
gehaßt,  oder  sie  werden,  wie  es  in  den  Dorfgemeinden  üblich  ist,  .verpachtet * 

.Oft  kommt  ein  solches  Gemeindekind  noch  zu  einer  anrüchigen  Familie, 
die  wegen  verschiedentlich  begangener  strafrechtlicher  Delikte  unter  Polizeiauf- 
sicht steht  und  dann  ist  das  Kind  vollends  verloren.  Das  Mitgefühl  der  Mit- 
menschen auf  dem  Lande  mit  Kindern,  die  ihnen  .zur  Last  fallen*  ist  so  gering, 
daß  sich  niemand  eines  solchen  in  jeder  Hinsicht  verlas.senen  und  vernachlässigten 
Kindes  annimrat.  Und  solche  Gemeindekinder  sind  im  zartesten  Kindesalter  nicht 
Kinder,  dürfen  nicht  einmal  spielen,  verkümmern  körperlich  und  geistig  und  werden 
nur  ausgenötzt“  (379).  Auf  Seite  380  führt  das  Gutachten  von  Böhmen  Beispiele 
an,  die  Zeugnis  geben  von  der  traurigen  Lage  verwaister  Kinder,  deren  Schicksal 
die  unehelichen  Kinder  in  der  Armenversorgung  der  Gemeinden  teilen. 

Das  Gutachten  von  Schlesien  spricht  von  der  mangelhaften  armenrechtlichen 
Fürsorge  für  die  verwaisten  und  unehelichen  Kinder.  .Sie  werden  in  Pllegefamilien 
gebracht,  in  welchen  sie  nicht  nur  nicht  gut  erzogen,  sondern  manchmal  auf  die 
Balm  des  Lasters  und  der  Schlechtigkeit  überhaupt  gedrängt  werden.  Und  wer  ist 
schuld  an  dieser  VerwahrlosungV  Die  Gemeinde.  Sie  bietet  dazu  die  Hand,  daß 
Individuen  aufwachsen,  welche  ihr  selbst  später  Plackereien  und  Kosten  verur- 
sachen.* .Die  Schar  von  Gemeindekindern  stellt  auch  ein  namhaftes  Kontingent 
von  Verwahrlosten*  (437). 

Diesem  Gutachten  eines  Veteranen  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorgeerziehung 
steht  die  Bemerkung  des  zweiten  Gutachters  aus  Schlesien,  eines  in  der  Praxis 
der  Landesverwaltung  stehenden  Berichterstatters,  gegenüber,  welcher  auf 
Seite  .440  die  gewiß  nicht  uninteressante  — übrigens  auch  in  anderen  Berichten 
wiederkehrende  — Beobachtung  registriert,  d;iB  die  Fälle  von  Verwalirlosung  ganz 
verwaister  Kinder  — wenig.stens  soweit  sie  zur  Kenntnis  des  schlesischen  Landes- 
ausschusses kamen  — äußerst  selten  sich  ereigneten. 

Es  wäre  aber  verfehlt,  aus  dieser  Beobachtung  des  Berichterstatters  einen 
Rückschluß  auf  den  günstigen  Zustand  der  zVrmenversorgung  in  den  schlesischen 
Gemeinden  zu  ziehen,  denn  diese  ist  — etwa  mit  Ausnahme  der  größeren  Städte  — 
eine  .unzulängliche“.  Die  Ursache  hiefür  erblickt  der  Landesausschuß  von 
Schlesien  in  seinem  Berichte  (Beilage  XXXVll  der  XXX VUl.  Session)  in  der  Armut 
der  Gemeinden  und  in  der  steigenden  ArmenlasL 

Die  Unzulänglickheit  der  Pflege  und  Erziehung  armer  Kinder  in  den  Ge- 
meinden und  die  daraus  folgende  Notwendigkeit  einer  wirksamen  Arraenaufsicht 
durch  den  Landesausschuß  ist  imläßlich  der  Landtagsverhandlungen  in  Mäliren, 
Böhmen  und  Niederösterreich  ausdrücklich  anerkannt  worden.  Bei  Beratung  über 
das  Reichsgesetz  vom  3.  Juni  1901,  R.  G.  Bl.  Nr.  ü2,  forderte  das  Abgeord- 
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nelcnhaus  die  Regierung  nicht  nur  auf,  die  Sicherstellung  rechtzeitiger  Hilfe  im 
Wege  der  Landesgesetzgehung.  sondern  auch  auf  dem  gleichen  Wege  eine  wirk- 
same Aufsicht  über  die  Verwendung  der  den  Ländern  zur  Pflege  und  Erziehung 
armer  Kinder  überwiesenen  (ieharungsüberschüsse  sicherzustellen. 

Ich  verweise  hier  auf  die  Sitzung  des  mälirischeii  Landtages  vom  9.  Juli  1901 
sowie  auf  den  Bericht  des  mährischen  Landesausschusses.  L.  H.  Nr.  32  ad  1901. 
insbesondere  auf  den  Bericht  des  Landesaussehusses  von  Böhmen  (Druck  XX. 
Nr.  180,  Landtag  V vom  Jahre  1895)  u.  s.  w. 

Das  einsclilägige  Material  findet  sich  in;  Reicher,  11.  Teil,  Pllegschaflschutz 
lind  Besserungsanstalt,  Seite  57  u.  If.,  86  u.  ff.  unil  Anhang  1 1 auf  Seite  342  und 
Anhang  12  auf  Seite  343. 

Zum  Schlüsse  seien  noch  Stimmen  aus  den  Gutachten  erwähnt,  welche  die 
Uilckwirkung  der  geschilderten  tatsächlichen  Zustände  auf  die  hiedurch  in  Mit- 
leidenschaft gezogene  Jugend  schildern. 

So  spricht  das  Gutachten  von  Kärnten  (Seite  335):  ,Bei  diesen  ungünstigen 
und  jeder  Überwachung  entbehrenden  Zuständen  der  Kostkinderpllege,  bei  der 
großen  Zahl  der  ohne  die  Wohltat  eines  geordneten  Familienlebens  und  ohne  ent- 
sprechende Fürsorge  aufwachsendeii  unehelichen  Kinder"....  und  kommt  dann 
schließlich  zu  folgender  sehr  heachtenswerten  Schlußfolgerung:  .Die  Erinnerung 
an  die  an  Freude  und  Glück  so  arme,  an  Entbehrungen  aller  Art  und  harter 
Behandlung  so  überreiche  Jugendzeit  erzeugt  bei  diesen  Bedauernswerten  gewiß 
iin  reiferen  Alter  Neid  gegen  jene  Mitmenschen,  weichen  ein  besseres  Los 
beschieden  war,  Erbitterung  und  Haß  gegen  die  bestehende  gesellschaftliche  Ord- 
nung und  verschärft  dadurch  die  vorhandenen  sozialen  Gegensätze.  Es  müssen 
Vorkehrungen  geschaffen  werden,  welche  geeignet  sind,  das  harte  Los  dieser 
Kinder  zu  verbessern  und  die  Gefahren  abzuschwächen,  welche  ans  dem 
Zusammentreflen  unglücklicher  Umstände  für  sie  und  unmittelbar  auch  für  die 
menschliche  Gesellschaft  und  das  Staatswesen  erwachsen." 

Ganz  ähnlich  läßt  sich  ein  anderes  Gutachten  vernehmen,  jenes  von 
Böhmen  (Seile  382);  .Solche  verwaiste  und  uneheliche  Kinder,  die  nie  ein  lieb- 
reiches. mitleidiges  Auge  sahen,  kein  freundliches,  aufheilcrndes  Wort  hörten, 
sondern  unter  dem  Hohne,  Spotte  und  den  Vorwürfen  der  Mitmenschen  zu  leiden 
haben,  wachsen  in  Haß  und  in  Verachtung  gegen  die  Mitmenschen,  ja  gegen  die 
ganze  Mcnschlicit  auf  und  verkümmern  mangels  jeder  Herzens-  und  Geistesbildung 
für  die  Zukunll  moralisch  derart,  daß  aus  ihnen  die  gefährlichsten  Verbrecher 
gegen  Eigentum  und  Menschen  werden." 

Die  Gutachten  enthalten  auch  Vorschläge,  wie  den  geschilderten,  reform- 
bedürftigen Zuständen  ubzuhelfen  wäre,  teils  berichten  sie  von  Reformen  aus  der 
Initiative  der  Justizverwaltung.  Die  Reorgani.sation  der  Vormundschaft  soll 
erfolgen  durch  den  Ersatz  der  unzulänglichen  EinzclvormundschafL  durch  die 
Gesamtberufsvoriuiindschaft.  Auf  Seite  81  der  Gutachten  findet  sich  ein  Beispiel 
von  Selbsthilfe  in  der  Gesamtvormundschafl  des  Gerichtsadjunkten  des  Bezirks- 
gerichtes Gföhl.  Aber  auch  die  Vormundschaftsbehörden  sollen  durch  die  Reor- 
ganisation berührt  werden.  Die  Gerichte  besäßen  vermöge  ihrer  Organisation 
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unter  den  heutigen  Verhältnissen  überhaupt  nicht  mehr  die  Eignung  zur  befriedi- 
genden Bewältigung  der  auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  liegenden  Aufgaben. 
Eigene  Behörden  nach  Art  der  ungarischen  Waisenstühle  werden  empfohlen  t81i. 

Die  Mängel  der  Organisation  sind  in  den  meisten  Ländern  durch  Schaffung 
der  Waisenratsvereine,  Gemeindewaisenräte  oder  durch  Bestellung  von  Einzel- 
vertrauensmännern aus  der  Initiative  der  Justizverwaltung,  also  im  Wege  der 
Selbsthilfe  und  mit  Erfolg  zu  beheben  versucht  worden. 

Auch  darüber  berichten  die  Gutachten,  wie  die  Justizverwaltung  in  einzelnen 
Ländern  bestrebt  war,  durch  Organisation  der  Privatwohllätigkeit  dem  .Mangel  an 
Mitteln  abzuhelfen.  Ohne  Mittel  müßte  .das  Aneifem  der  Waisenpfleger  und  Vor- 
münder immer  wieder  im  Sande  verlaufen“,  leide  das  Ansehen  der  Gerichte, 
reiben  sich  die  Organisationen  bei  der  immer  wieder  zu  Tage  tretenden  Frucht- 
losigkeit ihrer  Bemühungen  auf.  .Andrerseits  könne  es  aber  auch  dem  Richter- 
stande auf  die  Dauer  nicht  zugemutet  werden,  zur  Verwirklichung  von  Aufgaben, 
welche  der  öffentlichen  Verwaltung  zufallen,  stets  von  neuem  die  private  Mild- 
tätigkeit in  Anspruch  zu  nehmen“  (83). 

ln  den  Gutachten  finden  sich  Anregungen  einer  Verbindung  von  Armeii- 
und  Pflegschaflsbehörden  (64,  339,  340).  Während  für  Niederösterreicli  die 
Gewährung  einer  Virilstimme  ira  Bezirksarmenrat  an  den  Bezirksrichter  angeregt 
wird,  meint  das  Gutachten  von  Kärnten,  daß  der  OrtsarmenraL  wie  Um  das; 
steiermärkische  Landesarmengesetz  vom  27.  August  1896,  L.  G.  und  V.  Bl.  Nr.  C3. 
geschaffen  hat,  nur  einer  kleinen  Ausgestaltung  bedürfe,  um  als  Gemeindewaisen- 
rat wirken  zu  können.  Damit  wäre  die  Verbindung  im  Wege  der  Personalunion 
dei-  beiderseitigen  Funktionäre  hergestellt  und  dem  Bedenken,  welches  seiner- 
zeit zur  Ablehnung  der  Organisation  eines  Armenrates  in  Kärnten  geführt 
hatte,  wirksam  begegnet.  Die  Institution  wurde  nämlich  zwar  als  empfehlenswert 
anerkannt,  deren  Ablelmung  aber  damit  begründet,  .daß  die  hiezu  verwendbaren 
Personen  in  der  Regel  für  öffentliche  Angelegenheiten  schon  so  viel  in  Anspruch 
genommen  sind,  daß  sie  der  Übernahme  einer  neuen  Bürde  widerstreben,  minde- 
stens derselben  nicht  jene  Freudigkeit  entgegenbringen,  die  absolut  erforderlich 
ist,  soll  in  dieser  dornigen  Angelegenheit  etwas  geleistet  werden“.  Oberösterreich 
(183)  bezeichnet  die  Cberwachungstätigkeit  des  Gemeindewaisenrates  als  die 
Grundbedingung  für  die  Unterbringung  der  armen  Kinder  in  Privatpfiege.  In  einer 
anderen  Form  sind  Konllikte  — eifrige  Pflichterfüllung  vorausgesetzt  — unaus- 
bleiblich. Diese  Form  ermöglicht  das  werktätige  Zusammenwirken  aller  berufenen 
Faktoren.  Damit  verwirklicht  sich  das  Ideal:  Die  innigste  Berührung  der  ober- 
vormundscliafllichen  Behörden  zu  den  venvahrlosten  Hilflosen,  inbesonderc  aber 
auch  zu  den  Pflegestätten  des  Kindes  (210). 

Das  Werk  der  Jugendfürsorge  stellt  hohe  Anforderungen  an  den  Richter- 
stand imd  der  Gutachtenband  führt  diese  aus  (211  und  434),  ist  aber  auch  ein 
Beleg  dafür,  daß  der  Richterstand  .an  dem  Werke  der  Jugendfürsorge  unausgesetzt 
und  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  tätig  ist  und  trotz  der  Anfänge,  in  denen 
dieses  Werk  sich  befindet,  auf  namhafte  Leistungen  und  .sozialpolitische  Errungen- 
schaften von  großer  Bedeutung“  hinzuweisen  vermag. 


Digitized  by  Google 


KindorscbuU,  Frage  2,  Dr.  Heinrich  Reicher. 


99 


II.  Empfiehlt  es  sich,  gewissen  Vereinen  und  Anstaiten  oder 
Körperschaften,  in  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  befindet, 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Vormundschaft  zu  übertragen 
eventueil  unter  welchen  Voraussetzungen  und  Bedingungen 
empfiehlt  sich  diesP 

Nach  dem  Vorliergescliickteii  komme  ich  nunmehr  zur  Beantwortung  der 
oben  gestellten  Frage.  Die  Antwort  erschöpft  das  Reformbedürfnis  keineswegs. 
aj  Aniangend  die  Anstaltsvormundschaft  wäre  die  Bi'ibehaltung  der 
Vormundschaft  der  Findelhausdirektion  in  erster  Linie  zu  befürworten: 
dies  jedoch  mit  der  für  diese  Anstalten  eigentlich  selbstverständlichen 
Erweiterung  ihrer  Legitimation  ex  lege  zur  Geltendmachung  der  Rechte  der 
Findelkinder  und  der  Fortsetzung  einer  wirk.samen  Vormundschaft  nach 
Ablauf  der  normalen  Findelverpflegsdauer. 

Die  Wichtigkeit  der  Geltendmachung  der  Rechte  unehelicher  Kinder 
würde  auch  die  Cbertragung  dieser  Legitimation  an  Vereine,  welche  sich 
ähnliche  Zwecke  stellen,  rechtfertigen.  Ich  verweise  auf  die  Zentrale  für 
private  Fürsorge  in  Frankfurt  am  Main  und  könnte  mir  sehr  wohl  vorstellen, 
daß  z.  B.  der  Verein  »Säuglingsschutz“  in  Wien  und  ähnliche  Organisationen 
nicht  nur  die  Abgabe  keimfreier  Milch  und  die  ärzUiche  Beratung  der  Mütter 
bei  der  Pflege  ihrer  Kinder  sich  zur  Aufgabe  machen,  sondern  auch  eine 
Ausgestaltung  ihrer  Tätigkeit  in  der  Richtung  eines  Rechtsschutzes  für 
Mutter  und  Kind  anstreben. 

bj  Die  ÜbeHragung  der  Anstaltsvormundschafl  an  Besserungs-  und  Erziehungs- 
anstalten unter  öffentlicher  Aufsicht  hängt  von  der  Beantwortung  der  Vor- 
frage ab,  wie  diese  Aufsicht  beschaffen  ist? 

Nur  eine  solche  Aufsicht,  welche  sich  in  erster  Linie  auf  die  Erziehung 
des  Kindes  bezieht,  könnte  die  selbständige  Aufsicht  durch  den  Vormund 
überflüssig  machen.  Diesfalls  sei  auf  die  Ausführung  des  Referates,  belrefl'end 
die  Fürsorgeerziehung,  zu  § 30  bis  35  des  Gesetzentwurfes,  betreffend  die 
Staatsaufsicht,  verwiesen. 

Unter  der  V^oraussetzung  einer  solchen  Aufsicht  sieht  der  Gesetz- 
entwurf die  Anstaltsvormundschafl  vor. 

Die  heutige  Aufsicht,  welche  sich  bruchstückweise  auf  die  ökonomische 
Verwaltung,  auf  den  Unterricht,  auf  die  Sanitätsverhältnisse  bezieht,  oder 
wie  bei  den  Besserungsanstalten  sich  als  .oberste  polizeiliche  Aufsicht 
und  Überwachung*  dieser  Anstalten  im  Gesetze  einführt,  läßt  die  wenngleich 
nur  bescheidene  Kontrollmöglichkeil  durch  den  Vormund  nicht  überflüssig 
erscheinen. 

Die  Unterordnung  unter  die  Anslaltsordnung  ist  allerdings  selbst- 
verständlich. Ministerialrat  Dr.  Schauer  scheint  aber  zu  weil  zu  gehen,  wenn 
er  am  Eingang  seines  Referates  die  beaufsichtigende  Tätigkeit  des  Vormundes 
als  den  Betrieb  dieser  Anstalten  störend  durch  die  An.staltsvormundschaft 
dieser  Anstalten  beseitigt  sehen  möchte,  was  ohne  wirksame  Staatsaufsicht 
einer  Allgewalt  dieser  Anstallsleitungen  gleichkommen  würde,  der  im 
Interesse  des  Kindes  nicht  das  Wort  zu  reden  ist 

7* 


Digitized  by  Google 


100 


Kinderschutz,  Frapp  S.  Dr.  Heinrich  Reicher. 


Der  oberste  (irundsatz  hätte  unter  allen  Umständen  aufrecht  zu  bleiben; 
Die  Unterordnung  der  Anstalt  unter  die  Aufsicht  der  staatlichen  Obir- 
vomiundschaft.  das  ist  des  Vormundschaftsgerichtes. 

Der  Erlaß  des  Landesgerichtspräsidiums  Klagenfurt  (Verordnungsblatt 
des  Justizministeriums,  XIX,  Stück  VI,  S.  83),  welcher  den  Gerichten  die 
periodische  Überwachung  der  persönlichen  Verhältnisse  der  PHegebefohlenen 
ungeachtet  und  neben  der  staatlichen  Aufsicht  über  die  Schul-,  (Jemeinde- 
und  Armenbehörden  zur  Pflicht  macht,  scheint  das  Richtige  zu  trelTen. 

Nun  ist  aber  der  Vormund  lediglich  das  Exekulivorgan  dieses  Gerichtes. 
Mit  der  Obertragimg  der  V'ormund.schafl  an  die  Anstalt  liegt  die  Besorgnis 
nahe,  daß  die  Anstaltsleituug  als  Vormund  die  schützende  Tätigkeit  des 
Vormundschaftsgerichtes  gegen  die,  Anslaltsleilung  als  solche  nicht  mehr 
anregen  wird,  wenngleich  auch  Cbelstände  und  Gebrechen  im  Anstalts- 
betriebe  dem  Wohle  des  Minderjährigen  abträglich  sind  und  daher  ein  Ein- 
schreiten des  Vormundschaftsgerichtes  geboten  ersi-heinen  ließen. 

Wenngleich  dies  auch  nur  Ausnahmsfälle  sein  werden,  so  drängen 
die  Erfahrungen  des  Berichterstatters  diesen  zu  einer  vorsichtigen  Zurück- 
haltimg  in  dieser  Frage,  welche  auch  in  seinem  Schlußworte  zum  Ausdrucke 
kommt  Die  vorerwähnten  Erfahrungen  des  Berichterstatters  finden  sich  in 
seinem  Werke:  .Pflegschaftssclmtz  und  Besserungsanstalten  in  Österreich* 
auf  den  Seiten  ß-Fl  bis  i43,  371,  VW  u.  ff.  und  V,jV.  Diese  Erfahrungen 
bezeugen  die  Unzulänglichkeit  der  heutigen  Staatsaufsicht  Ohne  Über- 
zeugung von  der  Zulänglichkeit  der  Staatsaufsicht  muß  Berichterstatter  die 
prinzipielle  Bejahung  der  Frage  II,  nämlich  die  unbedingte  Anstaltsvormund- 
schafl,  ex  lege  verneinen. 

Daß  Berichterstatter  mit  seinem  Standpunkte  nicht  vereinzelt  dastellt, 
beweist  die  Ablehnung  der  Anslaltsvormundschaft  durch  die  zweite  Badische 
Kammer,  auf  welche  im  weiteren  Verlaufe  dieses  Referates  noch  zurück- 
gekommen wird.  Auch  das  Gutachten  von  Niederösterreich  (81)  erwähnt 
Stimmen  gegen  die  An.slaltsvormuniLschafl. 
r)  Die  Forderung  der  Übertragung  der  Vormundschaft  aufAnstalten 
und  Vereine,  die  nicht  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehen,  zum 
Schutze  gegen  unzeitgemäße  Geltendmachung  der  elterlichen  Rechte  und 
in  deren  Folge  gegen  die  vorzeitige  Stönmg  des  Ei-ziehungswerkes  scheint 
über  das  Ziel  geschossen. 

Nach  dem  Referate  des  Dr.  Prinzen  von  und  zu  Liechtenstein  handelt  es 
sich  um  die  Aufnahme  .solcher  Kinder  in  Vereins-,  beziehungsweise  Anstalts- 
pflege. .die  noch  nicht  verwahrlost  sind,  bei  denen  aber  nach  Maßgabe  der  Lebens- 
verhältnisse die  Gefalir  einer  künftigen  Venvahrlosung  zu  gewärtigen  steht  . . .“ 
.Die  Eltern  fühlen,  daß  ihr  Kind  bei  ihnen  verwahrlosen  werde,  sie  sind 
froh,  es  dem  Vereine  übei'geben  zu  können.  . . . Bevor  aber  das  Kind  genügen- 
den moralischen  Halt  gefunden  hat,  um  in  dem  Milieu,  seiner  Familie  nicht 
doch  noch  auf  schiefe  Bahnen  zu  gleiten,  wird  häufig  der  Wuinsch  nach  der 
Zurücknahme  laut  . . . 
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,Die  Voraussetzungen  des  § 178  a.  b.  G.  B.  waren  bei  der  Aufnalime  nicht 
gerichtsmäßig  gegeben,  der  Schutz,  den  Schauer  oder  Weißkirchner  diesfalls 
geben,  steht  dem  Vereine  nicht  zu,  er  muß  das  Kind  ausliefern,  wenn  cs  auch 
noch  so  sehr  vorausgesehen  werden  kann,  daß  nun  aller  Liebe  Möh’  für  dieses 
Kind  umsonst  gewesen  ist.* 

Berichterstatter  ist  bei  seinen  Studien,  betreffend  die  Fürsorge  für  die  ver- 
wahrloste und  gefährdete  Jugend,  auch  in  anderen  Staaten  dem  gleichen  Bedürf- 
nisse nach  Schulz  der  Privatwohltäligkeit  gegen  unzeitgemäße  Geltendmachung 
der  elterlichen  Rechte  begegnet. 

Die  Erfahrungen  der  Vereine  und  .\nstalten  in  Baden  vor  dem  Insleben- 
Ireten  der  Zv^'angserziehung  hatten  gezeigt,  wie  ihre  besten  Absichten,  für  die 
Erziehung  der  ihnen  anvertrauten  Kinder  zu  sorgen,  an  der  unzeitgemäßen 
Gellendmachung  der  elterlichen  Gewalt  scheitern  mußten. 

So  wie  anderwärts,  wiederholte  sich  auch  in  Baden  die  gleiche  Erfahrung: 
Die  Eltern,  welche  um  die  Aufnahme  und  Erziehung  ihrer  Kinder  in  Anstalten 
gebeten  hatten,  zogen  noch  vor  vollendeter  Erziehung  bei  halbwegs  erlangter 
Arbeitskraft  ihre  Kinder  aus  den  Anstalten  zurück  (1,  1,  Zwangserziehung  im  Groß- 
herzogtum Baden,  Seite  G9i. 

Die  in  Baden  diesfalls  auf  die  gesetzliche  Regelung  der  Zwangserziehung 
gesetzten  Hoffnungen  haben  sich  jedoch  in  dieser  Beziehung  nur  zutu  Teile 
erfüllt. 

Nur  das  schuldhafte  Verhallen  der  Eltern  und  die  talsächliche  Verwahr- 
losung des  Kindes  bilden  die  gesetzlichen  Titel  der  Anordnung  der  Zwang.s- 
erziehung.  Die  drohende  Verwahrlosung,  welche  außerhalb  des  Verschuldens  der 
Eltern  liegt,  bildet  keinen  solchen  Titel  und  somit  fehlt  die  Vorausselzimg,  dem 
vorerwähnten  Bedürfnisse  in  solchen  Fällen  abzuhelfen. 

Die  Gesetzgebung  in  Frankreich  ist  dem  erwähnten  Bedürfnisse  näher 
gekommen  und  hat  der  Forderung  nach  einem  solchen  Schutze  durch  das  Gesetz 
vom  ii.  Juli  1889,  Titel  II,  gjj  17  unil  19,  mehr  entsprochen. 

Dieses  Gesetz  ermöglicht  die  freiwillige  Entäußerung  der  elterlichen  Er- 
ziehuugsrechte  vor  Gericht  zu  Gunsten  der  assistance  publique. 

Diese  wurde  damit  mit  einer  Schulzgewall  über  diese  Kinder  betraut  und 
ermächligl,  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Aufsicht  und  Erziehung  über  dieses 
Kind  an  eine  Anstalt,  au  einen  Verein  oder  an  eine  Privatperson  zu  übertragen. 
Die  auf  diese  Weise  erworbene  Gewahrsame  ül«‘r  das  Kind  wurde  dann  in  der 
Folge  während  der  ganzen  Dauer  des  Erziehungswerkes  gegen  Rückforderungen 
dui-ch  die  Eltern  geschützt. 

Die  assistance  publir)ue  wirddurch  den  Präfekten  und  den  diesem  unterstellten 
Inspecteur  departemenlal  du  Service  des  enfants  assistes  vcrlreteu.  Dieser  ist,  wie 
wir  in  dem  folgenden  Kapitel  sehen  werden,  der  gesetzliche  Vormund  des  Kindes, 

Von  der  Enquete  des  französischen  Senates,  welche  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse und  Bedürfnisse  auf  diesem  Gebiete  ermittelte,  tut  bereits  d.as  Referat 
des  Ministerialrates  Dr.  Schauer  Erwähnung. 

Dem  französischen  Vorbilde  ist  in  England  die  Custody  of  Children  Act  1891 
gefolgt.  Dieses  Gesetz  räumt  dem  Gerichtshöfe  das  Recht  der  Entscheidung  über 
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das  Verlangen  der  Eltern  ein,  welche  ihre  Kinder  verlassen  oder  deren  Pflege  und 
Erziehung  anderen  Personen,  Vereinen  oder  Anstalten  überlassen,  somit  ihre 
Erziehungspflichten  auf  andere  überwälzt  haben  und  nunmehr  im  Laufe  der 
Erziehung  mid  vor  Abschluß  derselben  die  Kinder  zurückvcrlangcn.  Das  Gericht 
erhielt  durch  dieses  Gesetz  die  Ermächtigung,  ein  solches  Begehren  abzulehnen, 
wemi  es  aus  dem  Vorgehen  der  Eltern  den  Eindruck  gewinnt,  daß  die  Eltern  ihrer 
elterlichen  Pflicht  bisher  nicht  eingedenk  waren  und  daher  die  Eignung  zur 
Erziehung  des  Kindes  nicht  haben.  Das  Gericht  wurde  auch  weiter  ermächtigt 
einen  Auftrag  auf  Herausgabe  de.s  Kindes  erst  dann  ergehen  zu  lassen,  wenn  der 
Gerichtshof  die  Überzeugung  gewotmen  hat,  daß  das  Kind  ohne  Gefährdung  seines 
Wohles  den  Eltern  zur  Aufsicht  und  Erziehung  anvcrtiaut  werden  kami  (1,  2,  Der 
Kinderschutz  in  England,  Seite  20t  und  205). 

Das  gleiche  Bedürfnis  nach  Schutz  der  Erziehung  der  Kinder  gegen  unzeit- 
gemäße Geltendmachung  der  Rechte  der  Eltern  machte  sich  auch  in  England  auf 
dem  Gebiete  der  Armenverwallung  geltend  und  führte  zum  Poor  Law  Act  1809. 
Dieses  Gesetz  räumt  den  Armenbehörden  das  Recht  ein,  die  in  Armenversorgung 
stehenden  Kinder  ungeachtet  der  Rückforderung  der  Eltern  zurückzuhalten,  sofern 
die  Eltern  eine  Lebensweise  führen,  welche  eine  regelmäßige  Erziehung  der 
Kinder  ausschlicßt  oder  sofern  die  Eltern  sonst  lasterhafte  Gewohnheiten  (vicious 
habits)  an  sich  haben. 

Den  Eltern  steht  in  diesem  Falle  der  Rechtszug  an  das  Gericht  offen. 
Kinderschutz  in  England,  Seite  199  bis  203). 

Aber  auch  die  Reforraatory  und  Industrial  Schools  hatten  das  gleiche 
Bedürfnis  nach  einem  Schutze  der  Kinder  gegen  störende  Einflüsse  von  Seite  der 
Elfem.  Diese  Anslalten  sind  zum  größten  Teile  Privalanslalten  und  bilden  die  sie 
betreffenden  Gesetze  die  Grundlage  für  die  Anhaltung  und  für  die  Anslallsgewall 
in  diesen  Anstalten,  vemiögc  deren  störende  Einflüsse  von  Seite  der  Eitern  auf  die 
Anstaltserziehung  abgewehrt  wurden  können. 

Mit  der  Entlassung  der  Kinder  aus  diesen  Anstalten  hört  der  mimittelbare 
Einfluß  der  Anstaltsleitung  auf  und  beginnen  jene  Schwierigkeiten,  mit  welchen 
die  Leiter  der  englischen  Anstalten  infolge  des  die  bisherige  Erziehung  gefährden- 
den Verhaltens  der  Eltern  zu  kämpfen  haben. 

Dieser  tut  der  Inspektor  der  Reformalory  und  Industrial  Schools  in  folgen- 
der Weise  Erwälmuug: 

.Äußerst  unbesorgt  um  die  Kinder,  so  lange  sie  jung  und  ihnen  zur  Last  sind, 
werden  sie  äußerst  liebevoll,  vveim  ...  ein  Lebensalter  erreicht  ist,  wo  sie 
zu  Hause  nutzbar  gemacht  werden  können.  Alle  Hebel  werden  dann  eingesetzt, 
die  Kinder  zu  überreden,  nach  Hause  zurOckzukehren.  . . . Die  Arbeit  von 
Jahren  ist  weggeworfen,  indem  das  Kind  unter  den  alten  schlimmen  Einfluß,  dem 
man  es  entziehen  wollte,  zurückfällt.' 

Die  englische  Gesetzgebung  ist  diesen  Schwierigkeiten  in  der  Weise  an  den 
Leib  geruckt,  daß  sie  die  Anstaltsleiter  mit  der  Oberwachungs-  und  Rückbei  ufungs- 
befugni.s  gegenüber  solchen  Kindern,  deren  Eltern  auf  das  weitere  Fortkommen 
dieser  Kinder  einen  störenden  Einfluß  nehmen,  ausstattete.  W'eiters  ermächtigt 
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das  Gesetz  die  Anstallsleiler,  parentis  loco,  die  Dienst-  und  Lehrverträge  für  die 
aiistretenden  Zöglinge  abzuschließen  (Kinderschutz  in  England,  Seite  54). 

Das  Schutzbedürfiiis  des  Kindes  wie  das  Schutzbedörfnis  der  Privatwohl- 
tätigkeit und  die  Stärkung  ihrer  Initiative  verlangen  eine  gesetzliche  Maßnahme, 
welche  die  Erziehung  des  Kindes  gegen  die  unzeitgemäße  Geltendmachung  der 
Rechte  der  Eltern  schützt. 

Diesem  Bedürfnisse  hat  der  Gesetzentwurf,  betrefl'end  die  Fürsorgeerziehung, 
§ 38,  nach  dem  Vorbilde  der  französischen  und  englischen  Gesetzgebung  zu  ent- 
sprechen gesucht. 

Die  Übertragung  der  Erziehungsgewalt  von  den  Eltern,  beziehungsweise 
gesetzlichen  Vertretern  auf  die  nunmehrigen  Erzieher  ist  lediglich  die  Sanktion 
eines  tatsächlichen  Verhrdtnisses,  welches  durch  die  freie  Willensübereinstimmung 
der  Eltern  einerseits,  des  Vereines,  beziehungsweise  der  Anstalt  andererseits  zu 
Stande  gekommen  ist  und  welches  in  der  Übernahme  der  Pflege  und  Erziehung 
eines  ohne  Dazwischentreten  der  Privatwohltätigkeit  der  Verwahrlosung  aus- 
gesetzten Kindes  durch  die  Privatwohltätigkeil  besteht.  Die  Fortdauer  dieses  Schutz- 
verhältnisses bis  zur  Vollendung  der  Erziehung  zu  schützen,  das  ist  der  Zweck 
des  § 38  des  Gesetzentwurfes. 

Das  Fürsorgegesetz  konnte  die  Aufsiehtslosigkcit  des  Kindes  an  und  für  sich 
nicht  beräcksichtigen,  aus  Gründen  finanzieller  und  prinzipieller  Natur.  Um  so 
dankenswerter  erscheint  das  Unternehmen  der  Privatwohltütigkeit.  welches  sich 
dieser  aufsichtlosen  Kinder  annimml. 

Allein,  wenn  auch  die  Möglichkeit  der  Vereins-  und  Anstaltsvonnundschaft 
angenommen  würde,  so  ergäbe  deren  Einführung  doch  eine  kaum  nennenswerte 
Abhilfe  des  auf  diesem  Gebiete  bestehenden  Bedürfnisses  nach  einem  wirksamen 
Ereatz  der  Einzelvormundschafl,  insofern  als  nur  diejenigen  verwaisten,  ver- 
lassenen und  unehelichen  Kinder,  für  welche  die  Privatwohltütigkeit  sorgt  also  nur 
ein  kleiner  Bruchteil  der  in  Betracht  kommenden  Kinder,  dadurch  berührt  würde. 

Die  Gutachten  führen  nahezu  übereinstimmende  Klage,  wie  zersplittert  die 
Privatwohltätigkeit  in  Österreich  ist  Deren  ungleichmäßige  Verteilung  hat  zur 
Folge,  daß  deren  Schöpfungen  sich  in  den  großen  Städten  häufiger  vorfinden, 
während  das  flache  Land  in  dieser  Beziehung  an  einem  empfindlichen  Mangel 
leidet,  ja  nahezu  brach  liegt. 

(t)  Es  käme  nun  weiter  in  Frage,  ob  der  gegenwärtige  M.angel  einer  wirksamen 
Vormundschaft  mittelloser  Kinder  nicht  noch  weiter  dadurch  behoben  werden 
könnte,  .daß  die  Vormundschaft  über  die  in  Annenversorgung  stehenden 
Kinder  den  Korporationen,  welche  gesetzlich  zu  deren  Versorgung  und 
Erziehung  vcrj)fiichtet  sind,  nämlich  den  Heimatsgemeinden,  in  deren  Obsorge 
sich  diese  Kinder  befinden,  übertragen  werde,  ob  sich  die  Gesamt- 
vormundschaft durch  die  Gemeinden  als  Armenbehörden  empfiehlt?“ 
Die  Frage  in  dieser  allgemeinen  Fassung  wäre  aus  prinzipiellc  ti  Gründen  zu 
verneinen. 

Eine  solche  Übertragung  hätte  eine  Kollision  der  Interessen  zur  Folge,  unter 
der  die  Lage  des  in  der  Armenversorgung  der  Gemeinde  befindlichen  Kindes  sich 
verschlechtern  würde. 
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Dieser  Nachteil  würde  auch  nicht  ausgegliclieii  durch  den  mit  einer  solchen 
Cbi^rtraping  erzielten  Vorteil,  daß  die  Heimatsgemeinde  aus  eigenem  Interesse  den 
(irundsatz  der  Subsidiarität  der  öffentlichen  Annenpllege  tatkräftig  zur  Geltung 
bringen  und  den  gesetzlichen  Unterhaltsanspruch  des  Kindes  gegenüber  den 
alimentationspflichtigen  Personen  mit  Nachdruck  vertreten  würde.  Der  Interessen- 
konflikt im  Gefolge  einer  Übertragung  der  Vormundschaft  an  die  Gemeinde  bestünde 
darin,  daß  der  Vormund  als  gesetzlicher  Vertreter  des  Kindes  das  Recht  und  die 
Pflicht  hat,  nicht  nur  den  Unterhaltsanspruch  des  Kindes  geltend  zu  machen, 
sondern  auch  noch  darüber  hinaus  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen,  dessen 
Erziehung  zu  leiten.  Zu  diesem  Zwecke  ist  ihm  im  Falle  der  Mittellosigkeit  des 
Kindes  ein  .gerechter  Anspruch*  auf  öffentliche  Stiftimgen  und  bestehende 
Armenanstalten  eingeräumt  (§  221  a.  b.  G.  B.),  welchen  der  Vormimd  zu  ver- 
treten hat. 

Auf  der  anderen  Seite  steht  die  Heimatsgemcinde  als  der  zur  Erziehung 
armer  Kinder  verpflichtete  Teil.  Nach  § 24  des  Heimatgeselzes  ist  in  der  Arinen- 
versorgung  der  Kinder  die  Erziehung  inbegriffen. 

Die  Gemeinde  besorgt  das  Armenwesen  in  ihrem  selbständigen  Wirkungs- 
kreise und  beschließt  auf  Grund  ihre.s  autonomen  Selbstbestimmungsrechtcs  die 
Art  und  Weise  der  Versorgung,  beziehungsweise  Erziehung  des  ihr  .zur  Ia;I 
fallenden*  armen  Kindes,  Nach  Geist  und  Wortlaut  der  Gemeindeordnuag 
bedeutet  die  Autonomie  der  Gemeinde,  deren  freies  Selbslbestimmungsrecht,  die 
Versorgung  und  Erziehung  der  armen  Kinder  in  einer  dem  örtlichen  Interesse 
zunäch.^t  entsprechenden  Weise  zu  bewerkstelligen,  das  beißt  mit  anderen  Worten, 
das  Recht  der  Gemeinde,  sich  mit  der  Last  der  Erziehung  der  armen  Kinder  so 
billig  als  möglich  abzufinden. 

Wie  die  Pflege  und  Erziehung  armer  Kinder  auf  dieser  gesetzlichen  Grund- 
lage in  dom  Durchschnitte  der  Gemeinden  aussiebt,  zeigt  uns  die  Schilderung 
der  tatsächlichen  Zustände. 

Man  wird  dort  weiter  finden,  wie  von  der  autonomen  Aufsichts-  und 
Bescliwerdeinstanz  des  Landesausschusses  ein  wirksamer  Schutz  des  Kindes  in 
seiner  Eigenschaft  als  Objekt  der  öffentlichen  Armenpflege  bei  deren  gegen- 
wärtigen Organisation  nicht  zu  erwarten  ist. 

Würde  nun  die  in  der  Gemeindeautonmnie  gelegene  Machtfülle  noch  weiter 
dadurch  verstärkt,  daß  der  Gemeinde  auch  noch  die  vormundschaftliche  Gewalt 
übertragen  wird,  so  liegt  es  wohl  auf  der  Hand  und  klar  zu  Tage,  daß  darunter 
das  Kind  in  seiner  Eigenschaft  als  Rechtssubjekt,  als  Träger  des  rechtlichen 
Anspruches  auf  Erziehung  verkürzt  würde. 

Wohl  ist  es  richtig,  daß  auch  heute  der  Einzelvormund  seiner  Pflicht  der 
nötigen  Obsorge  für  sein  Mündel  nur  in  höchst  mimgelliafler  Weise  nachkomnil. 
Auch  in  dieser  Beziehung  geben  die  Gutachten  höchst  lehrreiche  Aufschlüsse, 
welche  zu  dem  Schlüsse  berechtigen,  daß  die  große  Mehrzahl  der  armen  Kinder 
weder  von  der  Armenaufsicht  der  Landesausschüsse  noch  von  ihrem  Vonnimdc 
eine  tatkräftige  Einwirkung  zu  ihrem  Schutz  gegen  die  Vernachlässigung  der 
Erzichiingspflicht  und  Ausbeutung  ihrer  kindlichen  Arbeitskraft  erhoffen  dürfen. 
Die  selbständige  Vertretung  des  Kimles  durch  den  Einzelvormund  ergab  aber 
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doch  immerhin  die  rechtliche  Möglichkeit  eines  Schutzes  durch  die  staatliche 
Obervormundschall. 

In  dem  Vonnunde  als  gesetzlichem  Vertreter  des  Kindes  steht  der  Gemeinde 
eine  selbständige  Persönlichkeit  gegenüber,  welche  den  Anspnich  auf  eine  ent- 
sprechende Versorgung  und  Erziehung  des  Kindes  im  Sinne  des  § 44  des  Heimat- 
gpsetzes  in  dem  durch  die  Gemeindeordnung  festgesetzten  Inslanzenzuge  zur 
Austragung  bringen,  die  Aufsichtsgewalt  des  Landesausschusses  auslö.sen  konnte. 
Bei  Chertragung  der  Vormundschaft  an  die  Gemeinde  kommt  diese  Möglichkeit 
in  Wegfall,  aber  auch  das  unmittelbare  Einschreiten  des  V'ormundschaftsgerichtes 
über  allfällige  Anregung  des  Gemeindewaisenrales  würde  sich  gegenüber  der 
Gemeinde  als  Vormund  viel  .schwieriger  gestalten  als  gegenüber  dem  untfätigen 
Einzelvorraunde,  der  nicht  nur  wegen  pflichtwidriger  Versvaltung  seines  Amtes 
entsetzt  werden,  sondern  dessen  Tätigkeit  auch  durch  das  Gericht  angeregt  wer- 
den kann.  Zu  diesem  Zwecke  hat  die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom 
10.  November  1893,  Z.  194.li2,  IX.  Jahrgang.  XXIV.  Stück,  betreffend  die  plleg- 
schaftsbehördliche  Fürsorge  für  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Mindeqährigen, 
bemerkt,  daö  für  den  Fall,  als  der  gesetzliche  Vertreter  die  Stellung  eines  Antrages 
unterläßt,  das  Gericht,  wenn  es  hievon  Kenntnis  erlangt,  von  Amts  wegen  cin- 
schreiten  solle.  Das  Justizministerium  weist  die  Gerichte  an,  die  gesetzlichen  Ver- 
treter zu  der  erforderlichen  Antragstellung  mit  Hilfe  der  allgemeinen  Anord- 
nungen des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August  185-4,  R.  G.  Bl.  Nr.  208, 
anzuregen. 

Gegenüber  der  untätigen  Gemeinde  als  Vormund  würde  das  V'ormund- 
schaftsgericht  in  Ermanglung  der  entsprechenden  Dienstgewalt  ungleich  ungün- 
stiger gesteht  sein.  Aus  diesen  prinzipiellen  Gründen  und  Erw.ägungen  der  Zweck- 
mäßigkeit erscheint  meines  Erachtens  eine  Übertragung  der  Vormundschaft  an  die 
zur  Armenversorgung  verpilichtete  Gemeinde  in  Österreich  ausgeschlossen. 

ln  Frage  kommen  könnte  lediglich  eine  Vereinigung  der  Armenaufsicht  mit 
der  Vormundschaft  nach  Analogie  des  französischen  Inspecteur  departeiuental  du 
Service  des  enfants  assistes,  von  welcher  noch  im  woitereu  Verlaufe  dieses  Referates 
die  Rede  sein  wird. 

Es  sei  hier  auf  die  betreffcmlen  Ausführungen  in  ilem  W Abschnitt  verwiesen. 
An  dieser  Stelle  findet  sich  auch  die  Darstellung  des  Versuches  einer  Verbindung 
von  Armenaufsicht  uuil  pflegschaft.sbehördlicher  Überwachung  der  Pflegebefolüenen 
in  Steiermark. 

N’un  könnten  aus  der  in  diesem  Abschnitte  enthallcnen  Darstellung  dem 
Berichterstatter  die  Verhältnisse  des  Deutschen  Reiches  gegenübi  rgehalten  und 
eine  Ausnahmsstcliung  zu  Gunsten  der  großen  Städte  geltend  gemacht  werden. 

Es  muß  zugegeben  werden,  daß  die  vorhin  erörterte  Kollision  der  InteresseTi 
in  großen  Städten  sich  weniger  bemerkbar  machen  wird  als  in  den  Gemeinden, 
deren  Größe  dem  Durchschnitte  ent.spricht  oder  unterhalb  des  Durchschnittes 
bleibt.  In  jenen  Gemeinden  wird  die  Last,  welche  ein  armes  Kind  für  den  Steuer- 
träger bedeutet  diesem,  und  zwar  in  großen  mit  Stiftungsmitteln  reich  dotierten 
Stadtgemeinden  gar  nicht  aber  auch  in  großen  Städten  ohne  Sliflungsmittel  mit 


Digitized  by  Coogle 


106 


Kindorschuti,  Frage  2,  Dr.  Heinrich  Reicher. 


Rücksicht  auf  die  breitere  Steuergrundlage  weniger  fühlbar  werden,  als  in  leistungs- 
schwachen und  leistungsunfftliigen  Gemeinden. 

So  sehen  wir  denn  auch  im  Deutschen  Reiche  nur  in  den  größeren  Städten 
die  Berufsvormundschaft  der  in  Armenversorgung  stehenden  Kinder  eingeführt. 

Die  Verpflichtung  zur  Erziehung  anner  Kinder  ist  von  den  großen  Städten 
im  Deut.schen  Reiche  freiwillig  anerkannt  und  geübt,  wenn  auch  das  üiiter- 
stützungswehnsitzgesetz  in  dieser  Beziehung  eine  Lücke  aufweist.  Allein  es  ergibt 
sich  ein  v\'esentlichcr  Unterschied  zwischen  den  österreichischen  und  reichs- 
deulschen  Städten.  Dieser  Unterschied  ist  in  der  verschiedenen  reichsrechtlichen 
Gnmdlage  der  Verteilung  der  Armenlast  begründet. 

Während  nämlich  das  deutsche  Unterslützungswohnsitzgesetz,  auf  dem 
Territorialprinzipe  beruhend,  die  Ürtsarmenverbände  auf  Grund  eines  zweijährigen 
•Aufenthaltes  zur  Armenunterstützung  verpflichtet,  beruht  die  öffentliche  Armen- 
pflege in  Österreich  auf  der  heimatrechtlichen  Grundlage.  Wenn  auch  die  Heimat- 
gesetznovelle  dem  Momente  des  Aufenthaltes  durch  Anerkennung  eines  zehn- 
jährigen Aufenthaltes  als  Titel  zum  selbständigen  Erwerbe  des  Heimatrechtes 
Rechnung  getragen  hat,  so  bildet  doch  der  aus  dem  Titel  der  Geburt  abgeleitete 
Heimaterwerb  noch  immer  die  Regel.  Die  Folge  davon  ist  denn  auch,  daß  die 
nächste  Volkszählung  im  Jahre  1910  zwar  eine  Zunahme  der  einheimischen 
Bevölkerung  in  den  großen  Städten  in  Österreich  konstatieren  wird,  daß  aber 
dessenungeachtet  die  fremdzustäudigen  Ellemente  in  der  Gesamtbevölkerung  die 
einheimische  überwiegen  werden. 

ln  den  reichsdeutschen  Städten  fallen  Unterstützungswohnsitz  und  Aufenthalt 
in  ungleich  höherem  Maße  zusammen  und  eine  im  Reichstage  eingebrachte  Novelle 
zum  Unterstülzungswohnsitzgesetze  strebt  dies  in  noch  größerem  Umfange  dadurch 
an,  daß  hinsichtlich  der  nur  vorübergehenden  Hilfsbedürfligkeit  das  reine  Aufent- 
haltsprinzip noch  mehr  Platz  greifen  soll  als  dies  für  E'idle  der  vorübergehenden 
HilUbedürftigkoit  heute  schon  der  Fall  ist  und  für  Fälle  der  dauernden  Hilfsbedürf- 
tigkeit die  Altersgrenze  für  den  selbständigen  Enverb  vom  18.  auf  das  Ifi.  Lebens- 
jahr und  die  Frist  zum  Erwerbe  des  Unterstützungswohnsitzes  auf  Grund  ununter- 
brochenen Aufenthaltes  von  zwei  Jahren  auf  ein  Jahr  herabgesetzt  werden  soll. 

Die  Folge  dieser  Tendenz  der  Gesetzgebung  im  Deutschem  Reiche  für  den 
Gegenstand  dieses  Referates  liegt  nun  darin,  daß  die  Berufsvormundschaft  der 
reichsdeutschen  Städte  den  größten  Teil  der  sich  im  Stadtgebiete  aufhaltenden 
armen  Kinder  umfaßt,  während  die  heimatrcehtlicheGrundlage  des  österreichischen 
Armenwesens  zur  Folge  haben  würde,  daß  nur  der  kleinere  Bruchteil  der  zu 
bevormundeten  Kinder  von  der  städtischen  Berufsvormundschaft  berührt  werden 
würde. 

Dadurch  aber,  daß  die  aus  der  fluktuierenden  Bevölkerung  hervorgegangenen 
fremdzusfändigen  Kinder  von  dieser  Art  der  Gesamtvormundschaft  unberührt 
blieben,  blieben  auch  die  Schwierigkeiten  der  Vormundschaftsbestellung  für  diese 
Kinder  — die  auch  vom  Justizmini.sterium  anerkannt  sind  und  im  Gutachten  für 
Niederösterreich  aufSeite8l  besonders  betont  werden.  Die  Obeistände,  welche  sich 
aus  der  Inkongruenz  von  vormundschaftsgerichtlicher  und  heimatrechtlicber 
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Zuständigkeit  ergeben,  blieben  durch  eine  solche  Gesamtvormundschafl  durch 
die  Stadtgemeinden  als  Armenbehörden  unberührt  Dahin  gehört  im  Falle  der 
Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Armcnpllege  das  Auseinanderfallen  von  Auf- 
enthalt des  Mündels  in  seiner  Heimatgemeindc  einerseits,  des  zur  l’flegschalt 
berufenen  Vormundschaftsgerichtes  und  des  Wohnortes  des  Vormundes  andrerseits. 
Wie  sehr  dieses  von  der  Justizverwaltung  als  ein  Obelstand  empfunden  wird, 
geht  aus  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  16.  Jänner  1901  hervor, 
welche  betont,  daß  es  dem  Vormund  bei  der  weiten  Entfernung  vom  Mündel  oft 
außerordentlich  schwierig  ist,  den  ihm  vom  Gesetze  zugedachten  Einfluß  auf  die  Er- 
ziehung des  Pflegebefohlenen  zu  nelimen.  Die  Verordnung  zählt  einige  in  der  Juris- 
diktionsnorm und  im  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  begründete  Maßnahmen 
auf,  welche  sich  zur  teilweisen  Abhilfe  dieses  Obelstmdes  empfehlen  würden  (§  31 
der  Jurisdiktionsnorm.  § 1 1 1,  leg.  cit.,  §§  194  und  2Ö4  a.  b.  G.  B.).  (Delegierung 
eines  anderen  Vormundschaflsgerichtes,  Übertragung  der  Aufsicht  und  Fürsorge 
für  die  Peison  des  Mündels,  Bestellung  eines  anderen  Vormundes.) 

Aus  allen  diesen  bisher  erörterten  Erwägungen  kommt  Berichterstatter  zu 
dem  Schlüsse,  daß  die  Frage,  ob  es  sich  empfehlen  würde,  die  Vormundschaft  an 
Gemeinden,  in  deren  Obsorge  ein  Kind  sich  befindet,  also  an  die  Gemeinden  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Armenbehörden,  zu  übertragen,  zu  verneinen  wäre’. 

t)  Damit  die  Frage  II  binsichllicli  der  Städte  bejaht  werden  könnte,  müßte  sie 
erweitert  werden.  Die  Städte  müßten  nach  dem  Vorbilde  der  Städte  Leipzig 
und  Straßburg  die  Generalvormundschaft  nicht  nur  über  die  in  Armen- 
versorgung, also  in  ihrer  Obsorge  stehenden,  sondern  über  alle  mittellosen 
Kinder  übernehmen,  bei  denen  die  Vorraussetzungen  der  Bevormundung 
zutreffen  und  ein  tauglicher  Einzelv  ormund  nicht  ausfindig  zu  machen  ist. 
Angenommen  nun,  die  großen  Städte  in  Österreich  verfügten  in  gewöhnlichen 
Zeitläufen  über  die  zur  freiwilligen  Übernahme  der  Generalvormundschafl  in 
diesem  Umfange  erforderliche  sozialpolitische  Erkenntnis  und  das  soziale  Pfiieht- 
bewußtsein;  in  dem  gegenwärtigen  Zeitpunkte  aber,  in  dem  die  großen  Städte  in 
Österreich  unter  dem  bisher  ungewohnten  Zuwachse  fremdzusländiger  Elemente 
im  Gefolge  der  Heimatgesetzesnovelle  seufzen  — und  das  läßt  sich  ja  menschlich 
sehr  wohl  nachfühlen  — , ersclieint  eine  freiwillige  Übcrnalime  einer  so  weitgehenden 
vormundschaftlichen  Verpflichtung,  die  sich  auf  alle  mittellosen  einheimischen  und 
fremdzuständigen  Kinder,  welche  des  Familienschutzes  entbehren,  erstrecketi 
würde,  von  Seite  der  großen  Städte  in  Österreich  als  nicht  wahrscheinlicli.  Dem 
immerhin  möglichen  Falle  trägt  d.as  Schlußwort  Bechnuiig. 

Es  bliebe  somit  nur  noch  die  andere  Variante  nach  dem  Vorbilde  von  Frank- 
furt a.  M.,  wo  neben  der  Generalvormundschaft  der  Stadt  über  die  in  Armen- 
versorgung stehenden  Kinder,  neben  der  Berufsvormundschaft  der  katliolischen 
Charibisorganisation,  der  Vorstand  der  Zentrale  für  private  Fürsorge  daselbst, 
Dr.  Ch.  Klumker,  dem  Amtsgerichte  seine  Bereitwilligkeit  erklärt  hat,  alle  Vor- 
mundschaften, für  welche  das  Gericht  keine  taugliclien  Vormünder  zur  Verfügung 
hat,  selbst  übeniehmen  zu  wollen. 

An  einer  solchen  unbedingten  Abgangsdeckung,  welche  als  letztes  Glied 
das  einheitliche  System  der  General  Vormundschaft  in  den  Städten  schließen 
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würde,  fehlt  es  in  Österreich.  Eine  solche  Organisation  der  Privatwohltätigkeit  ist 
unserem  Vorsiellungsvermögen  heule  noch  ganz  fremd.  Aber  selbst  angenommen, 
die  Generalvonnundscbaft  ließe  sich  in  einzelnen  großen  Städten  auf  eine  so  um- 
fassende Weise  bewerkstelligen,  so  bleibt  dennoch  der  weitaus  größte  Teil  der 
Pflegebefohlenen  in  den  übrigen  Gemeinden  durch  diese  Generalvorniundschafl 
unberührt. 

III.  Die  Notwendigkeit  einer  grundsätzlichen  durchgreifenden 
Reform  des  Vormundschaftsrechtes,  Ersatz  der  Einzel-  durch 

die  Berufsvormundschaft. 

Organische  Verbindung  der  Vormundschafts-  mit  der  Armenverwaltung. 

Die  dem  Kongresse  vorgelegte  zweite  Frage  erschöpft  daher  das  auf  dein 
Gebiete  der  Vormundschaft  zu  lösende  Problem  nur  in  höchst  imvollkonimeiier 
Weise.  Vom  Standpunkte  der  staatlichen  Obervonnuiidschaft  handelt  es  sich 
darum,  den  dureh  das  Gesetz  iülen  Minderjährigen  zugesicherten  Schulz  zu  ver- 
wirklichen, den  Mindcijiilirigen,  welclie  der  väterlichen  Sorge  entbehren,  einen 
wii'ksamcn  Ersatz  dureh  die  Vormundschaft  zu  bieten.  Dies  w'äre  weder  durch  die 
Vereins-  und  AnstalLsvormundschafl  noch  durch  die  Generalvormundscliafl  einiger 
weniger  großen  Städte  zu  erreichen.  Hier  bedarf  es  einer  durchgreifenden  gesetz- 
lichen RegeUmg,  welclie  den  vorfa.ssungsrecbtlichen  Grundsatz  der  Gleichheit  aller 
Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  hinsichtlich  der  Minderjährigen  verwirklicht. 

Die  Beantwortung  dci-  Frage  II  greift  dieser  grundsätzlichen  Regelung  bereits 
vor,  steht  aber  mit  dieser  im  engsten  sachlichen  Zusammenhänge.  Das  Schliilt- 
worl  wird  darauf  zurückkommen. 

Sache  der  Gesetzgelmng  wird  es  sein,  diesen  Gegenstand  zu  i'egeln.  Dieses 
Referat  will  taLsächliches  Material  zu  dieser  Regelung  liefern.  Dasseihe  ist  teil- 
weise das  Ergebnis  einer  Sluriienreise  vom  Herbste  vorigen  Jahres  in  die  .Schweiz 
und  in  die  Rcicli.slande,  nach  Krankreicli  und  in  das  Deutsche  Reich. 

IV.  Die  Gesamtberufsvormundschaft  im  Deutschen  Reiche, 
Frankreich  und  in  der  Schweiz.  Ähnliche  Einrichtungen  in 

Österreich. 

Die  tramigen  Erfahningen  mit  der  Einzidvormundscliaft  sind  nicht  auf 
Österreich  allein  be.schrünkt. 

Im  Dmilschen  Reiche,  in  Frankreich  und  in  der  Schweiz  liaben  ähnliolic 
Erfalirungen  zur  Ahliilfe  gedrängt. 

Deutsches  Reich. 

Die  Stadt  Leipzig  h.at  damit  den  Anfang  gemacht. 

In  Leipzig  ist  im  Jahre  1858  die  Stelle  eines  Ziehkinderarztes  und  die  ersh 
Stelle  einer  besoldeten  Ziehkinderpflegerin  begründet  worden,  und  zwar  wimiei! 
am  1.  Jänner  1859  12(i  Kinder  beaufsichtigt. 

Sanilälsral  Ur.  Taube,  der  als  Ziehkinderarzt  in  Leipzig  nocli  lieute  lätii,'  ist- 
machte  mm  schon  zu  Beginn  in  dieser  seiner  Berufstätigkeit  die  Wahrnehmung.  Ja® 
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für  die  Neugeborenen  eine  große  Gefahr  in  dem  Mangel  der  nötigen  Unterhalts- 
inittel  liege.  d:iß  unter  der  mangelhaften  imd  schwierigen  Vormundbestellung  die 
wertvollste  Zeit  zur  Geltendmachung  der  Unterhaltanspröehe  vergehe  und  daß, 
wenn  wirklich  EinzelvormQnder  gewonnen  wurden,  diesen  die  nötige  Zeit  und 
Geschäftsgewandtheit  fehlen.  Da  die  mittellose  uneheliche  Mutter  nur  ein  geringes 
Pflegegeld  zahlen  kann,  so  wurde  das  Kind  dementsprechend  schlecht  gepflegt. 

Kommt  es  mit  dem  Leben  davon,  so  ist  durch  die  schlechte  Ernährung 
häufig  der  Keim  zu  späterem  Siechtum  gelegt.  Von  solchen  Erwägungen  geleitet, 
stellte  bereits  im  Jahre  1885  Ur.  Taube  in  Leipzig  die  Forderung  auf,  daß  für  die 
der  Ziehkinderaufsicht  unterstellten  Kinder  von  der  Bestellung  einzelner  Vor- 
münder Abstand  genommen  und  die  Vormundschaft  ganz  allgemein  dem  Vor- 
sitzenden des  Ziehkinderamtes  übertragen  werde. 

Die  Vormundschaft  sollte  eine  berufsmäßige  sein.  Umkleidet  mit  amtlicher 
Autorität,  ausgestattet  mit  reicher  geschäftlicher  Erfahrung,  vertraut  iin  Verkehr 
mit  Behörden,  sollte  der  amtliche  Berufsvormund  sich  ungehindert  von  persön- 
lichen Rücksichten  dem  Wohle  der  ilim  anvertrauten  Kinder  widmen  können. 
Damit  war  die  Berufsvormundschaft  geboren.  Die  zuständigen  Behörden  zeigten 
volles  Verständnis  für  Taubes  Vorschlag  und  mit  Zustimmung  des  Justizministeri- 
ums wurde  von  dem  Amtsgerichte  in  Leipzig  der  Vorstand  des  Armenamtes  als 
allgemeiner  Altersvormund  für  alle  außerehelichen,  der  Ziehkinderaufsicht  unter- 
stehenden Kinder  bestellt.  Ich  bemerke  schon  jetzt,  daß  diese  Berufsvormundschafl 
später  auf  alle  unehelichen  Kinder  in  Leipzig  und  auf  die  in  Armenversorgung 
stehenden  Kinder,  in  letzter  Zeit  bis  zum  18.  Lebensjahr,  erstreckt  wurde. 

Nach  dem  Vorgänge  Leipzigs  führten  sehr  bald  eine  ganze  Reihe  sächsischer 
•Städte  eine  Berufsvormundschafl  in  diesem  Sinne  ein.  Der  deutsche  Verein  für 
Armenpflege  hatte  schon  im  Jahre  1893  auf  Grund  eines  die  sächsischen  Einrich- 
tungen eingehend  schildernden  Berichtes  des  Stadtrates  Ludwig  Wolf,  Leipzig, 
beschlossen : 

.Der  Verein  erkennt  in  der  im  Königreiche  Sachsen  in  verschiedenen 
Gemeinden  bereits  durchgeführten  Generalvormundschaft  ein  wesentliches  Mittel 
zur  Erfüllung  der  Aufgaben,  welche  die  kommunale  Kinderfürsorge  in  ihren  ver- 
schiedenen Zweigen  den  Gemeinden  stellt;  er  empfiehlt  deshalb  den  Gemeinden, 
diese  Einrichtung  durch  weitere  Versuche  zu  erproben.“ 

Der  preußische  Justizminister  hatte  im  Jahre  1893  den  Städten  die  Frage 
vorlegen  lassen,  ob  sich  nicht  eine  Nachahmung  des  in  dem  Berichte  von  Ludwig 
Wolf  geschilderten  sächsischen  Verfahrens  enuöglichen  lasse. 

. Als  V'orzug  der  Einrichtung  wird  aus  diesem  Anlasse  hervorgehoben,  daß 
sowohl  die  Sorge  für  die  Person  des  Mündels  wie  die  Wahrnehmung  der  \'er- 
mögensrechte  desselben,  namentlich  gegenüber  seinem  unehelichen  Erzeuger,  in 
den  Händen  des  bcamtenmäßig  geschulten  und  mit  öfTentlicher  Autorität  beklei- 
deten Generalvormundes  regelmäßig  bessere  Erfolge  aufzuweisen  haben  wird,  als 
dies  von  Einzelvormündern  erwartet  werden  dürfe,  denen  es,  um  günstige  Resultate 
auf  diesem  Gebiete  zu  erzielen,  vielfach  teils  an  gutem  Willen,  teils  an  der  erfor- 
derlichen Geschäft.sgewandlheit  mangelt. 
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Außerdem  würde  infolge  der  kollektiven  BevoiTOundung  dieser  Kinder  eine 
große  Anzahl  von  Personen,  deren  Tätigkeit  gegenwärtig  durch  die  Funktion  aU 
Einzelvonmmd  solcher  Kinder  in  Anspruch  genommen  wird,  für  die  Verwendung 
bei  anderen  Vormundschaften  oder  Ehrenämtern  frei  werden. 

Den  letzteren  Vorteil  glaubt  der  Minister  nicht  gering  veransclüagen  zu 
sollen,  da  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  die  Ausmittlung  geeigneler 
Persönlichkeiten  für  die  Einzelvormundschaften  häufig  mit  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft sei. 

Das  Einführungsgesetz  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  DeuUehe  Reicli 
hat  diesfalls  landesgesetztiche  Vorschriften  zugelassen. 

Im  weitesten  Umfange  hat,  wie  erwähnt,  .Sachsen  die  Generalvormund.schali 
zugelassen:  über  alle  Minderjährigen,  die  in  der  Anstalt  oder  unter  der  Aufsicht  des 
Vorstandes  oder  des  Beamten  in  einer  von  ihm  ausgewählten  Familie  oder 
Anstalt,  oder  soweit  sie  unehelich  sind,  in  der  mütterlichen  Familie  erzogen  oder 
verptlcgt  werden  (g  37  des  Äusf.  Ges.).  Beschränkter  ist  die  Vorschriß  des 
preußischen  Ausführungsgesetzes  in  Artikel  78,  g Auf  Grund  ortsstatutarischcr 
Bestimmungen  können  Beamten  der  Gemeindearmenverwallung  alle  oder  eitizela« 
Rechte  und  Pflichten  eines  Voimundes  für  diejenigen  Minderjährigen  Übertrager, 
werden,  welche  im  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  unterstützt 
und  unter  Aufsicht  der  Beamten  entweder  in  einer  von  diesem  aus- 
gewählten  Familie  oder  Anstalt  oder,  sofern  es  sich  um  uneheliche  Minderjährig 
handelt,  in  der  mütterlichen  Familie  erzogen  und  verpflegt  werden. 

In  Preußen,  Baden,  Hayeni,  Hessen,  Bremen  und  Hamburg  hat  man  sici 
leider  die  Beschränkung  auferlegt,  daß  nur  die,  durch  die  Armenbehörde  in 
Anstalts-  oder  Familienptlege  verbrachten  Kinder  von  der  Generalvormundschall 
erfaßt  werden. 

Die  große  Zahl  der  unehelichen  Kinder,  für  welche  Armenhilfe  nicht 
nachgesucht  wird,  muß  auf  die  Wohltat  der  Gesamtbenifsvormundschan  ver- 
zichten. 

Die  Rechte  und  Pflichten  der  Gencralvormundschaft  bestehen  übrigens  nur, 
insolange  das  Vormundschaftsgericht  nicht  einen  anderen  Vormund  bestellt  hat: 
der  staatlichen  Obervormundschatt  ist  die  freie  Hand  gewahrt 

Die  Lücke  des  preußischen  Ausführungsgesetzes  wurde  bald  empfunden. 

Unter  allen  Städten  unternahm  es  Dortmund  zuerst  Abhilfe  zu  schaffen. 

Der  Vorsitzende  der  .Armenverwaltung  traf  ein  Abkommen  mit  dem  Amts- 
gericht auf  Grund  dessen  der  Generalvormund  auch  für  die  nicht  der  Armenidlcgc 
anheim  gefallenen  unehelichen  Kinder  als  Vormund  bestellt  wird. 

Diese  Art  der  Vormundschaft  (Kollektivvormund.schaft)  beruht  zw.u  nicht 
auf  dem  Gesetz,  verstößt  aber  nicht  dagegen  und  bringt  für  alle  unehelichen  Kinder 
die  gleiche  günstige  Wirkung  der  Generalvormund.schaft  hervor. 

Ihre  Erfolge  waren  schon  in  pekuniärer  Beziehung  so  bedeutend  — in  dem 
Zeiträume  von  fünf  Jahren  wurden  für  die  unehelichen  Kinder  Dortmunds 
55.655  M.  beigetrieben,  wovon  20.000  M.  in  Sparkassebüchem  angelegt,  dzs 
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übrige  für  Pflegegelder  verausgabt  tvurde  — , daß  sich  auch  andere  preußi.sche 
Städte  bewogen  fanden,  in  gleicher  Weise  vorzugehen. 

Auch  private  Vereinigungen  haben  sich  — wie  ich  dies  an  dem  Beispiele 
von  Frankfurt  am  Main  gezeigt  habe  — an  der  Ausfüllung  der  gesetzlichen  Lücke 
beteiligt. 

Am  27.  und  28.  April  1906  tagte  über  Einladung  der  Zentrale  für  private 
Fürsorge  der  I.  Deutsche  Berufsvormündertag  in  Frankfurt  am  Main.*) 

Der  gemeinsame  Erlaß  des  preußischen  Ministers  des  Innern  und  des  Kultus- 
ministers vom  11.  Februar  1905  hat  die  Generalvormundschaft  als  eine  wirkungs- 
volle Ergänzung  der  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Haltekindcrwcsens  den 
Städten  zur  Einführung  anempfohlen. 

Der  Erfolg  der  Generalvormundschaft  der  Stadt  Leipzig  über  alle  unehe- 
lichen Kinder,  also  sowohl  der  in  Amienversorgung  stehenden  als  auch  der  als 
Ziehkinder  untergebrachten,  sowie  endlich  der  bei  der  unehelichen  Mutter  befind- 
lichen Kinder  ergab  für  das  Jahr  1905  einen  Unterhaltsbeitrag  von  180.772  Mark 
durch  die  unehelichen  Väter,  gewiß  ein  sehr  ansehnlicher  Betrag,  durch  den  die 
Armenkasse  ganz  wesentlich  entlastet  worden  ist  und  der  auch  nicht  annähernd 
erreicht  worden  sein  würde,  wenn  die  Wahrnehmung  der  Vermögensinteressen 
der  Mündeln  Einzelvormündern  überlassen  geblieben  w.äre. 

Durch  diese  energische  Heranziehung  der  Väter  außerehelicher  Kinder  zur 
Erfüllung  der  ihnen  gesetzlich  obliegenden  Verpflichtung,  dem  Kinde  bis  zur 
Vollendung  des  16.  Lebensjahres  den  gesamten  Lebensunterhalt  zu  gewähren, 
wird  das  Armenamt  tunlichst  vor  der  Notwendigkeit  bewalirt,  die  große  Zahl  der 
außerehelich  geborenen  Kinder,  für  die  die  Mütter  allein  zu  sorgen  außer  stände 
sein  würden,  in  Waisenpflege  zu  nehmen. 

Das  uneheliche  Kind  ist  aus  einem  Objekte  der  Armenpflege  auf  das  höhere 
Niveau  eines  Rechtsubjektes  gehoben  worden,  dessen  Rechte  durch  eine  amtliche 
Vormundschaft  gewahrt  und  gellend  gemacht  werden. 

Die  Zahl  der  Väter,  die  in  Leipzig  zur  Bezahlung  des  Unterhaltes  für  die  von 
ihnen  gezeugten  Kinder  herangezogen  worden  sind,  hat  im  Jahre  1884  38,  im 
Jahre  1903  718,  im  Jahre  1904  903  und  im  Jahre  1905  1201  betragen. 

In  einem  Aufsätze;  .Die  gesetzliche  Vormundschaft  in  Leipzig  von  Dr.  Pal- 
mann in  der  Jugendfürsorge“,  Heft  9,  Jahrgang  VII,  1906.  bespricht  der  Vorstand 
des  Ziehkinderamtes  daselbst  dessen  Einrichtungen,  die  nicht  bloß  die  rechtliche 
Seite  der  Vormundschaft  berühren,  sondern  auch  die  ärztliche  Überwachung  der 
Ziehkinder  durch  den  Ziehkinderarzt  und  26  besoldete  Damen  umfaßt,  und  kommt 
zu  dem  folgenden  Schlüsse:  .Nur  dann,  wenn  die  Fürsorge  auf  alle  in  einem 
Orte  aufhältlichen,  unehelichen  Kinder  ausgedehnt  wird,  ist  ein  wirksamer  und 
umfassender  Schutz  dieser  hilfsbedürftigen  Kinder  möglich,  dessen  segensreiche 
Wirkungen  auch  in  hygienischer  Beziehung  von  der  größten  Bedeutung  sind. 


*)  Das  Ergebnis  dieser  Beratung  ist  inzwisciien  im  Buchhandel  ersetdenen:  .Zur  Frage  der 
Berufsvorniundscliaft.  Bericht  Ober  die  erste  Beratung  deutscher  Berufsvormflnder  zu  Frankfurt 
am  Main  am  27.  und  2S.  April  1900.  erstattet  vom  ständigen  Ausschuß“.  Dresden,  Verlag  von 
0.  V.  BOhmert,  1906. 
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Die  Nachbildung;  der  Berufsvormundschaft  nach  dem  Vorbilde  der  Stadt 
Leipzig  In  der  Rechtsschutzabteilung  der  steiermärkischen  Landesfindel- 

anstalt. 

Das  Vorbild  Leipzigs  war  es,  welches  dem  Berichterstatter  zur  Zeit,  als  er 
noch  Mitglied  des  steiermärkischen  Landesausschusses  war,  bei  seinen  AnträgeD 
auf  Wiedererrichtung  der  Landesfindelanstalt  aus  Anlaß  des  ÖOjälirigen  Hegiening?- 
jubiläums  des  Kaisers  vorsrrhwehte.  Dieses  Vorbild  liegt  also  auch  der  Einrichtung 
der  Berufsvormund.schaft  in  der  mit  Gesetz  vom  26.  Jänner  1898,  L.  G.  u.  V.  BL 
Nr.  Ü8,  errichteten  Landesfindelanstalt  in  Steiermark  zu  Grunde. 

Wir  besitzen  also  ein  Vorbild  für  die  Gesamtlterufsvormundschaft  auch  in 
Österreich  in  dem  Itechtsschutzorgane  der  steiermärkischen  Lamhtsßndelanslalt,  zu 
dessen  amtlichen  Wirkungskreise  die  Geltendmachung  der  Hechte  der  Findelkinder 
gehört  und  das  sich  in  seiner  bisherigen  Tätigkeit  bewährt  hat. 

Die  Geltendmachung  der  Rechte  des  Findelkindes  gegenüber  den  unehe- 
lichen VAti'rn  im  Klagewege  galt  auf  Grand  der  Rechtsprechung  der  Gerichte  nirhl 
als  ein  ex  lege  aus  der  Vormundschaft  der  Findelanstaltsdirektion  folgende^ 
Attribut  des  Rechts.schutzorganes  der  steiermärkischen  Landesfindelanstalt  (Knl- 
scheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  7.  Juni  1900,  Z.  7758). 

Dieses  mußte  vielmehr  in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Gerichte  zur  Klage- 
fülirang  legitimiert  werden.  Es  liegt  also  hier  eine  Art  der  oben  hei  Dortmund 
berührten  KoUektivvormundschaft  vor. 

Das  steiermärkische  Vorbild  bat  inzwiseben  aueb  Nachfolge  gefunden,  indem 
für  die  Wiener  Findelanstalt  eine  ähnliche  organische  berufsvormundschaflliche 
Einrichtung  gesebaffen  wurde. 

Aber  nicht  nur  auf  die  Bevormundung  der  Findelkinder  sollte  die  Berufs- 
vormundschaft beschränkt  bleiben.  Das  Ge.setz  vom  4.  September  1896,  wirksam 
für  das  Herzogtum  Steiennark,  betreffend  den  Schulz  der  in  entgeltlicher  Pflege 
imtergebrachten  Kinder  unter  zwei  Jatiren.  L.  G.  u.  V.  BI.  Nr.  66,  enthält  im  § 10 
die  Bestimmung;  .Dem  Landesausschusse  obliegt  es,  nach  .Maßgabe  der  be- 
stehenden Gesetze  auf  Bestellung  einer  wirksamen  Vormundschaft  sowie  auf 
W'ahning  der  Rechte  der  Pflegekinder  hinzuwirken“. 

ln  welcher  Weise  dieses  Ziel  zunächst  angestrebt  wurde,  ergibt  die  nun 
folgende  Darstellung: 

Die  Armenaufsicht  In  Steiermark  und  deren  Verbindung  mit  der  pfleg- 
schaftsbehördlichen Überwachung  der  persönlichen  Verhältnisse  der 
Pflegebefohlenen. 

Das  Kinderschutzgesetz  (Gesetz  vom  4.  September  1896.  wirksam  für 
das  Herzogtum  Steiennark,  L.  G.  und  V.  Bl.  Nr.  66)  macht  die  Obemahme  von 
Kindern  in  entgeltliche  Pflege  von  einer  Befugnis  abhängig.  Diese  erteilt  bei  Vor- 
handensein der  gesetzlichen  V'oraussetzungen  der  ürtsarmenral.  Diese  Voraus- 
setzungen sollen  die  Gewähr  bieten  für  eine  möglichst  einwandfreie  Pflege  der 
Kinder.  Dieses  Gesetz  sah  auch  einen  besonderen  Cbei  waolmngsdiensl  hinsirhllidi 
der  Pflege  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  unlergebrachten  Kinder,  das  Gesetz  vom 
27.  August  1896,  L.  G.  Bl.  Nr.  6’.),  betreffend  die  öffeiilliclie  Armenpflege,  wirksam 
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für  das  Herzogtum  Steiermark,  tat  ein  Gleiches  hinsichtlich  der  Aufsicht  über  die 
Pflege  und  Erzieliung  armer  Kinder  in  den  (iemeinden  vor. 

Zum  Zwecke  der  Überwachung  der  Armenkinderpflege  im  allgemeinen,  der 
Findelkinder  sowie  der  Kost-  und  Haltekinder  im  besonderen  wurde  ein  Landes- 
armen- und  Findelinspektor  bestellt. 

-\uf  Seite  326,  Reicher,  PHegschaftschutz  und  Besserungsanstalt  in  Öster- 
reich, wird  ein  beispielweises  Verzeichnis  der  auf  Grund  dieser  amtlichen  Aufsicht 
erhobenen  Mängel  in  der  Pllege  von  Kindern  unter  zwei  Jahren  gebracht,  im 
•Vnhange  10,  auf  Seite  339  bis  342,  ein  Einblick  dieses  amtlichen  Organes  in 
diese  Well  des  Elends  in  besonders  bemerkenswerten  Beispielen  wiedergegebon. 

Diese  Tätigkeit  des  einen  beamteten  Organes  zur  Handliabung  der  Aufsicht 
in  der  Armenkinderpflege  der  Gemeinde  wnlrde  jedoch  dem  Landesausschusse 
kaum  genügt  haben,  wenn  er  nicht  die  laufende^Oberwachung  den  Beziiksbeiräten 
übertragen  hätte.  Im  Artikel  XXXII  der  aus  Anlaß  der  Jubelfeier  der  fünfzig- 
jährigen Regierung  des  Kaisers  gefaßten  Beschlüsse  des  steiermärkischen  Land- 
tages wurde  den  Bezirksausschüssen  empfohlen,  behufs  Aufsichtsführung  über  die 
Armenkinderpflege  in  den  Gemeinden  des  Bezirkes  sich  eines  aus  dem  Kreise  der 
Bezirksangehörigen  zu  bildenden  Beirates  zu  bedienen,  für  dessen  Zusammen- 
setzung der  Grundsatz  maßgebend  sein  sollte,  daß  diejenigen  Kreise  der  Bevöl- 
kemng,  welche  hiezu  geeignet  und  geneigt  sind,  der  dem  Bezirke  gestellten  Auf- 
gabe in  ehrenamtlicher  Funktion  dienstbar  gemacht  werden  sollen. 

Vom  Standpunkte  dieses  Referates  erscheint  von  besonderer  Bedeutung: 

Die  Verbindung  der  Armen-  und  Pflegschaftsverwaltung  in  den 
Bezirksbeiräten. 

Diesem  Gedanken  ist  das  k.  k.  Obcrlandesgericht  Graz  mit  V'erständnis 
entgegongekommen.  In  Anerkennung  der  vielfachen  Beziehungen  auf  dem  Gebiete 
der  Armenkinder|)flege  zwischen  Recht.s-  und  Armenpflege  und  in  Berflcksichti- 
gimg  des  Umstandes,  daß  die  Bezirksbeiräte  auch  eine  wirksame  Unterstützung 
iler  Gerichte  bei  Ausübung  des  adeligen  Richteramtes  bieten  können,  hat  das 
k.  k.  Oherlandesgerichtspräsidium  Graz  mit  dem  Erlasse  vom  17.  Februar  1899, 
praes.  1804/25/99,  angeordnet,  daß  jedes  Gericht  den  mit  der  Pupillargerichts- 
barkeit  Iretrauton  richterlichen  Beamten  in  den  Bezirksbeirat  seines  Sprengels 
entsende,  damit  durch  dessen  Anteilnahme  an  den  Beratungen  und  an  der 
sonstigen  Tätigkeit  dieses  Beirates  die  humanen  .Absichten  des  steiermärkischen 
Landesausschusses  auf  das  kräftigste  gefördert  werden. 

Damit  war  im  Lande  Steiermark  die  unentbehrliche  organische  Verbindung 
zwischen  Pflegschaftsverwaltung  und  Armenpflege  angebahnt  worden.  Die  Auf- 
sichtsführiing  durch  die  Bezirksbeiräte,  das  zufriedenstellende  Ergebnis  ihrer  Erhe- 
bung bildete  die  Voraussetzung  der  finanziellen  Anteilnahme  des  T.ande.s  Steiermark 
,m  der  Armenkinderpflege  der  Gemeinde,  der  Beteiligung  des  steiermärkischen 
Landesarmenfonds  an  den  Pflege-  und  Erziehungskosten  der  gemeindearmen 
Kinder.  Die  Bezirksbeirätc  sollten  außerdem  in  den  mannigfaltigen,  bei  der  Pllege 
und  Erziehung  armer  Kinder  in  Betracht  kommenden  Verhäitnissen  als  über- 
wachendes und  beratendes  Organ  den  Gemeinden  an  die  Hand  gehen. 
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Bei  sich  ergehenden  Anlässen  sollte  das  V'ormundschaftsgericht  zuin  Scliutze 
gegen  drohende  oder  tatsächliche  Verwahrlosung,  beziehungsweise  der  Landes- 
ausschuß als  Aufsichtsinslanz  in  Artnensachen  angerufen  werden.  Auf  Seite  327 
und  328  in  Pllegschaftsschulz  und  Besserungsanstalt  in  ÖsteiTeich  findet  sich  das 
Ergebnis  der  Erhebungen  einiger  Bezirksbeiräte  und  die  Art  der  erhobenen  I’flcgc- 
mängel.  Gleichzeitig  ein  Beleg  für  die  Notwendigkeit  der  Überwachung. 

Wenige  Jahre  nach  Einführung  der  Bezirksbeiräte  wurde  im  steier- 
märkischen Landtage  unter  Anrufung  der  angeblich  durch  die  Bczirks- 
beiräte  bedrohten  Gemeindeautonomie  und  unter  Verurteilung  der  Ein- 
mischung der  Bezirksbeiräte  in  die  Armenverwaltung  der  Gemeinden  als  unbe- 
gründet und  zweckwidrig  ein  Antrag,  betreffend  die  Aufhebung  der  Bezirksbeiräte, 
gestellt. 

Die  hierüber  angestelllen  Erhebungen  scheinen  aber  doch  ein  entgegen- 
gesetztes Resultat  ergeben  zu  haben,  denn  .Die  Landesvertretung  von  Steiermark“. 
\'I1.  Teil,  enthaltend  den  Bericht  über  ihre  Tätigkeit  in  den  Jahren  1897  bis  1902. 
herausgegeben  vom  Landesausschusse  des  Herzogtume.s  Steiermark,  Graz  1903. 
schreibt  auf  Seite  461 : 

.Hier  soll  nur  noch  erwähnt  werden,  daß  die  Tätigkeit  der  Bezirksbeiräh- 
befruchtend  auf  die  Tätigkeit  der  Ortsarmenräte  wirkte  und  die  Pflegeparteien 
armer  Kinder,  welche  von  den  Mitgliedern  der  Bezirksheiräte  besucht  werden, 
deren  Tätigkeit  keineswegs  mit  Mißtrauen  auffaßten,  sondern  vielfach  ihrer  Befrie- 
digung darüber  Ausdruck  gaben,  daß  sich  endlich  jemand  um  die  ver- 
lassenen armen  Kinder  kümmert.“ 


Die  Verbindung  der  Aufsicht  über  die  Pflege  und  Erziehung  armer  Kinder 
mit  der  Berufsvormundschaft  in  Frankreich. 

ln  Frankreich  standen  nach  dem  Gesetze  vom  15  pluviöse,  an  XIll,  Art.  8. 
und  dem  Dekret  vom  19.  Jänner  1811.  Artikel  15,  die  enfants  assistc.-. 
nämlich  die  enfants  trouves,  enfants  abandonnes  und  Orphelins  mit  ihrer 
Aufnahme  im  Hospice  depositaire  auch  unter  der  Vormundschaft  des  Verwaltungs- 
ausschusses  (Commission  administrative)  des  Hospizes. 

Ein  Mitglied  dieses  Ausschusses  übernahm  die  Aufgaben  des  Vormundes 
und  der  Ausschuß  selbst  trat  an  die  Stelle  des  dem  französischen  Rechte  eigen- 
tümlichen Familienrates  (Conseil  de  famille). 

Im  übrigen  hat  der  V'erwallungsausschuß,  beziehungsweise  der  delegierte 
Vormund  dieselben  Pflichten  wie  ein  anderer  Vormund  sowohl  hinsichtlich  der 
Person  als  hinsichtlich  des  anfälligen  Vermögens  des  Mündels  und  ist  diesem  bei 
Erreichung  der  Großjährigkeit  rechnungspflichtig. 

Die  Bekleidung  des  Verwaltungsausschu.sses  des  Hospice  depositaire  mit  den 
Rechten  und  Pflichten  eines  Vormundes  der  enfants  assistes  datiert  also 
aus  der  Zeit,  als  das  Gesetz  vom  Jahre  Xlll  und  das  Dekret  von  1811  erlassen 
worden  waren.  Damals  nahmen  die  Hospize  teil  an  den  Kosten  der  Armenkinder- 
pfiege,  die  neben  der  Irrenpflege  bis  zum  Jtdire  1893  in  Frankreich  das  ausschließ- 
liche Gebiet  der  obligatorischen  Armenfürsorge  bildete,  und  waren  die  erwähnten 
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Vprwaltungsausächüsse  (commissions  administratives)  während  langer  Zeit  auch  die 
aussclüießlichen  Verwaltungsoi’ganc  dieses  Dienstzweiges. 

Heute  ist  dies  nicht  mehr  der  Fall.  Nach  dem  Gesetze  vom  5.  Mai  18(i9  und 
einem  darauf  Bezug  nehmenden  Rundschreiben  des  Ministers  vom  4.  August  des- 
selben Jalires  haben  die  Hospize  keine  andere  Aufgabe  mehr,  als  die  Kinder  in 
dem  an  sich  ganz  kurzen  Zeiträume  vom  Zeitpunkte  ihrer  Aufnahme  bis  zur 
Abgabe  in  die  Außenpflege  zu  beherbergen,  ohne  daß  ihnen  aus  der  Pflege  imd 
Erziehung  der  armen  Kinder  irgend  welche  Ausgabe  erwüchse.  Die  ganze  Aus- 
gabe, soweit  sie  nicht  durch  freiwillige  Beiträge,  Geldstrafen,  durch  den  Beitrag 
der  Gemeinden  oder  des  Staates  gedeckt  ist,  trifft  heute  das  Budget  des  Departe- 
ments. Dieser  Zweig  der  assistance  publit|ue,  der  früher  .hospitalier“  war, 
ist  es  heute  nicht  mehr,  sondern  ist  .departemental*  geworden  und  wird  geleitet 
und  überwacht  durch  den  Inspecteur  du  Service  des  enfants  assistes,  einem 
staatlichen  Organ  unter  der  Autorität  des  Präfekten.  Ungeachtet  dieser  geänderten 
linanziellen  Ordnung  waren  die  Gesetze  vom  15  pluviöse.  an  XIII,  und  das  Dekret 
von  1811  in  den  Bestimmungen,  welche  die  Vormundschaft  über  die  armen  Kinder 
dem  Verwaltungsausschusse  des  Hospizes  übertragen,  nicht  außer  Kraft  gesetzt 
worden  und  daher  bis  vor  kurzen  formell  in  Geltung.  Tatsächlich  hatten  sich  aber 
in  der  Mehrzahl  der  Departements  die  Inspecteurs  des  enfants  assistes  der 
Funktionen  der  Vormundschaft  bemächtigt,  in  anderen  Departements  waren  die 
Venvaltungsausschüsse  der  Hospize  unter  Berufung  auf  den  Wortlaut  des  Gesetzes 
allerdings  noch  eifersüchtig  bestrebt,  jede  Einmischung  in  ihre  vonnundschafl- 
lichcn  Rechte  zurückzuweisen.  Daraus  hatten  sich  nun  Konflikte  ergeben,  denen 
gegenüber  Henri  Monod,  der  Direcleur  de  TAssistance  et  de  l’Hygiene  publiques, 
in  einer  Schrift:  ,Les  Enfants  a.ssistes  de  la  France*  die  Anmaßung  einzelner 
Verwaltungsausschüsse  bei  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  ganz  und  gar  unan- 
nehmbar erklärt: 

,11  semble  absurde,  contradicloire  de  confier  le  placement  ä une  autorite 
et  la  surveillance  ä une  autre,  car,  avec  quelle  efficacite  le  surveillant  surveillera-t-il 
si  le  placeur  persiste  dans  un  placement,  que  le  surveillant  declare  mauvais? 

,Les  commissions  administratives  sont  faites  pour  hospitaliser  des  malades, 
des  vieillards  et  des  incurables;  en  general,  elle.s  s'aequittent  convenablement  de 
cette  täche.  Mais  elles  n'ontaucune  compiHence  pour  placer  ä la  Campagne,  ou  pour 
y surveiller  des  enfants;  elles  n’ont  pas  les  moyens  d'accomi)lir  une  pareille  täche. 
ü n'est  nullement  surprenant  qu'elles  y echouent.  L'on  peut  s etonner  seulement 
qu'elles  y persistent.“ 

In  Obereinstimmung  mit  dieser  Auffassung  gibt  das  Rimdschreiben  des 
Ministeriums  des  Innern  den  Präfekten  mit  den  Motiven  des  Gesetzes  vom 
24.  Juli  1889,  relative  ä la  protection  des  enfants  mallraites  et  moralement 
abandonnes,  die  Anschauung  des  Ministers  dahin  bekannt,  daß  den  Inspektoren 
und  nicht  dem  Verwaltungsausschusse  des  Hospizes  die  Vormundschaft  über  die 
verwahrlosten  Kinder  zustehe. 

,Ce  sera  une  amorce  pour  les  reformes  futures“,  meint  der  .Minister  in 
seinem  Rund.schreiben. 

ti* 
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Diese  Refonn  hat  das  Gesetz  loi  du  27  juin  1904-  sur  Ic  Service  des  enfaiils 
assistfis  gebracht. 

Titrelll,  soctioii  II,  art.  1 1 — 19,  übertn'igt  die  Vormundschaft  und  den  Schulz 
aUer  pupilles  de  I'assistance  publique,  also  der  verschiedenen  Kategorien  von 
armen  Kindern,  die  in  dem  Service  departemental  des  enfants  assistes  Aufnahme 
gefunden  haben  auf  das  Organ  des  Staates : den  Inspecteur  departemental  du 
Service  des  enfants  assistiis,  der  sowohl  die  staatliche  Aufsicht  über  den  service  des 
enfants  assistes  als  auch  die  vorm  undschaftlichen  F unküonen  ausübL  Im  Depart  erneut 
de  la  Seine  ist  es  der  directeur  de  radministration  generale  de  l'a-ssistance  publique 
ii  Paris,  der  diesen  Pflichtenkreis  auszufüllen  hat. 

An  Stelle  der  Commission  administrative  de  l'hospice,  welcher  früher  die 
Stelle  des  couseil  de  famille  vertrat,  tritt  eine  siebengliedrige  Konunission.  eine 
Art  von  Obervormundschafl,  welche  auf  vier  Jalire  vom  Conseil  general  du  depar- 
tement  gewählt  wird. 

Der  Inspektor,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter  wohnt  den  Sitzungen 
<lieser  Kommission  bei  und  erhält  das  Wort  sobald  er  es  verlangt. 

Die  Rechte  des  Vormundes  und  des  Conseil  de  famille  sind  dieselben,  welche 
der  Code  civil  umschreibt. 

Das  Vermögen  der  Mündel  wird  von  dem  tresorier  payeur  general  du 
departement  verwalirt  und  in  Sparkassen,  beziehungsweise  Staatsrenten  angelegt 

Dahin  gehört  auch  ein  zurückgelialtener  Teil  des  Lohneinkommens  des 
Mündels,  welches  ihm  bei  seiner  Entlassung  ausgefolgt  wird.  Der  conseil  de 
famille  kann  aber  bestimmen,  daß  ein  Teil,  und  zwar  nicht  mehr  als  ein  Fünftel 
des  pecule  des  Mündels  an  die  Caisse  nationale  des  retraites  zu  dem  Zwecke 
abgeführt  werde,  um  eine  Grundlage  für  dessen  Altersversorgung  zu  schaffen. 

Die  Befugnisse  des  Vormundes  sind  nunmehr  mit  den  Befugnissen  der 
Ai-menaufsicht  in  dem  einheitlichen  Organe,  dem  Inspecteur  departemental  du 
Service  des  enfants  assistes,  welclicr  ein  Organ  des  Staates  ist,  vereinigt. 

Seine  Aufgabe  erstreckt  sich  auch  auf  Unterbringung  und  Überwachung  der 
Pflege  unehelicher  Kinder,  insofern  diese  als  enfants  assistes,  und  zwar  als  enfants 
abandonnes,  auf  Grund  der  admission  ä bureau  ouvert  von  der  assistance  publique 
aufgenommen  w'orden  sind. 

Mit  der  Geltendmachung  der  Rechte  unehelicher  Kinder  gegen  ihre  Erzeuger 
hat  der  Inspektor  nichts  zu  tun,  da  ja  nach  dem  Grundsätze  des  französischen 
Zivilrechtes  — la  recherche  de  la  patemite  est  interdite  — eine  Eruierung  der 
Vaterschaft  von  vorneherein  ausgeschlossen  ist. 

Etsass-Loth  ringen. 

Umsomehr  verdienen  die  Einrichtungen  der  deutschen  Reichslande,  von 
Elsaß-Lolliringen,  für  deren  Armenkinderpflege  noch  heute  die  französischen 
Gesetze  und  Einrichtungen  in  Kraft  sind,  die  vollste  Aufmerksamkeit.  Für  die  Rechte 
unehelicher  Kinder  gegenüber  dem  unehelichen  Vater  gilt  in  den  deutschen  Reichs- 
landen  nicht  mefir  der  französische  Code  civil,  sondern  das  bfngerliche  Gesetz- 
buch für  das  Deutsche  Reich,  welches  im  Gegensätze  zum  Code  civil  den  unehe- 
lichen Vater  zum  Unterhalte  seines  unehelichen  Kindes  verpflichtet. 
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Bcrichlor.istatter  legt  der  Scliilderung  der  Einrichlungen  in  Elsaß-Lnthriiigen 
jene  von  Straßburg  zu  Grunde.  In  Elsaß-Lothringen  gilt  hinsichtlich  der  öffent- 
lichen Armenpflege  heute  noch  der  französische  Rechtszustand  des  Jahres  1870. 

Eine  obligatorische  Verpflichtung  öffentlicher  Verbände  zur  Unterstützung 
der  Armen  ist  dort  auch  heute  noch  nicht  anerkannt,  mit  Ausnahme  der  Irren  und 
der  armen  Kinder. 

Die  Bezirksfindel-  und  Waisenanstalt  ist  der  ins  Deutsche  übersetzte  Service 
departemental  des  enfants  assistes,  von  denen  oben  bei  Schilderung  der  franzö- 
sischen Einrichtungen  die  Rede  war. 

Während  aber  in  Frankreich  nicht  nur  die  Waisen  und  die  Findelkinder, 
sondern  auch  die  enfants  abandonnes,  das  heißt  die  verlassenen  und  unter  diesen 
somit  auch  die  unehelichen  Kinder  in  die  Pflege  des  Service  des  enfants  assistä.s 
Aufnahme  finden,  werden  in  der  Bezirksfindel-  und  Waisenanstalt  in  Straßburg 
uneheliche  Kinder  nicht  aufgenommen. 

Diese  Anstalt  ist  ein  mit  reichen  Stiftungen  dotiertes  Hospiz,  dessen  Ver- 
woltungsrat  (Commission  administrative)  den  conseil  de  famille  bildet,  welchem 
die  Vormundschaft  über  die  Pfleglinge  dieser  Anstalt  zukommt  und  welcher  eines 
seiner  Mitglieder,  den  Justiziar  zum  gesetzlichen  Vertreter  der  Zöglinge  bestimmt. 

Die  Möglichkeit  des  Fortbestandes  dieser  von  der  französischen  Herrschaft 
überkommenen  Einrichtung  als  Anslaltsvormundschaft  läßt  g 13G  des  Aus- 
fülmmg.sgeselzes  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter  dem  Vorbehalte  einer 
abweichenden  Verfügung  durch  das  Vormundschaftsgericht  zu. 

Die  Anstalt  bringt  ihre  Pfleglinge  zumeist  in  Ptlegestellen  bei  Familien  unter 
und  i.st  der  Pflegevater,  welcher  sich  mit  Übernahme  des  Kindes  der  AnslalLs- 
ordnung  unterwirft,  nicht  nur  der  Überwachung  durch  den  vom  Staate  zur  Über- 
wachung der  Kinder  bestellten  Bezirkswaiseninspektor,  sondern  auch  der  Über- 
wachung durch  den  Gemeindewaisenrat  unterworfen. 

Der  Pflegevater  hat  nach  Übernahme  eines  Pfleglings  von  der  Anstalt,  sofort 
nach  Rückkehr  in  seine  Gemeinde,  den  Anstaltspflegling  beim  Bürgermeister, 
Pfarrer  und  dom  zuständigen  Gemeindewaisenrate  anzumelden. 

Während  auf  diese  Art  die  Vormundschaft  und  vielfache  Überwachung  der 
armen  Waisen  und  der  ausgesetzten  Kinder,  das  ist  der  Findelkinder  geregelt  und 
sichergestcllt  ist,  ist  gesetzlich  für  die  unehelichen  Kinder  — im  Gegensätze  zu 
Frankreich  — nur  durch  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich,  also  durch  Anerkennung  des  zivilrechtlichen  Unterhaltsanspruches 
gegenüber  dem  Vater  und  durch  die  pflegschaflsbehördliche  Fürsorge,  nicht  aber 
durch  die  gesetzliche  Fe.stlegung  einer  armenrechtlichen  Unterstütznngspflicht 
gesorgt. 


Die  Generalvormundschaft  in  der  Stadt  Straflburg. 

Dank  der  energischen  und  genialen  Initiative  ihres  ersten  Beigeordneten, 
nunmehrigen  Bürgermeister.-  Dr.  Schwander,  hat  die  Stadtvenvaltung  in  Straß- 
burg aus  freien  Stücken  sich  alle  Errungenschaften  auf  dem  Gebiete  der  Kinder- 
fürsorge zu  eigen  gemacht. 
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An  Stelle  des  Geiiieindewaiseiirales  sehuf  die  Stadt  SIraßburg  ein  Gemeinde- 
waisenamt,  in  welchem  die  ehren-  und  berufsaintlichen  Kräfte  zur  Erfüllung  der 
dem  Gemeindewaisenamte  obliegenden  Aufgaben  tätig  sind  und  ein  Arzt, 
besoldete  Aufsichtsdamen  zur  Überwachung  der  Säuglingspflege,  der  Kost-  und 
Tlallekinder  und  ein  Waiseninspektor  bestellt  wurden,  der  gegenüber  der 
Dezentralisation  in  den  75  Aufsichtsbezirken  für  die  Aufrechthaltung  einheitlicher 
Grundsätze  sorgt. 

Ein  Generalvormund  endlich  machte  die  Geltendmachung  der 
Rechte  aller  sich  in  Straßburg  aufhaltenden  unehelichen  Kinder  zur 
Tatsache. 

Das  Gemeindewaisenamt  steht  unter  der  obersten  Leitung  des  Bürger- 
meisters. Diese  Organisation  ist  ein  in  sich  geschlossenes  System  öffentlicher 
Kinderfürsorge,  dessen  Wert  um  so  höher  anzuschlagcn  ist,  als  es  sich  hier  nicht 
um  eine  Einrichtung  einer  durch  ihre  armenreehtliche  Verpflichtung  interessierten 
Gemeinde  handelt,  sondern  die  Straßburger  Organisation  sich  lediglich  als  eine 
aus  sozialpolitischen  Erwägungen  her\'orgegangene  Schöpfung  zu  Nutz  und 
Frommen  des  schütz-  und  hilfsbedürftigen  Kindes  darstellt. 

Ich  lasse  das  städtische  Gemeindewaiseriamt  .Straßhnrg  .selbst  über  die  bis- 
herige Tätigkeit  des  Generalvormundes  und  die  Erfolge  dieser  Einrichtmig 
sprechen. 

.Ein  hervorragender  Anteil  an  der  lebendigen  Wirksamkeit  der  geschilderten 
Organisation  der  hiesigen  Gemeindewaisenpflege  kommt  der  seit  dem  1.  Oktober 
1902  bestehenden  Generalvormundschafl  zu.  Ihre  Einführung  wurde  durch  die 
großen  Mißstände  veranlaßt,  die  sich  bei  dem  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
als  Regel  vorgesehenen  System  der  Einzelvornmndschaft  herausstellten  und  ein 
Versagen  des  Instituts  der  Gemeindewaisenräte  zur  Folge  zu  haben  drohten.  Die 
bisherigen  Erfahrungen  halren  die  auf  <lie  Generalvorniundschaft  gesetzten  Hoff- 
nungen vollauf  gerechtfertigt.  Wenn  ihr  zur  Zeit  noch  einige  Unvollkommenheiten 
anhaften,  so  hat  dies  seinen  Grund  darin,  daß  die  Errichtung  der  Generalvormund- 
.schaft  nur  im  Verwaltungswege  an  der  Hand  einer  Vereinbanmg  zwischen  dem 
Vormundschaftsgerichte  und  ilem  Gemeindewaisenamte  eifolgen  konnte.  Das 
cLsaß-loUiringische  Ausführungsgesetz  hat  nämlich  von  der  durch  Artikel  136  des 
Einführungsgesetzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  gewährten  Möglichkeit  einer 
hmdesgesctzlichcn  Einführung  der  Generalvormundschafl  nur  zu  Gunsten  der 
sogenannten  Rezirkspflegekinder,  das  heißt  derjenigen  Minderjährigen  Gebrauch 
gemacht,  welche  auf  Grund  des  Dekrets  vorn  19.  Jänner  1811,  betreffend  die 
Findelkinder,  d.  i.  verla.ssenen  Kinder  und  die  armen  Waisen,  in  ein  Pflegehaiis 
aufgenummen  oder  unter  Aufsicht  des  Verwaltungsrates  des  Pnegehauscs  in 
einer  F’amilie  oder  Anstalt  erzogen  oder  verpflegt  werden.  Nach  Artikel  136  des 
genannten  Ausführungsgeselzes  stehen  diese  Kinder,  unbeschadet  der  Befugnis 
des  Vormundschaftsgerichtes,  einen  andern  Vormund  zu  bestellen,  bis  zu  ihrer 
Volljährigkeit  imler  der  Vormundschaft  des  Verwaltungsrales.  Anfangs  März  1905 
betrug  die  Zahl  der  auf  Grund  dieser  Bestimmung  generalbevomiundeten  Bezirks- 
plleglinge  1682. 
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Das  rege  Interesse,  welches  das  kaiserliche  Ministerium  der  Entwicklung 
der  Oeneralvormundschaft  in  Straßburg  bisher  entgegengebracht  hat,  berechtigt 
indessen  zu  der  Annahme,  daß  es  gelingen  werde,  die  Frage  einer  allgemeinen 
gesetzlichen  Regelung  der  Generalvomiundschafl  in  absehbarer  Zeit  der  dringend 
wünschenswerten  Lösung  entgegenzuführen. 

Die  Oi-ganisation  der  Generalvui-mundschafl  ist  im  allgemeinen  folgende: 

Das  Standesamt  stellt  bei  jeder  Geburtsanzeige  eines  unehelichen  Kindes 
durch  Befragen  des  Anzeigenden  den  Namen,  <las  Alter  und  den  Wohnort  des 
zur  Vormundschaft  berufenen,  etwa  vorhandenen  Großvaters  (mütterlicherseits) 
fest  und  übersendet  diese  Angaben  gleichzeitig  mit  der  durch  § 48  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vorgeschriebenen 
Anzeige  für  dasVormundschaftsgericht  an  das  Gemeindewaisenamt.  Das  Geineinde- 
waisenamt  zieht  sofort  Erkundigungen  über  den  Großvater  und  die  Kindesmutter 
ein.  Falls  gegen  beide  gewichtige  Gründe  vorliegen,  welche  ihre  Ernennung  zum 
\ ormunde  als  untunlich  erscheinen  lassen  und  auch  ein  sonstiger  geeigneter  Ver- 
wandter (mütterlicherseits)  nicht  vorhanden  ist,  schlägt  das  Gemeindewaisenamt 
unter  Weitergabe  der  .standesamtlichen  Geburlsanzeige  dem  Vormundschaf Is- 
gerichl  den  zum  Generalvormund  ausersehenen  städtischen  Beamten  .als  V^ormund 
vor.  Das  Voianundschaltsgericht  gibt  diesem  Vorschläge  ohneweilers  Folge.  Die 
Verpflichtung  des  Generalvormundes  durch  den  V'onnundschaftsrichter  findet 
periodisch  jeweils  für  mehrere  Vormundschaften  zusammen  an  einem  bestimmten 
Tage  der  Woche  statt 

Bei  diesem  Verfahren  sind  zunächst  die  Geineindewaisenräte  von  der  unter 
dem  System  der  Einzelvorniundschaft  bestehenden  Notwendigkeit  befreit,  jeweils 
eine  zum  Vormunde  sich  eignende  Persönlichkeit  ausündig  machen  zu  müssen. 
Bei  der  gi'oßen  Masse  der  unehelich  geborenen,  überwiegend  der  änncren  Bevölke- 
rung angehörenden  Kinder  sind  diese  Nachforschungen  durchweg  außerordentlich 
zeitraubend  und  schwierig.  Denn,  da  die  unehelichen  Kinder  nur  Verwandte  von 
der  mütterlichen  Seite  besitzen,  so  ist  die  Zahl  der  als  Vormund  in  Betracht 
kommenden  Personen  :m  sich  schon  sehr  beschränkt.  Sie  wird  dies  noch  mehr 
dadurch,  daß  angesichts  der  mit  jeder  Vormundschaft  verbundenen  Arbeit  und 
Verantwortliclikeit  von  den  gesetzlich  zugelassenen  Ablehnungsgründeu  ein 
häutiger  Gebrauch  gemacht  wird. 

Ein  weiterer  Vorteil  der  Generalvormundschafl  ist  der,  daß  jedes  uneheliche 
Kind  spätestens  am  zehnten  bis  zwölften  Tage  unter  Vormundschaft  steht,  während 
bei  dem  System  der  Einzelvormundschuft  sehr  oft  sieben  bis  acht  Wochen  bis  zu 
der  Ernennung  des  Vormundes  vergehen. 

Vor  .allem  aber  erweist  sich  die  Generalvormundschatl  bezüglich  der  Wahr- 
nehmung der  Vermögensinteressen  der  Mündel  in  jeder  Hinsicht  der  Einzelvor- 
mundschaft überlegen.  Der  Einzelvormund  befindet  sich  zufolge  seiner  Gesetzes- 
iinkenntnis,  seiner  Unerfahrenheit  und  Ungewandtheit  im  Verkehr  mit  den  Behör- 
den, ganz  abgesehen  von  der  Unlust,  mit  der  er  im  Falle  erzwungener  Übernahme 
sein  Amt  führt,  selbst  bei  der  sorgfiiltigsten  Belehrung  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmen in  einem  Zustande  steter  Rat-  und  Hilflosigkeit,  wenn  es  sich  darum 
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liiindelt,  die  Hechte  des  Mündels,  insbesondere  gdgenöber  dessen  unehelichen 
Ki  zeiiger,  geltend  zu  machen. 

Ganz,  anders  der  Generalvormund!  Seine  Stellung  als  Beamter,  die  e.s  den 
Leuten  immer  wieder  zum  Bewußtsein  bringt,  daß  er  unbe.schadet  durch  persön- 
liche Rücksichten  lediglich  die  Interessen  der  seiner  Vormundschaft  unterstellten 
Kinder  im  Auge  hat,  seine  Kenntnis  der  einschlägigen  sozi.alen  Verhältnisse,  seine 
in  dem  täglichen  Umgang  mit  den  in  Betracht  kommenden  Personen  gewonnene 
Krfahriing  in  der  Art  der  Behandlung  derselben,  seine  Gesetzeskunde  und  seine 
Gi^schäftsgewandtheit,  die  cs  ihm  ermöglicht,  zu  jeder  Zeit  den  Aufenthaltsort  des 
Unterhaltspflichtigen  zu  ermitteln  und  diesen  zur  Zahlung  der  geschuldeten  Bei- 
träge anzuhalten,  alle  diese  Eigenschaften  verleihen  ihm,  zumal  in  den  ärmeren 
Kreisen  der  Bevölkerung,  ein  Ansehen  und  ein  moralisches  Übergewicht,  wie  es  der 
Einzelvoi-mmid  niemals  aufzuweisen  in  der  Lage  ist  Dies  kommt  darin  zum  Aus- 
druck, daß  weitaus  die  Mehrzahl  der  Väter  der  generalbevormundetcn  unehelichen 
Kinder,  vor  den  Generalvormund  geladen,  ohneweiters  die  Vatei-schatt  und  damit 
die  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Unterhaltsbeitrügen  zugibt  und  demnächst  auch 
in  gerichtlicher  Urkunde  ausdrücklich  anerkennt.  Auch  ist  es  nicht  selten,  daß  sich 
der  Kindesvater  und  die  Kindesmutter  unter  dem  Einfluß  des  Generalvonnundes 
zur  Eheschließung  •)  und  damit  zur  Legitimation  des  Kindes  bereit  finden  lassen. 

Die  Erfahrung  hat  freilich  gezeigt,  daß  die  Legitimation  nicht  immer  im  Inter- 
esse des  Kindes  liegt,  indem  sie  in  vereinzelten  Füllen  vorwiegend  in  der  nach- 
gewiesenen  Absicht  erfolgt  ist,  das  Kind  der  gemeindewaisenamtlichen  Kontrolle  zi.i 
entziehen. 

Stellt  sich  aber  je  die  Notwendigkeit  einer  gerichtlichen  Kl.age  gegen  den 
Kindesvater  heraus,  so  ermöglicht  das  umsichtige  und  tatkräftige  Vorgehen  des 
Generalvonnundes  in  den  allermeisten  Fällen  einen  erfolgreichen  Au.sgang  des 
Rechtsstreites. 

Nachstehende  Zahlen  geben  ein  lehrreiches  Bild  von  dem  segensreichen 
Wirken  der  Generalvormundschafl.  In  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1902  bis  zum 
15.  März  1905  sind  im  ganzen  G9(i  uneheliche  Kinder  unter  Generalvormundschafl 
gestellt  worden.  Hievon  sind  im  Laufe  der  Zeit  28C  Kinder  ausgeschieden  und 
zwar  82  (=11-8  '/o)  durch  Legitimation,  1 73  (=  24-8  "/•)  durch  Tod.  3 1 (=  4-4  •/,) 
ilurch  Wegzug,  Eniennung  eines  anderes  V’ormundes.  Es  stehen  daher  zur  Zeit 
noch  410  Kinder  unter  Generalvormundschaft.  Für  507  von  den  090  Kindern 
(=  81 ’5  “/,)  wurde  die  freiwillige  Zahlung  von  Unterhallsbeiträgen  erreicht,  zum 
Teil  in  Gestalt  von  Ablindungssummen  — an  Abfindungssummen  sind  etwa 
90.000  Mark  durch  Vermittlung  des  Generalvormundes  hinterlegt  worden.  In 
129  Fällen  (=  18-5  */o)  war  Klage  nötig.  Zur  Zeit  .schweben  noch  13  Klagen.  Ein 
obsiegendes  Urteil  wurde  erlangt  in  107  Fällen  (=  92  2 "/•)•  Rechnet  man  diese 
107  Fälle  zu  den  507  Fällen  freiwilliger  Unterhaltszahlungen  hinzu,  so  ergibt 
sich,  daß  für  insgesamt  074  von  090  Kindern,  das  heißt  für  97  ”/•  die  Zahlung 
von  Unterhaltsbeiträgen  erzielt  wurde. 

•)  Für  die  uiienigellliclie  BosclialTung  der  lur  Trauung  erforderliclieii  Mittel  (Kleider),  deren 
Fehlen  Otters  als  Hinderungsgrund  für  die  Kliescliließung  angegeben  wird,  sorgen  in  Straßbnrg 
zwei  konfessionelle  Vereine. 
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Mail  würde  fehlgeheu,  wollte  man  annohmen,  daß  diese  Zahlen  eine 
erschöpfende  Wiedergalie  der  Erfolge  der  hiesigen  Generalvormundsctmfl  böten. 
Der  Wirkungskreis  des  Generalvormundes  ist  infolge  der  Bereitwilligkeit,  mit 
welcher  er  von  Anfang  an  seine  Arbeitskraft  in  den  Dienst  der  unter  der 
Aufsicht  des  Gemeindewaisenamtes  stehenden  Einzelvormönder  gestellt  hat  und 
infolge  des  stSndig  steigenden  Ansehens,  dessen  er  sich  bei  denselben  erfreut, 
ein  außerordentlich  viel  größerer  als  diese  Zahlen  vermuten  lassen.  Sobald  nämlich 
die  Wahrung  der  Vermögensinteressen  eines  unter  Einzelvormundschaft  stehenden 
Mündels  Schwierigkeiten  begegnet,  übeniimmt  es  der  Generalvormund  auf 
Ersuchen  des  Einzelvomnmdes  als  des.sen  Bevollmächtigter  die  erforderlichen 
Maßregeln  zu  ergreifen  und  gegebenenfalls  auf  gerichtlichem  Wege  die  Rechte 
des  Mündels  geltend  zu  machen.  Die  hiedurch  dem  Generalvormund  erwachsende 
Arbeit  beträgt  zur  Zeit  nahezu  zw'ei  Drittel  der  ihm  obliegenden  Gesamtarbeit. 
Indem  die  Generalvonnundschaft  auf  diese  Weise  mehr  und  mehr  an  Boden 
gewinnt,  läßt  sich  mit  Sicherheit  die  Zeit  voraussehen,  wann  die  neben  ihr  beste- 
hende Einzelvormundschaft  ihres  eigentlichen  Wesens  beraubt,  als  ein  leerer 
Name  ein  im  Interesse  iler  Erhaltung  des  Familiensinnes  allenfalls  zu  billigendes 
Dasein  führen  wird. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  der  Goneralvormiuid  bei  der  Fülle  der  zu  bewäl- 
tigenden Arbeit  — diese  hat  bereits  zur  Anstellung  eines  zweiten  Gcneral- 
vormundes  geführt  — unmöglich  noch  die  Pflege  und  Erziehungstätigkeit  der 
Mutter  oder  der  mit  der  Erziehung  der  Kinder  beh-auten  Personen  zu  beaufsich- 
tigen vermag.  Diese  Aufsicht  ist  dalier  völlig  den  Oi-ganen  des  Gemeindewaison- 
amtes  (Gemeindewaisenräte,  Gemcindowaisenpflcgerinnen , Gemeindewaisen- 
inspeklor  und  -inspektorin,  Gemeindewaisenarzt)  überlassen.  Je  besser  diese  Hilfs- 
kräfte orgimisierl  sind,  je  gewissenhatter  sie  ihrer  Aufgabe  gerecht  zu  werden 
suchen,  desto  wirkungsvoller  wird  die  Wohltat  der  Generalvormundschaft  in  die 
Erscheinung  treten.  Andrerseits  verleiht  erst  die  Generalvormundschaft  mit  ihrer 
tatkräftigen  Wahrung  der  Interessen  der  Mündel  den  Organen  des  Gemeinde- 
waisenamtes den  Rückhalt  dessen  sie  zur  Erfüllung  der'ihncn  durch  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  wie  durch  die  moderne  Sozialpolitik  zugewiesenen  Aufgaben 
bedürfen. 

Durch  die  geschilderte  Einrichtung  des  Gemeindewaisenamles  und  der 
Generalvonnundschaft  hat  die  Stadt  Straflburg  den  unehelichen  Kindern  gegen- 
über eine  bedeutend  größere  Verantwortlichkeit  übernommen,  als  sie  ihr  bisher 
oblag.  Die  Folge  davon  ist  daß  die  städtische  Verwaltung  in  den  Fällen,  wo 
w egen  Fehlens  oder  wegen  Unzulänglichkeit  des  Kostgeldes  zur  Pflege  gegebener 
Kinder  oder  wegen  Ausbleibens  von  Unterhaltsbeiträgen  die  Gewährung  einer 
öffentlichen  Unterstützung  nötig  erscheint,  Unlerstützungsgi-undsätze  zur  Dureh- 
fülmmg  gebracht  hat,  wie  sie  in  der  sonstigen  städtischen  Armenpflege  bislang 
nicht  zur  Anwendung  gekommen  sind.  Die  hiedurch  der  Armenverwallung  erwach- 
senden Mehrausgaben  belaufen  sich  zur  Zeit  auf  mehr  als  4000  Mark.  Es  wäre 
jedoch  verfehlt,  hieraus  zu  schließen,  daß  die  Einrichtung  der  Generalvonnund- 
schaft allgemein  eine  Mehrbelastung  der  Armenkasse  bedinge.  Wo  eine  nach  den 
Grundsätzen  der  modemeu  .Sozialpolitik  verfahrende  Armenpflege  besteht  — uml 
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eine  solche  wird  in  absehbarer  Zeit  auch  in  Straßburg  zur  Durchführung  gelangen  — 
da  wird  die  Überlegenheit  der  Gcneralvormundschaft  über  die  Einzelvomuuul- 
schafl  auch  dadurch  sich  offenbaren,  daß  sie  zugleich  mit  der  tatkräftigen  erfolg- 
reichen Wahrung  der  Vermögensinteressen  derüberwiegendderämierenBevölkening 
angehörenden  Mündel  eine  wesenlliclie  Entlastung  der  Armenkasse  mit  sich  bringt.  * 

Der  Stadt  Bern'sche  Armeninspektor  und  Berufsvormund. 

Die  Tätigkeit  dieses  Berufsvormundes  beruht  auf  der  nachfolgenden  recht- 
lichen Grundlage. 

In  Ausführung  des  .\rtikels  liiO  der  pro  1.  Juli  1903  in  Kraft  getretenen 
besonderen  Vorschriften  der  einzelnen  Verwaltmigsaldeilungen  der  Stadt  Bern 
wiu'de  mit  Zustimmung  des  Regierungsstatthalters  auf  Antr  ag  der  städtischen 
Armendirektion  von  der  städtischen  Voimundschaflskoramission  das  Einverständni.- 
erklärt  zu  folgender  Vereiidrarung: 

,ln  Fällen,  wo  es  sieh  um  Bestellung  eines  Vormundes  handelt  für  annen- 
genössige  Kinder  ist  in  der  Regel  die  Funktion  eines  Vormimdes  dem  jeweiligen 
Atmeninspektor  zu  übertragen,  dessen  bereits  erstattetes  Gelübde  soll  auch  für 
alle  anderen  ihm  noch  zu  übertragenden  Vormundschaften  als  gütig  luierkannt 
werden.“ 

In  der  Schweiz  ist  die  Vormimdschall  Angelegenheit  der  Vormundschafl.s- 
kommission  imierhalb  der  Gemeindeverwaltung  und  beruhte  früher  auf  dem 
heimatrechtlichen  Prinzip,  gemäß  Bundesgesetz  vom  25.  Jänner  1891  auf  «lern 
Terrilorialprinzip.  Das  gleiche  gilt  für  das  Armenwesen  im  Kanton  Bern.  Als 
Wohnsitz  der  bevormundeten  Per.son  gilt  der  Sitz  der  V’ormundsehallsbelifinle. 
Aus  dem  Berichte  des  Benifsvormundes  über  die  zwei  ersten  Jahre  seiner  Tätig- 
keit war  folgendes  zu  entnehmen: 

Der  Vormund  erhält  durch  seine  Tätigkeit  als  Armeuinspektor  Einblick  in 
<lie  elterlichen  und  häuslichen  Verhältnisse  des  Kindes. 

Die  Androhung  der  Wegnalime  des  gefährdeten  Kindes  im  Falle  von  Ver- 
wahrlosung i§  88  .Vrmengesetz)  bewirkt  oft  schon  Bes.senmg  der  Verhältnisse. 

Der  Vormund  berichtet  über  die  einzelnen  Fälle  von  Venvahrlosung  und 
gröblicher  Veniachlärsigung  der  Familienpflichten  an  die  Vormundsch.-iftsbehörde 
und  erwartet  ihre  Weisungen,  betreffend  Wegnahme  oder  Belassung  eines  Kindes 
bei  den  Eltern;  er  beantragt  den  Entzug  der  elterlichen  Gewalt  und  führt  über 
den  Beschluß  der  Vonnundschafts-  und  Armenkommission  die  Anordnung  des 
Regierungsrales,  die  Kinder  den  Eltern  wegzunehmen,  allenfalls  mit  Hilfe  der 
Polizei  durch.  Der  Bericht  enthält  zahlreiche  Fälle  der  Abnalime  der  Kinder  von 
den  Eltern  über  Antrag  des  Inspektors  wegen  grober  Vernachlässigung  der  elter- 
lichen Pflichten,  Trunksucht,  Unzucht  und  Vagandität. 

Der  Inspektor  übt  die  vormundschaftlichen  Funktionen  über  die  abgenom- 
ineuen  Kinder,  er  verkostgeldet  dieselben  in  Familien  oder  bringt  sie  in  Fällen  der 
Entartung  in  Anstalten  unter,  er  überwacht  deren  Pflege  und  flrziehung,  macht 
die  Alimentationsanspröche  gegenüber  den  Eltern  gellend,  überwacht  den  Verkehr 
der  abgenommenen  Kinder  mit  den  Eltern  und  bringt  die  Eltern  wegen  eigen- 
mächliger  Wegnahme  von  verkostgeldeten  Kindeni  zur  Bestrafung, 
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Der  Armeiiinspektor  ist  Berufsvormund  der  verwaisten  und  uiieheliclieii 
annengenössigen  Kinder.  Er  vertritt  die  Klage  der  Armenkasse  gegen  den  unelie- 
liehen  Vater  auf  Leistung  der  Alimente.  Er  bringt  der  Armenkommission  geeignete 
Pllegestellen  in  Vorschlag,  überwacht  deren  Fliege  und  Bintiehung  daselbst,  nimmt 
Wünsche  und  Klagen  der  Pflegekinder  entgegen,  er  .sorgt  für  den  Wechsel  der 
Pllegeparteien  bei  sich  ergebenden  Anständen. 

Ebenso  besucht  er  die  bevormundeten  Kinder  in  Anslallen.  Er  bringt  seine 
Wahrnehmungen  zur  Kenntnis  der  .Armenbehörde.  B’r  leitet  die  Füi-sorge  für 
Schwachsinnige  ein,  sorgt  für  die  Spitalsaufnahme  erkrankter  Kinder,  sorgt  für 
die  fruchtbringende  Anlage  und  Evidenthaltung  der  Ersparnisse  der  Kinder,  ver- 
mittelt die  Bemfserlemung  in  Lelu-werkslütten-,  Haushaltungs-  und  Dienstboten- 
schulen, beantragt  die  Förderung  der  Talente  durch  Stipendien  und  enhsprechende 
Fortbildung.  Er  sorgt  für  den  Abschluli  der  Lehr- und  Dienstverträge  nach  der 
Schulentlassung.  An  die  Berufsvonnundschatl  schließt  sich  in  Bern  eine  eigene 
Organisation  des  Patronates  über  die  schulentlassene  Jugend. 

Die  Anstaltsvormundschaft  in  den  Bundesstaaten  des 
Deutschen  Reiches,  insbesondere  in  Baden. 

Artikel  13(j  des  Einführungsgesotzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  er- 
möglichte der  Landesgesetzgebung  nicht  nur  die  Bevormundung  armer  Kinder 
durch  Beamte  der  Armenverwaltung,  sondern  auch  die  sogenannte  Anstalts- 
bevormundimg  einzuführen.  Die  Anslaltsvormundschafl  besteht  darin,  daß  den 
Vorständen  und  Beamten  der  unter  staatlicher  Verwaltung  oder  Aufsicht  mit 
der  Erziehung  und  Verpflegung  Erziehungsbedürfliger  betrauten  Anstalten  die 
Hechte  und  Pflichten  des  Vormundes  für  diese  Pfleglinge  ganz  oder  zum  Teil 
übertragen  wird.  Diese  Einrichtung  besteht  in  Preußen  und  Württemberg.  Mit 
Hücksichl  hierauf  und  die  sonstigen  Vorteile  der  Anstaltsvormundschaft  beschloß, 
ungeachtet  der  ablehnenden  Haltung  der  Uegierung.  die  Erste  Kammer  in  Baden 
eine  gesetzliche  Bestimmung,  wonach  die  zuständige  Zentralbehörde  ermächtigt 
sein  solllc,  hinsichtlich  bestimmter,  unter  staatlicher  V'erwaltung  oder  Aufsicht 
stehender  Erziehungsanstalten  der  obengedai'hten  Art  dem  Vorsteher  der  Anstalt 
oder  einer  oder  mehreren  der  den  Vorstand  der  Anstalt  bildenden  Personen  oder 
auch  geeigneten  .Anstallsbeamten  alle  oder  einzelne  Rechte  und  Pflichten  des 
Vormundes  für  die  minderjährigen  Zöglinge  zu  übertragen. 

Die  Zweite  Kammer  lehnte  jedoch  die  Anstaltsvormundschaft  ab.  Der 
Bericht  der  Kommission  der  Zweiten  Kammer  begründet  die  ablehnende  Haltung 
damit,  daß  dieselbe  zunächst  auf  das  entschiedenste  bezweifle,  daß  dies  ein 
Vorteil  für  die  Zöglinge  sein  werde.  Die  Zwangszöglinge  werden  in  ilie  dazu 
bestimmten  Anstalten  gegeben,  damit  sie  hier  erzogen  werden.  Dieses  bei  ver- 
wahrlosten Zöglingen  doppelt  schwierige  Geschäft  erfordert  nicht  nur  besonders 
veranlagte  Vorstände  und  Beamte,  sondern  auch  die  volle  .Arbeitskraft  dieser 
Persönlichkeiten. 

Tatsächlich  sind  aber  besonders  die  Anstaltsvorstände  schon  bisher  vielfach 
nicht  in  der  Lage  gewesen,  ihre  ganze  Kraft  dem  Hauptgeschäfle,  nämlich  der 
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Erziehung  zuzuwenden.  Sie  sind  nicht  selten  ziemlicli  weitgehend  durch  den 
Betrieb  der  Landwirtschaft,  durch  den  Ein-  und  Verkauf,  dui'ch  Buchführung. 
Korrespondenzen  und  sonstige  Dinge  in  Anspruch  genommen  und  dadurcli 
genötigt,  das  eigentliche  Erziehung.sgeschäft  mehr  als  wünschenswert  den  dazu 
gar  nicht  oder  nicht  genügend  befähigten  Aufsehern  u.  s.  w.  zu  überlassen. 

Mit  dieser  Tatsache  mag  es  Zusammenhängen  — sagt  der  Bericht  unter 
deutlicher  Anspielung  auf  die  gleichzeitigen  Ereignisse  und  Verhältnisse  in  der 
Anstalt  zu  Flehingen  — daß  die  Erfolge  der  Erziehung  und  Besserung  vielfach 
zu  wünschen  übrig  lassen  und  daß  die  öffentliche  Meinung,  zumal  jene  in  nächster 
Nähe  solcher  Anstalten,  der  Anstaltserziehung  nicht  besonders  günstig  gestimmt  ist. 

Um  so  mehr  liegt  es  im  öffentlichen  Interesse,  weitere  Ablenkungen  vom 
Hauptberufe  von  den  Beamten  und  insonderheit  von  den  Vorständen  der  Anstalten 
fernzuhallen.  Eine  erhebliche  Ablenkung  wäre  aber  zweifellos  die  mit  Schreibe- 
reien und  sonstigen  Mühen  verbundene  Führung  von  Vormundschaften,  zumal 
wenn  die  Vormundschaft  noch  über  die  Zeit  der  Entlassung  aus  der  Anstalt 
forldauert. 

Auch  für  den  Zögling,  meint  der  Kominissionsbericht  der  Zweiten  Kammer 
sehr  richtig  und  zutreffend,  sei  es  nicht  gleichgültig  und  könne  es  gelegentlich 
sehr  gut  sein,  wenn  er  außer  dem  Vorstand  und  den  Beamten  der  Anstalt  auch 
sonst  noch  jemanden  in  der  Welt  habe,  an  den  er  sieb  wenden  kann. 

Auf  Grund  dieser  und  ähnlicher  Erwägungen  und  Bedenken  scliied  die 
Zweite  Kammer  die  Bevormundung  der  Zwangszöglinge  durch  Vorstände  und 
Beamte  der  Zwangserziehungsanslalten  grundsätzlich  aus  dem  Gesetze  aus, 
n.'ichdem  außerdem  das  Justizministerium  die  Erklärung  durch  einen  Vertreter 
abgegeben  hatte,  daß  es  von  einer  ihm  in  dieser  Richtung  etwa  gegebenen  Er- 
mächtigung voraussichtlich  doch  keinen  Gebrauch  machen  würde. 

Hiezu  bemerke  ich,  daß  das  Justizministerium  nicht  immer  auf  demselben 
Standpunkt  gestanden  hatte.  Beweis  dessen  der  Erlaß  des  Ministeriums  der  Justiz 
vom  6.  April  1889,  Nr.  5297,  worin  dieses  Ministerium  den  großherzogliclien 
Amtsgerichten  die  Errichtung  der  Anstalt  in  Flehingen  mit  dem  mitteilt,  daß  es. 
nachdem  die  nächste  Fürsorge  für  die  Person  dos  Zöglings  der  AnstalL  beziehung.s- 
weise  dem  Hausvater  zukommt,  angemessen  erscheine,  daß  für  bevormundete 
Zöglinge  eben  jene  Anstaltsbeamten,  Hausvater,  beziehungsweise  Verwalter  auch 
mit  der  Widiraehmung  der  Pßiehten  als  Vormund  betraut  werden  und  daß  dem- 
entsprechend Zuweisung  der  vormundschaftlichen  Rechte  an  der  zuständigen 
Stelle  zu  beantragen  sei. 

Die  in  Flehingen  gemachten  Erfahrungen,  welche  zur  Verstaatlichung  dieser 
Anstalt  führten,  scheinen  den  Ausführungen  des  Kommissionsberichtes  der 
Zweiten  Kammer  recht  gegeben  zu  haben,  wonach  es  für  den  Zögling  recht  gut  sein 
kann,  .wenn  er  außer  dem  Vorstande  und  Beamten  der  Anstalt  auch  sonst  noch 
jemanden  in  der  Welt  hat.  an  den  er  sich  wenden  kann“,  und  mögen  diese  Erfidi- 
ningen  wohl  das  Ihrige  beigetragen  haben,  die  Anschauung  der  leitenden  Kreise 
in  dieser  Beziehung  zu  ändern. 
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Schlußwort. 

Dieses  Referat  zur  Krage  Punkt  I der  Tagesordnung  des  I.  österreicliischeu 
Kinderschutzkongresses  war  bereits  fertiggestcllt,  als  ich  das  Referat:  Zur  Reform 
des  V'ormundschaflswesen  von  Dr.  Richard  Weiskirthner  in  die  H:uid  bekam.  Die 
in  demselben  enthaltene  sachliche  Darstellung  des  geltenden  Vormundschaflsrechts 
anerkennt  das  Bedürfnis  nach  einer  Reform,  zu  deren  Lösung  das  Reichsheimats- 
gesetz  in  der  Bestellung  der  Gemeinde  als  Armenbehörde  zum  Gesamtvormund 
<ten  richtigen  Weg  andeute.  Der  zweite  W'egzeiger  sei  das  Keichssanitätsgesetz, 
welches  die  Gemeinden  zur  Evidenthaltung  und  Überwachung  der  Pflege  iler  in 
ihrem  Bereiche  verpflegten  Findlinge  verpflichtet 

Was  das  vorliegende  Referat  als  Ausnahme  für  große  Städte,  und  zwar 
unter  der  Voraussetzung  der  Ausdehnung  der  Generalvormund.schaft  auf  alle  im 
Stad  Ibereiche  sich  auftialtenden  Minderjährigen,  lür  die  ein  biugUcher  Einzel- 
vorinund  nicht  ausfindig  zu  machen  ist,  gelten  lassen  will  — wofür  dem  Referate 
Dr.  AVciskirchncr  zufolge  die  Voraussetzungen  in  Wien  in  der  Stadtgemeinde  und 
in  den  Bezirksarmenräten  gegeben  seien  — , denkt  sich  das  Referat  Weiskirchner 
als  Regel;  die  Ortsgemeinde  wäre  demnach  als  Generalvormuud  zu  empfehlen. 

.Man  möge  immeihin  überlegen,  ob  die  Gcneralvormundschaft  obligatorisch 
oder  fakultativ  über  Antrag  der  Armenbehörde  eingeführt  werden  soll*. 

Also  das  Prinzip  der  Gemeindeautonomie  obenan! 

Ober  die  tatsächlichen  Zustände  hinsichtlich  der  Armenkin<lerpflege  unter 
der  Herrschaft  der  Gemeindeautonomie  gibt  uns  der  Gulachtenband  Aufschluß. 
Ich  habe  zur  Beleuchtung  dieser  Zustände  die  einschlägigen  Teile  des  Gutachten.s 
im  ersten  Teile  dieses  Referates  im  Auszuge  unter  Hinweis  auf  die  Seitenzahl  des 
Gutachteubandes  wiedergegeben. 

Das  Referat  des  Dr.  Weiskirchner  fährt  fort:  Das  deutsche  Institut  der 
(iemeindewaisenräte  und  die  Wiener  Waisenratsvereine,  vermutlich  die  Vorläufer 
einer  geplanten  ähtdichen  Institution  in  Österreich,  seien  kaum  ein  geeignetes 
Mittel  zur  Beseitigung  der  Misere  unseres  Vormundschaftswesens.  Das  Referat 
Weiskirchner  spricht  weiter  (Seite  6)  von  einer  auffallenden  Kräftevcrschwendung: 
Gericht,  Vormund  und  zwischen  beiden  der  Gemeindew'ai.senrat  als  amtlich 
bestelltes  Aufsichtsorgan,  besser  gesagt  als  .Aufpasser  oder  Angeber“.  .Vuf  der 
anderen  Seite  (7)  wendet  es  sich  gegen  das  Unterordnungsverhältnis  der  Gemeinde- 
waisenräte zum  Gerichte,  weil  eine  derartige  Stellung  eines  Gomeindeorganes  mit 
<ler  Gemeindeautonomie  im  Widerspruch  stünde.  Dabei  wird  ganz  übersehen,  daß 
auch  durch  die  staatliche  Obetwormundschaft  eine  Unterordnung  der  Gemeinde 
als  Generalvormund  unter  die  Aufsichtsgewalt  des  Vormundschaftsgerichtes  von 
selbst  gegeben  ist.  Dem  Argumente  von  der  angeblich  gefi'ihrdeten  Gemeinde- 
autonomie bin  ich  im  Verlaufe  meiner  auf  Kinderschutz-  und  Jugendfürsorge 
gerichteten  Be.strebungen  nicht  das  erste  Mal  begegnet.  Ich  verweise  auf  itie 
Bekämpfung  der  Bezirksbeiräte  im  steiermärkischen  Landtage  (siehe  oben). 

Daß  man  die  Autonomie  der  Gemeinde  in  sozialen,  insbesondere  in  heimat- 
und  armenrechtlichen  Fragen  nicht  uneingeschränkt  gelten  hassen  darf,  hat  schon 
Dr.  Moritz  v.  Kaiserfeld  bei  Beratung  des  Heimatgesetzes  vom  3.  Dezember  1863, 
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R.  G.  Bl.  Sr.  105,  betont.  Und  in  der  Tal  stehen  sich  — wie  bereits  einnul 
erwähnt  — in  Fragen  der  Erziehungsfärsorge  für  ein  armes,  uneheliches  oder 
verwaistes  Kind  zwei  Parteien  gegenüber.  Auf  der  einen  Seite  das  Kind  mit  dem 
rechtlichen  Anspruch  auf  den  besonderen  Schutz  des  Geselze.s,  das  diesem 
Kinde  einen  Vormund  verspricht,  der  für  die  Person  seines  Mündels  zu  sorgen  hat 
und  dem  zur  Bestreitung  der  Erziehungskosten  ein  gerechter  Anspruch  an  die 
Armerianstalten  eingeräumt  ist  — auf  der  anderen  Seite  steht  die  Gemeinde  mit 
ihrer  armenrechtlichen  Verpdichtung  zur  Erziehung  armer  Kinder.  Auf  der  einer 
Seite  die  Vormundschaft  zur  Vertretung  des  Interesses  und  rechtlichen  Anspruches 
des  Kindes  — auf  der  anderen  Seite  die  Gemeindevertretung  in  erster  Linie  zur 
Vertretung  des  finanzieUen  Interesses  der  Steuerträger. 

Die  Aufsichts-  und  Beschwerdeinstanz  des  Landesausschusses  kommt  bei 
den  gegenwärtigen  Zuständen  auf  dem  Gebiete  der  Vormundschaft  in  Ermanglun» 
eines  geeigneten  Vertreters  des  Kindes  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht. 

Auf  diesem  Gebiet  und  in  diesem  Widerstreite  der  Interessen  würde  schranken- 
lose Gemeindeautonomie  so  viel  bedeuten,  als  die  eine  Partei,  und  zwar  den 
verpflichteten  Teil,  zum  Richter  in  eigener  Sache  machen!  Nun  hat  der  Sclueck- 
und  Weckraf;  .Gemeindeautonomie  in  Gefahr“  in  diesem  Falle  aber  gar 
keine  Berechtigung,  denn  es  fällt  niemandem  ernstlich  ein,  die  Autonomie  der 
Gemeinden  aus  den  Angeln  zu  heben.  Aber  ganz  abgesehen  davon  ist  die  Autonomie 
der  Gemeinde  in  der  Verwaltung  nicht  Selbstzweck,  sondern  Mittel  zum  Zweck, 
eine  Form  der  Verwaltung,  welche  auf  dem  Gebiete  des  Kinderschutzes  und  der 
Jugendfürsorge  den  I,ebensinteressen  des  Kindes  dienen  soll. 

Nun  zeigt  schon  die  Darstellung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  an  der  Hand 
des  Gulachtenbandes,  in  welch  unzulänglicher  Weise  dies  heutzutage  der  Fall  ist. 
und  einzelne  Gutachten  stimmen  darin  überein,  wie  eine  Besserung  der  beklagten 
Zustände,  insbesondere  der  Zusammenhanglosigkeit  der  Behörden  mit  vereinten 
Kräften,  also  auch  nur  durch  eine  Verbindung  der  autonomen  und  der  staatlichen 
Venvallung  anzustreben  wäre. 

Darüber  kann  nach  der  feststehenden  Tagesordnung  und  dem  Statute  de# 
ersten  österreichischen  Kinderschulzkongresses  dieser  nicht  beraten.  Diejenigen 
Fragen,  welche  der  I.  österreichische  Kindersebutzkongreß  noch  offen  läßt  mul 
deren  Lösung  im  Interesse  einer  systematischen  und  einheitlichen  Regelung  des 
Kindeischutzes  gelegen  sind,  mögen  auf  die  Tagesordnung  des  II.  österreichischen 
Kinderschutzkongresses  gestellt  werden:  ,die  Organisation  der  Gesamtberufsvor- 
mundschaft“ und  .die  Pflege  und  Eraehung  armer  Kinder  in  den  Gemeinden*. 

Unter  diese  beiden  Punkte  fallen  der  Ersatz  der  ehrenamtlichen  Einzel-, 
durch  die  berufsamtliche  Gesamtvorniundschaft  zum  Schutze  der  unehelichen  und 
verwaisten  in  Armenversm-gung  stehenden  Kinder,  aber  auch  die  Form  der  not- 
wendigen Verbindung  von  Pftegschafts-  und  Annenverwaltung,  damit  diese  nicht 
neben-,  möglicherweise  auch  gegeneinander  wirken,  statt  einversländlich  zasam- 
menzuwirken. 

Die  staatliche  Obervormundschaft,  welche  ein  Attribut  der  richtcrlicliM 
Gewalt  ist,  bringt  eine  gewisse  führende  Stellung  des  Richters  in  der  anzustreben- 
den Organisation  naturgemäß  mit  sich.  Dem  Berufsvormunde,  der  dort,  wo  kein 
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luugliclier  Eüizelvormund  ausfindig  zu  machen  ist,  einzutreten  lialle,  würde  die 
(ieltendmachung  der  Rechte  und  die  Bewältigung  aller  Geschäfte,  zu  welcher  sich 
der  Bemfsbeamte  besser  eignet  als  der  Träger  des  Ehrenamtes,  zum  Beispiel  der 
Abschluß  von  Verträgen,  Berufsvermitllung  u.  s.  w.  obliegen. 

Das  Beiufsamt,  welches  in  dieser  Beziehung  an  Stelle  des  Ehrenamtes  tritt, 
wäre  derart  zu  organisieren,  daß  allen  Minderjährigen  ira  ganzen  Reiche  eine  wirk- 
same Vormundschaft  vermittelt  wird.  Dort,  wo  iler  Umfang  der  zu  bewältigenden 
Geschäfte  die  Bestellung  eines  Berufsvormundes  für  den  Gerichtsbezirk  nicht  recht- 
fertigt, wäre  ein  solcher  für  eine  Mehrheit  von  Gerichtsbezirken  zu  bestellen. 

Die  zweckentsprechende  Organisation  der  Gesamivormundschaft  erschöpft 
.sich  nicht  in  dem  Ersätze  der  ehrenamtlichen  Einzelvonnundschafi  durch  eine 
Benifsvormundschafl,  bei  deren  Organisation  ein  Hauptaugenmerk  darauf  zu 
richten  sein  wii-d,  daß  diese  Einrichtung  vor  bureaukratischer  Einseitigkeit  zu 
schützen  ist 

Es  wird  .sich  hiebei  um  eine  Verbindung  der  in  dem  Gemeindewaisenrate 
tätigen  ehrenamtlichen  Kräfte  mit  dem  Berufsvormunde  handeln,  welche  sicli  mit 
diesem  in  die  der  Vormundschaft  gestellten  Aufgaben  zu  teilen  haben. 

Dabei  gälte  als  Regel : Das  Bureaugeschäft  fiele  dem  Berufsvormunde,  die 
Kürsorge  für  die  Person  des  Mündels  den  ehrenamtlich  tätigen  Kräften  zu. 

Der  Person  des  Vormundes  zur  Seite  die  Helferschar  jener  hilfsbereiten 
.Männer  und  Frauen,  w’elche  bei  der  Überwachung  der  persönlichen  Verhältnisse 
der  Pflegebefohlenen  den  Gerichten  wirksame  Dienste  zu  leisten,  in  erster  Linie 
die  der  Vormundschaft  obliegende  Fürsorge  für  die  Person  wahrzunelunen 
berufen  sind.  Mit  Recht  wurden  diese  Organisationen  ,als  eine  sozialpolitische 
Errungenschaft  von  großer  Bedeutung*  bezeichnet.  (S.  114.)  Die  Organisation  der 
Gesamtl>erufsvormundschaft  hängt  vermöge  der  der  Vormundschaft  obliegenden 
Fürsorge  für  die  Person  auf  das  innigste  zusammen  mit  der  Beantwortung  der 
Frage;  welche  Anforderungen  müssen  an  eine  öffentliche  Fürsorge  für  die  Person 
des  Mündels  von  dessem  Eintritt  ins  Leben,  vom  Säuglingsalter  angefangen  bis 
zum  Eintritt  in  das  Berufsleben  gestellt  werden,  damit  die  schutzbedürflige  Jugend 
vor  körperlicher,  wirtschaftlicher  und  sittlicher  Entartung  bewahrt  wird. 

Die  Organisation  der  Gesamtvormundschaft  kann  somit  zw'eckmäßiger  Weise 
ihren  Ausbau  erbalten  durch  den  .äuschluß  jener  Organisation,  welche  sich  die 
Überwachung  der  entgeltlichen  Pflege  fremder  Kinder  vermittels  der  Inanspruch- 
nahme des  Sanitätsdienstes  in  den  Gemeinden,  der  Gemeindeärzte  und  weiblicher 
.tufsichtskräfte  zur  Aufgalie  stellt. 

Durch  die  Schul-  und  Unten  ichtsordnung  ist  auch  der  Lehrer  in  die  örthehe 
Oiganisation  der  Jugendtürsorge  einbezogen. 

Da  es  sich  um  mittellose  Kinder  handelt,  hängt  — wie  dieses  Referat 
ausgeführt  hat  — ■ die  Organisation  der  Gesamtvormundschaft  auch  noch  weiter 
auf  das  engste  mit  der  Armenverw:dtung  zusammen.  Dieser  Zusammenhang 
berührt  in  gleicher  Weise  die  Organisation  des  Gemeindewaisenrates  und  der 
örtlichen  Armenpflege.  Das  zu  erstrebende  Ziel  muß  die  möglichste  Verein- 
heitlichung beider  Organisationen  sein,  deren  Vorteil  auf  beiden  Seiten  liegt. 
Die  öffentliche  Armenpflege  gewinnt  für  ihren  wichtigsten  Zweig  w'erfvolle 
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•Mitarbeiter,  die  örtliche  Organisation  der  Jugendfürsorge  aber  in  der  Armenpflej.'e 
geschulte  Kräfte.  Dieser  Gewinn  ist  aber  darum  nicht  zu  unterschätzen,  weil  selbst 
unter  der  Voraussetzung,  daß  diese  Organisationen  eigene  Mittel  haben,  sie  bti 
deren  Verwendung  und  Verwidtung  sich  an  die  feststehenden  armenrechtlicliic 
Grundsätze  halten  müssen,  wenn  anders  diese  Mittel  ihren  Zweck  erfüllen,  vor 
Verschleuderung  und  Zersplitterung  geschützt  werden  sollen.  Die  weitaus  gröBte 
Mchrzalil  der  Gemeinden  befindet  sich  außer  stände,  ihren  armenrechtliclien  i 
Verpilichtungen,  geschweige  denn  auch  erziehlichen  Anforderungen,  nachzu- 
koimnen.  Hier  drängt  sich  die  Notwendigkeit  von  Reforiaen  im  Interesse  der 
Jugendfürsorge  und  der  Armenpflege,  und  zwar  in  zweifacher  Richtung  auf. 
Diese  betreffen  die  Sicherstellung  der  rechtzeitigen  und  zulänglichen  Hilfe. 

Gelegentlich  der  Beschlußfassung  über  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1901,  R.  G.  Bl. 

Nr.  ü2,  beschloß  das  Abgeordnetenhaus  die  Regierung  aufzufordem,  ihren  EinfluB 
didiin  geltend  zu  machen,  daß  bei  der  landesgesetzlich  zu  regelnden  Fürsorge  au^ 
den  Gebarungsübersch Assen  auch  auf  jene  verlassenen  Kinder,  deren  Heimais- 
recht unbekannt  oder  strittig  ist,  durch  geeignete  Vorschußleistung  während  der 
Dauer  dieser  Feststellung  Rücksicht  genommen  werde.  Dieser  Anregung  .sind  nicht  | 
alle  Landesgesetzo  nachgekommen.  Die  Organisation  der  Gesarntberufsvonnund-  ^ 
Schaft  könnte  daher  zweekmäßigerweise  in  Verbindung  mit  den  bei  der  Über- 
weisung der  Gebaningsüberschösse  der  gemeinsamen  Waisenkassen  im  Jahre  1910  i 
zu  machenden  Vorbehalten  gebracht  werden.  Aus  dem  Gutachtenbande  ist  zu  ' 
entnehmen,  wie  die  Passivität  der  Gemeinden  bei  fremdzuständigen  Elementen  j 
überhaupt  eine  vom  Standpunkte  der  Fürsorge  hoch  bedauerliclie,  weil  vorhängnb- 
volle,  weitverbreitete  Erscheinung  ist.  Wohl  besteht  der  § 28  des  Heimatgesetze?  I 
zu  Recht  und  die  Erkenntnisse  des  Verwaltungsgerichtshofes  l i36/.l  und  1700  .1  . 

budwinsky  haben  die  Unterstützungs|)llicht  der  Aufonthaltsgemeinde  in  gegen-  i 
teiligem  Sinne  interpretiert. 

Allein  die  Fürsorge  für  das  Kind  kann  nicht  warten,  bis  alle  Rechtsmittel 
erschöpft  sind  und  die  Entscheidung  in  Rechtskraft  erwachsen  ist. 

Darum  die  sachlich  gewiß  gerechtfertigte  Forderung,  daß  ein  Teil  der 
Gebarungsüberschüsse,  die  durch  die  pflegschaftsbehördliche  Tätigkeit  zu  stände 
gekommen  sind,  dieser  selben  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsoi-ge  zugute 
kommen.  Damit  würde  selbstversländlieh  keine  Entlastung  der  Armenverbände  von 
ihrer  gesetzlichen  Unterstützungspflicht  erfolgen,  wohl  aber  dem  vielbeklagleii 
Mangel  an  Bannitteln  für  rechtzeitige  Hilfe  abgcholfen  werden.  Ein  solcher  Fond? 
würde  die  mittlerweilige  Untt^rbringung  des  Kindes  bis  zur  rechtskräftigen 
Entscheidung  über  das  Gesuch  des  Vormundes  im  Sinne  des  § 221  a.  b.  G.  B.  und 
der  §§  24  und  44  des  Heimatgesetzes  — füj-  welche  bis  jetzt  der  .Menschenfreund* 
nm  Hilfe  angerufen  wurde  — ermöglichen. 

Die  Unzulänglichkeit  der  großen  Mehrzahl  der  Gemeinden  zur  Leistung 
einer  das  Existenzminimum  verbürgenden  armenrechtlichen  Hilfe,  welche  im 
Sinne  des  Gesetzes  auch  noch  erziehlichen  Anforderungen  gerecht  werden  sollte, 
kann  aber  nur  dadurch  behoben  werden,  daß  die  Länder  den  Gemeinden  die 
ihnen  gesetzlich  obliegende  Pflicht  zur  Pflege  und  Erziehung  armer  Kinder 
erleichtern.  t§  22,  Alinea  3 des  Heimatge-setzes.) 
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Die  ausschließliche  Unterstülzungspflicht  der  Gemeinde  entspricht  den  bei 
der  Pflege  und  Erziehung  armer  Kinder  in  Frage  kommenden  Interessen  der 
Zukunft,  von  Staat  und  Gesellschafl  in  keiner  Weise. 

Auch  bei  der  neuerlichen  Zuwendung  der  Gebarungsüberschüsse  könnte 
der  verfassungsmäßige  Vorbehalt  gemacht  werden,  daß  die  vom  Staate  den  betei- 
ligten Ländern  zugewendeten  Geldmittel  allen  Minderjährigen  gleichmäßig  zu  gute 
kommen.  Diesem  Ziele  werden  die  Länder  am  besten  dadurch  näher  kommen,  daß 
sie  sich  finanziell  an  den  Kosten  der  Pflege  und  Erziehung  armer  Kinder  in  den 
Gemeinden  gleichmäßig  beteiligen.  Die  Länder  werden  aber  auch  diesen  Zweig 
sozialer  Fürsorge  mächtig  fördern,  wenn  sie  dieses  System  finanzieller  Unter- 
stützung mit  der  Ärmenaufsicht  in  Verbindung  bringen  und  die  Landesbeihilfe  von 
dem  befriedigenden  Ergebnisse  der  Armenaufsicht  abhängig  machen. 

Bei  Organisierung  der  Gesamtvormundschalt  wäre  daher  auch  ferner  in 
Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht  der  heutige  völlig  unbefriedigende  Zustand  des 
Nebeneinander  einer  untätigen  Einzelvormundschalt  neben  einer  zwar  im  Gesetze 
begründeten,  aber  wenig  wirksamen  Armenaufsicht  durch  eine  Kombination  beider 
Organisationen  ersetzt  werden  sollte  und  könnte.  Das  französische  Vorbild  hiefür 
wäre  der  Inspecleur  departemental  du  Service  des  enfants  assistes,  welcher  in 
seiner  Person  die  Aufsicht  über  Pflege  und  Erziehung  der  armen  Kinder  mit 
deren  Vormundschaft  vereinigt.  Vielleicht  ließe  sich  in  dieser  Richtung  ein  Ein- 
vernehmen zwischen  Staat  und  Land  erzielen,  welches  auch  der  sozialen  Quabtät 
der  Persönlichkeit,  welche  Berufsvormundschaft  und  Armenaufsicht  in  sich 
vereinigt,  zugute  kommen  und  dieses  Organ  davor  bewahren  würde,  zu  einer 
bui  eaukrati.schen  Formalität  herabzusinken. 

Sowohl  nach  der  Seite  der  Vormundschaft  als  auch  nach  der  Seite  der 
Ärmenaufsicht  liegt  das  dringende  Bedürfnis  nach  Schaffung  einer  lebenskräftigen 
und  wirksamen  Oiganisation  vor.  Der  Austausch  der  Meinungen  und  das  Entgegen- 
kommen aller  beteiligten  Kreise  zur  Erreichung  des  von  allen  angestrebten  Zieles 
eines  wirksamen  Kinderschutzes  wird  sicherlich  eine  Lösung  herbeiführen,  welche 
ohne  weseniliche  Beeinträchtigung  der  Gemeindeautonomie  doch  einen  befriedigen- 
deren Zustand  herbeiführt,  als  ihn  die  Gegenwart  bietet. 

Dieser  Zustand  ist  vom  Standpunkte  des  Kinderschutzes  unhaltbar.  Aus  der 
unehelichen  Geburt  sowie  aus  dem  Mangel  des  natürlichen  Fainilicnschutzes  folgt 
ein  erhöhtes  Schutzbedürfnis  für  die  Minderjährigen,  welches  wohl  auch  den 
Gesetzgeber  bestimmt  hat,  dem  schutzbedürftigen  Kinde  den  besonderen  Schutz 
des  Gesetzes  in  Aussicht  zu  stellen.  Die  Vormundschaft  ist  somit  für  die  Gesamtheit 
aller  Kinder,  welche  des  natürlichen  Schutzes  durch  die  Familie  entbehren,  diejenige 
umfassende  rechtliche  Unterlage,  welche  den  vom  Gesetze  gewollten  besonderen 
Schutz  zu  verwirklichen  in  der  Lage  ist. 

Dieser  Zweck  wird  im  Wege  der  Einzelvormundscliaft  nicht  erreicht,  soll 
aber  im  Wege  der  Gesamt(Benifs)vormundschaft  angestrebt  werden.  Ist  eine 
wirksame  Vormundschaft  einheitlich  im  Reiche  organisiert,  so  ergibt  sich  die 
Beantwortung  der  Frage  3 als  das  teilweise  Zugeständnis  einer  Ausnahme  von  der 
Regel.  Erst  unter  dieser  Voraussetzung  erscheint  die  Beibehaltung  der  Anstalts- 
Vormundschaft  der  Findelhausdirektion  als  eine  Schutzmaßnahme,  die  nach 

II.  9 
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Entlassung  des  Kindes  aus  der  Findelversorgung  nach  Ablauf  der  Normalfindel- 
Tcrpflegsdauer,  das  ist  nach  zwei,  sechs,  beziehungsweise  zehn  Jahren  in  der 
einheitlichen  Organisation  der  Gosamtvormundschafl  itn  Reiche  ihre  Fortsetzung 
findet.  Erst  hei  solcher  einheitlicher  Organi.sation  der  Gesamtvormundschaft  ist 
dieser  besondere  Schutz,  welchen  das  Gesetz  den  Minderjährigen  in  Aussicht 
stellt,  verwirklicht.  Von  dieser  Einheit  erscheint  dann  die  Gesamtvormund.schafl. 
welche  eine  große  Stadt  über  alle  Minderjährigen,  welche  sich  in  ihrem  Gebiete 
auflialten,  in  einer  die  Zwecke  der  V’ormundschaft  sichernden  Weise  organisiert 
wieder  als  eine  einheitlich  in  sich  geschlossene  örtliche  Ausnahme.  Während 
eine  solche  Ausnalrmsstellung  der  großen  Städte  die  Rücksichtnahme  auf  die 
besonderen  großstädtischen  Verhältnisse  hei  der  Organisation  der  Gesamtvor- 
nmndschaft  ermöglicht,  ist  aber  die  Übertragung  der  Generalvormundschafl  an  die 
Gemeinden  als  Armenbehörden  unter  keinetr  Umständen  zu  empfehlen.  Die  Cbei- 
tragrrng  der  Anslaltsvormundschaft  hängt  inrmer  von  der  Bearrtwortung  der  Vor- 
frage ab,  wie  die  öffentliche  Aufsicht,  welohiT  die  Anstalt  untersteht,  beschaff™ 
ist.  Lautet  diese  Antwort  iriclrt  befriedigend,  dann  möge  von  der  Übertragung 
der  Anstaltsvonnundschaft  abgesehen  werden.  Dem  Schutzbedürfnisse  der  Vereine 
und  privaten  Anstalten  gegen  unzeitgemäße  Geltendmachung  der  Rechte  der  Eltern 
trägt  der  § 3S  des  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Fürsorgeerziehung  Minder- 
jähriger, Rechnung. 

Dieser  Gesetzentwurf  läßt  zwar  die  rechtlichen  Grundlagen  der  Pflege  und 
Erziehung  gemeindearmer  Kiniier  unberührt,  bietet  jedoch  im  g 39  eine  Handhabe, 
der  Vernachlässigung  der  Eiziehungspflicht  der  Gemeinden  als  Arnienbehörden  zu 
steuern. 
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Empfiehlt  es  sich,  In  den  einzelnen  Gemeinden  Organe  der  Selbstver- 
waltung zu  schaffen,  welche  die  Gerichte  in  der  Ausübung  ihrer  pfleg- 
schaftsbehördlichen  Funktionen  zu  unterstützen  hätten? 


Gutachten 

erslattel  von 
Dr.  Hugo  Schauer, 

MinbteriaJial. 


Die  Hochlsbeziehiingeii  der  Kinder  zu  ilircn  Eltern  werden  zwar  mit  dem 
Au.sdnioke  .elterliche  Gewalt“  bezeichnet,  es  handelt  sich  aber  im  österreichischen 
Hechle  nicht  um  eine  Summe  von  Rechten  zum  Vorleile  des  Gewalthabers,  sondern 
um  ein  dem  Wolde  der  Kinder  dienendes  Schutzverhrdlnis.  Die  Ellern  haben  die 
Pflicht,  .ihre  Kinder  zuerziehen,  das  ist,  für  ihr  Leben  und  ihreGesundheil  zu  sorgen, 
ihnen  den  anständigen  Unterhalt  zu  verschaffen,  ihre  körperlichen  und  Geisteskräfte 
zu  tmtwickeln  und  durch  Untemcht  in  der  Religion  und  in  nützlichen  Kenntnissen 
den  Gnind  zu  ihrer  künftigen  Wohlfahrt  zu  legen“  (J  13'J  a.  b.  G.  B.).  Die  Elteni 
haben  das  Recht,  cinrersländlich  die  Handlungen  ihrer  Kinder  zu  leiten  (§  144)  und 
verfügen  über  die  erforderlichen  Zwangs-  und  Zuchtmittel  (§  145).  Die  Ellern  sind 
von  Staats  wegen  zur  Ausübung  ihrer  Rechte  verpflichtet  Gegen  die  Vernach- 
lässigung oder  den  Mißbrauch  dieser  Rechte  hat  das  Gericbt  die  Kinder  zu  schützen 
<§8  177,  17S),  jedernuum  kann  den  Beistand  der  Gerichte  anrufen.  Hinsichtlich  der 
Vermögensverwaltung  ist  das  unter  der  elterlichen  Gewalt  stehende  Kind  im  wesent- 
lichen dem  bevormundeten  Kind  gleichgestellt.  Der  Vater  unterliegt  diesbezüglich 
der  fortlaufenden  Kontrolle  des  Gerichte.s  (§g  150  und  175).  Personen,  denen  die 
Sorge  eines  Vaters  nicht  zu  statten  kommt  und  die  noch  minderjälirig  oder  aus 
einem  anderen  Grunde  ihre  Angelegenheiten  selbst  zu  besorgen  unfähig  sind, 
gewähren  die  Gesetze  durch  einen  Vormund  oder  Kurator  besonderen  Schulz 
(§§  21  und  187).  Da.s  Voimundschaftswesen  wird  vom  Staate  überwacht.  Er  übt 
diese  Tätigkeit  als  Obervormund  durch  die  Gerichte  aus,  die  den  Vormund  sowohl 
bei  der  Fürsorge  für  die  Person  des  -Minderjährigen  oder  Pflegebefohlenen,  wie  bei 
der  V'erwaltung  seines  Vermögens  zu  überwachen  haben  (§g  216,  222IT.  a.  b.  G.  B.). 

Die  erste  Voraussetzung  für  die  Wirksamkeit  des  gesetzlichen  Schutzes  <ler 
Kinder  gegen  Vemachlfussigung  der  mit  den  Reclilen  der  Eltern  und  des  Vormundes 
verbundenen  Pflichten  und  gegen  Mißbrauch  dieser  Rechte  bildet  die  Kenntnis  des 
Gerichte.s  von  den  Tatsachen,  die  ein  Einsidireiten  des  Gerichtes  notwendig  machen. 
Nach  dem  Gesetze  sind  zunächst  die  Verwandten  des  Kindes  verpflichtet,  ihre 
Wahrnehmungen  dem  Gerichte  milzuteilen  (§§  178,  1811,  217).  Auf  d.as  tätige 
Interesse  der  Venvandlen  kann  man  aber  im  allgemeinen  nicht  rechnen.  Unehe- 
liche Kinder  haben  rechtlich  überhaupt  keine  Verwandle  und  mn  sie  kümmern 
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sich  auch  die  natürlichen  Verwandten  in  der  Regel  nicht,  obwohl  gerade  sie,  weil 
von  der  Familie  ausgeschlossen  und  regelmäßig  vermögenslos,  eines  Schutzes  ganz 
besonders  bedürften.  Unter  dem  Einflüsse  der  Wanderbewegung  der  Bevölkerung, 
durch  die  Suche  nach  iWbeits-  und  Erwerbsgelegenheit  und  die  Entwicklung  der 
Kommunikationsmittel  hat  sich  der  Verband  der  weiteren  Familie  gelockert  und  zum 
Teile  ganz  verloren.  In  gewissen  Schichten  der  Bevölkerung  besteht  überhaupt  kein 
Ober  einen  ganz  engen  Kreis  hinausreichendes  Bewußtsein  der  Familienzugehörig- 
keit.  Nach  dom  Gesetze  sollen  allerdings  auch  die  politischen  Obrigkeiten,  die 
weltlichen  und  geistli<-hen  Vorsteher  der  Gemeinden  das  Gericht  von  dem  Falle 
einer  Vormundschaft  benachrichtigen  (§  189).  Mit  dieser  Vorschrift  scheint  man  zur 
Zeit  der  Erlassung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  das  Auslangen  gefunden  zu  haben. 
Die  großen  Städte  bestanden  damals  nicht,  auf  dem  Lande  waren  die  Gerichtsstellen 
um  vieles  zahlreicher  als  heute.')  Die  Gerichte,  namentlich  die  Patriraonialgerichtc, 
hatten  sehr  kleine  Sprengel,  ihre  Beamten  waren  stabil  und  verfügten,  da  die  Zahl 
der  Gerichtseingesessenen  klein  war,  über  genaue  Personalkenntnis.se.  Damals  m.ag 
es  dem  Gerichte  möglich  gewesen  sein,  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  für  ein 
Mündel  einen  geeigneten  Vomnind  zu  bestellen  und  ohne  besondere  Einrichtung  eine 
wirksame  Fürsorge  für  die  gerichtlichen  Pflegebefohlenen  zu  betätigen.  Heute  sind 
die  Gerichte  dazu  ganz  außer  Stande.  Die  Gerichtssprengel  sind  groß,  die  Zalil  der 
Bewohner  des  Bezirkes  und  der  Pflegebefohlenen*)  hat  so  zugenommen,  daß  die 


>)  Bei  der  GeridiUorganisation  um  die  Mitte  des  XIX.  Jalu-hunderls  traten  au  die  Stelle  von 
f»780  Patrimonial*,  Magi.strats-  und  kaiserlichen  Gerichten  kaum  viel  mehr  als  1000  Gerichtastelleit 


S)  BeispieUweise  betrug  die  Zalil  der  anhängigen 

Vonnundschaflon, 

gezählt  nach  Stämmen 

(Faniilien  und  nicht  nacii  KApfen): 

1890 

1895 

1904 

Bezirksgt>richl  Leopoldstadt  I ^ 

4.169 

3.738 

6.340 

II / 

2.830 

5.m 

, Landstraße 

1.289 

litl5 

7.478 

, Magarelhcn 

907 

1.738 

6.975 

, Favoriten 

2.S73 

4.071 

11.754 

, Meidling 

3.616 

6.267 

Im  ganzen  Wiener  Jrprengel 

32.980 

54.288 

106.80.5 

Ira  Sprenge!  des  Kreisgeriebtes  Wiener-Neustadt  . . . 

10.634 

13.745 

19.164 

In  Prag,  Obere  und  Untere  Neustadt  . 

3.243 

3.465 

5.039 

Karolineiithal 

840 

l.Sti 

3.545 

Smichow  

2.096 

2.055 

5.0.)i 

6.982 

8.336 

14-757 

Triest  Stadt 

4.306 

4.338 

10.383 

Krakau 

220 

496 

6.479 

ChrzanOw 

459 

527 

2.811 

Neu-Sandez 

94^ 

076 

3.170 

Rzeszöw 

194 

243 

2.534 

Lemberg,  Stadt 

13.343 

Brzekany  . • 

3.07S 

6.178 

Przemvil 

2.880 

Stanislau 

3.734  . 

Brody 

2.591 

Seretb 

3.445 
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Gerichte  eine  Überwachung  der  Fürsorge  für  die  persönlichen  Verhältnisse  der 
Pflegebefohlenen  auch  dann  nicht  mehr  bieten  könnten,  wenn  das  Personal  der 
Gerichte  weniger  rasch  wechseln  würde,  als  es  tatsächlich  der  Fall  ist.  Dazu  kommt 
.als  ein  weiteres  Hindernis  der  fortwährende  Wechsel  in  der  Bevölkerung  der 
tlroBstadt  und  der  Industrieorte  und  die  paradox  anzusprechende  Erscheinung,  daß 
der  einzelne  bei  der  Ansammlung  vieler  Menschen  auf  engem  Raume  immer 
einsamer  wird  und  von  seinen  Nebenmenschen  weiter  wegrückh  In  der  Großstadt 
stehen  sich  die  Bewohner  desselben  Hauses  häufig  vollständig  fremd  gegenüber, 
kennen  sich  weder  dem  Namen  noch  der  Person  nach.  Nicht  so  trostlos  wie  in  den 
Großstädten  liegen  die  Verhältnisse  auf  dem  Lande.  Aber  auch  da  ungünstig  genug, 
um  eine  Verwaltung  der  Pflegsehaflsgeschäfte  in  der  Intensität,  w'ie  sie  gerade 
durch  die  moderne  Entwicklung  der  sozialen  Verhältnisse  und  ihre  Rückwirkung 
auf  die  Familie  notwendig  wäre,  unmöglich  zu  machen.  Die  Gerichte  bedürfen  eines 
besonderen  Hilfsorganes,  das  dem  Mündel  und  dessen  gesetzlichem  Vertreter  näher 
steht  als  das  Gericht,  das  seine  Verhältnisse  kennt  und  von  allen  Veränderungen 
rasch  und  sicher  Kenntnis  erlangen  kann. 

Da  es  gilt,  die  Tätigkeit  der  Gesellschaft  in  ihrem  eigenen  Interesse  zur 
Mitwirkung  für  einen  Gegenstand  der  staatlichen  Verwaltung  zu  organisieren,  so 
liegt  es  nahe,  von  der  vorhandenen  Organisationseinheit,  der  politischen  Gemeinde, 
auszugehen.  Doch  ist  in  den  großen  Städten  die  Gemeindeverwaltung  aus  denselben 
Gründen  wie  das  Gericht  nicht  mehr  dazu  geeignet,  die  Aufgabe  unmittelbar  zu 
lösen.  Aber  auch  auf  dem  Lande  ist  die  Bestellung  eines  besonderen  selbständigen 
Gemeindeorganes,  das  durch  seine  Zusammensetzung  die  Gewähr  für  eine  regel- 
mäßige Tätigkeit  bietet,  empfehlenswert.  Den  Gemeindevorstehern  als  solchen  kann 
man  eine  so  bedeutende  Geschäftslast,  wie  sie  die  intensive  Mitwirkung  zur  gericht- 
lichen Pflegschaftsverwaltung  zur  Folge  hätte,  nicht  aufbürden  und  von  ihnen  auch 
nicht  eine  entsprechende  Durchführung  erwarten.  Nun  liegt  aber  eine  intensive 
Pflegschartsverwaltung  im  eigenen  Interesse  der  Gemeinden,  da  die  körperliche 
und  sittliche  Verwahrlosung  der  Jugend  die  Sicherheitsverhältnisse  in  der  Gemeinde 
beeinträchtigt  und  die  Gemeindemitglieder  mit  schweren  Auslagen  für  Armenpflege 
und  Wohltätigkeitswesen  belastet,  während  die  Mühe,  die  auf  die  Jugendfürsorge 
als  einen  wichtigen  Zweig  der  vorbeugenden  Armenpflege  verwendet  wird,  sich  in 
der  Verminderung  der  Armenlasten  oder  doch  wenigstens  in  der  Verhinderung 
eines  sonst  unvermeidlichen  Anschwellens  vergütet. 

Der  Gedanke,  in  irgend  einer  Weise  durch  eine  besondere  Gemcinde- 
einrichtung  das  Gericht  bei  der  Durchführung  der  Pflegschaftsgeschüfte  zu  unter- 
stützen. hat  schon  in  den  vormals  in  Wien  bestandenen  Waisenkomitees  einen 
Ausdruck  gefunden.  Zufolge  eines  Gemeindoratsbeschlusses  vom  Jahre  18.Ö4 
wunle  in  Wien  in  jedem  Bezirke  ein  aus  sechs  Mitgliedern  (^Waisenräten)  und 
einem  Vorsitzenden  bestehendes  Waisenkomitee  gebildet,  das  dem  Bezirksgerichte 
zur  Bestellung  als  Vormünder  geeignete  Personen  namhaft  machen  und  sie  in  der 
Erzicliung  der  Mündel  unterstützen  und  nötigenfalls  das  Einschreiten  der  Gerichte 
veranlassen  sollte.  Diese  Waisenkomitees  sind  aber  längst  wieder  außer  Cbung 
gekommen,  obwohl  sich  seither  die  Schwierigkeit,  namentlich  für  die  zaldreichen 
vermögenslosen  Mündel  einen  Vormund  überhaupt  nur  zu  finden,  noch  gesteigert 
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hat  und  eine  efTektive  Äufsidil  über  die  Fühning  der  Vormundschaft  vom  Gerichte 
längst  nicht  melir  geführt  werden  kann.  Das  Gericht  kann  höchstens  in  längenn 
Zeilperioden  den  Vormund  zu  einer  mündlichen  oder  schriftlichen  Bericht- 
erstattung verhalten.  Besonderen  Wert  hat  jedoch  diese  Form  der  Aufsicht  nicht. 
Die  Heranziehung  der  Gemeindebehörden  zur  Unterstützung  der  Vormundscliafts- 
richter  beschäftigte  auch  den  Xll.  deuLschen  Juristentag  (1872).  Er  sprach  sich 
dafür  aus,  daß  für  jede  Gemeinde  oder  für  Teile  derselben  ein  Gemeindewaisenrat 
zu  bestellen  sei,  der  über  das  persönliche  Wohl  und  die  Erziehung  der  Mündel 
die  Aufsicht  zu  fuhren,  die  hiebei  etwa  wahrgenommenen  Mängel  oder  Pflicht- 
widrigkeiten anzuzeigen  sowie  über  Verlangen  über  die  Person  des  Mündels 
Auskunft  zu  erteilen  hätte.  Sulche  Gemeindewaisenräle  wurden  dann  zunäciist  in 
Preußen  und  hierauf  nach  dem  Muster  der  preußischen  Vormundscliaftsordniin? 
durch  das  neue  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  (g  184!)  IT.)  allgemein  im 
Deutschen  Reiche  eingelührt 

Ähnliche  Funktionen  wie  die  Gemeindowaisenräte  im  Deutschen  Reiche  ver- 
sehen in  Ungarn  die  Gemeindewjiisenväler.  Nach  § 173,  (iesetzartikel  XX  von  1877, 
ist  jede  Gemeinde  verpflichtet,  einen  Waisenvater  zu  bestellen.  Der  Gemeindc- 
waisenvatcr  bringt  nach  § 170  einen  Vormund  oder  Kurator  in  Voi'sclilag,  sub- 
stituiert den  Vormund  oder  Kurator,  bis  ein  solcher  bestellt  wird  und  bis  er  seine 
Funktionen  beginnt,  hält  die  in  der  liemeinde  befindlichen  Mündel  und  Kuranden 
in  Evidenz  und  überwacht  das  Vorgehen  der  Vormünder  und  Kuratoren.  Nimmt 
er  ein  Säumnis  wahr,  so  hat  er  an  die  Gemeinde  oder  an  die  Vomiundschafl»- 
behörde  die  Anzeige  zu  erstatten. 

In  Norwegen  ist  nach  dem  Gesetze  vom  ü.  Juli  18!Mj  in  jeder  Gemeinde  ein 
Vorraundschaftsrat  zu  bilden,  der  au.s  dem  Amtsrichter  und  dem  Geistlichen  des 
Ortes  sowie  aus  fünf  von  der  Gemeindeversammlung  auf  zwei  Jahre  gewählten 
Mitgliedern  besteht,  unter  denen  sich  ein  Arzt  und  eine  oder  zwei  Frauen  befinden 
müssen.  Dem  Vormundschaftsrate  ist  in  Ansehung  der  Mitwirkung  bei  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  über  die  Behandlung  verwalirloster  Kinder  insbesondere 
die  Aufsicht  über  die  außerhalb  der  Erziehungsanstalten  untergebrachten  Kinder 
und  ihre  Behandlung  übertragen.  Der  nonvegische  Vormundschaftsrat  ist  nicht 
bloß  ein  Hilfsorgan  der  Gerichte,  sondern  eine  Behörde  mit  Entscheidungs-  und 
Verfügungsrecht. 

Einen  ähnlichen  Wirkungskreis  hat  zufolge  des  Gesetzes  vom  13.  Juni  190i 
in  Schweden  das  Kinderaufsichtsamt  und  zufolge  des  Gesetzes  vom  14.  Apial  l!k.tä 
in  Dänemark  das  V'ormundschaftsgericht. 

ln  Österreich  hat  zunächst  der  galizische  Landtag  mit  Beschluß  vom  17.  Mai 
1892  die  Errichtung  von  Vormundschaftsräten  empfohlen,  die,  wenigstens  soweit 
das  flache  Land  in  Frage  kommt,  nicht  der  Einrichtung  des  Familienrates  nalie- 
stehen  würden,  sondem  eine  Gemeindeeinriohtung  wären  zur  Unterstützung  des 
Gerichtes  bei  der  Aufsicht  über  die  Führung  von  Vormimdschafts-  und  Pflegscli.ilt-s- 
geschäflen.  Im  Abgeordnetenhause  trat  in  der  Budgetdebatte  des  Jahres  I90ä 
Abgi?ordneler  Dr.  Jabloiiski  warm  für  die  Schatfung  eines  Vermitllungsorgancs 
ein,  das,  zwischen  Gericht  und  Vormund  stehend,  die  Tätigkeit  der  Vormünder 
zu  kontrollieren  und  über  die  Person  und  das  Vermögen  des  Pflegebefohlenen 
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die  Obsorge  zu  führen,  andrerseits  aber  in  allen  Angelegeulieitcn,  die  das  Wold 
und  das  Gut  des  Mündels  betreffen,  das  Gericht  mit  Hat  und  Tat  zu  unterstützen 
hätte.  Neuestens  hat  auch  der  mährische  Landtag  mit  Beschluß  vom  15.  Jänner 
1 90(>  die  Einführung  von  Waisenräten  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  empfohlen. 
Desgleichen  der  IV.  polnische  Juristentag  in  Krakau  (Oktober  1906).  Das  Bedürfnis 
nach  solchen  Einrichtungen  ist  so  stark,  daß  sich  in  Nieder-  und  Oberösterreich, 
in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Steiermark,  Kärnten  und  Krain  sowie  in  Galizien 
ohne  gesetzliche  Basis  zahlreiche  Gemeindewaisenräte  nach  deutschem 
-Muster  gebildet  haben  und  mit  vorzüglichem  Erfolge  tätig  sind.  In 
den  anderen  Kronländern  trachtete  man  durch  Bildung  von  WaisenraLsvereinen. 
wie  sie  zuerst  in  Wien  ins  Leben  gerufen  wurden,  von  Waisenkomitees  und 
teilweise  auch  durch  Aufstellung  von  gerichtlichen  Vertrauensmämiern  in  den 
einzelnen  Gemeinden  dem  Ziele  nahe  zu  kommen  und  dem  Gerichte  die  unent- 
behrliche Untersiützung  zu  beschaffen,  von  deren  Wichtigkeit  für  d:ts  Interesse 
der  Gemeinde  eben  diese  freiwilligen  Schöpfmigcn  Zeugnis  ablogen.  Diese  Ver- 
anstaltungen haben  der  gesetzlichen  Einführung  der  Vormund.schaftsräte  den 
Boden  geebnet,  sie  beweisen  ihre  Notwendigkeit,  machen  aber  die  Herstellung 
einer  gesetzlichen  Grundlage  nicht  überflüssig.  Ohne  gesetzliche  Notwendigkeit 
zur  Organisierung  hängt  das  Entstehen  und  der  Bestand  der  Waisenräte  von  dem 
zufälligen  Umstande  ob,  daß  sich  gerade  in  der  Gemeinde  Männer  finden,  die  für 
den  Gegenstand  Interesse  und  VersÜlnduis  haben  und  die  bereit  sind,  hillreich  in 
die  Lücke  einzutreten.  Von  so  unsicheren  Faktoren  darf  aber  doch  wohl  nicht  der 
wirksame  Kinderschutz  airhängig  sein,  auf  die  Gefahr  einer  Beeinträchtigung  der 
geistigen,  sittlichen  und  physischen  Gesundheit  eines  Teiles  der  Bevölkerung  und 
des  durch  diese  bedingten  Interessen  der  staatlichen  Gesellschaft. 

Die  Art  der  Organisierung  der  Waisen-  oder  Vormundschaftsräle 
ist  eigentlich  schon  mit  dem  Zwecke  gegeben.  Der  Vormundschaftsrat  muß  über  die 
nötigen  Personal-  und  Ortskenntnisse  verfügen.  Daher  genügt  zwar  auf  dem  flachen 
Lande  in  nicht  allzu  ausgedehnten  Gemeinden  ein  Vormundschaftsrat.  in  größeren 
Ortschaften,  namentlich  in  den  Städten  müssen  aber  so  viele  Räte  gebildet 
werden,  daß  jeder  in  seinem  Sprengel  die  Geschäfte  intensiv  behandeln  kann.  Der 
X'ormundschaftsrat  soll  nicht  zu  viel  Mitglieder  haben.  Den  Vertretern  der  Kirchen 
und  religiösen  Genossenschaften  und  der  Schule  gebührt  Sitz  und  Stimme.  Die 
Mitwirkung  eines  Arztes  ist  stets  erwünscht  Das  Amt  muß  ein  Ehrenamt  sein. 
Die  Aufsicht  über  die  Vormundsehaftsn'de  sollen  die  Gerii  hte  führen.  Der 
Vormundschaftsrat  soll  und  kann  die  Selbsthilfetätigkeit  der  Gesellschaft  nicht 
ersetzen  und  erschöpfen,  ihr  aber  als  Organisationsmittelpunkt  dienen.  In  größeren 
Gemeinwesen  können  die  wenigen  Mitglieder  des  Vormundschaftsrates  nicht  alle 
.Mündel  kennen  und  nicht  mit  allen  Vormündern  in  |)crsönlicher  und  ständiger 
Berührung  bleiben.  Die  Geschäftslast  des  einzelneti  Mitgliedes  darf  auch  nicht  zu  groß 
sein.  Der  Vormundschaftsrat  muß  sich  daher  Hilfskräfte  angliedem,  die  bereit  sind, 
sich  in  den  Dienst  seiner  Aufgabe  zu  stellen.  Durch  sic  kann  auch  der  unerläßliche 
Kontakt  zwischen  den  Kinderschutz-  und  Für.sorgevereinen  und  anderen  ähnlichen 
Gesellschaften  mit  dem  Vormundschaftsrate  hergestellt  werden.  Ihre  Funktionäre 
und  Mitglieder  können  bei  der  Durchführung  ihrer  Vereinsaufgaben  gleichzeitig  als 
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Hilfsorgane  des  Vormundschaftsrates  dessen  Arbeiten  ermöglichen  und  fördern. 
Oer  größte  Wert  ist  auf  die  Mitwirkung  opferwilliger  und  beherzter  Frauen  als 
Fürsorgerinnen  für  Kinder  im  vorschulpfliehtigen  Alter  und  für  Mädchen  zu  legen. 
Die  Fürsorgeerziehung  ist  ohne  solche  von  den  Vormundschaftsräten  zu  bestellende 
Fürsorger  zweckentsprechend  gar  nicht  durchführbar.  Im  Interesse  der  OeschäfLs- 
vereinfachung  können  die  freiwilligen  Hilfskräfte,  die  den  äußeren  Dienst  versehen 
sollen,  den  Verhandlungen  des  Vormundsi'haflsrates  mit  beratender  Stimme  bei- 
gezogen werden. 

Der  Wirkungskreis  desV'ormundschaftsrates  ergibt  sich  aus  seinem  Zw'ccke. 
Er  soll  dem  llerichte  die  Kenntnis  jener  Tatsachen  vermitteln,  die  eine  vormund- 
schafls-  oder  pllegschaflsbehördliche  Maßnahme  erheischen.  Ihm  fällt  die  Aufgabe 
zu,  zue  Behebung  der  großen  Schwierigkeiten  beizutragen,  mit  denen  das  Gericht  bei 
Bestellung  von  Vormündern  zu  kämpfen  hat  Der  Vormundschaftsrat  soll  mit  den 
Vormündern  und  Ptlegebefohlcnen  in  ständiger  Fühlung  bleiben,  sie  kontrollieren, 
ihnen  nach  Wunsch,  insbesondere  auch  bei  der  Berufswahl  des  Mündels  und  bei 
seiner  Unterbringung  in  einem  Gewerbe  oder  in  einer  sonst  für  ihn  passenden 
Beschäftigung  an  die  Hand  gehen  und  seine  Personal-  nnd  Sachkenntnis  dem 
(törichte  zur  Verwertung  bei  der  gerichtlichen  Pflegschaftsführiing  durch  Bericht- 
erstattung und  Begutachtung  von  Anträgen  und  Vorschlägen  zur  Verfügung  stellen. 
Die  Vormundschaftsräte  bedürfen  des  Schutzes,  den  die  in  Durchführung  von 
Itegierungsgeschäflen  und  in  Ausübung  obrigkeitlicher  Aufträge  tätigen  Organe 
genießen,  und  sie  werden  ihrer  Bestimmung  gemäß  dieses  Schutzes  nach  Maßgabe 
der  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  {§  C8  und  andere)  auch  teilhaftig  werden.  .Mit 
einer  Zwangsgewalt  sind  sie  nicht  auszustatten.  Nimmt  der  Vormundschaftsral 
.Mängel  oder  Pflichtwidrigkeiten  wahr,  so  soll  er  zu  deren  Beseitigung  durch 
Belehnmg,  Vorstellung  und  Ermalmuug  hinwirken.  Wenn  dies  nichts  fruchtet  oder 
wenn  schwere  Mängel  vorliegen,  bleibt  ihm  die  Erstattung  der  Anzeige  an  das 
Gericht  Vorbehalten.  Nicht  unzweckmäßig  wäre  es  auch,  Vomumdschaflsräte  zur 
Begelung  des  Kinderziehwesens  heranzuziehen.  Man  könnte  ihnen  die  Aufsicht 
über  die  Zieh-  oder  Haltekinder  und  auch  die  Erteilung  der  Bewilligung  zur  Über- 
nahme von  fremden  Kindern  in  die  Pflege  übertragen. 

Zusamnienfa.ssend  möchte  ich  meine  Ansicht  über  den  in  der  Frage  bezeich 
neten  Gegenstand  in  folgender  Weise  aussprechen : 

Es  ist  unerläßlich,  durch  eine  Ausgestaltung  der  bestehenden 
Gesetze  in  den  einzelnen  Gemeinden  Organe  der  Selbstverwaltung 
zu  schaffen  (Vormundschaftsräte),  welche  die  Gerichte  in  der  Aus- 
übung ihrer  pflegschaftsbehördlichen  Funktionen  zu  unterstützen 
haben. 
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Empfiehlt  es  sich,  zum  Schutze  der  Gesundheit  sowie  der  körperlichen 
und  moralischen  Integrität  von  Kmdern  besondere  strafrechtliche  Normen 

aufzustellen? 


Gutachten 

von 

Professor  Dr.  Lammasch. 


Dem  Wohlgesitteten  ist  nichts  Menschliches  heiliger  als  das  Kind ; für  den 
Entarteten  aber  bieten  gerade  jene  Eigenschaften  und  Zustände  des  Kindes,  welche 
demselben  die  Zuneigung  der  Wohlveranlagten  sichern,  seine  Unerfalirenheit, 
Unverdorbenheit  und  Hilflosigkeit,  den  Anreiz  zu  verbrecherischem  Mißbrauch  des- 
selben. Gegen  solche  Böswilligkeit,  aber  auch  gegen  Nachlässigkeit  und  Gleich- 
gültigkeit bedarf  das  Kind  eines  besonderen  Schutzes,  der  unter  Umständen  auch 
mit  den  Mitteln  des  Strafrechtes  gewährt  werden  muß,  wenn  schwächere  und 
zartere  nicht  mehr  ausreichen. 

Das  Bedürfnis  nach  einem  solchen  Schutze  nimmt  stetig  zu,  je  größer  mit 
der  wachsenden  Kompliziertheit  der  gesellschaftlichen  V^erhältnisse  die  das  Kind 
bedrohenden  Gefahren  werden  und  je  mehr  die  natürlichen  Pfleger  und  Behüter 
des  Kindes  durch  die  sie  selbst  immer  stärker  in  Anspruch  nehmenden  harten 
Notwendigkeiten  des  Lebens  gehindert  weiden,  demselben  schützend  zur  Seite  zu 
stehen. 

Die  Notwendigkeit,  einen  solchen  Schutz  auch  mit  den  Mitteln  des  Straf- 
rechtes zu  gewähren,  wird  um  so  klarer  erkannt,  je  mehr  sich  die  Strafgesetz- 
gebung ihres  erhabenen  Berufes  bewußt  wird,  den  Schwachen  und  Hilflosen  gegen 
den  Mißbrauch  physischer  und  sozialer  Übermacht,  gegen  gewissenlose  Begehr- 
lichkeit und  Rücksichtslosigkeit  des  Starken  zu  schützen. 

Ziehen  wir  die  verschiedenen  in  Frage  kommenden  hiteressen  des  Kindes  in 
Betracht,  so  finden  wir  zunächst,  daß  Leben,  Gesundheit  und  körperliche  Sicher- 
heit desselben  eines  besonderen  und  verstärkten  Schutzes  mehr  gegen  fahrlässige 
als  gegen  vorsätzliche  Schädigungen  und  Gefährdungen  bedürfen. 

Wenn  wir  von  den  in  diesen  Zusammenhang  wohl  nicht  gehörenden  Ver- 
brechen des  Kindesmordes  im  technischen  Sinne  und  der  Fruchtabtreibung  ab- 
seheii,  so  kommen  als  besondere  Formen  der  Kindestötung  wohl  nur  der  Fall  des 
Mordes  zur  Lukriening  einer  Versicheningssumme  und  die  .Engelraacherei*  in 
Betracht.  Sollte  ein  künftiges  Gesetz  nicht  alle  Fälle  der  vorsätzlichen  Tötung  unter 
die  schwerste  gesetzliche  Strafdrohung  — sei  diese  die  Todesstrafe  oder  lebens- 
längliches Zuchthaus  — stellen,  so  wäre  zum  mindesten  für  diese  beiden  Fälle 
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zum  Schutze  des  Kindes  gegen  solche  spezifische,  ihm  drohende  Gefahren  deren 
Subsumption  unter  das  strengste  Gesetz  zu  fordern. 

ln  Bezug  auf  Körperbeschüdigungen  und  Mißhandlungen  ergibt  sich  die 
Notwendigkeit,  diese  auch  dann,  wenn  sie  in  ihren  leichteren  Formen  im  all- 
gemeinen nicht  von  Amts  wegen,  sondern  nur  auf  Grund  einer  Privatanklage  ver- 
folgt würden,  doch  in  jenen  Füllen  der  Verfolgung  durch  die  staatliche  Anklage- 
behörde zu  überweisen,  in  denen  sie  von  Eltern  oder  Vormündern  gegenüber  ihren 
unmündigen  Kindern  oder  Mündeln  verübt  werden.  Stellt  das  Gesetz  besondere 
Normen  über  die  Cber.-ichreitung  des  elterlichen  und  voi  mundschaftlichen  Züchti- 
gungsrechtes auf.  so  muß  jedenfalls  vollkommen  außer  Zweifel  gesetzt  werden, 
daß  diese  privilegierenden,  die  Strafbarkeit  herabsetzenden  Nonnen  einzig  und 
allein  auf  jene  Ffdle  anwendbar  sind,  in  denen  der  Tüter  in  erziehlicher  Absic  hl 
und  nicht  etwa  in  feindseliger  Gesinnung  gegen  das  Kind  oder  zum  Zwecke  der 
Bestimmung  desscFoen  zu  unsittlichem  oder  rechtswidrigem  V'erhidten  gehandelt 
hat.  ln  dieser  Richtung  hat  die  ältere  österreichische  Praxis  durch  Mißverständnis 
der  ihren  Grundgedanken  nach  richtigen  Normen  des  !i  1-13  fl.  St.  G.  B.  viel  gefehlt. 

Nicht  bloß  gegen  positive  Mißhandlung  von  Seite  unnatürlicher  Eltern  .aber 
bedürfen  Kimler  des  strafrechtlichen  Schutzes,  sondern  auch  gegen  schwere  Ver- 
nachlässigung jener  elterlichen  Pllithten,  die  unser  allgemeines  bürgerliches  Gesetz- 
buch, S 1 39,  anderen  Gesetzen  vorauscilend  und  für  sie  vorbildlich,  aufstellt  Der 
Eltemteit,  der,  obgleich  er  dazu  im  .stände  ist,  vorsätzlich  der  ihm  obliegenden 
Pflicht  zum  Unterhalt  seines  Kindes  nicht  nachkommt  oder  der  sich,  sei  es  vor- 
sätzlich oder  auch  nur  durch  seinen  unordcntliclien  Lebenswandel,  durcli  Trunk- 
sucht, Spiel,  Arbeitsscheu  u.  dgl.  außerstande  .setzt,  dieser  Pflicht  nachzukommen, 
soll  strafbar  sein,  denn  er  macht  sich  durch  ein  solches  V'erhalten  eines  Vergehen- 
sowohl  gegen  dasKind  als  auch  gegen  den  subsidiär  unterstützungspflichtigen  öffent- 
lichen Verband  (Gemeinde  II.  s.  w.)  schuldig.  (Vergl.  deutsches  Strafgesetzbuch,  S3KI. 
Nr.  5 und  10;  norwegisches  Str.afgesetzbuch,  g 219;  russisches  Strafgesetzbucli. 
Artikel  4 1 9,  Z.  1 , und  die  Gesetze  zaiilreicher  Schweizer  Kantone,  zum  Beispiel  Züricli. 
Strafgesetzbuch,  g 142;  Entwurfeines  Schweizer  Strafgesetzbuches,  1903,  Artikel  Ul, 
g 1 ; C.P.  für  New-Vork,  sect.  287 a und  288).  Aber  nicht  bloß  die  schuldhafle  Gefähr- 
dung des  körperlichen  Wohles  und  der  körperlichen  Entwicklung  der  Kinder  von 
Seile  ihrer  Eltern  bedarf  im  äußersten  Falle  strafrechtlicher  Ahndung,  sondera  ancli 
die  Gefährdung  ihrer  moralischen  Entwicklung,  ihrer  Sittlichkeit  und  Rechtschaffen- 
heit durch  dieselben.  Deshalb  muß  auch  denjenigen  Strafe  treffen,  der  durch 
seinen  unordentlichen  Lebenswandel  oiler  durch  grobe  Vernachlässigung  der  ihm 
obliegenden  Unterludts-  oder  Erziehungspflicht  die  Verwahrlosung  eines  Jugend- 
lichen herbeiführt,  dessen  Obsorge  ihm  als  Aszendenten  oder  alsVomumd  obhegt. 
so  daß  dieser  Jugendliche  der  öffentlichen  Fürsoi’geerziehung  überantwortet  werden 
muß.  Diese  Strafdrohung  kann,  wenn  sie  ihrer  Wirksamkeit  nicht  völlig  entbehren 
soll,  nicht  auf  den  Fall  vorsätzlicher  Herbeiführung  der  Verwahrlosung  beschränkt 
sein,  sondern  muß  auch  die  fahrlässige  Verschuldung  der  Verwahrlosung  ein- 
schließeu,  sofern  sie  durch  unordentlichen  Lebenswandel  oder  durch  grobe  Pflichl- 
vernachlässigung  erfolgt.  Andrerseits  kann  die  Strafdrohung  nicht  allgemein  gegen 
jede  V'erursachung  der  Verwahrlosung  sich  richten,  sondern  nur  gegen  eine  solche. 
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welche  nach  den  individuellen  V’crhültnissen  des  Eltemteils  oder  des  Vormundes 
diesen  als  grobe  Vernachlässigung  seiner  Pflicht  oder  allgemein  als  unordent- 
licher Lebenswandel  (verbrecherische  Lebensführung,  Prostitution,  Trunksucht, 
Arbeitsscheu  u.  dgl.)  zugereclmot  werden  kann.  Wie  das  Kind  gegen  Verwahr- 
losung geschützt  werden  soll,  so  müssen  auch  Eltern  und  Vormünder  gegen  vexa- 
torische,  gehässige  Anschuldigungen  der  Nachbarschaft,  gegen  Eingriffe  Unbefugter 
in  den  Eamilieuverband  und  gegen  unvernünftige  und  unerfüllbare  Anfordcrmigen 
geschützt  werden,  die  die  Möglichkeiten  ihrer  Lebensverhältnisse  verkennen.  Nichts 
wäre  für  das  Kind  selbst  schädlicher  als  die  Zerstörung  der  elterlichen  Autorität 
durch  unbegründete  Anklagen  gegen  die  Eltern. 

Was  das  Schutzalter  betrifft,  so  müßte  diese  Strafdrohung  über  das  Alter 
der  Unmündigkeit  hinaus,  wenn  auch  nicht  bis  zu  dem  der  Volljährigkeit,  also 
etwa  bis  zum  vollendeten  18.  lajbensjahre  reichen.  Um  den  richtigen  Charakter 
der  Norm  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dürfte  dereelbe  nicht  in  den  Zusammenhang 
der  Delikte  gegen  das  Individuum,  also  nicht  etwa  in  das  Kapitel  der  Körper- 
heschädigungen  gestellt  werden,  sondern  in  ein  besonderes  Hauptstück  von  der 
Verletzung  familienrechtlicher  Ptlichtcn.  Im  geltenden  Rechte  ist  die  Hintan- 
setzung der  elterlichen  Eürsorgcpflicht  nur  in  ihrer  schwersten  Erscheinungsform 
als  Kindesweglegung  bestraft  (§  149.  St.  G.  B.),  dieselbe  setzt  die  Absicht  voraus, 
.das  Kind  der  Gefahr  des  Todes  auszusetzen  oder  auch  nur  seine  Rettung  dein 
Zufall  zu  überlassen*.  Fälle,  in  welchen  nicht  das  Leben  des  Kindes,  sondern  nur 
dessen  moralische  Entwicklung  gefährdet  werden,  wie  das  Verlassen  des  Kindes 
in  einer  für  dessen  künftige  Entwicklung  zweifellos  venlerblichen  Gesellschaft, 
fallen  daher  nicht  unter  diesen  Tatbestand.  Wold  aber  würden  solche  Fälle  nach 
den  oben  vorgeschlagenen  Nonnen  bestraft  werden  können,  da  der  Täter  in 
diesem  Falle,  ebenso  wie  wenn  er  das  Kind  einfach  aus  dem  Flaiise  hinausstößt 
und  ihm  unter  Drohungen  verbietet,  wiederzukommon,  der  ihm  obliegenden 
Unterhaltspilicht  nicht  nachkommt,  beziehungsweise  sich  vorsätzlich  außerstimd 
setzt,  derselben  nachzukoimnen.  (Vergl.  C.  P.  für  New-York,  sect.  dS7a,  seit  dem 
Gesetze  von  1905.) 

.So  sehr  es  zu  den  Ptlichten  der  Elteni  gehört,  durch  Unterricht  in  der  Reli- 
gion und  in  nützlichen  Kenntnissen  den  Grund  zur  künftigen  Wohlfahrt  ihrer 
Kinder  zu  legen  (§  139  a.  b.  G.  B.l,  wozu  zweifellos  auch  die  praktische  Unter- 
weisung der  Kinder  dur(?h  Anhaltung  derselben  zu  ihren  Kräften  angemessenen 
Arbeiten  gehört,  so  kann  doch  auch  in  dieser  Richtung  eine  strafwürdige  Au.s- 
beutung  ihrer  Krälte  statttinden.  F'ür  einen  solchen  Mißbrauch  müssen  nicht  bloß 
die  Eltern  bestraft  werden,  welche  ihre  Kinder  in  einer  für  deren  physische  und 
und  p.sychische  Entwicklung  schädlichen  Weise  ausbeulen  oder  zu  solcher  Aus- 
beutung anderen  überlassen,  sondern  auch  diejenigen  verantwortlich  gemacht 
werden,  die  zum  Zwecke  einer  solchen  Ausbeutung  die  Kinder  übernehmen.  Sind 
doch  diese  häufig,  da  die  Eltern  in  solchen  Fällen  meist  nur  unter  dem  Drucke 
schwerer  Notlage  handeln,  der  schuldigere  Teil.  Die  Gesetze  der  meisten  Kullur- 
staaten  haben  sich  deshalb  genötigt  gesehen,  in  den  letzten  Jahrzehnten  besondere 
Strafdrohungen  zum  Schutze  des  Kindesallcrs  gegen  dessen  wirtschaftliche  Aus- 
beutung aufzustellen,  weil  dieselbe  nieht  bloß  das  einzelne  Kind  schwer  schädigt 
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oder  doch  gefährdet,  sondern  auch  einen  Raubbau  an  dem  wertvollslen  Besitze  des 
Staates,  der  körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Krall  der  hcranwachsenden 
Generation  bedeutet,  indem  sie  deren  körperliche  und  intellektuelle  Entwicklung 
hemmt  und  unterdrückt  und  den  jugendlichen  Seelen  die  Empfindungen  des 
Hasses  gegen  Gesellschaft  und  Staat  cinpflanzt.  Obwohl  das  Problem  der  Kinder- 
arbeit nicht  zu  den  Fragen  des  gegenwärtigen  Kongresses  gehört,  müssen  doch 
des  Zusammenhanges  wegen  die  cinschlagenden  gesetzlichen  Normen  kun 
.angeführt  werden.  Gesetze  dieser  Art  sind  insbesondere  der  englische  Factory  and 
Workmanship  act  1901  und  der  Employment  of  children  act  von  1903,  das  deutsche 
Reichsgesetz  über  die  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  vom  30.  März  1903, 
das  Strafgesetzbuch  für  New- York,  sect  292,  und  zahlreiche  andere  amerikanische 
Gesetze.  Diese  Gesetze  haben  die  Notwendigkeit  eingesehen,  aus  den  allgemeinen 
Strafdrohungen  gegen  Gesundheilsgefährdung  oder  fahrlässige  Körperbeschädigung 
jene  Tatbestände  herauszuliebcn  und  als  Spczialdelikte  zu  konstruieren,  welche 
Kindern  gegenüber  besonders  häufig  und  in  geradezu  typischer  Gestalt  Vorkommen. 
Durch  diesen  V'organg  wird  die  explizite  ausgesprochene  Strafdrohung  sowohl  dem 
Publikum  als  den  Gerichten  deutlicher  zum  Bewußtsein  gebracht,  als  wenn 
sic  nur  in  einer  auch  vieles  andere  umfassenden  Formel  mitentlialten  ist;  da- 
durch  wird  auch  eine  genauere  Anpassung  der  betreffenden  Strafdrohung  an 
die  Eigentümlichkeiten  des  Falles  ermöglicht.  An  und  lür  sich  würde  die  Verwen- 
dung von  Kindern  zarten  Alters  zu  Fabriksarbeiten,  zu  Bergwerksarheiten  unter 
Tage  oder  zu  einer  hangdauernden,  etwa  mehr  als  achtstündigen,  anderweitigen 
gewerblichen  Beschäftigung  unter  § 431  unseres  geltenden  Strafgesetzbuches  sub- 
sumiert werden  können,  da  die  Gesundheitsgefährlichkeit  einer  solchen  Beschäf- 
tigung eines  zehn-  oder  clljährigen  Kindes  jedermann  einleuchten  muß.  Niclits- 
desloweniger  empfiehlt  es  sich,  zum  Zwecke  der  Behebung  jedes  Zweifels,  zur 
Präzisierung  des  Tatbcslandes  und  zur  Auswahl  der  entsprechenden  Strafe  diesen 
F’all  gesondert  zu  behandeln,  aber  nicht  wie  dies  derzeit  der  Fall  ist,  in  der 
Gewerbeordnung  oder  in  einem  Spezialgeselz  über  den  Bergbau,  sondern  in  dem 
künftigen  Strafgesetzbuche. 

Demjenigen,  der  sich  des  gesetzwidrigen  Mißbrauches  der  Arbeitskraft  von 
Jugendlichen  schuldig  macht,  soll  der  Makel  gerichtlicher  Verurteilung  und 
Bestrafung  nicht  erspart  werden ; auch  sind  die  Strafmittel  und  Strafmaße  der 
Gewerbeordnung  wohl  kaum  entsprechend;  am  wenigsten  aber  vermag  das  derzeit 
für  solche  Delikte  eintretende  Verfahren  zu  befriedigen.  Die  Gewerbebehörden 
sind  dom  vielleicht  unbegründeten,  «aber  dennoch  kaum  ausbleil>cnden  Verdachte 
der  Befangenheit  nicht  in  demselben  Maße  entrückt  wie  die  Gerichte.  Es 
empfiehlt  sich  daher  auch  aus  diesem  Grunde,  die  Aburteilung  dieser  an  die  großen 
wirtscballlichen  Gegensätze  der  Gegenwart  angrenzenden  Fragen  nicht  Verwal- 
tungsbehörden zu  übertragen,  sondern  den  mit  allen  Attributen  der  Unabhängigteil 
ausgestatteten  Gerichten.  Deshalb  wären  Strafdrohungen,  welche  inhaltlich  etwa 
den  Normen  der  §g  9-4,  Absatz  1 und  3,  g 95,  § 90  b,  Absatz  1,  der  Gewerbeord- 
nung und  des  g 1 des  Gesetzes  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  iui 
Bergbau  vom  21.  Juni  1884  entsprechen  sollten,  in  ein  neues  Strafgesetzbuch  zu 
übertragen. 
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Hinsichtlich  dieser  Oberlretunpen  wflre  ferner  die  Strafe  des  Verweises  aus- 
zuschließen (§  131  a,  G.  0.)  und  der  die  Rechtsgieichheit  verletzende  Grundsatz 
des  § 135  G.  0.,  nach  welchem  gegen  Gewerbetreibende  nur  im  Falle  besonders 
erschwerender  Umstände  auf  Freiheitsstrafe  erkannt  werden  kann,  zu  Gunsten  der 
allgemeinen  Grundsätze  über  die  Wahl  zwischen  alternativ  angedrohten  Freiheits- 
und Geldstrafen  aufzuheben. 

ln  weiterer  Ausbildung  der  Normen  des  § 94,  Al>satz  2 und  4,  sowie  des 
§ 96  b,  Absatz  2,  G.  0.  wäre  noch  eine  Strafdrohung  gegen  die  Venvendung  von 
Jugendlichen,  die  das  16.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zu  Erwerbstätig- 
keiten aufzustellen,  von  denen  der  Betreffende  einzusehen  vermochte,  daß 
sie  die  Sittlichkeit,  Rechtschaffenheit,  Gesundheit,  körperliche  Entwicklung  oder 
persönliche  Sicherheit  des  Jugendlichen  gefährden.  Diese  letztere  Drohung 
würde  inhaltlich  in  zweifacher  Richtung  über  die  derzeit  geltenden  Normen  der 
Gewerbeordnung  hinausgehen,  erstens  indem  sie  nicht  bloß  auf  gewerbliche 
Arbeiten,  sondern  auf  Erwerbstäligkeiten  aller  Art,  insbesondere  also  auch  auf 
die  sogenarmte  .Heimarbeit"  bezieht,  und  zweitens  indem  nicht  bloß  auf  die 
körperliche,  sondern  auch  auf  die  sittliche  Entwicklung  Rücksicht  genommen 
und  ein  besonderes  Verbot,  wie  dies  heute  nach  g 94,  Absatz  4,  vorausgesetzt  ist, 
nicht  erfordert  wird. 

Oberaus  wohl  gemeint  ist  die  ganz  allgemein  gehaltene  Norm  des  Schweizer 
Strafgesetzentwurfes,  Artikel  77  (Fassung  von  1903),  gegen  die  Überanstrengung  der 
geistigen  oder  körperlichen  Kräfte  von  Minderjährigen  aus  Eigennutz,  Selbstsucht 
oder  Bosheit,  wenn  dadurch  die  Gesundheit  derselben  zum  mindesten  ernstlich 
gefährdet  wurde.  Doch  dürften  der  praktischen  Anwendung  einer  solchen  Straf- 
drohung, bei  welcher  das  Motiv  des  Täters  das  die  Strafbarkeit  fast  allein  charak- 
terisierende Moment  bildet,  schwere  Bedenken  entgegenstehen.  Namentlich  hin- 
sichtlich der  geistigen  Cberanstrengung  würde  es  oft  sehr  schwer  sein,  festzustellen, 
ob  dieselbe  aus  Selbstsucht  der  Eltern  oder  ira  wohl-  oder  vielleicht  übelverstan- 
denen Interesse  der  Entwicklung  des  Kindes  erfolgt.  Man  denke  an  den  auf  einen 
Jungen,  der  des  Talentes  für  die  klas.sischen  Sprachen  völlig  ermangelt,  geübten 
wohlgemeinten  Zwang  zu  deren  Erlernung  oder  die  Ausbildung  eines  wenig 
begal)ten  Kindes  für  einen  Zweig  künstlerischer  Betätigung.  Wird  der  Wohnungs- 
iiachbar,  der  unter  den  stundenlangen  Klavierübungen  eines  blassen,  anämisch  aus- 
sehenden Kindes  mitzuleiden  hat,  nicht  geneigt  sein,  dieselben  eher  der  Eitelkeit, 
.Selbstsucht“  oder  Gewinnsucht  der  Eltern,  als  wohlwollender  Fürsorge  für  das 
Kind  zuzuschrciben?  Mag  er  auch  in  vielen  Fällen  damit  vielleicht  recht  haben 
und  die  Erlösung  des  Kindes  und  der  Nachbarschaft  nur  wünschenswert  sein,  in 
vielen  anderen  Fällen  würde  eine  solche  Strafdrohung  Anlaß  zu  vexatorischen 
Anzeigen  und  zu  bedauerlicher  Erschütterung  elterlicher  Erziehungsgewalt 
gewähren. 

Eine  für  die  praktische  Anwendung  der  erwähnten  Normen  wichtige  Frage 
ist  die  nach  dem  Beweise  dafür,  ob  der  Angeklagte  das  Alter  des  von  ihm  ver- 
wendeten Jugendlichen  gekannt  habe.  Diese  Frage  ist  heute,  vielleicht  deswegen, 
weil  politische  Behörden  über  den  Tatbestand  urteilen,  meines  Wissens  nie  beson- 
ders hervoigetreten.  Sie  wird  es  aber,  sobald  Gerichte  zu  entscheiden  haben 
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werden,  die  liiiisichtliidi  der  Annahme  des  Dolus  an  strengere  (irundsiUe  gewöhnt 
sind  als  die  Verwaltungsbehörden.  Würde  man  die  angeführten  Tatheslinde  nur 
unter  Voraussetzung  der  Vorsätzlichkeit  unter  Sirafdrohung  slellen,  so  würden  die- 
sell>en  in  vielen  Fällen  unanwendbar  werden,  weil  dem  leugnenden  Angeklagten 
nicht  bewiestm  werden  könnte,  daß  ihm  das  Alter  des  von  ihm  beschäftigten 
Jugendlichen  bekannt  war.  Das  englische  Recht  hat  daher  seit  dem  Prevcnüon  of 
cmelty  to  children  act  von  190F,  sect  17.  bestimmt,  daß  bei  Anwendung  iles  Em- 
pluynient  of  cliildren  act  von  190ß  und  einer  Reihe  anderer,  den  Schulz  der  Kinder 
betreffenden  Gesetze  die  Beweislast  hinsichtlich  des  Alters  des  Kindes  dem 
Angeklagten  obliege  und  der  C.  P.  für  New-York  bezeichnet  als  Objekt  dieses 
Deliktes  a child  ni'tuully  or  apparently  under  the  nge  of  16  years  (sect.  i92).  Viel- 
leicht köimle  man  diesen  Gedanken  in  einer  unserer  Auffa.ssungsweise  näher 
liegenden  Weise  dadurch  zum  Ausdrucke  bringen,  daß  man  hinsichllicb  dieser 
Tatbestände  Vorsätzlichkeit  — die  ja  olincdies  nur  in  Bezug  .auf  das  Bewußtsein  des 
Alters  von  Bedeutung  sein  könnte  — nicht  erfordert,  dafür  aber  die  Strafbarkeit 
des  Täters  für  den  Fall  aussrhlicßt,  daß  er  durch  die  jugendliche  Person  sellist 
oder  deren  gesetzlichen  Vertreler  über  dos  .Aller  getäuscht  wurde.  (Vcrgl.  unten 
Aber  eine  ähnliche  Norm  des  belgischen  Trunkenheilsgesetzes.) 

Als  ein  Spczialfall  einer  die  körperliche  Sicherheit  gefährdenden  Beschäfti- 
gung von  Jugendlichen  wäre  im  Anschlüsse  an  das  französische  Gesetz  vom 
7.  Dezember  1674  relative  ä la  protection  des  enfanls  einployös  dans  les  profes- 
sions  ambulantes,  an  das  norwegische  Strafgesetzbuch.  § 380  ff.,  das  nieder- 
ländische Strafgesetzbuch,  g 2.53,  sowie  an  den  englischen  children  secL  dangerous 
performances  act  1879  und  den  C.  P.  für  New-A'ork.  sect.  292  (vergl.  auch  das 
italienische  Gesetz  vom  21.  Dezember  1873  sul  divieto  delfimpiega  di  fanciulli  in 
professioni  girovaghe)  auch  die  Verwendung  Jugendlicher  zu  öffentlichen  Schau- 
stellungen zu  verbieten,  durch  welche  dieselben  entweder  an  und  für  sich  oder 
infolge  der  besonderen  Verhältnisse,  in  die  sie  dabei  geraten,  einer  Gefahr  für  ihre 
Sittlichkeit,  Gesundheit,  körperliche  Entwicklung  oder  persönliche  Sicherheit  aus- 
gesetzt werden,  sowie  die  Überlassung  Jugendlicher  an  andere  zum  Zwecke  solcher 
Schaustellungen  und  die  Einübung  derselben  für  solche  Zwecke.  .Mit  Rücksicht 
darauf,  daß  die  betreffenden  Gefahren  durch  besondere  Vorsichtsmaßregeln  unter 
Umständen  sehr  vermindert  werden  können  und  daß  insbesondere  für  Ellern, 
welche  selbst  einen  solchen,  mitunter  sehr  lohnenden  Beruf  haben,  der  Wunsch, 
auch  ihre  Kinder  in  demselben  zu  erziehen  und  zu  verwenden,  nahe  liegen  mag. 
könnte  jedoch  im  Gesetze  der  Vormundschaftsbehörde  das  Recht  eingeräumt 
werden,  aus  besonderen  Gründen  die  Bewilligung  zu  einer  solchen  Verwendung 
zu  erteilen. 

Eine  für  die  körperliche  und  sittliche  Entwicklung  gleichmäßig  gefährliche 
Verwendung  der  Kinder,  der  auch  in  Zukunft  wie  schon  jetzt  die  Gesetzgebung, 
und  zwar  mit  größerer  Strenge  und  Kon.sequenz  als  bisher,  wird  enlgegenlreten 
müssen,  ist  die  Verwendung  derselben  beim  Betteln,  ilire  Überlassung  an  andere 
zu  diesem  Zwecke  sowie  auch  nur  die  vorsätzliche  Duldung  des  Kinderbettcls  von 
Seile  der  Eltern  und  das  Ansichbriugen  des  von  ihnen  Erbettelten. 
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Zu  den  Strafdrohungen  zum  Schutze  der  Gesundheit  und  körperlichen  Ent- 
wicklung von  Kindern  gehören  auch  diejenigen,  welche  bezwecken,  dieselben  vom 
frühzeitigen  Alkoholgenussc  abzuhalten.  Jedenfalls  ist  eine  Strafsanklion  gegen 
die  Verabreichung  geistiger  Getränke  an  einen  Jugendlichen  (bis  16  Jahre)  in 
solcher  Menge  aufzustellen,  daß  dadurch  dessen  Trunkenheit  herbeigeführt  wird. 
Eine  äußerst  komplexe  Frage,  hinsichtlich  deren  das  Tatsachenmaterial  vielleicht 
noch  nicht  genügend  abgeschlossen  und  geklärt  erscheiul,  ist  es,  ob,  noch  weiter- 
gehend, die  Verabreichung  alkoholischer  oder  wenigstens  gebrannter  Getränke, 
außer  zu  Heilzwecken,  an  Unmündige  überhaupt  verboten  werden  soll  oder  ob 
zumindest,  wie  dies  nach  dem  g.ilizischen  Trunkenheilsgesetze  und  nach  dem  bel- 
gischen Gesetze  vom  16.  August  1887,  Artikel  6,  der  Fall  ist,  Wirte  und  Schenker 
und  deren  Bedienstete  bestraft  werden  sollen,  die  an  Jugendliche  unter  16  Jahren, 
welche  nicht  unter  Aufsicht  eines  Erwachsenen  sind,  berauschende  Getränke  ver- 
abfolgen, wobei  nach  dem  belgischen  Gesetze,  g 8,  Absatz  3,  die  Strafbarkeit  bloß 
dann  ausgeschlossen  ist,  wenn  der  Angeklagte  beweist,  daß  er  über  das  Alter  des 
Jugendlichen  getäuscht  worden  war. 

Die  Gesetze  einzelner  amerikanischer  Staaten  betrachten  auch  den  Nikotin- 
genuß für  Jugendliche  als  ebenso  schädlich  wie  den  Alkoholgenuß  und  bedrohen 
daher  auch  die  Verabreichung  von  Tabak,  Zigarren  und  Zigaretten  an  Jugendliche 
mit  Strafe,  wie  dies  neueslens  auch  in  England  vorgeschlagen  wurde. 

Von  großer  Wichtigkeit  ist  es,  das  Kind  dem  angeborenen  Familienverbande 
zu  erhalten,  der  bestimmt  und  in  der  Regel  am  besten  geeignet  ist,  dasselbe  zu 
schützen  und  zu  entwickeln.  Diesem  Zwecke  dienen  unter  den  Normen  des  Straf- 
rechtes jene  gegen  Kinderunterschiebung  und  gegen  die  Bewirkung  der  Fälschung 
des  Familienstandes  sowie  jene  gegen  Entführung.  Im  Interesse  legislativer  Klar- 
heit empüeht  es  sich,  die  erstangeführten  Tatbestände,  wie  dies  auch  alle  neueren 
Gesetzgebungen  tun,  aus  jenen  des  Betruges  herauszuheben,  in  dem  sie  gegen- 
wärtig nach  österreichischem  Hechte  untergehen  und  zu  selbständigen  Delikts- 
begriffen auszugestalten.  Was  die  Entlührung  betrilTt.  so  dürfte  in  Überein- 
stimmung mit  dem  norwegischen  Strafgesetzbuch.  § 216.  und  dem  nieder- 
ländischen Strafgesetzbuch.  § 279,  eine  Erweiterung  des  Tatbestandes  gegen- 
über der  Fassung  desselben  im  geltenden  österreichischen  Strafgesetzbuch, 
§ 96,  im  deutschen  Strafgesetzbuch,  § 235,  sowie  den  älteren  österreichischen 
Entwürfen  insofern  wünschenswert  sein,  als  die  Strafdrohung  nicht  bloß 
auf  den  Fall  zu  beschränken  wäre,  in  welchem  die  minderjährige  Person  ihren 
Eltern  durch  Gewalt,  Drohung  oder  List  entführt  wird,  sondern  auf  jede  wie 
immer  geartete  Entführung  und  auch  auf  das  Verborgnnhalten  auszudehnen  wäre, 
ln  jenen  breiten  sozialen  Schichten,  in  denen  eine  fortwährende  Beaufsichtigung 
der  Kinder,  insbesondere  jener,  die  das  Alter  der  Mündigkeit  bereits  Überschriften 
haben,  nicht  stattlindct  und  aus  ökonomischen  Gründen  auch  nicht  stattfinden 
kann,  ist  cs  nämlich  zum  Zwecke  der  Entziehung  des  Kindes  aus  der  elterlichen 
Gewalt  durchaus  nicht  nötig,  gegen  die  Eltern  Gewidt,  Drohung  oder  auch  nur  List 
anzuwenden.  Ehen  deshalb  aber  muß  auch  eine  solche  zum  Beispiel  durch  bloße 
Überredung  des  Kindes  erfolgende  Entführung,  weil  sie  nicht  bloß  einen  Eingriff 
in  die  elterliche  Gewalt,  sondern  auch  eine  Gefährdung  der  Interessen  des  Kindes 
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selbst  entliAlt.  gestraft  werden  können.  Die  österreichische  Praxis  hat  sich  in 
Anbetracht  dieser  Umstände  der  engen  Fassung  des  Tatbestandes  gegenöber  durch 
eine  ungemein  weitgehende  Interpretation  des  BegrilTes,  List*  geholfen.  Mit  Rücksicht 
auf  die  so  verschiedene  Strafwürdigkeit  der  einzelnen  Fülle,  insbesondere  je  nach 
Verschiedenheit  des  Zweckes  und  des  Molives  der  Entführung,  miiB  einerseits  das 
Minimum  der  Strafdroiiung  sehr  tief  herabgesetzt  werden,  andrerseits  aber  ein 
höherer  Strafsatz  für  den  Full  der  Entführung  zum  Zwecke  der  Unzucht  oder  der 
Verwendung  zum  Bettel  oder  bei  herumziehenden  Professionen  aufgestellt  werden. 

Weitgehende  und  tiefoingreifende  Reformen  sind  in  unserer  Strafgesetz- 
gebung zum  Schulze  der  Kinder  gegen  unsittliche  Handlungen  im  sexuellen  Sinne 
dieses  Wortes  erforderlich. 

Das  gegenwArtige  Recht  beschrAnkt  die  Strafdrohung  gegen  die  Vollziehung 
des  Beischlafes  mit  geschlechtlich  unreifen  Personen  auf  den  Beischlaf  mit  Müdclien 
unter  14  Jahren.  Nun  hat  die  Erfahrung  gezeigt,  daß  auch  Knaben  in  unmündigem 
Aller  durch  Verleitung  zum  Beischlafe  körperlich,  intellektuell  und  sittlich  schwer 
geführdel,  unter  Umstünden  völlig  zu  Grunde  gerichtet  werden  können.  Es  wAre 
daher  zunAchsl  die  Vollziehung  des  Beischlafes  Oberhaupt  mit  Unmündigen,  ohne 
Unterschied  des  Geschlechtes  derselben,  unter  Strafdrohung  zu  stellen.  Ferner  ist 
es  zweifellos,  daß  in  Bezug  auf  Mädchen  das  Alter  von  14  Jaliren  als  Schutzalter 
zu  tief  angesetzt  ist  und  daß,  wenn  auch  nicht  die  Vollziehung  des  Beischlafes  an 
und  für  sich,  so  doch  die  Bestimmung  eines  geechlechtlich  unbescholtenen 
Mädchens  unter  IG  Jahren  zum  außerehelichen  Beischlafe  als  Verführung  oder 
Kuppelei,  je  nachdem  der  Täler  das  MAdchen  zum  Beischlaf  mit  ihm  selbst  oder 
mit  einem  Dritten  zu  bestimmen  beabsichtigt,  strafbar  sein  müsse.  (Vergl.  deutsches 
Slrargesetzburh.  $ IS3,  italienisches  Strafgesctzbucli,  Artikel  335,  dänisches  Straf- 
gesetzbuch, § 174,  C.  P.  für  Neuchatel.  § 269,  Strafgesetzbuch  für  Basel,  g 95, 
während  das  norwegische  Strafgesetzbuch,  g 196,  das  niederiündisctie  Strafgesetz- 
buch, g 245,  und  der  englische  Criminal  law  amendment  act  1S85.  sect.  3,  schon 
den  unzüchtigen  Verkehr,  beziehungsweise  den  Beischlaf  mit  MAdchen  unter  16 
Jahren  mit  Strafe  bedroht  und  einzelne  amcrikanUchc  Gesetze,  zum  Beispiel 
New-York,  sect.  278,  das  Schulzalter  noch  höher,  bis  auf  18  Jahre  hinaufsetzen.) 

Da  auch  die  Anwendbarkeit  dieser  Strafdrohungen  von  dem  Nachweise 
abliAngt,  daß  dem  Täter  die  Unmündigkeit,  beziehungsweise  das  jugendliche  Alter 
der  mißbrauchten  Person  bekannt  gewesen,  rechtfertigt  cs  sich,  wenigstens  die 
erste  derselben  durch  eine,  wenn  auch  geringere  Strafandrohung  gegen  den- 
jenigen zu  ergänzen,  der  mit  einer  unmündigen  Person  den  Beischlaf  unter  Um- 
stünden unlerniiumt.  unter  denen  er  ihre  Unmündigkeit  zwar  nicht  bestimmt 
kannte,  al>er  Bedenken  hinsichtlich  ihrer  Mündigkeit  tragen  mußte,  wie  auch  das 
norwegische  Strafgesetzbuch  für  den  in  g 197  desselben  behandelten  Fall  die 
Bestimmung  aufsteltl:  .Ein Irrtum  überdasAller  schließt  die  Strafschuld  nicht  aus*. 

Aber  nicht  bloß  die  Vornahme  unzüchtiger  Handlungen  tmd  insbesondere 
des  außerehelichen  Beischlafes  an,  beziehungsweise  mit  Unmündigen  muß  unter 
Strafe  gestellt  werden,  sondern  auch  die  vorsätzliche  Vornahme  unzüchtiger 
Handlungen  vor  einer  gesclilechtlich  unverdorbenen  unmündigen  Person  sowie 
die  vorsAtzlicho  Vorbringung  unzüchtiger  Äußerungen  und  DorsteUungen  vor  einer 
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solchen,  wie  dies  nach  dem  norwegischen  Strafgeselzbuche,  § 212,  und  teilweise 
auch  nach  dem  niederländischen  Strafgesetzbuche,  § 239,  der  Fall  ist.  Denn  auch 
solche  Handlungen  und  Äußerungen  sind  wegen  der  för  die  Entwicklung  der 
Unmündigen  nachteiligen  psychischen  Wirkungen,  die  auch  von  physischen 
Folgen  begleitet  sein  können,  in  holieni  Maße  verderblich  und  daher  selbst  mit  den 
Mitteln  des  Strafrechtes  hintanzuhalten.  Und  selbst  darüber  hinausgehend  wird  es 
noch  der  ernstlichen  Erwägung  bedürfen,  ob  nicht  auch  die  öfTcnUiche  Verübung 
unzüchtiger  und  die  Schamhaftigkeit  verletzender  Handlungen  und  die  öffentliche 
Vorbringung  eben  solcher  Äußerungen  und  Darstellungen  in  weiterem  Umfange 
als  es  bisher  in  unserer  Gesetzgebung  der  Fall  ist,  unter  Strafe  zu  stellen  sei,  weil 
nur  dadurch  verhindert  werden  kann,  daß  solche  Handlungen,  Äußerungen  und 
Diirstellungen  auch  von  Jugendlichen  wahrgenommen  werden,  für  deren  Ent- 
wicklung in  körperlicher  und  seelischer  Beziehung  dieselben  wegen  der  allzu  früh- 
zeitigen Aufregung  geschlechtlicher  Begierden  in  hohem  Maße  verderblich  sind. 
Von  dieser  Erwägung  geleitet,  in  Bj-kenntnis  der  verderblichen  Wirkungen  der 
.praecox  juvenum  Venus“,  haben  sich  die  Gesetzgebungen  der  meisten  Kultur- 
staaten zu  Strafandrohungen  bestimmt  gefunden,  die  in  dieser  Richtung  über  jene 
des  S ßlö  unseres  Strafgesetzbuches  weit  hinausreichen. 

Die  Gesetzgebungen  des  Auslandes  haben  sich  genötigt  gesehen,  in  ihren 
Sü-afsatzungen  in  dieser  Richtung  immer  weiter  auszugreifen.  So  hat  Deutschland 
seine  Rcchtss.ätzc  durch  Einfügung  des  § lS4a  gegen  die  gröbliche  Verletzung  des 
Schamgefühls  durch  unzüchtige  Schriften.  Abbildungen  oder  Darstellungen 
verschärft  und  in  der  Praxis  auch  den  Tatbestand  des  groben  Unfuges  (§  360,  Z.  1 1) 
zur  Bekämpfung  unanständigen  Benehmens  herangezogen.  So  hat  Frankreich 
durch  die  Gesetze  vom  2.  August  1882  und  vom  16.  März  1898  seine  einschla- 
genden  strafrechtlichen  Normen  sehr  wesentlich  erweitert. 

Artikel  1 des  Gesetzes  vom  2.  August  1882  lautet  in  der  Fassung  des 
Gesetzes  vom  16.  März  1898: 

.Mit  Gefängnis  von  einem  Monat  bis  zu  zwei  Jaliren  und  an  Geld  von  100 
bis  5000  Franken  wird  wegen  Verstoßes  gegen  die  gtiten  Sitten  bestraft: 

Wer  auf  öOentlichen  Wegen  oder  an  öffentlichen  Orten  Schriften,  Druck- 
werke (Bücher  ausgenommen),  Anschläge,  Zeiclmungen,  Stiche,  Malereien, 
Abzeichen,  Gegenstände  oder  Abbildungen,  welche  unzüchtig  sind  oder  die  guten 
Sitten  verletzen,  verkauf!,  feilhält,  anbietet,  ausstelll,  anschlägt  oder  verteflt; 

wer,  auch  nicht  öffentlich,  solche  Schrillen  u.  s.  w,  einem  Jugendlichen 
Verkauft  oder  anbietet; 

wer  solche  Schriften  etc.  von  Haus  zu  Haus  vertreibt  oder  sie,  sei  es  unter 
Kreuzband,  sei  es  in  nicht  vcrsclUossenen  Kuverts,  mit  der  Post  oder  auf  irgend 
eine  andere  Art  versendet: 

wer  die  guten  Sitten  verletzende  Lieder  ohne  behördliche  Genehmigung 
ölTentlii'h  vorbringt,  wer  solche  Ankündigungen  öffentlich  einrückt  oder  eine  solche 
Korrespondenz  öffentlich  pflegt 

Die  beanständeten  Schriften  etc.  und  die  zur  Begehung  des  Vergehens  ver- 
wendeten Gegenstände  werden  mit  Beschlag  belegt  oder  al)genommen.  Ihre 
Vernichtung  wird  durch  das  verurt4alende  Erkenntnis  ausgesprochen. 

II.  tu 
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Diu  aiiKcdroblcn  Strafen  können  bis  zum  Doppelten  erhöht  werden,  wenn  die 
Tat  jfcpenülier  Jugendlichen  begangen  wurde. 

Das  italienische  StrafgeseUbuch  bedroht  im  Artikel  338  denjenigen  mit 
Zuelithau.s  von  3 bis  30  Monaten,  der  durch  Handlungen  an  öffentlichen  oder 
öffentlieh  zugänglichen  Orten  die  Sittlichkeit  oder  Schamhafligkeit  verletzt  Der 
Tatbestand  dieses  Artikels  wird  teils  eingeschränkt,  teils  ergänzt  durch  Artikel  490: 
Wer  öffentlich  durch  unanständige  EntblöBung  oder  dmeh  Worte,  Ueder  oder  auf 
andere  Weise  gegen  den  zVnstand  verstößt,  wird  mit  Haft  bis  zu  einem  Monat  oder 
an  Geld  von  10  bis  300  Lire  bcstrafl.  Nach  Artikel  339  wird  jedes  Verteilen,  Aus- 
stellen oder  Keilbieten  von  unzüchtigen  Schriften,  Zeictmungen  oder  anderen 
solchen  Gegenständen,  wodurch  die  Sittlichkeit  verletzt  wird,  mit  Zuchthaus  bis 
zu  sechs  Monaten  und  an  Geld  von  30  bis  1000  Lire  bestraft.  Bei  gewinnsüchtiger 
Absicht  ist  die  Strafe  Zuchthaus  von  drei  Monaten  bis  zu  einem  Jalua:  und  Geld- 
strafe von  100  bis  2000  Lire. 

Auch  da.s  Slrafgcsetzbuch  fürNcw-York  hat  seinen  Artikel  317  im  Jahre  1887 
und  wiederum  itn  Jahre  1900  bedeutend  verschärft  Es  bedroht  jede  Art  des 
Inverkchrsctzens  sowie  den  Besitz  mit  der  Absicht  des  biverkehrbringens  oder  die 
Ankündigung  und  jede  andere  Art  des  Anbictens  von  anstößigen  Büchern. 
Schriften  und  bildlichen  Darstellungen  (any  obsccne.  lewd,  lascivious,  flllh). 
indecent  or  disgusting  book.  magazine,  pamphlet,  newspaper,  stury  paper,  paper, 
writing,  picture,  drawing,  photograpb,  figure  or  Image)  und  fügt  dieser  Straf- 
drcdiung,  die  so  allgemein  gehalten  ist  als  möglicli,  noch  eine  Reihe  von  Einzel- 
bestiinmungen  an.  Auch  der  Entwurf  des  amerikanischen  Bundesstrafgescizbuebes 
von  1901,  xVrlikel  372,  ist  diesem  Vorbilde  nahezu  vollständig  gefolgt. 

Der  schweizerische  Entwurf  bedroht  im  Artikel  135  denjenigen,  der 
öffentlich  eine  unzüchtige  Handlung  begeht,  mit  Buße  bis  zu  5000  Franken  oder 
mit  Gefängnis. 

Artikel  137  bestimmt,  wer  unzüchtige  Schriften,  Bilder  oder  Gegenstände 
zum  Verkaufe  herstellt,  einführt,  freihält,  anbietet  oder  in  Verkehr  bringt,  öffentlich 
anküiidigt  oder  nus.stellt  oder  geschäftsmäßig  ausleiht,  wird  mit  Buße  bis  zu 
10.000  Franken  bestraft.  Cberdies  kann  auf  Gefängnis  erkannt  werden.  Wer  unzüch- 
tige Schriften,  Bilder  oder  Gegenstände  unter  der  Jugend  verbreitet,  wird  mit 
Gefängnis  und  Buße  bis  zu  10.000  Franken  Irestraft.  Der  Richter  läßt  die  unzüch- 
tigen Schriften,  Bilder  oder  Gegenstände,  die  sich  im  Besitze  des  Täters  befinden, 
vernichten. 

Das  niederländisc.'he  Strafgesetzbuch.  ^ 240,  bedroht  denjenigen,  der  eine  in 
sittlicher  Beziehung  anstößige  Abbildung  oder  ein  solches  Flugblatt,  dessen  Inhalt 
er  kennt,  verbreitet  und  im  ^ S39  jede  öffentliche  Verletzung  der  SchamhaftigkeiL 
sowie  jede  Verietzung  der  Schamhafligkeit.  bei  der  ein  anderer  wider  Willen 
zugegen  ist. 

Das  norwegische  Strafgesetzbuch  bestraft  im  g 211  das  Abbalten  von  öffent- 
lichen Vorträgen  unzüchtigen  Inhalts,  die  Verbreitung  unzüchtiger  Schriften  oder 
Bilder,  in  g 212  denjenigen,  der  durch  unzüchtiges  V'crhalten  oder  in  Handlungen 
oder  W'orlen  den  Anstand  verletzt,  sofern  dies  öffentlich  oder  in  .Anwesenheit 
jemandes  geschieht,  der  dazu  nicht  eingewilligt  hat,  oder  in  xAnwesenheit  eines 
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Kindes  unter  IC  Joliren  und  in  g 37C  denjenigoti.  der  an  älTentliclien  Orten  durcli 
mündliche  oder  schriftliche  AuPerungen,  durch  Vorweisungen,  unanständige  Enl- 
blöBung  oder  sonstiges  anstößiges  Verhalten  die  Wohlansländigkeit  verletzt  und 
endlich  in  § 377  die  öffentliche  Ausstellung  oder  Vorweisung  von  Gegenständen, 
deren  öffentliche  Ausstellung  oder  Vorweisung  wegen  ihrer  Bestimmung  für  die 
Ehrbarkeit  anstößig  ist.  sowie  das  Ankftndigcn  solcher  Gegenstände,  d.as 
Hausieren  mit  denselben  und  die  öffentliche  Aufforderung  zu  ihrer  Benützung. 

Auch  der  belgische  Code  Penal.  Artikel  383.  bestraft  die  Verbreitung  von 
Schriften  und  Atibildungen  ,conti'aircs  aux  bonnes  mocurs*  und  im  Artikel  SS.*» 
deigeuigcn,  ,qui  aura  publiquement  outrage  les  moeiu>:  par  des  actions  <|ui 
blesscnt  la  piideur'. 

Bulgarien  bedroht  im  § jd'J  ganz  allgemein  jeden,  der  durch  Schamlosigkeit 
öffentliches  Argomis  erregt  und  im  g 330  den  Verkauf,  die  Verbreitung,  öffent- 
liehe  Ausstellung  rmd  unter  Umständen  die  Anfertigung  unzüchtiger  Bilder  und 
Druckerzeugnisse  und  im  § 483  das  öffentliche  Singen  unsittlicher  Lieder,  öffeiil- 
liches  Halten  unsittlicher  Reden,  das  Zeichnen  unsittlicher  Bilder  und  das  öffent- 
liche Anbringen  unsittlicher  Insohriftcn. 

Freilich  wird  gegen  solche  Strafdrohungen  eingewondet,  daß  dieselben  die 
ungehinderte  Entwicklung  der  Kunst  und  vielleicht  sogar  in  dem  einen  oder 
anderen  Belange  auch  die  Verbreitung  wissenscliafllicher  Lehren  behindern.  Wenn 
man  sich  die  großen  Gefahren  vergegenwärtigt,  wciclie  solche  Außeningen  und 
Darstellungen  für  die  Eutwieklung  der  heranwachsenden  Generation,  für  die  Kraft 
und  das  Wold  der  Gesellschaft  und  des  Staates  in  nächster  und  ferner  Zukunft 
mit  sich  bringen,  wenn  man  den  körperlichen  und  geistigen  Verfall  sich  vor  Augen 
hält,  dem  die  lugend  enigegensiebt,  deren  Sinnlichkeit  an  allen  Ecken  und  Enden 
mit  aßen  Mitteln  der  Sensation  von  frühester  Kindheit  an  anfgeslachelt  wird,  so 
wird  für  den  Menschenfreund  die  Entscheidung  ebensowenig  whwer  sein  als  für 
den  Staatsmann. 

Gewiß  soU  das  Strafrecht  auch  auf  diesem  Gebiete  und  ganz  besonders  auf 
demselben  nur  ;Us  ultima  ratio  einsclireileu.  wenn  andere  Mittel  der  Verwaltung, 
der  Belehrung  und  der  Selbstzucht  nicht  mehr  ausreichen.  Ist  dies  aber  der  Faß, 
dann  müssen  auch  Strafdroliungcn  zum  Schutze  der  GcsellschuR  gegen  ihre  Zer- 
setzung licrangozogeii  werden. 

Darum  Schutz  dem  Kinde,  und  zwar  auch  mit  den  Mitteln  des  Strafrechtes, 
und  Schutz  nicht  bloß  der  leiblichen  Gesundlieit  und  Entwicklung  desselben,  son- 
dern auch  seiner  seelischen  Entwicklung  und  iiileßektuellcn  und  moralischen 
Tüchtigkeit!  Der  Staat,  der  in  allen  diesen  Bichtungen  für  seine  heran  wachsende 
Jugend  am  besten  sorgL  wird  ebenso  seine  Wehrfähigkeit  erhöhen,  wie  er  auch  ui 
dem  friedlichen  Wettstreite  der  Nationen  auf  kuUurcßein  Gebiete  den  Preis 
erringen  wird. 
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Empfiehlt  es  sich  zum  Schutze  der  Cesundholt  sowie  der  körperlichen 
und  moralischen  Integrität  von  Kindern  besondere  strafrechtliche  Normen 

aufzustellen? 


Gutachten 

Ton 

Phvatdoicnl  Dr.  August  MiHöka 

k.  k.  l.Aad*«f*rieht«rat  ned  ObantulMAW«ii«UUr»r(MUr  ia  Prat- 


Der  Schutzgedankc  im  Strafrecht,  welcher  den  Zweck  der  Strafe  vor- 
nehmlich in  einem  verstärkten  RechUiröterscliutze  erblickt,  ffihrt  folgerichtig  zu 
dem  Schlüsse,  daß  dieser  Schutz  sich  um  so  intensiver  gestalten  muß,  je  wertvolle! 
und  schulzbedürftiger  das  zu  schützende  Rcchtsgnt  ist.  Nun  kann  cs  wohl  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  Kinder  und  überhaupt  Jugendliche  infolge  ihrer  köriier- 
lichen  sowohl  als  auch  psychischen  BeschafTenheit  gegen  Angriffe  auf  ihre  leibliche 
wie  moralische  Integritüt  eine  unvergleichlich  geringere  Resistenz  zu  entwickeln 
vermögen  als  Erwachsene.  Mithin  erscheint  die  Notwendigkeit  eine.s  erhöhten 
strafrechtlichen  Schutzes  der  Jugendlichen  gegen  solche  Angriffe  um  so  unabweis- 
licher,  als  diese  offenbar  gegen  die  Grundbedingungen  dos  Heranwachsens  einer 
körperlich  und  moralisch  gesunden  künftigen  Generation  gerichtet  sind,  daher  der 
hohe  Wert  der  zn  schützenden  RechtsgOter  fraglos  ist 

Dieser  eihöhte  Rechtsschutz,  der  sich  zum  Teile  in  strengerer  Ahndung  einer 
schon  ohnehin  strafbaren  Handlung,  zum  Teile  in  der  Pönalisienmg  eine*s  sonst 
straflosen  Tun.s  Äußern  kann,  erscheint  auch  bei  Berücksichtigung  der  sub- 
jektiven Beschaffenheit  des  Täters  begründet,  da  der  Angriff  gegen  ein  schutz- 
loses Kind  zumeist  von  roher  Gemütsart  und  nicdcrtrüchtigcr  Gesinnung  zeugt. 

Im  allgemeinen  wird  die  Bemessung  einer  höheren  Strafe  für  strafbare 
Handlungen,  die  auch  au  Erwachsenen  begangen  werden  können,  im  Falle  ihrer 
Verübung  an  Kindern  wohl  innerhalb  eines  und  desselben  Strafrahmens  erfolgen 
können  und  in  diesen  Grenzen  dem  richterlichen  Ermessen  zu  überlassen  sein. 
Hinsichtlich  einzelner  Tatbestände  dürfte  es  jedoch  geboten  sein,  den  Unusland, 
daß  der  strafbare  Angriff  gegen  ein  Kind,  einen  Unmündigen  oder  Jugendlieben 
gerichtet  war,  im  Gesetze  selbst  entweder  ausdrücklich  als  allgemeinen  Straf- 
sdiärfnngsgriind  hervorzuheben  oder  zur  Grundlage  eines  besonderen  höheren 
Strafsatzes  zu  machen.  Das  erstero  sollte  meines  Erachtens  namentlich  bei  der  An- 
stiftung Unmündiger  zur  Verübung  strafbarer  Handlungen,  das  letztere  bei  allen 
Sittlichkeitsdelikten,  deren  Objekt  auch  Erwachsene  sein  können,  so  bei  der 
gewaltsamen  und  der  widernatürlichen  Unzucht,  der  Kuppelei,  der  Verbreitung 
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unzüchtiger  Gegenstände  u.  a.  m.  erfolgen,  wie  es  in  einzelnen  Gesetzgebungen 
(Frankreich,  Belgien,  Schweiz.  Rußland,  Schweden,  Norwegen)  tatsächlich  der  Fall  ist. 

Doch  es  fragt  sich  — und  darin  liegt  wohl  der  Kern  der  zur  Diskussion 
gestellten  Frage  — ob  Jugendlichen  ein  wirksamer  Strafrechtsschutz  nicht  auch  in 
Form  selbständiger  strafrechtlicher  Normen,  mithin  gegen  Angriffe,  welchen 
gegenüber  er  Erwachsenen  versagt  ist  oder  dort,  wo  er  auch  diesen  zu  teil  wird,  in 
einem  — abgesehen  von  der  Straffrage  — weitergehenden  Umfange  zu  gewähren 
sei.  Solche  strafrechtliche  Bestimmungen  kommen  zweifellos  schon  in  unserem 
geltenden  Rechte  vor.  Ich  erwähne  namentlich  die  Mißhandlung  bei  häuslicber 
Zucht  (§§  -llS  bis  ,i21  SL  G.),  die  Kindesweglegung  (g  149),  die  Entführung  (§  98) 
und  eine  Reibe  von  Sittlichkeitsdelikten  (§g  127,  128,  132,  ,')04,  .üOS  St.  G.),  Im 
Hinblicke  darauf  läuft  das  zur  Verhandlung  stehende  Thema  für  uns  auf  die  Frage 
hinaus,  ob  diese  Strafdrohungen  genügen  oder  ob  und  in  welcher  Weise  sie  abzu- 
äiidem,  zu  erweitern  oder  zu  ergänzen  wären. 

Was  zunächst  die  Mißhandlung  von  Kindern  bei  häuslicher  Zucht 
betrifft,  so  ist  festzuhalten,  daß  Kindern  wider  Verletzungen  ihrer  körperlichen 
Integrität  auch  gegenüber  ihren  Eltern,  Vormündern,  Erziehern,  Dien.stherren  und 
wem  sonst  ein  Züchtigungsrecht  nach  Gesetz  oder  Gewohnheit  zukommen  mag, 
grundsätzlich  derselbe  strafrechtliche  Schutz  zu  gewähren  sei  wie  gegenüber 
anderen  Personen.  Eine  privilegierte  Stellung  kann  solchen  Angritfen  nur  unter 
einer  doppelten  Voraussetzung  zugestandeu  werden,  nämlich  erstens  wenn 
wii'kliche  Züchtigung,  das  heißt  eine  animo  corrigendi  ausgeübte  Mißhandlung  in 
Frage  steht  und  zweitens  wenn  dieselbe  in  maßvoller  AV'eise  erfolgte.  Über- 
schreitungen des  Züchtigungsrechtes  sind  daher  als  strafbar  zu  erklären.  Dabei 
muß  man  sich  aber  vor  einer  ungesunden  Überspannung  der  staatlichen  Straf- 
gewalt hüten.  Nicht  jede  anläßlich  einer  Züchtigung  vorgefallene  körperliche 
Verletzung  des  Kindes  ist  ohneweiters  als  Überschreitung  des  Züchtigungs- 
rechtes zu  behandeln.  Das  würde  zu  kaum  haltbaren  Ergebnissen  führen.  Denn 
bekanntlich  kommt  es  sehr  viel  auf  das  Verhalten  des  Gezüchtigten  bei  den» 
Züchtigungsakte  an  und  wenn  beispielsweise  ein  renitenter  Bengel  hiebei  an  einer 
anderen  KörpersteUe  getroffen  wird,  als  wohin  der  Hieb  gezielt  war  und  infolge- 
dessen eine  Beule  davon  trägt,  so  liegt  deswegen  noch  kein  Grund  vor,  straf- 
rechtlich einzugreifen.  Erfolghaftung  wäre  hier,  wie  man  sieht,  sehr  übel  ange- 
bracht. Nur  eine  Verletzung,  die  sich  auch  bei  Berücksichtigung  der  subjektiven 
Tatseite  als  Mißbrauch  des  Züchligungsrechtes  darstellt,  kann  füglich  straffällig 
machen. 

Und  noch  ein  weiterer  Umstand  darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden. 
Unser  geltendes  Strafgesetz  läßt  bei  Mißbandlimgen  von  Kindern  seitens  ihrer 
Eltern  den  Richter  zunächst  bloß  mit  Ermahnungen  und  Verweisen  Vorgehen. 
Darin  liegt  viel  gesetzgeberische  Weisheit.  Denn  wenn  gegen  den  Übertreter  des 
Züchtigungsreebtes  eine  empfindliche  Strafe,  namentlich  Geld-  oder  Arreststrafe 
verhängt,  das  Kind  aber  auch  weiter  in  seiner  Macht  belassen  wird,  so  w’ird  es  in 
den  allermeisten  Fällen  zu  einem  bedauernswerten  Ableiter  des  durch  die  Bestra- 
fung erweckten  Rachegefühls  des  Gewalthabers  werden.  Es  wäre  daher  als  Regel 
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fesUulialten,  daß  wenn  Eltern  sowie  auch  andere  Zäcbtiguiigsberechtigtc  wegen 
Mißbrauches  des  Züchligungsrechtes  zu  einer  enipflndlichcn  Strafe  verurteilt 
werden,  zugleich  für  eine  anderweitige  Unterbringung  des  Kindes  vorgesorgt 
werden  soll. 

Die  Kindesweglegung  setzt  nach  geltendem  Rechte  Gefährdung  des 
Lebens  des  weggclegten  Kindes  und  auch  Gefährdungsabsicht  voraus,  ln  dieser 
Reziehung  ist  aber  der  belreffende  Verbrechenstatbestand  offenbar  zu  eng  gefaßt. 
Denn  gegen  Lebensgefährdung  in  dieser  Form  sind  zweifellos  nicht  nur  Kinder, 
sondern  auch  andere  Hilflase  (zum  Beispiel  ein  Schwerkranker,  ein  Ohnmächtiger, 
ein  vom  Bergführer  in  gefährlicher  Lage  gewissenlos  verlassener  Hochtourist  u.  a.) 
zu  schützen.  Als  Gefährdung  von  Leib  und  Leben  wird  daher  die  Kindes- 
weglegung in  dem  weiteren  Tatbestände  der  Aussetzung  eventuell  in  dem  noch 
weiteren  der  Lebens-  und  Leibesgefälu'dung  aufzugehen  haben.  Hier  interessiert 
mehr  die  Kindesweglegung  als  Verletzung  der  FürsorgepflichL  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  sollte  sie  aber  (wie  im  französischen  und  mssischen  Recht) 
anch  dann  straffällig  machen,  wenn  Leib  und  Lehen  des  Kindes  dabei  nicht 
gefährdet  wurde,  zum  Beispiel  wenn  das  Kind  in  einem  Biilinhofwortesaal  zurück- 
gelassen,  die  Auffindung  des  Kindes  von  der  Mutier  in  einem  Verstecke  abge- 
warlet  wird  u.  ä. 

Es  wurde  auch  die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  nicht  nur  das  gänzliche 
Aufgeben  der  Fürsorge,  wie  es  eben  in  der  Kindesweglegung  zu  Tage  tritt,  als 
strafbar  zu  erklären,  sondern  das  auch  die  Verletzung  einzeln  er  FQrsorgcpflichien 
unter  Strafe  zu  stellen  sei.  Doch  in  dieser  Beziehung  muß  der  Gesetzgeber  meines 
Krachten-s  sehr  behutsam  Vorgehen,  um  nicht  in  eine  nutzlose,  ja  schädliche  Über- 
spannung der  Strafgewalt  zu  verfallen.  Denn  wie  es  bekunutlich  schwer  fällt, 
jemanden  zur  Liebe  zu  zwingen,  so  sind  die  slaatliehen  Strafmittel  wohl  am  aller- 
wenigsten dazu  geeignet,  eine  gewissenhafte  Erfüllung  der  Fürsorgepllii'hleii 
gegen  lieb-  und  gewissenlose  Eltern  im  Zwangswege  durchzusetzen.  Daher  läßt 
sieh  ein  Eingreifen  der  staatlichen  Strafgcwall  mehr  bloß  zum  Zwecke  des 
warnenden  Beispiels,  mithin  zu  Zwecken  der  Generalprävention  rechtfertigen,  und 
zwar  nur  bei  grober  Verletzung  der  wichtigsten  dem  Familienbande  enlspriiigeiiden 
Oblicgenheilen,  so  namentlich  wenn  die  Rechtspflirht  zmn  Unterhalte  schuldhaft 
vernachlässigt,  wenn  Kinder  an  Bettler,  Landstreicher  oder  Gaukler  überlassen 
oder  sonst  ihre  Verwahrlosung  aus  Verschulden  hi  rbcigi'Rihrt  vvird.  Auch  hier  hat 
stets  zugleich  mit  der  Strafe  die  öffentliche  Fürsorgeerzieliiing  cinzntreten. 

Was  die  Entführung  von  Kindern  mul  Pnegehefoldenen  überhaupt  hetriHt, 
so  kommt  dabei  nicht  nur  der  Eingriff  in  die  Rechte  der  Eltern  und  V'ormOnder, 
sondern  auch  der  Schutz  der  Pflegebefohlenen  gegen  Gefälirdung  ihrer  körper- 
lichen und  moralischen  Integrität  in  Betraclit.  Nach  geltendem  Rechte  wird  nur 
die  Entführung  durch  List  oder  Gewalt,  wozu  zweifellos  auch  die  Drohung  zu 
»•ebnen  ist,  als  straffällig  erklärt.  Diese  Beschränkung  ist  jedoch  »inbegrOndet, 
da  auch  eine  Bhitfühnnig,  bei  welcher  weder  List  noch  Gewalt  zur  Anwendung 
k.vm,  rechtswidrig  und  geeignet  erscheint,  die  gedachten  RechLsgüter  nach  beiden 
Seiten  hin  zu  verletzen  oder  zu  gefährden.  In  dieser  Beziehimg  muß  also  der  Tat- 
bestand (ler  Entfühnmg  eine  entsprechende  Erweiterung  erfahren.  Als  besonders 
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schwerer  Fall  wäre  die  Entführung  zu  Unzuchtzwecken  durch  Strafe  auszu- 
zeichnen  und  ebenso  der  auch  jetzt  noch  vorkommende  Fall,  daß  ein  Kind  von 
Bettlern,  Gauklern  und  ähnlichen  herumziehendem  Volk  zu  dem  Zwecke  entfülirt 
wird,  um  bei  ihrem  Gewerbe  verwendet  zu  werden. 

Daß  Kinder  eines  besonders  intensiven  Schutzes  gegen  Angriffe  auf  ihre 
geschlechtliche  Unversehrtheit  bedürfen,  kann  wohl  keinem  Zweifel  unter- 
liegen. Dabei  fSllt  einerseits  ihre  körperliche  Unreife,  andrerseits  der  Mangel  an 
sittlicher  Widerstandsfähigkeit  in  die  Wagschale.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese 
beiden  Momente  nicht  nur  bei  Mädchen,  sondern  in  demselben  Maße  auch  bei 
Knaben  vorliegen  und  daß  sonach  letzteren  der  gleiche  strafrechtliche  Schutz  zu 
gewähren  ist.  Die  schwor  begreifliche  Lücke  unseres  Strafgesetzes,  welche  Knaben 
unter  14  Jahren  zwar  gegen  anderweitigen  geschlechtlichen  Mißbrauch  (§  128>. 
nicht  aber  gegen  Mißbrauch  durch  Beischlaf  (§  126)  schützt,  ist  daher  im  neuen 
Gesetze  ohneweiters  auszufüllen. 

Es  fragt  sich,  ob  die  von  unserer  Strafgesetzgebung  in  der  gedachten  Bezie- 
hung festgchaltene  Altersgrenze  von  14  Jahren  die  richtige  ist,  oder  ob  sie  vielleicht 
nach  dem  Vorbilde  anderer  Gesetzgebungen  auf  16  oder  gar  auf  18  Jahre  hinaus- 
zurücken wäre.  Gewiß  ist,  daß  nicht  nur  das  Alter  der  körperlichen  Unreife, 
sondern  auch  die  Zeit  des  Oberganges  zur  Pubertät,  diese  bekanntlich  so  gefähr- 
liche Zeit  des  Erwachens  der  Geschlechtstriebe  schutzbedürftig  erscheint.  Andrer- 
seits kann  es  sich  hier,  wie  bei  jeder  fest  bestimmten  Altersgrenze,  nur  um  eine 
approximative  Durchschnittsberechnung  handeln.  Einzelne  Fälle  einer  abnormal 
verlangsamten  Entwicklung  können  ebensowenig  berücksichtigt  werden  wie  Fälle 
einer  ausnatimsweiscn  Frühreife,  ln  Erwägung  aller  Umstände  kann  man  sich  mit 
der  von  unserem  Strafgesetze  gewälilten  Altersgrenze  als  einverstanden  erklären, 
zumal  da  sie  auch  in  verschiedenen  anderen  Richtungen  als  Mündigkeitsgrenze 
hingeslellt  wird,  so  im  bürgerliclien  Recht,  in  Bezug  auf  die  Schulpflicht  und  die 
Strafmündigkeit. 

Nur  geschlechtlich  unbescholtenen  Mädchen  wäre  noch  über  dieses  Alter 
hinaus,  etwa  bis  zum  vollendeten  1 6.  Lebensjahre,  Schutz  gegen  Verführung  zu 
außerehelichem  Beischlaf  .auch  außer  dem  Falle  einer  nicht  erfüllten  Zusage  der 
Etie  (§  506  St.  G.)  durch  Aufstellung  einer  Strafdrohung  zu  gewähren. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  Jugendliche  gegen  Unzuchtshandlungcn  jeder 
Art  geschützt  werden  müssen,  nicht  bloß  gegen  solche,  die  an  ihnen  selbst 
begangen  wurden.  Daher  sind  unzüchtige  Handlungen,  worunter  auch  unzüchtige 
Äußerungen  fallen,  nicht  nur  wenn  sie  öffentlich,  sondern  — nach  dem  Vorbilde 
des  norwegischen  Strafgesetzes  — auch  wenn  sie  in  Gegenwart  eines  Unmündigen 
begangen  werden,  unter  Strafe  zu  stelien.  Daß  unter  eine  solche  Strafdrohung 
unter  Umständen  auch  der  von  Eltern  vor  ihren  eigenen  unmündigen  Kindern  aus- 
geübte  Beischlaf  fallen  würde,  ist  meines  Erachtens  ganz  gerechtfertigt. 

Gegen  die  verderbliche  Einwirkung  der  pornograi>hischen  Literatur 
ist  die  Jugend  dadurch  zu  schützen,  daß  bei  Pönalisierung  der  Verbreitung  unzüch- 
tiger Schriften,  Bilder  und  sonstiger  Gegenstände  dieser  Art  der  Umstand,  daß 
eine  solche  Sache  einem  Jugendlichen  verkauft  oder  geschäftsmäßig  ausgeliehen 
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wurdi!,  nach  dem  Vorschläge  dos  schweizerischen  Entwurfes  im  Gesetze  aus- 
drücklich als  straferhühend  zu  behandeln  ist. 

Wie  ich  in  meinem  Werke  ,Die  Können  der  Strafschukl*  (1903)  näher 
aiisgeirihrt  habe,  versagen  die  zum  Schutze  von  Unmündigen  gegen  Angriffe  auf 
ihre  geschJechtliche  Integrität  aufgcstclltcn  Normen  in  der  Praxis  erfahrungsgemäß 
oft  wegen  der  Schwierigkeit  des  zur  Annahme  des  Vorsatzes  erforderlichen 
Beweises,  daß  die  Unmündigkeit  der  mißbrauchten  Person  dem  Täter  bekannt 
gewesen  sei.  Wenn  es  nun  auch  zu  hart  erscheinen  muß  und  gegen  eine  der 
grundlegenden  Maximen  des  Strafrechtes  verstoßen  würde,  nach  dem  Beispiele  des 
konudisch-amerikanischen  und  des  norwegischen  Rechte.«  die  Unkenntnis  des 
Alters  der  mißbrauchten  Person,  beziehungsweise  den  Irrtum  des  Täters  darüber 
als  irrelevant  zu  erklären,  so  ist  es  andrerseits  nacli  meiner  Ansicht,  die  ich  in 
meiner  gedachten  Schrift  eingehend  begründet  habe,  strafrechtlich  unbedenklich 
und  kriminalpolilisch  gerechtfertigt,  nicht  nur  den  Pali  der  W'issentlichkeil, 
sondern  auch  das  fahrlässige  Nichtwissen  von  der  Unmündigkeit  der  mißbrauchten 
Person,  den  letzteren  Kall  freilich  mit  einer  geringeren  Strafe,  zu  ahnden  und  nur 
einen  entschuldbaren  Irrtum  als  schuldausschließend  zu  behandeln.  Auf  diese 
Weise  wird  dann  auch  der  psychologisch  wie  praktisch  ganz  gut  raügliche  Kall 
mitgctrolTen,  wenn  der  Täler  aus  was  immer  für  einem  Gmndc  um  das  Alter  seines 
Opfers  sich  gar  nicht  gekümmert  bat. 

ln  den  bisher  hohandeUeii  Punkten  tut  also  eine  teilweise  Umgestallung, 
beziehungsweise  Erg.äozuiig  der  im  geltenden  Beeilte  bestehenden  Normen  zum 
Schutze  unmündiger  und  überhaupt  jugendlicher  Personen  not.  Doch  nebstdem 
erscheint  es  geboten,  einige  neue  Tatbestände  zu  diesem  Zwecke  aufzustellen. 

Nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  das  leibliche  Wohl  der  Kinder  seihst,  sondern 
auch  im  Interesse  der  körperlichen  Gesundheit  und  Tüchtigkeit  künftiger  Genera- 
tionen müssen  Jugendliche  zunächst  gegen  eine  maßlose  Ausbeutung  ihrer 
Arbeitskraft,  wie  sie  die  riesonhart  vorwärts  schreitende  industrielle  Entwick- 
lung der  Jetztzeit  gai’  zu  leicht  mit  sicli  bringt,  genügend  geschützt  werden,  wenn 
nicht  eine  DegencraGon  der  arbeitenden  Bevölkerung  ganzer  Bezirke  in  absehbarer 
Zeit  eintreten  soll.  Deshalb  ist  es  erforderlich,  die  Verwendung  von  Kindern  bis 
zu  einer  bestimmten  Altersgrenze  zu  einer  regelmäßigen  gewerblichen  Besehätligung 
gänzlich  zu  verbieten:  sodann  ist  eine  weitere  .\Uei-sgrenze  festzuslellen,  vor  deren 
Erreichung  Jugendliche  zu  besonders  aufreibenden  Erwerbstätigkeiten,  insbeson- 
dere zur  Kabriksarbeit,  zur  Nachtarbeit,  sowie  zu  anderen  namentlich  zu  bezeich- 
nenden Beschäftigungen,  welclie  eine  Gefahr  für  das  körperliche  Wohl  oder  die 
Moralität  der  Arbeitnehmer  mit  sicli  bringen,  nicht  venvendet  werden  dürfen.  Die 
Beschäftigung  solcher  Jugendlichen  in  sonstigen  Geweil>suulemeljniiiiigen  wäre 
nur  in  einem  durcli  Feststellung  des  täglichen  Slundenniaxiniums  beschränkten 
Maße  zu  geslalleii. 

Solclic  den  heslohcndcn  Erwerbsverhältnis.scn  im  großen  Ganzen  eiitsprecheu- 
den  Verbote  tinden  sich  bereits  in  der  geltenden  Gewerbeordnung  (§§  94  bis  96t. 
Bk.  wäre  datier  nur  zu  erwägen,  ob  dieselben  nicht  dem  kommenden  Strafgesetz  cin- 
zuverleibcn  und  daselbst  einer  enl.sprecliend  scliärferen  Strafdrohung  zu  unter- 
stellen wären,  als  dies  im  Rahmen  gewerliereclilliclier  Vorschriften  möglich  Ul. 
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Das  Bedürfnis  eines  kräftigeren  Schutzes  der  dabei  in  Frage  kommenden  Rechts- 
güter würde  ohneweiters  zur  Bejahung  der  aufgeworfenen  Frage  führen.  Doch 
andrerseits  kann  meines  Erachtens  nicht  außer  Betracht  bleiben,  daß  es  sich 
um  Rechtsverhältnisse  handelt,  welche  in  das  Gebiet  des  Gewerberechtes  fallen 
und  deren  Regelung  diesem  Rechtsgebiete  umsomehr  überlassen  bleiben  sollte, 
als  dabei  imter  Umständen  auch  Besonderheiten  einzelner  gewerblicher  Tätig- 
keiten, ja  sogar  einzelner  örtlichen  Bezirke  zu  berücksichtigen  sind.  Auch  können 
Änderungen  in  den  Erwerbsverhällnissen  der  Bevölkerung  im  aUgemeinen  nicht 
minder  als  Umwälzungen  in  einzelnen  Gewerbe-  und  Industriezweigen  mit  der 
Zeit  die  Notwendigkeit  einer  Umgestaltung  der  gedachten  Normen  in  einem  oder 
dem  anderen  Punkte  herbeiführen.  Deswegen  wäre  es  meines  Erachtens  ebenso 
verfehlt,  eine  Petrifizierung  dieser  Normen  durch  deren  Aufnahme  in  das  Strafgesetz 
anzustreben,  als  es  andrerseits  mißlich  erscheinen  müßte,  des  öfteren  zu  einer 
bezüglichen  Änderung  des  Strafgesetzes  schreiten  zu  müssen.  Innerhalb  des 
gcwerberechtlichen  Gebietes  lassen  sich  solche  Änderungen  viel  leichter  bewerk- 
stelligen. Aus  diesen  Gründen  sollte  im  Strafgesetze  nur  ein  entsprechend  scharfes 
Blankettgesetz  etwa  des  Inhaltes  Platz  finden,  daß  die  Außerachtlassung  der 
jeweiligen,  die  Verwendung  von  jugendlichen  Arbeitern  einschränkenden  gewerbe- 
rechtlichen  Vorschriften  unter  Strafe  gestellt  wird. 

Wie  nach  dem  oben  Gesagten  das  Oberlassen  von  Kindern  an  Bettler,  Land- 
streicher, Gaukler  und  ähnliches  herumziehendes  Volk  als  Verletzung  der  Fürsorge- 
ptlicht  zu  ahnden  ist,  so  soll  andrerseits  auch  der  Mißbrauch  Unmündiger  zum 
Bettel,  wie  dies  bereits  nach  geltendem  Rechte  der  Fall  ist,  schlechthin  und  grund- 
sätzlich, das  heißt  ohne  besondere  behördliche  Bewilligung  auch  deren  Verwen- 
dung zu  öffentlichen  Produktionen,  straffällig  machen. 

Die  wünschenswerte  Eindämmung  der  immer  mehr  und  mehr  um  sich 
greifenden  Alkoholseuche  und  ihre  verheerenden  Wirkungen,  die  sich  durchaus 
nicht  auf  die  davon  Ergriffenen  beschränken,  sondern  erfahrungsgemäß  auch 
die  Nachkommen  in  Mitleidenschaft  ziehen,  lassen  cs  als  geboten  erscheinen, 
jugendliche  Personen,  auf  welche  der  Alkohol  naturgemäß  noch  weit  stärker  ein- 
wirkt als  auf  Erwachsene,  vor  der  Gelegenheit  zu  übermäßigem  Alkoholgenusse 
soweit  als  möglich  auch  strafrechtlich  zu  schützen.  Dies  ließe  sich  am  l)esten  wohl 
in  der  Weise  bewirken,  daß  man  jedermann  als  straffällig  erklärt,  der  die 
Trunkenheit  eines  Jugendlichen  bis  zu  einer  bestimmten  Altersgrenze  — 16  Jahre 
dürften  hier  als  angemessen  erscheinen  — dadurch  verschuldet,  daß  er  ihm 
geistige  Getränke  verabreicht  oder  durch  einen  anderen  verabreichen  läßt.  Daß 
diese  Strafdrohung  auch  für  die  Eltern  des  Jugendlichen  und  sonstige  Fürsorge- 
pllichtige  gelten  müßte,  steht  außer  Frage,  Nebsldem  wäre  die  Verabreichung 
geistiger  Geb'änke,  an  solche  Jugendliche  in  Wirtshäusern,  Schänken  und  sonstigen 
öffentlichen  Trinklokalen  bei  Strafe  schlechthin  zu  verbieten.  Hieran  sollte  sich 
ein  unter  Slrafsanktion  zu  stellendes  Verbot  knüpfen.  Unmündige  zu  öffentlichen 
Tanzunterhallungen  milzunehmen  oder  zuzulassen.  Die  dem  zuwiderlaufende 
üble  Gewohnheit  der  Landbewohner  in  manchen  Gegenden,  die  bei  solchen 
Gelegenheiten  erfahrungsgemäß  vorkommenden  zahlreichen  Ausschweifungen 
sowohl  in  Bezug  auf  den  Genuß  geistiger  Getränke  als  auch  in  geschlechtlicher 
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Bi-ziehung  und  die  für  Unmündige  verderbliche  Wirkung  des  schltfchtcn  Beispieles 
lassen  ein  solches  Verbot  als  vollauf  gerechtfertigt  erscheinen. 

Schließlich  möchte  ich  in  unserem  künlligen  Strafgesetze  auch  eine  Norm 
nicht  vermissen  wollen,  welche  bestimmt  und  geeignet  wftre,  die  die  Scliule 
be.suchenden  Kinder  vor  der  Gefahr  der  Ansteckung  durch  Infektionskrank* 
heilen  entsprechend  zu  schützen.  Der  Staat,  der  den  Schulzwang  statuiert,  ist 
geradezu  verpflichtet,  für  einen  möglichst  intensiven,  also  jedenfalls  auch  stral- 
rechüichen  Schulz  der  Gesundheit  deijenigen  zu  sorgen,  die  er  diesem  Zwange 
imterwirfl.  Eine  solche  Strafdrohung  würde  sich  vomelimlich  gegen  jene  leicht- 
sinnigen und  gewissenlosen  Eltern  richten,  die,  obgleich  sie  wissen  oder  wissen 
sollten,  daß  ihr  Kind  mit  einer  akuten  Infektionskrankheit  behaftet  ist  oder  deut- 
liche Symptome  einer  solchen  Krankheit  zeigt,  dasselbe  oder  andere  in  demselben 
Hausbalte  lebende  Kinder  weiter  in  die  Schule  gehen  lassen,  unbekümmert  um 
die  daraus  für  die  Mitschüler  entstehende  Gefahr. 

Daß  hier  Strafe  am  Platze  ist,  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen.  Doch 
auch  in  dieser  Beziehung  ist  es  meines  Erachtens  angezeigt,  sich  im  Strafgesetze  auf 
ein  Blankcttgesctz  zu  beschrünken,  welches  denjenigen  als  .straffAllig  erklärt,  der 
einer  zur  Verhinderung  der  Verbreitung  einer  lufeklionskranklieit  erlassenen 
behördlichen  Anordnung  zuwiderhandeil,  und  die  Aufstcllimg  der  bezüglichen 
mentalen  Vorschriften  den  Schul-  oder  Sanitätsgesetzon  zu  Oberlassen.  Auf  alle 
Fälle  ist  aber  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  diese  Vorschrirten  den  Eltern  oder 
sonstigen  Personen,  in  deren  Obhut  sieb  ein  Schulkind  befindet,  zu  Beginn  jedes 
Schuljahres,  um  besten  vielleicht  hei  der  Aufnahme  des  Kindes,  sowohl  mündUch 
als  auch  durch  Übergabe  einer  gedruckten  Belolirung  eingeschärfl  werden.  Dann 
wird  gegen  Nichtachtende  um  so  unnachsichtlicher  mit  Strafe  vorgegangen  » erden 
können. 

Das  Ergebnis  meiner  Ausführungen  fasse  ich  in  nachstehende  Leitsätze 
zusammen: 

1.  Kinder  und  überhaupt  Jugendliche  sind,  da  sie  sich  gegen 
Angriffe  auf  ihre  körperliche  und  moralische  Integrität  selbst 
genügend  zu  schützen  nicht  vermögen,  grundsätzlich  eines  erhöhten 
strafrechtlichen  Schutzes  teilhaftig  zu  machen. 

S.  Dieser  erhöhte  Schutz  kann  sich  im  allgemeinen  durch  höhere 
Bemessung  der  Strafe  innerhalb  des  gesetzlichen  Strafrahmens 
betätigen.  Dort,  wo  dies  unzureichend  erscheint,  sind  für  Angriffe 
gegen  Jugendliche  besondere  erhöhte  Strafsätze  im  Gesetze  aufzu- 
stelleii.  Das  gilt  namentlich  von  allen  Unzuchtsdelikten,  die  auch 
von  Erwachsenen  begangen  werden  können. 

3.  Es  ist  ein  Gebot  der  unbedingten  Notwendigkeit,  die  körper- 
liche wie  moralische  Integrität  von  Kindern  und  überiiaupt  Jugend- 
lichen nebstdem  auch  durch  Aufstellung  besonderer  strafrechtlicher 
Normen  kräftigst  zu  schützen.  Zu  diesem  Behufe  sind  die  im  geltenden 
Rechte  bereits  bestehenden  Strafdrohungen  gegen  Mißbrauch  des 
Züchtigungsrechtes,  gegen  Kindesweglegung,  gegen  Entführung 
sowie  gegen  unsittliche  Angriffe  auf  Jugendliche  in  sexueller 
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Richtung  entsprechend  auszugestalten  und  zu  ergänzen,  außerdem 
aber  neue  Normen,  insbesondere  gegen  Mißbrauch  jugendlicher 
Arbeitskraft,  gegen  Gefährdung  jugendlicher  Personen  durch  Verab- 
reichung von  geistigen  Getränken  und  gegen  Außerachtlassung  der 
wider  die  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  — namentlich  in 
der  Schule  — erlassenen  Vorschriften  aufzustellen. 

4.  Kindern  ist  auch  gegen  grobe  Verletzungen  der  Fürsorge- 
pflichten seitens  der  Eltern  und  sonstigen  Fürsorgepflichtigen  straf- 
rechtlicher Schutz  zu  gewähren.  Dabei  ist  aber — ebenso  w'ie  bei  der 
Ahndung  von  Überschreitungen  des  Züchtigungsrechtes  — eine 
ungesunde  Überspannung  der  staatlichen  Strafgewalt  zu  vermeiden. 
Ist  die  Verhängung  einer  empfindlichen  Strafe  begründet,  soll  in  der 
Regel  zugleich  um  anderweitige  Unterbringung  des  Kindes  gesorgt 
werden. 
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Welche  besonderen  sanitären  Verhältnisse  kommen  in  den  Fragen  des 
Kinderachutzes  und  der  Jugendfürsorge  In  Betracht  und  welche  Maft- 
nahmen  sind  hier  in  erster  Reihe  iri  Anwendung  zu  bringen? 


Gutachten, 

erstattet  7on 

Dr.  A.  Schattenfroh, 

o.  0.  EVofMsor  der  Hj'gicne  «o  d«r  Wiener  Unireraitit. 


Der  .Erste  Österreichische  Koiigreli  für  Kinderschutz  uud  Jugend- 
fürsorge“ hat  sich,  wie  aus  der  Auswahl  der  Deralungsgegeiistünde  zu  ersehen 
ist,  vor  allem  das  Ziel  gesetzt,  die  rechtliche  Seite  der  Bewegung  zu  klürcn.  Er 
war  einerseits  bestrebt,  so  vollständig  als  möglich  Material  zu  sammeln,  um  ein 
Urteil  zu  ermöglichen,  in  welchem  Ausmaße  gegenwärtig  die  Stellung  des  Kindes 
und  Jugendlichen  in  Österreich  den  Anforderungen  an  eine  gesicherte  Entwick- 
lung ihrer  bürgerlichen  Existenz  entspricht,  andererseits  sollten  Direktiven  dafür 
aufgestellt  werden,  in  welcher  Bichtung  sich  die  legislativen  und  administrativen 
Maßnahmen  des  Staates  imd  der  autonomen  Behörden  sowie  die  Tätigkeit  der 
Vereine  und  des  Einzelnen  zu  bewegen  hätten,  um  den  bestehenden  Mängeln 
abzuhclfen  und  die  bestehenden  Organisationen  weiter  auszubauen. 

ln  diesem  Süme  betreffen  demnach  die  meisten  der  auf  die  Tagesordnung 
gesetzten  Einzelreferate  den  Rechtsschutz  des  Kindes  und  Jugendlichen.  Es 
schien  nun  aber  dem  vorbereitenden  Komitee  zweckmäßig  und  erwünscht  zu  sein 
— mit  Rücksicht  auf  die  innigen  Beziehungen,  die  sich  bei  der  Durchführung 
aller  Kinderschutzbeslrebungen  zu  den  Fragen  der  Gesmidheitspflege  ergeben  — 
daß  in  einem  besonderen  Referate,  von  ärztlicher  Seite  beleuchtet,  die  Anforde- 
rungen herv  orgehoben  werden,  die  in  gesundheitlicher  Hinsicht  erhoben  werden 
müssen.  So  sollte  sowohl  die  Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  derartiger  Maß- 
luahmen,  die  die  gesundheitliche  Förderung  des  Kindes  im  Auge  haben, 
anerkaimt  als  auch  eine  Brücke  zu  jenen  ardäßlich  eines  späteren  Kongresses 
eingehender  zu  erörternden  Be.strebungen  geschlagen  werden,  die,  wie  der  Säug- 
lingsschutz, der  Schutz  der  gewerblichen  Kinderarbeit,  gesundheitliche  Spezial- 
fragen von  hoher  Bedeutung  betreffen. 

Das  vorliegende  Referat  soll  dem  genannten  Zwecke  entsprechen.  Es  sei 
aller  gleich  der  Meinung  entgegengelreten,  wie  wenn  hier  eine  vollständige  und 
systematische  Übersicht  über  das  ganze  große  Gebiet  der  Hygiene  des  Kindes 
und  des  Jugendlichen  geboten  würde.  Es  würde  dies  über  den  Rahmen  des 
Referates  hinausgreifen  und  auch  seinem  Zwecke  kaum  dieidich  sein.  Andererseits 
soll  es  aber  auch  vermieden  werden,  in  einseitiger  Weise  etwa  ausscliließlich  die 
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Nutzanwendung  allgemeiner  hygienischer  Lehren  ohne  Kücksichl  auf  die  beson- 
deren konki-eten  Verhältnisse  und  mit  Vernachlässigung  der  bestehenden  Ein- 
richtungen und  des  tatsäclüich  schon  Erreichten  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Die  ünbeholfenlieit  des  Kindes,  seine  Unfäliigkeit  zur  Selbstbestimmung, 
der  zarte,  wenig  widerstandsfäliige  Organismus  bedingen  ebensowohl  sittliche 
wie  gesundheitliche  Gefahren  und  lassen  das  Kind  in  ganz  besonders  hohem 
Grade  schutzbedürftig  erscheinen.  Desgleichen  ist  das  jugendliche  Alter  (14  bis 
21  Jalire)  durch  die  Eigentümlichkeiten  seiner  Konstitution,  insbesondere  den 
Eintritt  der  Pubertät  und  durch  den  Umstand,  daß  die  ungünstigen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  häufig  frühzeitig  zur  selbständigen  Erwerbstätigkeit  drängen, 
mannigfachen  Gefährdungen  ausgesetzt,  die  um  so  mehr  ins  Gewicht  fallen,  als  die 
Arbeit  der  Jugendlichen  für  manche  Dienstleistungen  wegen  der  nieririgeren 
Lohnsätze  besonders  geschätzt  wird. 

Spezifische  Berufsschüdigungen,  bedingt  zum  Beispiel  durch  die  Beschäfti- 
gung mit  gewerblichen  Giften,  für  den  jugendlichen  Organismus  besonders  deletär, 
sind  wohl  durch  Gesetze  und  Verordnungen  in  den  meisten  Staaten  eingeschränkt 
worden,  spielen  aber  noch  immer  eine  große  Rolle,  ebenso  wie  die  Ausnützung 
der  jugendlichen  Kräfte  zur  Heimarbeit  bei  ungenügender  Ernährung,  nicht  aus- 
reichendem Schlaf  und  die  gewissenlose  Ausbeutung  der  Kinder  zum  Feilhalten 
von  Verkaufsobjekten  und  zum  Betteln  durch  die  besonderen  Umstände,  die  liier 
mitspielen,  zu  schweren  Gesundheitsschädigungen  führen  können. 

Daneben  kommt  noch  in  Betracht,  daß  das  Zusammenleben  mehrerer  bis 
zahlreicher  Individuen,  wie  es  die  mimnigfache  Lebensführung  der  Kinder  und 
Jugendlichen  in  Schule,  Werkstatt  und  in  den  verscliiedensten  Anstalten  mit  sich 
bringt,  nicht  nur  die  sittlichen  und  sanitären  Gefahren  im  allgemeinen  steigert, 
sondern  auch  direkt  das  Umsichgreifen  der  ansteckenden  Krankheiten  begünstigt. 
Durch  den  innigen  Kontakt  der  Kinder  in  den  Schulen  und  den  Anstalten  kommen 
die  gefürchteten  Schulepidemien  der  .akuten  Infektionskrankheiten  zu  stände, 
während  in  den  häuslichen  und  gewerblichen  Werkstätten  die  Tuberkulose  und 
die  Geschlechtskrankheiten  ihre  Opfer  fordern. 

Es  sei  nun  im  folgenden  versucht,  in  gedrängter  Kürze  ein  Bild  jener  gesund- 
heitlichen Schäden  und  Gefahren  zu  entwerfen,  die  wir  im  jugendlichen  Alter  auf- 
treten  sehen.  Im  Ansclilusse  daran  sei  auf  einzelne  Abhilfsmaßnahmen  hin- 
gewiesen, die  uns  geeignet  erscheinen,  diese  Gefaluam  wirksam  zu  bek.'impfen, 
wobei  auch  der  in  Durchführung  begriffenen,  diesem  Zwecke  dienenden  Vor- 
kehnmgen  besonders  gedacht  werden  soll.  Und  scliließlich  seien  anhangsweise  die 
Anforderangen  erörtert,  die  im  Rahmen  der  Anstalts-,  beziehungsweise  Heim- 
erziehung erfüllt  sein  müssen,  wenn  diese  Einrichtungen  wirklich  den  Pfleglingen 
zum  Wühle  gereichen  sollen.  Die  besondere  Wichtigkeit  dieses  Kapitels  läßt  eine 
solche  spezialistische  Erörterung  wohl  gerechtfertigt  erscheinen. 

I. 

Die  Gefahren,  die  dem  Kinde  imd  dem  Jugendlichen  drohen,  können  von 
verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  betrachtet  und  gruppiert  werden.  Wir  weoien 
uns  bemülien,  einem  möglichst  natürlichen  Einteilungsprinzip  zu  folgen. 


Digilized  by  Google 


Kindenscbutz,  Frag«'  ä,  Dr.  A.  SchaUanfroli. 


159 


Jene  Periode  der  kindlichen  Entwickluiijt,  die  durch  das  Stadium  objektiver, 
absoluter  Hilflosigkeit  gekennzeichnet  ist,  das  SAuglingsalter,  ist  naturgemaO 
in  idlen  jenen  Fällen,  in  welchen  die  inneren  und  äußeren  Bedingungen  zur 
ungestörten  Entwicklung  fehlen  oder  mangelhaft  geboten  sind,  am  allermeisten 
gefrdirdet.  Lebensschwäche,  die  auf  verschiedenen  hier  nicht  nälier  zu  erörternden 
Ursachen  beruhen  kann,  mannigfache  körpt^rliche  Mängel  (iiatQrlieh  auch  leichtere 
und  schwerere  Erkrankungen)  setzen  die  natüriiehe  Widerstandskraft  des  Säug- 
lings in  hohem  Maße  herab.  In  keinem  Falle  wie  im  vorliegenden  spielen 
Ernährung  und  Lebensweise  (hier  Pflege)  eine  für  die  Gesundheit  und  das 
Leben  so  entscheidende  Holle.  Die  erschreckend  liohe  Säuglingssterblichkeit  auf 
dem  Lande  wie  in  den  großen  Städten  ist  eüi  trauriger  Beweis  für  die  kulturell 
beschämende  Tatsache,  daß  die  Menschheit  au.s  Unverstand  und  Gleichgültigkeit 
die  hohe  Bedeutung  nicht  erkiuuite,  die  dem  Schutze  des  Nachwuchses  beizu- 
messen ist 

ln  den  Fällen,  wo  Armut  und  Not  oder  Berufstätigkeit  die  Mutter  daran 
biiidem,  ihren  Pflichten  nachzukommen,  trifll  der  Vorw  urf  die  menschbehe  Gesell- 
schaft Nicht  ausschließlich  mögen  cs  die  genannten  Umstände  sein,  die  zu  einer 
schlechten  Pflege  des  Säuglings  führen.  So  beschämend  die  Tatsache  aucli  ist  es 
scheint  erwiesen  zu  sein,  daß  namentlich  uneheliche  Kinder,  die  in  häuslicher 
Pflege  oder  bei  Kostfraucn  untergebrarht  sind,  außer  durch  den  leichter  eruier- 
baren und  zu  alindeiiden  gewalttätigen  Kindesmord  auch  durch  absichtlich 
vernachlässigte  Pflege  und  durch  allerlei  geheimnisvolle  Künste,  die  sie  in 
schweres,  zum  Tode  führendes  Siechtum  versetzen,  dahingerafll  werden. 

Der  Umstand  nun,  d<iß  es  zur  Fortentwicklung  ilcs  Kiniles  im  SäugUngs- 
aller  nicht  ausreicht  äußere  Schädigungen  abzuwehreu.  sondern  daß  nicht  geringe 
positive  Lei.stiingcn  geboten  werden  müssen,  um  die  Pflege  zu  einer  ausreichenden 
zu  gestalten,  stellt  dem  organisierten  Säuglingsschulz  so  besondere  schwierige 
Aufgaben. 

Zweifellos  sind  bei  älteren  Kindern  die  Verhältnisse  insofern  günstiger, 
als  ilwc  körperliche  Widerstandskrafl  doch  schon  eine  größere  ist  und  nicht  jede 
Verdauutigsstörung,  nicht  jeder  oft  geringfügige  Mangel  der  Pflege  geeignet  sind, 
zu  solch  ernsten  Konsequenzen  zu  führen  wie  im  Säuglingsaller. 

Immerhin  bietet  die  zarte  Konstitution  des  Kindes  genügend  AngrilTspunklc 
für  die  mannigfachsten  gesundheitlichen  Schädigungen.  An  erster  Stelle  seien 
wieder  die  so  häufigen  EmährungsslOrungeu  genaimt,  die  zwar  in  der  Regel  einen 
weniger  stürmischen  Ablauf  zeigen  als  im  Säuglingsaller,  aber  doch  häufig  genug, 
von  mannigfachen  Ursachen  bergclcitet,  chronische  Zustände  bedingen,  die  man  als 
Unterernährung  zusaminenfaßt.  Derartige  Kinder  bleiben  häufig  im  Wachstum 
zurück,  sic  zeigen  bleiche,  eingefallene  W'angen,  Muskelschwächc  und  neigen  zu 
den  verschiedenslcn  akuten  und  chronischen  Erkrankungen.  Häufig  erliegen  sie 
im  spateren  Alter  der  Tuberkulose.  Der  Zu.stand  ist,  wie  der  Name  sagt, 
auf  eine  Stoflwechselanomalie  zurückzufüliren , die  offenbar  durch  das  Miß- 
vcrhältni.s  zwischen  dem  durch  Wachstum  und  Leistung  bedingten  Nährstolf- 
bedarf.  beziehungsweise  -verbrauch  und  der  taLsächlich  zugeführten,  beziehungs- 
weise resorbierten  Naluungsnienge  zu  stände  kommt. 
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Der  Stoffwechsel  des  Kindes  zeichnet  sich  vor  den  Vorgängen  im  Körper 
des  Erwachsenen  vor  allem  dadurch  aus,  daS  physiologisch  Stoffansatz,  der  eben 
eine  Voraussetzung  für  das  Wachstum  ist,  ganz  regelmäßig  zu  stände  kommt, 
sofern  nicht  krankhafte  Störungen  im  Abläufe  der  Stoffwechselvorgänge  sich 
geltend  machen.  Da  daneben  im  Körper  des  Kindes  und  Jugendlichen  auch  die 
Zersetzungen  ungemein  lebhaft  ablaufen,  wird  der  Bedarf  an  Nährstoffen,  der 
einerseits  den  Verbrauch  zu  decken  und  andererseits  den  Stoffansatz  zu  ermögbehen 
hat,  ein  relativ  sehr  großer  sein  müssen.  Wachsende  Individuen,  vor  allem  natür- 
lich Jugendliche  im  Alter  von  12  bis  14  Jahren  und  darüber,  bedürfen  daher  einer 
reichlichen,  gut  ausnützbaren  Kost. 

Nicht  immer,  aber  wohl  weitaus  am  häufigsten  ist  die  Zufuhr  einer  in  Bezug 
auf  Menge  und  Beschaffenheit  nicht  entsprechenden  Nahrung  die  Ursache  für  die 
Unterernährung.  Mitimter  sind  es  Verdauungstöningen  oder  primäre  Stoff- 
wechselanomalien (Blutarmut  u.  a.),  die  den  Zustand  bedingen,  trotz  reich- 
licher oder  wenigstens  bei  genügender  Nahrungszufuhr;  doch  sind  Verdauungs- 
störungen und  Blutarmut  auch  ihrerseits  häufig  die  Folge  einer  .schlechten  und 
unzureichenden  Ernährung. 

Die  Frage  einer  richtigen  und  der  Menge  nach  ausreichenden  Nahrungs- 
zufuhr ist  um  so  wichtiger,  als  ein  guter  Ernährungszustand  die  V^oraussetzung  für 
eine  entsprechende  Leistungsfähigkeit  des  jugendlichen  Organismus  ist  Bei 
jugendlichen  Individuen,  die  körperliche  Arbeit  verrichten  müssen,  spielt  dies  eine 
ganz  besondere  Rolle,  auch  wieder  in  dem  Sinne,  daß  körperliche  Arbeit,  um  so 
eher  Überanstrengung,  leicht  zu  Unterernährung  führen  können.  Der  Ernährungs- 
zustand (den  auch  der  Laie  gut  erkennt  und  mit  dem  Namen  Aussehen  bezeichnet) 
ist  überhaupt  der  Ausdruck  dafür,  ob  und  inwieweit  der  Körper  unter  dem 
Wechsel  der  äußeren  und  inneren  Einilüsse  sich  im  Gleichgewichtszustände 
befindet.  In  ihm  spiegeln  sich  die  ungünstigen  äußeren  Momente,  wie  dicht 
gedrängtes  Beisammenwohnen  in  engen,  schlecht  gelüfteten  Räumen.  Mangel  an 
frischer  Luft,  an  Bewegung  im  Freien,  unzweckmäßige  Lebensweise,  wie  Arbeiten 
in  gebückter  Stellung  u.  a.  m.  wieder,  Ursachen,  die,  wenn  sie  mit  schlechter 
Ernährungsweise  kombiniert  sind,  um  so  leichter  zur  Unterernährung  füliren,  als 
sie  vielfach  auch  die  Lust  zur  Nahrungsaufnahme,  den  Appetit  einschränken. 

Die  Eigentüinliclikeiten  der  kindlichen  und  jugendlichen  Konstitution  machen 
sich  besonders  unter  den  verschiedenen  Verhältnissen  bemerkbar,  die  bei  der 
Beschäftigung  des  Kindes  und  Jugendlichen  in  Betracht  kommen.  Von  ein- 
schneidender Wirkung  ist  hier  vor  allem  die  Schule  mit  ihrem  Zwang  zu  einer 
bestimmten  geregelten  Tätigkeit,  mit  ihren  strengenAnforderungen  an  dieLeistungs- 
fähigkeit  des  jugendlichen  Geistes,  mit  jenen  gesundheitlichen  Einflüssen,  die  nicht 
immer  förderlicher  Art  sind,  so  daß  man  sich  gewöhnt  hat,  von  Schulkrank- 
heiten als  etwas  Unvermeidlichem  zu  sprechen.  Eine  richtige  Überbürdung  mit 
ihren  bekannten  Schädigungen  kommt  wohl  nur  für  die  höheren  Schulen,  demnach 
für  ältere  Kinder  in  Betracht  Hier  ist  sie  oft  geradezu  verhängnisvoll,  lähmend 
und  zerstörend,  derart,  daß  schwere  Gesundheitsschädigungen  von  ihr  ausgelöst 
werden  können.  Hochgradige  Nervosität,  Ernährungsstörungen  und  Gewichts- 
abnahme, Gedächtnisschwäche  sind  die  bekannten  traurigen  Folgen  eines  solchen 
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Mißvt^rliüUiiisse«  von  Anrordenmgen  und  Duix-hschnittsleistungsGiliigkeil.  Ihren 
rrsaehen  genauer  nachzugpOi  en,  ist  hier  nicht  inOglich,  die  von  allen  Faktoren 
anerkannte  Notwendigkeit,  Abhilfe  zu  schaffen  und  die  UnterrichtsmcUiodik  wie 
den  Umfang  des  Lehrstoffes  zu  reforiiiieren,  allerdings  auch  kaum  eingehender  zu 
begründen. 

Von  den  als  tichulkrankheiten  im  engeren  Sinne  bezeichneten  Birkrankungen 
sind  in  erster  Linie  dir  WirbelsauleverkrQmmung  und  die  Kurzsichtigkeit 
zu  nennen.  Beide  werden  durcli  Einflüsse  hervorgerufeii  oder  wenigstens  be- 
günstigt, die  sich  in  der  Schule  leicht  geltend  machen  können.  Schlechte  Körper- 
haltung, die  durch  unrichtig  konstruierte  Schulbänke  oder  durch  eine  falsche 
SchreibdLsziplin  hervorgenifen  wird,  führt  leicht  bei  Prädisposition  des  kindlichen 
Skeletts  zur  Wirbelsäulrverkrümmung,  während  andererseits,  namentlich  bei 
schlechter  ungenügender  Beleuchtung,  die  anhaltende  Naharbeit  bei  iingeborener 
Anlage  des  Individuums  Kurzsichtigkeit  im  Gefolge  haben  kimn. 

Beide  Krankheiten  werden  übrigens  gewiß  durch  schlechte  häusliche  Ver- 
hältnisse gesteigert  und  können  demnach  nicht  ausschließlich  der  Schule  zur 
Last  fallen. 

Wie  nachteilig  alter  auch  in  mancherlei  Hinsicht  bei  Mangel  an  guten  Ein- 
richtungen die  Schule  wirken  mag.  diu  schwersten  Schädigungen  treffen  den 
jugendlichen  Organismus  von  einer  anderen  Seite  her.  Wir  müssen  hier  vor  allem 
jene  Einflüsse  hervorheben,  die  einerseits  von  der  akuten  oder  chronischen 
körperlichen  Cberanstrengung  der  Kinder  und  Jugendlichen,  anderer- 
seits von  spezifischen  Schädigungen  einzelner  gewerblicher  Berufe 
ihren  Ausgang  nehmen.  Der  crstcren  kommt  wegen  ihrer  enormen  Häufigkeit  die 
weitaus  größere  Bedeutung  zu.  Wir  llnilen  sie  naturgemäß  vor  allem  dort,  wo 
auch  du.s  größte  Elend  lier  Jugendlichen  in  sozialer  Hinsicht  anzutreffen  ist,  bei 
den  Lehrlingen.  Das  Ziehen  schwer  beladener  Handwagen,  das  Tragen  über- 
mäßig schwerer  I-asten  sind  besonders  in  die  Augen  springende  Beispiele  einer 
solchen  übermäßigen  Inanspruchnahme  der  Körperkraff  des  Jugendlichen.  Diese 
Fälle  werden  aber  an  Bedeutung  gewiß  von  diui  chronischen  Schädigungen  ülwr- 
troffen.  die  in  der  alltäglichen  regelmäßigtui  Beschäftigung  dc.s  Lehrlings  in  der 
Werkstälte  und  im  Haushalte  gelegen  sind.  Vor  allem  werden  hier  die  zu  lange 
Arbeitszeit  des  Lehrlings,  der  zu  knapp  bemessene  Schlaf  und  die  zu  kurzen 
Erholungspausen  ins  Gewicht  fallen.  Gerade  für  den  jugendlichen  Organismus  sind 
aber  ausgiebige  Erholungspausen  und  langer  Scliluf  unerläßlich,  wenn  die  SeliAdeii 
schwerer  Arbeit  auch  nur  teilwitise  ansgegliclien  werden  sollen.’') 


*)  Kille  viirtrelTliche  Shiitic  zur  lliiistratioii  der  Lelirliiis-Verti.'illnissc  in  Wien,  ivnf  die  liier 
vi‘iwiesen  sei.  hat  Pollitzer  (celicferl.  (Die  Ijüge  der  Lehrtinge  tm  KleinKcwurbe  in  Wien,  Verlag 
iHii  J,  C.  Miilir,  Tühiiipen  iind  beipiig.)  Die  Srlirift  bringt  vor  altem  über  die  reclillicbe  Seile  und 
die  Organisation  des  l,elirtingswesens.  das  VerbülUiis  zu  den  Denoseeiischanen  etc.  .tiindtUiingen. 
cnlhiUt  aber  auch  werlrutle  Beilrngr  in  eaiiitSwr  Hilcsirhl. 

Vergt.  üueli  !?.  flosenfeld  .Die  (iesundlieitsverbältnis-e  der  Wiener  Artieiterai'ban.- 
t-tatjstisclie  Monalshefle,  laoä.  ,N.  F,  Uand  10,  niid  Fr.  Prinzing  .Die  holie  Morhidililt  der  Lehr- 
linge und  jungen  tieliilfen  in  vielen  fb'niren.“  Zeilsrhrifl  für  soziate  Medizin.  laoö.  II.  Band, 
fl.  11 
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Körperliche  Oberunstrcngiing  ist  cs  gewiß  auch  in  letzter  Linie,  die  neben  , 

den  sonstigen  ungünstigen  Wirkungen  der  äußeren  Verhältnisse  den  nachteiligen 
Einfluß  der  Heimarbeit  ausuiacht.  Welch'  ungeheure  Ausdehnung  diese  erreicht 
und  welche  Bedeutung  ihr  für  die  Mehrbelastung  insbesonder  * der  schulpflichtigen  | 

Kinder  zukommt,  kann  allen  Berichten,  die  sich  mit  der  Aufhellung  dieser  Zustände  I 

befassen,  mit  trauriger  Gewißheit  entnommen  werden.  Es  sei  hier  nur  an  die 
Zusammenstellung  der  Ileimarbeitsverhältnisse  im  Bezirke  Gmünd  (1901)  erinnert,  J 

aus  der  sich  ergibt,  daß  unter  8.19G  Schulkindern  mehr  als  32  Prozent  erwerbs-  1 

tätig  waren  und  zur  LandwirLschafl,  zum  Viehhüten,  außerdem  aber  auch  zum 
Nähen,  zur  Strickwarenerzeugung  u.  a.  m.  Verwendung  fanden.  Die  meisten  f 

wurden  an  schulfreien  Tagen  bis  zu  3 Stunden,  manche  an  Schultagen  bis  zu  6,  ; 

an  schulfreien  Tagen  bis  zu  8 und  10  Stunden  beschäftigt.  Daß  eine  derartige  [ 

Mehrbelastung  zu  gesundheitlichen  Störungen  führen  muß,  ist  begreiflich.  t 

Werkstätten-  und  Heimarbeit  können  um  so  verderblichere  Wirkungen  auf  [ 

den  jugendlichen  Organismus  entfalten,  als  die  bestehende  Arbeitersclmtzgesetz-  j 

gebung  in  der  Regel  nur  für  die  gewerblichen  Hilfsrirbeiter  der  Fabriken  Schutz- 
bestimmungen entliält,  die  Beschäftigung  und  die  Arbeitszeit  aber  gerade  der 
bedürftigsten  unter  den  jugendlichen  Arbeitern,  der  Lehrlinge  in  den  Kleinbetrieben, 
bisher  eine  ausreichende  Regelung  nicht  erfahren  haben.  So  enthält  die  öster- 
reichische Gewerbeordnung  nur  die  Bestinunimg.  daß  für  Lehrlinge,  die  noch  nicht 
das  16.  Jahi‘  erreicht  haben,  hinsichtlich  der  Nachtarbeit  und  für  Lehrlinge 
zwischen  12  und  I t Jahren  auch  hinsichtlich  der  Maximalarbeitsdauer  und  der 
Art  des  Betriebes  gewisse  Beschränkungen  Platz  zu  greifen  haben.  Altere  Lehr- 
linge (über  16  Jahre)  in  Kleinbetrieben  genießen  aber  in  keiner  Weise  gesetz- 
lichen Schutz  und  sind  vollständig  der  Willkür  und  Gnade  ihres  Meisters  überliefert. 

Die  Folgen  körperlicher  Überanstrengung  sind  chronischeErmüdungszuständc. 
schlechte  Ernährung,  Blutarmut,  Nervosität  und  vielfach  bei  den  jugendlichen 
Individuen  ZuiAckhleiben  im  Wachstum.  | 

Über  hochgradige  Deformitäten  des  Brustkorbes  und  der  Wirbel-  I 

Säule  bei  den  Arbeitern  der  sizilianischen  Schwefelgruben  (,carusi‘)  berichtet 
Vasta  (Mailänder  Kongreß  1906).  Die  bedauernswerten  Geschöpfe,  die  bereits  mit 
1 5 Jaliren  diese  für  sie  verhängnisvolle  Beschäftigung  finden,  fönlem  die  schweren 
Schwefelsäcke  andauernd  auf  der  linken  Schulter  in  gebückter  Stellung  aus  den 
Gruben  zu  Tage  und  erwerben  so  bei  der  Nachgiebigkeit  des  jugendlichen  Skeletts 
bleibende  Verkrümmungen.  Eine  beredte  Sprache  reden  folgende  Ziffern.  Von  fünf 
Jalirgängen  carusi,  insgesamt  570  Personen,  die  zur  Assentierung  kamen,  waren 
407,  darunter  318  wegen  Brustkorb-  und  Wirbelsäuleverkrümmung,  militärdienst- 
imtauglich,  ein  warnendes  Beispiel  für  die  Gesetzgebung  und  ein  Beweis  im 
großen  für  die  Vulnerabilität  und  Schulzbcdüiftigkeit  der  Jugendlichen! 

Ein  Einfluß,  der  so  häutig  unterschätzt  wird,  der  aber  die  allergrößte  Beachtung 
verdient,  soll  nun  noch  gewürdigt  werden,  der  Einfluß  der  Pubertät,  der  oll 
ein  so  starker  und  nachhaltiger  ist,  daß  er  das  gesamte  körperliche  und  seelische 
Wesen  des  Menschen  verändert  und  alteriert.  ln  körperlicher  Hinsicht  bedingt  der 
Eintritt  der  Geschlechtsreife  im  allgemeinen  eine  verminderte  Widerstandsfähigkeit 
gegen  mannigfache  schädliche  Einwirkungen,  die  sich  nicht  selten  auch  in  einer 
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Anomulic  der  HeschalTcnheit  und  Zusammensetzung  des  Blutes  dokiiinentierl.  In 
der  Kegel  fAllt  das  Einsetzen  der  Pubertät  mit  der  Periode  des  grflßten  Wachstums 
zusammen.  Hiedurch  entstehen  dem  Organismus  weitere  Gefaliren,  indem  häufig 
das  Wachstum  der  inneren  Organe,  vor  allem  jenes  des  Herzens,  mit  dem  Wachs- 
tum des  Skeletts  und  der  Muskulatur  nicht  gleichen  Schritt  hält.  Eine  Über- 
anstrengung des  Herzens  in  solchen  Perioden  raschen  Wachstums  tritt  leichter 
ein  als  in  früheren  oder  späteren  Jahren  und  macht  die  größte  Vorsicht  in  der 
körperlichen  Betätigung  nötig,  erhöht  entsprechend  auch  die  Schäden  und  Nacli- 
teile  körperlicher  Arbeit,  sei  es,  daß  diese  von  dem  Jugendlichen  berufsmäßig  zu 
leisten  ist,  sei  cs,  daß  dieser  durch  die  Art  seiner  Lebensführung  (Beschäftigung, 
sportliche  Übungen)  ein  gewisses  Maß  körperlicher  Leistungen  überschreitet. 

Große  gesundheitliche  Gefahren  werden  aber  auch  direkt  durch  den  in  der 
Kegel  ungestüm  erwachenden  Geschlechlsli  ieb  und  seine  Befriedigung  hervor- 
gerufen. Halten  wir  uns  hier  ausschließlich  an  die  gesundheitliche  Seile  der  Frage, 
so  muß  betont  werden,  daß  mir  selten  der  Eintritt  der  Pubertät  so  frühzeitig  erfoIgL 
daß  eine  natürliche  Befriedigung  des  Geschlectitstriebes  an  sich  bereits  als  schädlich 
aiutuseben  wäre ; die  Natur  kann,  wenn  nicht  krankhafte  Anomalien  oder  anderweitige 
Störungen  vorliegen,  nicht  so  widerspruchsvoll  in  sich  sein.  Die  Gefahr  liegt  in  der 
Übertreibung  und  in  der  durch  die  soziale  und  sittliche  Weltordnung  geschaffenen 
Situation,  die  den  Jugendlichen  einerseits  der  Onanie,  andererseits  der  Prostitution 
in  die  Arme  treibt.  Geschlecbtskrankhcitcn  sind  die  traurigen  Folgen  letzterer 
Verirrung,  während  die  Onanie  zu  oft  irreparablen  Zerstörungen  des  Geschlechts- 
lebens und  des  weiteren  zur  Erschütterung  der  körperlichen  Konstitution  und  auch 
zur  seelischen  Depression,  zur  Geisteskrankheit  und  zum  Selbstmord  führen  kann. 
Die  Verhütung  geschlechtlicher  Mißbräuche,  die  sich  gerade  im  jugendlichen  Alter 
so  schwer  und  so  bitter  rächen,  ist  zweifellos  eines  der  allenvichtigsten,  gleich- 
zeitig aber  auch  der  schwierigsten  sozialen  Probleme,  dessen  Bedeutung  allgemein 
gekannt  und  gewürdigt  ist. 

Die  durch  die  Geschlechtsreife  gesetzten  Verfmderungen  im  Fühlen  und 
Wollen  wirken  fast  stets  auch  auf  das  .-Ulgemeinc  psychische  Verhallen  der 
Individuen  mächtig  ein.  ln  der  Regel  wird  die  Empflndlichkeit  gegenüber  den 
verschiedensten  Reizen  merklich  gesteigert,  so  daß  das  Individuum  leichter  rt‘izbar 
und  auch  leichter  beeinflußbar  erscheint,  als  es  den  Anlagen  des  BetrefTenden  von 
vomhei-ein  entspricht.  .Manche  abnorme  Regung,  mancher  Hang  zum  Mimlergiiten 
treten  in  dieser  Periode  auf  und  schwinden  nicht  selten  in  spfderen  Jahren.  Die 
Kenntnis  dieses  abnormen  psychischen  Verhaltens  im  Stadium  der  Pubertät  ist 
für  alle  jene  dringend  nolwendig,  die  mit  der  Erziehung  der  Jugend  beschäfligt 
sind  sie  kann  aber  auch  daun  nicht  entbehrt  werden,  wenn  man  im  Leben  oder 
vor  dem  Tribunal  der  Jugend  ein  gerechter  Richter  sein  will. 

ini  übrigen  verdientauch  die  Psychologie  des  Kindes  und  Jugend- 
lichen unabhängig  von  deren  Geschlechtsreife  gekannt  und  gewürdigt  zu  sein, 
insofern  als  die  richtige  Behandlung  jugendlicher  Individuen  und  ein  richtiges 
Verständnis  der  kindlichen  Motive  zum  Handeln  unbedingt  die  Kenntnis  der 
Psychologie  des  Kindes  erheischen.  Die  Unvüch.sigkoit  der  kindlichen  Vorstellungen 
schafft  ztmäciisl  unklare  und  ungeordnete  Begriffe  von  Recht  und  UnrechL  von 
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Erlaubt  und  Unoriaubt  und  erst  allmählich,  aber  individuell  sehr  verschieden  rasch, 
gehen  diese  in  dem  dem  Kinde  überantworteten  Schatz  von  anerkannten  Grund- 
sätzen auf;  die  Erüchte  der  Erziehung  reifen  heran.  Man  vergesse  nie,  daß  der 
Inbegriff  des  kindlichen  Denkens,  Fuhlens  und  Wollens  nicht  nur  in  Bezug  auf 
das  Ausmaß  sich  von  dem  Besitzstand  des  Erwachsenen  unterscheidet,  sondern 
daß  auch  qualitativ  sehr  beträchtliche  Unterschiede  zwischen  beiden  bestehen,  die 
eine  Beurteilung  des  Kindes  nacli  dem  Schema  des  Erwachsenen  falsch  mid  grau- 
sam erscheinen  lassen. 

An  anderer  Stelle  wird  der  Verwahrlosung  und  der  Mißhandlung  der 
Kinder  und  Jugendlichen  eine  ausführliche  Besprechung  gewidmet  und  hiebei  vor 
allem  der  Ursachen  und  der  verschiedenen  Formen  beider  Erscheinungen  gedacht. 
Es  ist  ohueweiters  klar  und  braucht  nicht  näher  begründet  zu  werden,  daß  Ver- 
wahrlosung und  Mißhandlung  ganz  spezielle  gesundheitliche  Folgen  haben  können. 
Sie  werden  aber  auch  im  stände  sein,  die  allgemein  in  Betracht  kommenden  und 
hinsichtlich  der  wesentlichsten  Punkte  im  Vorstehenden  bereits  erörterten  gesund- 
heitlichen Verhältnisse  wesentlich  zu  modifizieren,  sowie  die  Schäden,  die  aus  der 
l>ebenaführung  und  den  äußeren  Verhältnissen  sich  vielfach  ergeben,  nachhaltig 
zu  steigern  und  zu  ver.schärfen.  Verwahrlosung  des  Kindes,  die  Folge  ungenügen- 
der Ubhut  und  Erziehung,  mit  ihren  mannigfachen  Ursachen  muß  bei  der  ;mer- 
kiumten  Wichtigkeit  einer  richtigen  Pflege,  bei  der  Notwendigkeit  einer  sorg- 
samen Überwachung  und  Obhut  zu  Störungen  des  normalen  Ablaufes  der 
Fimktionen  im  Organismus  führen,  die  sich  um  so  stärker  geltend  machen  werdea 
ids  die  Widerstandskraft  des  Körpers  im  kindlichen  und  jugendlichen  Alter  nur 
gering  ist  und  die  Gelegenheit  zur  Verführung  und  zu  den  verschiedensten  Aus- 
schreitungen leicht  überall  dort  obsiegen  wird,  wo  die  Widerstände  und  Hem- 
mungen fehlen. 

Am  krassesten  werden  die  gesundheitlichen  Folgen  der  Verwahrlosung  natur- 
gemäß hervortreten,  wenn  die  Bande  der  Familie  aus  Nachlässigkeit,  zVbneigung, 
Unverstand  oder  Schwäche  der  Ellern  vollkommen  gelockert  und  die  Kinder  zu 
V;igabunden  geworden,  dem  Schmutz  und  dem  Verbrechertum  preisgegeben  sind. 
Das  l.,eben  einer  Großstadt  liefert  hiezu  beschämende  Illustrationen.  Zerlumpte, 
nur  dürftig  bekleidete  Gesüdten,  mit  blassen  Wangen,  die  sich  ihr  kärgliches  Brot 
durch  Betteln  oder  Stehlen  verdienen,  sind  kein  seltener  z\nblick  für  diejenigen,  die 
solchen  Erscheinungen  nachspüren.  Der  Mangel  an  ausreichender  Ernährung,  der 
Mangel  an  Schlaf  zerrüttet  den  Körper,  Schmutz  und  Ungeziefer  sind  ständige 
Begleiter  dieser  bedauernswerten  Geschöpfe.  Der  sittliche  Verfall,  der  sie  den 
Massenquartieren  und  Diebsspelunken  zutreibt,  wo  sie  mit  den  verkommensten 
Elementen  in  Berührung  kommen,  ist  auch  nicht  selten  die  Ursache,  daß  . Alk  o- 
holismus  und  Geschl eehtskrankheitcn  in  den  Reihen  der  Verführten  ihre 
frühen  Opfer  fortlem. 

Nicht  immer  sind  erfreulicherweise  die  Folgen  so  ernst,  das  Bild  so  düster, 
wie  es  hier  diU'gestelll  wurde,  und  unmerkliche  Übergänge  leiten  zu  Zuständen 
über,  die  an  sich  weniger  hervortreten,  jedoch  wegen  ihrer  besonderen  Häufigkeit 
große  Bedeutung  beanspruchen.  Die  Vernachlässigung  der  Kinder  reiht 
sich  in  diesem  Sinne  der  Verwahrlosung  an,  die  Vernachläs.sigung  der  Kinder 
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in  brzug  unf  Pflege,  Cberwacbung,  die  Verniidilassigung  in  dem  Sinne,  duB  die 
für  das  Gedeihen  notwendigen  Voranssetzungen  nicht  mehr  zutrcffeii,  wenn  den 
gewiß  großen  Anforderungen  der  Kindererziehung  nicht  in  eollem  Umfange  ent- 
sprochen wird.  Am  empfindlichsten  wird  von  einer  solchen  Vemachlüssigung 
wieder  jene  Periode  belrotfen,  die  der  größten  Sorgfalt  bedarf,  das  Säuglingsatter. 
UiK-h  können  auch  älteren  Kindern  schwerwiegende  gesundheitliche  Schädigungen 
erwachsen,  wenn  es  aus  dem  einen  oder  anderen  Gmnde  an  der  nötigen  Sorgfalt 
fehlt,  wie  zahlreiche  Fälle  täglich  bezeugen. 

Welches  Unheil  MiBhandlungcn  anzustiflen  vermögen,  ist  in  den  letzteren 
Jahren  durch  systematische,  emsige  Arbeit  klargelegt  und  auch  den  breiteren 
Hevölkerungsschichten  zur  Kenntnis  gebracht  worden.  Als  Mißhandlung  im  engeren 
Sinne  gelten  Schläge,  Verletzungen,  vorsätzliche  Quälereien,  die  häufig  zu  den 
ernstesten  Konsequenzen  führen,  wie  eine  der  traurigsten  Statistiken  erkennen 
läßt.  Knoehenbrüche,  V'erletzungen  innerer  Organe,  Schädigungen  des  Nerven- 
systems sind  die  am  meisten  in  die  Augen  springenden  Erscheinungsformen  der 
MiBImmtlmig.  Fast  noch  größere  gesmuHieitliche  Bedeutung  beansprucht  aber 
jene  Art  der  Mißhandlung,  wobei  den  Kindern  mit  syslematisclicr  vorsätzlicher 
Grausamkeit  die  Nahrung  verkürzt  oder  entzogen,  der  Schlaf  geraubt,  die  vor  Kälte 
schützende  Kleidung  verwehr!  wird  und  anderes  mehr.  Hier  wird  die  Mißhandlung 
zur  gewollten  Verwabrio.sung.  allentings  nocti  verstärkt  durch  die  in  der  Regel 
vorhandene  Absicht  zu  schädigen  oder  wenigstens  zu  (pullen.  Durch  ärztliches 
Urteil  ist  es  wiederiiolt  mit  aller  Sicherheit  fesigcsiellt  worden,  daß  solche  durch 
Mißliundlung  zugefügte  Schäden  zu  schwerem  Siechtum,  ja  selbst  zum  Tode 
führen  können,  besonders  wenn,  wie  es  die  Regel  zu  sein  scheint,  die  Mißhand- 
lung heialigekommenc  und  in  ihrer  Widerstandskrall  geschwächte  Individuen 
IriBl.  Auch  der  Keim  für  spätere  Erkrankungen  wird  in  solchen  Fällen  gelegt.  Die 
gegen  derlei  Entartung  gerichteten  Angrifle  aller  ethischen  Elemente  entsprechen 
demnach  auch  einem  sanitären  Gebote. 

Nach  den  Erfahnmgeii.  die  man  an  den  der  Erziehung  in  Kinderheimen  Ober- 
iinlworteten  mißhandollen  Kindern  gesammelt  hat,  verdient  auch  die  Alteration 
des  nornuden  p.sychischen  Verhallens  solcher  Kinder  besondere  Beachtung  und 
wäre  eines  eingelieiideii  psyrliologisch-psychial  rischen  Studiums  wert.  Man  wird  mir 
selten  eine  psychopathische  Belastung  der  Kinder  im  Zusammemhang  mit  der  Ur- 
sache ihrer  ätißliaiidlmig  (TrimkMicht  der  Ellern)  nachweisen  können,  ganz  regel- 
mäßig aber  ei  kennt  man  offenbar  erworbene  Veränderungen  des  Seelenlebens,  die 
sich  weniger  häufig  durch  moralische  D(‘fckte  als  vielmehr  gelegentlich  durch 
Abschwächmig  der  iiilellektiu  llen  Sphäre,  vor  allem  aber  als  Störungen  des  nor- 
malen Gelühlslebens  der  Kinder  zu  erkennen  geben.  Solche  Kinder  sind  häufig 
mlßlnmisch,  leicht  reizbar,  olt  außerordentlich  scheu  und  nur  schwer  und  erst  nach 
langer  Zeit  davon  zu  überzeugen,  daß  es  noch  Menschen  geben  kann,  die  cs  gut 
mit  ihnen  meinen.  Auch  melancholi.sche  Stimmungen,  oft  von  der  größten  H.art- 
näckigkeil.  fallen  an  solchen  Kindern  auf.  Nicht  selten  ist  wohl  die  erhöhte  Reiz- 
barkeit auf  echte  Neurastlienie  ziirückzuführen,  die  in  der  Regel  nur  ganz  allmäh- 
lich eine  Besserung  aufweisl.  wenn  die  Kinder  fern  von  ihren  Peinigern  in  sicherer 
Obhut  gehalten  werden. 
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Fragen  wir  nach  ilcji  Bemühungen  des  Einzelnen  wie  des  Staates,  den  spe- 
ziellen gesundheitlichen  Ansprüchen  des  kindlichen  und  Jugendlichen  Alters  zu 
genügen  und  den  Schädigungen,  die  liier  so  leicht  sich  cinstellen,  zu  steuern,  so 
zeigt  sich  zwar  dank  der  rastlosen  Propaganda  von  Privaten  und  Vereinen 
überall  aucli  in  weiteren  Klreiseu  eine  Zunahme  des  VersUtndnisscs  für  die  Wich- 
tigkeit des  Kinderschutzos,  doch  wird  cs  noch  gewaltiger  Arbeit  auf  allen 
Spezialgebieten  bedürfen,  um  die  Mittel  und  Wege,  die  praktisch  ans  Ziel  zu 
führen  geeignet  sind,  ausfindig  zu  machen  und  überdies  werden  noch  manche  Vor- 
urteile zu  licseitigen  sein,  um  den  Bestrebungen  einen  vollen  Erfolg  zu  sichern. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  in  erster  Linie  die  Familie  berufen 
ist.  die  Pfiegu  und  Erziehung  des  Kindes  zu  leiten  und  auch  der  Aufgabe  nachzu- 
kummen,  die  Beschäftigung  des  Jugendlichen,  seine  Berufswahl  zu  regeln  und  zu 
betreuen,  wobei  es  neben  der  Würdigung  sozialer  und  ökonomischer  Rücksichten 
zu  ihren  vornehmsten  Pflichten  gehört,  das  kostbarste  Gut,  die  Gesundheit,  dem 
Schutzbefohlenen  unversehrt  zu  erhalten. 

Die  verschiedensten  Ursachen  sind  es  nun  aber,  die  häufig  genug  die  Erfül- 
lung solcher  Aufgaben  von  Seite  der  Familie  erschweren  oder  ganz  unmöglich 
machen,  ln  erster  Linie  wäre  hervorzuheben,  daß  sich  die  Abhaltung  von  Berufs- 
schädigungen, speziell  von  spezifischen  Schädigungen  gewerblicher  .Natur, 
dem  Einflüsse  der  Familie  so  gut  wie  vollkommen  entzieht,  da  hier  ursäcldiche 
Maßnahmen  allein,  die  nur  durch  die  Gesetzgebung  geregelt  werden  können,  ans 
Ziel  führen.  Das  gleiche  gilt  für  die  Schäden  der  Schule  und  des  üntenichtes. 
die  nur  zum  Teil  durch  häusliche  Fürsorge  paralysiert  und  gemildert  werden 
können,  im  wesentlichen  aber  durch  Vorkehrungen  von  Seite  des  Staates,  der 
die  Kinder  zum  Schulbesuche  zwingt,  bekämpft  werden  müssen.  Aber  auch  wenn 
wir  von  diesen  besonderen  Fällen,  die  mit  der  Beschäftigung,  beziehungsweise 
beruflichen  Tätigkeit  der  Kinder  im  Zusammenhang  stehen,  absehen  und  aus- 
schließlich die  Aufgaben  der  häusliclien  Erziehung  berücksichtigen,  erkennen  wir 
häufig  die  nicht  ausreichende  Leistung  von  Seite  der  Familie. 

Schon  jene  Fälle  verdienen  unsere  Beachtung,  wenn  Unverstand  der  Eltern, 
verzopfte  alte  Anschauungen  über  die  gc.snndheitlichen  Anforderungen  des  täg- 
lichen Lebens  und  der  Hang  zur  Kurpfuscherei  die  Pflege  und  Erziehung  in 
falsche  Bahnen  lenken.  Hier  sind  cs  häufig  gerade  Familien  aus  besseren  Ständen, 
die  auf  solche  Wei.se  zu  Mißerfolgen  in  der  gesundheitlichen  Erziehimg  ihrer 
Kinder  gelangen.  (In  solchen  Fällen  wird  eine  möglichst  weit  ausholende  Belehrung 
über  die  richtige  Pflege  und  Erziehung  de.s  Kindes,  die  natürlich  von  ärztlicher 
Seile  in  Wort  und  Schrift  zu  erfolgen  hah  Segen  stiften  können  und  das  wirkungs- 
vollste Mittel  zur  Besserimg  sein.)  Viel  liäufiger  svird  allerdings  der  Fall  zu  beob- 
achten sein,  daß  andere  Motive  die  Ursache  für  eine  maugelhafte  Pflege  und  Ent- 
wicklung der  Kinder  darslellen.  Akute  und  chronische  körperliche  Erkrankungen 
der  Eltern,  vor  allem  der  Mütter  können  ebemso  wie  psycliische  Stönuigcn  der 
Beschützer  die  Pflege  zu  einer  nicht  ausreichenden  machen,  beziehungsweise  diese 
vollkommen  ausschalteii,  während  Entblößung  von  Subsistenzmitteln, 
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Vfidienstentgang,  materielle  Not  in  den  verschiedensten  Absturuiigeii  dazu 
luhren,  daß  kaum  den  notdürlUgslen  Anforderungen  des  täglichen  Lebens  ent- 
sprochen werden  kann,  ln  solchen  Füllen  ist  nicht  daran  zu  denken,  daß  selbst 
bescheidene  Ansprüche  bezüglich  der  Erziehung  der  Kinder  nach  gesundheitlichen 
Grundsätzen  Geltung  gewinnen. 

Die  Ursachen  für  eine  ungenügende  Wartung  und  Erziehung  der  Kinder  im 
engen  Kreise  der  Familie  sind  hiemil  noch  nicht  erschflpft.  Eines  wichtigen 
.Motives,  das  ja  auch  sonst  in  den  Fragen  des  Kinderschulzes  dominiert,  ist  schon 
gedacht  worden,  der  Mißhandlung.  Sic  bringt  dem  Kinde  statt  des  Segens  einer 
liebevollen  Betreuung  Haß  und  Verfolgung  ein  und  mit  diesen  den  Fluch  der  Ver- 
nachlässigung und  Zurücksetzung.  Entsprechende  Wünligimg  verdienen  ferner  die 
Fülle,  wenn  die  Eltern  durch  ihre  Berufstätigkeit  vom  Hause  den  größten  Teil 
des  Tages  femgehallen  werden  oder  wenn  die  Eltern  eine  Freiheitsstrafe 
verbüßen  und  so  die  Kinder  ihrer  natürlichen  Beschützer  für  diese  Zeit  beraubt 
sind.  Beide  Motive  berühren  bedeutungsvolle  soziale  Fragen.  Namentlich  die 
Vernachlässigung  der  Kinder,  die  dundi  da.s  längere  Fernt>leiben  vom  Hause  der 
itirem  Erwerbe  nachgehenden  Eltern  bedingt  ist.  wurzelt  tief  in  der  Härte  und 
Unvollkommenheit  unserer  sozialen  Einrichtungen. 

Alle  die  bisher  besprochenen  Momente  basieren  auf  Ursachen,  die  außerhalb 
des  Kindes  liegen  imd  mit  verschiedenen  Mängeln  der  äußeren  Vcrhfdtnisse  in 
Zusammenhang  stehen.  Die  krassesten  Fälle  sind  den  bereit.s  gcnannicn  noch 
anzmvrihen,  die  Verlassenheit  der  Kinder  und  der  Verlust  der  Pfleger  durch  den 
Tod.  Die  Verlassenen  und  die  Waisen  sind  unter  allen  Umständen,  also 
absolut  hilfsbedürllig. 

Zweifellos  erschweren  aber  auch  alle  jene  Veräiulerungen.  die  die  Kinder 
selbst  betreffen  und  ihre  normalen  Verhältnisse  alterieren,  in  iiielir  oder  weniger 
weilgehendcm  Maße  die  Pflege  und  überhaupt  die  häusliche  Fürsorge,  ln  erster 
Linie  sind  hier  die  psychischen  und  körperlichen  Erkrankungen  der 
Kinder  zu  nennen,  die  häufig  dazu  führen,  daß  im  Schoße  der  Familie  nicht 
mehr  in  ausreichendem  Maße  die  Garantien  geboten  sind,  daß  die  Erziehung  und 
Pflege  unter  den  vorliegenden  schwierigen  Umständen  sorgfältig  genug  durch- 
geführt werden.  Auch  bei  moralischer  und  intellektueller  Entartung,  bei 
Schwachsinn  der  Kinder,  u.  dgl.  kann  die  Familie  ihren  Verpflichtungen  nicht 
nachkommen,  was  begreiflich  erscheint,  wenn  man  berücksichtigt,  welchen 
besonderen  Anforderungen  hier  nicht  nur  der  in  der  Schule  zu  leistende  Unter- 
richt , sondem  auch  die  der  Familie  zufallende  Unlerweismig  und  Belehrung  der 
Kinder  zu  entsprechen  haben. 

Mit  den  erörterten  Fragen  steht  eine  wichtige  Erscheinung  auf  dem  Gebiele 
der  Kinder-  und  Jugenderziehung  in  engstem  [^Zusammenhang,  die  Unterbrin- 
gung der  Kinder  bei  bezahlten  Pflegepersonen  in  Kost  und  Obhut. 
Milunter  mögen  es  triftige  Motive  sein,  die  zu  einem  solchen  Entschlüsse  führen, 
wie  der  Wunsch,  den  K indem  den  Besuch  einer  Schule  osler  die  berufliche  Aus- 
bildung in  einer  fremden  Stadt  zu  ermöglichen,  in  anderen  Fällen  kann  für  die 
Mutter  tatsächlich  die  Unmöglichkeit  vorliegcn,  das  Kind  sellist  zu  pflegen  und  zu 
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orziclicn,  nicht  selten  führt  aber  einfacli  der  Mangel  an  Vcrantwortlichkeilsgeffllil 
dazu,  daß  die  allzu  schwere  Last  der  Sorge  um  die  Pflege  und  Ei-ziehung  des 
Kindes  gegen  ein  geringes  Entgelt  anderen  überlassen  wird.  Daß  für  diese  Kost- 
und  Haltckinder,  für  diese  Kostgänger  der  versclnedensten  Kategorien,  wich- 
tige gesundheitliche  Fragen  in  Betracht  kommen,  ist  um  so  begreiflicher,  als  es 
sich  hier  in  erster  Linie  um  eine  besonders  ausgebildete  Art  der  Erwerbstäligkeit 
handelt  und  man  daher  unter  allen  Umständen  nur  mit  Minimatleistungen  zu 
rechnen  haben  wird. 

So  kann  sich  demnach  in  zahlreichen  Fällen  die  Notwendigkeit  ergeben,  den 
Ausfall  an  Leistungsfähigkeit  von  Seite  der  Familie  durch  fremde  Hilfe  zu 
ersetzen,  wobei  die  Natur  der  jeweils  wirksamen  Ursache  es  mit  sich  bringt  daß 
die  Hilfs-  und  Cbenvaclmngsmaßnahmen,  die  hier  in  Anwendung  gebracht  werden 
können,  sehr  verschieden  weitgehende  sind.  Wir  sehen  auch,  daß  die  Fürsorge,  die 
der  initiative  von  Privaten  oder  Vereinen  entspringt  oder  von  den  öflenllictien 
Faktoren.  Staat.  Land  und  Gemeinden  ausgeübt  wird,  in  einer  Reihe  von  Füllen 
sich  damit  begnügen  kann,  den  Kindern  und  deren  Angehörigen  Hilfe  und 
Unterstützung  angedeihen  zu  Kassen,  wiilirend  hl  anderen  Fällen  sich  die  Not- 
wemiigkeit  genauer  und  weitgehender  Kontrollmaßregeln  (Vormundschafts- 
recht) ergibt,  die  insbesondere  dann  einzusetzen  h.alien.  wenn  wichtige  Fragen 
auf  dem  Spiele  stehen,  oder  wenn  unter  besonderen  Umständen  angenommen 
werden  darf,  daß  die  mit  der  Obhut  über  die  Kinder  betrauten  Personen  ihren 
Obliegenheiten  nicht  genügend  verläßlich  nachkornmen.  ln  den  krassesten  Fällen, 
wenn  Hilflo.sigkeit  und  Schutzbedürftigkeit  so  hochgradig  sind,  daß  weder  Kontrolle 
noch  Hilfe  mehr  ausreichen,  um  moralisclij  und  physische  Schädigungen  vom 
Kinde  abzuhalten,  wird  die  gänzliche  Entfernung  des  Kindes  aus  der  häuslichen 
Obhut  und  die  rbernahmc  in  die  öffentliche  Fürsorgeerziehung  zu  einer  iin 
Interesse  des  Kindes  notwendigen  Institution. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  des  vorliegenden  Referates  sein,  auf  die  verschie- 
denen charitativen  Bestrebungen  hinzuweisen,  die  den  Kindern  werktätige  Hilfe 
angedeihen  lassen,  wenngleich  sich  auf  diesem  Gebiete  manche  sanitäre  Gesichts- 
punkte, betreffend  die  Bekleidung,  die  Beköstigung  u.  a.  m.  aufstellen  ließen. 

Nur  von  jener  systematischen  Tätigkeit  im  großen  .soll  die  Rede  sein, 
die  wir  ja  vielfach  schon  organisiert  linden,  die  allein  Aussicht  auf  Erfolge  bietet, 
gerade  in  unserer  Heimat  aber  noch  sehr  vertieft  und  weiter  ausgebaut  werden 
muß.  wenn  sie  den  gi'oßen  Aufgaben,  die  ihrer  harren,  genügen  soll.  Der  Kinder- 
schutz im  weiteren  Sinne  des  Wortes  kann  und  soll  von  Staat,  Latid  und  Ge- 
meinden. wie  auch  von  großen  Vereinen  betätigt  werden,  ln  allen  Fällen  müssen 
aber  Vorausselzungen  durch  eine  Organisation  geschaffen  werden,  die  auch  in 
gesundheitlicher  Hinsicht  allen  Anforderungen  entspricht. 

Am  klarsten  tritt  der  Zusammenhang  zwischen  Gesundheitsschutz  und 
solchen  Bestrebungen  in  der  auf  die  Erhaltung  und  Förderung  der  Säuglinge 
gerichteten  Bewegung  zu  Tage,  da  in  dem  zarten  Alter  des  Säuglings  die 
l,ebensbedürfnisse  mit  den  gesundheitlichen  Anforderungen  sich  fast  völlig  decken. 
Die  wichtigste  Aufgabe  der  Säuglingsschutzbewegung  ist  demnach  begreif- 
licherweise eine  .satiiläre,  die  Soi^e  für  richtige  Emälirut\g  und  gute  Pflege,  sei  es. 
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daß  die  Kinder  in  besonderen  Anstalten  gehalten  weixlen  oder  in  liäuslicher 
Obhut  verbleiben. 

ln  manchen  Staaten,  vor  allem  in  Frankreich  hat  die  Säuglingsschutz- 
bewcgung  imposante  Dimensionen  angenommen  und  gewinnt  noch  immer  zu- 
sehends an  Ausbreitung  und  Bedeutung.  Ilieher  gehören  eine  Heihe  von  Bestre- 
bungen. wie  die  MUcbverteilung  in  besonderen  Anstalten  (gouttes  de  laiti,  die 
Beratung  för  Mfitter  in  den  consultations  des  nourrissons,  die  Einrichtung  von 
Krippen,  Sauglingsasylen  und  Böuglmgsheimen.  Hiemit  im  Zusammenhang  stehen 
die  Organisation  von  Wöchnerinnenheimen,  Schwangerenlieiraen  und  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  den  Wöchnerinnenschutz  gewerblicher  Arbeiterinnen, 
ferner  die  Bemühungen,  das  vielfach  im  Niederg.ang  befindliche  StUlgesch.'ifl  zu 
fönlcni.  in  richtiger  Erkenntnis,  d.aß  die  natürliche  Ernährung  geringere  Befahren 
in  sich  schließt  als  die  mit  Kuhmilch  bewerkstelligte,  indem,  abgi>sehen  von 
physiologi.schen  Dilferenzen  zwischen  Kuh-  und  Frauenmilch,  die  gewichtigen 
Nachteile,  die  der  häufigen  Zersetzung  der  Kuhmilch  zukommen,  bei  ersterer  weg- 
fallen. 

Zweifellos  ist  gegenwärtig  schon  inanche.s  auf  dem  Gebiete  des  Sfiuglings- 
schutzes  geleistet  worden.  Es  kann  mit  Genugtuung  konstatiert  werden,  daß  in 
den  letzten  Jahren  dank  der  Mitarbeit  hervorragender  Fachmänner  und  dem  Ent- 
gegenkommen der  Behörden  auch  in  Österreich,  speziell  in  Wien,  wenig.stens 
ein  Teil  des  Programms  der  Säuglingsschutzbew'egimg  der  Verwirklichung  nahe 
gebracht  wurde.  Dem  Verein  .Säuglingsschulz*  gebührt  das  V'enlienst,  auch 
weitere  Kreise  für  diese  humanen  Ideen  gewonnen  zu  hal>en.  Gewiß  bleibt  noch 
einiges  zu  tun  übrig.  Ein  Hauptübelstand,  auf  den  von  berufener  Seite  schon  mit 
vielem  .Nachdruck  hingewiesen  wurde,  besteht  darin,  daß  in  besonders  unzu- 
reichender Weise  für  kranke  Säuglinge  gesorgt  ist,  du  Säugtingsspiläler  fehlen 
und  kranke  Säuglinge  in  den  öflentlichen  Spitälern,  auch  in  Kinderspitäleni 
vielfach  keine  Aufnahme  finden.  Vielleicht  sind  überdies  die  bisher  im  allge- 
meinen empfohlenen  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  hohen  Säuglingsslerhlich- 
keit  ergänzung.sliedürftig.  Der  Kampf  gi>gen  die  ungünstigen  Wohnungsverhältnisse 
im  Hause  der  Pfleglinge,  gegen  die  Mängel  der  Pflege,  gegen  die  Möglichkeit 
einer  Infektion  mit  Tuberkulose  wird,  sofern  hier  soziale  Obeislände  mitspielen, 
veniiiillirh  erat  dann  zu  Ende  geführt  werden  können,  wenn  eincrselLs  die  mate- 
rielle Lage  der  breiten  Volksschichten  eine  Besserung  erfährt,  andererseits  auf  mög- 
lichst hn'iter  Basis  eine  Oherwachung  und  Kontrolle  aller  oder  wenigstens 
bestimmter  Kategorien  von  Säuglingen,  etwa  nach  dem  Prinzip  der  loi  Ronssel, 
Platz  gegrifTcn  hid>en  wird. 

Ganz  besondere  Sorgfall  müßte  jedenfalls  der  Wartung  und  Beaufsichtigung 
der  in  Anßenpflege  bei  Kostfrauen  befindlichen  Säuglinge  zngewendel 
werden,  die  so  außergewöhnlich  ungünstige  Verhältnisse  aufweisen  un<l  vielfach 
nicht  so  sehr  durch  die  ÜDkvnnlnis  der  richlig<!n  Pflege  oder  durch  das  Fehlen 
ent.sprechender  Säuglingsiialining  als  dmeh  Bflcksiclilslosigkeit , Nachlässig- 
keit und  verbrecherische  Anschläge  ihrer  Pllegcpersonen  darben  und  zii  Gnmde 
gehen.  Es  gilt  dies  üi  gleicher  Weise  für  die  von  l’rivaten  hei  Kostfrauen  unler- 
gehrachlen  Säuglinge  (.Haltekinder*)  wie  für  die  durch  staatliche  oder  autonome 
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Behörden  in  Pflege  gegebenen  .Kostkinder“  und  , Findelkinder“,  ln  all  diesen 
Fällen  könnte,  abgesehen  von  den  etwa  empfehlenswerten  Änderungen  im  System, 
nur  eine  weitgehende  Überwachung  durch  entsprechend  geschulte,  mit 
den  Bedürfni.ssen  und  Anforderungen  wohl  vertraute  Arzte  die  ungeheuren  Miß- 
stände beseitigen  oder  doch  einschränken,  die  allseits  bestehen. 

ln  einer  lleihe  von  Staaten  ist  diese  Frage  auch  schon  rüstig  in  Angriff 
genommen  worden,  wenigstens  in  organisatorischer  Hinsicht,  wenngleich  die 
Durchführung  der  vielfach  gesetzlich  geregelten  Maßnahmen  noch  vieles  zu 
wünschen  übrig  läßt. 

Im  folgenden  seien  einige  dieser  Bestrebungen  des  Auslandes  angeführt, 
die  sämtlich  erkennen  lassen,  welch  hoher  Wert  der  ärztlichen  Überwachung 
der  Säuglinge  beigemessen  wird. 

ln  erster  Linie  verdient  die  ärztliche  Überwachung  der  Haltekinder  unter 
zwei  Jahren  durch  ärztliche  staatliche  Inspektoren,  w'ie  sie  in  Frankreich  durch 
die  loi  Roussel  geregelt  ist,  Erwähnung.  Diese  Fürsorge  wird  ergänzt  durch  die 
Überwachung  der  in  ländlicher  Kostpflege  befindlichen  Findelkinder,  die  von  dem 
ärztlichen  Personal  der  in  jedem  Pflegebezirk  vorhandenen  Agenco  ausgeübt  wird. 
Ähnlich  organisiert  ist  die  ärztliche  Kontrolle  der  in  Außenpflege  gegebenen 
Findelkinder  in  Ungarn,  das  ja  bekanntlich  1808  in  mustergültiger  Weise  die 
gesetzlichen  Grundlagen  für  den  Kinder-  und  Säuglingsschulz  geschaffen  hat. 

ln  Deutschland,  das  eine  einheitliche  Regelung  der  Süuglingsüberwachung 
bisher  nicht  durchgefülut  hat,  finden  wir  wenigstens  in  einer  Reihe  größerer 
Städte  Einrichtungen  geschaffen,  die  in  zweckmäßiger  Weise  eine  Überwachung 
der  Haltekinder  und  Koslkinder  ermöglichen.  So  finden  wir  in  Leipzig  und  Dresden 
die  Beaufsichtigung  der  Haltekinder  derart  geregelt,  daß  ein  dem  Armenrat  zu- 
geteiltes Ziehkinderamt,  dem  ein  oder  mehrere  Atzte  angehören,  die  Über- 
wachung leitet,  ln  Halle  und  in  Berlin  liegt  der  regelmäßige  Aufsichtsdienst  der 
Haltekinder  in  den  Händen  des  Kreisarztes,  der  von  einer  Anzahl  Itesoldeter  Auf- 
sichtsdamen unterstützt  wird.  Bemerkenswert  ist  auch  die  Einrichtung  einer 
systematischen  Aufsicht  über  die  verw’ahrlosten  und  verwaisten,  in  den  von  der 
Waiscnvcrwallung  zugelasscnen  Kostpflcgestellcn  gehallcncn  Säuglinge  (.Kost- 
kinder“). wie  sie  gegenwärtig  in  Berlin  eingerichtet  ist.  Hier  versehen  .Säuglings- 
ärzte* und  besonders  ausgebildete,  besoldete  Helferinnen  den  Dienst,  indem  sie 
sich  durch  regelmäßige  Besuche  von  dem  Befinden  der  Säuglinge  überzeugen  und 
monatlich  an  die  Waisenverwaltung  berichten,  eine  Institution,  die  in  sehr  vorteil- 
hafter Weise  die  Überwachung  durch  die  Wai.senräte  und  die  ehrenamtlichen 
Waisenhelferinncn  ergänzt. 

ln  Österreich,  das  die  Fürsorge  für  die  Findelkinder  den  Ländern  zuweist, 
besteht  weder  für  diese,  sofern  sie  die  Findelanstalt  verlassen  haben  und  in  Außen- 
pllcge  unlei-gcbracht  sind,  noch  sonst  für  irgend  eine  Kategorie  von  Säuglingen  ein 
organisierter,  regelmäßiger  ärztlicher  Überwachungsdienst.  Zwar  ist  die  Einrichtung 
getroffen,  daß  die  von  den  autonomen  Behörden  versorgten  Säuglinge  die  Wohltat 
ärztlicher  Behandlung  genießen,  doch  erstreckt  sich  diese,  da  eine  regelmäßige 
periodische  Kontrolle  vollkommen  fehlt,  naturgemäß  nur  auf  die  von  Seite 
der  Pflegepersonen  dem  Arzte  zur  Kenntnis  gebrachten  Erkrankungsfälle,  wodurch 
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im  Vergleiche  mit  dem  Vorteile  regelmäßiger  ärztlicher  Visitationen,  die  ja  nicht  so 
sehr  den  Zweck  ärztlicher  Behandlung  verfolgen,  als  vielmehr  Kontrolle  und 
Belehrung,  also  richtige  Prophylaxe  bezwecken,  nur  sehr  wenig  geleistet  wird. 
Es  soll  hier  mit  dem  Urteile  nicht  ziirückgehalten  werden,  daß  diese  Rückständig- 
keit in  unserem  Heimallande  mit  alter  Beschleunigung  nacli  Reformen  verlangt, 
die  am  besten  wohl  derart  in  Angriff  genommen  werden,  daß  von  einer  .Zentral- 
stelle für  Säuglingsfürsorge*  aus  alle  die  Maßnalimen  vorgeschlagen,  durch- 
gelOhrt  und  auch  überwacht  werden,  die  sich  für  den  Schutz  der  Säuglinge  jeder 
Kategorie  als  notwendig  erweisen.  In  diesem  Amt,  das  am  Itesten  als  ein  staat- 
liches zu  organisieren  wäre,  müßte  neben  den  Agenden  rechtlicher  und  admini- 
strativer Natur  vor  allem  für  die  Durchführung  der  ärztlichen  Reformen  durch 
die  Schaffung  ärztlicher  Inspektoren,  durch  die  von  ärztlichen  Sachverständigen 
zu  fixierende  Normienmg  der  Minimalanforderungen  an  die  Kostpflegeslellcn,  durch 
die  im  großen  Maßstabc  durchzuführende  Organisation  der  Milchverteilung  u.  dgl. 
eine  breite  Basis  geschaffen  werden.  Naturgemäß  wäre  in  diesem  Zusammenhang 
auch  die  Reform  des  Findelwesens  zu  erledigen,  das  in  seiner  gegenwärtigen  Ein- 
richtung den  Anforderungen  eines  modernen  Staates  nicht  mehr  entspricht. 

Die  absolute  Hilflosigkeit  des  Säuglingsidters  und  die  durch  die  hohe 
Vulnerabilität  bedingte  erschreckend  hohe  Sterbliclikeit  dieser  Altersklas.se  liaben 
offenbar  die  Gefahren  des  Säuglingsalters  besonders  sinnfällig  gemacht  und  die 
Veranla.ssung  geboten,  daß  die  spärlichen,  im  Interesse  des  kindlichen  Nach- 
wuchses vom  Staate  und  den  Gemeinden  getroffenen  intensiveren  Vorbeugungs- 
maßmdimen  in  erster  Linie  für  das  Säuglingsalter  und  das  daran  unmittelbar  sich 
anschließende  Lebensalter  geschaffen  wurden.  Wenngleich  nun  mit  zunehmendem 
Alter,  indem  die  körperliche  Widerstandskraft  wächst  und  die  Reaktion  auf  äußere 
Schädlichkeiten  nicht  mehr  so  unverhältnismäßig  stark  abläufl  wie  in  der  jüngsten 
Lebensepoche,  die  absolute  Lebensgefahr,  wie  die  Statistik  lehrt,  eine  geringere 
wird,  steht  es  doch  andererseits  fest,  daß  die  .Mannigfaltigkeit  der  gesund- 
heitlichen Gefahren  unverhällnismäßig  rasch  in  dem  Maße  zunimmU  al.s  die  Lebens- 
führung und  die  Lebensbedingungen  des  Kindes  kompliziertere  werden  und  dieses 
durch  den  Gang  der  Erziehung  und  später  des  Erwerbes  gezwungen  wird,  den 
verschiedensten  äußeren  Eintlüssen  sich  auszusetzen.  Auch  der  Wert  des  kind- 
lichen Lebens  nimmt  zu,  wenn  das  Kind  heranwächst  und  sich  bereits  als  aktives 
Glied  in  die  menschliche  Gesellschaft  cinzureihen  beginnt.  Es  kann  daher  wohl 
als  eine  begründete  Anforderung  angesehen  werden,  daß  wenigstens  der  Versuch 
gemacht  werde,  den  verschiedenen  Schäden,  die  das  heranwachsende  Kind 
und  den  Jugendlichen  bedrohen,  in  systematischer  und  erfolgversprechender 
Weise  entgcgenzulrelen. 

In  erster  Linie  sind  auch  hier  der  Staat  und  die  autonomen  Behörden  ver- 
pilichlet  und  wollt  auch  besonders  geeignet,  diese  schwierige  Aufgabe  in  Angriff  zu 
nehmen  und  der  Lösung  zuzuführen,  da  die  rein  charitativen.  systemlosen  Bestre- 
bungen des  Einzelnen  und  ebenso  die  gewiß  ja  edle  und  humane  Tätigkeit  wolil- 
lätiger  Vereine  immer  nur  eüiem  kleinen  Teil  der  Bedürftigen  zugute  kommt,  den 
Kern  des  Cbels  nur  selten  treffen  und  in  der  Regel  an  der  tatsächlichen  Situation 
nicht  viel  zu  ändern  vermögen.  Auch  hier  werden  die  sozialen  .Mißstände.  die  wir 
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in  den  Itreiten  Sciiichten  des  Volkes  antreffen.  ein  nur  scliwer  zu  überbrückendes 
Hindernis  in  der  Bewältigung  der  großen  Aufgabe  darstellen.  Hebung  des  aUge- 
meinen  Wohlstandes  durch  Steigerung  der  Produktionskrall  eines  Landes,  Erhöhung 
der  Erwerbstätigkeil  und  weise  Ausnützung  und  Verwendung  der  Hilfsquellen 
werden  die  Mittel  an  die  Hand  geben  müssen,  um  den  Pauperismus,  die  wichligsle 
Ui-sache  aller  materiellen,  auch  der  gesundheitlichen  Schäden,  zu  bekämpfen  und 
werden  so  die  Gnindlagen  liefern,  um  auf  einem  der  wichtigsten  Gebiete  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  nutzbringende  Beforinen  schaffen  zu  können. 

Hallen  wir  Umschau,  wie  weit  in  den  einzelnen  Staaten  gegenwärtig  dieser 
Aufgabe  entsprochen  wird,  so  erkennen  wir.  daß  zwar  auf  verschiedenen  Gebieten 
bereits  Versuche  gemacht  wurden,  die  Benachteiligung  der  Gesundheit  der  Kinder 
und  der  Jugendlichen  zu  verringern,  in  vielen  Fällen  aber  sehen  wir,  daß  die  ein- 
zelnen EinrichUingen  in  Bezug  auf  ihre  Durchfühi-ung  und  ihren  Ausbau  bei  weitem 
nicht  ausreichen,  um  dem  angedeutelon  Zwecke  voll  zu  entsprechen.  Es  würde  zu 
weit  führen,  wollten  wir  auch  nur  der  wichtigsten  gesetzlichen  oder  von  gr  oßen 
Korporationen  durclrgeführten  Aktionen  gedenken,  die  als  .Kinderschutz*" 
znsainmengefaBt  werden  und  mitunter,  wie  in  England  und  Amerika,  bereits  einen 
beträchtlichen  Umfang  erreicht  haben,  und  so  sei  nur  erwälmt,  daß  gerade  in 
zwei  der  wichtigsten  Fragen  des  Kinderschutzes,  in  der  Frage  des  Schutzes  der 
Erwerbstätigkeit  des  Kindes  und  des  Jugendlichen  und  auf  dem  Gebiete 
der  Fürsorgeerziehung  noch  manche  offengelassene  Lücke  verschlossen 
worden  muß.  .So  wichtig  der  Schutz  der  Kinder  und  Jugendlichen  vor  Über- 
anstrengung und  sonstigen  Schädigungen  in  den  fabriksmäßig  betriebenen 
Gewerben  auch  sein  mag.  so  einseitig  und  unvollkommen  müssen  solche  Maß- 
nahmen insolang  bleiben,  als  nicht  auch  durch  eine  ausreichende  gesetz- 
geberische Tätigkeit  auf  jene  Arbeitskräfte  bedacht  genommen  wird,  die  im  Hause 
und  in  häuslichen  Werkstätten  (und  Verkaufsläden)  vielfach  überanstrengt  und 
ungünstigen  Verhältnissen  ausgesetzt  sind,  die  Kategorie  der  Heimarbeiter, 
der  Lehrlinge  und  der  jugendlichen  Dienstboten.  Es  wurde  früher  schon 
lii  rvorgehoben.  wie  völlig  unzureichend  die  spärlichen  für  Lehrlinge  geltenden 
Schulzbestimmuiigen  sind,  die  überdies  einem  großen  Teil  dieser,  den  Handlung-- 
lelu-lingen,  gar  nicht  zugute  kommen. 

Vollständig  des  Schutzes  entbehren  die  jugendlichen  Dienstboten.  Aber  auch 
die  Kinderarbeit,  speziell  auch  die  Kinderheimarbeit  müßte  eine  weitergehende 
Kegelung  erfahren  als  bisher  und  vor  allem  müßte  es  auch  neben  dem  Verbote 
der  Verwendung  von  Kindern  (unter  12  Jahren)  zu  rein  gewerblichen  Arbeiten  (als 
Lehrlinge.  Brolausträger  u.  dgl.)  geneiell  untei-sagt  werden,  daß  Kinder  von  ihren 
Ellern  oder  ihren  Kostgebern  zu  Beschäftigungen  angehallen  werden,  die  durch 
Cberdnstrcngimg,  durch  zu  frühes  Aufstehen  oder  zu  spätes  Schlafengehen 
(Zeitungsausträger,  Blumenverkäufer,  Kegelaufsetzer,  Theaterspielor,  Bolteljungen) 
die  Gesundheit  beeinträchtigen  können.  Freilich  steht  hier  die  Wahrung  der 
gesundheitlichen  Interessen  zahlreicher  hilf-  und  schutzloser  Wesen  nicht  selten  in 
einem  gewissen  Gegensatz  zu  den  trostlosen  Erwerbsverhältnissen  im  Elternhause, 
die  bei  Fehlen  des  normalen  Verdienstes  und  häutig  aus  bitterer  Not  zur  Heran- 
ziehung aller  verfügbaren  erwerbsfähigen  Kräfte  drängen. 
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Einen  ganz  besonderen  Platz  im  Rahmen  der  Kinderschulzbestrebungcn 
darf  wohl  die  Eörsorgcerziehung  beanspruchen,  eine  Institution,  die  von  vorn- 
herein die  Möglichteit  bietet,  die  übernommenen  Pfleglinge  nach  streng  gesund- 
heitlichen Grundsützen  zu  erziehen  und  demnach  bei  richtiger  Organisation  den 
weitestgehenden  Anfordcningen  entsprechen  zu  können  scheint  Freilich  kommen 
die  hier  tatsächlich  herrschenden  Verhältnisse  dom  idealen  Vorbild  keineswegs 
sehr  nahe,  besonders  wenn  man  erwägt,  wie  beschränkt  in  manchen  Fällen  die 
gesctzlirhen  Handhaben  sind,  bedürftige  Kinder  der  Fürsorgeerziehung  zuzufahren. 
Hier  kommen  verschiedene  Dinge  in  Betracht  In  erster  Linie  soll  hervorgehoben 
werden,  daß  im  Rahmen  eines  i'ürsorgeerziehungsgcselzes  die  Möglichkeit,  Kinder 
und  Jugendliche  der  Fürsorgecreiehung  zuzuweisen,  innerhalb  so  weiter  Grenzen 
als  nur  überhaupt  durchführbar  erscheint,  geboten  sein  muß  und  keine.swegs  atd’ 
wenige  bestimmte  Kategorien  von  Kindern  beschränkt  sein  darf. 

Die  österreichische  Gesetzgebung,  die  neben  der  Unterbringung  ver- 
wahrloster Kinder  in  Besseruiigsanstallen  nur  eine  Fürsorgeerziehung  für  die  Arinen- 
kimier  einschließlich  der  Waisen  und  Verlassenen  (Findelkinder)  keimt,  ist  auch  in 
dem  Punkte  rückständig,  daß  sic  vielfach  eine  Fürsorge  über  dos  14.  Lcbensjalir 
hinaus  nicht  feslsetzt  und  demnach  gerade  jenes  Alter,  das  wegen  der  eintretenden 
Gesclilcchtsreife  den  mannigfachsten  gesundheitlichen  Gefahren  ausgesetzt  ist 
häufig  preisgibt.  Da.s  neue  preußische  Fürsorgeerziehungsgesetz  erweitert 
die  Fürsorge  zwar  bis  zum  21.  Lebensjahre  und  umfaßt  auch  imie  wesentlich  größere 
Zahl  von  Kategorien  hilfsbedürftiger  Kinder,  weist  ober,  wenigstens  in  der  Dnrch- 
t'ühriing  immerhin  noeli  Lücken  und  Mängel  auf.  Wir  möchten,  abgeselicn  von  der 
nicht  ausreichenden  HeranziehungdesArztes  zur  Beratiuigvordcr  Einleitung  des  Ver- 
fahrens vor  allem  auf  den  Umstand  hinweisen,  daß  bei  der  Antragstellung  auf  Für- 
sorgeerziehung die  gesnndhcitliclien  Momente  eine  viel  zu  geringe  Bcachtimg  linden. 
Unseres  Eraehlens  müßte  ein  Fürsorgcgeselz  die  Handliobe  bieten,  Kinder,  die  bei 
längerem  Verbleilien  im  Mause  von  einer  schweren  Gesundlieitsschädiguiig  Inolrolil 
sind,  der  Fürsorgeerzieliung  zuzuweisen  und  dies  auch  dann,  wenn  nicht  gerade 
eine  .Verwahrlosung*  des  Kindes  hieinit  verhiinden  ist.  Gewiß  seb.t  eine  solclic 
Änderung  der  Organisation  der  Fürsorgeerzieliung  viel  weitcro  Grenzen,  die 
genauer  abzuslecken  Suche  eines  sorgfältigen  Detailstudiuins  sein  muß,  es  wird 
aber  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Reform  von  allen  jenen  anerkannt  werden, 
denen  das  W'ohl  der  Kinder  und  die  Hcranbildiiiig  einer  gesunden  lcislungsl'ähig>  n 
Generation  am  Merzen  liegt.  Es  licrülirt  gewiß  eigentümlich,  wenn  bei  der  Ilaiid- 
hahung  des  prenüi-a'hen  F’ürsoivcgesolzes  sicli  die  Möglichkeit  ergibt,  Kinder  wegcai 
Reliafltmg  mit  Ungeziefer  (wie  Laquor  erzählt  Vicrleljahrsschrift  f.  ötT.  Sanitäl.s- 
wesen,  21).  Band)  der  Fürsorgeerzieliung  zuzuweisen,  direkte  Gesundheitsstörungen, 
von  Geisteskranklieiten  und  Sctiwaclisiiiii  abgeselien,  aber  nur  dann  die  Veran- 
lassung zur  Fanloitong  des  Verfahroms  bieten,  wenn  (bei  drohender  .Verwalir- 
Insiing“  infolge  Verweigerung  der  nötigen  Pflege,  infolge  der  Vctavenduiig  der 
Kinder  zu  sch.ädliclien  Bescliäfligungen  und  wegen  MIßliandluiig)  ein  Ver- 
sciiulden  der  Pflegeporsonen  vorliegt  cs  sich  demnacli  um  Scliädigiingcii 
liaiidelt.  die  von  vomhetajin  als  vermeidbar  gellen.  Der  Begrilf  des  Versclmldens 
tiat  mit  den  Gclioten  der  öffontliclien  Gestindlieilspflegc  um  so  weniger  elwius  zu 
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tun,  als  die  Fürsorgeerziehung  wohl  nicht  als  Strafe  für  die  Eltern,  sondern  als 
Wohlfahrtseinrichtimg  für  die  Kinder  angesehen  werden  darf. 

Wie  immer  nun  auch  die  zu  Gunsten  der  Kinder  und  Jugendlichen 
getroffenen  Maßregeln  beschaffen  sein  mögen,  wie  groß  der  Wert  der  gesetz- 
geberischen Maßniihmen  und  der  für  Jugendliche  geschaffenen  Woldfahrtsein- 
richtungen,  wie  Lehrlingshcime,  Rckonvaleszentcnhäuser  u.  dgL,  in  mancherlei 
Richtung  auch  veransctilagt  werden  mag,  es  wird  auch  hier  der  richtigen  Cber- 
wachung  und  Kontrolle  der  Kinder  und  Jugendlichen  die  größte  Bedeutung 
zukoinmen.  Hierin  liegt  mm  eine  ganz  besondere  Schwierigkeit,  die  um  so  größer 
ist,  als  die  ungeheure  Zahl  der  zu  überwachenden,  unter  den  verschiedensten  I 

Verhültnis.sen  lebenden  Kinder  und  Jugendlichen  die  Aufgabe  in  hohem  Muße  ' 

koinplizicit.  ln  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Aufgaben  de.s  Säuglingsschutzes  wird  I 

auch  lür  Altere  Kinder  die  intensivere  Heranziehung  des  Arztes  und  seine  I 

Teilnahme  an  der  Aufsicht  und  Kontrolle  zur  unliediiigten  Notwendigkeit.  Ver- 
hältnismäßig noch  einfach  gestaltet  sich  die  ärztliche  Kontrolle  der  in  Anstalten.  i 
Kinderheimen,  Kolonien  etc.  untergebrachten  Kinder.  Hier  wird  die  Anstellung 
von  besonderen  Anslallsärzicn  etc.  dem  gewünschten  Zwecke  entsprechen  können, 
sofeni  nur  die  Befugnisse  des  Arztes  genügende  sind  und  sein  Ausspruch  Gehör 
findet.  Schwieriger  schon  ist  die  Kontrolle  der  nicht  in  Anstalten  gehaltenen 
Pfleglinge  durch  regelmäßige  periodische  Visitationen,  die  ähnlich  wie  bei  der 
Überwachung  der  , Kostkinder"  in  Frankreich  und  den  deutschen  Städten  zu 
besorgen  wären.  Bisher  fehlen  solche  M.-iBnahmen  überall,  soweit  die  in  Familien- 
ptlege  unlergebrachten  älteren  FOrsorgeschülzlinge  in  Betracht  kommen;  auch  das 
preußische  Fürsorgegesetz,  das  die  Kontrollmaßnahroen  den  Waisenpflegem  zu- 
weist, hat  ärztliche  Inspektoren  nicht  vorgesehen.  Die  Tätigkeit  der  ärztlichen 
Inspektoren  hinsichtlich  der  in  Familienpflege  gclmllenen  Kinder  und  Jugendlichen  I 
würde  zweifellos  vereinfacht  und  erleichtert,  wenn  an  Stelle  der  Familieneinzel- 
pfleg«!  das  Kindergruppensystem  träte,  da.s  in  Bezug  auf  ärztliche  OberwacJmng 
des  Gesundheitszustandes  der  Pfleglinge  und  in  Bezug  auf  hygienische  Kontrolle 
der  Koststellen  cinfacheie  Verhältnisse  bietet;  aber  auch  für  die  gegenwärtig 
verbreitete  Organisation  ließen  sich  Einrichtungen  schaffen,  die  dem  geimnuten 
Zwecke  entsprechen.  Freilich  müßten  für  diese  Art  der  Tätigkeit  besondere 
.Fürsorgeärzte*  geschaffen  werden,  da  die  Armenärzte,  Distriktsärzte  und  staat- 
lichen Amtsärzte  wohl  nur  in  besonderen  Fällen  das  zeitraubende  neue  Amt 
übernehmen  könnten. 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wäre  zwar  einem  besonders  tülfsbedürfligen 
Teile  der  hcrmiwachsenden  Jugend  die  Wohltat  der  ärztlichen  Kontrolle  gesichert 
— W.1S  ja  gewiß  auch  im  Wesen  einer  Fürsorgeeinrichlung  gelegen  ist  — der  größte 
Teil  der  jungen  Generation,  der  auBtrrhalb  der  Fürsorge  steht,  würde  aber  einer 
systemalisclien  Aufsicht  entbehren,  weiui  nicht  Vorkehnmgen  getroffen  würden, 
die  auch  unat>liängig  von  der  Fürsorgeerziehung  die  ärztliche  Überwachung  der 
Jugend  ermöglichen. 

Wir  sehen  nun  den  Wunsch  nach  einer  derartigen  allgemeinen  ärztlichen 
Überwachung  der  Jugend  in  der  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  an  vielen  Orten 
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b(?gründel«>ii  Imtitution  der  Schulärzte  bis  zu  cinrm  gewissen  Grade  bereits 
verwirklicht. 

Wenn  auch  dem  idealen  Zwecke  der  Schule,  Körper  und  Geist  gesund  zu 
bilden  und  zu  erhalten,  auf  verschiedene  Weise  gedient  werden  kann  und  es 
gewiß  auch  zu  den  Aufgaben  des  Lehrers  gehören  mag.  nach  bestem  Wissen  und 
Können  das  körperliche  und  geistige  Wolü  des  Kindes  durch  richtige  Belehrung  zu 
fördern,  so  war  die  zweckdienliche  Ausnützung  des  wichtigen  Einflusses  der 
Schule  in  gesundheitlichen  Fragen  doch  erst  in  dem  Augenblick  möglich  geworden, 
als  die  Institution  der  Schulärzte  ins  Leben  gerufen  wurde,  ln  den  meisten 
europäischen  Staaten  ist  der  Schularzt  eingeführt  und  er  bewährt  sich  überall  aufs 
beste.  Seine  Obliegenheiten  können  als  bekannt  vorausgesetzt  werden.  Er  ist  in 
erster  Linie  der  Arzt  des  Schülers,  der  dessen  Gesundheitszustand  von  Anfang  an 
feslstellt  und  diesen  bis  zum  Austritt  des  Schülers  fortlaufend  kontrolliert.  Seine 
Ratschläge  sind  für  die  körperliche  Erziehung  des  Schülers  maßgebend  und  sollten 
auch  bei  der  Berufswahl  gehört  werden,  wobei  gerade  die  gesundheitliche  Leistungs- 
fähigkeit mehr  als  bisher  in  die  Wagschale  fallen  sollte.  Wir  erkennen  in  der 
SrhalTung  des  Scliularztes  einen  der  größten  Fortschritte  der  letzten  Zeit  auf 
sozialem  Gebiete  und  es  sollte  kein  Kulturstaat,  keine  Stadt,  die  sich  der  laichten 
gegenüber  der  hcranwachsenden  Jugend  bewußt  ist,  es  verabsäumen,  den  Schul- 
arzt einzuführen  und  so  die  Möglichkeit  zu  gewinnen,  während  einer  langen 
Reihe  von  Jahren  auf  den  gesamten  Nachwuchs  in  gesundheitlicher 
Hinsicht  einen  nachhaltigen  und  entscheidenden  Einfluß  auszuöben. 
Der  Vorteil  der  schulärztlichen  Oberwachung  ist  allerdings  nur  dann  ein  großer, 
wenn  die  Si-hulärzte  mit  anderen  Agenden  nicht  überlastet  sind  und  eine  nur 
mäßige  Zahl  von  Schulkindern  zur  Oberwachung  zugewiesen  bekommen.  Nicht 
üniner  ist  diesen  Anforderungen  entsprochen.  Wir  können  uns  auch  vorstclien, 
diiß  die  Tätigkeit  des  Schularztes  gegctiüber  der  bisherigen  Gepflogenheit  in 
manchen  Punkten  noch  verliert  und  auch  erweitert  würde.  Vor  allem  käme  hier 
in  Betracht,  daß  dem  Arzt  unter  besonderen  Umständen,  gerade  bei  gesund- 
heitlich verwahrlosten  und  vemachläßiglen  Kindeni  die  Berccliligung  eingeräuml 
werden  .sollte,  auch  die  häuslichen  V'erhältnissc  des  Schulkindes  zu  kon- 
trollieren, wodurch  die  Ilandliahe  zu  einer  gründlicheren  Abhilfe  geboten  würde, 
als  cs  bei  der  bloBmi  Oberwachung  in  der  Schule  möglich  ist.  Für  manche 
bedeuten  solche  Vorschläge  wohl  unrealisierbare  Träume,  vielleicht  auch  un- 
berechtigte EingriOe  in  das  Familienleben  des  Einzelnen.  Weshalb  sollte  aber  die 
ärztliche  Fürsorge,  selbst  wenn  sie  sich  weiter  erstreckL  als  es  der  herkömmlichen 
Gepflogenheit  entspricht,  als  EingrilT  und  »härter  empfunden  werden  als  der 
Zwang  zur  Schule  überhaupt,  der  Zwang  zur  Anerkennung  der  polizeili<-hcn 
Gewalt  lind  manche  andere  slaatshfirgerliche^PflichU' 

Der  Nutzen  solcher  von  Fall  zu  Fall  ausgeübter  häuslicher  Inspektionen 
wäre  bei  richtiger  Durchführung  ungeheuer,  bedenkt  man,  daß  nicht  selten,  wie 
schon  erwähnt,  seWeehte  häusliche  Verhältnisse  alle  Vorteile  gut  eingerichteter 
Schulräunie  und  den  Nutzen  der  bestorganisierten  Methode  in  der  Schule 
illusorisch  machen  oder  wenigstens  in  Frage  stellen  können.  Auch  die  Erkennung 
und  der  Nachweis  einer  Mißhandlung  des  Kindes  in  jeder  Form  wurden  in  hohem 
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Maß(‘  erleichtert,  wenn  dem  Arzte,  sofern  er  berechtigten  Verdacht  hat,  daß 
bestimmte  somatische  Zustände  des  Kindes  oder  äußere  Verletzungen  u.  dgl.  auf 
systematische  Mißhandlung,  schlechte  Pflege  u.  a.  zurückzuführen  seien,  der 
Zutritt  zum  Eltemhause  offen  .stünde.  Kein  anderer  wäre  so  geeignet  wie  er,  diese 
Beziehungen  aufzudeckeu. 

Eine  weitere  Ausgestaltung  der  schulärztlichen  Einrichtung  hätte  vor  allem 
darin  zu  bestehen,  daß  nicht  nur  an  den  V'olksschulen,  sowie  es  bisher  fast  allgemein 
der  Fall  ist,  sondern  auch  an  den  hflheren  Schulen  und  an  den  gewerblichen 
Fortbildungsschulen  (Handelsschulen)  Schulärzte  bestellt  würden  und  daß 
auch  eine  staatliche  schulärztliche  Organisation  geschaffen  wünJe. 
Letztere  wäre  für  die  einlieitliche  Regelung,  Kontrolle  und  planmäßige  Aus- 
gestaltung des  Schularztwesens  von  großer  Bedeutung  und  müßte  in  V'erbindung 
mit  schulärztlichen  Zentralstellen  bei  den  Landessohulbehörden  und  bei 
der  obersten  Schulbehörde  ins  Leben  gemfen  werden.  Die  Bestellung  von 
Schulärzten  für  höhere  Schulen  entspräche  einer  schon  lange  erhobenen 
Fordenmg,  während  die  Einbeziehung  der  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen (Handelsschulen)  den  Vorteil  böte,  auch  Kategorien  von  Jugend- 
lichen, die  bisher  trotz  ihrer  großen  Bedürftigkeit  jeder  ärztlichen  Konirolle  ent- 
behrten, dieWohltat  der  ärztlichen  Überwachung  zu  teil  werden  zu  lassen,  in  erster 
Linie  den  Lehrlingen,  die  gesetzlich  zum  Besuche  derLehrtingsschulen  verpflichtet 
sind  und  derart  der  ärztlichen  Überwachung  von  Schulärzten  unterstellt  wei-den 
könnten.  Der  Nutzen  einer  solchen  Euu'ichtung  wäre  allerdings  erst  dann  ein 
großer,  wenn  einerseits  der  Ausbau  der  gewerblichen  Schulen  und  Handehsschulen 
entsprechende  Fortschritte  gemacht  haben  wird,  andererseits  die  Meister  und 
Geschäftsinhaber  mit  mehr  Nachdruck  als  bisher  dazu  verhalten  werden,  ihre 
Lehrlinge  in  die  Schule  zu  schicken.  Dabei  könnten  diesen  .Lehrlingsärzten“ 
auch  die  periodische  ärztliche  Revision  der  Unterkunft  und  der  Arbeitsstellen, 
die  sich  wenigstens  in  Stichproben  und  bei  Verdacht  ungünstiger  sanitärer  Verhält- 
nisse durchführen  ließe,  die  Normierung  der  Anforderungen  bei  Aufnahme  eines 
Lehrlings  ebenso  wie  die  Regelung  der  Beschäftigung  der  Lehrlinge,  soweit 
gesundheitliche  Momente  in  Frage  kommen,  zugendesen  werden.  So  böte  sich 
vielleicht  ein  nu.ssichLsvoller  Weg,  um  wenigstens  den  größten  Übelsländen  des 
Lehrlingswesens  wirksam  entgegentreten  zu  können. 

Hiernit  wäre  die  Aufgabe  des  vorliegenden  Referates,  das  ja,  was  nochmals 
hen'orgehoben  sei,  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  erhebt  und  nur  die 
wichtigsten  sanitären  Gesichtspunkte  des  Kinderschutzes  beleuchten  sollte, 
erschöpft  und  es  bliebe  nur  noch  ju  erörtern  übrig,  welche  gesundheitlichen 
■Momente  bei  der  Anstaltserziehung  der  Kinder  und  Jugendlichen  eine  Rolle  spielen, 
beziehungsweise  welche  sanitären  Anforderungen  hier  in  erster  Linie  Beachtung 
finden  müssen. 

Vorerst  aber  seien  noch  die  Anforderungen  hervorgehoben,  die  sich 
speziell  für  österreichische  Verhältnisse  als  Schlußfolgerungen  aus  den  Dar- 
legungen des  Referates  ableiten  lassen,  die  nach  unserer  Atrschauung  erfüllt  sein 
müssen,  wenn  der  Schutz  des  Kindes  und  Jugendlichen  gegen  die  gesundheitlichen 
Gefahren  ein  wirksamer  sein  soll.  Diese  Anforderungen  sind: 
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1.  Scha  ff  ung  eines  Försorgeerziehungsgesetz  es  mit  weit  gehen  der 
Berücksichtigung  der  gesundheitlichen  Fragen  und  Ausdehnung  der 
Fürsorgeerzieliung  bis  zum  21.  Jahre. 

2.  Schaffung  einer  staatlichen  Zentralstelle  für  Säuglings- 
fürsorge. 

3.  Regelung  des  Findlingswesens  und  Einführung  des  Kinder- 
gruppensystems an  Stelle  der  Familieneinzelpflege. 

4.  Regelmäßige  ärztliche  Überwachung  und  Kontrolle  aller  der 
Fürsorgeerziehung  zugewiesenen  Kinder  und  Jugendlichen  durch 
besondere  .Fürsorgeärzte“. 

5.  Gesetzliche  Regelung  der  Heimarbeit,  des  Lehrlingswesens, 
des  Dionstbotenwesens  und  Verbot,  beziehungsweise  Einschränkung 
der  Kinderarbeit. 

C.  Allgemeine  Einführung  des  Schularztes  in  den  Volksschulen, 
höheren  Schulen  und  gewerblichen  Fortbildungsschulen  (Handels- 
schulen), speziell  Schaffung  des  .Lehrlingsschularztes“. 

7.  Schaffung  von  staatlichen  schulärztlichen  Zentralstellen  bei 
den  Landesschulbehörden  und  im  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt, denen  die  Organisation  des  schulärztlichen  Dienstes,  gleich- 
zeitig auch  die  ärztliche  Kontrolle  aller  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
anstalten zufiele. 


Anhang. 

Es  ist  gegenwärtig  unter  den  den  Kinderschutz  betreffenden  Fragen  eine  der 
am  meisten  diskutierten,  ob  die  Erziehung  der  Kinder  utid  Jugendlichen  am  besten 
in  Anstalten  oder  in  Familienpflege  erfolgen  solle.  Für  beide  Systeme  hat 
man  Vorteile  angeführt  und  wohl  auch  beiden  nachteilige  Wirkungen  zugeschrieben. 
Die  Frage  wäre  wichtig  genug,  um  mit  Anfühning  aller  für  das  eine  oder  diis 
anilere  System  sprechenden  Grände  eingehend  erörtert  und  geprüft  zu  werden. 
.Soweit  sanitäre  Momente  in  Betracht  kommen,  kann  etwa  gesagt  werden,  daß  nur 
vereinzelte  besondere  Fälle,  wie  die  Erziehung  der  Blinden,  Taubstummen  und 
Schwachsinnigen  die  Anstaltspllege  erheischen, während  im  übrigen  (Ür  die  weitaus 
größere  Zahl  d(?r  Kinder  den  sanitären  Anforderungen  ebensowohl  in  Anstalten 
wie  auch  in  Familienpllege  entsprochen  werden  kann.  Zwar  )uag  es  in  der  Regel 
leichter  gelingen,  in  gut  eingerichteten,  mit  entsprechendem  Komfort  und  zahl- 
reichem Dienslpersonal  ausgerüsleten  Anstalten  den  strengen  zänforderungen  in 
Bezug  auf  Reinlichkeit,  Bäder,  körperliche  Übungen  der  Zöglmge  u.  dgl.  zu  ent- 
sprechen, doch  gestattet  andererseits  die  Familienpflege  eine  mehr  indi- 
vidualisierende Behandlung  des  Kindes,  was  gewiß  auch  in  gesund- 
heitlicher Hinsicht  von  Bedeutimg  sein  kann. 

Ein  Mangel  der  F'ainilioneinzel pflege,  der  dieses  System  für  die  modeme 
Fürsorgeerziehung  im  Großen  nicht  recht  geeignet  erscheinen  läßt,  die  bereits 
erwähnte  schwierige  Kontrollierbarkeit,  kommt  dem  Kindergruppensysiein 
nicht  zu,  das  auch  sonst  die  Vorzüge  beider  Systeme  vereinigt  und  bei  richtiger 
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Organisation  durchaus  auch  den  gesundlieitlichen  Anforderungen  angepaßl  werden 
kann.  Der  .Pestalozziverein  zur  Förderung  des  Kinderschutzes  und  der  Jugend- 
fürsorge“ in  Wien,  hat  seine  Küiderhcime  nach  dem  Kindergruppensysteme 
eingerichtet,  das  sich  bisher  auf  das  beste  bewahrte. 

Daß  die  Aufgalren  der  Erziehung  mit  dom  Beilrringen  bestimmter  Keimtnisse 
und  eines  gi’wißen  Maßes  moralischer  und  religiöser  Grundsätze  nicht  erschöpft 
sein  können,  sondern  daß  es  auch  Pflicht  jedweder  erziehlicher  Maßnalimen  seht 
muß,  den  Körper  zu  stählen  und  seine  Widerstandskraft  und  LeistuugsfiUiigkeit 
möglichst  zu  heben,  sollte  um  so  eher  allseits  anerkannt  werden,  als  für  viele,  ja  die 
meisten  der  Fürsorgcschützlinge  die  körperliche  Kraft  und  Leistungsfälligkeit  die 
Quelle  der  Enverhstätigkeil  in  ihrem  künftigen  Berufe  ist  Leider  finden  diese 
Grundsätze  nicht  die  gewünschte  allgemeine  Beachtung,  da  mitunter  Vorurteile 
der  verschiedensten  Herkunft  einer  solchen  freien,  dem  Geiste  wie  dem  Körper 
gleich  förderlichen  Erziehung  hinderlich  im  Wege  stehen  und  die  zum  Erreichen 
des  idealen  Zweckes  erforderliche  Pflege  des  Körpers  (die  auch  zur  Freude 
am  eigenen  Körper  führt)  gern  vielfach  auf  ein  tunlichst  geringes  Maß  ein- 
geschränkt wird. 

Soweit  die  Askese  den  Körper  vernachlässigt,  steht  sie  in  Widerspruch  mit 
den  Hegeln  der  Gesundheitspflege,  die  uns  zur  Richtschnur  dienen. 

Wir  wollen  ira  folgenden  uns  bemühen,  die  Grundlagen  für  eine  gesunde 
körperliche  Entwicklung,  soweit  sie  die  wichtigsten  Lebensvei  hältnisse  der  Jugend- 
lichen in  Erziehungsanstalten  betreffen,  kurz  darzulegen  und  werden  nicht  ver- 
säumen, hiebei  auf  die  herrschenden  Mängel  der  Erziehung,  sofern  sie  mit 
Benachteiligung  oder  Gefährdung  der  Gesundheit  verbunden  siml,  aufmerksam  zu 
machen.  Die  Auseinandersetzungen  gelten  ganz  ohne  Einschränkung  für  alle 
■\rlen  von  weltlichen  oder  klösterlichen  Erziehungsanstalten,  da  die  für  die 
körperliche  Entwicklung  maßgebenden  Faktoren  naturgemäß  überall  die 
gleichen  sind. 

Vor  allem  wollen  wir  uns  der  Erörterung  jener  Verhältnisse  zuw-enden. 
die  mit  der  Tageseinteilung  und  Beschäftigung  der  Kinder  in  Zusammen- 
hang stehen.  Insoweit  hier  für  die  den  verschiedensten  Zwecken  dienenden 
Anstalten  gemeinsame  Momente  in  Betracht  kommen,  betreffen  sie  das  Aufstehen 
der  Kinder,  den  Schulbesuch,  beziehungsweise  die  bestimmte  in  der  ..Vnstalts- 
organisation  begründete  Be.schäfligung,  die  Verrichtung  der  häuslichen  Aufgaben, 
die  Pausen,  die  der  Erholung  und  der  Leibe.spflege  dienenden  Übungen,  wie 
Turnen,  Spiele.  Siiazicrgängc  im  Freien,  den  Gebrauch  von  Bädern,  da«  Schlafen- 
gehen. die  Einnahme  der  Mahlzeiten  und  — für  die  klösterliche  Erziehung  von 
Bedeutung  — die  religiösen  Übungen. 

Besondere  Rücksichtnahme  verdienen  hinsichtlich  der  Bemessung  der 
Schlafzeit  und  der  in  die  Beschäftigung  eingefflgten  Pausen  die  jüngsten,  im 
Alter  von  6 bis  10  Jahren  stehenden  Kinder,  die  ein  starkes  Schlafbedürfnis  haben 
und  nur  schwer  sich  in  die  geregelte  Lebensweise,  wie  sie  Schule  und  Anstalt  von 
ihnen  fordern,  hiueinzufinden  vermögen.  Insbesondere  das  zu  frühe  Aufstehen 
(etwa  vor  8 Uhr,  namentlich  zur  Winterszeit)  wird  leicht  ein  ungenügend  langes 
Schlafeu  der  Kinder  zur  Folge  haben.  Schon  längst  ist.  um  diesem  Ülielslande 
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Hi-chouiif;  zu  tragtJi,  der  Vorschlag  gemacht  worden,  den  Schulbeginn  namenllirli 
füi-  die  jOiigsten  Jahrgänge  für  9-Uhr  zu  fixieren,  wogegen  freilich  in  öffentlichen 
Schulen  die  besonderen  Bedürfni.sse  der  Arbeiterkinder,  die  gelegentlich  von 
6 Uhr  an  unbeaufsichtigt  sind,  zu  sprechen  .scheinen,  ln  Internalen  würde  es  aber 
kaum  ernsten  Hindernissen  begegnen,  den  Beginn  des  rnterrichts  zu  einer 
späleren  Stunde  anzusetzen,  l'm  hier  für  die  Verlüngerung  der  Schlafzeil 
einen  wiritlich  ins  Gewicht  fallenden  Gewinn  zu  erzielen,  müßte  .allerdings 
auch  mit  bestimmten,  vielfach  eingewurzelten  Gepflogenheiten  gebrochen 
werrlen.  So  wäre  der  vor  Schulbeginn  obligate  Kirchenbesnch,  wie  er  in 
geistlichen  Internaten  regelmäßig  vorgeschrieben  ist.  aus  gesundheitlichen  Rück- 
sichten abzuschaffen  oder  wenigsten.s  zu  beschränken. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  auch  abgesehen  von  den  eben  envähnlen 
Beziehungen  die  über  ein  bestimmtes  Maß  ausgedehnten  religiösen  Cb  ungen.  wie 
sic  namentlich  zu  gewissen  Zeilen  in  klösterlichen  Erziehungsaastalten  angeordnet 
werden,  in  mancherlei  Hinsicht  für  die  Kinder  von  nachteiligen  Folgen  begleitet 
sein  können.  Außer  der  Möglichkeit,  daß  sich  die  Kinder  in  den  kalten  Kirchen- 
räumen erkälten,  ist  vor  allem  ihre  Ermüdung  durch  das  lange  Stillhalten  imd  die 
Anspannung  ihrer  Aufmerksamkeit  in  Betracht  zu  ziehen.  Erwägt  man.  wie  gering 
bei  den  jüngeren  Kindern  der  tatsächliche  Erfolg  solcher  Übungen  im  Sinne  des 
angestrcblen  Zweckes  ist.  so  sollte  man  nicht  allzu  schwer  zum  Enlschlu.sse 
gelangen,  diese  auf  ein  wesentlich  geringeres  Maß  einzuschränken.  Eine  weitere 
gesundheitliche  Forderung  wäre,  daß  die  religiösen  Übungen  nicht  auf  Kosten  der 
freien  Stunden,  demnach  nicht  an  Stelle  von  Spielen.  Bewegung  im  Freien  u.  dgl. 
abgehalten  werden,  welch  letztere  nicht  so  sehr  als  Vergnügen  und  Kurzweil  der 
Kinder  wie  als  Erholung  iin  physiologisch-hygienischen  Sinne  aufzufassen  sind. 

Ober  die  richtige  Ausnützung  der  Erholungsstunden  wäre  manches  zu 
sagen.  Daß  sie  nach  Tunlichkeit  zu  Bewegung  im  Freien,  zu  Laufspielen  u.  dgl 
verwendet  werdim.  unter  allen  Umständen  aber  ihrem  Zwecke  entspreclieii  sollen 
und  nicht  mit  Freig«rgcn.sländen.  Musik  oder  mit  irgend  welchen  der  Behandlung 
des  Zöglings  dienenden  Heil  Prozeduren  (orthopädischen  Übungen.  Massage  u.  dgl.) 
ausgefüllt  werden  dürfen,  ist  nicht  in  dem  Maße  allseits  gekannt  und  eingchalten, 
daß  die  direkte  Betonung  dieser  Forderung  überflüssig  wäre.  Auch  das  Schul- 
turnen mit  seinen  ermüdenden  ( Irdnungsübungen  ist  kein  Ersatz  für  Laufspiele 
und  für  Bewegung  in  der  freien  Natur  mit  ihren  wechsr'liiden.  für  die  recrcatio  so 
wirksamen  Eindrücken.  Wären  richtige  physiologische  Kenntnisse  Ober  Ermüdung 
und  Erholung  weiter  verbreitet  und  scheuten  sich  gewisse  Kreise  nicht,  sich  nach 
Kräften  (freilich  ohne  Kurpfuschertum  und  Dilellanlismus)  in  naturwissenschalt- 
liohe  Probleme  zu  verliefen,  so  .stünde  es  um  die  körperliche  Erziehung 
unserer  Jugend  besser. 

Mit  den  kör|>tTlichen  Übnngem  im  Zusammenhänge  steht  der  Gebrauch  von 
Bädern,  die  freilich  nicht  nur  der  Abhärtung  und  Aiiregimg  des  Körpers,  sontlern 
auch  der  Reinlichkeit  dienen.  Regelmäßiges,  doch  wenigstens  wöchentlich 
einmal  erfolgendes  Baden  des  ganzen  Körpers  ist  nicht  nur  nicht  Überfluß  und 
Luxus,  sondern  ein  von  der  Gesundheitslehre  diktiertes  Gebot.  Dem  gleichen 
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Zwecke  dient  das  wenigstens  zweimal  wöchentlich  vorzunehmende  Wechseln  der 
Wäsche.  Es  sei  mit  besonderem  Nachdrucke  darauf  hingewiesen,  daß  die  Reinlich- 
keit am  Körper  nicht  aus  falschen  moralischen  Rücksichten  eingeengt  oder 
beschränkt  werden  darf.  Insbesondere  gilt  dies  hinsichtlich  der  oft  arg  vernach- 
lässigten Körperpflege  der  jungen  bereits  im  Alter  der  körperlichen  Reife  stehenden 
Mädchen  in  klösterlichen  Erziehungsanstalten  (Korrektionsanstalten),  die  nicht 
mit  jener  Konsequenz  zur  peinlichen  Reinhaltung  angehalten  werden,  wie  es  der 
Wichtigkeit  der  Sache  entspräche,  und  derart  Gefahr  laufen,  durch  Ver- 
nachlässigung und  Unsauberkeit,  namentlich  im  Anschlüsse  an  die  Menstruation  an 
oft  recht  hartnäckigen  genitalen  Prozessen  zu  erkranken. 

Gewiß  ist  ilie  Frage  der  tunlichsten  Vermeidung  geschlechtlicher  Erregung 
bei  den  Zöglingen  und  der  Verhütung  von  llnsittlichkeit  in  den  Erziehungs- 
anstalten von  außerordentlicher  Bedeutung,  wobei  ebensosehr  sanitäre  wie 
moralische  Beweggründe  ins  Gewicht  fallen.  Doch  wird  die  Bekämpfung  solcher 
.Ausschreitungen  auf  andere  Weise  und  nicht  im  Gegensatz  zu  den  wichtigsten 
-Anforderungen  der  Körperpflege  erfolgen  müssen.  Hier  fallen  der  Erziehiingskunst 
sehr  schwere,  aber  dtmkbare  Aufgaben  zu,  die  sie  allerdings  nur  zu  lösen  vermag, 
wenn  sie  in  möglichst  ungezwungener,  von  Herkommen  und  Sitte  freier  Form  und 
im  einzelnen  möglichst  individualisierend  sich  ihrer  luiterzieht.  Die  Grundfragen 
der  Pädagogik,  ob  cs  zweckmäßig  sei.  die  Jugend  frühzeitig  aufzuklären,  in  welcher 
Form  diese  Aufklärung  zu  erfolgen  habe,  ob  die  noch  vor  der  Geschlechtsreife 
erfolgende  gemeinsame  Erziehung  beider  Geschlechter  (coeducatio)  geeignet  sei, 
späteren  Auswüchsen  vorzubeiigen,  sind  noch  nicht  völlig  geklärt  und  können  hier 
nicht  beleuchtet  und  erörtert  werden.  Sicher  wird  es  auch  darauf  ankoinmen.  die 
Phantasie  des  Kindes  durch  Belehrung,  gute  Lektüre  und  Anleitung  zur  Beob- 
acbtujig  der  beleblen  und  unbelebten  Natur  möglichst  ausgiebig  zu  beschäftigen, 
ohne  sie  krankhaft  zu  steigern  und  zu  überreizen.  Eine  solche  gesunde  Erweiterung 
des  Vorstellungskreises  des  jugendlichen  Geistes  neben  einer  möglichst  großen 
Vertiefung  des  Sinnes  für  das  wahrhaft  flute  und  Schöne  wird  eine  wirksamere 
Schutzmaßregel  sein,  als  die  Furcht  vor  der  Übertretung  bestimmt  formulierter 
Gebote,  die  überdies  frühzeitig,  noch  ehe  das  Erwachen  des  eigenen  Triebes  und 
Verführung  den  Gedanken  einer  geschlechtlichen  Betätigung  und  damit  die  Gefahr 
der  Unsittlichkeit  nahelegen,  das  Kind  auf  das  Imerlaubte  und  .Strafenswerte  der 
.Unkeuschheit*  aufmerksam  machen! 

Daß  eine  rationelle  Ernährung  gerade  für  Kinder  und  Jugendliche  zu 
den  wichtigsten  und  in  ihren  Folgen  bedeutsamsten  E.'iistenzbedingungen  gehört, 
wurde  bereits  hervorgehoben  und  begründet.  Hieher  gehören  eine  richtige  Auswiihl 
der  Nahrungs-  und  Genußmittel,  eine  hinsichtlich  ihrer  Menge  dem  Nährstoflf- 
bedarfe  entsprechende  Kost,  die  richtige  Verteilung  der  Mahlzeiten  luid  anderes 
mehr.  Hinsichtlich  der  Qualität  der  Kost  sei  nur  hervorgehoben,  daß  sich  eine 
gemischte,  das  heißt  sowohl  aus  dem  Pflanzenreich  wie  aus  dem  Tierreich  ent- 
nommene Kost  am  besten  für  Kinder  und  Jugendliche  eignet.  Während 
Erwachsene  mit  ihrem  verhältnismäßig  wesentlich  kleineren  Eiweißbedarf  unter 
Umständen  ganz  gut  mit  rein  ])flanzlicher  Ko,sl  das  Auslangen  finden,  sind  für  den 
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»aehsenden  Organismus  die  konzentrierten  Eiweißträger  der  tierischen  Nahrungs- 
mittel (in  erster  Linie  Floisrh)  nicht  entbehrlich  imd  dflrfen  in  einer  Kost  von 
entsprechender  Qualität  nicht  fehlen. 

Das  Maß  der  für  das  einzelne  Kind  zu  veranschlagenden  Nahrungsmenge 
läßt  sich,  Verständnis  und  Wohlwollen  der  Anstalt.sleituug  vorausgesetzt,  ziemlich 
einwandfrei  nach  Erfahnmgsgrundsätzen  bemessen,  wobei  jedoch  darauf  Itücksicht 
zu  nehmen  ist.  daß  nicht  nur  das  Nalmmgsbcdürfnis,  sondern  auch  der  Drang  nach 
Nahrungsaufnahme  (der  Hunger,  der  mit  dem  Fftl!ungszu.stande  des  Magens 
zusammenhängt)  individuell  innerhalb  sehr  weiter  Grenzen  selbst  bei  gleichem 
Alter  und  gleichem  Körpergewicht  des  Kindes  schwanken  können.  Die  Kontrolle, 
ob  eine  Auslaltskost  in  ihrem  Gesamtausmaß  den  DiirchschniUsanforderungeii 
entspricht,  ergibt  sich  jederzeit  leicht  durch  Vergleich  mit  den  bekannten,  für  jede 
Altersklasse  normierten  KosLsülzen.  Auch  die  richtige  Verteilung  der  Mahlzeiten 
ist  ein  für  die  Ernährung  wichtiger  Faktor.  Namentlich  für  Kinder  unter  zwölf 
Jahren  sollten  die  Pausen  zwischen  zwei  Mahlzeiten  nicht  zu  lang,  durchschnittlich 
nicht  viel  über  drei  bis  vier  Stunden  bemessen  werden,  wobei  die  letzte  Mahlzeit 
nicht  unmittelbar  vor  der  Schlafenszeit  angesetzt  werden  möge.  Schwer  verslfiiid- 
lich  ist  die  m einigen  Anstalten  anzulreffeudc  Gepflogeiiheil,  das  (erste)  Früh- 
stück den  Kindern  nicht  kurz  nach  dem  Aufstehen,  sondern  erst  eine  bis  zwei 
Stunden  später  zu  verabreichen,  was  nach  der  .■Anschauung  der  hetrelfenden  Kreise 
erzieldich  wirken  soll.  Vom  Standpunkte  der  GesuiidheitspHege  ist  eine  solche 
.tiiordnimg,  die  für  schwächliche  Kinder  direkt  hedenklirh  werden  kann,  nicht  zu 
billigen. 

Es  scheint  wohl  überflüssig  zu  sein,  eigens  zu  helonen,  daß  in  den  Erziehungs- 
.anstaltcn,  weichen  Namen  sie  immer  führen  mögen,  alkoholische  Getränke 
streng  verpönt  sein  sollen.  Trotz  der  erfolgreichen  Propaganda  der  Abstineuz- 
bcwcguiig,  trotz  der  Erkenntnis,  daß  der  Alkohol  gerade  für  den  kindlichen  und 
jugendlichen  Organismus  tuesonders  nachteilig  wirkt,  finden  wir  die  Unsitte  des 
Genusses  geistiger  Getränke  bei  bestimmten  Anlässen  — hohen  Fest-  und  Feier- 
tagen — unter  den  ZögUngen  von  Erziehungsanstalten  noch  immer  weil  verbroilet, 
wobei  vor  allem  auch  das  Argument  nicht  gebührend  gewürdigt  wird,  daß  einzig 
und  allein  in  der  von  Jugend  auf  mit  aller  Strenge  geübten  ausnahmslosen  Ent- 
lialtsainkeil  vom  Alkohol  die  Möglichkeit  geboten  ist,  künftige  Generationen  vom 
Fluche  der  Trunkenheit  zu  befreien. 

Die  Unsitte,  gerade  hohe  Festtage  auf  solche  solenne  Weise  zu  .feiern“,  ist 
auch  aus  dem  Grunde  von  großem  Nachteile,  weil  sie  in  dem  jugendlichen  Hirne 
die  Vorstellung  weckt,  daß  der  Genuß  alkoholischer  Gelriinke  zum  Wesen  des 
Festes  — und  solche  festliche  .iVnlässc  bielen  sich  in  beliebiger  Anzahl  — gehöre. 
.•Auch  der  übermäßige  Genuß  von  Speisen,  das  ,Festes.sen*,  ist  für  jugendliche 
.Mägen  unstatttiafl  und  vielfacti  schädlich,  in  Erziehungsanstalten  soll  Mäßigkeit, 
eine  Vorbedingung  für  gesunde,  zweckentsprechende  Lebensweise,  zu  den  unver- 
rückbaren Gmndsätien  gehören. 

Ein  paar  Bemerkungen  über  die  Kleidung  der  Kinder  mögen  hier  angereiht 
werden.  Die  Kleidung  dient  dem  Schutze  der  Wärmeökonomie  und  soll  in 
erster  Linie  die  Wärmeabgabe  einschränken.  In  diesem  Sinne  entlastet  sie  die 
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Wänneregulationsvonichtungen,  die  ohne  den  Schulz  der  Kleidung  bei  den 
außerordentlich  schwankenden  Wllrmeverhältnissen  der  Umgebung  übermäßig  in 
Anspruch  genommen  würden.  Die  Kleidung  entspricht  dem  genannten  Zweck 
um  so  besser,  je  dicker  und  je  poröser  sie  ist.  Bei  hohen  Außentemperaturen  (im 
lloch.sommer)  erschwert  sie  aus  dem  gleichen  Grunde  die  Kntwflrmung  und  ist 
daher  unter  solchen  Umständen  ebenso  wie  in  südlichen  Klimatcn  ein  Hindernis 
für  den  raschen  Wärmeausgleich.  Sie  soll  aus  diesem  Grunde  im  Sommer  mög- 
lichst dünn  sein.  Daneben  soll  sie  auch  den  stets  zu  gewärtigenden  Temperatur- 
schwankungen nach  Möglichkeit  gerecht  werden  und  überdies  noch  bestimmten 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Lufldurchgängigkeit  und  des  Verhaltens  gegenüber 
Wassei-dampf,  Schweiß  und  Durchnässung  von  außen  genügen. 

ln  der  Regel  steht  die  Fordormig  nach  einer  genügend  warmen  Kleidung  im 
Winter  obenan.  Schützt  sie  den  Körper  nicht  in  genügendem  Maße  vor  der 
.Abkühlung  der  Haut,  so  kommt  es  nicht  nur  zum  Gefühl  der  Kälte,  zum  Frieren, 
sondern  cs  können  auch  Erkältungskrankheiten  sich  einstellen.  Noch  wichdgi-r  sind 
die  chronischen  Folgen  einer  ungenügenden  Kh-idung,  die  in  einer  Erhöhung  des 
Stoffumsatzes  bestehen  und  zur  Abmagerung,  beziehungsweise  zu  einem  herab- 
gesetzten Stoffansatz  führen  können.  Von  dieser  , entfettenden“  Wirkung  ungenü- 
gender Bekleidung  sind  wachsende  Orgmiismen  mit  ihrem  an  und  für  sich  gestei- 
gerten Stoffwechsel  in  recht  unangenehmer  AVeise  betroffen,  indem  die  Zustände 
der  Unterernährung  bei  Kindern  und  Jugendlichen  durch  dürftige  Kleidung,  wenn 
auch  nicht  gerade  hervorgerufen,  so  doch  häufig  gesteigert  werden  können. 

Andererseits  soll  aber  darauf  biiigewiesen  werden,  daß  auch  die  zu  wai  nie 
Kleidung,  namentlich  zur  warmen  Jahreszeit  und  bei  körperlicher  Arbeit,  nachteilig 
wirkt,  indem  in  zu  warmer  Kleidung  einerseits  sehr  leicht  eine  Durchnässung  durch 
Schweiß  eintrilt,  andererseits  es  zu  einer  Wärmestauung  kommen  kann,  die  mit- 
unter, namentlich  bei  zu  Kongestionen  neigenden  oder  mit  Herzleiden  behafteten 
l’ersonen,  recht  unangenehme  und  peinliche  Zustände  im  Gefolge  hat. 

Die  richtige,  den  physiologischen  Bedürfnissen  jeweils  angepaßte  Wahl  der 
Kleidung,  deren  Wirkungen  außer  von  der  Dicke  des  Stoffes  auch  noch  von  der 
Art  des  Grundstoffes,  von  der  Webweise,  von  der  Farbe  und  anderem  mehr 
abhängen,  ist  eine  schwierige  Aufgalie,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  ökono- 
mische Seite  der  Frage.  Vorstehende  Ausführungen  bezwecken  auch  nur,  die 
Aufmerksamkeit  vor  allem  darauf  zu  lenken,  daß  die  Kleuiung  nicht  nur  das 
Behaglichkeitsgefühl  beeinflußt,  sondern  daß  sie  auf  physiologische  Vorgänge  einen 
gewichtigen  Einfluß  nimmt,  der  nicht  gering  veranscldagt  werden  darf. 

ln  Bezug  auf  die  -Art  der  Kleidung  (die  Tracht)  sei  nur  das  Eine  bemerkt, 
daß  sich  für  Anstaltszöglingo  eine  Kleidung  von  militärischem  Schnitt  (eine 
Uniform)  nicht  eignet.  Sie  ist  schlecht  lüflbar,  besonders  beim  Hals  zu  sehr 
anliegend,  im  Winter  leicht  zu  kalt,  im  Sommer  zu  warm.  Wenn  es  schon  not- 
wendig oder  wichtig  erscheint,  eine  für  alle  Zöglinge  gleichmäßige  Kleidung  zu 
wählen,  so  sollte  eine  solche  von  nicht  militärischem  Sclmitt,  die  sich  den  Lebens- 
gewohnheiten der  Kinder  viel  besser  anpaßt,  in  Erwägung  gezogen  werden. 

Der  in  sanitärer  Beziehung  wichtigen  Seiten  der  .Anstaltserziehung  wäre  nur 
in  sehr  unvollständiger  Weise  gedacht,  wenn  nicht  noch  auf  eine  Frage  Rücksicht 
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trenommen  würde,  die  aus  den  verschiedensten  Ursachen  im  Vordergründe  des 
Interesses  steht,  die  Frage  der  Strafen.  Ohne  auf  die  Notwendigkeit 
oder  Nützlichkeit  der  Strafen  im  allgemeinen  bei  Jugendlichen  weiter  Bedacht  zu 
nehmen,  sei  nur  bemerkt,  daß  in  Bezug  auf  die  Art  und  das  Ausmaß  der  Strafe 
sehr  gewichtige  gesundheitliche  Momente  in  Betracht  kommen  küniien.  Auch  soll 
besonders  betont  werden,  daß  manche  Eigentümlichkeiten  der  Kinder,  die  fälschlich 
als  Eigensinn  oder  Nachlässigkeit  gedeutet  werden,  vielfach  auf  Idiosynkrasien  oder 
auf  somatische  krankhafte  Zu-stäude  zurückzuführen  sind,  die  beide  nicht  straf- 
würdig sind.  Hieher  gehören  in  erster  Linie  die  Zurückweisung  mancher 
Speisen  durch  die  Kinder  und  weiters  die  so  weit  verbreitete,  auf  einer 
Schwäche  der  Blasenmnskulatur  beruhende  .sclilcchtc  Gewohnheit'  des  Bett- 
nässens. In  beiden  Fällen  ist  die  Anwendung  von  Strafen  nicht  nur  ungerecht, 
sondern  auch  wirkungslos,  ja  mitunter  geradezu  nachteilig. 

Unter  keinen  Umständen  darf  durch  die  Strafe,  welcher  Art  immer  sie  sei, 
eine  Beeinträchtigung  oder  Gefährdung  des  GesundheitszusLandes  hervor- 
genifen  werden,  was  gewiß  auch  im  Wesen  der  Strafe,  die  ja  nicht  schädigen, 
.sondern  bessern  soll,  gelegen  ist. 

Wohl  durchaus  zu  verwerfen,  speziell  auch  aus  den  verschiedensten 
gesundheitlichen  Rücksichten,  ist diekörperliche Züchtigung,  die  Prügelstrafe,  sei 
es,  daß  diese  in  Form  von  Schlägen  mit  der  Hand  oder  in  Form  von  Ruten-  oder 
Stockstreichen  u.  dgl.  appliziert  wird.  Die  Gefahr  der  Ausartung  in  Mißhandlung  mit 
ihren  Schädigungen  ist  hier  ebenso  in  Betracht  zu  ziehen,  wie  der  nachteilige  Einfluß 
auf  die  geschlechtliche  Reizbarkeit  der  gezüchtigten  Kinder,  eine  Beziehung,  die 
erst  durch  neuere  eingehende  Studien  in  das  richtige  Licht  gesetzt  wurde.  Auch 
das  Einsperren  der  Kinder  in  finsteren  Räumen,  die  Entziehung  der 
Nahrung  und  die  Einschränkung  der  der  körperlichen  Erholung 
dienenden  Spaziergänge  im  Freien  sind  mit  Rücksicht  auf  die  dadurch 
bedingten  gesundheitlichen  Nachteile  durchaus  unerlaubte  und  nicht  zu  recht- 
fertigende Strafen. 

Der  »Dunkelarrest*  kann  bei  Kindern  durch  die  V'orstellungen  der  Angst 
und  des  Schreckens  Erschütterungen  des  Nervensystems  herbeiföhren,  die  mitunter 
längere  Zeit  anhalten  und  gelegentlich  nervöse  Erkrankungen  im  Gefolge  haben. 
Zu  dieser  Kategorie  von  Strafen  gehören  auch  die  Androhungen  mit  Gc.spenstem 
und  mit  dem  Teufel,  die  bei  leicht  reizbaren  Individuen  gleichfalls  zu  hochgradigen, 
direkt  gesundheitsschädlichen  Angstzuständen  führen  können.  Es  ist  unsagbar 
grausam  und  zeugt  gleichzeitig  von  einer  krassen  Unkenntnis  des  kindlichen 
Wesens,  wenn  so  brüske,  in  ilirem  Erfolge  freilich  recht  wirkungsvolle  Mittel  in 
Anwendung  gebracht  werden,  ohne  daß  der  Versuch  gemacht  wird,  mit  adätiuaten, 
den  Vorstellungen  des  Kindes  angemessenen  Einwirkungen  ans  Ziel  zu  kommen. 

Die  zahlreichen  Beziehungen  zur  Gesundheitspflege,  die  sich  bei  der 
Erziehung  der  heranwachsenden  Jugend  in  Anstalten  ergeben,  machen  die  Mit- 
wirkung des  Arztes  ganz  unentbehrlich,  der  nicht  nur  als  Helfer  bei  Erkrankun- 
gen, sondern  auch  als  hygienischer  Berater  in  den  verschiedenen  die  Gesundheits- 
pflege betrelTenden  Fragen  fungieren  soll.  Wir  haben  früher  schon  darauf 
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hingewieseii,  daß  in  Anstalten  die  ärztliche  Cberwachung  der  Kinder  viel  leichter 
erfolgen  kann  als  dies  für  die  in  Familienpflege  mitergebrachten  Kinder  möglich 
ist.  Die  Obliegenheiten  des  Anstaltsarztes,  der  natürlich  nicht  ausschließlich 
diese  eine  Tätigkeit  auszuüben  braucht,  sind  im  wesentlichen  die  gleichen  wie 
jene  des  Schularztes,  nur  noch  in  dem  Simic  erweitert,  daß  auch  die  Obsorge  für 
die  Verpllegung,  Bekleidung,  Lebensweise  der  Kinder  ihm  zufällt.  Die  perio- 
dische, etwa  alle  vier  Wochen  vorzuuehmende  Revision  aller,  auch  der 
gesunden  Zöglinge  wird  zu  den  wichtigsten  Aufgaben  des  Anstaltsarztes 
gehören,  bei  welchem  Anläße  auch  durch  Wägung  das  Körpergewicht  der  Kinder 
festzustellen  w'äre. 

Die  Tätigkeit  des  Anslaltsarztes  in  dem  Umfange,  wie  sie  hier  auseinander- 
gesetzt ist,  wäre  gewiß  auch  die  wirksamste  Maßregel,  um  die  Mißslände  und  Miß- 
bräuche, die  wir  so  häufig  in  Erziehungsanstalten  antreffen,  allniälilich  zum  Ver- 
schwinden zu  bringen.  Zur  Unterstützung  dieser  durch  den  Anstaltsai-zt  zu  leisten- 
den Kontrolle  und  im  Interesse  emes  einlieitlichen  Vorgehens  bei  der  Schaffung 
bestimmter  Normen  für  die  Anstaltserziehung  erscheint  jedoch  außerdem  die  Ein- 
richtung staatlicher  ärztlicher  Inspektionen  dringend  notwendig,  die  am 
besten  wieder  von  den  schulärztlichen  Zentralstellen  aus,  deren  Schaffung  bereits 
oben  gefordert  wurde,  vorzunehmen  wären.  Wir  dürften  von  einer  derartigen,  au.s- 
schließlich  für  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  tätigen  ärztlichen  Organisation  wohl 
ganz  besondere  Vorteile  für  die  gesundheitliche  Entwicklung  der  Jugend  erwarten. 
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Erfahrungen  der  Gerichtsärzte  In  Fallen  von  KindermiBhandlungen. 


Gutachten 

roa 

Professor  Dr.  A.  Haberda  und  Professor  Dr.  A.  Kolisko. 


Untersuchungen  von  Kindern,  die  angeblich  durch  Mißhandlungen  seitens 
ihrer  Eltern  oder  Pfleger  verletüt  wurden,  kommen  beim  Wiener  Landesgerichtc 
nicht  sehr  oft  vor.  Besonders  sind  Untersuchungen  an  lebenden  Kindern  selten, 
da  die  Effekte  der  Mißhandlungen  meist  nur  in  kleinen  Hautwunden  und  in 
blauen  Flecken  (Blutunterlaufungen)  bestehen,  die  als  geringfügige  und  im  straf- 
gerichtlichen Sinne  .leichte*  Verletzimgen  gewöhnlich  bei  den  Bezirksgerichten 
begutachtet  werden. 

Nur  wenn  Kinder  wirklich  oder  anscheinend  ärgere  Verletzungen,  wie 
Knochonbrüche,  größere  Wunden  oder  zahlreiche  Blutunterlaufungen,  aufweisen, 
kommt  es  zur  Untersuchung  durch  die  Arzte  des  Landesgeriebtes.  Die  Ergeb- 
nisse dieser  Untersuchungen  decken  sich  im  wesentlichen  mit  jenen,  die  an  Kindes- 
leichen im  Laufe  der  letzten  Jahre  gewonnen  wurden,  besonders  ergab  sich  an 
lebenden  und  toten  Kindern,  daß  durch  rhachitische  Erkrankung  bedingte  Ver- 
krümmungen und  Kontiuuilüt.strennungen  der  Knochen  leicht  den  Verdacht  einet 
argen  Mißhandlung  des  Kindes  erwecken,  worauf  noch  hingewiesen  werden  wird. 

Ober  die  Zahl  Jener  Fälle,  in  denen  wegen  des  Verdachtes  grolter,  ja  selbst 
töUicher  Mißhandlung  Obduktionen  von  Kindesleichen  angeordnet  und  vor- 
genommen wurden,  gibt  die  folgende  kleine  Statistik  Airskunfl,  welche  die  letzten 
8 Jahre  — 1898  bis  einschließlich  1905  — umfaßt  In  dieser  Zeit  kamen  auf  eine 
Gesamtzald  von  1740  gerichtlichen  Leichenöffnungen  40  Sektionen  wegen  Kinder- 
mißhandlung. In  diese  Zahl  sind  jene  vereinzelten  Fälle  nicht  eingerechnet,  in  denen 
der  Verdacht  bestand,  der  Tod  eines  schon  größeren,  schuliiflichtigen  oder  gar 
über  14  Jahre  alten  Kindes  stehe  mit  einer  einmaligen,  dem  Tode  um  Stunden 
oder  wenige  Tage  vorangegangenen  Züchtigung  durch  die  Eltern,  den  Lehrer  oder 
Meister  in  ursächlichem  Zu.sammenhangc. 

Die  40  untersuchten  Fälle  verteilen  sich  in  folgender  Weise  auf  die  einzelnen 
Jahre: 
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Jahr 

1898 

Unter  185  gerichtlichen 

Obduktionen 

3 wegen 

K indermißhand!  iii4' 

1899 

, 204 

4 . 

1900 

223 

8 . 

1901 

. 241 

5 . 

1903 

. 209 

2 

1903 

. 205 

4 . 

19G4 

. 19(1 

3 

190.i 

. 277 

II 

Da»  Alter  der  Kinder  war: 


ln  7 Fullen  unter  '/» 

.9  , lH‘lniK  es  1 Jahr 

. 5 . . .3  Jahre 

. -t  . . . . 

. 3 . . . i . 


in  r>  Füllen  betrug  cs  5 Jahre 
, 2 - . , 7 . 

in  je  I Fall  betrug  es  8 Jahre  und  lOJahrr 
in  3 Füllen  betrug  es  13  Jahre 
, 1 Fall  betrug  es  t F Jahre. 


ln  8 Fällen  konnte  an  den  eine»  natürliehen  Todes  verstorbenen  Kindera 
auch  nicht  die  Spur  einer  Mißhandlung,  auch  keine  Vernachlässigung  erwiesen 
werden,  obwohl  die  meist  anonym  erstatteten  Anzeigen  recht  gravierende  Angaben 
über  Züchtigungen  und  Nahrungsentziehung  enthielten,  eui  Beweis,  wie  wenig  der 
oltjektire  Sachverständige  auf  .solche  Anzeigen  geben  darf. 

•An  den  anderen  33  Leichen  fanden  sich  wold  Verletzungen  vor,  doch  war 
nur  in  18  Fällen  au»  dem  objektiven  Befunde  auf  wiederholte  grobe  Züchtigung 
imd  Mißhandlung  zu  schließen,  in  ä weiteren  Fällen  konnte  eine  derartig« 
Ihovenienz  der  Verletzungen  nicht  mit  .Sicherheit  behauptet,  es  mußte  vielmehr 
die  Möglichkeit  einer  zufälligen  Entstehung  derselben  zugegeben  werden,  in 
weiteren  5 Fällen  lagen  unbeabsichtigte,  zufällige  Verletzungen  vor  und  in Füllen 
schließlich  handelte  cs  sich  um  sciiwerkrankc  Kinder,  die  aus  natürlicher  Ursacli« 
entweder  an  Krämpfen  litten  und  sich  deshalb  gelegentlich  anschlugen  und  ver- 
letzten oder  deren  Knochen  infolge  hochgradiger  Ithachitis  so  weich  waren, 
daß  unvermeidliche  leichte  Gewalteinwirkungen,  selbst  bloßes  Anfassen  der 
Kinder  u.  dgl„  zu  Kontinuitätstrennungen  an  den  Knochen  geführt  halten,  dk 
durch  grobe  Insulte  entstandene  Knochenbrüche  vortäuschlen. 


Von  den  mißhandelten  Kindern  befanden  sich  im  Alter 


von  5 Monaten 1 

. I Jahr 3 

. 2 Jahren 3 

. 3 4 


von  4 Jahren I 

. 5 5 


und  je  1 von  7.  10  luid  13  Jahren. 


Drei  die.ser  Kinder  — im  Alter  von  5,  7 und  10  Jahren  — waren  durch  dk 
Gewalteinwirkuiigvn  ums  Leben  gekommen,  wie  auch  die  Richter  auf  Grund  des 
ärztlichen  Befundes  annahmen.  Unter  diesen  drei  tötlichen  Fällen  sind  die 
bekannten  Straffälle  Kutschera  und  Hummel  inbegriffen. 
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Von  den  15  anderen  miChandelten  Kindern  waren  wohl  noch  5 eines 
gewallsamen  Todes,  und  zwar  zweimal  durch  Hirnerschülleruug,  einmal  durch 
Hirndruck  infolge  Blutung  aus  der  chronisch  entzündlich  veränderten  harten  Hirn- 
haut und  einmal  durch  Darmzerreißung  und  Bauchfellenlzöndung  gestorben,  doch 
konnte  nach  den  erhobenen  Leichenbefunden  die  Angal>e  der  verdächtigten 
Personen,  das  Kind  habe  die  tötliche  V'erletzung  zufällig  durch  einen  Fall,  zum 
Beispiel  vom  Schoß,  aus  dem  Bett,  über  einen  Schemel  erlitten,  nicht  widerlegt 
werden.  Ein  Ißjähriger  Knabe,  der  einen  Bruch  des  Schüdelknochcns  mit  Blutung 
zwischen  die  Hinihüute  infolge  brutaler  Züchtigung  von  Seite  des  Vaters  mittels 
eines  Schnallen  tragenden  Riemens  erlitten  hatte,  war  an  einer  vom  Gesäß  her 
durch  die  Harnblase  hindurchgedrungenen  Stichverletzung  gestorben,  die  er 
selbst  — sichtlich  auf  Geheiß  des  Vaters  — durch  zufälliges  Auflallen  auf  ein 
Messer  erklärt  hatte,  welcher  Erklärung  nach  dem  Obduktionsbefunde  nicht 
widersproi  hen  werden  konnte. 

Die  übrigen  Kinder,  an  denen  sich  Spuren  von  Mißhandlungen  fanden, 
waren  eines  natürlichen  Todes  gestorben,  an  Lungenkatarrh,  Lungenentzündung, 
an  fettiger  Entartung  de.s  Herzlleisches  infolge  Rhachitis,  in  einem  Fraisen- 
anfall  u.  s.  w. 

Der  objektive  Beweis  dafür,  daß  vorgefumlenc  Verletzungen  wirklich  durch 
Züchtigungen  und  .Mißhandlungen  entstanden  sind,  ist  im  allgemeinen  schwer  zu 
erbringen,  denn  meist  werden  MiUhantUungen  mittels  stumpfer  oder  stumpf- 
kantiger Werkzeuge  gesetzt,  die  gleiche  oder  analoge  Spuren  hinterlassen,  wie 
Jene  zufälligen  Verletzungen,  denen  selbst  sorgsam  überwachte  Kinder  gelegent- 
lich, minder  fürsorglich  gewartete  Kinderder  ärmeren  Volksschichten  begreiflicher- 
weise nicht  eben  selten  durch  Hinfallen  auf  den  flachen  Boden.  Herausfallen  aus 
dem  oft  nur  improvisierten  Bettchen,  Abstürzen  von  irgend  einem  erkletterten 
Möbel  H.  dgl.  ausgesetzt  sind. 

Dalicr  muß  bei  allen  durch  stumpfe  Gewalt  gesetzten  Verletzungen  an 
Kindern  auch  an  die  Möglichkeit  einer  derartigen  zufälligen  Entstehung  gedacht 
und  diese  Möglichkeit  muß  immer  zugegeben  werden,  weim  die  Fonn  der  Ver- 
letzungen und  ihr  Sitz,  zum  Beispiel  an  der  Stinie,  .am  Hinterkopf,  am  Kinn, 
an  den  Elbogen.  an  den  Knien  u.  s.  w.  für  eine  solche  Entsteliung.sart  spricht. 
B(U  der  Bedeutung,  welche  dem  Sachverständigenbeweise  in  Fällen  von  ver- 
muteter Kindermißhiuidlung  begreiflichenvei.se  zukommt,  da  ja  ka\mi  je  Tatzeugen 
da  sind,  sondern  meist  nur  Vermutungen  vorliegen,  etwa  daraus  ge.schöpft,  daß 
das  Kind  viel  schrie  oder  wiederholt  mit  blauen  Flecken  am  Körper  gesehen 
wurde  u.  dgl.,  ist  eine  be.sondere  Vorsicht  bei  der  Deutung  der  am  lebenden  mid 
am  toten  Kinde  erhobenen  Befunde  geboten.  Diese  Vorsicht  crheisclit  es,  die 
zufällige  Ent.stehung  einzelner  Verletzungen  auch  dann  zu  betonen,  wenn  sich 
daneben  noch  .Spuren  von  Mißhandlungen  vorlinden,  zumal  ja  zufällig  entstandene 
und  absichtlich  zugefügte  Verletzungen  sehr  wohl  nebeneinander  Vorkommen 
können. 

.Allerdings  gibt  cs  gewisse  typische,  durch  Züchtigung  ent.standene  Ver- 
letzungen, so  striemenförmige,  oft  tief  ins  Unterhautzellgewebe  reichende  Blut- 
unterlaufungen am  Rücken,  am  Gesäß  und  an  den  Beinen,  besonders  den  Ober- 
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Schenkeln ; umfüngliche  und  tiefgreifende  Blutungen  an  den  Wangen,  Rißwunden 
an  den  Ohransätzen.  Kratzer  am  Halse  mit  Blutunterlaufung  der  Halsweichteile 
und  andere  mehr,  aus  welchen  Befunden  auf  derbe  Züchtigungen  durch  Schläge 
mit  Stöcken  oder  Riemen,  Reißen  und  Aufheben  an  den  Ohren,  durch  grobes 
Anfassen  am  Halse  geschlossen  werden  kann.  Solche  Züchtigungen  sind  um  so 
eher  als  Mißhandlungen  aufzufassen,  je  jünger  das  davon  betroffene  Kind  ist, 
zumal  die  Züchtigung  eines  einjährigen  oder  eines  noch  jüngeren  Kindes  selbst 
einen  ungebildeten  Menschen  als  zwecklo.se  Roheit  bewußt  .sein  muß. 

Noch  ärgere  Mißhandlungen,  wie  Hinschleudern  auf  den  Boden  oder 
An.schleudem  gegen  harte  Gegenstände,  Schläge  mit  schweren  Instrumenten, 
Fußtritte  füllten  zu  Knoehenbrüchen,  auch  zu  Blutungen  in  und  um  die  inneren 
Organe,  selbst  zu  Zerreißungen  solcher.  In  besonders  argen  Fällen  von  Mißhand- 
lung konnten  zalilreiche  Rippenbrüche  — in  einem  Falle  21  — und  mehrfache 
Brüche  von  Röhrenknochen  der  Gliedmaßen  nachgewiesen  werden,  die  aus 
verschiedenen  Zeiträumen  herstammten. 

Allerdings  köimen  recht  zahlreiche  Blutunterlaufungen  der  Haut  und  selbst 
mehrfache  Knochenbrüche  auch  dann  vorliegen,  wenn  da.s  Kind  häufigen  zufälligen 
Träumen  ausgeselzt  war,  zum  Beispiel  infolge  von  Krämpfen,  die  aus  verschiedenen 
Ursachen,  zum  Beispiel  in  der  Form  von  Fraisenanfällen  bei  rhachitischen  Kindern 
oder  bei  zerebralen  Erkrankungen,  wie  chronischem  Wasserkopf,  Him- 
geschwülsteu  — in  einem  unserer  Fülle  bestand  ein  sogenanntes  Gliom  — Vor- 
kommen. Es  ist  deshalb  immer  eine  detaillierte  Befragung  der  Personen  aus  der 
Umgebmig  des  Kindes  über  d.as  Verhalten  desselben  in  der  letzten  Zeit  vor  dem 
Tode  notwendig  und  meist  ist  es  auch  angezeigt,  über  die  Gesundlieitsverhält- 
nisse  des  Kindes  in  der  ganzen  Zeit  seines  Lebens  Nachforschungen  zu  pflegen, 
um  eben  auch  eventuelle,  anatomisch  nicht  nachweisbare  Ursachen  für  derartige 
zufällige  Verletzungen  zu  erfahren  und  um  ja  nicht  in  der  Deutung  der  Befunde 
irrezugehen.  Allerdings  kommt  es  vor,  daß  auch  kranke  und  schwächliche 
Kinder  mißhandelt  werden,  mitunter  gerade  deshalb,  weil  ihre  Schwächlichkeit 
eine  besondere,  oft  ungern  geleistete  Pflege  notwendig  macht  oder  weil  die 
Kinder  länger  unrein  bleiben,  den  Eltern  also  aus  irgend  einer  solchen  Ursache 
lästig  werden. 

Wichtig  ist,  daß  besonders  auffallende  Befunde  am  Körper  eines  Kindes,  wie 
zum  Beispiel  eine  ganz  erschreckend  große  Zalü  von  Hautverfärbimgen  durch  Blut- 
unterlaufungen und  von  Knochenbrüchen  eher  aus  krankhafter  Ursache  als  inl'olge 
gehäufter  Mißhandlungen  verkommen,  weshalb  der  erfahrene  ärztliche  Sach- 
verständige gerade  in  solchen  Fällen,  die  dem  Laien  als  ganz  beispiellos  brutale 
Mißhandlungen  imponieren,  zunächst  an  eine  krankhafte  Entstehungsursache 
der  auffallenden  Befunde  denkt  Finden  sich  zum  Beispiel  an  einer  Gliedmaße 
allein  30  bis  40  Blutunterlaufungen  und  Hautverfärbungen  und  fast  ebenso  viele 
noch  an  mehreren  anderen  Körperstellen  — die  Gefertigten  denken  an  einen 
konkreten  Fall  — so  ist  es  doch  recht  unwahrscheinlich,  daß  diese  von  Züchti- 
gungen herstammen,  die  ja  in  einer  ungeheuerlich  großen  Zahl  von  Einzelschlägen 
bestiuiden  haben  müßten,  ebenso  wie  der  Umstand,  daß  alle  Extremitätenknochen 
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gebrochen  sind,  doch  im  vorhinein  eher  für  eine  Krankheit  der  Knoe^hen  spricht 
als  ror  eine  Züchtigung. 

Tatsächlich  findet  man  so  zahlreiche  wirkliche  und  anscheinende  ßrüclie 
der  Knochen  bei  Knoebenweichheit  infolge  schwerer  RhachilLs  und  eine  Unzahl  von 
Blutungen  bei  krankhafter  Neigung  zu  Blutungen,  die  als  angeborene  Anoinalie 
(Haemophilie)  und  als  erworbene  Krankheit  — sogenannte  hacmorrhagUche 
Dialhese  — vorkomml,  und  zwar  in  einer  besonderen,  als  Möller-Barlo  wsche  Krank- 
heit bezeichneten,  vielleicht  dem  Skorbut  zugehörenden  Form  gerade  bei  Kindeim 
in  den  ersten  Leben.sjahren.  Die  besondere  Lokalisation  derBlutungen,  ziun Beispiel 
unter  derBeinlmut  derOberschenkelknochen,  an  denGelenken,  auch  an  den  Schleim- 
häuten, oder  die  eigenartige  Form,  zum  Beispiel  die  Bildung  förmlicher  Blutsäcke 
unter  der  Haut  sowie  andere  Befunde,  auf  die  hier  nicht  cingegongen  werden 
kann,  charakterisieren  die  aus  solchen  krankhaften  Ursachen  entstandenen 
Blutungen,  die  ganz  spontan  oder  auf  geringfügige,  unabsichtliche,  strafrechtlich 
also  nicht  in  Betracht  kommende  Einwirkungen  hin  entstehen. 
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Die  Organisierung  der  Fürsorgeerziehung  in  Österreich  und  die  dadurch 
bedingte  Änderung  des  JuRendstrafrechtes. 


Gutachten 

((•cfteUcnlirurf  Seile  ilü  bcs  227  mH  EiaieHnciff  Seit«  101  bie  213  und  Uotivenberieht  Seile  227  bi»  269) 

erstaUel  von 

Dr.  Heinrich  Reicher. 

Einleitungr. 

Bevor  der  Berichterstatter  in  den  sachlichen  Teil  des  Referates  eintritt. 
drängt  es  ihn,  der  wertvollen  Mitarbeit  der  geehrten  Gutachter  zu  gedenken,  welche 
vom  Standpunkte  der  verschiedenen  Kronländer  die  Frage:  .Welches  sind  die 
Ursachen  und  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  von  Kindern  und  Jugend- 
lichen“ und  die  Frage  nach  deren  Ausbreitung  beantworten.  Diese  Gutachten  sind 
die  Grundlagen  der  Kongreßarbeit.  Keine  der  auf  dem  Kongresse  zur  Erörterung 
gestellten  Einzelfragen,  die  nicht  in  den  Gutachten  ihre  tatsächliche  Unterlage 
finden  würde!  Aus  dem  reichen  Schatze  praktischer  Erfahrung  in  das  richtige 
Verständnis  geiaickt.  auf  dem  Kongresse  erörtert,  werden  sic  dem  großen  Publikum 
in  ihrer  Bedeutung  für  das  allgemeine  staatliche  Interesse  und  für  das  Volkswohl 
überhaupt  eret  so  recht  verständlich  werden. 

Die  dadurch  herbeigeführte  Beleuchtung  dieses  traurigen  Gebietes  unseres 
Volkslebens  wird  und  muß  diejenigen,  welche  den  Fragen  de.s  Kinderschutzes  und 
der  Jugendfürsorge  bisher  noch  skeptisch  gegenüberstanden,  von  der  Dringlichkeit 
und  Notwendigkeit  einer  Abhilfe  überzeugen,  wenn  anders  dieselben  Erwägungen 
der  Staatsraison  und  der  Volkswohlfahrt  zugänglich  sind. 

Die  Verwahrlosung  bedroht  den  Staat  in  seinen  Grandlagen,  bedroht  das 
Volk  in  seiner  Zukunft  und  wirkt  — zumeist  ein  Produkt  unserer  gesellschaftlichen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  — als  eine  ernste  soziale  Gefahr  auf  die  Gesell- 
schaft wieiler  zurück. 

Zur  Beleuchtung  der  Bedürfnisfrage  und  der  Dringlichkeit  gesetzlicher  Maß- 
nahmen im  Kampfe  gegen  die  Verwahrlosung  habe  ich  den  Gutachten  nichts 
hinzuzufügen.  Diese  sprechen  selbst  eine  beredte  Sprache.  Hoffentlich  finden  ihre 
Stimmen  ein  lautes  Echo  in  dem  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  verjüngten 
Abgeordnetenhause,  was  sicher  dann  der  Fall  sein  wird,  wenn  die  Abgeordneten 
sich  als  die  Vertreter  des  ganzen  Volkes  und  nicht  wie  bisher  als  Vertreter  der 
waldprivilegierten  Volks-  und  Interessenkreise  fühlen  und  handeln.  Um  eine  Volks- 
sache in  des  Wortes  ureigenster  Bedeutung  handelt  es  sich. 
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lii  seiner  Arbeit:  .Die  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend"  hat  Bericht- 
erstatter die  einschlägige  (iesetzgebung  des  Deutschen  Reiches,  Englands,  Frank- 
i-eichs,  der  Schweiz,  Belgiens.  Norwegens  und  Österreichs  behandelt.  Ich  werde  in 
meinem  Referate  vielfach  auf  diese  Arbeit  Bezug  nehmen.  Diese  Arbeit  erfüllt 
damit  ihren  Zweck.  Wurde  sie  ja  doch  zu  dem  Zwecke  unternommen,  um  im 
Lichte  der  Uesetze  und  Einrichtungen  der  auf  dem  (lebiete  der  Fürsorge  fort- 
geschrittenen Kulturstaaten  die  Unzulänglichkeit  der  Fürsorge  nach  geltendem 
österreichischen  Reihte  nachzuweisen.  Gleichzeitig  sollte  dieses  Studium  aber 
auch  die  nach  Staaten  verschiedenen  Gesetze,  im  Wesen  der  Sache  aber  gemein- 
samen Gnmdlagen  für  die  gesetzliche  Regelung  dieses  Gegenstandes  in  Öster- 
reich zur  Darstellung  bringen. 

Der  vorgelegte  Gesetzentwurf  lehnt  .lich  an  denjenigen  an.  welcher  vom 
Berichterstatter  .als  Initiativantrag  im  österreichischen  Reichsrate  (Abgeordneten- 
hausbeilage Nr.  555,  XV'II.  Session  1901)  eingebracht  und  um  dessen  Annahme 
vom  Landesverbände  für  Wohltätigkeit  in  Steiermark  im  Petitionswege  ersucht 
wurde.  Dersell>e  hat  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  vorerwähnten  Studien. 
Erfahrungen  und  Wahrnehmungen  im  Auslande  und  auch  in  Berücksichtigung 
der  in  den  Gutachten  gegebenen  Anregungen  vielfache  Abändenmgen  erfahren. 

Da  der  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Fürsorgeerziehung  von  Mindeijährigen. 
die  Abänderung  der  gesetzlichen  Beslimmnngen,  betreffend  die  strafrechtliche 
Behandlung  der  Jugendlichen,  bedingt,  so  bildet  der  darauf  bezügliche  Teil  des 
Gesetzentwurfes  und  des  Motivenberichtes  auch  das  vom  Berichterstatter  in 
Aussicht  gestellte  Gutachten,  betreffend  das  Jugendstrafrecht.') 

Der  gegenwärtige  Rechtszustand,  soweit  er  die  verwahrloste 
Jugend  berührt. 

Die  Gutachten  zeigen  uns  die  Erscheinungsformen  der  Verwahrlosung  in 
ihrem  ursächlichen  Zusammenhänge  mit  der  vernachlässigten  und  mangelhaften 
Erziehung  und  deuten  damit  auch  bereits  das  Mittel  zur  Abhilfe  tm. 

Die  Gutachten  beleuchten  die  vorwiegend  wirtschaftliche  und  soziale  Natur 
der  Ursachen,  auf  welche  die  Vurw.ahrlosung  zurückzuführen  ist*)  Sie  eröffnen 

>)  Die  Bibüographiü  der  einectUägigen  Literatur,  welche  für  den  in  .Vrbeil  bcgrifTenen  dritten, 
da.s  ist  iheoreüsch  eysteiuatischen  Teil  der  .Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend'  in  Aussicht 
gestellt  wurde,  ist  noch  nicht  soweit  ziim  Ahsctiiusse  gelangt,  daß  sie.  soweit  sie  Österretcli 
hetrilTt.  in  diesem  Referate  bereits  hätte  anfgenoininen  werden  können. 

')  Aurli  an  dieser  Stelle  sei  dem  BeriefaterstaUer  geslattet.  einen  Irrtum  ricbligziistellen. 
Dr.  Schusler  v.  Bonnott  bemerkt  auf  Seite  M des  Gulachteubandes,  daß  die  Bemerkung 
Dr.  Rcichers  in  einem  von  diesem  gehaltenen  Vortrage  in  der  Österreichischen  Gesellschalt  für 
Kinderforsclmng:  Die  Verwalirlosimg  des  Kindes  und  das  geltende  Recht,  wonach  die  Hilflosigkeit 
der  Waisen  und  die  mangelnde  Fflcgschartsßtrsorgc  der  hauptsächlichste  Grund  der  Venvahr- 
losniig  sei,  nirht  geteilt  werden  könne. 

.\nn  hat  Berichlerslalter  eine  solche  Bemerkung  weder  in  diesem  Vortrage,  noch  sonst  je 
gemacht  und  beruht  dalior  dieser  Teil  des  vorerwälmlcn  Berichtes  auf  einem  Mißverständnisse ; 
wie  ja  Dr.  Scliuster  v.  Bonnott  auf  Seite  4li  selbst  zngihl,  daß  vom  Bcrichlerslatter  in  seinem 
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einen  Blick  in  den  AbRrund,  Tor  dem  unsere  gefährdete  Jugend  steht,  in  die- 
Gefahren,  welche  von  dieser  Seile  der  Gesellschaft  drohen. 

Damit  beantworten  sie  die  Bedürfnisfrage.  zeigen  die  Notwendigkeit  und  die 
DringUctikeit  eines  Schutzes  der  gefährdeten  Jugend  und  der  Gesellschaft  durch 
die  staatliche  Fürsorge  für  die  Erziehung  verwiihrlosler  jugendlicher  Personen. 

Die  Gutachten  zeigen  die  heutzutage  nahezu  ausschlieBliche  Betätigung  der 
Privalwohltäligkeil  auf  dom  Gebiete  der  Jugendfürsorge,  aber  auch,  wie  diese  in 
ihren  Vorkehrungen  gegen  drohende  und  tatsächliche  Verwalirlosung  weil  hinter 
den  Bedürfnissen  zurfickblcibL  Die  Gutaciiteu  zeigen  ferner  die  Zusammenhang* 
losigkcit  und  die  Zersplitterung  der  auf  die  Jugendfürsorge  gerichteten  Be- 
strebungen. 

Aber  auch  der  gegenwärtige  itechtszustand  läßt  es  zu  einer  wirksamen 
Bekämpfung  der  Verwahrlosung  nicht  kommen. 

Das  Privalrecht  in  seinem  familienrechtlichen  Teile  enthält  zwar  wert- 
volle Schutzbeslimmungen  (g§  176  bis  178  a.  b.  G.  B.).  wird  damit  aber 
dem  öffonlliclien  Interesse  nicht  gerecht.  Die  Popidarklage  bietet  keine  Gewähr 
für  die  Verwirklichimg  des  Schutzes  in  jedem  einzelnen  Falle.  Der  Mangel  an 
Fürsorgecinrichtungen  vereitelt  die  Verwirklichung.  Es  fehlt  an  einer  öffentlich- 
rechtlichen  Regelung  der  Kostenpflicht. 

Datier  wendet  sich  die  Regierung  um  Hilfe  an  den  Menschenfreund.  Die 
Gutachlon  führen  bittere  Klage  über  den  Mangel  an  Fürsorgecinrichtungen,  eines 
spricht  von  dem  .papierenen  Kinderschutz“,  unter  dem  Mangel  an  Mittehi  zur 
Verwirklichung  pflegschaflsbehördlicher  Anordnungen  leide  das  Ansehen  der 
Gerichte,  werde  die  Tätigkeit  der  Waisenräte  illusorisch. 

Aber  auch  das  öffentliche  Recht  läßt  uns  bei  Bekämpfung  der  Verwalir- 
losung  im  Stich.  So  s’erpflichlet  das  Armenreclit  die  Gemeinde  zur  Erziehung 
armer  Kinder,  zur  Erziehung  venvohrloster  Kinder  also  nur  unter  der  Voraus- 
setzung armenrechtlichcr  Hilfsbcdürfligkeit.  Darunter  fdlt  aber  nur  ein  geringer 
Bnichteil  der  Verwahrlosten  und  auch  für  diese  erscheint  diese  Pflicht  bei  der 
bekannten  Lcistungsschwächc  der  Gemeinden  von  geringem  praktischen  Worte. 

Zudem  gellt  die  Fürsorgeerziehung  verwahrloster  Kinder  in  ihren  Anfor- 
derungen. sowohl  was  Dauer  als  Mittel  anbelangt,  über  die  Rechtspflicht  der 
Gemeinde  zur  Erziehung  armer  Khider  hinaus. 

Werke:  .Die  FQrsorge  fär  die  verwahriMte  Jugend,  II  Teil:  PflegschafUschuU  und  üeBsemngs. 
Anstalt*  aia  häufigste  und  intensivste  Ursache  der  Verwahrlosung  jene  Aursii-htslosigkeit  der 
Kinder  heieichnct,  welche  durcli  den  Erwerb  der  Eltern  bewirkt  wird.  Auf  Seite  317  des  obigen 
Werkes  findet  eich  die  folgende  Behauptung: 

.Früher  war  cs  das  Findelkind,  weiches  aus  Kücksicht  für  die  geiallenc  Mutter  die  Kosten 
der  Humanililt  zu  tragen  hatte,  jetzt  ist  es  das  verwahrloste  Kind,  welches  einen  guten  Teil  der 
Kosten  zu  tragen  hat,  aller  jener  UnrsUiude  und  VerliülUtisse,  welche  in  unserem  industriellen 
Zeilaller  eine  Zersetzung  des  Familienlebens  herbeiführten.* 

Auf  die  Stalle,  welche  zu  dem  MillversUndnisse  AnlaB  gegeben  haben  dürfte  und  welche 
sich  auf  die  DnchcUchen  und  auf  unsere  Vormundschaft  bezog,  kommt  Berichierstatler  in  dem 
Gutachten  über  die  Vurmundschaft  ausführlich  zu  sprechen. 

n.  13 
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Die  Schulgesetzgebung  sieht  zwar  Erziehungsanstalten  für  sittlich  ver- 
wahrloste Kinder  vor  (§  59,  Al.  9,  R.  V.  G.),  deren  Errichtung  ist  aber  der  Landes- 
gesetzgebung Vorbehalten,  von  welchem  Vorbehalte  diese  aber  bisher  keinen 
Gebrauch  gemacht  hat.  Der  Mangel  solcher  Anstalten  bedeutet  eine  empfmdliche 
Lücke  in  dem  System  unseres  Volksschulwesens  nach  zweifacher  Richtung.  Ohne 
solche  Anstalten  siegt  die  konsequent  fortgesetzte  Scbulflucht  über  die  vom 
Gesetze  gewollte  Schulpllicht.  Ohne  solche  Anstalten  erscheint  die  Ausschließung 
eines  entarteten  Kindes  aus  der  Volksschule  im  Interesse  der  sittlich  gef&hrdeten 
Mitschüler  als  eine  einseitige  Maßnahme  der  SchulpoUzei,  welche  sich  als  ein 
Unrecht  gegenüber  dem  ausgeschlossenen  Schulkinde  darstellt,  an  dem  die 
gesetzliche  Schulpflicht  nicht  zur  Verwirklichung  gelangt  Ohne  Sicherstellung  der 
entsprechenden  Fürsorge  wird  ein  solches  aus  der  Volksschule  ausgeschlossene 
Kind  seiner  letzten  Stütze  beraubt  und  der  weiteren  Entwicklung  seiner  Ent- 
artimg  zum  vollkommenen  Verderben  freier  Lauf  gelassen.  Das  Ziel  der  Volks- 
schule ist  nur  zu  erreichen  durch  ein  Zusammenwirken  von  Schule  und  Haus. 

Wo  die  Familie  ihre  erziehliche  Kraft  versagt  und  für  die  Aufsicht  und 
eiziehliche  Leitung  in  der  schulfreien  Zeit  nicht  sorgen  kann,  bedarf  es  der 
IJewahranstalt  welche  die  Kinder  beaufsichtigt  und  beschäftigt.  Dadurch  werden 
die  Kinder  vor  Müßiggang  und  den  Gefahren  der  Straße  bewahrt  an  Arbeit 
gewöhnt  und  zur  Arbeit  erzogen.  Im  Interesse  der  Volksschule  ist  aber  auch  eine 
Fürsorge  bereits  im  vorschulpflichtigen  Alter  notwendig.  Bewahranstalten  sind  für 
die  Erziehung  aufsichtsloser  Kinder  so  notwendig,  wie  die  Volksschule  selbst  End- 
lich bedarf  es  einer  durchgreifenden  Regelung  des  Fortbildimgsunterrichtes. 

Das  sind  Probleme  der  Erziehungspolilik  im  lnteres.se  der  Vorbeugung  der 
Verwahrlosung,  deren  Lösung  dem  Staate,  welchem  verfassungsrechtlich  nicht 
nur  die  oberste  Leitung  des  Unterrichtes,  sondern  auch  jene  des  Erziehungswesens 
obliegt,  zukummt. 

Die  Besserungsanstalten  in  Österreich  leiden  unter  erblicher  Belastung, 
sic  sind  hervorgegangen  aus  den  Korrigendenabteilungen,  welche  auch  heute 
noch  nicht  ganz  ausgestorben  sind  und  einem  Lande  sogar  als  Mittel  zur  Hebung 
der  Landesfinanzen  (siehe  Gutachten  S.  399)  dienen.  Die  Korrigendenabteilungen 
sind  integrierende  Bestandteile  der  Zwangsarbeitsanstalten  und  diese  sind  die 
.Nachfolger  der  Zuchtliäuser. 

Diese  verhängnisvolle  Verwandtschaft  kommt  auch  heute  noch  in  den  Reiclis- 
gesetzen  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89  und  90,  zum  Ausdrucke. 

Das  erstere  Gesetz  führt  sich  ein  als  ein  Gesetz,  womit  strafrechtliche 
Bestimmungen,  betreffend  die  Anhaltung  in  Besserungs-  und  Zwangsarbeits- 
anstalten, getroffen  werden  und  bildet  auch  heute  noch  die  rechtliche  Grundlage 
für  die  Besserungsanstalten,  auch  wenn  sie  sich  Erzieliungsanstaltcn  nennen. 

Die  Besserungsanstalt  leidet  an  der  Vielseitigkeit  ihrer  Zwecke.  Sie  ist  Er- 
ziehungsanstalt für  das  erziehungsbedürflige  Kind,  Strafan.stalt  für  den  kindlichen 
Verbrecher,  polizeiliche  Detentionsanstalt  für  das  hochgradig  sittlich  venvahrloste 
Kind,  Anstalt  zur  korrektionellen  Nachhaft  für  jugendliche  Landstreicher,  Bettler 
und  Prostituierte. 
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Aber  nicht  genug  an  dem.  Sie  bietet  aucti  Obdacli  fQr  hochgradig  Schwad)* 
sinnige,  fOr  Taubstumme  und  für  Epileptiker  (siehe  Gutachten  Mahren). 

Sie  bietet  also  Ersatz  für  die  in  Österreich  mangelnde  Schwachsinnigen- 
Fürsorge.  Bei  dieser  Vielseitigkeit  der  Verwendung  kein  Wunder,  daß  sie  an 
konstantem  Platzmangel  leidet. 

Die  Anordnung  des  Gesetzes,  daß  eine  den  Anforderungen  der  öffentlichen 
Sicherheit  entsprechende  Anzahl  von  Besserungsanstalten  zu  errichten  sei,  steht 
nur  auf  dem  Papier. 

Das  Land  ist  verpQichtet,  unter  finanzieller  Anteilnahme  des  Staate.s  diese 
Anstalten  zu  errichten,  ohne  daß  die  Kostenpllicht  des  einen  und  des  anderen 
Teiles  im  Gesetze  genau  mnsclirieben  imd  festgelegt  worden  wäre.  Die  Erfahrung, 
daß  geteilte  Verantwortlichkeit  zumeist  zur  Aufhebung  der  Verantwortlichkeit 
führt,  bestätigt  sich  auch  in  diesem  Falle,  denn  Staat  und  Land  wollen  sich  gegen- 
seitig nicht  den  Vorrang  bei  Errichtung  dieser  Anstalten  streitig  machen. 

Aber  auch  sonst  ist  die  Zahlungspflicht  in  ganz  unzulänglicher  Weise 
geregelt  Liegt  doch  die  Anhaltung  in  Besserungsanstalten  in  dem  autonomen 
Ermessen  der  Ulnder,  welches  die  Durchführung  einer  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Sicherheit  gebotenen  Maßnahme  aus  finanziellen  Gründen  vereiteln  kaim. 

Zu  welchen  Auskunflsmitteln  die  mangelhaft  geregelte  Koslenpflicht  führt 
daiüber  geben  die  Gutachten  von  Niederösterreich  und  Krain  in  einer  Weise  Aus- 
kunft, die  eine  Beform  unabweisbar  erscheinen  läßt. 

Aus  all  dem  ergibt  sich,  daß  die  Besseningsanstalten  nach  ihrer  gesefz- 
lichen  Zweckbestimmung  imd  der  gesetzliclien  Regelung  ihrer  Verhältnisse  alles 
andere  sind,  als  was  sie  in  der  Tat  sein  sollten,  nämlich  Erziehungsanstalten. 

Aber  auch  das  Strafgesetz  ermöglicht  keine  wirksame  Bekämpfung  der 
Verwahrlosung. 

Die  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  gehen  teilnahmslos  an  dem  straffälligen 
Kinde  unter  10  Jahren  vorüber,  obgleich  die  strafbare  Handlung  auf  einen  ver- 
wahrlosten Zustand  dieses  Kindes  hindeutet. 

Sie  überlassen  es  der  häuslichen  Zucht,  auf  deren  Mangel  die  strafbare 
Handlung  in  den  meisten  Fällen  zurückzuführen  sein  wird. 

Hat  das  Kind  das  10.  Lebensjahr  vollendet  und  begeht  es  eine  strafliare 
Handlung,  welche  das  Strafgesetz  als  Verbrechen  bezeichnet,  so  wird  es  straf- 
rechtlich verantwortlich  gemacht  und  vom  Strafrichter  mit  Strafurteil  mit  Strafe 
belegt.  Die  anderen  straffälligen  Kinder  im  Alter  von  10  bis  l A Jahren  werden  in 
Ermanglung  der  häuslichen  Zucht  der  Polizei  überantwortet,  welche  deren  Abgabe 
in  eine  Besserungsanslalt  aber  nur  dann  verfügen  kam),  wenn  dieselben  hoch- 
gradig verwahrlost  sind  und  ein  anderes  Mittel  zu  deren  Aufsicht  und  Erziehung 
nicht  ausfindig  zu  machen  ist 

Also  die  Bessenrngsanslalt  als  ultimum  refugium  peccatorum! 

Die  Jugendlichen,  welche  die  Volksschule  verlassen  und  in  einem  Alter,  wo 
von  der  Erreichtmg  des  Zieles  der  Erziehung,  von  Selbstzucht  und  weiterer 
Selbsterziehung  noch  keine  Hede  ist  — und  die  sich  daher  in  einem  aufsichts- 
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und  schiilzbcdürnigeii  Aller  beilnden  — , Irelen  in  vollkommen  imvermitleller 
Weise  aus  der  Ordnung  der  Volksschule  in  das  freie,  ungebundene,  selbständige 
Erwerbsleben. 

Haltlos  und  ohne  gefestigte  sittliche  Grundsätze  wird  der  halbwüchsige 
Junge  und  da.s  äindrhcn  ein  Opfer  der  an  sie  heranirelcndcn  Versuchung. 

Ist  es  da  ein  Wunder,  wenn  der  eine  der  Kriminalität,  die  andere  der  Pro.sti- 
lution  verfällt 'r 

Hier  wäre  Fürsorge  wohl  mehr  am  Platz  als  polizeiliche  Duldung  und 
strafende  Staatsgewalt. 

Und  doch  macht  das  Strafgesetz  die  Jugendlichen  vom  14.  Leben.-jahre  auf- 
wärts eltenso  verantwortlich  wie  erwachsene  Personen  und  erkennt  in  der  ver- 
nachlässigten Erziehung  nur  einen  .Milderungsumstand. 

Die  liidachten  sprechen  von  dem  gegenwärtigen  Jugendstrafrecht  geradezu 
als  von  einer  Ursache  der  Venvahrlosung  und  erblicken  in  dem  Strafvollzüge 
geradezu  eine  Gefahr  für  die  vemrteillen  Jugendlichen. 

Diese  Gefahr  wird  auch  vom  Jnstizmlnister  in  der  Verordnung  vom 
30.  September  I90.‘i,  betreffend  den  Strafvollzug  an  Jugendlichen,  zugegeben,  indem 
er  die  Privatwohltätigkeil  zur  Schutzfürsorge  für  die  entlassenen  jugendlichen 
Sträflinge  aufrufl,  damit  diese  gutmacht,  was  der  Strafvollzug  an  Schaden  für  den 
Jugendlichen  angerichtet  hat.  Der  Makel  der  Vorstrafe  haftet  dem  entlassenen 
jugendlichen  Sträfling  wie  eine  Fessel  und  Bleisohle  an  und  bindert  d,as  ohiieilies 
nicht  leichte  Fortkommen  in  der  Welt. 

Wenn  man  hier  Abhilfe  verlangt,  so  ist  dies  fürwahr  kein  Fürsorge- 
Paroxysnius! 

Wenngleich  der  GnadcnerlaB  einen  in  seiner  gegenwärtigen  Form  unhalt- 
baren Zustand  geschaffen  hat,  indem  er  an  Stelle  der  bisherigen  Vorherrscliafl 
der  Strafe  an  Jugendlichen  eüien  Zustand  gesetzt  hat.  der  sich  mit  .weder  Strafe 
noch  Erziehung*  ketmzeichnen  läßt,  so  hat  er  doch  das  geltende  Recht  ver- 
bessert und  einen  wertvollen  Ansatz  zur  Ausgestaltung  und  Fortbildung  des 
Jugendstrafrechtes  geschaffen.  Die  Formel  für  die  Ausgestaltung  findet  sich  in 
dem  Gesetzentwürfe,  betreffend  die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger.  S 1,  ZifT.  3. 

Aus  obiger  Darstellung  ergibt  sich,  daß  dermalen  die  einzige  wirksame  Waffe 
zum  Kampfe  gegen  die  Verwahrlosung  im  Privatrecht  zu  suchen  ist,  daß  die  dem 
öffentlichen  Rechte  angehörigen  Gesetze  einen  wirksamen  Kampf  gegen  die  Ver- 
wahrlosung nicht  nur  nicht  ermöglichen,  sondern  die  V'erwahrlosnng  tcilweUe 
geradezu  fördern.  Unserem  öffentlichen  Rechte  ist  bisher  die  Auffa.ssiing  fremd, 
daß  cs  sich  bei  der  Verwahrlosung  nicht  nur  um  die  Gefährdung  des  Kindes 
handelt,  sondern  daß  die  Verwahrlosung  als  die  Vorstufe  des  Verbrechens  eine 
Gefahr  für  die  Gesellschaft,  eine  Gefahr  für  die  Allgemeinheit,  eine  Gefahr  für  die 
Rechtsordnung  bedeutet  und  aus  allgemein  staatlichen  Gesichtspunkten  um  ihrer 
stdbst  willen  zu  bekämpfen  ist 

Dies  ober  kann  nur  durch  ein  dem  öffentlichen  Rechte  angehörendes  Gesetz 
geschehen,  welches,  ausgeheiid  von  dem  Begriffe  der  Verwahrlosung  als  eines 
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Zustandes  der  Er/.ietiungsbedürfUgkeit,  die  Erziehungsfürsorge  zur  Abwendung 
der  vorerwülintcn  Gefalir  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  öffentliche  Kosten  und  unter 
öffentlicher  Aufsicht  sicherstellL 

Die  öffentlich-rechtliche  Fürsorge  für  die  verwahrloste 
Jugend  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung.. 

Schon  die  »Ordnung  und  Reformation  guter  Polizei  in  den  fünf  nieder- 
österreichischen  Ländern  und  der  fürstlichen  Grafschaft  Görz‘  Kaiser  Ferdinand  1. 
hatte  in  Cbereinstimmung  mit  dem  Reichstagabschied  von  Augsburg  vom  Jahre 
1500  verordnet,  daß  Bettelkinder,  die  ihr  Brot  selbst  verdienen  können,  zu  Hand- 
werkern in  den  Dienst  gegeben  werden  sollen,  »damit  sie  nicht  für  und  für  dem 
Bettel  anhangen*. 

Auf  die  Regienmg  der  Kaiserin  Maria  Theresia  sind  nicht  nur  die  Anfänge 
selbständiger  staatlicher  Sorge  für  die  geistige  Bildung  des  Volkes  zurückzufüliren 
(Allerhöchste  Entschließung  vom  3.  November  1760,  betreffs  Bestellung  einer 
staatlichen  Aufsicht  über  das  Volksschulwesen  in  der  Studien-llofkommission 
als  oberer  Unterrichtsbehörde),  sondern  auch  einer  staatlichen  »Fürsehiing*  für 
die  gute  Erziehung  der  Jugend  (Majorennitütsjahresbestimmung  vom  12.  April 
1753).  Die  darin  betonte  landesmütterliche  Fürsorge  kommt  auch  in  dem  Reskripte 
vom  31.  Mai  1766  zum  Ausdrucke.  Dieses  wendet  sich  gegen  das  so  schädliche 
Betteln  der  Kinder,  »wodurch  diese  schon  in  ihrer  zarten  Jugend  zum  Müßig- 
gang augew'öhnt  und  künftig  zu  aller  Arbeit  aus  eigener  Nahrungserwerbung 
untauglich  gemacht  werden*,  und  droht  den  Eltern  mit  der  Wegnahme  ihrer 
bettelnden  Kinder. 

Auch  die  Constitutio  criminalis  Theresiana  1768  zeigt  in  ihrem  Jugend- 
strafrecht einen  auch  für  die  Zukunft  fruchtbaren  Gedanken,  indem  sie  gegenüber 
den  heutigen  im  Gesetze  festgelegten  starren  Altersgrenzen  der  Strafmündigkeit 
noch  eine  Zwischenstufe  aufweist,  in  welcher  die  Strafbarkeit  erst  von  der  durch 
die  richterliche  Würdigung  festzustellenden  tatsächlichen  Zurechnungsfähigkeit  in 
dem  betreffenden  Einzelfalle  abhing. 

,3.  Das  weitere  jugendliche  Aller  entschuldigt  nicht  vor  ordentlichen  Strafen, 
es  wäre  denn,  daß  der  Täter  oder  die  Täterin  nicht  über  zwei  Jahre  nach  der 
Mündigkeit,  somit  nicht  über  sechzehn  Jahre  zurückgclegt  hätte,  wobei  keine  vor- 
zeitige Bosheit,  sondern  vielmehr  gute  Hoffnung  künftiger  Besserung  sich  äußerte.* 

So  weist  also  die  Gesetzgebung  der  großen  Kaiserin  bereits  die  Richtungs- 
linien, in  welchen  sich  die  Erziehungs-  und  die  Kriminalpolitik  der  Gegenwart  zu 
bewegen  hat. 

Schon  zu  Beginn  des  vorigen  Jalu-hundorts  war  sich  die  k.  k.  Regierung 
des  engen  Zusammenhanges  zwischen  Verwahrlosung  und  Vernachlässigung  der 
Erziehung  bewußt,  denn  das  Hofdekrel  vom  19.  April  1811,  Politische  Gesetzes- 
sammlung Nr.  940,  an  das  niederösterreichische  Appellationsgericht,  welches  die 
.Vbgabe  der  von  ihren  Erziehern  vernachlässigten  Kinder  an  Zwangsarbeitsanstalten 
behandelt,  führt  aus,  daß  in  jenen  Fällen,  wo  Eltern  oder  Vormünder  durch 
üblen  Ruf  und  eigenen  unordentlichen  Lebenswandel  sich  verdächtig 
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gemacht,  oder  sich  gar  durch  gänzliche  Verwahrlosung  der  ilirer 
Aufsicht  anvertrauten  Minderjährigen  oder  durch  unmittelbare  Teil- 
nahme an  ihren  Verirrungen  strafbar  gemacht  haben,  dieselben  ihrer 
Rechte  verlustig  zu  erklären  seien  und  die  Anwendung  des  Besserungsmittels  der 
notionierendeu  Behörde  zu  überlassen  sei  u.  s.  w. 

Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  macht  sieh  nicht  bloß  den  deutschen 
Gedanken  des  Königsschutzes,  der  landesherrlichen  und  staatlichen  Obervormund- 
schafl  über  die  vaterlosen  Waisen  voll  zu  eigen,  sondern  es  vertieft  diesen  Ge- 
danken inhaltlich  und  erweitert  ihn  dem  Umfange  nach,  indem  es  nicht  bloß 
Schutz  gewährt  an  Stelle  des  Vaters,  sondern  auch,  wenn  nötig,  gegen  den  Vater, 
diesen  seiner  Gewalt  entsetzt,  durch  einen  Vormund  ersetzt  und  diejenigen,  welche 
wegen  Mangels  an  Jahren  . . . ilire  Angelegenheiten  selbst  gehörig  zu  besorgen 
unfähig  sind,  unter  den  besonderen  Schutz  des  Gesetzes  stellt  (§  21  a.  b.  G.  B.). 

Somit  bildet  diese  im  Privatrechte  begründete  Grundlage  des  familienrecht- 
lichen Verhältnisses  zwischen  Eltern  und  Kindern  die  außerordentlich  wichtige 
Grundlage  des  Kinderschutzes  in  Österreich. 

Allein  dem  öffentlichen  Interesse  an  der  Geltendmachung  dieses  Schutzes 
in  allen  Fällen  des  Schutzbedüi-fnisses  hat  das  Privatrecht  nicht  genügt.  Es 
fehlt  an  einer  Organisation,  welche  das  Vormundschaflsgericht  in  die  Lage  versetzt, 
in  allen  Fällen,  in  denen  Eitern  ihre  Rechte  mißbrauchen  oder  ihre  Pflichten 
vemachlAssigen,  den  Schutz  der  staatlichen  Obervormundschaft  zu  verwirklichen, 
es  fehlt  ferner  an  Einrichtungen,  in  denen  den  Kindern  an  Stelle  der  durch  richter- 
liche Anordnung  ihrer  Gewalt  entsetzten  natürlichen  und  bürgerlich-rechtlichen 
Machthaber  ein  zweckentsprechender  Ersatz  durch  vom  Staate  berufene  Erzieher 
gewälut  wird,  es  fohlt  endlich  an  der  öffentlich-rechtlichen  Verpflichtung  zur 
Tragung  des  durch  diese  Ersatzerziehung  verursachten  Aufwandes. 

Österreich  befindet  sich  in  dieser  Beziehung  in  der  gleichen  Lage,  in  der 
sich  Preußen  auf  Grund  des  allgemeinen  Landrechtes  für  die  preußischen  Staaten 
vom  5.  Februar  1794  befand. 

In  diesem  finden  sich  Verpflichtungen  der  Eltern  festgelcgU  deren  Durch- 
setzung in  allen  Fällen  von  vornherein  ausgeschlossen  erscheinen  mußte,  zum 
Beispiel  g 67 : Eine  gesunde  Hutter  ist  ihr  Kind  selbst  zu  säugen  verpflichtet.  Aber 
auch  die  Bestimmungen  der  gg  90  und  91,  wonach  Eltern,  welche  ihre  Kinder 
grausam  mißhandeln  oder  zum  Bösen  verleiten,  die  Erziehung  genommen  werden 
sollte,  scheiterten  bei  vermögenslosen  Personen  an  dem  Mangel  der  Mittel  und 
waren  von  praktischem  Wert  nur  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  Eltern  die 
Kosten  zu  bestreiten  in  der  Lage  warben.  Immerhin  war  diese  Anerkennung  der 
Obervormund schaftlichen  Schutzgewalt  des  Staates  von  großem  Werte  für  die 
nachfolgende  öffentlich-rechtliche  Regelung  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste 
Jugend.  Für  diese  ist  von  grundlegender  Bedeutung  die  nach  Staaten  und  Nationen 
verschiedene  rechtliche  Auffassung  der  väterlichen  und  elterbchen  Gewalt  Die 
romanischen  Völker  neigen  sich  melu'  der  römischrechtlichen  Auffassung  zu. 
wonach  die  Patria  potestas  ein  Hcrrschaflsverhältnis  des  Vaters  über  seine  Kinder 
bedeutet,  während  die  gennanischen  Völker  in  der  väterlichen  Gewalt  mehr  ein 
Scbutzverhältnis  im  Interesse  des  Kindes  erblickt  haben.  Es  leuchtet  ein,  daß 
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diese  (grundlegende  Anschauung  wesentlich  dazu  beilragen  muBte,  die  gesetzliche 
Regelung  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  leichter  oder  schwieriger  zu 
gestalten. 

So  bedeutet  das  französische  Gesetz:  Loi  du  24,  juillet  1889  sur  la  protection 
des  enfants  maltraites  et  moralement  abandonnös,  von  dem  in  seinem  Titel  1 
unten  noch  die  Rede,  ist  eigentlich  eine  Novelle  zum  code  ci\nl,  welche  die  früher 
nahezu  schrankenlose  puissance  paternelle  mit  Schranken  umgibt  Jener  Teil  der 
deutschen  Bundesstaaten,  welche  in  ihrem  Familienrechte  dem  französischen  code 
civil  gefolgt  waren,  befanden  sich  vor  dem  Zustandekommen  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich  in  der  gleichen  Lage  wie  Frankreich. 

Darum  ergriff  die  groBber/oglich  badische  Regierung  die  durch  die  Novelle 
zum  Reichsstrafgesetze  § 55  vom  Jahre  187G.  wonach  der  Landesgesetzgebuiig 
anheimgegeben  wurde,  hinsichtlich  der  strafrechtlich  nicht  verfolgbaren  straf- 
fälligen Kinder  unter  12  Jahren  die  geeigneten  Maßnahmen  zur  Besserung  und 
Beaufsichtigung  der  Kinder  zu  schaffen,  diesen  Anlaß,  um  ein  Gesetz,  betreffend 
die  staatliche  Fürsorge  für  die  Erziehung  verwahrloster  jugendlicher  Personen 
unter  ISJuhrcn  einzubringen,  von  welchem  der  Berichterstatter  der  ersten  badischen 
Kammer  die  Übereinstimmung  mit  dem  älteren  deutschen  Rechte  durch  den  Hin- 
weis auf  dieses  zum  Ausdruck  brachte:  .Der  seiner  Aufgabe  sich  bewußt  werdende 
Staat  nehme  sich  immer  mehr  der  Schwachen  und  Hilliosen  an,  wie  sich  schon 
das  altgermanische  Königtum  eine  solche  Schutzgewalt  beigelegt  habe.*  ln  diesem 
Gesetze  wird  die  Verwahrlosung  als  solche,  unbekümmert  darum,  ob  es  sich  um 
eine  kriminelle  oder  nii’ht  kriminelle  Erscheinungsform  handelt,  in  ihren  Ursachen 
in  dem  schuldhaften  Verhalten  der  Eltern  und  in  der  Unzulänglichkeit  der  Er- 
ziehungsgewalt  der  Eltern  und  der  Schule,  aus  dem  Titel  des  öffentlichen  Rechtes 
bekämpfL 

In  Belgien  liegen  Projects  de  loi  pour  la  protection  de  l'enfance  1889/92  in 
28  Artikeln  der  Kammer  vor.  Welchen  Schwierigkeiten  diese  Gesetzgebung  dort 
begegnet,  beweist  der  Umstand,  daß  diese  Vorschläge  bis  vor  wenigen  Jahren  von 
der  Kammer  noch  nicht  verabschiedet  waren. 

Ob  dies  inzwischen  geschehen,  ist  dem  Berichterstatter  nicht  bekamd. 
Ähnlichen  Schwierigkeiten  begegnete  die  Gesetzgebung  in  England.  Hier  wie  in 
Belgien  fülirten  kriminalpolitische  Erwägungen  zur  Erziehung  straffälliger  jugend- 
licher Personen  lange  noch  bevor  an  einen  Schulz  der  Kinder  gegen  grausame 
und  pflichtvergessene  Ellern  gedacht  worden  war. 

Es  entspricht  nur  der  Auffassung  der  staatlichen  Aufgaben  vom  Stemdpunkt 
des  Rechtsschutzes  und  der  öffentlichen  Sicherheit,  wenn  in  Belgien  eine  Fürsorge- 
erziehung aus  dem  einzigen  Titel  der  strafbaren  Handlung,  der  gewohnheits- 
mäßigen Laudslreicherei  und  Bettelei  eingeleitet  wurde.  Das  hervorragende  Ver- 
dienst der  Reform  war  es,  trotz  dieses  strafrechtlichen  Ausgangspunktes  von  allem 
Anfänge  an  dem  Gedanken  der  Fürsorge  in  der  Behandlung  straffäUiger  Jugend- 
liclier  zum  Siege  verholfen  zu  haljen.  Die  Reform  des  Ministers  Lejeune  in  Belgien 
hob  den  frilheren  Unterschied  zwischen  der  enfance  coupable  et  moralement 
abiuidonnee  auf,  unterwarf  beide  Kategorien  an  Stelle  des  bisherigen  rägime 
penitentiaire  et  repressif  einem  regime  patemellement  öducatif. 
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Bei  Beratung  des  Prevention  of  cruelty  to  diildren  Act  1894  im  englischen 
Parlament  erklärte  ein  Redner  ausdrücklich,  daß  die  Gesetzgebung  cuigreife, 
niclit  in  Anerkennung  einer  Theorie,  welche  man  das  Recht  des  Kindes  nennen 
möchte,  sondern  lediglich  m Anerkennung  der  Macht  der  Tatsachen  und  des  duridi 
diese  klargelegten  Bedürfnisses  der  jugendlichen  Personen  nach  Schutz  ihrer 
•Sicherheit,  der  diesen  von  Staats  wegen  in  der  gleichen  Weise  zu  teil  werden 
müsse,  als  er  schon  längst  den  erwachsenen  Personen  zu  teil  geworden  sei.  Die 
National  Society  for  the  Prevention  of  cruelty  to  children,  welche  unter  dem 
Patronate  des  Königs  von  England  steht  und  an  deren  Spitze  Männer  wie  der 
Lordkanzler  von  England  und  der  Erzbischof  von  Giinterbury  stehen,  hatte  vor 
dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  das  nötige  Tatsachenmaterial  gesammelt,  um 
dieses  Schutzbedürfnis  zu  beleuchten. 

Die  Royal  Charter,  womit  der  erwähnten  Gesellschaft,  auf  deren  Organisation 
und  Tätigkeit  das  Gesetz  gleichen  Titels  beruht.  Korporationsrecht  verliehen 
wurde,  begründet  diese  Verleihung  damit,  daß  die  besagte  Gesellschaft  nicht  er- 
richtet wurde,  ,zura  Zwecke  des  Gewinnes,  sondern  in  der  Absicht,  die  Gesetze 
zum  Schutze  unserer  jugendlichen  Untertanen  zur  Erfüllung  zu  bringen“,  womit 
der  vorwiegend  sicherheitspolizeilichc  Zweck  der  Gesetze  angedeutet  wird.  Aus 
dem  Titel  kriminalpolitischer  Erwägungen  setzt  auch  die  Erziehung  jugendlicher 
Rechtsbrecher  in  England  ein,  geradeso  wie  in  Preußen  die  oben  erwähnte 
Novelle  zum  Rcichsstrafgesetze  von  1876,  hervorgerufen  durch  die  steigende 
Kriminalität  der  Jugendlichen  zum  preußischen  Gesetze  von  1878,  betreffend  die 
Zwangserziehung,  führt.  Diese  blieb  jedoch  im  Gegensätze  zu  Baden  auf  die 
Erziehung  straffälliger  Kinder  beschränkt. 

Ferner  fmden  sich  die  Bestrebungen  zur  Bekämpfung  auf  dem  Gebiete  der 
Schulvervvaltung  nirgends  in  so  umfassender  und  in  so  systematischer  Weise  wie 
m England.  Vielfach  ist  es  die  einseitige  Schulpohzei,  welche  die  Schulgeniein- 
schaft  vor  der  Berührung  mit  verwahrlosten  Kindern  schützt;  von  einer  Fürsorge  für 
diese  kann  man  nocli  nicht  reden,  so  lange  für  eine  Erzichimg  der  verwalirlosten 
Kinder  noch  nicht  Sorge  getragen  wird,  wie  dies  in  Österreich  auf  Grund  der  Schul- 
und  Unterrichtsordnung  der  Fall  ist.  Außer  England  trafen  besondere  Gesetze  aus 
dem  Titel  der  Schulpolizei  auch  in  einer  Reihe  deutscher  Staaten  Vorkehrung  der 
Erziehungsfürsorge  für  verwahrloste  Kinder,  so  zum  Beispiel  das  Gesetz  von 
Lübeck  vom  50.  März  1 884.  Dieses  bezog  auch  die  Schulversäumnisse  in  die  V er- 
wahrlosung  ein,  indem  es  die  Unterbringung  von  Kindern  zur  Zwangserziehung 
gestattet,  wenn  sie  sich  vor  Vollendung  des  15.  Lebensjahres  so  verwahrlost 
erweisen  oder  gegen  Eltern  und  sonstige  Vorgesetzte  so  widerspenstig  und  unge- 
horsam sich  betragen,  daß  die  Fürsorge  der  Familie  oder  deren  Veidreter  als 
unzureichend  zu  ihrer  Besserung  sich  erweist  oder  wenn  sie  während  des  schul- 
pflichtigen Alters  dem  regelmäßigen  Schulbesuche  beharrlich  sich  entziehen.  Das 
Gesetz  von  Sachsen-Weimar  vom  9.  April  1881  erklärte  schlechtweg  die  Zwangs- 
erziehung verwahrloster  Kinder  für  zulässig  und  das  Hamburgische  Gesetz  vom 
6.  April  1887  gestattete  die  Unterbringung  von  Kindern  in  einer  Familie  oder 
Erziehungsanslalt,  wenn  sich  bei  diesen  die  gewöhnlichen  Erziehungsmittel  des 
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Hauses  und  der  Schule  als  unzureichend  erwiesen  hatten,  um  diese  Kinder 
vor  dem  sittlichen  Verfalle  zu  bewahren. 

Diese  Gesetze  waren  auf  Grund  der  mehrerwähnten  Novelle  zum  Reichs- 
strafgesetze von  1876  erflossen  mid  beschränkten  sich  nicht  auf  die  Zwangs- 
erziehung straffälliger  Kinder,  sondern  bezogen  die  Regehmg  der  Erzichungs- 
fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter,  auch  ohne  daß  diese 
eine  strafbare  Handlung  begangen  zu  haben  brauchten,  ein.  Dazu  kommt  das 
bereits  erwälmte  Gesetz  von  Baden.  Noch  zu  erwälmen  sind  die  Gesetze  von 
Braunschweig  und  Atdialt. 

Aber  auch  auf  anderen  Gebieten  des  öffentlichen  Rechtes  finden  sieh  ^Vnsütze 
zur  Bekämpfung  der  Verwalirlosnng,  so  in  England  in  dem  Poor  Law  Act  1 89!), 
welcher  den  englischen  Armenbehörden  weitgehende  Befugnis.se  einräumt,  die 
fürsorgliche  Behandlung  mitunlerslützter  Kinder  von  Eltern,  deren  lasterhafte  Ge- 
wohnheiten (vicious  habits)  und  Lebensweise  eine  geregelte  Erziehung  der  Kinder 
ausschließt,  sicherzustellen. 

Auf  der  anderen  Seite  wurde  bald  nach  dem  Inslebentreten  der  Industrial 
Schools  in  England  den  Armenbehörden,  welche  mit  widerspenstigen  Kindern 
(refractory  children)  in  ihren  auf  normale  Kinder  berechneten  Armenschulen  nicht 
fertig  werden  konnten,  durch  ein  Ge.setz  die  Gelegenheit  der  Unterbringung 
solcher  Kinder  in  Industrial  Schools  auf  Kosten  der  Armenbehörden  geschaffen. 
Ahiüiche  Einrichtungen  finden  sich  in  Frankreich  für  die  impilles  de  l'assistance 
publique  difficiles  et  vicieiuc,  wie  ja  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Fürsorge 
für  die  verwahrloste  Jugend  in  der  Schweiz  sich  von  der  Armenerziehung  zur 
Fürsorgeerziehung  verwahrloster  Kinder  bewegt.  Der  Privatwohltätigkeit  war  in 
allen  Ländern,  was  den  Vollzug  der  Fürsorge  anlangt,  die  Hauptrolle  eingeräumt. 

Lange  noch  bevor  es  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  des  Gegenstandes 
gekommen  war,  finden  wir  jene  Pionierarbeit  religiös  gesinnter  Menschen  und 
Philantropen,  welche  das  Rettungswerk  an  den  verwahrlosten  Kindern  in 
Schöpfungen  freier  Liebestätigkeit  sich  zur  Aufgabe  setzen. 

Es  geht  über  den  Rahmen  dieses  Referates  hinaus,  die  Namen  auch  nur  der 
führenden  Geister  in  den  einzelnen  Ländern  hier  zu  verzeichnen. 

Es  liegt  ja  auf  der  Hand,  daß  die  Gesetzgebung  durch  die  in  einer  hin- 
gebungsvollen Lebensarbeit  bei  der  Rettung  sittlich  verwahrloster,  teilweise  bereits 
straffällig  gewordener,  teilweise  sogar  scheinbar  verkommener  Jugend  gesammelten 
Erfahrungen  beeinflußt  werden  mußte. 

Im  nachfolgenden  sollen  die  Spuren  dieser  Einflußnahme,  soweit  Bericht- 
erstatter sie  verfolgen  konnte,  verzeichnet  werden. 

Wenn  wir  die  Geschichte  der  Fürsorge  für  die  verwalirloste  Jugend  über- 
blicken, begegnen  wir  in  ihren  Anfängen  zwei  rührenden  Erscheinungen:  Vinzenz 
de  Paula  und  Pestalozzi,  deren  hingebungsvolles  Wirken  geradezu  bahnbrechend 
und  grundlegend  für  alle  folgenden  Zeiten  blieb. 

Vinzenz  de  Paula,  welcher  gegen  die  grauenvollen  Zustände  auf  dem  Gebiete 
der  Findelpflege  seiner  Zeit  ankämpfte  und  mit  Unterstützung  Ludwig  XIV.  in 
seinen  Reformbestrebungen  und  Organisationen  den  Grund  zu  jener  großartig'en 
staatlichen  Organisation  des  Kinderschutzes  legte,  als  welche  sich  der  Service  des 
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enfanU  assisUs  in  Frankreich  heute  vor  allen  anderen  Staaten  uuszeichneL  DorH 
das  mehrerwltbnte  Gesetz  loi  sur  la  protection  des  enfants  maltrait^  et  morale 
ment  abandonn^  ist  dieser  Zweig  der  aasistance  publique  auch  zu  einer  Fdrsorgi 
für  die  rerwalu-loste  Jugend  ausgeslaltet  worden. 

Die  erziehliche  Tätigkeit  Pestalozzis  an  den  verwahrlosten  Kindern  bilde 
nicht  nur  die  Quelle  einer  FflUe  von  schöpferischen  Gedanken  auf  dem  Gebiete  de 
Pädagogik,  sondern  auch  das  unmittelbare  Vorbild  für  die  erziehliche  Tätigkeit  au 
diesem  Gebiete  zunächst  in  seiner  engeren  Heimat 

Doch  welcher  Strom  von  Anregungen  ist  von  ihm  auch  (tkr  die  änderet 
Länder  ausgegangen. 

In  Worten,  denen  man  anfählt,  daS  sie  aus  einem  Herzen  voll  Liebe  zu  der 
Armen  wie  mit  elementarer  Gewalt  hervorquellen,  weist  Pestalozzi  auf  das  Elenc 
der  armen  Kinder  bhi,  die  auf  dem  Lande  an  den  Mindestfordemden  aosgeliui 
werden  und  ausgenötzt  zu  Grunde  geben  und  bezeicimet  dann  als  das  von  ihn 
erstrebte  Ziel,  .die  Errettung  der  im  niedersten  Stande  der  untersten  Menschheit 
vergessenen  Kinder*. 

.Den  zum  Landläulling,  vielleicht  zum  Schelmen  ein|>orwachsenden  Sohn 
und  das  Mädchen,  das  ohne  Hilfe  und  Führung  zmn  Elend  und  ehrlosen  Lehen 
bestimmt  sich  selbst  und  dem  Vaterlande  fast  notwendig  verloren  werden  mal, 
diese  wollte  ich  retten  und  ihnen  Erziehung  zu  einem  nützlichen  und  tätigen 
Leben  verschaffen.* 

Dabei  ist  der  Grundgedanke  der,  doS  solche  Kinder  .für  die  Armut*  erzogen 
werden  müssen. 

Wer  sie  anders  erzieht  macht  sie  unglücklich.  .Ich  glaube,  es  liegen  in  der 
Nalur  aller  reichen  öffentlichen  Stiftungen  offenbare  Ursachen  zum  Gegenteil 
wenigstens  höchst  gefährliche  Veranlassiuigen.  Zu  fleigebig  für  ihren  Endzweck 
sind  sie  gewohnt  den  Keim  der  Emsigkeit  der  brutsuchenden  Anschlägigkeil 
durch  ruhige  ungesuchte  Sättigung  ihrer  Bedürfiiissc  zu  hemmen;  sie  lassen  die 
Fertigkeiten,  die  bei  dem  Kinde  des  Armen  durch  das  Bedürfbis  sich  natOriich 
entwickeln,  unentwickelt  und  meist  gewinnt  der  Staat  durch  solche  reiche  AoT- 
erziehungshäuser  nichts  als  die  Pflanzschule  zur  Gewerbsamkeit  ungebildeter 
Menschen,  I.,eate.  die  von  der  öffenlliehen  Anstalt  des  WaisenhaiLses  der  zweiten, 
des  Spitals,  zueilen.* 

Darum  sollen  die  Kinder  von  vornherein  .auf  die  VerhällnLsse*,  die  ihrer 
warten  .gestimmt*,  sie  sollen  für  die  Arbeit  für  die  Entbehrungen,  für  die  Armut, 
vor  allem  aber  zum  Gottvertrauen  erzogen  werden. ') 

Und  um  diese  Gedanken  zu  verwirklichen.  lebt  Pestalozzi  selbst  wie  ön 
Bettler,  um  die  50  Bettelkiuder,  die  er  um  sich  vereinigt  hat  wrie  Menschen  lehen 
zu  machen. 

Unter  denjenigen,  welclic  dem  Beispiele  Pestalozzis  gefolgt  waren,  id 
Johannes  Falk,  den  Uhlhorn  in  seiner  Geschichte  der  christlichen  Liebestätigkeit  ah 
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den  Freund  (ioethes  und  Herders  bezeichnet,  zu  nennen,  welcher  in  Weimar  1821  eine 
der  ersten  Rettungsanstalten  für  sittlich  rerwahrloste  Kinder  begründete. 

Von  ihm  erfolgte  in  einem  im  Jahre  1819  erlassenen  Aufrufe,  den  er  zunächst 
an  die  Land.stände  des  GroBherzogtums  Weimar,  sodann  aber  au  das  ganze 
deutsche  Volk  und  dessen  Fürsten  richtete,  der  Hinweis  auf  eine  der  schauder- 
haftesten Lücken  unserer  Gesetzgebungen,  die  durch  die  traurige  Verwechslung  rnn 
Volkserziehung  und  Volksunterricht  entstanden  ist,  und  wies  akten-  und  ziffer- 
niABig  nacli,  daS  der  Staat  mit  dem  Gelde,  das  ihm  die  Verwahrlosten  in  Gerichts- 
sälen  mid  Gefängnissen  kosten,  fünfmal  mehr  Kinder  vom  Abgründe  der  Schande 
und  des  bürgerlichen  Todes  zu  erretten  im  stände  gewesen  wäre. 

Um  dieselbe  Zeit  hatte  ein  führender  Geist  das  Elend  der  Jugendlichen  in  den 
Gefängnissen  erkaimt  In  England  war  von  dem  groOen  Philanthropen  J.  Howanl 
für  die  jugendlichen  Sträflinge  der  Ruf  eiboben  worden;  .Einen  Freund  zur 
Besserung,  keinen  Gefangenwärter  zur  Zucht*.  Auf  seine  Anregung  gründete  die 
Philanthropie  Society  1768  in  vier  ländlichen  Häusern  eine  Erziehungsanstalt,  um 
verbrecherische  Kinder  zu  bessern.  Aus  diesen  Anfängen  ist  die  heute  noch 
bestehende  Reformator)'  School  in  Redhill  hervorgegaugen.  In  den  von  Howard 
gewiesenen  Bahnen  bewegte  sich  die  Pionierarbeit  von  Miß  Mary  Carpenter  weiter, 
welcher  die  Gesetzgebung  um  die  Mitte  des  vorigenJahrhunderts  die  Sanktion  erteilte. 

In  Preußen  ist  seit  dem  Eintreten  und  somit  mittelbar  auf  die  Anregung 
Wichems,  des  Begründers  des  rauhen  Hauses  bei  Hamburg,  eine  Reibe  von 
Erziehungsanstalten,  seit  dem  Jahre  1851  nicht  weniger  als  367  Erziehmigs- 
anstalten  gegründet  worden.  (Erziehungsanstalten  für  die  verlassene,  gefährdete 
und  verwahrloste  Jugend  in  Preußen  von  Dr.  jur.  Krohue.  Berlin  1901.  Seite  XXXIl 
u.  ft)  König  Friedrich  Wilhelm  IV.,  der  Wicherns  Arbeit  unterstützte,  genehmigte 
durch  eine  Kal>inettsordre  vom  2.  Dezember  1846,  daß  .diejenigen  Obergerichtc. 
in  deren  Bezirke  geeignete  Erziehungsanstalten  für  verwalirloste  Jugendbehe 
bestehen,  einzelne  jugendbehe  Verbrecher  mit  jedesmabger  Genehmigung  des 
Justizministers  darin  unterbringen  imd  das  demnächst,  je  nachdem  der  Versuch 
ohne  Erfolg  bleibt  oder  Besserung  erzielt  wird,  entweder  die  Vollstreckung  der 
Strafe  verfügt  wird  oder  wegen  Begnadigung  allerhöchsten  Ortes  berichtet  werde* . 
Das  war  zum  ersten  Mal  staatbeb  überwachte  Erziehung,  als  Ersatz  der  l'risiheits- 
strafe  an  Jugendlichen  in  Preußen. 

An  dieser  SteUe  sei  nun  ein  kurzer  kriminalpobtischer  Aus-  und  Rückbbek 
auf  die  Bekämpfung  der  StrafnUligkeit  der  Jugendbehen  gestattet  .Der  Kampf 
gegen  das  Verbrechen  ist  eine  Pflicht  der  Selbsterhaltung  des  Staates,  der  einfache 
Selbsterhaltungstrieb  fordert,  daß  wir  den  Kampf  gegen  das  Verbrechertum  nicht 
nur  mit  wirksamen  Mitteln  aufnehmen,  sondern  auch  siegreich  durchführen*. 

Die  KriminalpoUtik,  welche  das  Verbrechen  in  Erscheinung  und  Ursache,  die 
Strafe  in  Anwendung  und  Wirkung  untersucht,  muß  zeigen,  wie  dieser  Kampf  so 
wirksam  als  mögbeh  zu  gestalten  ist  Zu  den  wichtigsten  kriminalpolitischen 
Problemen  gehört  die  StraiTälligkeit  der  Jugendlichen. 

Dieser  Kampf  gegen  das  Verbrechen  wird  geführt  durch  Repression  im 
Wege  der  Strafe,  aber  auch  durch  Prävention  in  Gestalt  vorbeugender  Maßnahmen, 
im  Wege  der  Fürsorge. 
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Die  Gesetzgebung  der  verschieelenen  Staaten  zeigt  ein  buntes  Bild  und  ist 
reich  an  mannigfaltigen  Beispielen,  wie  die  kriminalpolitischen  Forderungen  nach 
Zeit  und  Staaten  verschieden  ihre  V'erwirklichung  fanden.  .Strafe“,  .Erziehung 
nach  Strafe“,  .Entweder  Strafe  oder  Erziehung“  in  diesem  Falle  , Erziehung  statt 
Strafe“  und  endlich  .Weder  Strafe  noch  Erziehung“. 

Wir  finden  in  England,  dem  Lande  des  schrittweisen,  dem  jeweiligen 
Bedürfnisse  angepaBten  Fortschrittes  der  Gesetzgebung  den  vermittelten  Übergang 
durch  die  verschiedenen  Stadien,  in  Österreich  den  unvermittelten  Übergang  von 
einem  Extrem  zum  anderen,  von  der  .Strafe“  zum  .Weder  Strafe,  noch  Erziehung“ . 
Dazwischen  linden  wir  im  deutschen  Iteiche  und  in  der  Schweiz  verschiedene 
Kombinationen  in  den  Erscheinungsfoi-men. 

An  der  Hand  der  fortgeschrittenen  Gesetzgebung  laßt  sich  der  Entwicklungs- 
gang, welchen  die  sogenannte  Zwangserziehung  in  den  einzelen  Staaten  genommen 
hat  verfolgen,  llu-  Ausgangspunkt  liegt  — wie  erwähnt  — zumeist  auf  strafrecht- 
lichem Gebiete  und  erscheint  die  Zwangserziehung  anfänglich  noch  als  eine  die 
Strafe  ergänzende  Maßnahme.  Je  mehr  die  Gesetzgebung  aber  fortschreitet,  desto 
mehr  entfernt  sie  sich  von  diesem  ursprünglichen  Standpunkt  und  macht  sich 
von  der  Auffassung  frei  und  unabhängig,  wonach  die  Erziehung  nur  neben  und 
nach  der  Strafe  Platz  zu  greifen  habe  und  einen  kriminellen  Beigeschmack  behalten 
muß,  desto  mehr  kommt  der  vom  Strafrechte  unalihängige  Standpunkt  erzieh- 
licher Fürsorge,  als  einer  Maßnahme  der  vorsorgenden,  nicht  der  strafenden  Staats- 
gewalt zum  Ausdruck. 

Es  ist  ein  Ringen  dieser  beiden  Gewalten,  bei  dem  schließlich  die  vor- 
sorgende Staatsgewalt  den  Platz  behauptet. 

Zu  diesem  Siege  verhalf  ihr  die  sich  immer  mehr  ausbreitende  und  durch 
die  Statistik  beleuchtete  Einsicht,  daß  die  rauhe  Hand  der  strafenden  Staatsgewalt 
die  Jugendlichen  niclit  nur  nicht  vor  dem  Verfall  ins  Verbrechen  bewahrt,  sondern 
daß  dem  .verlassenen,  verwahrlosten  und  verbrecherischen  Jugendlichen  nicht  ent- 
ehrende Kriminalstrale  gebühre,  die  ihn  aus  der  bürgerlichen  Gesellschall  aus- 
schließt, sondern  fürsorgliche  Behandlung  und  Erziehung,  die  ihn  in  die  bürgerliche 
Gesellschaft  als  nützliches  Glied  einordnet“  (Krohne). 

Die  Gesetzgebung  von  England  und  Belgien  ist  diesem  Standpunkte  am 
meisten  entgegengekommen.  England  überläßt  es  heute  dem  Richter,  ob  er  den 
Jugendlichen  bis  zum  16.  Jahre  strafen  oder  einer  Reformartory,  beziehungsweise 
bis  zum  12.  oder  14.  Lebensjahre  einer  Industrial  School  zuweisL 

Dort,  wo  der  Richter  auf  Erziehung  erkannt  hat,  darf  keine  Gefängnisstrafe 
vorhergehen.  Die  ursjjrüngliche  Verbindung  von  Strafe  und  Erziehung  ist  infolge 
des  Widerwillens  der  Richter  gegen  die  V'erurteilung  von  Kindern  und  Jugend- 
liclien  zu  Gefängnisstrafen  aufgehoben  worden.  Die  englische  Gesetzgebung 
ermöglicht  in  der  strafrechtlichen  Behandlung  der  Jugendlichen  an  Stelle  der 
Freiheitsstrafe  eine  Reihe  von  anderen  Maßnalimen,  so  die  körperliche  Züchtigung, 
die  bedingte  Verurteilung,  die  Strafnachsicht  bei  geringfügigen  Vergehen,  endlich 
sieht  Sektion  32  Reform.  Sch.  Act  die  Begnadigung  eines  gerichtlich  abgeurteilten 
Jugendlichen  unter  16  Jahren  unter  der  Voraussetzung  seiner  Erziehung  in  einer 
Reformator)’  School  vor. 
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Durch  die  Geaelzgebuiig  Englands  geht  in  einem  halbhundertjührigen  Ent- 
wicklungsgang  das  unverkennbare  Bestreben,  die  Jugendlichen  so  lange  als  möglich 
dem  Gefängnisse  femzuhalten.  Aber  nicht  bloß  dem  Gefängnisse,  sondern  auch 
der  Bef.  Sch.,  obgleich  diese  nach  dem  heutigen  Stande  der  Gesetzgebung  auch 
nur  eine  Erziehungsanstalt  för  bereits  straffällige  ältere  Jugendliche  UL  Diese 
geschieht,  indem  selbst  straffällige  Kinder  bis  zum  12.  Lebensjaluv  in  Industrial 
Schools  Aufnahme  finden.  Erst  im  Falle  des  Rückfalles  werden  solche  Kinder 
in  die  Reformatory  versetzt  Ja  das  Üeatroben  der  Regierung  ging  dahin,  selbst 
Jugendliche  im  Alter  von  12  bis  14  Jahren,  welche  wegen  einer  geringfügigen 
Gesetzesübertretung  straffällig  geworden  waren,  nicht  in  Reformatory,  sondern  in 
Indu-strial  Schools  zu  schicken. 

Wir  finden  die  Regierung  ängstlich  bemülit,  dem  straflälligen  Kinde  alles 
aus  dem  Wege  zu  räumen,  was  dem  Kinde  aus  seinem  Anstaltsaufenthalte  in 
seinem  weiteren  Fortkommen  hinderlich  werden  könnte. 

So  ging  eine  Anregung  der  Regierung  dahin,  die  Richter  möchten  die  Aus- 
wahl der  gesetzlichen  Tatbestände,  die  sie  auf  den  Einzelfall  zur  Anwcndmig 
bringen  können  und  auf  die  sie  ihren  Anhaltungsauftrag  gründen,  soweit  dies  die 
tatsächlichen  Verhfdinisse  zulassen,  derart  ti-eCfen,  daß  obiger  Erwägung  ent- 
sprochen wird. 

Die  Tendenz  der  Gesetzgebung  einer  möglichst  frühzeitigen,  daher  recht- 
zeitigen Fürsorge  kommt  in  England  dadurch  znm  Ausdnick,  daß  man  das 
Schwergewicht  in  die  Uekämpfung  der  Verwahrlosung,  als  der  Vorstufe  des  Ver- 
brechens, verlegt  und  trachtet,  es  nicht  erst  zur  Straffälligkeit  der  Jugendlichen 
kommen  zu  lassen. 

Neben  den  Reformatory  Schools,  in  welchen  straffällige  Kinder  zur  ausschließ- 
lich erziehlichen  Behandlung  Aufnahme  linden,  wurden  Industrial  SchooLs 
l>egründct,  mit  der  Zweckbestimmung  zunächst  für  landstreichende  und  bettelnde 
Kinder,  im  weiteren  Verlaufe  aber  mit  der  immer  mehr  ausgesprochenen  Tendenz 
und  Bestimmung  für  solche  Kinder,  deren  Leliensverbältiiisse  den  sittlichen 
Verfall,  die  Kriminalität,  wahrscheinlich  erscheinen  lassen. 

Zu  dem  Tatbestände  der  strafbaren  Handlung,  ursprünglich  dem  einzigen 
und  ausscliließlichen  Anhallungstitel  in  einer  Reformatory  School  sind  eme  Reihe 
von  gesetzlichen  Tatbeständen,  iu  welchen  die  Verwalwlosuiig  der  Kinder  in  die 
Erscheinung  tritt,  als  Titel  der  Anhaltung  in  Industrial  Schools  hinzugekommen 

Während  die  Frequenzziffer  der  Reformatory  Schools  vom  Jahre  1859  von 
3276  tiuf5750  im  Jahre  1901  gestiegen  isL  zeigt  sich  die  Steigerung  der  Frequenz 
in  den  Industrial  Schools  iu  einer  ungleich  höheren  Progression.  Die  Zahl  der 
Zöglinge  in  Industrial  Schools  ist  vom  Jahre  1864,  wo  sie  1668  betrug,  auf  24.156 
im  Jahre  1901  gestiegen. 

Die  englische  Gesetzgebung  hat  den  Begriff  der  Verwahrlosung,  jo  nach  ilwen 
Erscheinungsformen  in  eine  Reihe  von  Tatbeständen  aufgelöst,  welche  heute 
ebensoviele  Titel  zur  Einleitung  der  ErziehungsfiSrsorge  bedeuten,  eine  Bekämpfung 
der  Verwahrlosung  in  ihren  Anfängen  ermöglichen,  ein  Umsichgreifen  der  Ver- 
wahrlosung verhüten,  strafbare  Handlungen  hintanhalten  und  ein  Fortschreiten 
der  Kriminalität  verhindern.  Diese  Absicht  kommt  bereits  in  dem  Titel  eines 


Digifized  by  Google 


200 


Föreorgeerziehunp.  Dr.  Heinrich  Reicher. 


dieser  Gesetze  zum  Ausdrucke:  .Prevention  of  crimes  Act‘,  das  heißt  das  Gesetz 
zur  Verhütung  von  Verbrechen.  Es  bekftmpft  die  verbrecherische  Beeinflussung 
der  Kinder  durch  verbrecherische  Eltern.  Aus  diesem  Grunde  macht  nicht  nur 
dieses  Gesetz  die  Abstammung  von  verbrecherischen  Eltern,  sondern  auch  noch 
ein  anderes  Gesetz  den  Verkehr  mit  Dieben  und  Prostituierten  für  die  betreffenden 
Kinder  zu  Titeln  der  Anhaltung  in  einer  Industrial  School. 

Bei  Beurteilung  des  Einflusses,  welchen  der  Schutz  der  Jagend  gegen  Ver- 
wahrlosung und  die  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  auf  das  Verbrechertum 
in  England  genommen  hat,  dürfen  die  vorerwähnten  Gesetze,  welche  die  Tendenz 
verfolgen,  die  Kinder  und  Jugendlichen  so  lange  als  möglich  von  der  Berührung 
mit  dem  Gefängnisse  fcrnzuhalten,  nicht  auBeraclit  gelassen  werden. 

Aber  selbst  bei  Berücksichtigung  dieser  Tendenz  der  Gesetzgebung  in  ilunm 
tatsächlichen  Zusammenhänge  mit  dem  Sinken  der  KriminalitätsziCfer  muß 
dessenungeachtet  das  auffallende  Sinken  dieser  Ziffer  zum  guten  Teile  auf  die 
Maßnahmen,  welche  den  Grundsatz  .Erziehung  statt  Strafe*  verwirklichen, 
zurückgeführt  werden.  Darin  liegt  ein  deutlicher  und  zitfermäßiger  Beweis  für  den 
Erfolg  dieses  Grundsatzes  und  der  mehrerwähnten  Tendenz  der  Gesetzgebung. 

Im  Jahre  1861  zählte  man  in  England  8801,  im  Jahre  1900  nur  melir  1353 
Verbrecher  unter  16  Jaliren.  Im  Jahre  1882  zäliltc  man  175.360  envachsene  Ver- 
brecher, im  Jalire  1900  nur  mehr  144.964-. 

Die  Zalil  der  sowohl  im  Kriminalprozesse  als  auch  im  summarischen  Ver- 
fahren abgeurteilten  Häftlinge  hat  im  Laufe  der  Jahre  von  1880  bis  1898 
abgenommen. 

Das  englische  V'orbild  in  der  strafrechtlichen  Behandlung  der  Kinder  und 
Jugendlichen  hat  auch  in  Frankreich  zu  ähnlichen  Anregungen  und  zu  einer 
Bewegung  der  Geister  gcfülirt,  welche  mit  dem  Gesetze  vom  24.  Juli  1889  zum 
Schutze  der  verwalirlosten  und  mißhandelten  Kinder  abschloB,  ohne  jedoch  dem 
angestrebten  Vorbilde  nahezukommen. 

Es  hat  bereits  das  französische  Strafgesetz  vom  25.  September  1791  (Titel  5, 
■\rtikel  1,  2)  bestimmt,  daß  jugendliche  Personen,  die  vor  vollendetem  16.  Jahre 
eine  strafbare  Handlung  sans  discemement,  ohne  Unterscheidungsvermögen, 
begangen  haben,  freizusprechen  sind.  Diese  Bestimmung  bedingter  Strafmündig- 
keit ist  sodann  in  den  code  pänal  Frankreichs  übergegangen  und  hat  der  Straf- 
gesetzgebung von  Belgien,  des  Deutschen  Reiches  und  einzelner  Schweizer  Kantone, 
so  des  Kantons  Basel-Stadt,  zum  Vorbild  gedient 

Der  Entwurf  eines  einlieitlichen  Strafrechts  für  den  Schweizer  Bund, 
.\rtikel  10  und  213,  verschafft  dem  Erziehungsgedanken  Jugendlicher  in  viel  wirk- 
samerer Weise  Geltung,  wie  dies  ja  auch  jetzt  schon  im  Kanton  Bern,  dui-cli 
Artikel  89  Armengesetz,  der  Fall  ist. 

Weiter  hat  die  Reform  des  Ministers  Lejeune  in  Belgien  das  franzö- 
sische Vorbild  in  nicht  wieder  zu  erkennender  Weise  geändert  und  das  Schwer- 
gewicht dieser  Reform  auf  die  StraffreUieit  der  Jugendlichen  bis  zum  16.  Jahre, 
und  zwar  auch  in  dem  Falle,  als  sie  mit  discemement  gehandelt  haben 
und  auf  die  Erziehung  dieser  straffälligen  Jugendlichen  (enfance  coupable)  sowie 
der  enfance  moralement  abandonnee,  das  ist  der  jugendlichen  Landstreicher 
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und  Bettler  bis  zum  18.  Jaiu'e  verlegt.  In  Frankreich  liegt  der  Schwerpunkt  der 
Reformbestrebungen  auf  einer  besseren,  zweckentsprechenden,  erziehlichen 
Behandhing  derjenigen  Jugendlichen,  welche  infolge  der  Unwürdigkeit  und 
UnfAhigkeil  ihrer  Eltern  nach  dem  Sprachgebrauche  des  deutschen  Rechtes  die 
Einsicht  in  die  Strafbarkeit  ihres  Handelns  nicht  erlangen  und  in  diesem  Zustande 
der  Verwahrlosung  dann  aus  dem  Verschulden  der  Eltern  straffällig  werden. 

Werden  diese  jugendlichen  Personen  dann  strafhUlig,  so  werden  sie  in  die 
früher  Colonies  pünitentiaires  hezeichneten  maisons  de  correction,  zu  deutsch 
Besscrangsanstalten,  überstellt,  welche  der  administration  penitentiaire  unter- 
stehen. 

Die  noch  weniger  verdorbenen  jüngeren  Elemente  werden  mit  den  Älteren, 
danuiter  ganz  verderbten  Elementen  in  einer  gefährlichen  und  verderbUchen 
üemeinschaü  vereinigt,  wälirend  der  Aufenthalt  in  diesen  Anstalten  in  der  öffent- 
lichen Meinung  dem  entlassenen  Korrigenden  einen  dem  weiteren  Fortkommen 
hinderlichen  Makel  hinterlASt 

Hier  setzten  nun  zunächst  die  Reformbestrebongen  in  der  societe  des  prisons 
ein,  indem  sie  eine  dem  Vorbildc  von  England  ähnliche  erziehliche  Behandlung 
der  strafnilligen  Jugend  verlangten.  Dieses  Ziel  wurde  nicht  erreicht. 

Diese  Bestrebungen  schlossen  vielmehr  mit  dem  Gesetze  vom  24.  Juli  1 889, 
betreffend  die  verwahrlosten  und  miShandelten  Kinder,  ab. 

Statt  der  Reform  des  Strafgesetzes  kam  es  zu  einer  Ergänzung  des  Familien- 
rechtes, das  den  Schutz  gegen  unwürdige  und  unfähige  Eltern  zum  Inhalte  hatte. 

Das  Gesetz  von  1889  zählt  nur  Tatbestände  von  Verwahrlosung  auf,  die  in 
einem  ursächlichen  Zusammenhänge  stehen  mit  dem  Verhalten  der  Eltern,  sei  es 
mit  dem  schuldhaften  Verhalten,  der  Unwürdigkeit  der  Eitern,  sei  es  mit  der 
Unfälügkeit  der  Eltern.  Das  Gesetz  kennt  daher  keinen  objektiven  Tatbestand  der 
Verwahrlosung,  der  V'erwahrlostheit  eines  Kindes  ohne  Rücksicht  auf  die  Frage, 
wer  diesen  Zustand  verschuldet  hat,  an,  denn  selbst  in  dem  Falle,  als  ein  straf- 
unmündiges Kind  eine  strafbare  Handlung  begangen  h.at,  aber  wegen  Mangels  des 
discemement  im  Sinne  des  § 6ß  des  Code  pönal  freigesprochen  und  in  ein  maison 
de  correction  überwiesen  worden  ist,  ist  das  Kind  nach  Verlassen  der  Anstalt  nur 
dann  Gegenstand  weiterer  Fürsorge  durch  die  öffentliche  Gewalt,  wenn  die  Straf- 
fälligkeit des  Kindes  auf  ein  schuldhaftes  Verhalten  der  Eltern  zurückzuführen  war. 

in  diesem  Falle  kann  die  strafbare  Handlung  eines  Kindes  die  Veranlassung 
sein  zur  Aberkennung  der  elterlichen  Gewalt  der  Eltern  dieses  straflälligcn  Kindes 
und  der  weiteren  Fürsorge  an  Stelle  der  Ellern  durch  die  assistance  publique. 

Diese  Auslegimg  des  Artikels  II,  § 5,  des  Gesetzes  steht  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Geiste  des  Gesetzes,  welches  ja  die  vormundschalUiche  Fürsorge  der 
öffentlichen  Gewalt  für  ein  verwahrlostes  Kind  an  die  V’oraussetzung  der  Ah- 
ei  kennung  (Tdel  I des  Gesetzes)  oder  der  freiwilligen  Entäußerung  der  elterlidien 
Gewalt  (Titel  II  des  Gesetzes)  knüpfle.  Erst  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1898  loi 
sur  la  repression  des  actes  de  cruautes  commis  envers  les  enfants,  hat  zum  ersten 
.Male  den  Tatbestand  einer  strafbaren  Handlung  des  Kindes,  als  eine  selbständige 
Voraussetzung  der  Fürsorge  durch  die  assistance  publique,  also  einer  anderen 
Verwaltung  als  der  administration  pönitenliaire  anerkannt. 
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Artikel  4 dieses  Gesetzes  ermächtigt  nämlich  den  Untersuchungsrichter,  in 
jedem  Stadium  der  Verhandlung  die  Aufsicht  über  ein  Kind,  von  dem  oder  gegen 
dessen  Person  eine  strafbare  Handlung  verübt  worden  ist,  einer  Anstalt  oder  der 
assistance  |)ublii|ue  anzuvertrauen. 

Doch  hat  dieses  Gesetz  bis  vor  wenigen  Jahren  einen  kaum  nennenswerten 
Wandel  in  dem  System  der  straffälligen  Behandlung  der  Jugendlichen  in  Frank- 
reich geschaffen,  wie  dies  zur  Genüge  aus  dem  Umstande  hen'orgeht,  daß  am 
111.  Dezember  1901  in  Frankreich  nur  848  Kinder  und  Jugendliche  der  Wohltat 
dieses  Gesetzes  teilhaft  waren.  Der  Grund  dafür,  daS  manches  Departement  dieses 
Gebiet  der  Fürsorge  gar  nicht  betrat,  lag  in  dem  Mangel  an  erforderlichen  An- 
stalten, welchem  — wie  wir  später  sehen  werden  — inzwischen  abgcholfen  wurde. 

Der  Schwerjjunkt  der  Refonn  lag  bis  vor  kurzem  in  der  Bekämpfung  der 
Verwalirlosung  infolge  .schuldhaften  Verhaltens  der  Eltern  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  24.  Juli  1889,  unter  dessen  Schutz  sich  am  31.  Dezember  1901  20.810  Kinder 
befanden. 

Nicht  die  administration  penitenliaire,  sondern  die  assistance  publique  war 
es,  welche  diese  Kinder  sowie  diejenigen,  die  infolge  der  mangelnden  Aufsicht 
und  Leitung  durch  die  Eltern  aller  Voraussicht  nach  straffällig  werden  müssen, 
in  ihren  Schutz  und  Schinn  nahm  und  durch  Erziehung  vor  Straffälligkeit  zu 
bewahren  sucht. 

Der  französische  Code  penal  hat  zunächst  dem  preußischen  Slrafgesctzbuche  in 
der  Frage  der  strafrechtlichen  Behandlung  der  Jugendlichen  zum  Vorbild  gedient 
und  ist  diesemVorbilde  folgend  auch  im  deutschenReichs-Strafgesetzbuchediestraf- 
rechtliche  Verantwortlichkeit,  die  Zurechnungsfähigkeit  der  Jugendlichen  von  dem 
discemoment,  von  der  geistigen  Reife,  von  dem  Vorhandensein  der  zur  Erkenntnis 
der  Strafbarkeit  seines  Handelns  erforderlichen  Einsicht  des  Jugendlichen  ab- 
hängig. Mit  dem  französischen  System  des  diseernement  hat  sich  aber  auch  die 
Schwäche  dieses  Systems  eingebürgert,  nändich  die  ausscbließliche  Berücksichti- 
gung der  geistigen  Reife  und  die  Nichtbenäcksichtigung  der  sittlichen  Reife,  die 
Nichtberücksichtigung  der  im  jugendlichen  Alter  noch  mangelnden  Widerstands- 
kraft des  Charakters.  Dieses  deutsch-französische  Vorbild  für  die  strafrechtliche 
Behandlung  Jugendlicher  erscheint  dalier  für  die  Bekämpfung  der  Verwahrlosung 
unbrauchbar. 

Ich  venveile  daher  nicht  länger  bei  der  Gesetzgebmig  der  Staaten,  welche 
diesem  Vorbilde  gefolgt  sind.  Das  französische  Vorbild  gilt  im  Deutschen  Reiche 
aber  nur  für  die  Jugendlichen  im  -älter  von  12  bis  18  Jahren,  während  das  Alter 
bis  zum  1 2.  Lebensjahre  im  Reichsstrafgesetze  unbedingt  straffrei  erklärt  wurde. 
Die  Novelle  von  1876  zum  § D5  R.  SL  G.  schuf  zunächst  die  gesetzliche  Grundlage 
der  Zwangserziehung  im  Deutschen  Reiche. 

Auf  Grund  der  Novelle  zum  g 55  R.  SL  G.  kam  das  Zwangserziehungs- 
gesetz vom  13.  März  1878  zu  stände.  V'on  diesem  war  bereits  oben  die  Rede. 

Dieses  Gesetz  sowie  die  imderen  auf  Grund  dieser  Novelle  zu  stände  gekom- 
menen Gesetze,  darunter  auch  jenes  von  Baden,  welches  sich  nicht  bloß  auf  die 
straffälligen,  sondern  auf  alle  verwahrlosten  Jugendlichen  bezog,  bedienten  sich 
vorwiegend  der  Erziehungsanstalten  der  freien  PrivatwohltätigkeiL 
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Von  allen  beteiligten  Kreisen  drängte  man  auf  eine  Ausdehnung  der  Zwangs- 
erziehung auf  alle  Minderjährigen  bis  zum  18.  Lebensjahre,  in  der  Erkenntnis,  .daß 
der  Uesellschafl  von  den  nach  dem  Strafgesetze  bedingt  strafmündigen  Jugend- 
lichen im  Aller  von  12  bis  18  Jahren  eine  weit  größere  Gefahr  drohe  als  von  den 
unbedingt  Strafumnündigen  und  daß  daher  eine  erziehliche  Behandlung  den 
ersteien  noch  mehr  not  lue  als  den  Ictilercn*.  (Krohne  XXXV.) 

Die  in  dieser  Beziehung  auf  das  Zustandekommen  des  bürgerliciten  Gesetz- 
buches gesetzten  Hoffmmgen  wurden  durch  den  ersten  Entwurf  bitter  cnltäusclit. 

Danach  wäre  ein  Eingreifen  in  die  elterliche  Gewalt  nur  bei  schuIdhaAem 
Verhalten  möglich  gewesen.  Ohne  solches  mochte  der  Mindcrj.ährige  verkommen 
und  verderben.  Damit  wäre  das  Recht  der  Gesellschaft.  Schutz  gegen  diese  Gefahr 
zu  verlangen,  unberücksichtigt  geblieben  und  auch  die  weitergehenden  Landes- 
gesetze zum  Schulze  der  Minderjährigen  gegen  Verwahrlosung  und  der  Geseil- 
si'haR  gegen  die  Verwahrlosten  beseitigt  worden.  Gegen  diese  Auffassung  erhob 
sich  von  allen  Seiten  und  nicht  zum  mindesten  von  Seite  der  an  der  Erziehung 
verwahrloster  Kinder  tätigen  Berufsai  beilcr  lebhafter  Widerspruch,  dem  auch  der 
zweite  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  Rechnung  trug.  .Höher  als  das 
Recht  der  Eltern,  die  Erziehung  der  Kinder  zu  bestimmen,  stelle  das  Recht  des 
Staates,  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  einzelne  die  moralische  Qualifikation  besitze, 
die  das  Leben  von  ihm  verlange.* 

Die  darauf  gegründeten  Vorschläge  der  zweiten  Kommission  wurden  jedoch 
vom  Reichstage  abgclchnt,  .weil  damit  das  bürgerliche  Recht  in  das  öffentliche 
Recht  übergreife*.  Dom  energischen  Eintreten  des  badischen  Bundesralsbcvoll- 
mächtiglen,  welcher  auf  die  Tätigkeit  und  Erfolge  der  staatlich  überwachten 
Erzichiuig  auf  Grund  des  Gesetzes,  betreffend  die  staatliche  Fürsorge  für  die 
Erziehung  verwahrloster  Jugendlicher,  hinwics,  war  es  zu  danken,  daß  in  dem  Ein- 
fübrungsgesetze  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche,  Artikel  3 und  135,  die  reichs- 
reclillichc  Grundlage  und  damit  die  Möglichkeit  für  eine  wcilergehende  landes- 
gesetzliche Regelung  des  Gegenstandes  umcrhalb  der  einzelnen  Bundesstaaten 
geschaffen  wurde. 

Ist  es  nicht  d,as  beredteste  Zeugnis  für  das  allgemeine  Bewußtsein  von  der 
Notwendigkeit  einer  Erzichungsfürsorge  aller  vcrwalirlosten  jugendlichen  Personen, 
daß  die  Bundesstaaten  von  dieser  Möglichkeit  Gebrauch  gemacht  und  Erzielmngs- 
gesetze  beschlossen  haben,  so  zwar,  daß  die  vom  Reichstage  abgelebnte  Schaffung 
der  Rechtseinheit  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  im 
Wege  der  Landesgesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten  hergcstclll,  also  von 
den  einzelnen  Liuidlagen  besonders  anerkaiml  wunle. 

Die  Aufgaben  der  staatlichen  Obervormundschaft.  Die  sozial- 
und  die  kriminalpolitischen  Aufgaben  der  Gesetzgebung  und 
der  Regierung  in  Österreich. 

lind  nunmehr  steht  Österreich  vor  der  Lösung  dieses  Problems! 

liier  liegt  es  doch  nalie.  daß  wir  bei  den  Errungenschaften  der  in  der  Für- 
sorgegesetzgebung fortgescbrillenen  Staaten,  nicht  aber  bei  Entwicklungs|iliasen, 
welche  diese  Staaten  längst  überwunden  haben,  anknüpfen. 

II.  H 
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Wenn  wir  uns  nun  fragen  nach  der  verfassungsmäßigen  Zuständigkeit  vom 
Reichsrat  oder  Landtag  zur  Verwirklichung  des  Gedankens  der  Erziehungsfürsorge 
verwahrloster  Mindeijähriger,  so  weckt  dies  zunächst  in  dem  Berichterstatter 
Erinnerungen  aus  seinem  parlamentarischen  Leben.  Gegenüber  einem  vor  nahezu 
20  Jahren  im  steiermärkischen  Landtage  gestellten  Anträge  auf  Fürsorge  für  die 
verwahrloste  Jugend  erfolgte  der  Hinweis  auf  die  Zuständigkeit  des  Reichsratos. 
während  einem  vor  sechs  Jahren  von  dem  Berichterstatter  im  Reichsrate  als 
Initiativantrag  eingehrachten  Gesetzentwürfe,  betreffend  die  Fürsorgeerziehung 
Minderjähriger,  die  Kompetenz  der  Landtage  entgegengehalten  wurde.  Gegenüber 
dieser  willkürlichen  Abgrenzung  der  Zuständigkeit  ist  eine  grundsätzliche  Erörte- 
rung des  Gegenstandes  zunächst  vom  verfassungsrechtlichen  Standpunkte  geboten. 

Zur  Beschlußfassung  eines  Gesetzentwurfes,  wie  er  in  Vorschlag  gebracht 
wird,  erscheint  die  verfassungsmäßige  Zuständigkeit  des  Reichsrates  außer  allem 
Zweifel.  Zunächst  handelt  es  sich  doch  um  die  Abänderung  von  Reichsgesetzen, 
deren  unverbrüchliche  Natur  wieder  ein  Reichsgesetz  erfordert  Weiter  handelt  es 
sich  um  die  Schaffung  der  reichsrechtlichen  Grundlage  für  die  im  Reichsvolksschul- 
gesetzefestgclegte,  durch  §85  der  Schul- und  Unterrichtsordnung  aufgehobene  Schul- 
pflicht sowie  einer  solchen  gesetzlichen  Gnmdlage  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
27.  Oktober  1802,  R.  G.  Bl.  Nr.  07,  für  die  Fälle  der  Anhaltung  bei  drohendem 
sittlichen  Verderben.  (§  1,  Ziff.  4,  Ges.  Entw.) 

Endlich  erfordert  der  dem  Minderjährigen  zugesicherte  besondere  Schutz  des 
Ge.selzes  (§§  21  und  178  a.  b.  G.  B.)  im  öffentlichen  Interesse  die  Bereitstellung 
der  erforderlichen  öffentlichen  Mittel.  Hiebei  erfordert  der  verfassungsmäßige 
Grundsatz  der  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  den  gleichen  Schutz 
aller  Minderjährigen  ohne  Rücksicht  auf  provinzielle  Herkunft;  geradeso  erfordert 
andrerseits  das  Interesse  der  Gesellschaft  den  Schutz  gegen  die  Verwahrlosten 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  dem  einen  oder  dem  anderen  Kronlande  angeboren. 

Österreich  befindet  sich  nun  nicht  in  der  glücklichen  Lage,  wie  andere 
Staaten  mit  reich  entwickclterPrivatwohltätigkeit.  DiePrivatwohltätigkcit  verurteilt 
sich  vermöge  ihrer  Zersplitterung  zur  eigenen  Ohnmacht  Wenn  nun  auch  die  im 
Gesetze  gegebenen  Anregungen  eine  Besserung  dieser  Verhältnisse  anstreben  und 
wenn  auch  der  Privatwohltäligkeit,  welcher  die  Regierung  heute  die  Hauptrolle 
bei  Durchführung  der  Fflrsorgemaßnahnieti  zuw’eist  — auch  in  der  für  die  Zukunft 
geplanten  Organisation  der  Jugendfürsorge  — , ein  hervorragender  Platz  gewahrt 
bleiben  soll,  so  ist  es  doch  heute  schon  klar,  daß  die  Anforderungen  an  Fürsorge- 
einrichtungen, welche  ja  heute  zum  großen  Teile  fehlen,  zum  größten  Teil  aus 
Öffentlichen  Mitteln  w'erden  bestritten  werden  müssen. 

Vermöge  des  hen  orragenden  Interesses  des  SUiates  an  der  Fürsorgeerziehung 
wird  es  sich  um  das  budgetäre  Erfordernis  von  Reichsmitteln  handeln,  zu  deren 
Bewilligung  der  Reichsrat  berufen  ist 

. Sowie  bei  der  Aufl>ringung  der  Mittel  handelt  es  sich  aber  auch  bei  den 
Organen  der  privaten  Wohltätigkeit  und  der  öffentlichen  Verwaltung  um  ein 
Zusammenwirken  aller  beteiligten  Kräfte  zur  Erreichung  eines  gemeinsamen 
Zieles.  Olme  zielbewußtes  Zusammenwirken  ist  auf  Erfolg  nicht  zu  rechnen. 
Dieses  Zusammenwirken  kann,  so  weit  es  die  Organe  der  öffentlichen  Gewalt 


Digitized  by  Google 


Karsorgeerxielmiig,  Dr.  Heinrich  Hcicher. 


211 


IwlrilTl,  nur  durch  die  bindende  Kraft  des  Gesetzes,  und  zwar  eines  Reiclisgesetzes, 
bewirkt  und  dauernd  erhalten  werden. 

Aber  nicht  bloB  in  der  Zersplitterung  der  Privatwohltätigkeit,  sondern  auch 
in  der  Zusammenhanglosigkeit  der  Behörden  und  Organe,  in  deren  Wirkungskreis 
Aufgaben  fallen,  die  mit  dem  Kinderschutze  und  der  Jugendfürsorge  in  einem 
wenn  auch  nur  mittelbaren  Zusammenhänge  stehen,  liegt  das  Hemmnis  des 
Erfolges.  So  bietet  der  Gutachtenband  reichliches  Material  für  diesen  Zusammen- 
hang nicht  nur  für  die  unmittelbar  beteiligten  Ressortminister. 

So  können  unsere  Mini.sler  für  Volkswirtschaft  daraus  entnehmen,  welcher 
Raubbau  an  der  Arbeitskraft  unserer  Jugend  getrieben  wird.  Aber  auch  unsere 
Kriegs-  und  Landcsverteidigungsminisler  werden  aus  den  Gutactiten,  betreffend 
die  Verwahrlo.sung,  sehen,  wie  die  mangelnde  Jugendfürsorge  die  Wehrkraft  des 
Reiches  berütuh  Diesfalls  sei  nur  auf  die  Gutachten  von  Oberöstcrrcich  und 
Kilmten  über  die  Verschlechterung  des  Stetlungsergebnisses  verwiesen. 

Die  im  Gesetze  vorgeschlagcnc  Landeskummission  für  Jugendfürsorge  soll 
mm  einen  einheitlichen  Saminel-  und  Mittelpunkt  aller  auf  Kinderschutz  imd 
Jugendfürsorge  gerichteten  Bestrebungen  und  ehren  Ausgangspunkt  für  Anregungen 
in  dieser  Richtung  bei  den  verschiedenen  gesetzgebenden  und  autonomen  Körper- 
schaften sowie  bei  den  betreffenden  Amtsslellen  schaffen.  Die  Gutachten  bieten 
eine  Fülle  von  Anregungen  in  dieser  Richtung. 

Mit  der  Landeskommission  für  Jugendfürsorge  wird  wenigsteirs  ein  Anfang 
gemacht  und  ein  Ansatz  für  die  weitere  zweckentsprechende  Ausgestaltung  dicst^r 
dom  Kinderschulze  und  der  Jugendfürsorge  gewidmeten  Einrichtung  ge.schaffen. 
Deren  Zusammensetzung  soll  das  Zusammenwirken  von  amtlichen  und  nicht- 
amtlichen  Kreisen  bewirken  und  lebendig  erhalten. 

Der  Landeskommission  für  Jugendfürsorge  ist  auch  eine  Hauptrolle  in  der 
Durchführung  der  Fürsorgeerziehung  ziigedachl. 

Ein  solcher  Akt  der  Gesetzgebmig  — wie  die  Fürsorgeerziehung  Minder- 
jäluiger  — wird  nicht  nur  den  sozialpolitischen  Anforderungen  der  Gegenwart, 
sondern  auch  gleichzeitig  den  Erwägungen  der  Kriminalpolitik  gerecht,  mehr 
gerecht  als  dies  unter  dem  heutigem  System  der  Passivität  der  Gesellschaft,  der 
polizeilichen  und  strafrechtlichen  Behandlung  der  Jugendlichen  der  Fall  ist. 

Der  Staat  hat  auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  groBc  Unterlassungs- 
sünden gutzumueben.  Es  unterliegt  drdier  auch  gor  keinem  Zweifel,  daß,  wenn 
anders  dieser  Akt  der  Gcselzgebung  nicht  ein  leerer  Schlag  ins  Wasser  ist,  der 
Staat  auch  nicht  vor  den  groBen  Kosten  zurückscheuen  darf.  Lehrreich  in  dieser 
Beziehung  sind  die  Worte,  welche  die  amtliche  Statistik  des  preußischen  Mini- 
steriums des  Innern  an  die  Mitteilung  der  trockenen  Ziffern  knüpft.  Danndi  ver- 
ursachten im  letzten  Berichtsjahre  2G.9(>4  Fürsorgezöglinge  einen  jälu-licheti 
Kosleiiaufwund  von  G Millionen  Mark.  Dazu  bemerkt  die  amtliche  Statistik; 
.Von  denen,  die  das  Gesetz  auszufahren  hal>en,  keine  Klage  über  die  Last  und  den 
Umfang  der  Arbeit,  die  es  mit  sich  bringt,  keine  Klagen  über  die  Kosten,  die  es 
verursachL  Die  Schäden  unter  der  Jugend  unseres  Volkes,  die  es  aufdeckt,  die 
leibliche  und  sittliche  Not  in  Tausenden  von  Familien,  die  es  enthüllt,  drängen 
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mehr  dazu,  eine  Enveiterung  als  eine  Einschränkung  seiner  Anwendung  zu 
fordern.  Große  Erfolge  sind  nach  so  kurzer  Zeit  nocli  nicht  sichtbar,  aber  die 
Zahl  der  Jugendlichen,  denen  es  zum  Segen  gereicht,  wächst.  Trotz  mancher 
Schwierigkeit,  trotz  manchen  Irrtums,  Mißerfolge,  Fehlgriffe  und  mancher 
getäuschten  Hoffnung  in  der  Ausführung  des  Gesetzes  tritt  eines  mit  über- 
wältigender Klarheit  hervor:  mit  diesem  Gesetze  ist  das  Herz  des  gesamten 
Volkes  und  wo  das  Herz  des  Volkes  ist,  kann  der  Erfolg  nicht  ausbleiben.* 

Die  Völker  Österreichs  werden  hinter  dem  Volke  in  Preußen  an  Wärme  dos 
Gefülils  nicht  Zurückbleiben  tmd  die  Vertretung  dieser  Völker  wird  dies  auch  in 
ihren  Beschlüssen  zum  Ausdrucke  bringen. 

Die  Ratgeber  der  Krone  werden  das  ihrige  tun,  die  Bedürfnisse  des  Volks- 
lebens wahrzunehmen  und  zu  deren  Abhilfe  die  Richtung  zu  geben. 

Der  Justizminister  in  Vertretung  des  Staates  in  seiner  Eigenschaft  als  Ober- 
vormund löst  damit  das  vom  Gesetzgeber  gegebene  Versprechen  eines  besonderen 
Schutzes  für  die  Minderjälirigen  ein,  dabei  auch  gleichzeitig  in  wirksamer 
Weise  für  die  Bekämpfung  des  Verbrechens  sorgend,  der  Minister  des  Innern 
schützt  dadurch  das  Gemeinwesen  vor  Gefahren,  der  Minister  für  Unterricht 
erfüllt  damit  seine  Aufgabe  als  Minister  für  Volkserziehung  und  der  Finanzminister 
wird  dadurch  den  unproduktiven  Staatsaufwand  an  Strafanstalten  und  Gefäng- 
nissen, soweit  es  die  Jugendlichen  betrifft,  in  fruchtbarer  Weise  entlasten.  So  gut 
der  Finanzminister  die  Mittel  findet  für  das  Rüstzeug  des  Volkes  in  Waffen,  so  gut 
wird  er  die  Mittel  finden  für  die  Waffen,  deren  das  V'olk  als  Rüstzeug  für  sein 
weiteres  Fortkommen  bedarf  — für  die  Erziehung  unserer  gefährdeten  Jugend. 

Die  Anforderungen,  welche  zur  Erfüllung  dieser  Aufgaben  an  die  Gesetzgebung 
herantreten,  sind  in  dem  nachfolgenden  Gesetzentwürfe  niedergelegt. 

Zu  dessen  Begründung  im  einzelnen  dient  der  dem  Gesetzentwürfe  nach- 
folgende Motivenbericht. 
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Gesetz 


vom 

belreffeiid 

die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger. 


Xlit  Zustiinmunt;  beider  H.luser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 


Die  Voraus- 
setzungen der 
Fürsorge- 
erziehung. 


§ 1. 

Minderjährige,  welche  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  voll- 
endet haben,  können  durch  Beschluß  des  Vormundschafls- 
gerichtes  der  Fürsorgeerziehung  in  folgenden  Fällen  überwiesen 
werden : 

1.  Wenn  ihr  leibliches,  geistiges  oder  sittliches  Wohl  da- 
durch gefälirdct  wird,  daß  der  Vater,  beziehungsweise  die  Mutter 
oder  sonstigen  Erzieher  des  Kindes  das  Recht  der  Sorge  für  die 
Person  des  Kindes  mißbrauchen,  das  Kind  ganz  vernachlässigen, 
oder  den  Kindern  durch  eine  verbrecherische  Lebensweise,  ein 
arbeitsscheues  Leben  als  Landstreicher  oder  Bettler,  durch 
gewohnheitsmäßige  Trunksucht  oder  gewerbsmäßige  Unzucht 
ein  schlechtes  Beispiel  geben  und  die  Fortnalime  des  Kindes  zur 
Verhütung  der  Verwahrlosung  geboten  erscheint. 

2.  Wenn  der  Minderjährige  im  schulpflichtigen  Alter  sittlicli 
verwahrlost  ist  und  nach  der  Persönlichkeit  und  den  Lebens- 
verhältnissen der  Ellern  oder  sonstigen  Erzieher  anzuneliraen 
ist,  daß  deren  Erziehungsgewalt,  .sowie  die  der  Schule  zur  Ver- 
fügimg  stehenden  Mittel  der  Schulzucht  sich  als  unzulänglich 
erwei.sen,  der  Verwahrlosung  des  Minderjährigen  Einlialt  zu  tun 
und  die  weitere  Bebassung  des  Minderjährigen  in  der  Schule  die 
Sittlichkeit  der  Mitschüler  gefährden  würde. 

3.  Wenn  ein  Minderjähriger  eine  strafbare  Handlung 
begeht,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der  Tat, 
die  Persönlichkeit  des  Täters,  seiner  Eltern  oder  sonstigen 
Erzieher  auf  eine  vernachlässigte  Erziehung  zurückzuführen  ist 
und  die  Fürsorgeerziehung  zur  V'crhütung  weiterer  sittlicher 
Verwahrlosung  erforderlich  ist. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  der  straffällige  Minderjährige 
im  schulpflichtigen  Alter  der  häuslichen  Zucht  überlassen,  iin 
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Arten  der  Für- 
sorgeerziehung. 


Anordnung  der 
Fürsorgeerzie- 
hung durch 
Beschluß  des  Vor- 
mundsohafts- 
gerlchtes. 


Einleitung  der 
Fürsorgeerzie- 
hung durch  das 
Vormundschafts- 
gericht von  Amts 
wegen  oder  Uber 
Antrag,  Antrags- 
recht und  An- 
tragspfllcht. 


Alter  von  14  bis  18  Jahren  aber  der  strafrechtlichen  Behandlung 
überantwortet. 

Erfolgt  die  Venirteilnng  des  Minderj.ihrigen  durch  das 
Strafgericht,  so  kann  der  Verurteilte  nur  unter  der  Voraus- 
setzung zur  Fürsorgeerziehung  überwiesen  werden,  wenn  der 
Vollzug  des  strafgericWlichen  Urteils  inj  Wege  der  Gnade  nach- 
gesehen wird. 

4.  Wenn  die  Fürsorgeerziehung  außer  diesen  Fällen  zur 
Verhütung  des  völligen  sittlichen  Verderbens  notwendig  ist. 

§2. 

Die  Fürsorgeerziehung  erfolgt  unter  öffentlicher  Aufsicht 
und  auf  öffentliche  Kosten  in  einer  geeigneten  Familie  oder  in 
einer  Erziehungsanstalt. 

Bevor  zur  Unterbringung  in  einer  fremden  Familie  oder  in 
einer  Anstalt  geschritten  wird,  kann  Überwachung  der  Erziehung 
in  der  eigenen  Familie  erfolgen. 

Allen  diesen  Maßnahmen  kann  Verwarnung  des  Vaters, 
beziehungsweise  der  Mutter  vorhergehen. 

§3. 

Das  Vormundschaftsgericht  hat  unter  Zuziehung  von  zwei 
durch  den  Justizminister  ernannten  Mitgliedern  der  im  Gerichts- 
bezirke bestehenden  Pflegschaftsschulzorganisation  (Gemein<le- 
waisenrat,  Waisenratsverein),  beziehungsweise  wo  solche  nicht 
bestehen,  des  Gemeindeausschusses  der  Aufenthaltsgemeinde 
des  Mindeijährigen  über  die  Überweisung  des  Minderjälirigen  in 
die  Fürsorgeerziehung  Beschluß  zu  fassen  und  darin  zugleich  das 
Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzung  der  Anordnung 
der  Fürsorgeerziehung  unter  Bezeichnung  der  als  erwiesen 
angenommenen  Tatsachen  festzustcllen,  sowie  darin  gleichzeitig 
auszudrücken,  welche  Art  der  Fürsorgeerziehung  (§  2)  im  gege- 
benen Falle  als  zweckdienlich  erachtet  wird. 

§i- 

Das  V'ormundschaftsgericht  beschließt  von  Amts  wegen  oder 
aul  Antrag. 

Jedermann  ist  berechtigt,  die  Schul-  und  Sicherheils- 
behörden sowie  die  Strafgerichte,  welche  von  der  drohenden 
oder  tatsächlichen  Verwahrlosung  eines  -Minderjährigen  Kenntnis 
erlangen,  sind  verpflichtet,  dem  Vormundsclmflsgerichle  von 
ihren  Wahrnehmungen  Anzeige  zu  erstatten. 
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Das  Verfahren  vor 
Anordnung  der 
Fürsorgeerzie- 
hung. 


Rechtsmittel 
gegen  den  Be- 
schluß des  Vor- 
mundschafts- 
gerichtes. 


Vorläufige  Unter- 
bringung bei 
Gefahr  Im  Ver- 
züge. 


§5- 

Das  Vormundscliaftsgericht  hat  alle  zur  Entscheidung  erfor- 
derlichen Ermittlungen  zu  pflegen  und  kann  sich  hiebei  der  Mit- 
wirkung der  politischen  Bezirksbehörden  (Magistrat  einer  Stadt 
mit  eigenem  Statut)  bedienen. 

Die  erwilhnten  Behörden  haben  in  einem  solchen  Falle  das 
Ergebnis  ihrer  Ermittlungen  mit  einem  Anträge  dem  Vormund- 
schaftsgeriehte  zuzumitteln. 

Vor  der  Beschlußfassung  soll  das  Vormundschaftsgericht, 
soweit  dies  ohne  erhebliche  Schwierigkeit  geschehen  kann,  die 
Eltern  oder  den  Vormund  des  Minderjälirigen,  außerdem  den 
Gemeindevorsteher  (Bürgermeister)  der  Aufenthaltsgemeinde  des 
Minderjährigen,  den  zuständigen  Seelsorger  und  den  Leiter  oder 
Lehrer  der  Schule,  welche  der  Minderjährige  besucht,  hören. 

Hat  die  Anhörung  der  Eltern  nicht  stattfinden  können,  so 
sind  dieselben  berechtigt,  die  Wiederaufnahme  des  Verfalirens 
zu  verlangen. 

Der  Beschluß  ist  den  Qtem  oder  dem  Vormund  des 
Minderjährigen,  diesem  selbst,  wenn  er  das  14.  Lebensjahr  voll- 
endet hat,  ferner  der  politischen  Bezirksbehörde  (Magistrat  einer 
Stadt  mit  eigenem  Statut),  der  staatlichen  Polizeibehörde  und, 
wenn  die  Fürsorgeerziehung  angeordnet  wird,  dem  zuständigen 
Landesausschusse  des  zalilungspflichtigen  Landes  (§  10)  zuzu- 
stellen. 

§6. 

Gegen  den  Beschluß,  mit  dem  die  Überweisung  zur  Für- 
sorgeerziehung ausgesprochen  wird,  steht  den  im  vorhergehenden 
Absätze  Genannten  der  Rekurs,  gegen  den  Bescliluß,  demzufolge 
die  Überweisung  zu  unterbleiben  hat,  der  politischen  Bezirks- 
behörde (Magistrat  einer  Stadt  mit  eigenem  Statut),  der  staat- 
lichen Polizeibehörde  und,  wenn  die  Anzeige  von  der  Schul- 
behörde ausgegangen  ist,  auch  dieser  der  Einspruch  mit  der 
Wirkung  des  Rekurses  zu. 

§7. 

Bei  Gefahr  im  Verzüge  kann  das  Vormundscliaftsgericht, 
das  Strafgericht  oder  die  Sicherheitsbehörde  eine  vorläufige 
Unterbringung  des  Minderjälirigen  in  einer  geeigneten  Familie 
oder  Anstalt  anordnen. 

Die  Polizeibehörde  des  Sitzes  der  V'orraundschaflsbehörde 
hat  in  diesem  Falle  für  die  Unterbringung  des  Minderjälirigen 
in  einer  Anstalt  oder  geeigneten  Familie  zu  sorgen. 

Sofern  die  Anordnung  nicht  vom  Vormundscliafl.sgerichte 
getroffen  wird,  ist  diesem  unverzüglich  davon  Naclirichl  zu 
geben. 
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Das  Verfahren. 
Die  Kosten  des 
Verfahrens. 


Die  Entscheidung 
Uber  die  Art  der 
Durchführung. 


Verpflichtung  zur 
Durchführung. 


Fürsorgeerziehung,  Dr.  Heinrich  Reicher. 

Das  Vormundschaftsgerichl  kann  die  vorläufige  Unter- 
bringung ändern  oder  auflieben. 

Die  Kosten  der  vorläufigen  Unterbringung  treffen  vorscliuB- 
weise  das  Land,  in  dessen  Gebiet  die  Behörde  sich  befindet, 
welche  die  vorläufige  Unterbringung  ausgesprochen  hat  Die 
endgültige  Tragung  der  Kosten  wird  durch  § 28  des  Gesetzes 
geregelt. 

§8. 

Auf  gerichtliche  Verhandlungen  über  die  Überweisung  zur 
Fürsorgeerziehung  und  deren  Aufliebung  finden  die  allgemeinen 
Vorschriften  über  das  Verfahren  in  nichtstreitigen  Rechtsange- 
legerrlrciten  Anwendung. 

Diese  Verhandlungen  sowie  die  Verträge  über  die  Unter- 
bringung der  Zöglinge  sind  gebühren-  imd  stempelfrei. 

Ist  nach  dem  Ermessen  des  Vormundschaftsgerichtes  die 
mündliche  Vernehmung  der  nach  § 5 zu  hörenden  Personen 
erforderlich  gewesen,  so  haben  sie  — mit  Ausnahme  der 
Eltern  — Anspruch  auf  Erstattung  der  notwendigen  Barauslagen 
aus  Staatsmitteln. 

§9- 

Über  die  Art  der  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung  ent- 
scheidet eine  hei  der  politischen  Landesbehörde  zu  bildende 
Kommission  (§  12). 

Das  Vormundschaftsgoricht  hat  den  auf  Überweisung  zur 
Fürsorgeerziehung  lautenden  Beschluß  der  Kommission  unter 
gleichzeitiger  Übersendung  der  Akten  mitzuteilen. 

Die  Verfügung  über  die  Unterbringung  muß  spätestens 
acht  Tage  nach  Bekanntgabe  des  Beschlusses  des  Vonnund- 
schaftsgerichtes  in  Vollzug  gesetzt  worden. 

§ 10. 

Die  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung  obliegt  nach 
Maßgabe  der  Landesgesetze  (§  18)  und,  insolange  ein  Landes- 
gesetz nicht  zu  stände  gekommen  ist,  nach  Maßgabe  dieses 
Gesetzes  jenem  Lunde,  in  dessen  Gebiete  das  Vormundschafls- 
gericht  die  Überwcismig  zur  Fürsorgeerziehung  beschlossen  hat. 

Die  Landeskommission  hat  das  Vormundschaftsgericht  von 
der  getroffenen  Entscheidung  über  die  Art  der  Durchfülmmg 
und  von  der  Unterbringung  des  Zöglings  zu  benachri<  htigen. 

§ 11- 

Die  Fürsorgeerziehung  endet  mit  Vollendung  des  20.  Lebens- 
jahres. 

Eine  frühere  Aufhebung  der  FOrsoi-geerziehung  kann  durch 
Beschluß  des  Vormunds(diattsgerichtes  von  Amts  wegen  oder  auf 
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Die  oberste 
Leitung  des  Voll- 
zuges. 


Wirkungskreis 
der  Landes- 
kommission fUr 
Jugendfürsorge. 


Antrag  der  EStem.  des  Vormundes,  sowie  der  Landeskommission 
erfolgen,  wenn  der  Zweck  der  Fürsorgeerziehung  erreicht  oder 
die  Erreichung  des  Zweckes  anderweitig  sichergestellt  ist 

Die  Aufhebung  kaim  unter  Vorbehalt  des  Widemifes 
beschlossen  wertlen. 

Der  Widerruf  kann,  wenn  sich  die  Aufhebung  als  zweck- 
widrig erweist,  vom  Vonnundschansgericht  ausgesprochen 
werden,  ohne  daß  es  der  im  § 5 vorgesehenen  Vernehmungen 
bedarf. 

Gegen  den  Beschluß  über  die  Auftiebung  der  Fürsorge- 
erziehung steht  den  Eltern  und  dem  Vormunde  des  Zöglings 
sowie  der  Kommission  das  Rechtsmittel  des  Rekurses  mit  auf- 
schiebender  Wirkung  offen. 

Bis  zur  Rechtskraft  der  Entscheidung  bat  die  Fürsorge- 
erziehung fortzudanern. 

Ein  abgewiesener  Antrag  darf  vor  Ablauf  von  sechs  Wochen 
nicht  erneuert  werden. 

§ 12. 

Der  Jiistizminister  übt  die  oberste  U'ilung  der  Fürsorge- 
erziehung in  den  einzelnen  Landern  durch  die  Landeskom- 
mission für  Jugendfürsorge. 

Die  Landeskommission  für  Jugendfürsorge  ist  aus  folgenden 
Mitgliedern  zusammengesetzt: 

1.  Der  Statthalter  (Landesprasidenli  als  Vorsitzender. 

2.  Ein  Beamter  der  politischen  Landesbehörde. 

3.  EinvoraOberlandesgerichtspräsidiumnamhaft  gemachter 
richterlicher  Beamter. 

Zwei  Vertreter  des  Landesausschusscs. 

,5.  Ein  Vertreter  der  für  Zwecke  des  Kindcrschulzcs  und 
der  Jugendfürsorge  zu  einem  Landt>svcrband  organisierten  Prival- 
wnldtatigkeit  In  Ländern,  in  denen  diese  Organisation  sprachlich 
gegliedert  ist,  können  beide  Verbände  je  einen  Vertreter  ent- 
senden. 

6.  Ein  von  dem  Vereine  für  Zwangserziehung  und  Jugend- 
fürsorge bestimmter  Leiter  einer  Erziehungs-  oder  Besserungs- 
anstalt 

7.  Ein  psychiatrisch  gebildeter  Arzt. 

g 13. 

Der  Wirkungskreis  der  LandeskommLssion  für  Jugend- 
fürsorge umfaßt  die  folgenden  Aufgaben: 

aj  Die  Ermittlung  der  Zahl  der  für  die  Jugendfürsorge- 

crzieliung  in  Betracht  kommenden  Minderj.'llirigen  und  des 
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sich  sonach  ergebenden  Bedarfes  an  Familien  und 
Anstalten. 

b)  Die  Anträge  an  den  Juslizminister,  betreffend  die  Sicher- 
stellung dos  unbedeckten  Bedarfes  an  Erziehungsanstalten 
sowie  des  Gelderfordemisses  für  den  Vollzug  der  Fürsorge- 
erziehung, behufs  budgetärer  Bewilligung  der  erforder- 
lichen Mittel  durch  den  Keichsrat  und  die  Landtage. 

c)  Die  grundsätzlichen  Beschlüsse  über  die  Anwendbarkeit 
der  Familien-  und  Anstaltserziehung  und  die  Entscheidung 
über  die  Art  der  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung  (§  2l. 

(I)  Die  Antragstellung  an  das  Vormundschaftsgericht  wegen 
Entlassung  aus  der  Fürsorgeerziehung  und  die  Sorge  für 
das  weitere  Fortkommen  des  entlassenen  Fürsorgezöglings, 
wobei  als  Grundsatz  zu  gellen  hat,  daß  die  Entlassung  aus 
der  Fürsorgeerziehung  nicht  vor  Sicherstellung  einer  ent- 
sprechenden Dienst-,  Lehr-  oder  Arbeitsstelle  erfolgen  darf. 

e)  Die  Bestimmung  der  Privatanstallen  imd  Vereine  iui  Sinne 
der  §§21  und  38. 

f)  Die  Keimtnisnahmc  der  Berichte  der  Aufsichlsorgane  über 
das  Ergebnis  der  Aufsichtsführung  in  dem  betreffenden 
Lande  und  die  allenfalls  notwendige  Beschlußfassung 
hierüber. 

g)  Die  Erstattung  eines  Tätigkeitsberichtes  für  das  abgelaufene 
Verwaltungsjahr. 

b)  Die  Anregung  von  Einrichtungen  und  Maßnahmen  im 
Interesse  des  Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge. 


§ 14. 


Geschäftsordnung 
der  Landes- 
kommission fUr 
Jugendfürsorge. 


Der  vom  Oberlandesgerichtspräsidium  als  Mitglied  der 
Landeskommission  bestimmte  richterliche  Beamte  ist  der  ständige 
Beferent  der  I.,andeskommission  für  Jugendfürsorge,  welcher  die 
Beschlüsse  der  Kommission  vorbereitet  und  durchführt. 


Die  Landeskoinnüssion  für  Jugendfürsorge  faßt  ihre 
Beschlösse  in  monatlichen  Sitzungen. 

Der  Referent  trifft  die  Entscheidung  über  die  Art  der 
Durchführung  der  FUreorgeerziehung  innerhalb  der  grunds.älz- 
lichen  Beschlüsse  der  Landeskommission  (g  13  c)  im  einzelnen 
Falle;  außerdem  in  dringlichen  Fällen  die  mittlerweile  erforder- 
lichen Verfügungen,  welche  der  demnächst  zusammentrt'tcnden 
Landeskoramission  zur  Beschlußfassung  vorzulegen  sind. 

Für  solche  Fälle  kann  die  Landeskommission  aus  ihrer 
Jlitle  dem  Referenten  einen  engeren  Beirat  behufs  unverweilter 
und  zweckentsprechender  Entscheidung  über  die  .Vrt  der  Durch- 
führung der  Fürsorgeerziehung  bestellen. 
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Die  Verbindung 
der  Landet- 
kommlsslon  fUr 
Jugendfürsorge 
u>  mit  d*n  p«4itw<b^ 
lind  GcrühtabthfirdlBa ; 


mit  «]«r  Pri<i*twi»hl« 
Iftlifktit: 


*A  o>it  d«m  laiKlaM»*- 
»eitusit*. 


Der  unmittelbare 
Vollzug  der  FUr- 
sorgeorzle  hung. 
dessen  Regelung 
durch  die  Landes- 
gesetzgebung. 

OrundsAtzllche 
Bestimmungen 
der  Fürsorger. 


Die  allJAhrllohe 
Verlautbarungder 
Orte  zur  vor- 
l&uflgen  Unter- 
bringung (g  7). 


§ 15. 

Die  Landcskommission  für  Jugendfürsorge  kann  zur  Vor- 
bereitung und  Durcliführung  ihrer  Beschlüsse  die  Mtwirkung  der 
politischen  Behörden  und  der  Gerichtsbehörden  in  Anspruch 
nehmen  und  sind  diese  verpflichtet,  innerhalb  ihres  Wirkungs- 
kreises den  diesfalls  an  sie  ergehenden  Ansuchen  der  Landes- 
komniission  für  Jugendfürsorge  zu  enlsprechen- 

§ IC. 

Die  Landeskommission  kann  mit  einer  Privaterziehungs- 
anstalt  oder  einem  Vereine,  welcher  sich  mit  Kinderschutz  und 
Jngendfürsorge  befaßt,  Vereinbarungen,  betreffend  die  Durch- 
führung des  Vollzuges  der  Fürsorgeerziehung  oder  einzelner 
Vollzugsmaßnalmicn,  wie  die  Auswald  der  zur  Familienerziehung 
geeigneten  Familien,  die  Ermittlung  der  Lehr-,  Dienst-  und 
Arbeitsstellen  für  die  aus  der  Fürsorgeerziehung  austretenden 
Zöglinge  u.  s.w.,  treffen. 

§ 17. 

In  allen  anderen  Fällen  hat  die  Landeskommission  in  Durch- 
führung des  Beschlusses  des  Vormundschaflsgcrichtes  die  Ent- 
seheidung  über  die  Art  der  Durchführung  der  Fürsorgeerzieliung 
dem  Londcsausschusse  zuzufertigen  (§  10). 

8 18. 

Die  Regelung  des  unmitteibaren  Vollzuges  der  Fürsorge- 
erziehung im  Lande  bleibt  innerhalb  der  nachstehenden  grund- 
sätzlichen Bestimmungen  der  Landosgesetzgebung  überlassen. 

8 19. 

Für  die  Überwachung  der  Erziehung  in  der  eigenen  Familie 
sowie  im  Falle  der  Erziehung  in  einer  geeigneten  fremden  Familie 
ist  ein  Fürsorger  zu  bestellen. 

Hiezu  können  auch  Frauen  beslellt  werden. 

Die  Bestellung  erfolgt  durch  das  Vormundsehaftsgericht, 
zunächst  aus  den  Mitgliedern  des  Gemeindewaisenrates. 

Der  Fürsorger  hat  amälirlich  über  das  Ergebnis  seiner 
Tätigkeit  an  die  Landeskommission  zu  berichten. 

Der  Fürsorger  hat  Anspnich  auf  Vergütung  der  mit  seiner 
Tätigkeit  verbundenen  tarifmäßig  festzustellendeii  Barauslagen. 

§ 30. 

Die  in  8 7 des  Gesetzes  vorgesehenen  Orte  (Ansfaltcn  oder 
Familien),  in  welchen  Minderjährige  bei  Gefahr  im  Verzüge  vorläufig 
unterzubringen  sind,  sind  alljährlich  im  vorhinein  fcstzustellen 
und  durch  die  Gemeindeämter  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu 
bringen. 
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Bestimmung  der 
Prlvatanstaltoni 


Berücksichtigung 
des  Olaubens- 
bekenntnisses 
des  Zöglinge. 


Ausschluß  der 
Korrlgenden- 
abtellungon. 


Pflicht  der  Länder 
zur  Errichtung 
der  erforder- 
lichen Anstalten. 
Pflicht  des 
Staates  zur 
Tragung  der 
Hfilfte  der  Kosten 
des  Baues  und 
der  inneren 
Einrichtung. 

Vorschriften, 
betreffend  die 
Ausführung  der 
FUrsorge- 
erziohung  und 
Verwaltung  der 
Landesanstalten. 

Ernennung  der 
Anstaltsleiter. 

Erfordernisse  fUr 
die  Anstellung 
dos  Erzieher-  und 
Aufsichts- 
Personals. 


§ 21. 

Als  Privalcrziehiinpsanstallen  kommen  für  die  L'nter- 
brinjnsnf!'  von  Mimierjührigen  nur  diejenigen  in  Betracht,  welche 
von  der  Landeskommi.ssion  bestimmt  »•urden. 

Im  Falle  eine  solche  bestimmte  Anstalt  infolge  zweck- 
widriger Zustände  die  Eignung  zur  Unterbringung  von  Fürsorge- 
Zöglingen  verliert,  kann  der  Justizminister  auf  Grund  der 
Erhebungen  seines  Aufsichtsorganes  und  des  Berichle.s  der 
Landeskummission  die  Bestimmung  dieser  Anstalt  zur  Aufnulinie 
von  Fürsorgezöglingen  widenrufen. 

ln  diesem  Falle  kommt  die  betretfende  Anstalt  für  den 
Vollzug  der  Fürsorgeerziehung  nicht  mehr  in  Betraclit. 

§ 22. 

Der  Zögling  ist,  soweit  dies  möglich,  in  einer  Familie, 
beziehungsweise  An.slalt  seines  Glauhensbekenntnisses  unler- 
zubringen. 

§23. 

ln  Korrigendenabteilungen  der  Landcs-Zwangsarbcils- 
anstallen  dürfen  Fürsorgezögliuge  nicht  unlergebrachl  werden. 

§ 24. 

Die  Länder  haben  für  die  Errichtung  der  notwendigen 
Erziehungsanstalten  in  dem  erforderlichen  AusmaBc  und  mit  den 
notwendigen  Einrichtungen  Sorge  zu  tragen. 

Zu  diesen  Kosten,  insoweit  sie  notwendiger-  oder  zweck- 
mäßigerweisc  aufgewendet  wurden,  trägt  der  Staat  die 
Hälfte  bei. 

§25. 

Für  die  nach  Maßgabe  der  Landesgesetzgebung  errichteten 
Erziehungsanstallen  haben  die  Landesausschüssc  die  notwen- 
digen Voi-schriften,  betreffend  die  Ausführung  der  Fürsorge- 
erziehung in  den  Anstalten  und  die  Verwaltungdcr  Anstalten,  zu 
erlassen. 

Diese  Vorschriften  bedürfen  der  Genehmigung  des  Ministers 
der  Justiz  im  Einvernehmen  mit  den  Ministem  des  Inncni  und 
des  Unterrichts. 

Die  Ernennung  der  Leiter  dieser  Anstalten  bedarf  der 
Genehmigung  durch  den  Justizminister, 

Die  landesausschüssc  haben  bei  Bestellung  des  Erzieher- 
und Aufsichts|)ersouals  darauf  zu  achten,  daß  dit-se  den  grund- 
sätzlichen Anforderungen  entsprechen,  welche  der  Justizinini-ster 
im  Einvernehmen  mit  den  Ministem  des  Innern  und  des  Unter- 
richts fcststellt. 
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§2C. 

Dip  Länder  können  sich  zum  Bau  von  Erzichungsanalalten, 
beziehungsweise  von  besonderen  AnstaJten,  zum  Beispiel  Tür 
hochgradig  verwahrloste,  schwachsinnige  oder  epileptische 
Zöglinge  oder  von  Einrichtungen  für  die  Ausbildung  des  Erziehcr- 
und  Aufsichtspersonals  vereinigen. 

Auch  in  diesem  Falle  trügt  der  Staat  die  Hälfte  der  Kosten 
des  Baues  und  der  Einrichtung. 

Der  Justizminister  regelt  im  Einvernehmen  mit  den 
Ministern  des  Innern  und  des  Unterrichts  durch  ein  besonderes 
Statut  die  Vertretung  und  die  Verwaltung  einer  solchen  gemein- 
samen Anstalt. 


§ 27. 

Wenn  ein  Landtag  die  Errichtung  einer  notwendigen 
Anstalt  zu  beschlieBen  unterlüßt,  so  kann  ein  Reiciisgesetz  die 
Errichtung  einer  solchen  auf  der  Grundlage  der  Teilung  der 
Kosten  zwischen  Staat  und  Land  anordnen. 

§ 28. 

Alle  Kosten  des  unmittelbaren  Vollzuges  der  Fürsorge- 
erziehung bestreitet  vorläufig  das  Land,  in  dem  der  Minderjrüirige 
zur  Fürsorgeerziehung  überwiesen  wurde  (§  10). 

Diese  Kosten  umfassen: 

ii)  den  Aufwand  für  die  Barau.slagen  der  Fürsorger  (§  19); 

b)  die  Sicherstellung  der  Orte  zur  vorläufigen  Unterbringung 
der  Kinder  (§  7); 

c)  die  Kosten  des  Unterhalts  und  der  Erziehung,  der  in  dem 
betreffenden  Lande  der  Fürsorgeerziehung  überwiesenen 
Minderjährigen; 

dj  die  Kosten  für  die  Überführung  des  Zöglings  in  die  Familie 
oder  Anstalt  sowie  für  die  Rückreise  des  aus  der  Fürsorge- 
erziehung entlassenen  Zöglings  und  endlich 

e)  die  Kosten,  welche  bei  Beendigung  der  Fürsorgeerziehung 
zum  Zwecke  des  weiteren  Fortkommens  behufs  Erlangung 
einer  selbständigen  Erwerhstätigkeit  erforderlieh  ersi’heinen. 
Auf  das  Land  entfällt  endgültig  jedoch  nur  ein  Dritleil  der 
Kosten,  wälirend  das  L.md  den  Anspruch  auf  Ersatz  der  anderen 
zwei  Dritteiles  hat,  und  zwar  bt  zunächst  zum  Ersatz  eines 
Drilteiles  der  Kosten  an  das  Land  der  Staat  vcrpllichtet. 

V’on  die.scr  Verpflichtung  besteht  nur  für  den  im  g 3i 
dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Fall  eine  Au.siiahme. 

ln  das  letzte  Drittel  teilen  sirh  endlich  die  bisherige  Auf- 
enthalb-,  beziehungsweise  Schulgemeinde  und  die  Heiinats- 
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gemeinde  des  Fürsorgezflglings,  sofern  nicht  die  Landesgfsetz- 
gebung  eine  andere  Verteilung  der  Kostenlast  unter  den  beiden 
Gemeinden  beschlieBt. 

§ 29.  I 

Das  Land  ist  verpflichtet,  den  Ersatz  der  Kosten  des  Unter- 
haltes eines  Zflglings  (§  28  c),  die  wfdirend  der  Fürsorgeerziehung 
entstanden,  von  diesem  selbst  oder  von  den  gesetzlich  zu  seinem 
Unterhalte  Verpflichteten  zu  fordern.  Auf  Grund  der  Vor- 
schreibung  des  Landesausschusses  findet  die  politische  oder 
gerichtliche  Exekution  statt. 

Der  Ersatzanspruch  genießt  die  Exekutionsprivilegien  der 
Ansprüche  auf  Gewährung  des  aus  dem  Ge.setze  gebührenden 
Unterhaltes.  i 

§30.  I 

Die  oberste  Aufsicht  über  den  Vollzug  der  Fürsorge- 
erziehung übt  der  Jii.sUzminister.  | 

Dieser  bedient  sich  hiezu  besonderer  dem  Justizministerium 
untergeordneter  Aufsichtsorgane,  deren  Aufsichtsgehict  den  ' 

Sprachgebieten  anzupassen  ist. 

Ein  Aufsichtsorgan  weiblichen  Geschlechts  führt  die  Auf- 
sicht über  die  Mädclienanstalten. 

§ 31. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Erziehung  in  der 
eigenen  Familie  und  der  Familienerzietiung  in  fremder  Familie 
fülirt  der  Fürsorger,  (g  1 9.) 


§32. 

Die  Berichte  der  Fürsorger  an  die  Landeskommission  für 
Jugendfürsorge  und  die  Berichte  der  .\ufsichtsorgane  des  Justiz- 
roinislerinms  gehen  im  Wege  der  betreffenden  Landeskommission 
an  den  Justizminister.  Dieser  faßt  das  Gesamtergebnis  der  staal- 
liclien  Aufsicht  in  einem  Jaiiresberichte,  welcher  dem  Reichärat 
und  den  Landtagen  mitgeteilt  wird,  zusammen. 


§ 33. 

Das  in  den  Schul-  undSanitatsgesetzen  l>egründete  Slaats- 
aufsichUrccht  wird  durch  dieses  Gesetz  nicht  berültft. 

Der  Justizminister  lial  im  Einvernehmen  mit  den  Ministem 
des  Innern  und  des  Unterrichts  Vorkehrungen  zu  troffen,  daß 
die  Organe  zur  Ausülamg  der  vorerwähnten  Staatsaufsicht,  diese 
wenn  tunlich  in  GcmeinschaR  mit  dem  Aufsichlsorgane  der  Für- 
sorgeerziehung ausüben. 
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§34. 

Der  Juslizminister  ist  erinftchtigt,  den  Staatsbeitrag  zu  den 
Ko.sten  des  Vollzuges  einzustellen,  wenn,  ungeachtet  vorher- 
gegangener Einsprache  gegen  vorschriftswidrige,  unnotwendige 
oder  uiuiweckmflßige  Vollzugsmaßnahmen,  in  diesen  forlgefahren 
wird.  • 

Die  Kosten  der  Aufsicht  über  den  Vollzug  der  fürsorge- 
erzieliung  triftl  die  Staatskasse. 

§36. 

Der  Justizniinister  im  Einvemelimen  mit  den  Ministem  des 
Innern  und  des  Unterrichts  genehmigt  die  Vorschriften  der 
LandesausschQsse,  betreffend  die  Ausführung  der  Fürsorge- 
erziehung und  die  Verwaltung  der  Landeserziehungsanslalten 
(§  25),  und  stellt  die  grundsätzlichen  Mindestforderungen  fest, 
denen  das  zu  bestellende  Erzieher-  und  Aufsichtspersonal  zu 
entsprechen  hat 

Der  Juslizminister  genehmigt  die  Ernennung  der  Vorsteher 
der  Landeseiziehungsanstallen. 

§36. 

Das  Vormundschaflsgericht  hat  nlljAhrlich  mindestens  ein- 
mal die  Verhältnisse  der  im  Gerichlsbezirke  zur  Fürsorge- 
erziehung unlergebrachten  Minderjährigen  zu  erheben. 


Unberührt  bleibt  die  Befugnis  des  Vormundschaflsgerichtes, 
auf  Antrag  des  V'aters  oder  des  sonstigen  gesetzlichen  Vertreters 
den  Minderjährigen  auch  außer  den  in  diesem  Gesetze  bezeich- 
neten  Fällen  auf  dessen  Kosten  oder  auf  Kosten  der  zu  seinem 
Unterhalte  verpüichlelen  Personen  zum  Zwecke  der  Erziehung 
in  einer  geeigneten  Familie  oder  Erziehungsanstalt  unterzu- 
bringen. 

§38. 

In  jedem  Falle,  in  dem  die  Fürsorgeerziehung  für  zulässig 
erklärt  wird,  wird  dem  Vater  beziehungsweise  der  Mutter  die  Ob- 
sorge ül>er  die  Person  des  Kindes  entzogen,  da.s  Kind  dem  Vater 
beziehungsweise  der  Mutter  für  die  Dauer  der  Fürsorgeerziehung 
aligenonimen  und  steht  dann  dem  Vater  beziehungsweise  der 
Mutter  nicht  mehr  das  Hecht  zu,  den  Aufenthalt  des  Kindes  zu 
bestimmen  und  das  Kind  vor  iteeudigung  der  Fürsorgeerziehung 
zurückzufordem. 

Aber  auch  in  B'ällen,  in  denen  zwar  Fürsorgeerziehung  auf 
öffentliche  Kosten  nicht  stallflndel,  in  denen  aber  die  Privatwobl- 
tätlgkcit,  das  ist  ein  Verein  oder  eine  Anstalt,  weiche  die  Landes- 
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koimuission  für  Jugendfürsorge  hiezu  als  geeignet  erklärt  hat,  die 
Fliege  und  Erziehung  eines  verlassenen  oder  verwahrlosten  oder 
auch  nur  eines  solchen  Kindes  ühernommen  hat,  dem  die  Ellern 
das  Mindestmaß  der  pflichtmüßigen  Aufsicht  und  erziehlichen 
Leitung  nicht  leisten  kömien,  sind  die  nunmehrigen  Erzieher  des 
Kindes  berechtigt,  die  Übertragung  der  elterlichen  Erziohungs- 
gewalt  mit  der  gleichen  Wirkung  wie  im  Falle  der  Fürsorge- 
erziehung zu  verlangen. 

Das  Vormundschaflsgericht  hat  über  einen  solchen  Antrag 
nach  Untersuchung  der  Verhältnisse  und  Anhörung  der  Eltern, 
beziehungsweise  des  gesetzlichen  Vertreters  des  Kindes  Be- 
schluß daliin  zu  fassen,  daß  die  Obsorge  über  die  Person  des 
Kindes  vom  Vater,  beziehungsweise  Mutter  oder  Vormund  auf  den 
Erzieher  des  Kindes  übergehe  und  daß  den  Eltern  nun  nicht 
mehr  das  Hecht  zusteht,  vor  Beendigung  der  Erziehung  ohne 
gerichtliche  Zustimmung  den  Aufenthalt  des  Kindes  zu  bestim- 
men und  das  Kind  dem  Erzieher,  Anstalt  oder  Verein  abzu- 
fordern. 

Gegen  Beschlüsse,  welche  das  Vormundschaflsgericht  auf 
Grund  dieser  Bestimmung  faßt,  steht  den  Beteiligten  das  Rechts- 
mittel des  Rekurses  oflen. 

Durch  diese  Bestimmung  sowie  durch  Überweisung  zur 
Fürsorgeerziehung  .auf  Grund  dieses  Gesetzes  wird  das  Recht  des 
Vormundschaftsgerichtes,  dem  Vater  auf  Grund  der  §§  176  bis 
178  a.  b.  G.  B.  die  väterliche  Gewalt  zu  entziehen,  nicht  berührt. 

§39. 

Die  Bestimmung  des  § 24-  des  Gesetzes  vom  3.  Dezember 
1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  105,  betreffend  die  Regelung  der  Heiraatsver- 
hällnisse,  wonach  die  der  Gemeinde  obliegende  Armenversorgung 
von  Kindern  auch  die  Sorge  für  deren  Erziehung  in  sich  begreift, 
wird  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

Dies  gilt  auch  hinsichtlich  des  Selhstbeslimmungsrechtes 
der  Gemeinden,  in  welcher  Weise  die  Armenversorguiig  der 
Kinder  Platz  zu  greifen  habe  (§  25  leg.  cit),  sowie  hinsichtlich 
der  Geltendmachung  des  Anspruches  aut  Versorgung,  in  dem 
durch  die  Gemeindeordnung  festgesetzten  Beschwerdezuge 
{§  4t  leg.  cit). 

ln  dem  Falle  aber  als  ein  in  Armenversorguiig  stehendes 
Kind  durch  seine  Unterbringung  in  die  Hausgenossenschafl  und 
Gewalt  von  Personen  gerät  (Armeneinlege,  Armenhaus,  Pllcge- 
parleien),  hei  denen  die  Voraussetzungen  des  § 1,  Absatz  1 dieses 
Gesetzes  zutreffen,  kann  das  Vormundschaflsgericht  zur  Siche- 
rung des  Kindes  dessen  vorläufige  Unterbringung  (§  7)  unter 
gleichzeitiger  Aufforderung  an  die  Heimatsgemeinde,  für  ein 
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jmdercs  einwandfreies  Unterkommen  des  Kindes  innerhalb  einer 
zu  bestimmenden  Frist  zu  sorgen,  anordnen. 

Kommt  die  Heiniatsgemeinde  dieser  Aufforderung  nicht 
• nacli,  so  erfolgt  die  Überweisung  des  Kindes  zur  Fürsorge- 
erziehung. 

Oie  Kosten  der  vorläufigen  Unterbringung  und  der  Für- 
sorgeerziehung treffen  in  diesem  Falle  die  Heimatsgemeinde. 


§40. 


Verbot  der  Var-  Die  Verwendung  von  schulpflichtigen  Kindern  in  Wander- 

Kindorn'i'n  w^-  Kcwcrbcn,  als  Hausierer,  Karrenzicher  oder  als  Begleitpersonen 
dorgewerben  oder  fahrender  Leute,  wie  Akrobaten,  Seiltänzer  u.  s.  w.,  ist  ver- 

als  Begleitperso- 


nen fahrender 


boten. 


beuta.  Im  Falle  Minderjährige  unter  18  Jahren  in  einer  dieser 

Beschäftigungen  betreten  werden,  ist  im  Sinne  des  § 4 die  Anzeige 
an  das  Vormund-schaflsgericht  zu  erstatten,  welches  daraufhin  zu 


prüfen  hat,  ob  eine  der  Voraussetzungen  der  Fürsorgeerziehung, 
§ 1,  Z.  1 bis  4,  vorliegt  und  im  zutreffenden  Falle  dieselbe 


anzuordnen  hat. 


§41- 


Die  Vormund- 
•oheft  Liber  FUr- 
sorgozöglinge, 
für  welche  ein 
Vormund  zu 
bestellen  Ist. 


Auf  Antrag  der  I-ande.skommission  kann  der  Vorstand  einer 
unter  öffentlicher  Aufsicht  stehenden  Erziehungsanstalt  vor  den 
in  § 196  a.  b.  G.  B.  bezeichneten  Personen  zum  Vormund  des 
in  der  Anstalt  untergebrachten  Zöglings  bestellt  werden. 

Das  gleiche  gilt  für  Zöglinge,  die  unter  der  Aufsicht  des 
Vorstandes  der  Anstalt  in  einer  Familie  erzogen  werden. 


8 42. 


Die  Übertrotung 
dsr  Vsreltlung 
der  Fürsorge- 
erziehung. 


II. 


Wer,  abgesehen  von  dem  Falle  des  g % des  Strafgesetz- 
buches, einen  Minderjährigen,  l>ezüglich  dessen  das  gerichtliche 
Verfahren  auf  Unterbringung  zur  Fürsorgeerziehung  eingeleitet 
oder  die  Unterbringung  zur  Fürsorgecrzicliung  angconlnet  ist, 
<lem  Verfahren  oder  der  nngeordnelen  Fürsorgeerzieliung  ent- 
zieht oder  ihn  verleitet,  sich  dem  Verfahren  oder  der  Fürsorge- 
erziehung zu  entziehen,  oder  wer  ihm  dazu  behilflich  ist,  macht 
sich  einer  Übertretung  schuldig  imd  ist  mit  strengem  Arrest  von 
einer  Woche  bis  zu  drei  Monaten,  womit  auch  eine  Geldstrafe 
bis  zu  üOO  Kronen  verbunden  werden  kann,  zu  bestrafen. 

Die  Entscheidung  über  die  in  dem  vorheiifehenden  Absätze 
normierte  Übertretung  der  Vereitlung  der  Fürsorgeerziehung 
steht  dem  Bezirksgerichte  zu. 

lö 
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8 43. 

Mit  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  tritt 
nt  an  Stelle  de.s  § 2,  liL  d des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852. 
H.  G.  Bl.  Nr.  117,  die  folgende  Fassung:  .daher  wird  die 
Handlung  nicht  als  Verbrechen  zugerechnet,  wenn  der 
Tfiter  das  14.  Ix'hetisjabr  noch  nicht  zuröekgelegt  hat.  ln 
dem  Falle  jedoch,  wenn  der  Täter  zwar  das  14..  aber  noch 
nicht  das  18.  Izibensjahr  zurückgelegt  hat,  wird  die  straf- 
bare Handlung  auch  dann  nicht  als  Verbrechen  ange- 
rechnet, wenn  sie  auf  Verwahrlosung  zurückzuführen  ist 
(§  1,  Alinea  3 des  Gesetzes,  belrctfend  die  Fürsorgeerziehung 
Mindeijäiiriger); 

b)  an  Stelle  der  g§  237,  2G9  bis  273  des  Strafgesetzes  vom 
27.  Mai  1852,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  tritt  die  folgende  Be- 
stimmung: 

Unmündige,  welche  eine  strafbare  Handlung  begehen, 
können  wegen  derselben  nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden. 

Minderjährige,  welche  zwar  das  14..  aber  noch  nicht 
das  18.  Lebensjahr  vollendel  haben,  können  wegen  einer 
straf  barcnHandlung  nur  dann  strafrechtlich  verfolgt  werden, 
wenn  diese  nicht  auf  Verwaliriosung  zuröckzuführen  ist. 

Liegt  Verwahrlosung  vor  (§  1,  Alinea  3).  erfolgt  Cber- 
weisimg  zur  Fürsorgeerziehung. 

8 44. 

An  Stelle  der  Bestimmung  des  g 8 des  Gesetzes  vom 
24.  Mai  1885.  R.  G.  Bl.  Nr.  8'J,  tritt  folgende  Bestimmung: 

Gegen  Mindcrj.ährige,  die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  tiaben,  finden  die  Strafbestimmungen  der  §§  1 bis  7 
keine  Anwendung. 

Dieselben  werden,  im  Falle  sic  landstreichend  oder  hellelnd 
betreten  werden,  im  Sinne  des  8 L Z.  3 dieses  Gesetzes  be- 
handelt. 

.Minderjährige  weiblichen  GescliIechLs,  die  mit  ilirem  Körper 
unzüchtiges  Gewerbe  treiben,  desgleichen  die  Zuhälter  öffentlicher 
Dirnen  sind  auf  Gnmd  des  8 1>  Z.  4,  der  Fürsorgeerziehung  zu 
überweisen. 

Im  Falle  die  /Zuhälter  ölfenilicher  Dirnen  das  18.  Lebent- 
jahr  überschritten  haben,  sind  dieselben  im  Sinne  der  §§  1.  3, 1 
und  5,  vorletzter  Absatz,  und  7 des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885. 
R.  G.  Bl.  Nr.  89,  zu  beliimdcln. 

8 4-5. 

An  Stelle  des  SchluBabsatzes  des  g G des  Gesetzes  vom 
24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  90,  treten  die  Worte:  ,5.  Personen, 
die  das  18.  Lehensjalir  nicht  vollendet  haben*. 
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VoIlzuffBklausel. 


Ferner  werden  in  der  Überschrift  sowie  in  dem  ersten 
Absätze  der  §§  16  und  17  und  im  zweiten  Absätze  des  § 19  die 
Worte  .Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten“  in  »Zwangs- 
arlieitsanslalten“  ge&ndert,  die  §§  13  bis  15  und  16,  Absatz  2 
des  Gesetzes  Tom  24.  Mai  1885,  H.  G.  Bl.  Nr.  90.  werden  auf- 
gehoben. 


§ 46. 

Dieses  Ge.setz  tritt  ein  Jahr  nach  dem  Tage  seiner  Kund- 
machung in  VV'irksomkeit. 

Mil  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  Meine  Minister  der 
Justiz,  des  Innern,  des  CntorriehU  und  der  Finanzen  beauftragt. 


15* 
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Motivenbericht  zum  Gesetzentwürfe. 


Der  Begriff  der  Verwahrlosung. 

Der  etjrniolo^scheu  Bedeutung  des  Wortes  nach  ist  Verwahrlosung  vom 
miUelhuchdeutschen  Worte  .Wahrlos*  abzuleilen  und  bedeutet:  ohne  die  nötige 
Wahrung,  Bewahrung,  Vcrwaliruiig. 

Wahrlos  ini  subjektiven  Sinne  ist,  wer  die  gehörige  Achtsamkeit  auf  das  zu 
Bewahrende  niclit  hat  ’) 

In  diesem  Sinne  bedient  sich  das  ältere  deutsche  Recht  des  Ausdruckes : 
Wahrlos. 

Der  Uichtsleig  Lundrechts  (vom  Jahiu  1335  zirka.  Ergänzung  des  Sachsen- 
spiegels) spricht  davon,  daß  das  verwirkte  Wehrgeld  aus  dem  Mündelgutc  zu  ent- 
richten sei,  bei  feldendem  Mündelgute  al>er  der  rechte  Vormund  aus  eigenem  Gute 
das  Wehrgeld  zu  zahlen  habe,  wenn  er  das  Kind  .walirlos*  gelassen  habe.  •) 

Im  neuhochdeutschen  Sprachgcbraucho  kommt  das  Wort  wahrlos  nur  in 
Verbindung  mit  der  VorsiU>e  ,ver*  vor.  Ein  Kind  verwalirlosen  heißt  soviel,  als 
es  an  der  nötigen  Aufsicht  über  das  Kind  fehlen  und  es  dadurch  in  einen  vom 
.MiUigel  der  nötigen  Leitung  und  Erziehung  zeugenden  Zustand  geraten  zu 
lassen. ') 

Verwahrlosung  im  objektiven  Sinne  bedeutet  einen  Zustand  der  Aufsichls- 
losigkeil,  einen  Zustand,  in  den  ein  Kind,  dem  es  an  der  nötigen  Aufsicht  und 
Erziehung  fehlt,  gerät. 

Das  charakteristische  Merkmal  in  dem  Begriffe  der  Verwahrlosung  ist  gleich- 
zeitig deren  hauptsächliche  Ureache:  die  Vernachlässigung  der  Erziehung.  Je 
nachdem  die  Erziehung  hinter  den  gebotenen  Aufordeningen  der  Entwicklung  der 
leiblichen,  geistigen  und  sittlichen  Kräfte  zurückbleibL  läßt  sich  eine  körperhehe, 
geistige  und  sittliche  Verwahrlosung  unterscheiden. 

Die  sittliche  Verwalirlosung  bezeicluiet  der  Franzose  mit  Abandon  morah 

Der  Internationale  KindcrschutzkongreB  in  jVntwerpcn  1890  bat  folgende 
Begriffsbestimmung  hieför  festgestcllt: 

:)  EnzvZlopZdischeH  Handbucli  der  Fildagogik,  henuivgcgebcn  von  W.  Kein.  Jena,  VII,  Bd. 
S.  itil.  Bayer,  Langensalza. 

V)  Berger,  Jugend-.  iiutz  uinl  Jugendbeveerung.  Leipzig,  1S97. 
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,0n  enlend  par  enfants  moraleiiiciit  abandonnes  ceui,  qui  par  suite  des 
inflnnitis,  de  la  riigligence  de  »ices  de  leurs  parenls  ou  d’autres  cauaes  se  trouvent 
livres  a CU3C  memes  et  privds  dedueation.“ 

Statt  daß  die  körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Kräfte  des  Kindes  durc  h 
die  Erziehung  zur  Entwicklung  gelangen,  gerät  das  verwahrloste  Kind  infolge  der 
Vernachlässigung  seiner  Erziehung  üi  einen  Zustand  der  Röckständigkeit  im  Ver- 
gleiche zu  demjenigen  Kinde,  das  unter  entsprechender  Aufsicht  und  erziehlich 
geleitet,  in  seinen  verschiedenen  Altersstufen  ein  DurehsehnittsmaB  leiblicher, 
geistiger  und  sittlicher  Rilduug  erreichen  wird. 

Das  Kind,  welches  in  seiner  Erziehung  vernachlässigt  wurde  und  infolge- 
de.ssen  unter  diesem  DurchschnitUmaße  zurDckbleibt,  gilt  als  ein  verwahrlostes 
Kind.  Ein  sittlich  verwahrlostes  Kind  weist  eine  Rftckständigkeit  in  der  Entvrick- 
hing  seines  Chaiakters  auf,  derzufolge  das  verwahrloste  Kind  es  datier  an  der  in 
seinem  Alter  sonst  üblichen  sittlichen  Reife  fehlen  läßt 

Das  sittlich  verwahrloste  Kind  entartet,  das  heißt,  es  artet  anders  als  das  in 
normaler  Weise  entwickelte  Kind  gleichen  Alters.  Diese  Entartung  ist  somit 
gleichbedeutend  mit  sittlicher  Minderwertigkeit,  welche  in  einer  verminderten 
sittlichen  W'iderslandskrafI  des  Kindes  gegenüber  dem  Anreize  zu  veibrecherischem 
Handeln  zum  Ausdrucke  kommt  Wird  dieser  Zustand  verminderter  Widerstands- 
kraft und  ilire  Ursache,  die  vernachlässigte  Erziehung,  nicht  behoben,  so  geht  die 
Mindeniiig  der  sittlichen  Widerstandskraft  in  ein  völliges  Schwinden  des  SitUich- 
keitsbegriffes.  in  einen  völligen  Mangel  des  sittlichen  und  rechtlichen  Pflicht- 
liewußLseins  über.  Aus  den  Unarten  des  Kindes  werden  schlechte  Gewolmheiten 
und  , Neigung  besiegen  ist  schwer,  doch  gesellt  sich  die  Gewohnheit  festwurzelnd 
hinzu,  unüberwindlich  wird  sie*  (Goethe). 

Diw  sittlich  verwahrloste  Kind  winl  unverbes.«erlich.  ein  (lewnhnlieils- 
verbrecher. 

Die  Vcrwahrlo.sung  bedeutet  zunächst  eine  Gefahr  für  das  Kind,  bei  dessen 
Eintritt  in  die  Volksschule  eine  Gefahr  für  die  Mitschüler,  in  letzter  Linie  eine 
Gefahr  für  die  Rechtsordnung,  eine  Gefalir  für  die  Allgcmeinlieit.  Die  Verwahr- 
losung ist  ein  Zustand  der  Erziehung.sbedürfligkeit.  der  nur  durch  Behebung  seiner 
Ursache,  das  ist  der  vemachlässiglcu  Erziehung,  behoben  werden  kann. 

Die  l'ürsorgc  für  das  veiwahrloste  Kind  besteht  demnach  in  einem  Ersätze 
dl  r durch  die  Ellern,  beziehungsweise  ihre  Vertreter  veniachlässiglen  Erziehung, 
in  der  staatlich  angeordneten  und  überwachten  Erziehung  — in  der  Fürsorge- 
erziehung. 

Wenn  wir  nach  dem  V'orhergesagten  den  Begriff  der  Verwahrlosung 
ziisammenfasseii,  so  verstehen  wir  darunter  folgendes: 

Die  Verwahrlosung  ist  ein  Zustand  der  Erzielmiigsbedürfligkeit  infolge  ver- 
nachlässigter Erziehung  durch  die  zunächst  zur  Erziehung  berufenen  Erzieher,  in 
dem  das  verwahrloste  Kind  es  an  der  in  seinem  Alter  sonst  üblichen  sittlichen 
Reife  felilen  läßt ') 


1)  Eine  die.ser  fthnliche  BegrifTsbestimmiiiijr  gibt  li.  Mayr.  Ileutiiehe-«  Wr^'altungsreulit. 
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Ohne  sittliche  Reife  keine  Strafreife.  Daher  die  logisch  folgerichtige  Forde- 
rung gegenüber  den  Strafdalcn  verwahrloster  Minderjähriger:  Erziehung  statt 
Strafe. 

Die  Fürsorgeerziehung  greift  Platz  im  Alter  der  Erziehbarkeit,  das  heißt  in 
jenem  Zeitabschnitte  der  Minderjährigkeit,  in  welchem  die  erziehliche  Einwirkung 
auf  den  Minderjährigen  noch  Erfolg  verspricht. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  preußischen  Fürsorgeerziehungsgesetze  und 
den  Gesetzen  von  Baden  und  Hessen  nimmt  der  Gesetzentwurf  das  Alter  bis  zum 
18.  Lebensjalu-e  in  Aussicht  (§  1).  Dies  der  Grund,  warum  die  vormundschaftliche 
Maßnahme  der  Fürsorgeerziehung  nicht  innerhalb  des  ganzen  mindeijährigen 
Alters,  das  ist  bis  zum  24.  Lebensjahre,  vorzusehen  ist 

Die  Fürsorgeerziehung  auf  öffentliche  Kosten  und  unter  öffentlicher  Aufsicht 
hätte  aber  nur  dann  Platz  zu  greifen,  wenn  das  Moment  der  unmittelbar  drohenden 
Gefahr  für  das  Kind,  seine  Mitschüler  und  für  die  Allgemeinheit  offenkundig  in 
den  Vordergrund  tritt. 

Daher  handelt  e.s  sich  darum,  den  Begriff  der  Verwahrlosung  — soweit  er 
für  ein  Gesetz,  welches  im  öffentlichen  Interesse  den  Begriff  der  Verwahrlosung 
zum  Ausgangspunkte  von  Erziehungsmaßnahmen  auf  öffentliche  Kosten  und 
unter  öffentlicher  Aufsicht  macht  — so  einzuschränken,  wie  es  das  nächstliegende 
Interesse  der  Bekämpfung  einer  der  Allgemeinheit  drohenden  unmittelbaren  Gefahr 
verlangt. 

Dies  tut  der  Gesetzentwurf. 

Danach  ist  Fürsorgeerziehung  anzuorchien: 

1.  Bei  Vernachlässigung  der  Erziehung  infolge  schuldhaften  Verhaltens  der 
Eltern,  also  bei  drohender  Venvahrlosung,  ohne  daß  der  Folgezustand,  die  tat- 
sächliche Verwahrlosung,  bereits  in  die  Erscheinung  getreten  zu  sein  braucht 
Dieser  Folgezustand  ist,  wie  ein  Gutachten  sich  ausdröckt,  noch  latent 

2.  Bei  tatsächlicher  Venvahrlosung,  mag  diese  nun  in  der  Entartung  des 
ScJiulkindes  und  der  dadurcli  bewirkten  Geföhrdung  der  Mitschüler,  in  der  straf- 
baren Handlung  oder  in  dem  drohenden  völligen  sittlichen  Verderben,  also  in  der 
unmittelbaren  Gefährdung  der  Rechtsordnung,  zum  Ausdrucke  konunen. 

ln  diesen  Fällen  der  tatsächlichen  Verwahrlosung  bedarf  es  nicht  erst 
des  schuldhaften  Verhaltens  der  Eltern  als  der  Voraussetzung  der  Fürsorge- 
erziehung. Hier  genügt  die  Unzulänglichkeit  der  elterlichen  Erziehungsgcwalt,  auf 
welche  die  tatsächliche  Verwahrlosung  zurückzufüliren  ist 

Die  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Fürsorgeerziehung. 

Der  § 1,  Z.  1,  entspricht  dem  geltenden  Rechte  (§§  177  und  178  a.  b.  G.  B.), 
darunter  fallen  Mißhandlung,  Anleitung  zum  Bösen  und  Schlechten,  Vernach- 
lässigung der  elterlichen  Pflichten  u,  s.  w. 

Die  Aufnahme  des  den  Kindern  gegebenen  schlechten  Beispiels  bedeutet 
eine  Enveiterung  des  § 178  a.  b.  G.  B.  und  entspricht  dem  § 1666  b.  G.  B. 
für  das  Deutsche  Reich  und  dem  § 1,  Z.  1,  des  preußischen  Fürsorgeerziehungs- 
gesetzes. 
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Slatl  der  weilen  Fassung  dieser  Gesetze  ist  das  .ehrlose  und  unsittliche 
Verhalten*  im  Entwürfe  genau  umschrieben  und  in  konkrete  Tatbestände  auf- 
gelhst,  welche  den  AusfQhrungsbestimmuugeu  zum  preußischen  Fürsorgeerzie- 
hungsgesetz,  den  Gesetzen  von  England  und  Frankreich  entsprechen. 

§ 1,  Z.  1,  beschränkt  sich  nicht  auf  das  schuldhafte  Verhalten  der  Eltern. 
Uas  tatsächliche  Gewallverhältnis  ist  für  die  Beurteilung,  ob  eine  Gefährdung  des 
Kindes  vorlicgt,  maßgebend. 

Darum  bezieht  sich  § 1,  Z.  1,  nicht  bloß  auf  die  bürgerlichrechtlichen 
Macdithaber:  die  Eltern  und  den  Vormund,  sondern  auch  auf  die  sonstigen  Erzieher, 
welche  eine  von  den  bürgerlich-rechtlichen  Machthabern  abgeleitete  Gewalt  über 
das  Kind  ausüben.  Darunter  fallen  Pflegeeltern  und  alle  jene  Personen,  denen 
im  Sinne  der  §§  113,  430  und  421  Strafgesetz  eine  Gewalt  über  das  anvertraute 
Kind  eingerüumt  ist. 

§ 1,  Z.  2,  schafft  die  reichsrechtlichc  Gi-undlage  zur  Unterbringung  sitt- 
lich verwahrloster  und  entarteter  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter  und  bildet 
somit  eine  Ergänzung  der  Volksschulgesetze  und  die  gesetzliche  Voraussetzung 
des  g 8.5  Schul-  und  Unterrichtsordnung. 

Eine  typische  Erscheinungsform  der  Verwahrlosung  infolge  der  Unfähigkeit 
der  Eltern  zur  Beaufsichtigung  bildet  die  Schulversäumnis. 

Diese  bildetbereits  in  ihren  ersten  Anfängen  ein  wichtiges  Anzeichen  sittlicher 
und  geistiger  Verwahrlosung  des  Kindes.  Das  erkennen  auch  einzelne  Gutachten 
an,  indem  sie  strenge  Behandlmig  der  Schulversäumnisse  verlangen,  welche  nach 
dem  Reichsvolksschulgesetze  und  den  Landesschulgesetzen  zunächst  in  Schul- 
versäumnisstrafeu  der  Eltern,  scldießlich  in  angemessenen  V’erfügungen  des  Vor- 
mundschaftsrichters (§  178  a.  b.  G.  B.)  bestehen  soll.  Die  Schulversäumnis  ist  aber 
auch  als  solche  eine  wichtige  Erscheinungsform  der  objektiven  Verwahrlosung. 

Mit  dem  Eüitritt  in  die  Schule  tritt  auch  das  Kind  aus  dem  engen  Kreise 
seiner  Familie  heraus  in  die  Öffentlichkeit  der  Volksschule.  Das  verwahrloste  Kind 
setzt  seine  Schädlichkeiten  in  weitere  Kreise,  cs  wird  damit  zu  einer  Gefalrr  für 
seine  Mitschüler  und  dessen  Ausschließung  aus  der  Schulgemeinschaft  ist  im 
Interesse  der  Reinhaltung  der  Schule  von  ansteckenden  Elementen  geboten. 
Diesem  Gebote  entspricht  § 85  der  definitiven  Schul-  und  Unterrichtsordnimg, 
welche  die  Ausschließung  eines  Kindes  aus  der  Volksschule  wegen  Entartung  ver- 
fügt. An  diese  Bestimmung  des  österreicliisihen  Schulrechtes  knüpft  gl,  Z.  2 
des  Gesetzentw'urfes  an.  ln  der  Beurteilung  dessen,  was  als  die  eine  so  einschnei- 
dende Maßnahme  rechtfertigende  Entartung  zu  gelten  hat,  ist  dem  Lelu-er  die 
wichtigste  Bolle  zugedacht.  Diesfalls  sind  die  Verhandlungen  der  Konferenz  der 
Zentralstelle  für  Jugendfürsorge  in  Berlin  am  Iß.  Juni  190ß  über  die  Wirksam- 
keit des  Fürsorgeerziehungsgesetzes  anregend  und  belehrend.  Von  Wichtigkeit 
erscheinen  mir  in  Beziehung  auf  die  Verw.ahrlosung  der  Schulkinder  die  Aus- 
führungen des  Plärrers  Bartels  aus  Bielefeld,  des  Vertreters  des  katholischen 
Erziehungsvereines  der  Diözese  Paderborn  auf  der  Konferenz,  welcher  Verein  sich 
die  Aufgabe  gestellt  hat,  gefährdete  Kinder  in  geeigneten  Familien  iintorzubringen. 
Danach  seien  die  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  hervorragender  Weise  an  der  Fürsorge- 
erz'iehung  in  Westfalen  beteiligt  und  ohne  deren  Mitwirkung  wäre  nicht  das  erreicht 
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worden,  was  tatsächlich  erreicht  worden  ist.  ln  den  Schulen  Westfalens  ist  die 
Kinrichtung  getroffen,  daß  genaue  Eintragungen  gemacht  werden,  wenn  ein  Kind, 
von  dem  man  vermuten  kann,  daß  es  in  verwahrlosten  Verhältnissen  lebt,  znm 
ersten  Male  etwas  tut,  was  mit  den  Schul-  oder  anderen  Gesetzen  im  Widerspruch 
steht.  Wemi  es  die  Schule  versäumt  hat,  wenn  es  sich  spät  abends  herumgetrieben, 
wenn  es  kleinere  Diehstälile  ausgeführt  hat  — alles  das  wird  gen.au  mit  .\ngabe 
des  Datums  notiert  Wenn  dann  schließlich  das  Maß  voll  ist,  wird  der  .\ntrag  auf 
Eürsorgeerziehung  gestellt  und  es  kann  der  Antrag  mit  einer  Reihe  von  Tatsachen 
unterstützt  werden.  Es  genügt  nicht,  dem  Richter  einfach  zu  sagen:  .Fürsorge- 
erziehung sei  notwendig“.  Die  Richter  müssen  nach  Tatsachen  urteilen  und  die 
Zeugen  vernehmen;  daß  er  das  kann,  dazu  müsse  ihm  das  Material  geliefert  w erden. 

§ 1,  Z.  3 und  4,  bedeutet  eine  grundsätzliche  Neuerung  und  bedarl 
daher  einer  ausführlicheren  Besprechung  im  Zusammenhänge  mit  den  §§  43,  44 
und  45  des  Gesetzentwurfe.s. 

Die  Strafbare  Handlung  als  Voraussetzung  der  Fürsorge- 
erziehung. 

§ l,  Alinea  3,  und  § 43  des  Gesetzes  ziehen  die  Grenzlinien  zwischen  Jugend- 
strafrecht mid  Jugendfürsoi-go.  Das  dieser  Grenzziehung  zu  Grunde  liegende 
Prinzip  lautet: 

Für  straffällige  Minderjährige  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  in  Füllen 
iler  Verwahrlosmig  nicht  Strafe,  sondern  Fürsqrgeerziehung. 

In  allen  anderen  Fällen,  in  denen  die  strafbare  Handlung  nicht  der  Au.«- 
druck  eines  verwahrlosten  Zustandes  des  jugendlichen  Rechtsbrechers  bedeutet, 
erfolgt  bei  Minderjährigen  im  Alter  von  14  bis  18  Jahren  Strafe. 

Bei  Geltendmachung  des  Jugendstrafrechtes  hätte  das  jugendliche  Alter 
entsprechende  Berücksichtigung  zu  finden. 

Voraussetzung  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  ist  die  Erziehung;  wo 
daher  Verwahrlosung,  das  heißt  ein  Zustand  der  Erziehungsbodürftigkeit  infolge 
vernachlässigter  Erziehung  vorliegt,  ist  dieser  Zustand  zu  behoben  durch  Fürsorge- 
erziehung, ist  dieser  Folgezustand  der  vernachlässigten  Erziehung,  die  verminderte 
Widerstandskraft  durch  Angewöhnung  sittlichen  und  rechtlichen  Pfliehtbewußl- 
seins,  zu  bekämpfen. 

Der  Standpunkt  des  Gesetzentwurfes  hat  jedenfalls  die  logische  Folgerichtig- 
keit für  sich.  Für  die  Fälle,  welche  auf  dem  Grenzgebiete  liegen,  gibt  § 1,  Z.  3. 
dem  Richter  die  Weisung.  Diese  Formel  entspricht,  wie  wir  gesehen  haben,  auch 
der  englischen  Gesetzgebung  und  knüpft  an  den  durch  den  Gnadenerlaß 
geschaffenen  Rcchtszustand  an.  Zu  diesem  Punkte  gebe  ich  eine  mir  in  letzter 
Stunde  zugekommene  Anregung  wieder.') 

Boi  der  Boliaii.lluag  des  T)ieina.s  Itl  .Gnuiilziigo  .tos  Jugonilslrafrcolites  für  Öslerreicii* 
riüge  der  l)ricflicben  Bitte  eines  Biditers  entsprochen  und  aurli  die  traurige  Erscheinung  erwäliut 
weriten,  daß  so  wenig  Gesuclie  um  Narlisielit  der  .len  Jugeiidlirtien  zuorkannten  Strafen  trotz  der 
zaldreiclien  Erlässe  und  Veronlnungen  des  Justizministers  von  den  tierichten  befürwortend  jor- 
gelegt  werden,  liezielunig-ueisc  von  Amts  wegen  so  wenig  auf  die  Übeireirhung  von  solchen 
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Kür  die  Bestimmung  der  Altersgrenze  zwischen  strafrechtlicher  Verantwort- 
lichkeit und  Erziehungsbedürftigkeit  im  Sinne  der  Fürsorgeerziehung  kommt  zu- 
nächst das  schulpflichtige  Alter  in  Betracht,  ln  der  strafrechtlichen  Verantwort- 
lichkeit eines  schulpflichtigen  Kindes  liegt  ein  innerer  Widerspruch.  Daher 
die  unbedingte  Straffreiheit  des  Kindes  im  schulpflichtigen  Alter.  Mit  Vollendung 
des  1-i.  Lebensjahres  ist  aber  von  Erreichung  des  Zieles  jeder  Erziehung,  von 
Selbstzucht  und  Selbsterziehung  noch  nicht  die  Bede. 

Der  unvermittelte  Eintritt  des  schulentlassenen  Kindes  in  das  selbsttätige 
Erwerbsleben,  die  Aufsichtslosigkeit  und  Selbständigkeit  in  dem  der  Aufsicht  und  des 
Schutzes  noch  so  selir  bedürftigen  Alter  birgt  Gefahren  in  sich,  von  denen  in  den 
Gutachten  bei  Besprechung  der  V'erwahrlosung  im  nachschulpflichtigen  Alter  vielfach 
die  Rede  ist.  Landesgerichtsrat  Winkler,  der  Gutachter  von  Kärnten,  beantragt  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  diese  Gefahren  die  Erhöhung  der  Grenze  des  straf- 
unmündigen Alters  bis  zum  18.  Lebensjalire,  während  andere  Gutachten  das 
IG.  Leben.sjahr  als  Altersgrenze  der  Strafmündigkeit  in  Vorschlag  bringen.  Das 
letztere  lehnt  sich  an  die  theresianische  Gesetzgebung,  das  erstere  an  das  geltende 
Recht  (Gesetz  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  BL  Nr.  89  und  90)  an.  Der  Gesetzentwurf 
knüpft  an  dieses  an  mid  kommt  damit  den  sozialpolitischen  Erwägungen,  welche  das 
Sc.hutzbedürfnis  der  straffälligen  Jugendlichen  in  Fällen  der  Aufsichtslosigkeit  bis 
zum  18.  Lebensjahre  begründen,  entgegen.  DieFüi-sorgeerziehung  innerhalb  des  Zeit- 
raumes vom  14.  bis  zum  18.  Lebensjahre  greift  aber  nur  unter  der  Voraussetzung 


Gnadengesuchen  gedrängt  wünI,  Als  Praktiker  kann  der  Bridschreiber  vcrsichorn,  daß  die  Haupt- 
schuld daran  der  gänzliche  Mangel  an  Formularlen  trägt. 

Während  bei  Einführung  der  neuen  Prozeßgesetze  und  der  Kxekutionsordnung  das 
Justizministerium  ein  sehr  praktisches  Formularienbuch  herausgegeben  hat.  welchem  ein  nicht  zu 
unterschätzendes  Verdienst  an  dem  raschen  Einleben  jener  Gesetze  gebührt,  während  in  dem  Ver- 
fahren außer  Streitsachen  das  Formularienbuch  von  (Hcmelhy  einen  ausgezeichneten  Behelf  bildet, 
gebricht  es  in  Strafsachen  an  einem  handlichen  Formularicnbuche.  Es  (werden  zwar  von  der 
Mänuerstrafanslall  in  Stein  Formolarien  in  Strafsachen  Terfertigl  (siehe  ,Manz.  Strafprozeß  1904 
11.  S.  T.  P.  T.  und  ff.).  Das  sind  jedoch  Blankelte  für  iHe  Hcinsohrifl  — ein  Formularienbuch  mit 
Kontext  und  Anmerkungen  existiert  leider  nicht. 

Nun  soll  der  Strafrichter,  welcher  alle  Berichte  mittcLs  einfachen  Vormerkes  oder  Blanketts 
vorlogen  kann  (auch  in  Strafsachen  zum  Beispiel  Formular  Nr.  92,  100,  120,  155  ctc.),  bei  einem 
Jugendlichen  einen  weitläufigen  Bericht  verfassen,  denselben  instruieren  ctc..  während,  wenn  er 
das  Gnadengesuch  einfach  abweist  oder  im  Akte  eine  Bognindung  niedersebreibt.  daß  er  keinen 
Grund  zur  Begnadigung  findet,  er  aller  Arbeit  los  wird. 

ln  jenem  Ve^ze^cbnis^c  (Manz  1904-)  kommt  kein  einziges  Formular  in  Sachen  der  Begna- 
digung der  JugcmUicben  vor,  während  es  10  Minlstcrialerlä.Siio  und  in  Bübmeii  zirka  20  Erlä.sse 
des  Oberlnndesgerichtes  und  der  ()l>crstaatsanwaltscbafl  gibt,  welche  gegenseitig  sich  ergänzen, 
respektive  teilweise  derogieren  und  eine  einfache  und  ühersichüicbe  Erledigung  dieses  Gegen* 
Standes  nicht  zulassen. 

Wenn  dieser  Zweig  der  stra/rechtUchen  Agende  ordertilicli  gesichtet  und  klargclegl  wäre, 
wenn  das  Ministerium  eine  Anweisung  samt  Formularien  für  diese  Sache  herausgelieu  wollte  und 
es  dem  Strafricliler  möglich  wäre,  wenn  er  die  Begnadigung  eines  verurteilten  Jugendlichen  durch- 
setzen will,  die  fonnellc  Behandlung  iles  günstigen  Beschlu'^scs  der  Kanzleialdeilung  zu  Oherlas-seii. 
dann  ließen  sich  die  Fälle  der  Begnadigung  der  Jugendlichen  verzehnfachen! 

Wollen  Herr  Doktor  diese  brennende  Frage  in  Ihrem  Referate  gehörig  beleuchten  und  aus- 
einandersetzen im  Interesse  Her  venvahrlosten  Jugend  selbst! 
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Platz,  daß  die  strafbare  Handlung  auf  Verwahrlosung  zurückzufüliren  ist  Die 
(iutachten  einzelner  Länder  erwähnen,  daß  landesübliche  Deliktfonnen  die  Über- 
weisung zur  Fürsorgeerziehung  nicht  begründen  dürfen. 

So  zum  Beispiel  die  Raufhändel  und  der  Wilddiebstabl  in  manchen  Alpen- 
ländern.  die  Übertretung  de.s  Viehseuchengesetzes  in  Galizien,  ferner  Augenblicks- 
delikte, mutwillige  Studentensti'eiche  u.  dgl.  m. 

Während  § 43  das  schulpflichtige  Alter  unbedingt,  das  jugendliche  Alter  von 
14  bis  18  Jahren  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  strafbare  Handlung  auf  Ver- 
wahrlosung zurückzuführen  ist,  bedingt  der  staatlichen  Strafgewalt  entrückt  und 
iin  letzteren  Falle  die  Fürsorgeerziehung  also  von  der  Bejahung  der  Vorfrage, 
ob  V'cnvahrlosung  vorliegt,  abhängt,  beantwortet  § 44  diese  Vorfrage  hinsichtlich 
der  Landstreicherei,  Bettelei,  gewerbsmäßigen  Unzucht  und  jugendlichen  Zuhälter- 
tums  selbst,  ohne  diese  Vorfrage  erst  aufzuwerfen  und  der  richterlichen  Prüfung  zu 
überlassen.  Die  envälinten  Tatbestände  sind  eben  typische  Erscheinungsformen 
eines  verwahrlosten  Zustandes,  die  letzten  zwei  sogar  Anzeichen  hochgradiger 
Verwahrlosung.  § 44  hebt  die  Strafe  Jugendlicher  in  Konsequenz  des  im  § 43  auf- 
gestellten Prinzips  auch  in  diesen  Fällen  auf.  Es  handelt  sieh  hier  um  einen  den 
eben  erwähnten  Delikten  zu  Grunde  liegenden  gemeingefährlichen  Zustand  und 
diesen  bekämpft  man  wirksam  nicht  mit  kriminellen  Strafen,  am  allerwenigsten 
mit  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen. 

Darum  linden  Landstreicherei  und  Bettelei  im  Strafrecht  eine  gesonderte 
Behandlung,  indem  sie  im  Nebengesetze  zum  Strafgesetze  vom  24.  Mai  1885, 
R.  G.  Bl.  Nr.  89,  einen  Titel  zur  Anhaltung  in  der  Besserungs-  und  Zwangsarbeits- 
anstalt begründen. 

Auch  in  England  erfuhren  die  straffälligen  Jugendlichen  ursprünglich  eine 
von  den  landstreiehenden  und  bettelnden  Kindern  verschiedene  Behandlung. 
Erstere  wurden  nach  verbüßter  Strafe  in  Reformatory  .Schools  erzogen. 

Einige  Jahre  nach  dom  Inslebentreten  der  Reformatory  Schools  traten  die 
Industrial  Schools  hinzu,  die  zunächst  für  landstreichende  und  bettelnde  Kinder 
bestimmt  waren,  für  deren  weiteres  gutes  Verhalten  die  Eltern  keine  Friedens- 
bürgschafl  leisten  konnten. 

Die  Anhaltungstitel  haben  sich  seitdem  vervielfacht,  aber  alle  Bewohner  der 
Industrial  Schools  fallen  unter  den  Begriff  der  potential  criminals,  deren  Lebens- 
verhältnisse es  wahrscheinlich  erscheinen  lassen,  daß  sie  actual  criminals  werden. 
Die  actual  wie  die  potential  criminals  im  jugendlichen  Alter  werden  heute  in 
beiden  Anstalten  einer  einheitlichen,  nämlich  erziehlichen  Behandlung,  unter- 
worfen. 

In  Belgien  unterschied  man  l'enfance  coupable  und  l'enfance  abandonnee 
und  Minister  Lejeune  hob  diesen  Unterschied  auf,  weil  dieselben  Ursachen 
den  erziehungsbedürtligen  Zustand  beider  Kategorien  von  Jugendlichen  herbei- 
gefülu't  haben  und  daher  bei  dieser  wie  bei  jener  Erziehung  statt  Strafe  am 
Platze  sei. 

Wenn  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  beizukommen  ist.  so  ist  es  in  iliren 
ersten  Anfängen. 
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Daher  wird  das  Schwergewicht  der  Bekämpfuog  der  Prostitution  in  einem 
größeren  Schulze  der  Mädchen  gegen  das  durch  die  Prostitution  gegebene 
schlechte  Beispiel,  in  einer  Verbesserung  unserer  Wohnungsverhälbiisse  u.  s.  w. 
zu  suchen  sein. 

In  England  bildet  die  Tatsache,  daß  ein  Kind  in  einem  Hause  wohnt,  in 
welchem  gewerbsmäßige  Unzucht  getrieben  wird  oder  Prostituierte  verkehren, 
einen  gesetzlichen  Titel  der  Anhaltung  in  einer  Industrial  School. 

Ist  ein  Mädchen  einmal  bei  der  gewerbsmäßigen  Unzucht,  ein  Junge  bei  dem 
Zuhältertum  angelangt,  dann  steht  allerdings  die  Gefahr  vollkommen  sittlichen 
Verderbens  (§  I,  Z.  4)  vor  der  Tür. 

Sowenig  ein  Arzt  aber  einen  schweren  Fall  wegen  der  Schwierigkeit  des 
Falles  von  vornherein  aufgibt,  sowenig  kann  die  öffentliche  Gewalt  im  Staate 
diese  jugendliclien  Geschöpfe  von  vornherein  verloren  geben.  Dazu  kommt  noch 
eine  andere  Erwägung  der  Zweckmäßigkeit 

Teilnahmslos  könnte  die  öffentliche  Gewalt  deim  doch  nicht  an  den  Prosti- 
tuierten und  ihren  Zuhältern  vorübergehen,  sowenig  wie  sie  es  bis  jetzt  tat.  Allein 
die  gegenwärtige  korrektioneile  und  polizeiliche  Art  der  Behandlung  nützt  nicht 
nur  nicht,  sondern  verschlechtert  eher  die  Dime,  die  mit  polizeilicher  Duldung  ihr 
Schandgewerbe  ausübt  Die  Lebensbilder  der  Korrigendinnen  in  Mähren  in  dem 
Gutachtenbande  zeigen,  wie  die  Prostitution  vielfach  auf  das  schuldhafte  Verhalten 
der  Eltern  zurückzuführen  ist 

Schutz  gegen  das  schuldhafte  Verhalten  der  Eltern  durch  die  Fürsorge- 
erziehung, Schutz  des  stellenlosen  Mädchens  in  der  Großstadt  schützen  das 
Mädchen  viel  wirksamer  vor  dem  Verfall  in  die  Prostitution. 


Maßnahmen  zur  Belebung  des  Pflichtbewußtseins  der  Eltern 
und  sonstigen  Aufsichtspersonen. 

Gegenüber  der  Auffassung  und  Behandlung  einer  strafbaren  Handlung  als 
Erkenntnisgrund  eines  Zustandes  der  Erziehungsbedürfligkeit  infolge  vernach- 
lässigter Erziehung  legt  die  Frage  nahe,  ob  nicht  der  V'emaclüässigung  der  Auf- 
sichts-  und  Erziehungspflicht  durch  Maßnahmen,  welche  das  Püichtbewußtsein 
und  das  Verantwortlichkeitsgefülil  der  Eltern  und  Aufsichtspersonen  beleben 
soll,  entgegengesteuert  werden  könnte  und  sollte.  Diese  Frage  ist  ernster  Er- 
wägung wert. 

Die  schuldhafte  Vernachlässigung  der  Aufsichts-  und  ErziehungspDicht  sollte 
nicht  nur  zu  den  in  diesem  Gesetze  in  Aussicht  genommenen  Maßnahmen  der 
Fürsorge  für  das  Kind  Anlaß  geben,  sondern  als  ein  selbständiges  Delikt  im  Straf- 
rechte Aufnahme  finden  und  durch  das  Strafgesetz,  sofern  das  Wohl  des  Minder- 
jährigen durch  die  Vernachlässigung  der  Aufsichtspflicht  gefälmdet  oder  geschädigt 
und  die  Anordnung  der  Fürsorgeerzielumg  notwendig  wurde,  mit  Strafe  bedroht 
werden. 

Dadurch  würde  der  in  § 2 des  Entwurfes  vorgesehenen  Verwarnung  der 
Eltern  in  wirksamer  Weise  Nachdruck  verliehen  werden. 
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Aber  auch  nach  einer  anderen  Richtung  ließe  sich  die  Frage  der  Belebung 
des  elterlichen  Pflicht-  und  Verantwortlichkeitsgefühles  in  Erwägung  ziehen,  näm- 
lich ob  die  zur  Aufsicht  berufenen  Personen  nicht  fär  die  strafbaren  Handlungen 
der  ihrer  Aufsicht  anvertrauten  Kinder  unter  der  Voraussetzung  haftbar  erklärt 
werden  sollten,  daß  die  strafbare  Handlung  mittelbar  oder  unmittelbar  durch 
absichtlichen  Mangel  oder  schuldhafte  fortgesetzte  Vernachlässigung  der  Aufsicht 
über  das  Kind  mitverschuldet  wurde. 

In  welcher  Weise  und  Richtung  die  Gesetzgebung  vorzugehen  habe,  zeigen 
uns  vereinzelte  Bestimmungen  des  geltenden  Rechtes,  die  es  bereits  heute  in 
Einzelfällen  ermöglichen,  die  Eltern,  respektive  die  gesetzlichen  Vertreter  für 
Handlungen  ihrer  Kinder  verantwortlich  zu  machen  (§  1309  a.  b.  G.  B.  und  Aus- 
nahme § 1308  a.  b.  G.  B.i. 

Diese  Haftpflicht  der  zur  Aufsicht  verpflichteten  Person  ist  — wie  bereits 
oben  ausgeführt  wurde  — dem  deutschen  Rechte  nicht  fremd  (Richtsteig  Lanii- 
rechts). 

Das  englische  Gesetz;  Youthful  Offenders  Act  1901  (1  Edw.  7,  ch.  20)  an- 
erkennt die  Haftung  des  Vaters  und  des  Vonnundes  für  den  durch  die  strafbare 
Handlung  eines  Kindes  angerichteten  Schaden  unter  der  Voraussetzung  an,  daß 
die  strafbare  Handlung  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  absichtlichen  Mangel 
oder  fortgesetzte  Vernachlässigung  der  schuldigen  Aufsicht  mitverschuldet  wurde. 

Eine  Bestimmung  ähnlicher  Tendenz  enthält  das  belgische  Gesetz. 

Die  Fürsorgeerziehung. 

Die  Arten  der  Fürsorgeerziehung  und  die  derselben  vorhergehen- 
den Maßnahmen,  deren  Anordnung  und  das  Verfahren. 

Der  schwerwiegende  Eingriff  der  öffentlichen  Gewalt  in  die  elterliche  Gewalt 
fordert,  daß  zu  der  äußersten  Maßnahme,  der  Trennung  der  Kinder  von  ihren 
Eltern,  nur  dann  gegriffen  wird,  wenn  gelindere  Mittel  versagt  haben  oder  wenn 
solche  mit  Rücksicht  auf  die  Hoffnungslosigkeit  des  Falles  von  vornherein  aus- 
sichtslos erscheinen  und  die  sofortige  Befreiung  des  Kinde.«  .aus  seiner  verderb- 
lichen Umgebung  dalier  geboten  ist. 

Das  erste  Glied  in  der  Reihenfolge  der  Försorgemaßnalimeu  ist  die  Ver- 
warnung der  Eltern.  Bei  dem  Mangel  an  Fürsorgeeinrichtungen  in  Österreich 
ist  die  Verwarnung  heute  das  zumeist  angewendete  Mittel  der  Pflegschaflsbohördc. 

Einen  Schrill  weiter  geht  die  Überwachung  der  Erziehung  in  der 
eigenen  Familie.  Bereits  die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  1 l.Mai  1901, 
betreffend  den  Kinderschulz,  Absatz  3,  sieht  eine  solche  vor. 

So  geboten  es  nun  ist,  daß  von  der  Befreiung  des  Kindes  aus  der  Gewalt 
seiner  Eltern,  denen  mit  dem  Kinde  oft  der  letzte  sittliche  Halt  genommen  wird, 
wirklich  nur  als  äußerstes  Mittel  Gebrauch  gemacht  wird,  so  dringend  geboten 
ist  ein  rechtzeitiges  und  energisches  Eingreifen  in  diesem  Sinne  dann, 
wenn  dem  Wolde  des  Kindes  durch  den  Mißbrauch  der  elterlichen  Gewalt. 
Vernachlässigung  der  elterlichen  PIIi(diten  und  verderbliche  Beeinflussung  des 
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Kindes  durch  schlechtes  Beispiel  Gefahr  droht.  In  diesem  Falle  gilt  das  Wort:  Je 
früher  desto  besser. 

Die  Justizministerialverordnungen  vom  11.  Mai  1901  und  vom  10.  April  1902 
legen  auf  die  vorläufigen  V'orkehrungen  zur  mittlerwciligen  Sicherung 
des  Kindes  das  größte  Gewicht.  Der  Gesetzentwurf  nimmt  in  § 7 darauf  Bedacht. 
Zur  dauernden  Sicherung  des  Kindes  dient  die  Überweisung  zur  Für- 
sorgeerziehung (§  2 des  Gesetzentwurfes). 

Der  Schutz  des  Kindes  gegen  die  Verabsäumung  seines  rechtlichen 
Anspruches  auf  Erziehung  besteht  in  der  Abhilfe  seines  erziehungsbedürftigen 
Zustandes,  in  dem  Ersätze  der  vernachlässigten  elterlichen  Erziehung.  Dieser  wird 
um  so  erfolgreicher,  je  weniger  die  schädliche  Einflüsse  auf  das  Kind  eingewirkt 
haben.  Die  Abgewöhnung  der  scldechten  Neigungen  wird  um  so  leichter  sein, 
je  weniger  sie  sich  zu  schlechten  Gewohnheiten  entwickelt  haben. 

Daher  die  immer  wiederkehrende  und  berechtigte  Forderung:  die  Erzie- 
liungsfürsorge  schon  in  den  ersten  Anfängen  der  Verwahrlosung  ein- 
zuleiten. 

Der  Grad  der  Verwahrlosung  bedingt  einen  Unterschied  der  für  ihre 
Bekämpfung  bestimmten  Maßnahmen. 

Die  Fürsorgeerziehung  verwahrloster  Kinder  bedeutet  Unterbringung  in 
Familien  oder  Anstalten  (§  2 des  Gesetzentwurfes). 

Die  Fürsorgeerziehung  will  die  gefährdeten  und  verwahrlosten  Kindep  durch 
Festigung  ihres  Charakters  zur  Selbstverantwortlichkeit,  durch  Arbeitsgewöhnung 
zur  Selbsterwerbslähigkeit  eiziehen.  Daraus  ergibt  sich  als  eine  der  obersten 
Anforderungen: 

Die  Garantie  zu  schaffen,  daß  die  verwahrlosten  Kinder  nicht  in 
verwahrlosten  Familien  oder  in  verwahrlosten  Anstalten  unter- 
gebracht werden. 

Dieser  Forderung  wollen  §§  21,  23,  25,  Alinea  4,  und  26,  Alinea  1 des 
Gesetzentwurfes  gerecht  werden. 

Wenn  § 2 des  Gesetzentwurfes  auch  die  Familienerziehung,  das  ist 
Unterbringung  von  Fürsorgezöglingen  in  Familien  vorsieht,  so  entspricht  er  damit 
nur  einer  mehreren  Gutachten  zufolge  in  einzelnen  Ländern  schon  heute  geübten 
Praxis.  Auch  die  derselben  weniger  günstigen  Gutachten  brechen  über  die 
Familienerziehung  nicht  von  vornherein  den  Stab,  sondern  machen  deren  Erfolg 
von  der  richtigen  AuswalU  der  Familien  abhängig.  Bei  dieser  werden  die 
Gemeindewaisenräte  wertvolle  Dienste  leisten. 

Es  wird  datier  das  Bestreben  dahin  gerichtet  werden  müssen,  geeignete 
Familien  zur  Unterbringung  von  Fürsorgezöglingen  ausfindig  zu  machen. 

Eine  Erhöhung  der  Pflegegelder  wird  auch  wie  in  anderen  Ländern  eine 
Auswahl  geeigneter  Pflegeparteien  leichter  ermöglichen  als  die  heutigen  kargen 
Pflegegelder  bei  Findel-,  Kost-  und  Haltekindem  sowie  die  in  der  öffentlichen 
Armenpflege  zumeist  üblichen  Pflegegelder,  welche  nicht  einmal  die  Selbstkosten 
der  Pflege  decken,  geschweige  denn  einen  darüber  hinausgehenden  Untemehmer- 
gewinn  der  Pflegepartei  für  die  Übernahme  und  Pflege  der  Kinder  ermöglichen. 
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Nachdem  nun  heule  vielfach  wähl-  und  kontrollos  die  Kinder  in  entgeltliche 
Pflege  untergebracht  werden,  finden  sich  unter  den  Pflegeparteien  Individuen, 
welche  selbst  entweder  armenrechtlich  liilfsbedürflig  sind  oder  an  der  Grenze 
armenrechtlicher  Hilfsbedürftigkeit  stehen.  So  dient  das  an  sich  karge  Pflegegeld 
statt  zur  Pflege  der  Kinder  zur  Aufbesserung  der  Existenzverhältnisse  der 
Pflegeparteien  auf  Kosten  der  Kinder.  Dieses  führt  zu  jenen  traurigen  Pflege- 
verhällnissen,  von  denen  die  Gutachten  berichten,  deren  Abhilfe  in  einer  strengen 
Auswahl  und  Kontrolle  der  Pflegeparteien  gelegen  ist,  zu  welcher  man  eben  auch 
nur  auf  dem  Wege  einer  Erhöhung  der  heutigen  Pflegegelder  gelangen  wird. 

Der  hiedurch  bedingte  Aufwand  wird  immer  noch  billiger  zu  stehen  kommen 
als  die  Kasernierung  aller  gefährdeten  und  verwahrlosten  Kinder  in  Erziehungs- 
anstalten. 

Die  Kombinationen  von  Anstalten  und  Familie,  wie  sie  Fräulein  v.  Wolf- 
ring in  ihrer  Schrift:  Entwurf  einer  landwirtschaftlich  - gewerblichen  Kolonie. 
Wien.  Verlag  des  Pestalozzi-Vereines  190t,  deren  Einführung  auch  das  Gut- 
achten von  Oberüsterreich  empfiehlt,  sind  durch  die  Alternative  des  § 2 des 
Gesetzentwurfes  nicht  nur  nicht  ausgeschlossen,  sondern  unter  den  Anstaltsbegriff 
einzureihen. 

Von  der  Anstaltserziehung  und  den  an  diese  zu  stellenden  Anforderungen 
wii'd  in  dem  Teile  dieses  Berichtes,  der  von  dem  unmittelbaren  Vollzug  der  Für- 
sorgeerziehung handelt,  die  Rede  sein. 

Zur  Entfernung  des  Kindes  aus  verderblicher  Umgebung,  in  der  es  vcrw,nhr- 
loste  und  zum  Schutze  gegen  die  Rückkehr  in  die  alten  Verhältnisse  vor  Beendigung 
der  Erziehung  genügt  die  Übertragung  der  Erziehungsgewalt  an  die  mm- 
mehrigen  Erzieher,  und  zwar  für  die  ganze  Dauer  der  Fürsorgeerziehung;  dazu 
bedarf  es  nicht  der  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt. 

Dem  Gnmdsatze  der  Verhältnismäßigkeit  der  Abwehr  entspi’echend,  genügt 
zu  diesem  Zwecke  die  Sicherung  des  Kindes  in  der  schon  heute  im  § 178  a,  b.  G.  B. 
begründeten  Weise.  Dieser  ist  die  Fassung  des  g 38  angepaßt. 

Zum  Zwecke  der  Fürsorge  für  das  Kind  genügt  die  einfache  Übertragung 
der  Erziehnngsgew'all  von  den  Eltern  an  andere  zur  Ersatzerziehung  benifene 
Personen  nach  dem  Vorbilde  des  deutschen  und  englischen  Rechtes  und  ist  es 
nicht  nötig  und  erscheint  es  aus  der  weiteren  Erwägung  nicht  zweckmäßig,  zu 
diesem  Zwecke  an  das  Problem  der  Aberkennung  der  elterlichen  Gewalt  zu  rüliren, 
wodurch  sich  in  die  Erwägung  des  zur  Anordnung  der  Fürsorge  zuständigen 
Richters  leicht  das  der  Sache  abträgliche  Bedenken,  ob  eine  solche  Maßnahme 
auch  dem  schuldhaften  Verhallen  der  Eltern  entspricht,  mengt  und  aus  diesem 
Grunde  die  Anordnung  der  im  Interesse  des  Kindes  notwendigen  Maßnahmen 
vereitelt.  Wenn  das  Gewis.sen  des  Richters  von  solchen  Erwägungen  befreit  wird 
und  die  Organisation  der  Fümorge  dem  Richter  die  Überzeugung  beibringl,  daß 
für  die  nmngelhafte  Erziehung  in  der  eigenen  Familie  ein  vollwertiger  Ersatz  in 
der  zu  schaffenden  Organisation  besteht,  dürfte  auch  die  Klage  über  die  angeblich 
zu  laxe  Praxis  der  Gerichte  in  dieser  Beziehung  verstummen. 

Sollte  eine  Aberkennung  außerdem  notwendig  sein,  so  liegt  der  betreffende 
Pflegschaffsukt  außerhalb  des  Bereiches  dieses  der  Fürsorge  dienenden  Gesetzes 
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und  findet  nach  wie  vor  seine  Grundlage  in  den  g§  17ö  bis  178  a.  b.  G.  B.,  bei 
Überschreitung  der  häuslichen  Zucht  in  den  §§  414  und  415  SL  G. 

Der  §38  sieht  aber  auch  zum  Schutze  der  Privatwohltätigkeit  und 
des  von  ihr  in  Angriff  genommenen  Erziehungswerkes  gegen  unzeitgemäße 
Geltendmachung  der  elterlichen  Rechte  eine  gleiche  Bestimmung  vor.  Auf 
die  nähere  Begründung  dieser  Bestimmung  wird  nochmals  am  Schlüsse  dieses 
Berichtes  zurückgekommen  werden. 

Die  Anordnung  der  Fürsorgeerziehung  ist  mit  allen  Garantien  einer 
unabhängigen  Rechtsprechung  umgeben,  daher  den  Gerichten  übertragen. 

Niemand  darf  im  Sinne  des  Staatsgrmidgesetzes  vom  27.  Oktober  1802, 
R.  G.  Bl.  Nr.  87,  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  seinem  zuständigen 
Richter  entzogen  wenlcn.  Da  es  sich  bei  Anordnung  der  Fürsorgeerziehung  um 
eine  vormundschaltsbehördliche  Maßnahme  handelt,  ist  der  Vormimdschaftsrichler 
der  zuständige  Richter.  Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Erscheinungsform  der 
Vcrwalirlosung,  welche  zu  dieser  Maßnahme  den  Anlaß  gibt,  die  strafl)are 
Handlung  eines  Minderjährigen  bildet. 

Die  Anordnung  dos  Vormundschaflsrichters  bezweckt  Anhaltung  zum 
Zwecke  der  Erzichungsfüi-sorge ; der  Strafrichter  erkennt  im  Strafurteil  auf 
Anhaltung  zum  Zwecke  der  Strafe. 

Die  Anstalten,  welche  diese  nbervormuudschaflliche  Fürsorge  vermitteln, 
sind  Ei'ziehungsanstalten,  die  Anstalten,  in  die  die  Angehaltenen  auf  Grund  Slraf- 
urteils  wegen  strafbarer  Handlungen  durch  den  Strafrichter  übenviesen  werden, 
sind  Strafanstalten,  welche  der  StraQustiz  dienen  und  unterstehen,  daran  wird 
auch  dm'ch  den  Umstund  nichts  geändert,  daß  man  sie  Besserungsanstalten  nennt 
und  daß  darin  — was  ja  ganz  selbstverständlich  und  in  der  Vorschrift  über  den 
Strafvollzug  an  Jugendlichen  schon  längst  begründet  ist  — diese  unterrichtet  und 
nützlich  beschäftigt  werden. 

Geschähe  dies  nicht,  so  wäre  dies  erst  recht  eine  verkehrte  Kriminal- 
politik, denn  Müßiggang  ist  doch  aller  Laster  Anfang.  Auf  den  Zweck  der  Anhaltung 
kommt  es  an,  denn  um  zwangsweise  Anhaltung  handelt  es  sich  in  beiden  Fällen, 
ln  dem  einen  Falle  um  Freiheitsentziehung  als  Strafe;  in  dem  anderen  Falle  um 
Anhaltung  zum  Zwecke  der  Erfüllung  des  bisher  verabsäumten  Erziehungs- 
anspruches des  Minderjährigen,  in  diesem  Falle  um  eine  Wohltat,  im  anderen 
Falle  um  ein  Obel  als  Sühne  für  eine  Straftat  Entweder  das  eine  oder  das 
andere.  Nicht  mehr  ein  Gesetz  strafrechtlichen,  sondern  ein  Gesetz  fürsorglicheti 
Inhalts  soll  im  Sinne  des  vorerwähnten  Staatsgrundgesetzes  die  rechtliche  Grund- 
lage für  die  Anhaltung  zum  Zwecke  der  Fürsorgeerziehung  schaffen.  Dieser 
Gedankengang  findet  sich  auch  in  einzelnen  Gutachten. 

ln  der  Konferenz  der  deutschen  Zentralstelle  für  Jugendfürsorge  in  Berlin 
findet  sich  auch  der  Gedanke  der  Schaffung  eines  einzigen  V'ormundschafls- 
gericlitos  für  Berlin.  Der  gleiche  Gedanke,  betreffend  Wien,  findet  sich  in  dem 
Gutachten  für  Niederösterreich  (81).  In  der  erwähnten  Konferenz  teilt  Amts- 
gerichtrat Dr.  Köhne,  Vormundschaftsrichter  m Berlin,  mit,  daß  er  sich  erboten 
habe,  neben  seinem  Amte  als  Vormundschaftsrichter  auch  das  Amt  eines  Straf- 
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riclilers  über  eine  beschrankte  Zaiil  von  Kindern  zu  übernehmen,  also  beide 
Fuixktionen  in  sich  zu  vereinigen.  Die  Verwirklichung  dieser  Idee  würde  uns  der 
Verwirklichung  der  Jugendgerichte  nach  dem  Vorbilde  von  Amerika  nahebringen. 

Die  Zuständigkeit  der  V'orinundschafts  ge  richte  gibt  die  Gewähr  einer 
möglichst  objektiven  Beurteilung  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  und 
erscheint  daher  auch  in  Fällen,  in  denen  die  Einleitung  des  Verfahrens  durch 
Straflaten  Jugendlicher  veranlaßt  wird,  sachlich  mehr  begründet,  als  die  Zuständig- 
keit der  in  der  Strafrechtspflege  tätigen  Richter.  Diese  Richter,  welche  gewohnt 
sind,  über  die  Straftaten  abzuurteilen,  würden  im  System  der  Fürsorgeerziehung 
auf  einmal  berufen  werden,  nicht  mehr  über  die  Straftat  zu  urteilen,  sondern 
den  Zustand  der  Verwahrlosung  zu  ermitteln  und  festzustellen.  Hiezu  besitzen  die 
Vormundschaftsgerichte  vermöge  ihrer  pflegschaflsbehördlichen  Praxis  viel  mehr 
die  Eignung  als  die  Strafgerichte. 

Nach  den  Erfahrungen  anderer  Länder,  wie  England  und  des  Deutschen 
Reiches,  bekunden  übrigens  im  allgemeinen  die  Strafrichter  einen  Widerwillen 
gegen  die  Abiuteilung  von  Kindeni  und  Jugendlichen.  Eine  Erfahrung,  welcher  die 
Gesetzgebung  von  England  Rechnung  getragen  hat. 

Die  .Anwendung  der  Fürsorgeerziehungsgesetze  setzt  aber  noch  mehr  als 
Juristische  Bildung,  vor  allem  Lebenserfalirung  voraus.  Es  mag  leicht  Vorkommen, 
daß  die  gelehrten,  namentlich  die  jüngeren  Richter  über  diese  nicht  verfügen. 
Darum  geht  eine  Strömung  im  Deutschen  Reiche  folgerichtig  dahin,  die  An- 
wendung des  Fürsorgeerzicliungsgesetzes  nicht  einzig  und  allein  in  die  Hand 
von  Männern  zu  legen,  die  für  eine  andere  als  die  juristische  Seite  der  Frage 
weniger  Verständnis  haben  können  und  welche  vermöge  ihres  Bildungsganges 
und  ihrer  sozialen  Stellung  den  Bevölkerungskreisen,  welche  bei  der  Fürsorge- 
erziehung hauptsächlich  in  Betracht  kommen,  ferner  stehen.  Nach  dem  Gesetze 
vom  6.  Juni  1896,  betreffend  die  verwahrloste  Jugend,  entscheidet  in  Norwegen 
nicht  allein  der  Jurist  über  die  Unterbringung  eines  verwahrlosten  Kindes, 
sondern  der  sogenannte  Vorniuudschaflsrat. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  die  Begründung  des  § 3 des  Entwurfes. 

Das  Verfahren,  welches  der  Anordnung  der  Fürsorgeerziehmig  vorher- 
zugehen hat,  wird  in  den  §§  5 und  G des  Gesetzentwurfes  geregelt. 

Diese  Bestimmungen  sichern  zunächst  grundsätzlich  das  rechtliche  Gehör 
der  Eltern  als  der  Nächslbeteiligten,  ohne  daß  der  Gang  des  Verfahrens  auf- 
gehalten wird,  weiui  erhebUche  .Schwierigkeiten  denaselben  im  W'ege  stehen. 

Das  Vormmidschaftsgericht,  welches  seine  Entscheidung  auf  Grund  von 
Tatsachen  fällen  muß,  wird  in  den  Mitgliedern  des  Gemeindewaisenrates  wertvolle 
Organe  zur  Beschaffung  des  Tatsachenmaterials  besitzen.  Das  vom  Gesetze 
angeordnete  Gehör  des  Seelsorgei-s.  des  Lehrers  der  Schule,  welche  der  Minder- 
jährigen bisher  besuchte,  sowie  des  Gemeindevorstehers  der  Aufenthaltsgemeinde 
des  Minderjährigen,  also  des  Hauptes  der  Ortspolizei  wird  dem  mit  dem  Ver- 
fahren angestrebten  Zwecke  der  Walirheitsermittlung  gerecht.  Insbesondere 
werden  Seelsorger  und  Lehrer,  welche  der  Kinderseele  doch  viel  näher  stehen 
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als  der  Jurist  dem  Vormundschaflsrichler  bei  der  Urteilslinduu(;,  zu  der  es  eines 
tieferen  Einblickes  der  betreffenden  Verhältnisse  liedarf,  wertvolle  Dienste  leisten. 

Bei  der  Anordnung  der  Fürsorgeerziehung  muß  das  ganze  Milieu,  in  dem  das 
Kind  lebt,  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  und  das  ist  dem  gewissenhaften 
Hichter  vom  grünen  Tisch  aus  nicht  möglich.  Auch  soll  womöglich  der  lebendige 
Geist  an  Stelle  des  Schreibwerkes  treten,  datier  der  Richter  hören  unil  sich  in  der 
Regel  nicht  mit  schriftlichen  Berichten  begnügen  soll.  Vielfach  wird  aber  ilas 
rechtliche  Gehör  der  Beteiligten  und  die  Erhebungen  der  dem  Gerichte  unmittelbar 
zur  Verfügung  stehenden  Organe  noch  nicht  genügen.  Insbesondere  in  den  Groß- 
städten, wenn  es  sich  um  gute,  alte  Bekannte  der  Polizei  handelt,  wird  die  Mit- 
wirkung der  politischen  und  Polizeibehörden  bei  der  Tatsachenermittlung  und  das 
Gutachten  dieser  Behörden  nicht  zu  umgehen  sein,  (g  5,  Alinea  1 und  2.) 

Zum  Schlüsse  der  Besprechung  des  Verfahrens  sei  noch  der  Schülerkunde 
gedacht,  deren  ein  Teilnehmer  an  der  Konferenz  der  Zentralstelle  für  Jugend- 
fni-sorge  in  Berlin  am  15.  Juni  1906  bei  diesem  Gegenstände  der  Tagesordnung 
Erwälmung  tat.  Eine  fthnliche  Anregung  erfolgte  vor  kurzem  in  der  österreichischen 
Gesellschaft  für  Kinderforschung  durch  den  Universitütsprofessor  für  Pädagogik 
Dr.  Martinak  in  Graz. 

Praktische.s  Bedürfnis  und  wissenschatUiche  Forechung  führen  hier  zu  dem 
gleichen  Ergebnis.  Stadtverordneter  Professor  Schwarz  in  Charlottenburg 
teilte  nämlich  mit,  daß  Charlottenburg  im  Begiäffe  sei,  eine  Neuorganisation  der 
Volksschule  zu  schaffen,  die  Kinder  zu  differenzieren,  sie  nach  der  Aufnahme- 
fähigkeit zu  gmppieren,  weil  es  notwendig  sei,  sich  dem  Verständnis  des  Lernenden, 
auf  den  man  Einiluß  gewinnen  wolle,  anzupassen,  wozu  auch  die  Ausscheidung 
alles  moralisch  und  intellektuell  unfruchtbaren  Gedächtniskrames  gehöre.  Wird 
die  Individualität  des  Kindes  respektiert,  wird  es  sich  seines  eigenen  Geistes  und 
der  Steigerung  seiner  Kraft  durch  die  Schule  bewußt,  dann  respektiere  es  willig  die 
Schule  und  mit  fortschreitender  Erkenntnis  später  das  Gesetz.  Um  aber  das  Bild 
der  Individualität  trotz  des  Wechsels  der  Lehrer  festzuhalten,  habe  man  vor- 
gi'schlagen,  daß  schon  bei  der  Aufnahme  in  die  Schule  im  Vereine  mit  dem 
Schulärzte  ein  Album  anzulegen  sei,  in  dem  die  Phasen  der  Entwicklung  jedes 
Kindes  skizziert  werilen.  Dadurch  werde  man  in  die  Lage  kommen,  den  Herren 
Richtern  aktemnäßig  die  urkundliche  Urteilsgrnndlage  zu  schalTcn.  die  man  heute  so 
scbmeralich  vermisse.  (Siehe  die  Bemerkungen  zu  § 1,  Ziffer  2 des  Gesetzentwurfes.) 

Zum  Schlüsse  sprach  er  noch  den  Wunsch  aus,  daß  in  nicht  zu  ferner 
Zukunft  jenes  Zwittergeschöpf  entstehen  möchte,  welches  in  seinen  Händen  die 
M.icht  des  Strafrichters  vereinigt  mit  jener  pädagogischen  Urteilsfäliigkeit,  die 
allein  erst  den  Vormundschaftsrichter  als  Richter  in  Angelegenheiten  der 
Fürsorgeerziehung  qualifiziert. 

Die  Einleitung  des  Verfahrens. 

Diese  muß  zur  rechten  Zeit  erfolgen.  Das  bildet  eine  wesentliche  Voraus- 
.selzung  des  Erfolges.  Die  Berufung  der  Organe  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der 
Schulverwaltung  zur  pllichtmäßigen  Anzeige  von  allen  Fällen  der  Verwalirlosung. 
n.  16 
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denen  sie  in  ihrem  Wirkungskreise  begegnen,  enlspiirlil  nur  der  Erkenntnis,  daß 
in  der  Verwalirlosung  eine  Gcfaiir  für  die  Sclmlgenieinschalt  und  für  die 
Allgemeinheit  liegt  und  daß  deren  rechtzeitige  Bekämpfung  im  öffentlichen 
Interesse  geboten  ist  (§  4 des  Gesetzentwurfes.) 

Diese  Erwägung  führt  zur  Einräumung  eines  Einspruclu-eehtes  an  die  vor- 
erwähnten Behörden  gegen  die  Ablehnung  ihrer  Anti’äge  auf  Überweisung  Minder- 
jähriger zur  Fürsorgeerzietiung.  i§  7 des  Gesetzentwurfes.) 

Die  oberste  Leitung  der  Fürsorgeerziehung. 

Dem  Gesetzentwurf  zufolge  obliegt  dem  Justizminister  die  oberste 
Leitung  und  Überwachung  der  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger. 

Diese  Aufgabe  fällt  dem  Justizminister  in  Vertretung  der  staatlichen  Ober- 
vormuudschatl  — die  ein  Attribut  der  richterlichen  Gewalt  in  Österreich  ist  — zu. 
Bei  dem  Interesse  der  ötTentlichen  Sicherheit  an  der  Bekämpfung  der  Verwahr- 
losung konnte  auch  der  Minister  des  Innern  in  Frage  kommen.  Er  war  bisher 
auch  mit  dem  Vollzüge  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  K.  G.  Bl.  Nr.  90.  betraut 
und  auf  seine  Verordnung  vom  26.  Juli  1885,  H.  G.  Bl.  Nr.  106,  ist  das  Insleben- 
treten  der  im  § 7 leg.  ciL  vorgesehenen  Landeskommissionen,  welche  durch  den 
vorliegenden  Gesetzentwurf  auszugestalten  sind,  zurückzufülu-en.  Nach  ij  17  1^. 
cit  ist  die  oberste  polizeiliche  .\ufsicht  der  Besserimgsanstalten  der  Staats- 
verwaltung Vorbehalten. 

ln  dem  Normalerlasse  des  Ministers  des  Innern  vom  8.  Jänner  1900, 
Z.  41744/99,  an  alle  politischen  Landesbehörden  erklärt  der  Minister  des  Innern 
— angeregt  durch  den  Justizminister  — cs  für  geboten,  daß  die  politischen  und 
polizeilichen  Behörden  die  Gerichte  bei  der  Durchführung  der  diesen  obliegenden 
Aufgaben  bezüglich  der  Verhütung  von  Mißhandlungen  und  der  Verwahrlosung 
unterstützen. 

Nach  Erhebungen  des  Justizministeriums  ist  — dem  weiteren  Erlasse  des 
k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  20.  Juli  1904,  Z.  24752,  zufolge  — die  Unterstützung 
der  Gerichte  bei  der  Verwirklichung  des  Kindei-schutzes  nur  ein  frommer  Wunsch 
geblieben,  da  die  erwälinte  Anordnung  des  Minister.s  des  Inneni  nur  von  einer 
Minderheit  der  in  Betracht  kommenden  Behörden  gehandhabt  werde. 

Außer  im  Falle  de.s  g 27'.!  St.  G.  B.  und  des  g 8,  Gesetz  vom  24.  Mai  188.Ü. 
R.  G.  Bl.  Nr.  89,  sind  die  Sicherheitsbehörden  durch  das  Gesetz  nicht  berufen,  sich 
von  Amts  w'egen  mit  der  Verwahrlosung  einer  jugendlichen  Person  zu  befassen. 
Die  AulTassung,  daß  es  sich  bei  der  Venvahrlo.sung  auch  in  ihren  Anfängen  um 
eine  Gefahr  für  die  Allgemeinheit,  um  eine  Gefahr  für  die  ölTentliche  Sicherheit 
handelt  deren  Bekäm|ifuiig  in  erster  Linie  von  den  Urganeii  der  ötTentlichen 
Sicherheit  zu  bewerkstelligen  ist  ist  nach  dem  Stande  miserer  Gesetzgebung 
unserer  öflentlichen  Verwaltung  noch  nicht  zum  Bewußtsein  gekommen. 

Dazu  kommt,  daß  es  sich  bei  diesem  Zweige  polizeilicher  Tätigkeit  um  Auf- 
gaben handelt,  zu  welchen  sich  die  Organe  der  öffentlichen  Sicherheit  nicht  imiuer 
eignen.  Dahingegen  sind  die  Gerichte  mit  der  Betätigung  des  Kinderschutzes  und 
der  Jugendfürsorge  befaßt,  eine  Aufgabe,  der  sic  in  Ermanglung  der  nötigen  Ein- 
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riclililugen  und  Mittel  nur  mit  Hilfe  der  Frivatwohltütigkeit  und  bei  deren  ünzu- 
länglichkeit  auch  nur  bisher  unter  den  schwierigsten  Verliiiltnissen  in  ganz  unzu- 
länglicher Weise  nachkommen  konnten. 

Wenn  durch  ein  Fürsorgeerziehungsgesetz  Mittel  zur  Verwirklichung  der 
Füi-sorgc  geschallen  werden  sollen,  so  liegt  es  daher  nahe,  die  oberste  Verfügungs- 
gewalt über  diese  Mittel  dem  Justizminister  als  dem  obersten  Vertreter  des  Pllege- 
schaftssehutzes  zuzuweisen  und  über  theoretische  Erwägungen,  welche  auf  den 
Minister  des  hmem.  den  obersten  Leiter  der  öffentlichen  Sicherheit  als  den  zur 
obersten  Leitimg  und  Überwachung  der  Fürsorgeerziehung  berufenen  Berater  der 
Krone  liinweisen.  hinwegzukoinmen. 

An  der  Fürsorgeerziehung  sind  aber  nicht  nur  der  Justizminister  und  der 
Minister  des  Innern,  sondern  auch  der  Unterrichtsminister  beteiligt.  Das 
Einvernehmen  dieser  beteiligten  Itessortminister  sieht  der  Ge.setzentwurf  für 
wichtige  Angelegenheiten  an  verschiedenen  Stellen  vor. 

Der  Justizminisler  übt  die  oberste  Leitung  der  Fürsorgeerziehung  in  den 
einzelnen  Ländern  durch  die  Landeskominission  für  Jugendfürsorge. 

Das  Gesetz  knüpft  hier  an  die  bereits  bestehenden  Landeskommissionen  an, 
welche  es  zu  obersten  Organen  der  Jugendfürsorge  in  den  Ländern  dadur  ch  aus- 
ge.staltet,  daß  es  die  Vertreter  der  Staats-  und  der  Landesverwaltung,  sowie  der 
im  Lande  zum  Zwecke  des  Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge  organisierten 
Privatwohltätigkeil  zur  Mitgliedschaft  in  der  Landeskommission  beruft.  Zu  diesen 
Vertretern  kommen  noch  weitere  .Mitglieder  hinzu,  nämlir'h  ein  Vertreter  der 
schon  heute  in  dem  Vereine  für  Zwangserziehung  und  Jugendfürsorge  organisierten 
Berufsarbeiter  im  Dienst  der  Fürsorge  für  die  verwalirloste  Jugend  und  ein 
p.sychiatrisch  gebildeter  Arzt.  Die  zwei  letztgenannten  Vertreter  werden  bei  <ler 
Entsclieidung  über  die  zweckmäßige  Art  der  Unterbringung  sachlich  wertvolle 
-Mitarbeit  leisten,  wie  ja  die  Zusammensetzung  der  Kommission  reifliche  Erwägung, 
die  allen  hiebei  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkten  Rechnung  trägt,  ver- 
bürgt und  die  Landeskommission  vor  einem  ähnlichen  Sclieindasein  .schützt,  zu 
dem  sie  bis  jetzt  vielfach  verurteilt  war. 

Mit  Rücksiclit  darauf,  daß  sich  die  Oberlandesgerichtssprengel  auf  mehrere 
Länder  erstrecken,  erscheint  der  politische  Chef  des  einzelnen  Landes  auch  die 
zum  Vorsitz  der  Landeskommission  geeignete  Persönlichkeit  In  dieser  Berufung 
kommt  auch  die  Wichtigkeit  des  Zusammenwirkens  aller  Organe  der  öffentlichen 
Venvaltung  und  Privatwohltätigkeit  im  Dienste  der  Jugendfürsorge  zum  Ausdrucke. 

Der  Wirkungskreis  der  Laiideskommission  ist  in  dem  Gesetzentwürfe  so  ein- 
gehend umschrieben,  daß  derselbe  hier  keiner  weiteren  Begründung  mehr  bedarf. 

Die  oberste  Aufsicht  über  die  Fürsorgeerziehung. 

Die  oberste  Aufsicht  über  die  Fürsorgeerziehung  liegt  dem  Justizminister  ob, 
welchem  zu  diesem  Zwecke  besondere  Aufsichtsorgane  untergeordnet  sinil.  Diese 
Aufsicht  erstreckt  sich  auf  alle  Familien  und  Anstalten,  in  denen  Fürsorgezöglinge 
untergebracht  sind. 
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Die  Aufsiclitsführung  einheitlich  gestaltet  unterscheidet  sich  wesentlich  von 
der  heutigen  Aufsicht  der  Privatanstalten  mit  öffentlichen  Volksschulen  durch  die 
Sclmlinspektoren,  welche  sich  mehr  auf  den  Unterricht  nicht  aber  auf  dii' 
Ei-ziehungsmaßnahmen  erstreckt.  Die  Aufsicht  der  Landesbesserungsanslalten 
zerfiUlt  heutzutage  in  die  unmittelbare  Dienstaufsicht  durch  den  l^ndesausschuß 
und  in  die  schon  heute  der  Staatsverwaltung  zustehende  oberste  polizeiliche  Auf- 
sicht und  Überwachung  der  Zwang.sarbeits-  und  Besserungsanstalten.  Um  die  Neu- 
gestaltung der  Staatsaufsicht,  betreffend  die  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung', 
handelt  es  sich,  während  die  Dienstesaufsicht  des  Landesausschusses  selbstvei- 
stündlich  durch  das  GescD.  nicht  berührt  wird.  Bei  der  Fürsorgeerziehung  handelt 
es  sich  um  Erziehung,  nicht  um  sicherheitsbehördliche  Anhaltung  in  Korrigendeii- 
abteilungen  der  Zwangsarbcitsanstalten  oder  Besserungsanstalten.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  daß  die  Aufsicht  über  die  Fürsorgeerziehung  in  einem  wesentlich  anderen 
Geistegeübt  werden  muß  als  die  Aufsicht  über  die  polizeilichen  Detentionsanstalteii. 
Die  Aufsicht  muß  die  erziehliche  Leistung  der  .Anstalt  in  erster  Linie  zum  Gegen- 
stand haben. 

Das  zu  erziehende  Kind  muß  als  Ganzes  erfaßt  werden  und  darum 
genügt  die  Beschränkung  der  Aufsicht  auf  die  unterrichtliclien  Leistungen  nicht. 
Die  Aufsicht  liegt  auch  im  Intere.sse  der  Privatanstalten,  welche  dadurch  bewahrt 
werden,  daß  sich  Fehlereinschleichen  und  .MißstSnde  festwurzeln.  Die  Ausstellungen 
und  Wünsche  sollen  Anlaß  geben  zur  Prüfung  der  Verhältnisse  und  deren  Ver- 
bes.serung  anregen.  Das  Aufsichtsorgan  soll  die  Aufsicht  üben  als  warmherziger, 
lebtiafl  interessierter  Mitarbeiter  an  dem  gemeinsamen  Werkit.  Es  kommt  viel  mehr 
darauf  an,  wie  besichtigt  wird  und  nicht,  ob  viel  und  oft  besichtigt  wird. 

Von  dem  Justizminister,  als  oberste  Spitze  des  Pflegsrhaftswesens,  das  ja 
die  .Sorge  für  die  Person  der  Minderjährigen  umfaßt,  geht  die  oberste  Aufsicht 
ölier  alle  Anstalten,  welche  Fürsorgezöglinge  aufnehmen,  aus  und  die  oberste  Auf- 
.sichtsinstanz  im  Justizministerium  hätte  die  in  Ausübung  der  Aufsicht  gesanmielten 
Erfahrungen  zu  sammeln,  zu  sichten  und  in  alljährlichen  Berichten  an  die  A'olks- 
vertretung  zu  veröffentlichen  und  durch  deren  Veröffentlichung  von  einheitlicher 
Gesichtspunkten  aus  den  notwendigen  Keformen  die  Bahn  zu  weisen. 

Diese  Art  der  Aufsichtsführung  entspricht  dem  englischen  Vorbilde  (Reicher  I.. 
2,  Kinderschutz  in  England,  Seite  1 1 1 bis  1 1 4),  da.s  sich  bewährt  hat  und  dem  auch 
Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Krohne,  der  Schöpfer  des  preußischen  Fürsorgi- 
erziehungsge>etzes,  in  der  Konferenz  über  die  Wirksamkeit  des  Fürsorgeerziehungs- 
gesetzes am  lö.  und  16.  Juni  1900  das  Wort  geredet  hat*) 

Zur  Überwachung  der  Fürsorgeerziehung,  soweit  es  die  Familien  betriffl. 
könnten  der  Gemeindewaisenrat  oder  sonstige  zum  Zwecke  des  Kinderschutze- 
oder der  Jugendfürsorge  bestehende  Vereinsorgani.sationen  zu  dem  Zwecke  der 
Aufsicht  in  Anspruch  genommen  werden,  wie  ja  auch  die  Vorniundschaftsgerichic 
überhaupt  berufen  sind,  sich  von  der  Durchführung  der.'  Fürsorgeerziehung 
entweder  selbst  oder  im  Wege  eines  ersuchten  Gerichtes  zu  überzeugen. 

•)  Verhmjdlnngeu  ül)er  die  Wirksamkeit  des  FüraorgeerziehungsgeseUes.  Konferenx  der 
Zentralstelle  ffir  JugendfOrsurge  am  15.  und  IG.  Juni  190ti  in  Berlin-  Berlin.  Karl  Heymann» 
Verlag.  Ittüti. 
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Der  unmittelbare  Vollzug  der  Fürsorgeerziehung. 

Der  Landesgesetzgebung  bleibt  es  zunächst  Vorbehalten,  die  not- 
wendigen Einrichtungen  zur  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung 
zu  treffen. 

Die  Größe  des  zu  bewältigenden  Problems  fordert  aber  ein  Zusammen- 
wirken mit  vereinten  Kräften.  Nicht  nur  ilie  autonome  und  staatliche  Ver- 
waltung, und  zwar  die  Justiz-  und  die  politische  Verwaltung,  sondern  auch  die 
soziale  Hilfstätigkeit  muß  sich,  wenn  der  Kampf  Aussicht  auf  Erfolg  haben  soll,  in 
den  Dienst  der  Jugendfürsorge  stellen.  Die  Privatwohltätigkeit  und  die 
öffentliche  Gewalt  müssen  vereint  die  Kampfesorganisation  bilden,  welche 
die  Jugend  gegen  die  Verwahrlosung  schützt  und  die  Einrichtungen  der  Fürsorge 
für  die  verwahrloste  .lugend  schafft. 

Die  Privatwohltätigkeit  ist  allerdings  souverän.  Sie  läßt  sich  durch  Gesetzes- 
befehle nicht  leiten.  Die  meisten  Gutachten  führen  aber  berechtigte  Klage  darüber, 
daß  die  Privatwohltätigkeit  von  heutzutage  einen  Tummelplatz  für  persönliche 
Liebhabereien  tonangebender  Persönlichkeiten  bildet,  die  bei  aller  Anerkennung 
des  Wertes  und  Nutzens  im  einzelnen  Falle,  doch  in  ihrer  Zersplitterung  der  Plan- 
mäßigkeit und  Einheitlichkeit  entbehren,  wodurch  vom  Standjumkte  des  sozialen 
Bedürfnisses  viele  Kraft  unnütz  verschwendet  wird. 

In  den  meisten  Gutachten  kehrt  der  Ruf  nach’Organisierung  der  l’rivatwohl- 
tätigkeit,  nach  einem  Zusammenfassen  der  zerstreuten  Bestrebungen  wieder,  um 
sie  zur  Befriedigung  des  dringenden  sozialen  Bedürfni.sses  nach  einer  wirksamen 
Jugendfürsorge  auszugestalten. 

Die  Annahme  Ist  aber  wohl  berechtigt,  daß  auch  in  den  Kreisen  der  Privat- 
weddtätigkeit,  welchen  es  nicht  bloß  um  die  Befriedigung  persönlicher  Eitelkeit  zu 
tun  ist.  die  Einsicht  in  den  Zusammenhang  der  Dinge  eine  freiwillige  Unter- 
ordnung miter  das  gemeinsame  große  Ziel  herbeiführen  wird. 

Dazu  sind  die  sozialen  Bedürfnisse  zu  groß  und  zu  dringend,  als  daß  sich 
die  Gesellschaft  den  Luxus  einer  Zersplittennig  ihrer  Mittel  gestatten  kann. 

Bei  der  Verwalirlosung  <ler  Jugend  handelt  es  sich  um  eine  Krankheit  am 
Volkskörper,  zu  dessen  Gesundung  die  staatlich  gebundene  wie  die  freiwillige 
Volkskrafl  aufgeboten  werden  muß. 

Diese  Krkenidnis  führt  von  sell)sl  auf  eine  Vereinigung  und  damit  Stärkung 
der  freiwilligen  Kräfte,  die  in  Österreich  um  so  mehr  geboten  isU  als  ja  die  Privat- 
wohltätigkeit. anlangcnd  ilu-e  verfügbaren  Mittel  und  Leistungen,  hinter  dem  Aus- 
lande weit  zurücksteht,  weit  hinter  dem  Deutschen  Reiche,  wo  neben  paritätischen 
Vereinigungen  die  katholische  Gharitasorganisation  und  die  iimere  evangelische 
Mi.ssion  in  edlem  Wetteifer  in  Bereitstellung  der  erforderlichen  Einrichtungen 
unermüdlich  tätig  sind,  weit  hinter  England,  wo  in  der  Refonnatory-  und  Refuge 
Union  und  in  der  National  Society  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  children  Vor- 
bilder für  Verhiuids-  und  Vereinsorganisationen  zum  Zwecke  des  Kinderschutzes 
und  der  Jugendfürsorgeerziehung  im  großen  Stile  bestehen,  aber  auch  weit  hinter 
der  Schweiz,  wo  eine  große  Anzahl  von  Erziehungsvereinen  und  Privalanstalteii 
den  gleichen  Zweck  verfolgen. 
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nie  Berufung  des  StatUialtcrs  an  die  Spitze  der  Landes- 
kommission  für  Jugendfürsorge  hat  gerade  in  diesem  Zusammenhajigc 
eine  besondere  Wichtigkeit  und  Bedeutung.  Nicht  nur.  daß  der  politische  Lainde--- 
chcf  dem  Laude  und  .seiner  Bevölkerung  in  persönliclier  Unterordnung  unter  die 
gemeinsamen  Ziele  der  Jugendfürsorge  mit  gutem  Beispiele  vorangehen  kann, 
sondern  auf  Grund  seiner  Zuslündigkeit  zur  Bewilligung  von  mildtätigen  Saaim- 
lungen  hat  dei-  politische  Landeschef  das  Mittel  in  der  Hand,  die  wichtigste  und 
dringendste  aller  sozialen  Hilfeleistungen  vor  Störungen  durch  Konkurrenzunter- 
nehnnnigen  nicht  so  dringlicher  Natur  zu  bewahren. 

Nicht  dal!  damit  jede  Privatwohltütigkeit  für  andere  Zwecke,  sondern 
lediglich  der  anarchische  Zustand  soll  bekäm|>ft  werden,  der  heute  vielfacli  auf 
dem  Gebiete  der  Privatwohltätigkeit  herrscht  und  der  jedes  zielbewußte  Handeln 
zur  Abhilfe  sozialer  Schäden  allererster  Ordnimg  unterbindet  und  das  Gutmactien 
langjähriger  Unterlassungssünden  auf  diesem  Gebiete  unmöglich  macht. 

Die  Privatwohltätigkeit  kommt  nun  nach  zweifacher  Richtung  in 
Betracht ; 

Zumächst  in  dem  Aufgebote  freiwilliger  Kräfte  in  den  Vereinen,  welche  dem 
Kinderschutze  und  der  Jugendfürsorge  dienen,  in  den  Waisenpflegem  und  Waisen- 
pllegerinnen  in  Waisenratsvereinen  und  Gemeindewaisenräten;  .sodann  aber  in 
der  Bereitstellung  von  An-stalten.  Asylen.  Kinderheimen  u.  s.  w. 

Die  Justizverwaltung  hat  in  verschiedenen  Verordnungen  in  ihrer  Hilf- 
losigkeit von  heute  an  die  Mitwirkung  des  Menschenfreundes  zur  Verwirklichung 
des  Pflegsrhaftsschutzes  appelliert.  Die.se  Mitwirkung  ist.  wie  wir  gesehen  haben, 
auch  für  die  Zukunft  nicht  zu  entbehren.  Es  war  daher  nicht  mehr  als  recht  und 
billig,  dem  Vertreter  der  im  Lande  organisierten  Privatwohlläligkeit  als  einem 
gewichtigen  Faktor  des  Vollzuges  in  der  Landeskoromission  für  Jugendfürsorge 
Silz  und  Stimme  einzuräumen. 

Die  Organe  der  Justizvenvidtung  sind  diesfalls  durch  Gründung  von  Bezirks- 
Vereinen  und  Bezirksanstalten  zum  Zwecke  des  Kinderschutzes  und  der  Jugend- 
fürsorge mit  gutem  Beispiele  vorangegangen. 

Bei  der  heutigen  Behandlung  der  Verwahrlosung  ist  es  begreiflich,  wenn  die 
öffentliche  Meinung,  wie  dies  das  Gutachten  von  Tirol  ausführt,  sittliche  Verwahr- 
losung mit  siltlicher  Verkommenheit  identifiziert.  Es  entspricht  wieder  mtr  einem 
auch  anderw’ärts  gewonnenen  Erfahriuigssalze.  daß  die  Privatwohltätigkeil  für 
Einrichtungen,  die  diesem  Stadium  sittlicher  Minderwertigkeit  entsprechen,  nicht 
zu  haben  ist.  Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  das  Schwergewicht  der  Für- 
sorge auf  den  Schutz  und  die  .Sicherung  des  gefährdeten  Kindes  verlegt  wird. 
Hier  hat.  wie  die  aus  der  Initiative  von  Funktionären  der  Justizverwaltung  ent- 
spningenen  Schöpfungen  der  letzten  Jahre  beweisen,  der  an  die  Privatwohltätig- 
keit  gerichtete  Appell  nicht  wirkungslos  verhallt,  die  diesfälligen  Anregungen  sind 
im  Gegenteil  auf  fruchtbaren  Boden  gefallen. 

Nun  ist  mit  Rücksicht  darauf,  als  dieses  Gebiet  der  Privatwohltätigkeit  im 
großen  und  gtmzen  doch  bisher  brach  liegen  gelassen  wurde  und  das  Versäumnis 
von  Jahrzehnten  nachzuholen  ist,  das  Erfordernis  an  den  zweckentsprechenden 
Einrichtungen  und  Anstalten  ein  ganz  außerordentlich  großes. 
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Die  Befriedigung  des  Bedürfnisses  war  daher  durch  die  Verpflichtung 
des  Landes  zum  Baue  des  durch  die  Privalwohltätigkeit  nicht  bedeckten 
Erfordernisses  an  Anstalten  unter  finanzieller  Anteilnahme  des  Staates  im 
Gesetze  sicherzustellen  (§  2-t).  Das  hervorragende  Interesse  des  Staate.s  an  der 
Errichtung  der  notwendigen  Erziehungsanstalten  in  dem  erforderlichen  Ausmaße 
und  mit  der  notwendigen  Einrichtung  muß  im  Gesetze  in  klarer  und  unzwei- 
deutiger Weise  zum  Au.sdrucke  kommen.  Wenn  dieser  Staatsbeitrag  mit  der  Hälfte 
der  Kosten  angenommen  wird,  so  ist  das  finanzielle  Interesse  des  Staates  genugsam 
durch  ilas  Einspruchsreclit  der  Regienuig  gegen  nberflüs.sige  und  unzweckmäßige 
Bauten  gewalirl;  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Annalune,  als  ob  von  den  Ländern 
der  Luxus  über(lüs.siger  Anstalt-sbauten  zu  befürchten  wäre,  von  vornherein  aus- 
geschlossen ist. 

Eher  das  Gegenteil  ist  zu  befürchten. 

Dagegen  ist  ein  Instanzenzug  vom  Landtag  an  den  Reichsrat  olTen 
(S  27). 

Die  Verwendung  von  Korrigendenabteilungen  der  Zwangs- 
arbeitsanstalten  zur  Unterbringung  von  Fürsoigezöglingen  ist  durch  § 23 
des  Gesetzes  ausdrücklich  verboten. 

Diese  Bestimmung  findet  hi  dem  Gutachten  S.  321  und  49G  und  in  dem 
Geiste  des  Gesetzentwurfes  allein  schon  ihre  hinreichende  Begründung. 

Die  Zahlungspflicht  des  Staates  ist  unbedingt.  Es  geht  daher 
auch  nicht  an,  in  dem  Fürsorgeerziehungsgesetze  die  Frage  der  Kostenbedeckung 
dieses  Anteiles  aufzunehmen.  Es  ist  .Sache  der  Staatsverwaltung,  wie  sie  die  für 
eine  notwendige  Staatsaufgabe  erforderlichen  Mittel  aufbringt,  wie  das  Gleiche 
hinsichtlich  der  d.as  Limd  treffenden  Baukosten  gilt. 

Der  Justizminister  übt  durch  die  Lande.skommission  für  Jugetuifürsorgi'  die 
oberste  Leitung  der  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung.  Um  diese  in  reger 
Fühlung  mit  dem  Leben  und  seinen  Anforderungen  an  die  Jugendfürsorge  zu  halten 
dient  die  Zusammensetzung  dieser  Kommission  aus  Vertretern  aller  bei  der 
Fürsorgeerziehung  in  Betracht  kommenden  öflentlichen  Interessen  und  die  Heran- 
ziehung derjenigen  Elemente,  denen  auch  bei  der  Durchführung  eine  gewichtige 
Rolle  zugewiesen  ist  (§  12,  Z.  4 bis  7).  Das  letztere  gilt  vor  allem  von  den 
Vertretern  des  Landesausschusses,  da  das  Land,  in  dessen  Gebiet  das 
Vormundschaftsgericht  die  Überweisung  zur  Fürsorgeerziehung 
beschlossen  hat.  also  das  Aufenthalts-  und  nicht  da.s  Heimatsland  des  Für.sorge- 
zöglings,  vermöge  des  polizeilichen  Charakters  der  Maßnahme  zur  Durchführung 
der  Fürsorgeei-ziehung  verpflichtet  isL 

Die  Regelung  der  Durchführung  ist  im  Rahmen  der  grundsätz- 
lichen Bestimmungen  der  §§  18  bis  28  der  Landesgesetzgebung  Vor- 
behalten. Im  Falle  diese  von  diesem  Vorbehalte  Gebrauch  macht,  wird  sich  die 
Tätigkeit  der  Landeskommission  für  Jugendfürsorge  im  einzelnen  Falle  auf  die  Ent- 
scheidung der  Art  der  Fürsorgeerziehung  beschränken  (§§  13  c und  14.  Absatz  3 
und  4,  § 17),  während  der  unmittelbare  weitere  Vollzug  nach  Maßgabe  des 
Landesgesetzes  der  Lande.sverwaltung  überlassen  bleibt,  also  zum  Beispiel  die  .\us- 
wahl  der  geeigneten  Familie  oder  Anstalt,  der  Transport  des  Zöglings  an  seinen 
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Bpslimmuniisorl,  die  Aufteilung  der  zu  bewältigenden  Erziehungsaufgabe  auf  Laml- 
und  Pi'ivatwohltStigkeit,  die  dem  weiteren  Fortkommen  dienenden  Maßnahmi'n 
u.  s.  w. 

Der  Gesetzentwurf  mußte  aber  auch  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  daß  da.s 
Land  es  unterlaßt,  von  dem  ihm  nach  § 18  eingeräumten  Vorbehalte  Gebrauch  zu 
machen.  In  diesem  Falle  wird  die  Landeskoinmission  Ober  die  ihr  zugedachte  Rolle 
eines  Vertreters  des  obersten  Leiters  der  Fürsorgeerziehung  hinausgehen  und 
nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  (g  10)  zum  Beispiel  die  Auswahl  der  geeigneten 
Fürsorgestelle,  die  Vorkehrungen  zum  Transport  des  Zöglings  selbst  treffen  und 
sich  zu  diesem  Zwc<-ke  entweder  mit  der  Privatwohltüligkeit,  den  Gerichts-  oder 
polnischen  Behöiden  selbst  in  Verbindung  setzen,  beziehungsweise  dem  Landes- 
ausschusse  den  Kommissionsbeschluß  zur  Durchfflhnmg  der  Fürsorgeerziehung 
in  einer  Landesanstalt  zuferligtm  (§§  1.5  bis  17). 

Die  durch  S 28  geregelte  Kostenpilicht  bleibt  in  dem  einen  wie  in  dein 
anderen  Falle  aufrecht. 

Der  Charakter  der  Anstalten. 

Zur  Kennzeichnung  des  gegenwärtigen  Standes  der  öQcntlichen  Meinung 
über  die  Anforderungen  an  die  Anstaltserziehung  und  an  die  Farailienerziehung 
dienen  ,die  Veriiandhmgen  über  die  Wirksamkeit  des  Fürsorgeerziehungsgesetzes, 
Konferenz  der  Zentralstelle  für  Jugendfürsorge  am  15.  und  16.  Juni  l‘J06 
in  Berlin*,  Berlin,  Karl  Heymanns  V'urlag  1006  und  der  .Bericht  über  die  Ver- 
handlungen des  Allgemeinen  Fürsorgeerziehungstages  in  Breslau*.  In  beiden 
Verhandlungen  wurde  der  Grundsatz  der  freien  Erziehung  betont  und  daß  es  not- 
wendig sei,  alles  Gefängnisartige  in  der  äußeren  und  inneren  Einrichtung  der 
Erziehungsanstalten  zu  vermeiden. 

Das  Fürsorgeerziehungsgesetz  wolle  im  Gegensalze  zu  früher  nicht  durch 
Strafmaßnahmen,  sondern  durch  staatlich  überwachte  Erziehung  Vorbeugen,  der 
Strafcharakter  der  dem  alten  Zwangserziehungsgesetz  aiihaftete,  sei  abgestreifl. 
Das  Gefängnis  sei  nicht  der  geeignete  Erziehungsplatz  für  den  Jugendlichen.  Das 
stri'iige  Amseinanderhalten  von  Fürsorgeerziehung  und  Gefängnis  kam  auch  in 
einer  These  des  vorerwähnten  Tages  in  Breslau  zum  Ausdruck,  welche  die  .Besei- 
tigung des  Gefängnischarakters  einzelner  Erziehungsanstalten*  fordert,  Erziehungs- 
iUistalten,  in  denen  gefängnisartige  Maßnahmen  Anwendung  finden  und  deren 
Leiter  sich  als  Diener  des  Strafvollzuges  fühlen,  müßten  ihre  Aufgabe  verfehlen. 
Gefängnis.artige  Erziehungsnmßnahmen  verursachen,  daß  der  jugendliche  Sünder 
immer  mehr  sich  verhärte  und  sich  jedem  guten  Einflüsse  gegenüber  verstecke. 

Von  Wesenheit  sei  die  Eignung  der  Anstalt.  Man  dürfe  nicht  ältere  Zöglinge 
mit  unverdorbenen  jüngeren  Kindern  zusammentun.  Die  Unterbringung  der 
ersteren  mache  mehr  Schwierigkeiten.  Das  Buch  der  Pädagogik  für  die  älteren 
Zöglinge,  die  durch  das  Fürsorgeerziehungsgesetz  seit  vier  Jahren  erst  neu  hinzii- 
gekommen  sind,  sollte  erst  geschrieben,  die  Praxis  in  der  Behandlung  solcher 
Jugendlichen  erst  gelernt  wenlen.  Es  handle  sich  nicht  um  einen  Strafvollzug  oder 
einen  Ersatz  dafür,  sondern  es  handelt  sich  um  erziehliche  Maßnahmen  und  erhöhte 
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Kül  sorge  und  da  sei  es  kein  Wunder,  ,ilaü  uns  nocti  die  Eierschalen  des  alten  Straf- 
charakters der  Zwangserziehung  anhalfen.“  Es  sei  oftmals  ganz  merkwürdig,  wie 
ein  Junge  sieh  uramodeln  lasse,  w'enn  er  in  gesunde  Luit  komme,  auch  noch  der 
18jährige. 

Der  Berichterstatter  dieser  Konferenz  berief  sich  auf  die  hmgjährigen  Erfah- 
i'ungen  eines  , alten  (iefängni-smannes*,  wie  er  sich  selbst  nennt,  des  Geheimrats 
Krohne,  des  Vaters  des  Fflrsorgegesetzes.  Er  hat  sie  in  folgende  Worte  in  dem 
preußischen  Hause  der  Abgeordneten  am  lo.  März  11K)4  zusaramengefaßt; 

,Ich  meine,  wir  haben  gerade  darum  das  Fürsorgegesetz  gemacht,  daß  wir 
sie  vor  dem  Gefängnis  bewahren  wollen.  Ich  bin  ein  alter  (iefängnismann  und 
habe  so  und  so  viele  jugendliche  Leute  durch  meine  Hände  gehen  lassen;  auch  die 
beste  Gcfängniszucht  kann  nicht  das  erreichen,  was  die  Erziehung  außerhalb  des 
Gefängnisses  schaffen  kann.  Wir  können  dr.außen  viele  Mißerfolge  haben  und 
werden  sie  haben,  gerade  auf  diesem  GebicL  w'eil  die  FOrsorgezöglinge  uns  weg- 
laufen. Es  ist  von  verschiedenen  Seiten  der  Vorschlag  gemacht,  wir  sollten  sämt- 
liche Erziehungsanstalt(.'n  mit  einem  Gitter,  einer  Mauer  umgeben;  wir  sollten 
Gott  weiß  was  tüi'  Zwangsmaßregeln  anwenden.  Das  wäre  das  Verkehrteste!  Er- 
ziehung verlangt  immer  ein  gewisses  Maß  von  Freiheit  und  dieses  gewisse 
Maß  der  Freiheit  müssen  wir  auch  dem  allerschlimmsten  Fürsorge- 
Zögling  gewähren.  Mißglückt  es  uns  zum  ersten  Male,  dann  versuchen  wir  es 
zum  zweiten  und  dritten  Male  und  ich  erinnere  an  das  alle  Bibelworl:  Hier  sollen 
wir  nicht  siebenmal  vergeben,  sondern  siebenzigmal  siebenmal.“ 

Mit  Recht  warnt  auch  die  Statistik  des  |»rcuBischen  Ministeriums  des  hinein 
von  1*,)02,  die  hin.sichllich  der  Behandhmg  derZöglinge  auch  ähnliche  Beobachtungen 
gemacht  haben  muß,  vor  gefängnisarligen  Erziehungsmaßnahim n.  Es  heißt  dort: 

«Die  Zahl  der  Entweichungen  ist  außerordentlich  groß,  «aus  den  Anstalten 
fast  viermal  so  hoch  als  aus  den  Familien;  das  ist  erklärlich,  weil  man  in  den 
Anstalten  die  unzuverlässigsten  Zöglinge  zurückbehalten  hat.  Es  wäre  nun  ver- 
kehrt. um  die  Entweichungen  aus  den  Anstalten  zu  verhindern,  diesen  in  ihren 
inneren  imd  äußeren  Einrichtungen  einen  gefängnisartigen  Charakter  zu  geben. 
Erziehung  verlangt  für  die  Zöglinge  neben  ernster,  wcmi  es  sein  muß,  strenger 
Zucht  ein  gewisses  Maß  von  freier  Bewegung,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  daß  es 
mißbraucht  wird.  Allzu  enger  Zwang,  fortgesetztes  Mißtrauen  wird  namentlich  für 
den  über  14  Jahre  allen  Zögling  unerträglich,  dem  er  sich  mit  List  oder  Gewalt 
entzieht.  tJelänge  cs  aber  auch,  ihn  durch  mechanische  Mittel  am  Entlaufen  oder 
.äusbiechen  zu  verhindern,  so  würde  man  eine  solche  Menge  von  Verbitterang, 
Haß,  schlechten  Ränken  in  ihm  aufgespeichert  haben,  daß  er  statt  zu  einem  sozial 
brauchbaren  zu  einem  sozial  gefährlichen  Menschen  erzogen  ist;  man  wird  ihn  in 
sehr  kurzer  Zeit  nach  der  Entlassung  in  der  Verbrecherwelt  als  einen  der  Gefähr- 
lichsten wiederlinden.* 

Der  Gefängnismann  Dr.  Krohne  steht  nicht  allein.  Der  langjährige  Direktor 
des  Gefängnisses  in  Neufchätel,  der  gegenwärtige  Direktor  des  eidgenössischen 
statistischen  Bureaus  in  Bern,  Dr.  (Juillaume.  steht  auf  dem  gleichen  Standpunkte. 
In  seiner  Gesellschaft  besuchte  ich  im  Vorjahre  die  Erziehungsanstalt  für 
bösgeartete  und  verbrecherische  Jugendliche  in  Trachselwald  im  Kanton  Bern. 
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Diese  unlerscheidet  sich  für  das  Auge  des  Besuchers  in  niclils  von  einer 
anderen  der  vielen  Erziehunpsanstallen  (ür  verwahrloste  Kinder  in  der  Schweiz. 

Der  oberste  Grundsatz  der  erwähnten  Anstalten  besteht  darin,  den  Züglin? 
zu  erziehen,  und  nicht  darin,  dem  Zögling  seinen  verwahrlosten  Zu.stand  als  seine 
eigene  Schuld  anzureehnen  und  entgelten  zu  lassen. 

Diese  dem  Grundtone  nach  hier  wiedergegebenen  Aussprüche  verschiedener 
in  der  Praxis  der  Fürsorgeerziehung  (jrfahreiier  Mfuuier  auf  der  mehrei'wähnteii 
Konferenz  der  Zentralstelle  für  Jugendfürsorge  in  Berlin  am  Iti.  Juni  ItKtG,  welche 
keine  Leitsätze  bi'schloB.  faßte  der  erste  Vorsitzende  Professor  Dr.  Freiherr 
v.  Soden  m seinem  Schlußworte  folgendermaßen  zusammen: 

.Wir  haben  heule  vormittags  bei  der  Beratung  über  die  richtigen  Wege  bei 
der  Erziehung  selbst  trotz  aller  Verschiedeidieit  in  Einzelfragen  alle  die  Klarheit 
gewonnen,  daß  der  Aberglaube  im  den  erzieherischen  Erfolg  der  bloßen  Gewalt 
überwunden  ist,  daß  erfolgreiche  Erziehung  ruhen  muß  auf  der  Achtung  vor  der 
Persönlichkeit  des  Erziehenden,  daß  sie  darum,  so  viel  wie  irgend  möglich, 
individualisierend  verfaliren  muß,  daß  das  große  Problem  ist,  wemi  ich  so  sagri: 
darf,  eine  Erziehung  in  der  Freiheit  statt  in  der  Zwangsjacke.* 

Erziehungsanstalten  für  hochgradig  verwahrloste 
Jugendliche. 

Denseli>en  Gedankeiigang  linden  wir  in  dem  44.  Berichte  des  englischen 
Inspektors  der  .Reformatory  and  Industrial  Schools*,  welcher  die  Notwendigkeit 
besonderer  Anstalten  füi-  schwer  disziplinierbare  Elemente  betont,  da  sonst  nur 
die  Entlassung  aus  der  Anstalt  in  Frage  komme.  Diese  bedeute  ai>er  einen  Triumph 
des  renitenten  Zöglings,  welche  die  ganze  Anstaltsordnuug  gefährdet,  wenn  in 
einem  solchen  Betragen  ein  Mittel  erkannt  werde,  die  Entlassung  aus  der  Anstalt 
zu  erzwingen.  Die  Schwierigkeit  dieser  Fälle,  der  Unbotmäßigkeit  Herr  zu  werden, 
wei-de  noch  vergrößert  durch  deren  verhältnismäßig  geringe  Anzahl.  Die  englisch™ 
Anstalten,  sowohl  die  .Reformatory*  als  die  .Industrial  Schools*,  zeicluien  sich 
aus  durch  ein  großes  Maß  von  Freiheit,  welches  den  Zöglingen  eingeräumt  ist,  durch 
die  freundliche  Art  des  Verkelires  zwischen  Erzieher  und  Zöglingen,  welche  wohl- 
tuend wirken  muß  auf  das  Gemüt  der  Zöglinge,  welche  bisher  von  Liehe  wenig 
kennen  gelernt  liaben.  Die  Güte  werde  für  die  große  Mehrzahl  der  Menschlieil 
mehr  Gutes  tun  als  die  Strenge  und  es  wäre  ganz  verkehrt,  , neunundueunzig 
Knaben  in  die  Zwangsjacke  zu  stecken,  weil  eine  solche  für  den  Hundertst™ 
gut  tut“. 

Das  Problem  für  England  sei:  Was  kann  für  solche  Ausnahmsfälle  vor- 
gckchrtwcrdenFDer  Inspektor  betontschließlich  die  Notwendigkeit  einer  besondenc 
Einrichtung  für  solche  Fälle  mit  Vorkehrangen  für  Isolierung  und  einem  größercc 
Stabe  von  Aufsichtspersonen  zur  Ermöglichung  einer  intensiveren  Aufsicht  und 
erziehlichen  Leitung. 

Während  aber  England  noch  einer  solchen  Anstalt  entbehrt,  weil  die  Privat- 
Wohltätigkeit  sich  zu  einer  Einrichtung,  in  welche  die  übrigen  Reformatories  ,thc 
worst  and  most  ineorrigihle  cases*  überweisen  könnten  und  wodurch  ,lhc  hand; 
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uf  Reformalory  maiiagcrs  wouUi  bp  gipatly  strengtliened“,  nicht  entschließen 
konnte  und  weil  der  Staat  in  England  bisher  grundsAtzlich  den  Bau  von  Anstalten 
selbst  nicht  in  die  Hand  nimmt,  hat  die  (iesetzgebung  in  Belgien  und  Krankreich 
diese  Lücke  bereits  ausgefüllt. 

In  Belgien,  wo  die  Strafaiislalten  (maisons  penitentiaires)  und  die  vor- 
bestandenen Bessenmgsanstalten  für  Jugendliche  (ecoles  de  reforme)  in  Erziehungs- 
anstalten: Acoles  de  bienfaisance  dt'  1' Etat  umgewandelt  wurden,  in  denen  — dem 
IVorte  des  Schöpfers  der  Reform,  des  Ministers  Lejeune,  zufolge  — da.s  regime  peni- 
tentiaire  et  repressif  ei-setzt  wurde  durch  ein  regime  pateniellement  educatif, 
welcher  Ersatz  die  günstigsten  Erfo  ge  gezeitigt  habe,  besteht  eine  be.sondere 
.Anstalt.  Das  quaitier  de  discipline  des  ecoles  de  bienfaisance  de  l'Etat  ist  für 
weibliche  Zöglinge  mit  der  -An.stalt  in  Xamur  verbunden,  die  korrespondierende 
Einrichtung  für  männliche  Zöglinge  bildete  bisher  eine  Abteilung  des  Gefängnisses 
für  Jugendliche  in  Gent  und  unterstand  der  Gefängnisverwaltung.  ist  jedoch  aus 
dieser  Verbindung  gelöst  und  sollte  das  quartier  de  discipline  für  männliche 
Zöglinge  in  einer  eigenen  neuen  Anstalt  in  Ypres  untergebracht  und  als  Bestand- 
teil der  ecoles  de  bienfaisance  nicht  mehr  der  Gefängnisverwaltung,  sondern  auch 
administrativ  der  Abteilung  für  Wohltätigkeitsschulen  des  Justizministeriiuns 
unterstellt  werden.  Dieses  quartier  de  discipline  vereinigt  unter  einer  strengeren 
Hausordnung  alle  disziplinwidrigen  und  widerspenstigc'ii  Elemente,  welche  die 
anderen  ecoles  de  bienfaisance  dahin  abgeben. 

ln  Frankreich  hat  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1‘JOt,  loi  relative  ä l'education 
des  pupilles  de  fassistance  publique  dilflciles  ou  vicieux  eine  ähnliche  Anordnung 
getroffen. 

Diejenigen  pupilles  de  1'a.ssistance  publique,  also  darunter  auch  die  V'erwahr- 
losten,  welche  infolge  ihier  Widerspenstigkeit  (indiscipline)  oder  Charakterfehler 
in  Familienerziehung,  die  ja  im  Balimcn  der  assistancc  publifpie  die  Regel 
bQdet,  nicht  untergebracht  werden  können,  sind  in  eigenen  Anstalten  (Acoles 
profe.ssionelles,  agricoles  ou  industrielles)  unterzubringen.  Diese  Anstalten  unter- 
stehen der  a-ssistance  publique  und  hal>en  die  Departements  entweder  für  sich 
allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Departements  solche  Anstalten  ins  Leben 
zu  rufen,  wenn  sie  nicht  Vereinbanmgen  mit  Privatanstallcn  zu  diesem  Zwecke 
treffen.  Der  Staat  trägt  zu  den  Kosten  der  Errichtung  solcher  Anstalten  die 
Hälfte  bei. 

Artikel  2 dieses  Gesetzes  bestimmt  weiter,  daß  in  dem  Falle,  als  ein  pupille 
de  l'assistancp  publique  solche  Vergehungen  gegen  die  Sittlichkeit  begebt 
oder  sich  zu  Akten  der  Grausamkeit  oder  Leidenschaftlichkeit  hinreißen 
läßt,  welche  zu  ernstlicher  Unzufriedenheit  den  Anlaß  geben,  das  Zivilgericht 
(tribunal  civil)  über  Antrag  des  Präfekten  und  ül)er  Bericht  des  inspecteur  döpar- 
temental  du  Service  des  enfants  assistäs  die  völlige  oder  bedingte  Überweisung 
dieses  pupille  an  die  administration  pänitentiaire  aussprecheu  kaim.  ln  dem 
letzteren  Falle  kann  nach  Maßgabe  der  in  der  Folge  gemachten  Wahniehmungeii 
über  Antrag  des  Präfekten  und  Bericht  des  erwähnten  Inspektors  die  Rücküber- 
Weisung  des  gedachten  Zöglings  aus  der  Anstalt,  in  welcher  die  administration 
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peiiitcntiiiire  densclhcu  untcrgfbraclit  halle,  in  die  Fürsorge  der  assistanre 
publique  erfolgen. 

In  der  Schweiz  ging  der  Enlwicklungsprozeß  in  der  gleichen  Richlung  wie 
in  Frankreich  nur  mildem  Unlerschied(‘  vor  sich,  daß  derselbe  hier  vor  130  Jahren 
begann.  .\us  den  .Vrmenanslallen  gehen  die  Besserungsanslallen,  aus  diesen  die 
Zw.angserziehungsanslallen  für  hochgradig  venvahrlosle  und  vcrbrecherisclie 
Jugendliche  hervor. 

Außer  den  großen  Kanlonen  Bern  und  Zürich  weisen  die  anderen  Kanloiie 
eine“  so  reiche  (lliedenmg  der  Anslallen  wie  jene  beiden  Kanlone  nichl  auf.  Dem 
Berichlcrslaller  vvairde  von  dem  Leiler  des  Bolizeideparlemenls  im  Kanlon  Basel- 
•Sladl  als  eine  Folge  der  kanlonalen  Gliederung  der  Schweiz  die  Schwierigkcil 
bezeichne!,  für  die  Versorgung  der  Verwahrloslen  im  Aller  von  16  bis  18  Jahren 
Anslallen  zu  eretellen.  da  deren  Anzahl  im  Kanlon  zu  klein  sei,  um  den  Bau  einer 
eigenen  Anslall  zu  rechlferligen,  infolgedessen  der  Kanlon  Basel-Stadl  Verein- 
barungen tnil  dem  Nachbarkanlon  .\argau  wegen  Benülzung  der  Zwang.-- 
erziehungsanslall  in  Aarburg  gelroßen  hat. 

Ahidiche  Verbindungen  zur  Herslelhmg  der  nach  Geschlechl,  Aller  und  Grad 
der  Verwahrlosimg  verschiedenen  Anslallen  siehl  daher  auch  der  Geselzenlwurf 
im  8 26  für  den  Fall  vor,  wenn  ein  Land  für  sich  zu  klein  wäre,  die  erforderlichen 
Anslallen  allein  ins  Loben  zu  rufen.  Die  Hegiening  hal  die  V'erlrelung  und  Ver- 
wallung  einer  solchen,  durch  eme  Mehrheil  von  Ländern  ins  I,eben  gerufenen 
Anslall  zu  regeln  und  auch  für  derarlige  gemeinsame  Anslallen  die  Hälfle  der 
Baukoslen  als  Slaalsbeilrag  zu  leislen.  Nur  mil  vercinlen  Kräflen  wird  der  Bedarf 
,an  nolwendigen  An.slallen  gedeckl  weiden. 

Vollkommen  verfehll  wäre  es,  eine  V'ei’schiedenheil  der  Behandlung  der 
Verwalirlosung  und  eine  Zersplillerung  der  Kräfle  von  Slaal  und  Land  einlrelcu 
zu  lassen,  je  nachdem  die  Verwahrlosung  in  einer  slrafbaren  Handlung  zum 
erkennbaren  Ausdruck  gekommen  isl  oder  nichl. 

ln  beiden  Fällen  handell  es  sich  um  einen  erziehungsbedürfligen  Zuslaud, 
dessen  Abhilfe  in  der  slnatlich  übem  achlen  Erziehung  lieg!. 

Die  Beschaffung  der  erforderlichen  Anslallen  erforderl  eine  planmäßige  und 
einheilliche  Behandlung  des  Problems  und  verlrägl  nichl  eine  solche  Zweileilung 
der  Behandlung. 

Der  Slaal  soll  sich  von  den  Ländern  nicht  trennen,  soweit  es  sich  um  die 
Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  handelt.  Der  Kampf  gegen  die  Verw;üir- 
losiing  bedeutet  den  Kampf  gegen  das  Verbrechen,  und  zwar  im  Wege  der 
ErziehungsfOrsorge. 

Ganz  und  gar  verfehlt  wäre  es  aber  auch  auf  die  sozial-  und  erziehuiigs- 
polilischen  Maßnahmen  der  Fürsorgeerziehung  durch  Strafrichter  in  Strafurteilen 
erkennen  zu  lassen  und  die  zur  Anhaltung  jugendlicher  Verwalirlosler  und  slraf- 
lälligcr  Personen  bestiminlen  Anstalten  dann  als  staatliche  Besserungsanstalten  zu 
bezeichnen,  während  unter  solchen  Voraussetzungen  die  Anhaltung  in  diesen  in  der 
Tat  doch  nichts  anderes  als  strafpolitische  Maßnahmen  wilren,  um  dem  Strafvollzüge 
an  Jugendlichen  eine  bessere  Gestalt  zu  geben,  um  die  ganz  und  gar  unhaltbare  slraf- 
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ri'chtliche  Betiandhing  der  Jugendlichen  in  Österreich  im  Kleide  korrektioneller 
Tteliandlung  schmackhafter  aber  deswegen  nicht  wirksamer  zu  gestalten. 

Anstalten  für  geistig  minderwertige  Zöglinge. 

Aber  nicht  nur  für  besonders  entartete,  widerspenstige  und  hochgr  adig  ver- 
walii'loste  Jugendliche,  insbesondere  der  höheren  Altersstufen,  bedarf  es  besonderer 
Erziehungsanstidten,  welche  durch  eine  Mehrheit  von  Ländern  in  Verb'mdung  mit 
dem  Staate  herzu.stellen  sein  werden. 

Heute  bergen  die  Besserungsanstalten  eine  Menge  von  geistig  niimlerwertigen 
Elementen.  Die  Gutachten  aus  Mähren,  Schlesien  und  Niederösterreich  kommen  in 
diesem  Punkte  überein,  daß  die  Besserungsanstalt  in  Österreich  auch  als  Ersatz 
einer  heute  noch  mangelnden  Schwachsimügenförsoi-ge  dienen  muß.  Die  wenigen 
Lebensbilder  aus  der  mährischen  Besseningsaustalt  in  Neutitschein  — Stich- 
proben aus  vielen  Hunderten  — ergeben  unter  den  Korrigenden  von  14  bi.s 
18  Jahren  ilaselbst  drastische  Beispiele  hochgra<ligen  Schwachsinns  und  psycho- 
pathischer MindenvertigkeiL 

Von  dem  häufigen  Vorkommen  geistig  Minderwertiger  in  den  Lantles- 
besserungsanstalteii  berichten  aber  auch  die  anderen  Gutachten. 

Unter  geistig  Mindei-wertigen  verstehen  wir  diejenigen  Zöglinge,  welche  auf 
der  Grenzlinie  zwischen  normalem  Zustande  des  Geistes  und  der  Geisteskrankheit 
sich  befinden. 

Diese  psychopathische  Belastung  kann  angeboren  oder  erworben  sein.  Jeden- 
falls steht  sie  sehr  oft  im  ursächlichen  Zusammenhänge  mit  den  Erzeugern.  Dies 
betont  besonders  das  Gutachten  von  Steiermark. 

Auf  der  Konferenz  der  deutschen  Zentralstelle  in  Berlin,  ebenso  auf  dem 
Fürsorgeer/iehungslage  in  Breslau  war  auch  viel  von  den  geistig  Mindei-wertigen 
die  lU'de. 

Auf  derselben  Konferenz  teilte  Dr.  med.  Kluge,  Direktor  und  Leiter  der 
Brandenburgiseben  Provinzialanstalten  für  Epileptische  und  für  Idioten  zu  Potsdam, 
mit,  (laß  an  diese  beiden  Anstalten  sich  auch  noch  eine  kleine  Anstalt  für  zirka 
4t)  männliche  Füreorgezöglinge  unter  14  Jahren  anschließe,  die  der  Oberleitung 
der  Idiotenanstalt  ebenfalls  untersteht. 

In  den  genannten  An.slalten  befindet  sich  zur  Zeit  eine  große  Anzahl, 
vielleicht  40  Fürsorgezöglinge,  und  viele  andere  sind  durch  sie  schon  hindurch- 
gegangen. Diese  kamen  zumeist  aus  Erziehungsan.stalten,  von  wo  sic  abgeschoben 
worden  waren  in  der  Erkenntnis,  es  bei  ihnen  mit  krankhaft  veranlagten 
und  defekten  Kindern  zu  tun  zu  haben,  die  vor  alli-n  Dingen  der  Pflege  und  Be- 
handlung durch  den  Arzt  bedürfen. 

Unter  der  H.and  des  Arztes  nun  und  auch  unter  der  .Mitwirkung  der  Schule 
haben  sich  diese  psychopathischen  und  oft  sehr  schwer  erziehbaren  Kinder  immer 
noch  gut  leiten  lassen  und  im  allgemeinen  gut  geführt,  ja,  sie  haben  -sehr  oft  die 
allererfreulichsten  Erfolge  erkennen  lassen.  Die  Kinder  waren  draußen  in  den 
anderen  Anstalten  zum  allergrößten  Teil  immer  streng  bestraft  worden  und  gerade 
diese  sind  in  unserer  Anstalt  die  allerbesten  Elemente  geworden.  Es  ist  die 
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psychische  Behandlung  des  Arztes,  welche  diese  Erfolge  gezeitigt  hat  und  vor 
iülem  auch  die  Beschäftigungsart,  die  Heranbildung  der  Kinder  zur  Arbeit,  die  ia 
Potsdam  der  Arzt  als  vcrantworllicher  Leiter  beständig  überwacht. 

Die  Frage  nach  der  Eniehtung  von  Zwischenanslaltcn  für  psychopathisclie 
Minderwertige  sei  in  der  Provinz  Brandenburg  gelöst. 

Die  Notwendigkeit  des  Psychiaters  für  diese  Art  von  Fürsorgezöglingen 
betonten  noch  viele  andere  Redner  sowohl  auf  der  Berliner  Konferenz  als  auch 
auf  dem  Breslauer  Fürsorgeerziehungstage  auf  Grund  ihrer  praktischen  Erfahrung. 

Von  dem  Werte  der  Fürsorgeerziehung  für  diese  .Menschengruppc  unter  .Mit- 
wirkung eines  Psyi’hiaters  sprach  ein  Lehrer,  dessen  Lebensarbeit  den  Schwach- 
sinnigen utid  geistig  Minderwertigen  jener  Mittelstufe  zwischen  Normalen  und 
Idioten  gehört.  Für  diese  Bemitleidenswerten  bezeiclinete  Redner  das  Fürsorge- 
erziehungsgesetz  von  unendlichem  .Segen,  denn  in  der  Fürsorgeerziehung  unter 
Mitwirkung  des  Psychiaters  könne  diesen  Unglücklichen  geholfen  werden.  Er 
schildert  deren  Elend  in  der  Großstadt.  Im  Getriebe  der  Großstadt  sei  für  jene 
.Schwachsinnigen  keine  Stätte.  Wie  groß  die  Zahl  jener  Unglücklichen  ist,  die  plan- 
los in  der  Großstadt  sich  umhertreibcri,  von  der  Polizei  zum  Gefängni.«.  vom 
Arbeitshaus  zur  Irrenanstalt  wandern,  vermag  er  nicht  zu  sagen.  Daß  sie  größer  i 
ist,  wie  wir  alle  meinen,  davon  sei  er  nach  seinen  Erfahrungen  fest  überzeugt. 
Zum  Teil  stumpfsinnig,  zum  Teil  raftiniert  sinnlich  lebt  jene  Menschengruppe  dahin, 
bis  sie  in  den  Konflikt  mit  dem  Gesetz  kommt.  Stadt-  und  Staatsbehörden  haben 
darum  ein  großes  Interesse,  diese  Jugendlichen  zu  einem  geordneten  Leben  und  zu  j 
sicheren  Arbeitsverhültnissen  zu  erziehen  | 

Während  bei  geistig  gesunden  Kindern  die  Familienerzichung  in  erster  Linie 
angebracht  sei,  gehören  diese  Kinder  in  besondere  AnsUlten.  ’ 

Man  müsse  in  Beobachtungs.stationen  jene  Kinder  sammeln  und  auf  Gntmi  I 
einer  Prüfung  ihrer  geistigen  Fähigkeiten  erst  die  Entsrdjeidung  über  die  Art  der  ' 
Durchführung  der  Fürsorgeerziehung  fällen. 

Die  für  diese  Kinder  bestimmten  .Anstalten  müßten  die  Schwachsinnigen  üi  | 
eigenen  Lehrwerkstätten  und  landwirtschaftlich-gärtnerischen  Betrieben  für  jene  | 
Benife  vorbilden,  die  sich  noch  am  besten  für  sie  eignen. 

Redner  bezeichnele  cs  schließlich  als  wünschenswert,  diese  Elemente  davorzu 
bewahi-en.  neue  Familien  zu  gninden  und  dann  durch  ihre  oft  noch  tiefer  stehenden 
Kinder  neues  Elend  über  unser  Volk  zu  bringen.  | 

Auch  Dr.  Kluge,  der  Direktor  und  Leiter  der  Brandenburgischen  Epileptiker- 
Idiotenanstalten  in  Potsdam,  bewegt  siirh  in  der  gleichen  Gedankenrichtung,  wenn  j 
er  seine  Ausführungen  auf  der  Konferenz  mit  den  folgenden  Worten  scliließt: 
,Das  Fürsorgeei-ziehungsgesetz  kann  nur  seinen  Zweck  erfüllen,  wenn  die 
Fürsorge  und  Vorsorge  nach  allen  Richtungen  hin  getroffen  wird,  auch  in  sozialer 
Beziehung.  Und  diese  wird  man  nicht  genug  im  Auge  behalten  können,  insofern, 
als  gerade  die  .unverbesserlichen“  Fflrsorgezöglinge  zu  allermeist  aus  solchen 
Familien  stammen,  die  psychisch  schon  schwer  belastet  sind,  wo  der  Vater  etwa 
dem  krankhaften  Alkoholismus  unterliegt,  wo  vielleicht  die  Mutter  epileptisch  ist.  wo 
ein  Teil  an  schweren  nervösen  Störungen  leidet  und  der  andere  schwachsinnii,' 
oder  mit  sonstigen  geistigen  Defekten  behaftet  ist.  Wenn  sie  alle  ihrerseits  mit  zur 
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Aufklärung  darüber  beifragen  wollten,  daß  epileptische,  hysterische,  trunksüchtige 
und  psychisch  belastete  Leute  nicht  heiraten  sollten,  weil  ihre  Nachkommenschaft 
so  leicht  eiitaidet  und  damit  so  schlimme  Folgen  für  die  Allgemeinheit  entstehen, 
so  würden  Sie  Fürsorge  im  weitesten  Sinne  üben  können."  Nach  dem  gegen- 
wärtigen Stande  unserer  Gesetzgebung  erscheint  dies  undurchführbar.  Es  erübrigt 
nur,  in  den  Schlußappell  des  vorerwähnten  Lehrers  an  die  Teilnehmer  der  Konfe- 
renz einzustimmen.  .Darum  wage  ich  es.  Sie  herzlich  zu  bitten,  Ihre  Kraft  und 
Ihr  Geld  auch  in  den  Dienst  der  geistig  Schwachen  zu  stellen,  eingedenk  des 
Wortes:  .Was  Ihr  getan  habt  einem  unter  diesen  meinen  geringsten  Brüdern,  das 
habt  Ihr  mir  getan.* 

Die  Erfüllung  dieser  Bitte  ergibt  die  Notwendigkeit  einer  besonderen  Anstalt, 
in  welcher  psychopathische  und  geistig  minderwertige  Fürsorgezöglinge  zur  Abgal>e 
gelangen  können.  Auch  derartige  Anstalten  werden  nicht  von  einem  einzelnen 
Lande,  sondem  von  einer  Mehrheit  von  lälndeni  in  Angriff  genommen  werden 
müssen;  daher  die  Bestimmung  des  Gesetzentwurfes,  welche  eine  solche 
Konkurrenz  mehrerer  Länder  unter  finanzieller  Aiileilnafime  des  Staates  ins  Auge 
faßt,  auch  auf  Anstalten  für  psychopathische  und  geistig  minderwertige  Fürsorge- 
Zöglinge  Anwendung  zu  finden  haben  wird. 

Einrichtungen  zur  Ausbildung  der  Aufsichtspersonen. 

Auch  nach  einer  anderen  Richtung  wird  die  einheitliche  Inangriffnahme  der 
Fürsorgeerziehung  Anlaß  zu  Einrichtungen  geben,  die  im  Schoße  des  Vereines  für 
Zwangserziehung  und  Jugendfürsorge  für  diesen  Fall  in  Aussicht  genommen 
(1.  Band,  1.  Heft  der  Mitteilung  des  V'ereiiies),  angeregt  und  erörtert  worden  sind: 
Die  Forderung  eines  pädagogisch  gebildeten  Erzieher-  und  Aufsichtspersonals, 
dahin  gehört  nicht  minder  auch  die  Forderung  nach  der  pädagogischen  Qualifika- 
tion des  Anstaltsleiters.  Die  Forderung,  daß  die  zur  Erziehung  berufenen  Persön- 
lichkeiten auch  vom  Erziehung.sgeschälle  etwas  verstehen,  ist  so  selbstverständlich, 
daß  sic  eigentlich  keiner  weiteren  Begründung  bedarf.  Die  heute  in  Verwendung 
stehenden  Aufseher  entsprechen  dieser  Bedingung  nicht  immer. 

Die  Anregung  im  Schoße  des  Vereines  für  Zwangserziehimg  und  Jugendfür- 
sorge ging  nun  dahin,  im  Falle  der  einheitlichen  Begelung  des  Gegenstandes  im 
Wege  der  Reichsgeselzgcbung,  eine  gewisse  Qualifikation  der  Aufsichtspersonen 
— ähnlich  wie  bei  der  Gendarmerie  — vorzuschreiben  umi  nach  Art  der  Gcn- 
darmerieschulen  eine  Vorbereitungsschule  für  sämtliche  Kronländer  des  Staates 
zu  sctiafTen.  Beiden  Anregungen  trägt  der  Gesetzentwurf  in  den  25  und  2fi 
Rechnung. 

Das  weitere  Fortkommen  der  Fürsorgezöglinge. 

ln  dieser  Beziehung  enthalten  die  Gutachten  und  die  Verhandlungen  des 
Vereines  füi'  Zwangserziehimg  und  Jugendfürsorge  Hinweise  auf  das  dringende 
Bedürfnis  einer  Unterstützung  der  heute  auf  sich  selbst  gestellten  Anstaltsleiter. 
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Das  größte  Gawicht  liege  in  dem  gesicherten  L'nterkomnieii  des  Zöglings  nach  der 
Entlassung.  Dies  sei  nicht  der  Fall,  wenn  das  Kind  dem  erstbesten  Meister  über- 
lassen werden  mü.sse.  Den  Anstalten  gebreche  es  an  Geld  zur  weiteren  Fürsorge, 
Am  Mangel  an  Geld  scheitere  die  Unterbringung  vieler  Kinder.  Durch  diesen 
Mangel  an  Mittel  gehe  alljährlich  eine  große  Anzahl  von  Kindern  zu  Grunde.  Den 
Anstaltsleitern  woluie  die  KennUiis  der  Fersönlichkeit  des  Zöglings  bei,  sie  kömieii 
die  Frage  beantworten,  ob  Rückstellung  an  die  Eltern  ratsam,  welche  Berufswalü 
zu  fördern  sei.  Jetzt  seien  die  Be.sserungsanstalten  hei  Unterbringung  ihrer  Zögiingi- 
auf  die  nächste  Umgehung  der  Anstalten  angewiesen.  Der  Mangel  einer  Verbin- 
dung oder  eines  Wohltätigkcitsvercines,  der  sich  mit  der  Unterbringung  und  der 
Cherwachung  der  entlassenen  Zöglinge  und  deren  weiteren  Fortkommen  hefaßl. 
la.sse  ein  weitere.s  Ausgreifen  der  Anslalt.sleiter  nicht  zu.  Dieses  sei  schon  geboten 
mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit  einer  Unterbringung  entlassener  Zöglinge  in 
weiter  Entfernung,  um  die.«e  dem  üblen  Einllusse  der  Eltern  und  fiüherer  Kameraden 
zu  entrücken. 

Vor  der  Entlassung  sollte  eine  einwandfreie  Arbeitsstelle  sichergestellt  sciiL 
Je  .strafähnlicher  die  Anhaltung  in  einer  Anstalt  gestaltet  werde,  desto  schwierigiT 
gestalte  sich  die  Unlcrbringung  und  das  weitere  Fortkommen  der  entlassenen 
Zöglinge  — nebenbei  bemerkt  die  beste  berufene  Kritik  jener  Vorschläge,  welche 
auf  Hesserungsanstalten  für  verwahrlo.ste  .straffällige  Jugendliche  mit  strafähnlicliem 
Gej)räge  hinauslaufen.  Auf  Erwägungen,  die  das  leichtere  Fortkommen  der  ent- 
lassenen Zöglinge  bezwecken,  ist  ja  auch  die  Änderung  der  Bezeichnung  von 
Besserungsanstalt  in  Erziehungsanstalt  so  in  Olbersdorf  und  Brünn  zurückzu- 
führen. 

Mil  der  Unterbringung  allein  sei  jedoch  die  Aufgabe  des  Anstaltsleiters  noch 
nicht  erfüllt,  dazu  müsse  die  Cherwachung  treten.  Diese  sei  überaus  schwierig  und 
mühselig,  ln  Böhmen  fehle  dieser  wichtige  Faktor  im  System  der  Fürsorge  für 
das  weitere  Fortkommen,  ln  Schlesien  habe  der  Landesausschuß  einen  Ortsaus- 
schuß  zu  Aufsichtszwecken  organisiert.  Doch  versage  derselbe  vielfach,  da  sich  die 
berufenen  Personen  nicht  immer  dafür  interessieren.  Auch  in  diesen  Verhand- 
lungen kehrt  die  alte  Klage  wieder,  daß  für  diesen  Zweig  sozialer  Fürsorge  heule 
noch  das  Interesse  fehle  wie  ülierall,  wo  mit  der  Fürsorge  gewartet  wird  hu 
das  Kind  straffällig  gevvorden  und  die  Reife  für  die  Korrektionsanstalt  erlangt  hat 
wie  unter  dem  heutigen  System  die  Anstaltsleiter  Herkulcsarbeit  verrichten 
ohne  dauernden  und  sichtbaren  Erfolg.  Die  Vormundschaftsbehörden  sollten  Organe 
um  sich  haben,  welche  die  Anstaltsleiter  in  der  Ausübung  dieser  Fürsorgearbeit 
unterstützen.  Aus  dem  dringenden  soeben  geschilderten  Bedürfnisse  heraus  erging 
auch  die  Anregung  zur  Gründung  eines  Vereines,  welcher  sich  die  Unterbringung 
und  Überwachung  der  Korrigenden  nach  der  Entlassung  aus  der  Anstalt  zur  Auf- 
gabe macht,  welche  Anregung  jedoch  der  Verein  für  Zwangserziehung  und  Jugend- 
fürsorge in  eine  Tat  der  Selbsthilfe  uinsetztc,  indem  er  beschloß,  diese  Aufgabe 
in  den  Wirkungskreis  des  Vereines  aufzunehmen.  , 
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Aber  auch  das  weitere  Fortkommen  der  wegen  GcsundheitsrOcksichten  Ent- 
lassenen sollte  durch  Erstellung  von  Anstalten  für  Schwachsinnige  und  Epileptiker 
— von  denen  bereits  vorhin  die  Rede  war  — gesichert  werden.*) 

In  der  Sicherung  des  weiteren  Fortkommens  der  aus  der  jVnstalt  Entlassenen 
liegt  das  Endziel  aller  Jugendfürsorge.  Die  Fürsorgeerziehung  der  Venvahrlosten 
soll  den  Minderjährigen  nicht  nur  aus  einer  gefährlichen  und  verderblichen  Um- 
gebung befreien,  sondern  auch  eine  harmonische  Entwicklung  des  verwahrlosten 
Kindes,  die  bisher  durch  ArbeitsüberbOrdung  oder  Müßigang  gestört  war,  bewirken, 
ln  dieser  Beziehung  erscheint  die  Arbeitserziehung,  die  Gewöhnung  zur  Arbeit 
als  die  Vorbedingung  des  selbständigen  ehrlichen  Lcbenserwerbcs. 

In  der  Weckung  des  Gefühls  der  Selbstverantwortlichkeit  und  in  der  Solbst- 
enverbsbeluhignng  liegt  die  Grundlage  für  das  weitere  Fortkommen  des  anstalts- 
entlassenen Zöglings. 

Darum  gilt  der  Arbeitsunterricht  in  den  Anstalten  zur  Erziehung  sitt- 
lich verwahrloster  Kinder  als  ein  unentbehrliches  Erziehungsmittel. 

ln  dem  Berichte  einer  solchen  Anstalt  in  England  findet  sich  der  Satz:  »Nichts 
hilft  einer  Reformatory  oder  Industrial  School  für  ihren  großen  Zweck,  den  Charakter 
auszubilden,  so  sehr,  wie  gute  nützliche  Arbeitserziehung.  Die  unglücklichen  sozialen 
Verhältnisse,  aus  denen  ein  Kind  befreit  worden  war  und  in  denen  es  lebte,  bevor 
es  in  die  Anstalt  kam,  spielen  bei  der  heutigen  Art  der  Erziehung  keine  nachhaltige 
Rolle.  Durch  die  Arbeitserziehung  werde  das  Kind  an  Arbeit  gewöhnt  und  linde 
Geschmack  an  der  gewöhnten  Arbeit.  Wenn  nicht,  sei  dies  geradezu  auf  ein  Ver- 
schulden des  Kindes  zurückzuführen.  Durch  die  Arbeitserziehung  in  den  englischen 
Anstalten  sei  das  Kind  davor  geschflizt,  bei  seinem  Austritte  aus  der  Anstalt  in 
der  Masse  der  ungeschulten  Arbeiter  untei'zugehen  und  damit  in  Verhältnisse  zu- 
rückzukehren, die  nur  um  ein  geringes  besser  sind  als  jene,  aus  welchen  es  einige 
Jahre  früher  befreit  worden  ist.* 

In  dieser  Weise  spricht  sich  ein  Bericht  des  englischen  Inspektors  über  den  ' 
Wert  der  Arbeitserziehung  in  den  englischen  Anstalten  aus.  Auf  der  Berliner 
Konferenz  sprach  sich  ein  Anstaltsleiter  in  ganz  ähnlichem  Sintie  aus.  Er  warnte 
davor,  daß  m.an  die  Zöglinge  ausschließlich  in  der  Landwirtschaft  beschäftige. 
Wenn  sie  selbständig  seien,  folgen  sie  doch  dem  Zuge  vom  Lande  zur  Stadt  und 
kehren  zur  Stadt  zuriiek,  woher  die  Mehrzahl  kam.  Wenn  sie  nur  landwirtschaft- 
lich vorgebildet  seien,  vermehrten  sie  in  der  Stadt  die  Masse  der  ungelernten 
Arbeiter  und  verfielen  den  Gefahren,  welchen  diese  ausgesetzt  seien. 

Darauf  deutet  das  Gutachten  von  G:dizien  hin,  welches  von  einer  eigenen 
Kategorie  der  städtischen  Bevölkerung,  von  den  Antisozialen,  spricht. 

*)  Boi  dieser  (trlej^enhoU  bemerke  ich  als  Kuriosum,  daß  in  den  Mitteilun{?eii  des  mehr* 
erwähnten  Vereines  des  Erlasses  der  Stalthallerei  ln  Böhmen  vom  8.  Au^isl  Z.  97500, 
Knfälimiiig  getan  wird,  wonach  tuberkulöse  Leute  an  die  Zwangsarheitsanstalten  nicht  abgegeben 
werden  dürfen,  wilhreml  die  in  den  Mitteilungen  dieses  Vereines,  II.  Band,  2.  Heft,  gegebene  Schil* 
deniiig  der  klimatischen  und  sanilänrn  Verhältnisse  in  der  Besserungsanstalt  in  OpjMitowifz  diese 
als  so  ungünstig  darstellt,  daß  sie  den  Ausbruch  der  Skrofulöse  und  Tuberkulose  bei  schwäch- 
lichen Individuen  wälirend  ihrer  AnhoUungszeit  ungemein  begünstigen. 
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Die  soziale  Hebung  der  Zöglinge  sei  eine  ungeheuer  wichtige  Aufgabe  und 
olme  Zweifel  stehe  der  gelernte  Handwerker  sozial  besser  und  höher  da,  wie  der 
ungelernte  Arbeiter.  Deshalb  müsse  das  oberste  Ziel  der  Fürsorgeerziehung  sein; 
die  Herausbringung  der  Zöglinge  aus  den  untersten  Schichten  und  die  Hinein- 
bringung in  die  gelernten  Arbeitergruppen. 

Ganz  die  gleichen  Erwägungen  haben  in  Frankreich,  wo  die  in  den  cliambrcs 
de  commerce  organisierte  Industrie  ursprünglich  den  Standpunkt  vertrat,  daß  das 
Interesse  des  Kindes  dessen  ehestmögliche  Erwerbsbetätigung,  welche  durch  die 
Lehrlingsschaft  zu  lange  hinausgeschoben  werde,  verlange,  zu  Einrichtungen  geführt, 
welche  die  berufliche  Vorbildung  in  städtischen  Gewerben  ermöglichen. 

Die  gleichen  Erfahrungen  hat  man  in  der  Schweiz  gemacht.  Überall  wird  auf 
die  Vorbereitung  des  Kindes  zu  einem  seiner  Eignung  und  Neigung  ent.sprechen- 
den  Beruf  der  allergrößte  Wert  gelegt.  Das  Kind  hat  freie  Berufswahl  und  wird  von 
dem  Anstaltsleiter  hiebei  beraten. 

Der  Arbeitsunlerricht  in  den  englischen  Anstalten  bildet  eine  Haupt  sorge  des 
Home  Department  und  des  Inspektors  dieser  Anstalten.  Die  Arbeitserziehung  in 
England  bewegt  sich  in  .aufsteigender  und  immer  fortschreitender  Linie.  Der 
Inspektor  wirkt  dahin,  daß  bei  Auswahl  der  Beschäftigung  das  erziehliche  Moment 
in  erster  Linie  berücksichtigt  wird,  so  zwar,  daß  diesem  gegenüber  das  finanzielle 
.Moment  zuriicktritt.  Dies  hat  zu  einer  starken  finanziellen  Belastung  der  Anstalten 
geführt,  welche  gegen  höheres  Entgelt  eine  höhere  Klasse  von  Arbeitslehrem 
beschäftigen.  Die  Industrial  S<  hools  befinden  sich  anlangend  den  Arbeitsunterriclit 
im  Vorteile  gegenüber  den  Reformatory  Schools,  indem  hier  die  Zöglinge  den 
Vorteil  des  jüngeren  Alters  für  sich  haben.  Erfalwungsgemäß  erreiche  die  Geschick- 
lichkeit der  Hand  zur  Aneignung  von  Fertigkeiten  und  zum  Zeichnen  gerade  ira 
Alter  von  7 bis  14  Jahren  ihren  Höhepunkt  und  verringere  sich  in  den  folgendco 
Jahren.  Die  Übung  der  Geschicklichkeit  der  Hand  sei  aber  gerade  für  die  Zöglinge 
die.ser  Anstalten  wichtig,  weil  diese  in  ihrem  weiteren  Fortkommen  nicht  durch  die 
Kraft  ihres  Intellektes,  .sondern  im  Schweiße  ihres  Angesichtes  durch  ihrer  Hände 
Arbeit  den  Lebensunterhalt  erworben  müssen. 

Dem  Kinde  soll  aber  nicht  nur  die  Geschicklichkeit  zur  Arbeit  angelernt, 
sondern  auch  die  Einsicht  in  den  sittlichen  und  wirtscliaftlichen  Wert  der  Arbeit 
beigebracht  werden.  Eine  Arbeitsüberbünlung.  die  statt  Arbeitsfreude  Arbeilsunlud 
erzeugt,  wird  vermieden.  Darum  wechselt  Arbeit  mit  Erholung  ab. 

Die  Jugendspiele  im  Freien  lösen  den  Arbeits-  und  den  Volks.schul- 
unterricht  der  englischen  Reformator}’  und  Industrial  Schools  ab.  Sie  sind  in 
England  das.  was  der  Berichterslaller  auf  der  Berliner  Konferenz  hinsichtlich  der 
deutschen  .\nstaltcn  wünscht,  .geistiges  Eigentum  der  Anstalten  und  gehörea  zu 
ihrem  unveräußerlichen  eisernen  Besitzfonds*. 

Verwahrlosten  Kindern,  die  bisher  so  schwere  Kränkungen,  körperliche  und 
seelische  Mißhan<llungcn  erfalu-cn  haben,  soll  ihr  Zustand  nicht  als  Schuld 
angerechnet  werden,  für  den  sic  zu  büßen  halien,  sondern  jugendliche  Freuden 
sollten  sie  für  die  bisherigen  Entbehrungen  und  Unbill  entschädigen.  Jugeudspielc  | 
sollen  daher,  ebenso  wie  die  Arbeit  ^ den  Kindern  Freude  bereiten.  Der  gleiclie 
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Gedanke,  die  Jugendfreude  zu  wecken,  findet  sich  in  einer  in  dem  Gutacliten  von 
Niederösterreich  wiedergegebenen  Äußerung  einer  Auskunftsperson. 

Die  Behörden,  welche  die  Abgabe  der  Zöglinge  in  die  Reformator)'  und 
Industrial  Schools  einleiten,  tragen  zu  den  Kosten  des  weiteren  Fortkommens 
bei.  Die  englische  Gesetzgebung  schützt  das  weitere  Fortkommen  der  aus  den 
Anstalten  entlassenen  Zöglinge  gegen  störende  Einflüsse  durch  die  Entern.  Die 
Anstaltsleiter  sind  ermfichtigt,  parentis  loco  Dienst-  und  Lehrverträge  für  die 
austretenden  Zöglinge  abzuschließcn  und  haben  die  Befugnis,  das  weitere  Verhalten 
der  ausgetretenen  Zöglinge  bis  zum  18.  Lebensjahr  zu  überwachen  und  zu  deren 
Schutz  die  Zöglinge  in  die  Anstalt  zurückzuberufen.  Die  Überwachung  soll  das 
weitere  Fortkommen  nicht  beeinträchtigen  und  soll  dalier  .mit  dem  Herzen  des 
V'aters  und  dem  Auge  des  Detektivs*  geübt  werden.  Übrigens  wird  diese  infolge 
des  Verkehrs  des  Zöglings  mit  der  Anstalt  auch  nach  der  Entlassung  sehr 
erleichtert.  Die  Kalholiken  sind  durch  Working  Boys  Homes  dem  Bedürfnisse  nach 
Lehrlingsheimen  für  solche  entlassene  Anstaltszöglinge,  welche  des  Familien- 
anschlusses im  Hause  des  Lehr-  oder  DiensUierm  entbehren,  entgegengekommen. 
Dieses  Beispiel  hat  durch  die  Begründung  ähnlicher  Anstalten  in  großen  Städten 
Nachfolge  gefunden  und  wird  deren  Verallgemeinerung  als  eine  notwendige  Ergän- 
zung des  Systems  zur  Sicherung  des  Erziehungswerkes  betrachtet 

ln  Belgien  ist  es  die  Patronage,  welche  in  dem  Justizministerium  ihre 
Zentralstelle  hat  welche  das  weitere  Fortkommen  der  Anstaltszöglinge  sich  zur 
Aufgabe  setzt 

In  der  Schweiz  ist  in  einzelnen  Kantonen  zu  dem  gleichen  Zwecke  das 
Patronat  für  den  entlassenen  .iVnstallszögling  organisiert. 

Allenthalben  bildet  also  die  Sorge  für  das  weitere  Fortkommen  einen 
wichtigen  Bestandteil  der  Fürsorgeerziehung,  ln  dem  Gesetzentwürfe  ist  in  den 
§§  13,  IC,  27  und  39  gleichfalls  darauf  Rücksicht  genonunen. 

Regrelung  der  Kostenpflicht. 

Das  Gesetz  regelt  auch  die  Kostenpflicht.  Durch  die  Fürsorgeerziehung 
erfaliren  zwar  die  Erziehungsrechte  der  Eltern  eine  Einschränkung,  allein  die 
Unterhaltspflicht  der  Ettern  bleibt  aufrecht. 

Dies  bildet  einen  wichtigen  Grundsatz  der  E’ürsorgeerziehung,  wenn  auch 
dessen  Verwirklichung  mit  Schwierigkeiten  und  geringem  Erfolge  begleitet  zu  sein 
pflegt.  § 29  des  Gesetzentwurfes  walirt  den  Grundsatz  der  elterlichen  Unterhalts- 
pflicht. Die  Verwahrlosung  der  Kinder  soll  zu  keiner  finanziellen  Entlastung  der 
Ellern  führen,  die  Fürsorge  für  die  verwahrlosten  Kinder  nicht  gewissenlosen 
Eltern  als  Prämie  für  die  Nachlässigkeit  in  der  Erziehung  winken. 

xVuf  der  anderen  Seite  steht  aber  der  gleich  wichtige  Grundsatz;  Die  Fürsorge 
darf  nicht  von  der  elterlichen  Beitragsleistung  abhängig  gemacht,  sie  muß  als 
Maßnahme  gegen  einen  die  Allgemeinheit  gefährdenden  Zustand  auf  allgemeine 
Kosten  sichergestellt  werden. 

Der  Gesetzentwurf  stellt  daher  die  Fürsorgeerziehung  aller  verwahrlosten 
Kinder  auf  öffentliche  Kosten  sicher  (§  28). 

17* 
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Der  Gesetgentwurf  sucht  aucti  in  dieser  Beziehung  tunlichst  an  das  bestehende 
Hecht  anziiknüpfcn. 

Der  Gesetzentwurf  sieht  eine  Dreiteilung  der  Kosten  vor.  Das  preußisclie 
Zwangserziehungsgesetz  vom  Jahre  1878  hat  eine  Zweiteilung  der  Kostenlast 
zwischen  Staat  und  Provinz  zu  Grunde  gelegt.  Der  Entwurf  des  preußischen 
Fürsorgcerzichungsgesetzes  von  1900  hatte  gleichfalls  eine  Dreiteilung  im  Auge. 
Diese  wurde  jedoch  auf  Wunsch  der  Versammlung  der  Landeshauptleute  fallen 
gelassen.  Die  Regierung  kehrte  nun  in  ihrer  Vorlage  auf  die  alte  Zweiteilung  der 
Kosten  zwischen  Staat  und  Land  zurück,  doch  scheiterte  dieser  Vorschlag  an  dem 
^Vide^stande  des  Herrenhauses.  Die  Regierung,  welcher  an  dem  Zustandekommen 
des  Gesetzes  sehr  gelegen  war,  fügte  sich  dem  Beschlüsse,  der  Gesetzeskraft 
erhielt,  wonach  der  Staat  mit  zwei  Dritteln  und  die  Provinz  mit  einem  Drittel  an 
den  Kosten  der  Fürsorgeerziehung  tcilzunchmen  haben.  Damit  war  die  Verteilung 
der  Koslenlasl  in  Preußen  im  Jahre  1900  in  derselben  Weise  geregelt,  wie  dies 
bereits  im  Jalme  1885  im  Großherzogtum  Baden  über  Initiative  der  Regierung 
geschehen  war. 

Indem  der  Gesetzentwuif  eine  Dreiteilung  der  Kosten  vorschlügt,  an  der 
Staat,  Land  und  Gemeinden  gleichmäßig  beteiligt  sind,  nimmt  er  die  finanzielle 
.-Vnteilnahme  des  Staates  im  Verhältnisse  zu  I’reußen  in  einem  geringeren  Um- 
fange in  Aussicht,  was  aber  andrerseits  durch  die  konkurrierende  Baupflicht  des 
Staates  mit  dem  Lande  bei  der  Errichtung  der  erforderlichen  neuen  Anstalten 
wieder  ausgeglichen  wird. 

Bei  Regelung  der  Kostenpflicht  nimmt  der  Gesetzentwurf  den  Gesamt- 
aufwand des  Vollzuges  zur  Grundlage  der  Dreiteilung  (§  28).  Er  folgt  hiebei  nicht 
dem  Vorhilde  des  preußischen  Fürsorgeerziehungsgesetzes,  welches  die  fürsorg- 
liche Unterbringung  des  Zöglings,  die  Überführung  in  die  Familie  oder  Anstalt 
auf  Kosten  der  örtlichen  Polizeiverwaltung  erfolgen  läßt,  die  Kosten  der  ersten 
Ausstattung,  der  Beerdigung  und  der  Rückreise  durch  den  Orlsarmenverband  des 
Unterstützungswohnsitzes  bestreiten  läßt  Gegen  diese  Art  der  Kostenverteilung 
sprach  sich  auch  der  Berichterstatter  der  Berliner  Konferenz  Laiidesrat  Gerhardt 
der  Brandenburgischen  Provinzialverwaltung  aus.  Diese  Art  der  Verteilung  könne 
für  eine  einzelne  Gemeinde  sehr  drückend  werden,  verteile  die  Kostenlast  ungleich 
und  sei  daher  ungerecht.  Diese  Kosten  entspringen  aus  Fürsorgeerziehungsmaß- 
nahmen und  deren  Gharakter  spreche  für  eine  gleichmäßige  Behandlung. 

Dazu  kommt  ja,  daß  dem  Gesetzentwürfe  zufolge,  im  Gegensätze  zu  Preußen, 
ohnedem  eine  fmanzielle  Beteiligung  der  Gemeinde  in  Aussicht  genommen  ist, 
und  zwar  nicht  der  Ileimatgemeinde  allein,  sondern  auch  der  Schulgemeinde 
(§  28,  letztes  Alinea).  Deren  Interesse  an  der  Reinhaltung  ihrer  Volksschulen  von 
ansteckenden  Elementen  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel. 

Die  Heranziehung  der  Schulgemeinde,  die  zugleich  zumeist  Aufentlialts- 
gemeinde  ist,  ist  aber  auch  weiter  in  Erwägungen  der  Billigkeit  begründet. 

Die  Venvahrlosung  ist  zumeist  ein  Produkt  der  Großstadt.  Die  verwahrlosten 
Kinder  entstammen  vielfach  jenen  tluktuierenden  Kreisen  der  Bevölkerung,  die 
dem  Zuge  vom  Lande  zur  Stadt  folgend,  sich  fern  von  der  Heimatgemeinde  auf- 
hallen. Bei  dem  Umstande,  als  in  Österreich  unter  der  Herrschaft  des  Heimat- 
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gesotzes  Aufenthalts-  und  Heimatgemeinde  dieser  Kinder  zumeist  auseinander 
fallen,  die  Hcimatgenieinden  unter  diesem  Zuge  vom  Lande  zur  Stadt  unter  der 
Leutenot  leiden,  wäre  es  unbillig,  die  I leimatgemeinden  allein  für  die  Verwahr- 
losung dieser  Kinder  in  der  Großstadt  finanziell  verantwortlich  zu  machen,  sie  an 
dem  Aufwand  der  Fürsorgeerziehung  allein  mittragen  zu  lassen  mit  der  nahezu 
sicheren  Aussicht,  daß  dieser  Aufwand  in  der  Folge  doch  nicht  der  Heimatgemeinde 
zu  gute  kommen  würde. 

Die  finanzielle  Beteiligung  der  Schul-  und  der  Heimatgemeinde  an  der  Für- 
sorgeerziehung dient  auch  als  Schutzwehr  gegen  unbegründete  Antr.'ige  auf  Ein- 
leitung der  Fürsorgeerziehung.  Andrerseits  dient  die  ausschließliche  Kostenpilicht 
der  Heimatgemeinde  im  Falle  des  § 39  des  Entwurfes  als  Schutzwehr  gegen  die 
Verwahrlosung  der  gemeindearmen  Kinder. 

Voraussichtlicher  Kostenaufwand. 

Die  Höhe  der  Kosten  läßt  sich  im  vorhinein  schwer  bestimmen.  Es  fehlt 
an  einer  Grundlage  für  deren  Berechnung.  Läßt  sich  doch  zum  Beispiel  der  Zustand 
der  Gefährdung  infolge  schuldhaften  Verhaltens  der  Ellern  und  sonstigen  Erzieher, 
§ 1,  Alinea  1,  statistisch  von  vornherein  gar  nicht  erfassen.  Die  Statistik  von  Steier- 
mark spricht  daher  mit  Recht  von  zu  Tage  geförderten  ,Näherungswerten‘.  Auch 
Geheimer  Oberregieningsrat  Dr.  Krohne  berichtete  auf  der  Berliner  Konferenz: 
Wie  viel  gefährdete  Jugend  vorhanden  ist,  davon  hatte  man  vorher  keine  Ahnung 
gehalrt.  Erst  die  Statistik  des  Fürsorgeerziehungsgesetzes  habe  den  ganzen  großen 
und  tiefen  Abgrund  aiifgelan,  vor  welchem  unsere  gefährdete  Jugend  steht. 

Die  Statistik  von  Steiermark  ira  Vergleiche  mit  dem  Ergebnisse  einer  vom 
Berichterstatter  12  Jahre  früher  erfolgten  Umfrage  bei  den  Schulleitungen  in 
Steiermark,  also  bei  den  gleichen  Auskunflspersonen,  deren  sich  die  amtliche 
Statistik  in  erster  Linie  bediente,  hat  hinsichtlich  der  schulpflichtigen  Kinder  das 
Fortschreiten  der  Verwahrlosung  in  aufsteigender  Linie,  also  das  W'aehsen  der  in 
der  Verwahrlosung  liegenden  Gefahr  ergeben. 

Die  vom  Berichterstatter  ermittelte  Zahl  der  verwahrlosten  Kinder  im 
schulpflichtigen  Aller  betrug  für  Steiermark  500,  die  Erhebung  des  statistischen 
Landesamtes  12  J.ahre  später  87G  (bozw.  741,  wenn  wir  die  über  14jährigen 
ausschalten). 

Professor  Dr.  E.  Mischler,  der  Berichterstatter  und  Vorstand  des  slalistischen 
Landesamles  in  Steiermark,  bezeichnet  fünf  Promille  der  schulpflichligen  Kinder 
als  die  Verhältni.szahl  der  sittlich  verwahrlosten  und  gefährdeten  Personen  im 
Lande  Steiermark.*)  Ähnliche  Ermittlungen  in  den  anderen  Ländern  werden  diese 
Verhältniszififer  auch  in  diesen  feslstellen  lassen.  Auch  ermöglicht  es  die  Fassung 


•)  Professor  Dr.  E.  Miscliler  bemerkt  in  seinem  (futaehten.  daß  Bericlilerstatter  da.s  ilini 
vom  steieriutirkisclien  LamlesausscJiusse  freundlich  äl>erlasscnc  Ergebnis  der  Erbelmng  des  slali- 
stisehen  l.ajidesamtes  in  seinem  Werke:  Die  Fürsorge  für  die  verwalirlosle  Jugend.  II.  Teil: 
Pflegseliansscbulz  und  Des.serungsanslalt  in  Osterreicli.  Wien,  Mauz.  19Uß,  zum  Teile  nieder, 
gegeben  bal>e.  Bei  dieser  Wiedergabe  ist  eine  Pnnchtigkeil  unterlaufen,  indem  auf  Seite  -I.SO 
<lie  Yerliältniszabl  tier  vei-wabrlosten  Kimler  zur  scbulpflicbtigen  Jugend  iiiclit  mit  fünf  Promille, 
sondern  mit  füttf  Prozent  angegeben  ersclieint,  was  hiemit  richtiggestellt  winl. 
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des  Gesetzentwurfes,  § 1 , Alinea  2,  dieser  Ermittlung  eine  festere  Grundlage  zu  geben. 
Damit  wird  auch  der  Anregung  der  Abteilung  XJI  des  Wiener  Magistrates  nach 
Feststellung  einer  Grundlage  für  die  Statistik,  soweit  es  die  schulpflichtigen  Kinder 
betrifft,  ent.sprochen.  Die  Fassung  des  § 1,  Alinea  2,  kommt  im  wesentlichen  auf  die 
Fa.ssung  des  § 85  der  Schul-  und  Unterrichtsordnung  hinaus.  Die  der  Ermittlung 
zu  Grunde  zu  legende  Frage  hätte  daher  zu  lauten:  Wie  viele  Kinder  befinden  sich 
in  der  Schule,  welche  im  Sinne  dieser  Bestimmung  wegen  Entartung  und  Gefälir- 
dung  ihrer  Mitschüler  auszuschließen  wären? 

Aus  den  Strafkarten  der  jugendlichen  Personen  im  Alter  von  1 4 bis  20  Jahren 
wird  sich  allerdings  kaum  die  Anzahl  derjenigen  Jugendlichen  annäliemd  ermitteln 
lassen,  deren  Straffälligkeit  auf  vernachlässigte  häusliche  Erziehung,  somit  auf 
Venvahrlosung  zurückzuführen  ist,  für  welche  Anzahl  von  Jugendlichen  Personen 
daher  ungefähr  die  Voraussetzung  des  § 1,  Alinea  3,  des  Gesetzes  in  Betracht 
kommen  dürfte. 

Wenn  nun  auch  eine  umfassende  einheitliche  und  zilTermäßige  Bereclmung 
der  für  die  Fürsorgeerziehung  in  Betracht  kommenden  Minderjälmigen  heute  noch 
fehlt  und  wohl  auch  vollständig  gar  nicht  hergestellt  werden  kann,  so  bedeutet 
doch  die  Inangriffnahme  dieses  großen  Werkes  zum  Schutze  unserer  gefährdeten 
Jugend  keinen  gefalir-  und  verhängnisvollen  Sprung  ins  Dunkle. 

Der  Gesetzentwurf  birgt  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  verhindern, 
daß  die  Bäume  in  den  Himmel  wachsen  und  deren  Wirkung  darauf  hinauslaufen 
wird,  daß  die  Fürsorgeerziehung  nicht  unvermittelt  und  in  beängstigender  Pro- 
gression Platz  greifen  wird. 

Daliin  gehört  die  finanzielle  Beteiligung  der  Gemeinde,  das  Budgetrecht  des 
l.andtages  und  des  Reichsrates,  welches  Ja  auch  ira  Falle  des  § 27  zu  keiner  Ver- 
geudung öflentlicher  Mittel  führen  wird,  ferner  die  Zuziehung  des  Laienelementes  bei 
Anordnung  der  Fürsorgeerziehung  durch  das  Vormundschaftsgericht  und  endlich 
die  Möglichkeit,  nicht  gleich  Familien-  und  Anstaltserziehung  eintrelcn  zu  lassen, 
sondern  in  allen  Jenen  nicht  von  vornherein  aussichtslosen  Fällen  vor  der  Auf- 
hebung der  Familiengemeinschaft  und  der  Trennung  des  Kindes  von  den  Eltern 
es  zunächst  mit  einer  Verwarnung  oder  der  Überwachung  der  Erziehung  in  der 
eigenen  Familie  zu  versuchen.  Der  Berichterstatter  ist  allerdings  von  vornherein 
überzeugt,  daß  diesen  Mitteln  im  System  der  Fürsorgeerziehung  ohne  strenge 
und  empfindliche  Strafbestimmmigen  im  Hintergründe  auf  die  Dauer  keine 
wesentliche  Bedeutung  zukomnit. 

Allein  es  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  das  Gesetz  das  weit  verbreitete  Vorurteil 
der  öffentlichen  Meuiung  von  der  Zidünglichkeit  der  elterlichen  Schutzgewalt  und 
von  der  Unantastbarkeit  der  elterlichen  Rechte  mit  einem  Schlage  beseitigen  wird. 
Es  wird  der  Wandel  der  öffentlichen  Meinung  durch  die  praktische  Erfalirung  viel 
sicherer  und  nachhaltiger  erzielt  werden  können,  als  dies  ein  Oktroi  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  tun  vermöchte. 

Dazu  kommt,  daß  vom  .Standpunkte  der  Zweckmäßigkeit  eine  vermittelte 
und  nicht  überhastete  V'ollziehung  des  Fürsorgeerziehungsgesetzes  mit  Rücksicht 
aut  den  deimaligen  völlig  unzm'cichenden  Stund  der  Fürsorgeeinrichtungen 
geradezu  geboten  ist. 
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Die  Schlußbestimmungfen  des  Gesetzes. 

Soweit  der  Gesetzentwurf,  insofern  er  sich  auf  die  staatlich  angeoi-dnete 
und  überwachte  FOrsorgeerzielmng  auf  öffentliche  Kosten  bezieht,  deren  unge- 
störter Vollzug  durch  die  Strafbestimmungen  des  g 39  gesichert  wer- 
den soll. 

Der  Gesetzentwurf  hat  aber  nicht  bloß  die  öffentliche  Fürsorge  für  die  ver- 
wahrloste (§  1,  Z.  1 bis  4),  sondern  auch  für  die  rechtliche  Grundlage  der  privaten 
Fürsorge,  für  die  durch  Aufsichtslosigkeit  von  Verwahrlosung  bedrohte  Jugend  zum 
Inhalt.  Soweit  das  Gesetz  die  Durchführung  auf  öffenUiche  Kosten  ui  Aussicht 
nimmt,  mußte  es  sich  begreiflicherweise  Selbstbeschränkung  auferlegen  und  sich 
nur  die  Abwelu’  der  unmittelbar  drohenden  äußersten  Gefalir  zur  Richtschnur 
nehmen. 

Die  Schlußbestimmungen  enthalten  füisorgliche  Anordnungen,  die  darüber 
hinausgehen.  Zu  den  Voraussetzungen  der  Fürsorgeerziehung  dieser  Art  gehört 
die  Unfälligkeit  der  Kltern  zur  Beaufsichtigung  ihrer  Kinder,  die  Alihilfe  der 
in  sozialen  und  wirtschalUichen  V'erhältnissen  gegründeten  Aufsichtslosigkeit  der 
Kinder.  Hier  Fürsorgeerziehung  auf  öffentliche  Kosten  eintreten  zu  lassen,  würde 
den  Aufwand  ins  Unermeßliche  steigern. 

Die  drohende  Verwahrlosung  infolge  Unlähigkeit  der  Eltern  zur  Beauf- 
sichtigung und  erziehlichen  la'itung  des  Kindes  ist  aus  Erwägungen  finanzieller 
Natur  in  dem  Gesetzentwürfe  nicht  so  behandelt  worden  wie  die  drohende  Ver- 
wahrlosung infolge  schuldhaffen  Verhaltens  der  Eltern. 

Wohl  aber  hat  hier  die  soziale  Hilfstätigkeit  ein  freies  und  weites  Feld,  um 
gewissenhaften  Eltern  in  der  Soi"ge  um  das  Wohl  ilirer  Kinder  entgegenzukommen. 

Die  Bekämpfung  der  Verwahrlo.simg  infolge  der  Unfähigkeit  der  Eltern  wurde 
in  den  Schlußbestimmungen  des  Gi-setzentwurfes  berücksichtigt. 

Der  § 37  des  Entwurfes  trägt  außer  den  in  dem  Gesetze  bestimmten  Fällen 
dem  Bestreben  der  zur  Aufsicht  und  Erziehung  unfähigen  Eltern,  eine  erziehliche 
Fürsorge  für  ihr  erziehungsbedürfliges  Kind  einzuleiten,  Rechnung. 

Diese  Bestimmung  entspricht  dem  § 217  a.  b.  G.  B.  und  § 16  des  Gesetzes 
vom  24.  Mai  188.5,  R.  G.  Bl.  Nr.  90. 

Der  § 1631  b.  G.  B.  für  das  Deutsche  Reich  enth.ält  eine  analoge  Bestimmung. 
Es  handelt  sich  in  diesen  Fällen  liier  wie  dort  um  pnegschaftsbehördlichc  Maß- 
nahmen, für  deren  Ko.sten  öffentliche  Mittel  durch  das  Gesetz  nicht  zur  Verfügung 
gestellt  sind. 

Auch  in  England  kann  der  Antrag  des  gesetzlichen  Vertreters  auf  Anhaltung 
eines  Kindes  in  einer  Industrial  School  mit  der  Begründung,  daß  Vater,  beziehimgs- 
weise  Vormund  außer  stände  seien,  das  Kind  zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen 
(to  bc  beyond  Control),  zur  Cberweisung  dieses  Kindes  in  eine  Industrial  School 
führen. 

Die  Gutachten  berichten  von  dem  Bestreben  gewissenloser  Elleni  mit  Hilfe  des 
§ 16  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  90,  die  elterliche  Unterhaltslast 
auf  das  Land  zu  überwälzen.  Um  dieser  Gefahr  zu  begegnen,  erscheint  Vorsicht 
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geboten.  Die  Privalwohllüligkeit  wird  für  solche  Fälle  dem  Bestreben  pflicht- 
bewußter Eltern  ent  gegenkommen,  diesen,  wie  sie  es  schon  heute  tut,  hilfreich  die 
Hand  reichen. 

Die  Landeskommission  für  Jugendfürsorge  wird  bestrebt  sein  müssen,  die 
Privatwohllütigkeit  in  dieser  Richtung  anzuregen,  damit  in  jeglicher  Beziehung 
dem  AufsichLs-  und  Erziehungsbedürfnisse  abgeholfen  weide. 

Zur  Stärkung  und  zum  Schutze  der  Privatwohltütigkeit  in  dieser  Richtung 
dient  weiter  der  § 38  des  Gesetzentwurfes,  welchen  der  Titel  11,  § 17  und  19,  des 
französischen  Gesetzes  vom  24.  Juli  1889  zum  Vorbilde  gedient  hat. 

Dieses  Gesetz  ermöglicht  es,  daß  Eltern,  welche  unfähig  sind,  ihren  Kindern 
ein  Mindestmaß  von  Aufsicht  und  Erziehung  zu  teil  werden  zu  lassen  und  welche 
infolgedessen  im  Interesse  der  Kinder  deren  Pflege  und  Erziehung  der  privaten 
Wohltätigkeit,  also  Privatanslalten  oder  Vereinen  übertragen  haben,  über  Antrag 
der  nunmehrigen  Erzieher  diesen  vor  Gericht  auch  die  Ausübung  ihrer  Erzieher- 
rechte bis  zur  Vollendung  des  Erziehungswerkes  übertragen,  so  zwar,  daß  diese 
Ei-ziehung  gegen  die  Störung  durch  unzeitgemäße  Rückforderung  der  Kinder 
durch  die  Ellern  geschützt  wird. 

Dadurch  wird  es  gewissenlosen  Eltern  unmöglich  gemacht,  die  Unterhalts- 
und Erzichungslast  abzuwälzen,  wenn  diese  unbequem  ist,  das  Kind  aber  wieder 
zuriiekzunehmen,  wenn  die  Ausbeutung  der  kindlichen  Arbeitskraft  ihnen  dies 
vorteilhaft  erscheinen  läßt. 

Den  gleichen  Zweck  verfolgt  die  englische  Custody  of  children  Act  1891. 
Auch  aus  den  Gutachten  spricht  das  Bedürfnis  nach  ähnlichen  Schutzbestimmungen 
in  Österreich.  Berichterstatter  verweist  auf  das  Referat  des  Ministerialrate.s 
Dr.  Schauer,  des  Prinzen  Liechtenstein  und  auf  sein  eigenes  Referat  über  die 
Vormundschaft  von  Anstalten  und  Vereinen. 

Der  Gesetzentwurf,  §38,  Alinea  1,  knüpft  nur  an  das  geltende  Recht  an, 
wenn  er  den  Schulz  des  Kindes  zunächst  durch  einfache  Übertragung  der  Er- 
ziehungsgewalt anstrebl. 

Die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  10.  April  1902,  Z.  7493,  erklärt 
ausdrücklich  die  Zulä.ssigkeit  dieser  Verfügung  im  § 178  a.  b.  G.  B.  begründet. 

§ 38  geht  aber  weiter,  er  bezieht  sich  nicht  bloß  anf  die  Tatbestände 
des  § 178  a.  b.  G.  B.,  sondern  auch  auf  solche  Fälle,  in  denen  die  Eltern  ein 
Jlindestmaß  der  Aufsicht  nicht  leisten  können.  Das  durch  die  Privatwohltätigkeit 
in  Angriff  genommene  freiwillige  Erziehungswerk,  das  durch  die  Übernahme  des 
Kindes  zum  Zwecke  der  Erziehung  geschaffene  tatsächliche  Verhällnis,  die  durch 
Privatanslalten  und  Vereine  ausgeübte  Gewahrsame  soll  gegen  unzeitgemäße 
Geltendmachimg  der  elterliclien  Rechte  ebenso  wie  das  Kind  geschützt  werden 
gegen  eine  Rückkehr  in  die  Verhältnisse,  in  denen  es  zufolge  der  Aufsichtslosigkeit 
zu  verwahrlosen  drohte  und  aus  denen  es  die  Privatwobltätigkeil  befreit  hat 

Dieser  der  gesetzlichen  wie  der  freiwilligen  Fürsorgeerziehung  durch  Über- 
tragung der  ellcrlichen  Erziehung.sgewalt  gewährte  Schulz  schließt  selbstver- 
ständlich weitergebende  Schutzmaßnahmen  wie  die  Aberkennung  der  elterlichen 
Gewalt  nicht  aus.  § 38,  Alinea  ö. 


Digilized  by  Google 


Füreorgeerziehuiig,  Dr.  Heinrich  Reicher. 


2G5 


Mit  der  Verwalirlosung  infolge  schuldhaften  Verhaltens  enge  venvandt  ist 
der  Tatbestand  des  § 40  des  Gesetzentwurfes. 

Mit  § 40  ist  bereits  dem  Gesetze  zum  Schutze  der  kindlichen  Arbeits- 
kraft vorgegriffen.  Die  Verwendung  von  Kindern  als  Begleitpersonen 
fahrender  Leute  wird  jedoch  an  und  für  sich  die  Vermutung  nalie  legen,  daß  die 
Erziehung  vernachlässigt  und  von  der  Erziehungsgewalt,  zu  deren  wesentlichen 
Bestandteilen  die  Bestimmung  des  Aufenthaltes  des  Kindes  gehört,  ein  dem  Kinde 
nachteiliger  Gebrauch  gemacht  wird. 

Diese  nalieliegende  Annahme  rechtfertigt  den  Gesetzesbefehl,  in  jedem  Falle 
der  Venvendung  von  Minderjährigen,  welche  vermöge  ihres  Alters  noch  unter  das 
Gesetz,  betreffend  die  Fürsorgeerziehung,  fallen,  die  Anzeige  im  Sinne  des  § 4 des 
Gesetzentwurfes  an  das  Vormundschaftsgericht  zu  erstatten.  Dieses  wird  darüber 
zu  entscheiden  haben,  ob  im  einzelnen  Falle  die  gesetzlichen  Voraussetzungen, 
g 1,  Ziffer  1 bis  4,  vorliegen. 

Ganz  unabhängig  hievon  erfolgt  im  Alinea  1,  § 40,  das  Verbot  der  Ver- 
wendung von  schulpflichtigen  Kindern  als  Begleitpersonen  fahrender  Leute,  weil 
eine  solche  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Schulpflicht  unmöglich  macht,  cs  sich 
somit  nicht  bloß  um  ein  Anzeichen  walirscheinlieher  sittlicher  Verwahrlosung, 
sondern  bereits  um  eine  Erscheinungsform  tatsächlicher  Verwahrlosung  in  geistiger 
Beziehung  h.andclL 

Zur  weiteren  Begründung  dienen  die  Gutachten,  insbesondere  das  auf 
Seite  62  und  254  Gesagte. 

Die  einschlägige  Gesetzgebung  von  England  und  Frankreich  findet  sich  in 
Beicher,  1.,  2.  Kinderschutz  in  England:  The  Prevention  of  eruelty  lo  ehildren  Act 
and  the  National  Society  for  the  Prevention  of  eruelty  to  ehildren,  Seite  146  und  ff 
und  in  Reicher,  1.,  3.  Der  Schutz  der  Kinder  gegen  Mißhandlung  und  Verwahr- 
losung in  Frankreich  u.  s.  iv.,  Seite  24. 


Abgrenzung  der  Armenerziehung  von  der  Fürsorge- 
erziehung. 

Wenn  auch  das  Fürsorgeerziehungsgesetz  die  im  Heimalgesetze  und  in  den 
Landesarmengesetzen  begründete  Armenerziehung  nicht  berülu-t.  so  kann  andrer- 
seits der  fürsorgenden  Scliutzgewalt  des  Staates  bei  Vorliegen  der  gesetzlichen 
Voraussetzung  der  Fürsorgeerziehung  nicht  Einhalt  geboten  werden  bloß  aus  dem 
Gnmdc,  weil  das  Kind  in  der  Armenversorgung  der  Gemeinde  steht.  Das  Gesetz, 
8 39,  schützt  das  arme  Kind  vor  Belassung  unter  der  Gewalt  und  in  der  Haus- 
genossenschaft  von  Personen,  bei  denen  die  Voraussetzungen  des  § 1.  Alinea  1, 
zutreffen,  es  walirt  aber  auch  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Gemeinden,  indem 
es  zunächst  nur  eine  fürsorgliche  Vorkehrung  zum  Schutze  des  von  Verwahr- 
losung bedrohten  armen  Kindes  trifft,  mittlerweile  aber  der  Gemeinde  Gelegenheit 
zu  einer  anderweitigen  einwandfreien  Unterbringung  des  Kindes  gibt  und  erst 
dann  die  zViiordnung  der  Fürsorgeerziehung,  und  zwar  dann  aber  auch  allein  auf 
Kosten  der  Heimatgemeinde  zuläßt,  wenn  diese  die  ihr  gebotene  Gelegenheit  zu 
einer  anderen  einwandfreien  Unterbringung  nicht  wahrnimmt. 
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Würde  in  einem  solchen  Falle  der  Staat,  das  Land  und  die  Gemeinden  die 
Kosten  bestreiten,  so  kämen  die  Heimatgemeinden  dadurch  in  die  Versuchung, 
durch  die  V'ernachlässigung  der  Erziehung  des  armen  Kindes  die  Fürsorgeerziehung 
an  Stelle  der  Armenerziehung  des  Kindes  treten  zu  lassen. 

Der  Titel  des  Gesetzes. 

Zum  Schlüsse  noch  die  Frage,  ob  der  .Zwang“  oder  die  .Fürsorge“  im  Titel 
des  Gesetzes  zur  näheren  Bezeichnung  der  Erziehungsmaßnahmen  aufgenommen 
werden  soll. 

In  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  liegen  Maßnahmen  von  zwei- 
facher Art : eine  Schutzmaßnahme,  in  der  das  Zwangsmoment  überwiegt,  und  eine 
Erziehungsmaßnahme,  die  ein  Akt  der  Fürsorge  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  rechtliche  Natur  der  obrigkeitlich  angeordneten  Er- 
ziehung ist  es  vollkommen  berechtigt,  von  einer  Zwangs-  wie  auch  von  einer  Für- 
sorgeerziehung, als  Bezeichnung  einer  und  derselben  Maßnahme  zu  sprechen. 

Die  Entscheidung  für  den  einen  oder  den  anderen  Ausdruck  richtet  sich  nach 
dem  Standpunkt,  den  man  einnimmt  je  nachdem  man  das  Schwergewicht  mehr 
auf  den  Schutz  und  seine  mit  Zwang  gegen  die  Eltern  verbundene  Konsequenz 
oder  aber  mehr  auf  die  Erziehung  des  Kindes  als  einen  Akt  der  Fürsorge  legt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  rechtliche  Natur  und  den  polizeilichen  Charakter  der 
Zwangserziehung,  welche  eine  ErsatzausfOhrung  der  von  den  Eltern  bisher  ver- 
säumten und  vernachlässigten  Elrziehung  und  somit  eine  zwangsweise  Beschränkung 
oder  Aufhebung  des  Rechtes  der  Eltern,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen, 
bedeutet,  mag  der  Ausdnick  .Zwangserziehung“  sich  vom  sachlichen  Standpunkte 
besser  eignen  als  der  Ausdruck  .Fürsorgeerziehung“. 

Vom  Standpunkte  der  Zweckmäßigkeit  verhält  es  sich  umgekehrt. 

Der  .Zwang“  im  Titel  hat  einen  harten  Klang,  erinnert  an  Strafe  und  wirkt 
abstoßend  in  den  Volkskreisen,  in  welchen  die  .Maßnahme  zumeist  zur  Anwendung 
gelangt.  Der  Zwang  widerspricht  der  vorbeugenden  Tendenz,  welche  die  Maß- 
nahme verfolgt. 

Erziehung  zu  Selbständigkeit  und  Selbstverantwortlichkeil,  das  der  Er- 
ziehung zu  Grande  liegende  Ziel  freier  Menschenentwicklung  hat  mit  einem  Zwange 
in  der  Erziehung  nichts  zu  tun. 

Hat  auch  die  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  in  den  meisten  Ländern 
ihren  Ausgangspunkt  vom  Strafrechte  genommen  und  ihren  letzten  Grand  in 
kriniinalpolitischen  Erwägungen,  so  geht  doch  unaufhaltsam  die  Oberleitung  auf 
da.s  Gebiet  der  Sozialpolitik  in  allen  Ländern  und  Staaten  vor  sich. 

Das  Zurücktreten  der  Repression  und  das  Vorwiegen  des  präventiven 
Momentes  in  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  kommt  immer  mehr  aucti 
in  der  W.ahl  der  Gcselzestitcl  zum  Ausdrucke,  die  alles  vermeiden,  was  auch  nur 
von  lerne  einen  Makel  dem  Zöglinge  anhaften  und  das  weitere  Fortkommen 
dadurch  zu  erschweren,  geeignet  wäre. 

In  Preußen  hat  man  aus  der  Zwangs-  eine  Fürsorgeerziehung  gemacht. 
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In  England  ist  zwar  die  Bezeiclinung  der  Anstalten  die  gleiche  geblieben. 
Unter  dem  gleichen  Titel  einer  Reformatory  School  haben  sich  aber  der  Charakter 
der  Anstalt  und  die  Voraussetzungen  der  Anhaltung  in  einer  solchen  wesentlich 
geändert. 

ln  konsequenter  Fortentwicklung  nimmt  die  Gesetzgebung  der  Reformatory 
School  und  der  Anhaltung  in  einer  solchen  jeden  straßhnlichen  Beigeschmack  und 
damit  auch  den  einer  korrcktionellen  Nachhafl. 

Die  Refonnatory  School  ist  ausschließlich  eine  Erziehungsanstalt  geworden. 

Die  Industrial  Schools  nehmen  den  Kampf  mit  der  Verwahrlosung  in  ihren 
ersten  Anfängen  auf  und  dienen  auf  diese  Weise  in  wirksamer  Weise  der  Ver- 
brechensbekämpfung. 

Den  Bedürfnissen  des  Lebens  konunen  immer  neue  Arten  dieser  Industrial 
Schools  entgegen. 

So  entstehen  die  Truant  Schools,  für  die  fortgesetzt  die  Schule  versäumen- 
den Kinder,  sowie  die  Day  Industrial  Schools,  zur  Anhaltung  der  verwahrlosten 
aufsichtslosen  Kinder  während  der  Tageszeit. 

Damit  kommt  aber  auch  das  Bestreben  der  Gesetzgebung  zum  Ausdrucke, 
den  Ursachen  der  Verwahrlosung  in  ihren  Anfängen  zu  begegnen  und  diesen  auch 
die  Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  anzupassen. 

ln  der  Schweiz  geht  eine  Bewegung  dahin,  die  Bezeichnung;  Zwangs- 
erziehungs-,  Rcltungs-  und  Besserungsanstalten  zu  ersetzen  durch  die  Bezeichnung: 
Erziehungsanstalten. 

Zur  Begründung  dieser  Namensänderung  wird  geltend  gemacht,  daß  die 
verwahrlosten  Kinder  reicher  Eltern  .mißraten  heißen  und  auch  nur  erzogen 
werden“.  Für  die  Gesellschaft  und  den  Staat  sei  es  ganz  gleichgültig,  von  woher 
die  Gefahr  kommt,  und  es  sei  daher  gar  nicht  abzuschen,  warum  die  Kinder  armer 
Eltern  allein  .gerettet  und  als  Verwahrloste*  den  , Zwangserziehungs-  und 
Besserungs-  oder  Rettimgsanstalten*  überantwortet  werden  sollen. 

Eine  stattliche  Anzahl  von  Bcsserungs-  und  Rettungsanstalten  sind  der 
Aufforderung  des  Schweizer  Armonerziehervereines  gefolgt  und  haben  ihre  bis- 
herige Bezeichnung  mit  der  Bezeichnung  .Erziehungsanstalt*  eingetauscht. 

So  auch  die  Anstalten  des  Kantons  Bern. 

ln  Frankreich  ist  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1889  zum  großen  Teile  auf  das 
Bestreben  zurückzuführen,  die  Kinder,  welche  von  ihren  Eltern  verwahrlost 
worden  und  infolge  ihrer  Schutzlosigkeit  mit  dem  Strafgesetze  io  Konflikt  geraten, 
vor  den  Maisons  de  reforme  und  den  Maisons  de  correction  und  den  Colonies 
peiiilentiaires  zu  bewahren. 

Das  Gesetz  führt  den  Titel:  Gesetz  zum  Schutze  der  mißhandelten  und  ver- 
wahrlosten Kinder. 

ln  Belgien  ändern  die  Ecoles  de  reforme  ihren  Namen  in  Ecoles  de  bien- 
faisance  de  l'Etat  und  mit  ihnen  ändert  sich  das  System.  An  Stelle  des  frülieren 
repressiven  tritt  das  .regime  paternellement  äducatif“.  Die  Ergänzung  bildet  das 
quartier  de  discipline. 

Der  internationale  Kongreß  zu  Antwerpen  im  Jahre  1894,  der  sich  mit 
Fragen  des  Kinderschutzes  befaßte,  erklärte  als  das  zu  erstrebende  Ziel  in  der 
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Behandlung  straflälligcr  Kinder  nicht  die  gerichtlicheVerurleilung  und  Bestrafung, 
sondern  den  Schutz  und  die  erziehliche  Fürsorge  für  diese  Kinder. 

Die  bisherige  Scheidung  und  Behandlung  der  Enfants  coupables  und  der 
Enfants  abandonnes  in  Belgien,  der  straffälligen  einerseits  und  der  landstreichen- 
den und  bettelnden  Jugend  andrerseits,  wird  fallen  gelassen.  Beiden  Kategorien 
von  Kindern  ist  der  Mangel  an  sittlicher  Leitung  gemeinsam,  beiden  eine  erzieldichc 
Behandlung  notwendig. 

In  einer  Versamndung  der  Advokaten  Belgiens  am  9.  Dezember  1893  zu 
Bnigcs  bezeichnet  Minister  Lejeune,  der  Schöpfer  der  Reform,  die  Verteidignmg  der 
Kinder  und  Jugendlichen  gegen  die  Verurteilung  zu  Gefängnis  geradezu  als  eine 
Aufgalie  der  öffentlichen  Gewalt,  denn  das  Gefängnis  sei  eine  wahre  Geißel  für 
die  Jugend. 

Wohl  luibe  die  Justizverwaltung  das  Gefängnis  für  die  Jugendlichen  in  eine 
Schule  uragewandelt,  allein  die  gerichtliche  Verurteilung  an  sich  sei  schon  eine 
Gefahr,  denn  sie  habe  den  durch  die  gerichtlichen  Vorakten  und  die  öffentlichen 
Strafregister  vermittelten  Makel  im  Gefolge.  Darum  sanktioniert  das  Gesetz  Art.  25 
den  Gruiiilsatz:  il  n’y  a pas  de  casier  judiciaire  — cs  gibt  keine  öffentlichen  Straf- 
register, deren  unheilvolle  Wirkung  die  Zukunft  des  Kindes  gefährdet. 

Einem  roten  Faden  gleich  ist  durch  die  Gesetzgebung  aller  dieser  Länder 
und  Staaten  das  Bestreben  zu  verfolgen,  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend 
und  der  Erziehung  straffälliger  Kinder  und  Jugendlichen  jeden  strafähnlichen  Bei- 
geschmack zu  nehmen,  es  überhaupt  nicht  zur  Straflälligkeit  kommen  zu  lassen, 
sondern  durch  eine  rechtzeitige  Fürsorge  bereits  der  drohenden  Venvahrlosung 
zu  steuern. 

In  allen  Ländern  und  Staaten,  welche  den  Kampf  gegen  die  Verwahrlosung 
— als  eine  Gefahr  für  die  Allgemeinheit  — einheitlich  im  Wege  der  Gesetzgebung 
organisiert  haben,  siegte  die  Erkenntnis  von  dem  ursächlichen  Zusammenhang  von 
Kriminalität  und  Verwahrlosung  als  der  Folge  einer  vernachlässigten  Erziehung 
Daher  müsse  dem  Verbrechen  und  der  Verwahrlosung  durch  die  Erziehung  vor- 
gebeugt werden  und  auch  im  Falle  der  Straffälligkeit  innerhalb  der  Altersgrenzen 
der  Er/,iehl)arkeit  die  verwahrloste  Jugend  nicht  gestraft  sondern  erzogen  werden. 

Es  wäre  aber  völlig  einseitig,  die  Fürsorgeerziehung  lediglich  vom  kriminal- 
politischen  Gesichtspunkte  zu  beh.andeln.  Wir  haben  gesehen,  wie  die  Verwahr- 
losung als  soziale  Gefalu-  ihren  hauptsächlichen  Grund  in  wutschafllichen  und 
sozialen  Verhältnissen  hat  und  wie  daher  deren  Bekämpfung  auch  einen  Bestand- 
teil der  Sozialpolitik  zu  bilden  hat. 

Die  Politik  des  laissez  faire  — laissez  idler  gegenüber  der  gefährdeten  und 
verwahrlosten  Jugend  hat  lange  genug  ihr  Unwesen  getrieben.  Die  Sozial[)olitik 
fordert,  daß  die  Jugend  nicht  ein  Opfer  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  V'er- 
hällnisse  werde,  sondern  daß  für  ihr  ehrliches  und  anständiges  Fortkommen  in  der 
Welt  Vorsorge  getroffen  werde. 

Wenn  der  Justizminister  aus  kriminalpolitischen  Erwägungen  in  der  Ver- 
wahrlosung da.s  Verbrechen  bekämpft,  so  sorgt  er  als  Vertreter  der  staatlichen 
Obervormund.schaft  zu  gleicher  Zeit  und  im  gleichen  Maße  für  den  den  Minder- 
jährigen zugesicherten  besondem  Schutz  des  Gesetzes. 
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Dieser  Schutz  besteht  nicht  in  Zwangs-  und  Strafmaßnahmen,  denn  mit 
solchen  heilt  man  nicht  wirtschafiliche  und  soziale  Sch.'iden,  sondern  in  der  Vor- 
sorge und  Fürsoi'ge  für  die  gefährdete,  verlassene  verwahrloste  Jugend,  selbst 
wenn  diese  infolge  der  sie  umgebenden  Verhältnisse  schon  straffällig  geworden  ist. 

Der  vorgelegte  Gesetzentwurf  regelt  die  Fürsorge  für  diese  Jugend. 

Nicht  nur  daß  dieser  Entwurf  die  Fürsorgeerziehung  im  engeren  Siime,  das 
ist  diejenige  auf  öffentliche  Kosten  und  unter  öffentlicher  Aufsicht,  zum  Inhalte  hat, 
sondern  er  schafft  die  rechtliche  Grundlage  der  Fürsorge  durch  die  Privatwohl- 
täligkeit  und  schallt  einen  Schutz  gegen  die  äußersten  Mißslände  auf  dem  Gebiete 
der  Armenkinderpflege  in  den  Gemeinden.  Dieses  Gesetz  soll  also  ein  Fürsorge- 
gesetz im  weitesten  Sinne  bedeuten. 

Es  wäre  ganz  verfehlt,  die  guten  Absichten  dieses  Gesetzes  in  ihrem  Werte 
in  der  öfTenIlichen  Meinung  durch  die  Wahl  des  Titels  herabzusetzen.  Darum 
soll  das  Gesetz  nicht  dieZwiuigserziehung,  sondern  die  Fürsorgeerziehung  Minder- 
jähriger betreffen. 


Digilized  by  Google 


Jugpndstrafrecht,  Prof.  Dr.  Adolf  Lenz. 


271 


Das  Jugendstrafrecht. 

Krlmlnalpolltlsche  Untereuchunffen  auf  rechtsverglelchender  Grundlage 

von 

Dr.  Adolf  Lenz, 

o.  0.  UmveniUtsprofctsor  io  CxonowiU. 


Inhalt. 

I.  Das  materielle  Strafrecht. 

1.  Die  Grundsätze  der  Gesetzgebnng 273 

§ 3.  Die  Kriminalität  der  Jugendlichen  auf  Grund  der  BtaÜstiscben  Erhebungen 376 

§ 3.  Die  Bekämpfung  der  jugendlichen  Kriniinalilät  durch  Rechtspflege  und  Verwaltung . . . 383 

11.  Die  Reform  des  materiellen  Strafrechts. 

g 4.  Der  Beginn  der  Strafmündigkeit 392 

g 5.  Die  Verbrechen  der  Jugend  während  der  Halbreife 395 

A.  Gruppierung  und  Charakterisierung  der  einzelnen  Fälle 395 

B.  Die  Formen  der  staatlichen  Reaktion  auf  das  Jugenddelikt 300 

a.  Der  Wegfall  der  Strafe 300 

Ersatz  der  Strafe  durch  Nacherzichung 307 

e.  Die  Verwahrung  Geisteskranker 312 

ft.  Die  Bestrafung 314 

§ G.  Die  Vollreife 334 

III.  Das  Strafverfahren  gegen  Jugendliche  und  dessen  Reform. 

g 7.  Das  geltende  Recht 33C 

g 8.  Die  Reform 345 

a.  Das  Prinzip  der  Stralverfolgung 345 

b.  Das  urteilende  Gericht 347 

c.  Grundsätze  des  Verfahrens 351 

IV.  Leitsätze... 3G8 


Digiiized  by  Google 


272 


Jugendslrafrrchl,  Prof.  Dr,  Adolf  Lenx. 


I.  Das  materielle  Strafrecht. 

§ 1- 

Die  Grundsätze  der  Gesetzgebung.  j 

Das  Jugendstrafrecht  ist  die  Summe  der  Rechtssätze,  welche  die  sti-afrecht- 
liche  Verantwortlichkeit  der  Jugeiullichen  zum  Gegenshmde  haben. 

Das  österreichische  Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852,  welches  die  Hauptquelle 
des  materiellen  Jugendstrafrechtes  darstellt,  entstammt  Anschauungen  über  die  i 

Verantwortlichkeit  der  Jugend,  die  zu  Beginn  des  vorigen  Jalirhunderts  im  Gebiete  | 

des  französischen  und  deutschen  Hechtes  herrschten. 

Der  jugendliche  Mensch  ist  darnach  Objekt  der  vei'geltcnden  Strafe,  sobald 
ihm  das  Verständnis  für  die  Strafbarkeit  seines  Tuns  zugemutet  werden  kami.  | 

Das  Strafbare  erkennen  und  darnach  handeln  gilt  als  eins  und  das  Erkennen  I 

soll  schon  dort  angenommen  werden,  wo  die  Schwere  der  Tat  dem  Jugend- 
lichen, mochte  er  auch  sonst  noch  nicht  vollreif  sein,  das  Unerlaubte  zum  Bewußt- 
sein bringen  mußte.  Daher  läßt  das  österreichische  Recht  die  Strafmündigkeit 
unwiderlegbar  für  Verbrechen  mit  dem  erreichten  zehnten  Lebensjahre,  für 
alle  Gattungen  strafbarer  Handlungen  aber  mit  dem  erreichten  vierzehnten 
Lebensjahre  eintreten;  die  während  der  Altersstufe  vom  beginnenden  elften  bis 
zur  Vollendung  des  14.  Lebensjahres  begangenen  Verbrechen  werden  nur 
als  Übertretungen  zugereebnet;  in  der  Altersstufe  vom  erreichten  14.  Lebens-  I 

jahre  bis  zur  V’ollendung  des  20.  Lebensjahres  tritt  volle  Zureclmung  aller  I 

Straftaten  ein  und  die  etwa  gebotene  Strafminderung  wird  dem  richter-  ^ 

liehen  Ermessen  überlassen.')  Eine  Absonderung  jugendlicher  Strafgefangener 
von  Erwachsenen  wird  vom  Gesetze  nur  bei  der  sogenannten  Verschließungsstrafe 
Unmündiger  erfordert,  während  der  auch  Arbeit.szwang  und  Unterricht  eintreten 
soll;  im  übrigen  bleibt  der  Strafvollzug  der  Justizverwaltung  überlassen. 

Die  Zucht  der  Kinder  bis  zum  zehnten  Lebensjahre  kommt  der  Familie  zu. 

Die  Zucht  der  Unmündigen,  welche  den  Tatbestand  eines  Vergehens  oder  einer 
Übertretung  verwirklicht  haben,  wird  zwar  auch  in  erster  Linie  der  Familie  Vor- 
behalten, aber  beim  Versagen  der  häuslichen  Mittel  tritt  die  Ahndung  und  Vor- 
kehrung der  Sicherheitsbehörde  ein.  Vom  vollendeten  14.  Lebensjahre  an  gelten 
die  Jugendlichen  als  erzogen.  Solche  Bestimmungen  entspringen  der  Überzeugung, 
daß  die  Familie  und  die  öO'entliche  Schule  ausreichende  Gewähr  für  intellektuelle 
Bildung  und  sittliche  Erziehung  bieten  und  das  nichtsdestoweniger  für  die  Gesell- 
schaft unreife  Individuum  sein  einmaliges  Strauchehi  oder  seinen  wiederholten 
Rückfall  in  das  Verbrechen  mit  emer  der  Wichtigkeit  und  Größe  der  Rechtsgüter- 
vcrletzung  und  seinem  Verschulden  entsprechenden  Strafquantum  zu  söhnen  habe. 

Sein  Scheitern  gilt  als  selbst  verschuldet  und  imal)wendbar,  ohne  daß  die  Gesell- 
schaft für  seine  Individualität  und  seine  soziale  Lage  etwas  anderes  als  ein  Ver- 
geltungsbedürfnis übrig  hätte. 

Aus  dieser  Selbstgenügsamkeit  wird  die  Gesellschaft  durch  die  großen 
Umwälzungen  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  und  die  außerordentliche  Zunahme  der 

1)  §§  2,  tu.  d,  4«,  ßt.  a,  5J,  237,  20t,  lit.  a,  209  bis  273  St.  G. 
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liettelndeii,  liUKlstreioherischiüi,  slelilenden  oder  sonst  dem  sittlichen  Verfalle 
preisgegebencn  Jugend  aufgerüttelt.  Im  V^crein  mit  anderen  sozialen  Auswücksen 
wird  sie  zur  Wiederaufnahme  der  mit  dem  Polizeistaat  beiseite  gelegten  und  durch 
die  starke  ßetonuiig  der  Rechtsbewflhrung  in  den  Hintergmud  gedrängten  Wohl- 
fahrtspflege genötigt. 

Ks  kommt  zu  zwei  Gesetzen  Tom  24.  Mai  188.5,  K.  G.  Bl.  Nr.  89  und  90, 
welche  den  Gedanken  der  Nacheraiehung  in  der  Form  der  Anstalt.serziehung 
vor  der  Strafmündigke-it  als  freiwillige  Erzielumgsmaßregel  auf  private  Kosten, 
nach  Eintritt  derselben  im  Anschlüsse  an  die  öffentliche  Strafe  als  Rirsorgo- 
maßregel  auf  öffentliche  Kosten  in  die  österreichische  Gesetzgebung  cinführen. 
Die  neuen  Einrichtungen  können  aber  nur  dem  veralteten  Strafge.sctze,  das  unver- 
Anderl  aufrecht  bleibt,  angcglicdcrt  werden  und  werden  infolge  der  regionalen 
Verschiedenheiten  der  aulononicn  Landesvcrwallung  überlassen.  So  entsteht  der 
künstliche  Ausbau  der  Jugendfürsorge  in  Österreich,  der  unter  den  verschie- 
densten Voraussetzungen  und  unter  Mitwirkung  der  verschiedensten  Organe  staat- 
licher Rechtssprechung  wie  staatlicher  und  autonomer  V'crwaltuug  wirken  soll. 

ln  der  Altersstufe  bis  zur  Vollendung  des  zehnten  Eebensjalires  unbedingt, 
in  der  vom  zehnten  bis  zum  vollendeten  18.  ebensjahre  Lnur  dann,  weim  keine 
strafbare  Haudlnng  und  nur  Verwahrlosung  vorliegt,  entscheidet  über  die  Not- 
wendigkeit der  Nacherziehung  der  Gewalthaber  des  Jugendlichen  *),  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  er  etwa  gar  an  der  Straltat  des  Unmündigen  mitbeteiligt  oder  sonst 
ein  Interesse  daran  hat,  daß  die  Arbeitskraft  des  Umnündigen  ihm  nicht  entzogen 
werde.  Die  Initiative  ist  ausschließlich  den  gesetzlichen  Vertretern  überlassen,  das 
Pllegschaftsgericht  vermag  nur  eine  Anregung  zu  geben.  Dem  nächsten  Anver- 
wandten sowie  dritten  Personen,  welche  durch  die  gg  178  und  217  a.  b,  G.  B. 
außenlem  zur  Antragstellung  berufen  werden,  fehlt  meist  die  erforderliche 
Kenntnis  der  Fiunilienverhältnissc,  So  mangelt  es  an  einem  Organ,  welches  die 
Initiative  ziun  Heile  des  Kindes  gegen  die  pflichtvergessenen  Eltern,  Vor- 
münder oder  Erzieher  ergreifen  würde  und  ist  ferner  der  freiwillig  gestellte  Antrag 
dos  Gewalthabers  auf  Nacherziehuug  noch  von  der  Zustimmung  des  Pflegschalts- 
g<Ticbtes  abhängig,  das  nur  die  Zulässigkeit  derselben  aussprecheu  kann.  Ist  dies 
endlich  geschehen,  dann  hängt  die  tatsächliche  Aufnahme  beim  Vorhandensein 
von  Eandesbcsseruugsanslalten  für  jugendliche  Korrigenden  vom  Landesaiis- 
schusse,  sonst  vom  Leiter  der  privaten  Erziehungsanstalt  ab,  so  daß  die  Nach- 
erziehung bei  Platzmangel  oder  Zaldungsmifähigkeit  des  Jugendlichen  und  seiner 
Gewalthaber  unterbleiben  muß. 

Wir  haben  bisher  vorausgesetzt,  daß  nur  sittliche  Verwahrlosung  vorliegl 
und  noch  nicht  der  Tatbestand  einer  strafbaren  Handlung  verwirklicht  wimle. 
Noch  schwerfälliger  ist  aber  der  Gerichts-  und  Verwaltungsapparat,  der  in 
Bewegung  gesetzt  werden  muß,  um  einen  Straffälligen  der  Nacherziehung 
zuzuführen.  ®) 

§ 16  des  Gesetzes  vom  24.  Hai  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  90. 

■)  JusUzministerialverordnung  vom  7.  Mai  1903,  J.  M.  V.  Bi.  Nr.  14. 
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In  der  Altersstufe  vom  beginnenden  elften  bis  zur  Vollendung  des  14.  Lebens- 
jahres (Unmündigkeit)  tritt  die  Nacherziehung  bei  Begehung  von  Verbrechen  im 
Anschlüsse  an  die  Verschließungsstrafe  ein,  wenn  der  Strafrichter  die  ZulAssigkeit 
ausspricht  und  die  bei  der  politischen  Landesstelle  gebildete  Kommission  den 
Vollzug  anordnet.  •)  Die  Notwendigkeit  der  Nacherziehung  wird  zuerst  vom  Straf- 
richter, welcher  allein  das  einzelne  Verbrechen  untersucht,  ausgesprochen  und 
kann  trotz  der  gerichtlich  ausge.sprocheneu  Zulässigkeit  von  der  Landes- 
konimission, die  den  Verurteilten  weder  gesehen  noch  von  seiner  Aufführung  in 
der  Haft  Kenntnis  besitzt,  verneint  werden.  Das  Pflegschaftsgerichl  wird  nicht 
gehört. 

ln  derselben  Alterestufe  folgt  auf  die  Begehung  eines  Vergehens  oder  einer 
Übertretung  zunächst  häusliche  Zucht  und  in  Krmanglung  derselben  die  .Ahn- 
dung imd  Vorkehrung*  der  Sicherheitsbehörde  mit  den  polizeilichen  Strafmitteln 
des  Polizeiarrests  oder  der  Prügelstrafe.^)  Doch  kaiui  die  Sicherheits- 
behörde die  Abgabe  des  Unmündigen  in  eine  Bes.-erungsanstalt  verfügen,  wenn 
derselbe  gänzlich  verwahrlost  und  ein  anderes  Mittel  zur  Erzielung  einer 
ordentlichen  Erziehung  nicht  ausfindig  zu  machen  ist.‘)  Auch  hier  ist  das  Einver- 
nehmen mit  dem  PflegschafLsgericht  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben,  wenn  es 
auch  im  Verordnungswege  zur  Pflicht  gemacht  wurde.’)  Ober  die  Aufnahme  ent- 
scheidet auch  in  diesem  Palle  die  politische  Landuskonunission. '*) 

Nach  erreichtem  14.  lAibensJahre  können  Jugendliche  nur  dann  der  Nach- 
erziehung unterzogen  werden,  wenn  sie  bcstim mte  Straftaten  begangen  haben, 
mag  auch  bei  anderen  Delikten  die  sittliche  Verwahrlosung  noch  so  sehr  den 
einzigen  Erklärungsgrund  ihrer  Straffälligkeit  ahgeben.  Es  sind  jene  Delikte,  deren 
psychische  Wurzel  die  Arbeitsscheu  ist:  nämlich  Landstreicherei,  Bettel, 
Arbeitsweigening,  Verletzung  der  polizeilichen  Vorschriften  über  die  Prostitution 
oder  Polizeiaufsicht,  Gewinnung  des  Unterhaltes  aus  der  gewerbsmäßigen  Unzucht 
anderer  und  sonderbarer  Weise  auch  die  Ausstellung  von  Bettelzcugnisscn.*) 
Erwachsene  werden  in  ZwangsarbeiLsanstalten,  Individuen  unter  18  Jahren  in 
Besserungsanstalten  abgegeben*“);  derart  können  nur  einzelne  Straftaten  und 
keineswegs  alle  jene,  deren  liefere  Wm-zel  aus  Willensschwäche  entspringt, 


§ 8 dos  Gesetzes  vom  Si.  Mai  188o,  K.  G.  B!.  Nr.  89  und  § 7 des  Gesetzes  vom  selben 
Datum,  R.  G.  Bl.  Nr.  90. 

Trotz  § 1 des  Gesetzes  vom  15.  November  18G7,  R.  G.  BI.  Nr.  131,  zulässiir  und  häutig 
vollzogen,  Lammaach.  Grundriß  des  Strafrechts,  190ä,  20.  Reicher,  Die  Fürsorge  für  verwahrloste 
Jugend,  1906,  2,  327  und  375;  dagegen  Finger,  Mischler-Olbrich,  ö.  St.  W.,  B.  2,  1653. 

<)  § 8 des  Gesetzes  vom  24-.  Mai  1885,  R.  G.  DI.  Nr.  89. 

Erlaß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  6.  März  1898,  Z.  Ü80  (Justizministerialkuud* 
machung,  J.  M.  Y.  BI.  für  1898,  S.  46). 

*)  § 7.  Absatz  ä,  9 und  15  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  H.  G.  BI.  Nr.  9ft;  Ministerial- 
verordnung  vom  26.  Juli  1885,  li.  G.  Bl.  Nr.  106,  I\mkt  3. 

9)  1 bis  6 des  Gesetzes  vom  2t.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  und  §3  des  Gesetzes  vom 

10.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  108. 

§ 7 des  Gesetzes  vom  21>.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  und  § 14  des  Gesetzes  vom  selben 
Datum.  B.  0.  Bl.  Nr.  90. 
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den  Anlaß  zur  Nacherziehung  bilden  und  kommen  jene  zahlreichen  Verbrechen 
der  Jugend  nicht  in  Betracht,  deren  Grund  in  dec  mangelnden  Beherrschung  der 
sinnlichen  Triebe  zur  Kraftcntaußerung  und  Gesclilechtsfunktion  zu  suchen  ist. 
Roheits-  und  Unsittlichkeitsakte,  mögen  sie  noch  so  sehr  Ausdruck  der  Verwahr- 
losung und  noch  so  strenge  strafbar  sein,  können  nicht  den  Anlaß  zur  zwangs- 
weisen Nacherziehung  gegen  den  Willen  der  Gewalthaber  bilden. 

Die  Dauer  der  Anhaltung  in  der  Besserungsanstalt  ist  in  allen  Fällen  durch 
die  Erreichung  des  Erziehungszweekes  bestimmt,  kann  aber  niemals  über  das 
20.  Lebensjahr  wäliron.'*)  Bei  zwangsweiser  Anordnung  derselben  entscheidet 
über  die  Entlassung  die  politische  Landeskommission  '*1,  während  in  den  Fällen 
der  freiwilligen  Nachemelnmg  außer  dem  gesetzlichen  Vertreter  und  dem 
PIIegs(diaftsgericht  auch  noch  der  I.andosausschuß  oder  der  Vorsteher  der  privaten 
Besserungsanstalt  die  Ausscheidung  des  Zöglings  bewirken  kann;  hiebei  kann 
nicht  nur  die  Erreichung  des  Zweckes,  sondern  insbesondere  auch  die  Ändenmg 
der  Vermögensverhältnisse  des  Pllegebefohlenen,  welche  die  weitere  Bestreitung 
der  Kosten  unmöglich  machen,  maßgebend  sein.  Daß  auch  eine  Änderung  in  der 
sittlichen  oder  ökonomischen  Lage  der  eigenen  Familie  desselben  seine  Rückkehr 
ins  elterliche  Haus  als  zweckdieidich  erscheinen  lassen  kann,  ist  sellist- 
veretändlich.”)  Wild  der  Angehallene  vor  Ablauf  von  zwei  Jahren  entlassen  und 
zeigt  sich  aus  seinem  Verhalten,  daß  die  Bessening  nicht  eingetreten  ist,  so  kann 
er  wieder  cingezogen  werden.”) 

Die  Nacherziehung  muß  in  allen  Fällen  vor  Erreichung  des  achtzehnten 
Lebensjahres  angeordnet  weiden.  ”) 

Das  Ei-ziehungssystem  in  den  Besseiamgsanslalteu  ist  ein  vei-schiedenes,  je 
nachdem  es  sich  um  Kinder  unter  14  Jahren  oder  um  Jugendliche  über  14  Jahre 
handelt.  Bei  der  Erziehung  der  enteren  in  kleineren  Gruppen  tritt  mehr  der 
Unterricht,  bei  der  Erziehung  der  letzteren  in  größeren  Gruppen  die  xVusbildung 
in  einem  prakli.schen  Beruf  in  den  Vordergrund.  Im  übrigen  herrscht  das 
Progressivsystem  mit  drei  Disziplinarklassen,  die  sich  in  der  Strenge  der 
Zucht  und  in  der  Zahl  der  Begünstigungen  voneinander  unlerscheidcn. 

Die  Verpllegskosten,  das  heißt  die  Auslagen  für  Kost,  Lagerstätte,  Beheizung, 
Luft,  Reinigung  und  Krankbeitspllege  können  bei  der  zwaugsrveisen  Nach- 
erzielmng  von  Zöglingen  und  beim  Mangel  eigenen  Vermögens  derselben,  von  den 
Unterhaltimgspllichtigen  eingelrieben  werden.  **)  Der  ungedeckte  Teil  wird  in 
Ermanglung  einer  Beitragspilicht  der  Bezirke  oder  Gemeinden  vom  Lande 
getragen.  Bei  der  freiwilligen  Nacherziehung  müssen  die  Kosten  voraus  entrichtet 
oder  sichergestelll  werden. 


n)  g 14  des  Gesetzes  vom  1-4.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  90. 

**)  8§  ^ and  15  des  Gesetzes  vom  24.  .Mai  1885,  H.  G.  Bl.  Nr.  90,  und  Juslizminlstenal. 
Verordnung  vom  26.  Juli  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  106. 

13)  JusUzminisIenalcrlafi  vom  31.  Oktolter  1903,  Z.  21076,  J.  M.  V.  Bl,  S.  26. 

**)  gg  9 und  15  des  Geselzes  vom  24.  Mal  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  90. 

>4)  g 13  des  Geselzes  vom  21.  Hai  1885.  R.  G.  Bl.  Nr.  90. 

>•)  g 3 des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr,  90, 

18’ 
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Uas  geltende  Recht  gewährt  keinen  Schutz  dagegen,  daß  die  Erfolge  der 
Nactierziehung  durch  den  ungünstigen  Einiluß  der  Gewalthahcr,  in  deren  Obhut 
die  Entlassenen  zurückkehren,  wieder  vernichtet  werden.  Die  öffentliche  Ein- 
richtung der  Jugendfürsorge  wird  vereinzelt  durch  die  privaten  Besserungsanstalten 
ergänzt,  in  welchen  mit  Genehmigung  der  Staatsvenvaltung  auch  die  zwangswei.se 
Nacherziehung  volistreckt  werden  kann.  *’) 

Schwerfälligkeit  des  Veiwaltungsapparatcs,  Mangel  tatkräftiger  Initiative, 
insbesondere  in  dringenden  Fällen  und  Geringfügigkeit  der  öffentlichen  Mittel  und 
Einrichtungen  sind  die  Mängel  des  herrschenden  Systems. 


§2. 


Die  Kriminalität  der  Jugendlichen  auf  Grund  der  statistischen 
Erhebungen. 

Die  Kriminalität  der  Jugend  eines  Landes  läßt  sich  nur  auf  Grund  der 
Bestimmungen  des  geltenden  Rechtes  und  nach  Umfang  wie  Methode  der  statisti- 
schen Erhebung  nachweisen.  ln  Österreich  werden  nur  die  zur  gerichtlichen 
Aburteilung  gelangenden  strafbaren  Handlungen,  nicht  die  polizeilichen  Cber- 
tretungen  erhoben.  Unter  jenen  aber  kommen  wieder  nur  die  Verbrechen  und 
Vei-gehen  für  kriminalpolitische  Untersuchungen  in  Betracht,  da  die  anfänglich  nur 
als  Geschäftsstatislik  für  Zwecke  der  Justizverwaltung  berechnete  amtliche  Sta- 
tistik erst  allmählich  in  ein  kriininalpolitisch  verwertbares  System  übergeleitet 
wurde  und  das  erst  seit  1865  eingeführte  Zählkartensystein  '*1  bei  Übertretungen 
wegen  des  erforderlichen  Aufwandes  an  Zeit  und  Arbeitskräften  keine  Anwendung 
findet.  Nur  die  als  Übertretungen  strafl>aren  Verbrechen  Unmündiger  fallen  unter 
di(^  amtliche  Zählung. 

Die  periodischen  Publikationen  der  statistischen  Zentralkommis-siou  ”) 
liefern  die  folgenden  kriniinalpolitisch  verwertbaren  Ergebni.sse.  Was  zunächst  die 
absolute  Zahl  der  wegen  Verbrechen  in  den  letzten  zwei  Dezennien  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  verurteilten  Personen  uljcrhaupt  und  die  jugendlichen 
Verbrecher  insbesondere  anlangt,  so  gibt  dariiber  die  nachfolgende  Tafel  1 
Aufschluß. 


i7)  g 14  des  Gesetzes  vum  '24.  Mai  1885,  It.  G.  Bi.  Nr.  90. 

1*)  Jusüzmiuisterialverurdnung  vom  iO.  Dezember  1895,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  29. 

IV)  österreichische  SlatisUk,  herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkomrnission, 
74,  Band,  3.  Heft;  Die  Ergebnisse  der  Strafreehtspflego  in  den  im  Heichsratc  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  in  den  Jalireu  1902  und  1903,  4.  Heft;  Die  Verhältnisse  der  österreichischen 
Strafanstalten  und  der  üerichlsgeRLngnissD  in  den  Jahren  1908  und  1903.  Wien  1906; 
österreichisches  statistisches  Handbuch.  Grundlegend  für  Metliudlk  und  Verwertung  der  öster- 
reichischen Kriminalistik.  Hoegei,  in  seinen  zahlreichen  Aufsätzen,  insbesondere  .Statistische 
Monatsschiin-  84.  479,  85,  377,  Gro6  Archiv.  10.  63.  Z.  St.  W.  24,  885,  ö.  G.  Ztg.  55,  310  und 
Geschichte  des  österreichischen  Strafrecht?  ltH>4,  I.  131. 
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Tafel  1.») 


durchschnilt 

Zahl 

der  wegen 
Verbrechen 
Terurtelllon 
Personen 

Zahl  der  jagendUchen  Verbrecher 

Auf  100  Ver- 
urteilte ent- 
fielen jugend- 
liche 

Verbrecher 

vom 

U.  hin  14. 
Izobenijahre 

vom 

14.  bis  20. 
Lebensjahre 

Zu.sammen 

1881—1886 

31.475 

531 

.6.347 

5.878 

18-7 

1886—1890 

28.833 

591 

5.501 

6.092 

211 

1891—1895 

29.328 

777 

6.066 

6.843 

23‘3 

1896  -1900 

32.042 

941 

6.556 

7.497 

23-4 

Daraus  Lu-gibt  sich,  daß  die  absoluten  Ziffern  der  Gesaintkriminalitfit  iin 
zweiten  Dezennium  gegenüber  dem  ersten  zurürkgegangen  sind,  um  von  da  an 
wieder  ständig  anzusteigen,  bis  im  letzten  Quinquemiiuni  des  19.  Jahrhunderts  die 
höchste  ZifTer  erreicht  wird.  Die  Zahl  der  Unmündigen,  deren  Verbrechen  nur 
als  Übertretungen  bestraft  wurden,  ist  seit  dem  Jahre  1881  bis  zum  Schlüsse  des 
Jahrhunderts  derart  im  stiändigen  An.stcigen  begriffen,  daß  sie  im  letzten  Quinqnen- 
nium  beinahe  doppelt  so  groß  wii-d  als  in  der  ersten  H,älfte  der  Achtzigerjahre. 
Auch  die  Kriminalität  der  jugendlichen  Verbrecher  ist  stetig,  doch  nicht  so 
bedeutend  wie  die  der  Unmündigen  gewachsen.  Desgleichen  hat  der  perzcntuellc 
Anteil  der  Jugendlichen  an  der  Gesamtkriininalität  zugenommen.  Es  wäre  jedoch 
irrig,  aus  dem  Ansteigen  der  absoluten  Ziffern  und  dem  Verhältnisse  der  Jugend- 
lichen zur  gesamten  Kriminalität  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  Straffälligkeit 
der  Jugendlichen  in  demselben  V'erh.ältnisse  gewachsen  ist  Jedes  Sinken  der 
Straffälligkeit  Erwachsener  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Erwachsenen 
zieht  ein  Ansteigen  des  Anteiles  der  Jugendlichen  an  der  gesamten  Kriminalität 
dann  nach  sich,  wenn  die  Verurteilungen  der  Jugendlichen  im  Verhältnisse  zu 
den  Angehörigen  ihrer  Altersgruppe  nicht  im  gleichen  Maße  gesunken 
sind.  Außerdem  muß  das  verschiedene  Anwachsen  der  .Vngehörigen  aller  Alters- 
klassen in  Betracht  gezogen  werden.  *') 

Eine  schlüssige  Grundlage  zur  Beantwortung  der  Frage,  wie  die  Kriminalität 
der  Jugendlichen  im  allgemeinen  und  in  den  einzelnen  Altersstufen  insbesondere 
im  letzten  Viertel  des  19.  JahrhunderU  sich  gestaltet  hat,  können  wir  erst  aus  den 
relativen  Kriminalitälsziflfem  gewinnen.  Wir  verstehen  darunter  den  Anteil,  den 
die  verbrecherische  Jugend  einer  bestimmten  Altersstufe  an  der  Gesamtzahl 
der  Angehörigen  derselben  Stufe  besilzt.  Erst  dann,  wenn  wir  wissen,  wieviel 


N)  ö.  St.  74,  3,  LXXXVI. 

*t)  Betont  vom  Bureau  der  statistischen  Zcntralk<imtinssion,  ö.  St  71,  3,  XCII  und  74.  3, 
LXXXVI. 
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von  den  Ortsanwesenden  einer  bestimmten  Altersstufe  in  einem 
bestimmten  Zeiträume  straffällig  wurden,  ergeben  sich  kriminalpolitisch  ver- 
wertbare Resultate.  Die  amtliche  Statistik  unterscheidet  folgende  Altersstufen  der 
Jugend;  Die  vom  10.  bis  zum  14.,  die  vom  14.  bis  zum  16.  uud  die  vom  16.  bis 
zum  20.  Lebensjahre,  durchwegs  nach  vollendeten  Jahren  gerechnet.  Zur  Keun- 
zeiclmung  des  Überganges  von  der  Jugend  zur  Vollreife  im  strafrechtlichen  Sinne 
ist  in  der  folgenden  Tafel  außerdem  noch  die  Altersstufe  vom  20.  bis  zum 
30.  Jalire  railberücksichtigt. 


Tafel  II.»») 


Alters- 

kJassen 

nach 

voll- 

eiideleu 

Ijebens- 

jahroii 

Zcitrüume 

Zahl  der  anwesenden 
üeTOlkenmg  in  jeder 
Altersklasse  nach  den 
1 Volksziüilungcn  von 
1880,  1890.  1900 

1 Zahl  der  Ini 

jhetreffeuden  Zeiträume 
jalirefidurchschniU- 
lich  wegen  Ver» 

1 brechetis  ^respektive 
^ Cbortrctuiig  nach 
§ 26i9  8t.  G.)  Ver- 
urteilten 

Auf  10.000  orts- 
* anwesende  Ein- 
woliner  entfielen 
: dunrhschnitUich 
wegen  Verbrechens 
(beiiehungsweise 
Übertretung  nach 
§ 269  St,  G.)  Ver- 
urteilte 

I müirnl.  weibl. 

mfiunl. 

weibl. 

ruännl.  | weibl. 

10— u 

187U-IS85 

1.743.73« 

450 

2-6 

18S6-1S95 

1,951.5*3 

■ 68* 

3-5 

1896— 19Ü0 

2,128.910 

941 

4-4 

14—16 

1876—1885 

*23.560 

435.201 

515 

118 

12-2 

2-7 

1886—1895 

*73.637 

4S4.U10 

612 

145 

12-9 

2-0 

1896  — 1900 

508.258 

523.895 

64* 

12-7 

2-6 

16 -20 

1876-1885 

789.996 

848,440 

3.787 

734 

47-9 

8-6 

1886-1895 

8*9.116 

908.388 

*.232 

795 

49-8 

8-7 

1896—1900 

910.596 

1,007.451 

4.969 

805 

52-8 

8-0 

20-30 

I87(i-18«ä 

1,733.066 

1,818.6*0 

10.769 

1.611 

62-1 

8-9 

1886-18‘Jä 

1,867.425 

1,963.067 

10.237 

1.493 

54-8 

7-6 

1896—1900 

2.(X)7.7ü5 

2, 124.722 

10.909 

1.466 

52-5 

6-9 

Aus  Tafel  II  ergeben  sich  nachfolgende  Schlüsse.  Was  zunächst  die  Alters- 
stufe vom  beginnenden  11.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahr  anlangt,  so  ist  das 
Anwachsen  der  Kriminalitäl  Unmündiger  ein  derart  starkes,  daß  es  als  ein 


w)  ö.  SL  71,3,  XCII. 
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aiiffälliges  bezeichnet  werden  muß.  'Während  dieselbe  im  Dezennium  von  187ß 
bis  1885  nur  2- ti  pro  Dezimille  beträgt,  steigt  sie  im  nächsten  Dezennium  auf 
3-5  pro  Dezimille  und  schnellt  im  letzten  Dezennium  auf  pro  Dezimille  empor. 
Vergleichen  wir  dieses  Anwachsen  der  Kriminalität  Unmöndiger  mit  der  Zunahme 
der  Unmündigen  überhaupt,  so  stellt  sich  ein  krasses  Mißverhältnis  heraus. 
Während  die  Zahl  der  Unmündigen  von  1,743.736  im  Jahre  1870  auf  2,128.010 
im  Jahre  1900  gestiegen  ist,  sonach  nm  385.174  Individuen  oder  um  2-9  Prozent 
zugonommen  hat,  ist  die  Zahl  der  Verurteilten  von  450  auf  941  gestiegen,  hat 
somit  um  52' 18  Prozent  zugenommen. 

Die  Vermehrung  der  V'erbrechen  Unmündiger  hat  im  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  die  Vermehrung  der  unmündigen  Bevölkerung  um  mehr 
als  ein  Viertel  übertrotfeu. 

Anders  steht  cs  mit  der  Kriminalität  in  der  Altersstufe  vom  14.  bis  zum 
16.  Jahre.  Hier  muß  zwischen  der  männlichen  und  der  weiblichen  Kriminalität 
unterschieden  werden.  Die  relative  Kriminalitätsziffer  der  Knaben  zeigt  im  ersten 
Dezennium  eine  unbeträchtliche  Steigcrmig  von  12‘2  pro  Dezimille  auf  12  9 pro 
Dezimille  im  zweiten  Dczemiium,  worauf  wieder  eine  kleine  Abschwächung  auf 
1 2 ■ 7 pro  Dezimille  im  letzten  Quinqueimium  erfolgt.  Die  weibliche  KriminalitäLs- 
ziffer  fiel  von  2-7  pro  Dezimille  auf  2 0 pro  Dezimille,  um  dann  wiederauf 
2 • 6 pro  Dezimille  anzusteigen. 

Im  allgemeinen  kann  die  Kriminalität  in  der  Altersstufe  vom  14.  bis  zum 
16.  Jahre  als  eine  konstante  bezeiclmel  werden. 

Dagegen  weist  die  Altersstufe  von  16  bis  20  Jahren  ein  stetes  Anwachsen 
der  mäimlichen  Kriminalität  von  47-9  pro  Dezimille  auf  49’8  pro  Dezimille  und 
schließlich  52'8  pro  Dezimille  auf.  Während  die  männliche  Bevölkerung  derselben 
Altersstufe  von  789.996  auf  940.596  anstieg,  somit  um  51.600  Individuen,  das 
ist  um  19  08  Prozent  zunahm,  ist  die  Zahl  der  Verurteilten  von  3787  auf  4969 
gestiegen  und  hat  somit  die  Kriminalität  um  31-29  Prozent  zugeiiommen. 

Die  Zunahme  der  V erbrechen  16-  bis  20jähriger  Knaben  übertraf 
die  Zunahme  de r Angehörigen  derselben  Altersstufe  um  12-12  Prozent. 

Die  weibliche  Kriminalität  dei-selben  Altersstufe  ist  annähernd  konstant 
geblieben. 

Ein  solches  Ergebnis  ist  um  so  interessiuiter,  als  wir  in  der  nächsten  Altei-s- 
stufe  von  20  bis  30  Jahren  sowold  bei  der  mäimlichen  wie  bei  der  weiblichen 
Kriminalität  ein  beträchtliches  Zurückgehen  beobachten  können. 

Wälirend  die  Zahl  der  deliktsfähigen  Männer  dieser  Altersstufe  von 
1,733.066  auf  2,077.705  gestiegen  ist,  sonach  um  344.639  Individuen,  das  heißt  um 
19-88  Prozent  zugenommen  hat,  ist  die  Zahl  der  männlichen  Verurteilten  von  10.769 
nur  auf  10.909  gestiegen,  hat  somit  nur  um  140  Individuen,  das  heißt  umO-0 13  Prozent 
zugenommen.  Daraus  ergibt  sich  das  Sinken  der  männlichen  Kriminalitäts- 
ziffer von  62'1  pro  Dezimille  auf  .54-87  pro  Dezimille  und  schließlich  auf  52'5 
pro  Dezimille,  das  der  weiblichen  von  8-9  pro  Dezimille  auf  7-6  pro  Dezimille 
und  6-9  pro  Dezimille. 

Gehen  wir  nach  der  Darstellung  der  chronologischen  Entwicklung  der  Krimi- 
nalität zu  ihrer  Gestaltung  im  letzten  Berichtsjahre  (1903)  über,  so  kann 


Digilized  by  Google 


Jugendstrafrecht,  Prof.  Ür.  Adolf  Lena. 


zimüchst  die  Neigung  der  verschiedenen  Allcrsstufcn  zur  Begebung  von  Verbrerlien 
ennittelt  werden.  Tafel  111  gibt  an,  wie  viele  Verurteilte  der  betreffenden  Alters- 
stufe auf  je  10.000  Seelen  der  gleichalterigen  ortsanwesenden  Bevölkerung 

entfielen.  _ „ 

Tafel  Ill.2»j 


Jahr 

Auf  je  lO.OlKJ  Seelen  der  orlsanwcBonden  Zivilbevölkerung  entfielen  wegen  Verbrechen 
Verurteilte  derselben  Altersstufe 

U-16 

16-18  18-30 

1 

20—25 

25-30 

30-40 

40-50 

50-60 

Ober  <K1 

im« 

inftnnl. 

17-82 

37-2H 

56-91 

69-17 

52-63 

34 -U 

23  91 

14-53 

C-87 

weibl. 

3*91 

6*53 

8-18 

7-35 

6-87 

5-68 

4-99 

3-37 

I -28 

Daraus  folgt,  daß  die  männliche  Kriminalität  in  rapider  Steigerung  vom 
14.  Lebensjahre  an  wächst,  bis  sie  ihren  Höhepunkt  in  der  Altersstufe  von 
20  bis  25  Jahren  erreicht,  um  alsdann  in  abschüssiger  Kurve  wieder  abzu- 
nehmen. Die  weibliche  Kriminalität  erreicht  im  allmählichen  Wachstum  ihren 
Höhepunkt  in  den  Altersstufen  von  18  bis  20  und  20  bis  25  Jahren,  um  dann  all- 
mählich abzuflauen.  Aus  dem  gebotenen  Zahlenmaterial  ist  kein  Schluß  darauf 
zulässig,  ob  ein  größerer  oder  geringerer  Bruchteil  der  Straflälligen  dem  Ver- 
brechen dauernd  in  die  Arme  fällt,  da  hei  der  Zählung  die  Erstlingsverhrechervon 
den  Rückiailigen  nicht  gesondert  vrarden. 

Schließlich  kann  noch  ermittelt  wei-den,  in  welcher  Altersstufe  eine  bestimmte 
Tat  am  häufigsten  begangen  wird,  um  so  fcstzustellen,  in  welcher  Richtung 
sich  die  Gefahr  der  kriminellen  Betätigung  in  den  einzelnen  Stufen  bewegt. 

Ermitteln  wir  die  kriminelle  Tendenz  der  Alterstiife  von  14  bis  16  Jahren  ”). 
so  zeigt  sich,  daß  die  Neigung  zum  Diebstahl  bei  beiden  Geschlechtern 
am  größten  ist.  Ihm  zunächst  .stehen  nach  der  Häufigkeit  gereiht  beim  mämi- 
lichen  Geschlecht  die  Unzuchtsverbrechen,  Körperbeschädigmigen,  Betrügereien 
und  Gewalttätigkeiten;  beim  weiblichen  Geschlecht  treten  alle  übrigen  Delikte  bis 
zur  verschwindenden  Ausnahme  ziunlck. 

In  der  Altersstufe  von  1 6 bis  1 8 Jahren  ist  die  Ziffer  des  Diebstahls  bei  beiden 
Geschlechtern  stark  emporgerückt.  Die  übrigen  Verbrechen  treten  noch  immer 
stark  in  ihrer  Häufigkeit  gegen  den  Diebstahl  zurück.  Allein  der  Betrug  inaclil 
sich  heim  weiblichen  Geschlecht  bemerkbar.  Die  Unzuchtsverbrechen 
erreichen  im  Verhältnis  zur  Vor-  und  Nachstufe  ihren  Höhepunkt  Die  Brand- 
legung geht  hei  beiden  Geschlechteni  in  ihrer  Häufigkeit  zurück,  während  beim 


3ä)  ö.  St  74,  3,  LXXXVI. 

Die  Altersstufe  von  tO  bis  14  Jaliren  ist  niebt  berOcksicbligt,  da  die  Obertretung  des 
g 3(»9,  lit,  a.  alle  verbrecherischen  Tatbestände  im  Sinne  des  I.  Teiles  unseres  Strafgesetzes  erfaßt 
und  eine  Angabe  derselben  in  den  Zählkarten  erst  seit  dem  1.  Jänner  1905  erfolgt  Justir- 
miuisterialverordnung  vom  13.  Dezember  190t,  J.  M.  V.  Bl.  b'r.  19,  Lenz.  Groß’  Archiv  für 
Kriminalanthropologie  und  Kriminalistik,  ät,  374. 
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Tafel  IV.») 


Verbrechen,  hezw. 
Vergehen 

1 Verurteilte  Männer  auf  je 
lO.tXK)  ortsanwesende  männ- 
liche Einwohner 

Verurteilte  Weiber  auf  je  10.000 
oHsanwesende  weibliche  Ein- 
wohner 

U— 16 

16— islis— 40 

40-43 

14—16 

16-18 

18-20  i 20-25 

i 

A.  Verbrochen. 

Majeslfitsbcleidigiing  und 
Beleidigung  der  Mil* 
glieder  des  kaiserlichen 

Hauses  

(iiiä 

0*08 

0*17 

0-27 

002 

0 04 

0-01 

OfTetiUichc  (iewalllfttigkeit 
gegen  obrigkeitliche 

üJ6 

1-01 

3-56 

6-77 

0*06 

0-13 

0-44 

0-43 

BoshaHe  Eigentunisbe* 

0*17 

0-S.3 

1*88 

4 53 



0-04 



0-03 

013 

o-r>3 

0*48 

IO« 

- 

— 

0-04 

0-03 

0*02 

- 

005 

0 )9 

- 

— 

0-04 

o-ooi 

2 W 

3-24 

3-75 

2-17 

006 

Ü-I7 

0*14 

0*03 

Mord 

— 

0-04 

013 

0-22 

— 

— 

0 04 

007 

- 

- 

- 

- 

0-02 

0-04 

0-19 

— 

— 

- 

- 

— 

0-08 

0-12 

- 

— 

— 

- 

- 

- 

— 

0-04 

Totschlag  und  schwere 
körperliche  Beschädi- 

lil 

4 49 

9-81 

16  19 

Oll 

008 

0-25 

0-19 

010 

o-ii 

0-06 

— 

- 

0-02 

Diebslaltl  und  Tcilnel)- 

1217 

44-81 

29-46 

29-67 

3-47 

6-44 

6-51 

5 12 

Veruntreuung 

0 Ü2 

0-50 

0*9ä 

1-09 

— 

0-11 

0-08 

0-07 

Ü-Ü6 

016 

0-31 

0 *3 

— 

— 

- 

- 

1-04 

4-33 

4-13 

4 (i4 

0-20 

0*47 

0-67 

0-77 

Verleumdung  

0*06 

0*23 

0-21 

0 44 

0-07 

0-15 

0-08 

0-06 

Verbrechen  fll>erhaupl. 

17-8* 

37*28 

56-91 

69- 17 

3-91 

6-53 

8-18 

7-35 

B.  Vergehen. 
Vereitlung  der  Zwangs- 

6-lt 

004 

0-03 

— 

002 

002 

0*4« 

- 

— 

— 

0-04 

Vergehen  Oberhaupt 

1 04 

2-21 

ö'OO 

11-79 

0-47 

0-48 

0-88 

0-79 

»)  Ö.  Sl.  74,  3.  LXX> 

lVI  bis 

LXXXV 

11. 
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männlichen  Gcschlechle  die  Gewalttätigkeit  und  der  Betrug  eine  geringe,  die 
Körperbeschädigung  eine  starke  Steigening  erfährt 

In  der  Altersstufe  von  1 8 bis  20  Jahrrm  ist  der  Diebstahl  noch  immer  die 
bei  weitem  häufigste  Tat  beim  männlichen  wie  weiblichen  Geschlechte.  Er 
erreicht  in  dieser  Alterestufe  sowie  in  der  nächsten  seinen  Kulminationspunkt 
Dasselbe  gilt  bei  den  Männern  vom  Raub.  xVuf  Gewalttätigkeit  bemhende 
Verbrechen  wie  Körperbeschädigung  und  öffentliche  Gewalttätigkeit  gegen  obrig- 
keitliche Personen  nehmen  neben  dem  Diebstahl  an  Bedeutung  zu.  Bei  den  Weibeni 
dagegen  treten  andauernd  alle  übrigen  Taten  im  Verhältnis  zum  Diebstahl  zurück 
und  nur  die  Betrügereien  heben  sich  stärker  ab. 

Wie  bereits  bemerkt,  haben  im  Jahre  1903  in  derselben  Altersstufe  die 
Unzuchtsverbrechen  und  der  Diebstahl  bei  beiden  Geschlechtern  bereits  den 
Höhepunkt  ihrer  Häufigkeit  überschritten,  während  dies  hei  den  übrigen  Verbrechen 
erst  später  cintritt.  So  triflt  cs  allerdings  nicht  für  alle  Jahre  zu.  Es  kulminiert 
zum  Beispiel  im  Jahre  1900  der  Raub  bei  den  Männern  schon  in  der  Altersstufe 
von  16  bis  20  Jahren*“),  im  Jahre  1902  der  Mord  und  der  Raub  schon  in  der 
Altersstufe  von  18  bis  20  Jahren. 

Wir  können  mit  einer  annähernden  allgemeinen  Gültigkeit  sagen,  daß  die 
Häufigkeit  der  Unzuchtsverbrechen  am  größten  ist  in  der  Altersstufe  von 
16  bis  18  Jahren,  die  des  Diebstahls  in  der  Stufe  von  18  bis  20  Jaliren,  die  des 
Raubes  und  Mordes  entweder  in  der  Stufe  von  18  bis  20  Jahren  oder  in  der 
von  20  bis  25  Jahren.  Die  Majcstätsbeleidigung,  die  Veruntreuung,  der  Betrug, 
die  Verleumdung  erreichen  ilu  en  Höhepunkt  in  der  Stufe  von  25  bis  30  Jaliren, 
die  Brandlegung  in  der  Stufe  von  30  bis  4-0  Jahren  bei  beiden  Geschlechtern. 

Beim  weiblichen  Geschlechte  erreichen  Kindesmord,  Kindesweglegung  und 
Fruchtabtreibung  ilircn  Höhepunkt  in  den  Stufen  vom  20.  bis  zum  30.  Lebensjahre. 

Die  Verhältniszahlcn  für  die  Vergehen  Erwachsener  und  Jugendlicher 
werden  nicht  erhoben  und  ebenso  ist  ein  Urteil  über  die  Straffälligkeit  der 
Jugendlichen  wegen  Obertretungen  derzeit  nicht  zu  gewinnen,  weil,  wie  erwähnt, 
das  seit  dem  Jahre  1895  eingeführte  Zählkartensystem  nur  die  Verurteilungen 
wegen  Verbrechen  und  Vergehen  umfaßt.*’)  Seit  dem  1.  Jänner  1905  bestehen 
besondere  Zählkarten  für  Verurteilungen  Jugendlicher  wegen  Verbrechen  und 
Vergehen  und  der  Obertretungen  nach  §§  209  lit.  a und  523  St.  G.,**)  deren 
Ergebnisse  noch  nicht  veröffentlicht  sind. 

S3. 

Die  Bekämpfung  der  jugendlichen  Kriminalität  durch  Rechtspflege 
und  Verwaltung. 

Die  Mittel  und  der  Umfang  der  staatlichen  Reaktion  auf  die  strafbaren 
Handlungen  <ler  Jugend  ergeben  sich  teils  aus  der  Rechtssprechung  der  Straf- 

**)  Im  Berichte  Ober  das  Jalir  ItlOO  sind  die  Altersstufen  von  16  bis  18  und  von  18  bis 
20  Jahren  ungeschieden.  0.  8L  71,  3,  XCtV. 

**)  Justlxministerialverordnung  vom  20.  Dezember  1895,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  29. 

**)  Justizministerialverordnung  vom  13.  Dezember  1904,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  19. 
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gerichte  und  dem  Strafvollzüge,  teils  aus  der  Praxis  der  zur  öffentlichen  Nacli- 
erziehung  berufenen  Organe  staatlicher  wie  autonomer  Verwaltung  und  freier 
gesellschaftlicher  FürsorgeUtigkeit. 

Fassen  wir  zunächst  die  Rechtssprechung  der  Strafgerichte  ins  Auge,  so 
bedroht  der  § 270  die  als  Obertretungen  zurechcnbaren  Verbrechen  der 
Unmündigen  mit  der  Strafe  der  Verschließung  an  einem  abgesonderten  Ver- 
walirungsortc  von  einem  Tilge  bis  zu  sechs  Monaten.  Ist  schon  dieser  Strafrahmen 
ein  enger,  was  bei  dem  zarten  Alter  des  Schuldigen  nicht  anders  sein  kann,  so  ver- 
hängt die  Praxis  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  geradezu  Minima  von 
Verschließungsstrafen.  Nach  den  Erhebungen  für  die  beiden  letzten  Berichtsjahre, 
deren  Ergebnisse  mit  denen  früherer  Jahre  durchaus  übereinstimmen,  wurden 

im  Jahre  1902  unter  097  Verurteilten : 560  = ö6-2  Prozent, 

, . 1903  , 970  , 512  = 52-8  . 

zu  einer  Verschließungsstrafe  unter  einer  Woche,  und 

im  Jahre  1902  324  = 32  5 Prozent, 

, , 1903  323  = 32-3 

* 

zu  einer  Verschließungsstralc  von  einer  Woche  bis  zu  einem  Monat  ver- 
urteilt. Die  Verbrechen  Unmündiger  werden  daher  in  der  Hälfte  aller  Fälle 
mit  Freiheitsstrafen,  die  kürzer  als  eine  Woche  sind,  und  in  einem  Drittel 
der  Fälle  mit  Freiheitsstrafen,  die  mehr  als  eine  Woche  aber  kürzer  als  ein 
Monat  währen,  belegt.  Eine  längere  Strafe  tritt  nur  in  einem  Sechstel  aller 
Fälle  ein.*®) 

Wie  unzureichend  die  einzehien  Bestimmungen  den  Strafrichtern  erscheinen, 
geht  daraus  hervor,  daß  die  statistischen  Erhebungen  immer  wieder  die  durchaus 
gesetzwidrige  Verurteilung  zu  Geldstrafen  oder  zum  Verweis,  oder  gar  die  Zulä-ssig- 
keit  der  Abgabe  in  eine  Zwangsarbeitsanstalt  aussprechen.*®) 

Die  V'erschließungsstrafe  wird  bei  den  Bezirksgerichten  in  Ermanglung 
besonderer  Gebäude  in  einem  besonderen  Arrestzimmer  vollzogen,  wobei  mehrere 
Unmündige  gemeinsam  verwahrt  werden  und  von  einem  ernsten  Unterricht 
und  einem  ausgiebigen  Arbeitszwang,  wie  es  § 272  St.  G.  vorschreibt,  mangels 
des  erfoi-derlichen  Personals  und  der  unentbehrlichen  Arbeitsvorrichtung  keine 
Rede  ist.  Daß  bei  Platzmangel  auch  der  Strafvollzug  in  den  gewöhnlichen  Arresten 
mit  erwachsenen  Häftlingen  zusammen  ausreichen  muß,  wird  bezeugt.**) 
Schließlich  könnte  auch  bei  der  Kürze  der  verhängten  Verschließungsstrafen 
Unterricht  wie  Arbeitszwang  von  keiner  nennenswerten  Bedeutung  für  den  Un- 
mündigen sein.  So  verbringt  derselbe  die  Haftzeit,  wetin  er  allein  ist,  in  stumpfer 


■■»J  ö.  st.  71,  3,  läl  und  3+5;  74,  3,  134,  3C9. 

So  erfolgte  im  Jalire  1IK>3  im  Widerspnicb  mit  dem  § SL  G.,  der  als  einzige  Stralart 
die  Vcrscliliefiuugsstrafe  kennt,  die  Verurteilung  zu  einer  Geldstrafe  in  7 Fällen,  tum  V'erweis  in 
49  Fällen;  die  Zulässigkeit  der  Abgabe  in  eine  Zwangsarbeitsanstalt,  im  VV'idcrspruche  mit  $ 14 
des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  K.  G.  Bl.  Nr.  90,  wurde  in  5 Fällen  ausgesprochen.  0.  St.  74, 
3.  269. 

31)  Beicher,  Fürsorge,  2,  373. 
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Apathie,  wenn  er  gemeinsam  mit  anderen  Altersgenossen  verwahrt  wird,  unter 
dem  verderblichen  EintluB  seiner  Schicksalsgenossen  und  erduldet  zu  dein  uocli 
eine  empfindliche  Einbuße  durch  die  Unterbrechung  des  normalen  Unterrichts, 
der  ihm  als  Schulpflichtigen  in  der  Freiheit  zu  teil  würde.  Schließlich  kann  er  nocli 
froh  sein,  wenn  er  nach  verbüßter  Strafe  einer  Besserungsanstalt  übergeben  wird 
oder  die  Volks-  oder  Bürgerschule  wieder  besuchen  darf.**) 

Die  geschilderte  Unzulänglichkeit  der  Arrestlokale  hat  die  österreichische 
Justizverwaltung  im  Jahre  1899  zu  dem  im  übrigen  nicht  vereinzelt  dastehenden**) 
Auswege  geführt,  die  V'erbüßung  der  Verschließungsstrafe  in  einer  Besserungs- 
anstalt zu  gestatten.**)  Es  wird  nur  erfoixlert,  daß  der  Vollzug  in  der  Bessenmgs- 
anstalt  sich  als  eine  Freiheitsstrafe,  somit  als  eine  gegenüber  der  bloßen  Anhaltung 
strengere  Maßregel  darstellt  und  außerdem,  daß  in  den  Satzungen  der  Anstalt  dafür 
Vorsorge  getröden  ist  und  dem  Gerichte  die  Möglichkeit  gewahrt  bleibt,  den 
Strafvollzug  zu  überwachen.  Eine  Einschränkung  erfuhr  diese  Pra.’cis  allerdings 
im  Jalire  1905**)  dadurch,  daß  die  neue  Vollzugsart  nur  dann  empfohlen  wurde, 
wenn  die  Anstalt  dem  Gerichte  ganz  nahe  gelegen  ist,  oder  wenn  die  Abgabe  in 
eine  solche  Anstalt  nach  verbüßter  Strafe  ohnedies  zu  erfolgen  hat**),  andrerseits 
iit  sie  in  ausgedehnterem  Ausmaße  anwendbar  erklärt,  indem  sogar  der  Vollzug 
in  Erziehungslnäuserii  und  Asylen  humanitärer  Vereine  zugelassen  wird,  wenn  für 
die  Trennung  der  Häftlinge  von  den  Pfleglingen,  für  Aufsicht,  Arbeit  und  Unter- 
richt ausreichend  gesorgt  ist  und  den  Gerichten  die  Überwachung  des  Vollzuge.s 
Vorbehalten  bleibt. 

Während  bei  den  Verbrechen  der  Unmündigen  die  Feststellung  der  richter- 
lichen Praxis  auf  Gnmd  der  statistischen  Erhebungen  möglich  ist.  kann  eine 
genaue  Ermittlung  derselben  bei  Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen  der 
Jugendlichen  von  14  bis  20  Jahren  nicht  stattfinden,  da  eine  abgesonderte  Zählung 
ihrer  Verurteilungen  erst  seit  dem  1.  Jänner  1905  erfolgt,  die  Ergebnisse  derselben 
aber  noch  nicht  veröffentlicht  sind.  Doch  läßt  sich  eine  begründete  Vermutung 
dadurch  gewinnen,  daß  wir  die  Häufigkeit  der  kurzzeitigen  Kerker-  und  Arrest- 
strafen überhaupt  feststellen.  Da  bei  Verbrechen  und  Vergehen  das  Alter 
unter  20  Jahren  und  bei  Übertretungen  ein  der  Unmündigkeit  nahes  Alter,  außer- 
dem aber  die  grobe  Vernachlässigung  der  Erziehung  ganz  allgemein  als  Milderungs- 
umstand in  Betracht  kommt,  so  ist  es  wahrscheinlich,  daß  die  strafbaren  Hand- 


**)  Nach  § 85  der  definitiven  Sclml-  und  Unlerrichlsordnung  für  altgemeine  Volks-  und 
BOrgerechuIen  (Untemchtsministerialverordnung  vom  29.  Sepleraber  1905,  R.  G.  BI.  Nr.  159)  hal 
die  BezirksschulbehOrde  zu  bestimmen,  wie  da.s  Kind  nach  Verbüßung  der  Verscbbeßimgsatrafe 
künftig  seiner  Schulpflicht  nachzukommen  liat 

**)  Nach  dem  italienischen  Strafgesetzbuch  vom  30.  Juni  1889  muß  der  Jugendliebe,  welcher 
zur  Zeit  der  Tat  das  9.,  aber  noch  nicht  das  H.  Lebensjahr  und  zur  Zeit  der  Verurteilung  das 
18.  Lebensjahr  nocli  nicht  vollendet  hatte,  die  Freiheitsstrafe  in  einer  Besserungsaiutalt  verbüßen 
(Artikel  54).  Hatte  der  Jugendliche  zur  Zeit  der  Tat  das  14.,  aber  noch  nicht  das  18.  Lebensjahr 
nnd  zur  Zeit  der  Verurteilung  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  so  kann  der  Richter  das- 
selbe anordnen  (Artikel  55). 

**)  Justizministerialverordnung  vom  23.  Jänner  1893.  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  6. 

**)  JusUzministerialverordnung  vom  30.  September  1905,  P.  5 und  12,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  15. 

**)  S 8 des  Gesetzes  vom  24.  .Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89. 
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lungen  Jugendlicher  in  hohem  Maße  an  der  im  folgenden  nachgewicscnen  Praxis 
der  ständigen  Strafminderung  teilnehmen. 

Ziehen  wir  die  Freiheitsstrafen  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  in  Betracht, 
so  ergibt  sich  folgendes: 

Auf  100  Kei'kerstrafen  kamen  solche  bis  zu  einem  Jahre  im  Durchschnitte 
des  Dezenniums,  beziehungsweise  Quinqiienniums,  beziehungsweise  Jahres  ”) 


1874  bis  1885  83-1 

18811  , 1800 84« 

1891  , 1895  8G-4 

189«  , 1900  88-3 

1902  89  « 

1903  90- 1 


Darnach  hält  die  bereits  in  friiheren  Jahren  beobachtete  Tendenz  zur  sieten 
Ermäßigung  der  Dauer  von  Freiheitsstrafen  auch  in  den  letzten  Jahren  an,  ja 
man  kann  sagen,  sie  ist  in  starker  Steigung  begriffen.  Außerdem  läßt  sich  nacli- 
weisen,  daß  die  Anwendung  des  außerordentlichen  Milderungsrechtes  gleichfalls 
in  steter  Zunahme  begriffen  ist.  Bei  den  Verbrechen  und  Vergehen  bildet  die 
kurzzeitige  Freiheitsstrafe  das  Rückgrat  des  Strafensystems. 

Die  Ergebnisse  des  langzeitigen  Strafvollzuges  bei  Jugendlichen  las.scn 
sich  aus  den  Berichten  der  österreichischen  Strafanstalten,  in  welchen  die 
mehr  als  einjährigen  Kerkerstrafen  verbüßt  werden,  ableiten.  Von  den  im  Jahre 
1903  eingelieferten  5099  Sträflingen  standen  im  Alter  von 


14  bis  1«  Jahren 63  = 1 ■ 2 Prozent 

16  . 20  640=  12-6  . 

20  , 30  2.113  = 41-4  . .«) 


Daraus  folgt,  daß  an  den  Verurteilungen  zu  langzeitigen  Kerkerstrafen  die 
Jugendlichen  bis  zu  20  Jahren  mit  etwa  einem  Siebentel  beteiligt  sind. 

Die  Erziehungsverhältnisse  der  Eingelieferten  waren  so,  daß 


keinen  Unten-icht  genossen  hatten 965  = 18-9  Prozent 

lesen  gelernt  hatten 188=  3-7  , 

lesen  und  schreiben  gelernt  hatten 3.835  = 75'2  , 

einen  weitergehenden  Unterricht  genossen  hatten 11  1 = 2'2  , 


So  war  die  intellektuelle  Bildung  der  Sträflinge  gering,  wenn  auch 
die  Kenntnis  des  Lesens  und  Schreibens,  somit  regelmäßiger  Volksschulunterricht 
in  drei  Viertel  aller  Fälle  stattgefunden  hatte. 

Die  Erziehung  hatten  im  Eltemhause  genossen  ..  .4.125  = 80-9  Prozent 
außer  dem  Eltcmhause 974=  19-1  , 


»0  Ö.  SL  74,  3, 1A.V.VI. 
M)  Ö.  St.  74,  4,  VI. 

5»)  Ö.  SL  74.  4,  VIII. 
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drei  Viertel  der  Sträflinge  waren  daher  trotz  der  Erziehung  im  Elternhause  straf- 
fällig geworden,  woran  sich  ein  Schluß  auf  das  Unzureichende  der  häus- 
lichen Erziehung  in  den  untersten  Schichten  der  Bevölkerung  ergibt.  Die 
statistischen  Erhebungen  bieten  ferner  Anhaltspunkte  dafür,  in  welcher  Altersstufe 
der  erste  Verstoß  gegen  das  Strafgesetz  und  das  dauernde  Betreten  der  kriminellen 
Laufbahn  begann.  Zur  Zeit  der  ersten  Verurteilung  standen  in  einem  Lebens- 
alter von 

14  bis  16  Jahren 304  = 9-2  Prozent 

16  , 20  , 1.064  = 32-3 

20  . 30  , 1.431  =43-5  . 

Mehr  als  ein  Drittel  der  Verbrecher  waren  bereits  vor  dem  20.  Lebens- 
jahre straffällig  geworden. 

Unter  den  3.290  rückfälligen  Verbrechern  waren  vorbestraft: 

Einmal 1.095  = 33-3  Prozent 

zweimal 746  = 22-7  , 

dreim.-il 530  = 16-1  , 

viermal 340=  10- 3 , 

fünfmal 225  = 6-9  , 

öfters 353=  10-7  . .■">) 


Das  Rückfallsintervall  betrog: 


bis  zu 

6 Monaten  bei  754  = 

22-9  Prozent, 

» » 

1 Jahre 

, 662  = 

20  1 

9 

* » 

2 Jahren 

II 

l-W 

22-3 

9 

• » 

3 

. 293  = 

8-9 

•• 

4 

9 

, 197  = 

6-0 

9 9 

5 

. 159  = 

4-8 

8 

« 

. 224  = 

2-6 

« 

9 9 

10 

. 84  = 

2-6 

mehr  als  10  Jahre  bei  183  = 

5-6 

«1 

) 


bei  65  Prozent  der  Verbrecher  erfolgte  somit  der  Rückfall  innerhalb  zweier 
Jahre  von  dem  Ende  der  Strafverbüßung  an  gerechnet 

Gehen  wir  zu  den  Strafen  für  Übertretungen  über,  so  ergibt  sich  der 
Anteil  der  Arreststrafen  bis  zu  einer  Woche  .an  der  Gesamtzahl  der  Arresturteile 
im  Jahre  1902  mit  70  Prozent,  im  Jahre  1903  mit  70-3  Prozent  Da  ferner  die 
Arreststrafen  im  Jahre  1902  70-1  Prozent  im  Jahre  1903  68  Prozent  aller 
Verurteilungen  wegen  Übertretungen  ausmaehten,  kann  wohl  behauptet 
werden,  daß  bei  Übertretungen  Jugendlicher  die  Strafe  sich  regelmäßig  in  einer 
kurzzeitigen,  die  Dauer  von  einer  Woche  nicht  übersteigenden  Freiheitsstrafe 
erschöpft.“) 


*0)  Ö.  Sl.  74,  4,  X. 

*1)  0.  St  74,  4,  xir. 

«)  Ö.  SU  74,  3,  LXXXI. 
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Was  die  VollzuKsart  der  Kerker-  und  Arrcstslrafeii  anlangt,  so  liegt  der- 
selben sowohl  beim  Vollzüge  in  Strafanstalten,  Gorictitshofgefängnissen  und 
Bezirksgericlitsarresten  das  System  der  Gemeinschaftshaft  unter  Gruppierung 
der  Sträflinge  nach  Alter  und  Straftat  zu  Grande,  ln  den  GerichtT-hnfgefängnissen 
und  den  bezirksgerichtlichen  Arresten  fehlt  cs  entweder  an  irgend  einer  oder 
doch  an  ausreichender  Einrichtung  (Werkstätten,  Arbeilsmaterial)  für  gewerb- 
liche Ausbildung  und  den  zur  Anleitung  vorgebildcten  Werkmeistern.  Der  gegen- 
seitigen Verderbnis  aller  in  einer  Räumlichkeit  angehaltenen  Jugendlichen  wurde  kein 
nennenswertes  Hindernis  entgegengesetzt,  bis  im  Jahre  1905*’)  durch  die  Justiz- 
verwaltung die  Bildung  von  Jugendgruppen  in  den  Gcrichlshofgefängnis.sen 
und  den  bezirksgerichtlichen  Arresten  angeordnel  wurde.  Die  Besonderheit  des 
Strafvollzuges  besteht  nunmehr  dort,  wo  das  Jugendgruppensystera  eingeführt 
ist,  was  bei  einer  geringen  Anzahl  jugendlicher  Slrfiflmge  und  dem  vorhen-schen- 
den  Mangel  an  Räumlichkeiten  nicht  überall  geschehen  kann,  in  der  vollständigen 
Trennung  der  jugendlichen  Sträflinge  im  Alter  vom  vollendeten  li.  bis  zum 
vollendeten  18.  Lebensjahre,  von  erwachsenen  Strällingen  und  verderbten  Alters- 
genossen, insbesondere  auch  während  des  Aufenthaltes  im  Freien  und  während 
des  Gottesdienstes.  Dazu  kommt  die  Einteilung  der  so  abgesonderten  Masse  in 
Gruppen  bis  zu  25  Individuen  wälirend  des  Tages,  Anweisungen  eines  abgeson- 
derten Schlafrauraes,  ausreichende  kürperliche  Übungen  im  Freien  während  zweier 
Stunden  des  Tages,  Unterricht  während  mindestens  acht  Wochenstundeu,  Anlei- 
tung zu  Handfertigkeiten,  Kostzubuße  bei  ungenügendem  Ernährungszustände 
und  die  Fürsorge  nach  der  Entlassung. 

Die  Justizverwaltung  ist  sogar,  um  die  Einrichtung  von  Jugendgruppen  zu 
ermöglichen,  soweit  gegangen,  auf  Antrag  der  Oberlandcsgerichtspräsidien  die 
Vereinigung  von  Kerker-  und  Arreststräflingen  beim  Strafvollzug  in  Aus- 
sicht zu  nehmen;  ja  beim  Bestände  von  Jugendgruppen  in  einem  Gefängnisse  sind 
.sogar  die  zur  V'erschließung  an  einem  abgesonderten  V'erwahrungsorte  verurteilten 
Unmündigen  dem  Unterrichte  der  Jugendgruppe  — nicht  aber  der  Arbeit  beizu- 
ziehen. Damit  ist  eigentlich  bereits  von  der  Differenzierung  des 
Strafvollzuges  nach  Art  und  Schwere  des  Deliktes  allerdings  im 
Widerspruch  mit  dem  Urteilsinhalt  abgegangen  und  dem  in  folgen- 
dem befürworteten  Ersätze  der  Freiheitsstrafe  durch  Nacherziehung 
vorgearbeilet. 

Der  Schulunterricht  ist  für  m.ännliche  Sträflinge  im  Alter  bis  zu  18  Jahren 
obligalori.sch;  weibliche  Sträflinge  erhalten  nur  dann  einen  Schulunterricht, 
wenn  die  Zahl  der  zur  Teilnahme  verpflichteten  mindestens  10  beträgt  und  daher 
eine  Unterrichtsabteilung  errichtet  wird.**) 

Das  Disziplinarstrafensystem  bei  Übertretungen  der  Hau.sordnung 
erfälu-t  hei  Jugendlichen  insofern  eine  Einschränkung,  als  bei  Unmündigen  die 


43)  Justizminist«rialvcrordnun((  vom  3<).  September  1*J06,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  15,  und  die  laut 
Justizminislerialcriaß  vom  ^8.  Februar  1906,  Z.  5468  am  l.Juli  1906  in  Kraft  getretene  neue 
Hausordnung  für  GefängnishSuser  der  Gerichtshdfe,  § iO. 

**)  Hausordnung,  § lU. 
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Kinzelhafl  und  bei  Jui,'endlicheii.  die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  die  einsame  Absperrung  in  dunkler  Zelle  unzulässig  ist.  “) 

Ob  diese  Kefonnen  von  einem  wesentlichen  Erfolge  begleitet  sind,  wird  von 
den  Häumliclikeiten  und  den  materiellen  .Mitteln  abhängen,  welche 
die  Justizverwaltimg  den  Oerichten  zur  Verfügung  zu  stellen  vermag.  Derzeit  fehlt 
es,  von  einigen  Mustergeriebten  abgesehen,  meist  an  Häiimlichkeiten,  Geldmitteln 
und  insbesondere  auch  an  den  für  den  Arbeitszwang  geschulten  Aufsehern.  Die 
übhehe  V'erwendung  von  .Militäranwartern,  die  alle  anderen  ihnen  vor- 
behaltenen Dienstslelleti  dem  SIrafvollzugsdienste  vorziehen,  bildet  eher  ein 
Hemmnis  der  zielbewußlen  .Ausgeslallung  des  Strafvollzuges. “l 

Den  modernen  Uestrebungen  auf  Bewahrung  des  jugendlichen  Erstling.s- 
verbrechers  vor  dem  Verderbnis  der  SIraniaft  trägt  in  bedeutendem  Umfange  die 
im  Jahre  l!K)d*’)  eingeleitete,  seitdem  allerdings  beträchtlich  eingeschränkte  Ue- 
gnadigungspraxis  Rechnung.  Es  soll  das  .Strafverfahren  mit  dem  ürleilssprucli 
als  ernste  und  eindringliche  Mahnung  genügen  und  der  Strafvollzug  im  Gnaden- 
wege auf  Antrag  des  Ilrteilsgeriebles  erlassen  werden,  wenn  bei  Unmündigen 
die  zurückgebliebene  geistige  und  körperliche  Entwicklung,  jugendliche  Beweg- 
gründe, Reue,  ausreichende  häusliche  Zucht  gegeben  sind,  bei  Jugendlichen  vom 
14.  bis  zum  vollendeten  Iti.  Lebensjahre,  von  Au.snahmsfällen  ganz  gering- 
fügiger Strafen  aligesehen,  keine  gerichtliche  Vorstrafe  vorliegt  und  die  urteils- 
mäßige Strafe  drei  Monate  Freiheitsstrafe  oder  .500  Kronen  Geldstrafe  nicht  über- 
steigt. bei  Jugendlichen  vom  16.  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre, 
wenn  zurückgebliebene  Entwicklung  nachweisbar  ist. 

Die  österreichische  Praxis  sucht  ferner  jugendliche  Sträflinge  der  Gerichts- 
hof- und  Bezirksgerichtsgefängnisse  vom  Müßiggänge  dadurch  zu  bewahren,  daß 
sie  entweder  eine  Umwandlung  der  urteilsmäßigen  Kerker-  oder  Arreststrafe  in 
die  Verschließungsstrafe  im  Gnadenwege  bewirkt  oder  beim  Vollzüge  der 
.Arreststrafon  gegen  Jugendliche  anordnet,  daß  die  Besonderheiten  der  Ver- 
schließungsstrafe — Anleitung  zur  .Arbeit  und  Unterricht  — Platz  greifen  (soge- 
nannter behüteter  Arrest).**) 

Für  den  A'ollzug  langzeitiger  Freiheit.sstrafen  in  den  Männerst rafanslalten 
Prag,  Marburg.  Capo  d'Istria  und  Göllersdorf  besteben  schon  seit  längerer  Zeit  *•> 
Jugendabteilungen  mit  einem  besonderen  Vollzugssystera.  Voraussetzung  der 
Aufnabme  in  die.selbeii  ist  eine  bestimmte  Dauer  der  Freiheitsentziehung  — 

**)  Hausoniuimg.  § iü. 

**)  Die  Einrichtung  von  Jugendabteilungen  in  den  .Strafaastallen  der  OberiandesgerichU- 
sprengel  Krakau  und  Lemberg  sowie  in  den  Weiberstrafauslalten  Wiener-Neudorf  und  ftepy  ist  in 
Aussicht  genommen.  Justizministerialverordnung  vom  SO.  September  1905.  J.  M.  V,  Bl.  Nr.  15. 

*')  Justizministerialverordnung  vom  4.5.  .N'ovember  1903,  J,  M.  V.  Bl.  Nr.  51.  Mitteilung 
Verordnungsblatt  1903,  S.  365,  und  Juetizministerialerlaß  vom  18.  Jänner  1903,  J.  M.  V.  Bl..  S.  31. 
Löffler,  Studienausgabe  österr.  Gesetze,  1 , 333. 

**)  Vorschrihen,  betreffend  die  Erteilung  des  Unterrichts  für  die  Goningnishänser  der 
(ierichtshöfe.  § 1 1 d™  Justirminislerialeriasses  vom  38.  Februar  1906,  Z,  5468. 

<•)  Leitmaler,  Österreichische  Gefängniskunde  1890,  583,  8.58;  Marcovich,  Das  Gefängnis- 
wesen  in  Österreich,  1899,36;  Reicher.  Fürsorge,  3.  375;  Über  die  Anstalt  in  GöUersdorf.  welche 
zur  Jugendstrafanslalt  ausgestaltet  wurde.  Ö.  St.  74,  4,  V, 
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mindestens  ein  Jalir  und  nur  ausualimsweise  sechs  Monate  — und  die  Verbüßung 
der  urteilsmäßigcn  Strafe  vor  erreichtem  21.  Lebensjahre.  Die  Besserungsfälligkeit 
wird  immer  dann  angenommen,  wenn  sie  nicht  durch  den  Chaiakter  der 
liegangenen  Straftaten  ausgeschlossen  wird.  Eine  derartige,  aus  dem  Charakter  des 
begimgenen  Deliktes  oder  Vordeliktes  vermutete  Unverhesserlichkeit  wird  voraus- 
gesetzt, wenn  der  Sträfling  wegen  eines  Sittlichkeitsverbrechens  nach  den§§  125 
bis  133  St.  G.  verurteilt  ist  oder  schon  früher  verurteilt  wurde,  wenn  er  bereits 
wegen  Unzucht  oder  gröblicher  und  öffentliches  Ärgernis  erregenden  Verletzung 
der  Sitlliclikeit  nach  § 532  St.  G.  oder  wegen  einer  Übertretung  aus  Gewinnsucht 
öfter  als  einmal  vorbestraft  ist.  Außerdem  bleiben  der  Jugendableilung  alle  jene 
ferne,  deren  sittliche  Beschaffenheit  einen  verderblichen  Einfluß  besorgen  läßt.  Die 
Besonderheiten  des  Strafvollzuges  gleichen  dem  in  den  Jugendableitungen  der 
Gerichtshofgefängnisse  und  Bezirksgerichtsaireste  geplanten,  mit  dem  Unter- 
schiede, daß  Einrichtungen  für  Arbeitsschulung  und  Arboitsgewöhnung  gegeben 
sind.  Der  Strafvollzug  in  der  Jugendabteilung  ist  im  Jahre  1903  bei  844  Sträflingen 
mit  einem  täglichen  Durchsclmiltsstand  von  379  Individuen  und  einer  durchschnitt- 
lichen Anhaltungsdauer  von  151  Tagen  für  den  einzelnen  Sträfling  zur  Anwendung 
gekommen.*")  Die  Erfolge  sollen  günstige  sein.**) 

Bisher  unerwähnt  blieb  die  Bedeutung,  welche  dem  Versuche,  die  Einzelhaft 
in  den  österreichischen  Strafvollzug  durch  das  Gesetz  vom  1.  April  1872,  R.G.  Bl. 
N'r.  42,  einzuführen,  zukommt.  Die  hiezu  erforderlichen  Einzelzcllen  sind  nur  bei 
den  Männerstrafanstalten  in  Stein,  Prag,  Karthaus,  Pilsen,  Graz  und  Marburg  vor- 
handen. Im  Jahre  1903  fand  der  Strafvollzug  in  Einzelhaft  bei  2.594  Sträflingen 
mit  einer  durchschnittlichen  Anhaltungsdauer  von  175  Tagen  für  den  einzelnen 
Sträfling  statt.**)  Wie  viele  Jugendliche  desselben  teilhaftig  wurden,  wird  nicht 
ausgewiesen. 

Inwiefern  die  Jugendlichen  an  den  Verurteilungen  zu  Geldstrafen  beteiligt 
sind,  winl  nicht  festgestellt.  Im  Jahre  1903  fanden  Verurteilungen  zur  Geldstrafe 
bei  Vergehen  in  3838  Fällen  ==  44  8 Prozent  aller  Verurteilungen  wegen  Ver- 
gehen und  bei  Übertretungen  in  157.490  Fällen  = 27 ‘5  Prozent  aller  Ver- 
urteilungen wegen  Übertretungen  statt.  **) 

Die  Bekämpfung  der  jugendlichen  Kriminalität  erfolgt  weiters  durch  die 
Organe  und  Institute  der  autonomen  Landesverwaltung  und  der  privaten 
Vereine  und  Stiftungen,  welche  die  gerichtlich  zugolassene  Nacherziehung 
durchzuführen  berufen  sind.  Ihre  Wirksamkeit  kann  teils  aus  einer  ministeriellen 
Erhebung,  welche  die  öffentlichen  und  privaten  Fürsorgeanstaltcn  nach  dem  Stande 
vom  1.  Jänner  1897  umfaßte,**)  teils  aus  den  jährlichen  Berichten  der  statistischen 
Zentralkommission**)  entnommen  werden.  Danach  best.anden  im  letzten  Berichts- 


s»)  ö.  St.  74,  4,  V. 

*1)  Marcovich,  Geßiigniswcsen  28  und  Blätter  für  Gefängniskunde  29,  376;  Gertsclier,  Ö.  G. 
Z.  29,  276  n.  9 ; Zucker,  Die  verbrecherische  und  arg  verwahrloste  Jugend,  1894.  33. 

»»)  ö.  St.  74,  4,  V. 

**)  Ö.  SU  74,  3,  LXXXI. 

**)  WLnekter,  Statistische  Mouatssclirift,  neue  Folge  4 (25  der  Gesamtzähhmg),  13. 

W)  österr.  Statist.  Handbuch  1905,  Kapitel  XXVI,  Z.  2. 

II.  19 


Digitized  by  Google 


290 


Jugendstrafrecht,  Prof.  Dr.  Adolf  Lenz. 


jahre  1903  12  öffenlliche  Besserungsanstalten  für  milnnliche  und  11  für  weibliche 
Korrigenden,  welche  1761  Knaben,  beziehungsweise  576  Mädchen  beherbergten. 
Am  1.  Jänner  1897  bestanden  außerdem  9 Privatanstalten,  von  denen  jedoch  nur 
4 auch  gerichtlich  vorbestrafte  oder  sonst  behördlich  ihnen  zugewiesene  Individuen 
aufnahmen.  Die  übrigen  waren  nur  für  die  freiwillige  Nacherziehung  bestimmt.  Ks 
verdient  ferner  hervorgehoben  zu  werden,  daß  am  31.  Dezember  1897  in  den 
Landesbesserungsanstalten  für  strafmOndige  Korrigenden  ein  Überschuß  von 
112  Plätzen  für  männliche  und  104  Plätzen  für  weibliche  Korrigenden  gegeben 
war  und  daß  nur  2 Anstalten,  die  in  Komeuburg  und  Lankowitz,  überkomplett 
waren.  Ebenso  stand  es  bei  den  öffentlichen  Anstalten  für  die  strafmündige  Jugend: 
hier  waren  124  Plätze  für  die  männliche  und  46  Plätze  für  die  weibliche  Jugend 
verfügbar.  ^') 

Die  Erhebungen  für  die  Jahre  1886  bis  1893  über  das  Verhältnis  der  gericht- 
lichen Aussprüche  der  Zulässigkeit  zu  den  Entscheidungen  der  Landeskommis- 
sionen über  den  tatsächlichen  Vollzug  der  Nacherziehung  haben  ferner  ergeben, 
daß  die  Zalil  der  un  vollzogenen  Aussprüche  in  steter  Abnahme  begriffen  isL”) 

Von  den  im  Jahre  1903  in  die  öffentlichen  Besserungsanstalten  eingelieferten 
895  Zöglingen  standen  im  Alter: 

bis  zu  10  Jaliren 92  = 10 '3  Prozent 

von  10  bis  14  Jahren 341  = 38  - 1 , 

. 14  . 16  242  = 2-7 

, 16  , 18  , 180  = 20  1 

, 18  . 24  . “j 36=  4 0 

Bei  vier  Individuen  war  das  Alter  unbekannt.  Hiebei  muß  es  als  auffallend  be- 
zeichnet werden,  daß  die  Zöglinge  im  Aller  bis  zu  10  Jahren  und  die  im  Alter  von 
10  bis  14  Jahren  zusammengerechnet  fast  die  Hälfte  der  Gesamtzahl  ausmachen, 
somit  die  Nacherziehung  zur  Hälfte  der  schulpflichtigen  Jugend 
zu  gute  koimnt. 

Von  demselben  Zuwachs  des  Jalires  1903  waren: 

gerichtlich  unbescholten 583  = 59'5  Prozent 

einmal  vorbestraft 189  = 210  , 

zweimal  vorbestraft 49  = 5‘5  . 

mehrmals  vorbestraft 70=  7 '8  , 

Bei  Vieren  war  das  Vorleben  unbekannt. 

Die  öffentlichen  Bcsscruugsan.sbilten  dienen  somit  zur  Hälfte  der  frei- 
willigen, d.  h.  auf  Antrag  der  gesetzlichen  Vertreter  und  mit  Zu- 
stimmung des  Pflegschaftsgerichtes  eintretenden  Nacherziehung. 


M)  VViiiefcler.  Statistische  Monatssclirirt,  4.  70,  7i. 

6T)  Hoege!,  Statistische  Monatsschrift,  4,  437. 

AS)  D.a  naci)  § 14  des  Gesetzes  vom  34.  Mai  1835,  R.  G.  BI.  Nr.  90,  die  zwangsweise  .Anhaltimg 
nicht  über  das  30.  Lebensjahr  hinaus  andatiem  kann,  dürfte  in  den  oben  verzeichncten  Fallen 
rlie  Zustimmung  der  Pflegschaftsorganc  eingeholt  worden  sein. 
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Die  Beteiligung  der  bereits  vorbestraften  Zöglinge  an  den  einzelnen  Straf- 
taten wird  nicht  alljährlich  erhoben,  doch  gibt  die  ofllzielle  Erhebung  des  Jahres 
1897  folgende  Aufschlüsse. 

Von  den  im  Jahre  1897  in  die  Besserungsanstalten  abgegebenen  .534  Korri- 
genden waren: 

unmündige  Verbrecher  (§  270  lit.  a St  G.  und  § 8 des  Gesetzes  vom  24.  Mai  188ö, 

R.  G.  Bl.  Nr.  89) 79  = 12  -5  Prozent 

Unmündige,  die  ein  Vergehen  oder  eine  Cbertretung  begangen  hatten  und  von  der 
Sicherheitsbehörde  notioniert  waren  (§  270  St  G.  und  § 8 des  Gesetzes  vom 

24.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89) 22  = 3-4  Prozent, 

Mündige,  welche  wegen  der  Übertretung  der  §§  1 bis  6 des  Gesetzes  vom  2V.  Mai 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  oder  wegen  der  Übertretungen  des  § 3 des  Gesetzes 
vom  10.  Mai  1873,  R.  G.Bl.  Nr.  108,  vorbestraft  waren . .156  = 24 '6  Prozent. 

Unter  den  235  vorbestraften  Zöglingen  waren  111,  sonach  47  Prozent 
wegen  Landstreicherei  verurteilt.  332  Zöglinge  = 62  Prozent  waren  auf 
Ersuchen  der  gesetzlichen  Vertreter  aufgenommen  worden. 

Wir  können  sagen,  daß  die  Nacherziehung  in  Österreich  in  der  Hälfte  aller 
Fälle  zur  Ergänzung  der  nach  Ansicht  der  gesetzlichen  Vertreter  und  des  Plleg- 
schaftsgerichtes  unzureichenden  häuslichen  Erziehung  und  zur  anderen  Hälfte  als 
Mittel  gegen  die  in  strafbarer  Landstreicherei  zu  Tage  getretenen  Verwahr- 
losung der  Jugend  bis  zum  18.  Lebensjahre  dient. 

Die  Erziehungsvcrhältnisse  ergeben  sich  aus  nachfolgenden  Ziffern: 


Vater  und  Mutter  am  Leben 275  = 43-4  Prozent 

Vater  oder  Mutter  allein  am  Leben  . 168  = 26-5  , 

Uneheliche  Mutter  am  Leben 117=:  18' 4 , 

Waisen 74  = 1 1 ■ 6 , 


Bei  mehr  als  der  Hälfte  der  Zöglinge  war  der  V'erlust  idnes 
Elternteils  für  ihre  Verwahrlosung  initbestimmend. 

Die  Erziehung  bis  zum  14.  Leben.sjahre  wurde  erteilt: 


im  Hause  der  Eltern  bei 457  = 72-0  Prozent 

außerhalb  des  Elternhauses  bei. . . . 172  = 25  5 , 

unbekannt  bei 5=  2-5  , 


Der  Umstand,  daß  die  Erziehung  in  drei  Vierteln  aller  Fälle  im  Elteriiliause 
erteilt  wurde,  bestätigt  die  schon  einmal  betonte  Tatsache,  daß  die  sitt- 
liche Erziehung  in  den  untersten  Schichten  der  Bevölkerung 
unzureichend  ist. 

W)  Winckler,  Slatistisdie  Monatsschrin,  l.  lül. 

IS* 
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Daß  es  sich  aber  um  jene  Schichte  handelt,  geht  daraus  hervor,  daß  die 
Berufsverliällni.sse  des  Vaters,  beziehungsweise  der  unehelichen  Mutter  folgende 
waren: 

Taglöhncr 111  = 17-5  Prozent 

Handwerker  und  Bauarbeiter 22=  3-4  , 

Fabriksarbeiter  4fi  = 7’3  , 

Dienstboten 51=  8-1  , 

Sonstiger  Beruf lll  = 17‘o  , 

Ohne  Beruf 21=  3 • 2 , 

Unbekannt 272  = 42 '9  , 

Die  Schulbildung  wurde  nur  huisichtlich  der  Fertigkeit  des  Lesens  und 
Schreibens  untersucht; 

Können  weder  lesen  noch  sclireiben  . . .73  = 1 PS  Prozent 

können  lesen,  aber  nicht  schreiben  ...  .31  = 4-9  , 

können  lesen  und  schreiben  514  = 811  , 

besitzen  höhere  Schulbildung 16  = 2 5 , 

Wie  schon  bei  den  jugendlichen  Sträflingen,  die  im  Jalire  1903  eine  mehr 
.ds  einjährige  Freiheitsstrafe  verbüßten,  hervorgehoben  wurde,  ist  die  intellek- 
tuelle Bildung  gering;  die  Kenntnis  des  Lesens  und  Schreibens  kommt 
kriminalpolitisch  kaum  in  Betracht. 

Der  Schulunterricht  wurde  im  Jahre  1897  1656  Korrigenden  erteilt,  und  zwar: 

Mit  gutem  Erfolge 735  = 45  Prozent 

mit  mittelmäßigem  Erfolge 697  = 42  , 

mit  schlechtem  Erfolge 224=  13  , 

Von  1453  Korrigenden  erhielten  die  männlichen  praktische  Anleitung  in 
Feld-  und  Gartenarbeit,  in  einem  Handwerk  oder  einem  Fabrikationszweige,  die 
weiblichen  in  Handarbeiten,  Waschen  und  Plätten,  davon: 

Mit  gutem  Erfolge 789  = 54‘3  Prozent 

mit  milteimäßigem  Erfolge 547  = 37-6  , 

mit  sclüechtem  Erfolge 117=  8-1  , 

Der  Umstand,  daß  ein  Drittel  der  Zöglinge  sowohl  im  Unterricht  wie  in  der 
Besch,älligung  trotz  geringer  .Vnforderungen  nur  mittelmäßige  Erfolge  aufzuweisen 
hat,  berechtigt  zur  Vermutung,  daß  die  geistige  Anlage  derselben  eine  geringe, 
wahrscheinlich  unter  dem  Durchschnittsniveau  ihrer  nicht  straf- 
fälligen Altersgenossen  stehende  war. 

II.  Die  Reform  des  materiellen  Strafrechts. 

8 4. 

Der  Beginn  der  Strafmündigkeit. 

Das  in  der  Einführung  geschilderte  Streben  nach  Individualisierung  im  Slraf- 
rechte  im  Verein  mit  der  Erforschung  der  biologischen  Faktoren  des  Verbrechens 
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hat  dazu  gcfülu^,  dio  Frage  nach  dem  Beginn  der  Strafmündigkeit  einer 
erneuerten  Prüfung  zu  unterzielien.  Während  früher  eine  mehr  oder  minder  äußer- 
liche Untersuchung  über  "den  Beginn  der  Zurechnungsfähigkeit  auf  Grund  laien- 
hafter Beobachtung  des  Kriminalisten  üblich  war,  hat  die  psychologische*”), 
pädagogische**)  und  psychiatrische**)  Erforschung  des  Seelenlebens  der  Jugend 
uns  die  Willensbildung  in  den  verschiedenen  Phasen  der  Entwicklung  als  eine 
eigenartige,  von  der  des  Erwacliseuen  verschiedene  erkennen  gelehrt. 

Die  körperliche  und  geistige  Entwicklung  des  Menschen  endet  danach 
frühestens  mit  dem  Ablauf  des  zweiten  Lebensdezenniuras  und  spätestens  mit  dem 
Beginn  des  dritten  Dezenniums.  Iruierhalb  der  Entwicklungsphase  zwischen  der 
Geburt  und  der  Reife  macht  der  Beginn  der  Pubertät  eine  Cäsur  von  weittragender 
Bedeutung.  Im  ersten  Stadium  der  Kindheit  charakterisieren  sich  die  Willens- 
entäuBerungen  durch  die  Kürze  der  dem  Entschlüsse  vorangehenden  Gedanken- 
reihen und  insbesondere  durch  die  überwältigende  Wii-kung  der  Sinnenreize, 
die  zu  einer  motorischen  Reaktion  führen,  ohne  einer  nennenswerten  Hemmung 
zu  begegnen.  Wir  sehen  vor  dem  PubertäUseintritt  in  dem  Kinde  ein  Wesen,  das 
unfäliig  ist,  längere  abstrakte  Vorstellungsreihen  zu  bilden,  ein  Wesen,  welches 
das  Unrecht  meidet,  weil  es  verboten  ist,  und  das  Gute  nur  tut,  weil  es  muß.  Es 
gilt  als  eine  Erfahrungstatsache  der  Pädagogik,  daß  vor  der  Geschlechtsreife  jedes 
V'erständnis  für  den  ethischen  Gehalt  der  Strafdrohung  mid  damit  die  einzige 
Möglichkeit  einer  dem  kindlichen  Geiste  zugänglichen  Erfassung  des  Verbrechens 
mangelt. 

Die  älteren  Gesetzgebungen  haben  der  intellektuellen  Unreife  des  Kindes 
dadurch  Rechnung  getragen,  daß  sie  nach  dem  Vorbilde  des  französischen 
Code  penal  (Art.  66)  das  Vorhandensein  des  Vermögens,  Gut  und  Böse  zu  unter- 
scheiden, oder  der  .zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  erforderlichen  Einsicht* 
(R.  St.  G.  B.,  § 56)  als  Voraussetzung  der  Strafmündigkeit  aufstellen.  Die  Erfahrungen, 
die  man  mit  diesem  Erfordernis  in  Deutschland  durch  das  Abfragen  der  zehn 
Gebote  oder  die  Prüfung  nach  dem  Katechismus  gemacht  hat,  ergaben,  daß  die 
formale  Kenntnis  des  Unrechts  bereits  lange  vor  der  Pubertät  gegeben  sein 
kann,  ohne  daß  die  sittliche  und  später  gewohnheitsmäßige  Hemmung  der 
sinnlichen  Triebe,  welche  erst  die  reife  Frucht  einer  langjährigen  Erziehung  ist, 
damit  Hand  in  Hand  zu  gehen  pflegt.  Zum  Unterscheidungsvermögen  muß  die 
Widerstandskraft  gegen  die  verbrecherisebenMotive  als  ebenbürtiges Elrfordernis 

*ö)  Vergl.  .Die  Psychologie  der  Kiudheil*  des  Amerikaners  Frederick  Tracy,  deutsche  Über- 
setzung nach  der  Auflage  von  Sümpfcl  1899,  die  .Untersuchung  Qber  die  Kindheit*  des 
Englßnders  James  Sully,  übersetzt  von  Stimpfcl  1 898,  und  die  Sdmlt  des  Engländers  W.  D.  Morrison, 
Jugendliche  Übeltäter,  übersetzt  von  Katzer,  1899. 

®*)  Strümpell,  Die  pädagogische  Pathologie  oder  die  Lehre  von  den  Fehlem  des  Kindes, 
3.  Auflage  von  Spitzner  1899;  Scholz,  Die  Charakterfchler  des  Kindes,  3.  Auflage  1905. 

**)  Heferat  von  Puppe  für  den  37.  D.  J.  T.  4,3,  341,  Crainer,  Enlwicklungsjahre  und  Gesetz- 
gebung, 190-4;  Münkenifdler,  Geislesstürung  und  Verbrechen  in  Sammlung  von  Abhandlungen  aus 
dem  Gebiete  der  pädagogischen  Psychologie  und  Physiologie  von  Ziegler  und  Ziehen,  VI,  G; 
Ziehen,  Die  Geisteskrankliciten  des  Kindesalters  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  schul- 
pflichtigen Alters,  daseihst  V,  1 und  Vll,  1;  Hoche,  Handbuch  der  gerichtlichen  Psvchologie,  1901, 
47,  698. 
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hinzukommen,  wenn  das  der  öffentlichen  Bestrafung  zu  Grande  liegende  Veranlwort- 
lichkeitsgefühl  im  Individuum  gegeben  sein  soll. 

Weist  uns  der  physiologische  Entwicklungsprozeß  darauf  hin,  erst  nach  den 
großen  Umwälzungen  im  Verstandes-  und  Gemütsleben,  welche  den  Eintritt  der 
Geschlechtsreife  begleiten,  die  soziale  Verantwortlichkeit  anzunehmen,  so 
bestärkt  uns  darin  die  Tatsache,  daß  nach  der  bestehenden  Schulgesetzgebung 
die  intellektuelle  Helfe  nicht  vor  dem  Ende  der  allgemeinen  Schulpflicht  anzusctzeii 
ist.  Es  widerstrebt  heute  der  allgemeinen  Empfindung,  schulpflichtige  Kinder  mit 
öffentlicher,  sie  für  das  ganze  Leben  brandmarkender  Strafe  zu  belegen. 

So  kommen  wir  zu  der  Foixierung,  den  Beginn  der  Strafmündigkeit  dann 
anzunehmen,  wenn  beim  einzelnen  Individuum  zur  Zeit  der  Tat  die  Geschlechts- 
reife bereits  eingetreten  war.  Den  tatsächlichen  Verhältnissen  würde  somit 
jene  Norm  am  meisten  gerecht  werden,  welche  es  dem  richterlichen  Ermessen, 
erforderlichenfalls  unter  Zuziehung  medizinischer  Sachverständiger,  überläßt,  den 
hier  besonders  in  Betracht  kommenden  Verschiedenheiten  von  Ort  zu  Ort,  von 
H.asse  zu  Rasse,  von  Ge.schlecht  zu  Geschlecht  und  von  Individuum  zu  Individuum 
gerecht  zu  werden.  Eine  derartig  freie  Stellung  des  Richters  widerstrebt  aber  der 
seil  der  französischen  Revolution  als  Gewähr  der  bürgerlichen  Freiheit  geschätzten 
Bindung  der  richterlichen  .Willkür*  durch  das  Gesetz,  sie  wäre  aber  auch 
unpraktisch,  da  wir  das  Ausbleiben  der  Schuldvergeltung  gerade  heim  Jugend- 
delikt nicht  so  hoch  wie  beim  Erwachsenen  anzuschlagen  gesonnen  sind. 

So  koimnen  wir  dazu,  die  Aufstellung  einer  festen  Altersgrenze,  vor 
deren  Erreichung  die  öffentliche  Strafe  jedenfalls  ausgeschlossen  sein  soll,  als 
wünschenswert  zu  bezcichen.  Da  das  Einsetzen  der  Pubertätsentwicklung  in 
unseren  Zonen  zwischen  dem  I t.  und  16.  Jahre  durchschnittlich  erfolgt,  so  könnte 
es  als  der  den  Interessen  des  Kindes  förderlichste  Ausweg  erscheinen,  die  Straf- 
mündigkeit nicht  vor  Erreichung  des  16.  Lebensjahres  einlreten  zu  lassen,  wie  es 
in  <len  Gesetzgebungen  der  nordamerikanischen  Freistaaten  die  Regel  bildet.  Dem 
widerstrebt  jedoch  die  Erwägung,  daß  die  allgemeine  Schulpflicht  spätestens  mit 
dem  14.  Lebensjahre  endet  und  daß  es  nicht  angeht,  Individuen,  die  unmittelbar 
nach  der  Entlassung  aus  der  Schule  oder  schon  früher  als  landwirtschaftliche, 
gewerbliche  oder  häusliche  Arbeitskräfte  Stellung  linden  und  damit  im 
sozialen  Leben  sich  zu  bewähren  haben,  völlig  unverantwortlich  zu  lassen.  Hiezu 
kommt,  daß  nach  dem  hier  vertretenen  Verantwortlichkeitssystem  in  der  Alters- 
stufe zwischen  14  und  16  Jahren  öffentliche  Strafe  nicht  gerade  eintreten  muß 
und  die  an  deren  Stelle  tretende  N.icherziehung  der  Unreife  Rechnung  trägt. 

Der  Beginn  der  Strafmündigkeit  ist  daher  mit  der  Erreichung  des 
14.  Lebensjahres  anzusetzen. 

Davon  ginge  bereits  das  geltende  Recht  aus,  welches  die  VcrantworUichkcif 
allgemein  mit  demselben  Zeitpunkte  beginnen  ließe,  wenn  es  nicht,  gestützt  auf 
den  kanonischen  Satz:  ,M;üitia  supplet  aetatem*,  die  Verantwortlichkeit  für  Ver- 
brechen bereits  mit  dem  10.  Lebensjahre  anselzen  würde.  Die  Reife  des  Kindes 
generell  für  eine  ganze  Gattung  von  strafbaren  Handlungen  anzunehmen,  muß 
uns  heute  als  einseitig  und  den  individuellen  Verschiedenheiten  widersprechend 
erscheinen. 
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Wir  wissen  uns  mit  jenem  Postulate  in  Übereinstimmung  nicht  nur  mit  jenen 
(iesetzgebungen,  welche  ihr  Jugendstrafrecht  in  der  jüngsten  Zeit  reformiert  haben, 
wie  Norwegen  **)  und  Dänemark  “‘J,  sondern  auch  mit  den  Besclilüssen  der  gelehrten 
Körperschaften**),  die  sich  mit  dieser  Frage  befaßt  haben,  und  schließlich  auch  in 
I bereinstimmung  mit  dem  Vorentwurf  zu  einem  schweizerischen  Strafgesetzbuch 
vom  Jahre  1903**),  dessen  Bestimmungen  gerade  in  der  fraglichen  Materie  Gegen- 
stand eingehender  Erwügimgen  und  wiederholter  Verbesserungen  gewesen  sind. 


A.  Gruppierung  und  Charakterisierung  der  einzelnen  Fälle. 

Mit  dem  Beginn  der  Geschlechtsreife  tritt  eine  Reihe  von  Veränderungen 
in  der  jugendlichen  Psyche  eui,  welche  sich  in  den  Willensentäußerungen  und  daher 
auch  in  den  strafbaren  Handlungen  bemerkbar  machen.  Das  Kraftgefühl  beim 
männlichen  Geschlechte  und  der  Gcschlechtstrieb  bei  beiden  Geschlechteni 
drängen  mitunter  zu  so  ungestümer  Betätigung,  daß  die  eingelcrnten  Hemmungfm 
entweder  gar  nicht  oder  nicht  zur  rechten  Zeit  eintreten,  um  die  strafbare  Handlung 
zu  verhindern.  Die  Stärke  und  die  Unklarheit  der  Gefühle  erschweren  die  Über- 
legung und  der  Entschluß  wird  zum  übereilten  Ereignis.  So  entstehen  die  mut- 
willigen Sachheschädigimgen,  Körperverletzungen,  Unzuchtsvorbrcchen,  Forst-  und 
Feldfrevel,  die  selb.st  bei  normaler  Erziehung  Vorkommen  und  unter  den  Namen 
der  Jugendstreiche  bekannt  sind.  Neben  diesen  Außennigen  eines  labilen 
Gleichgewichtes  im  Gefülüsleben  muß  man  die  geringe  Kenntnis  der  Natur- 
kausalität und  der  sozialen  Bedeutung  der  Tat  mit  in  Anschlag  bringen, 
wenn  man  das  Jugenddelikt  begreifen  will.  Das  Unreife  des  Charakters  tritt  unter 
anderem  in  dem  :u-gen  Mißverhältnis  zwischen  dem  angerichteten  Schaden  und 
ilem  individuellen  Vorteil  des  Täters  zu  Tage;  so  sind  Brandstiftungen  weiblicher 
Dienstboten,  denen  es  nur  um  die  Befriedigung  ihres  Rachehedürfnisses  wegen 
erlittener  Mißhandlung,  oder  um  das  Verlassen  eines  mißliebigen  Dienstphitzes  zu 
tun  ist,  zu  erklären. 


<*)  A.  h.  St.  G.  für  das  Königreich  Norwegen  vom  Mai  § 40,  Saiurnlung  außer- 

deutscher  Strafgcsi-tzbücher  in  deutscher  Cbersetzung,  herausgegeben  von  d.  J.  K.  V.,  XX. 

®t)  A.  b.  St.  G.  B.  für  das  Königreich  Dänemark  vom  10.  Februar  ISftö,  g 35,  abpeandert 
durch  die  Novelle  vom  1.  April  1005,  § 15.  Sammlung  XVI  und  111.  Gef.  K.  3t).  3S4-;  anders  das 
schwedische  Gesetz  vom  S7.  Juni  1902  (§  1),  welches  die  Verantwortlichkeit  erst  mit  dem 
15.  Lebensjahr  eintreten  laßt.  Bt.  Gef  K.  37,  .419. 

**)  Beschlüsse  der  dritten  Landcsversammlung  der  internationalen  kriminalistischen  Ver* 
einiguiig  (Landesgnippo  Deutsches  Beleb),  vom  Jalire  1893,  Z.  St.  \V.  13,  782;  Beschlüsse  der 
dritten  Abteilung  des  27,  D.  J.  T.  4, ''2,  393. 

«®)  Voreutwurf  zu  einem  schweizerischen  Strafgesetzbuch  und  zu  einem  Bundesgesetz, 
betrelfeud  Einführung  des  schweizerischen  Strafgesetzbuches.  Nach  den  Beschlössen  der  von  dem 
eidgenössischen  Juslizdepartement  mit  der  Durchsicht  des  Vorentwurfes  von  1896  beauftragten 
Ezpertenkommissian,  19U3,  Artikel  13  rmd  225. 
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Außer  der  angedeuteten  Flüchtigkeit  und  Cbereiltheit  des  Motivations- 
prozesses weist  die  Jugend  noch  während  mehrerer  Jahre  nach  dem  Pubertäts- 
eintritt  eine  Unübersichtlichkeit  der  Motive,  ehie  Ungeschicklichkeit  in 
der  ethischen  Bewertung  derselben  und  den  Mangel  einer  erst  durch  die  Lebens- 
erfahnmg  gezeitigten  Technik  der  Willensbildung  auf. 

Wir  haben  bisher  jener  Mängel  des  Willens  gedacht,  welche  dem  normalen 
Entwicklung-sgang  der  jugendlichen  Psyche  entsprechen.  Die  Fälle  aber,  in  welchen 
das  Jugenddelikt  rein  physiologisch  erklärbar  ist,  werden  an  Häufigkeit  von  jenen 
flberlroffen,  in  welchen  die  mangelhafte  oder  gänzlich  fehlende  Erziehung  einen 
ausreichenden  Erklänmgsgrund  für  den  Fehltritt  abgibt 

Wir  haben  früher  gesehen,  daß  bei  den  Hälllingen,  welche  im  Jahre  1903 
eine  längere  als  eine  einjälirige  Freiheitsstrafe  zu  verbüßen  hatten,  somit  bei  den 
schwersten  Verbrechern,  mehr  als  ein  Dritteil  bereits  vor  dem  20.  Lebens- 
jahre straffällig  geworden  war,  trotzdem  mehr  als  drei  Viertel  derselben  ihre 
Erziehung  im  Elternhause  genossen  hatten:  wir  haben  ferner  festgestellt,  daß  unter 
dem  Zuwachs  der  Besserungsanstalten  im  Jahre  1897  ebenfalls  drei  Viertel 
im  Eltemhauso  erzogen  worden  waren  und  daß  im  Jahre  1903  fast  die  Hälfte 
aller  Korrigenden  auf  Antrag  der  gesetzlichen  Vertreter  der  freiwilligen  Nach- 
erziehung zugeführt  wurden.  Da  ferner  nachgewiesenermaßen  die  Eltern  den  wirt- 
schaftlich schwächsten  Schichten  der  Bevölkerung  angehören  und  den  größten 
Teil  des  Tages  um  des  Broterwerbes  willen  außer  dem  Hause  zubringen  müssen, 
so  kann  auch  für  Österreich  der  Erziehungsnotstand  als  Hauptursache 
der  stetig  wachsenden  Kriminalität  Jugendlicher  bezeichnet  werden. 

Hiebei  ist  es  selbstverständlich,  daß  bei  Beurteilung  der  ungenügenden 
Erziehung  bereits  jene  Stufe  der  intellektuellen  Ausbildung  und  des  sittlichen 
Niveaus  als  genügend  betrachtet  werden  muß,  welche  zum  gesetzmäßigen  Leben 
in  der  sozialen  Schichte,  welcher  der  Jugendliche  angehört,  erforderlich  ist. 
Die  Mängel  der  Erziehung  treten  insbesondere  in  dem  fehlenden  Gleichgewicht 
des  Begehrens  zu  Tage.  Es  bricht  sich  immer  mehr  m der  Pädagogik®^  wie  in 
der  Psychiatrie'*)  die  Überzeugung  Balm,  daß  die  Felder  der  letzten  Vergangenheit 
in  einer  Überschätzung  der  intellektuellen  Schulung  und  in  einer 
Unterschätzung  der  Festigung  des  Gefühlslebens  zu  suchen  sind.  Die 
Kultur  des  Gemüts  muß  der  bisher  üblichen  reinen  Verstandeskultur  ebenbürtig 
an  die  Seite  treten,  soll  ein  sozial  wehrhaftes  Individuum  herangebildet  werden. 
Die  unverhältnismäßig  erhöhte  Erregbarkeit,  die  .Iteizsamkcit“,  wie  sie  Karl 
Lamprecht  genannt  hat,  charakterisiert  auf  der  einen  Seite  die  jugendlichen 
Bettler,  Landstreicher  und  Prostituierten.  Auf  der  anderen  Seite  ist  es  wiederum 
die  Gefühlsstumpflieit,  welche  mit  der  Herabstimmung  des  Gefühlseindruckes  einen 
entsprechenden  Widerstand  gegen  die  Versuchmig  zum  Verbrechen  nicht  auf- 
kommen  läßt.  Die  dermaßen  indolente  Jugend  unterliegt  besonders  leicht  jeder 
sieh  darbietenden  Gelegenheit  zum  Verbrechen;  Racheakte,  Br,andstiflungen,  Tier- 
quälereien bringen  die  Gefühlsroheit  zum  Ausdruck.  Derartigen  verwahrlosten 


Scholz,  CharaViurfclUer.  37  bis  77. 

A.  Tick,  Cher  einige  butleutsauie  Psycho-Nourosen  des  Kindesalters.  25. 
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Jugendlichttn  fehlt  das  Kapital  an  sozialen  Werten,  welches  ihre  erzogenen 
Altersgenossen  vom  Eltenihause  Initbekommen  haben. 

Nach  den  Jugendstreichen  und  den  Jugenddelikten  aus  mangelliafter  Erziehung 
gibt  es  noch  eine  Gruppe,  deren  Bedeutung  stark  unterschätzt,  wenn  nicht  völlig 
verkannt  wird.  Ich  meine  die  Fälle  des  Verbrechens  auf  pathologischer 
Basis.  Der  allgemeinen  Gleichgültigkeit  in  der  Frage  des  Einflusses  geistiger 
Erkrankung  auf  das  Verbrechen  hat  teils  das  Gesetz  mit  seiner  starren  Unter- 
scheidung nach  Alter  und  Schwere  der  Straftat  Vorschub  geleistet,  teils  die  formal 
juristische  Ausbildung  des  Richterstandes,  welchem  jede  Schulung  in  den  Diszi- 
plinen der  Psychologie  und  Psychopathologie  abgeht,  gefördert.®*) 

Es  ist  bedauerlich,  d.aß  wir  in  Österreich  in  der  angedeuteten  Richtung  keine 
statistischen  Erhebungen  vorlegcn  köimen,  desto  eingehender  ist  jedoch  die  Frage 
von  deutschen  Psycliialem  untersucht  worden.  Man  fand  unter  den  75  Zwänglingen 
des  Erziehungshauses  der  Stadt  Berlin  im  Alter  zwischen  dem  14.  und  21.  Lebens- 
jalu-e  nur  21  normale’*)  Individuen,  unter  den  G9  Individuen  im  Alter  unter 
25  Jahren,  welche  im  Breslauer  Zentralgefängnis  ihre  Strafe  wegen  Bettel  und 
Landstreicherei  verbüßten,  nur  18  normale  und  unter  den  113  Individuen  des- 
selben Gefängnisses,  die  zwar  das  25.  Lebensjahr  überschritten  hatten,  aber  bereits 
vor  dem  25.  Lebensjahre  straffällig  geworden  waren,  nur  19,  denen  weder  eine 
angeborene,  noch  eine  erworbene  psychische  Anomalie  anhaftete.’') 

Hiebei  wurde  als  die  häufigste  Form  der  geistigen  Erkrankung  der 
Schwachsinn  vom  leichtesten  Grad  der  Debilität  bis  zum  schwersten  Grad  der 
Idiotie  festgestellt.  Die  schwere  Auffassung,  die  träge  Reaktion  und  die  Indolenz 
gegenüber  Gegenwart  und  Zukunft  trotz  eifriger  Erziehung  in  Haus  und 
Schule  charakterisieren  den  Schwachsinn  auf  der  Grmidlage  mangelhafter  Gehirn- 
organisation im  Gegensatz  zur  geistigen  und  sittlichen  Verwahrlosung.  Unter  den 
Straftaten  der  Schwachsinnigen  tritt  der  Diebstahl  hervor,  welcher  geradezu  .als 
das  Lieblingsverbrechen  derselben  bezeiclmet  werden  muß,  da  er  die  geringsten 
Anforderungen  an  die  Erfindungsgabe  des  Täters  stellt.’*)  Es  ist  wiederholt”) 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  der  angeborene  Schwachsinn  mit  der  Land- 
slreicherei  in  ursächlichem  Zusammenhänge  steht,  da  die  Schwäche  in  der  geistigen 
Konzentration  und  die  motorische  Unruhe  eine  Abneigung  gegen  die  Schranken 
in  Haus  und  Schule  erzeugt 

Den  zweiten  Rang  in  der  Häufigkeit  nehmen  die  epileptischen  und 
hysterischen  Geistesstörungen  ein.  Ziello.se  Wanderungen  wülwend  der  epilepti- 


®*)  Vergl.  den  Leitsatz  I meines  Referates  Ober  die  geisleskraitken  Verbrecher  für  die 
37.  JahrcBTcrsamnilung  des  scbweizerischen  Jaristenvereincs  und  den  gleichlautenden  Bes.  hlut) 
desselben:  «Die  gerichllidie  Psychopatliülugle,  d.  h.  die  ludire  von  den  Geisteskrankheiten,  soweit 
sie  rechtliche  Bedeutung  haben,  ist  zum  obligatorischen  Unterrichts-  und  Prflfungsgegenslande  iiu 
juristischen  Studienpiano  zu  machen.*  VhdI.  1899,  228  und  297. 

*a)  Mhnkemäller,  Geistesstörung  und  Verbrechen  im  Kimlesaller,  19U3,  48. 
n)  Bonhoeffer,  Z.  St.  W..  11,  18. 

**)  Bonhoeffer,  11  und  14;  Mönkemöller,  63. 

’*)  MönkeiuöUer,  66;  Fick,  11. 
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sclifii  »ml  hysterischen  Dämmerzustände  Rehören  nicht  zu  den  Seltenheiten.  '■*) 
liei  hystcrisclien  Erkrankungen’*)  um  die  Pubertätsentwicklung  herum  erzeug 
die  Einl)ildungs-  und  Überlreibungssucht  grobe  Deleidigungen  und  Verleumdunffeii, 
insbesondere  beim  weiblichen  Geschlechle.’*)  Das  impulsive  Irresein  äußert  sicli 
während  der  Pubertätszeit  in  Brandstiflimg,  unverständlichen  Diebstählen  und 
zwecklosen  Wanderungen.  ”) 

Daß  das  moralische  Irresein  auch  bei  jugendlichen  Verbrechern  eine 
Holle  spielen  soll,  wird  den  Kenner  der  psychiatrischen  Betrachtungsweise  des 
Verbrechens  nicht  verwundern,  dem  Psychologen  und  praktischen  Juristen  ist 
diejenige  Auflassung  der  Moral  iusanily  verständlich,  welche,  von  der  Solidarität 
d(T  Seelenkräfle  ausgehend,  den  zu  Grunde  liegenden  Symptomeiikomplex  als 
eine  geistige  Erkrankung  erfaßt,  die  zwar  das  ganze  Geistesleben  berührt,  aber  iin 
Gefühlsleben  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  kommt  und  daher  mit  dein 
Ausdruck  Gefühlsstumpfhcit  am  besten  bezeiclmet  wird.’*) 

Da  scidießlich  der  Übergang  von  geistiger  Gesundheit  zur  Krankheit  sich 
auch  hei  dem  jugendlichen  Individuum  in  allmälilichen,  kaum  merkbaren  Graden 
vollziehen  kann,  so  entsteht  auch  für  sie  die  Frage  nach  dem  Einflüsse  der 
geistigen  Minderwertigkeit  auf  Bildung  imd  Hemmung  verbrecherischer 
.Motive.  Wir  haben  bereits  bei  Aufzählung  der  häufigsten  klinischen  Erscheinungs- 
formen ausgesprochener  geistiger  Erkrankung,  so  insbesondere  beim  Schwachsimi 
und  den  durch  den  Puberlälseintritt  ausgelösten  Störungen  des  geistigen  Lebens 
betont  und  verweisen  nochmals  darauf,  daß  gerade  die  schwächeren  Grade 
derselben  ebenso  häufig  wie  schwer  erkennbar  sind.’*) 

Sind  die  Jugendstreiche,  die  Taten  aus  verwahrloster  Erziehung  und  die 
pathologischen  Fälle  ausgeschieden,  so  erübrigen  jene  Fälle  des  Jugenddelikles, 
bei  welchen  eine  bewußte  und  vermeidbare  Opposition  des  jugendlichen 
Willens  gegen  die  Hechtsordnung  staltgefunden  hat.  Wenn  sieh  Unterscheidungs- 
Vermögen  und  Widerstandsfähigkeit  aus  dem  gesimiten  Gebaren  des  geistig 
normiüen  und  erzogenen  Jugendlichen  ergeben,  charakterisiert  Verderbtheit 
der  Gesinnung  die  Tal. 

So  sind  wir  auf  dem  Wege  einer  Scheidung  der  Jugenddelikte  nach  ihrer 
psychologischen  Eigenart  zur  Aufstellung  von  vier  Gruppen  gelangt: 

Jugendstreiche, 

V'erbrechen  aus  Verwahrlosung, 

Verbrechen  auf  pathologischer  Grundlage, 

V’erbrechen  aus  verderbter  Gesinnung. 

'*)  Mönkemöller,  67;  Bonhoeffer,  45;;  Pick,  11. 

'^)  Bruns,  Die  Hysterie  im  Kiudesalter,  1906. 

Bnins,  37,  erwSlint  Beschuldigungen  des  Zopfabschneidens  und  sexueller  VcrbrechctL 

■7)  Puppe,  27.  D.  J.  T.  4.3,  3 ki. 

78)  Weygandt,  Leicht  abnorme  Kinder,  Sammlung  von  Ablioudlungcn  aus  dem  Gebiete  der 
Nervcii'  und  Geisteskrankheiten,  von  Hoche,  1905,  6>t,  31. 

79)  Vergl.  GoUschalk,  Materialien  xur  Lehre  von  der  verminderten  Zureclinungsfiibigkeit, 
1904,  31  bis  5». 


Digitized  by  Googlc 


Jugcndslrafrechl,  Prof.  Dr.  Adolf  Lenz. 


299 


Die  beschriebene  Eigenart  des  Jugenddeliktes  dauert  so  lange  an,  als  die 
kürperliche  und  geistige  Entwicklung  noch  nicht  vollkommen  abgeschlossen  ist, 
wenn  auch  die  Einflüsse  derselben  auf  das  psychische  Leben  mit  der  zunehmenden 
Keife  stetig  in  Abnahme  hegrilTen  sind.  Da  das  Wachstum  de.s  Gehirnes  erst  mit 
dem  21.  Lebensjahr  abgeschlossen  ist  und  nach  Vollendung  desselben  J.ahres 
die  WehrßhigkeiL  somit  im  Durchschnitte  die  körperliche  Reife  eintritt,  könnte 
linier  ausschließlicher  Berücksichtigung  des  physiologischen  Slandpunktcs  die 
Altersstufe  der  Halbreife  mit  ihren  strafrechtlichen  Eigenheiten  durch  dieVollcndung 
des  21.  Lebensjahres  begrenzt  werden.  So  weit  ist  jedoch  keine  der  ausländischen 
Gesetzgebungen,  die  in  der  jüngsten  Zeit  eine  Reform  ihres  Jugendstrafrechtes 
unternommen  haben,  gegangen. 

Wilhrend  das  deutsche  Recht  *')  die  Alters.stufe  der  problematischen  Reife 
vom  vollendeten  12.  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  wahren  läßt,  reicht 
sie  nach  dänischem  Rechte**)  vom  vollendeten  IL.  bis  zur  Vollendung  des 
1 8.  Lebensjahres,  nach  norwegischem  Rechte  vom  vollendeten  ll.  Jahre  bis 
zur  V'ollendung  des  1 G.  Jahres  *’),  nach  schwedischem  Rechte**)  vom  voll- 
endeten 15.  bis  zur  Vollendung  des  18.  Lebensjahres.  Nach  dem  schweize- 
rischen Vorentwurf  von  1903  •*)  soll  das  jugendliche  Alter  vom  beginnenden  15. 
bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  dauern. 

Da  das  Problematische  der  Altersstufe  in  Hinkunft  nicht  mehr  wie  nach 
deutschem  Reichsstrafrechte  darin  zum  Ausdrucke  kommen  soll,  daß  es  dem 
Richter  freistehen  soll,  Zurechnungsfähigkeit  anzunehmen  oder  nicht  und  daher 
Verurteilung  oder  Freisprechung  zu  verhängen,  sondern  die  Entscheidung 
nach  dem  Vorbilde  der  übrigen  genannten  Gesetzgebungen  dahin  gehen  soll,  ob 
Strafnachsicht  oder  Naeherziehung  statt  Strafe  oder  als  letztes  Mittel  Strafe 
und  im  Gefolge  derselben  Naeherziehung  eintreten  soll,  so  muß  bei  Abgrenzung 
der  Halbreife  nach  oben  die  Erwägung  maßgebend  sein,  wie  lange  die  öffenUiehe 
Meinung  eine  Strafnachsicht  zu  begreifen  vermag  und  wann  noch  spätestens 
die  Naeherziehung  einsetzen  kann,  damit  sie  für  den  Durchschnitt  der  Jugendlichen 
noch  mit  der  Wahrscheinlichkeit  eines  Erfolges  reclmen  kann.  Da  sieh  die  Ein- 
llüsse  der  Entwicklung  gegen  das  Ende  des  zweiten  Lebensdezenniums  in  erheb- 
lichem Maße  abschwächen,  ’*)  und  es  zudem  nicht  angeht,  Individuen,  die  nach 
Absolvierung  der  Lehrlingszoit  als  Gesellen  im  Gewerbe  oder  als  Arbeiter  im 


*>)  V.  KrafTt-Ebing,  Lehrbuch  der  gericlitUcben  Psycliopathologie,  3.  Auflage,  1892,  01. 

«I)  11.  St.  0.  B.  gg  50,  57. 

S2)  Artikel  36  des  Sl.  G.  B.  vom  10.  Februar  1860,  Saraiidung  XVI,  abgeändert  durch  § 10 
des  Gesetzes  vom  1.  April  1905.  Saiiuutimg  XXII. 

**)  § 43  des  norwegischen  Gesetzes,  betrelTend  die  Färsorge  für  verwahrloste  Kinder, 
Beicher,  Färsorge,  1,3,  214. 

81)  g 3 des  schwedischen  Gesetzes  vom  27.  Juni  1902,  Bl.  Gef.  K.  3,  0,  7.  450. 

88)  Artikel  14;  nach  Artikel  34  des  EinfQhrungsgesetzes  kann  der  Hichler  eine  Minder* 
jährige  statt  sie  wegen  Belästigung  durch  gewerbsmäßige  Unzucht  (Artikel  240  81.  G.  B.)  in  eine 
.trbeilsanslall  zuwclsenodcr  einer  freiwilligen  Verein'gung  zur  Flrziehung  gefallener  Mädchen  behufs 
Versorgung  und  Erziehung  anvertrauen.  Hier  kann  die  OfTenlliche  8trafe  durch  Erzieliung  bis  zur 
Volljährigkeit  ersetzt  werden. 

88)  Gramer,  Entwicklungsjahre  und  Gesetzgebung,  1902.  9. 
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Fabriksbetriebe  eine  selbständige  Tätigkeit  ausüben,  ohne  strafrechtliche  VeranU 
wortliclikeit  zu  lassen,  so  empfiehlt  es  sich,  jene  Alteniativen  auf  die  erste  und 
größere  Hälfte  des  physiologisi  hen  Entwicklungsprozesses  zu  beschränken. 

Mit  der  Erreichung  des  18.  Lebensjahres  wäre  dalier  der  Eintritt  der 
strafrechtlichen  Vollreife  gesetzlich  festzulegen. 

B.  Die  Formen  der  staatlichen  Reaktion  auf  das  Jugenddellkt. 

Hat  uns  das  in  der  Einführung  geschilderte  Individualisierungsziel  die 
Gruppierung  der  jugendlichen  Rechtsbrecher  nach  der  psychischen  Eigenart  ihrer 
Tat  und  ihrer  sittlichen  Persönlichkeit  voi-nehmcn  lassen,  so  müssen  wir  auf  dem- 
selben Wege  zu  einer  Scheidung  der  Reaktion  des  Staates  in  die  der  Eigenart  des 
Falles  angepaßlen  Formen  gelangen.  Die  Erkenntnis,  daß  dem  modernen  Reclits- 
und  Kulturstaat  die  Verwirklichung  der  Rechtsordnung  als  ein  Mittel  erscheint, 
um  die  mannigfachen  Kulturzwecke  der  Gesamtheit  sicherzustellcn,  führt  uns 
dazu,  die  vergeltende  Strafe  auch  beim  Jugenddelikt  nur  dann  und  inso- 
weit anzuwenden,  als  sie  notwendig  und  ihr  Zweck  im  einzelnen  Falle 
erreichbar  ist;  ebenso  aber  dazu,  von  ihr  völlig  abzusehen,  wo  nach  der  Lage 
des  einzelnen  Falles  der  Zweck  der  Vergeltung  hinter  der  Wichtigkeit 
und  Dringlichkeit  einer  anderen  staatlichen  Aufgabe  zurückiritt. 

a)  Der  Wesfall  der  Strafe. 

General-  und  Speziidprävention  sind  zwei  Zwecke,  die  zwar  grundsätzlich 
anzustreben  sind,  aber  erst  im  Einzelfalle  nach  der  Eigenart  des  V'erbrechens 
und  Verbrechers  ihren  lebendigen  Inhalt  erhalten.  Niemals  können  bei  durch- 
greifender Individualisierung  der  Rechtspflege  im  Staate  mehrere  Zwecke  im 
Sinne  gleicher  Erreichbarkeit  zugeschrieben  werden.  Insofern  widerstreitet 
jede  Straftheorie,  welche  einen  einzigen  oder  mehrere  konstante  Zwecke 
postuliert,  nicht  nur  der  geschichtliclien  Entwicklung,  welche  die  Strafz wecke 
jeweils  aus  der  Gesamtheit  der  Kulturbedingungen  des  einzelnen  Staatswesens 
und  der  einzelnen  Zeitperiode  schöpfte,  sondern  insbesondere  auch  der  Gestaltung 
des  einzelnen  k’alles.  Gener<al-  und  Spezialprävention  werden  mit  jeder  Strafe 
verfolgt,  aber  das  gegenseitige  Verhältnis  zueinander,  das  Überwiegen 
oder  die  ausschließliche  Erreichbarkeit  der  Generalprävention  und  umgekehrt  das 
der  Spezialprävention  bestimmt  innerhalb  der  vorhandenen  Kulturbedürfnisse 
nur  die  Eigenart  des  einzelnen  Falles.  So  kann  die  Gcneralprävention 
in  der  Form  der  wirkungsvollen  Abschreckung  durch  die  Todesstrafe  beim 
Standrecht  derjenige  Zweck  sein,  den  der  Staat  in  erster  Linie  und  um  jeden 
Preis  zu  erreichen  trachtet,  damit  die  durch  Aufruhr,  Mord,  R.aul),  Brandlegung 
und  üflentliche  Gewalttätigkeit  (St.  P.  O.,  g§  <129,  130)  empfindlich  gestörte  Rechts- 
ordnung möglichst  rasch  wieder  hergestellt  werde.  .So  kann  umgekehrt  im  Einzel- 
falle das  Bedürfnis  nach  Bewährung  der  Rechtsordnung  durch  Züchtigung  des 
jugendlichen  Verbrechens  zurücktreten  hinter  dem  Zwecke  der  Spezialprä- 
ventioii,  die  eine  möglichst  geringfügige  Strafe  erfordert.  Wir  müssen  aber 
noch  weiter  gehen,  über  die  Anpassung  der  Jugendstrafe  an  das  geringe  \'er- 
schulden  hinaus.  Die  Voranstellung  des  Besscrungszweckes  bei  der  Jugendstrafe 
gehört  der  vorletzten  Entwicklungsstufe  des  Jugendstrafrechtes  .an. 
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Hat  jede  Strafe  in  Wirklichkeit  nicht  bloß  die  von  den  Vertretern  der 
Strafrechtstheorien  allein  beachteten  günstigen  Wirkungen  auf  den  Verbrecher, 
sondern  gleichzeitig  und  notwendig  auch  ungünstige  Wirkungen  für  denselben, 
so  verdienen  letztere  gerade  beim  jugendlichen  Verbrecher  eine  besondere 
Beachtung.  Die,  wie  vorhin  bewiesen,  im  Mittelpunkt  des  gegenwärtigen  Strafen- 
systems stehende  Freiheitsstrafe  fügt  dem  gereiften  Individuum  empfindliche 
Einbußen  an  seiner  körperlichen  und  geistigen  Gesundheit  zu,  schädigt  seine 
Arbeitslust  durch  den  Mangel  des  Arbeitszwanges  bei  kurzzeitigen  F’reiheitsstrafen, 
setzt  Um  der  Gefalir  sittlicher  Verderbnis  in  der  Gemeinschaftshafl  aus  und  prägt 
ihm  das  Mal  des  Verbrechens  auf  die  Stirne,  das  sein  ehrliches  Fortkommen  in 
der  Gesellschaft  schmälert,  wenn  nicht  unmöglich  macht.  Den  Schaden  aber,  den 
die  Gesellschaft  in  einem  ihrer  Mitglieder  erleidet,  das  für  die  soziale  Kultur- 
arbeit nicht  völlig  unbrauchbar  ist,  erleidet  die  Gesellschaft  selbst  Das 
junge  Amerika  hat  uns  bewiesen,  daß  ihm  die  Schädigung  des  einzelnen  durch 
den  Strafvollzug  mehr  güt,  als  die  Abschwüchung,  welche  die  Strafdrohung  durch 
die  Nachsicht  der  Strafe  im  einzelnen  Falle  erleidet.  Sind  wir  bei  dem  Überschuß 
an  Arbcitskrällen  in  der  Alten  Welt  auch  nicht  zu  jener  Sparsamkeit  mit  dem 
menschlichen  Kapital,  dem  wichtigsten  des  Staates,  genötigt,  so  müssen  uns  doch 
dieselben  Erw.ägungen  beim  Jugenddelikt  ausschlaggebend  sein.  Hier  poten- 
zieren sich  die  ungünstigen  Wirkungen  der  Freiheitsstrafe  auf  den  Verbrecher. 
Die  Wirkungen  der  mit  Haft  verbundenen  Beschränkung  der  Bewegungsfreiheit 
und  des  geistigen  Gesichtskreises,  die  hinsichtlich  ihrer  Menge  wie  ihres  Nähr- 
wertes schmale  Kost  des  Gefängnisses,  die  in  hygienischer  und  sittlicher  Beziehung 
schlechte  Atmosphäre  der  Gemeinschaflshaft  oder  die  deprimierende  Wirkung  der 
Einzelhaft  üben  einen  verstärkten  Einfluß  auf  Geist  und  Körper  aus.*’)  Die  Brand- 
markung für  das  ganze  Leben  ist  um  so  empfindlicher,  je  geringfügiger  die  Tat 
und  je  unverdorbener  der  Charakter  des  Individuums  ist. 

Es  ist  ferner  klar,  daß  der  Verlust,  den  die  Gesamtheit  in  der  Schädigung 
des  Jugendlichen  erleidet,  höher  anzuschlagen  ist  als  beim  Erwachsenen. 

So  führt  der  Charakter  der  Strafe  als  einer  Einbuße  des  Verbrechers  an 
seinen  Rechtsgütern  und  damit  auch  der  Gesamtheit  an  ihrem  menschlichen 
Kapital  zu  dem  Satze,  daß  die  Vergeltungsstrafe  überall  dort  zwecklos 
ist  und  daher  zu  entfallen  hat,  wo  die  schädlichen  Wirkungen  auf  die 
Gesamtheit  ihre  nützlichen  überwiegen.  Für  das  Jugendstrafrecht  kommen 
wir  damit  zu  der  Forderung,  daß  von  der  Strafe  überall  dort  abzusehen  ist,  wo 
die  Geringfügigkeit  des  Verschuldens  und  damit  die  Geringfügigkeit 
des  Vergeltungsbedürfnisses  es  zuläßt.  Die  Geringfügigkeit  des  Verschul- 
dens aber  kann  sich  aus  der  dem  unreifen  Charakter  eigentümlichen  übereilten 
Motivierung,  insbesondere  aus  der  übermächtigen  Versuchung,  aus  der  leichten 

*’)  Die  Jusliziuinislerialverordnung  vom  30,  .September  1905  sucht  hier  abschwtichend 
einzugreifen,  indem  sie  für  Jugeudgruppen  Bewegung  im  Freien  während  zw  eier  Tagesstunden  und 
außerdem  Turnen,  wie  andere  körperliche  Übungen  unter  Aufsicht  eines  Lehrers  oder  Aufsehers 
vorschreibt.  Engherzig  dagegen  muß  es  genannt  werden,  wenn  sie  eine  Kostaufbesserung  nur  bei 
zurOckgebliebener  körperlicher  Entwicklung  oder  ungOnstigem  Emälirungszustande  des  Jugend 
liehen  gestattet  (P.  2). 
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Uclegenlieil,  aus  der  Verleitung  diircli  Ellern,  verdorbene  Altersgenossen  oder 
fremde  Personen,  aus  der  Unbesonnenheit  und  der  jugendliclien  Begelirliclikeit 
ergeben.  Nicht  in  Betracht  kommen  dagegen  jene  Fälle,  in  welchen  die  Tat  aus 
oflensichllicher  Gemülsroheil  entsprang,  wie  Mißhandlungen  von  Wehrlosen, 
Helzen  von  Hunden,  Notzucht,  gewaltsamer  oder  listiger  Schändung  und  anderen 
Unzuchtsakten.  Auszuschließen  wären  ferner  jene  Fälle,  in  welchen  die  an 
sich  geringfügige  Tat  auf  sittliche  Verwahrlosung  als  psychologische  Wurzel 
schließen  läßt. 

Grundsätzlich  wäre  ferner  daran  feslzuhalten,  daß  nur  Erstlingsfälle  der 
Strafnachsicht  zugeführt  würden  und  die  Maximalgrenze  der  Strafe,  bis  zu 
welcher  sie  zuzulassen  sei,  im  Gesetze  festzulegen  wäre.  Hiebei  empfiehlt  cs 
sich,  nicht  die  gesetzliche  Strafdrohung,  sondern  das  dem  Einzelfalle  ent- 
sprechende Strafmaß  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  die  juristische  Konstruktion  der  Slrafnachsicht  bieten  die  aus- 
ländischen Gesetzgebungen  vielfache  Formen  dar,  unter  denen  in  erster  Linie 
die  Formen  der  unbedingten  Strafnachsicht  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

Die  Form  der  Begnadigung,  wie  sie  in  dem  preußischen  Begnadigungserlaß 
von  1895  und  in  der  österreichischen  Juslizministerialverordnung  von  1902  zum 
Ausdruck  gelangt  ist,  stellt  sich  als  das  publizistische  Rechtsgeschäft  des  Verzichtes 
auf  die  Strafe  durch  den  Träger  der  Staatsgewalt  dar.  Da  das  Urteil  aufrecht 
bleibt  und  der  entstandene  Strafanspruch  durch  Verzicht  statt  durch  Verbüßung 
getilgt  wird,  so  freien  die  Wirkungen  der  ausgestandenen  Strafe  ein. 
(§§  226  und  529  St.  G.)  Aus  der  Aufrechterhallung  des  Urteils  folgt  einerseits, 
daß  die  Abschwächung  der  Strafdrohung  wie  auch  sonst  bei  Gnadenakten  eine 
geringe  ist,  andrerseits  aber  auch,  daß  der  Jugendliche  mit  dem  Makel  der  Strafe 
belegt  wird;  hiezu  kommt  noch  der  Übelstand,  daß  die  Beurteilung  der  Würdigkeit 
des  Verurteilten  auf  Grund  eines  Berichtes  mehrerer  Instanzen  erfolgt,  daß  somit 
die  Entscheidung  über  die  Strafnachsicht  auf  Grund  vielfach  mittelbarer  Beur- 
teilung und  erst  nach  Ablauf  einer  längeren  Zeit  seit  der  Urteilsverkündung  und 
der  damit  gegebenen  sozialen  Schädigung  des  Verurteilten  erfolgt  Sclüießlich 
eignet  sich  der  Begnadigungsweg  keineswegs  zu  häufiger  und  allgemeiner  Durch- 
führung eines  kriminalpolitischen  Grundsatzes.  Dies  hat  insbesondere  die  öster- 
reichische Begnadigungspraxis  bewiesen,  die  zu  einer  Überschwemmung  der 
Justizverwaltung  mit  Gnadenanträgen  im  Beginne  und  zu  einem  Versanden  der- 
selben infolge  einschränkender  Erlässe  geführt  hat  Die  Begnadigung  kann  nur  als 
ein  Provisorium  betrachtet  werden,  das  beseitigt  werden  muß,  sobald  die  zu 
Grunde  liegende  Idee  als  richtig  erkannt  und  zu  einer  Reform  der  Gesetzgebung 
geführt  hat. 

Es  erübrigt  daher  als  Form  der  unbedingten  Slrafnachsicht  nur  die  dem 
Richter  selbst  vorbehaltene.  Dem  erkennenden  Gerichte  wäre  die  Befugnis  zu 
erteilen,  dann,  wenn  die  strafbare  Handlung  eines  Jugendlichen  aus  der  seinem 
Alter  eigentümlichen  Unreife  des  Charakters  entsprang  und  mit  einer  Strafe, 
die  drei  Monate  Freiheitsstrafe  oder  500  K Geldstrafe  nicht  übersteigt,  zu  belegen 
wäre,  nach  Feststellung  der  Tat  und  des  Verschuldens  von  der  Fällung 
des  Strafurteils  abzusehen,  wenn  der  Täler  noch  nicht  gerichtlich  vorbestraft  ist 
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und  nach  seinem  Vorleben  erwarten  laßt,  daß  er  sich  nicht  mehr  einer  strafliaren 
Handlung  schuldig  machen  werde.  An  die  Verkündung  des  Aus.spruches  hätte  das 
Gericht  die  Mahnung  zu  knüpfen,  daß  der  Täter  bei  neuerlicher  Begehung  einer 
strafbaren  Handlung  auf  die  Nachsicht  des  Gerichts  nicht  mehr  rechnen  könne. 
Beim  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer  Handlungen  in  Realkonkurrenz  wäre 
die  Zulässigkeitsgrenze  nach  der  im  einzelnen  Falle  zu  verhängenden  Gesamtstrafe 
zu  bestimmen.  Damit  würden  die  Voraussetzungen  des  Abstandes  von  der  Strafe 
auf  Grund  der  mündlichen  und  unmittelbaren  Beweiserhebung  in  der  Haupt- 
verhandlung feststellbar  sein,  dem  Täter  wäre  der  Makel  öffentlicher  Strafe  mid 
die  Gefahren  des  Strafvollzuges  erspart  und  der  Eindruck,  welchen  die  Haupl- 
verhandlung  und  die  Ermahnung  des  Gerichts  auf  den  jugendlichen  Erstlings- 
verbrecher auszuüben  geignet  sind,  kann  als  genügende  Süline  der  Tat  betrachtet 
werden.  Gleichzeitig  gewährt  die  Feststellung  der  Tat  und  des  Verschuldens  den 
Anhaltspunkt,  um  den  neuerlichen  Abstand  von  der  Strafe  beim  Rückfall  aus- 
zuschließen.  Das  Feststellungserkenntnis  ist  in  das  Strafkartenregister  einzutragen, 
da  zwar  keine  Verurteilung  zu  einer  Strafe  eingelreten  ist,  wohl  aber  eine  neuer- 
liche Strafnachsicht  ausgeschlossen  sein  soll. 

Neben  den  Fällen  des  Jugenddelikts,  in  welchen  das  Vorleben  des  Täters 
und  die  Eigenart  der  Tat  einen  Schluß  dahin  gestatten,  daß  cs  sich  um  ein 
Gelegenheitsverbrechen  handelte  und  ein  Rückfall  nicht  zu  erwarten  steht, 
werden  sich  aber  ebensoviele  Jugendstreiche  finden,  in  welchen  keine  Anhalts- 
punkte für  einen  derartigen  Schluß  vorhanden  sind  oder  sogar  sittliche  Verwahr- 
losung droht;  da  empfiehlt  es  sich,  den  amerikanischen  Gedanken  der  Bewäh- 
rung zu  verwerten.**)  Dem  Probationssystem  ist  die  Tätigkeit  des  Proba- 
tionsofficers,  welcher  dem  Jugendlichen  und  seinen  Eltern  mit  Rat  und  Tat 
zur  Seite  steht,  erforderlichenfalls  eine  geeignete  fremde  Familie  als  Pflegerin, 
einen  Lehr-  oder  Dienstplatz  ausfindig  macht  und  den  Jugendlichen  während  der 
Bewährungsfrist  periodisch  aufsucht  und  die  ihm  geeigneten  Anträge  an  den 
Jugendrichter  stellt,  eigentümlich.  ••)  Soll  daher  der  Bewährungsgedanke  auch  in 
das  österreichische  Recht  Eingang  finden,  dann  wird  es  erforderlich  sein,  daß  die 
staatliche  Fürsorgelätigkeit  durch  die  Selbsthilfe  der  Gesellschaft  unter- 
stützt werde.®“)  Mit  der  zu  erweiternden  Fürsorgeerziehimg  auf  öffentliche  Kosten 
und  unter  staatlicher  Leitung  muß  die  freie,  durch  Vereine  und  Stiftungen 
getragene  gesellschaftliche  Fürsorge  für  die  straffällige  und  verwahrloste 
Jugend  Hand  in  Hand  gehen.  So  muß  das  Unternehmen,  freie  Organisationen 
der  Jugendfürsorge  zu  begründen,  als  aussichtsvoll  bezeichnet  werden,  wenn 


»»)  Für  die  Aussetzung  der  Strafvollstreckung  bei  gieicbzeiliger  Unterstellung  des  Jugend- 
liehen  unter  die  Aufsicht  eines  FürsorgevercMiies:  v.  Lis^t,  Slrafrcchlliche  Aufsülze  und  VoiirAge» 
1905,  2,  353;  fAr  den  Abstand  von  der  Strafvollstreckung  bei  geringen  Straftaten  Jugendliclier,  die 
noch  nie  oder  wenigstens  nicht  anders  als  mit  Geld  oder  mit  Haft  vorbestraR  sind,  wenn  die  Tat 
nur  auf  ünfll>erleglheil  ziirückzuführcn  und  Besserung  ohne  Verhängung  und  Vollzug  der  Strafe 
zu  erwarten  ist:  Larnmasch,  0.  G.  Z.,  55,  304-. 

Baemreither,  Jugendfürsorge  und  Strafrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
1905,  122  bis  158;  Harlmann,  Die  Strafrechtspflege  in  Amerika  1906,  153  bis  157,  250  bis  262. 

M)  Schauer,  Neues  Wiener  Tagbtatt  vom  3.  Juni  1906,  N'r.  152. 
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Anregung  und  üntersützung  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  Hilfe  kommen 
Die  privaten  Organisationen  der  Jugendfürsorge  hätten  den  Gerichten  eine  dem 
Vorliilde  des  Probationsofficers  entsprechende  Persönlichkeit  als  Fürsorger  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Da  wir  aber  in  Österreich  mit  den  Einrichtungen  der  gesell- 
schaftlichen Fürsorge  noch  in  den  Anfängen  stecken,  wird  es  crforderlicli  sein, 
daß  die  Tätigkeit  des  Fürsorgers  entweder  durch  staatliche  Auszeichnung  nach 
längerer  Tätigkeit  oder  durch  Remuneration  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  einer  in 
sozialer  Beziehung  begehrenswerten*')  oder  mindestens  nicht  mit  mate- 
riellen Einbußen  verknüpften  gestaltet  werde.  Könnten  derart  die  privaten  Für- 
sorgeorganisationen, die  nach  dem  Wiener  Verbilde  wenigstens  in  den  größeren 
Städten  und  Industriezentren  ins  Leben  zu  rufen  wären,  dem  Richter  für 
jeden  Fall  eines  Jugendstreiches,  dessen  Eigenart  als  Anzeichen  der  drohenden 
Verwahrlosung  gedeutet  werden  kann,  einen  Fürsorger  namhaft  machen,  so 
wären  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendung  des  Probationssystems  auch  in 
Österreich  gegeben.  Ohne  an  dieser  Stelle  in  die  Einzelheiten  der  Fürsorgeorgani- 
sation einzugehen,  kaim  die  Anwendung  des  Probationssystems  grundsätzlich 
überall  dort  in  Anregung  gebracht  werden,  wo  schon  derzeit  oder  in  Hin- 
kunft die  Reistcllung  eines  Fürsorgers  sichergestellt  ist.  Um  mit  der 
allmählichen  Entwicklung  der  neuen  Institution,  die  ein  eminentes  Produkt  des 
gesellschafltlichen  Empfindens  ist,  Schritt  zu  halten,  dürfte  es  sich  empfehlen,  die 
Bewährung  dem  Gericht  dort  freizustellen,  wo  am  Sitze  desselben  öffentliche 
oder  private  Fürsorgeeinrichtungen  bereits  bestehen.  Dann  wäre  es 
Aufgabe  dieser,  dem  Gerichte  für  jeden  Fall  einen  Fürsorger  zu  bezeichnen,  der 
geneigt  wäre,  die  Unterbringung  des  Jugendlichen  in  eine  Pflege,  einen  Gewerbe- 
oder Dienstplatz  gegen  periodische  Visitation  und  Berichterstattung  an  das  Gericht 
zu  übernehmen. 

Für  die  an  die  Bewährung  verknüpfte  somit  bedingte  Stratoachsicht  bieten 
uns  die  ausländischen  Gesetzgebungen  viererlei  Formen  dar: 

1.  das  belgisch-französisch-norw egischc  System  der  bedingten 
Aussetzung  des  Strafvollzuges  (sursis  de  l’execution); 

2.  das  englische  System  der  Aussetzung  des  Strafurteils; 

3.  das  nordamerikanische  System  der  Aussetzung  des  Urteils  über- 
haupt (Suspension  of  sentence); 

4.  das  norwegisch-dänische  System  der  Aussetzung  der  Strafver- 
folgung dinch  die  öffentliche  Anklagcbehörde.  Gleichzeitig  mag  aber  betont  sein, 
daß  nur  das  amerikanische  Recht  mit  der  bedingten  Strafnachsicht  eine  Über- 
wachung oder  eine  Anleitung  zur  Bewährung  durch  den  Probationsofiieier 
verbinden. 


9')  BaemreiUier,  Jugendfarsorge,  Hfl,  betont,  liaB  es  sich  beim  Probaiionssystem  viel  mehr 
lim  eine  soziale  als  um  eine  richterliche  Funktion  handelt,  und  daß  der  Probaüonsofäcer  nicht 
nur  eine  ihm  durch  Gesetz,  Bureauvorschriflen  und  Gewohnheiten  vorgezeichneles  Amt,  sondern 
auch  eine  soziale  Mission  erföllt.  Wer  in  Amerika  eine  habere  soziale  Stellung  erringen  will,  muB 
sich  zuerst  im  sozialen  Werke  durch  Widmung  von  Mitteln  oder  persönliche  Tätigkeit 
bewährt  haben. 
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Am  slilrkslen  in  der  Richtung  einer  Abscliwächung  der  Strafdroliung  wirkt 
die  Beschränkung  des  tür  die  Strafverfolgung  geltenden  Legalitätsprinzips, 
welche  das  norwegische  und  dänische  Recht®*)  bei  strafbaren  Handlungen  im 
allgemeinen,  somit  auch  bei  Jugendstreichen  zuläßt. 

Die  Unterla.säung  der  Strafverfolgting  durch  die  öffentliche  Anklagebehörde 
kann  davon  abhängig  gemacht  werden,  daß  der  Beschuldigte  sich  während 
einer  die  Verjährungsfrist  und  in  keinem  Falle  zwei  Jahre  übersteigenden  Bewäh- 
rungsfrist keines  neuen  vorsätzlichen  Verbrechens  oder  keiner  neuen  vorsätzlichen 
Cbertretung  schttldig  macht.  •*)  Eine  Oborwacliung  des  bedingt  von  der  Verfolgung 
Befreiten  oder  eine  andere  Fürsorgemaßnaltme  erfolgt  nach  norwegischem 
Rechte  nicht. 

Ebenso  kann  nach  dänischem  Rechte  der  Justizminister,  wenn  die  Strafe 
für  Jugendliche  von  14  bis  18  Jahren  voraussichtlich  ein  geringeres  Maß  von  Straf- 
iirbeit  nicht  überschreitet,  anordnen,  daß  die  Anklage  unter  der  Bedingung  fort- 
fällt, daß  der  Betreffende  in  anscheinend  genügende  Sicherheit  gewährleistenden 
Verhältnissen  untergebracht  wird  und  während  einer  der  Beschaffenheit  des  Falles 
entsprechenden  Zeitdauer,  die  sich  bis  zum  vollendeten  21.  Jahre  erstrecken  kann, 
einer  geeigneten  Aufsicht  unterstellt  wird,  sei  es  vermittels  eines  in  diesem  Sinne 
wirkenden  Vereines  oder  auf  andere  Weise.  Auf  Anordnung  des  JustizminLsters 
kann  die  Sache  wieder  aufgenommen  werden,  wenn  sich  der  Betreffende  vor  Ablauf 
der  festgesetzten  Frist  eines  neuen  Verbrechens  schuldig  macht  oder  wesentliche 
Übertretungen  der  ihm  von  der  Aufsicht  gegebenen  Vorschriften  begelit.  **)  Eine  der- 
artige Abhängigkeit  der  Strafverfolgung  von  dem  Ermessen  einer  Prozeßpartei, 
deren  Erhebungen  der  richterlichen  Kontrolle  entbehren,  widerspricht  unserem 
Empfinden  und  dürfte  auch  darum  nicht  zweckmäßig  sein,  weil  die  Staatsanwalt- 
schaften in  Österreich  ausschließlich  mit  den  Agenden  der  Strafverfolgung  betraut 
sind  und  nicht  den  Geist  der  Nachsicht  besitzen  würden,  welche  die  Tätigkeit 
eines  Fürsorgeorgans  beseelen  soll. 

Die  belgisch *®)-französische **)  Form  der  Aussetzung  des  Vollzuges 
eines  gefällten  Strafurteils  bietet  einerseits  den  Vorteil,  daß  eine  richterliche 
Entscheidung  über  die  Voraussetzungen  der  Bewährung  erfolgt,  andrerseits 
aber  auch  den  Nachteil,  daß  der  Jugendliche  zu  einer  bestimmten  Strafe  verurteilt 
und  daher  vom  Makel  nicht  befreit  wird ; es  sei  denn  gesetzlich  angeordnet,  daß 
nach  erfolgter  Bewährung  — so  nach  belgischem  und  französischem  Rechte  — die 


»*)  Norw'egisches  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  verw'alirlosle  Kinder,  vom  6.  Juni  t896, 
§ 43;  Reicher,  Fürsorge,  1/3,  202. 

8 letzter  Absatz,  der  norwegischen  SU  P.  O.  in  der  Faissting  vom  22.  Mai  1902; 
RitscnTeld-Urbyc,  Sarundung  außerdeulscher  Strafgesetzbücher  in  deutscher  Übersetzung,  XX. 
11.  n.  3. 

W)  § 16,  Absatz  3,  des  dänischen  Gesetzes  vom  1.  April  1905,  Bl.  Gef.  K.  39,  386. 

Artikel  9 des  belgischen  Gesetzes  vom  31.  Mai  188S  und  Code  pönal  mUitairc  vom 
15.  Juni  1899. 

8«)  Artikel  I bis  4 des  französischen  Gesetzes  vom  26.  März  1891  (Ix>i  Berengor). 

n.  20 
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Verurteilung  als  nicht  erfolgt  (,non  avenue“)  zu  betrachten  ist  Nach  nonve- 
gischem*’)  Rechte  gilt  die  nachgesehene  Strafe  als  verbüßt 

Um  denselben  Effekt  der  Verschonung  mit  dem  Makel  der  gerichtlichen 
Strafe  von  vornherein  zu  vermeiden,  kann  nur  auf  das  amerikanische  System 
des  Aufschubes  jedes  Urteils  oder  das  englische  System  des  Aufschubes  eine» 
Strafurteils  gegriffen  werden. 

Das  amerikanische  System  des  Aufschubes  jedes  Urteils  muß  wegen  seiner 
Unbestimmtheit  abgelehnt  werden;  ihm  steht  das  prozessuale  Bedenken,  daß  eine 
spätere  Bcweiserhebmig  und  Verurteilung  außerordentlich  schwer  ist,  und 
schließlich  die  Erwügimg  entgegen,  daß  trotzdem  eine  Erhebung  der  Tat  und 
des  Vorlebens  des  Täters  erfolgen  muß,  um  die  Voraussetzungen  des  Urteilsauf- 
schubes festzustellen.  Ist  dies  aber  nicht  zu  umgehen,  dann  soll  .sic  unter  den 
Garantien  der  mündlichen  Hauptverhandlung  und  von  der  Feststellung  der  Tat  in 
objektiver  und  subjektiver  Beziehung  begleitet  sein. 

Wir  kommen  zu  dem  Ergebnisse,  daß  das  englische  System,  welches  einen 
Schuldspruch,  aber  kein  Strafurteil  zuläßt,  für  das  Jugendstrafrecht  am 
angemessensten  erscheint.  Es  würde  sich  daher  empfehlen,  wie  bei  der  unbedinglcn 
Strafnachsicht  durch  den  Richter  auch  in  den  Fällen  der  drohenden  Verwahr- 
losung die  englische  Form  der  Aussetzung  des  Strafurteils  zu  wählen  und  den 
Richter  bloß  zur  Feststellung  des  objektiven  und  subjektiven  Tat- 
bestandes zu  verpflichten.  Auch  hier  wäre  die  Aussetzung  des  Strafurteilsauf 
das  dem  Einzelfalle  gebührende  Strafmaß  von  drei  Monaten  Freiheitsstrafe  oder 
500  K Geldstrafe  zu  beschränken.  Die  Bewähruiigffri.st  wäre  beim  Jugenddelikt 
nicht  so  lange  zu  bemessen,  wie  es  bei  der  Aussetzung  des  Strafvollzuges  bei 
Erwachsenen  üblich  ist,**)  sondern  innerhalb  eines  gesetzlichen  Rahmens  von 
sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  dem  richterlichen  Ermessen  zu  überlassen.  Um 
die  Bewährung  von  dem  Ausschlüsse  der  Strafverfolgung  durch  den  inzwischen 
eintretenden  Ablauf  der  Verjährungsfri.st  sicher  zustellen,  sollte  das  Ruhen  der 
Verjährung  während  der  Bewährungsfrist  gesetzlich  angeordnet  werden.®’) 

Der  Beginn  der  Bewährungsfrist  müßte  mit  dem  Momente  des  feslstellenden 
Erkenntnisse.«  zusammenfallen. 

Außerdem  könnte  dem  Richter  freigestellt  werden,  dem  Jugendlichen 
besondere  Bedingungen  des  Wohlverhaltens  aufzulegen,  insbesondere  die 
Erlernung  eines  Berufes,  mit  dem  d.as  Verbot,  sich  an  einem  bestimmten  Orte 
aufzuhalten,  verbimden  werden  könnte.  Dagegen  wäre  cs  nicht  zuzulassen,  von 
demselben  den  Ersatz  des  durch  die  Tat  verursachten  Schadens  (wenn  auch  milder 
Beschränkung  aufseine  Kräfte)  zu  verlangen,  da  mit  der  Notwendigkeit  des  größeren 
Verdienstes  die  Unterbringung  in  einem  Gewerbe  oder  einem  Dienstplalze  sich 


er)  Norwegischi-s  Sl.  G.  B.,  § 53. 

**)  Nach  bcIgischtMii  Reclit  wird  eine  Frist  bis  zu  fünf  Jahren  bewilligt,  während  das 
französische  Recht  dieselbe  stets  mit  fünf  Jahren,  das  norwegische  Recht  stets  mit  drei  Jahren 
gesetzlich  feslsetzt.  Der  schweizerische  Vorcntwnrf  (.ärlikel  57)  überläßt  cs  dem  Richter,  die 
Probezeit  zwischen  2 und  5 Jahren  zn  bemessen. 

”)  Xacli  dem  Muster  des  Entwurfes  eines  Gesetzes  über  den  bedingten  Slrafaufschuti, 
Artikel  2,  § 1,  den  W.  Mittenitaier  dem  Kantnn  Bern  unterbreitete.  Schw.  Z.  St.  R.  16,  89. 
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schwieriger  geslalleu  würde  und  ungünstige  Einflüsse  des  Verletzten  auf  die  Erzie- 
lung des  größtmöglichen  Arbeitsverdienstes  zu  erwarten  wären. 

Wenn  der  Jugendliche  den  Weisungen  des  Fürsorgers  nicht  nach- 
kommt oder 

wenn  er  innerhalb  der  BewäliningsfrLst  sich  fortgesetzt  dem  Trunk,  Spiel, 
Müßiggang  oder  einem  unsittlichen  Lebenswandel  ergibt, 

wenn  er  die  besonderen  Bedingungen  des  Wohlverhaltens  beharrlich 
verletzt  oder 

wenn  er  innerhalb  der  Frist  eine  neue  strafbare  Handlung  begeht,'“) 
so  hätte  das  Gericht  die  Fällung  des  Strafurteils  vorzunehmen  und  den  Vollzug 
der  Strafe  auszusprechen. 

Ist  eine  strafbare  Handlung  begangen  worden,  so  müßte  die  Strafe  für  die 
fiühere  und  die  neue  Straftat  nach  den  Bestimmungen  über  die  Realkonkurrenz 
festgesetzt  werden.  Eine  Verschärfung  der  Söhne  durch  Anordnung  der  kumu- 
lativen Verbüßung  beider  Strafen  kann  bei  den  unverhältnismäßig  gesteigerten 
Gefaliren  eines  längeren  Freiheitsentzuges  auf  den  jugendlichen  Geist  und  Körper 
nicht  gerechtfertigt  werden. 

Hat  der  Jugendliche  die  Bewährung  bestanden,  so  ist  die  Fällung  eines 
Strafurteils  und  der  Strafvollzug  wegen  des  Jugendstreiches  ausgeschlossen.  Die 
Eintragung  des  die  strafbare  Handlung  feststellcnden  Erkenntnis.ses  in  das  Straf- 
register wäre  zu  löschen. 

Die  Aussetzung  des  Strafurteils  müßte  die  sofortige  Entlassung  des  verhaf- 
teten Jugendlichen  aus  der  Untersuchungshaft  zur  Folge  haben. 

b)  Ersatz  der  Strafe  durch  Nacherztehung. 

Die  statistischen  Erhebungen  der  jugendlichen  Kriminalität  in  Österreich 
haben  uns  gezeigt,  daß  der  Erziehungsnotstand  in  den  ärmsten  Schichten  der 
Bevölkerung  bei  uns  in  demselben  Maße  besteht  wie  in  England,  in  den 
nordischen  Reichen  und  Deutschland,  welche  sich  zu  einer  kräftigen  Fürsorge- 
organisation  aufgerafft  haben.  Wird  neben  dem  Unterscheidungsvermögen  die 
Widerstandskraft  gegen  die  Versuchungen  zum  V'erbrechen  zur  Voraussetzung 
der  Zurechnun gsfähigkeit  gemacht,  dann  ist  es  nur  eine  Konsequenz  der 
tieferen  Erfa.ssung  des  Begriffes  der  strafgerichtlichen  Verantwortlichkeit,  daß  der 
völlige  Mangel  der  Erziehung  in  Haus,  Schule  und  Lehre  zum  Schuldaus- 
schließungsgrund in  der  Altersstufe  vom  vollendeten  I V.  bis  zum  vollendeten 
18.  Lebensjalire  gemacht  werde.  Keine  der  in  der  Einfühlung  genannten  Gesetz- 
gebungen hat  diese  Konsequenz  gezogen,  sondern  sich  mit  dem  Ersätze  der 
Strafe  durch  Nacherzichung  begnügt.  Dies  findet  seine  Erklärung  darin,  daß  die 
Idee  des  Er.satzes  der  Strafe  durch  Zwangserziehung  vorwiegend  aus  der  richter- 
lichen Praxis  entsprang  und  die  Theorie  cs  noch  nicht  gewagt  hat,  die  Zurech- 
nungsfähigkeit bei  vorhandenem  Unlerscheidungsvcrmögen,  aber  mangelnder 
Widerstandskraft  gegen  verbrecherische  Motive  auszuscliließcn. 


nio)  Artikel  3 des  Milteriuaier'schen  Eulwiirfes. 
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In  Deutschland  hat  die  Einsichtskhiusel  im  g 56  R.  St.  G.  B.  den  Ausschluß 
der  Zurechnungsfähigkeit  aus  mangelnder  Widerstandskraft  verhindert,  in  Öster- 
reich hat  die  Aufstellung  zweier  starrer  Altersgrenzen  jede  Individualisierung 
erschwert.  Eine  stillschweigende  Anerkennung  des  Ausschlusses  der  Schuld  bei 
•Mangel  der  Erziehung  muß  in  den  Bestimmungen  jener  Strafgeselzentwürfu 
gefunden  werden,  welche  wie  der  schweizerische  Vorentwurf  vom  Jahre  1896 
(Art.  10)  den  Eintritt  der  Zurechnungsffdiigkeit  an  das  Vorhanden.sein  der  geistigen 
und  sittlichen  Reife  knöpfen;  der  jüngste  Vorentwurf  von  1903  (Art.  14)  ist  von 
einer  ausdrücklichen  Stellungnahme  zu  den  Elementen  der  Zurechnungsfähigkeit 
abgegangen. 

Gegen  die  Erhebung  des  völligen  .Mangels  der  Erziehung  zum  Schuld- 
ausschließungsgrund  kann  nicht  eingewendet  werden,  daß  es  Menschen  gibt,  die 
wie  der  mehrfach  rückfällige  Gewohnheitsverbrecher  die  Widerstandskraft  niemals 
erwerben.  Daraus  ergibt  sich  nur,  daß  bei  fortschreitender  Ausgestaltung  der 
Staatsaufgaben  auch  beim  Gewohnheitsverbrecher,  welcher  seine  Unfiihigkeit  zur 
Anpiissung  an  die  Gesellschaft  durch  v\-iederholten  Rückfall  erwiesen  hat,  die  Ver- 
geltungsstrafc  ersetzt  werden  muß,  durch  die  der  Gesellschaft  widrigere  Ver- 
wahrung für  Lebensdauer  oder  für  längere  Zeit. 

Daraus  folgt  aber  nicht,  daß  der  V'ersiich  der  Anpassung  bei  jenen  Indivi- 
duen unterlassen  werde,  deren  Charakterbildung  noch  nicht  so  weit  abgeschlossen 
ist,  daß  ein  V'ersuch  der  Nacherzichung  keinerlei  Aussichten  auf  Erfolg  bieten 
würde.  So  hätte  beim  gänzlichen  Mangel  der  Widerstandskraft  mangels  Erziehung 
Freisprechung  einzutrelcn.  Gleichzeitig  müßte  aber  dafür  Fürsorge  getroffen 
werden,  daß  die  Frage,  ob  nach  den  Familienverhältnissen  die  private  Erziehung 
ausrcichl  oder  bei  dem  durch  die  strafbare  Handlung  enviesenen  Versagen  der- 
selben die  öffentliche,  d.  h.  auf  öffentliche  Kosten  erfolgende  Nacherziehung  au 
deren  Stelle  zu  treten  hätte,  mit  entschieden  würde. 

Die  Beurteilung  des  Schuldausschließungsgrundes  der  sittlichen  Verwahr- 
losung und  der  Notwendigkeit  öffentlicher  Nacherziehung  kommt  in  erster  Linie 
dem  öffentlichen  Ankläger  zu,  der  nach  den  Ergebnis.sen  des  V'erfahrens, 
welche  ihm  die  Verwalirlo.sung  erkennen  ließen,  bereits  von  der  Strafverfolgung 
Abstand  nehmen  kimn.  Mit  dem  Unterbleiben  der  Anklage  entfällt  aber  die 
Zuständigkeit  des  Strafrichters  und  es  wird  Sache  des  sonst  zur  Anordnung  der 
Nacherziehung  zu.«tändigen  Pflegschaftsgerichtes  sein,  die  Vorau.ssetzungen 
derselben  selbständig  zu  prüfen.  Um  eine  derartige  Prüfung  sicherzustellcn,  wäre 
das  Strafgericht  zu  verpflichten,  bei  jeder  Einstellung  des  Verfahrens  gegen 
.lugendliche  wegen  Rücktrittes  des  Anklägers  von  der  Strafverfolgung  die  Erhe- 
bungsakten an  das  zuständige  Pflegschaftsgericht  abzutreten. 

AVird  die  Anklage  erhoben  und  erfolgt  die  Freisprechung  wegen  völliger  Ver- 
wahrlosung, dann  hat  das  erkennende  Gericht  die  öffentliche  Nacherziehung 
anzuordnen.  Für  die  zahlreichen  Fälle,  in  welchen  einerseits  weder  ein  völliger 
Mangel  der  Erziehung  vorliegt,  noch  andrerseits  das  für  die  soziale  Bewühning 
erforderliche  Durchschniltsmaß  der  AViderslandskraft  erreicht  ist,  für  die  Fälle 
ungenügender  Erziehung  kann  allerdings  die  Zurechnungsfähigkeit  nicht 
ausgeschlossen  werden. 
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Darm  muB  aber  bei  der  Jugend  die  mangelnde  Gewöhnung  an  die  sozialen 
Anforderungen  und  die  Notwendigkeit  der  Nacherziehung  als  so  dringend  betrachtet 
werden,  daß  die  Vergeltungsstrafe  zurückzutreten  hat.  Allerdings  nicht  unter 
allen  Umstanden,  sondern  nur  dann,  wenn  wir  darauf  rechnen  können,  daß  das 
allgemeine  Vergeltungsbedürfnis  nicht  ein  allzu  großes  ist  und  die  Abschwächung 
der  Strafdrohung  durch  den  Strafverzichl  nicht  in  beträchtlichem  Umfange 
gegeben  sein  werde. 

Wir  gelangen  damit  in  Übereinstimmung  mit  dem  belgischen*'“),  nor- 
wegischen*“*) und  schwedischen'“*)  Recht  zur  Forderung  des  Ersatzes  der 
Vergeltungsstrafe  in  der  Altersstufe  der  Halbreife,  beiTaten  geringer  Schwere 
durch  öffentliche  Nacherziehung.  Die  Geringfügigkeit  der  Tat  kann  wie  bei  der 
Strafnachsichl  aus  dem  im  Einzclfalle  verwirkten  Strafquantum  ersclilossen  werden. 
Da  wir  dort  die  Strafnachsichl  auf  ein  Strafmaß  von  drei  Monaten  Freiheitsstrafe 
oder  500  Kronen  Geldstrafe  beschränkt  haben,  dürfte  es  hier,  wo  es  sich  nicht  um 
den  völligen  Wegfall  der  Strafe  oder  die  Stellung  unter  Bewährung  hindell, 
sondern  wo  ein  Ersatz  der  Strafe  durch  die  Zucht  der  Nacherziehung  eintritt. 


10t)  Der  obligatorische  Ersatz  der  Strafe  durch  Nachcrzichiing  bei  JugendUchen  bis  zu 
18  Jahren  ist  an  Bettel  und  Landstreicherei  als  Gewohnheits?erbrechcn  geknilpfl;  die  mit 
der  Strafrachsiciit  zur  alternativen  Wahl  gestellte  Nacherziehung  bei  Jugendlichen  bis  zu  IC  Jahren 
ist  an  die  Begehung  einer  PoIizeiCibertretung  gcknQpft.  Artikel  'fi  und  25  des  belgischen 
Gesetzes  vom  27.  November  1891. 

102)  Nor^vegisches  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  verwalxrloste  Kinder,  vom  6.  Juni  1896, 
§ i3:  Ist  außer  den  im  § 44  genannten  Fällen  von  einem  Kinde  unter  16  Jahren  eine  strafbare 
Handlung  begangen,  nachdem  es  das  14.  Jahr  vollendet  hat,  kann  die  Anklage  unterbleiben,  wen» 
die  Anklagebehörde  den  Umständen  nach  findet,  daß  es  irüt  einer  solchen  Züchtigung  wie  im 
zweiten  Absatz  des  § 42  erwähnt  ist,  oder  mit  einer  Verfügung  seitens  des  Vormundschaflsrates 
sein  Bewen<lcn  haben  kann.  § 4:  Hat  ein  Kind  unter  14  Jahren  eine  strafbare  Handlung  i>egangcn 
oder  ein  Kind  zwischen  14  und  16  Jahren  eine  solche  strofltare  Handlung  begangen,  derentwegen 
die  öffentliche  Anklagebehörde  keine  strafrechtliche  Verfolgung  eintrelen  lassen  will,  kann  der 
Vormundschaft.«rat  eine  Warnung  oder  Vermahnung,  wie  im  § 3 bestimmt  ist,  anwenden.  Derselbe 
kann  auch  den  Vorgesetzten  des  Kindes  im  Hause  oder  in  der  Schule  anhoimstcllen,  demselben 
vor  Zeugen  eine  passende,  gesetzlich  erlaubte  Züchtigung  zu  erteilen,  oder  falls  das  Kind  unter 
15  Jahren  alt  ist  und  Gelegenheit  dazu  vorhanden  ist,  die  Unterbringung  desselben  in  einer 
Zwangsschule  (§  38)  für  eine  Zeit  bis  zu  sechs  Monaten  beschließen.  Reicher  Ffirsorge,  l;3, 
2U3  und  214. 

103)  § 3 des  schwedischen  Gesetzes  vom  37.  Juni  1902:  Ist  das  Verbreclien  von  jemandem 
begangen  worden,  der  das  15.,  noch  nicht  aber  das  18. 1/ebcnsjahr  vollendet  hat.  und  wird  er 
hiefür  zu  Geldstrafe  oder  zu  Gefängnis  von  höchstens  sechs  Monaten  verurteilt,  so  kann  das 
Gericht,  wo  die  GemOtsbeschaffenlieit  und  Umgebung  des  Verbrechers  und  der  Grad  seiner 
Verstandesenlwicklung  dazu  Veranlassung  geben,  verordnen,  daß  er,  anstatt  die  auferlegte  Strafe 
abzubüßen,  einer  öffentlichen  Erziehungsanstalt  übergeben  werde. 

Gelangen  gleichzeitig  eine  solche  Verordnung  und  ein  anderer  fräher  initgeteilter 
Beschluß,  wodurch  dieselbe  I’erson  zu  einer  Strafe  verurteilt  worden  ist,  zur  Ausführung,  so  soll 
diese  Strafe,  soweit  sie  aus  Gefängnis  oder  Geldstrafe  besteht  und  die  verschuldeten  Strafen 
zusammen  nicht  Gefängnis  von  mein*  als  sechs  Monaten  betragen,  als  in  die  Verordnung  ein- 
begriffen angesehen  wenlen.  Trifft  ein  derartiger  Fall  ein,  daß  eine  erlassene  Strafverordnuug, 
gemäß  besonderer  BerÜmmung,  verfallen  ist.  so  gilt  von  der  Vereinigung  oder  Zusammenlegung 
der  zugesprochenen  Strafen  mit  einer  anderen  Strafe  und  von  ihrer  Vollziehung,  was  sonst 
vorgeschriehen  ist.  Bl.  Gef.  K.,  37,  450. 


Digitized  by  Google 


:ilO 


Jugendstrafrecht,  Prof.  Dr,  Adolf  Lenz. 


Kerechtferligt  prscheinen,  die  Maximalgrenze  höher,  etwa  mit  sechs  Monaten  Frei- 
heitsstrafe oder  1000  Kronen  Geldstrafe,  anzuselzen.  Damit  wissen  wir  uns  in 
Übereinstimmung  mit  dem  schwedischen  Recht,  welches  Geldstrafe  oder 
Gefängnis  von  höchstens  sechs  Monaten  annimmt  und  mit  dem  dänischen  Recht, 
welches  den  Abstand  von  der  Strafverfolgung  ganz  allgemein  nur  durch  die  vor- 
aussichtliche Verhängung  eines  geringeren  Maßes  von  Strafarbeit  begrenzt.  Im 
Gitgensalz  zur  bedingteti  oder  unbedingten  Strafnachsicht  wäre  der  Ersatz  der 
.Strafe  durch  Nacherziehung  nicht  von  der  Erstlingsnatur  der  zur  Aburteilung 
gelangenden  Straftat  abhängig  zu  machen,  sondern  die  Nacherziehung  gerade 
beim  Rückfall  als  deutlichstes  Symptom  der  Verwahrlosung  anzuordnen. 

Damit  ist  jene  Form  des  Ersatzes  der  Strafe  durch  Nacherziehung  abgelehnt, 
welche  im  norwegischen  und  dänischen  Recht  '”*)  die  Entscheidung  der 
Anklagebehörde  überläßt.  Die  Parteistellung  und  die  Richtung  des  Betriebes  auf 
Vergeltung  durch  Strafe  lassen  ebenso  wie  beim  Strafersatz  die  Staatsanwalt- 
schaft nicht  als  geeignetes  Organ  öffentlicher  Jugendfürsorge  erscheinen.  Der- 
maßen wird  ein  Prinzip  zur  Einführung  in  die  österreichische  Strafgesetzgebung 
empfohlen,  das  den  Kernpunkt  der  sogenannten  Eisenachei  Vorschläge '“*)  und 
der  sogenannlen  Btuliner  Beschlüsse'“®)  des  Jahres  1891,  der  Vorschläge  der 
deutschen  Landesgruppe  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  auf 
ihrer  Tagung  zu  Berlin  im  Jahre  1893  und  schließlich  der  Beschlüsse  der 
111.  Abteilung  des  XXVil.  Juristentages  im  Jahre  1903 gebildet  hat.  Es  ist  aber 
gleichzeitig  jene  Überspannung  des  gesunden  Prinzips  vermieden,  welche  den 
Ersatz  der  Strafe  durch  Zwangserziehung  ohne  Rücksicht  auf  die  Schwere  der 
Tat  und  das  damit  verbundene  Vergeltungsbedürfnis  forderte.  Die  Beschränkung 
auf  Taten,  die  höchstens  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geldstrafe 

Nach  § 43  des  nomegii^cheu  Gesetze;»  vom  6.  Juni  1896,  kann  Ersatz  der  Strafe  durch 
Fürsorge  einlreton  bei  aHen  strafbaren  Handlungen  der  Jugendlichen  im  Aller  nach  vollendetem  14.. 
aber  vor  vollendetem  IG.  Lebensjahre,  die  in  Nacherziehung  stehen  oder  bereits  probeweise 
entlassen  wurden,  wenn  die  Anktagebeliörde  es  beschließt. 

Eingehend  bestimmt  § 16.  Absatz  3 des  dilnischen  Gesetzes  vom  1.  April  190r>:  Wird  die 
Strafe  für  jemandem  von  14  bis  18  Jaliren  voraussichtlich  ein  geringes  Maß  von  Strafarbeit  nicht 
Qbersc'hrciten,  so  kaim  der  Justiznünister  anordnen,  daß  die  Anklage  unter  der  Bedingung  fortfällt, 
daß  der  HctrelTonde  in  anscheinend  genügende  Sicherheit  gewährleistenden  Verhältnissen  unter« 
gebracht  wird  und  während  einer  derßeschafTonheil  des  Falles  oiitsprerheuden  Zeitdauer,  die 
sich  bis  zum  vollendeten  21.  Jahre  erstrecken  kann,  einer  geeigneten  Aufsicht  unterstellt  wini. 
sei  es  vermittels  eines  in  diesem  Sinne  wirkenden  Vereines  oder  auf  andere  Weise.  Zur  Durch« 
fülinmg  dieser  Maßnahme  ist  die  Zustimmung  der  Eltern  oder  des  Vormundes  nicht  erforderhcli. 
Auf  Anordnung  des  Justizmiuisters  kann  die  Sache  wieder  aufgenommeii  werden,  wenn  sich  der 
BelrelTendo  vor  Ablauf  der  lestgeselzten  Frist  eines  neuen  Verbrechens  schuldig  macht  oder 
wesentliche  Übertretungen  der  ihm  von  der  Aufsicht  gegebenen  Vorschriften  begelil.  Bl.  Gef. 
K.  39,  386. 

106)  Beschlüsse  der  von  der  zweiten  Landesversammlung  der  J.  K.  V.*üruppe  Deutsches 
Reich  eingesetzten  Kommission,  bestehend  aus  v.  Liszt,  Krolme,  Appelius,  Kessler  bei  Appelius. 
Die  Behandlung  jugendlicher  Verbrecher  und  vcrwaiirloster  Kinder,  189J,  227. 

Konferenz  der  Verfasser  von  Gutachten  über  die  Eisenacher  V'orsrldäge,  Appelius. 
Behandlung,  233. 

107)  Z.  St.  W.,  13,  78S. 

108)  27.  D.  J.  T.,  4/ä.  391-  und  660. 
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von  1000  Kronen  zu  bestrafen  wären,  und  der  geforderte  Nachweis  der  sittlichen 
V’erwahrlosung  als  Verbrecliensursache  charakterisieren  die  hier  vertretenen  \’or- 
schläge.  Die  von  jenen  Körperschaften  gleichzeitig  vorgeschlagene  Kumulierung 
von  Strafe  und  Nacherziehung  soll  der  Gruppe  der  sittlich  Verderbten,  bei  welchen 
eine  Züchtigung  durch  Strafe  wegen  der  Größe  oder  der  Schwere  des  Erfolges 
geboten  ist,  Vorbehalten  bleiben. 

Schließlich  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  eine  Grenze  zu  bestimmen,  bis  zu 
welcher  der  Versuch  der  Nacherziehung  noch  für  den  Durchschnittsfall  Erfolg  ver- 
spricht. 

Das  französische'“*),  belgische"“),  englische'"),  norwegische"*), 
und  amerikanische"’)  Recht,  haben  die  Erreichung  des  16.  Eeben.=jahres  als 
Maximalgrenze  für  den  Beginn  der  Nacherziehung  angenommen,  während  das 
deutsche  '"),  das  dänische "’),  das  schwedische"®)  Recht  und  der  schwei- 
zerische Vorentwurf"’)  den  Anpassungsversuch  erst  mit  der  Vollendung  des 
18.  Lebensjahres  ausscliließen  wollen.  Was  die  Dauer  der  Anhaltung  anUangt 
so  wird  sie  durch  die  Erreichung  ihres  Zweckes  oder  mit  dem  Eintritt  in  ein  Alter 
begrenzt,  in  welchem  dessen  Erreichung  nicht  mehr  wahrscheinlich  ist.  So  endigt 
die  Nacherziehung  frühestens  mit  der  Entlassung  aus  der  F amilien-  oder 
Anstaltserziehung  wegen  eingetretener  Reife  oder  spätestens  mit  dem  voll- 
endeten 16."*),  18."*),  19.'*“),  20.'*')  oder  21.’**)  Lebensjahre. 

100)  Code  p4nal  franqais,  Artikel  6ß  und  Gesetz  vom  5.  August  1850. 

110)  Code  penal  beige,  Artikel  7i  und  Artikel  tfibis  des  Gesetzes  vom  27.  November  1891. 

111)  Harris-Attenborough,  Prindples  of  Uie  Criiuinal  Law.  10  ed.  19aL  +80. 

iJ!f)  Norviegisches  Gesetz  vom  0.  Juni  1896,  §§  I,  20,  28,  39. 

113)  BacmreiÜier,  Jugendrursorge,  71  (ausnalimsweise  18.  Lebensjalir);  Hartmanii,  Straf- 
rechtspflege, 272. 

ii'*)  U.  St  G.  B.  §56  und  die  Landesgesetze  über  Jugendfürsorge,  insbesondere  §1  des 
preußischen  Gesetzes  über  die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  vom  2.  Juli  1900. 

113)  §§  15  und  IG  des  dänischen  Gesetzes  vom  1.  April  1905. 

110)  § 3 des  schwedischen  Gesetze.s  vom  27.  Juni  1902. 

111)  ArÜkel  13,  § 2. 

118)  dauert  die  Anhaltung  der  jüngeren,  verwahrlosten  Jugend  in  einer  Industrial  School 
nach  englischem  Recht  höchstens  bis  zum  16.  Lebensjahr. 

HO)  So  dauert  die  Anhaltung  Jugendlicher  von  geringer  Verderbnis  oder  solclier,  welche 
nur  geringe  Verbrechen  begangen  haben,  in  einem  Kinder-  oder  Schulheim  nach  norvregischem 
Recht,  die  Aufsicht  nach  dänischem  Reclit  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjaiir. 

130)  So  dauert  die  Anliollung  der  älteren  und  verderbteren  Jugend  in  einer  Befonnatory 
School  nach  englischem  Hecht  höchstens  bis  zum  19.  Lebensjalir. 

131)  So  dauert  die  Anhaltung  in  einer  Maison  de  correction  nach  französischem  Recht  bis 
zum  vollendeten  20.  Lebensjalir. 

i3t)  So  dauert  die  Anhaltung  in  einem  Etablissement  de  bienfaisance  nach  belgischem 
Recht,  die  Anhaltung  in  einer  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  nach  § 56  H.  St.  G.  B.  und  nach 
den  deutschen  Landesgesetzen,  insbesondere  § 13  des  preußischen  Gesetzes  vom  2.  Juli  1900,  die 
Anhaltung  Jugendlicher  von  größerer  Verderbnis  und  der  Täter  schwerer  Delikte  in  besonderen 
8chulheimen  nach  nonvegiseben  Recht  bis  zum  vollendeten  21.  Lebensjalir.  Der  schweizerische 
Vorenlwurf  von  1903  hat  keine  obere  Altersgrenze  festgesetzt  fOr  die  Versorgung  von  Jugendlichen 
vom  beginnenden  15.  bis  zum  vollendeten  1$.  Lebensjalir,  wenn  nur  eine  Übertretung  begangen 
wurde,  während  bei  Begehung  eines  Verbrechens  die  Verwahrlosten  oder  sittHih  Verdorbenen  in 
einer  Zwangserzieliungsanstalt  mindestens  ein  Jalir  und  höchstens  bis  zum  20.  Lebensjahr,  bei 
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Da  die  Anordnung  der  Zwangserziehung  erst  mit  der  Erreichung  des 
18.  Lebcnsjalires  ausgeschlossen  sein  soll,  so  ist  es  erforderlich,  für  die  Spätlings- 
fälle  derselben  noch  eine  Dauer  der  Nacherziebung  zu  gestalten,  welche  Aussicht 
auf  Erfolg  bietet.  Wir  kommen  auf  diese  Weise  zur  Begrenzung  der  Nach- 
erziehung durch  die  Vollendung  des  21.  Lebensjahres. 

Wenn  wir  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  daß  die  bestehenden  Besserungs- 
anstalten erweitert  und  vermehrt  werden,  und  somit  an  die  Durchführung  der 
öffentlichen  Fürsorge  ini  Wege  der  Anstaltserziehung  denken,  so  hätte  die  zur 
Aufsicht  über  die  Besserung.sanslalt  berufene  staatliche  Behörde  — die 
Landeskommission  nach  gellendem  Recht  — oder  nach  der  Aufhebung  derselben 
die  politische  Landesstelle  über  die  Entlassung  aus  dem  Titel  der  eingetretenen 
Besserung  auf  Grund  des  Berichtes  der  Anstalt  zu  entscheiden. 

Es  empfiehlt  sich  nach  dem  Muster  des  schweizerischen  Vorentwurfes  von 
1903**’)  die  Entlassung  stets  nur  als  vorläufige,  das  heißt  unter  der  Bedin- 
gung gesetzmäßigen  Verhallens  in  der  Freiheit  zu  gewähren.  Der  Versuch 
wäre  wie  bei  der  bedingten  .Slrafnaclisichl  nicht  nur  bei  Begehung  einer  strafbaren 
Handlung,  sondern  auch  dann  als  mißlungen  zu  betrachten,  wenn  der  vorläufig  Ent- 
lassene sich  fortgesetzt  dem  Trunk,  Spiel,  Müßiggang  oder  einem  unsittlichen 
Lebenswandel  ergibt.  Die  Bewährungsfrist  sollte  nicht  über  ein  Jahr  ausgedehnt 
werden;  nach  dem  anstandslosen  Ablaufe  derselben  müßte  die  Entlassung  als  ehie 
endgültige  betrachtet  werden. 

Für  die  Unterkunft  des  vorläufig  Entlassenen  in  einem  Gewerbe,  einer 
landwirtschaftlichen  Beschäftigung  oder  einem  Dienstplalze  müßte  stets  die 
Anslaltsverwaltung  Vorsorge  treffen;  besteht  in  deren  Gerichtsbezirke  eine 
private  Füisorgeorganisatiou,  so  könnte  diese  die  Aufsicht  über  den  Entlassenen 
während  der  Bewährungsfrist  übernehmen.  Der  Ersatz  der  Strafe  durch  Fürsorge- 
erziehung muß  nach  dem  vorhin  Gesagten  dann  als  ausgeschlossen  betrachtet 
werden,  wenn  der  Jugendliche  zur  Zeit  der  Verurteilung  bereits  das  18.  Lebens- 
jahr erreicht  hat. 


o)  Die  Verwahrung  Geisteskranker. 

Die  Behandlung  der  Fälle  au.sgesprochener  geistiger  Erkrankung  imterliegt 
keinem  Zweifel.  Sie  müssen  der  Irrenptlege  überwiesen  werden.  Zu  ihrer  sicheren 
Erkennung  wäre  es  allerdings  ratsam,  daß  bei  Erhebung  der  persönlichen  Verhält- 
nisse des  Jugendlichen  die  beobachteten  Anzeichen  geistiger  Erkrankung  vom  Er- 
hebungsrichter zum  Anlaß  genommen  würden,  um  die  Zuziehung  eines  Psychiaters 
schon  im  Vorverfaliren  nicht  zu  versäumen. 

Schwierigkeiten  in  legislativpolilischer  Beziehung  bietet  nur  der  Einfluß  der 
Übergaugszuslände  zwischen  geistiger  Gesundheit  und  Krankheit 
auf  den  Willen  des  Jugendlichen  und  die  Frage,  wie  derartige  vermindert  Zu- 


größerer Verderbnis  in  einer  Besscrungsauslall  mindestens  drei  Jahre  und  höchstens  H JaJi** 
(d.  i.  schlimmstenfalls  bis  zum  3U.  Lebensjahr)  angehaiten  werden  können.  Artikel  11,  $$  1 
und  226. 

■«)  Artikel  U,  § 1. 
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rechnungsfüllige,  derenVerbrechen  aus  einer  pathologischen  Anlage  oder  Entwick- 
lung des  Gehirns  entsprang,  zu  behandeln  sind.  Auszuscheiden  sind  zunüchst  die- 
jenigen Fülle,  in  welchen  aus  physiologischen  Gi-ünden,  zuin  Beispiel  mit  dem  Ein- 
tritt der  Pubertät  bei  beiden  Geschlechtern  oder  beim  Eintritt  der  Menses  beim 
weiblichen  Geschlechte,  eine  vorübergehende  Minderung  der  GeisteskiAfte  eintrat. 
Hier  ist  Strafnachsicht  wegen  geminderter  Zurechnungsfähigkeit  im  Momente  der 
Tat  mit  HQcksicht  auf  die  Gefahren  des  Gefängnis.ses  für  das  labile  Gleichgewicht 
des  Geistes  gerade  bei  Jugendlichen  allein  angezeigt. 

Rücksichtlich  der  dauernden  Minderwertigkeit  Erwachsener  stehen  sich 
zwei  Meinungen  gegenüber.  VVälirend  die  einen  wegen  Unzurechnungsfäliigkcit 
jede  Strafe  aus.schließen  und  Sicherheitsmaßregeln  zulassen  wollen,  '**)  treten  die 
anderen  für  mildere  Strafe  ein,  wobei  bald  die  Vcrsuchstrafe,  bald  die  gemin- 
derte Strafe  des  Jugenddelikts  in  V'orschlag  gebracht  wird.'**) 

Daß  die  geistige  Minderwertigkeit  auf  pathologischer  Basis  auch  beim  Jugend- 
lichen eine  Rolle  spielt,  dessen  ist  man  sich  in  Deutschland,  d.as  auf  dem  Gebiete 
der  Volkserzichung  allen  übrigen  Kulturstaaten  voran  ist,  schon  seit  längerem 
bewußt  und  hat  bereits  Reformversuche  in  mehrfachen  Richtungen  unter- 
nommen. '**) 

Für  die  strafrechtliche  Betrachtvmgsweise  ist  vor  allem  daran  festzu- 
hallen,  daß  die  verminderte  Zurechnungsfähigkeit  als  juristischer  Begriff  den- 
jenigen Zustand  bedeutet,  in  welchem  das  rechtmäßige  Verhalten  immer- 
hin noch  möglich  war,  wenn  es  auch  infolge  der  Störung  des  geistigen  Gleich- 
gewichtes bedeutend  erschwert  war.  Fassen  wir  derart  den  Begriff,  so  kann  bei 
geminderter  Schuld  eine  geminderte  Strafe  eintreten. 

Die  Erfahrung  im  Strafvollzüge  lehrt  aber,  daß  sich  unter  den  Insassen  der 
Gefängnisse  und  nicht  minder  unter  den  Zöglingen  der  Zwangserziehungsanstallen 
stets  eine  Anzahl  von  Individuen  vorfindob  die  sich  auf  keine  Weise  der 
Anstaltsordnung  einfügen,  sondern  einerseits  die  ge.samte  Zucht  des  Hauses 
gefährden,  andererseits  selbst  aufs  schwerste  unter  ihr  leiden.  '•*) 

Da  widerstreitet  ein  Freispruch  der,  wenn  auch  in  gemindertem  Maße, 
gegebenen  Bestimmbarkeit  des  Individuums  und  andererseits  ebenso  die  Verhän- 
gung einer  geminderten  Strafe,  wegen  ihres  durch  die  geistige  Anormalität  ver- 
stärkten Einflusses  auf  das  Wohl  des  Jugendlichen.  So  wird  man  gerade  bei  den 
verminderten  Zurechnungsfähigen  unter  den  jugendlichen  Verbrechern  dazu 
gedrängt,  die  Strafnachsicht  als  angebracht  zu  betrachten. 

Unter  den  Formen  derselben  kann  allein  die  unbedingte  Slrafnachsicht, 
das  heißt  die  ohne  Röck.sicht  auf  eine  künftige  Bewährung  eintretende,  Platz  greifen; 


Finger,  Ger.  S.,  64,  2,'j7. 

1*^}  V.  LilieuUial,  Z.  Öl.  W.,  lä,  276;  Stooss,  Scliw-.  Z.  f.  St.  K.,  i).  417;  Lenz,  Bl.  Gef.  K.,  64 
215;  V.  Liszt,  Lehrbuch,  76;  Kalil,  27.  D.  J.  T.  1,  222;  Kleinfellner,  27.  D.  J.  T.  4‘2,  401. 

t*®}  Guttschalk,  .Materialien  zur  Lehre  von  der  veniiinderten  Zureebnungsrähigkeit,  lltOt,  71. 
t*7)  Cl>er  schwachsinnige  Schulkinder,  insbesumiere  die  Frankfurter  l'ntersuchungsniethodc. 
[uiquer,  in  Sauiinl.  Boche,  4,  1,  17.  Clrer  das  Manidieiiuer  Förderklassensyslein,  Weygandt,  la;icht 
abnorme  Kinder  in  Saniml.  Boche,  6,  1.  36.  Leroy,  J.  K.  V.,  6,  -pik. 

'**)  Kraepelin,  27.  D.  J.  T.  4 2.  120. 


Digitized  by  Google 


U 14-  Ju^yomislrarrrclil,  Prof,  Dr.  Adolf  Lenz. 

die  Bewälirung  hingt  in  solchen  Fällen  nicht  allein  vom  Willen  des  Betreffenden, 
sondern  ebenso  von  seiner  palliologischen  Natur  ab.  Dauernde  Verwahrung  wird 
nur  dann  notwendig  sein,  wenn  die  Gemeingeflhrlichkeit  des  Einzelnen  gegeben 
ist.  Hier,  wie  die  III. Abteilung  dos  27. deutschen  Jurislentage.s  es  vorschlug,  **®)  von 
der  staatlich  überwachten  Erziehung  einen  weitgehenden  Gebrauch  zu  machen,  ist 
dann  unangebracht,  wenn  sie  in  der  Form  der  Anstaltserziehung  geplant  ist. 
Gerade  bei  geistig  Minderwertigen  ist  die  Aussicht,  innerhalb  der  durch  die  Gehirn- 
anlage gezogenen  Grenzen  eine  Hebung  des  Geisteszustandes  zu  erreichen,  nur  bei 
äu ßerster  Individualisierung  und  längerer  wie  intensiverer  Einwirkung 
unter  steter  Rücksicht  auf  die  pathologischen  Anlagen  möglich.  *’“) 

Die  Anforderungen,  welche  an  die  Geduld,  Aufopferungsfähigkeit  und  das 
Verständnis  der  Erziehungskrälte  gestellt  werden,  sind  besonders  hohe.  Daher 
i.st  die  Pflege  in  der  eigenen  Familie  des  Minderwertigen  dort  allein  angebracht, 
wo  ein  besonderes  Maß  von  Hingebung  geboten  wird.  Erst  dann,  wenn  die  eigene 
Familie  versagt  — und  das  wird  bei  jugendlichen  Individuen  nicht  selten  der  Fall 
sein  — wird  die  Aufnahme  in  eine  Besserungsanstalt  euien  unzureichenden 
Ersatz  der  Familienpflege  bieten  können.  Da  aber  die  Anstaltsbehandlung  des 
geistig  gesunden  und  nur  verwahrlosten  Individuums  mit  einem  Durchschnittsmaß 
geistiger  Potenz  rechnen  muß,  müßten  die  minderwertigen  Jugendlichen  entweder 
einer  besonderen  Anstalt  oder  einer  besonderen  Abteilung  oder  kleineren  Gruppe  der 
bestehenden  Besserungsanstalten  unter  Aufsicht  eines  psychiatrisch  gebildeten 
zVrztes  zugewiesen  werden.  Im  Gegensatz  zur  Behandlung  der  geistig  gesunden 
Zöglinge,  für  welche  die  pädagogischen  Erwägungen  der  Anstaltsleitung  allein 
maßgebend  sein  kömien,  sollten  bei  der  Abteilung  der  Minderwertigen  die 
Anordnungen  des  dem  Direktor  insoweit  beizuordnenden,  nicht  unterzuordnernien 
Anstaltsarztes  in  erster  Linie  entscheidend  sein. 

d)  Die  Beetrafung. 

Wir  haben  bisher  die  Strafnachsicht  bei  Jugendstreichen,  die  Nacherziehung 
in  den  Fällen  der  Vewahrlosung,  die  Verwahrung  bei  mangelnder,  beziehungsweise 
verminderter  Zureclmungsfäliigkeit  vorweg  behandelt,  so  daß  nunmehr  die  öffent- 
liche Strafe  zum  letzten  und  unvermeidlichen  Reaktionsmittel  gegen  das 
Jugenddelikt  übrig  geblieben  ist.  Die  Tendenz,  den  Jugendlichen  möglichst  lange 
vor  dem  Gefängnis  zu  bewahren,  ”')  wird  durch  die  höhere  Bewertung  der  durch 
die  Strafe  bedrohten  Rcchtsgüter  des  Jugendlichen  gestützt. 

So  wird  die  öffentliche  Strafe  auf  ihr  ureigenstes  Gebiet  beschränkt,  auf  jene 
Fälle,  wo  eine  ernste  Züchtigungdes  Jugendlichen  und  der  Eintritt  allertatsäch- 
lichen und  rechtlichen  Folgen  derselben  unausweichlich  i.st.  Damit  ist  zugegeben, 
daß  in  solchen  Fällen  die  rechtsgüterschädigende  Wirkung  der  Strafe  hingenominen 

27.  D.  J.  T.  4/2,  403  und  Leitsätze  von  Puppe  39.5,  Z.  8. 

*30)  MönkemöUer,  tieistesstflnuig,  90,  und  insbesondere  BonhoefTer,  Z.  St.  W.,  21,  63,  der  den 
Satz  vertritt,  daß  es  bildunpsunfähigo  Sdiwacbsinnigc  nicht  gibt.  Gegen  den  })alhologischen 
Wandertrieb  wird  Erzielung  einer  glciclunäßigen  Stiinimuig  und  Gewöhnung  an  Uulustgelulde 
empfuhlen.  A.  Pick,  über  einige  bedeutsame  Psychoneurosen  des  Kindesalters,  1904,  10. 

>31)  Kruhrie,  27.  l).  4.  T.  4/2,  33U;  Hucgel,  StrafTälligkeit  und  Strafzumessung,  314. 
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werden  muß  und  ist  gleichzeitig  die  Gefahr  vermieden,  daß  die  sonst  ausnahms- 
los verhängte  Strafe  infolge  der  mit  ihr  angestrebten,  ebenso  verschiedenen  wie 
widersprechenden  Wirkungen  in  leichten  Fällen  derart  abgeschwächt  wird,  d.aß  sie 
zur  , Erziehungsstrafe*  oder  zur  .Zwangserziehungsslrafe*  wird. 

Damit  kann  auch  zugegeben  werden,  was  sich  jedem  theoretisch  nicht  vor- 
eingenommenen Beobachter  aufdrängt,  daß  die  öffentliche  Strafe  in  einem 
gewissen  Maße  stets  generalisieren  muß  und  daher  den  verschiedenen  Indi- 
viduen gegenüber  ungleichmäßig  wirken  wird.  Die  Strafe,  welche  die  gerechte 
Vergeltung  nach  der  Größe  des  Erfolges  und  der  Schwere  des  Verschuldens  bei 
der  einzelnen  Tat  zum  Ausdruck  bringen  soll,  ist  notwendigerweise  eine,  indi- 
viduelle Unterschiede  im  gewissen  Maße  nivellierende  Reaktion.  Die  Grenzen, 
innerhalb  deren  man  der  Eigenart  des  einzelnen  Individuums  gerecht  werden  kann, 
■sind  notwendigerweise  beschränkte,  insofern  die  Strafe  niemals  den  Charakter 
eines  Leidens  (malum  pa.ssionis  propter  malum  actioiüs  nach  Hugo  Grotius) 
verlieren  darf,  soll  sic  nicht  ihr  Wesen  und  ihren  Wert  aufgeben.  Das  hat 
die  theoretische  Übertreibung  des  Slrebens  nach  Individualisierung  gerade  in  der 
Jüngsten  Phase  der  Reformbewegungen  verkannt  und  darin  muß  ihr  Halt  geboten 
werden.  Nur  der  Ersatz  der  Strafe  durch  soziale  Anpassung  des  Verbrechers 
in  seinen  verscliiedenen  Formen  kann  dem  Individualisierungsgedanken  völlig 
entsprechen,  nicht  die  Vergeltungsstrafe. 

\'on  solchen  Grundsätzen  aus  ergibt  sich  die  Abgrenzung  des  Anwendungs- 
gebietes der  Strafe  beim  Jugenddelikt  von  selbst.  Dort,  wo  eine  energische  Beugung 
des  widerstrebenden  Individualwillens  unter  dem  Gesamtwillen,  dort,  wo  eine 
bewußte  und  vermeidbare  Opposition  des  jugendlichen  Willens  gegen  die  Rechts- 
ordnung bereits  slattgefunden  hat,  dort,  wo  Unterscheidungsvermögen  und  Wider- 
standsfälligkeit infolge  ausreichender  Erziehung  gegeben  waren,  dort  ist  die  öffent- 
liche Strafe  anwendbar.  Die  Unvermeidlichkeit  derselben  kann  entwraler  aus 
der  Größe  der  Rechtsgüterverletzung  oder  trotz  der  Geringfügigkeit  derselben  aus 
der  sittlichen  Verderbtheit,  die  unter  anderm  im  Rückfall  trotz  voraus- 
gegangener  SIrafnachsicht  oder  versuchter  Nacherziehung  zu  Tage  tritt,  erschlossen 
werden. 

Demnach  soll  die  Strafe  in  ereter  Linie  dort  eintreten,  wo  ein  Zurechnungs- 
fähiger trotz  der  seiner  gesellschartlichen  Schichte  entsprechenden  Erziehung 
eine  strafbare  Handlung  begangen  hat  und  die  Verderbtheit  des  Charak- 
ters beim  Erstling.sverbrechen  aus  der  Begehungsart  oder  beim  Rückfall  aus  der 
Wirkungslosigkeit  der  vorangegangenen  Strafnachsicht,  Nacherziehung  oder 
Bestrafung  sich  ergibt. 

Dazu  kämen  jene  Fälle,  in  welchen  die  Schwere  des  Erfolges  oder  des  Ver- 
schuldens und  die  damit  zusammenhängende  Größe  des  Vergeltungsbedürf- 
nisses  den  Verzicht  oder  Ersatz  der  Strafe  ausschließen. 

Für  die  Auswahl  der  Strafmittel  und  die  Gestaltung  des  Strafvollzuges 
können  innerhalb  der  Grenzen,  welche  die  Vergeltungsslrafc  zieht,  zwei  Umstände 
Berücksichtigung  finden.  Einmal  ist  es  unbestreitbar,  daß  das  Verbrechen  eines 
Jugendlichen  zwischen  I t und  18  Jahren  in  der  Regel  ein  geringeres  Verschulden 
kennzeichnet  wie  das  gleichai’tige  V'erbrechen  des  Erwachsenen.  Es  ist  eine  Ver- 
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kcnnung  der  nicht  wegzuleupienden  Halbreife  des  jugendlichen  Charakters,  wenn 
die  dritte  Abteilung  des  27.  deutschen  Jurislentages  grundsätzlich  die  Jugend  .als 
Mildeningsgrund  für  die  Strafbemessung  beseitigt  wissen  will.*®*)  Ein  derartiger 
Vorschlag  ist  mit  der  Erkemitnis,  daß  die  kurze  Freiheitsstrafe  die  Jugendlichen 
gegen  die  Strafe  abstumpft  oder  durch  die  Gemeinschaft  mit  verdorbenen  Individuen 
noch  tiefer  ins  Verbrechen  hineinzicht,  nicht  zu  rechtfertigen;  auf  Grund  einer 
solchen  Argumentation  kaim  man  nur  zur  höheren  Bewertung  der  Rechtsgüter 
des  Verbrechers  gelangen  und  dalier  den  Ersatz  der  Strafe  durch  irgend  eine  Form 
längerer  und  darum  aussichtsvollercr  Anpassung  in  Aussicht  nehmen.  Es  kami 
nicht  verkannt  werden,  daß  die  Rechtsgütcr,  welche  die  Strafe  beim  Jugendlichen 
verletzt,  von  größerer  Bedeutung  sind  als  bei  Erwachsenen.  Die  Jugend  des  Ver- 
brechers, welche  noch  den  größeren  Teil  des  Lebens  und  damit  die  Aussicht 
sozialer  Bewälirung  nach  verbüßter  Strafe  bestehen  läßt,  muß  alle  jene  Straf- 
mittel ausschließen,  deren  Wirkungen  entweder  überhaupt  nicht  mehr  behoben 
werden  können  oder  so  schwerwiegender  Natur  sind,  daß  sie  den  VV'iedereinlrill 
des  Bestraften  in  die  Gesellschaft  aussichtslos  machen. 

> 

Demnach  müssen  die  schwersten  Strafen  unseres  Systems,  die  Todesstrafe 
und  dielebenslangcFreiheitsstrafe,  welche  schon  das  geltende  Recht*®*)  ausschließf, 
auch  in  Hinkunft  entfallen;  aber  auch  die  im  Ehrenpunkte  schwerste  Strafe, 
möge  sie  nun  im  reformierten  Strafeixsystera  Zuchthausstrafe  oder  schwere  Kerker- 
strafe benannt  werden,  müßte  nach  dom  Vorbilde  des  deutschen  Rechts  entfallen. 

Stimmen  in  dem  Ausschluß  der  Todesstrafe  und  der  lebenslänglichen  Frei- 
heitsstrafe, die  ausländischen  Gesetzgebungen*®*)  fast  durchwegs  überein,  so 
herrscht  die  größte  Verschiedenheit  über  das  an  ihre  Stelle  tretende  Maß  zeitiger 
Freiheitsbeschränkung. 

Ersetzt  das  französische  und  belgische  Recht  die  Todesstrafe  durch 
lebenslange  Zwangsarbeit  oder  Transportation,  so  tritt  nach  den  meisten  übrigen 
Rechten  auch  ein  Ersatz  der  lebenslangen  Freiheitsstrafe  durch  zeitige  ein. 
Wülirend  aber  hierbei  das  österreichische,  französische  und  belgische 
Strafgesetzbuch  noch  Freiheitsstrafen  von  10  bis  20  Jahren,  das  sch  wedische 
Strafgesetzbuch  von  6 bis  10  Jalmen  und  das  italienische  12-  bis  20Jälirige 
Einschließung  für  angemessen  hält,  gestattet  die  österreichische  Strafprozeß- 
oi-dnung**®)  ganz  allgemein,  somit  gegebenenfalls  auch  beim  Jugenddelikt  das 
Strafminimum  beim  Zusammentreffen  sehr  wichtiger  und  überwiegender  Mildt  - 
rungsumstände  bei  lebenslanger  Freiheitsstrafe  auf  drei  Jalire  herabzusetzen  und 
läßt  das  norwegische  Recht  durchwegs  auf  das  M indestmaß  der  betreffenden 


isä)  27.  D.  J.  T.  t;'2,  394  und  059. 

>»*)  S 52  SU  G. 

I3i)  Dcutsdics  R.  .St.  G.  B.,  g 51,  Z.  1 und  2;  Code  pönat  fran^ais,  Artikel  67;  Code  penal 
beige,  Artikel  73,  77 ; Norwegisches  St.  G.  B.,  § 55;  Dänisches  St.  G.  B.,  §g  12,  36  und  37,  sowie 
§ 10  der  Novelle  vom  1.  April  1905;  Italienisches  St.  G.  B.,  Artikel  54  und  55;  Schwedisches  Gesetz 
vom  27.  Juni  1902,  § 2. 

1»)  ä 33S. 
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Sfrafart  erkennen.  Der  schweizerische  Vorentwiirf  von  1903  hiit  als  Höchsl- 
inaß  gar  nur  zweimonatliche  abgesonderte  Einscbiießung  als  ausreichend. '“) 

Bei  der  vorgeschlagenen  Ausgestaltung  der  Freiheitsstrafe  zu  einem  energi- 
schen Zuchtmittel  empfiehlt  es  sich  für  die  todeswürdigen  oder  mit  lebenslangen 
Freiheitsstrafen  bedrohten  Verbrechen,  einen  besonderen  Strafrahmen  aufzu- 
stellen, wenn  sie  durcli  Jugendliche  begangen  wurden.  Hiefür  kann  jene  Strafart 
Verwendung  finden,  welche  als  mittelschwere  im  reformierten  Strafensystem 
erscheinen  wird.  Nennen  wir  dieselbe  GefAngnisstrafe  und  berücksichtigen  wir, 
daß  bei  einer  energischen  Beugung  des  verbrecherischen  Willens  nicht  unter  ein 
Mindestmaß  herabgegangen  werden  kann,  welches  durch  entsprechende  Einrich- 
tungen eine  ernste  Zucht,  einen  erfolgreichen  Unterricht  und  lehrreichen  Arbeits- 
belrieb  zuläßt,  so  gelangen  wir  damit  zu  einem  Strafrahmen  von  ein-  bis  fünf- 
jährigem Gelängnis,  das  in  Jugend  gefängnissen  oder  in  besonderen  Abteilungen 
der  Strafanstalten  zu  verbüßen  w.äre. 

Die  Erwägung,  daß  die  sozialen  Wirkungen  der  Strafe  beim  Jugenddelikt 
nicht  über  das  Entwicklungsstadium  hinausgreilen  sollen,  und  nach  erlangter 
Vollreife  der  Wiedereintritt  in  die  Gesellschaft  nicht  erschwert  werden  soll,  führt 
uns  dazu,  die  sogenannten  Ehrenfolgen,  welchedas  geltende  Hecht  an  die  Ver- 
urteilung des  Strafmündigen  ohne  Rücksiclit  auf  das  jugendliche  Alter  desselben 
knüpft,  einzuschränken.  Daß  mit  der  Begehung  eines  Verl)rechens  oder  einer 
entehrenden  Übertretung  nach  dem  Vorgänge  des  geltenden  Rechtes'”)  die  ölTent- 
lichen  Ehrenrechte  im  Sinne  de.s  § 2(1  St.  G.  und  die  politischen  Rechte  verloren 
gehen  sollen,  k.ann  keiner  Anfeclitung  unterliegen,  denn  es  hat  sich  im  gegebenen 
Falle  erwiesen,  daß  der  Jugendliche  zur  Bekleidung  derartiger  Stellungen  und  den 
Besitz  derartiger  Vorzüge  und  Beeilte  unreif  ist  und  auch  noch  einige  Zeit  bleiben 
wird.  Allerdings  entbehrt  die  Frage  nach  dem  Verluste  der  Ehrenrechte  beim 
Jugenddelikt  meist  der  praktischen  Bedeutung;  anders  steht  es  mit  der  weiteren 
Rechtsfolge,  daß  bei  allen  Verbrechen  — mit  Ausnahme  der  im  zweiten  Absätze 
des  § 6 der  Strafgeselznovelle  vom  15.  November  1867  aufgczählten  — die 
Unfähigkeit  zur  Wiedererlangung  der  Ehrenrechte  je  nach  der  urteilsmäßigen 
Strafdauer  noch  einige  Zeit  bestehen  soll.  Wird  ein  Jugendlicher  im  Sinne  des 
geltenden  Rechts  zwischen  14  bis  20  Jahren  venirteilt,  so  können  die  Ehrenfolgen 
bei  der  Verurteilung  zu  einer  mindestens  fünfjährigen  Kerkerstrafe,  bestenfalls 
im  24.  und  schlimmstenfalls  im  30.  Jahre,  bei  allen  übrigen  Verurteilungen  wegen 
eines  Verbrechens  bestenfalls  im  19.  und  schlimmstenfalls  im  25.  I.ebensjalu'e 
und  bei  bestimmten  Übertretimgen  bestenfalls  im  17.  und  schlimmstenfalls  im 
23.  Lebensjalire  noch  andauern.  Darin  liegt  eine  empfindliche  Behinderung 
des  Fortkommens  Jugendlicher  nach  verbüßter  Strafe.  .Mag  m.in  auch  nach  dem 
Eintritte  der  Vollreife  den  Ausschluß  von  akademischen  Graden  und  öffentlichen 
Ämtern  wie  vom  aktiven  und  passiven  Wahlrechte  noch  gerechfertigt  finden,  so 
muß  es  als  eine  Härte  und  als  ein  unzweckmäßiges  Hemmnis  in  der  Bewährung 


IM)  Artikel  U,  § .1. 

US  4fi0  bis  nU  Sl.  (i.,  § r,  des  (leselzes  vom  2S.  Mai  ISSl,  K.  11.  Bi.  Nr.  47,  und  § 2 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1S83,  R.  G.  Bl.  Xr.  78. 
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bezeichnet  werden,  daß  die  Ausschließung  vom  Antritt  eines  selbständigen 
Gewerbes  in  den  ärgsten  Fällen  bis  zum  30.  Lebensjahre  dauern  kann.  Wenn 
die  Neigung  zum  Verbrechen,  wie  die  statistischen  Erhebungen  ergal)en,  in  der 
Altersstufe  vom  25.  bis  30.  Lebensjahre  ihren  Höhepunkt  erreicht,  so  empöehll 
es  sich  vom  kriminalpolitischen  Standpunkte  aus,  nicht  den  Erwerb  einer  wirt- 
schaftlich gesicherten  Stellung  durch  den  Ausschluß  vom  Gewerbsantritte  geradezu 
unmöglicli  zu  machen.  Die  Erlangung  eines  gesicherten  Broterwerbes  ist  das 
beste  Mittel,  um  den  jungen  .Mann  vor  weiterem  Verfall  zu  bewahren  und  es  ist 
keineswegs  gewerbefeindlich,  wenn  man  verlangt,  daß  die  gewerblichen  Interessen 
gegenüber  dem  Fürsorgeintoresse  der  Allgemeinheit  zurückgesteUt  werden.  Die 
östen'eichische  Gewerbeordnung  kennt  neben  der  richterlichen  Ausschließung  vom 
Gewerbe,  '•*)  welche  in  ihrer  Dauer  gesetzlich  begrenzt  ist,  noch  eine  Ausschließung 
durch  die  Gewerbebeliördc,  wenn  die  Verurteilung  wegen  irgend  eines  Verbrechens, 
wegen  eines  aus  Gewinnsucht  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  begangenen 
Vergehens  oder  wogen  einer  solchen  Übertretung  oder  «’egen  strafbarer  Krida, 
wegen  Schleichhandels  oder  schwerer  Gcfällsübertretung  erfolgte.  Eine  derartige 
Ausschließung  soll  allerdings  nur  dann  zulässig  sein,  wenn  nach  der  Eigentüm- 
lichkeit des  Gewerbes  im  Zusammenhalt  mit  der  Persönlichkeit  des  Unlernehmere 
und  der  von  ihm  begangenen  strafbaren  Handlung  Mißbrauch  zu  besorgen 
wäre.  Die  Entscheidimg  ist  dem  freien  Ermessen  der  Gewerbebehörde  anheim- 
gcstellt  und  der  Verurteilte  kann  nicht  nur  vom  selbständigen  Betriebe,  sondern 
auch  von  der  Stellvertretung  und  Pachtung  ausgeschlossen  werden.  '•’) 

Soll  der  Eigenart  des  Jugenddelikts,  welchem  auch  die  Schwere  des  Erfolges 
und  die  Verderbtheit  der  Gesinnung  nicht  den  Charakter  der  Tal  eines  Halb- 
reifen benehmen  kann,  Itcehnung  getragen  werden,  so  müßte  man  sich  ent- 
schließen. von  der  Unfähigkeit  zur  Wiedererlangung  der  Ehrenrechte  gänzlich 
abzusehen.““)  Will  man  nicht  so  weil  gehen,  so  wird  es  sich  jedenfalls 
empfehlen,  grundsätzlich  das  Ende  aller  Ehrenfolgen  mit  der  Vollendung  des 
21.  Lebensjahres  einlreten  zu  lassen,  um  den  bereits  straffreien  Jugendlichen 
die  volle  Möglichkeit  wiederzugeben,  ein  taugliches  Mitglied  der  Gesellschaft  zu 
werden.  Teilweise  trägt  solchen  Erwägungen  schon  die  gellende  Gewerbeordnung 
Hcchnung,  wenn  sie  es  in  den  Fällen  der  administrativen  Aussclüießung  der  politi- 
schen Landesslelle  überläßt,  dieselbe  mitltücksiclit  auf  die  längere  tadellose Hallimg 
des  Betroffenen  zu  beheben;  eine  derartige  Bewälirung  ohne  soziale  Unter- 
stützung ist  al)er  bei  Jugendlichen  gerade  in  der  kritischen  Altersstufe  regel- 
mäßig nicht  zu  erwarten. 

Unter  den  Rechtsfolgen,  welche  mit  dem  Jugenddelikt  nach  geltendem  Recht 
verbunden  sein  können,  findet  sich  auch  die  Stellung  unter  Polizeiau  fsicht.  Ist 
darm  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  selbst  bei  Erwachsenen  ein  Mißgriff  zu 

IM)  §§  5 und  1.39  G.  0. 

18S)  Mataja,  Grundriß  des  GewerlrorechU  imd  der  Arbeilerversicherung,  1899,  18. 

1^^)  Nach  Artikel  54-  und  ,55  des  italienischen  Strafgesetzbuches  ist  sowohl  ln  der  Altersstufe 
vom  9.  bis  14.  Lebensjahre  wie  in  der  vom  14.  bis  18.  Lebensjahre  die  Untersagung  der  Bekleidung 
.öffentlicher  Ämter  ausgeschlossen. 
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erblicken,  “*)  weil  die  Polizeiaufsicht  dem  Leumunde  des  entlassenen  Sträflings 
empfindlicli  schadet,  ihm  durch  die  Untersagung  des  Aufenthaltes  an  bestimmten 
Orten  d£is  berufliche  Fortkommen  erschwert  oder  gar  durch  die  Bescliränkung 
auf  die  IleimaLsgemcinde  ihn  zum  SQndeiibock  der  Gomeindegenossen  und  der 
Gemeindebehörden  macht,  so  müssen  die  ungün.stigen  Wirkungen  gerade  bei 
Jugendlichen  den  Verzicht  auf  eine  derartige  Vorbeugung.smaßnahme  recht- 
fertigen.“*)  In  dem  Maße  als  die  moderne  Fürsorgebewegung  die  Unterstützung 
des  Jugendlichen  bei  der  Aufsuchung  geeigneter  Erwcrbsgelegenheiten  erreiclit, 
kann  die  Polizeiaufsicht  durch  die  Unteretellung  unter  die  Aufsicht  einer  privaten 
Fürsorgeorganisation  ersetzt  werden;  wo  sie  derzeit  noch  fehlt,  ist  der 
Mangel  einer  Unterstützung  immer  noch  besser  als  die  Hemmung  des  Fort- 
kommens. 

Nach  Ausscheidung  der  b(;im  Jugenddelikt  unzulässigen  Strafen  und  Präven- 
tivmaßregeln  werden  unter  den  erübrigenden  jene  den  Vorzug  verdienen,  welche 
eine  erziehliche  Wirkung  auf  den  Jugendlichen  gestatten,  ohne  deshalb  den 
Charakter  einer  Strafe  zu  verlieren.  Man  hat  in  dieser  Richtung  den  Venvei.s,  die 
Geldstrafe  und  die  Prügelstrafe  empfohlen. 

Der  Verweis,  welcher  im  österreichischen  Recht  als  Sonderstrafe  bei  der 
Mißhandlung  der  Kinder  durch  ihre  Eltern  und  der  Mündel  durch  ihre  Vor- 
münder“®) und  auch  bei  größeren  Unsittlichkeiten  in  der  Familie*“)  zulässig  ist. 
hat  in  Deutschland  bei  Vergehen  und  Cbertretungcn,  wenn  sie  im  Einzelfalle 
leichterer  Natur  sind,  eine  stets  zunehmende  Anwendung  gefunden  und  ist  durch 
die  3.  Abteilung  des  27.  deutschen  Juristentages  zur  erweiterten  Verwertung 
empfohlen  worden.“®)  Auch  der  schweizerische  Vorenlwurf  von  1903“®)  hat  ihn 
als  Strafmittel  bei  Verbrechen  und  Cbertretungcn  verwertet.  Daß  auch  die  öster- 
reichische Praxis  eine  Neigung  für  denselben  zeigt,  geht  nicht  nur  daraus  hervor, 
daß  die  Zahl  der  Veinrteilungen  zum  Verweise  in  den  letzten  Berichtsjahren  be- 
deutend gestiegen  ist“®)  — allerdings  keineswegs  zum  Verhältnis  der  vermehrten 
Zahl  von  Strafanzeigen  wegen  Kindcrmißhandlung  — sondern  insbesondere 


i®>)  Walitberg,  Das  Prinzip  der  Individnatisienmg  in  der  Strafreciitspflege,  lB6t),  lät. 
Zucker,  Die  Pulizeiaufsicht  nach  Österreichischem  Recht,  Lenz,  Ö.  G.  Z.,  4ö,  äifl;  Finger  in 

Mischler-Ulhrichs  St.  W.  B.,  Artikel  Polizeiaufsicht,  Kompendium  des  österreichischen  Btrafrechtes 
2.  Auflage,  1902,  1,  38k;  Hosenblalt,  Ger.  H.,  39,  57;  Hwgcl,  Straffälligkeit,  160,  will  sie  im 
Anschlüsse  an  Zuchthausstrafen  aufrechterhalten. 

*“)  Das  dem  französischen  Rechte  entnommene  Institut  der  Polizeiaufsicht  ist  in  .seinem 
Ursprungslamle  seit  dem  französischen  Gesetze  vom  27.  Mai  1885,  Artikel  19,  durch  ein  Verbot  des 
Aufenthaltes  an  bestimmten  Orten  ersetzt  und  nach  Artikel  5k  und  55  des  italienischen  Strafge.setz- 
buches  bei  Jugendlichen  imter  18  Jahren  ausgeschlossen. 
iM)  §5  +u  bis  H9  St.  G. 

1«)  § 525  St.  G. 

1«)  27.  D.  J.  T.  4/2,  394.  059. 
tss)  Artikel  14,  § 3 und  Artikel  220. 

*®7)  Vom  Jalire  1895  bis  zum  Jalire  1902  war  die  Zahl  der  Verweise  im  steten  Ansteigen 
begriften  (312,  476,  732,  791,  830,  1105,  1307,  1934);  im  letzten  Berichtsjahre  (1903)  fand  ein 
geringes  Sinken  (auf  1818)  statt,  ö.  St.,  74,  3,  LXXXIl. 
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daraus,  daß  die  Gerichte  in  konstanter  Praxis  auch  hei  Verbrechen  Unmündiger 
{§  äC9  lil.  a St.  G.)  auf  Verweis  erkennen.'**)  obwohl  das  Gesetz  (§  370  St.  G.)  als 
einzige  Strafe  nur  die  der  Verschließung  an  einem  abgesonderten  Verwahrungs- 
orte kennt 

Der  richterliche  Verweis  ist  ein  klassisches  Beispiel  für  ein  Strafmittel,  das 
durch  die  Eigenart  des  Verbrechers  den  Charakter  eines  Obels  völlig  verlieren  kann. 
Gerade  seine  Anwendung  beim  Jugenddelikt  macht  ihn  für  die  Angeklagten  der 
unteren  Volksschichten  ungeeignet,  welchen  das  Verständnis  für  die  Schmälerung 
der  Ehre  in  einem  derart  geringen  Maße  wie  es  beim  Verweise  durch  den  Richter 
in  nichtöffentlicher  Sitzung  der  Pall  ist,  völlig  abgeht.  Ist  er  wegen  des  geringen 
Strafgchaltcs  nur  bei  den  leichtesten  Delikten  zuzulassen,  so  kann  er  bei  der  hier 
vertretenen  Reform  des  Jugendstrafrechtes,  welche  die  öffentliche  Strafe  den 
•schwereren  Graden  des  Verschuldens  vorbehält,  in  welchen  eine  energische 
Züchtigung  geboten  ist,  keinen  Platz  finden.  Wir  haben  auch  bei  der  unbedingten 
Strafnachsicht  die  Waimung  vor  dem  Rückfall  in  das  Verbrechen  dem  Verweise 
vorgezogen. 

Hiezu  kommt  noch,  daß  die  Ausgestaltung  des  Vollzuges  Ijeim  Verweis 
großen  Schwierigkeiten  insofern  begegnet,  als  man  bei  der  Anerkennung  seines 
Strafcharakters  '*•)  gegen  das  Urteil  auf  Verweis  die  Rechtsmittel  im  üblichen 
Umfimge  gestatten  muß  und  dadurch  genötigt  wird,  den  Vollzug  derselben  bi.s  zur 
Rechtskraft  des  Urteils  aufzuschieben.  Verläuft  aber  ein  längerer  Zeitraum 
zwischen  der  Tat  und  dem  Strafvollzüge,  dann  zerfällt  gerade  beim  Verweise  die 
geringe  und  unkontrollierbare  Wirkung  desselben  und  es  entsteht  die  Gefahr,  eine 
leere  Formalität  dem  Jugendlichen  als  Strafe  anrechnen  zu  müssen. 

Was  die  Prügelstrafe  aidangt,  so  wird  dieselbe  in  der  Literatur  noch  leb- 
haft bei  Roheitsdelikte  verfochten'“)  und  es  verdient  Beachtung,  daß  das  an  der 
Spitze  der  Fürsorgebewegung  marschierende  England'*')  dieselbe  auch  bei 
Jugendlichen  bcibehalten,  ja  sogar  ihr  Anwendungsgebiet  in  Dänemark  '*•)  erst 


1^8)  So  lauteten  im  4ahre  190ä  31,  tm  Jahre  11KJ3  49  Urteile  wegen  Verbrechen  UnmQndiger 
auf  Verweis,  ö.  St.,  74,  3,  134  und  209. 

i't®)  Su  I..amniasc)i,  Grundriß,  48. 

150)  MittcUtädt,  Gegen  die  Freiheilsslrafen,  2.  Auflage,  1879, 81 ; Schxnöldcr.  Ger.  S.,  49, 185. 

151)  Nach  tlem  Juvenile  OfTomlcr«  Whipping  .\ct  1862  ist  die  Prilgelstrafe  dort,  wo  sie  nach 
den  CoDsolidalions  Acts  angedroht  ist,  nur  bei  ni&nnliohcn  Jugendlichen  und  dann  nur  einmal 
zulässig,  es  dürfen  bei  Kindern  unter  12  Jahren  nicht  mehr  als  6 Schläge,  bei  Kindern  unter 
14  Jaliren  nicht  mehr  als  12  Schläge  mit  einer  ßirkenrute  verabreicht  werden,  die  Zalil  der  Sclüäge 
bestimmt  das  Urteil.  Nach  dem  Criminal  Law  Amendment  Act  1885  muß  ein  Knabe  unter 
16  Jaliren,  der  mit  einem  Mädchen  unter  13  Jahren  den  Beisclilaf  vollzogen  hat,  zur  Prügelstrafe 
anstatt  der  GeRLiignisstrafe  venirteHt  werden.  Bei  summarischer  Beurteilung  Jugendlicher  unter 
16  Jahren  (ohne  Zuziehung  von  Geschworenen)  kann  die  Pnlgclstrafo  an  die  Stelle  jedes  anderen 
Strafmittels  treten;  ausgenommen  sind  nur  Anklagen  wegen  Tötung  durch  einen  Jugendlichen 
zwischen  12  und  16  Jaliren.  Haixis  Altcnborough,  Principles,  477,  497,  500. 

15S)  Nach  den  9,  29  des  dänischen  Strafgesetzbuches  von  1886  wird  die  Prflgolslrafe  bei 
Pei^onen  mäimlichen  Geschlechtes  zwischen  1.5  und  18  Jaliren  durch  Stockschläge  mH  einem 
spanischen  Hohr  dann  vollzogen,  wenn  der  Veruileilte  nach  Erklärung  des  Arzle.s  eine  solche  Strafe 
verträgt.  Die  Zalil  der  Schläge,  welche  nicht  unter  10  und  nicht  über  25  sein  darf,  wird  ira  ürteUe 
Icstge^elzl;  die  nach  § 29  de**  Strafgeselzbuches  zulässige  Züchtigung  von  Knalien  zwischen  10  und 
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jün^t  erweitert  wurde.  Ist  auch  zuzugeben,  daß  eine  tüchtige  Tracht  Prügel 
gerade  bei  RoheiUdelikten  dem  allgemeinen  Hechtsgefühl  am  meisten  entsprechen 
würden,  so  kann  doch  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Auswahl  der  hiezu  geeig- 
neten Fälle  bei  den  sozialen  Klassengegensätzen  leicht  zum  Anhaltspunkte  für  den 
Vorwurf  der  Klassenjustiz  genommen  werden  könnte,***)  wenn  sie,  was  wohl 
kaum  zu  vermeiden  ist,  dem  richterlichen  Ermessen  überlassen  wird.  Da  ferner 
zu  bedenken  ist,  daß  auch  die  öffentlichePrügelstrafe  wegen  ilircr  starkenWirkung 
auf  das  Ehrgefühl  sich  von  der  im  Hause  oder  während  der  Nacherziehung  voll- 
zogenen **^)  durch  Art  und  Intensität  des  Stratübels  derart  unterscheidet,  daß  sie 
dem  heutigen  Empßnden  als  eine  der  empßndli(’hsten  Strafen  ersclioint,  so  muß 
von  derselben  als  Mittel  der  öffentlichen  Strafe  abgesehen  werden. 

Die  Geldstrafe  ist  von  der  3.  Abteilimg  des  27.  deutschen  Juristentages  zu 
erweiterter  Anwendung  empfohlen  worden,  verdankt  dies  aber  nur  ihrer  angeb- 
lichen Eignung,  die  wirkungslose  kurzzeitige  Freiheitsstrafe  zu  ersetzen. 
Gerade  dagegen  muß  jedoch  Einspruch  erhoben  werden.  Die  Geldstrafe  ist  ein 
Strafmittel,  das  erst  w’irken  kann,  wenn  das  durch  dieselbe  betroffene  Rochtsgut, 
als  Vermögen  oder  Einkommen  beim  Täter  vorhanden  ist.  Setzt  die  Geldstrafe 
Leistungsfähigkeit  des  Verurteilten  voraus,  so  wirkt  sie  selbst  unter  dieser  Voraus- 
setzung nur,  wenn  die  Empfindlichkeit  für  materielle  Einbußen  besteht,  ln  beiden 
Richtungen  ist  aber  der  Jugendliche  nicht  die  geeignetste  Persönlichkeit.  Der 
jugendliche  Gewohnheitsverbrecher  gehört  den  ärmsten  Schichten  der  Bevölkerung 
an,  wird  von  den  EUtem  erhalten  oder  lebt  vom  Taglohne,  ist  daher  regelmäßig 
außer  stände,  Geldstrafen  zu  entrichten.  Die  Gestaltung  von  Ratenzahlungen  ist 
aber  nur  bei  größeren  Strafbeträgen  und  Vermögensbesitz  oder  wenigstens 

14  Jahren  und  von  Mädchen  zwischen  tO  und  12  Jahren  ist  durch  § 15  des  (leselzcs  vom  1.  April 
li)05  aufgehoben  worden.  Nach  § 16  desselben  Gesetzes  ist  jedoch  die  Prflgelslrafc  für  Knaben 
zwischen  14  und  15  Jaltren  zugelassen  und  nur  der  Vollzug  durch  Rutenstreiche  angeordnet  worden. 
Außerdem  ist  die  Prügelstrafe  noch  bei  Personen  niftnnlichcn  Geschlechtes  zwischen  18  und  55 
Jahren  mit  dein  Stocke  bei  der  ersten  und  mit  dem  Tauende  bei  späteren  Züchtigungen  und 
die  Verwendung  derselben  als  Disziplinarstrafe  in  den  Gefängnissen  und  Zwont^arbeitshäusem. 
gestattet.  § 5 des  Gesetzes  von  1905  und  küniglicbe  Verordnung,  belrefTend  Körperstrafe  und  ihre 
Vollziehung  vom  4.  August  1905.  BI.  Gef.  K.,  39,  391. 

liS)  Nachdrücklich  betont  von  v.  Liszt,  Aufsätze  und  V’orträge,  2,  350. 

Nacli  § 13  der  Statuten  für  die  Landesbesserungsonstalt  in  Eggenbiirg  und  § 12  der 
Statuten  für  das  Kaiser  Franz-Josephs-Rettungsliaus  in  Brünn  wird  die  Prügelstrafe  vom  Hausvater 
oder  von  der  Hausmutter  verhängt  und  mit  der  Rute  auf  das  entblößte  Gesäß  vollzogen.  Sie  darf  bei 
Knaben  zehn,  hei  Mädclien  scclis  Streiche  nicht  übersteigen  und  in  einem  Monate  höchstens  dreimal 
vollzogen  werden.  Vor  dem  Vollzüge  der  Züchtigung  ist  stets  das  Gutachten  des  Hausarztes  ein- 
zubolen.  Finger,  Artikel  Zwongsarbeits*  und  Besserungsanstalten  in  Mischler>UU>richs,  0.  St.  W.  B., 
1.  Auflage,  2,  153.  Bei  Beratung  der  beiden  Gesetze  vom  Jalire  1885,  ging  der  StrafgeseUausschiiß 
des  Abgeordnetenhauses  offenbar  von  der  Meinung  aus,  daß  die  Prügelstrafe  auch  während  der 
Anhaltung  in  der  Zwangsarbeils-  und  Besserungsanstalt  derzeit  nicht  zulässig  sei  und  erst  neu 
eingeführt  werden  müsse,  denn  er  schlug  trotz  mehrfacher  Anregung  dieselbe  als  Disziplinar^ttrafe 
für  die  Nacherziehung  nicht  vor,  .da  die  Frage  zunächst  für  Strafanstalten  in  Er\vägung  gezog>-n 
werden  müsse  und  nicht  für  Zwangsarbcitsanstalten  allein  gelöst  werden  solle.”  Dersell)eii 
Meinung  Finger  a-  a.  O.  Aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  and  der  gesetzlichen  Aussclüleßung 
für  den  Strafvollzug  läßt  sich  ein  .\rgument  gegen  die  Zulässigkeit  der  Prügeblrafe  während  der 
Nacherziehung  des  geltenden  Rechtes  nicht  entnelimen. 

II.  21 
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gesiohorlon  Eitikommcnsqupllon  funlich.  Man  vorgißt  zudem  bei  Gestattung  von 
Ratenzahlungen  meistens  gänzlicli,  daß  es  sich  nicht  um  deren  Leistung 
unter  allen  Umständen  liandelt,  wie  bei  der  Eintreibung  privatreclitUcher 
Ansprüche,  sondern  in  erster  Linie  um  den  dadurch  erzielten  psychischen  Ein- 
fl  u ß.  Ist  der  Eintritt  des  Übels  bei  ihrer  ungeteilten  Entrichtung  schon  unsicher, 
so  verliert  sie  jede  sülmende  Kraft,  wenn  diese  problematische  Wirkung  noch 
zerstückelt  wird  und  durch  die  Aufteilung  in  kleine  Vermögenseinbußen  ihre  Straf- 
wirkung überhaupt  zerfließt.  Beim  Jugendlichen  verstärken  sich  die  Schäden  der 
Geldstrafe  und  mindert  sich  die  Aussicht  dieser  Wirkung.  Dem  Jugendlichen  felilt 
in  der  Regel  noch  der  Einblick  in  den  Wert  des  Geldes;  entweder  hat  er  denselben 
überhaupt  noch  nicht  keimen  gelernt  weil  sein  Vermögen  unter  der  Verwaltung 
der  Gewaltliaber  steht,  oder  er  wird  bei  der  Mühseligkeit  des  ersten  Verdienstes 
den  Wert  desselben  bedeutend  überschätzen.  Mit  der  Wegnahme  des  ersten 
Arbeitsverdienstes  wird  dem  Jugendlichen  auch  der  wichtigste  Ansporn  zur  gesell- 
schaftlichen Bewährung  entzogen. 

Envartet  man  aber  von  der  Über  wälzung  der  Geldstrafe  auf  die  Eltern 
des  Jugendlichen  eine  indirekte  Wirknng  auf  diesen  selbst,'**)  so  gibt  man  damit 
die  Strafwirkung  völlig  dem  Konflikt  zwischen  Eigennutz  und  Kindesliebe  bei  den 
Eltern  hin  und  verzichtet  zudem  auf  das  Maß  gerechter  Vergeltung.  Ver- 
mögende und  schwache  Eltern  werden  ihren  Kindern  eine  materielle  Einbuße  nicht 
entgelten  lassen;  arme  und  energische  Eltern  trifft  die  Geldstrafe  ungerechtfertigt, 
wenn  sie  an  dem  Verbrechen  des  Jugendlichen  weder  moralisch  noch  rechtlich 
mitschuldig  sind;  sind  sie  aber  mitschuldig,  dann  hat  das  Kind  die  Ungeschicklich- 
keit des  Erwischtwerdens  zu  büßen. 

Auf  Grund  solcher  Erwägungen  ist  die  Geldstrafe  beim  Jugendlichen  gesetz- 
lich auf  jene  Fälle  zu  beschränken,  in  welchen  sie  aus  dem  Vermögen 
oder  Einkommen  desselben-voraussichtlich  entrichtet  werden  kann. 
Den  liiezu  erforderlichen  Einblick  in  die  wirtschaftliche  Lage  desselben  wird  das 
Gericht  bei  Erhebung  der  fiersönliehen  V'erhältnisse,  die  es  im  reformierten  Straf- 
recht stets  vorzunehmen  hätte,  gewinnen  können. 

So  kommen  wir  nach  Durchsiclit  der  für  das  Jugenddelikt  verfügbaren  Straf- 
mittel zum  Ergebnis,  daß  die  Freiheitsstrafe  nach  wie  vor  im  Mittelpunkt  des 
.Strafensystems  stehen  wird,  wenn  sie  auch  nach  den  anderen  Bewährungsversuchm 
erst  als  ultima  ralio  verwendet  werden  soll. 

Welche  Freiheitsstrafen  in  Hinkunft  dem  Jugendstrafrecht  angehören 
werden,  hängt  einerseits  von  der  Einteilung  der  strafbaren  Handlungen  und 
andrerseits  von  den  Gattungen  der  Freiheitsstrafen  ab,  welche  uns  die  allgemeine 
Strafrechtsreform  brhigen  wird.  Gehen  wir  von  der  Annahme  aus.  daß  das  künftige 
Strafgesetzbuch  nur  zweierlei  Arten  strafbarer  Handlungen,  Verbrechen  und 
Übertretungen  nach  dem  Vorbilde  des  schweizerischen  Entwurfs  kennen  wird 
und  für  Verbrechen  zwei  Arten  von  Freilieitsstrafcn,  Zuchthaus  und  Gefängnis, 
dagegen  für  Übertretungen  nur  eine  Freiheitsstrafe,  die  Haft,  so  müßte  nach  dem 


*.ei)  Appeliiis,  Die  Di-handlung  iugeiidliciier  Verbrocfier  und  venvalirlosler  Kinder,  tS92,  fdl 
Dircklur  Klein,  27.  D.  J.T.  1,  112;  Hoegel,  Ö.  G.  Z.,  55,  315;  Sdmiölder,  Ger.  S.,  19,  193. 
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vorhin  Gesagten  die  Strafe  des  Zuchthauses  beim  Jugenddelikt  sdilechtcrdings 
ausgeschlossen  werden.  Würde  die  Gefängnisstrafe  den  Charakter  einer  im 
Ehrenpunkte  indifferenten  Strafe  tragen,  mit  welcher  nur  im  Bedarfsfälle  durch 
den  Richterspruch  Ehrenfolgen  zu  verknüpfen  wären,  so  müßte  sie  bei  Verbrechen 
Jugendlicher  als  da.s  einzige  Strafmittel  Anwendung  finden,  ohne  daß  die  Ver- 
hängung von  Ehrenfolgen  freizugeben  wäre. 

Es  entsteht  die  weitere  Frage,  ob  der  bisherige  Vorgang  der  Gesetzgebungen 
beim  Jugenddelikt  eine  mildere  Strafe  eintrelon  zu  lassen  in  Hinkunft  beizubehalten 
oder  ob  dem  Beschlüsse  der  3.  Abteilung  des  27.  deutschen  Juristontages  beizu- 
pllichten  sei,  der  gänzliche  Beseitigung  derartiger  Bestimmungen  erfordert,  „weil 
nichts  so  verderblich  sei  für  die  weitere  kriminelle  Entwicklung  der  Jugend  als 
unsere  kurzen  Freiheitsstrafen'.*^*)  Weist  schon  eine  derartige  Begründung 
nur  auf  die  Dringlichkeit  einer  Reform  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  durch  Beseiti- 
gung der  abstumpfenden  Wirkung  und  der  Gefahr  sittlicher  Verderbnis  hin,  so 
muß  sie  dami  als  ungerechtfertigt  erkannt  werden,  wenn  wir  von  der  Vergeltung.s- 
.strafe  nur  das  verlangen,  was  sie  innerhalb  ihrer  der  Schwere  des  Erfolges  und 
<ler  Größe  des  Verschuldens  entsprechenden  Dauer  leisten  kann. 

Tragen  wir  dem  regelmäßig  geminderten  Verschulden  Rechnung,  so  muß 
auch  die  regelmäßige  Dauer  der  Vorgeltungsslrafe  beim  Jugenddelikt  herabgesetzt 
werden.  Die  ausländischen  Gesetzgebungen  haben  entweder  die  schwereren 
Formen  der  Freiheitsstrafe  durch  mildere  ersetzt,  und  die  Maximal-  und 
Minimalgrenze  der  einzelnen  Strafarten  herabgesetzt'*’)  oder  grundsätzliche 
Bestimmungen  über  die  Strafmilderung  beim  Jugenddelikl '**)  aufgestelU.  Die 


»M)  Kiohne,  27.  D.  4.  T.,  i/2,  659. 

Code  penal  fran^ais,  Artiki.-t  67 ; Code  penal  belgo,  Artikel  73;  Italiemscbcs  Strafgesetz- 
buch, Artikel  und  55;  Schweizerischer  VorenUnirf  von  1903.  Artikel  ti,  §3.  Norwegisches 
.'Strafgesetzbuch,  Artikel  55.  In  England  hängt  die  Strafmilderung  mit  der  summarischen  Gerichts- 
barkeit zusammen.  Wenn  die  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes  zur  Aburteilung  des 
JugcndÜchen  ohne  Zuziehung  von  Geschwomen  erteilt  ist,  treten  durchwegs  niedrigere  Straf- 
maxiina  ein.  So  kann  bei  Verbrechen  von  Kindern  unter  12  Jahren  nur  Gefängnis  bis  zu  emein 
Monat  oder  Geldstrafe  bis  zu  iO  Schilling  verhängt  werden  und  der  Richter  kann  jede  Strafe  durch 
PrtgeUtrafe  ersetzen;  bei  jugendlichen  Personen  nach  vollendetem  12.  und  vor  vollendetem 
16.  I^bcnsjahre  darf  — ausgenommen  Anklagen  wegen  Tötung  — die  Goflngnisslrafe  nicht  drei 
Mtmate  und  die  Geldstrafe  nicht  10  £ Qbersteigen,  wobei  neben  oder  anstatt  einer  anderen  Strafe 
körperliche  Züchligmig  eintreten  kann.  Harris- .\ttenborough,  Principlcs,  500.  Nach  dem  schweizeri- 
schen Vorentwurf  von  1903  kann  bei  Verbrechen  nur  Verweis  oder  abgesonderte  Einschließung 
von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  und  bei  Cbortretungen,  Verweis  oder  Buße  bis  zu  20Ü  Kranken 
oder  abgesonderte  Einschließung  bis  zu  acht  Tagen  eintnden.  Artikel  14,  § 3,  226. 

Nach  deutschem  Recht  wird  die  zeitige  Strafe  zwischen  dem  gesetzlichen  Mindestbetrage 
«Irr  angedrohlen  Slrafart  und  der  Hälfte  des  Hoohstbetrages  der  angedrohten  Strafe  bestimmt; 
ist  die  so  bestimmte  Strafe  Zuchthaus,  so  tritt  Gefängnisstrafe  von  gleicher  Dauer  an  ihre  Stelle« 
In  besonders  leichten  Fällen  eines  Vergehens  oder  einer  Übertretung  kann  auch  auf  Verweis 
erkannt  werden.  § 57,  Z.  3 und  4,  R.  St.  G.  B.  Nach  den  36,  37  des  dänischen  Strafgesetzes 
und  § 16  des  Gesetzes  vom  1.  April  1905  ist  die  Strafe  bei  Jugendlichen  zwischen  14  und 
18  Jahren  zur  Hälfte  zu  ermäßigen  und  darf  bei  Jugendlichen  zwischen  14  und  15  Jahren  nicht 
Hessemngshaus  von  zwei  Jahren  und  bei  Jugendlichen  von  15  bis  18  Jahren  nicht  Strafarbeit 
von  acht  Jalircn  überschreiten.  Auch  dürfen  Personen  rvischen  H und  18  Jahren  nicht  zu 
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3.  Abteilung  des  27.  deutschen  Juristcutages  hat  als  Maximum  der  Gefängnisstrafe 
beim  Jugenddelikt  15  Jahre,  als  Minimum,  in  Übereinstimmung  mit  dem  geltenden 
Recht,  fi  Wochen,  vorgeschlagen. 

Wir  haben  bei  der  Schilderung  der  psychologischen  Eigenart  des  Jugend- 
delikls  festgestellt,  daß  sich  bei  demselben  eine  reichere  Stufenleiter  des  I 

Verschuldens  als  beim  gleichartigen  Delikte  des  Erwachsenen  zeigt  und  es  daher  ' 

erforderlich  sein  wird,  die  Anpassung  der  Strafe  an  den  individuellen  Fall  im  I 
höheren  Maße,  als  cs  bisher  möglich  war,  zu  erreichen.  Wollen  wir  mit  der  kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafe,  die  beim  geringen  Verschulden  des  Jugendlichen  unver- 
meidbar ist,  eine  Einwukung  auf  den  Verbrecher  erreichen,  so  können  wir  die  i 
kurzzeitige  Freilieitsstrafe  nur  abschreckend  gestalten,  da  der  Bildungs-  und  I 
Erzichungszwock  üinerhalb  der  Vergcllungsstrafe,  wegen  ihrer  Kürze  und  der 
Unzulänglichkeit  der  Einrichtungen  wie  des  Vollzugspcrsonals  von  vomeherein 
aussichtslos  ist.  Die  kurzzeitige  Freiheitsstrafe  ist  durch  die  möghehste  Heran- 
ziehung der  Einzelhaft  wieder  absclireckcnd  zu  gestalten.  Ist  ihi'e  Einwirkuii;: 
auf  den  Verbrecher  eine  intensivere,  so  kann  sie  kürzer  sein  und  es  winl  sich 
sogar  die  zkufstellung  einer  Maximalgrenze,  etwa  sechs  Monate,  cmpfelüen.  Im 
Gegensätze  dazu  wäre  die  langzeitige  Freiheitsstrafe  dem  Anpassungszwecke 
gemäß  mit  Arbeitszwang  und  Anleitung  zur  Erlernung  eines  Gewerbes,  einer 
landwirlschaftlichon  Beschäftigung  oder  häuslicher  Dienstverrichtung  zu  versehen. 

Zur  Sicherstellung  des  Erfolges  müßle  sie  aber  eine  Mindestgrenze'®*),  etwa 
ein  Jalir,  erhallen,  unter  welche  niemals  herabgegangen  werden  dürfte.  Die  kurz- 
zeitige Freilieitsstrafe  in  ihrer  abschreckenden  Gestalt  kann  sich  aber  nicht  blufl  i 
bei  Übertretungen,  sondern  auch  in  den  leichteren  Füllen  der  Verbrechen 
als  die  gerechte  Strafe  darstellen.  Es  ist  nur  eine  überkommene,  dem  modernen  I 

Empfinden  nicht  mehr  entsprechende  Anschauung,  daß  die  Größe  des  Erfolges  I 

in  erster  Lude  für  die  Natur  des  Verbrechens  und  die  Art  der  Bestrafung  maB-  I 

gebend  sein  muß;  die  Betonung  des  Verschuldens  als  Voraussetzung  der  öffeni-  I 

liehen  Strafe  und  eines  dem  äußeren  Erfolg  mindestens  gleichwertigen  Faktor?  , 

führt  uns  auf  der  einen  Seite  dazu,  zur  Bestrafung  der  Verbrechen  nicht  bloß  | 

die  schwereren  Strafarten,  die  sogenannten  Verbrechensstrafen  allein,  sondern 
auch  die  den  Übertretungen  entsprechenden  geringen  Strafarten,  die  sogenannten 
Obertretungsstrafen  daim  zuzulassen,  wenn  die  Eigenart  des  einzelnen  Falles 
einen  besonderen  niedrigen  Grad  des  Verschuldens  erkennen  läßt.  Umgekehrt 
kommen  wir  dazu,  bei  Übertretungen  nach  mehrfacher  V’orbestrafung,  sonach  im 
wiederholten  Rückfall  auch  jene  Strafen  als  dem  gesteigerten  Verschulden 
entsprechend  zu  erachten,  die  sonst  regelmäßig  nur  aut  Verbrechen  gedroht  siiui. 

Die  konsequente  Individualisierung  in  der  Strafzumessung  darf  sich  nicht  raclu 
allein  in  der  verschiedenen  Dauer  einer  Strafart  erschöpfen,  sondern  es  muß 
dem  Richter  freigestellt  werden,  beim  Vorliegen  des  objektiven  Verbrechens- 

Gefängnis  bei  Wasser  und  Brot  verurteilt  werden;  nach  § 2 des  schwedischen  Gesetzes  rom 
27,  Juni  1902  kann  die  Strafarbeit  auf  die  Hälfte  des  sonst  für  das  Verbrechen  festgesetzten 
Mindestmaßes,  jedoch  nicht  auf  weniger  als  auf  zwei  Monate  herabgesetzt  werden. 

tns)  So  besitzt  in  England  die  penal  senütude  eine  untere  Grenze  von  drei  Jaliren  und  das 
Iniprisoument  eine  obere  Greiae  von  zwei  Jahren,  Vincent,  J.  K.  V.,  13,  936. 
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talbestandes  wegen  des  geringen  Verschuldens  eine  Oberlretungsstrafe  und 
beim  mehrfachen  RQckfall  in  dieselbe  oder  eine  gleichartige  Übertretung  wegen 
des  gesteigerten  Verschuldens  eine  Verbrechensstrafc  zu  verhängen.  Die  Grenz- 
scheide zwischen  Verbrechen  und  Übertretung  kann  nur  als  begriffliche  gerecht- 
fertigt werden  und  muß  gegenüber  dem  allmälilichen  Übergängen  der  Schuld  bei 
ilerselben  Deliktsart  schwinden.  Der  Gedanke,  der  den  österreichischen  Gesetz- 
geber bestimmte,  Diebstahl,  Veruntreuung  und  Betrug  sowie  die  Teilnehmung 
am  Diebstahle  und  der  Venmtreuung  als  V^erbrechcn  oder  Übertretung  zu  quali- 
llzicren,  ist  ein  gesunder  und  nur  die  Abgrenzung  nach  dem  äußerlichen  Moment 
des  beabsichtigten  oder  eingetrelenen  Schadens  widerstreitet  einer  feineren  Auf- 
fassung der  Schwere  des  Verbrechens.  Nicht  nur  übergreifende  Strafsätze  gegen 
verschieden  qualifizierte  Fälle  desselben  Delikts'**),  sondern  auch  die  Androhung 
verschiedener  Strafarten  für  dasselbe  Delikt'*')  könnten  die  Individuali- 
sierung zur  Wahrheit  machen.  Ohne  in  die  EinzcUieiten  dieser  kriminalpolitisehen 
Envägung  hier  eingohea  zu  können,  muß  von  der  Reform  des  Jugendstrafrechtes 
verlangt  werden,  daß  sie  die  Verbrechen  im  engeren  Sinne  bei  geringen 
Graden  des  Verschuldens  mit  der  Haft  oder  wie  sonst  die  Obcrtrelungsstrafe 
heißen  mag  und  bei  Übertretungen  im  Rückfall,  wenn  etwa  der  Täter  wegen 
derselben  oder  gleichartiger  Übertretungen  bereits  zweimal  vorbestraft  ist 
die  Verhängung  der  Geßngnisstrafe  oder  wie  sonst  die  im  Ehrenpunkte  indifferente 
V’erbrechensstrafe  heißen  mag,  gestattet. 

V'ermag  die  Anwendung  derartiger  übergreifender  Strafsätze  und  die  Aus- 
wahl zwischen  verschiedenen  Strafarleu  den  mamiigfachen  Abstufungen  des  Ver- 
schuldens gerecht  zu  werden,  so  entfällt  die  Notwendigkeit  der  Aufstellung 
eines  besonderen  Strafrahmtms  für  dasselbe.  Es  kann  zweifelhaft  sein,  ob  die 
Schuldmindenmg  beim  Jugendlichen  soweit  zu  gehen  vermag,  daß  selbst  die  Ver- 
hängung des  Strafmininiums  noch  zu  hart  erscheint  Einer  allzti  großen  Milde 
brauchen  die  Fälle  nicht  teilhaftig  zu  werden,  in  welchen  nach  der  dem  Richter 
freige.slellten  Nachsicht  die  Bestrafung  wegen  arger  sittlicher  Verderbnis  angebracht 
erschien.  So  dürfte  allen  Erwägungen  eine  Bestimmung  gerecht  werden,  welche 
heim  Jugenddelikt  das  Heraljgehen  unter  das  Mindestmaß  der  einzehien  Straf- 
drohung, jedoch  bei  der  Gefängnisstrafe  nicht  unter  sechs  Monate,  bei  der 
llaftstrafe  nicht  unter  drei  Monate  freistellL 

Als  erster  und  wichtigster  Grundsatz  des  Strafvollzuges  bei  Freiheitsstrafen 
muß  die  grundsätzliche  und  vollständige  Trennung  der  jugendlichen  Verbrecher 
von  den  Erwachsenen  gefordert  werden,  wie  sie  in  Österreich'*“)  und  Deutsch- 
land '••)  öfters  schon  in  Aussicht  gestellt,  aber  noch  nicht  emstlich  in  Angriff 
genommen  wunle.  Des  weiteren  siml  für  die  hier  allein  in  Betracht  kommenden 

'®o)  Lamniasch,  Ö.  ti.  Z.,  55,  30.5. 

Ebenso  Hoegel,  SLraffuUigteit,  147,  der  bei  Verbrechen  ZuchUiausireninjrnis  und 
Han  ebenso  wahlweise  neheneinandergestelU  wissen  will,  als  bei  Vergehen  (ießiignis,  HaH  und 
(leldslrafe. 

'*“)  Reicher,  Försorge,  2,  373. 

'**)  V.  Lisrt,  Aufsülze  und  Vortr.üge,  2,  4G. 
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Strafen  des  Gefängnisses  und  der  Haft  zwei  Prinzipien,  das  der  Einzclliafl  und 
das  des  progressiven  Strafvollzuges,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  Einzelhaft  muß  unter  allen  Verschärfungen  der  Freiheitsstrafe,  welche 
das  geltende  Hecht  kennt,'“)  als  das  wu-ksamsle  Mittel  bezeichnet  werden,  um 
die  kurzzeitige  Freiheitsstrafe  abschreckend  zu  gestalten.  Sie  wird  von  den 
besseren  Elementen  als  Wohltat  empfunden,  weil  sie  vor  der  Gemeinscliaft  mit 
den  verderbten  Elementen  bewalirt  wenlen,  sie  wirkt  bei  verderbteren  im  Simie 
einer  Verschärfung,  weil  sic  ihnen  die  Gesellschaft  gleichgesinnter  Genossen 
entzieht.  Die  Gefahren,  welche  in  der  größeren  Stcrbliclikeit,  in  der  Geistes- 
störung unil  in  Selbstmordversuchen  bestehen  sollen,  haben  sich  nach  den 
Erfahrungen  der  Gefängnishygiene  nicht  als  größer  wie  in  der  Gemeinschafts- 
haft herausgestellt,  sobald  rationelle  Diirchfühning  imd  genögeude  Cberwachung 
gesichert  sind  und  jene  Elemente  ausgeschlossen  werden,  welche  bereits  eine 
Disposition  zur  Geistesstörung  besitzen.'“*)  Ja  man  hat  die  Einzelhaft  bei  Jugend- 
lichen als  einen  wahren  Segen  bezeichnet,  da  sic  relativ  besser  als  von  Erwachsenen 
ertragen  wird.  Unter  Beseitigung  des  krausen  Systems,  welches  dem  geltenden 
Gesetze  ülier  die  Einzelliaft  vom  1.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  43,  zu  Grunde  liegt, 
wäre  die  Einzelliaft  grundsätzlich  bei  kurzzeitigen  Freilieitsstrafen  gegen  jugend- 
liche und  Erstlingsverbrecher  einzuföhren. '**)  Sie  müßte  daim  ausgeschlossen 
werden,  wenn  nach  ärztlichem  Gutachten  eine  Gefalir  für  den  körperhehen  oder 
geistigen  Zustand  des  Gefangenen  zu  befürchten  wäre.  Sie  wäre  beim  Vollzüge 
der  Haftstrafe  bis  zu  drei  Monaten  wälirend  der  geringen  .knhaltungsdauer, 
bei  längerer  Haft  jedenfalls  während  der  ersten  drei  Monate  anzuwenden. 

Hücksichtlich  der  langzeitigen  Freiheitsstrafe  gehört  die  Zukunft  dem 
Progressivsystem.  Der  Gedanke,  den  Verbrecher  während  der  Sü'afe  durch 
eine  Reihe  von  Stufen  aus  der  Enge  der  Eüizelliaft  durch  Gewährung  immer 
größerer  Freiheit  im  Wege  der  Gcmemschaftshaft  und  schUeßlich  der  vorläufigen 
Entlassung  zum  Gebrauche  der  Freiheit  zu  erziehen,  hat  sich  in  England,  Ungarn 
und  Kroatien  besonders  bewälirt.'“’)  Es  hätte  daher  auch  der  Strafvollzug  bei 
langzeitigen  Strafen  gegen  Jugendliche  mit  der  Isolierhaft  während  des  ersten 
Drittels,  durch  mindestens  drei  Monate'““)  und  höchstens  zwei  Jalire  zu 
beginnen,  mit  der  Gemeinschaflshafl  während  des  zweiten  Drittels  anzudauein 


I«)  83  la,  S53,  270  SL  u. 

'“*)  Baer,  Die  Hyirienc  des  GefAagniswesens  im  Handbuch  der  Hygiene  von  Weyl,  1897. 
5/2,  185;  § 2 der  geltenden  Vorschriften  für  die  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafen  in  Gerichtshof- 
geHingnissen,  Justiziuinisterialerlaß  vorn  28.  Februar  1906,  Z.  5468. 

'““)  Geftingiiisordnung  für  die  preußische  Justizverwaltung  vom  21.  Dezember  1889,  Z.  St  W., 
19,  454;  Grundsätze  der  deutschen  Bundesregierungen  vom  Jalire  1897  öher  den  Vollzug  gericht- 
ich  erkannter  Freiheitsstrafen  8 11,  Z.  8t.  W.,  18,  402. 

IST)  AschroU,  Strafensystem  und  Gefllngniswesen  in  England  1887,  50,  277;  Krohne,  Lehr- 
buch der  Gefängniskunde,  1889,  74;  v.  Leitmaier,  Ö.  Gef.  K.,  1890,  36,  44,  139;  Langer,  Der 
progressive  Strafvollzug  in  Ungarn,  Kroatien  und  Bosnien,  1904;  Baer,  Hygiene  194;  Beschlüsse 
der  2.  Sektion  des  Petersburger  Gefängniskongresses  1890.  Actes,  1,  359,  629,  804. 

i"8)  Schweizerischer  Vorentwurf  von  1903.  Artikel  28,  Z.  2,  und  überdies  so  lange  als  es 
das  Gericht  oder  die  Aufsieldsheiiürde  aiiordnet 
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und  beim  Begiim  des  letzten  Drittels  unter  der  Voraussetzung  guter  Führung  mit 
der  vorläufigen  Entlassung  abzuschließen. 

ZiU"  Durchführung  dieser  Fonlerungen  bedürfte  es  für  den  Vollzug  von 
kurzzeitigen  Haftstrafen  der  Errichtung  besonderer  Zentralbezirksgefäng- 
nisse"”') am  Sitze  der  Ocrichlshöfe,  da  sich  die  herrschende  Zersplitterung  des 
Strafvollzuges  bei  den  Arreststrafen  in  kleinen  Bczirksgerichtsgefängnissen  als 
gänzlich  unwirksam  erwiesen  hat.  ln  den  Zentral-Bezirksgerichtsgelaugiussen 
w.'ire  den  jugendlichen  Strällingen  eine  besondere  Abteilung  zuzuweisen. 

Der  Vollzug  der  Arreststrafe  in  einer  Besserungsanstalt  wie  sie  in  den  Justiz- 
ministerialverordnungen  vom  13.  Jänner  1839  und  vom  30.  September  lOO.'i 
zugelasscn  ist,  kann  bei  einer  Reform  des  Jugendstrafrechtes  nicht  aufrecht  erhalten 
werden,  da  man  damit  Gefahr  läuft,  die  charakteristischen  Unterscheidungs- 
merkmale zwischen  Str.afe  und  Nacherziehung  zu  beseitigen;  insbesondere  die 
Verschließung  in  Erziehungsliäuser  und  Asylen  humanitärer  Vereine  kann  kaum 
mehr  als  Strafe  bezeichnet  werden  und  nur  als  letztes  Auskunftsmiltei  gegen  die 
Härten  eines  veralteten  Strafgesetzes  gerechtfertigt  werden. 

Für  die  Einfuhnmg  des  Progressivsystems  wäre  eine  Ausgestaltung  und  Ver- 
mehrung der  Strafanstalten  und  die  Errichtung  eigener  Jugendstrafanstalten  oder 
mindestens  besonderer  Abteilungen  für  Jugendliche  in  allen  Männer-  und  Weiber- 
slrafanstalten  nicht  zu  umgehen.  Die  Schaffung  der  erforderlichen  iknzahl  von 
Isolierzellen  und  die  Einrichtung  von  Werkstätten  und  landwirtschaftlichen  Kolo- 
nien für  den  gemeinsamen  Arbeitsbetrieb  im  zweiten  Stadium  des  progressiven 
Sirafvollzuges  würden  ein  weiteres  Glied  eines  rationellen  Strafvollzuges  bilden. 

Boi  der  Einführung  der  vorläufigen  Entlassung  in  das  österreichische 
Recht  hat  man  sich  darüber  klar  zu  werden,  daß  dieselbe  als  Bestandteil  des 
Progressivsystems  und  nicht  aus  Erwägungen  geschieht,  die  eine  Abkürzung  dtu 
Strafe  im  Gnadenwege  wogen  guter  Führung  als  billig  erscheinen  lassen.  Es 
muß  betont  werden,  daß  zwischen  dem  gnadenweisen  Erlaß  des  Strafrestes  und 
der  vorläufigen  Entlassung  als  Bewährungsversuch  ein  grundsätzlicher  Unter- 
schied besteht.  Bei  letzterer  sind  es  nicht  Erwägungen  der  Billigkeit,  des  Mit- 
leides, der  politischen  Klugheit  oder  persönlicher  Gunst  des  Inhabers  des  Gnaden- 
rechtes, welche  die  urteilsmäßige  Strafzeit  abkürzen,  sondern  die  Entlassung  wird 
dem  Verbrecher  beim  Strafanüitte  in  Aussicht  gestellt,  um  ihn  zur  guten 
Führung  zu  veranlassen,  mid  sie  wird  von  ihm  nach  bewiesener  guter  Führung  als 
ein  Recht  erworben.  Erst  bei  der  Ausgestaltung  der  vorläufigen  Entlassung,  als 
em  durch  gute  Führung  erwerbliches  Recht  des  Sträflings,  wird  sie  zum  Teile 
eines  VoUzugssystems.  Die  historische  Entwicklung  dieser  Idee  läßt  die  Stufen 
deutlich  erkennen.  Der  Übergang  von  der  älteren  Auffassung  als  Gnadcnakt  zur 
Slrafvollzugsma.vime  ist  dort  festzustellen,  wo  die  Entlassung  im  vorhinein  bei 
guter  Führung  in  Aussicht  gestellt  und  beim  Vorliegen  der  ge.setzlichen  Voraus- 
setzungen auch  stets  gewährt  wird. 


Hoojfcl.  Straflallii^keiL  14Ü. 
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In  England”*)  und  Nordamerika'”)  hat  die  Entlassung  noch  den 
älteren  Charakter  des  Gnadenaktes  beibehalten,  da  sie  vom  englischen  König, 
beziehungsweise  vom  Gouverneur  der  Republik  in  Ausübung  seiner  allerdings  be- 
grenzten Gnadenbefugnis  erfolgt.  In  den  europäischen  Gesetzgebungen  hat  man  die 
neuere  Auffassung  der  Strafverkürzung  angenommen  und  die  Justizverwaltung 
als  oberste  Strafvollzugsbehörde  zur  Bewilligung  der  Entlassung  berufen."*) 

Schließlich  muß  daran  erinnert  werden,  daß  die  Abkürzung  der  Strafe  aus 
kriminalpolitischen  Erwägungen  dem  österreichischen  Rechte  bereits  angehörte."*) 
Die  Androhung  oder  Verhängung  absolut  bestimmter  Stiafen,  insbesondere  lebens- 
langer oder  langwieriger  Freiheitsstrafen,  welche  dem  Strafensystem  noch  im 
1 8.  Jahrhundert  beim  V'orherrschen  desAbschreckungsprinzipes  eigentümlich  wareji, 
halte  zu  wiederholten  Begnadigungen  geführt  die  zwar  nur  dem  Mitleid  oder  der 
Billigkeit  entsprangen,  aber  vereinzelt  bereits  dem  Besserungsgedanken  Rech- 
nung trugen.  So  linden  sich  die  ersten  Spuren  der  gnadenweisen  Strafnachsicht 
.bei  Reumütigkeit  und  Lebensbosserung*  bereits  in  Hofresolutionen  des 
angehenden  18.  Jahrhunderts."*)  Noch  die  Theresiana  schied  strafmildernde 
Umstände,  die  im  Rechtswege,  von  solchen,  welche  im  Gnadenwege  in  Betracht 
kommen ; die  Berücksichtigung  der  letzteren  wurde  dem  Richter  versagt  und  aus- 
drücklich der  landesfürstlichen  Macht  allein  Vorbehalten.*’*)  Nachdem  noch  das 
allgemeine  Strafgesetz  Josephs  II.  über  Verbrechen  und  deren  Bestrafung  von 
1787"*)  das  Linderungsverbot  aufrecht  erhalten  hatte,  erteilte  zuerst  die  Kriminal- 
gcrichtsordnung  desselben  Herrschers  von  1788"’)  dem  Obergericht  ein 
delegiertes  Begnadigungsrecht  Die  Begnadigung  im  Rechtswege  konnte 
unter  anderem  dann  erfolgen,  wenn  der  Verurteille  während  der  Strafe  sich 
so  betragen  hat,  .daß  er  nach  dem  Zeugnis  der  Vorgesetzten  dauerhafte  Besserung 
erwarten  läßt*  Die  Konsequenz  der  zahlreichen  absoluten  Strafdrohungen 
fiel  weg,  als  mit  der  neueren  Strafgesetzgebung  die  relativen  Strafdrohungen 
Eingang  fanden.  So  ist  es  keine  Neuerung,  wenn  insbesondere  für 
das  Jugendstrafrecht  die  Einführung  der  Strafkürzung  als  Bestandteil  des  Pro- 
gressivsystems befürwortet  wird. 

Bei  einer  solchen  Auffassung  bedarf  es  gnmdsritzlich  des  Antrages  oder  der 
Zustimmung  des  Sträflings  zu  seiner  Entlassung,  wie  sie  die  kontinentalen 


"*)  Ilarris-AUcnbonmgh,  Priaciples,  39b. 

"I)  Hartmann,  StralrechlspOege.  186. 

>’V)  So  ist  PS  nach  Artikel  3 des  franzäsischen  Gesetzes  vom  14.  August  1835  der  Minister 
des  Irmeni,  nach  Artikel  5 des  belgischen  Gesetzes  vom  31.  Mai  1888  der  Justizminister,  nach 
5)  45  K.  St.  G.  B.  die  oberste  Justizaufsichtsbehörde,  welche  deu  Beschluß  Otter  die  vorläufige  Ent- 
lassung und  deren  Widerruf  auf  Grund  der  Berichte  der  unteren  Strafvollzugsorgane  zu  fasseu 
haben. 

iTS)  Wahlborg,  ö.  G.  Z.,  13,  159.  133. 

•’*)  Insbesondere  Hofresolution  vom  1,5.  Dezember  1712,  welche  die  Mitteilung  einer 
Begnadigung  an  die  StrSllinge  iin  Zuchlhaiisc  vorschrcibt  um  sie  dadurch  zu  gleich  guter  Führung 
.anzufrischen*.  Wahlberg.  130. 

>’*)  Coiistitulio  Criminalis  Theresiana,  Artikel  7.  § 3. 

1’*)  § 13. 

>”)  g 203.  lit.  cl. 
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Gesetzgubungen  noch  als  Rest  dos  früheren  Gnadenchaj-aklors  beibehallen  haben, 
nicht 

Schließlich  wäre  die  vorläufige  Entlassung  im  Rahmen  einer  allen  Sträf- 
lingen zugänglichen  Strafverkürzung  zu  gestatten  und  wären  für  d.as  Jugendstraf- 
recht nur  diejenigen  Änderungen  vorzunehmen,  welche  das  jugendliche  Alter  des 
Sträflings  notwendig  macht.  Rei  Berücksichtigung  der  allgemeinen  und  der  dem 
Jugendstrafrecht  eigentümlichen  Erwägungen  ”*),  kommen  wir  zu  den  nachstehen- 
den Einzelergebnissen. 

Auszuschließen  ist  die  vorläufige  Entlas.sung  bei  der  Haft  als  Ober- 
tretungsstrafe,  da  hier  gerade  die  Verhängung  einer  .Strafe  mit  der  Notwendigkeit 
einer  energischen  Züchtigung  des  Täters  begründet  wurde.  Ihrem  Charakter  nach 
ist  sie  nur  bei  langzeitigen  Freiheitsstrafen  angebracht,  für  welche  bei  Verbrechen 
und  bei  Übertretungen  im  drillen  Rückfälle  die  Gefängnisstrafe  in  Vorschlag 
gebracht  wurde.  Hier  kann  die  gute  Führung  des  Sträflings  die  richterliche 
Ann.ahme  der  Notwendigkeit  einer  längeren  Züchtigung  richtigstellen. 

Da  wr  die  Gefängnisstrafe  mit  einer  Minde.stgrenze  von  einem  Jahre  ver- 
sehen, überdies  beim  Jugenddelikt  ein  Herabgehen  bis  zum  Gefängnis  von  sechs 
Monaten  gestattet  haben,  und  eine  Besserung  beim  jugendlichen  Alter  des  Täters 
schon  innerhalb  kurzer  Frist  nicht  geradezu  au.sge.schlossen  ist,  empfiehlt  es  sich 
nicht,  die  Entlassung  auf  längere  Freiheitsstrafen  zu  beschränken.’™) 

Der  vorläufigen  Entlassung  ist  ferner  der  Charakter  einer  Abkürzung  der 
urteilsmäßigen  Strafe  zu  belassen,  so  daß  beim  Widerruf  derselben  nur  der 
Strafrest  zu  verbüßen  ist;  die  Verlängerung  der  Probezeit  über  den  unver- 
büßten  Rest  der  Freiheitsstrafe  hinaus,  wie  sie  im  belgischen  Recht’“)  und 
im  Entwürfe  Appelius-Krohne-Liszt’*’)  vorgesehen  ist,  bedeutet  eine  Umwand- 
lung der  urteilsmäßigen  Strafe  in  die  tatsächlich  verbüßte  Freiheitsstrafe  und  die 
Bew.ährung  während  der  über  den  Strafrest  hinaus  verlängerten  Probezeit. 
Selbst  wenn  man  die  Entlassung  an  die  Zustimmung  knüpft,  widerspricht  eine 
derartige  Verlängerung  der  Strafe  dem  Richterspruch. 

Die  Verkürzung  der  Freiheitsstrafe  durch  die  vorläufige  Entlassung  kann 
vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  dann  vertreten  werden,  wenn  der  unverbüßte 


NacI»  dom  schweizorischen  Vorentwurf  von  1903  ist  die  vorläufige  Entlassung  bei  Ver- 
breeben  Jugendticher  nicht  vorgesehen,  da  die  Strafe  der  abgesonderten  Einschließung  unter  allen 
Umständen  zwei  Monate  nicht  fibersteigen  darf,  Artikel  1-t.  § 3. 

u>)  § 93  R.  St.  ti.  B.,  Artikel  9 des  franzfisiseheu  Gesetzes  vom  14.  August  1885,  .Artikel  1 
des  belgischen  Gesetzes  vom  31.  Mai  1888.  Artikel  Iti  des  italienischen  Strafgeselzbuches,  nicht 
aber  das  englische  Recht,  welches  die  Licence  bei  Straf  knechtschafl  oder  GelUngnis  (dme  Miudest- 
grenze  zuläßt.  Harris.Attenborough,  Principles,  493, 

ISO)  A'ach  Artikel  4 des  belgischen  Gesetzes  vom  31.  Mai  1888  beträgt  die  Bewrdirungsfrist 
regelmäßig  das  Doppelte  des  bei  der  Entlassung  unverbfißten  Strafrestes,  mindestens  aber  zwei 
Jahre.  Sie  beträgt  fünf  Jalire,  wenn  der  Entlassene  wälircnd  der  letzten  fünf  Jatirc  vor  seiner 
Verurteilung  entweder  eine  mindestens  dreimonatliche  Gefängnisstrafe  als  Rauptstrafe  oder  zwei 
oder  mehrere  Uauptstrafen  von  mindestens  einmonatlicher  Dauer  verbüßt  hat ; eine  infolge  des 
Strafvollzuges  nach  § 9 desselben  Gesetzes  luächgosehenc  Strafe  zählt  nicht. 

toi)  A’ach  § 88  soll  die  Probezeit  bis  zum  Ablauf  der  Strafzeit,  aber  mindestens  drei  Jahre 
dauern  und  während  der  Leistung  der  Militärpflicht  rulien. 
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Strafrest  durch  ein  anderes  aber  gleieliwerliges,  gesetzlich  und  allgemein  gestattetes 
Mittel  staatlicher  Reaktion,  die  Bewährung  in  der  Freiheit  während  des  Restes 
der  urtcilsmälügen  Strafdauer  ersetzt  wird. 

Der  Eintritt  der  vorläufigen  Entlassung  ist  davon  abhängig  zu  machen,  da# 
der  Sträfling  begründete  Aussichten  auf  Bewährung  nach  seinem  Vorleben  und 
seiner  Aufführung  während  der  Strafhaft  bietet.  Sie  muß  daher  entfallen,  wenn 
der  Sträfling  in  derselben  Strafsache  bereits  einmal  vorläufig  entlassen  und  wegen 
Mißbrauch  der  Freiheit  zur  Strafverbüßung  wieder  eingezogen  wurde  oder  wenn 
bereits  einmal  die  bedingte  Aussetzung  eines  Strafurteils  erfolgte  und  die  Strafe 
mangels  Bewähning  vollstreckt  werden  mußte.’**)  Dagegen  empfiehlt  es  sich  bei 
Jugendlichen  nicht,  die  Maßregel  bei  bestimmten  Verbrechen  oder  bei  wieder- 
holtem Rückfall  auszuschließen.*“) 

Ebenso  wenig  dürfte  es  angebracht  sein,  die  Entlassung  davon  abhängig  zu 
machen,  daß  der  Jugendliche  den  Schaden,  den  er  durch  das  Verbrechen  ver- 
ursacht hat,  so  weit  seine  Mittel  dazu  ausreichten,  ersetzt  hat.’*’)  Hinsichtlich  des 
Maßes  der  Strafdauer,  welches  bereits  verstrichen  sein  muß,  damit  die  vor- 
läufige Entlassung  eintreten  kann,  gehen  die  Gesetzgebungen  von  zwei  Erwägungen 
aus.  Da  die  Entlassung  sich  nach  der  Führung  in  der  Strafe  richtet,  muß  es  einer- 
seits von  der  Individualität  des  Einzelfalles  abhängig  sein,  wann  der  Bcwälirungs- 
versneh  unternommen  wird,  andrerseits  muß  aber  die  Einwirkung  der  Strafe  auf 
den  Verbrecher  eine  gewisse  Zeit  gedauert  haben.  So  bestimmen  die  Gesetz- 
gebungen als  Voraussetzung  der  Entlassung  die  Verbüßung  eines  Bruchteiles  der 
urteilsmäßigen  Strafe,  stellen  aber  gleichzeitig  ein  unter  allen  Umständen  zu  ver- 
büßendes Strafminimum  auf. 

Es  genügt  nach  belgischem  Recht’“*)  in  der  Regel:  die  Verbüßung  eines 
Drittels  der  Strafdauer  und  wenigsteas  dreier  Monate, 

nach  französischem  Recht’**)  und  dem  Entwürfe  Appelius-Krolme- 
Liszt’*’):  die  Verbüßung  der  Hälfte,  jedoch  nach  crstcrem,  bei  Strafen  unter  sechs 
Monaten  von  mindestens  drei  Monaten,  nach  letzterem  überhaupt  von  sechs 
Monaten, 

nach  dem  schweizerischen  Vorentwurf  von  1903’*®):  die  Erstehung  von 
zwei  Dritteln  der  Strafzeit  und  wenigstens  eines  Jahres, 


<"S)  Kntwurf  Appclius  Krohne-Lisit  g 83. 

*“*)  Nach  Artikel  16  des  italienischen  Strafgesetabuches  wird  die  bedingte  Freilassung  nicht 
bewilligt:  1.  dem  wegen  eines  der  in  den  Artikeln  2t8  und  406  bis  410  angegebenen  Vergt:hen 
Verurteilten ; 2.  dem  zur  Einschließung  auf  30  Jahre  in  dem  iro  Artikel  59  vorgesehenen  FaUe 
Verurteilten:  3.  dem  wegen  eines  der  in  den  Artikeln  364  bis  368  und  404  angegebenen  Vergehen 
RflckfSUigen;  4.  dem  zum  zrveiteu  Mal  wegen  eines  Vergehens  ROcklAUigen.  falls  derselbe  nt 
einer  Strafe  vorurteill  ist,  w'elche  fünf  Jahre  übersteigt. 

t**)  Schweizerischer  Vorentwarf  von  1903,  Artikel  28.  Z.  4. 
tss)  Artikel  1 des  helgiscben  Gesetzes  vom  31.  Mai  188S. 
i*s)  Artikel  2 des  franzüsiseben  Gesetzes  vom  14.  August  18S5. 

!»V)  8 83. 

>»«)  Artikel  28,  8 4. 
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nach  italienischem  Recht'*®)  die  VerhüBung  von  drei  Vierteln  der  .Strafe 
lind  wenn  die  Strafe  in  Einschließung  besteht,  von  mindestens  drei  Jahren,  oder 
wenn  es  sich  um  Gefängnis  handelt,  von  mindestens  der  H-Ufte  der  Strafe, 

nach  deutschem  Recht'**)  die  Verbüßung  von  drei  Vierteln,  aber  mindestens 
eines  Jahres. 

Beim  Rückfall  erhöhen  das  belgische  und  das  französische  Recht  das 
Minimum  der  Verbüßung  auf  zwei  Drittel  der  Strafdauer  und  mindestens  sechs 
Monate. 

Die  Minima  bei  lebenslangen  Freiheitsstrafen  können  hier  außer  Betracht 
bleiben,  da  diese  beim  Jugenddelikt  ausgeschlossen  sein  sollen. 

Das  englische'*')  und  nordamerikanische'**)  Recht  knüpfen  die 
Torläulige  Entlassung  nicht  an  ein  Mindestmaß  verbüßter  Strafzeit 

Danach  empfiehlt  es  sich,  die  vorläufige  Entlassung  nach  zwei  Dritteln  der 
Strafzeit  und  stets  nach  Verbüßung  einer  sechsmonatlichen  Freiheitsstrafe 
zu  gewähren.  Um  die  Bewährung  zu  erleichtern,  hätte  die  Entlassung  erst  dann  zu 
erfolgen,  wenn  für  das  Unterkommen  des  Jugendlichen  in  einem  Gewerbe,  einem 
landwirtschaftlichen  Berufe  oder  einem  Dienstplatze  vorgesorgt  ist.'**)  Besteht  im 
Gerichtsbezirke  des  Strafvollzugsortes  eine  private  Fürsorgeorganisalion,  so  soll  er 
deren  Aufsicht  unterstellt  werden  können,  ln  Städten  und  in  Industriezentren 
wird  es  erforderiieh  sein,  dem  vorläufig  Entlassenen  zur  Kontrolle  seiner 
Bewährung  die  Pflicht  der  persönlichen  Meldung  bei  der  Orlspolizeibehördo  und 
die  sofortige  Mitteilung  einer  Wohnungsänderung  aufzuerlegen.'*') 

Das  Orgiin,  welches  die  vorläufige  Entiassung  und  den  Widerruf  bei 
schlechter  Führung  auszusprechen  hat,  ist  entweder  wie  nach  englischem  und 
nordamerikanischem  Rechte  die  Begnadiguugsinstanz  oder,  wie  nach  den 
übrigen  Rechten,  die  oberste  Strafvollzugsinstanz.  Soll  die  vorläufige  Entlassung 
als  Teil  des  Progressivsystems  angenommen  werden,  dann  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  eine  Strafvollzugsbehörde  zur  Entscheidung  über 
Blntlassung  und  Widerruf  berufen  ist.  Fraglich  kann  es  nur  sein,  ob  die  oberste 
Vollzugsinstanz,  sonach  in  Österreich  das  Justizministerium,  hiezu  geeignet  wäre. 
Sollte  man  sich  aus  Furcht  vor  der  Abschwächung  der  Generalprävention  zur  Ein- 
führung des  Instituts  in  mäßigen  Grenzen  entscheiden,  dann  dürfte  allerdings  aul 
diesem  Weg  einer  häufigeren  Anwendung  vorgebeugt  sein.  Will  man  aber  die 
Entlassung  zu  einer  systemmäßigen  machen,  dann  müßte  eine  untere  Vollzugs- 
instanz, etwa  der  Vorsteher  der  Strafanstalt  im  Einvernehmen  mit 


1*9)  Artikel  16. 

1»)  § S3  H.  SL  G.  B. 

'*')  Harris-AUenborough,  Principles,  493. 

'**)  Hartinanu,  Strafrechtspflege,  187. 

'**)  Enttvurf  Appelius-Kruhne.Liszt,  § 85;  Schweizerischer  Vorentwurf  von  1903,  Artikel  3:!. 

iM)  Vergl.  die  belgische  Vollzugsvorsctirift  vom  l.  August  1888,  Jules  de  le  Court,  Codes 
Beiges,  19U2,  295. 
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dem  Staatsanwalt  des  Gerichtssprengols,  in  welchem  die  Strafanstalt  liegt,  zu 
ihrer  Handhabung  ausreichen.'®“) 

Entlassung  wie  Widerruf  brauchten  als  Ermessensfragen  des  Strafvollzuges 
keinem  Rechtsmittel  unterworfen  zu  werden. 

Der  Widernif  erfolgt  bei  schlechter  Führung,  worunter  bald  ein  unordent- 
licher Lebenswandel  überhaupt,  bald  die  Verletzung  der  bei  der  Entlassung  auf- 
erlcgten  Verpflichlimgen,  oder  die  Begehimg  einer  strafbaren  Handlung,  bald 
eines  oder  das  andere  genügt.'*®)  ln  Obercinsümmung  mit  dem  Widerrufe  der 
Strafnachsicht  hiltte  auch  bei  der  vorläufigen  Entlassung  der  Widerruf  zu 
erfolgen: 

Sobald  der  Entlassene  den  ihm  auferlegten  Verpnichtungen  zuwider- 
handcit, 

wenn  er  sich  fortgesetzt  dem  Tnmk,  Spiel,  Müßiggang  oder  einem  unsitt- 
lichen Lebenswandel  ergibt, 

oder  wenn  er  eine  neue  strafbai'e  Handlung  begeht. 

Ist  wegen  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  die  Verhaftung  des  vor- 
läufig Entlassenen  erforderlich,  so  empfiehlt  es  sich,  die  vorläufige  Verwahrung 
durch  den  nicht  zu.ständigen  Richter  und  die  Organe  der  Sicherheilsbehörden  ohne 
die  weiteren  Voraussetzungen  des  g 177  St.  P.  O.'®*)  zu  gestatten.  Jede  richter- 
liche Verfolgung  hätte  den  Lauf  der  Bewährungsfrist  zu  hemmen.'®*)  Die  Ver- 
urteilung wegen  der  innerhalb  der  Bewälirungsfrist  begangenen  strafbaren  Hand- 
lung wäre  in  ihrer  Wirkung  dem  Widerrufe  gleichzustellen. 

Würde  die  vorläufige  Entlassung  während  der  Bewährungsfrist  nicht  wider- 
rufen werden,  so  wäre  die  Strafe  als  verbüßt  zu  betrachten,  im  entgegengesetzten 
Falle  wäre  der  noch  nicht  verbüßte  Slrafrest  zu  vollstrecken. 

Wir  haben  bereits  dargelegt,  daß  die  Verknüpfung  von  Ehrenfolgeu  mit 
dem  Jugenddelikt,  wenn  auch  in  beschränkter  Dauer,  als  eine  Härte  erscheint,  die 
mit  der  in  allen  Fällen,  selbst  denen  der  ärgsten  Verderbnis,  gegebenen  Unreife 
des  Charakters  in  Widerspruch  steht,  und  haben  daher  vorgsschlagen,  daß  gegen 
Jugendliche  weder  entehrende  Strafen  verhängt,  noch  an  die  Verhängung  einer  im 
Ehrenpunkt  indifierenlcn  Strafe  im  Einzelfalle  Ehrenfolgen  geknüpft  werden 
sollen.  Damit  entfällt  die  Notwendigkeit,  eine  Aufhebung  von  Ehrenfolgen  beim 
Jugenddelikt  zuzulassen,  wie  es  die  deutsche  Landesgruppe  der  internationalen 
kriminalistischen  Vereinigung  auf  dem  Hamburger  Kongreß  im  Jahre  1905 


Nach  § S-i  des  Entwurfes  AppeliuB-Krohiio-Liszt  kann  Entlassung  und  Widerruf  crfolgrcu 
wenn  der  Vorsteher  der  Strafanstalt,  der  erste  Staatsanwalt  und  der  Vorsitzende  der  Strafkammer 
(los  Landgerichts  darüber  einverstanden  sind.  Falls  der  Vorsitzende  der  Strafkammer  oder  der 
erste  Staatsanwalt  dem  Anträge  des  Anstaltsv<»rstehers  widersprechen,  so  hat  auf  Verlangen  dej 
letzteren  die  oberste  Landcs-Ju.stizaursichtsbehürdc  Ober  die  vorläntige  Entlassung  zu  befinden. 

IM)  § 21.,  U.  St.  ü.  B-;  frnnzflsisehes  Gesotz  von  1885,  Artikel  2;  belgisches  Gesetz  von  l88.i 
Artikel  3;  italienisches  St.  G.  B.,  Artikel  17;  Englisches  Recht.  Harris-Attenborough,  493;  Entwurf 
Appelius-Krulme-Liszt,  § 89;  Schweizerischer  Vorenturf  von  1903,  Artikel  32. 

**•)  Französisches  Gesetz  von  188.5,  Artikel  1 und  i 25  R.  SL  0.  B.;  Entwurf  Appell«^“ 
Krohne-Liszt,  % 91. 

19**)  Entwurf  Appelius-Krohtie<Liszt  § 93. 
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empfohlen  hat.'®*)  Dagegen  ist  allerdings  ein  dringendes  Bedürfnis  danach 
gegeben,  daß  die  Verurteilung  Jugendlicher  nach  guter  Fühnmg  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  jegliche  Rechlwirkung  verliere,  so  daß  der  Erwachsene  in 
Hinkunft  rechtlich  als  nicht  bestraft  anjusehen  ist.®“*)  Den  Makel  des 
Gefängnisses,  und  nur  daran  knüpft  die  öGfentliche  Meinung  die  Ehrenminderung 
und  den  sozialen  Ausschluß  des  Verbrechers,  kann  allerdings  kein  Gesetz 
beseitigen,  weil  darüber  allein  die  Volksstimme  entscheidet;*“’)  aber  die 
Wirkung  der  Strafverbüßung,  daß  der  Verurteilte,  sobald  er  vor  Gericht  oder 
einer  anderen  öffentlichen  Behörde  unter  Wahrheitszwang  aitssagt,  sich  als  vor- 
bestraft selbst  bezeichnen  muß  und  daß  jeder  Dritte,  insbesondere  der  Prozeß- 
gegner oder  eine  der  Parteien  bei  seiner  Einvernahme  ihm  die  frühere  Bestrafung 
zur  Abschwächung  seiner  Glaubwürdigkeit  Vorhalten  darf,  dieser  Nachwirkung 
eines  Jugendstreiches  müßte  durch  soziale  Bewährung  getilgt  werden  können. 

Die  damit  befürwortete  Rehabilitation  hat  eine  längere  geschichtliche  Ent- 
wicklung bereits  hinter  sich.  Die  jüngste  Stufe  in  Frankreich  und  Belgien  *“*)  zeigt 
uns  die  , Rehabilitation  de  droit*  als  Tilgung  aller  rechtlichen  Wirkungen  der 
Verurteilung  an  sich.  Sie  geht  unter,  ohne  irgendwelche  rechtliche  Wirkungen 
mehr  ausüben  zu  können.  Nach  dem  am  weitestgehenden  belgischen  Recht 
bedeutet  dies,  daß  die  Verurteilung  nicht  mehr  für  die  Annahme  des  Rück- 
falles in  Betracht  kommen  kann,  nicht  mehr  die  bedingte  Aussetzung  des 
Strafvollzuges  verhindern  kann  und  nicht  mehr  in  den  Auszügen  des  Straf- 
registers genannt  werden  darf.  Uns  scheint  eine  derartige  Begünstigung  des 
Verurteilten  insofern  zu  weit  zu  gehen,  als  sie  die  Nachwirkungen  der  Ver- 
urteilungen bei  einem  neuerlichen  Verbrechen  des  Täters  ausschließL  Es  erscheint 
nur  notwendig,  dem  gesetzmäßig  lebenden  Täter  wegen  eines  Jugendstreiches 
nicht  Demütigungen  und  Hindernisse  im  Fortkommen  zu  bereiten.  Nur  die 
Beseitigung  der  Bescholtenheit  soll  als  Prämie  dem  gesetzmäßig  Lebenden 
gewährt  werden,  nicht  aber  dom  rückfälligen  Verbrecher.  So  dürfte  es  denn 
genügen,  die  Verurteilung  des  Jugendlichen,  der  sich  keiner  gerichtlich  strafbaren 
Handlung  mehr  schuldig  gemacht  hat,  nach  Ablauf  der  Verjährungsfrist,  aber 
mindestens  zweier  Jahre  und  höchstens  zehn  J.ahre  aus  den  Strafregistern  zu 


’**)  Delatjuis-Polec,  Materialien  zur  Lehre  von  der  Rehabilitation,  J.K.V.,  12, 3.  Beilage,  190-ä, 
Le  Poiltevin,  Goldachmidt,  Grundtvig,  Delatjuis,  J.  K.  V.,  13,  102,  13i,  l il,  145. 

a»)  Lomer,  J.  K.  V.,  6,  393,  und  27.  D.  J.  T.,  4.2,  387;  Delaquis,  J.  K.  V.,  13,  184,  Aschroll, 
J.  K.  V.,  13,  583. 

*“’)  Anders  allerdings  die  Constitutio  Criminalis  Tlteresiana,  Artikel  10,  § 10:  ,Die  gemeine 
Elirlirhmachung  hingegen  hat  flherhaupt  statt  in  allen  Verbrechen,  welrberwegen  in  dem  Urteil 
keine  lAndesrerweisung  beygerucket  ist;  dergestalten,  daß  die  zugezogene  Ehrenmackel 
durch  die  überstandene  Straffe  wiederum  aus  Kraft  Hechtens  von  sich  selbst 
gereiniget  wird;  wo  sodann  das  Halsgericht,  hey  welchem  derThäter  abgeurtlieilet  worden,  nach 
verlittener  Straffzeit  demsellKtn  einen  gerichtlichen  Ehrenschein  zu  ertheilen  schuldig  ist.“ 

*“*)  Französisches  Dekret  vom  18.  April  1848;  Gesetz  vom  3.  Juli  1852,  Gesetz  vom 
14.  August  1885,  Anikel  (534  ebenso  wie  belgisches  Gesetz  vom  25.  April  18%,  Artikel  7, 
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löschen”’)  und  dem  Verarteilten  zu  goslallen,  nach  erfolgter  Löschung  dieselbe  ] 
vor  Gericht  oder  öffentlicher  Behörde  zu  verschweigen,  ohne  sich  einer  falschen  j 

Aussage  oder  des  Meineides  schuldig  zu  machen.  Dies  hätte  allerding.s  zur  , 

Folge,  daß  der  Auszug  aus  dem  Strafregister  die  Verurteilung  nach  ihrer  Löschung 
nicht  mehr  zu  erwähnen  hätte  und  die  Berücksichtigung  ihrer  rechtlichen 
Folgen  durch  das  Gericht  oder  die  öffentliche  Behörde  ausgeschlossen  wäre.  Das 
ist  allerdings  niemals  zu  verhindern,  daß  ein  Dritter,  dessen  Interessen  das 
Bekanntwerdon  der  V'erurteilung  fordern,  sie  zur  Wahrung  seiner  Rechte  vor- 
bringt und  damit  die  Wirkung  der  Löschung  wieder  beseitigt.  Als  undurchführbar 
muß  der  Vorschlag  bezeichnet  werden,  den  einfachen  Vorwurf  der  früheren 
Bestrafung  nach  erfolgter  Rehabilitation  als  Beleidigung  zu  strafen.®“*)  Tatsachen 
sind  unerbittlich. 

Wir  haben  in  diesem  Zusammenhänge  nur  der  öffentlichen  Strafe  gedacht 
die  uns  in  jenen  Fällen  des  Jugenddelikts  unentbehrlich  schien,  in  welchen  eine 
öffentliche  Sühne  wegen  der  Größe  des  Erfolges  und  der  Schwere  des  Ver- 
schuldens unvermeidlich  schien.  Dennoch  kaiui  auch  da  die  sittliche  Verwahr- 
losung des  Täters  als  die  tiefere  Ursache  des  Verbrechens  angenommen  werden 
und  es  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  wenn  nicht  statt  der  Strafe,  so  doch  nach 
der  Strafe  den  Versuch  der  Nacherziehung  zu  unternehmen.  Das  Prinzip  der 
Fürsorge  im  Anschluß  an  die  Strafe  ist  bereits  dom  geltenden  Rechte  bekannt 
und  bedarf  keiner  nälieren  Begründung.  Es  werden  hiefür  jene  Fälle  in  Betracht 
kommen,  wo  wegen  der  Kürze  der  Strafdauer  oder  trotz  längerer  Strafdauer 
wegen  schwerer  Formbarkeit  des  jugendlichen  Charakters  das  durch  den  Slraf- 
vollziig  begonnene  Werk  durch  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt  fortgesetzt  und 
abgeschlossen  werden  soll.  Die  Nacherziehung  ist  vom  Strafgerichte  schon  im 
Urteil  auszusprecheu  und  deren  Vollzug  durch  die  autonome  Landesverwaltung  j 

von  der  politischen  Landesbehördo  zu  überwachen. 

Im  übrigen  hätten  die  Bestimmungen  über  die  Nacherziehung  als  Ersatz  der  | 

Strafe  auch  hier  analoge  Anwendung  zu  linden. 

§6. 

Die  Vo  1 Ire i f e. 

Wir  haben  die  Altersstufe  der  sozialen  Halbreife  mit  dem  18.  Lebensjahre  , 

begrenzt,  obwohl  wir  feststcllten,  daß  der  physiologische  Entwicklungsprozeß  des 
Menschen  regelmäßig  erst  mit  dem  21. 1,ebensjahrc  in  unseren  Zonen  zum  %'öUigen  | 

Abschlüsse  gelangt.  Es  ist  somit  zu  erwägen,  ob  die  letzten  drei  Jahre  der  Aus-  I 

reifung  eine  besondere  strafrechtliche  Behandlung  verdienen.  ' 

Der  27.  D.  J.  T.  beschloß  auf  Auixag  von  Iglfltcr:  ,Die  Strafe  der  Jugendlichen  soll  ans 
den  Strafregistern  gelöscht  werden,  wenn  sie  wöiircnd  einer  Zeit,  welche  der  Veijfilimngsfrist 
entspricht  und  mindestens  zwei  und  höchstens  zehn  Jahre  betrögt,  sich  tadellos  verhalten  haben. 

Damit  soll  nicht  ausgeschlossen  sein,  daß  ähnliche  Maßregeln  auch  für  Erwachsene  ergriffen 
werden.“  D.  J.  T.  4 2,  394. 

2«*)  Oetker,  J K,  V.,  13,  566 

I 
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Das  gellende  österreichisclie  Hecht  schließt  dieTodes-und  die  lebenslange 
Freiheitsstrafe  bis  zur  Erreichung  des  20.  Jahres  aus®**)  und  gestattet  ausdrücklich 
eine  Strafmindorung  innerhalb  des  gesetzlichen  Strafrahmens  bei  Verbrechen, 
während  bei  Übertretungen  eine  solche  zwar  nicht  ausgeschlossen,  aber  auch  im 
Gesetze  nicht  besonders  hervorgehoben  ist*“®) 

Unter  den  au.slündischen  Gesetzgebungen*“’)  hat  das  italienische  Recht 
die  Strafminderung  auch  noch  für  das  Aller  vom  vollendeten  1 6.  bis  zur  Erreichung 
des  2 1 . Lebensjahres  gesetzlich  vorgeschrieben  ;*“*)  der  schweizerische  Vorentwurf 
von  l'J03  verwertet  die  zUtersstufe  zwischen  dem  vollendeten  18.  und  vor  dem 
vollendeten  20.  Jahre  als  allgemeinen  Strafminderungsgrund  bei  Verbrechen,  nicht 
aber  bei  Übertretungen.*“*)  Im  übrigen  wird  in  Frankreich,  Belgien  und 
England  das  Alter  nach  erreichtem  16.  Lebensjahre,  in  Deutschland,  Nor- 
wegen, Schweden  und  Dänemark  das  Aller  nach  vollendetem  18.  Lebensjahre 
für  die  Strafzumessung  nicht  mehr  besonders  envähnt 

Prüfen  wir  die  geistigen  und  sittlichen  Kennzeichen  der  Jugend  nach 
erreichtem  18.  Lebensjahre,  so  zeigt  sich,  daß  mit  der  größeren  geistigen  Einsicht 
sich  häufig  genug  stärkere  sittliche  Verderbnis  paart  und  daß  der  Chai  akter  im 
Guten  und  Bösen  bereits  gefestigt  ist.  Ist  die  geistige  Reife  im  Verhältnis  zu  der 
aller  früheren  Altersstufen  eine  gesteigerte,  so  kann  von  einer  Nachsicht  der  Strafe 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  jugendlichen  Alters  allein  nicht  die  Rede  sein, 
sofern  nicht  der  Slrafersatz  aus  anderen  kriminalpolitischen  Erwägungen,  die  für 
erwachsene  Verbrecher  in  Betracht  kommen,  gerechtfertigt  werden  kann.  Aus  der 
geringen  Formbarkeit  des  Charakters  folgt  der  Ausschluß  einer  Nacherzichung. 
Die  Rechtsvergleichung  lehrt  uns  auch  in  der  Tat,  daß  wir  mit  der  Begrenzung 
des  Einsetzens  öffentlicher  Nacherziehung  durch  das  18.  Lebensjalir  bereits 
äußerst  weit  gegangen  sind.  Damit  stimmen  nur  das  österreichische,  deutsche 
und  schwedische  Recht  überein,  während  nach  dem  dänischen  Recht  bereits 
mit  dem  vollendeten  15.  Ijcbensjahre,  nach  französischem,  belgischem, 
norwegischem,  englischem,  nordamerikanischem  Recht  und  dem 
schweizerischen  Vorentwurf  von  1903  mit  dem  vollendeten  16.  Lebensjahr 
jeder  Anpassungsversuch  entfällt. 

Es  fehlt  aber  auch  jene  Wahrscheinlichkeit  der  geminderten  Schuld,  welche 
uns  das  Alter  um  die  beginnende  Pubertät  berücksichtigenswerl  erscheinen  ließ. 
Mil  dem  18.  Lebensjalir  sind  die  physiologischen  Veränderungen  des  Gcmülslcbens 
bereits  vorüber  und  der  Eintritt  in  das  soziale  Leben  hat  sich  bereits  bei  den  in 
Betracht  kommenden  ärmeren  und  ärmsten  Schichten  der  Bevölkerung  bereits 
vollzogen  und  die  Erkenntnis  wie  die  Berücksichtigung  der  sozialen  Pnichlen  muß 
bereits  gegeben  sein,  wenn  sie  überhaupt  entstehen  sollen. 


*“5)  § 52  St.  ü. 

*»)  |§  «i  und  26t  lit.  a'  Sl.  G. 

Vcrgl.  Note  157 — 159. 

Artikel  56  deg  italienischen  St,  G.  B. 
»!')  Artikel  48,  § 1. 
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Es  empfiehlt  sich  daher,  das  jugendliche  Aller  nach  erreichtem  18.  Lebens- 
jahre bei  der  Aufzälilung  der  Strafzumessungsgründe  im  Gesetze  nicht  mehr  zu 
crwälmen  und  dessen  AVürdigung  dem  Richter  zu  überlassen.  Sollte  aber  jemandem 
die  Todesstrafe  oder  lebenslange  Freiheitsstrafe  auch  in  diesem  Alter  noch  zu 
hart  erscheinen,  so  müßte  bezüglich  erslerer  auf  die  Begnadigung  und  bezüglich 
letzterer  auf  die  bedingte  Entlassung  als  Regulatoren  des  strengen  Rechts  ver- 
wiesen werden. 

Für  den  Strafvollzug  würde  allerdings  unbedingt  geboten  sein,  die  Trennung 
des  Jugendlichen  zwischen  18  und  21  Jaliren  von  den  Erwachsenen  durch  Bildung 
von  Jugendgruppen  gesetzlich  *“’)  vorzuschreiben.  Sollte  auch  dies  wegen  Unzuläng- 
lichkeit der  Mittel  nicht  erreichbar  sein,  so  müßte  es  unter  allen  Umständen  ver- 
mieden werden,  solche  Sträflinge  mit  den  sozial  Halbreifen  in  einer  Gruppe  zu 
vereinigen,  da  die  Gefahr  der  Verderbnis  dieser  durch  jene  eine  besonders  drohende 
ist,  weil  der  unfertige  Charakter  und  das  labile  Geinütsleben  der  Halbreifen 
erfahrungsgemäß  leichter  durch  Allersgenossen,  mögen  sie  auch  um  ein  paar  Jalire 
älter  sein,  beeinflußt  wird  als  durch  Erwachsene. 


III.  Das  Strafverfahren  siegen  Jugendliche  und  dessen 

Reform. 

§7. 

Das  geltende  Recht 

Das  österreichische  Recht  gestattet  ein  Strafverfahren  gegen  Jugendliche 
nicht  vor  dem  beginnenden  11.  Lebensjahre;  in  der  Altersstufe  der  Unmündigkeit 
bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  hat  die  Untersuchung  und  Aburteilung  der 
nur  als  Übertretungen  zurechenbaren  Verbrechen  durch  das  Bezirksgericht 
zu  erfolgen.*'*) 

Der  herrschenden  Praxis  gegenüber  muß  betont  werden,  daß  bei  Unmündigen 
zwar  die  Frage  nach  der  Zurechnungsfähigkeit,  soweit  sie  wegen  der  dieser  Alters- 
stufe eigentümlichen  Unreife  zweifelhaft  sein  könnte,  dem  richterlichen 
Ermessen  durch  die  gesetzliche  Feststellung  der  V'eranlwortlichkeit  für  Verbrechen 
entzogen  ist;  dagegen  unterliegt  die  Zurechnung  zur  Schuld  der  richterlichen 
Prüfung,  insofern  sie  durch  Geistesstörung,  Volltrunkenheit,  Tatirrtum,  unwider- 
stehlichen Zwang  oder  Notwehr  .ausgeschlossen  sein  könnte.*'*)  Liegt  ein  der- 
artiger Schuld-  oder  Strafausschließungsgrund  vor,  so  folgt  Einstellung  der  Vor- 
erhebungen oder  Freispruch  des  Angeklagten,  wenn  es  zur  Hauptverhandlung 
gekommen  ist.  ***) 

Ergeben  die  Vorerhebungen  oder  die  Hauptverh.andlung,  daß  nur  ein  Ver- 
gehen oder  eine  Übertretung  eines  Unmündigen  vorliegt,  so  sclüießt  § 273 


**0)  SchweUerischer  Vorenlwurf  von  1903,  Artikel  33,  § 2.  | 

>11)  §§  237  und  269,  lit.  a St.  0. 

*'*)  §§  2 liU  a— e und  lit.  g St.  G.  i 

***)  Juslizmintsterialerlaß  vom  15.  März  1903,  Z.  1571,  an  die  Oberslaataanwaltschaficn; 

Kass.  H.  tS.  Dezember  1880,  Sammlung  Sr.  1016;  Finger,  Ger.  S.,  49,  209. 

i 

I 


I 
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jede  gerichtliche  Strafe,  aber  nicht  jedes  Strafverfahren  aus.  Dem  Strafrichter 
ist  nur  das  Erkenntnis  über  die  Schuld  entzogen;  dagegen  muß  er  den  Tatbestand 
soweit  aufklüren,  daß  auf  Grand  des  staat.sanwalLschaftlichen  Antrages  entweder 
die  Einstellung  der  Vorerhebungen  oder  Freispruch  des  Angeklagten  im  Haupt- 
verfahren  erfolgen  kann,  weil  die  der  Anklage  zu  Grunde  liegende  Tat  vom  Gesetze 
nicht  mit  Strafe  bedroht  isL**‘)  Da  aber  erst  ein  nach  den  Formen  der  Prozeß- 
ordnung sich  vollziehendes  Verfahren  die  Überzeugung  des  staatsanwaltschafl- 
lichen  Funktionärs  oder  des  Richters  von  der  geltenden  Strafbarkeit  zu  begründen 
vermag,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  es  sich  um  ein  Strafverfahren  im 
Sinne  der  Strafprozeßordming  handelt.*“)  Das  Strafgesetz  bestimmt  ferner,  daß  der- 
artige Handlungen  der  häuslichen  Züchtigung  überlassen  werden  und  veipflichtet 
damit  die  Polizeibehörde,  den  Vollzug  derselben  zu  überwachen  und  sich  darüber 
Klarheit  zu  verschaffen,  ob  die  Voraussetzungen  für  eine  wirksame  häusliche 
Zucht  gegeben  sind.  Damit  wnid  Doppeltes  erforderlich.  Einmal  muß  das  Gericht 
sich  die  Überzeugung  verschaffen,  daß  der  Unmündige  das  Vergehen  oder  die 
Übertretung  überhaupt  begangen  hat,  somit  den  objektiven  Tatbestand  feststellen; 
andernfalls  ist  kein  Anlaß  für  die  häusliche  Züchtigung  und  deren  Überwachung 
durch  die  Polizeibehörde  und  damit  auch  nicht  für  die  Abtretimg  der  Erhebungs- 
akten an  die  Polizeibehörde  gegeben.*'“)  Ebenso  ist  es  kraft  jener  Bestimmung 
notwendig,  daß  die  Polizeibehörde  das  Vergehen  oder  die  Übertretung  des 
Unmündigen  nach  freier  Beweiswürdigung  und  ohne  an  die  Feststellung  des  Straf- 
gerichtes gebunden  zu  sein,  als  erwiesen  annehme,  um  eine  Ahndung  und  Vor- 
keluTing  als  erforderlich  zu  erkennen.  Diese  kann  nun  allerdings  in  einer  Tracht 
Prügel  durch  Polizeiorgane  bestehen.*'*) 

Die  Ahndung  der  Sicherheilsbehörde  sollte  sich  aber  nicht  in  einer  Ein- 
.“^perrung  im  Polizeiarrest  erschöpfen,  da  hier  der  verworfenste  Teil  der  Gesell- 
schaft in  der  Gemeinschaflshafl  angehalten  wird  und  sittliche  Verderbnis  des 
Unmündigen  geradezu  unausweichlich  ist. 

Ebenso  unpa.ssend  ist  die  Verhängung  einer  Geldstrafe  gegen  ein  Kind  in  so 
zartem  Alter.  Es  bleibt  als  einziges  .Mittel  nur  die  Abgabe  in  eine  Besserungs- 
anstalt.***) Vorher  hat  die  Polizeibehörde  eingehende  Ermittlungen  über  die 
persönlichen  Verhältnisse  des  Strafunmündigen  zu  pflegen  und  fcsizustellen,  ob 
die  Ursache  des  Bettels,  der  Landstreicherei,  der  Diebstähle  und  Betrügereien  in 


*1«)  §§  25‘J,  Z.  3,  luid  «7  Sl.  G. 

215)  rtechtsirrtOmtich  die  im  Ertaß  des  Oherlondesgeridiles  in  Prag  vom  1.  Juti  1879, 
Z.  19.120  (Maiizsche  Ausgabe  des  SlrafgeseUes,  SW.  Auflage  zu  § 273),  verdtTeuttichte  Anschauung 
des  Justizministers  und  des  Ministeriums  des  Innern,  daß  die  Vergehen  und  Cberlretiuigen  niclit 
den  Gegenst.and  eines  nach  der  St.  P.  0.  einzulcitenden  Verfatirens  bilden  kbnnen. 

2J*)  Ütwreinstimmend  Waldberg,  J.  Bl.,  9,  63,  99 ; ebenso  im  Ergebnis  Finger,  Oompendium 
1.  153,  n.  1-12.  in  Konsequenz  seiner  Ansrhaunng  Aber  die  Detiktsflihigkeit  UnmAndiger,  wonach 
dieselben  sieb  des  Vergeliens  oder  der  Übertretung  schuidig  werden  und  nur  infolge  eines  Strsf- 
privilegieningsgrundes  straffrei  bleiben. 

*‘>)  Vgl.  n.  7. 

*1*)  ^ 8 des  Gesetzes  vom  21.  Mai  18.S5,  Ft.  G.  Bi.  Nr.  89,  und  § 7 des  Gesetzes  vom  selben 
Datum,  R,  G.  Bl.  Nr.  90. 
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mangelnder  Aufsicht  oder  gar  in  der  Verleitung  durch  die  Eltern,  somit  in  der 
Verwahrlosung  zu  suchen  ist.*'®) 

Nach  erreichtem  14.  Lebensjahre  ist  der  jugendliche  Beschul- 
digte dem  Erwachsenen  völlig  gleichgestellt,  sowohl  was  die  Zu- 
ständigkeitsordnung wie  das  Verfahren  anlangt. 

Hinsichtlich  der  Übertretungen  Jugendlicher  ist  das  Bezirksgericht,  hin- 
sichtlich der  Verbrechen  und  Vergehen  das  Erkcnntnisgericht  zuständig,  sofern 
nicht  nach  der  Natur  des  Deliktes  oder  dessen  konkreter  Gestaltung  die  Schwur- 
gerichtskompetenz eintritl.**") 

Das  geltende  Recht  hat  die  Partei-  und  Prozeßfähigkeit  nicht  geregelt. 
Der  Strafmündige  gilt  als  partei-  und  prozeßfähig  olme  Ausnalime  und  Ein- 
schränkung.**') 

Der  jugendliche  Angeklagte  kann  im  Vorverfahren  allein  und  selbständig 
die  Rechtsmittel  geltend  machen,  insbesondere  gegen  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen des  Untersuchungsrichters  und  der  Ratskammer  Beschwerde  erheben, 
gegen  die  Versetzung  in  den  Anklagestand  Einspruch  erheben,  die  Ladung  von 
neuen  Zeugen  und  Sachverständigen  und  die  Ergänzung  der  Voruntersuchung 
beantragen,  gelehrte  und  Laienrichter  wegen  Befangenheit  ablehnen.***)  ln  der 
Hauptverhandlung  ist  die  Verteidigung  nur  notwendig,  wenn  es  sich  um 
eine  Schwurgerichtssache  oder  eine  Urleilslällung  im  standrechtlichen  Verfahren 
handelt;  nicht  die  Jugend  des  Angeklagten,  sondern  die  feinere  Technik  des 
schwurgerichtlichen  Verfahrens  führt  zur  Beigabe  eines  Verteidigers  für  Erwach- 
sene und  Jugendliche.**’) 

Es  wird  dem  jugendlichen  Beschuldigten  zugemutet,  der  Anklageschrift  eine 
zusammenhängende  Darstellung  des  .Sachverhaltes  entgegenzusetzen,  selbständige 
Anträge  zu  stellen,  den  Anträgen  des  Anklägers  seine  Zustimmung  zu  erteilen  und 
Fragen  an  jede  Auskunftsperson  zu  stellen.***)  Er  soll  insbesondere  die  recht- 
zeitige kunstgerechte  Rüge  vornehmen,  welche  für  die  Geltendmachung  formeller 


*1*)  Justizminislorialcrlaß  vom  23.  Juli  190*,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  13. 
s»)  88  9,  13  51.  P.  0.,  .\rtikcl  VI,  E.  G.  z.  St.  P.  O. 

2*t)  Auch  für  den  Strafprozeß  kann  der  Begriff  der  Partei-  und  Prozeßfähigkeit  mit  Nutzen 
aufgestcHt  werden,  wemt  man  sich  vor  Augen  hält,  daß  die  Analogie  mit  dem  Zivilprozeß  keine 
vollständige  sein  kann,  da  der  Angeklagte  nicht  nur  Träger  von  prozessualen  Hechten  und 
Pflichten  ist,  die  aus  seiner  Parteistellung  fließen,  sondern  außerdem  und  mit  Beeinträchtigung 
seiner  Parteistellung  auch  noch  als  Beweismittel  und  mßgliches  Objekt  der  Strafvoll- 
streckung in  Betracht  kommt.  Parteifähigkeit  ist  dann  die  Fähigkeit,  Träger  von  prozessualen 
Rechten  und  Pflichten  im  Strafverfahreu  zu  sein ; Prozeßfähigkeit,  die  Fähigkeit,  prozessuale 
Handlungen  mit  rechüicher  Wirksamkeit  seihst  vorzunehmen.  Für  beide  Begriffe:  v.  Kries,  Lehr- 
buch des  deutschen  Stmfprozeßrechtes,  1892,  187;  Bennecke-Beling,  Lehrbuch  des  deutschen 
Strafprozeßrechtes,  1900,  120;  Birkmeyer,  Deutsches  Strafprozeßrecht,  1898,  297;  Glaser,  Hand- 
buch des  deutschen  Strafprozesses,  1885,  2,  196;  Storch,  Z,  f.  Pr.  ö.  R-,  16,  322.  Unerwähnt  bei 
Ullmann,  Lehrbuch  des  üstcrreichischen  Strafprozeßrechtes,  2.  Aufl-,  1882,  u.  bei  Rulf,  Der  österr. 
Strafprozeß,  3.  Auf!.,  1895, 

2«)  88  "S.  113.  208,  222,  22k  St.  P.  O. 
zzz)  §8  kt,  3kt,  Z.  2,  klO  SL  P.  0. 

2=‘)  88  2«,  219  St.  P.  0. 
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Nichtigkeitsgründe  ei-forderlich  ist.*’^)  Im  Gerichtshofverfahren  ist  die  Fällung 
des  Erkenntnisses  in  Anwesenheit  des  jugendlichen  Angeklagten  zulässig,  wenn 
es  sich  um  ein  höchstens  mit  fünfjähriger  Freiheitsstrafe  bedrohtes  Verbrechen 
oder  um  ein  Vergehen  handelt  und  der  Angeklagte,  dem  die  Vorladung  zur  Haupt- 
verhandlung persönlich  zugestellt  wurde,  bereits  in  der  Voruntersuchung  ver- 
nommen wurde.*”)  Auch  im  bezirksgerichtlichen  Verfahren  ist  das  persönliche 
Erscheinen  des  Jugendlichen  nicht  unbedingt  geboten,  sondern  nur  dem  Gerichte 
die  Erzwingung  des  persönlichen  Erscheinens  vor  dem  Gerichte  freigestclit,  wenn 
es  dasselbe  im  Interesse  der  Wahrheitserforschung  nötig  findet,***)  sonst  kann 
Verfahren  und  Urteilsfällung  in  Abwesenheit  des  Jugendlichen  ohne 
Zuziehung  eines  gesetzlichen  Vertreters  oder  eines  Verteidigers 
erfolgen.  Das  Mandatsverfahren  ist  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  des 
Beschuldigten  zulässig.***)  In  der  Geltendmachung  der  Rechtsmittel  gegen  das 
Urteil  ist  der  Jugendliche  gleichfalls  selbständig.  Die  Schutzbedürfligkeit  des 
Beschuldigten,  welcher  sich  auf  das  geltende  Recht  grundsätzlich  nicht  verschließt, 
haben  nur  in  jenen  Ansätzen  Ausdruck  gefunden,  welche  die  Unterstützung 
durch  einen  Verteidiger  oder  durch  die  gesetzlichen  Vertreter  zulassen. 

Was  zunächst  die  Verteidigung  des  JugendUchen  anlangt,  so  kann  sich 
dieser  selbst  in  allen  Strafsachen  eines  Verteidigers  bedienen,  wenn  er  oder  seine 
gesetzlichen  Vertreter  das  hiefür  erforderliche  Honorar  zu  leisten  im  stände 
sind.***).  Ist  der  Jugendliche  nach  seinen  dem  Gerichte  bekannten  Verhältnissen 
nicht  im  stände,  die  Verteidigungskosten  aus  Eigenem  zu  zahlen,  so  ist  ihm  auf 
sein  Verlangen  zur  Ausführung  bestimmter,  von  ihm  angemeldeter  Rechts- 
mittel und  zur  Begründung  des  von  ihm  angemeldeten  Einspruches  gegen  die 
Anklageschrift  sowie  für  die  Hauptverhandlung  vom  Gericht  ein  Armenvertreter 
beizugeben.’*”)  Daraus  folgt,  daß  dem  Jugendlichen  nicht  von  Amts  wegen  ein 
Verteidiger  beigegeben  wird,  sondern  ein  Verlangen  desselben  erforderlich  ist, 
das  niemand  anderer  für  ihn,  insbesondere  auch  nicht  der  gesetzhehe  Vertreter 
stellen  kann.”')  Die  Beigabe  des  Armenverteidigers  erfolgt  ferner  für  das  Vor- 
verfahren nicht  zur  Vertretung  des  Jugendlichen  in  allen  notwendigen  Prozeß- 
handlimgen;  der  Armenverteidiger  wird  vielmehr  nur  zur  Ausführung  derjenigen 
Rechtsmittel  beigegeben,  welche  der  Jugendliche  selbst  angemeldet  hat,  und 
zur  Begründung  des  auch  nur  vom  Jugendlichen  anzumeldendcn  Einspruches 
gegen  die  Anklageschrift.  Der  Geschäftskreis  des  Verteidigers  ist  insoweit  ein 
beschränkter,  als  er  seine  Intervention  von  dem  Ersätze  der  Barauslagen,  die  ihm 
allein  aus  dem  Staatsschätze  gebühren,’**)  abhängig  macht  und  auf  ein  Honorar 


«5)  §8  äsl,  Z.  1 u.  .W*.  Z.  1 Si.  f.  0. 
s«i)  8 St.  P.  O. 

»«)  88  455,  459  St.  P.  O. 

»**)  § 460  SL  P.  0. 

«»)  § 39,  .äbsau  1 St.  P.  0. 

*w>)  8 41.  Absatz  3 St.  P.  O. 

231)  Dagegen  Husenblatt  ohne  ausreichende  (irtlnde,  Ö.  ü.  Z.,  54,  378;  mit  der  im  Text  ver- 
tretenen Ansehauung  übereinstimmend  Storch,  Z.  Pr.  Ö.  H.,  16,  32S. 

232)  8 391,  Absatz  2 St.  P.  O. 

22* 
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bei  der  Mittellosigkeit  des  Angeklagten  verzichtet.  Legitimiert  ist  er  allerdings, 
da  seine  Vollmacht  keinen  Beschränkungen  unterliegt,***)  auch  zu  jenen  ProzeE- 
handlungen,  die  ihm  kraft  eigenen  Rechtes  zustehen,  so  insbesondere  zur 
Anwesenheit  bei  jenen  gerichtlichen  Akten,  welche  unmittelbar  die  Feststellung 
des  Tatbestandes  betreffen  und  eine  spätere  VVicderholmig  nicht  zulassen.***) 
Doch  kann  er  in  dieser  Funktion  nicht  einmal  Ersatz  der  Barauslagen  bean- 
spruchen. Erst  bei  der  Hauptverhandlung  steht  dem  Armenverteidiger  die  Aus- 
wahl unter  den  Prozeßhandlungcn  frei  und  kann  er  den  Ersatz  der  Barauslagen 
für  jede  zweckmäßige  Prozeßhandlung  beanspruchen.  Da  der  Jugendliche 
unerfahren  und  rechtsunwissend  ist,  entbehren  beide  Befugnisse,  einen  Armen- 
vertroter  zu  verlangen  und  Rechtsmittel  anzumelden,  der  praktischen  Bedeutung. 
Der  auf  Kosten  des  Beschuldigten  bestellte  wie  der  Armenverteidiger  besitzen  im 
übrigen  eine  Generalvollmacht  und  körmen  somit  den  Jugendlichen  in  allen 
Prozeßhandlungen  vertreten,  bei  welchen  eine  Vertretung  nicht  durch  die  Natur 
der  Sache,  wie  beispielsweise  bei  der  Vernehmung  oder  durch  eine  gesetzliche 
Bestimmung  .ausgeschlossen  ist.***)  Die  Vertreterqualitüt  des  Verteidigers  tritt 
dann  zu  Tage,  wenn  der  jugendliche  Beschuldigte  den  Prozeßhandlungen  des 
Verteidigers  widerspricht  oder  sie  widerruft,  in  welchem  Falle  er  ihnen  alle  Wirk- 
samkeit benimmt.  Kann  somit  der  Verteidiger  Rechtsmittel  an  Stelle  des  Jugend- 
lichen anmelden  und  ausfüliren,  so  übt  er  diese  Befugnis  nicht  kraft  eigenen 
Rechtes,  sondern  nur  als  Vertreter  des  Angeklagten  aus.*®*)  Man  slehL  daß  dem 
Jugendlichen  trotz  der  Bestellung  eines  Verteidigers  die  unbeschränkte  Disposition 
über  seine  Prozeßrechte  zusteht  und  Unkenntnis  wie  Eigensinn  von  den  verderb- 
lichsten Folgen  begleitet  sein  köimen. 

Es  kommt  somit  dem  V'erteidiger  kein  selbständiges,  vom  Willen  des 
Jugendlichen  unabhängiges  Recht  auf  Stellung  von  Anträgen,  Einlegung  von 
Rechtsmitteln  und  anderen  den  Interessen  seines  Klienten  förderlichen  Prozeß- 
handlungen zu. 

Vom  Verteidiger  abgesehen  k;mn  eine  Stellvertretung  des  Jugendlichen  nur 
in  zwei  Fällen,  insbesondere  aber  bei  den  Hauptverhandlungen  in  Cbertretungs- 
sachen  Platz  greifen.*®’)  Hier  ist  die  Geringfügigkeit  der  strafbaren  Handlung  der 
Anlaß,  daß  der  Jugendliche  sich  durch  einen  Machthaber  mit  einer  besonderen 
Vollmacht  mit  der  Wirkung  vertreten  lassen  kann,***)  daß  dieser  an  seiner  Stelle 
vernommen  werden  kann  und  sogar  für  ihn  ein  Geständnis  ablegen  kann.  Doch 
ist  auch  diese  Vertretung  auf  die  Hauptverhandlung  beschränkt  und  gewährt 
insbesondere  keine  Befugnis  zur  Einlegung  der  Rechtsmittel  für  den  Beschuldigten. 

MS)  § it  Si.  P.  0. 

SM)  g 45  Si.  P.  0. 

***)  8§  4t.  .Vl)sslz  3,  u.  7U,  Absatz  1,  St.  P.  0. 

»so^  Storch,  Z.  Pr.  Ö.  K.,  16,  338. 

Mt)  Der  andere  Fall  ist  die  Stclivertretung  in  der  Entgegenuahme  aiier  Ladungen  mit  .4ns 
nähme  der  lür  die  Hauptverhandlung,  70.  Absatz  1,  u.  80  üsl.  P.  0. 

23«)  § 153  SI.  P:  0. 
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Außer  dem  Verleidifier  kann  keine  andere  Person,  insbesondere  auch  nicht 
der  Vater  oder  ein  anderer  gesetzlicher  Vertreter  Rechtsmittel  in  Vertretung 
des  Jugendlichen  geltend  machen.  Niemand  kann  anstatt  des  Beschuldigten 
im  Vorverfahren  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  gegen  Entscheidungen  oder 
Verfügungen  des  Untersuchungsrichters  oder  der  Ratskammer  anmclden;  niemand 
k.ann  an  seiner  Stelle  Ein-spruch  gegen  die  Versetzung  in  den  Anklagestand 
erheben,  niemand  kann  anstatt  des  Beschuldigten  Rechtsmittel  gegen  das  End- 
iirteil  geltend  machen.“*) 

Dem  widerstreitet  nicht  die  Befugnis  dritter  Personen,  welche  außer  den 
Minderjührigen  und  sogar  wider  seinen  Willen  zur  Geltcndmachiuig  der  Rechts- 
mittel zu  Gunsten  des  Verurteilten  befugt  sind.  Nach  § 39,  Absatz  2 k.ann  der 
Gewalthaber  eines  Minderjülirigen  selb.st  wider  dessen  Willen  einen  Verteidiger 
bestellen;  nach  den  gg  282,  Absatz  1,  283,  Absatz  1,  354,  465,  Absatz  1,  können 
bestimmte  dritte  Personen  die  Rechtsmittel  gegen  Endurteile,  mitunter  sogar 
wider  den  Willen  des  Beschuldigten,  geltend  machen. 

Die  Rechte  dieser  Personen  sind  selbständige,  von  den  Verteidigungs- 
rechten des  Beschuldigten  unabhängige,  daher  originäre  Verteidigungsrechte.**“) 
Bei  Beschuldigten  in  der  Altersstufe  der  Halbreife  von  14  bis  18  J.ahren  ergeben 
sich  daraus  folgende  Einzelheiten. 

Zur  Bestellung  eines  Verteidigers  shid  der  eheliche  Vater,  Vormund  oder 
Kurator,  nicht  der  uneheliche  Vater,**')  wohl  aber  der  Adoptivvater  befugt,  falls 
nicht  der  Cberg.ing  der  väterlichen  Gewalt  auf  denselben  vertragsmäßig  aus- 
geschlossen wurde.***)  Weiter  ist  der  Kreis  der  berechtigten  Personen  bei  dem 
Recht  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln  gezogen.  Hier  kommt  die  Nichtigkeits- 
beschwerde sonne  die  Berufung  im  Gerichtshofverfahren,  die  Berufung  im  bezirks- 
gericlitlichcn  Verfahren  und  die  Wiederaufnahme  in  allen  Verfahrensarten  dem 
ehelichen  und  imehelichen  Vater,  der  ehelichen  wie  der  unehelichen  Mutter  und 
den  Adopliveltcm  zu.  Außer  diesen  durch  die  Worte  .Eltern  und  Verwandte 
aufsteigender  Linie*  umfaßten  Personen***)  kommt  nur  noch  der  Vormund  in 
Betracht.***)  Der  originäre  Charakter  der  Rechtsmitlelbefugnis  sowie  die  aus- 
drückliche Bestimmung  des  Gesetzes***)  bedingen  es,  daß  ein  Widerspruch  des 
Minderjährigen  gegen  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  oder  ein  Verzicht  rechtlich 
belanglos  ist.  Die  Bercclitigten  machen  die  Rechtsmittel  kraft  eigenen  Rechtes 
geltend. 


***)  In  äbcnteusciuler  Dcivclsfülirung  Storch,  Z.  Pr.  Ö.  H.,  16,  31-3;  ebenso  Hulf,  Die  Praxis 
des  Ö.  yi.  P,,  1878,  46;  Hosenblatt,  0.  tt.  Z.,  3t,  37S;  Varsba,  Die  Verteidigung  in  ytrafsaclien, 
1878,  422;  dagegen  Utlniann,  Lehrbuch  des  Ö.  8t.  P.  H..  2.  Aufl.  1882,  326,  755;  8.  Mayer,  Hand- 
buch., 3,  5*J7. 

*«)  v.  Waser,  Ö.  U.  Z.,  13,  340;  Storcli.  Z.  Pr.  Ö.  H.,  10,  345,  363. 

**■)  S 166  a.  b.  G.  B. 

2*2)  SS  182-184  a.  b.  G.  B. 

219)  § 282  St.  P.  0. 

2*1)  Storch.  Z.  Pr.  Ö.  H.,  16,  347,  350. 

2i'*)  § 282  8t.  P.  O.:  Gegen  seinen  Willen  aller  nur  ini  Falle  der  Minderjährigkeit  von  den 
Eltern  und  vom  Vormunde. 
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Gelangt  der  Staatsiuiwalt  in  die  Kenntnis  eines  Umstandes,  welcher  einen 
Antrag  auf  Wicderaufnalime  des  Strafverfalirens  zu  Gimsten  des  Verurteilten 
begründen  kaim,  *“)  so  ist  er  verpflichtet,  außer  dem  Angeklagten  auch  noch  die 
übrigen  antrag.sherechtigten  Personen  zu  verständigen  oder  selbst  den  Antrag  zu 
stellen.  Bei  den  übrigen  Rechtsmitteln  ist  der  Staatsanwalt  befugt,  sie  selbst 
jedoch  nicht  gegen  den  Willen  des  Minderjälirigen  geltend  zu  machen. 

Im  übrigen  geht  die  geltende  Strafprozeßordnung  offenbar  von  dem  Grund- 
sätze aus,  daß  es  die  Pflicht  aller  am  Strafverfahren  beteiligten  Behörden  ist,  die 
zur  Verteidigung  des  Beschuldigten  dienenden  Umstände  mit  gleicher  Sorgfalt 
wie  die  zu  seiner  Belastung  dienenden  zu  berücksichtigen  und  den  Beschuldigten 
auch  dort,  wo  es  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  über  seine  Rechte  zu 
belehren,  **•)  auch  bei  jugendlichen  Beschuldigten  hinreicht  und  überdies  die 
Pflicht  zur  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit  einen  wirksamen  Schutz  für  den 
Beschuldigten  bedeutet. 

Dieselben  Gründe,  welche  die  Fürsorgebew'Cgung  zu  Gunsten  der  venvahr- 
losten  Jugend  ausgelöst  haben,  insbesondere  das  allseitig  empfundene  Bedürfnis, 
dem  jugendlichen  Verbrecher  die  seiner  Individualität  entsprechende  Behandlung 
zu  teil  werden  zu  lassen,  haben  dazu  geführt,  auch  im  Strafverfahren  an  die  Stelle 
des  freiwilligen  Schutzes  vor  den  Gefahren  desselben  durch  Eltern  oder  V'ormimd 
den  öffentlichen  Schutz  im  Interesse  und  auf  Kosten  der  Gesamtheit  zu  setzen. 
Die  Beibehaltung  der  allgemeinen  ZiiständigkeiLsordnimg  und  des  regelmäßigen 
Verfahrens  beim  Jugenddelikt  ergeben  eine  Reihe  von  Bedenken,  die  aus  der 
Unreife  des  Angeklagten  abgeleitet  sind. 

In  erster  Linie  kommen  jene  Wirkungen  in  Betracht,  welche  der  reformierte 
Anklageprozeß  mit  der  erweiterten  Parteistellung  des  Angeklagten  hervorruft.  Ist 
es  schon  für  den  Erwachsenen  schwierig,  ohne  Unteretützimg  eines  rechtsgelehrten 
Verteidigers,  die  Gleichstellung  mit  dem  berufsmäßig  ausgebildeten  Staatsanwalt 
zur  Wahrheit  zu  machen,  so  vergrößern  sich  die  Gefaliren  einer  Benachteiligung 
beim  JugendUchen,  dem  sein  Schicksal  in  sittlicher  und  sozialer  Beziehung  völlig 
unbeschränkt  in  die  Hand  gegeben  isL  wenn  nicht  seine  Gewalthaber  für  die  mit 
Kosten  verbundene  Verteidigung  vorgesergt  haben.  Die  Bestellung  eines  Ver- 
teidigers von  Amts  wegen  aber  ist  im  ordentlichen  Strafverfahren  nur  bei  Schwur- 
gericbtsfällen  und  erst  da  nach  der  Vernehmung  des  Angeklagten  bei  Rechtskraft 
der  Anklage  und  außerdem  für  den  öffentlichen  Gerichtstag  vor  dem  Kassations- 
hofe  sowie  im  standrechtlichen  Verfahren  geboten,  "““j  Gibt  im  materiellen  Straf- 

§ 353  St.  P.  0. 

MJ)  § 351  St.  P.  O. 

V**)  § 3 St.  P.  O.,  abgesehen  von  den  Ffülen,  in  welchen  die  Belehrung  besonders  vor- 
geschrieben ist.  §§  11,  SOS,  S09,  S45,  368,  397,  403,  461, 167  St.  P.  O. 

Schmöider.üer.  S.,19,  lüObisSOl ; Buddee,  üer.  S.,  53,  9S6;  Appelius,  Behandlung,  130: 
Flandin,  J.  K.  V.,  6,  309;  VidaJ-Naquet,  J.  K.  V.,  6,  399;  Moldenhawer,  J.  K.  V.,  6, 155;  v.  Weinrich, 
J.  K.  V.,  7,  176;  Slräiüi,  J.  K.  V.,  12,  423,  424;  Kalil,  26.  D.  J.  T.,  3,  229;  Aschrott,  26.  D.  J.  T., 
255,  256;  Direktor  Klein,  27.  D.  J.  T.,  1,  119;  Krohne,  27.  D.  J.  T.,  4/2,  338;  KOlme,  D.  J.  Z.,  10, 
579;  Brückmann,  Z.  SL  W.,  25,  942;  Hoegei,  StrafUltligkeit,  189;  Baenireither,  Jugendfürsorge. 
159;  Buddee,  D.  J.  Z.,  11,  630. 

V»)  41,  220,  347,  440  St.  P.  0. 
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recht  das  unfertige  Wissen,  die  mangelnde  Erfahrung  und  die  schwankende 
Gemfitslage  des  in  der  geistigen  Entwicklung  Begriffenen  den  Anlaß  zu  Sonder- 
normen ab,  so  kann  auch  im  Strafverfahren  die  selbstSndige  Stellung  des  Jugend- 
lichen nicht  ohne  Gefahren  bicihcn.  Ist  es  fast  unbegreiflieh,  daß  der  Zehnjährige 
wegen  der  als  Übertretungen  zurechenbaren  Verbrechen  bereits  als  Prozeßpartei 
vor  Gericht  erscheinen  kann,  so  muß  auch  nach  V'ollendung  des  14.  Lebensjahres 
die  Selbständigkeit  des  jugendlichen  Angeklagten  als  eine  Singularität  erscheinen. 
Während  der  kaum  der  Schule  Entwachsene  als  Lehrhng  oder  Gehilfe,  als  Tag- 
löhner oder  Dienstbote  den  Weisungen  des  Lehr-  oder  Dienstherrn  mvbedingt 
unterworfen  ist,  wird  dasselbe  Individuum  in  dem  Momente,  in  welchem  cs  viel- 
leicht aus  jugendlichen  Beweggründen  das  Strafgesetz  übertreten  hat.  zum  selb- 
ständigen Herrn  seines  Schicksals.  Während  die  Dienstbotenordnungen,  die 
Arbeiterschutzgcselze,  die  gewerbepolizeiliche  Aufsicht  über  das  Lehr-  und 
Dienstverhältnis  den  Jugendlichen  vor  den  gröbsten  Gefahren  des  gesellschaft- 
lichen liebens  zu  bewahren  suchen,  hat  sich  die  Strafprozeßordnung  mit  der 
Gewährung  derselben  Rechte,  wie  sie  dem  Ankläger  zustehen  — und  das  erst 
von  der  Rechtskraft  der  Anklage  an  — begnügt.  Gerade  aber  die  Empfänglichkeit 
für  die  ungünstigen  Eindrücke  der  Hauptverhandlung  würde  eine  Sicherstellung 
gegen  die  unbegründete  Eröffnung  des  Hauptverfalirens  erfordern. 

Hier  wird  der  Umstand,  daß  die  Versetzung  in  den  Anklagestand  nach 
österreichischem  Rocht  durch  einseitigen  Parteiautrag  erfolgen  kann,  ohne  daß 
eine  richterliche  Prüfung  des  Verdachtes  von  Amts  wegen  eintreten  muß,  dem 
unbeschützlen  JugendUchen,  dem  das  Verständnis  für  den  Einspruch  im  Gerichts- 
hofverfahren felilt  zum  Verderbnis. 

Eine  solche  Anschauung  von  den  Rechten  des  Beschuldigten,  deren  Gewäh- 
rung dem  Jugendlichen  genügen  soll,  stellt  sich  als  doktrinär  dar  und  wird  zur 
eminenten  Gefahr  nicht  nur  für  die  Interessen  des  Jugendlichen,  sondern  ebenso 
auch  für  die  der  Gesamtheit,  welche  ihm  den  Makel  der  Bestrafung  möglichst 
lange  zu  ersparen  trachtet. 

So  hat  die  Justizverwaltung  im  Rahmen  des  geltenden  Reclites  zunächst  den 
Übelstand  zu  beseitigen  versucht,  daß  die  Gewalthaber  des  Jugendlichen,  der  selbst 
eine  Mitteilung  von  seiner  Strafverfolgung  meist  unterlassen  wird,  von  dem  Ver- 
dachte der  strafbaren  Handlung  und  den  Vcrfolgungsakten  Kenntnis  erlangen.  Es 
empflehlt  die  Justizministerialverordnung  vom  10.  Juli  1903  *‘')  den  Strafgerichten 
im  Verfahren  gegen  Minderjährige  die  gesetzhehen  Vertreter  von  jedem  ent- 
scheidenden Schritte  zu  verständigen  und  als  solche  insbesondere  die  Ein- 
leitung eines  richterlichen  Vorverfahrens,  die  Überreichung  einer  Anklageschrift 
und  die  Anordnung  einer  Hauptverhandlung  zu  betrachten.  Eine  derartige  Ver- 
ständigung hätte  nur  dort  zu  entfallen,  wo  die  Vertreter  auf  andere  Weise  zweifel- 
los vom  Strafverfahren  Kenntnis  erhallen  haben,  unbekannten  Aufenthaltes  oder 
an  der  Straftat  des  Minderjährigen  mitbeteiligt  sind  oder  dann,  wenn  sie  nicht 
ohne  erhebliche  Verzögenuig  des  V'erfahrens  stattHnden  kann. 


ss>)  J.  M.  V.  Bl.  .\r.  ii. 
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Wälircml  die  JuslizminislcrialverordnuDg  vom  10.  November  1893  *“)  die 
Verständigung  des  l’flegschaftsgerichles  nach  Lage  der  persönlichen  W'rhäll- 
nisse  den  Organen  der  Strafverfolgung  aufträgt,  wurde  mit  der  Juslizministerial- 
verordnung  vom  3.  Dezember  1899  die  Cbermittlung  der  Strafakten  bei  Miß- 
handlung, V'erwahrlosung  oder  Verleitung  von  Kindern  zum  Bettel  stets  zur 
Pflicht  gemacht.  Nach  der  genannten  Justizministerialvcrordnung  vom  10.  Juli  1903 
ist  die  Pdegschaftsbuhördc  auch  dann  zu  verständigen,  wenn  der  gesetzliche  Ver- 
treter unbekannten  Aufentlialtes  oder  au  der  Straftat  beteiligt  ist.  Damit  hat  die 
Justizverwaltung  zwar  die  Handhabe  für  ein  Einschreiten  des  Vertreters  oder  des 
Pflcgschaflsgeriidites  geboten,  aber  die  tatsächliche  Intervention  immer  noch  dem 
Ermessen  beider  anheimgestellt.  Wie  wenig  aber  auf  eine  ernste  PllichterfüUung 
oder  gar  eine  tatkräftige  Initiative  aut  Seite  der  Vormünder  zu  rechnen  i.st, 
beweisen  die  Schwierigkeiten,  mit  welchen  die  Ermittlung  eines  Vormunde.^, 
namentlich  in  den  großen  Städten  und  in  Orlen  mit  wechselnder  Bevölkerung,  bei 
vermögenslosen  Mündeln  zu  reclmen  ist 

Außer  der  bisher  erörterten  Möglichkeit  prozes.sualer  Benachteiligung  durch 
Unerfahrenheit  und  Itechtsunkenntnis  birgt  aber  die  Untersuchungshaft  »’ie 
die  Hauptverhandlung  die  Gefahr  sittlicher  V'erderbnis. 

Zwar  hat  die  Slrafprozeßordnung  zur  Vermeidung  der  gegenseitigen  Ver- 
derbnis in  der  Untersuchungshaft  allgemein  verordnet,  daß  jeder  ünlersuchungs- 
gefangene  allein  verwahrt  werde,  aber  durch  die  Klausel  ,so  viel  als  möglich*  die 
Zusammensperrung  mehrerer  Jugendlicher  in  einem  Arrestlokale,  welche  bei  dem 
herrschenden  Mangel  an  geeigneten  Untersuchungsarresten  häufig  genug  ist, 
nicht  ausgeschlossen.  Nur  die  Trennung  der  jugendlichen  Häftlinge  von  den 
Erwachsenen  wird  allgemein  durchgeführt. 

Ebenso  bedenklich  wie  die  Gemeinschatlshaft  während  des  V'orverfalirens 
ist  auch  die  geistige  Gemeinschaft  mit  den  Zuhörern  der  Hauptver- 
h.andlung,  deren  Öffentlichkeit  bei  sonstiger  Nichtigkeit  vorgeschrieben  ist.  Die 
zulässigen  Beschränkungen  der  üffentlichkeil  entspringen  nur  der  Rücksicht- 
nahme auf  die  Zuhörer  und  die  Ungestörtlieit  der  Rechtspflege,  nicht  aber  auf 
die  ethischen  Interessen  des  jugendlichen  Angeklagten.  Es  ist  eine  Erfahrungs- 
tatsache, daß  das  Aufgebot  des  gesamten  Apparates  einer  öffentlichen  Haupt- 
verhandluiig  mit  dem  feierlichen  mid  formellen  Verlauf  der  Prozeßhandlung,  mit 
dem  bald  erkennbaren  Kampf  zwischen  Staatsanwalt  und  Verteidiger  und  mit  der 
Konzentration  des  öffentlichen  Interesses  auf  den  Angeklagten  vom  unreifen 
Intellekt  und  empfänglichen  Gemüte  des  Jugendlichen  mißverstanden  und 
falsch  empfunden  werden  kann.  Die  Hauptverhandlung,  besonders  im  Schwur- 
gerichLsverfaliren.  gewinnt  in  den  Augen  des  in  die  soziale  Bedeutung  der  Vor- 
gänge Uneingeweihten  den  Eindruck  eines  theatralischen  Aktes,  in  dessen  Mittel- 


»»)  J.  M.  V.  Bl.  .Nr.  31. 

»a;  J.  M.  V.  Bl,  .Nr.  Hl. 

•-■»•)  J.  M.  Vilg.  V.  lü.  Jänner  IW«.  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  i. 
sii)  Siä  S2S.  45«  Sl.  1’.  (I. 
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puiikt  er  selbst  als  Held  des  Tages  sieht  Die  dem  Entwicklungsprozeß  eigentüm- 
liche Neigung  zur  Prahlerei  erfahrt  durch  die  Anwesenheit  von  Altersgenossen 
lind  Verwandten  und  die  Berichte  der  Tagespres.se,  welche  vielleicht  den  jugend- 
lichen Helden  noch  im  Bilde  festhält,  eine  Nahrung,  die  dem  Strafzwecke  strikte 
zuwiderläuft.  Verfehlt  aber  schon  die  Hauptverhandlung  die  abschreckende 
Wirkung,  so  ist  vom  Strafvollzüge  als  letzten  Akt  des  Heldenstückes  nicht  viel  zu 
erwarten. 


8 8- 

Die  lleform. 

Die  Gesamtheit  der  im  Strafverfahren  gegen  Jugendliche  sich  ergebenden 
Probleme  lassen  sich  in  drei  Teile  zerlegen.  Den  Ausgangspunkt  bildet  die  Frage, 
nach  welchen  Grundsätzen  die  Slrafverfolgmig  beim  Jugenddelikt  erfolgen  soll; 
daran  reiht  sich  als  zweite  die,  ob  die  bestehende  Slrafgericblsverfassung 
.\nderungen  erfordert,  und  schließlich  erübrigt  die  Frage,  wie  der  Schulz  des 
jugendlichen  .Angeklagten  gegen  prozessuale  Benachteiligung  und  sittliche  Ver- 
derbnis zu  gestalten  sei. 


a)  Das  Prinzip  der  Strafverfolgung. 

Die  Strafverfolgung  beherrscht  nach  geltendem  Rechte  das  Legalitäts- 
prinzip  in  dem  Sinne,  daß  die  Staatsanwaltschaft  zur  Strafverfolgung  immer 
d.ann  schreiten  muß,  wenn  die  materiellen  und  prozessualen  Voraussetzungen 
gegeben  sind,  ohne  daß  es  ihr  gestaltet  ist,  die  rechtlich  zulässige  Verfolgung  aus 
Opportunilät.sgründen  zu  unterlassen.  Die  grundsätzliche  Beibehaltung  des  Legali- 
tätsprinzips ist  gerade  beim  Jugenddelikl  Gegenstand  lebhafter  Anfechtungen 
geworden.  Beim  Zurücklreten  der  absoluten  Slrafrechtstheorien  und  bei  der 
Betonung  des  Zweckgedankens  in  der  jüngsten  Zeit  könnte  sogar  die  gnindsälz- 
lichc  Anerkennung  der  Opportunität  bei  der  Strafvei-folgung  damit  vertreten 
werden,  daß  die  Zweckstrafe  denjenigen  Beschränkimgen  unterliegen  muß,  die 
dem  Strafzwecke  als  solchem  wie  in  seinem  Verhältnis  zu  anderen  wichtigeren 
Staatszwecken  zukommt.  Geringfügigkeit  des  V'ersehuldens,  wie  Überwiegen  des 
Erziehungsbedürfiiisses  bei  der  verwalirloslen  Jugend,  welche  zur  Strafnaehsichl 
bei  Jugendstreichen  zu  rechtfertigen  vermögen,  könnten  auch  hier  für  eine  Unter- 
lassung der  Strafverfolgung  nach  dem  Ermessen  des  öffentlichen  Anklägers  ins 
Treffen  geführt  werden. 

ln  der  Tal  ist  in  Deutschland  bereits  eine  Bewegung  entstanden,  die  einer 
Überspannung  der  staatlichen  Slrafgewalt  wie  sie  aus  den  zahlreichen 

(flaspi*,  in  seiner  Rede  im  Herrenhatisc  am  10.  Februar  1873.  Kasorer,  Malorialicn  xur 
O.  St.  P.  O-,  1873.  301;  Rulf,  Ö.  St.  P.,  3.  Aufl.,  1895,  ß9;  Suess,  Die  Stellung'  der  Parteien  tm 
modernen  Sl.  P.,  1898,  23,  n.  13;  uiirichUif  Vargba,  Das  St.  P.  R.,  18S5,  132,  u.  S.  Mayer,  H.md* 
buch  des  Ö.  Sl.  P.  R.,  1881,  2,  109. 

DafAr  Gneist,  bei  der  Reratung  der  deut.«tchen  St.  P.  O.  in  der  Reichstagskomiiiission 
Hahn,  Materialien  zur  St.  P.  0.,  2.  Aufl.,  1885,  1,  710,  u.  Glaser,  Kleine  Schriften  über  St.R.u.St.  P. 
2.  Auf!..  18S3.  523,  539. 
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Strafdrohungen  unserer  sozialpolitischen  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der 
Gewerbe-,  Gesundheits-,  Sicherheits-,  Bau-,  Straßen-  und  Eisenbahnpolizei  sieh 
ergibt,  im  Wege  der  Bescliränkung  des  Legalitätsprinzips  bei  geringfügigen  Über- 
tretungen entgegentreten  wili.  Die  Einführung  des  Grundsätze  .minima  non  curat 
praetor*  ui  die  Strafverfolgung  wird  gerade  hei  geringfügigen  Taten  Jugendlicher 
dringend  verlangt.  *‘“)  Damit  würde  Deutschland  durchaus  nicht  vereinzelt 
dastehen,  da  in  Dänemark  und  Norwegen  bereits  analoge  Einrichtungen  bestehen. 
Im  dänischen“®*)  Recht  hat  der  Verzicht  auf  die  Strafverfolgung  noch  einen 
durchaus  ausnalimsweiseii  Cliarakter,  denn  nur  der  Justizminister  kann  bei  Ver- 
brechen Jugendlicher  zwischen  15  und  18  Jahren  den  Wegfall  der  Anklage  unter 
der  Bedingung  anordnen,  daß  dieselben  binnen  einer  bestimmten  Frist,  die  sich  his 
zum  vollendeten  21.  Lebensjahr  erstrecken  kann,  einer  geeigneten  Aufsicht  unter- 
stellt werden.  Die  Verfolgung  kann  auf  Anordnung  des  Justizministers  wieder 
aufgenommen  werden,  wenn  sich  der  Jugendliche  innerhalb  der  Bewälirungsfrist 
eines  Verbrechens  schuldig  macht  oder  wesentliche  Übertretungen  der  ihm 
außerdem  gegebenen  Vorschriften  begeht  Viel  weiter  geht  das  norwegische 
Recht“““)  welches  geradezu  den  Ahstand  von  der  Strafverfolgung  bei  leichteren 
Jugenddelikten  als  Regel  zulüßt  Bei  Jugendlichen  zwischen  14  und  16  Jahren 
kann  die  Anklage  nach  dem  Ermessen  der  Anklagehehörde  unterbleiben,  wenn 
dieselbe  findet  daß  es  mit  einer  Warnung  und  Vermahnung  der  Eltern  oder  des 
Vormundes  oder  einer  Aufforderung  an  den  Vorgesetzten  des  JugendUchen,  dem- 
selben vor  Zeugen  eine  passende  Züchtigung  zu  erteilen  oder  seine  Unterbringung 
in  einem  Kinder-  oder  Schulheime  sein  Bewenden  haben  kam).  Ebenso  kann 
die  Verfolgung  Jugendlicher,  die  nach  vollendetem  14.  Jahre  in  einem  Schulheime 
untergebracht  oder  probeweise  entlassen  worden  sind  imd  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben,  unterbleiben.  Ja,  in  beiden  Fällen  wird  sogar  die  Subsidiar- 
anklage durch  den  Verletzten  ausgeschlossen,  um  nicht  auf  diesem  Wege  den 
Jugendlichen  dennoch  vor  Gericht  zu  bringen. 

Ebenso  hat  sich  die  dritte  Abteilung  des  27.  deutschen  Juristentages  für  eine 
Beschränkung  der  Anklage  beim  Jugenddelikt  und  Ersatz  durch  eine  Mitteilung 
der  Tat  an  das  Vormundschaftsgericht  ausgesprochen***)  und  die  Kommission 
zur  Reform  des  Strafprozesses  in  Deutschland  hat  sich  nicht  nur  für  die  Ein- 
führung dos  Opportunitätsprinzips  bei  Übertretungen  und  bei  Straftaten 
Jugendlicher  unter  14  Jahren,  sondern  sogar  für  eine  grundsätzliche,  aber 
gesetzlich  umschriebene  Einschränkung  des  Legalitätsprinzips  entschieden,  wenn 


***)  Hoseuberg,  Z.  SL  W.,  22.  49,  fordert  die  Aussetzung  des  StrafroUzuges  bei  allen  wegen 
einer  Übertretung  ernannten  Geld-  und  Freiheitsstrafen  und  aufierdein  eine  Ennächtigung  der 
Staatsanwaltsi-bafl,  die  Verfolgung  einer  Übertretung  zu  Untertassen,  wenn  die  Handlung  so  gering- 
fügig ist,  daß  ein  blTentlicbes  Interesse  an  der  Bestrafung  nicht  besteht. 

*•))  § 16  des  dänischen  Gesetzes  vom  I.  April  1905. 

***)  § 43  des  norwegischen  Gesetzes  vom  6.  Juni  LS96. 

***)  Auf  Grund  des  in  diesem  Punkte  aufSchnthlder(Ger.S.,49, 199j  verweisendenGutaclitens 
des  Direktors  Klein  und  des  Heferates  von  Kroline,  27.  D.  J.  T.,  1,  126.  4/2,  394.  660. 
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gleichzeitig  die  subsidiäre  Privatanklage  — die  bekanntlich  dem  geltenden  öster- 
reichischen Rechte  bereits  angehört  — eingeführt  wird.  ***) 

Die  Aufnahme  einer  derartigen  Bestimmung  in  das  österreichische  Recht 
würde  zwar  den  bedeutenden  Gewinn  erzielen,  daß  der  Jugendliche  von  jedem 
Strafverfahren  und  insbesondere  auch  von  der  Untersuchungshaft  befreit  bliebe, 
und  müßte  dann  befürwortet  werden,  wenn  die  Strafnachsicht  der  einzige  Ausweg 
wäre,  um  den  Jugendlichen  vor  dem  Makel  der  Strafe  und  die  Anklagebehörden 
vor  der  beklagten  Überbürdung  zu  bewahren. 

Da  wir  aber  außer  der  Strafhachsicht  noch  Nacherziehung  und  Verwahrung 
beim  Jugenddelikt  zur  Wahl  gestellt  wissen  wollen,  so  kann  die  Entscheidung 
über  die  zweckmäßigste  Maßregel  nicht  der  einseitigen  Auffassung  einer 
Partei  anvertraut  werden,  welcher  nach  ilu-em  Geiste  und  ihrer  Einrichtung  die 
Strenge  des  Gesetzes  näher  liegt  als  die  Fürsorge  für  den  Jugendlichen. 

Aus  Gründen  des  Jugendstrafrechtes  allein  kann  ein  Abgehen  vom  Legalitäts- 
prinzip nicht  befürwortet  werden,  ohne  daß  aber  damit  einer  anderen  Begrün- 
dung vorgegriffen  sein  soll. 


b)  Das  urteilende  Gericht. 

Wenn  das  System  der  Wahl  zwischen  Strafnachsicht,  Nacherziehung,  \'er- 
wahrung  und  Bestrafung  in  die  österreichische  Gesetzgebung  eiugeführt  wird,  so 
erwächst  dem  untersuchenden,  wie  dem  erkennenden  Richter  die  Aufgabe,  seine 
Erhebungen  nicht  nur  auf  die  einzelne  in  der  Anklage  bezeichnele  Tat  zu 
beschränken,  sondern  die  gesamte  physische  und  psychische  Individualität 
des  Jugendlichen  samt  seiner  sozialen  und  wirtschaftlichen  Umgebung  eingehend 
kennen  zu  lernen  und  sich  für  die  Zweckmäßigkeit  der  einen  oder  anderen  Maß- 
regel zu  entscheiden.  Die  Feststellung  der  Tat  nach  ihren  gesetzlichen  Talbestands- 
merkmalen wird  nur  mehr  den  Kompetenzgrund  für  das  Einschreiten  und  die 
Entscheidung  des  Strafrichters  bilden,  der  erst  unter  dieser  Voraussetzung  Maß- 
nahmen wie  Verwahrung  und  Nacherziehung  zu  verhängen  hat,  die  sonst  in  den 
Geschäflskreis  des  Pflegschaftsgerichts  gehören  würden. 

Die  Fürsorgebewegung  hat  auch  in  der  Frage  der  zweckmäßigsten  Zuständig- 
keitsordnung beim  Jugenddelikt  zu  Reformen  geführt 

ln  Frankreich  hat  man  zunächst  keine  Änderung  der  gesetzlichen  Zu- 
ständigkeit, wohl  aber  eine  Auswahl  unter  den  Richtern  eintreten  lassen, 
die  zur  Entscheidung  über  strafbare  Handlungen  Jugendlicher  berufen  sein  sollen. 
Da  man  zur  Überzeugung  gelangt  ist  daß  das  Amt  eines  Jugendrichters  nur 
den  würdigsten,  erfahrensten  und  teilnahmsvollsten  Persönlichkeiten  anvertraut 
werden  kaiui,  hat  man  beim  Seinetribunal  in  Paris  einen  Spezialdienst  für 
verbrecherische  und  verwahrloste  Kinder  eingerichtet 


Protokolle  der  Komraission  für  die  Reform  des  Strafprozesses,  herausgegebeu  vom 
Reichsjusnzamtc,  19Ü5,  ä,  37,  It,  43. 

3SS)  Flandin.  J.  K.  V.,  C,  309,  u.  Muldenbawer,  J.  b.  V.,  (i,  457. 
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Zu  den  Staaten,  welche  eine  Ausnahme  von  der  regelmäßigen  Zuständigkeits- 
ordnung beim  Jugonddelikt  eintreten  lassen,  gehören  Deutschland,  Neuenburg, 
England  und  mehrere  nordamerikanische  Freistaaten. 

In  Deutschland  hat  man  das  Schwurgericht  bei  Verbrechen  Jugendlicher 
zwischen  13  und  18  Jahren  ausgeschlossen,  weil  man  die  Gefahren  der  schwur- 
gerichtlichen  Verhandlung  in  dem  bereits  geschilderten  Suine  vermeiden  wollte 
und  überdies  der  Meinung  war,  daß  die  Frage  nach  g 5G  R.  St.  G.  B.,  ob  der 
Angeklagte  die  zur  Erkenntnis  der  Stralbarkeit  seiner  Handlung  erforderliche 
Einsicht  besessen  habe,  von  gelehrten  Richtern  besser  als  von  Geschworenen  gelöst 
werden  könne.  Freilich  ist  diese  Ausnahme  nicht  folgerichtig  durchgeführt,  da 
trotzdem  Jugendliche  vor  das  Schwurgericht  infolge  Sachzusammenhanges  gestellt 
werden  können.  *“*) 

Nach  dem  Rechte  des  Kantons  Neuenburg  in  der  Schweiz  kann  der  Staats- 
anwalt Kinder  zwischen  10  und  16  Jahren,  welche  nur  Übertretungen,  die  mit 
Arrest  bedroht  sind,  oder  leichtere  V'ergehen  begangen  haben,  vor  den  Friedens- 
richter statt  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  verweisen.  Dieser  verh.ängt  Schul- 
strafen, die  im  Schidgebäude  oder  in  besonderen  Anstalten  vollzogen  werden.  **’) 

D.as  englische  Recht,  in  welchem  die  Aburteilung  durch  Geschwome  als 
ein  verbriedes  Recht  des  Angeklagten  gilt,  läßt  bei  Kindern  unter  13  Jahren  die 
Beurteilung  durch  einen  Gerichtshof  mit  summarischer  Jurisdiktion  in  allen  Fällen, 
mit  Ausnalime  der  Tötung,  zu,  wenn  dieser  es  angezeigt  findet,  und  die  Gewalt- 
haber des  Kindes  über  das  Recht,  sich  vor  Geschwomen  zu  verantworten,  belelud, 
keinen  Einspruch  erhoben  haben.*®“)  Dasselbe  kann  bei  Jugendlichen  zwischen 
13  und  IG  Jahren  mit  Zustimmung  des  Angeklagten  selbst  Platz  greifen. 

In  Nordamerika  b,abeu  die  sozialpolitischen  Bestrebungen  der  Gesell- 
schaft, die  dort  vor  oder  neben  der  StaaUgewalt  die  Initiative  und  die  Bestreitung 
der  Kosten  für  soziale  Rerormen  übernimmt,  sich  der  Jugendfürsorge  in  hohem 
•Maße  zugewendet  und  die  Einrichtmig  besonderer  Abteilungen  der  Gerichte  für 
Jugendliche  oder  besonderer  Jugendgerichte  (Juvenile  Courts)  geführt.*®*)  Die 
Gesetzgebungen  von  Illinois,“’")  Coiorado,  *”)  Kalifornien*’“)  und  Missouri*”) 
haben  bei  jugendiiehen  Verbrechern  unter  16  Jahren  Urieilsaufschub,  Straferlaß, 

(j.  V.  ti.,  § 73,  Z.  3.  It.  St.  P.  O..  §§  2,  A.  Im  übrigen  sind  zuständig  bei  Cbertretungeu 
und  bei  einer  Anzotit  von  Vergehen  die  Seliü0engerielite  (15.  V.  (5.,  § 27,  Z.  1 — 8),  bei  den  übrigen 
Vergelten  und  den  Verbrcelten  die  Strafkiniinem,  welche  aber  die  Entscheidung  dem  Üchöffen- 
gerieht  übenveisen  kennen,  wenn  nur  auf  (lefängnis  von  höchstens  drei  Monaten  oder  Geldstrafe 
oder  (ieldbußc  von  höchstens  (JtX)  Mark  zu  erkennen  sein  wirtl  (G.  V.  G.,  §§  73 — 75).  Wegen  Httch- 
Verrats  oder  I.,andesverrats  gegen  Kaiser  unil  Heidt  ttnd  wegen  Verrats  ittilitärischer  Geheimnisse 
ntftssen  Jttgendlidte  vor  das  Heidtsgericltt  gestellt  wertlen  (G.  V.  G.,  S 136). 

“sTjib-setz  voitt  25.  Seplemiter  1853  flberSdtulzuchl  und  Schutstrafen,  Schw.Z.SLR.,  12,227. 

Harris-.Vllenborough,  l*rineiptes,  50t. 

*"“)  Ihtentrcither.  Jugendfürsorge,  21,  lutt,  IS2;  Hartniann,  Strafrechtsptlege,  57,  263;  Elsa 
von  Liszt,  Gross’  .Archiv  26,  81. 

Z’O)  I5esetz  vont  I.  Juli  1899. 

’J’t)  Urei  Gesetze  aus  dem  Jahre  1903,  initgeleilt  von  Baernreither  292,  n.  49. 

“■“)  Gesetz  vtnn  26.  Febntar  1903.  • 

Gesetz  vom  23.  März  1903;  attßcrdem  Pennsylvanieu,  Visconsin  beide  1901,  New  York 
1902,  New-Jersey,  Indiana  1903. 
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Stellung  unter  Bewährong  und  Verurteilung  zu  unbestimmter  Strafzeit,  dem  Richter 
zur  Wald  gestellt.  Sie  sind  aus  dem  Bestreben  hervorgegangen,  mit  Jugendlichen 
alles  eher  zu  versuchen  als  Bestrafung  und  wollen  sie  daher  möglichst  lange  vor 
Polizeiarrest  und  Geriehtsgefängnis  bewahren.  *’*)  Zur  zielbewußten  Durchführung 
hat  die  Staatsgewalt,  durch  die  freie  gesellschaltliche  Tätigkeit  ermuntert  und 
unterstützt,  in  den  Jugendgerichten  ein  eigenartiges  Oigan  der  öffentlichen 
Erziehiingspolitik  geschaffen. 

Da  das  Verbrechen  Jugendlicher  erst  in  letzter  Linie  als  Gnmd  der 
Vcrgeltungsstrafe  und  in  erster  Linie  als  Symptom  arger  Verwalulosung  in 
Betracht  gezogen  wird,  ist  der  Tatbestand,  der  die  Jugendfürsorge  auslöst, 
nicht  auf  den  Begriff  einer  Rechtsgüterverletzung,  wie  nach  konti- 
nentalem Recht  zugespitzt,  soudeni  besteht,  wie  es  vielfach  auch  nach  englischem 
Rechte  ge.«chieht,  in  der  Aufzählung  einer  Reihe  von  Handlungen, 
welche  als  Symptome  der  Verwahrlosung  gedeutet  werden  können.  So 
erscheint  in  dem  Gesetze  von  Ulinois  als  straffällig  (delinquent  child)  jedes  Kind 
unter  IG  Jahren,  welches  ein  staatliches  Gesetz  oder  irgend  eine  Verordnung  einer 
St.adt  oder  einer  Dorfgemeinde  verletzt  hat,  das  unverbesserlich  ist,  das  wissentlich 
mit  Dieben,  lasterhaften  oder  unzüchtigen  Personen  Gemeinschaft  hält,  das  in 
Müßiggiuig  und  Verbrechen  aufwäcbst,  das  wissentlich  gewohnheitsmäßig  in  einem 
übelberüchtigten  Hause,  in  Spielhöhlen  oder  ähnlichen  Lokalen  verkehrt.*’*) 

Die  Kompetenz  des  Jugendrichters  erstreckt  sich  meist  auf  alle  strafbaren 
Handlungen  und  nur  bei  sehr  schweren  Verbrechen  findet  die  Verweisung  des 
Jugendlichen  vor  die  Grand  Jury  (Anklagejury)  und  die  Urteil.sjury  statt. 

Der  Eiuzeh-ichtcr,  welcher  das  Jugendgericht  leitet,  ist  Mitglied  der  höheren 
Gerichte  und  vereinigt  in  sich  die  Funktionen  eines  Strafrichters,  eines 
Pflogschaftsrichters  und  eines  obersten  Organs  der  freien  Jugend- 
fürsorge. So  ist  es  ihm  möglich,  Akte  der  Fürsorge  anstatt  oder  nach  der  Strafe 
anzuordnen  und  selbst  naAi  der  Entlassung  aus  der  öffentlichen  Aufsicht  noch  die 


*"*)  Bezeichnend  das  Geselz  von  Colorado  über  verbrecherische  Kinder  vom  Jaiire  1903, 
Sect.  ü:  Thal  no  child  within  Üie  provisions  of  Üiis  act  mider  fourleen(I4.  years  of  age  shalt  under 
any  circunistances  he  incarceraied  in  any  common  jail  or  ioctu]i,  and  uny  ofticer  or  person  violal* 
ing  Ulis  Provision  of  tliis  act  sliall  he  giiilty  of  a misdemeanor,  and  on  coiivictiun  flned  in  a sum 
not  to  exceed  onc  liundred  dollars.  Baemreillicr,  Juirendfürsorgo,  2SC. 

*'*)  Gesetz  ölier  verbrecherische  Kinder  vom  1.  Juli  1S99,  Sect.  1:  Tlie  words  .delinquent 
cliild*  sliall  incliide  any  child  sixteen  (Iti)  years  of  age  or  under  such  age  wlio  violales  any  law  of 
Ulis  Istate  or  any  city  or  villagc  ordinancc;  or  who  is  incorrigible;  or  who  knowingly  soclates  willi 
thieves,  vicious  or  imniorol  persuns;  or  who  is  growing  iip  in  idleness  or  crime;  or  wtio  knowingly 
visils  or  eniers  a hüuse  of  ille-repiile ; or  who  knowingly  patronizes  or  visiLs  any  policy  sliop  or 
place  wliere  any  gaiiiing  devicc  is  or  shall  he  operated;  or  who  p,alronizes  or  visils  any  soloou  or 
dram  shop  where  intoxicaling  liquors  are  sotd ; or  who  patronizes  or  visits  any  public  pool  roum  or 
liucket  shop;  or  who  w'anders  about  Uie  atreets  in  the  nighttinic  without  being  on  any  lawfiil  busincss 
or  occupation;  or  wliu  habituaßy  wanders  ahout  any  railroad  yards  or  tracks,  or  jumps  ur  liooka  on 
Io  any  muving  train,  or  enters  any  car  or  engine  without  lawfiil  auttiority;  or  who  hahilually  usc's 
vtle,  obscene,  vulgär,  profane,  or  iiidecenl  language,  or  Is  gtiilly  of  immorat  conducl  in  any  public 
place  or  about  any  sclioolhouse.  Baemreither,  Jiigimdfürsorge,  293;  die  Neufassung  der  sect.  I 
im  Gesetze  vom  I.  Juli  1901  weicht  inhalllicli  nicht  ali.  Hartiiianii,  trlrafrectilspflege,  307. 


Digitized  by  Google 


350 


Jutroadslrafreclit,  Prof.  Dr.  Adolf  Lenz. 


tatsächliche,  Pflegschaft  durch  Uiiterbringimg  des  Kindes  und  periodische  Ladung 
zum  Bericht  über  die  Aufführung  vorzunehmen. 

Das  Rückgrat  der  gesamten  Jugendfürsorge  bidet  aber  der  Probations- 
offizier, der  zwar  ein  öffentlicher  Funktionär  ist,  aber  meist  ohne  Bezahlung 
tätig  ist,  vom  Jugendrichter  ernannt  und  nicht  durch  die  von  politischen  Motiven 
beeinflußte  Volkswalü  zu  seinem  Amte  berufen  wird.  Der  Fürsorger  dient  dem 
Jugendrichter  teils  als  Untersuchungsorgan,  insofern  er  die  persönlichen  Verhält- 
nisse der  Jugendlichen  erhebt,  teils  als  Ratgeber  bei  Stellung  unter  Schutzaufsicht 
und  Unterbringung  in  einem  Gewerbe  oder  Dienste.  Seine  Funktion  ist  keineswegs 
als  eine  richterliche  zu  betrachten,  sondern  er  ist  ein  Organ  der  sozialen 
Krziehungspolitik.  Eine  mächtige  Unterstützung  erfährt  sein  Wirken  durch 
die  reichen  Mittel  und  die  großen  Erziehungsanstalten,  die  Vereine  der  Kinder- 
fürsorge (Children’s  Aid  Societies)  und  der  Kinderschutzgesellschallen  (Societies 
for  the  prevention  of  cruelty  to  children). 

An  eine  getreue  Übertragung  der  amerikanischen  Einrichttmgen  in  die  öster- 
reichische Rechtsprechung  und  Verwaltung  ist  schon  wegen  des  gänzlich  vom 
amerikanischen  Rechte  abweichenden  österreichischen  Vormundschaflsrechtes, 
welches  die  Aufgabe  des  Staates  in  einer  bureaukratischen  Aufsicht  über  die 
Vermögensverwaltung  des  Vormundes  erblickt,  nicht  zu  denken;  die  amerikanische 
Idee  der  subsidiären  öffentlichen  Erziehung  widerstreitet  auch  wegen  der  vorherr- 
.schenden  privatrechtlichen  Auffassung  der  Familienerziehung  als  eines  Teiles 
der  staatsfreien  Sphäre  des  Individuums  derzeit  noch  dem  Empfinden  der  alten 
Welt.  Dagegen  wird  es  allerdings  möglich  sein  den  Grundgedanken  desStrafersatzes 
durch  Stellung  unter  Bewährung  oder  Anstaltserziehung  bei  verbrecherischen 
Kindern  dadurch  zu  sichern,  daß  die  bestehenden  privaten  Fürsorgeorganisationen 
zu  einem  Reichsverhande  zusammengefaßt  und  derart  einheitlich  organisiert 
werden,  daß  sie  dem  Strafrichter  in  der  Person  eines  Fürsorgers  ein  Organ  zur 
Verfügung  stellen,  das  dem  Mangel  der  Initiative  auf  Seite  des  Pflegschaflsgerichtes 
und  des  Vormundes  vermögensloser  Mündel  zu  ersetzen  geeignet  ist 

Eine  Änderung  der  Zuständigkeitsordnung  scheint  insofern  geboten,  als  das 
Schwurgericht  bei  den  in  Hinkunft  zur  Auswahl  gestellten  Alternativen  zwischen 
Straferlaß,  Nacherziehung  und  Strafe  nicht  als  geeignetes  Organ  erscheint  Der 
Schutz  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  gegen  den  verfolgenden  Staat  ist  dort  über- 
flüssig, wo  es  sich  vorwiegend  um  Maßregeln  handelt,  die  nur  dem  Wohle  des 
Individuums  dienen  sollen  und  die  Vergeltungsstrafe  mit  ihren  Schäden  in  die 
letzte  Reihe  gestellt  wird.  Die  Zuständigkeit  des  Schwurgerichtes  wäre  bei  allen 
Verbrechen  und  Vergehen  bei  Jugendlichen  zwischen  14  bis  18  Jahren  aus- 
zuschließen. 

Wir  haben  bisher  angenommen,  daß  der  Jugendliche  trotz  Verwirklichung 
des  objektiven  und  subjektiven  Tatbestandes  bei  Jugendstreichen  entweder  völlig 
straffrei  gelassen  oder  unter  Bewährung  gestellt  oder  bei  Taten,  die  aus  sittlicher 
Verwahrlosung  entsprangen,  der  staatlichen  Nacherziehung  überantwortet  werden 
könne.  Damit  ist  die  Zuständigkeit  des  Strafrichters  für  den  Ausspnich  über  die 
Nacherziehung  bereits  gegeben. 
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Es  empfiehlt  sich  aber  auch  dann,  wenn  der.  Jugendliche  wegen  Geistes- 
störung oder  wegen  eines  Slrafaufliebungs-  oder  Strafausschließungsgrundes  frei- 
gesprochen wurde,  den  Strafrichter  für  den  Ausspruch  über  die  erforderliche 
V'erwahrung  in  einer  Irrenanstalt  oder  die  Notwendigkeit  der  Nacherziehung  trotz 
der  Straffreiheit  für  zuständig  zu  erklären.  Der  Freispruch  des  angeklagten  Jugend- 
lichen wegen  voller  Berauschung,  wegen  Verjährung,  wegen  tätiger  Reue  kann 
die  öffentliche  Nacherziehung  ebenso  oder  noch  mehr  notwendig  erscheinen  lassen, 
als  das  festgestellte  Verschulden.  Ja  die  Zuständigkeit  des  Strafrichters  zu  Für- 
soigemaßnahmen  ist  unausweichlich,  wenn  der  Freispruch,  wie  befünvortet  wurde, 
auch  auf  den  völligen  Mangel  der  Erziehung  gestutzt  werden  soll.  Es  bleibt 
die  Frage,  ob  die  Notwendigkeit  der  Nacherziehung  wie  bisher  zweimal,  einmal 
vom  Gerichte  in  dem  Ausspruche  der  Zulässigkeit  und  das  andere  Mal  in  dem 
Beschlüsse  der  Landeskommission  auf  Vollzug  untersucht  werden  muß,  bevor  der 
Jugendliche  der  Nacherziehung  tatsächlich  teilhaftig  wird.  Wird  die  Nacherzichung 
in  den  Fällen  der  Verbrechensbegehung  aus  Verwahrlosung  als  Notwendigkeit 
erkannt,  dann  bleibt  kein  Raum  mehr  für  eine  Entscheidung  der  Verwaltungs- 
behörde. Die  vom  Strafgerichte  nach  genauester  Erhebung  der  persönlichen 
Verhältnisse  des  Jugendlichen  ausgesprochene  Nacherziehung  ist  stets  zu  voll- 
ziehen •’*)  und  die  politische  Landeskommissiun  müßte,  wenn  sie  aufrecht  erhalten 
werden  soll,  zu  einem  bloßen  Vollzugsorgan  herabsinken.  Der  Ausspruch  über  den 
Vollzug  der  Nacherzichung  dürfte  nicht  mehr  wie  bisher  vom  Vorhandensein  einer 
entsprechenden  Anzahl  von  Plätzen  in  den  Bcssciamgsanstalten  abhängig  gemacht 
werden,  sondern  die  Landesregierung  hätte  in  der  Funktion  eines  Kontrollorganes 
der  Landesverwaltung  für  die  Errichtung  neuer  und  die  Erweiterung  der  bestehen- 
den Besserungsanstalten  für  die  verwahrloste  Jugend  nach  den  tatsächlichen 
Bedürfnissen  Vorsorge  zu  treffen. 


o)  Grundsätze  des  Verfahrens. 

Die  vorgeschlagenen  Reformen  des  materiellen  Strafrechtes  gehen  in  ihrem 
Kerne  auf  das  Bestreben  zurück,  einerseits  der  psychischen  Eigenart  des  Jugend- 
delikts, was  die  Notwendigkeit  und  den  Vollzug  der  V'crgeltungsstrafe  anlangt, 
anderseits  den  sozialen  Bedürfnissen  einer  ausreichenden  Jugenderziehung  besser 
als  bisher  gerecht  zu  werden,  ln  beiden  Richtmigen  erfordert  die  Erwägung,  ob 
Strafe  oder  Fürsorge  oder  Verwahnmg  oder  Abstand  von  jeder  Maßregel  das  dem 
Einzelfalle  entsprechende  ist,  eine  Erhebung  der  persönlichen  Verhältnisse  des 
Angeklagten  mid  es  wären  daher  im  Verfahren  gegen  Jugendliche  Einrichtungen 
zu  treffen,  welche  ein  begründetes  Urteil  des  Strafrichters  in  der  angedeutcteii 
Richtung  ermöglichen.  Mit  dem  sozialen  Bedürfnis  nach  möglichst  gründ- 
licher Erhebung  der  persönlichen  Verhältnisse  stehen  allerdings  die  individuellen 
Interessen  des  Jugendlichen  teilweise  in  Widerstreit,  welche  eine  möglichst 
rasche  Entscheidung  und  die  Befreiung  desselben  von  der  Gefalir  sitUicher  Ver- 


2T«)  Der  Entwurf  Reicher,  § 1,  beruft  zum  Aussprüche  Aber  die  Fürsorgeerziehung  an  htclle 
des  Strafgerichtes  stets  das  Pflegschanagericht,  Reicher,  Fürsorge,  S,  363. 
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Wahrlosung  fordern  können.  Es  werden  Gründlichkeit  und  Raschheit  mit  einander 
zu  versölmen  sein.’ 

Ebenso  notwendig  wird  ein  verstArkter  Schutz  des  Jugendlichen  gegen 
eine  irrtümliche  Beurteilung  seiner  Individualitüt  seitens  des  Richters  in  einem 
Verfaliren  sein,  das  nicht  mehr  allein  wie  bisher  die  einzelne  Tat  als  Objekt  der 
Vergeltung  in  Betracht  zieht  und  durch  den  Ausspruch  der  Verwahrung  oder  der 
Nacherziehung  selbst  bei  einer  geringfügigen  Tat  viel  tiefer  in  die  Freiheit 
des  Jugendlichen  und  die  elterlichen  Erziehungsrechte  eingreifl  als  Geld- 
oder  Freiheitsstrafe.  AVir  werden  daher  Vorsorge  treffen  müssen,  daß  die  Un- 
erfahrenheit und  die  Unreife  des  Charakters  einen  wirksamen  Schutz  erfährt. 

Was  zunächst  die  Erhebung  der  persönlichen  Verhältnisse  des  Jugend- 
lichen anlangt,  so  wird  außer  der  Vernehmung  desselben  auch  die  solcher  Per- 
sonen in  Betracht  fallen,  welche  mit  dem  Unterrichte  und  der  Erziehung  des 
Jugendlichen  bisher  beschäftigt  waren.  Eltern,  Lehrer,  Seelsorger,  Lehr-  und 
Dienstherren  müßten  entweder  vom  Richter  selbst  vernommen  werden  oder  bei 
Ausbildung  der  privaten  Fürsorgeorganisationen  könnte  es  den  vom  Richter  zu 
diesem  Vertrauensamte  berufenen  Fürsorger  überla.ssen  werden,  die  Er- 
hebungen insoweit  vorzubereiten,  als  er  die  Au.skunftspersouen  ausfindig  zu 
machen  und  das  Erscheinen  der  tatsächlich  Informierten  vor  Gericht  zu  veran- 
lassen hätte.  Daran  wäre  allerdings  nur  für  jene  Orte  zu  denken,  welche  eine 
Füi-sorgeorganisalion  bereits  besitzen;  für  die  überwiegende  Mehi-zahl  der  Fälle 
aber  würde  es  bei  der  Erhebung  durch  den  Strafrichter  selbst  sein  Bewenden 
haben  müssen.  Dann  aber  wäre  dem  Richter  gesetzlich  die  Einvernahme  der 
genannten  Personen  bei  jeder  Anklage  gegen  Jugendliche  vorzuschreiben. 

Die  Frage,  welche  Umstände  im  einzelnen  zu  erheben  wären,  hat  die  öster- 
reichische Justizvei-waltung  bereits  dadurch  beantwortet,  daß  sie  seit  dem 
I.  Jänner  1905  die  Ausfüllung  besonderer  statistischer  Z.ählkartcn  bei  Vemr- 
leilungen  Jugendlicher  zur  PIlicht  gemacht  hat  *’*)  Allerdings  soll  die  Beantwortung 
der  einzelnen  Fragen  nur  auf  Grund  der  Aussagen  des  Jugendlichen  und  der 
Ergebnisse  des  Strafverfahrens  erfolgen;  die  VTvrladung  von  Auskunftspersonen 
sowie  die  Vornahme  von  Erhebungen  lediglich  zum  Zwecke  der  Ausfüllung  der 
Zählkarte  wird  verboten.  Davon  müßte  im  refonnici-len  Strafverfahren,  welches 
die  Beantwortung  der  bezeichnelcn  Fragen  für  die  Entscheidung  des  Richters 
benötigt,  abgegangen  werden. 

Unter  Hinweis  auf  die  österreichische  Zählkarte  *’•)  und  die  schweize- 
rische Gofängniseintrittskarte,  *“)  welche  nebenstehend  wiedergegeben  werden, 
stellt  sich  die  Erhebung  zweier  Gruppen  von  Umständen  als  notwendig  heraus, 
von  dunen  die  eine  die  biologische  Eigenart  des  Jugendlichen,  die  andere  das 
soziale  Milieu,  in  dem  sich  der  Jugendliche  bisher  befunden  hat,  kennzeichnen  sollen. 

SU)  Hocgel,  SlrafntlUgkcit,  181;  Direktur  Klein,  27.  D.  J.  T„  1.  122;  Krohiie,  4,2,338; 
§ 1 des  schwedischen  Gesetzes  vom  27.  Juni  ItKrf  schreibt  die  Aufnuhme  eines  Berichtes  über  die 
persüuticlien  Verhältnisse  in  das  VerhandlungsprotokuU  vor.  Bl.  Oet.  K.,  37,  455. 

*‘S)  Justizminislerialvcrurdnung  vom  13.  Dezember  11*04.  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  19. 

«*»)  J.  M.  V.  Bl..  20,  333  bis  33«. 

**o)  Lenz.  Schw.  Z.  .St.  B..  14,  I2ö. 
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SdmUtrtMtii  CtfiNDütUttiUt 
Zählkarte. 


Eintritt 

Strafanstalt: Matrikel  oder  Kontroll-Nr. 

Datuin  des  Eintriltes: 


1.  Name  und  Vorname  des  Verurteilteo: 

S.  Geburtsdahim:  Tag Monat Jahr ehelich*  — unehelich*. 

3.  Zivllftand:  ledig*  — verheiratet*  — verwitwet*  — gerichtlich  geschieden*  — willkürlich 

getrennt  lebend*. — Zahl  der  lebenden  Kinder: 

4.  Heimat:  Gemeinde: Kanton  oder  Staat: 

5.  Geburtsort:  Gemeinde: Kanton  oder  Staat: 

ß.  Wohnort  oder  letzter  Aufenthaltsort: 

Gemeinde: Kanton  oder  Staat: 

7.  Konfetelon:  Protestant*  — Katholik*  — Israelit*  ^ andere  Konfession* : 

8.  Muttoripracbe:  deutsch*  — französisch*  -»  italienisch*  — romanisch*  — andere  Sprache*. 

9.  Erlorater  Berat: 

10.  Zuletzt  auegeObter  Beruf,  bezw.  Erwerbetltlgkeit: 

11.  Bezeichnung  dei  Verbrechens  oder  Deliktes: 

oder  Grund  der  Internierung: 

( Datum  des  Strafurteils*:  Tag Monat Jahr 

12.  { 

{ Datum  des  administrativen  Urteils*,  welches  die  Internierung  verfügte. 

13.  Bezeichnung  der  Freiheltestrafe: 

U.  Dauer  der  Freiheitsstrafe: 

oder  der  Internierung. 

tä.  Zum  ersten  Male  verurteilt*  — RDchtllllg*. 

(Strafen  wegen  Folizeiühertretungen  fallen  nicht  ln  Berechnung.) 

15a.  Vorstrafen.  (Strafen  wegen  Polizeiflbertretungen  fallen  nicht  ln  Berechnung.) 

{Wegen  gleichartiger  Verbrochen  oder  Vergehen 

Wegen  anderer  

Total  aller  Vorstrafen 


* Die  für  die  Pereon  tutretfeoden  Worte  eind  zu  luiterttrslclien. 


il. 


23 
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Besondere  Fragen. 

I.  HSutliche  Erziehung:  gut*  — mangelhaft*  — schlecht*  — venvaisl  (Vater*  — Mutter*)  ira 
Altersjalir. 

Eltcni  geschieden*  — Vater*  oder  Mutter*  frfiher  verurteilt  — dem  Trünke  ergeben*  — in 
bedrängten  Ökonumischen  Verhältnissen*  — von  den  Amienbehördcn  unterstützt*  — 
Geisteskrankheiten  in  der  Familie*. 

S.  Erzogen:  bei  Fremden*,  in  der  ErzichungS'  oder  Reltungsanslall* : 

3.  Sekundarschulbildung  — Primarschulblldung:  gute*  — dürftige*.  — kann  nur  lesen*.  — kann 
weder  lesen  noch  schreiben*. 

i.  Religiöser  Jugendunterriehl:  ordnungsgeinäD  abgeschlossen*  — luangeUiafl*  — gar  nicht 
genossen*. 

a.  Gesundheit:  körperlich  normal*  — schwächlich*  — krank*  — geistig  normal*  — beschränkt*  — 
zu  Gci.stesslöning  prädisponiert*  — an  Epilepsie*  — Syphilis  leidend*. 

(>  Vermögen:  im  Besitz*  — Anwartschafl*  — keines  von  beiden*. 

7.  Inhaber  eines  Sparbtichieins:  ja*  — nein*. 

8.  Vermutliche  Ursache  des  Verbrechens  oder  Vergehens:  Armut*  — ökonomische  Verluste*  — 

Büi^schaHsleistung*  — Börsenspekulation*  — Habgier*  — Gcnußsiiclil*  — Haß*  — 
Rache*  — Streitsucht*  — Eifersucht*  — Ausschweifung*  — Prostitution*  — Trunk*  — 
moralische  Verkommenheit*  — häuslicher  Streit*  — andere  Ursachen: 


Der  Strafanstaltsdirektor: 


* Di«  fOr  di«  Person  zutreff«D(i«a  Wort«  sind  zu  sitefttreichea;  in  z«reif«Ilufl«n  FtUte  ist  mit  «inetn  Fr»fe> 
Zeichen  sn  «ntworteo. 
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Jahr: Zuname: 

Gerichtshof: 

Statistische  Zählkarte  des  Gerichtshofes 

für  wegen  Verbrechen,  Vergehen,  dann  wegen  Übertretung  nach  § 623 
St.  C.  verurteilte  Jugendliche  bis  zum  vollendeten  20.  Lebensjahre  und  für 
nach  § 269  a St.  C.  verurteilte  Unmündige. 

1.  Vor*^  und  Zuname: . . 8.  Famillenvertilltnim: 

Nain«  des  Vaters : 

i.  Allf^ger  Rufname: Name  der  Müller; 

vaierucberseils  vei^vaisl  seil  dem 

Lebenjgahre. 

Gemeinde,  peinlicher  Bezirk  und  Land  MiHlerllcheraeiUi  verwaist  seit  dem 

Lebensjaiire. 

ff > der  Geburt: Eltern  (Vater,  Mutter).  Vor- 

mund in  geraeinschaftlicheiu  Haushalte 

b)  der  Heimatsberechtigung;.  

9.  Beruf  des  Vaters,  eventuell  der  Mutter  um) 
V.  Datum  der  Gebart: dessen  (deren)  Stellung  in  demselben: 

10.  Eniehung  bis  zum  14.  Lebenijahre: 

5,  Letzter  Aul..».llUorl  ((Jemeinde): 

zulu Lebensjahre; 

außerhalb  des  Elternhauses; 

1.  in  oinerAnstall(Bczcichimngdersc)bea 

) vom bis  zum 

Lebensjahre: 

2.  anderwärts  vom bis  zum 

Lebensjahre. 

11.  Hatte  sich  des  Jugendlichen  vor  seiner  Ver- 
urteilung ein  FDnorgaveraln  angenommen? 


7.  Famillinitand;  ledig: 

verwitwet;. . . 

geschieden  oder  getrennt: 


verheiratet: 
. gericlitlich 


Allfölligc 

Begnadigung 


13.  Bilherige  Internierungen:  In  einer  Besse- 

rimgs(ZwanKsarbcit.s)anstalt  vom bis 

zum l.,ebensjahre. 

14.  Zeitraum,  während  denen  lieh  der  Jugend« 

liehe  seil  der  letzten  Internierung  oder 
Strafe  bis  zum  gegenst.ändlichen  Urteile  in 

Freiheit  befunden  hat: 


17.  Rechtskräftig  zuerkannte  Strafe 


18.  Neben  der  Haupt.slrafe  zuerkannte  Neben- 
strafe:  


19.  Wurde  ein  Begnadlgungiantrag  im  Sinne  der 
J.  M.  Vdg.  vom  25.  November  1902,  J.  M.  V. 
Bl.  Nr.  51,  gestellt? 


15.  Urteil  I.  Inilanz  (Gegenstand  dieser  Karte). 

Datum  und  Geschäflszalil : 

IG.  SIraftMre  Handlung  (Handlungen)  nach  Be* 
nennung  und  Ge$etzcsstcllen:i) 


h lis  FbH«  oidm  Ürt«il«B  uiüi  | MO  • oder  fiC3  St.  G.  ivt  der  Torf  eleztne  objekliv  rerbreeherieche 
kun  zu  boteiclioeii  (zum  Beispiel  Reab.  Diobstelü  u.  e.  w.). 

23* 


Gericht 

[Jatum 

Straftat  >) 

Strafe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

_7 
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Schulbildung:  Hat  die  Volksschule  regeh 
mABig  besucht: 

Kanu  lesen kann  schreiben 

Höhere  Schulbildung  (kurze  Bezeichnung 
der  Anstalten  und  Angabe  der  Zahl  der 
absolvierten  Klassen): 


:2I.  Beruf  und  Erwerb:  Erlernter  Beruf: 

AusgeObter  Beruf  und  Stellung  in  demselben: 

Anfälliger  sonstiger  Erwerb: 

Vermbgeneiage  dee  Verurteilten: 

a)  Ist  subsistenzlos: 

b)  Lebt  in  Ärmlichen  Verhältnissen: 

e)  Lebt  in  guten  Verhältnissen: 

93.  Augenfällige  oder  aktenmäfiig  bekannte 
kBrperllche  oder  geletige  Gebrechen: 


Im  Strafurteile  wurde  angenommen: 

I.  Als  mildernd: 

aj  Vernachlässigte  Erziehung: . 

Armut  oder  Not : 

e)  Verleitung: 

d)  Heftige  Gemütsbewegung  zur  Zeit  der 

Tat: 

e)  DaB  die  Tat  aus  Furcht  oder  Gehorsam 

gesetzt  wurde: 

p Geringere  Intelligenz: 

g)  HeumQtiges  Geständnis: 

h)  Eine  die  Zurechnung  der  Tat  nicht  aus- 

schlieBende  Trunkenheil: 

II.  Als  erschwerend: 

a)  Das  Zusaniraentreffen  mehrerer  Straf- 
taten:  

b)  Wiederholung  der  Tat: 

c)  Rückfall: 

d)  Der  Umstand,  dafi  derVenirteilte  andere 

zur  Tat  verführt  oder  die  Tat  angestiftet 
bat: 


95.  Gab  oder  gibt  die  den  Gegenstand  dieser  Karte  bildende  Strafsache  Anlaß  zur  Versündigung 

der  PflegscfaaftibehBrde  (J.  M.  Vdg.  vom  10.  November  1903,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  31,  vom  10.  Juli 
1903,  J.  M.  V.  BI.  Nr.  99,  und  vom  93.  Juli  1904,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  13)? 

Bejahendenfalls  Bezeichnung  des  verständigten  Gerichtes: 

96.  AllfäUige  Anmerkung: 


Unterechrlft: 


Aam«rkuB^eot  i.  Die  ^rOaeo  Druckeortea  »iinl  fOr  VenirUÜte  mtnoJieben.  die  roten  fOj  TerurtoilU 
weiblichen  Gefchlecbtee  bestimmt. 

i.  Zu  den  Fragepunkten  7, 11.  19.  tO.  M und  25 : Bei  den  tutreffendeo  Fregepunklen  ist  «io  senkrechter 
Strich  einiue«tz«ii : di«  Qbrigen  siod  leer  tu  lusen. 
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Als  biologische  Momente  wären  zu  erheben: 

Name  und  Vorname,  Geburtsdatum,  Gesundheit,  intellektuelle  Befähigung, 
religiössittliche  Ausbildung,  Charakter,  insbesondere  Motiv  des  begangenen  Ver- 
brechens und  schließlich  21ahl  wie  Art  der  Vorstrafen. 

Als  soziale  Momente  wären  festzustellen: 

Geburtsort,  Heimat,  Wohnort  oder  letzter  Aufenthaltsort,  Konfession,  Mutter- 
sprache, Familienverhältnisse  (Ehelichkeit,  Elternhaus,  Erziehung)  und  schließlich 
der  äußere  Anlaß  des  Verbrechens. 

Daß  es  nicht  erforderlich  ist,  in  jedem  Falle  eines  Verbrechens  wegen  dieser 
Erhebung  der  Personalien  die  gerichtliche  Voruntersuchung  mit  all  ihrer  Schwer- 
fälligkeit vorzuschreiben,  ergibt  sich  daraus,  daß  die  Raschheit  des  Verfahrens 
insbesondere  bei  geringfügigen  Daten,  wo  Strafnachsicht  oder  Ersatz  der  Strafe 
durch  Nacherziehung  möglich  ist,  im  Interesse  des  Jugendlichen  liegt  und  von 
keinem  entgegenstehenden  öffentlichen  Interesse  paralisiert  wird.  Soweit  müßte 
allerdings  gegangen  werden,  daß  ein  summarisches  Verfahren, ••*)  welches  die 
sofortige  Aburteilung  des  mit  den  Beweismitteb  vor  Gericht  erschienenen  Ange- 
klagten wegen  seines  Geständnisses  gestattet  (§451  St.P.O.),  bei  Jugendlichen  aus- 
geschlossen bliebe.***) 

Es  dürfte  in  den  seltensten  Fällen  zutreCfen,  daß  alle  Beweismittel  für  die 
Wahl  unter  den  verschiedenen  Alternativen  ohne  förmliche  Vorerhebungen  zur 
Hand  sind  und  das  Geständnis  hat  die  Bedeutung,  welche  ihm  das  geltende  Recht 
beimißt,  verloren,  sobald  nicht  allein  die  Bestrafung  in  Frage  kommt.  Aus  ähn- 
lichen Gründen  geht  es  auch  nicht  an,  die  Strafsachen  Jugendlicher  als  Eil- 
sachen***) zu  behandeln  oder  den  erkennenden  Richter  zu  verpflichten,  nach 
Schluß  der  Untersuchung  noch  am  selben  oder  darauffolgenden  Tage  das  Urteil 
zu  fällen.***)  Dem  Übelstande  der  herrschenden  Praxis,***)  daß  zwischen  dem  Ende 
der  Strafverbüßung  und  der  Aufnahme  in  eine  Besserungsanstalt  ein  allzulanger 
Zeitpunkt  verstreicht,  in  welchem  der  Jugendliche  fortdauernd  in  gerichtlicher 
Strafhaft  verbleibt,  wäre  dadurch  vorzubeugen,  daß  beim  Ersatz  der  Strafe  durch 
Nacherziehung  und  beim  Anschluß  der  letzteren  an  die  erstere  der  Vollzugs- 
behörde eine  gesetzliche  Frist  zu  bestimmen  wäre,  innerhalb  deren  die  Auf- 
nahme in  eine  Besserungsanstalt  tatsächlich  erfolgen  müßte. 

Gehen  wir  zum  verstärkten  Schutz  des  Jugendlichen  gegen  prozes- 
suale Benachteiligung  über,  so  ist  in  erster  Linie  die  Prozeßfähigkeit  des 
Jugendlichen  zu  erörtern;  es  ist  von  vornherein  klar,  daß  derjenige,  welcher  straf- 
rechtlich verantwortlich  ist,  auch  die  Prozeßfälligkeit  für  das  Strafverfahren 
besitzen  muß.  Dieser  Unterschied  zwischen  dem  Zivil-  und  Strafprozeß  ergibt 


^1)  Die  französische  Praxis  sieht  vom  summarischen  Verfahren  beim  d^Iit  flagrant  des 
Jugendlieben  gänzlich  ah.  Flandin,  J.  K.  V.,  6.  310;  Vidal-Naquet,  399;  Riri^re.  535. 

Für  die  Beibehaltung  Hoegel,  Slrafßlligkeit,  193,  der  sogar  die  sonst  einpfolilene  Ver* 
slfmdigung  des  gesetzlichen  Vertreters  entfallen  lassen  voll. 

2»»)  Direktor  Klein.  47.  D.  J.  T.,  1,  121. 

§ 3 des  schwedischen  Gesetzes  vom  27.  Juni  1902. 

2WJ  Reicher,  Fürsorge,  2.  437. 
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sich  als  notwendige  Konsequenz  daraus,  daß  das  bürgerliche  Recht  die  Handlungs- 
fähigkeit, von  Ausnahmen  abgesehen,  erst  mit  dem  Eintritte  der  Volijülirigkeit 
annimmt,  während  das  Strafrecht  die  Handlungsfähigkeit  bereits  mit  dem  10., 
beziehungsweise  14.  Lcbensjalire  eintreten  läßt.  Wer  aber  handlungsfähig  ist,  ist 
damit  auch  prozeßfähig,  denn  Prozeßlähigkeit  bedeutet  nichts  anderes  als  prozes- 
suale Handlungsfähigkeit.  Es  geht  somit  nicht  an,  den  Jugendlichen  nach  erreichtem 
14.  Lebensjalire  vom  selbständigen  Handeln  im  Strafverfahren  auszuschließen  und 
ihm  wie  dem  Minderjährigen  im  Zivilprozesse  emen  Vertreter  zu  bestellen,  der 
an  seiner  Statt  allein  im  Strafverfahren  zu  handeln  vermöchte.*“)  Insofern  ist 
vom  geltenden  Recht  nicht  abzugeheii.  Dagegen  müßte  allerdings,  wie  (lie  bereits 
mehrfach  erwähnte  Justizminislerialverordnung  vom  10.  Juli  1903  es  vorschreibt, 
dafür  gesetzlich  vorgesorgt  sein,  daß  die  Personen  mit  selbständigen  V er- 
teidigungsrechten,  welche  unabhängig  vom  Willen  des  Minderjährigen  zur 
Geltendmachung  von  Rechtsmitteln  befugt  sind,  auch  tatsäcldich  in  die  Möglicli- 
keit  versetzt  werden,  ihre  Rechte  auszuüben,  ln  dieser  Richtung  ist  sowohl  in 
Preußen,  wie  auch  in  Österreich  die  Praxis  auf  Weisung  der  Justizverwaltung  über 
das  Gesetz  hinausgeg.-mgen.  Nach  dem  deutschen  Reichsstrafprozeßrecht  muß  der 
gesetzliche  Vertreter  des  Angeklagten  in  der  Hauptverhandlung  als  Beistand  zuge- 
lasseu  und  auf  sein  Verlangen  gehört  werden;*’*)  eine  Verständigung  von  Urteilen 
gegen  Minderjährige  erfolgt  allerdings  nur  dann,  wenn  die  Unterbringung  in  eine 
Erziehungs- oder  Besserungsanstalt  verfügt  wurde.*“)  Sonst  hat  die  preußische 
Justizministerialverfügung  vom  2.5.  August  1879  allein  die  Mitteilmig  an  die  Uni- 
versität, an  welcher  der  Minderjährige  studiert,  angeordnet  und  erst  die  Justiz- 
ministerialverordnung  vom  11.  August  1902  den  Interessen  des  Minderjäiirigen 
durch  ausgedehntere  Verständigung  des  gesetzlichen  Vertreters  Rechnung 
getragen.  Die  Kommission  für  die  Reform  des  Strafprozesses  hat  sich  gegen 
die  gesetzliche  Anordnung  der  Verständigung  des  gesetzlichen  Vertreters  ausge- 
si)rochen,  da  es  oft  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  großen  Schwierigkeiten  möglich 
.sein  werde,  den  gesetzlichen  Vertreter  des  Beschuldigten  zu  ermitteln;  sie  will 
es  der  Justizverwaltung  auch  wciterh'ui  überlassen,  den  praktischen  Bedürfnissen 
im  Verordnungswege  zu  eiiLsprcchen.*“)  Dennoch  emplieldt  sich  die  gesetzliche 
Festlegung  der  V'erständigungspflicht,  wenn  sie  in  ihren  Voraussetzungen 
beschränkt  wird;  *’“)  umso  mehr  im  reformierten  Strafverfahren  gegen  Jugend- 
liche, als  bei  Erhebungen  der  persönlichen  Verhältnisse  des  Jugendlichen  die  Ermitt- 


*“)  So  will  Sclimöltlcr,  der.  S.,  *9,  193,  jugendlichen  Personen  zwischen  12  und  IS  Jahren 
die  persona  standi  in  judicio  nur  in  (jemeinschaü  inil  ihren  Machthabern  gewähren ; ja  das  Recht, 
einen  Richter  abrulelmen  und  Rechtsmittel  m ergreifen,  soll  allein  dem  Machthaber  zustehen,  es 
sei  denn,  daß  der  anzufechtende  Richterspruch  unter  der  Annahme  erfolgt,  daß  das  Kind  sich  im 
Zustande  der  vollboinmen  entwickelten  ,Stcafmündigkeit  befindet. 

“t)  g 149  H.  St.  P.  0. 

*S")  § 268  R.  St  P.  Ü.,  sofern  der  gesetzliche  Vertreter  nicht  in  der  Hauptverhandlung  als 
Beistand  des  Angeklagten  aufgetreten  und  bei  der  Verbündung  des  Urteils  gegenwärtig 
gewesen  ist. 

*“)  Protokolle  der  Kommission  für  die  Reform  des  Strafprozesses  1.  ISl. 

Storch,  Z.  f,  Pr.  Ö.  R..  16,  330,  n.  7, 
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lung  des  gesetzlichen  Vertreters  und  seines  Aufenthaltsortes  meist  ohne  dies  vor 
der  Uauptverhandlung  geschehen  sein  wird.  Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  das  österreichische  Strafgesetz  über  GefällsQbertrctungen  vom 
11.  Juli  1835*®*)  den  jugendlichen  Interessen  größere  Sorgfalt  widmet,  als  die 
geltende  Strafprozeßordnung. 

Nach  diesem  Vorbilde  und  den  Bestimmungen  der  Justizministerialverordnung 
von  1903  hätte  die  Verständigung  des  Vaters  oder  Vormundes  von  der  Einleitung 
der  Vorerhebung  oder  der  gerichtlichen  Voruntersuchung,  wie  der  Verhaftung 
des  Jugendlichen,  von  der  Überreichung  der  Anklage,  von  der  Anordnung  der 
Hauptverhandlung  und  von  der  Urteilsfällung  einzutreten,  wenn  der  gesetz- 
liche Vertreter  und  sein  Aufenthaltsort  dem  Gerichte  bereits  bekaimt  ist  und  er  an 
der  Straftat  des  Jugendlichen  nicht  beteiligt  ist.  ***)  Außerdem  wäre  die  selb- 
ständige Itechtsmittclbefugnis  zu  Gunsten  des  Jugendlichen  den  genannten  Per- 
sonen gegen  diejenigen***)  Entscheidungen  und  Verfügungen  des  Strafgerichts 
zu  gewähren,  von  welchen  sie  zu  verständigen  sind;  insbesondere  auch  das  Recht 
des  Einspruches  gegen  die  Anklageschrift  ***)  und  das  in  Abwesenheit  des  Jugend- 


^1)  § 614:  Bei  Personen  unter  rälerlicher  Gewalt,  Vonnunüschan  oder  Kuratel  ist  zugleich 
mit  der  Vorladung  oder,  wenn  der  Umstand  der  Behörde  erst  im  Zuge  der  Untersuchung  bekannt 
wird,  sogleich,  nachdem  sie  diese  Kenntnis  erlangt  bat,  der  gesetzliche  Vertreter  von  der 
arüiftngigen  Verhandlung  zu  verständigen,  wenn  er  a}  der  untersuchenden  Behönle  bekannt  ist, 
b)  sich  in  den»  Staatsgebiete  befindet.  § 615:  Ist  der  gesetzliche  Vertreter  nicht  in  dem  Orte,  in 
welchem  sich  der  Sitz  der  untersuchenden  Behörde  befindet,  anwesend,  so  soll  ein  recbtllch 
fähiger  Mann  als  Verteidiger  bestellt  werden.  Gleichzeitig  ist  der  gesetzliche  Vertreter  davon  zu 
verständigen,  daß,  wenn  er  weder  persönlich  in  dem  Orte  erscheint  und  daselbst  bis  zur  Beendi- 
gung des  Verfahrens  verweilt,  noch  einen  daselbst  wohnhaften  BevoHmBchUgten  omennl  und  der 
Behörde  bekannt  macht,  alle  Erlässe  an  den  von  Amis  wregeii  aufgestclllen  Vertreter  werden  ein- 
•mhändigt  werden.  § 654:  Dem  gesetzlichen  oder  bestellten  Vertreter  ist  freigestelll,  alles  vonu- 
kehren,  was  er  für  das  Wohl  der  seiner  Sorgfalt  zugewiesenen  Person  erforderlich  fmdel.  Derselbe 
Ist  zu  jenen  Amtshandlungen  vorzuladen,  denen  der  Beschuldigte  zufolge  des  Gesetzes  persönlich 
oder  durch  einen  Vertreter  beizuwobnen  befugt  ist.  § 831 : Urteile,  dan:h  welche  auf  eine  Strafe 
oder  eine  andere  Leistung  gegen  Minderjährige  oder  unter  Kuratel  stehende  Personen  erkannt 
wird,  sind  nicht  bloß  dein  Verurteilten,  sondern  auch  seinem  gesetzlichen  Vertreter  oder,  falls 
dieser  sich  weder  an  dem  Sitze  der  Untersuchungsbehörde  befindet,  noch  daselbst  einen  UevoU- 
iiiächligten  bestellt  oder  der  Behörde  anzeigt,  dem  von  Amts  wegen  beigegoheneu  Vertreter  in 
einer  zweiten  Ausfertigung  znzustellcn.  § 836:  Rechtsmittel  oder  Gnadengesuche  kOimen  anbringen 
2.  bei  Vertilgungen,  Urteilen  und  anderen  Entscheidungen,  welche  den  Beschuldigten  angehen 
a)  der  Beschuldigte  selbst,  b)  dessen  Verwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie,  dessen  Vor- 
mund. 1}  850:  Die  Fristen  zur  Einbringung  der  Berufung  und  des  Gnadengesuche»  beginnen,  falls 
der  Bc‘schuldigle  minderjähi-ig  ist,  oder  sich  unter  Kuratel  befindet,  von  dem  Tage  an  zu  laufen, 
an  welchem  die  Zustellung  des  Urteils  ku  den  Händen  des  zur  Cberimliiue  berufenen  Vertnders 
erfolgt  ist. 

Benedikt  J.  BL,  13. 84,  schlägt  die  Verständigung  des  gesetzlichen  Vertreters  von  jeder 
strafgerichtliclieu  Verfügung  vor;  Hoegel,  Z.  BL  f.  jur.  Fr.,  13,  17,  will  den  gesetzliclieii  Vorüx'ter 
von  der  Anbringung  einer  umidtlelbaren  Anklage,  der  Einleitung  und  Beendigung  der  Voruuter- 
sucliuug  sowie  von  der  Hauplverhaiidlung,  das  PflegschafUgerichl  dagegen  nur  von  der  Ver- 
urteilung verständigen.  Dies  soll  nur  dann  unterbleiben,  wenn  der  Aufenthalt  des  gesetzlichen 
Vertreters,  beziehungsweise  des  Pflegschaflsgerichts  unbekannt  ist. 

23»)  Ebenso  g 340,  405  H.  St  P.  0. 

2M)  S 208  St.  P.  O. 
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liehen  ergehende  Erkenntnis.  •**)  Werden  diese  Verteidigungsrechte  den  gesetz- 
lichen Vertretern  zur  selhstündigen  Ausübung  verliehen,  so  ist  es  nur  folgerichtig, 
wenn  der  Lauf  der  Rechtsmittelfrist  für  dieselben  an  dem  Tage  beginnt,  an 
welchem  ihnen  die  Ausfertigung  der  anzufechtenden  Entscheidung  zugestellt  wird. 
Die  Pflicht  zur  Verständigung  wie  die  selbständige  Rechtsmittelbefugnis  wäre 
jedoch  nur  auf  die  Altersstufe  von  14  bis  18  Jahren  zu  beschränken,  da  die 
Minderjährigkeit,  welche  im  geltenden  Rechte  maßgebend  ist,  in  strafrecht- 
licher Hinsicht  von  keinem  Belang  ist.  Die  Herübemahme  privatrechtlicher  Erwä- 
gungen kann  nicht  gerechtfertigt  werden,  sobald  wir  mit  dem  erreichten  18.  Lebens-, 
jahre  den  Eintritt  der  vollen  Verantwortlichkeit  ansetzen. 

Mit  der  Möglichkeit,  Rechtsmittel  zu  Gunsten  des  Verurteilten  zu  ergreifen 
sind  aber  nicht  die  Interessen  des  Jugendlichen  gewahrt,  wenn  der  auch  sonst 
pflichtvergessene  Vater  oder  Vormund  sich  um  seine  Pflegebefohlenen  nicht 
kümmert  oder  die  Straffälligkeit  des  Jugendlichen,  die  ihm  als  Erwerbsquelle  dient, 
begünstigt  oder  gar  an  der  Straftat  mitbeteiligt  ist.  Hier  kann  nur  die  Bestellung 
eines  Armenverteidigers,  wie  er  bereits  im  deutschen  Reichsstrafprozeß  vor- 
gesehen ist,”*)  Abhilfe  gewähren.  In  Abänderung  des  § 41  St.  P.  0.  hätte  diese 
Bestellung  nicht  bloß  auf  Verlangen  des  Beschuldigten,  sondern  auch  auf  Ver- 
langen des  gesetzlichen  Vertreters  und  dann  von  Amts  wegen  zu  geschehen,  wenn 
es  das  Strafgericht  wegen  Vernachlässigung  der  Pflichten,  Mißbrauch  der  Rechte 
der  väterlichen,  beziehungsweise  vormundschaftlichen  Gewalt  oder  wegen  der 
entgegenstehenden  Interessen  des  gesetzlichen  Vertreters  für  notwendig  erachtet. 

Um  jedoch  einen  Widerspruch  oder  einen  Verzicht  seitens  des  Jugendlichen 
unwirksam  zu  machen,  wäre  dem  beigegebenen  Verteidiger  die  Rechtsmittel- 
befugnis auch  gegen  den  Willen  des  ersteren  zu  gewähren.  Der  von  Amts  wegen 
beigegebene  Verteidiger  des  Jugendlichen  wäre  mit  einem  selbständigen  Ver- 


2M)  ;§  427,  459  SU  P.  0. 

Die  Verteidigung  ist  imiuer  notwendig  in  den  Sachen,  welche  vor  dem  Reichsgericht 
in  I.  Instanz  oder  vor  dem  Schwurgericht  zu  verhandeln  sind,  in  Sachen,  welche  vor  das  Land- 
gcriclit  in  I.  Instanz  gehören,  nur  dann,  w'enn  der  Angeschuldigte  dos  16.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat  oder  wenn  ein  Verbrochen  den  Gegenstand  der  L'nlersuchung  bildet  und  der 
Beschuldigte  oder  sein  gesetzlicher  Vertreter  die  Bestellung  eines  Vortcidigeis  beantragt.  In  beiden 
letzteren  FAlIcn  ist  dem  Angeschuldlgteu  ein  Verteidiger  von  Amts  wegen  zu  bestellen,  sobald  der 
Vorsitzende  die  AnUageschrifl  mitgcteilt  hat  (I\.  St  P.  0.  § 140).  Nicht  notwendig  ist  dagegen 
die  Verteidigung  vor  dem  Amtsgericht  mit  oder  ohne  Zuziehung  von  Schönen  und  vor  dem  Land- 
gericht als  II.  Instanz.  Sonderbarerweise  ist  daher  die  Verteidigung  auch  dann  nicht  notwendig, 
wenn  der  Angeklagte  im  Alter  zwisclien  16  und  18  Jahren  stellt  und  nach  § 56  R.  St  G.  B.  wegen 
Mangel  der  zur  Erkenntnis  der  Slranjarkeil  erforderlichen  Einsicht  freigesprochen  werden  kann. 
Doch  kann  sie  immerhin  nach  dem  Ermessen  des  Vorsitzenden  erfolgen  (§  141,  R.  St  P.  O.).  Die 
einstimmige  Meinung  in  Deutschland  geht  daliin,  daß  die  Verteidigung  auch  in  landgerichtlichczi 
Sachen  bei  Jugendlichen  bis  zu  18  Jahren  für  notwendig  zu  erklären  wäre.  Appelius,  Behandlung. 
143;  Buddee.  Ger.  S.,  53,  290;  Direktor  Klein,  27.  D.J.T.,  1,  122;  Krohnc,  27.  D.  J.  T.  4'2.  338.  und 
Beschluß  der  3.  Abteilung  4/2,  661.  Die  Kommission  för  die  Reform  des  deutschen  Strafprozesses 
halbeschlossen:  , In  den  vor  dem  mittleren  Schöffengerichte  ln  I.  Instanz  und  vor  dem  großem 
Schöffengerichte  in  der  Berufungsinstanz  zu  verhandelnden  Sachen  soll  die  Verteidigung  auch  für 
diejenigen  Aiigesdmidiglen  notwendig  sein,  die  zwar  das  16.,  aber  noch  nicht  das  18.  Lebensjahr 
vollcndet  haben.*  Protokolle,  2,  453. 
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teidigungärecht  auszustatlen  und  insofern  den  gesetzlichen  Vertretern  gleich- 
zustellen. Im  bezirksgerichtlichen  Verfahren  wegen  Übertretungen  könnte  auch 
ein  Fürsorger  als  Verteidiger  bestellt  werden.  ' 

Die  Frage,  welcher  Zeitpunkt  für  die  Anwendbarkeit  der  Sonderbestim- 
mungen des  Strafverfahrens  gegen  Jugendliche  maßgebend  sein  soll,  ist  dahin  zu 
beantworten,  daß  der  Zeitpunkt  entscheidend  sein  soll,  in  welchem  die  Verständi- 
gung des  Vertreters,  die  Kinlegung  der  Rechtsmittel  oder  die  Bestellung  des  Ver- 
teidigers zu  erfolgen  hat.  Wenn  der  Jugendliche  in  diesem  Zeitpunkte  das 
18.  Lebensjahr  bereits  überschritten  hat,  so  soUen  ihm  die  auf  seine  Schutz- 
bedürftigkeit gegründeten  Privilegien  nicht  mehr  zu  gute  kommen.”’) 

Bei  der  Freiheit  des  Richters,  zwischen  den  verschiedenen  Alternativen  zu 
wählen,  muß  ferner  eine  Verfahrensart  ausgeschlossen  bleiben,  welche  wie 
das  Mandatsverfahren  dem  Richter  die  Befugnis  gibt,  in  Abwesenheit  des 
Angeklagten  und  ohne  Keimtnis  seiner  IndividuaUtät  eine  Strafe  im  Höchst- 
maße von  achttägigem  Arrest  oder  eine  Geldstrafe  bis  zu  30  K auszusprechen,  die 
den  Beschuldigten  zum  Vorbestraften  macht. 

Die  Geschäftsvereinfachung  auf  Seite  des  Gerichtes  und  die  Ersparnisse  an 
Zeit  und  Geld  auf  Seite  des  Angeklagten  können  den  Verzicht  auf  Mündlichkeit 
und  Unmittelbarkeit  des  Beweisverfahrens  nicht  ersetzen,  da  auch  die  gering- 
fügigste Tat  als  ein  Symptom  der  Verwahrlosung  oder  der  Geistesstörung  in  Betracht 
kommt.  Zudem  ist  das  Anwendungsgebiet  des  Mandatsverfahrens  bei  den  am 
häufigsten  von  Jugendlichen  begangenen  Taten  ohnedies  nicht  ein  allzugioßes. 
Von  den  Übertretungen  kommen  nur  die  Amtsehrenbeleidigung,“*)  die  Einmengung 
in  die  Vollziehung  öffentlicher  Dienste,*“)  die  Verletzung  der  Feuerpolizeivor- 
schriften*“') und  schließlich  die  Arbeitsvei-weigerung*“*)  praktisch  in  Betracht, 
während  Diebstahl,  Veruntreuung,  Betrug  und  Teilnehmung  an  denselben,*"*) 
wegen  der  höheren  Strafmaxima  den  Erlaß  eines  Mandats  nicht  gestatten.  Immer- 
hin ist  zu  bedenken,  daß  die  bei  der  V^ermögenslosigkeit  des  Jugendlichen  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  als  prinzipale  oder  Ersatzstrafe  verhängte  Einsperrung  in 
einem  bezirksgerichtlichen  Arrest  mit  der  Gefahr  sittlicher  Verderbnis  verbunden 
ist  und  Zeit  wie  Geldverlust  durch  die  Anwesenheit  bei  der  Hauptverhandlung 
nicht  so  schwer  ins  Gewicht  fällt  wie  bei  Erwachsenen.  Hiezu  kommt,  daß  ein 
Einspruch  seitens  des  Jugendlichen  in  der  Regel  nicht  zu  erwarten  sein  wird,  da 
einerseits  das  Verständnis  mangelt  und  andrerseits  die  Scheu  vor  dem  Bekannt- 
werden der  Tat  zur  absoluten  Untätigkeit  fülmen  wird.  Das  deutsche  Prozeß- 


“*)  Übereinstimmend  die  Kommission  für  die  Heform  des  deutschen  Strol))rozesses.  Frolo 
koUc,  i.  160. 

“*)  § 460  St.  P.  0.  und  § 23  des  Geseties  vom  16.  JSnner  1896,  betrelTend  den  Verkehr  mit 
Lebensmitteln  imd  einigen  Verbfauchsgegenstknden,  R.  G.  BL  Nr.  89  ex  1897. 

»«)  § 312  SL  G. 

*«0)  § 314  St.  G. 

*01)  439—459  SL  G. 

>0»)  § 4 des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885,  IL  G.  Bl.  .Vr.  89. 

*05)  §§  460,  461  und  464  St.  G. 


Digilized  by  Google 


302 


JnirenJstnifrivhl.  Prof.  Dr.  Adolf  Lenz. 


recht  läßt  den  amlsrichterlichen  Slralliefehl  in  allen  zur  Zuständigkeit  der 
Schöffengerichte  gehörigen  Sachen  mit  geringen  Ausnahmen  zu  und  gestattet 
sogar  Geldstrafen  bis  zu  150  Mark  und  hVeiheitsstrafen  bis  zu  sechs  Wochen  sowie 
ilie  Einziehung  von  Gegenständen.*"“)  Trotzdem  bei  Jugendlichen  zwischen  12  und 
18  Jahren  das  Vorhandensein  der  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  erforderlichen 
Einsicht  im  einzelnen  Falle  nachzuweisen  ist,  wendet  die  Praxis  den  Strafbefehl 
auch  bei  Tätern  dieser  Altersstufe  an“"’)  und  begnügt  sich  aus  dem  Charakter  der 
strafbaren  Handlung  einen  durchaus  unzulässigen  Schluß  auf  das  Unterscheidungs- 
Vermögen  zu  ziehen.  Ja  die  Kommission  zur  Reform  des  deutschen  Strafprozesses 
hat  sich  sogar  für  eine  Erweiterung  des  Mandatsverfahrens  entschieden’“*)  und 
die  Zulassung  eines  schriftlichen  Verweises  empfohlen,  da  bei  manchen  Straftaten, 
wie  bei  der  Tierquälerei  und  beim  Rückfall,  das  Unterscheidungsvermögen  ohne 
weiters  zmgenommen  und  auftaucheude  Zweifel  durch  schriftliche  Auskünfte  bei 
den  Eltern,  Geistlichen,  Lehreni  oder  dem  Vormund  eingeholt  werden  können.’"*) 
Der  Strafbefehl  sei  für  den  jugendlichen  Reschuldigteu  eine  Woldtat,  die  ihm  nicht 
entzogen  werden  könne  und  der  Verheimlichung  der  Tat  könne  durch  Mitteilung 
des  Strafbefehls  an  den  gesetzlichen  Vertreter  vorgebeugt  werden. 

Trotzdem  kann  dem  slrepitus  fori  beim  Jugenddelikt  nicht  die  Bedeutung 
ziigemessen  werden,  daß  damit  die  Notwendigkeit  einer  Fürsorge  imd  ihr  Ver- 
hfdtnis  zum  Strafbedürfnis  völlig  unerörtert  bleibt.  Der  schriftliche  V'erweis  aber 
ist  zugegebenermaßen  ’•’)  kein  wirkungsvolles  Strafmittel.  So  sprechen  für  den 
Ausschluß  des  Mandatsverfabrens  heim  Jugenddelikt  die  überwiegenden  Gründe. 

Ähnliche  Erwägungen  haben  zur  Zulassung  eines  Strafurteils  in  Abwesen- 
heit des  Angeklagten  geführt.  Im  Gerichtshofverfahren  ist  dies  bei  allen  Ver- 
gehen und  jenen  Verbrechen  zulässig,  die  höchstens  mit  fünljähriger  Freiheits- 
strafe bedroht  sind,  wenn  der  Angeklagte  bereits  in  der  Voruntersuchung  ver- 
nommen und  ihm  die  Vorladung  zur  Hauptverhandlung  persönlich  zugestellt 
wurde.’”)  Es  solle  einerseits  dem  Beschuldigten,  der  sich  auf  freiem  Fuße  befindet, 
nicht  freistehen,  durch  einfaches  Wegbleiben  eine  Vertagung  der  Hauptverhand- 
lung zu  erzwingen  und  andrerseits  müsse  angenommen  werden,  daß  er  mit 
seinem  Ausbleiben  auf  weitere  Verteidigungsmittel  verzichten  wolle.  Zur  Wider- 
legung dieser  Annahme  wird  ihnr  der  Einspruch  neben  den  gewöhnlichen  Rechts- 


SM)  § 4+7  K.  Si.  P.  O. 

’“»)  g 27  .\r.  3—8  G.  V.  G. 

Außerdem  kennt  das  deutsche  Hecht  ein  Vcrfaliren  auf  Grund  voranjfegaugeuer  poli> 
7cilicher  Strafverfügung  (R.  Sl.  P.  O.  §§  453— 4f>8)  oder  auf  Grund  atiministraliver  Sfrafbe&cJici*le 
bei  Übertretungen  der  GefBllsvorschriften  (R.  St.  P.  0.  §§  459 — 4fi9), 

^^)  V.  Kries,  Lehrbuch  des  deutschen  Slrafprozeßrechls,  189i,  740;  Beimocke  • ßeling, 
la.-brbach  des  deutschen  H-  St.  P.  H.,  1900,  670;  Izflwe-Hellweg,  H.SI.P.0.,  § 447,  n.  5;  dos  bayrische 
Staatsminislerium  der  Justiz  hat  unterm  20.  August  1879  den  Strafbefehl  hei  Jugendlichen  dann 
für  statthaft  erklArl,  wenn  die  Einsicht  gerichtskund  i g oder  nach  der  BeschalTenheil  der  slraf- 
hareii  Handlung  mit  Sicherheit  anzunchmen  ist 
308)  Protokolle,  % 567. 

30»)  Protokolle,  I,  325. 

310)  ProlokoUe,  1.  326. 

311)  § 427  St.  P.  0. 
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mittein  gegen  das  Erkenntnis  Vorbehalten.  So  konkurrieren  als  Rechlfertigungs- 
gründe  für  das  Abgelien  vom  Grundsätze  der  unmittelbaren  Beweiserhebung  der 
einer  Strafe  für  das  Ausbleiben  und  der  eines  Verzichts  des  Angeklagten  auf 
die  persönliche  Verteidigung. 

Im  bezirksgerichllichen  Verfahren  hat  die  Geringfügigkeit  der  Tat  und  ebenso 
die  Wahrscheinlichkeit  des  Verzichtes  auf  die  persönliche  Verteidigung  die  Dispo- 
sitionsbefugnis des  Angeklagten  erheblich  erweitert,  indem  der  Richter  beim  Aus- 
bleiben des  Beschuldigten,  trotz  ordnungsmäßiger  Ladung,  zur  Beweiserhebung  und 
Urteilsfällung  schreiten  kann,  wenn  er  die  Vernehmung  des  Beschuldigten  nicht 
nötig  findet.”'*)  Ja,  der  Beschuldigte,  der  nicht  persönlich  erscheinen  will  oder 
k;uui,  kann  sich  bei  der  Verhandlung  durch  einen  Machthaber  vertreten  lassen,  der 
an  seiner  Statt  prozessual  tätig  wird.”'”) 

Während  nach  österreichischem  Recht,  das  Verfahren  gegen  zkbwesende 
nur  bis  zur  Versetzung  in  den  Anklagestand  gedeihen  kann  und  ein  Sachurteil 
gegen  den  Angeklagten,  dem  die  Vorladung  zur  Hauptverhandlung  nicht  persönlich 
zugestellt  werden  konnte,  ausgeschlossen  ist,”")  gestattet  das  deutsche  Recht  eme 
Entscheidung  über  den  Strafanspnich  auch  bei  Abwesenheit  des  Angeklagten, 
wenn  die  Tat  nur  mit  Geldstrafe  oder  Einziehung  oder  in  Verbindung  miteinander 
bedroht  ist.”'”)  Beim  Ausbleiben  des  ordnungsmäßig  Geladenen  kann  unter  den- 
selben Voraussetzungen  zur  Hauptverhandlung  und  Urteilsfällung  geschritten 
werden,  wenn  in  der  Ladung  auf  die  Zulässigkeit  dieses  Verfahrens  ausdrückli<’h 
hingewiesen  wurde.”'*)  Schließlich  kann  sogar  der  Angeklagte  auf  seinen  Antrag 
wegen  großer  Entfernung  seines  AufentlialLsortes  von  der  Verpflichtung  zum 
Erscheinen  in  der  Hauptverhandlung  entbunden  werden,  wenn  nach  dem  Ermessen 
des  Gerichts  voraussichtlich  keine  andere  Strafe  als  Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs 
Wochen  oder  Geldstrafe  oder  Einziehung  allein  oder  in  Verbindung  miteuiander 
zu  erwarten  steht  Doch  muß  in  diesem  Falle  der  Angeklagte,  wenn  seine  richter- 
liche Vernehmung  nicht  schon  im  Vorverfahren  erfolgt  isL  durch  einen  beauf- 
tragten oder  ersuchten  Richter  über  die  -Anklage  vernommen  werden.”'’)  Die 
legislativ  — politischen  Gründe  für  einen  derartig  weitgehenden  Verzicht  auf  die 
Vernehmung  des  Angeklagten  sind  beim  Urteil  gegen  einen  abwesenden  oder 
ungehorsamen  Angeklagten  in  dem  öffentlichen  Verlangen  nach  einem  sühnenden 
Spruch  bei  aufsehenerregenden  Verbrechen  und  beim  Urteil  gegen  den  aus- 
gebliebenen oder  von  der  Erscheinungspflicht  entbundenen  Angeklagten  in  den 
vermuteten  oder  erklärten  Verzicht  auf  unmittelbares  Gehör  zu  suchen. 


”>*(  § 459  SL  P.  O. 

”'”)  § 455  SL  P.  0. 

”>*)  Das  Krkenntnis  der  Ratskammer,  daß  dem  Angeklagte»  während  seiner  AbwesenJieit 
die  .Ausübung  der  staatsbürgerlichen  KecMe  untersagt  sei,  enthält  keine  Sachentsrlieidung.  g 4d5 
St.  P.  0. 

”t”)  g 319  R.  St.  P.  O.,  der  zweite  Fall  eines  Erkenntnisses  in  Abwesenheit  bei  Ver- 
letzung der  Wehrpflicht,  nacli  g 470  R.  St.  P.  0.,  kommt  bei  Jugendlichen  zwischen  12  und  I.S 
Jahren  nicht  in  Betraclit. 

31«)  g 231  R.  St.  P.  0. 

317)  g S32  St.  P.  0. 
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Die  deutsche  Gerichtspraxis  laßt  die  Urteilsfällung  in  allen  drei  Fällen  auch 
bei  strafbaren  Handlungen  Jugendlicher  zwischen  12  und  18  Jahren  zu,*'*) 
macht  aber  von  der  gesetzlichen  Befugnis  nur  ausnahmsweisen  Gebrauch.  Die 
Kommission  für  die  Reform  des  deutschen  Strafprozesses  hat  keine  Änderung 
dieser  Bestimmungen  vorgeschlagen. *'•) 

Wir  haben  bereits  an  anderer  Stelle  betont,  daß  der  Gesichtspunkt  des 
Verzichtes  auf  persönliches  Gehör  dort  nicht  in  Frage  kommen  kann,  wo  Wegfall 
der  Strafe,  Fürsorge  oder  Verwahrung  in  erster  Linie  und  die  Vergeltungsstrafe 
erst  in  letzter  Linie  in  Betracht  kommen.  Wurde  schon  früher  eine  erschöpfende 
Beurteilung  der  Reifefrage  durch  den  Erkenntnisrichter  in  Abwesenheit  des 
Angeklagten  als  ausgeschlossen  bezeichnet,  so  müssen  die  Schwierigkeiten,  die 
Erziehvmgs-  oder  Verwahrungsbedürftigkeit  ohne  Zuziehung  des  Angeklagten  zu 
untersuchen,  als  unüberwindliche  bezeichnet  werden.  Der  Anblick  des  Angeklagten, 
sein  Auftreten  imd  seine  Aussagen  an  und  für  sich  vermögen  einen  zutreffenderen 
Eindruck  hervorzurufen  als  alle  übrigen  Beweismittel  zusammen.  Ein  Bedürfnis 
nach  Vergeltung  aber  macht  sich  bei  Taten  Jugendlicher  nicht  in  dem  Maße 
geltend,  daß  eine  Bestrafung  unter  allen  Umständen  geboten  erscheint.  Die 
Erwägung,  beim  Ausbleiben  des  ordnungsmäßig  Geladenen  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Strafe  von  der  Vernehmung  abzusehen,  kann  dort  nicht  in  Frage 
kommen,  wo  dem  Angeklagten  wegen  seiner  Unreife  die  Verfügung  über  sein 
Schicksal  nicht  eingeräumt  wurden  kann. 

Aus  Rücksichten  für  eine  eingehende  Erhebung  der  persönlichen  Verhältnisse 
muß  sonach  im  reformierten  Strafverfahren  gegen  Jugendliche  von  der  Fällung 
eines  Sachurteils  ohne  V'emehmung  des  Angeklagten  in  der  Hauptverhandlung 
abgesehen  werden.**")  Wie  sehr  zum  Beispiel  das  belgische  Recht**')  die 
Anwesenheit  des  Jugendlichen  für  notwendig  erachtet,  geht  unter  anderem  daraus 
hervor,  daß  es  im  Verfahren  wegen  Polizeiübertretungen  den  Machthaber  des 
Jugendlichen  unter  16  Jahren,  welcher  olme  genügende  Entschuldigimg  ausbleibt, 
mit  einer  Geldstrafe  von  einem  bis  zu  25  Franken  oder  mit  einer  Gefängnisstrafe 
von  einem  bis  zu  sieben  Tagen  und  mit  beiden  kumulierten  Strafen  gleichzeitig 
bedroht. 

Weitere  Gefahren  drohen  dem  Jugendlichen  aus  der  Untersuchungshaft,  der 
Öffentlichkeit  der  Hauptverhandlung  und  der  längeren  Dauer  des  Strafverfahrens. 

Was  zunächst  die  Untersuchungshaft  anlangt,  so  muß  sie  bei  Jugend- 
lichen noch  mehr  vermieden  werden  als  bei  Erwachsenen.  Sie  bedeutet  die  Gefahr 
sittlicher  Verderbnis  in  der  Gemeinschaftshaft  selbst  dium,  wenn  erwachsene 


*1*)  Bcstrillen  nur  Im  Falle  des  § 231  K,  St.  P.  0.;  dafür  die  herrschende  Meinung,  u.  a. 
L^we-Hcllweg,  R.  St  P.  0.  § 231,  n.  i,  und  R.  G.  II  21.  November  1893,  Entscheidungen  24,  411. 
31»)  ProtokoUe,  2,  229. 

820)  Das  Gutachten  des  Direktors  Klein  will  die  UrteilsnUlung  nach  den  §§  231  und  232 
R.  St  P.  0.  nur  dann  ausscliließen,  wenn  eine  Freiheitsstrafe  zu  envarlen  aleht.  27.  D.  J.  T., 
1,  122. 

3»i)  Artikel  25  des  belgischen  Gesetzes  vom  27.  November  1899. 
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und  jugendliche  ünlersuchungshäfllinge  gänzlich  getrennt  werden,  durch  die 
gegenseitige  Berühning  der  Altersgenossen;  sie  bedeutet  einen  Verlust  an  Arbeits- 
kraft und  insbesondere  an  der  Zeit,  welche  dem  Unterrichte  oder  der  Ausbildung 
in  einem  Gewerbe  gewidmet  wäre.  Ihr  Eindruck  auf  das  jugendliche  Gemüt  wird 
sich  von  dem  der  Strafhaft  kaum  unterscheiden.  Die  Ziele  der  Reformen  sind 
daher  gegeben  durch  eine  gesetzliche  Beschränkung  der  Untersuchungshaft 
und  durch  die  Anhaltung  der  Untersuchungsgefangenen  in  Einzelhaft  Der  weite 
Umfang,  in  welchem  die  geltende  Strafprozeßordnung  die  Untersuchungshaft  ohne 
Rücksicht  auf  das  Alter  des  Beschuldigten  zuläßt,  **•)  ist  erst  durch  die  Auslegung, 
welche  die  Justizministerialverordnung  vom  12.  Dezember  1900,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  45, 
dem  Gesetze  gegeben  hat,  auf  jene  Fälle  eingeschränkt  worden,  in  welchen  die 
gesetzlichen  Voraussetzungen  zweifellos  vorliegen;  bei  Straftaten  Jugendlicher 
hat  zutreffend  die  Justizministerialverordnung  vom  25.  November  1902,  J.  M.V.  Bl. 
Nr.  öl,  die  Untersuchungshaft  msbesondere  während  des  Verfahrens  über  den 
Gnadenantrag  als  kaum  denkbar  bezeichnet,  da  kaum  jemals  in  Wirkhehkeit 
Fluchtgefahr  vorliegen  werde  und  eine  allenfalls  gegebene  Verabredungsgefahr 
mit  der  Schöpfung  des  Urteils  bereits  ihr  Ehide  gefunden  habe.  Trotz  dieser  wohl- 
wollenden Auslegung,  welche  das  subjektive  Ermessen  des  Richters  bei  Beurteilung 
der  Haflgründe  nicht  zu  beseitigen  vermag,  müssen  die  Bestimmungen  des  öster- 
reichischen Rechts  in  ihren  Wirkungen  auf  Jugendliche  als  hart  und  zwecklos 
bezeichnet  werden.  Sie  erscheinen  als  hart,  wenn  man  die  Erreichung  des  Ver- 
geltungszweckes  nicht  auf  Kosten  des  jugendlichen  Organismus  und  der  Moralität 
anstrebt;  sie  erscheinen  als  zwecklos,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Gefahr  der 
Kollusion  und  der  Wiederholung  der  vollendeten  oder  der  Ausführung  der  ver- 
suchten oder  angedrohten  Tat*“)  in  den  seltensten  Fällen  praktisch  werden 
können.  Abgesehen  von  solchen  Fällen  wird  allerdings  auch  im  reformierten  Straf- 
verfahren das  Interesse  des  Staates  daran,  daß  der  Jugendliche  sich  der  Ver- 
wahrung, Nacherziehung  oder  Strafe  nicht  durch  die  Flucht  entzieht,  als  wichtig 
genug  angesehen  werden,  um  seine  persönliche  Freiheit  zu  beschränken.  Eine 
solche  Gefahr  des  Verlustes  des  Beweismittels  und  des  Objektes  der  Verwahrung, 
Nacherziehung  oder  Strafe  kann  aber  nur  dann  als  gegeben  bezeichnet  werden, 
wenn  der  Jugendliche  Anstalten  zur  Flucht  trifft  oder  wegen  seines  herumziehenden 
Lebenswandels,  seiner  Heimat-  oder  Ausweislosigkcit  der  Flucht  dringend  ver- 
dächtig ist.  Dem  Bedürfnis  nach  Sicherung  des  Jugendlichen  wird  durch 
Beschränkung  der  Untersuchungshaft  auf  die  Fälle  des  § 175, 
Z.  2,  St.  P.  0.  Rechnung  getragen  sein.  Die  Ermessenski, ausel  »oder  aus 
anderen  triftigen  Gründen"  hätte  zu  entfallen. 

Für  den  Vollzug  der  Untersuchungshaft,  insbesondere  zur  Abwendung 
der  gesteigerten  Gefahr  sittlicher  Verderbnis  durch  Altersgenossen,  muß  nach  dem 
Vorbilde  des  deutschen  Rechts’**)  die  Anhaltung  in  Einzelhaft  verlangt 


’*»)  §§  180,  452,  Z.  3,  St.  P.  0. 

««)  § 157,  Z.  3 und  4,  St.  P.  O. 

^3^)  § 116  R.  St.  P.  0.,  allerdings  auch  mit  der  MOglichkeilsklausel. 
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Würden,*“)  soweit  niclit  Erwägungen  gcsundheitliciier  Natur  im  ein- 
zelnen Falle  Ausnahmen  rechtfertigen.  Trotzdem  die  geltende  Straf- 
prozeßordnung die  Einzelverwahrung  grundsätzlich  fordert,  hat  sie  durch  die 
Beschränkung  auf  die  Möglichkeit  und  die  gleichzeitige  Aufstellung  von  Ersatz- 
vorschriften tatsächlich  nur  die  Trennung  Jugendlicher  von  geübten  oder 
erwachsenen  Verbrechern  erreicht.***) 

Sollte  aber  die  Einzelhaft  wegen  ihres  starken  Eindrucks  auf  das  jugendliche 
Gemüt  überhaupt  nicht  als  Fonn  einer  bloßen  Sicherungshafl  anerkannt  werden  und 
soll  es  bei  der  Gemeinschaftshaft  bleiben,  dann  darf  die  Untersuchungshaft  nicht 
im  Gefängnis  vollzogen  werden.  In  dieser  Richtung  hat  der  englische  Youthfiil 
Offenders  Act  1901®**)  dem  Gerichte  die  Befugnis  erteilt.  Jugendliche  unter 
16  Jahren  nicht  in  die  Untersuchungsgefängnisse  zu  bringen,  sondern  auf  öffent- 
liche Kosten  der  Obhut  einer  dem  Gerichte  geeignet  erscheinenden  Persönlichkeit 
anzuvertrauen  und  die  Kommission  zur  Beratung  der  StrafprozeBreform  iin  Kanton 
Zürich***)  hat  den  Vollzug  der  Untersuchungshaft  gegen  Personen  unter  1.5  Jahren 
in  einer  Besserungsanstalt  oder  einer  vertrauenswürdigen  Familie  in 
Aussicht  genommen.  An  diesen  Ausweg  ist  in  Österreich  bei  der  räumlichen  Ent- 
fernung der  wenigen  Besserungsanstalten  vom  Sitze  des  Kreis-  oder  Landes- 
gerichtes allerdings  nur  dann  zu  denken,  wenn  die  Errichtung  von  Besserungs- 
anstalten mit  einer  ausreichenden  Bclegziffer  den  Ländern  zur  Pflicht  gemacht 
wird  und  wenn  die  freie  Fürsorgetätigkeit  der  Gesellschaft  größere  Verbreitung 
gefunden  hat. 

Die  Gefahr  einer  Verderbnis  wird  eine  besonders  empfindliche,  wenn  ein 
bereits  in  der  Besserungsanstalt  befindlicher  Korrigend  wegen  Begehung  eines 
Verbrechens  in  Untersuchungshaft  genommen  werden  soll.  Hier  weist  die  Justiz- 
ministerialverordnung  vom  30.  Jänner  1903,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  5,  mit  Recht  darauf 
hin,  daß,  abgesehen  von  den  Fällen  der  notwendigen  Haft,  mit  Rücksicht  auf 
die  Anhaltung  in  der  Besserungsanstalt  kein  Grund  zu  einer  Änderung  der  Lage 
gegeben  sein  dürfte  und  überträgt  gegebenenfalls  der  Anstaltsdirektion  unter 
Ausschluß  der  Sicherheitsbehörde  und  der  Gendannerie  die  Oberstellung  des 
Beschuldigten  an  das  Untersuchungsgericht.  Korrigenden,  welche  auf  Grund  des 
Antrages  ihrer  gesetzlichen  V'erlreter  und  der  Pllegschaftsbehörde  angehalten 
werden,  müssen  ausnahmslos  durch  Organe  der  Anstaltsdirektion  vorgeführt 
werden,  wobei  diese  zugleich  die  Pflicht  trifft,  für  eine  passende  Unterkunft  am 
Orte  der  Vernehmung  Sorge  zu  tragen.  Nur  mangels  anderer  passender  Räumlich- 
keiten ist  die  Anhaltung  in  den  Haflräumen  des  Gerichtes  zugelassen,  aber  die 


s*!*)  Direktor  Klein,  27.  D.  J T.,  1,  123;  Krohne,  4/2,  339  (,iii  der  Regel  allein,  aber  niemals 
mit  Erwachsenen“):  dagegen  verlangt  der  Gesetzentwurf  At)pelius-Kruhne-v.  Liszt,  § 29,  nur  Tren- 
nung. Die  Kommission  für  die  Reform  des  St  P.  hat  in  zweiter  Lesung  alle  Beschlüsse  auf  Ab- 
itndcnmg  des  § Ifi  R.  9t  P.  0.,  welche  in  erster  Lesung  angenommen  worden  waren,  ahgeiehnt, 
Protokolle,  2,  IS-4. 

3M)  Marcovich,  GelUngniswesen.  7 und  12. 

>«)  Schuster,  J.  K.  V.,  10,  52. 

8*9)  StrSuli,  Z.  Schw.  St.  R.,  16.  348. 
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Unterbringung  in  Srhullokalitflten  unter  allen  Umständen  ausgeschlossen.  Um  der 
geschilderten  Gefahr  sicher  auszuweichen,  kann  hier  die  oben  befürwortete 
unbedingte  Strafnachsicht  durch  den  Strafrichter  innerhalb  der  beschriebenen 
Grenzen  eintretenund  die  strafbare  Handlung  nur  zumAnlasse  einer  disziplinären 
Züchtigung  durch  die  Anstaltsdirektion  genommen  werden.  **’) 

Nächst  der  Untersuchungshaft  birgt  die  Hauplverhandlung  mit  ihrer 
VolksöCfentlichkeit  Gefahren  für  den  Jugendlichen,  die  in  ihrer  Bedeutung  so  hoch 
in  Anschlag  zu  bringen  sind,  daß  dagegen  die  Vorteile  derselben  stark  zurücktreten. 
Zwar  können  gegen  die  Öffentlichkeit  des  Verfahrens  bei  Envaebsenen  Zweifel 
über  deren  Wert  auftauchen,’’“)  aber  sie  sind  nicht  so  überwiegende  und  gefahr- 
drohende wie  bei  Jugendlichen.  Hier  haben  die  selbständige  Stellung  desselben, 
das  allgemeine  Interesse  der  Zuhörer,  die  Anteilnahme  der  Altersgenossen  sowie 
die  Berichte  der  Tagespresse  auf  das  cindruckfähige  Gemüt  eine  mehr  erhebende 
als  bedrückende  Wirkung.’®*)  Dem  reuigen  Angeklagten  ist  die  Öffentlichkeit  der 
Verhandlung  eine  Verschärfung  der  Strafe,  dem  sittlich  Verdorbenen  aber  verleiht 
sie  ein  mißverstandenes  Heldentum. 

So  empfiehlt  es  sich,  mit  Rücksicht  auf  die  überwiegenden  Interessen  des 
Jugendlichen  im  Vergleiche  zu  den  Verlust,  welchen  die  Generalprävention  erleidet, 
die  Öffentlichkeit  der  Hauptverhandlung  bei  Anklagen  gegen  Jugendliche 
zwischen  14  und  18  Jahren  auszuschließen.“*) 

Ist  dies  grundsätzlich  einmal  angenommen,  so  fragt  es  sich  noch,  ob  der 
Ausschluß  im  Einzelfalle  nach  Feststellmig  seiner  Gründe  erfolgen  kann  oder  oli 
die  Hauptverhandlung  gegen  Jugendliche  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  stets 
geheim  durchzuführen  ist.  Gegen  die  gesetzliche  Festlegung  der  Heimlichkeit  “•*) 
spricht  die  Erwägung,  daß  damit  eine  wesentliche  Garantie  der  Rechtsprechung 
nach  modernem  Empfinden  beseitigt  wird,  selbst  dort,  wo  eine  Gefahr  für  die 
Moralität  des  Angeklagten  wegen  seüier  sittlichen  Verderbnis  nicht  zu  erwarten 
steht  und  die  Statuienmg  eines  Exempels  gerade  angezeigt  erscheinL  Stellt  man 
aller  die  Entscheidung  dem  Gerichte  anheim,  dann  geht  cs  nicht  an,  wie  die 


***)  So  auch  g 44  des  nonvegiachen  GeseLzes  vom  <i.  Juni  189(i  und  § 15  des  dänischen 
Gesetzes  vom  1.  April  1005. 

**ej  Treffend  schreibt  Appelius,  Behandlung,  142:  .Wer  möchte  wohl  zu  behaupten  wagen, 
daß  auch  nur  ein  kleiner  Prozentsatz  der  in  dem  Zuschauerramn  der  Gcrichtsstüc  Anwesenden  für 
d.as,  was  sich  da  ahspiclt.  das  ricittige  Gefühl  mitbringt;  im  günstigsten  Falle  lockt  sie  die  Neu- 
gierde, im  schlimmsten  die  Sucht  zu  lernen,  was  die  Verhandlung  an  neuen  Kniffen  und  Prak- 
tiken ihnen  zu  eigenem  Gebrauch  liefert;  die  größte  Meiirzalii  der  Zuscliauer  sieht  roh  und  teil- 
nahmslos die  Verliandlung  sich  abspielen,  lediglich  zu  ihrer  Unterhaltung,  so  wie  sie  irgend  ein 
anderes  Schauspiel  auselien  würde,  bis  hin  und  wieder  die  Züge  zu  einem  breiten  Grinsen  sich  ver- 
ziehen, wenn  irgend  unerwartet  eine  schlüpfrige  Geschiclite  oder  die  Dummheit  eines  Geprellten 
oder  sonst  Geschädigten  zu  Tage  kommt. 

zzt)  Flandin,  J.  K.  V.,  6,  311 ; Vidal-Naquet,  400;  Moldenhawcr,  457;  Vavco  ncellos,  521; 
Appelius,  Beliandlung,  142;  Hoegel,  Strafföliigkeit,  191. 

s**)  Einstimmiger  Beschluß  der  Kommission  zur  Reform  des  deutschen  St.  P.,  Proto- 
koUe,  1,  373. 

***)  Direktor  Klein,  27.  D.  J.  T,,  1,  120;  Krohne,  4/2,  330.  und  Besciiiuß  der  3,  Abteilung 
des  27.  D.  J.  T.,  4/2,  394,  661, 
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Kommission  zur  Reform  des  deutschen  Strafprozesses  trotz  energischen  Wider- 
standes einer  starken  Minderheit  es  beschlossen  hat,***)  den  Ausschluß  von  der 
Zustimmung  der  ProzeßbeteUigten  abhängig  zu  machen,  da  durch  ein  derartiges 
Erfordernis  die  praktische  Verwertbarkeit  von  dem  Willen  des  unreifen  Angeklagten 
abhängig  gemacht  und  damit  überhaupt  in  Frage  gestellt  wird.  So  gelangen  wir 
dazu,  den  bisherigen  Gründen,  welche  den  Ausschluß  der  VolksöffenUichkeit  nach 
geltendem  Rechte  zu  rechtfertigen  vermögen,  ***)  bei  Anklagen  gegen  Jugendliche 
als  neuen,  die  sittliche  Gefährdung  desselben  anzufügen.  DcU'an  wäre  auch  bei  der 
Teilnahme  Erwachsener  an  der  Straftat  festzuhalten,  da  die  Interessen  des 
Jugendlichen  den  Vorrang  verdienen.  ***)  Das  Verfahren  beim  Ausschluß  der 
Öffentlichkeit  hätte  von  dem  des  geltenden  Rechtes  in  keiner  Weise  abzuweichen.***) 
Nur  dem  gesetzlichen  Vertreter  wäre  ein  Recht  auf  Anwesenheit  vorzubehalten  ;***) 
sollten  noch  andere  Personen,  welche  wde  Erzieher,  Lehrer,  ReUgionsdiener,  Lehr- 
oder Dienstheiren  ein  Interesse  besitzen,  an  der  Verhandlung  teilzunehmen,  so 
können  sie  unter  den  drei  Personen  erscheinen,  deren  Beiziehung  jede  Partei  als 
Personen  ihres  Vertrauens  verlangen  kann.***) 


Leitsätze. 

Materielles  Strafrecht. 

I.  Die  Altersstufe  der  Kindheit  reicht  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre. 

Kinder  können  wegen  strafbarer  Handlungen  nicht  verfolgt  werden. 

II.  Die  Altersstufe  der  Jugend  reicht  vom  vollendeten  14.  bis  zum  vollendeten 
18.  Lebensjahre. 

Jugendliche  können  sich  strafbarer  Handlungen  schuldig  machen  und  werden 
nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  behandelt. 

§ 1.  Hat  der  Jugendliche  noch  keine  gerichtliche  Strafe  verbüßt  und  ist  seine 
Tat  nur  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  500  K 
bedroht  und  aus  jugendlichen  Beweggründen  entspioingen,  so  kann  das  Straf- 
gericht nach  Feststellung  des  Tatbestandes  und  des  Verschuldens  von  der  Ver- 
hängung einer  Strafe  absehen  und  den  Täter  mit  der  Mahnung  entlassen,  daß  er 
bei  neuerlichcrBegehung  einer  strafbaren  Handlung  auf  die  Nachsicht  des  Gerichtes 
nicht  mehr  rechnen  könne. 


»*)  ProlokoUe,  1,  374  und  J,  J40, 

»»»)  §8  *S9,  4Ö6  St.  P.  O. 

*®>)  Protokolle  der  Kommission  zur  Reform  des  deutschen  St,  P.,  1,  37.5. 

s*r)  Nicht  ausreichend  begntndet  wurde  der  Vorschlag  der  Kommission,  bei  Verkündung 
des  Beschlusses  auf  Ausschluß  der  Öffentlichkeit  die  Angaben  von  Gründen  nicht  zu  erfordern, 
t*rotokoUe,  2,  376;  der  Antrag  der  ersten  Lesung,  den  Aussciiluß  der  Öffenüichkeit  schon  vor  der 
Hauptverhandlung  zu  gestatten,  um  besondere  Sammeltermine  für  Jugendliche  zu  ermöglichen, 
wurde  in  zweiter  Lesung  fallen  gelassen.  Protokolle,  1,  241  und  2,  375. 

***)  Hoegel,  Straflhlligkeit,  191. 

sss)  g 230  St  P.  O. ; die  3.  Abteilung  des  27.  D.  J.  T.  bat  sich  für  die  unbedingte  Zulassung 
der  Gewalthaber,  Seelsorger,  Lehrer,  Dienst-  und  Lehrherren  und  ähnlicher,  in  persönlicher  Be- 
ziehung zu  dem  Jugendlichen  stehenden  Personen  ausgesprochen,  4/2,  661. 
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Die  Straftiachsicht  kann  demselben  Schuldigen  nur  einmal  gewährt  werden. 

§ 2.  Unter  denselben  Voraussetzimgen  kann  das  Slralgericht  an  Orten,  wo 
Fürsorgeeinrichtungen  bestehen,  nach  Feststellung  des  Tatbestandes  und  des 
Verschuldens  die  FäUung  des  Strafurteils  aussehen,  den  Jugendlichen  für  eine  Frist 
von  6 Monaten  bis  zu  2 Jahren  unter  Bewährung  stellen  und  ihm  der  Schutz- 
aufsicht eines  Fürsorgevereines  zuweisen.  Gleichzeitig  können  demselben  für  sein 
Verhalten  während  der  Bewährungsfrist  besondere  Vorschriften  erteilt,  insbesondere 
der  Aufenthalt  an  bestimmten  Orten  untersagt  und  die  Erlernung  eines  Gewerbes, 
eines  landwirtschaftlichen  Berufes  oder  sonst  einer  Beschäftigung  auferlegt  werden. 

Wenn  der  Jugendliche  den  Weisungen  seines  Fürsorgers  oder  den  Vor- 
schriften des  Gerichtes  nicht  entspricht,  wenn  er  sich  fortgesetzt  dem  Trunk,  Spiel, 
Müßiggang  oder  einem  unsittlichen  Lebenswandel  ergibt,  wenn  er  neuerlich  eine 
strafbare  Handlung  begeht,  so  kann  das  Str.afgericht  die  Stellung  unter  Bewährung 
widerrufen  und  zur  Fällung  des  Strafurteils  schreiten.  Ist  während  der  Bewährungs- 
frist kein  Widerruf  erfolgt,  so  tritt  mit  dem  Ende  derselben  die  Nachsicht  der 
Strafe  ein. 

Während  des  Laufes  der  Bewährungsfrist  ruht  die  Verjährung. 

Die  .Strafnachsicht  und  die  Aussetzung  des  Strafurteils  sind  in  das  Straf- 
register einzutragen. 

§ 3.  Ist  die  Tat  des  Jugendlichen  nur  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  Geldstrafe  bis  zu  1000  K bedroht  und  aus  sittlicher  Verwahrlosung  ent- 
sprungen, so  kann  er  anstatt  zur  gesetzlichen  Strafe  verurteilt  zu  werden,  zur 
Nacherziehung  in  einer  Besserungsanstalt  bestimmt  werden,  wenn  er  zur  Zeit  des 
Urteils  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat. 

Das  Strafgericht  spricht  die  Nacherziehung  aus  und  die  autonome  Landes- 
verwaltung vollzieht  dieselbe  unter  Aufsicht  der  politischen  Landesbehörde. 

Die  Nacherziehung  dauert  so  lange,  bis  die  geistige  und  sittliche  Ausbildung 
des  Jugendlichen  vollendet  ist  und  endet  spätestens  mit  der  Vollendung  des 
2t.  Lebensjahres. 

Die  Anstaltsleitung  sorgt  im  Vereine  mit  den  Fürsorgeeinrichtungen  für  die 
Unterkunft  des  Entlassenen  in  einem  Gewerbe,  einer  landwirtschaftlichen  Beschäf- 
tigung oder  einem  anderen  Dicnstplatze. 

Die  Entlassung  ist  stets  eine  vorläufige  und  kann  innerhalb  Jahresfrist  wider- 
rufen werden,  wenn  der  Jugendliche  den  ihm  aufcriegten  Verpflichtungen  zuwider- 
handell,  %venn  er  sich  fortgesetzt  dem  Trunk,  Spiet  oder  Müßiggang  oder  einem 
unsittlichen  Lebenswandel  ergibt  oder  neuerlich  eine  strafbare  Handlung  begeht. 

Wenn  binnen  Jahresfrist  der  Widerruf  nicht  erfolgt,  wird  die  Entlassung  eine 
endgültige. 

§ 4.  Jugendliche,  welche  bei  Begehung  der  Tat  geisteskrank  waren,  sind 
nach  erfolgtem  Freispruch  oder  nach  Einstellung  des  Verfahrens  durch  die  poli- 
tische Behörde  der  öffentlichen  Irrcnpflege  zuzuweisen,  weim  sie  gemeingefähr- 
lich sind. 

Jugendliche,  welche  die  strafbare  Tat  m einem  Zustande  verminderter  Zu- 
rechnungsfähigkeit begangen  haben,  sind  nach  Feststellung  des  Tatbestandes  und 
des  V'erschuldens  in  einer  Anstalt  für  Minderwertige  oder  einer  besonderen  Ab- 

II.  üt 
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tciluug  einer  Besscrung^ansLaU  untcrzubringen,  wenn  die  häusliclie  Erziehung 
nicht  zureichL 

Hinsichtlich  der  Dauer  ihrer  Anhaltung  gilt  das  im  § 2 Gesagte. 

§ 5.  Ist  die  Tat  aus  arger  sittlicher  Verderbnis  entsprangen  oder  gestattet 
die  Höhe  der  angedrohten  Strafe  nicht  Strafnachsicht,  Stellung  unter  Bewährung 
oder  Nacherziehung  cintreten,  so  wird  der  Jugendliche  zur  gesetzlichen  Strafe 
venirteilt. 

Gleichzeitig  kann  das  Strafgericht  die  Abgabe  in  eine  Besserimgsanstalt  nach 
verbüßter  Strafe  anordnen. 

Hinsichtlich  der  Dauer  der  Nacherziehung  gilt  das  im  § 2 Gesagte. 

§ G.  Die  Abgalie  in  eine  Besserung.sanstalt  kann  vom  Strafgerichte  auch 
dann  angeordnet  werden,  wenn  die  Einstellung  des  Strafverfahrens  oder  der  Frei- 
sprach wegen  eines  Schuldausschließungs-  oder  eines  Strafaufhebungsgrunde.s 
erfolgte. 

111.  Für  die  Bestrafmig  der  Taten  Jugendlicher  gelten  folgende  Regeln: 

1.  Die  Todesstrafe,  die  lebenslangen  Freiheitsstrafen  und  die  Zuchthaus- 
strafe sind  ausgeschlos.sen  und  werden  durch  Gefängnis  von  1 bis  5 Jahren  ersetzL 

2.  Mit  der  V^crurteilung  wegen  einer  in  der  Altersstufe  der  Jugend  begangenen 
strafbaren  Handlung  sind  keinerlei  Ehrenfolgen  verbunden. 

Die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  ist  ausgeschlossen. 

3.  Geldstrafe  kann  nur  dann  verhängt  werden,  wenn  festgestellt  ist,  daß  sie 
aus  dem  Vermögen  oder  dem  Einkommen  des  Jugendlichen  oluie  Einschränkung 
des  notwendigen  Lebensunterhaltes  bestritten  werden  kann. 

4.  Die  Gefängnisstrafe  bei  Verbrechen  Jugendlicher  darf  nicht  unter  sechs 
Monate,  die  Haftstrafe  bei  Übertretungen  Jugendlicher  nicht  unter  drei  Monate 
herabgesetzt  werden. 

5.  Der  Vollzug  der  Gefängnisstrafe  erfolgt  in  besonderen  Jugendstrafanstalteu 
oder  in  besonderen  Abteilungen  der  allgemeinen  Strafanstalten. 

Der  Sträfling  wird  im  ersten  Drittel,  und  zwar  mindestens  durch  drei  Monate 
und  höchstens  durch  zwei  Jahre,  in  Einzelhaft,  während  des  Restes  des  ersten 
Drittels  und  im  zweiten  Drittel  in  Gemeinschaflshafl  mit  Arbeitszwang  und  Unter- 
richt angehalten.  Wenn  derselbe  nach  seinem  Vorleben  und  der  Aufführung  in  der 
Haft  Aussicht  auf  Bewährung  in  der  Freiheit  bietet  und  bereits  zwei  Drittel  und 
mindestens  sechs  Monate  der  Strafe  verbüßt  hat.  kann  er  vorläufig  entlassen 
werden. 

Die  Entlassung  wird  vom  Vorsteher  der  Strafanstalt  im  Einvernelunen  mit 
dem  Staat.sanwalt  desjenigen  Gerichtshofes,  in  dessen  Sprengel  die  Strafanstalt 
liegt,  bewilligt;  sie  kann  erst  eintreten,  wenn  für  die  Unterkmifl  des  Jugendlichen 
in  einem  Gewerbe,  einer  landwirtschaftlichen  Beschäftigung  oder  einem  anderen 
Dienstplatze  gesorgt  ist 

Die  Entlassung  wird  widernifen  und  die  Verbüßung  des  Strafrestes  durch 
die  Anstalt.sleitung  im  Einvernehmen  mit  dem  Staatsanwalt  des  Gerichtshof- 
sprengels  angeordnet: 
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wenn  der  Jugendliche  den  ihm  anferlegten  Verpflichtungen  zuwiderhandeil. 

wenn  er  sich  fortgesetzt  dem  Trunk,  Spiel,  Müßiggang  oder  einem  imsitt- 
lichen Lebenswandel  ergibt, 

wenn  er  eine  strafbare  Handlung  begeht. 

ln  letzterem  Falle  kann  die  vorläufige  Verwalirung  durch  den  nicht  zu- 
ständigen Strafrichter  oder  Organe  der  Sicherheitsbehörden  ohne  Rücksicht  auf 
die  Voraussetzungen  des  § 177  St.  P.  0.  erfolgen. 

Ist  beim  Ablauf  der  urteilsmäßigen  Strafzeit  kein  Widerruf  erfolgt,  so  wird 
die  Entlassung  eine  endgüitige. 

6.  Die  Haflstrafe  bei  Übertretungen  Jugendlicher  wird  in  Einzelhaft  verbüßt. 

Zu  ihrer  Vollstreckung  werden  an  den  Standorten  der  Gerichtshöfe  Zentral- 

anstalten  errichtet. 

7.  Die  Eintragung  der  Verurteilung  wegen  einer  Jugendtat  in  das  Straf- 
register ist  nach  Ablauf  der  Verjährungsfrist,  aber  mindestens  nach  Ablauf  von 
zwei  und  höchstens  von  zehn  Jahren  seit  der  Verurteilung  zu  löschen,  wenn  inner- 
halb dieser  Frist  keine  neuerliche  Verurteilung  erfolgt  ist.  Die  Löschung  hat  zur 
Folge,  daß  der  Verurteilte  in  Hinkmift  bei  Aussagen  vor  Gericht  oder  einer  anderen 
öffentlichen  Behörde  nicht  mehr  zur  Angabe  seiner  Bestrafung  verpflichtet  ist. 

Straf  vorf  ah  re  n . 

IV.  Bei  Verbrechen  und  Vergehen  Jugendlicher,  die  nach  der  allgemeinen 
Zuständigkeitsordnuug  vor  das  Schwui-gericht  gehören,  ist  der  Gerichtshof  in  der 
Besetzung  von  drei  Richtern  (Erkenntnisgericht)  zuständig. 

Für  den  Ausspruch  über  die  lUigabe  in  eine  Besserungsanstalt,  der  außerhalb 
der  öffentlichen  llauptverhandhmg  erfolgt,  ist  bei  V'erbrechen  und  Vergehen  die 
Ratskammer  des  Gerichtshofes,  bei  Übertretungen  das  Bezirksgericht  zuständig. 

V.  Ira  Strafverfahren  gegen  einen  Jugendlichen  sind  die  Familien-  und 
gesellschaftlichen  Verhälbiisse,  in  welchen  derselbe  aufgewaehsen  ist,  durch  Ein- 
vernahme der  Eltern  oder  anderer  Gewalthaber,  wie  des  Vormundes,  Lehrers, 
Seelsorgers  oder  Dienstherru  zu  erheben. 

Hiebei  sind  insbesondere  die  in  der  Zählkarte  für  Jugendliche  (Justirmini- 
sterialverordnung  vom  13.  Dezember  1904,  J.  M.  V.  Bl.  Nr.  19)  angeführten  Um- 
stände zu  beriicksichtigen. 

VI.  Von  der  Einleitung  von  Vorerhebungen  oder  einer  gerichUichen  Vor- 
untersuchung, der  Verhaftung,  der  Einbringung  der  Anklageschrift,  der  Anordnung 
der  Hauptverhandlung  und  der  ürteilsfällung  ist  der  Vater  oder  gesetzliche  Ver- 
treter des  Jugendlichen  zu  verständigen,  wenn  seine  Person,  sein  Aufenthaltsort 
dem  Gerichte  bekannt  sind  und  er  an  der  Straftat  nicht  mitbeteiligt  ist. 

Dem  Vater  oder  gesetzlichen  Vertreter  stehen  gegen  alle  Verfügungen  und 
Entscheidungen  des  Gerichtes  dieselben  Rechtsmittel  wie  dem  Jugendlichen  selbst 
gegen  dessen  Willen  zu.  Die  Frist  zur  zVnraeldung  und  Ausführung  derselben 
beginnt  an  dem  Tage  zu  laufen,  an  welchem  die  Entscheidung  mündlich  bekannt 
gemacht  oder  in  schriftlicher  Ausfertigung  zugcstellt  wurde. 

VII.  Das  Strafgericht  hat  auf  V’erlangen  des  Vaters  oder  gesetzlichen  Ver- 
treters und  dann  von  Amts  wegen  dem  Jugendlichen  einen  Armenverteidiger  zu 
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bestellen,  wenn  es  dies  wegen  Vernachlässigung  oder  Mißbrauch  der  väterlichen, 
beziehungsweise  vormundschaftlichen  Gewalt  oder  wegen  entgegenstehender  Inter- 
essen der  genannten  Personen  notwendig  erachtet. 

Dem  Armenverteidiger  kommen  hinsichtlich  der  Rechtsmittel  dieselben 
Befugnisse  wie  dem  Vater  oder  geseb.lichen  Vertreter  zu. 

VlU.  Die  Vertretung  des  angeklagten  Jugendlichen  bei  der  Hauptverhandlung 
vor  dem  Bezirksgerichte  (§  455  St.  P.  0.)  ist  unzulässig. 

IX.  Die  sofortige  Aburteilung  des  jugendlichen  Angeklagten  im  bezirk.s- 
gerichtlichen  Verfahren  nach  § 451  St.  P.  0.  ist  unzulässig. 

X.  Die  Fällung  des  Urteils  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  (§§  427  und  459 
SL  P.  0.)  ist  unzulässig. 

XI.  Der  Erlaß  eines  Strafbefehles  (Mandatsverfahren  nach  § 460  St.  P.  0. 
und  § 23  des  Gesetzes  vom  16.  Jänner  1896,  betreffend  den  Verkehr  mit  Lebens- 
mitteln und  einigen  Verbrauchsgegenständen,  R.  G.  Bl.  Nr.  89  ex  1897)  gegen 
jugendliche  Angeklagte  ist  ausgeschlossen. 

XII.  Die  Öffentlichkeit  der  Hauptverhandlung  kann  im  Interesse  des  jugend- 
lichen Angeklagten  auf  Parteiantrag  oder  von  Amts  wegen  ausgeschlossen  werden 
(§§  229,  456  St.  P.  0.);  dies  ist  selbst  dann  zulässig,  wenn  Erwachsene  an  der 
Tat  eines  Jugendlichen  oder  Jugendliche  an  der  Tat  eines  Erwachsenen  mil- 
beteiligt sind. 

Der  Vater  oder  gesetzliche  Vertreter  hat  bei  der  Hauptverhandlung  ein  Recht 
auf  Anwesenheit  und  Gehör. 

XIII.  Die  Verhängung  der  ordentlichen  Untersuchungshaft  ist  im  Verfahren 
gegen  Jugendliche  nur  aus  den  im  § 175,  Z.  2,  St.  P.  0.  angeführten  Gründen 
zulässig. 

Die  Untersuchungshaft  Jugendlicher  wird  in  Einzelhaft  vollstreckt;  Aus- 
nahmen. welche  die  Gesundheit  des  einzelnen  erfordert,  bewilligt  der  Vorsteher 
des  Gerichts. 


Jugendfürsorge. 

XIV.  Die  Vereine  für  Jugendfürsorge  sind  zu  einem  Reichsverbande  zu- 
sammenzufassen. 

Sie  sind  derart  einheitlich  zu  organisieren,  daß  sie  den  Straf-  und  Pfleg- 
schaflsgerichten  einen  Fürsorger  für  die  Schutzaufsicht  von  Jugendhehen,  die  unter 
Bewälming  gestellt  oder  aus  der  Strafe  oder  Nacherziehung  vorläufig  entlassen 
sind,  namhaft  machen  können. 

Das  Amt  eines  Fürsorgers  ist  als  ein  öffentliches  Ehrenamt  einzurichten, 
dessen  pflichteifrige  Verwaltung  durch  staatliche  Auszeichnung  zu  ehren  ist. 
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Gutachten 

von 

Dr.  Joseph  M.  Baernreither. 


Vorschlag  über  die  Errichtung  einer  vorbildlichen  Erzie- 
hungsanstalt für  straffällige  Jugendliche. 

Ich  beschränke  dieses  Gutachten  auf  eine  praktische  Frage.  Ich  werde  dazu 
durch  eine  doppelte  Erwägung  bestimmt.  Leider  hat  es  mir  an  der  nötigen  Zeit 
gefehlt,  um  Leitsätze,  die  sich  auf  den  ganzen  Komplex  des  Jugendstrafrechtes 
beziehen  müßten,  festzuslellcn  und  zu  begründen.  Andrerseits  linde  ich,  daß  zwar 
die  Elrörtening  über  die  Ausgestaltung  dieses  Rechtsstoffes  bei  uns  endlich  in 
Fluß  gekommen  ist  und  Fortschritte  macht,  daß  aber  eine  empfindliche  Lücke 
um  so  fühlbarer  wird,  je  näher  wir  einer  legislativen  Regelung  der  Frage  rücken. 
Wir  haben  nämlich  in  der  praktischen  Behandlung  der  straffälligen 
Jugend  so  gut  wie  gar  keine  Erfahrungen,  wenn  man  unter  dieser  Behandlung 
eine  Erziehung  versteht,  die  den  sittlichen,  wirtschaftlichen  und  hygienischen 
iknforderungen  unserer  Zeit  entsprechen  soll. 

Und  doch  hängt  der  Erfolg,  den  wir  von  den  modernen  Grundsätzen  eines 
Jugendstrafrechtes  erwarten,  zum  großen  Teile  von  der  Art  der  Durchführung,  das 
ist  davon  ab.  wie  man  die  pr.aktische  Seile  der  Frage  anfassen  wird.  Ich  will  hier 
nicht  von  den  Fällen  reden,  in  denen  man  sich  voraussichtlich  auch  bei  uns  ent- 
■schließen  wird,  gefährdete  Individuen,  die  mit  dem  Strafgesetze  in  Konflikt 
geraten  sind,  unter  Umständen  der  eigenen  oder  einer  anderen  sich  darbietenden 
Familie  zu  übergeben  und  dalrei  unter  Bewährung  zu  stellen.  Ich  fasse  die 
Anstaltserziehung  ins  Auge,  das  heißt  die  Behandlung  der  straffälligen  Jugend 
in  jenen  Anstalten,  die  eigens  zum  Zwecke  der  Erneuerung  des  jugendlichen 
Individuums  in  Hinsicht  der  .Sittlichkeit,  körperlichen  Tüchtigkeit  und  wirtschaft- 
lichen Tauglichkeit  errichtet  werden  müssen. 

In  eine  Kritik  der  Versuche  und  Ansätze,  die  man  bei  uns  gemacht  hat,  um 
die  straflällige  Jugend  abgesondert  zu  behandeln,  will  icli  mich  nicht  einlassen. 
Jedermann,  der  eine  Cbcrsicht  der  Ansichten  und  praktischen  Bestrebungen  hat. 
die  auf  diesem  Gebiete  in  den  Nachbarstaaten  rings  um  uns  herum  herrsclien,  wird  mir 
recht  geben,  daß  unsere  Leistungen  ganz  unzulängliche  sind.  Die  sogenannten 
Jugendabteilungen  der  Strafanstalten  sind  besser,  als  es  die  wahllose  Vermischung 
der  jugendlichen  mit  den  erwaclisenen  Verbrechern  wäre;  auch  Güllersdorf  leistet 
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diese  Absoiideninjf.  AI>er  abgesehen  von  iliesem  negativen  Verdienste,  kann  in 
diesen  Einrichtungen  der  Anfang  eines  neuen  Weges  nicht  erblickt  werden  und  es 
ist  unerläßlich,  daß  wir  uns  an  der  Schwelle  einer  Reform  des  Jugendstrafrechtes 
bewußt  werden,  welche  Methode  der  Behandlung  der  straffälligen  Jugend  ein- 
treten  muß,  in  welchen  Eormen  sich  diese  Zwangserziehung  zu  bewegen  hat,  mit 
einem  Worte,  wie  wir  diese  praktische  Seite  der  Aufgabe  zu  lösen  entschlossen  sind. 

Ich  kann  es  hier  nicht  unternehmen,  diese  Methode  zu  zergliedern  und  jene 
positiven  Folgerungen  daraus  zu  ziehen,  welche  meiner  Ansicht  nach  die 
Grundlage  für  Einrichtung  und  Fühning  solcher  Anstalten  airgeben  müssen. 
Eine  individuelle  Ansicht  ist  auch  wenig  überzeugend.  Wir  alle  haben  auf  diesem 
Gebiete  noch  zu  lernen.  Uns  fehlt  die  Anschauung  und  Erfahrung  wie  sie  anderen 
Ländern  bezüglich  der  geeigneten  Einrichtung  solcher  Anstalten  seit  vielen  Jahr- 
zehnten zu  Gebote  stehen.  Jene  Evolution,  die  sich  in  anderen  Staaten  im  Verlaufe 
des  XIX.  Jahrhunderts  vollzogen  hat  und  die  darin  besteht,  daß  man  die  straffällige 
Jugend  nach  und  nach  von  den  Strafanstalten  losgelöst  und  in  besonders  orga- 
nisierte Anstalten  versetzt  hat,  wo  sie  einfach,  streng  aber  frei  erzogen  werden  — 
felilt  uns  ganz.  Unsere  sogenannten  Besserungsanstalten  sind,  wie  die  Berichte  in 
dem  ersten  Bande  der  Kongreßschriflen  klar  ersehen  lassen,  nichts  anderes  als 
Strafhäuser. 

Auf  diesem  Punkte  ist  also  eine  große  Arbeit  zu  leisten.  Während  in  anderen 
Ländern  praktische  Versuche  mit  einer  der  straffälligen  Jugend  angepaßten  Nach- 
erziehung der  gesetzlichen  Ausgest.altung  des  Jugendstrafrechtes  vorangingen, 
also  die  mit  der  Nacherziehung  in  den  verschiedenen  Formen  gemachten  Erfah- 
rungen die  Gesetzgebung  leiteten,  ist  bei  uns  sowohl  diese  Gesetzgebung  als 
diese  praktische  Betätigung  ausgehliebcn.  Wir  haben  ein  bezüglich  der  Behandlung 
der  straffälligen  Jugend  total  zurückgebliebenes  Strafgesetz,  wir  besitzen  aber 
leider  auch  keine  vorbildlichen  .Anstalten,  deren  Erfahrungen  wir  jetzt  bei  der 
Feststellung  des  neuen  Rechtes  verwenden  könnten.  Dies  ist  auch  der  Grund, 
warum  cs  bezüglich  dieser  modernen  Zwangserziehung  oder  besser  gesagt  Nach- 
erziehuug  der  strafföUigcn  Jugend  so  viele  Skeptiker  bei  uns  gibt.  Man  hat  kein 
Beispiel  vor  Augen.  Es  wird  mit  Worten  gestritten,  die  Tatsachen  fehlen. 

Bevor  ich  jedoch  in  dieser  Hinsicht  einen  Vorschlag  mache,  erbitte  ich  mir 
die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  zu  einer  längeren  Ab.schw'eifung.  Ich  möchte 
nämlich  nachweisen,  wie  in  jenen  Ländern,  in  denen  die  Behandlung  der  straf- 
Ulligen  Jugend  große  Fortschritte  gemacht  hat,  die  Gründung  und  Führung  ein- 
zelner Musteranstalten  den  entscheidenden  Anstoß  zu  einem  vollständigen 
Umschwung  des  öffenllicben  Urteils,  der  wissenschaftlichen  Ansichten  und  der 
Gesetzgebung  gegeben  hat.  Jene  Persönlichkeiten,  die  mit  großer  Aufopferang, 
unbekümmert  mn  das  Urteil  ihrer  Umgebung,  eine  Anzahl  verdorbener  und 
verlorener  Individuen  in  die  Hand  genommen,  sie  einer  mit  eiserner  Konsequenz 
verfolgten  Erziehungsmethode  unterworfen  und  dadurch  der  Welt  gezeigt  haben, 
wie  die  Umbildung  eines  Individuums  zu  erreichen  ist,  welches  sie  verelendet 
aufgclcsen  hatten  — diese  Männer  sind  die  eigentlichen  Bahnbrecher  gewesen.  Sie 
haben  Erfolge  erzielt,  dadurch  Schule  gemacht  und  die  öffentliche  Verwaltung 
sowie  die  Gesetzgebung  mitgeris.sen. 
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Ursprung  und  Anstoß  zu  den  heutigen  Ideen  über  die  Erziehung  der  Armen 
und  Verwahrlosten  liegen  weit  zurück.  Ein  Deutscher  an  Charakter  und  Denkungs- 
weise,  wenn  auch  nicht  nach  Namen  und  Reich.sangehörigkeit,  muß  immer  als 
erster  genannt  werden:  Pestalozzi.  Daß  den  .\rmen  und  Verla.ssenen  im  Volke 
durch  eine  bessere  Erziehung  in  ihrem  Elende  geholfen  werden  müsse  und  daß 
bei  ihren  Kindern  jene  Fertigkeiten  auszubilden  sind,  die  für  ihr  praktisches  Leben 
die  sicherste  Hürgschaft  ihres  Unterhaltes  sein  werden,  das  war  der  Kern  seiner 
sozi.Tlen  Lehre,  die  er  in  tausenden  Variationen  predigte,  bei  allen  seinen  Erziehungs- 
versuchen betiitigte  und  die  er  allen  seinen  Jüngern  einzuimpfen  trachtete,  die 
aus  aller  Herren  Linder,  besonders  aber  aus  dem  preußischen  Staate  zu  ihm 
pilgerten.  Friedrich  Wilhelm  111.,  Kaiser  Joseph  und  Napoleon  sind  auf  diesen  Mann 
aufmerksam  gemacht  worden,  aber  der  von  ihm  gelegte  Samen  ist  erst  verhältnis- 
mäßig spät,  im  XIX.  Jahrhundert,  aufgegangen.  Gleich  Locke,  dem  großen 
Engländer,  hat  er  als  Fundamentalsatz  alles  naturgemäßen  Eraiehungswesens  aus- 
gesprochen: Das  Leben  bildet  in  sittlicher,  geistiger  und  physischer  Hinsicht, 
allerdings  das  Leben,  wie  es  sein  soll,  nicht  das  mißgebildete  Leben,  daher  ist 
Nachhilfe,  Zwangserziehung  notwendig. 

Ein  zweiter  Mann  ist  an  die  Seite  Pestalozzis  zu  stellen,  wenn  man  bis  an 
die  Quellen  der  heutigen  Fürsorgebewegung  in  Deutschland  steigen  will  — 
Wiehern.  Er  hat  im  Jahre  1833  in  Horn  bei  Hamburg  das  .Rauhe  Haus“ 
gegründet,  nicht  die  erste,  aber  als  Muster  und  Beispiel  die  bedeutendste  Anstalt 
für  die  verwahrloste  Jugend  in  Deutschland.  Man  kann  über  die  innere  Mission, 
deren  tätiges  Mitglied  Wiehern  war,  denken  wie  man  will,  der  Mann  war  mehr  als 
seine  ganze  Umgebung.  Krohne  sagt  von  seiner  Gründung:  .Lebensströme  sind 
von  hier  ausgegangen,  welche  die  Teilnahme  an  der  Arbeit  für  die  gefährdete 
Jagend  in  allen  Kreisen  des  Volkes,  unter  Regierenden  und  Regierten,  unter  Hoch 
und  Niedrig,  ohne  Unterschied  der  Konfession  und  Religion  gefördert  haben.“ 

Das  .Rauhe  Haus“  war  eine  Jener  vorbildlichen  Schöpfungen,  von  denen  ich 
spreche,  ln  die  zweite  Hälfte  des  XIX.  JalirhunderLs  fällt  dann  auch  die  eifrige 
Tätigkeit  des  Bischofs  Kelteler  von  Mainz  auf  diesem  Gebiete,  ln  Deutschland 
sind  seither  Hunderte  von  .Anstalten  für  die  venvahrlo.ste  Jugend  entstanden,  von 
denen  eine  Anzalü  ausschließlich  der  straffälligen  Jugend  gewidmet  ist.  Die 
letzteren  lehnen  sich  aber,  was  die  äußere  Einrichtung,  Führung,  Untemcht  und 
berufsmäßige  Untenveisung  bctrifTL  an  die  erstem  an,  weil  sie  vermeiden  wollen, 
daß  ihren  lnsa.ssen  irgend  ein  Makel  für  die  Zukunft  anhaOe.  Ich  bin  momentan 
nicht  in  der  Lage  anzugeben,  wie  viel  solcher  Anstalten  in  Deutschland  heule 
existieren,  l’m  aber  für  den  größten  BundessUiat  doch  einige  .Angaben  zu  machen, 
folge  ich  dem  Buche  von  Dr.  Krohne:  .Erziehungsanstalten  für  die  verlassene, 
gefährdete  und  verwahrloste  Jugend  in  Preußen“,  indem  ich  aus  dieser  mühe- 
vollen und  interessanten  Arbeit  einige  Daten  mitteile.  Dr.  Krohne  hat  für  alle 
preußischen  Provinzen  ein  vollständiges  Verzeichnis  jener  Anstalten,  welche 
verlas.sene  und  verwalirloste  Kinder  aufnehmen,  zu  stinde  gebracht  und  alles 
zusammengestellt,  was  für  jede  Anstalt  wi.ssenswert  erscheint. 

Es  bestehen  in  Preußen  im  ganzen  683  Anstalten,  die  verlassene  und 
verwahrloste  Kinder  .aufnehmen,  mit  einem  Vermögen  von  rund  100  Millionen 
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Mark  und  einer  jälirlichen  Ausgabe  von  mehr  als  11  Millionen  Mark.  Diese 
Anstalten  weisen  einen  Bclegraum  für  mehr  als  40.000  Kinder  aus,  der  jedocli 
nur  bis  zur  Zahl  30.000  ausgenülzt  wird.  Au.s  dem  Buche  Krohne  läßt  sich 
zusammenstellen,  wie  sich  diese  683  Fürsorgcanstalten  in  Preußen  nach  Urspnmg 
und  Konfession  verteilen.  9 Anstalten  sind  von  den  einzelnen  Provinzen  errichtet 
und  werden  von  denselben  erhallen.  Evangelische  Anstalten  gibt  es  im  ganzen 
342,  danmter  272  von  Privaten.  Stiftungen  oder  Vereinen  gegründet  und  erhalten. 
34  von  der  evangelischen  Kirche  (von  evangelischen  Kirchengemeinden,  evan- 
gelischen Kirchen,  Kreissynoden),  endlich  36  von  evangelischen  Gemeinden  oder 
von  Kreisverwaltungen.  Katliolische  Anstalten  gibt  es  in  Preußen  207,  darunter  94 
von  Privaten,  Stiftungen  und  Vereinen  gegründet  und  erhallen,  95  Anstalten  der 
Kirchen  und  kirchlichen  Institute  (Bischofskirchen,  Pfarrgemeinden,  Diözesen, 
Donika))itel,  Klöster,  Kongregationen,  Orden  und  Pfarrkirchen)  und  18  Anstalten 
katholischer  Gemeinden.  Jüdische  Anstalten  zählt  man  in  Preußen  21  (Stiftungen, 
jüdischer  Kongregationen,  Synagogen,  Gemeinden).  Im  Besitze  von  Privaten  und 
Gemeinden  sind  außerdem  103  Simultananstalten.  Eine  Anstalt  ist  von 
Mennoniten  erhalten.  Es  mag  konstatiert  werden,  daß  bei  den  evangelischen 
Anstalten  die  auf  freier  Selbsttätigkeit  beruhenden  die  von  kirchlicher  Seite 
gegründeten  überwiegen,  während  bei  den  katholischen  die  letzteren  eine  größere 
Rolle  spielen,  ferner  daß  die  Simullananslalten  weniger  als  ein  Fünftel  der 
gesamten  Zahl  ausmachen,  der  große  Zug  also  in  der  Richtung  konfessioneller 
Fürsorge  geht. 

Neben  diesen  Anstalten  müssen  auch  jene  Besserungsanstalten  erwähnt 
werden,  welche  vom  preußischen  Staate  zunächst  zur  Unterbringung  der  nach 
g 56  R.  Str.  G.  wegen  mangelnder  Einsicht  freigesprochenen  und  in  eine 
Erziehungsanstalt  verwiesenen  Jugendlichen  errichtet  und  verwaltet  werden.  Sie 
sind  insofern  gemischte  Anstalten,  als  sie  außer  der  erwähnten  Kategorie  Jugend- 
licher auch  Zöglinge  auf  Grund  des  Fürsorgegesetzes  aufnehmen.  Preußen  hat  im 
ganzen  seclis  solche  Anstalten  (Conradshammer  bei  Danzig,  Wabern  bei  Cassel, 
Hardehausen  im  Regierungsbezirke  Minden,  St.  Marlin  zu  Boppard  am  Rhein, 
Steinfeld  in  der  Eifel,  Gräfratli.  bei  Elberfeld)  getrennt  nach  Konfessionen  und 
Geschlecht.  Sie  sind  teilweise  in  ehemalige  Schlösser  und  Klöster  unter- 
gebracht,  was  eine  sparsame  Ausnützung  zur  Verfügung  stehender  Räume 
bedeutet,  aber  in  pädagogischer  und  hygienischer  Hinsicht  keinesweg.s  vorteil- 
haft ist  An  den  Toren  der  Anstalt  in  Wabeni  ist  zu  lesen:  Königlich  preußische 
Erziehungsanstalt  Wabern.  Es  ist  alles  vermieden,  was  an  eine  Strafanstalt 
erinnern  könnte. 

Es  ist  mir  hier  leider  nicht  möglich,  näher  darauf  einzugehen,  «de  man  in 
Preußen  und  Deutschland  die  straffällige  Jugend,  welcher  die  mangelnde  Einsicht 
nicht  zugebilligl  wird,  behandelt  Aber  so  viel  will  ich  fesls teilen,  daß  auf  der 
ganzen  Linie  die  Loslösung  der  jugendlichen  Delinquenten  vom  gewöhnlichen 
Strafvollzüge  Fortschritte  macht  und  daß  die  reichen  Erfahrungen,  die  man  mit 
der  Nacherziehung  in  den  verschiedenen  Anstalten  gemacht  hat.  ausgenützt 
werden.  Man  ist  auch  in  Deutschland  auf  dem  Wege,  die  verwahrloste  und  straf- 
fällige Jugend  in  das  Gesamterziehungswerk  der  Nation  einzubeziehen. 
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Koch  viel  ausgeprägter  ist  dieser  (Jang  der  Dinge  allerdings  in  Frankreich 
und  England.  Deswegen  ist  aber  auch  die  dortige  Entwicklung  besonders 
t)eweiskräftig  und  ich  will  etwas  ausführlicher  davon  sprechen. 

iVm  Ausgange  des  ancicn  regime  herrschten  in  Paris  Zustände  bezüglich  der 
unnen.  verlassenen,  von  der  Polizei  aufgegrififenen  oder  verurteilten  Kinder,  von 
denen  uns  gleichzeitige  Berichte  schauererregende  Dinge  erzälilen.  Die  traurigste 
Berühmtheit  hat  unter  den  verschiedenen  Anstalten,  in  denen  erwachsene  Vaga- 
bunden und  V'orbrecher  mit  Kindern  zu  Hunderten  und  Tausenden  zusammen  ein- 
gesperrt waren,  Bicetre  erlangt,  wo  der  zur  Untersuchung  dieser  Anstalten  ein- 
gesetzte Ausschuß  der  Konstituante  im  Jahre  1790  im  ganzen  etwa  4000  Personen 
fand;  Gelähmte,  Epileptische,  Wahnsinnige,  auf  administrativem  Wege  Verhaftete. 
Schuldige  und  Unschuldige,  Männer,  Weiber  und  Verlassene,  von  der  Polizei  auf- 
gegriffene  oder  von  den  Richtern  verurteilte  Kinder  — der  ganze  Haufen  ohne  jede 
Trennung,  ohne  Arbeit,  ohne  Unterricht.  Dieser  Ausschuß  — comitc  de  mendicite 
— entwarf  einen  völlig  neuen  Plan  für  die  öffentliche  Hilfeleistung  den  Kindern 
gegenüber  und  spi-ach  es  aus,  ,daß  die  Humanität,  die  Poiitik  und  die  Moral  es 
verlangen,  daß  man  diese  Kinder  unterstütze,  wobei  aber  verhindert  werden 
müsse,  daß  durch  diese  Unterstützung  sich  die  Zahl  der  Hilfesuchenden  vermehre; 
es  müsse  das  Ziel  erreicht,  dürfe  aber  nicht  überschritten  werden“. 

Die  Arbeiten  dieses  Ausschusses  wurden  der  Ausgangspunkt  von  weit- 
reichenden Plänen  kriminalpolitischer  sowie  armenrechtlicher  Natur. 

Ich  halte  mich  zunächst  an  die  Entwicklung  des  Strafrechtes.  Die  Artikel  ü(i 
bis  69  des  Gode  pänal  sind  maßgebend  geworden  für  die  strafrechtliche  Behand- 
lung der  Jugendlichen  und  sind  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  geblieben.  Damals 
eilte  Frankreich  seiner  Zeit  weit  voran,  indem  es  verkündete,  daß  an  Stelle  bloßer 
Bestrafung  jugendlicher  Gesetzesübertreter  Zwangserziehung  cinzutreten  habe. 
Das  16.  Lebensjahr  soll  nach  dem  Code  penal  die  entscheidende  Altersgrenze 
bilden.  Mit  dem  erreichten  16.  Lebensjahre  fällt  der  Minderjährige  unter  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  Strafrechtes,  in  einem  Alter  darunter  finden  besondere 
Bestimmungen  auf  ihn  Anwendung.  In  diesem  letzteren  Falle  hängt  seine  straf- 
rechtliche Behandlung  — sofeni  er  nicht  wegen  mangelnden  Tatbestandes  oder 
aus  anderen  allgemeinen  Gründen  freigesprochen  wird  — von  der  Beantwortung 
der  Frage  ab:  Ist  bei  ihm  das  Unterscheidungsvermögen  (discernement)  voraus- 
zusclzen  oder  nicht?  Fällt  die  Entscheidung  dahin  aus.  daß  das  Unterscheidungs- 
vermögen als  vorhanden  nicht  angenommen  werden  kann,  so  wird  er  frei- 
gesprochen und  entweder  seinen  Eltern  zurückgegeben  oder  in  eine  Besserungs- 
anstalt (maison  de  correction)  untergebracht,  wo  er  längstens  bis  zum  20.  Lebens- 
jahr angehalten  werden  kann.  Die  ausgesprochene  Tendenz  der  Recht- 
sprechung geht  heute  dahin,  das  .discernement*  in  der  Regel  zu 
verneinen.  Wird  hingegen  die  Frage  des  Unterscheidungsvermögens  in  einem 
l>ejahenden  Sinne  beantwortet,  erfolgt  zwar  die  Verurteilung  des  Minderjährigen, 
jedoch  zu  einer  der  Art  und  Zeit  n.ach  geringeren  Strafe  als  die  Regel  bildet. 
Wesentlich  ist  aber  hiebei,  daß  diese  Strafen  nicht  den  gewöhidichen  Charakter  haben 
sollen,  sondern  auch  sie  sind  vom  Gesetze  in  erster  Reihe  als  Besserungsmittel 
gedacht,  die  im  Sinne  des  Gesetzes  in  besonderen  Anstalten  zu  vollziehen  sind. 
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Die  Absichten  und  Beslimmungen  des  Code  penal  blieben  aber,  was  die 
systematische  Durchführung  der  im  Prinzipe  ausgesprochenen  Zwangserziehung 
betrifft,  zunächst  unausgeführt.  Zur  Erriclitung  der  in  Aussicht  genommenen 
maisons  de  currection  für  Jugendliche  kam  es  nicht,  sondern  man  begnügte  sich 
in  einigen  Strnfhäusern,  besondere  Abteilungen  für  Jugendliche  zu  errichten 
(quartiers  speciaux  reserves  aux  jeunes  detemus).  An  der  richtigen  Erkenntnis  in 
dieser  Frage,  an  den  besten  oft  mit  Begeisterung  ausgesprochenen  Absichten,  an 
mannigfachen  Anläufen  der  Verwaltung  sowie  an  mit  Hingebung  und  Aufopferung 
gemachten  V^ersuchen  einzelner  Personen  hat  es  in  der  ersten  Hälfte  des  XK.  Jahr- 
hunderts in  Frankreich  auf  diesem  Gebiete  nicht  gefehlt,  aber  es  gelang  nie- 
mandem, diese  verschiedenen  Bestrebungen  auf  ein  einheitliches  Ziel  zu  lenken 
und  die  schwankenden  politischen  Verhältnisse  verhinderten  es  zu  erreichen.  Auch 
absonderliche  Projekte  tauchten  auf.  So  machte  im  Jahre  1831  ein  Pariser  Polizei- 
präfekt  den  V'crsuch,  jugendliche  Verbrecher  mit  den  in  St.  Pelagie  unter- 
gebrachten iiolitischen  Verbrechern  zusammenzusperren,  um  diesen  Gelegenheit  zu 
geben,  ihre  menschenfreundlichen  Absichten  an  den  Jugendlichen  zu  erweisen, 
was  natürlich  jämmerlich  scheiterte.  Der  Minister  Graf  d'Argout,  die  ganze  Frage 
mit  großer  Klarheit  überblickend,  sprach  in  einem  Zirkular  vom  3.  Dezember  1832 
treffend  aus,  daß  ein  Gefängnis  nie  der  Ort  für  die  Erziehung  der  Jugendlichen 
sein  könne,  daß  die  venirteilten  Kinder  fast  immer  arme  Eltern  haben  und  daß 
man  sie  vor  allem  zur  Ausübung  irgend  eines  Erwerbes  vorbereiten  müsse,  mit 
dem  sie  sich  einmal  ihr  Brot  verdienen  können.  Das  Gelängnis  sei  nicht  der  Ort. 
wo  ein  solches  Ziel  erreichbar  sei.  Das  geeignete  Mittel  erblickt  er  in  der  Unter- 
bringung der  Jugendlichen  bei  kleinen  Grundbesitzern  oder  Gewerbsleutcn  und 
hofft  von  einer  Erziehung  in  einer  ordentlichen  Familie  besseren  Erfolg  als  von 
überfüllten  Besserungsanstalten.  Aber  auch  dieser  Gedanke  wurde  nur  sehr  un- 
vollkommen durchgeführl,  indem  in  den  Jahren  1833  bis  183G  im  ganzen  nur 
189  Knaben  und  52  Mädchen  auf  diese  Weise  uutergebrachl  wurden. 

Eine  ganz  entgegengesetzte  Methode  wieder  wurde  seit  1836  in  dem  Gefäng- 
nisse la  Petile  Ro(jiielte  m Paris  angewendet,  wo  Hunderte  von  Jugendhehen 
Tag  \md  Nacht  auf  die  ganze  Dauer  ihrer  Anhaltung  in  Zellen  eingesperrt  wurden. 

Die  entscheidende  Wendung  in  den  Ansichten  über  die  Behand- 
lung der  straffälligen  Jugend  tritt  durch  die  Gründung  der  Colonie 
agricole  von  Metlray  ein. 

Demetz,  der  Gründer  von  Mettray,  hatte  nacli  dem  Besuche  des  .Rauhen 
Hauses*  bei  Hamburg,  der  Reformatory  School  von  Parkhurst  in  England  und  einer 
Anstalt  in  Boston  in  den  Vereinigten  Staaten  den  Entschluß  gefaßt,  sich  einer 
ähnlichen  Aufgabe  in  Frankreich  zu  unterziehen.  Er  legte  seine  Stelle  als 
Appellationsrat  in  Paris  nieder  und  widmete  sich  bis  zu  seinem  Lebensende  ganz 
diesem  Werke.  Seine  Hingebung,  seine  geistige  und  körperliche  Energie,  mit 
welcher  er  den  Plan  verlolgte,  hatten  Bahn  gebrochen,  denn  Mettray  hat  nicht 
nur  in  Frankreich,  sondern  weit  über  seine  Grenzen  hinaus  als  Vorbild  gedient 
und  vielfach  Nachahmung  gefunden.  Das  dort  begründete  System  hat  in  erster 
Reihe  die  Gesetzgebung  und  Praxis  in  Frankreich  entscheidend  beeinflußt,  wenn 
•Mettray  heute  auch  die  führende  Rolle  nicht  mehr  eiunimmf. 
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Das  Leben  in  freier  Lufl,  die  gesunde  landwirtscliafUidic  Arbeit,  eine 
strenge,  aber  vfiterliclie  Disziplin,  alles  das  sollte  einen  heilsamen  Einfluß  auf  jene 
Kinder  ausöben,  deren  größtes  Unglück  es  fast  immer  war,  in  einer  verderbten 
Umgebung  aufgewaebsen  zu  sein.  In  allen  den  zaldreichen  Schriften,  die  über 
Mettray  erschienen  sind,  tritt  uns  jene  ununterbrochene,  unermüdliche  Arbeit 
entgegen,  welche  Demetz  aufwendete,  um  die  Fehler  und  schlechten  Neigungen 
der  verwahrlosten  Jugend  auszurotten.  Demetz,  dom  der  Vicomte  Bretignieres 
de  Courtoilles  treu  zur  Seite  stand,  hatte  sich  mit  20  jungen  Leuten,  die  er  als 
Lehrer  für  Mettray  heranbildete,  umgeben  und  die  Anstalt  im  Jahre  1810  eröffnet. 
Er  leitete  sie  ununterbrochen  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  1873.  Mettray  besitzt 
ein  Gut  im  Ausmaße  von  350  Hektaren,  wozu  noch  200  Hektar  gepachtet  sind. 
Wenige  Kilometer  von  Tours  entfernt,  in  der  gesegneten  Touraine  gelegen,  wo 
Getreide-,  Futter-  und  Weinbau  reichlich  gedeiht,  ist  die  Hauptbeschäftigung  der 
Kolonen  die  Landwirt.schafl.  In  der  letzten  Zeit  hat  man  aber  auch  gewerbliche 
Werkstätten  eingerichleh  in  welchen  Kleider  und  Schuhe  für  andere  Kolonien 
verfertigt  werden.  Neben  dem  Landbau  und  der  Arbeit  in  der  Werkstätte  wird 
der  Volksschulunterricht  erteilt,  vorwiegend  im  Winter.  Das  ganze  System  wird 
— vielleicht  nicht  ganz  richtig  — Familiensystem  genannt.  In  emzehien  Häusern, 
welche  um  die  Kirche  gruppiert  stehen,  sind  je  30  bis  4-0  Jugendliche  unter  einem 
Aufseher,  dem  chef  de  famille,  untergebracht.  E.s  besteht  ein  sehr  ausgcbildetes 
System  von  Belohnungen  durch  Ehrenauszeichnungen  und  Geldprämien.  Die 
Strafen  bestehen  aus  dem  Entziehen  dieser  Vorteile  sowie  aus  Einzelhaft  und 
Abzügen  bei  der  Nahrung.  Ordnung  und  Disziplin  der  Anstalt  .sind  militärisch; 
die  ganze  Bevölkerung  der  Anstalt  ist  einexerziert.  Mit  Hecht  wird  ein  großes 
Gewicht  darauf  gelegt,  daß  die  Insassen  sich  nach  und  nach  ein  Pekulimu  ver- 
dienen. das  ihnen  später  zu  gute  kommt.  Die  religiöse  Einwirkung  spielt  eine 
große  Bolle;  es  sind  mehrere  Geistliche  angestellt.  Gerade  von  dieser  Seite  ist 
Mettray  in  neuerer  Zeit  — ungerechterwci.se  — angegriffen  worden.  Mettray  ist 
durchaus  von  Laien  verwaltet,  nur  die  Hantierungen  in  der  Küche,  Wäsche-, 
Krankenanstalt  und  Apotheke  werden  von  Mitgliedern  weiblicher  Kongri'galionen 
versehen.  Sehr  wichtig  ist,  daß  die  Austretenden  durch  die  Anstalt  selbst  oder 
durcli  die  Vermittlung  eines  Vereines  (soeiöte  de  palronago)  in  feste  Anstellungen 
gebracht  und  dort  auch  überwacht  werden.  Mettray  rühmt  sich  guter  Erfolge. 
Da  die  ganze  An.stalt  frei  liegt  und  die  Jugendlichen  zwar  streng  überwacht,  aber 
nicht  eingesperrt  sind,  auch  keine  Mauern  und  Einfriedungen  bestehen,  so  kommen 
Entweichungen  von  Zeit  zu  Zeit  vor,  aber  nur  in  vereinzelten  Fällen  wunlc  der 
Betreffende  nicht  wieder  zu  stände  gebracht.  In  den  letzten  drei  Jahren  (1898 
bis  1900)  waren  stets  300  bis  iOO  Jugendliche  dort  untergebracht,  im  ganzen 
während  des  Beshuides  der  Anstalt  bis  Ende  1900:  7324.  Es  kommen  sehr 
schwere  Fälle  nach  Mettray.  ln  den  letzten  drei  Jaliren  waren  nicht  mehr  als 
ein  Dritten  der  der  Anstalt  von  den  Gerichten  zugewiesenen  Jugendlichen  Bück- 
fäUige.  Mettray  ist  seinerzeit  in  zahlreichen  hJchriflen  vielleicht  über  Gebühr 
gemhmt  worden,  wie  es  auch  andrerseits  scharf  kritisiert  wurde.  Der  Eindruck, 
den  ich  bei  einer  eingehemlen  Be,«ichtignng  vor  wenigen  Jahren  gewann,  war  ein 
günstiger.  Seit  der  Errichtung  der  Anstalt  scheint  an  ihrer  Organisation  wenig 
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geändert  worden  zu  sein,  aber  sic  erträgt  noch  heute  den  Vergleich  mit  vielen 
modernen  Schöpfungen. 

Schon  vor  der  tiründung  von  Mettray  waren  einzelne  private  V'ereine  und 
geistliche  Kongregationen  in  derselben  Richtung  tätig  gewesen.  Die  Erfolge  von 
Mettray,  der  moralische  Eindruck,  welchen  dieses  mit  so  \iel  Hingebung  und 
Wärme  für  den  edlen  Zweck  gegründete  Werk  überall  machte,  erzielte  aber 
einen  großen  Aufschwung  gleicher  Bestrebungen  und  gab  den  Anstoß  zur 
Errichtung  einer  Reihe  ähnlicher  Anstalten. 

Bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  vom  5.  August  1 850  über  die  Erziehung  und 
den  Schutz  der  Jugend,  die  sich  in  Haft  befindet  (loi  sur  l'education  et  le  patronage 
des  jeunes  dötenus)  spielten  die  in  Mettray  gemachten  Erfahrungen  eine  große 
Rolle.  Diese.«  Gesetz  atmet  den  Geist,  in  dem  Demetz  seine  Anstalt  gegründet 
halte.  Das  Gesetz  verkündet  an  der  Spitze  den  Grundsatz,  daß  alle  jugendbehen 
unter  IG  Jahren,  die  aus  was  immer  für  einem  Grunde  in  einer  Anstalt  oder  in 
einem  Gefängnis  angehalten  werden,  eine  moralische,  religiöse  und  berufliche 
Unterweisung  zu  erhalten  haben.  Ebenso  ist  verfügt,  daß  Jugendliche  in  allen 
Stadien  des  Prozesses  und  der  Anhaltung  von  Erwachsenen  getrennt  werden 
müssen.  Es  werden  drei  Kategorien  von  Anstalten  für  Jugendliche  in  Aussicht 
genommen ; die  Colonies  penitentiaires,  ferner  die  strengeren  Colonirs  correctionelles 
für  Knaben  und  die  maisous  penitentiaires  für  Mädchen.  Der  damaligen  Zeit 
vorauseilcnd,  hatte  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Anordnungen  getroffen,  welche  die 
französischen  jVnstalten  für  Jugendliche  in  die  erste  Reihe  gestellt  hätten,  weim 
sie  durchgeführt  worden  wären.  Das  Gesetz  bestimmt,  daß  jährlich  ein  Bericht 
über  den  Zustand  aller  Anstalten  dem  Justizminister  vorzulegen  sei.  daß  die 
Zwangszöglinge  probeweise  entlassen  werden  und  außerhalb  der  Kolonie  üi  Arbeit 
gegeben  werden  können,  endlich  daß  die  definitiv  Entl.assenen  noch  durch  drei 
Jahre  der  besonderen  Aufsicht  der  Assistance  publique  (der  Jugendfürsorgebehörde) 
unterworfen  bleiben  sollen.  Durch  Verordnungen  ergänzt  und  umgeformt,  bildet  das 
Gesetz  von  1850  noch  heute  die  Grimdlage  der  französischen  Einrichtungen 
für  die  vom  Richter  verhängte  Zwangserziehung  und  den  Strafvollzug  an  Jugend- 
lichen. Aber  das  Gesetz  war  nicht  im  Stande  durchzugreifen. 

Am  13.  Juni  18G5  hielt  Jules  Simon  im  gesetzgebenden  Körper  eine  Rede, 
in  welcher  die  Zustände  in  den  Pariser  Gefängnissen  grell  beleuehtct  wurden,  ln 
dein  Gefängnis  der  Petite  Roquette  befanden  sich  Ende  1863  immer  noch  453 
Kinder  in  strenger  Einzelhaft,  darunter  nicht  weniger  als  390,  die  auf  Grund  des 
Artikels  GG  des  Code  pünal  daliin  überwiesen  wurden,  das  heißt  solehe,  über 
welche  gar  keine  Strafe  ausgesprochen  war,  sondern  die  im  Simie  des  Gode  penal 
sowie  des  Gesetzes  vom  Jahre  1850  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
hätten  untei  gebracht  werden  sollen.  Der  Unterricht,  der  Urnen  erteilt  wurde,  war 
äußerst  mangelhaft;  ein  einziger  Aufseher  war  damit  betraut,  ein  großer  Teil  der 
Knaben  war  gar  nicht  beschäftigt,  die  Zellenhaft,  welche  in  sehr  vielen  dieser  Fälle 
vier  bis  acht  Jahre  zu  dauern  hatte,  war  eine  grausame  Verkehrtheit.  Mit  Recht  be- 
zeichnete  Jules  Simon  die  in  diesem  Gefängnis  untergebrachten  unglücklichen 
Wesen  als  die  traurigen  Opfer  einer  widersinnigen  Behandlung.  Diese  Enthüllungen 
machten  ein  solches  Aufsehen,  daß  wenige  Tage  nachher  die  Kaiserin  das  Gefängnis 
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beälichte  und  dui'ch  mehrere  Stunden  eingehend  hesichligte.  Dies  halte  die  Ein- 
setzung einer  Kommission  zur  Folge,  in  welcher  die  Kaiserin  seihst  den  Vorsitz 
fülirte.  Bei  den  Verhandlungen  derselben  wurde  das  System  von  Mettray,  die 
Erziehung  in  einer  freien  Anstalt  bei  Landbau  und  Unterricht,  abermals  als  das 
Muster  hingestellt  und  auf  die  erreichten  moralischen,  disziplinären 
und  hygienischen  Erfolge  der  in  dieser  Weise  geleiteten  Anstalten 
mit  Ziffern  und  Argumenten  hingewiesen.  Das  Resultat  der  ganzen  Aktion 
war  aber  nur  ein  geringes.  Das  (ieföngnis  der  Pelite  Roquette  sollte  in  Zukunft 
nur  dem  Strafvollzüge  jener  Jugendlichen  Vorbehalten  sein,  die,  ohne  in  eine 
Besserungsanstalt  verwiesen  zu  werden,  kurze  Freiheitsstrafen  zu  verbüßen  haben, 
iin  übrigen  kann  nur  das  am  10.  April  1869  erlassene  Reglement  über  die  Führung 
der  Besserungsanstalten  (Reglement  genüral  pour  les  colonies  et  maisons  peni- 
tentiaires  de  jeunes  detenus)  als  ein  Resultat  dieser  Beratungen  angesehen 
werden.  Dieses  Reglement  ist  die  heute  noch  geltende  Durchfühmngsverordnung 
zu  dem  Gesetze  vom  Jahre  1850. 

Die  Absichten  des  Gesetzes  von  1850  vermochte  auch  diese  Verordntmg 
nicht  ausreichend  zum  Durchbruch  zu  bringen. 

Erst  nach  acht  weiteren  Jahren,  nach  der  vollst.'lndigcn  Umgestaltung  der 
l)olitischen  Verhältnisse  in  Frankreich  wurde  die  Frage  — allerdings  sehr  gründ- 
lich - wieder  aufgenommen.  Eine  parlamentarische  Enquete  untersuchte  das 
Gefängniswesen  im  allgemeinen,  insbesondere  aber  auch  die  Zwangserziehung  und 
den  Strafvollzug  an  Jugendlichen.  Ein  ausgezeichneter  Bericht,  welcher  von  dem 
Mitgliede  der  Nationalversammlung  Felix  Voisin  verfaßt  wurde,  konstatiert  die 
Zunahme  des  Verbrechertutns  iti  der  Jugend,  legt  die  Mängel  dar,  die  das  Gesetz 
vom  Jahre  1850  schon  ursi)rünglich  an  sich  trug,  beweist,  daß  seine  Ausfühning 
eine  ganz  unvollständige  war  und  macht  weitgehende  legislative  Vorschläge. 

Diese  Vorschläge  erlangten  zwar  keine  Gesetzeskraft,  aber  der  Bericht 
Voisins  bedeutet  doch  einen  wichtigen  Schritt  in  der  Klärung  der  ganzen  Frage. 
Seither  hat  die  Wissenschaft,  die  Praxis  und  schließlich  auch  die  Gesetzgebung  die 
Kriminalität  der  Jugend  und  alle  Maßregeln,  die  vorbeugend  und  heilend  wirken 
können,  zum  Gegenstand  eifriger  Anstrengungen  gemacht.  Eine  reiche  Literatur 
beschäftigt  sich  mit  dieser  Frage  — reicher  vielleicht  als  in  irgend  einem  Lande 
Männer  der  Theorie  und  der  Praxis  wirken  zusammen,  die  Selbsttätigkeil  der 
Vereine  hat  mit  großer  Aufopferung  eingesetzt. 

Ich  kann  hier  kein  Bild  dieser  Bestrebungen  geben,  noch  die  Resultate 
in  den  Einzelheiten  verfolgen.  Es  genügt  mir,  darauf  hingewiesen  zu  haben,  wie  in 
Frankreich  Theorie  und  Gesetzgebung  ihre  stärksten  Impulse  von  den  praktischen 
Versuchen  erhalten  haben,  die  mit  der  Behandlung  der  straffälligen  Jugend 
gemacht  xvurtlen.  Der  Plan  des  Gesetzes  vom  Jahre  1850  blieb  dabei  allenlings 
zum  Teile  unausgeführt,  manches  hat  sich  bei  den  verschiedenen  Gründungen  von 
.\nstalten  als  verfehlt  erwiesen,  es  hat  immer  ncuei  Anläufe  bedurft,  um  weiter  zu 
kommen,  aber  man  ist  in  Frankreich  nicht  mehr  von  diesem  Wege  abgewichen 
und  die  neueren  Anstalten  sind  ,anf  der  Höhe  einer  einfachen,  strengen  aber  freien 
Erziehung. 
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Staatsanslalten  gibt  es  (abgesehen  von  Pelite  Roquette  in  Paris,  welclie 
aber  nur  zum  geringen  Teile  Jugendliche  unter  16  Jahren  aufnimmt)  im  ganzen 
acht  für  Knaben:  Saint-Hilaire  (Vienne),  Aniane  (Hürault),  Auberive  (Haute  Marne) 
Belle-Isle-sur-mer  (Morbihan),  Les  Douaires  (Eure),  Saint  Maurice  (Loir  et  Chor). 
Villeneuve  sur  Lot  (Lot  et  Caronne),  Val  d’Yievre  (Cher)  und  Eyesses  (Lot  et 
Garonne);  außerdem  Privatanstalten  in  Fresnc-le  Chateau  (Haute  Saöne),  Bar 
sur  Aube,  Bologne  (Haute  Marne),  Le  Loge  (Cher),  Le  Luc  (Gard),  Mettray  (Indre 
et  Loire),  Saint  llan  (Cötes  de  Nord),  Sainte  Foy  (Dordogne),  La  Couronne 
(Cliarente),  Les  Vermireaux  (Yonne).  Für  Mädchen  gibt  es  eine  Staatsanstalt  in 
Doulens  und  sieben  Privatanstalten.  Die  Colonie  penitentiaire  Les  Douaires 
kann  als  der  moderne  französische  Typus  einer  Staatsanstalt  für  die  straffällige 
Jugend  angesehen  werden.  Sie  enthielt  vor  einigen  Jahren,  als  ich  sie  besuchte. 
280  Zwangszöglingc,  alles  mittelschwcre  Fälle.  Diese  iVnstalt  besieht  aus  einer 
sehr  gut  gehaltenen  Ansiedlung  nach  dem  Kottagesystem,  besitzt  300  Hektar 
I>and.  treibt  Milch-  und  Viehwirtschaft,  hat  aber  auch  Werkstüttenbetrieb  mit 
Abteilungen  für  verschiedene  Handwerke,  keine  Gefängnismauem,  keine  Gitter. 
Ein  Systeni  von  Belohnungen,  das  die  Strafen  so  viel  als  möglich  ersetzen  soll. 
Interessant  ist  der  dort  gemachte  Versuch,  die  bedingte  Venu-teilung  auch  auf 
Disziplinarstrafen  anzuwenden.  Die  verhängte  Disziplinarstrafe  kann  ausgesetzt 
werden  und  wird,  wenn  der  Betreffende  sich  durch  eine  gewis.se  Zeit  tadellos 
geführt  hat,  nachgesehen  j andernfalls  hat  er  die  alte  und  neue  Strafe  abzubüßen. 
In  den  meinem  Besuche  vorangegangenen  vier  Jahren  wurde  diese  Methode  in 
604  Fällen  angowendet  und  sie  hat  sich  in  525  Fällen  bewährt. 

ln  neuerer  Zeit  trachtet  man  die  Anstalten  zu  differenzieren,  das  heißt  für 
möghehst  gleichartige  Kategorien  von  straffälligen  Jugendlichen  einzurichten. 
Insbesondere  werden  jene  abgesondert  behandelt,  die  zu  mehr  als  zwei  Jahren  ver- 
urteilt sind  oder  sich  in  den  andern  Anstalten  als  .insubordonnüs“  erwiesen 
haben. 

Außerdem  kommen  alle  jene  Jugendlichen  in  strengere  Anstalten,  die  rück- 
fällig sind  (Artikel  8 des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1875)  und  welche  deportiert 
würden,  wenn  sie  das  21.  Lebensjahr  bereits  erreicht  hätten,  ln  diesen  Anstalten 
herrscht  eine  strengere  Handhabung  der  Disziplin,  die  nicht  nur  auf  Erziehung, 
sondern  auch  auf  Repression  und  Einschüchterung  gerichtet  ist.  Diese  letzt- 
erwähnten Anstalten  haben  nicht  mehr  den  Charakter  freier  Erziehungsanstalten. 
Die  Insassen  schlafen  nicht  mehr  gemeinsam,  sondern  in  ahgesperrten  Zellen. 

Ich  gehe  nun  auf  England  über. 

Der  Charakter  eines  Volkes  prägt  sich  in  nichts  so  deutlich  aus  als  in  der 
Art  und  Weise  der  Jugenderziehung.  Sie  entspringt  in  diesem  Charakter  und 
pflanzt  ihn  zugleich  fort.  Wer  heute  die  im  Jahre  1693  erschienene  Schrifl 
Lockes:  ,some  thoughts  concerning  education“  liest,  wird,  wiewohl  dieses  Werk 
direkt  nur  die  Erziehung  der  sogenannten  höheren  Stände  im  Auge  hat,  darin  die 
Zusammenfassung  der  noch  heute  allgemein  gültigen  Grundsätze  der  englischen 
Erziehung  finden,  die  in  Eton  in  verfeinerter  Weise  befolgt  werden,  die  aber  in 
den  verschiedensten  Abstufungen  überall  in  England  in  Anwendung  sind,  auch  in 
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Besserungsanstalten  für  straffällige  und  verwahrloste  Jugend,  wo  die  Form  streng, 
rauh,  ja  hart  ist,  der  Grundzug  aber  dei-sclbe  bleibt.  Dieser  Grundzug  läßt  sich  mit 
einem  Worte  des  großen  Philosophen  kurz  bezeichnen:  .thc  only  fence  against  the 
World  is  a thorough  knowledge  of  it*,  der  einzige  Schutz  gegen  die  Gefahren, 
denen  man  in  der  Welt  begegnet,  ist  die  genaue  Kenntnis  der  Welt!  Darauf  lauft 
im  großen  und  ganzen  die  Zwangserziehung  in  England  hinaus.  Keine  Zellen- 
gefängnisse, keine  Gefängnismauem,  keine  Absperrung,  dagegen  Abhärtung, 
strenge,  ja  harte  Disziplin,  Lehre  und  Arbeit,  welche  das  spätere  Fortkommen  in 
der  Welt  möglich  machen  sollen.  Physische  Gesundheit.  Selbstbeherrschung, 
moralische  Widerstandskratl,  das  sind  die  idealen  Ziele  dieser  Erziehung.  Da  mit 
wenigen  Ausnahmen  alle  der  straffälligen  und  verwahrlosten  Jugend  gewidmeten 
Anstalten  in  Großbritannien  freiwillige  Gründungen  sind,  unter  sehr  verschiedenen 
Verhältnissen  bestehen  und  von  privaten  Komitees  geleitet  werden,  stehen  sie 
diesem  Ideal  allerdings  näher  oder  ferner. 

John  Howard  vertrat  schon  in  der  Milte  des  XVllI.  Jahrhundei-ts  die  Idee  der 
Zwangserziehung  gegenüber  der  gewöhnlichen  Bestrafung  Jugendlicher.  Die  Philair- 
Ihropical  Society  machte  am  Ende  desselben  Jahrhunderts  den  ersten  praktischen 
Versuch,  indem  sie  eine  Anstalt  für  jugendliche  Verbrecher  und  Kinder  von  ver- 
urteilten Verbrechern  gründete.  Die  großen  Kriege  unterbracherr  diese  Bestre- 
bungen, die  aber  im  vierten  Dezenniunr  des  vorigen  Jahrhunderts  wieder  neu 
auflebtcn.  Im  Jahre  1833  gründete  Capt.  E.  C.  Brenton  eine  Anstalt  für  verwahr- 
loste urtd  verbrecherische  Kinder,  geleitet  rrach  den  Grundsätzerr:  religiöse  Er- 
ziehung. lartdwirischafllichc  Beschäfligitng,  Auswander-urrg.  Dieser  letzteren  wurdi' 
ein  besonderes  Augenmerk  gewidmet.  Aber  das  waren  alles  nur  vereinzelte  An- 
strengungen und  es  war  das  Übel  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ärger 
als  jemals.  Das  rasche  Forlschreiten  der  Industrie  halte  auch  in  der 
Kinderwelt  Zustände  geschaffen,  die  in  den  großen  Städten  und  Industricorten  in 
grauenhafter  Weise  hervortraten.  Lord  Shaflesbnry  schätzt  in  einer  im  Jahre  1850 
gehaltenen  Parlamentsrede  die  Zahl  dei  verlassenen,  verwahrlosten  und  ver- 
brecherischen Kinder  in  London  auf  30.000.  Dickens  hat  uns  in  seinem  Roman 
.Oliver  Twist“  eine  ergreifende  Schilderung  dieser  Zustände  hinlerlassen.  Von 
den  verschiedensten  Seiten  wurde  das  öffentliche  Gewissen  aufgerflttelt  und  weite 
Kreise  der  Gesellschaft,  der  Politik,  der  Presse,  der  Kirche  und  endlich  die  Gesetz- 
gebung fingen  an,  sich  mit  dem  Gegenstände  zu  beschäftigen. 

Auch  in  England  wirkte  die  Gründung  einer  Zwangseiziehungsanstalt  — 
Hedhill,  eröffnet  184t)  — balmbrechend.  Sie  war  ein  Werk  der  Philanthropical 
Society  und  in.sbesondere  ihres  unermüdlichen  Sidney  Turner,  der  den  Plan  der 
Kolonie  von  Mottray  zum  Muster  nalun.  Wie  dort  bildet  der  Landbau  die  Grund- 
lage und  sind  die  Jugendlichen  in  getrennten  Häusern,  welche  selbständige 
-äbteilungen  bilden,  untcrgebracht.  Redhill,  nahe  bei  London,  ist  vielfach  besucht 
und  beschrieben  worden.  Allerdings  ist  in  England,  wo  sich  die  Selbsttäligkeit 
überall  regt,  die  großartige  Entwicklung  der  Refor  matories  und  der  Industrial 
Schools  nicht  allein  von  Rcdhill  ausgegangen. 

Eine  ganze  Reihe  von  Männern  und  Frauen,  unter  letzteren  vor  allem 
Miß  .Mary  Carpenter,  haben  in  den  verschiedenen  Teilen  des  vereinigten  König- 
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reiches  Besserungsanstalten  oder  Zwangserziehiingsansitalten  gegründet.  Ich  selbst 
habe  noch  einen  dieser  Pioniere  gekannt,  den  durch  den  reizenden  Essay  Holzen- 
dorffs  .Ein  englischer  Landsquire*  bekannt  gewordenen  Sir  Lloyd  Baker,  der  auf 
seinem  Gute  Hardwick  Court  bei  Glocester  eine  noch  heute  bestehende  Besserungs- 
anstalt gegründet  hat.  ünmittelbare.s  Ziigreifen,  wo  das  fibel  auftrat,  sofortige 
praktische  Versuche,  ihm  zu  begegnen  und  h.artnäckiges  Verfolgen  des  Zweckes, 
das  zeichnete  diese  MAnner  und  l'rauen  aus,  welche  an  den  verschiedensten 
Orten  und  unter  den  verschiedensten  Verhältnissen  das  Problem  zu  gleicher  Zeit 
anfuBten,  allerdings  ungehemmt  durch  bureaukratischc  oder  Juridische  Bedenken, 
sondern  im  Gegenteil  mächtig  gefordert  durch  die  lokale  Selbstverwaltung, 
insbesondere  durch  das  EriedensrichteramL  das  in  denselben  Händen  nihte,  die 
hier  entschlossen  eingrilTen.  Es  war  das  Streben  nach  praktischer  Verwirklichung 
der  damals  allem  herrschenden  Bcsserungstheorie,  welche  alle  diese  Geister  erfüllte. 
.Unser  Bestreben  war  stets*  — schrieb  mir  einst  Sir  Lloyd  Baker  — .erfüllt  von 
der  Erinnerung  an  jene  ersten  Versuche,  die  Gegend  von  den  gewerbsmäßigen 
jungen  Dieben  zu  befreien  und  dadurch  zu  verhindern,  daß  das  Übel  sich  durch 
Ansteckung  weiter  verbreite.  Die  Wirkung  war  groß,  denn  die  Zahl  der  Verur- 
teilungen nalim  von  1856  bis  1S82  stark  ab.  Ich  könnte  Ihnen  ein  Verzeichnis  von 
456  Knaben  zeigen,  das  wir  im  Jahre  1860  in  London  gemacht  haben,  viermal 
oder  noch  öfter  bestrafte,  1 60  von  ihnen  achtmal  oder  noch  öfter.  Wir  haben  auch 
nur  die  Hälfte  derselben  fassen  können,  aber  doch  so  viele,  um  die  anderen  ein- 
zuschüchlern  und  durch  diese  Tätigkeit  sank  die  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher 
nach  und  nach*. 

Man  denke  sich  diese  einfache,  an  sich  sehr  unvollkommene,  mehr  zufällige 
Tätigkeit  des  einen  Mannes,  aber  hundertmal  vervielfältigt  in  allen  großen  Städten 
des  Reiches  und  am  Lande,  so  wird  man  sich  ein  Bild  machen  des  zwar  imregel- 
mäßigen, jedoch  durch  eine  kraftvolle  Sebsttätigkeit  beförderten  Wachstums  der 
Institution  der  englischen  .Reformatorics  and  Industrial  Schools“. 

Diese  englischen  Be.sscrungsanstallen  sind  so  oft  besprochen  und  beschrieben 
woriien,  daß  ich  ihre  Einrichtung  als  bekannt  voraussetzen  kann.  Für  den  Zweck, 
ilen  ich  mit  diesen  Zeilen  verfolge,  muß  ich  aber  doch  hervorheben,  wie  sehr  in 
der  Entwicklung  dieser  Anstalten  die  strafrechtlichen  Gesichtspunkte 
gegen  die  rein  erziehlichen  zurückgetreten  sind.  In  dieser  Hinsicht  kann 
man  aller  die  Bedeutung  dieser  Schulen  nur  dann  richtig  auffassen,  wenn  man  die 
gesetzlichen  Bestimmungen,  zugleich  aber  auch  die  Tendenz  der  Verwaltung  ins 
Auge  läßt. 

Bei  gewissen  schweren  Verbrochen,  bei  mehrmaliger  Rückfälligkeit 
kann  eine  Verweisung  nur  in  Reformatories  stattfinden,  insbesondere  ist  das 
immer  dann  der  Fall,  wenn  ein  Jugendlicher  unter  16  Jahren  vom  König  zur 
.Vnhaltimg  in  eine  Reformatory  School  ausdrücklich  begnadigt  wird.  Eine  vor- 
herige Einsperrung  in  ein  Gefängnis,  die  früher  immer  der  Verweisung  in  eine 
Roformatory  School  vorangehen  mußte,  ist  seit  dem  Jahre  1899  abgeschafft.  Auch 
gewisse  Vorbestrafungen,  die  früher  immer  die  Verweisung  in  eine  Reformatory 
School  zur  Folge  hatten,  verhindern  heute  nichl[mehr  den  Richter,  den  Fall  in  eine 
Industrial  School  zu  verweisen,  endlich  hat  auch  der  Assisenriehter  heute  die 
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Wahl,  die  ihm  voroeführten  Jugendlichen  entweder  in  eine  Reformatory  oder 
Industrial  School  zu  verweisen.  (Sec.  14  und  sec.  32  Ref.  Schools  Act  1860, 
sec.  4 Criminal  Law  Amendment  Act  1885,  Ref.  Amendinpt  Act  1899,  sec.  1 
und  sec.  3 Youlhful  OlTenders  Act  1901.)  Im  summarischen  Verfuhren  hat  der 
Richter  stets  die  Wahl  der  Verweisung  in  eine  Reformatory  oder  Industrial  School. 

Ausschließlich  in  die  Industrial  Schools  können  von  den  Friedensrichtern 
(oder  .Magistrat“  in  Schottland)  venviesen  werden.  Jugendliche  unter  14  Jahren, 
welche  bettelnd,  herumwandernd  oder  ohne  Subsistenzmittel  gefunden  werden, 
welche  verlassen  sind  oder  keine  Eltern  haben  oder  deren  Eltern  schwere  Strafen 
abzubößen  haben,  oder  wenn  sie  in  Gesellschaft  von  Dieben  oder  mit  Prostituierten 
Zusammenleben  oder  in  Gesellschaft  von  Prostituierten  angelroffen  werden 
(sec.  14  Ir.d.  Schools  Act  1860,  Ind.  Schools  Amendment  Act  1880),  ferner  Kinder 
unter  12  Jahren,  welche  wegen  einer  strafbaren  Handlung,  auf  welche  Gefängnis 
gesetzt  ist,  verurteilt  wurden  (sec.  15  Ind.  Schools  Act  1860),  weiters  Kinder  unter 
14  Jahren,  deren  Eltern  erklären,  nicht  im  slande  zu  sein,  dieselben  im  Zaum  zu 
hallen  (sec.  10  dieses  Gesetzes),  O rncr  Kinder  unter  14  Jahren,  deren  .Vrmenväter 
dem  Friedensrichter  nachweisen,  daß  sie  .refaktory“  sind  oder  deren  Eltern  zu 
schweren  SIraten  verurteilt  sind,  ferner  Kinder  unter  14  Jahren,  die  in  Pflege  und 
Aufsicht  einer  Frauensperson  stehen,  welche  wiederholt  wegen  Verbrechen  bestraft 
wurde,  wenn  diese  Kinder  nicht  selbst  Subsistenzmittel  oder  einen  tauglichen  Vor- 
mund haben  (sec.  l4Prevcntion  of  crimes  act  1871),  ferner  Kinder  über  5 Jahre, 
welche  gewohnheitsmäßig  herumvagieren,  unter  keiner  regelmäßigen  Aufsicht 
stehen  oder  in  der  Gesellschaft  von  Landstreichern,  abgestraften  Verbrechern 
oder  übel  beleumundeten  Personen  aufgefunden  werden  (sec.  1 1 New  F.lementary 
Education  Act  1876),  ferner  Kinder,  die  ohne  ausreichende  Enischuldigung  den 
Schulbesuch  vernachlässigen  und  die  Eltern  wiederholt  vergebens  vorgeladen  und 
mit  Geld  beslrall  worden  find  oder  sich  außer  stände  erklären,  den  Schulbesuch 
zu  erzwingen  (sec.  12  dieses  Gesetzes),  ln  den  beiden  letzten  Fällen  erfolgt  die 
Verweisung  eventuell  in  Day  Industrial  Schools  oder  Truant  Schools. 

Die  Tendenz  der  Gesetzgebung  sowie  insbesondere  der  Verwaltung  besteht 
darin,  den  bisherigen  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten  der  Besserungs- 
anstalten zu  verringern.  Wenn  jemand  heute  nacheinander,  ohne  es  zu  wissen, 
ob  er  in  eine  Reformatory  oder  Industrial  School  kommt,  eine  iVnzahl  solcher 
Anstalten  besuchen  würde,  fände  er,  was  die  Behandlung  der  Zöglinge,  Unterricht, 
Unterweisung  in  den  Handfertigkeiten  u.  s.  w.  anbelangt,  keinen  Unterschied,  ln 
einigen  Reformatory  Schools  ist  die  Handhabung  der  Disziplin  wohl  schärfer, 
was  damit  zusammenhängt,  daß  es  Anstalten  gibt,  die  sich  speziell  zur  Aufgabe 
machen,  nur  .schwere  Fälle“  aufzunehmen.  Zu  diesen  Anstalten  gehört  hcispiel.s- 
weisc  Rcdliill.  Aber  ein  essentieller  Unterschied  besteht  nicht  mehr,  sondern  die 
Tendenz  der  englischen  Verwaltung  geht  dahin,  die  Industrial  Schools  zu 
Anstalten  für  jüngere,  die  Reformatories  zu  Anstalten  für  ältere 
Zwangszöglinge  zu  stempeln.  Der  Inspektor  spricht  sich  in  seinem  Berichte 
für  das  Jahr  1900  über  den  Unterschied  zwischen  den  beiden  Kategorien  von 
-\nstalten  folgendermaßen  aus:  .Die  Schulen  für  die  älteren  Jugendlichen  oder 
Reformatories  sind  Anstalten,  in  welche  Jugendliche  bis  zum  Alter  von  16  Jahren 
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gesendet  werden,  die  wogen  eines  Verbrechens,  welches  mit  penal  servitude  oder 
Gefängnis  strafbar  ist,  verurteilt  wurden,  und  solche  Jugendliche  müssen  jetzt  seit 
1899  auch  nicht  mehr  wie  früher  vorher  eine  gewisse  Zeit  im  Gefängnisse  zu- 
gebracht haben.  Die  Schulen  für  die  jüngeren  Jugendlichen  oder  Industrial  Schools 
sind  — allgemein  gesprochen — für  Kinder  bestimmt  bis  zum  Alter  von  14  Jahren, 
die,  wenn  auch  noch  nicht  verurteilt,  doch  in  solchen  Verhältnissen  leben,  daß. 
wenn  in  denselben  belassen,  sie  voraussichtlich  dem  Verbrechen  verfallen  werden. 
Die  Reformatories  Schools  oder  Senior  Schools,  vornehmlich  für  die  Jugendlichen, 
die  bereits  zu  V'erbrechem  geworden  sind,  die  Industrial  Schools  oder  Junior 
Schools  für  jene,  welche  erst  auf  dem  Wege  sind.  Verbrecher  zu  werden.  Die 
ersten  enthalten  im  Durchschnitte  drei  Jahre  altere  Jugendliche  als  die  zweiten. 
In  einer  Reihe  von  Fällen  haben  die  Behörden  die  Walil,  die  Betreffenden  in  die 
eine  oder  andere  Art  von  Anstalten  zu  verweisen.“ 

Diese  Worte  des  Inspektors  der  beaufsichtigenden  und  die  Verwaltung  wesent- 
lich beeinflussenden  Organe  zeigen,  wie  dahin  gewirkt  wird,  das  Alter  der  Jugend- 
lichen als  ein  hauptsächliches  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  den  beiden 
Arten  von  Anstalten  in  den  Vordergrund  treten  zu  lassen. 

Sehr  bezeichnend  für  die  Entwicklung  dieser  Einrichtungen  in  England  ist 
es,  daß  der  Inspektor  in  seinem  Berichte  für  das  Jahr  1902  die  Frage  aufwirfl,  ob 
die  beiden  Gesetze,  welche  die  Reformatories  und  die  Industrie!  Schools  getrennt 
behandeln,  nicht  verschmolzen  werden  und  die  beiden  Arten  von  Bcsserungs- 
schulen  nicht  bloß  als  Schulen  für  ältere  und  jüngere  Jugendliche  von  Gesetzes 
wegen  klassifiziert  werden  könnten.  So  weit  hat  also  bereits  der  Gedanke  der 
Erziehung  den  Ged.anken  der  Strafe  und  Vergeltung  in  diesen  englischen  Anstalten 
zurückgedrängt. 

In  der  Anlage,  Einrichtungen  und  Führung  dieser  Anstalten  herrscht  heute 
dieser  Standpunkt  der  Erziehung  unbedingt  vor.  Die  Staatsverwaltung,  auf  deren 
Intentionen  die  Vorsteher  der  Schulen  bereitwillig  eingehen,  wirkt  jetzt  vor  allem 
dahin,  den  Jugendlichen  mit  der  Fähigkeit  auszustatten,  nach  seinem  Austritte 
sein  Fortkommen  zu  sichern.  Der  Handfertigkeitsunterricht  spielt  eine  große  Rolle 
in  den  Zielen,  die  den  Anstalten  gesteckt  werden.  Man  trachtet  durch  Unterweisung 
und  Übung,  den  richtigen  Griff,  die  Genauigkeit,  Schnelligkeit  und  Sicherheit 
jener  mechanischen  Verrichtungen  zu  erreichen,  welche  für  das  spezielle  Gewerbe 
notwendig  sind,  ferner  die  volle  Vertrautheit  mit  dem  Werkzeug,  das  genaue 
Verständnis  bezüglich  des  Materials,  welches  für  das  betreffende  Gewerbe 
in  Betracht  kommt  zu  erzielen.  Es  wird  getrachtet,  dem  Jugendlichen  die  Fähigkeit 
zu  erwerben,  die  Aufgaben  in  seinem  Interesse  richtig  zu  erfassen,  wodurch 
die  Notwendigkeit  envächst,  das  für  die  meisten  Gewerbe  erforderliche 
Minimum  von  Zeichenkunst  zu  erlernen.  Maß  und  Form  für  die  Tischler  so  gut 
wie  für  die  Schneider  und  Schuster,  ln  dieser  Richtung,  die  allerdings  nichts 
anderes  anstrebt  als  die  längst  anderwärts  anerkannten  und  geübten  Gnmdsätze 
des  technologisch-gewerblichen  Unterrichtes,  bewegen  sich  diese  Bestrebungen. 
Fliege  des  Körpers,  physische  Übungen,  Erholung  und  Sport  wird  der  Besucher 
der  englischen,  schottischen  und  irländischen  Anstalten  in  verschiedenem  Maße, 
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über  überall  gepflegt  finden.  Überall  hat  der  englische  Zug  nach  Bewegung  in 
freier  Luft  sein  Recht  behauptet  ln  neuerer  Zeit  wirken  Staatsverwaltung, 
Inspektorat  und  einsichtige  Leiter  der  Anstalten  zusammen,  um  systema- 
tischer als  früher  die  Verbesserung  und  Durchbildung  der  jugendlichen  oft 
so  sehr  vernachlässigten  Körper  anzustreben.  Gymnastik  nach  deutscher  und 
schwedischer  Art  wird  vielfach  eingeführt.  ln  den  spezifischen  englischen 
Sports  sollen  die  Insassen  der  Reformatory  and  Industrial  Schools  der  Jugend, 
welche  in  freier  Erziehung  aufwüchst  nicht  nachstehen.  In  seinem  Berichte  für 
d.as  Jahr  1899  verweist  der  Inspektor  auf  die  Erfolge,  welche  einzelne  Reformatories 
and  Industrial  Schools  bei  Wettschwimmen,  Wetlurnen  und  Fußball  mit  anderen 
freien  Schulen  gewonnen  haben.  .Das  Wettschwimmen  der  englischen  Volks- 
schulen* heißt  es  in  einem  der  letzten  hispektoratsbcrichte  wurde  im  letzten 
Herbst  durch  eine  Abteilung  der  Industrial  School  von  Manchester  (Ardwick 
Green)  gewonnen.  Der  Preis,  den  die  Schulbehörde  von  Leeds  für  Fußball  und 
Schwimmen  ausgesetzt  hatte,  wurde  von  der  Industrial  School  in  Shadwell  und  der 
Day-Industrial  School  von  Edgar  Street  gewonnen.  Im  Fußball  scheint  die  Industrial 
School  St.  Joseph  in  Manchester  ganz  unüberwindlich.  Es  ist  eine  Tatsache,  daß  im 
ganzen  Lande  diese  Anstalten  sich  zu  Meistern  ausbildcn  einer  gesunden  physischen 
Erziehung,  und  der  Einfluß,  den  sie  dadurch  auf  andere  Schulen  ausüben,  kann 
nicht  anders  als  zum  großen  Vorteil  der  Allgemeinheit  ausschlagen.  Die 
Schulsportfeste,  die  im  Juli  zu  Manchester  abgehalten  wurden,  waren  ein  glänzen- 
des Beispiel  dafür,  was  gute  Nahrung  und  regelmäßige  physische  Übung  für  eine 
Gegenwirkung  ausüben,  gegenüber  Hunger  und  V'erwahrlosung  in  der  früliesten 
Jugend.  Es  waren  bei  diesen  Wettspielen  die  Schulen  von  Manchester,  Liverpool, 
Leeds,  Halifai,  Stockport  und  Leicester  repräsentiert.  Zu  den  hervorragendsten 
Leistungen  des  Tages  gehörte  der  allgemein  anerkannte  Erfolg  der  Turner  von 
der  St.  Joseph  Industrial  School  in  Manchester,  die  gymnastische  Übung  der  Industrial 
School  Ardwick  Green  in  Manchester,  das  Wettlaufen,  welches  in  erstaunlicher 
Weise  von  einer  Riege  der  Industrial  School  in  Everton  Turace  Liverpool  gewonnen 
ward,  der  Hochsprung,  den  gewonnen  zu  haben  die  Insassen  der  Industrial  School  in 
Uerford  für  ihre  lange  Reise  entschädigte.  Die  Preisverteilung  geschah  durch  den 
Lordmajor  von  Manchester,  an  dessen  Seite  man  den  Bischof  von  Salford,  Mitglieder 
der  Schulbehörden  sowie  Leiter  der  Anstalten  sah.  Keinem  der  Anwesenden 
entging  es.  wie  der  Geist  der  guten  Kameradschaft  bei  dieser  Gelegenheit  sich 
entwickelte,  ein  Geist,  der  bestimmt  ist,  auf  günstige  Weise  die  öffentliche 
Meinung  zu  beeinflussen  und  auf  die  Führung  unserer  Anstalten  einzuwirken.  Es 
ist  ermutigend,  daß  dieses  im  Norden  von  England  gegebene  Beispiel  im  Süden 
nachgeahmt  wird,  wo  sich  eine  ähnliche  Vereinigung  bildet.  Die  Industrial  School 
Boys  Home  Regent  Park  in  London  steht  an  der  Spitze  dieser  Bemühungen, 
eine  Schule,  die  ihren  kräftigen  Anstoß  von  Männern  wie  Charles  Kingley,  Deuison 
.Maurice  und  Tom  Hughes  erhielt.  Körf)erliches  Christentum  (Muscular  Christianity) 
ist  ein  geistreiches  Wort,  welches  sich  jetzt  in  unserem  Leben  verwirklichen 
muß“. 

Das  Wort  Lockes:  .Recreation  is  as  necessarey  as  labour  or  food*  wird 
ins  Praktische  übersetzt,  wenn  — wie  dies  jetzt  vielfach  geschieht  — die  ganze 
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Ucfomiaton-  School  oder  Indiistria]  School  auf  einige  Wochen  an  die  See  oder 
auf  das  Land  übcrsiedelt  und  sich  ungehunden  den  Freuden  der  Ferien  hingibt. 

Ich  möchte  bemerken,  daß  in  dieser  Hinsicht  noch  viele  Anstalten  ab.seil.s 
stehen,  aber  ein  Ziel  ist  gesteckt  und  leilwci.se  schon  erreicht.  Auch  diese 
nationalen  Sports  und  Übungen  in  den  Zwangserziebungsanslalten  sollen  eine 
Briicke  bilden,  um  jene,  welche  die  Gesellschaft  aus  dem  Schlamme  der  Vernach- 
lässigung und  aus  der  Atmosphäre  des  Verbrechens  herauszieht,  wieder  neu  an 
ihr  großes,  gesundes  Volkstum  anzugliedcrn. 

Es  würde  mich  zu  weit  führen,  wenn  ich  mich  im  einzelnen  auf  die 
Besprechung  der  Disziplin.  Gesundheilspflcge  und  den  Unterricht  in  diesen 
Anstalten  einlassen  wollte,  aber  eins  muß  noch  hervorgehoben  werden:  Die 
Slaatsaufsicht  Ober  diese  Schulen  sowie  die  Verwaltungen  derselben  streben 
mit  allen  Mitteln  dahin,  daß  den  Zöglingen  für  die  Zukunft  kein  Makel  anklebe. 
Das  ist  einer  der  großen  Züge  dieser  englischen  Einrichtung. 

Wer  die  Bedeutung  der  englischen  Nationalspiele  kennt,  wer  weiß,  daß  diese 
Fußball-  und  Krocketturniere  zwischen  den  einzelnen  Schulen  kleine  National- 
fcsle  sind,  der  wird  ermessen,  wie  weit  in  der  ölTentlichen  Meinung  der  Unter- 
schied zwischen  diesen  Iteformatory  and  Industrial  Schools  und  den  freien 
Schulen  verwischt  sein  muß,  wenn  die  Zöglinge  beider  auf  dem  Turf  um  die  viel- 
begehrten  Preise  gemeinsam  ringen.  Das  hat  sich  auch  während  des  letzten 
Burenkrieges  gezeigt.  Zahlreiche  ältere  Insassen  dieser  Schulen  waren  nach  Afrika 
gegangen.  Unmittelbar  nach  dem  Kriege  wurde  den  Besuchern  dieser  englischen 
Anstalten  mit  Stolz  erzählt,  wenn  der  eine  oder  der  andere  ehemalige  Zögling 
sich  besonders  ausgezeichnet  oder  gar  d:us  Viktoriakreuz  erhallen  hatte.  Überall 
wurden  in  diesen  Schulen  Gedenklafehi  mit  den  Namen  jener  Schiller  errichtet, 
die  in  Afrika  gekämpft  hatten,  und  besonders  geehrt  wurde  das  Andenken  jener, 
die  dort  gefallen  waren.  Der  Inspektor  erzählt  in  seinem  Berichte  lurdas  Jahr  1902. 
daß  General  Sir  John  French  bei  der  Entliüllung  einer  solchen  Gedenktafel  in  der 
Ea.ot  London  Industrial  School  eine  Rede  gehalten  und,  auf  die  Namen  der  Gefal- 
lenen hinweisend,  gesagt  habe:  .Das  waren  Eure  Kameraden,  das  waren  auch 
meine  Kameraden." 


Diese  rechtsverglcichende  Skizze  ließe  sich  durch  Betrachtung  niederlän- 
discher, belgischer  und  inshesondere  amerikanischer  Verhältnisse  leicht  erweitern. 
Sic  genügt  aber,  um  jene  Seile  der  Frage  zu  veranschaulichen,  auf  welche  ich  die 
Aufmerksamkeit  lenken  möchte,  ln  allen  fortschreitenden  Staaten  Europas  — von 
.Amerika  ganz  zu  schweigen  — hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  Umschwung 
in  der  Kriminalpolitik  gegenüber  der  straflälligen  Jugend  vollzogen,  daneben 
aber  auch  die  .Methode  der  Naclierzieliung  an  der  Hand  der  Erfahrung 
durchgebildet.  Das  hängt  innig  zusammen.  Während  wir  d.ahin  streben,  den 
Grund  zu  einem  neuen  Jugendstrafrecht  zu  legen,  müssen  wir  jenes  Mittel  aus- 
zubilden suclicn,  durch  welches  die  theoretischen  Grundsätze  allein  Früchte  tragen 
können.  Die  schönsten  Bestimmungen  des  Gesetzes  «.üren  verloren,  wenn  nicht 
zugleich  für  den  A’ollzug  im  richtigen  Geiste  gesorgt  w ürde.  Ja.  diese  theoretischen 
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Bestimmungen  könnten  sogar  l.'nheil  anrichlen  und  den  Gegnern  der  neuen 
riichtung  willkommene  Waffen  in  die  Hand  drücken,  wenn  sie  mangelhaft  durch- 
gefülirt  und  aus  diesem  Grunde  auch  mangelhafte  Erfolge  aufweisen  würden. 
Diese  Gefahr  besteht  auf  diesem  Gebiet  mehr  als  auf  irgend  einem  anderen.  Des- 
wegen ist  die  praktische  Ausgestaltung  der  Nachenüehung  in  den  verschiedenen 
Formen  für  uns  eigentlich  der  Kern  der  Frage.  Ich  halte  es  für  notwendig,  so  rasch 
als  möglich  einen  praktischen  Schritt  in  dieser  Richtung  zu  machen,  das  Zustande- 
kommen der  legislativen  Reform  des  Jugendstrafrechtes  nicht  abzuwarten  und 
wenigstens  an  einem  Orte  in  Österreich  sofort  an  die  Arbeit  zu  gehen,  die 
vorbildlich  für  das  ganze  System  werden  könnte,  zugleich  aber  auch  sofort 
Erfahrungen  auf  die.-:em  Gebiete  darbielen  würde,  deren  wir  so  dringend  bedürfen. 

Ich  schlage  daher  vor,  eine  Anstalt  für  die  Nachei’ziehung  der  straffälligen 
Jugend  zu  errichten.  Ich  denke  dabei  nicht  an  die  Adaptierung  irgend  eines  alten 
Gebäudes,  sondern  an  eine  neue  Schöpfung  aus  einem  Gusse,  die  voll  und  ganz 
dem  Zwecke  angepaßt  sein  müßte. 

Ich  möchte  dabei  folgende  Grundsfilze  aufstellen : 

1.  Als  oberstes  Ziel  der  zu  errichtenden  Anstalt  wäre  die  sittliche  und 
körperliche  Regeneration  des  Individuums  und  die  Herstellung  seiner  Arbeits- 
tüchligkcit  anzustreben.  Durch  eine  syslpmatische,  gen,au  festgcstellte  Erziehungs- 
methode müßte  aus  dem  straffällig  gewordenen  Jugendlichenein  neuer,  moralisch 
gefestigter,  für  das  Leben  in  der  Freiheit  tauglicher  Mensch  gemacht  werden. 

2.  Als  Mittel  hätte  zu  dienen:  religiöse  Einwirkung,  Unterricht,  hygienische 
Behandlung  und  körperliche  Obungen,  vollkommen  ausreichende  Unterweisung 
in  der  Landwirtschaft  oder  in  einem  gewerblichen  Berufe.  Strenge  Überwachung 
und  Disziplin,  jedoch  in  keiner  Weise  an  eine  geschlossene  Strafanstalt  erinnernd. 
Ein  System  von  Belohnungen  und  Strafen,  welche  das  Ehrgefühl  nicht  abstumpfen, 
sondern  im  Gegenteil  zu  wecken  geeignet  sein  müßten.  Gesunde,  einfache,  aus- 
reichende Kost.  Unterricht,  Arbeit,  körperliche  Bewegung  und  Erholung  im 
richtigen  Verhältnisse. 

3.  Die  Anstalt  wäre  nach  dem  Kottagesysteni  (Familien.system)  zu  erbauen. 
Landwirtschaftlicher  Betrieb  und  Werkstätten  zur  Erlernung  von  Handwerken. 
Kirche,  Schule,  Spital,  Turnhalle,  Bad.  Alles  dem  Zweck  angemessen,  aber  von 
strenger  Einfachheit. 

4.  Die  Kosten  der  Erbauung  der  Anstalt  wären  durch  freiwillige  Gröndungs- 
beiträge,  sowie  durch  Subventionen  des  Landes  und  des  Staates  zu  decken.  Es 
könnte  die  Form  eines  V'ereines  gewählt  werden,  dessen  Leitung  in  Händen  von 
Personen  liegen  würde,  die  teils  von  den  Gründern  gewählt,  teils  von  der  Regierung 
und  dem  Lande  zu  bezeichnen  w'ären. 

5.  Baupläne.  Hausordnung,  UnterricliLsvorschriflen,  Einrichtung  und  Betriebs- 
ordnung der  Anstalt  wären  dem  Justizministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

6.  Die  laufenden  Kosten  müßten  durch  die  Einnahmen  des  Vereines, 
Subventionen  der  Regierung  und  des  Landes  und  den  Erträgnissen  der  Land- 
wirtschaft und  der  gewerblichen  Betriebe  gedeckt  worden. 

7.  Es  ist  ein  Spezialgesetz  notwendig,  um  gewisse  Kategorien  von  straf- 
fälligen Jugendlichen  in  diese  Anstalt  verweisen  zu  können,  ln  diesem  Gesetze 
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müßte  ausgesprochen  werden,  daß  in  diesen  Fällen  an  Stelle  des  gewöhnlichen 
Strafvollzuges  die  Nacherziehung  in  der  Anstalt  zu  treten  habe.  Es  müßten  darin 
auch  Bestimmungen  getroffen  werden,  die  eine  objektive  Handhabung  dieses 
(iesetzes  verbürgen. 

8.  Für  diese  Anstalt  wäre  die  Einrichtung  der  bedingten  Entlassung  unter 
Aufsicht  (Bewährung)  cinzuführen.  Die  Verwaltung  der  Anstalt  hätte  die  Pflicht, 
für  jeden  entlassenen  Jugendlichen,  falls  er  nicht  seiner  Familie  zurückgegeben 
w'erden  kann,  eine  geeignete  Arbeitsgelegenheit  ausfindig  zu  machen  und  ihm 
nach  jeder  Richtung  behilflich  zu  sein,  ein  ordentliches  und  arbeitsames  Leben 
führen  zu  können. 

9.  Die  .iVnstalt  würde  unmittelbar  unter  der  Aufsicht  des  Justizministeriums 
stehen  und  es  wäre  ein  ständiger  Inspektor  für  dieselbe  zu  ernennen,  der  ver- 
pflichtet wäre,  alljährlich  einen  Bericht  über  dieselbe  zu  veröffentlichen. 
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